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Vorrede, 

nebst  Darlegung  des  Plans  der  Neubearbeitung  des  ganzen 
Rau'schen  Lehrbuchs  der  politischen  Oekonomie. 


Mehr  als  8^/2  Jahr  sind  verflossen,  seitdem  ich  den  ersten  voll- 
ständigen Band  meiner  Neubearbeitung  der  Rau'.schen  Finanzwissen- 
schaft veröffentlicht  habe.  Ich  schloss  das  Vorwort  zu  diesem  Bande 
mit  der  Bemerkung,  dass  ich  binnen  kurzer  Zeit  an  die  Bearbeitung 
des  zweiten  Bandes  gehen  würde  und  sprach  die  Hoffnung  aus, 
denselben  dem  ersten  in  nicht  zu  langer  Zeit  folgen  lassen  zu 
können.  Die  Erfüllung  dieser  Zusage  hat  sich  leider  nicht  nur  bis 
jetzt  verzögert,  sondern  wird  nach  dem  nunmehr  in  Ausführung 
begriffenen  Plane  der  vollständigen  Neubearbeitung  des  ganzen 
Rau'schen  Lehrbuchs  der  politischen  Oekonomie  noch  einige  Zeit 
auf  sich  warten  lassen  müssen.  Ich  muss  dafür  um  so  mehr  um 
Entschuldigung  bitten,  da  die  Kritik  meiner  Arbeit  wohlwollend 
begegnet  ist  und  da  mir  direct  sowie  durch  buchhändlerische  An- 
fragen wiederholt  die  dringendsten  Mahnungen  zur  Herausgabe  des 
2.  Bands  der  Finanzwissenschaft  zugiengen.  Auch  der  Absatz  der 
fast  schon  vergriffenen  Auflage  meines  doch  noch  Bruchstück  ge- 
bliebenen ersten  Bands  legte  mir  sehr  wohl  empfundene  moralische 
Verpflichtungen  auf,  mit  der  Vollendung  des  Werks  nicht  zu  lange 
zu  zögern. 

Wenn  ich  demungeachtet.  auch  jetzt  noch  mit  derselben  in 
Rückstand  bleibe  und  sogar  zuvor  die  Neubearbeitung  und  Heraus- 
gabe andrer  Theile  der  politischen  Oekonomie,  wie  gegenwärtig 
diejenige  des  vorliegenden  Bandes,  beginne,  so  muss  dies  einiges 
Befremden  erregen  und  erfordert  jedenfalls  eine  Erklärung,  Es 
sind  nun  in  der  That,  neb^n  einigen  äusseren,  vorwiegend  triftige 
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innere  Gründe,  welche  mich  zu  diesem  Verfahren  bestimmt  haben. 
Dieselben  liefern  nicht  nur  die  Erklärung  und,  wenigstens  unter 
den  obwaltenden  Umständen,  wohl  auch  die  Rechtfertigung  für  die 
bisherige  und  für  die  noch  weitere  Verzögerung  der  Herausgabe 
des  2.  Bands  meiner  Neubearbeitung  der  Finanz  Wissenschaft,  son- 
dern sie  dienen  zugleich  zur  Begründung  des  Planes  der  vollstän- 
digen Neubearbeitung  des  ganzen  Rau'schen  Lehrbuchs  der  politi- 
schen Oekonomie  und  zur  Erklärung  der  der  Beendigung  der  Fi- 
nanzwissenschaft vorausgehenden  Herausgabe  der  allgemeinen  theo- 
retischen Theile  des  neuen  Werks. 

Ich  hatte  mich  ursprünglich,  und  zwar  noch  vor  meiner  Be- 
rufung nach  Berlin,  nur  zur  Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft 
verpflichtet.  Mein  hiesiges  Lehramt  Hess  mir,  zumal  in  den  ersten 
Jahren,  weniger  freie  Zeit  zu  literarischen  Arbeiten,  als  ich  für 
die  Ausführung  jenes  Werks  bedurfte.  Nach  dem  Abschluss  des 
ersten  Bands  der  Finanzwissenschaft  nahmen  mich  auch  längere  Zeit 
hindurch  andere  unaufschiebliche  Arbeiten,  welche  zum  Theil  auf 
älteren  Verpflichtungen  beruhten,  in  Anspruch. 

Bei  fortgesetzter  Beschäftigung  mit  der  Finanzwissenschaft  und 
bei  den  Vorarbeiten  für  den  zweiten  Band  überzeugte  ich  mich  aber 
immer  mehr  von  der  Richtigkeit  einer  Ansicht,  welche  schon  bei 
der  Bearbeitung  des  1.  Bands  mir  oftmals  entgegen  getreten  war: 
ich  sah  immer  deutlicher  ein,  dass  sich  wenigstens  die  Steuerlehre, 
der  Hauptgegenstand  des  2.  Bands  der  Finanzwissenschaft,  nicht 
in  der  meiner  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  entsprechenden 
Weise  behandeln  liess,  ohne  ein  tieferes  Eingehen  auf  die  allge- 
meinen Principien  der  politischen  Oekonomie  überhaupt.  Zu  einem 
solchen  hatten  mich  theils  die  Vorlesungen,  theils  die  Controversen 
im  Gebiete  der  „socialen  Frage"  auch  von  anderer  Seite  geführt. 
In  der  Steuerpolitik  begann  ich  consequent  zwei  Standpuncte  zu 
unterscheiden,  den  „rein  fiscalischen*',  von  welchem  aus  die  Be- 
deckung des  Staatsbedarfs  die  erste  Aufgabe  ist,  die  bestehenden 
Einkommen-  und  Vermögensverhältnisse  aber  möglichst  intact  er- 
halten werden,  was  folgerichtig  zur  Theorie  der  gleichen  propor- 
tionalen (gleich-quotigen)  Steuer  führt;  sodann  den  „socialen''  oder 
„socialpolitischen"  Standpunct,  von  welchem  aus  die  Besteuerung 
ein  principiell  richtiges,  practisch  wichtiges  und  verhältnissmässig 
leicht  und  unbedenklich  zu  handhabendes  Mittel  ist,  die  bestehen- 
den Einkommen-  und  Vermögensverhältuisse  in  einer  der  Billigkeit 
und  den  Bedürfnissen  der  ganzen  Gesellschaft  entsprechenden  Weise 
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ZU  cori'igiren ,  besonders  gegenüber  den  Folgen  des  Systems  der 
treien  Concurrenz  und  des  Bezugs  von  Conjuncturengewinnen, 
Grundrenten  u.  s.  w.  bloss  kraft  des  Eigenthumsrechts :  ein  Stand- 
punct,  welcher  folgerichtig  zur  Theorie  der  Steuerprogression,  zur 
Forderung  der  progressiven  Einkommensteuer,  eines  richtig  ausge- 
bildeten Verkehrssteuersystems,  der  umfassenden  Erbschaftssteuern 
führt.  In  der  Finanz  Wissenschaft  selbst  handelt  es  sich  jedoch 
eigentlich  nur  um  die  tinanztechnischen  Consequenzen  dieser  Stand- 
puncte.  Die  Begründung  für  die  letzteren  liegt  in  den  obersten 
und  allgemeinsten  Principien  der  politischen  Oekonomie.  Auf  eine 
vorausgehende  Untersuchung  und  Feststellung  dieser  Principien 
drängte  mich  daher  die  Fortsetzung  der  Finanzarbeit  nothwendig 
hin,  da  ich  hierin  von  Eau  wesentlich  abwich  und  mithin  auf  die 
theoretischen  Theile  des  Rau'schen  Lehrbuchs  nicht  einfach  zu 
verweisen  vermochte. 

Eine  solche  Untersuchung  konnte  aber  nur  in  einer  vollständigen 
Neubearbeitung  der  „allgemeinen  oder  theoretischen  Volks^virth- 
schaftslehre'*  erfolgen.  Ich  fühlte  deutlich  die  immer  grössere 
Kluft,  welche  mich  wie  die  grosse  Mehrzahl  der  wissenschaftlichen 
Nationalökonomen  Deutschlands  von  der  älteren  Smith'schen  Schule, 
welcher  Rau  angehört  hatte,  grade  in  den  grossen  volkswirthschaft- 
lichen  Principienfragen  trennte.  Ich  konnte  es  eben  deshalb  mit 
meiner  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  nicht  vereinen,  entweder 
die  Finauzwissenschaft  auf  einer  Grundlage  fortzuführen,  welche 
ich  für  wissenschaftlich  unrichtig  erkannt  zu  haben  glaubte  und 
welche  in  dem  2.  Bande,  in  der  Steuerlehre,  doch  noch  ungleich 
mehr  als  im  1.  Bande,  in  der  Lehre  von  den  Ausgaben  und  vom 
Privaterwerb  des  Staats,  zur  Geltung  kam;  oder  anderseits  die 
Finanzwissenschaft  und  speciell  die  Steuerlehre  in  der  meiner 
wissenschaftlichen  Ansicht  entsprechenden  Weise  im  2.  Bande  zu 
behandeln,  dabei  dann  aber  die  tiefere  Begründung  meines  Stand- 
puncts  vermissen  zu  lassen  oder  in  der  Form  von  Excursen,  welche 
doch  grade  das  Wichtigste  betroffen  hätten,  und  damit  systematisch 
und  formell  an  unrichtiger  Stelle,  auf  jene  allgemeinen  Principien- 
fragen einzugehen.  Ich  habe  nach  reiflicher  Ueberlegung  den  jetzt 
eingeschlagenen  Weg  gewählt,  trotz  der  persönlichen  und  sachlichen 
Bedenken,  welche  dem  entgegenstanden:  ich  habe  die  Fortsetzung 
und  Beendigung  der  Finanzwissenschaft  noch  zurückgestellt  und 
zuvörderst  eine  vollständige  Neubearbeitung  des  ersten,  theoretischen 
Theils  des  Rauschen  Lehrbuchs  der  politischen  Oekonomie  begonnen. 
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wovon  ich  hiermit  einen  ersten  grösseren  Abschnitt  vorlege.  Hier- 
mit führe  ich  aber  zugleich  eine  Neubearbeitung  des  ganzen  Lehr- 
buchs von  Rau  ein,  für  welche  ich  die  mir  besonders  erfreuliche 
Mitwirkung  meines  verehrten  Freundes  und  Collegen,  des  Herrn 
Prof.  E.  Nasse  in  Bonn,  gewonnen  habe. 

Ob  ich  eine  solche  Bearbeitung  des  ganzen  Werks  meines 
ehrwürdigen  Lehrer's  Eau  übernehmen  solle,  darüber  war  ich 
lange  unentschieden.  Ich  verhehlte  mir  grade  bei  der  theoretischen 
Nationalökonomie  von  vorneherein  die  Schwierigkeiten  der  Fort- 
führung des  Rau'schen  Werks  am  Wenigsten,  namentlich  diejenigen, 
welche  aus  einer  Vereinigung  der  eigenen  wissenschaftlichen  Ueber- 
zeugung  mit  den  Rücksichten  hervorgingen,  die  durch  die  Pietät 
gegen  den  ursprünglichen  Verfasser  geboten  erscheinen  konnten. 
Diese  Rücksichten  waren  für  mich,  der  ich  unmittelbar  Schüler  von 
Rau  war  und  ihm  reiche  wissenschaftliche  Förderung  und  persön- 
liche Theilnahme  verdanke,  eher  in  noch  höherem  Maasse  vorhan- 
den, als  etwa  für  Jemanden,  welcher  dem  verehrten  Altmeister 
ferner  gestanden  hätte.  Meine  Erfahrungen  mit  der  Finanzwissen- 
schaft hatten  mir  auch  gezeigt,  dass  die  sachlichen  Schwierigkeiten 
und  persönlichen  Bedenken,  ein  solches  Hauptwerk  eines  so  hervor- 
ragenden Autors  fortzuführen,  bei  der  Ausführung  der  Arbeit  sich 
noch  bedeutender  zu  erweisen  pflegen,  als  man  anfangs  voraus- 
setzt. Und  doch  war  die  Diiferenz '  der  principiellen  Standpuncte 
in  der  Finanzwissenschaft  zwischen  Rau  und  mir  noch  ungleich 
geringer  als  in  der  allgemeinen  theoretischen  Nationalökonomie. 
Meine  eigene  wissenschaftliche  Fortentwicklung  aber  hatte  diese 
Differenz  seit  dem  Jahre  1870  noch  wesentlich  vergrössert,  was 
auf  die  Art  der  Bearbeitung  einen  immer  entscheidenderen  Einfluss 
ausüben  musste.  Auch  die  ungünstige  Erfahrung,  welche  ich  hin- 
sichtlich der  mir  in  Berlin  zur  Verfügung  stehenden  wenigen  freien 
Zeit  in  den  ersten  Jahren  meines  hiesigen  Aufenthalts  gemacht 
habe,  war  nicht  ermuthigend,  eine  noch  viel  grössere  Aufgabe  zu 
übernehmen,  deren  Lösung  doch  in  nicht  gar  zu  langer  Zeit  geboten 
war.  Endlich  empfand  ich  es  überhaupt  immer  mehr  als  ein  miss- 
liches Ding,  die  wissenschaftliche  Arbeit  eines  Anderen  aufzunehmen 
und  weiterzuführen,  weil  selbst  bei  voller  Geltendmachung  des  eige- 
nen wissenschaftlichen  Standpuncts  die  freie  Bewegung  in  der  Be 
handlung  gehemmt  bleibt. 

Ich  kann  nicht  läugnen,   wären   mir  alle  diese  Bedenken  im 
Frühjahr  1870,  wo  mir  die  Bearbeitung  zunächst  der  Finanzwissen- 
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Schaft  angeboten  wurde,  so  klar  gewesen,  wie  jetzt,  und  hätte  ich 
damals  meine  demnächstigen  persönlichen  Verhältnisse  im  Voraus 
genügend  übersehen  können,  —  ich  würde  wahrscheinlich  das  mich 
ehrende  und  erfreuende,  von  Rau  selbst  noch  herrührende  Anerbieten 
dennoch  dankend  abgelehnt  haben.  Da  dies  aber  einmal  nicht  ge- 
schehen war  und  die  Verhältnisse,  wenn  auch  ohne  meine  Schuld, 
die  Ausführung  der  übernommenen  Arbeit  ohnehin  unliebsam  genug 
verzögert  hatten,  konnte  ich  nicht  wohl  mehr  zurücktreten.  Ich 
glaubte  vielmehr,  auch  die  weiteren  Schritte,  welche  in  der  Con- 
sequenz  des  ersten,  in  der  Uebernahme  der  Bearbeitung  der  Finanz- 
wissenschaft lagen,  nun  gleichfalls  thun  und  demgemäss  mich  der 
Neubearbeitung  des  ganzen  Werks,  eventuell  mit  Unterstützung 
andrer  Fachgenossen,  unterziehen  zu  müssen.  Die  gewonnene 
Ueberzeugung,  nur  auf  diese  Weise  mir  den  Boden  für  die  richtige 
Beendigung  der  Finanzwissenschaft  vorzubereiten,  hat  diesen  Ent- 
schluss  vollends  zur  Reife  gebracht.  Die  Wünsche  der  Familie 
Rau  und  des  Herrn  Verlegers  kamen  mir  dabei  entgegen.  Denn 
da  das  Rau'sche  Lehrbuch  fast  in  allen  Bänden  vergriffen  war, 
wurde  eine  Neubearbeitung  desselben  durchaus  nothwendig  und 
eine  solche  des  1.  Theils,  der  Grundsätze  der  Volkswirthschafts- 
lehre,  besonders  dringlich. 

Ich  habe  mich  durch  alle  diese  Erwägungen  bestimmen  lassen, 
meine  Bedenken  zu  überwinden  und  die  vollständige  Neubearbeitung 
des  ganzen  umfassenden  Werks  nunmehr  in  die  Hand  genommen. 
Demgemäss  sind  auch  meine  Dispositionen  hinsichtlich  meiner  Ar- 
beitszeit für  die  nächsten  Jahre  in  der  Weise  getroffen,  dass  ich 
alle  anderen  irgend  erheblicheren  literarischen  Arbeiten  bei  Seite 
gesetzt  habe  und  meine  auch  sonst  etwas  grösser  gewordene  Müsse 
für  solche  Arbeiten  vollständig  dieser  Neubearbeitung  widmen  werde. 

Es  handelt  sich  um  das  systematisch  vollständigste  und  um- 
fassendste Werk  über  die  gesaramte  theoretische  und  practische 
politische  Oekonomie,  welches  nicht  nur  in  der  deutschen,  sondern 
in  allen  Literaturen  existirt.  Das  Werk  enthält  schon  in  den  letzten 
Ausgaben  sechs  ziemlich  starke  Bände.  Ich  habe  mit  Rücksicht 
auf  die  grossen  Ansprüche,  welche  die  Neubearbeitung  eines  solchen 
Werks  an  die  wissenschaftliche  Vielseitigkeit,  die  Ausdauer,  die 
Arbeitskraft  und  die  Arbeitszeit  des  Bearbeiters  stellt,  wohl  daran 
gedacht,  in  grösserem  Umfange  die  Mitwirkung  anderer  Fach- 
genossen einer  der  meinigen  verwandten  Richtung  eintreten  zu 
lassen  und  in  dieser  Hinsicht  auch  mehrfach  Bitten  an  befreundete 
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Colleg-en  gestellt,  jedoch  ausser  von  Herrn  Prof.  Nasse  abschlägige 
Antworten  erhalten.  Der  heutigen  wissenschaftlichen  Arbeitstheilung 
auch  im  Gebiete  der  politischen  Oekonomie  entspräche  ein  solches 
Zusammenwirken  freilich.  Was  für  die  Zeit,  wo  Rau  sein  grosses 
Werk  begründete  und  ausführte,  für  die  Periode  von  c.  1820—1848, 
wo  Rau  nach  Roscher's  richtigem  Urtheil  „der  Volkswirthschafts- 
lehrer  der  gut  regierten  deutschen  Mittelstaaten"  war,  —  was  für 
diese  Zeit  ein  einziger  Mann,  welcher  seine  ganze  Arbeitskraft  dem 
Werke  widmete,  noch  leisten  konnte,  das  ist  in  der  Gegenwart  bei 
der  grossen  Fülle  der  üetailforschungen  in  der  Geschichte  und 
Statistik  der  Volkswirthschaft,  bei  der  Weiterbildung  und  Verfeine- 
rung der  Grundlehren,  bei  dem  riesig  angewachsenen  legislativen 
Material  und  bei  der  gebotenen  Rücksichtnahme  auf  eine  grössere 
Reihe  selbst  viel  entwickelterer  Hilfswissenschaften  ausserordentlich 
viel  schwieriger  für  einen  Einzigen  auszuführen.  Ich  möchte  in 
dieser  Beziehung  von  vorneherein  bei  den  Fachgenossen  um  Nach- 
sicht bitten,  welche  wohl  auch  jeder  Billigdenkende  gewähren  wird, 
so  seiir  ich  weiss,  dass  der  Specialist  auf  einem  kleinen  Detail- 
gebiet, das  er  monographisch  bearbeitet  hat,  in  jedem  grösseren 
System  oder  Lehrbuch  natürlich  immer  Schwächen,  Lücken  und 
Irrthümer  aufdecken  kann. 

Indessen  hat  ein  Zusammenwirken  einer  grösseren  Anzahl 
Personen  bei  einem  soichen  wissenschaftlichen  Werke  doch  auch 
seine  Schwierigkeiten  und  Nachtheile.  Die  Vertheilung  der  Arbeit 
lässt  sich  schwer  immer  ganz  richtig  gestalten.  Die  Einheitlichkeit 
geht  unveiTneidlich  verloren  und  in  dem  vorliegenden  Falle,  wo  die 
Mitarbeiter  nicht  nur  zu  einander,  sondern  auch  zu  Rau  Stellung 
nehmen  müssten,  würde  muthmasslich  noch  mehr  Verschiedenheit 
in  der  Bearbeitung  der  einzelnen  Theile  entstanden  sein.  Manches 
scheinbar  weit  auseinander  Liegende,  —  z.  B.  die  Entscheidung 
gewisser  practiseher  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Gesetzgebung 
und  bestimmte  theoretische  Principien  in  der  allgemeinen  Volks- 
wirthschaftslehre,  —  hängt  bei  genauerer  Untersuchung  auch  im 
Grunde  sehr  enge  zusammen.  Und  insofern  hat  die  Bearbeitung 
Seitens  eines  und  desselben  Fachmanns  doch  auch  wieder  ihr  Gutes. 
Ich  habe  mich  eben  deswegen  zuletzt  auch  noch  entschlossen,  den 
grössten  Theil  der  Arbeit  selbst  zu  übernehmen. 

Nach  der  zwischen  Herrn  Prof.  Nasse  und  mir  getroffenen 
Verabredung  tibernimmt  derselbe  die  Neubearbeitung  des  2.  Theils 
der  sog.  speciellcn  oder  practischen  Volkswirthschaftslehre,  d.  h.  der 
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Agrar-,  Gewerbe-  und  Hauclelspolitik  (inel.  Forst-  und 
Bergwesen).  Er  wird  dabei,  in  derselben  Weise  wie  ich  in  anderen 
Gebieten,  gewisse  Abschnitte  aus  dem  1.  Bande  des  bisherigen 
liau'schen  Werks,  aus  den  „Grundsätzen  der  Volkswirthschaftslehre'', 
mit  den  entsprechenden  Abschnitten  des  2.  Bands,  „den  Grundsätzen 
der  Volkswirthschaftspolitik",  in  der  Darstellung  vereinigen.  Es 
gilt  dies  von  denjenigen  Abschnitten  des  1.  Bandes,  welche  bei 
Kau,  systematisch  kaum  ganz  richtig,  bereits  gewisse  mehr  rein 
practische  Verhältnisse  der  Volkswirthschaft  behandeln.  Um  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  empfiehlt  es  sich  nach  unserer  überein- 
stimmenden Ansicht  mehr,  die  Darstellung  dieser  Verhältnisse,  die 
nach  ihrer  bloss  technischen  Seite  überhaupt  nicht  in  die 
politische  Oekonomik,  sondern  in  die  Privat  Ökonomik  gehören, 
durchaus  in  Zusammenhang  mit  der  sog.  Volkswirthschaftspolitik 
oder  wirthschattlichen  Verwaltungslehre  zu  bringen.  Herr  Prot". 
Nasse  wird  daher  namentlich  das  fünfte  Buch  von  Rau's  Grund- 
sätzen der  Volkswirthschaftslehre  ,,von  den  hervorbringenden  Ge- 
werben" (I.,  2,  ß.  5,  in  der  8.  Aufl.  S.  151  —  339  oder  Schluss), 
soweit  es  seinem  Inhalte  nach  überhaupt  beizubehalten  ist,  mit  den 
zugehörigen  Theilen  der  Volkswirthschaftspolitik,  besonders  mit  den 
Abschnitten:  Buch  1,  Abschu,  2  („Grundsätze  der  Volkswirthschafts- 
politik" von  Rau,  5.  Aufl.  L,  S.  70  —  374  oder  iSchluss,  sowie  IL, 
S.  1—148),  zum  Theil  auch  Buch  1,  Abschn.  1  (eb.  S.  1  —  70), 
Buch  2,  1.  Abschn.,  2.  Abth.  (IL,  S.  284  — 3Sl)  und  endlich  Buch 
o  (eb.  S.  491  —  527)  in  seiner  Neubearbeitung  verbinden.  Der 
Nasse'sche  Theil  wird  in  der  mit  fortlaufenden  Nummern  versehe- 
nen Reihe  der  vollständigen  Theile  oder  Bände  des  ganzen  „Lehr- 
buchs der  politischen  Oekonomie"  den  vierten  bilden.  Eine 
etwaige  weitere  Trennung  dieses  Bands  in  kleinere  Theile,  welche 
bei  der  grossen  Fülle  des  practischen  Details  und  legislativen  Ma- 
terials nothwendig  werden  könnte,  bleibt  vorbehalten. 

Ich  selbst  übernehme  die  Neubearbeitung  aller  übrigen  fünf 
Theile  oder  Bände  des  Lehrbuchs  (Bd.  1 — 3,  5  und  6),  daher 
ausser  der  allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  (Bd.  1  und  2)  und 
Finanzwissenschaft  (Bd.  ö  und  6)  auch  die  Bearbeitung  des  1.  Theils 
der  sog.  speciellen  oder  practischen  Volkswirthschaftslehre,  welchem 
ich  den  Specialtitel  „Verkehrswesen"  (i.  w.  S.)  gebe.  Dieser 
Theil  wird  ebenfalls  diejenigen  Abschnitte  der  Rau'schen  „Grund- 
sätze der  Volkswirthschaftslehre",  welche  die  mehr  practisch-Iegis- 
lativcn  Fragen  des  Geld-  und  Creditwesens,  nemlicli  die  genauere 
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Darlegung  der  Münzpolitik,  und  des  Bankwesens  behandeln  (1.  Bd., 
IL,  S.  4  — 127  passim)  mit  den  zugehörigen  Abschnitten  der  Rau'- 
schen  Volkswirthschaftspolitik  (also  2.  Band,  IL,  S.  148  —  284)  in 
der  Neubearbeitung  zusammenfassen.  Ich  habe  mir  die  Behandlung 
dieses  „Ver"kehrswesens'^  vorbehalten,  weil  sich  meine  Specialstudien 
seit  Jahren  auf  die  wichtigsten  hier  zu  erörternden  Gegenstände 
(Geld-,  Credit-,  Bank-,  Eisenbahnwesen,  Actiengesellschaften  u.  s.  w.) 
vornemlich  bezogen  haben.  Auch  bei  diesem  Bande  wird  eventuell 
eine  weitere  Theilung  eintreten. 

Hinsichtlich  des  hier  in  der  Systematik  eingeschlagenen  Wegs, 
besonders  was  die  von  Rau  abweichende  Trennung  der  allgemeinen 
oder  theoretischen  (Raus  „Volkswirthschaftslehre"  im  engeren  Sinne) 
von  der  speciellen  oder  practischen  Volks wirthschaftslehre  (dem  In- 
halte nach  hauptsächlich  Rau's  „Volkswirthschaftspolitik"),  ferner 
was  die  weitere,  von  Rau  ganz  abweichende  Trennung  des  prac- 
tischen Theils  in  die  Lehre  vom  „Verkehrswesen"  und  in  die 
„Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik"  betrifft,  verweise  ich  hier, 
ausser  auf  die  weitere  Darlegung  des  Plans  der  Neubearbeitung  in 
dieser  Vorrede,  auf  das  6.  Kapitel  der  „Grundlegung"  (Tb.  I.  der 
allgemeinen  Volks  wirthschaftslehre)  und  auf  meine  bezüglichen  Be- 
merkungen in  Hildebrand's  Jahrbüchern  1873,  XXL,  335. 

Der  Bev öl kerungs lehre  hat  Rau,  im  Unterschiede  von 
Röscher,  keine  umfassende  principielle  Erörterung  gewidmet  und 
keine  selbständigere  Stellung  in  seinem  System  der  politischen 
Oekonomie  gegeben.  Er  berührt  sie  nur  kürzer  in  den  „Massregeln 
in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Arbeiter"  im  1.  Buche  der  Volkswirth- 
schaftspolitik, welches  von  der  „Beförderung  der  unmittelbar  her- 
vorbringenden Tliätigkeit  oder  der  Stoflfarbeiten"  handelt  (2,  B.  L, 
S.  22—40).  Ausserdem  kann  sie  in  der  Lehre  vom  Arbeitslohn  und 
vom  Armenwesen  nicht  ganz  umgangen  werden.  Mir  scheint  nun 
in  der  That,  in  Uebereinstimmung  mit  Rau,  die  Bevölkerungslehre 
als  solche  kein  Theil  der  politischen  Oekonomie  zu  sein.  Die- 
selbe wird  daher  auch  in  der  Neubearbeitung  keine  selbständige 
Stellung  erhalten,  aber  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Entwicklung  des 
Productivfactors  „Arbeit"  und  für  die  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens, besonders  für  den  Arbeitslohn,  principieller  als  von  Rau 
gewürdigt  werden. 

Die  Lehre  vom  Armen wesen  endlich  gehört  nach  Herrn 
Prof.  Nasse's  und  meiner  übereinstimmenden  Auffassung  nicht  in 
die   im  engeren  Sinne  sog.  wirth schaftliche  Verwaltungslehre 
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(Rau's  Volkswirthschaftspolitik).  sondern  in  die  allgemeine  innere 
Verwaltungslehre  (von  welcher  die  wirthschaftliche  Verwaltungslehre 
selbst  wieder  ein  Theil  ist).  Wir  haben  diese  Lehre,  welche  R  a  u 
eiogehend  in  der  Volkswirthschaftspolitiii  (iL,  S.  381 — 490)  be- 
handelt, vorläufig  daher  aus  unserer  Neubearbeitung  ausgeschieden. 

Es  wdrd  nun  freilich  zwischen  Herrn  Prof.  Nasse  und  mir  eine 
vollkommene  Uebereinstimmung  in  der  formellen  und  materiellen 
Behandlung  solcher  Angelegenheiten,  welche  wir  beide  zu  berühren 
haben  werden,  wohl  nicht  immer  stattfinden  können.  "Wir  stehen, 
wenn  auch  auf  einem  verwandten,  doch  nicht  ganz  auf  dem  gleichen 
principiellen  Standpuncte:  Herr  Prof.  Nasse  wohl  im  Allgemeinen 
der  Rau'schen  Auffassung  etwas  näher  als  ich;  er  mehr  auf  jenem 
Flügel  der  deutschen  socialpolitischen  Volkswirthschaftsschule, 
welcher  der  rechten  Seite  der  sog.  deutschen  Freihandelsschule  die 
Hand  reicht,  ich  mehr  auf  dem  anderen  Flügel  jener  ersteren 
Schule,  welcher,  ähnlich  wie  Rodbertus,  Lange,  v.  Scheel,  das  so- 
cialrechtliche  Moment  in  den  volkswirthschaftlichen  Dingen 
noch  etwas  stärker  betont.  Doch  wird  diese  Differenz  sich  in  dem 
Werke  selbst  kaum  störend  erweisen.  Der  von  Herrn  Prof.  Nasse 
übernommene  Theil  bildet  auch  formell  und  materiell  noch  am 
Ersten  einen  abgeschlossenen  Theil  für  sich. 

Ich  stelle  nun  zunächst  folgendes  Schema  des  Plans  der  Neu- 
bearbeitung mit  den  neugewählten  Titelbezeichnungen  und  unter 
Vergleichung  der  entsprechenden  Theile  des  Rau'schen  Lehrbuchs 
in  seinen  letzten  Auflagen  übersichtlich  zusammen,  um  alsdann 
daran  eiuige  weitere  Bemerkungen  über  die  formelle  und  materielle 
Seite  der  Neubearbeitung  des  Werks  und  speciell  des  jetzt  er- 
scheinenden ersten  theoretischen  Theils  zu  knüpfen. 

Rau's  „Lehrbuch  der  politischen  Oekonomie"  zer- 
fällt in  folgende  drei  „Bände". 

1.  Band:    „Grundsätze    der    Volkswirthschaftslehre". 
8.  Ausg.  1868  —  69. 

1.  Abtheilung:   XH.  und  372  S. 

Inhalt:  Einleitung  in  das  ganze  System  S.  1  —  68.  —  Volkswirth- 
schaftslehre:  1.  Buch,  Wesen  des  Volksvermögens;  2.  B.  Entstehung  der 
Vermögenstheile ;  3.  B.  Vertheilung  des  Vermögens  (Absch.  1  —  3 :  Preis  beim 
Tausche;  Zweige  des  Einkommens). 

2.  Abtheilung:  VIH.  u.  345  S. 

Schluss  des  3.  Buchs:  Umlauf  der  Güter  S.  1  — 126.  —  4.  Bucli,  Verzehning 
S.  127  — 150.  —  5.  Buch,  die  hervorbringenden  Gewerbe  S.  151  H'. 
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2.  Band:  „Grundsätze  der  Volkswirthschaftspolitik". 
5.  Ausg.  1862  —  63. 

1.  Abtheilung:   X.  u.  874  S. 

Einleitung  S.  1  —  20.  —  1.  B.  Beförderung  der  unmittelbar  hervorbringen- 
den Thätigkeit  oder  der  StofFarbeiten.  1.  Abschn.  Sorge  für  die  Bedingungen 
der  Herporbringung  im  Allgemeinen  S.  21  —  69.  2.  Abschn.  Pflege  der  ein- 
zelnen Classen  von  Stotfarbeiten  S.  70  —  374  (Bergbau,  Landvrirthschaft:  im 
Wesentlichen  also  Agrarpolitik). 

2.  Abtheilung:  VIII.  u.  528  S. 

1.  B.  2.  Abschn.  Forts.  Pflege  der  Gewerke  (im  Wesentlichen  Gewerbever- 
fassung; internation.  Handel  oder :  Gewerbe-  und  Handelspolitik,  Zunft- 
wesen und  Gewerbefreiheit,  Schutzzoll  und  Freihandel),  S.  1  —  147.  —  2.  B. 
Beförderung  der  Vertheilung  des  Gutererzeugnisses :  1.  Abschn.  Beförderung  des 
Tauschverkehrs,  besonders  Maass-,  Geld-,  Münz-,  Communications-  und  Trans- 
portwesen, also  hauptsächlich  das,  was  unter  dem  Namen  Verkehrswesen 
mit  einigen  anderen  verwandten  Gegenständen  zusammengefasst  werden  kann, 
S.  148  —  284.  —  Ferner  Handelspflege,  S.  284—350.  —  2.  Abschn.  Credit- 
anstalten,  S.  351—364.  —  3,  Abschn.  Einwirkung  der  Staatsgewalt  auf  die 
Preise,  S.  364—380.  —  4.  Abschn.  Armenwesen,  S.  381—490.  —  5.  B.  Mass- 
regeln, welche  die  Verzehrung  betreffen,  S.  491  ff.  (Luxus,  Sparcassen,  Renten- 
anstalten, Lebensversicherung  u.  s.  w.). 

S.Band:  „Grundsätze  der  Finanz  Wissenschaft".  5.  Ausg. 
1864  —  65. 

1.  Abtheilung:  X.  u.  448  S. 

Einleitung,  S.  1—25.  —  1.  B.  Stäatsausgaben ,  S.  26—104.  —  2.  B. 
Staatseinkünfte,  S.  105  ff.  1.  Abschn.  Privaterwerb  der  Regierung,  S.  111  bis 
229.  —  2.  Absch.  Einkünfte  aus  Hoheitsrechten,  S.  229  —  348  (u.  A.  incl. 
Münzregal,  Postregai,  Staatseisenbahnen).  —  3.  Abschn.  Einkünfte  aus  Gebühren, 
S.  348  —  383.  —  4.  Abschn.  Steuern,  im  Allgemeinen,  S.  383  ff. 

2,  Abtheilung:  VIII.  u.  526  S. 

2.  B.  1.  Abschn.  Forts.  Einzelne  Arten  von  Steuern  (Schätzungen,  Aufwand- 
Steuern),  S.  1 — 315.  —  3.  B.  Verhältniss  der  Einkünfte  zu  den  Ausgaben  des 
Staats,  S.  316  —  442.  —  4.  B.  Aeussere  Einrichtung  des  Finanzwesens,  S.  443 
bis  496.  —  Register  zu  allen  3  Bänden  S.  503  —  526. 

Die  Neubearbeitung  des  Rau'schen  „Lehrbuchs  der  politi- 
schen Oekonomie"  von  Prof.  Nasse  und  mir  wird,  unter  mannich- 
facher  Erweiterung  und  veränderter  Vertheilung  des 
Stoffs,  ebenso  wie  das  bisherige  Werk  in  drei  grössere  Ab- 
theilungen (entsprechend  den  Rau'schen  „Bänden",  welche  aber 
in  den  neueren  Auflagen  immer  in  je  2  Bände  zerfielen)  und  jede 
Abtheilung  in  je  2  Theile  oder  Bände  (entsprechend  den 
Rau'schen  „Abtheilungen"),  also  im  Ganzen  ebenfalls  in  sechs 
Bände   zerfallen.    Nachdem  Inhalt  treffen  die  drei  Abtheilungen 
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der  Neubearbeitung  im  Grossen  und  Ganzen  mit  den  drei  Bänden 
des  früheren  Werks  zusammen.  Aber  die  Trennung  der  1.  und  2. 
Abtheilung  beruht  nicht  ganz  auf  demselben  Princip  wie  die  Trennung 
des  1.  und  2.  Bands  bei  Bau  (vergl.  darüber  das  6.  Kapitel  meiner 
„Grundlegung")  und  die  Vertheilung  des  Stoffs  innerhalb  der 
Abtheilungen  auf  die  Theile  derselben  und  weiter  im  Einzelnen 
weicht,  wie  schon  oben  für  den  2,  Theil  der  2.  Abtheilung  näher 
angegeben,  vielfach  von  der  früheren  ab.  Es  ist  indessen  jetzt  die 
Einrichtung  getroffen,  dass  jeder  der  6  Theile  oder  Bände  ein 
einigermassen  abgeschlossenes  kleineres  Ganzes  für  sich  bildet, 
was  in  der  früheren  Bearbeitung  nicht  der  Fall  war.  Hiernach 
wird  sich  in  formeller  Hinsicht  unsere  Neubearbeitung  folgender- 
massen  gestalten.  Ich  gebe  bei  den  einzelnen  Theilen  die  grösseren 
Abschnitte  (Kapitel)  zur  Uebersicht  des  Inhalts  mit  an.  Bei  den 
erst  in  Vorbereitung  begriffenen  Theilen  ist  die  Gliederung  des 
Stoffs  jedoch  noch  nicht  eine  in  allen  Details  endgiltige  und  für 
den  4.,  von  Herrn  Prof.  Nasse  bearbeiteten  Theil  muss  ich  mich 
darauf  beschränken,  nur  die  Hauptmaterien  anzuführen,  welche 
nach  unserer  Vereinbarung  in  demselben  zu  behandeln  sind. 

1.  Abtheilung:  Allgemeine  oder  theoretische  Volks- 
wirthschaftslehre. 

1.  Theil:  Grundlegung. 

1.  Halbband:  Kapitel  1 — 4  enthaltend,  S.  1 — 290.  (.GraadbegrifFe ;  Grund- 
begriffe, Forts.,  insbesondere  die  Wirthscliaft  und  die  Volkswirthschaft;  die 
Organisation  der  Volkswirthschaft ;  der  Staat,  volkswlrthschaftlich  betrachtet). 

2.  Halbband:  Kapitel  5  —  7  enthaltend  (nemlich  das  allgemeine  wirth- 
schaftliche  Verkehrsrecht  [Unfreiheit,  Freiheit;  Eigenthumsorduung,  Erbrecht]; 
Systematik  und  Methodik  der  politischen  Oekonomie;  Literaturübersicht'. 

2.  Theil:  Allgemeine  Volkswirthschaftslehre  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  („Tauschlehre"). 

Nemlich  :  Lehre  von  der  Production,  dem  Umlauf,  der  Vertheilung,  der  Ver- 
zehrung der  wirthschaftlichen,  insbesondere  der  Sachgüter,  im  Allgemeinen. 

2.  Abtheilung:  Specielle  oder  praetische  Volkswirth- 
schaftslehre (Volkswirthschaftspolitik  und  wirth- 
schaftliche   Verwaltungslehre). 

1.  (in  der  ganzen  Reihe:  3.)  Theil:  Das  Verkehrswesen, 
als  allgemeine  Angelegenheit  der  ganzen  Volkswirthschaft.  — 
Darstellung  seiner  ökonomischen  Seite  (Geschichte,  Statistik), 
Politik,  Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

Hier  sollen  folgende  einzelne  Materien  zusammenfassend  behandelt  werden 
l^vergl.  die  Darlegung  von   mir  in  Hildebrands  Jahrb.  XXL,  Hfih,  \vo  die  Ent- 
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Währungslehre  und  die  allgemeine  Arbeiterpolitik  noch  hierher  gezogen 
werden  sollten ,  die  ich  indessen  doch  hier  ausscheide  und  theils  der  Grund- 
legung, theils  der  allgemeinen  Lehre  vom  Lohn,  theils  den  einzelnen  Abschnitten 
der  ijractischen  Nationalökonomie  (Agrarpolitik  u.  A.)  vorbehalte):  Das- Maass- 
und Gewichtswesen ;  das  Geld-,  besonders  das  Münzwesen  •,  das  Credit-,  besonders 
das  Bankwesen  (unter  partieller  üeberweisung  des  landwirthschaftlichen 
Creditwesens  und  speciell  des  ländlichen  Hypothekarcreditwesens  in  den  folgen- 
den Theil);  das  Versicherungswesen  (unter  gleicher  theilweiser  üeberweisung 
der  Seeversicherung  und  der  landwirthschaftlichen  Versicherungszweige  [Vieh, 
Hagel]  in  den  folgenden  Band);  das  Communications-  und  Transportwesen 
(Strassen,  Eisenbahnen;  Canäle;  Flussschiftfahrt ;  Seeschifffahrt;  Post-,  Tele 
graphenwesen,  wobei  die  Herübernahme  der  im  5.  Bande,  d.  i.  im  1.  Theile 
meiner  Ausgabe  der  Finanzwissenschaft,  enthaltenen,  für  diesen  Theil  zu  aus- 
führlichen Eisenbahnlehre  in  diesen  3.  Band  für  später  vorbehalten  bleibt).  — 
Die  generelle  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  an  die  geschäftlichen 
ünternehmungsformen  knüpfen  (Actiengesellschafts-,  Genossenschaftswesen  u.s.w.) 
schliesst  die  Lehre  vom  Verkehrswesen  ab.  Eine  weitere  Behandlung  dieses 
Gegenstands  wird  im  Anschluss  an  die  Lehren  von  den  einzelnen  Productions- 
zweigen  in  dem  folgenden  Bande  mit  stattfinden. 

2.  (in  der  ganzen  Reihe :  4.)  Theil:  Agrai-,  Gewerbe-  und 
Handelspolitik  oder  die  besonderen  Angelegenheiten  der 
einzelneu  Hauptzweige  der  materiellen  Productiou.  —  Dar- 
stellung, Politik,  Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

Hier  sollen  folgende  Gegeüständc  behandelt  werden :  Agrarwesen  und  Agrar- 
politik in  systematischer  Vollständigkeit  (incl.  ländliche  Arbeiterfrage);  Forst-, 
Bergwesen ;  Gewerbewesen  und  Gewerbepolitik  (insbesondere  Gewerbeverfassung, 
Erfindungspatente  u.  s.  w.,  industrielle  Arbeiterfrage) ;  Handelsweseu  und  Han- 
delspolitik (insbesondere  Schutzzoll  und  Freihandel). 

3.  Abtheilung:  Finanz  Wissenschaft  in  2  Theilen. 

Die  Behandlung  schliesst  sich  hier  vorläufig  noch  nach  Form 
und  Inhalt  enger  an  diejenige  von  Rau  an  und  wird  zunächst  als 
Fortsetzung  des  von  mir  bereits  herausgegebenen  1.  Bands  der 
zweite  Band  noch  in  derselben  Ausstattung  und  möglichst  in  der- 
selben Art  der  Fortführung  des  Rau'schen  Werks  erscheineu.  Bei 
der  späteren  Neubearbeitung  des  1.  Bands  meiner  Ausgabe  der 
Finanzwissenschaft  beabsichtige  ich  einige  weitere  Veränderungen 
sachlicher  Art  vorzunehmen.  Alsdann  wird  sich  die  Finanzwissen- 
schaft in  der  7.  Auflage  auch  äusserlich  der  jetzigen  Neubearbeitung 
des  ganzen  Werks  anschliessen.  Vorläufig  hat  also  meine  jetzige 
Ausgabe  des  1.  Bands  und  die  conforme  des  2.  Bands  als  3. 
Abtheilung  der  neuen  Gesammtausgabe  des  Lehrbuchs  der  politi- 
schen Oekonomie  in  der  bisherigen  Titelbezeichnung  zu  dienen, 
demnach: 
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3.  Band  :  K.  H.  Rau's  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.   6.  Ausg. 
von  A.  Wagner: 

1.  Abtheilung.     1872,  XVI.  u.  603  S.     Einleitung.     Aus- 
gaben.   Privaterwerb  des  Staats. 

Gegen  den  1.  Band  der  älteren  Auflagen  untersclieidet  sich  meine  Ausgabe 
sacMicli  dadurch,  dass  sie  die  Eintheüung  der  Staatsausgaben  genauer  behandelt, 
speciellin  der  Ausgabelehre  den  Staatsdienst  und  das  Besoldungsvresen  und  in 
einem  ?}.  Abschnitte  die  Deckung  der  Staatsausgaben  und  das  Gleichgewicht 
im  Staatshaushalte  erörtert,  welchen  letzteren  Gegenstand  Kau  zum  Theil  im 
2.  Bande  untersucht.  —  In  dem  2.  Buche  von  den  ordentlichen  Einnahmen  ist 
der  1.  Abschnitt  von  der  Eintheüung  der  Einnahmen  grossentheils  neu,  ferner 
(neben  mancherlei  Veränderungen  in  den  Speciallehren  rem  Priraterwerb'i  ist 
das  6.  Hauptstück  über  das  Verkehrswesen  und  besonders  über  die  Eisenbahnen 
durchaus  neu  hinzugefügt,  —  systematisch,  wie  ich  L.  Stein  gern  zugebe,  nicht 
ganz  richtig,  weshalb  ich  auch,  wie  oben  bemerkt,  beabsichtige,  diese  Partie 
später  grossentheils  in  die  Lehre  vom  Verkehrswesen  hinüber  zu  nehmen :  aber 
dem  Character  des  ßau'schen  Finanzwerks,  welches  in  ähnlicher  Weise  ein- 
gehend das  Domänen-,  Forst-,  Bergwesen  behandelt,  entspricht  diese  specielle 
Darstellung  des  Verkehrs-,  bez.  Eisenbahnwesens  in  der  Finanzwissenschaft 
gleichwohl.  S.  mein  Vorwort  zum  1.  Bande  der  Finanzwissenschaft.  —  Die 
übrigen  Gegenstände,  welche  Kau  im  1.  B.  seiner  Finanzwissenschaft  behandelt, 
besonders  einige  der  von  ihm  als  Einkünfte  aus  Hoheitsrechten  (^Regalien),  von 
mir  als  Gebühren  anfgefasste  Einnahmen,  femer  die  specielle  Gebührenlehre 
und  auch  die  allgemeinen  Steuerprincipien  u.  s.  w.  werden  von  mir  mit  im 
2.  Bande  der  Finanzwissenschaft  erörtert  werden. 

2.  Abtheilung:   Steuern   und  Staatsschulden. 

Hier  wird  demnach  behandelt  werden :  die  specielle  Gebührenlehre ;  die  all- 
gemeine und  specielle  Steuerlehre  (Steuerprincipien,  Wirkungen,  Steuersystem, 
einzelne  Arten  der  Steuern);  das  Staatsschuldenwesen,  besonders  die  Formen 
der  Staatsschulden. 

Hinsichtlich  der  Reihenfolge  und  der  Zeit,  zu  der  ich  die  ein- 
zelnen Bände  hoffe  erscheinen  lassen  zu  können,  bemerke  ich,  dass 
dem  vorliegenden  Halbband  der  Grundlegung  der  zweite  Halbband 
in  kurzer  Zeit  bestimmt  folgen  wird,  soweit  dies  von  mir  abhängt. 
Er  ist  im  Manuscript  grossentheils  beendet.  Aeussere  Verhältnisse 
bestimmen  mich  die  vollständige  Beendigung,  die  ich  im. Sommer- 
semester d.  ,L  nicht  mehr  ganz  bewerkstelligen  konnte,  und  die 
Drucklegung  für  die  Ferienmonate  zu  unterbrechen,  da  ich  während 
derselben  ausserhalb  Deutschlands  verweile.  Ich  glaubte  aber  ohne 
Bedenken  den  fertigen  ersten  Halbbaud  einige  Monate  früher  aus- 
geben lassen  zu  dürfen.  Der  2.  Theil  der  allgemeinen  Volkswirth- 
schaftslehre,  den  ich  muthmasslich  dem  2.  Theile  der  Finanzwissen- 
schaft noch  vorangehen  lassen  werde,  wird,  so  (rott  will,  bis  zum 
Herbst  187fi  erscheinen    und   ihm    dann    endlich   der  2.  Theil   der 
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Finanzwissenschaft  sobald  als  möglich  folgen.  Die  Lehre  vom 
Verkehrswesen  wird  in  meiner  Bearbeitung  jedenfalls  den  Schluss 
bilden  und  eventuell  auch  erst  nach  der  bald  erforderlichen  neuen 
Ausgabe  meines  1.  Theils  der  Finanzwissenschaft  erscheinen.  — 
Herr  Prof.  Nasse  hat  für  die  Beendigung  seiner  Bearbeitung  der 
Agrar-,  Glewerbe-  und  Handelspolitik  noch  keinen  festen  Termin 
bestimmt,  hofft  jedoch  nicht  zu  lange  damit  zögern  zu  müssen. 
So  würde,  von  unvorhergesehenen  Hindernissen  natürlich  abgesehen, 
das  ganze  Werk  in  2  —  3  Jahren  wohl  in  der  Neubearbeitung  vor- 
liegen. 

Die  formellen  Aenderungen  in  der  neuen  Ausgabe  sind  zahl- 
reich und  werden,  wie  ich  hoffe,  zweckmässig  befunden.  Ich  bin 
dabei  mehrfach  mir  geäusserten  Wünschen,  mit  denen  meine  eigene 
Ansicht  übereinstimmte,  gefolgt.  Die  Aenderungen  betreffen  zunächst 
Format  und  Ausstattung,  welche  mein  mir  überhaupt  in  jeder  Hin- 
sicht sehr  dankenswerth  entgegenkommender  Herr  Verleger  sehr 
verbessert  hat.  Ferner  sind  hervorzuheben:  die  Wahl  lateinischer 
Schrift,  die  Beseitigung  der  kleinen,  besondere  durch  Noten  unter- 
brochene Absätze  bildenden  Paragraphen  und  statt  dessen  die  Ein- 
theilung  des  Stoffs  in  grössere  Kapitel  und  Abschnitte  nach  dem 
Zusammenhang  des  Gegenstands,  wobei  die  Paragrapheneintheilung 
mit  fortlaufender  Nummerirung  im  Texte  theils  zur  leichteren  Ueber- 
sichtlichkeit  des  Gedankengangs,  theils  als  Anhalt  für  Citate,  die 
ich  selbst  häufig  vor-  und  rückwärts  im  Lehrbuch  machte,  beibe- 
halten ist. 

Die  Noten,  welche  ausser  zu  den  literarischen  Nachweisen  u.  s.  w. 
auch  öfters  zu  Ausführungen  über  im  Texte  nur  kurz  berührte  Ein- 
zelpuncte  dienen  (mehr  als  Letzteres  bei  Rau  der  Fall),  habe  ich 
durchweg  gleich  unter  den  Text  an  den  Fuss  der  Seite  gesetzt,  mit 
fortlaufender  Nummer  der  Note  in  jedem  Abschnitte.  Meiner  Er 
fahrung  nach  verdient  diese  Einrichtung  durchaus  den  Vorzug, 
wenigstens  unbedingt  in  diesem  theoretischen  Theile,  vor  der  bis- 
herigen, allerdings  u.  A.  auch  in  Roscher's  Lehrbüchern  befolgten 
Methode,  die  Noten  immer  erst  am  Schluss  der  Paragraphen  in 
einer  Reihe  nach  einander  zu  setzen.  Für  die  Leser,  welche  die 
Noten  überschlagen,  ist  die  eine  wie  die  andere  Einrichtung  einerlei. 
Für  die  übrigen  ist  es  ungleich  bequemer,  Verweisung  und  Note 
auf  derselben  Seite  zu  haben,  als  oftmals  erst  die  Seiten  hin-  und 
herschlagen  zu  müssen.  Ich  werde  die  angenommene  Einrichtung 
auch  in  den  practischeu  Theilen  des  Lehrbuchs  befolgen,  vorbehält- 
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lieh  etwa  grösserer  zusamuienhängeuder  Uebersicliten  iiljer  die  Ge- 
setzgebung in  Bezug  auf  bestimmte  Materien,  wofür  am  Beginn 
oder  Schluss  der  Kapitel  oder  Abschnitte  mitunter  der  passendste 
Platz  sein  kann. 

Im  vorliegenden  Bande  habe  ich  regelmässig  am  Beginn  der 
Kapitel  im  Zusammenhang  eine  Reihe  von  orientirenden  Bemerkun- 
gen ttber  die  Art  der  Behandlung  des  Gegenstands,  über  meine 
Stellung  in  den  einzelnen  Puncten  zu  Kau  und  über  die  daraus 
hervorgegangenen  sachlichen  und  formellen  Abweichungen  in  der 
Behandlung  gegeben  und  damit  eine  kurze  Uebersicht  und  Kritik 
der  hauptsächlichen  literarischen  Hilfsmittel  und  zum  Theil  der 
Literaturentwicklung  überhaupt  verbunden.  In  ähnlicher  Weise 
beabsichtige  ich  später  auch  in  den  anderen  Bänden  zu  verfahren. 

Die  Inhaltsübersichten,  die  bei  Bau  sehr  knapp  waren,  werden 
genau  specialisiren,  was  die  rasche  Orientirung  und  die  Auffindung 
der  einzelneu  Materien  so  wesentlich  erleichtert. 

Ungleich  wichtiger  freilich  als  diese  formelle  ist  die  materielle 
Seite  meiner  Neubearbeitung,  Ich  muss  zur  Rechtfertigung  der- 
selben und  der,  besonders  in  diesem  1.  Bande  der  „Grundlegung'* 
hervortretenden  tiefgreifenden  principiellen  Abweichungen  von  Rau 
auf  das  Werk  selbst  verweisen.  Was  ich  ausserdem  etwa  zur  Er- 
klärung und  Begründung  meines  wissenschaftlichen  Standpuncts 
und  dieser  Abweichungen  in  einer  Vorrede  sagen  könnte,  das  habe 
ich  absichtlich  lieber  an  die  Stelle  gesetzt,  wo  es  m.  E.  hingehört, 
nemlich  in  das  von  mir  neu  bearbeitete  Werk  selbst :  und  zwar  in 
jene  eben  erwähnten  einleitenden  Vorbemerkungen  zu  den  Kapiteln 
(vergl.  S.  1—3,  51-53,  156  —  160,  241  —  246),  sowie  in  einige 
Anmerkungen  ähnlichen  Characters,  besonders  zur  Einleitung  der 
Abschnitte,  in  allen  Fällen,  wo  ich  theils  von  Rau  principiell  weiter 
abwich,  theils  auch  mit  anderen  wissenschaftlichen  Ansichten  eine 
besondere  Auseinandersetzung  und  eine  Begründung  meines  ab- 
weichenden Standpuncts  für  geboten  hielt.  ^) 


*)  In  dieser  Hinsicht  erlaube  ich  mir  einige  der  wichtigeren  dieser  Anmerkungen 
zur  leichteren  Orientirung  hier  anzuführen:  S.  24  Anm.  1  über  den  doppelten  Ver- 
mögensbegriff;  S.  30  Anm.  5  über  den  doppelten  Kapitalbegriff;  S.  37  Anm.  1  über 
den  Werth;  S.  8ü  Anm.  1  über  die  Conjunctnr;  S.  115  Anm.  1  über  die  Verbindung 
der  Auskommenlehrc  mit  der  Einkommenlehre,  vergl.  mit  Anm.  12  S.  122;  S.  123 
Anm.  13  über  die  Malthus'sche  Lehre;  S.  152  Anm.  1  über  Natural-,  Geld-  und 
Creditwirthschaft ;  S.  171  Anm.  I  über  das  Wesen  des  privatwirthschaftlichcn  Systems 
und  die  Methode  seiner  Lehre,  vergl.  mit  S.  195  Anm.  4;   8.  181  Anm.  1  über  die 
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Für  die  grosse  Mehrzahl  meiner  wissenschaftlichen  Fachgenossen 
bedarf  es  keiner  besonderen  Rechtfertigung,  dass  ich  und  warum 
ich  besonders  in  den  allgemeinen  theoretischen  Principienpuncten 
und  damit  in  der  Behandlung  im  Lehrbuche  wesentlich  von  Rau 
abgewichen  bin.  Nicht  das  Ob,  sondern  nur  das  Wie  kann  hier 
zweifelhaft  sein.  Diejenigen  Fachgenossen,  insbesondere  der 
deutschen  sog.  Freihandelsschule,  welche  dem  Standpuncte  Rau's 
principiell  näher  stehen,  trotz  aller  Verschiedenheit  ihrer  Ansichten 
in  einzelnen  Fragen  von  denen  Rau's,  kann  ich  nicht  hoffen,  durch 
einige  Bemerkungen  der  Vorrede  zu  überzeugen.  Ich  muss  sie  auf 
das  Werk  selbst  verweisen  und  bitte  sie  nur  um  eine  Beurtheilung 
sine  ira  et  studio,  die  ich  meinerseits  in  diesem  Werke  meinen 
Gegnern  gegenüber  nicht  glaube  vermissen  zu  lassen,  bei  aller 
principieller  Polemik  gegen  die  „Theorie  der  freien  Concurrenz^', 
wie  ich  die  physiokratisch-smithische  Nationalökonomie  nach  ihrem 
theoretisch  und  practisch  wichtigsten  Grundsatz  nennen  möchte. 

Ich  habe  allerdings  in  der  Neubearbeitung  des  vorliegenden 
Theils  meine  wissenschaftliche  Ueberzeugung  und,  wo  sie  von  Rau's 
Standpunct  und  Lehre  abwich,  mit  steeter  Hervorhebung  der  Diffe- 
renzpuncte  und  mit  eingehender  Begründung  meiner  Ansicht,  meinen 
Standpunct  überall  offen  zur  Geltung  gebracht.  Das  was  ich  für 
den  wichtigsten  Theil  der  politischen  Oekonomie  halte,  eben  die 
„Grundlegung",  ist  bei  Rau  noch  fast  nicht  zu  finden,  ausser  in 
einigen  wenigen,  kaum  principiellen  Erörterungen  in  der  Einleitung 
und  verstreut  an  verschiedenen  Stellen  des  Systems.  Es  wäre 
thöricht,  Rau,  auch  wenn  man  meine  Auffassung  theilt,  aus  diesem 
Mangel  einen  Vorwurf  zu  machen.  Denn  die  wissenschaftliche 
Blüthezeit  Rau's  fällt  in  eine  Periode,  wo  noch  von  keiner  Seite, 
von  vereinzelten  extremen  Gegnern  abgesehen,  die  Grundlagen  der 
Smith'schen  Nationalökonomie  als  der  Theorie  der  freien  Concurrenz 
allgemeiner  augezweifelt  wurden,  wo  demnach  ein  solches  Bedürf- 
niss  einer  „Grundlegung"  der  Volkswirthschaftslehre  noch  nicht 
gefühlt  wurde  und  nach  dem  Stande  der  Wissenschaft  und  ihrer 
Hilfsdisciplinen  auch  noch  kaum  gefühlt  werden  konnte.     Rau  hat 

Literatur  der  Theorie  der  freien  Concurreuz;  S.  197  Anm.  1  über  die  der  freien 
Concurrenz  gegnerischen  Eichtungen ;  S.  206  Anm.  1  über  die  Gemeinbedürfnisse  ; 
S.  230  Anm.  l  über  die  Zwangsgemeinwirthschaften.  Nachträglich  bemerke  ich  in 
Betrefi'  der  öfters  erwähnten  Rodbertus'schen  Schriften,  dass  soeben  sein  wichtiger 
2.  und  3.  socialer  Brief  an  v.  Kirch  mann  u.  d.  T.  „Zur  Beleuchtung  der  socialea 
Frage",  Berl.  1875,  neu  erschienen  ist. 
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sich  durch  „seine  encyclopädische  iiud  practische  Zusammenfassung- 
aller  bisher  in  Deutschland  vorhandenen  volkswirthschaftlichen  Ein- 
sicht", wie  Röscher  sagt,  epochemachende  bleibende  Verdienste  um 
die  Entwicklung  der  Wissenschaft  der  politischen  Oekonomie  in 
Deutschland  und  auch  um  die  Entwicklung  einer  freiheitlichen 
volkswirthschaftlichen  Praxis,  welche  sich  aus  alten  vielfach  ver- 
rotteten Banden  loslöste,  erworben.  Nur  bornirt  hochmüthige  Kri- 
tikaster können  dies  Verdienst  Rau's  verkennen,  das  sein  hervor- 
ragendster jüngerer  Fachgenosse  in  Deutschland,  der  mehr  als  Einer 
die  Wissenschaft  über  Kau  hinaus  zu  kommen  lehrte,  mit  der  ihm 
eigenen  schönen  Objectivität  anerkennt,  in  ganz  ähnlicher  Weise, 
wie  derselbe  A.  Smith'  unsterbliche  Grösse  anerkannt  hat,  obgleich 
er  wie  kein  Andrer  nachgewiesen,  dass  auch  dieser  Mann  ein  echtes 
Kind  seiner  Zeit  war  und  auf  den  Schultern  seiner  Vorgänger  stand. 
ßau  ist  uns  deutschen  Nationalökonomen  allen  ein  grosser  Lehrer 
und  Meister  gewesen  und  ich  bin  der  Erste,  der  das  auch  im  ganz 
persönlichen  Sinne  anerkennt. 

Aber  deswegen  ist  es  weder  nothwendig  noch  erlaubt,  wenn 
wir  in  Form  und  Inhalt  an  Rau's  Werk  jetzt  noch  in  Allem  fest- 
halten wollten.  Amicus  Plato,  amicus  Socrates,  sed  magis  amica 
veritas.  Wenn  dies  alte  Wort  auch  nur  von  der  immer  bloss  sub- 
jectiven  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  gilt:  kein  Vertreter  der 
Wissenschaft  darf  es  jemals  vergessen  und  nach  diesem  Worte  habe 
ich  gehandelt,  indem  ich  meiner  wissenschaftlichen  Ueberzeugung 
eine  in  diesem  Falle  ohnehin  nur  scheinbar  berechtigte  Pietäts- 
rücksicht, am  Werke  des  Vorgängers  möglichst  wenig  zu  verändern, 
opferte.  Rau  hätte  bei  seinem  echt  wissenschaftlich-objectiven  Wesen 
selbst  dies  Verfahren  schwerlich  missbilligt. 

Denn  es  ist  doch  immer  zu  bedenken,  dass  Rau's  Lehrbuch 
vor  etwa  einem  halben  Jahrhundert  begründet  wurde.  Ein  solches 
Buch  über  eine  in  so  rascher  Entwicklung  begriflfene.  Disciplin  kann 
nicht  anders  als  allmälig  veralten,  wenn  es  nicht  von  Grund  aus 
umgestahet  wird.  In  einer  (trotz  Roschers  Untersuchungen  wird 
man  es  festhalten  dürfen!),  in  einer  so  jungen  Wissenschaft  wie 
die  der  politischen  Oekonomie  kann  man  mit  einem  systematischen 
Lehrbuch  nicht  verfahren  wie  mit  einem  Pandectenlehrbuch,  dem 
fast  zweitausendjährige  Gedankenarbeit  voran  gegangen  ist,  also 
wie  etwa  Rudorft"  gegenüber  den  Puchta'schen  Pandecten  handelte. 
Unsere  Disciplin  gleicht  darin  den  im  raschesten  Fortschrift  be- 
griffenen Naturwissenschaften,  wie  etwa  der  Chemie,  der  Physiolo- 
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gie.  In  letzterer  Wissenschaft  liegt  mir  persönlich  ein  Vergleich 
besonders  nahe.  Das  Lehrbuch  der  Physiologie  meines  eigenen 
Vaters,  vor  30  —  35  Jahren  eines  der  anerkannt  vorzüglichsten,  ist 
noch  bei  Lebzeiten  meines  freilich  früh  sehr  kränklich  gewordenen 
Vaters  auf  dessen  eigenen  Wunsch  von  0.  Funke  vollständig  und 
von  Grund  aus  umgearbeitet  worden. 

So  erklärt  es  sich,  dass  die  „Grundlegung"  fast  durchaus  mein 
eigenes  Werk  ist,  für  das  ich  allein  verantwortlich  bin  und  das  ich 
eben  deshalb  auf  dem  Specialtitel  nicht  mit  Rau's  Namen  mit  be- 
zeichnet habe.  Im  2.  Theile  der  allgemeinen  Volkswirthschaftslehre 
(Lehre  vom  privatwirthschaftlichen  System)  und  in  den  practischen 
Theilen  wird  sorgfältig  alles  Dasjenige  beibehalten  werden,  was 
nach  Form  und  Inhalt  aus  dem  Werke  des  Altmeisters  in  der  Ge- 
genwart noch  brauchbar  erscheint.  Grosse  Umgestaltungen  sind 
freilich  auch  hier  nach  Herrn  Prof.  Nasse's  und  meiner  Ansicht  un- 
vermeidlich. 

Für  die  Begründung  aller  weiteren  Abweichungen  in  der  Sy- 
stematik, worin  Rau  sich  ohne  Zweifel  so  wesentliche  Verdienste 
erworben  hat,  verweise  ich  auf  das  spätere  6.  Kapitel  meiner 
Grundlegung. 

Berlin,  Anfang  August  1875. 

Adolph  Wagner, 
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Grundlegung. 


Erstes  Kapitel. 

Gvruudbe^rifie. 

Literaturnacliweis  über  die  Grundbegriffe  und  für  die  ge- 
sammte  Grundlegung.  Vergl.  Fr.  J.  Neumann,  Beiträge  z.  Eevision  der  Grund- 
})egriffe  d.  Yolkswirthschaftslehre,  Tub.  Ztsclir.  f.  Staatswiss.  XXV.  (1S61I)  S.  493  tf., 
XX\T;II.  (1ST2)  S.  250  tf.  Der  Verf.  erörtert  in  dem  ersten  Aufsatze  die  allgemeinen 
Grundsätze  für  die  Definition  volkswirthschaftlicher  Begrifte  und  kommt  zu  dem  Er- 
gebniss,  dass  der  allgemeine  Sprachgeltraucli  zwar  zu  berücksiclitigea  sei,  aber  nicht 
die  allein  und  endgUtig  entscheidende  Norm  bUden  dürfe,  vielmehr  müssten  ausserdem 
Gründe  der  Zweckmässigkeit  und  Opportunität  ins  Gewicht  fallen  (XXV.,  517).  Die 
Anwendung,  welche  der  Verf.  von  seineu  Definitionsgrundsätzen  für  die  Begriffe  Werth 
und  Preis  macht,  ist  methodologisch  und  literarhistorisch  lehrreich.  Mit  den  Resultaten 
kann  ich  nicht  ganz  übereinstimmen.  —  Die  Grundbegrilt'e  der  Volkswirthschaftslehre 
haben  die  eingehendste  und  scharfsinnigste  Erörterung  in  der  deutschen  Literatur 
des  Fachs  gefunden,  wenn  dabei  auch  öfters  Spitzfindigkeiten  nicht  genügend  vermieden 
worden  sind.  Die  fremde  Literatur  steht  wesentlich  zurück.  Die  ältere  deutsche 
Literatur,  besonders  aus  der  1.  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts,  s.  bei  Neumann  a.  a.  0. 
Besonders  hervorzuheben  und  noch  heute  bcachtenswerth  :  G.  Hufeland,  neue  Grund- 
legung der  Staatswirthscliaftskuust,  durch  Prüfung  und  Berichtigung  ihrer  Hauptbegriffe 
von  Gut,  Werth,  Preis,  Geld  und  Volksvermögen,  2  Thle.,  Giess.  u.  Wetzl.  1S07,  1813; 
J.  F.  E.  Lotz,  Revision  der  Grundbegriffe  der  Nationalwirthschaftslehre ,  1811 — 14, 
derselbe,  Handbuch  der  Staatswirthschaftslehre,  1821,  2.  Aufl.  Erlangen  1837 — 38, 
3  Bände. 

In  der  neueren  deutschen  Literatur  ist  für  die  Grundbegriffe  und  für  yerwandte 
Punrte  der  Theorie,  d.  h.  für  die  Grumllegung  von  bleibender  Bedeutung  geworden: 
B  F.  \V.  Hermann,  staatswirthsch.  Untersuchungen,  1.  Aufl.  München  1832,  2.  Aufl. 
^lünchen  1870  (nach  des  Verf  Tode  erschienen^  Die  1.  Aufl.  enthält  dogmen- 
geschichtliche Erörterungen,  die  in  der  2.  fehlen,  letztere  hat  der  Verf.  nur  noch  zum 
Theil  vermehrt  und  verbessert.  Ich  citirc  meistens  nach  der  2.  Aufl.  Ausserdem 
vergl.  für  die  Grundbegriffe  noch  besonders  H.  v.  Mangoldt,  Grundriss  der  Volks- 
wirtlischaftslehre,  Stuttgart  1803,  2.  Aufl.,  besorgt  v.  Kleinwächter,  Stuttgart  1871 
(der  beste  Grundriss  in  deutscher  Sprache,  scharfsinnig,  docli  hier  und  da  etwas  spin- 
tisirend).  S.  ferner  auch  C  Meng  er,  Grundsätze  der  Volkswirthschaftslehre,  1.  Till. 
Wien,  1S71.  —  Von  den  grösseren  Lehrbüchern  s. :  Rau,  Grundsätze  der  Volkswirth- 
schaftslehre, 8.  Aufl.,  Leipzig  u.  Heidelberg  1868,  §.  1  ff'.,  §.  40  fl'.  Die  Erörterungen 
ii))iT  die  Grundbegriffe  giebt  Rau  theils  in  der  Einleitung  §.  1 — 20,  theils  im  1.  Buch 
vom  ., Wesen  des  Volksvcrmögens"  §.  40 — 81.  In  meiner  Neubearbeitung  der  Volks- 
wirthschaftslehre sind  diese  Theile  zusammengezogen  und  sehr  erweitert  (s.  u.).     W. 

A,  Wagner,  Volkswirthschaftslehre.    I.  1 
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Röscher,  die  Grundlagen  der  Nationalökonomie  (1.  Th    des  Systems  der  Volkswirtli- 
schaft),  li.  Aufl.  1874,  §.  1—29,  z.  Th.  auch  das  1.  Buch  von  der  Production  der 
Güter  §.   30  ff.;  für  einzelne  Abweichungen  von    j^rincipieller  Bedeutung  sind    die 
früheren  Auflagen  Roscher's  zu  vergleichen.    Ich  citire  meistens  nach  der  8.  Aufl.  1SG9. 
Die  Grundbegriffe  sind  von  den  vorausgehend  genannten  Schriftstellern,  auch  von 
V.  Hermann,  mehrfach  noch  zu  sehr  aus  dem  privatwirthschaftlichen  Standpuncte 
(§.  117,  121  ff.)  erörtert  und  festgestellt  worden,   und  die  dergestalt  gewonnenen  Be- 
griffe dann   öfters   ohne  Weiteres   zu  volks wirthschaftlichen  Begriffen   gemacht  oder 
es  ist  wenigstens  zwischen  der  Bedeutung  eines  wissenschaftlichen  terminus  technicus 
im  privat-,  bez.  im  einzelwirthschaftlichen  und   im  volkswirthschaftlichen  Sinne  niclit 
immer  richtig  unterschieden  worden.    Auch  muss  das  Streben,  immer  nur  eine  Be- 
deutung eines  Begrifls  zuzulassen,   wie   auch   Neumann   (a.  a.  0.  XXV.,  512)  rügt, 
mitunter  als  falsch  bezeichnet  werden.    Ebenso  ist  es  öfters . falsch,  gewisse  Rechts- 
begriffe und  Wirthschaftsbegriffe  zu  identificiren,  wie  ich  schon  in  der  Finanzwissen- 
schaft  an   dem  practischen    Beispiele   der   Staatseinnahmearten  (Rau-Wagner,   Fin. 
6.  Aufl.,  I ,  §.85  If.)  begründete.     Zu  der  schärferen  Scheidung  der  rein  ökonomischen 
und  der  Reclitsbcgriffc  ujid  z.  Th.  in  Folge  hiervon  zu  der  genaueren  Ausbildung  von 
volkswirthschaftlichen  im  Unterschied  von  einzel-  und  privatwirthscliaftlichcn  Begriffen 
haben  die  deutschen  socialistischen  oder  einen  verwandten  Standpunct  einnehmen- 
den Theoretiker  beigetragen,  namentlich  in  oft  nur  gelegentlichen  geistvollen  Ausfüh- 
rungen     und    geschichtsphilosophisclicn     Aper(;us    Rod  bertus-Jajetzow     (s.    schon 
dessen  ,.Zur  Erkenjitniss  unserer  staatswirthschafdichen  Zustände",   1.  Heft,  fünf  Theo- 
reme,  Neubrand,   u.    Fricdl.  1842,   dann    „Zur  Erklärung   und  Abhilfe    der  heutigen 
Creditnoth  des  Grundbesitzes",  2  Thle.,  Jena  18B!),  pass..  vergl.  l)csonders  II.,  2H5  ff., 
endlich  die  verschiedenen  Aufsätze  übei'  altrömische  Steuer-  und  Agrarverhältnisse  in 
Hildebrands  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik;  (s.  besonders  unten  §.28 
über  den  Unterschied  von  Kapital  im  rein  ökonomischen  und  im  Rechtssinne);    ferner 
F.  Lassalle,  System   der    erworbenen  Rechte,    2   Thle.,  Leipzig  IStll,   derselbe, 
Kapital  und  Arbeit  (Streitschrift  gegen  Schulze-Dclitzsch),  Berlin  18(>1;  K.  Marx,  zur 
Kritik  der  politischen  (lekonomie,  1.  Heft,  Berlin  1859,  derselbe,  das  Kapital,  1.  B., 
Hamburg  18t')7,  2.  Aufl.  1873.      l)i(!    mancherlei  Anregungen,  welche  ich  namentlich 
Rodbertus  verdanke,  werden  sich  im  Te.vte,  l)esondcrs  in  der  Lehre  vom  Kapital  zeigen. 
Von  einem  verwandten  Standpuncte  aus  liat  neuerdings  H.  R  Osler  besonders  das 
Rechtsmoment   in   den  Wirthschaftsbegritfen    betont.     Seine   Bestrebungen   scheinen 
mir  vollkommen  richtig,  den  Resultaten  seiner  Ausfuhrungen  kann  icli mich  aber  nicht 
immer  anschliessen.     Er  bet  nt   m.  E.  zu  einseitig  das  juristische  Moment,   zu  wenig 
das  rein  ökonomische,  d.  h.  er  macht  den  entgegengesetzten  Fehler  wie  die  bisherige 
Nationalökonomie  der  Smith'schcn  Schule.     Vergl.  besonders  seine  Sclirift  „Ueber  die 
Gnindlagcn  der  von  A.  Smitli  Itegründeten  Vollcswirtlischaftstheorie",  2.  Aufl..  Erlangen 
1871;  sein  Lehrbuch  des  deutschen  Vcrwaltungsrechts,  LB    das  sociale  Verwaltungs- 
recht, 2  Abth.,  Erlang.   1872,  1873,  seine  Erörterungen   über  die  Gesetzmässigkeit  der 
volkswirthschaftlichen  Erscheinungen  in  Hirth's  Annalen  des  deutschen  Reichs,  Jahr- 
gang 1875.     Aehnlich   wie  Rösler,  tu.  E.  aber   schärfei'  und   klarer,    vertritt  diesen 
Standpunct   H.   v.  Scheel,  s.    dessen   Theorie  der  socialen   Frage,  Jena    1871,  und 
zahlreiche  kleinere  Aufsätze   und   Kritiken   in    Hildebrands   Jahrbüchern,   in   welchen 
manche   werthvolle  Bausteine   zu   einer  socialrechtlichen  Behandlung   der  Volkswirth- 
schaftslehre  und  ihrer  Grundbcgiüffe. 

Aus  der  neuesten  systematischen  Literatur  sind  als  Werke,  mit  deren  prin- 
cipiellem  Standpunct  ich  vielfach  übereinstimme,  zu  nennen:  A.  E.  F.  Schäffle,  das 
gesellschaftliche  System  der  mi-nschlichen  VVirthschaft,  2.  Aufl.,  Tübing.  l*^t)7.  3.  Aufl. 
in  2  Bänden,  cb.  1873,  derselbe,  Kapitalismus  und  Socialismus,  Tübing.  1870,  Werke 
von  grosser  Bedeutung  für  viele  Fragen  in  der  ,,(jirundlegung'„  besonders  über  Privat- 
und  Gemeinwirtbschaft  (s.  u.  §.  IKi  ft'.);  dann  auch  J.  Fr ö bei,  die  Wirthschaft  des 
Menschengeschlechts,  2  Thle.,  Leipzig  187t)  und  1874.  Vergl.  endlich  für  die  Grund- 
legung, die  principiellen  Puncto  hinsichtlich  der  Grundbegriffe,  der  Methode  u.  a.  m. 
K.  Knies,  die  politische  Oekonomie  vom  Standpuncte  der  geschichtlichen  Methode, 
Braunschweig  1853,  und  derselbe,  das  Geld,  Berlin  1873,  1.  Kapitel. 

Eine  neue  „Grundlegung"  der  politischen  Oekonomie  wird  gegenwärtig,  von 
einzelnen  Anhängern  der  älteren  Smith'schen  Schxüe  abgesehen,  wohl  allgemein  als 
nothwendig  betrachtet.     Die  Bausteine  dazu  sind    noch   nicht  alle  gefunden  und  her- 
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gerichtet,  aber  viel  Material  liegt  immerhin  bereit.  Die  Aufgabe  ist  aber  eine  ausser- 
ordentlich viel  grössere  und  schwierigere  als  zur  Zeit,  wo  A.  Smith  für  fast  ein  Jahr- 
hundert den  Grund  für  die  Theorie  legte  und  in  Deutschland  Kau  sein  Lehrbuch 
auszuarbeiten  begann.  Kein  Einzelner  wird  heute  entfernt  wagen  dürfen,  zu  glauben, 
er  vermöge  allein  eine  dauernde  neue  Grundlegung  zu  schaffen.  Auch  abgesehen 
von  der  Cnfertigkeit  des  Baumaterials  sind  die  Anforderungen  zu  umfassend,  als  dass 
sie  in  Einem  Manne  erfüllt  sein  könnten.  Die  Tiefe  und  Vielseitigkeit  der  geschicht- 
lichen Auffassung  von  \V.  Eoscher,  Br.  Hildebrand,  K.  Knies,  Eodbertus, 
die  dialectische  Schärfe  von  Marx  und  Lassalle,  die  systematische  Gründlichkeit 
und  die  Objectivität  von  Eau,  die  logische  Schärfe  von  Hermann  müssen  mit  den 
umfassendsten  rechtsgeschichtlichen  und  juristischen,  philosophischen,  statistischen, 
naturwissenschaftlichen  Studien  verbunden  sein,  um  die  Aufgabe  genügend  zu  lösen. 
Eiu  Zusammenwirken  vieler  Kräfte  ist  schon  deswegen  unentbehrlich.  Die  Versuche 
von  E.  DUhring  (Kritische  Grundlegung  der  Volkswirthschaftslehre .  Berlin  1866, 
und  Cursus  der  National-  und  Social-Oekonomie.  Berlin  1ST8)  würden  auch  ohne  den 
vorwaltend  pampliletistischen  Character  der  Schriften  dieses  Verfassers  an  dem  ein- 
seitigen Ausgangspuncte,  den  schiefea  Carey'schen  Lehren,  verunglückt  sein.  Vergl. 
darüber  Lange,  Mill's  Ansichten  über  die  soc.  Frage  u.  d.  angebl.  ümwälz.  d.  So- 
cialwissenschaft  durch  Carey,  Duisb.  1S66  (bes.  S.  244  ft'.). 

Mein  Standpunkt  ist  am  Kürzesten  als  der  einer  socialrechtlichen  Auffassimg 
der  Aufgaben,  welche  für  die  Xeubegründung  der  politischen  Oekonomie  und  daher 
namentlich  in  der  „Grundlegung"  vorliegen,  zu  bezeichnen.  Er  steht  dem  Staudpunkte 
von  Eodbertus  (wie  ich  ihn  wenigstens  auffasse),  von  Lange  (in  s.  Sehr,  über  Mill  u. 
in  s.  „Arbeiterfrage",  3.  Aufl.,  Wiuterth.  1S7.5.  der  bedeutendsten  deutschen  Schrift 
über  diese  Frage)  und  von  v.  Scheel  am  Nächsten,  ist  aber  überhaupt  nahe  verwandt 
dem  Standpuncte  der  jüngeren  deutschen  „ethischen"  oder  „realistischen"  Schule 
(der  vulgo  ,.Kathcdersocialisten")  der  Engel,  Schmoller,  Nasse,  Cohn,  Schön- 
berg, Conrad,  Brentano.  Held  u.  A.  m.  und  dem  hiervon  wiederum  principiell 
doch  nur  wenig  abweichenden  von  Schäffle.  Vergl.  über  diese  Schule  W.  Eoscher, 
Gesch.  d.  Nationalökonomie,  München  1ST4.  §.  20!l  ff.  Ihre  Ansichten  vertritt  auch 
meine  „Eede  über  die  sociale  Frage'",  Berlin  1ST1.  und  Schönberg  in  s.  „Arbeits- 
ämtern", ISTI.  vergl.  ders.  die  deutsche  Freihandels-Partei  u.  d.  Partei  d.  Eis.  Vers.. 
Tüb.  Zeitschr.  1ST:3  (XXIX.)  S.  493  ff.  Die  bedeutendste  allgemeine  philosophische 
Begründung  der  Theorieen  der  Jüngern  etliischen  Schule  in  der  Nationalökonomie  hat 
jetzt  G.  Schmoller  in  seiner  nach  Inhalt  und  Form  vortrefflichen  Streitschrift  gegen 
H.  V.  Treitschke  gegeben :  „Ueber  einige  Grundfragen  des  Eechts  und  der  Volkswirth 
Schaft",  Jena  1S75  (auch  in  Hildebönds  und  Conrads  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie 
Jahrg.  1S74  %nd  1ST5).  Diese  Schrift  geht  mir  in  dem  Moment  zu,  wo  das  Manu- 
script  zur  „Grundlegung"  fast  abgeschlossen  war  und  in  den  Druck  kommt.  Ich 
konnte  sie  daher  nur  noch  nachtragsweise  an  einigen  Stellen  benützen.  Principiell 
stimme  ich  fast  ganz  mit  ilir  überein.  Schmoller  betont  nur  das  Moment  der  Sitte  und 
der  Sittlirlikeit  etwas  melir,  dasjenige  des  Zwangs  und  des  Eechts  etwas  weniger  als  ich. 

1.  Abschnitt. 
Die  wiithsthaftliche  \atnr  des  Menschen.^) 

§.  1,  Der  Mensch  steht  mit  der  ihn  umgebenden  Aussenwelt 
als  bedürftiges  Wesen  in  fortdauernder  Berührung  und  erkennt, 
dass  in  jener  viele  Bedingungen  seines  Lebens  und  Wohlbefindens 
liegen.  2)    Seine  Bedürfnisse  stellen  sich  dar  als  „Gefühl  des  Mangels 

')  Ean,  8.  Aufl.,  §.  1. 

*)  Ueber  den  richtigen  Ausgangspunct  in  der  Wissenschaft  der  polit.  Oekonomie 
ist  öfters  gestritten  worden.  Eau  ging  vom  Gute  aus  (§.  1),  ebenso  bis  zur  4.  Aufl. 
Koscher,   Hermann    von   den   Bedürfnissen  (2.  Aufl.   S.   1    ff.),   ebenso   Bastiat 
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mit  dem  Streben,  diesen  Mangel  zu  beseitigen '^  (v.  Hermann^)), 
wodurch  der  Befriedigungstrieb  erweckt  wird.  Der  letztere 
erscheint  als  Trieb  der  Selbsterhaltung  hinsichtlich  der  zum  Be- 
stehen nothwendigen  Bedttrfnissbefriedigungen  (diese  im  unumgäng 
liehen  Umfange  gedacht)  oder  der  Existenzbedtirfnisse  ersten  Grads 
(§.  96)  und  als  persönliches  oder  Selbstinteresse  für  die 
darüber  hinausgehenden  Bedürfnissbefriedigungen.  Dieser  Trieb 
ist  dem  Menschen  angeboren,  in  seinen  beiden  Erscheinungsformen 
sittlich  berechtigt,  er  kann  daher  nicht  als  solcher,  sondern  nur  in 
seiner  Ausartung,  wenn  er  sich  geltend  macht,  ohne  die  ihm 
durch  das  Gewissen  und  das  Sittengesetz  und  Recht  gezogenen 
Schranken  zu  achten,  als  Eigennutz  oder  Egoismus  bezeichnet 
werden.  Er  wirkt  demnach  andererseits  nicht  und  soll  nicht  wirken 
als  reine  Naturkraft  (§.  129),  sondern  er  steht,  wie  jeder  mensch- 
liche Trieb,  unter  der  Leitung  der  Vernunft  und  des  Gewissens. 
Jede  aus  ihm  resultirende  Handlung  ist  mithin  eine  verantwort- 
liche und  unterliegt  stets  einem  sittlichen  Urtheil. 

§.  2.  Der  durch  Vernunft  und  Erfahrung  geleitete  Befriedi- 
gungstrieb führt  den  Menschen  zur  Uebernahme  der  Arbeit  (im 
wirthschaftliehen  Sinne),  d.  h.  einer  als  solche  oder  als  blosses 
Mittel  zum  Zweck  der  Bedürfnissbefriedigung  aufgefasst,  mit  Opfern 
(Pein,  Last,  Unannehmlichkeit)  verbundenen  persönlichen  An- 
strengung.*)   Diese  Auffassung  der  Arbeit  als  Last  steht  nicht 


(harmonies  econom.,  oeuvrcs  coinpl. ,  vol.  VI,  Paris  lb55,  H.  ed.  p,  40  if.)  und  nach 
ilim  viele,  so  im  Wes.  M.  Wirth,  Grundzügc  der  Nationalökonomie,  1.  B.,  4  Aufl.. 
Cöln  1S71,  S.  236.  Neuerdings  hat  Sc, häffle  besonders  betont,  dass  der  Ausgangs- 
punkt im  „Menschen"  genommen  werden  müsse  (D.  Vicrteljahrsschr.  JSfilj  und 
nach  ihm  seit  der  5.  Aufl.  Koscher,  §.  1.  Lindwurm,  Grundzüge  der  Staats- 
und Privatwirthschaftslehre,  Braunschweig  ISüG,  stellt  den  Begrill' der  A\'ir thschaf t 
an  die  Spitze.  Die  Bedeutung  des  formalen  Ausgangspuncts  darf  indessen  nicht  über- 
schätzt werden:  ob  der  ,, bedürftige  Mensch",  oder  „die  Bedürfnisse  des  ISIenschen", 
oder  „die  bedürftige  Natur  des  Menschen"  macht  doch  einen  ganz  unwesentlichen 
Unterschied.  Dies  zeigt  sich  u.  A.  in  der  Behandlung  Schäffle's.  2.  Aufl.,  S.  1  II'., 
;{.  Aufl, ,  §.  ]  ,  wo  jetzt  zunäclist  das  Wesen  der  Wirthschaft  erörtert  wird.  Vergl. 
auch  V.  Mango Idt,    Grundr.,  §.   1  fl".  und  meine  einleitende  Anm.  zu  Kap.  2  unten. 

■■')  V.  Hermann,  staatsw.  Unters.,  2.  Aufl.,  S.  5. 

*)  Begriüsbestiramungen  der  Arbeit  felilen  auffällig  genug  vielfach  in  den  Lehr- 
büchern. Rau  nennt  hervorbringende,  productive  Arbeit  die  Anwendung  der  menscli- 
lichen  Kraft  als  Ursache  von  Veränderungen  in  der  Körperwelt,  8.  Aufl.,  §.  84,  was 
mit  seiner  zu  engen  Begrenzung  des  Begriffs  wirthschaftliclies  (iut  zusammenhängt,  s. 
u.  §.  18.  Aber  auch  Schäffle,  2.  Aufl.,  §.  2.'J,  nennt  Arbeit  diejenige  persönliclie 
Bethäfigung,  welche  die  dem  Menschen  nützliche  Sache  licrstellt.  Koscher  erwälint, 
dass  zum  Begriff  Arbeit  immer  ein  Merkmal  der  Mühe,  die  auf  einen  ausserliall)  ihrer 
selbst  liegenden  Zweck  gerichtet  ist,  gehöre,  §.  3()  Anm.  1.  S.  auch  Mangoldt, 
§.  5  und  Art.  Arbeit  im  Staatswörterbuch,  Hermann,  S.  7,  9  (Arbeit  als  Lebens- 
aufopferu ng  characterisirt). 
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im  Widerspruch  mit  der  gleichfalls  berechtigten  Auffassung  der 
Arbeit  als  sittlicher  Beruf  und  Lebensaufgabe  des  Menschen, 
Avird  also  durch  letztere  Auffassung-  nicht  ausgeschlossen.  Die  Ar- 
beit muss  sich  wegen  des  beständigen  Wechsels  zwischen  Bedürf- 
niss  und  Befriedigung,  wegen  der  nur  vorübergehenden  Dauer  der 
letzteren  und  wegen  der  im  Wesen  des  Menschen  hegenden  Ver- 
mehrung, Vervielfältigung  und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  immer 
von  Neuem  wiederholen,  regelmässig  und  planvoll  fortgesetzt 
werden  und  immer  wirksamer  zu  werden  suchen. 

§.  3.  Bei  aller  auf  Bedürfnissbefriedigung  gerichteten  Thätig- 
keit  leitet  den  Menschen  —  und  darf  und  oft  auch  soll  ihn  leiten 
—  das  ökonomische  oder  das  Princip  der  Wirthschaftlich- 
keit,  d.  h.  das  Streben,  nur  solche  Arbeit  vorzunehmen,  bei  welcher 
nach  seiner  Schätzung  die  Annehmlichkeit  der  Befriedigung  die  Pein 
der  Anstrengung  (des  Opfers)  überwiegt,  sowie  das  fernere  Streben 
nach  einer  möglichst  hohen  Summe  (Maximum)  Befriedigung  für  ein 
möglichst  geringes  ^[aass  (Minimum)  Anstrengung  oder  Opfer. ^) 

§.  4.  Der  Inbegriff  der  auf  fortgesetzte  Bedürfnissbefriedigung 
gerichteten,  planvoll  nach  diesem  ökonomischen  Princip  erfolgenden 
Arbeitsthätigkeiten ''^  einer  Person  ist  (im  allgemeinsten  Sinne  des 
Worts)  die  Wirthschaft,^)  jede  einzelne  hierzu  gehörige  Thätig- 

^)  In  der  Hauptsache  konnte  die»  Princip  bei  wirthschaftlichen  Uutersuchnngeu 
nie  verkannt  werden.  In  den  Vordergrund  der  Betrachtung  ist  es  besonders  durch 
Hermann 's  Lehre  v.  d.  Wirthschaft  und  v.  d.  Trennung  v.  Oekonomik  und  Tech- 
nik gestellt,  2.  Aufl.,  S.  G  iF.  Die  Formnlirung  s.  bei  Schaffte  2.  Auli.  d.  geseUsch. 
Systems,  S.  ;i,  S32.  3.  Autl.  I..  17.  Vergl.  auch  dess.  Aufs,  über  Gebrauchswerth  u. 
Wirthschaft  nach  den  Begiirtsbestimmungeu  Heruiann's,  Tub.  Zeitschr.  XXVI.  (l!>70}. 
Der  erste  Satz  im  Texte,  worin  ich  das  Princip  formulirte,  ist  in  Schättle's  Formu- 
limng  nicht  enthalten,  findet  sic^h  ab'-r  bei  0.  Michaelis  „Das  Kapitel  v.  Werthe'' 
(aus  einer  Abhandlung  v.  1S(j3  in  s.  u.  Faucher's  Vierteljährsschr.  f.  Yolkswirth- 
schaft  u.  s.  w.)  in  seinen  Volkswirtlischaitlichen  Schriften,  1573,  IL,  24L 

®)  Man  kann  zweifelhaft  sein,  ob  man  sagen  soll:  Arbeitsthätigkeiten  oder  bloss 
Thätigkeiten ,  indem  z.  B.  für  die  Wirthschaft  de»  nicht  selbst  erwerbenden,  bloss 
Renten  aus  vei^pachteten  Grundstücken  und  verlielienen  Kapitalien  beziehenden  Rentiers 
die  erstere  Bezeichnung  (Arbeitsthätigkeiten)  nicht  passend  erscheinen  könnte.  In- 
dessen die  Verwaltung  des  Vermögens  nöthigt  stets  zu  Thätigkeiten.  welche  imtcr 
den  Begriö  Arbeit  gehören  und  ebenso  die  Verwendung  des  erzielten  Einkommens 
zur  Bedürfnissbefriedigung.  Leber  das  Maass  und  die  Art  der  Arbeit  des  Wirth- 
schaftssubjects  sagt  der  Begriff  der  Wirthschaft  aber  überhaupt  nichts  aus. 

'')  Rau  definirt  die  Wirthschaft,  consequent  seinem,  m.  E.  unhaltbaren  Standpuncte 
(s.  u.  §.  LS  ff.),  nur  Sachguter  wirthschaftliche  Guter  zu  nennen,  als  „Inbegriff  von 
Verrichtungen,  welche  zur  Versorgung  einer  Person  oder  einer  Verbindung  mehrerer 
Personen  mit  Sachgütern  bestimmt  sind,  oder  welche  sich  auf  die  Erlangung  oder 
Benutzung  von  Vermögen  beziehen".  §.  2.  Hermann  zieht  das  Princip  der  Wirth- 
schaftlichkeit  mit  herbei,  indem  er  die  Wirthschaft  bezeichnet  als:  „Die  quantita- 
tive Lebe  rw  ach  ung  der  Herstellung  und  Verwendung  der  Güter  in  einem  geson- 
derten Kreise  von  Bedürfnissen",  —  eine  Begriffsbestimmung,  welche  in  dieser  Fonnu- 
lirung  aber  nicht  recht  verständlich  ist  und  erst  eingehender  Erläuterung  dafur  bedarf, 
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keit  ist  eine  wirtiischaitliche,  ökoiiomisclie  (vergl.  besonders 
§.  49  ff.).  Die  Natur  des  Menschen,  welche  sich  aus  dem  Wesen 
menschlicher  Bedürfnisse,  aus  deren  Befriedigung,  aus  der  Stellung 
der  Arbeit  und  aus  der  Schätzung  aller  dieser  Momente  im  ökono- 
mischen Priucip  ergiebt,  nennen  wir  seine  wirthschaftliche  Na- 
tur. Der  geordnete  Inbegriff  der  die  Wirthschaft  im  obigen  Sinne 
betreffenden  Lehren  ist  die  Wissenschaft  der  Wirthschafts lehre, 
Oekonomie  oder  besser  Oekonomik. ^) 

2.  Abschnitt. 

Die  Güter. 

§.  5.  Alle  Mittel  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  heissen 
Gtiter.^)  Die  Güter  vermehren,  vervielfältigen,  verfeinern  und 
verändern  sich,  das  Vorhandensein  der  Herstellungsmittel  dafür 
vorausgesetzt,  mit  den  entsprechenden  Vorgängen  bei  den  Bedürf- 
nissen (zum  Theil  auch  umgekehrt,  so  dass  ein  Wechselwirkungs- 
verhältuiss  besteht^)),  lerner  mit  der  Einsicht  des  Menschen  in  das 
Wesen  und  die  Brauchbarkeit  der  Dinge.  ^) 


die  ihr  Hermann  auch,  und  zwar  vortrefllich,  giebt.  Vcrgi.  u.  §.  49.  ücber  Schäffle 
s.  oben  Anin.  5.  Die  sehr  eingehenden  Erörterungen  Schaff le's  in  seinem  System 
(s.  Sachregister  s.  V.  Wirthscliaft) ,  im  Ganzen  das  Beste,  was  wir  über  Wesen  und 
Arten  der  Wirthschaft  und  ilirer  Organisation  besitzen,  ermangeln  im  Einzelnen  etwas 
der  Präcision,  vergl.  z.  B.  gleich  I.,  4.  —  Li.udwurm's  Analyse  des  Wirthschafts- 
begritis,  a.  a.  0.  S.  13  11'.,  untersucht  getrennt  die  Merkmale  „Wirth"  und  „Schaffen", 
was  etwas  weit  hergeholt  ist. 

^)  „Im  Griechischen  heisst  die  Familie  ol'jto?,  oIkIh,  die  Haushaltung  oh.ovof^ila, 
die  Wirthschaftslehre  oiy.ovofuxti.  Daher  sollte  man  eigentlich  nur  die  Wirthschaft 
Oekonomie,  die  Wirthschaftslehre  aber  Oekonomik  nennen.  Darum  wird  neuerlich  von 
ühde  (1S40)  und  Koscher  (1S54)  das  Wort  Nationalökonomik  gebraucht" 
(R.,  §.  2,  Anm.  f.). 

*)  Kau,  §.  1,  2,  46,  47.  Die  Definition  von  „Gut"  weicht  bei  den  Schrift- 
stellern mannichfach  ab.  S.  die  Zusammenstellung  von  Menger,  Volkswirthschafts- 
lehrc  I.  3.  Kau  behandelt  nur  die  Sa  ch  gut  er  (körperliche,  materielle,  stoffliche, 
äussere):  „Bestandthcilc  der  Sinnenwelt,  die  den  menschlichen  Absichten  entsprechen 
und  daher  wünschens-  und  begehrenswerth  sind".  Vergl.  auch  Neumann,  Tüb. 
Zeitschr.  XXVIIL,  258  ff.  —  Koscher  nennt  Gut:  „alles  dasjenige,  was  zur  Befrie- 
digung eines  wahren  menschlichen  Bedürfnisses  anerkannt  brauchbar  ist",  §.  1. 
Der  Zusatz  ,. anerkannt"  ersclieint  unnöthig,  weil  nur  in  Beziehung  auf  Menschen  über- 
haupt von  Gütern  gesprochen  wird.  Der  Zusatz  „wahr"  bei  dem  Bedürfniss  ist  m.  E. 
falsch  und  mit  Koscher 's  Motivirung  nicht  begründet.  Denn  auch  was  ein  unvernünf- 
tiges und  unsittliches  Bedürfniss  befriedigt,  ist  ein  (jut,  sobald  eben,  wohl  oder  übel, 
das  Bedürfniss  bestellt,  und  ,,uui  den  (jrundbegrifl' der  Volkswirthschaftslelirc  auch  gleich 
als  einen  Gegenstand  eth.  wie  psycholog.  Untersuchung  zu  vindiciren"  bedarf  es  des 
Zusatzes  ebensowenig.  Dies  folgt  schon  aus  dem  umstand,  dass  Güter  wie  Bedürfnisse 
dem  menschlichen  Triebleben  unterstehen. 

*)  So  beruht  ein  grosser  Theil  des  Absatzes  von  Luxusartikeln  darauf,  erst 
das  Bedürfniss  hervorzurufen. 

•'')  Daher  der  grosse  Eintiuss  der  Naturwissenschaften,  der  fortschreitenden 
Technik,  der  Auffindung  neuer  Naturprod  ucte  fremder  Länder  durch  geo- 
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§.  6.  Die  Güter  können  nach  verschiedenen  Unterscheidungs- 
momenten in  mancherlei  Classen  eingetheilt  werden.^)  Beschränkt 
man  sich,  was  zulässig  ist,  auf  die  wichtigsten  Eintheihmgen,  so 
sind  zunächst  1)  innere  und  2)  äussere  Güter  zu  unterscheiden. 
Jene  umfassen  das,  was  Jemand  in  sich  findet  oder  freithätig  in 
seinem  eigenen  Inneren  erzeugt  (v.  Hermann)^'),  (Muskelkraft, 
Gesundheit,  inneres  Seelenleben,  Gedankenwelt,  Gaben,  Eigen- 
schaften, Kenntnisse).  Sie  können  in  persönlichen  Diensten 
des  Besitzers  zu  äusseren  Gütern  eines  Anderen  werden.  Die 
äusseren  Güter  sind  solche,  welche  Jemandem  aus  der  Aussen, 
weit  Bedürfnissbefriedigung  ermöglichen. 

§.  7.  Die  äusseren  Güter  sind,  je  nachdem  die  Bedürfniss- 
befriedigung mit  ihnen  dem  Begehrer  Opfer  (Arbeit)  kostet  oder 
nicht,  wirthschaftliche  oder  freie  Güter. ^•)  Die  Unterscheidung 
zwischen  diesen  beiden  Classen  von  Gütern  gestaltet  sich  aber 
wesentlich  verschieden,  je  nachdem  man  sich  auf  den  kosmopo- 
litischen Standpunkt  der  Menschheit  als  Ganzes  in  deren  Be- 
ziehung zur  Natur'')  oder  auf  einen  socialen  Standpunct  stellt,  auf 
welchem  die  Lage  der  einzelnen  Menschen  (Familien)   und  der 


grapliisclie  Erforschung,  Handel.     Menger,   a.  a.  0.  S.  3  stellt  4  Bedingungen  da- 
für auf,  dass  ein  Ding  Gut  werde. 

*)  Kau,  §.  46  ff.  Hermann,  Untersuch.,  2.  Aufl.,  S.  li)^  iL,  sehr  speciell  von 
Mangel  dt,  Grundriss  §.  4,  vergl.  auch  dess.  Art.  Gut  im  Staatswörtcrb.  (Bluntschli- 
Brateri  B.  IV.,  Schäffle,  3.  Aufl.,  I.  §.  81,  32  S.  66.  —  Die  Unterscheidung 
Menger 's,  §.  2  („über  den  Causalzusammenhang  der  Güter")  von  Gütern  1.,  2.,  3. 
Ordnung  u.  s.  w.  ist  doch  eigentlich  nur  eine  Umschreibung  des  anerkannten  Satzes, 
dass  zur  Herstellung  von  Gütern  Kapital  und  zwar  nicht  abstractes,  sondern  con- 
cretes  Kapital  der  und  der  Art  notliwendig  vorhanden  sein  muss.  Doch  sind  die 
Ausführungen  des  Verf.  lehrreich. 

^)  S.  bes.  V.  Hermann,  S.  103.  —  Eau,  §.  1,  nennt  die  inneren  Güter  per- 
sönliche. 

«)  Eb.  S.  104  tf.  —  Kau,  §.  46  ff.  —  Schäffle,  §.  33.  —  Besonders  eingehend 
und  scharf  über  die  ökonomischen  und  nichtökonomischen  Güter  und  ihr  Verhältnis» 
zu  einander  3*Ienger,  I.,  51  ff".  —  Say  (Handb.  L,  99)  unterscheidet  natürliche 
und  sociale  Güter,  Zachariae  (Staatswirthschaftslehre  §.  51)  spricht  von  nicht- 
er wer  blichen. 

')  Es  ist  bisher  fast  immer  nur  dieser  Standpunct  bei  der  genannten  Eintheiluug 
eingenommen.  Man  könnte  ihn  den  „natürlichen"  in  dem  Sinne  nennen,  dass 
eben  nur  die  Beziehungen  der  gesammten  Menschheit  zur  gesammten  äusseren  Natur 
ins  Auge  gefasst  werden.  Aber  sprachlich  ist  der  Ausdruck  ., natürlich"  zu  zweideutig, 
das  Wort:  kosmopolitischer  Standpunct,  obgleich  auch  nicht  ganz  genügend,  bezeichnet 
doch  den  Gegensatz,  den  icli  im  Auge  habe,  richtig.  —  Die  hier  eingeführte  Unter- 
scheidung entspringt  dem  in  meinem  Werke  verfolgten  Streben,  die  rein  ökonomi- 
schen, d.  h.  anderseits  die  rein  natürlichen  und  diejenigen  Gestaltungen,  welche 
durch  die  socialen  Verhältnisse  der  Menschen  geschaffen  sind,  atiseinander  zu 
halten;  s.  bes.  u.  vom  Vermögen,  §.  23  Anm.  1.  Wichtige  Consequenzen  ergeben 
sich  damit  für  das  Vertheilungsproblem  und  für  die  Würdigung  der  Kenten- 
einkommen,   besonders  aus  Grund  und  Boden. 
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Volk sclas seil  zu  einander,  sowie  das  gegenseitige  Verhältniss  der 
verschiedeneu  Völker^)  berücksichtigt  wird. 

§.  8.  —  1)  Standpimct  der  Menschheit  als  Ganzes. 
Freie  („natnrfreie")  Güter  sind  hier  solche,  welche  von  der  Natur 
der  Menschheit  ohne  Arbeit  der  letzteren,  bez.  gegen  die  bloss 
occupatorische  Arbeit  des  Aneignens  in  jedem  einzelnen  Falle 
des  Bedürfnisses  (wobei  Thätigkeiten  des  Sammelns,  Suchens,  Ver- 
folgens  u.  s.  w.  vorkommen  können)  geliefert  w^erden.  Wirth- 
schaftliche  Güter  dagegen  sind  hier  diejenigen,  zu  deren  Er- 
langung behufs  der  Bedürfnissbefriedigung  irgend  eines  Menschen 
irgendwelche  menschliche  Arbeit  die  Vorbedingung 
ist.^)  Auch  die  freien  Güter  werden  im  einzelnen  Falle  daher  in- 
soweit wirthschaftliche,  als  sie  jene  Aneignungsarbeit  irgendwie 
erfordern.  ^^) 

Jene  freien  Güter  bilden  wieder  zwei  Classen:^^) 

a)  Die  allgemeinen  Güter,  d.  h.  solche,  deren  ausschliess- 
liche Aneignung  durch  einzelne  Menschen,  durch  Vereinigungen 
von  solchen  und  selbst  durch  Völker  unmöglich  ist,  wie  die  Luft, 
das  Tageslicht,  die  Sonnenwärme,  das  Weltmeer  als  Ganzes  und 
seine  grösseren  Abtheilungen  (Oceaiie).  ^^) 

b)  Freie  Besitzgüter,  d.  h.  solche,  welche  ihrer  Wesenheit 
nach  eine  ausschliessliche  Aneignung  zwar  zulassen  würden,  aber, 
wenigstens  was  ihren  Gesammtvorrath  anlangt,  noch  herrenlos  ge- 
blieben sind,  weil  die  vorhandene  Menge  den  Bedarf  übersteigt, 
indem  die  Natur  sie  an  dem  Orte,  wo  sie  gebraucht  werden  können, 
in  solcher  Fülle  zur  Verfügung  stellt,  dass  kein  Beweggrund  vor- 
handen ist,  von  einem  überschüssigen  Vorrathe  Besitz  zu  nehmen. ^^) 


®)  In  diesem  Falle  zeigt  sich  am  Deutlichsten,  wie  die  Machtverhältnisse  (wozu 
hier  freilich  auch  die  Achtung  der  Souveränetät  des  fremden  Volks  und  Staats  ge- 
hören kann)  für  den  Begriff  „fi'eies"  und  „wirthschaftliches"  Gut  mit  entscheiden. 
Dies  ist  für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  besonders  zu  beachten. 

°)  V.  Mangel  dt  nennt  wirthschaftliche  Güter:  die,  welche  durch  menschliche 
Arbeit  hergestellt  oder  erworben  wurden  —  nicht  werden,  d.  h.  nicht  nothwendig 
im  einzelnen  Fall  werden.  Damit  ist  der  erste  Standpunct  der  Unterscheidung  rich- 
tig adoptirt. 

*")  Z.  B.  wildwachsende  Früchte,  Wasser  u.  dgl. 

*^)Rau,  §.  1,  nennt  die  eine  dauernde  Aneignung  und  beliebige  Benutzung 
durch  den  Menschen  gestattenden  Güter  besitzbare.  Von  den  freien  Gütern  handelt 
TJau  in  §.  47. 

^■^)  Wenigstens  liegt  kein  Beispiel  vor,  dass  grosse  Meere  wirklich  so  von 
einem  Volke  allein  beherrscht  sind,  wenn  auch  theoretische  Ansprüche  dieser  Art  be- 
standen. Bei  kleinen  Meeren  oder  Theilen  der  See  ist  die  Sache  anders;  man  denke 
au  ["die  Besteuerung  des  Ostseeverkelirs  durch  Dänemark  mittelst  des  ehemaligen 
Sundzolls. 

")  Nach  K.  §.  47. 
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Zu  diesen  Gütern  gehören  in  primitiven  Verhältnissen  des  Volks- 
lebens, vor  der  festen  Ansiedhmg  an  bestimmten  Orten  und  auch 
noch  in  der  ersten  Zeit  nach  derselben,  vielfach  Grundstücke 
überhaupt  und  auch  späterhin  noch  bestimmte  Arten  von 
Grundstücken,  wie  Waldboden,  Weideland,  Haide,  Wasser- 
stücke, ^*)  ferner  vom  Boden  abtrennbare  N  a  t  u  r  p  r  o  d  u  c  t  e , 
wie  Wasser,  Steine,  Holz,  wildwachsende  Pflanzen,  Früchte,  Thiere. 
Mit  steigender  Volksdichtigkeit  pflegt  indessen  eine  mehr  oder  we- 
niger vollständige  ausschliessliche  Besitzergreifung  durch  Einzelne 
oder  Vereinigungen  von  Einzelnen  (Geschlecht,  Siedelungsgemeinde) 
mit  diesen  freien  Besitzgütern  vorgenommen  zu  werden.  Die 
Rechtsordnung  in  ihrer  späteren  Entwicklung  sanctionirt  dies 
in  der  Gewährung  von  privaten  Eigenthums-  und  Nutzungsrechten 
an  den  freien  Besitzgütern.  Alsdann  nehmen  diese  Güter  immer 
einige,  mitunter  alle  wesentlichen  Eigenschaften  der  wirthschaft- 
lichen  Güter  an,  d.  h.  sie  werden  insbesondere  verkehrsmässig 
erworben  und  fortgegeben  (§.  10). 

§.9.  —  2)  Standpunct  der  Einzelnen,  der  Volksclassen, 
eines  besonderen  Volkes.  Die  eben  erörterte  Unterscheidung 
zwischen  freien  und  wirthschaftlichen  Gütern  verschiebt  sich  hier 
nach  der  socialen  Stellung  der  Einzelnen  und  der  Classen  und 
nach  der  für  die  Arbeit  und  die  Eigenthums-  und  Nutzungsrechte 
der  Güter  (der  freien  Besitzgüter  wie  der  eigentlich  wirthschaft- 
lichen Güter)  geltenden  Rechtsordnung,  —  hier  wird  daher 
der  Begriff  des  wirthschaftlichen  Guts  zugleich  ein  Rechtsbe- 
griff — ;  ferner  zwischen  verschiedenen  Völkern  nach  der  Macht- 
stellung —  wozu  auch  die  durch  die  geographische  Lage 
des  Landes  gegebenen  natürlichen  Vorzüge  und  Nachtheile  gehören 
können  — .  ^^)     Hier  ist  zu  nennen : 

a)  Der  vorerwähnte  Fall,  dass  freie  Besitz  guter  durch 
U ebergang  in  das  Eigen thum  oder  Nutzungsrecht  Ein- 
zelner oder  gewisser  Classen  den  Character  wir thschaft lieber 
Güter  annehmen;  so  besonders  bei  Entstehung  des  Privat  eigen- 
thums am  Grund  und  Boden  und  an  den  darauf  frei  von  der 


")  Vergl.  den  späteren  Abschnitt  von  der  Ent  \v  ick  hing  des  privaten 
Grundeigenthums.  S.  Koscher,  II.  (Nationalökon.  des  Ackerbaus),  7.  Aufl., 
Stuttg.  1873,  bes.  Buch  2.  Kap.  6.  A.  Wagner,  d.  Abschaff.  d.  priv.  Grundeigenth., 
Leipz.   1870,  Kap    2.     E.  de  Laveley-e,  de  k  propri6te,  Par.   1874. 

'•'')  Unter  der  in  obiger  Anm.  8  erwähnten  Voraussetzung,  dass  der  souveräne 
Wille  eines  Volks  und  Staats,  wie  er  sich  z.  B.  in  der  Handels-  und  Zollpolitik 
äussert,  von  Anderen  geachtet  wird  oder  sich  Achtung  verschafft. 
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Natur  geschaffenen  Producten. ^*^)  Namentlich  bewh-ken  Natur- 
mouopole  der  Lage ^'^)  und  der  specifischen  Bodenergie- 
bigkeit, —  ^^)  und  zwar  auch  zwischen  verschiedenen  Völkern, 
z.  B.  beim  Absatz  tropischer  Prodncte  nach  Ländern  der  gemässig- 
ten Zone,  — '^)  dass  wenigstens  partiell  naturfreie  Güter  zu  rein 
wirthschaftlichen,  beim  Erwerbe  höchstmöglich  vergoltenen  werden.^*') 

b)  Umgekehrt  werden  Güter,  welche  vom  Stand puncte  der 
Menschheit  aus  wirthschaftliche,  weil  nur  unter  Vermitt- 
lung menschlicher  Arbeit  gewonnene  sind,  für  Einzelne  ganz  oder 
theilweise  zu  freien,  d.  h-  zu  unentgeltlich  erworbenen. 
Die  wichtigsten  Fälle  dieser  Art  kommen  bei  den  Rechtsinstituten 
der  persönlichen  Unfreiheit,  bei  der  Sclaverei,  Leibeigen- 
schaft und  bei  Frohnarbeit  vor.  Diese  Fälle  haben  für  das  ge- 
sammte  Volksleben  eine  grosse  Bedeutung,  weil  die  Verfügung 
über  die  Producte  der  gezwungenen  Arbeit  der  Unfreien  der  herr- 
schenden Classe  und  durch  sie  dem  Staate  die  Mittel  zu  besonderer 
—  namentlich  auch  frühzeitigerer,  als  sonst  möglich  —  Cultur- 
und  Kunstblüthe  bieten  kann  (§.  101).  Aehnlich  wirken  im  Völker- 
leben Tributverhältnisse,  in  Weltreichen  und  grösseren  Staa- 
ten Ausbeutung  der  Provinzen  vom  Centrum  aus. ^^) 
Ausserdem  hat  aber  auch  bei  persönlicher  Freiheit  die 
social  gedrückte  Lage  der  unteren  Classen  ganz  allgemein 
die  Tendenz,  die  Güter,  welche  für  diese  Classen  rein  wirthschaft- 
liche sind,  für  die  übrigen  (höheren)  Classen  mehr  oder  weniger 


*®)  Diese  Auffassung  \vird  nicht  alterirt  durch  die  verschiedene  Entscheidung  der 
Streitfrage,  ob  im  Tauschwertli  des  Grund  und  Bodens  nur  die  Zuthaten  an  mensch- 
lichen Leistungen  (Arbeit,  Kapital)  vergolten  werden,  wie  Bastiat  meint,  oder  dieser 
Werth  höher  ist  oder  wenigstens  sein  liann.  Das  Eigenthumsverhältniss  als  solches 
bewirkt,  dass  der  Boden  in  die  Reihe  der  wirthscliaftliclien  Guter  tritt. 

")  So  besonders  in  städtischen  VerhältuissiMi ,  dann  unter  dem  Einfluss  des 
Klimas  für  die  Agrarproduction  ganzer  Länder. 

*^)  Z.  B.  bei  besonders  guten  Weinbergen. 

")  Einen  interessanten  Belegfall  bilden  die  Ausfuhrzölle  auf  Producte  einer 
Art  Naturmonopols,  welche  in  manchen  Ländern  (Siideuropa,  tropische  Länder)  in  der 
sicheren  Voraussetzung,  sie  auf  die  fremden  Consumcnten  zu  wälzen,  aufgelegt  werden. 
Vcrgl.  hierüber  A.  Wagner,  Art.  Zölle,  Staatswörterb.  XL,  35Ü,  353  tf. 

'^")  Die  Jvicardo-Thün  en'sche  Grundrentcnlchre,  die  auch  was  Ricardo  betrifft 
in  Ihrem  Kern  unumstösslich  ist,  ferner  die  richtige  Erweiterung  dieser  Lehre  durch 
Hermann  und  besonders  von  Mangoldt  und  Schäfflc  stimmt  hiermit  überein. 
Vergl.  hier  einstweilen  nur  die  vortrelfliclie  Auseinandersetzung  dieser  Rentenlehre 
von  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  S.  303  ft. 

^')  Vielfach  überhaupt  schon  die  stärkere  Centralisation  der  Staatsthätigkeiten 
in  der  Hauptstadt.  Die  Culturgüter  (§.  96)  des  Unterrichts,  der  Bildung,  der  feineren 
Sitte  u.  s.  w.  kommen  dem  Hauptstädter  bei  uns  wohlfeiler  als  dem  Provincialen,  weil 
sie  eben  partiell  für  jenen  freie  Güter  im  Sinne  des  Textes  sind. 
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ZU    treieu,    d.    h.    zu    nicht    genügend    vergoltenen    zu 
machen.  ^^) 

Diese  sociale  Auffassung  des  Begriffs  der  freien  und  wirth- 
schaftlichen  Güter  ist  neben  der  erstbesprochenen  kosmopoliti- 
schen bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  obgleich  sie  öfters  grössere 
Wichtigkeit  hat,  als  die  letztere. 

3.  Abschnitt. 

Die  Arten  der  Erwerbung'  wiitlischattlicher  Güter.  ^) 

§.  10.  Die  Erwerbung  der  wirthschaftlichen  Güter  zum  Be- 
hufe  der  Bedürfnissbefriedigung  erfolgt  für  den  einzelnen  Be- 
dürftigen oder  für  das  Haupt  einer  Wirthschaft  (das  ein- 
zelwirthschaftliche  Subject,  §.  51)  auf  viererlei  Weise: 

1)  Unmittelbar  durch  Arbeitsleistung  des  Bedürf- 
tigen selbst,  indem  die  Arbeit  auf  die  erstmalige  Gewinnung 
der  bedurften  concreten  oder  naturalen  Güter  gerichtet  wird: 
eigentlicheEigengew Innung  (Selbstgewinnung)  (Eigen- 
production)  der  Güter.  Regelmässig  muss  dabei  eine  Mitwirkung 
der  Natur  stattfinden.  Die  menschliche  Arbeit  hat  dabei  die  Auf- 
gabe, die  Güter  der  Natur  abzugewinnen  und  die  Natur  demgemäss 
zu  deren  Herstellung  entsprechend  anzuleiten; 

2)  Mittelbar  durch  den  Tausch  (Kauf  und  Verkauf)  oder 
den  Credit  (§.64),  indem  freiwillig  andere  wirthschaftliche  Güter 
gegen  eigene  wirthschaftliche  Güter,  also  in  jedem  einzelnen  Falle 
gegen  speci eilen,  von  beiden  Parteien  gemeinsam  festgestellten 
Entgelt  (in  Sachgütern  oder  persönlichen  Diensten,  §.  15  oder  mit- 
telst Ueberlassung  von  Gütern  zur  Nutzung)  angenommen  werden : 
verkehr smässige   Gewinnung  der   Güter. 


*^)  Ein  Punct  von  grosser  Bedeutung  für  die  richtige  und  unbefangene  Beur- 
theilung  der  heutigen  Arbeiterfrage  und  der  Bestrebungen,  den  Lohn  auf  Kosten 
des  Gewinns  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  und  auf  Kosten  der  höhere  Preise 
zahlenden  wohlhabenderen  Consumenten  zu  steigern.  A.  Wagner,  Rede  über  die 
sociaje  Frage,  S.  23  ff.,  L.  Brentano,  zur  Lehre  v.  d.  Lohnsteigerungen.  Hildebr. 
Jahrb.  XVL,  251  ff.,  Lange,  Arbeiterfrage,  .'5.  Aufl.,  S.  100.  Solche  Verbesserung 
der  Lage  der  Arbeiter  vollzieht  sich  auf  dieselbe  Weise,  wie  diejenige,  welche  aus 
Luxuseinschränkung  der  Wohlhabenden  hervorgeht  Mill  hat  dafür  die  Schablone  gut 
aufgestellt,  polit.  Oekon.,  Deutsch  v.  Sötbeer,  2.  Aufl.,  Ilamb.  1S64,  1.  Buch.  Kap. 
5,  §.  '6.     Vergl.  die  spätere  Lehre  vom  Arbeitslohn. 

»)  Vgl.  unten  §.  C.^  ff'.,  §.  70,  Tl,  und  das  ganze  3.  Kapitel,  §.  110  ff  Die 
Meisten  behandeln  diesen  Gegenstand  im  System  erst  später.  Aber  er  gehört  in  der 
im  Texte  gegebenen  Behandlung  schon  hierher,  wo  zunächst  nur  die  rein  natür- 
lichen Möglichkeiten  eines  Gütererwerbs  Seitens  des  einzelnen  Bedürftigen  zu 
kategorisiren  sind.  —  Hermann,  S.   129  — 132. 


12  Erstes  Kapitol      (iniiidbcgrifTe. 

3)  Durch  freiwillige  unentgeltliche  (bez.  unter  Um- 
ständen: nicht  voll  nach  den  Grundsätzen  der  verkehrsmässigen 
Gewinnung  entgeltliche)  Ueberlassung  Seitens  der  Verfüger  an  die 
Bedürftigen:  Fall  des  Geschenks,  des  Almosens,  des  Familienunter- 
halts (wenigstens  der  Kinder)  und  überhaupt  der  werkthätigen 
Menschenliebe:  caritative  Erwerbsart; 2) 

4)  Durch  zwangsweise  unentgeltliche  bez.  nur  ge- 
nerell und  nach  Feststellung  bloss  der  einen  betheiligten  Partei 
entgoltene  Ueberlassung :  Zwangserwerbsart.   Hierhin  gehören : 

a)  Die  unrechtmässigen^)  und  gewaltthätigen  Erwerbungen 
wirthschaftlicher  Güter  ;^)  ferner 

b)  Die  rechtmässigen^)  Erwerbungen,  bei  welchen  das 
Recht  die  Unentgeltlichkeit  oder  die  bloss  generell  und  einseitig 
entgoltene  Ueberlassung  regelt,  nämlich 

«)  die  Fälle  der  verschiedenen  Arten  der  persönlichen 
Unfreiheit  eines  Theils  der  Bevölkerung,  wo  immer  nur  höch- 
stens generelle  (im  Lebensunterhalt  der  Sclaven)  und  ein- 
seitig vom  Herrn  bestimmte  specielle  Entgeltlichkeit  (Gegen- 
leistung des  Herren  an  den  Leibeigenen,  den  Frohnarbeiter)  oder 
vom  Eechte  zum  Nachtheil  des  Unfreien  festgestellte  Entgelt- 
lichkeit (im  Colonat,  Hörigkeit  u.  s.  w.)  stattfindet; 

ß)  Die  Fälle  der  Z  w  a  n  g  s  g  e  m  e  i  n  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  e  n  (§,154), 
insbesondere  des  Staats,  wo  gleichfalls  zwischen  Besteuerung  und 
Leistungen  dieser  Wirthschaften  für  die  ihnen  Angehörigen  nur  das 
Princip  genereller,  einseitig  vom  Subjecte  der  Geraeinwirth- 
schaft  festgestellter  Entgeltlichkeit  obwaltet  (§.  158). 

Die  drei  genannten  Hauptfälle  der  Zwangserwerbsarten  lassen 
sich  mit  einem  technischen  Ausdrucke  als  unrechtmässige  und 
rechtmässige  Ausbeutung  fremder  Arbeit  und  fremden  Be- 
sitzes und  als  Besteuerung  bezeichnen. 

^)  Vergl.  unten  §.  ll'J.  \'6\  11'.,  147  11".  Eine  solche  Einführung  eines  neuen 
Ausdrucks  hat  ihr  Missliches,  aber  sie  ist  ein  Bedürfniss,  um  mit  einem  Gesammt- 
namen  das  Gebiet  der  nach  den  Grundsätzen  des  Gemeinsinns,  der  Liebe,  de«. reli- 
giösen Motivs,  der  Humanität  erfolgenden  Erwerbsarten  zusammen  zu  fassen.  Einen 
besseren  Ausdruck  als  den  gewählten  und  einen  ebenso  unzweideutigen  fand  ich  nicht. 

")  Dies  Wort  hier  im  unmittelbarsten  Sinne  genommen:  dem  Rechte  nicht 
gemäss. 

*)  Angesichts  flagranter  Thatsaclien  in  jedem  Zeitalter  und  des  vorherr.-^chenden 
Characters  der  Erwerbsart  ganzer  Völkerschaften  in  gewissen  Zeitaltern  (Sceraub,  wo- 
bei freilich  erst  ein  wahres  jus  gentium  als  bestehend  angenommen  werden  muss,  dem 
dieser  Erwerb  nicht  gemäss  ist)  kann  dieser  Fall  nicht  ausgelassen  werden. 

^)  Ebenso  unmittelbar  .,dem  Rechte  gemäss"  genommen,  wie  immer  dieses 
Recht  beschaffen  sei. 
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§.  11.  Die  Wirtbschaftslehre  hat  meisteus  zu  ausschliesslich 
die  erste  und  zweite  Erwerbsart  der  wirthschaftlichen  Güter  be- 
trachtet, "j  Die  dritte  und  vierte  Art  haben  in  den  verschiedensten 
Phasen  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Menschheit  und  ihrer 
Theile,  der  Völker,  eine  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  be- 
sessen^) und  besitzen  sie  noch.  Die  caritativen  und  die  recht- 
mässigen Zwangserwerbsarten  haben  aber  auch  ihre  principielle 
Berechtigung,  theils  allgemein  und,  soweit  die  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  in  Betracht  kommen,  heute  mehr  als  je  (§.  154,  161,  171  ff.), 
theils  selbst  was  die  persönliche  Unfreiheit  anlangt,  in  gewissen 
Zeitaltern  (§.  101). 

Kein  und  ausschliesslich  kommt  kaum  je  für  die  gesammte 
Bedürfnissbefriedigung  auch  nur  eines  Individuums  oder  einer 
Familie  bloss  eine  einzige  dieser  vier  Erwerbsarten  vor.  Ein  solcher 
Ausnahmefall  mit  ausschliesslicher  Eigengewinnung  der  Güter  ist 
die  Robiusouuade  und  partiell  ihr  ähnelnde  Lebensverhältnisse. 
Davon  kann  die  Wirthschaftslehre  abstrahiren  oder  sie  macht  von 
der  Annahme  solcher  Fälle  nur  Gebrauch  zu  Zwecken  der  Erläu- 
terung und  Analyse  Avirthschaftlicher  Vorgänge.  Dagegen  darf  das 
thatsächliche  Nebeneinanderbestehen  und  tSich- Ergänzen  der  vier 
Erwerbsarten  niemals  ignorirt  werden.    Die  wissenschaftliche  Auf- 


®)  Man  hat  gewöhnlich  persönliche  Freiheit  und  Eigenthum  uud  genügenden 
Rechtsschutz  dafür  durch  den  Staat  als  selbstverständliche  Voraussetzungen  der 
Wirthschaft  und  des  Erwerbs  betrachtet,  aber  wie  langsam  entwickeln  sie  sich  und 
wie  verschiedenartig.  S.  auch  Hermann,  S.  IS  tf.  Hier  liegt  der  Gedankensprung 
der  absoluten  Freihändler,  s.  unten  §.   123  ft".,  12S  11. 

')  Nicht  nur  die  religiösen  Motiven  entspringende  Wohlthätigkeit  und 
Freigebigkeit  mittelalterliche  Kirche I,  ^oudern  auch  die  politisch  en  Zwecken 
dienenden  Bezahlungen,  ja  förmlichen  Besoldungen  der  Bürger  für  die 
Theilnahme  an  den  Staatsgeschäften,  selbst  an  den  Volksversammlungen  in  Athen, 
die  Fälle  des  athenischen  Theorikon,  der  Speisungen,  der  Getreidespenden  in  Athen, 
Khodos  {Büchsenschütz,  Besitz  u.  Erwerb  im  gricch.  Alterth.,  Halle  l^tJ9,  S.  2S0  )1'., 
Böckh,  Stiatshaush  Athens,  2.  Aufl..  I.,  318  H'.),  das  umfassende  System  der  römi- 
schen Getreidespenden  (Ihering,  Geist  d.  röm.  Kechts,  3.  Aufl.,  Leipz.  tS74, 
II.,  1.  Abth.  S.  254,  Mommsen,  röm.  Staatsrecht,  IL,  1.  Abth.,  Leipz.  1S74,  S.  472), 
der  Spiele  u.  s.  w.  nicht  zu  gedenken  (Mommsen,  eb.  S.  48(5  11'.,  über  die  Be- 
wirthungen  dabei  s.  Friedländer,  Sittengesch.  Eoms,  3.  Aufl.,  Leipz.  1^74,  IL, 
285)  — •  dies  Alles  sind  doch  so  wichtige  geschichtliche  Beispiele  von  Bedürfnissbe- 
friedigungen der  Einzelnen  ohne  oder  gegen  geringen  Entgelt,  dass  sie  nicht  einfach 
ignorirt  werden  können,  nur  weil  sie  bei  uns  niclit  mehr  vorkommen  oder  wie  gewisse 
kirchliche  Wohlthätigkeit  ungern  gesehen  werden.  Dazu  denke  man  an  den  Einfluss 
der  antiken  Sclaverei  (s.  Büchsenschütz,  S.  104 — 208,  Ihering,  a.  a.  Ü.  234  II'., 
245  tt.) ,  an  die  zur  Ehrensache  der  bevorzugten  Classen  werdende  Freigebigkeit  der 
Kelchen  (Ihering,  eb.  S.  250),  an  die  Anweisungen  von  Ländereien  im  ager  publicus 
oder  durch  Anlegung  von  Colouien  {ah.  S.  253),  —  lauter  Momente,  welche  die  ge- 
nannte 3.  und  z.  Th.  die  4.  Erwerbsart  für  die  Einzelnen  eine  heute  unbekannte  Be- 
deutung gewinnen  Hessen,  und  als  geschichtliche  Thatsachen  Grunds  genug,  um  nicht 
immer  nur  Eigcnproduction  und  vcrkehrsmässigen  Erwerb  der  Güter  zu  berücksichtigen. 
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gäbe  ist,  jeder  derselben  ihre  richtige  Stellung  für  die 
menschliche  Bedürfnissbefriedigung  anzuweisen  (Kap.  3, 
§.  116  ff.).  Von  vornherein  ist  dabei  nur  der  unrechtmässige  Zwangs- 
erwerb unbedingt  auszuschliessen. 

§.  12.  Die  Eigengewinnung  der  Güter  pflegt  schon  frühzeitig 
in  den  ersten  Stufen  der  Entwicklung  des  Volkslebens  wenigstens 
theilweise  durch  die  verkehrsmässige  Gewinnung  ersetzt  zu  werden. 
Es  kommen  zunächst  zwischen  den  auf  Eigengewinnung  bedachten 
Wirthschaften  einzelne  Tauschacte  vor.  Die  letzteren  werden 
häufiger  und  regelmässiger,  indem  die  Möglichkeit  des  Tauschs  zur 
Arbeits  gliedern ng  (Arbeitstheilung  und  Arbeitsvereinigung) ^) 
innerhalb  des  Geschlechts,  Stamms,  Volks  führt,  zunächst  besonders 
unter  den  Ortsgenossen,  bei  etwas  grösserer  Rechtssicherheit  und 
nicht  zu  starken  natürlichen  Hindernissen  für  die  Communication 
der  Menschen  und  Güter  auch  zwischen  entfernter  Wohnenden  oder 
unter  umherschweifender  und  sesshafter  Bevölkerung.  Leicht  trans- 
portable, daher  im  Allgemeinen  feinere  Producte  („Luxusartikel", 
Artikel  eines  hohen  specifischen  Werths,  §.  44),  bilden  dabei  früher 
einen  Gegenstand  des  Tauschs,  als  schwer  transportable,  gemeinere 
Producte.  In  der  Arbeitsgliederung  widmen  sich  die  verschiedenen 
Wirthschaften  den  Thätigkeiten  zur  Eigengewinnung  bestimmter 
einzelner  Güter  mehr  oder  weniger  ausschliesslich,  in  der  Ab-  und 
Voraussicht,  die  den  Bedarf  übersteigenden  eingengewonnenen  Er- 
zeugnisse mit  denjenigen  anderer  Wirthschaften  auszutauschen.  Eine 
solche  Gestaltung  setzt  bereits  ein  entwickelteres  Vertrauen  in 
das  wahrscheinliche  Gelingen  dieser  Absicht  und  demgemässe  Zu- 
stände des   Volkslebens   voraus.     Die  Eigengewinnung   der  Güter 


®)  Rau,  §.7,  114  (F.,  der,  dein  Gesiditsinuicte  der  englischen,  besonders  Smith 'sehen 
Schule  gemäss,  zu  sehr  bloss  die  technische,  nicht  auch  die  allgemein-volkswirthschaft- 
lichc  und  dadurch  sociale  Bedeutung  der  Arbeitstheilung  beachtet.  —  Hermann, 
S.  198  ff.  A.  Smith,  wealth  of  nations,  1.  B.  1.  Kap.  Wie  grade  in  bloss  tech- 
nischer Hinsicht  das  Princip  ilcr  Arbeitstheilung  wenigstens  in  unserem  heutigen  Zeit- 
alter des  Maschinenwesens  an  Bedeutung  hinter  bestimmten  Principien  des  Maschinen- 
wesens zunick  steht,  zeigt  selir  gut  und  mit  einer  Fülle  hochinteressanter  technisclier  De- 
tails Emanuel  Herrmann,  I'rincijHcn  der  Wirthschaft,  Wien  1873,  Einleit.  u.  pass., 
wenn  aucli  hier  und  da  wohl  mit  einiger  Unterschätzung  der  technischen  Bedeutung 
der  Arbeitstheilung,  z.  B.  S.  7.  Jedenlalls  ist  aber  diese  eine  Art  der  „sccundären" 
Arbeitstheilung  (Hermann)  nicht  von  so  durchschlagender  ökonomischer  und  socialer 
Wichtigkeit  als  die  „primäre",  d.  h.  die  Theilung  in  selbständig  betriebene  Erwerbs- 
geschäfte. —  Die  Nothwendigkcit  einer  gewissen  Arbeitstheilung  konnte  bereits  bei  der 
ersten  theoretischen  Erwägung  ökonomischer  Dinge  niclit  verkannt  werden.  Schon 
Plato  hat  im  Buch  vom  Staate  das  Princip  der  Arbeitstheilung  in  seiner  Bedeutung 
fiir  die  Thätigkeiten,  durch  welche  menschliche  Bedürfnisse  befriedigt  werden,  dar- 
gelegt, richtig  begründet  und  erklärt,  vergl.  Büchscnschü  tz  a.  a.  0.  S.  250,  wo 
Näheres. 
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holt  daun  auch  selbst  mehr  iiud  mehr  auf,  reine  Eig-engewiunung 
zu  sein,  indem  sie  die  Mittel  zu  ihrer  eigenen  Vornahme  zum  Theil 
selbst  wieder  verkehrsmässig  beschafft  (Miethen  von  Sclaven,  Din- 
gen Von  fremden  Arbeitskräften,  Anleihen  von  Kapital,  Pachten 
von  Grundstücken).  Tauschen  und  Arbeitstheiluug-  bilden  so  all- 
niälig  eine  enge  wirthschaftliche  Verbindung  unter  der  Bevölkerung. 

§.  13.  Eine  solche  regelmässig  und  planmässig  ge- 
wordene, weil  auf  fester  Arbeitsglied  er  uug  beruhende  Ver- 
bindung unter  der  Bevölkerung  heisst  Verkehr  oder  genauer: 
wirthschaftlicher  Verkehr.  Das  Gebiet  regelmässigen 
Austauschs  (Absatzes)  einer  Güterart  ist  ihr  Markt.  Die  wirth- 
schaftlichen  Güter,  welche  austauschbar  sind,  heissen  als  solche 
Tau  seh  guter,  und  als  Gegenstand  des  Verkehrs  Verkehrs- 
güter (§.  21  j.  Die  Zunahme  und  die  Innigkeit  des  Verkehrs,  die 
Aasdehnung  des  Markts,  die  Arbeitsgliederung-  stehen,  wie  mau 
leicht  einsieht,  in  enger  und  reger  Wechselwirkung.  Die  Ausbil- 
dung des  Verkehrs  wird  besonders  durch  drei  Momente  begünstigt: 
1)  durch  die  Vermehrung,  Vervielfältigung-  und  Verfei- 
nerung der  Bedürfnisse,  weil  dadurch  eine  immer  grössere 
j\Ienge  und  Mannigfaltigkeit  von  Gütern  verlangt  wird,  zu  deren 
Gewinnung  die  verschiedenen  natürlichen  Fähigkeiten  der  Menschen 
und  die  verschiedene  Naturausstattung  der  Länder  benutzt  werden 
müssen;  2)  durch  die  verbesserte  Kechtssicherheit,  wofür 
der  Staat  vornemlich  wichtig  ist  (§.  161  ft".);  3)  durch  die  Ent- 
wicklung der  Communicationen  und  Transportmittel, 
von  deren  Beschaffenheit  die  räumliche  Bewegung  der  Menschen 
und  Güter  bedingt  wird. 

§.  14.  Der  Impuls  zu  Tausch  und  Verkehr  liegt  in  erster 
Linie  gewiss  im  Selbstinteresse  (§.  1),  womit  schon  die  Na- 
tu r  g  e  m  ä  s  s  h  e  i  t  des  Verkehrs  als  einer  Folge  der  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  - 
liehen  Natur  des  einzelnen  Menschen  anerkannt  ist.  Diese 
Naturgemässheit  des  Verkehrs  folgt  aber  auch  noch  aus  dem  so- 
cialen oder  gesellschaftlichen  Wesen  des  Menschen,  welches 
die  Menschen  wie  zu  allem  sonstigen,  so  auch  zum  wirthschaft- 
lichen  Verkehr  führt. 

4.  Abschnitt. 
Eintlieiliiiig  oder  Arten  der  wirthschaftliclieii  Güter. 

§.  15.  Die  Erörterung  über  die  Unterscheidung  zwischen  freien 
und  wirthschaftlichen  Gütern  (§.  7)  hat  bereits  ergeben,  dass  der 
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Begriff  „wirthscliaftliches  Gilt"  kein  rein-ökonomischer,  sondern 
zugleich  ein  Eechtsbegriff  ist,  sobald  man  die  socialen  Ver- 
schiedenheiten in  der  Lage  der  Individuen  und  der  Menschen- 
gruppen berücksichtigt.  Dieser  Charakter  des  genannten  Begriffs 
tritt  auch  bei  der  Festsetzung  seines  Umfangs  und  Inhalts 
hervor,  d.  h.  bei  der  Frage,  welche  Güter  überhaupt  zu  den  veirth- 
schaftlicheu  zu  zählen  sind  und  welche  Stellung  die  verschiedenen 
Güter  unter  den  ökonomischen  Gütern  einnehmen.  Diese  Frage  fällt 
mit  derjenigen  nach  der  Eintheilung  (Classification)  der 
wirthschaftlichen  Güter  zusammen. '^)  Zu  diesen  gehören  nun  drei 
besondere  Arten  von  Gütern  : 

1)  Personen  und  persönliche  Dienste.  Ob  und  wie 
weit  die  ersteren,  darüber  entscheidet  das  geltende  Recht.  Wo 
Sclaverei  und  Leibeigenschaft  bestehen,  gehören  Sclaven  und  Leib- 
eigene, wo  mildere  Formen  unfreier  Arbeit,  z.  B.  Frohnden,  recht- 
lich anerkannt  sind,  gehören  die  Pflichtigen  Leistungen  der  Fröhner 
zu  den  wirthschaftlicben  Gütern.  Bei  Anerkennung  voller  persön- 
licher Freiheit  sind  nur  Leistungen  bestimmter  Dienste  auf  bestimmte 
Zeit  zu  diesen  Gütern  zu  rechnen. 

2)  Sachen  oder  Sachgüter:  Stoffe  der  Natur  oder  vom 
Menschen  verarbeitete  Stoffe. 

3)  Verhältnisse  zu  Personen  und  Sachen  (res  incor- 
porales),  deren  gegenständliche  Abgeschlossenheit  auf  einer  Ab- 
straction  beruht  (v.  Mangoldt).     Hierhin  gehören 

a)  aus  dem  gan;^  freien  Verkehr:  die  Fälle  der  Kundschaft, 
Firma  u.  dergl.  m.,  wo  vortheilhafte  Beziehungen  zu  anderen 
Menschen,  welche  durch  menschliche  Thätigkeit  ausgebildet  sind, 
entgeltlich  überlassen  und  erworben  werden  köonen; 

b)  auf  Grund  gewisser  rechtlicher  Beschränkungen 
des  Verkehrs:  ausschliessliche  Gewerberechte,  Realgerechtig- 
keiten,  Privilegien,  Monopole,  auch  Patente  u.  dgl.  m. ; 

c)  Einrichtungen  und  Anstalten  für  die  regelmässige 
Vornahme  gewisser  persönlicher  Dienste:  insbesondere  „öffent- 
liche Einrichtungen",  wie  der  Staat  selbst,  seine  einzelnen 
Anstalten,  die  Gemeinde  und  andere  ähnliche  Bildungen  der 
menschlichen  Gesellschaft. 


^)  Rau,  §.  1,  46,  46a.  —  Vergl.  Röscher,  §.  3,  Herinajni,  S,  114  11., 
Schäffle,  3.  Aufl.,  S.  8,  bes.  S.  144  ff.  Ders.,  Theorie  d.  ausschlies.sl.  Absatz- 
verhältnisse, Tüb.  1867. 
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Die  Sachen  können  als  materielle  Güter  den  Diensten  und  den 
Verhältnissen  als  immaterielle  Güter  gegenüber  gesetzt  werden. 

§.  16.  In  der  Wissenschaft  besteht  ein  noch  heute  nicht  ganz 
erledigter  Streit  darüber,  ob  der  Begriff  der  wirthschaftlichen  Güter 
auf  die  Sachgüter  zu  beschränken  oder,  wie  im  Obigen  geschieht. 
auf  die  Dienste  und  Verhältnisse  mit  auszudehnen  sei.  Die  erstere 
Ansicht  vertreten  vornemlich  die  älteren  Lehrer  und  überhaupt 
bis  heute  am  Meisten  die  Engländer,  von  den  Deutschen  ins- 
besondere Rau  in  den  früheren  Auflagen  dieses  Werks.  Die 
neueren  Lehrer,  besonders  in  Frankreich  und  Deutschland, 
haben  dagegen  meistens  die  zweite  Ansicht  angenommen.  Es  tritt 
hierin  also  auch  ein  characteristischer  nationaler  und  zeitlicher 
Unterschied  hervor.  ^) 

Mau  hat  die  ganze  Streitfrage  gelegentlich  als  müssig  bezeich- 
net. Das  ist  sie  entschieden  nicht.  Denn  von  ihrer  Beantwortung 
hängt  einmal  die  Begrenzung  des  Gebiets  der  politischen  Oekonomie 
ab  (s.  Anm.  2)  und  sodann  ist  die  Beantwortung  präjudiciell  für 
die  wirthschaftliche  Beurtheiluug  aller  derjenigen  Classen,  welche 
berufsmässig  persönliche  Dienste  ausüben,  demnach 
des  Gesindes,  der  Angehörigen  der  liberalen  Berufe  und 
folglich  auch  des  Staats.  Die  Beschränkung  des  Begriffs  „wirth- 
schaftliches  Gut''  auf  die  Sachgüter  hindert  die  richtige  wirthschaft- 
liche Würdigung  des  Staats.  Die  einseitige  Werthlegung  auf  die 
Handarbeit  hängt  mit  jener  Beschränkung  ebenfalls  zusammen. 

§.  17.  Bei  der  Erörterung  der  Streitfrage  ist  von  beiden  Seiten 
öfters  der  Fehler  begangen  worden,  zwischen  wirthschaftlichen 


^)  Rau,  §.  4Ga;  die  Stellen  der  vor.  Anm.  S.  auch  Menger,  S.  53  if.  Für 
die  Einriiihung  der  Dienste  unter  die  wirthschaftlichen  Güter  mit  zuerst  Storch,  der 
sich  mit  dadurch  bestimmen  lässt,  dass  die  Dienste  dem  Einzelneu  ein  Einliommen 
gewähnn .  welches  von  freiwillig  gesuchter  und  bezahlter  Arbeit  herrührt.  Handb.  B. 
II.  und  ,.Zur  Kritik  des  Regrills  y.  Nationalreichth.",  Petersb.  ls2T.  Dann  besonders 
J.  B.  Say,  Handb.  I.,  133  (traite,  ed.  1S4],  Livre  I.,  eh.  XIII),  Hermann,  untersuch. 
1.  Aufl.  S.  5,  ♦".,  2.  Aufl.  114  if..  Baumstark,  Cam.  Eucycl  S.  .547,  Röscher,  §.  3. 
Schäffle  I.,  14.5.  —  Von  älteren  Gegnern  dieser  Ansicht:  Malthus,  principle.s 
eh.  I.,  Senior,  Bernhardi  (Kritik  d.  Gründe  f.  u.  s.  w.  Grundeigonth.,  l'etei-sli. 
1S49,  K.  11),  Kaufmann,  aber  auch  von  Neueren  noch  (oder  wieder)  J.  St.  Mi  11. 
(jrundsätze,  1.  B.,  Kap.  3,  §.3,  Wolkoff,  Baudrillart,  von  deutschen  Neu  mann 
I  Freiburg)  in  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Zeitschr.  XXVIII.,  25S  ff.,  der  aber  mit  Recht 
ebenso  wie  Rau  §.  4ß  Anm.  c.  sagt,  es  sei  bemerkenswertli ,  dass  auch  Diejenigen, 
welche  die  Dienste  in  die  \\irthschaftslehre  ziehen,  doch  fast  nur  die  Sachgüter  be- 
handeln (s.  u.  Anm.  Si.  Das  ist  allerdings  inconsequent.  Die  Auffassung  der  Dienste 
und  Verliältnisse  als  wirthschaftliche  Güter  invokirt  vielmehr  folgerichtig  m.  E.  die- 
jenige Ausdehnung  der  Disciplin,  Velche  ich  ihr  in  diesem  Werke,  besonders  in  den 
Erörterungen  über  die  Gemeinwirthseliaften  f§.  1.50  ff.)  und  den  Staat  (§.  Ifil  ff.)  zu 
geben  suchte. 

A.  Waguer,  Vulkswirtli^-c-hait^lelire.     I,  2 
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und  Tausch-  oder  Verkehrsgütern  nicht  gehörig  zu  unter- 
scheiden und  den  Vermögens  begriff  (§.  23)  unnöthiger  Weise 
in  diese  Discussion  zu  ziehen.  Der  Ausschkiss  der  immateriellen 
Güter,  insbesondere  der  persönlichen  Dienste,  von  den  wirthschaft- 
lichen  Gütern  ist  uemlich  u.  A.  auch  deswegen  erfolgt,  weil  jene 
Dienste  nicht  oder  nicht  unbedingt  und  jedenfalls  nur  in  anderer 
Weise  als  die  Sachgüter  zu  den  Verkehrsgütern  und  dem  Vermögen 
gerechnet  werden  könnten.  Allein  diese  Folgerung  ist  unrichtig, 
denn  sie  beruht  auf  der  irrigen  Annahme,  dass  sich  die  Begriffe 
wirthschaftliches  Gut  und  Verkehrsgut  decken  müssten,  und  auf 
einer  einseitigen  Auffassung  des  Vermögensbegriffs.  Dies  ist  auch 
gegen  Kau  einzuwenden.^) 

§.  18.  Rau  begründet  in  der  letzten  (8.)  Auflage  seines 
Werkes  seinen  Standpunct  in  der  Frage  (§.  1,  2,  46,  46  a)  wört- 
lich in  folgender  Weise:  „Alle  Bestandtheile  der  Sinnenwelt,  die 
den  menschlichen  Absichten  entsprechen,  werden  körperliche, 
materielle,  stoffliche,  äussere  oder  sachliche  Güter  ge- 
nannt. Unter  ihnen  bilden  diejenigen,  welche  eine  dauernde  An- 
eignung und  beliebige  Benutzung  durch  den  Menschen  gestatten 
und  daher  diesen  zu  vielfacher  Thätigkeit  anregen,  eine  grosse, 
durch  viele  Eigenthümlichkeiten  ausgezeichnete  und  für  die  wissen- 
schaftliche Betrachtung  vorzüglich  wichtige  Classe  von  Gütern,  die 
man  die  besitzbaren  nennen  kann.  Den  Sach-  oder  Stoffgütern 
werden  zunächst  die  persönlichen  Güter  entgegengesetzt,  welche 
in  Zuständen  und  Eigenschaften  des  Menschen  bestehen  (z.  B.  Ge- 
sundheit, Stärke,  geistige  Fähigkeiten,  Kenntnisse)  und  theils  ihrer 
selbst  willen  (als  Zwecke),  theils  als  Mittel  zur  Erlangung  anderer 
Güter  geschätzt  werden".*)  —  „Um  Sachgüter  beliebig  als 
Mittel  zu  gebrauchen,  muss  mau  über  dieselben  ungehindert  ver- 
fügen können.  Die  Menge  von  Gütern,  auf  welche  sich  in  einem 
gewissen  Zeitpunkte  die  \'erfügungsge\valt  einer  Person  erstreckt, 
bildet  das  Vermögen  derselben".-')  —  „Wie  alles  Vermögen  der 
Menschen,  so  besteht  auch  das  gesammte  Volks  vermögen'')  aus 
einer  Gewalt  über  Sachgüter  und  die  wirthschaftlichen  Thätig- 
keiten   sind   zunächst   nur   auf  den   Besitz    und   Gebrauch    solcher 


^)  Ebenso  gegen  manche  der  ia  voriger  Anin.  ueiiaunteii  Autoren,  besonders  die 
Gegner  der  Einbeziehung  der  Dienste. 
*)  Aus  R.  §.   1. 

•*)  Aus  E.  §.  2,  s.  dagegen  unten  §.  23. 
")  S.  dagegen  luiteu  §.   2."i. 
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Güter  gerichtet.  Als  sinnlich  wahrnehmbare  körperliche  (einen 
Raum  einnehmende)  Dinge,  in  denen  der  Mensch  Mittel  zu  seinen 
Zwecken  erkennt,  unterscheiden  sich  dieselben  wesentlich  von  den 
persönlichen  Gütern,  die  mit  dem  Menschen  selbst  innig  ver- 
bunden sind  und  sich  in  ihrer  Entstehung,  Aufbewahrung,  Ueber- 
tragung  und  Zerstörung  ganz  anders  verhalten.  Sie  sind  von  der 
Person  des  Besitzers  nicht  zu  trennen,  die  Verfügungsgewalt  über 
sie  ist  eine  sehr  beschränkte,  sie  treten  nicht  in  den  Verkehr  und 
gestatten  in  der  Regel  keine  Bestimmung  nach  Zahl  und  Maass. ''^) 
Persönliche  und  sachliche  Güter  können  einander  nicht  vertreten. 
Wollte  man,  dem  Sprachgebrauche  zuwider,  den  Begriff  des  Ver- 
mögens und  der  Wirthschaft  auch  auf  die  persönlichen  Güter  aus- 
dehnen,^) so  würde  die  politische  Oekonomie  sich  zur  Wissenschaft 
aller  Güter  für  den  Staat,  d.  h.  zur  Staats  Wissenschaft  aus- 
dehnen/'^) —  was  allerdings  in  einer  Hinsicht  die  Folge  der  hier 


')  „Ausnahmen  hiervon  sind  z.  B.  die  Messung  der  Muskelstärkc  mit  dem  Dy- 
namometer, der  Schärfe  des  Gesiclits  und  Gehörs,  —  die  Zahl  der  Sprachen,  die  Je- 
mand versteht  u.  dgl."     (Anm.  E's.) 

*)  „Storch  hat  auf  die  persönliclien  Güter  die  hei  den  saclilichen  ganghareu 
Benennungen,  Begriffe  und  Eintheilungen  mit  gutem  Erfolge  angewendet,  s.  dessen 
Handb.  d.  Nationalwirthsch.  II.  —  Wie  bei  den  Sachgütern,  so  kann  man  auch  bei 
den  persönlichen  den  Besitz  des  Einzelnen  und  die  Gesammtheit  der  in  einem  ganzen 
Volke  vorhandenen  Güter,  z.  B.  die  Masse  von  Wissen,  Geschicklichkeit,  ürtheilskraft 
u.  s.  w.  unterscheiden.  —  Es  giebt  noch  eine  dritte  Art  von  Gütern,  die  nicht  in  der 
einzelnen  Person ,  sondern  im  Verhältniss  derselben  zu  anderen  Menschen  oder  zum 
Staate  liegen,  z.  B.  Ehre,  Zuneigung,  Schutz,  Freiheit;  gesellschaftliche  Güter. 
Hierher  gehören  die  von  Hermann  sogenannten  Lebensverhältnisse.  Versuche,  beide 
übengenaiinte  Arten  von  Gütern  in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  zusammenzu- 
fassen, von  Arn d  und  Gioja;  auch  Bülau,  Handbuch  der  Staatswirthschaftslehre ; 
eben  dahin  neigen  sich  Hufeland,  neue  Grundlegung,  L,  S.  34.  Pölitz,  Staats- 
wissenschaft II.,  §.  IS  ff.  Hasse,  Cainam  nostri  acvi  populo  etc.  S.  12  und  manche 
Neucrc.  Am  auffallendsten  erscheint  das  Zusammenwerfen  ungleichartiger  Güter  bei 
Du  Mcsnil-^SIarigny,  Catccli.  S.  12.  —  Die  ausländischen  Schriftsteller,  welche 
den  Begriff  von  Vermögen  und  Wirthschaft  nicht  haben,  konnten  leicht  Veranlassung 
finden,  das  Merkmal  der  Körperlichkeit  bei  d(!n  Sachgütern  zu  übersehen  und  bloss 
an  die  Nützlichkeit  oder  di.-,  Tauglichkeit  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  zu  denken. 
-  Es  ist  benierkenswerth,  dass  auch  diejenigen,  welche  ilen  Begrilf  des  Vermögens 
über  die  Sacbgüter  liinaus  erweitern  wollen,  docli  in  dem  Verlaufe  der  Wissenscliaft 
sich  nur  an  jene  Guter  halten."     (Anm.  K's.,  8.  AuH.) 

^)  ,.Es  lässt  sich  desshalb  keineswcges  behaupten,  dass  die  Staatswirthschaftslehre 
durch  Au^schliessung  der  persönlichen  (iüter  in  eine  fehlerhafte  Einseitigkeit  geratlie, 
denn  durch  diese  Beschränkung  gewinnt  sie  ein  abgerundetes  eigenthümliches  Gebiet 
und  erlangt  erst  die  volle  Gründlichkeit  und  Fruchtbarkeit.  Die  persönlichen  Güter 
erfordern  zwar  eine  Pflege  durch  drn  Staat,  aber  diese  Thätigkeit,  die  man  Sfaats- 
erzichung,  Culturpolitik,  Volksbildungssorge  nennen  kann,  ist  von  der  Sorge  für  den 
Volkswohlstand  verschieden  und  verdient  in  dem  Systeme  der  Staatsverwaltung  eine 
eigene  Stelle.  „Man  hat  es  oft  den  Staatsökonomen  schwer  vorgeworfen,  dass  sie  ilire 
Aufmerksamkeit  bloss  auf  die  sachlichen  Güter  (wealth)  richten  und  alle  Beachtung 
der  Glückseligkeit  und  Tugend  verabsäumen.  —  Niemand  tadelt  einen  Schriftsteller 
über  die  Taktik,  dass  er  seine  Aufmerksamkeit  bloss  auf  kriegerische  Angelegenheiten 
richtet,  eben  so  wenig  schliesst  man  aus  dieser  Handlungsweise,  dass  er  einen  immer- 

2* 
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von  Kau  bekämpfteu  Ansicht  ist,  aber  m.  E.  kein  durchschlagender 
Gegengrimd.  —  „Man  würde  aber  dennoch  nicht  umhin  können,  das 
Verhalten  der  Menschen  in  Bezeug  auf  die  Sachgüter,  d.  h.  auf  die 
wirthschaftlichen  Thätigkeiten,  wieder  einer  abgesonderten  Betrach- 
tung zu  unterwerfen,  weil  sie  von  eigenthümlicher  Art  sind  und 
unter  Gesetzen  stehen,  die  auf  die  persönlichen  Güter  nicht  bezogen 
werden  können.  Indess  hat  jene  Wissenschaft  sich  dennoch  auch 
mit  den  persönlichen  Gütern  zu  beschäftigen,  weil  sie  auf  mehrfache 
Weise  in  die  wirthschaftlichen  Bestrebungen  eingreifen : 

„1)  sie  unterstützen  die  Hervorbringung  und  Erwerbung  von 
Sachgütern  so  sehr,  dass  der  Wohlstand  der  Völker  wie  der  Ein- 
zelnen grossentheils  von  dem  Beistande  sittlicher  und  geistiger 
Kräfte  bedingt  wird ; 

„2)  die  Sachgüter  sind  dazu  bestimmt,  den  Zustand  der  Menschen 
zu  verbessern,  daher  ist  das  Vermögen  nicht  für  sich  allein,  son- 
dern nach  seiner  Beziehung  auf  die  menschliche  Gesellschaft,  d.  h. 
in  seiner  Anwendung  zur  Erzeugung  persönlicher  Güter,  zu  wür- 
digen". 10) 

„Auch  die  persönlichen  Dienste,  d.  h.  Arbeiten,  wodurch 
der  Mensch  unmittelbar  dem  Menschen  einen  Vortheil  (ein  persön- 
liches Gut)  zu  Wege  bringt,  z.  B.  Unterricht,  Pflege,  Beschützung, 
sind  keine  Theile  des  Vermögens,  obgleich  viele  derselben  gegen 
eine  Vergütung  in  Sachgütern  geleistet  werden  und  daher  gleich 
diesen  einen  Preis  (Tauschwerth)  haben,  z.  B.  die  bezahlten  Thätig- 
keiten des  Arztes,  Lehrers,  Künstlers  u.  s.  w.  Wenn  jedes  Verkehrs- 
gut, d.  h.  jeder  Gegenstand,  der  einen  Preis  hat  und  in  den  wirth- 
schaftlichen Verkehr  kommt,  i^)  als  ein  Tbeil  des  Vermögens  an- 
gesehen werden  sollte,  so  müsste  dies  von  sämmtlichen  Lohnarbeiten, 
nicht  bloss  von  den  persönlichen  Diensten  gelten.  ^  2)     Diese  sind 


währenden  Krieg  empfielilt.  Allerdings  würde  ein  Schriftsteller,  der,  nachdem  er  ge- 
zeigt hat,  dass  ein  gewisses  Verfahren  Sachgüter  erzeugt,  dasselbe  bloss  darum  zur 
Nachahmung  empfiehlt,  den  grossen  I'^ehler  begehen,  Wohlfahrt  (happiness)  und  den 
Besitz  von  sachlichem  Vermögen  (wealth)  für  einerlei  zu  halten.  Aber  sein  Irrthum 
liegt  nicht  darin,  dass  er  seine  Aufmerksamkeit  auf  das  sachliche  Vermögen  beschränlit, 
sondern  in  der  Verwechslung  von  Wohlfahrt  und  Vermögensbesitz."  Senior.  Outl. 
S.  139."     (Anm.  K's.) 

")  Aus  Kau  §.  40. 

")  Macleod  braucht  den  unbestimmten  Ausdruck:  wirthschaftliches  Element  oder 
Ding,  economical  entity.     (Anm.  K's.) 

'-)  Selbst  eine  Unterlassung  wird  bisweilen  bezalilt,  z.  B.  das  Nichtbicten  bei 
einer  Versteigerung,  das  Nichtbewerben  um  eine  Gunst,  das  Nichtanzeigen  eines  Vor- 
falls, das  Nichttheilnehmen  an  einer  Wahl.    (Anm.  K's.) 
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zwar  wie  die  sachlichen  Güter  Mittel  zur  Befriedigung  menschlicher 
Bedürfnisse  und  dienen  zum  Theile  als  Erwerbsmittel,  unterscheiden 
sich  aber  wieder  von  jenen  Gütern  zu  sehr,  um  mit  Nutzen  für  die 
Wissenschaft  mit  ihnen  im  Begriff  von  Vermögen  zusammengefasst 
werden  zu  können,  denn  sie  sind  nicht  besitzbar,  kommen  nur  in 
einer  Folge  von  Zeitmomenten  zur  Erscheinung,  sind  also  nicht  in 
einem  Vorrathe  vorhanden;  auch  erfordert  ihr  Erfolg  meistens  eine 
entsprechende  Mitwirkung  dessen,  für  welchen  der  Dienst  geleistet 
wird  (was  doch  ebenso  bei  der  Benutzung  eines  Sachguts  gilt,  W.).  ^^) 
Die  Fähigkeit  eines  Menschen,  gewisse  Dienste  zu  leisten,  bildet 
dagegen  ein  persönliches  Gut,  welches  seiner  Natur  nach  von  un- 
gewisser Dauer  ist.  Weder  ein  Einzelner  noch  ein  Volk  ist  durch 
eine  gewisse  Menge  möglicher  oder  bereits  begonnener  Arbeiten 
selbst  schon  reich,  sondern  nur  wenn  vermittelst  derselben  Sach- 
güter erworben  worden  sind.  ^^)  Indess  haben  die  Dienste  für  die 
Volkswirthschaft  aus  zwei  Ursachen  Wichtigkeit,  sowohl  wegen 
ihrer  Wirkungen,  als  weil  sie  denen,  die  sie  leisten,  einen  Antheil 
an  dem  jährlichen  Erzeugniss  von  Sachgütern  verschaffen '^  (nach 
§•  46  a). 

§.  19.  Diese  Erörterung  Rau's  beweist  indessen  doch  wohl 
nur,  dass  die  Dienste  manche  Eigen thümlichkeiten,  verglichen 
mit  den  Sachgütern,  haben  und  eben  desshalb  eine  besondere 
Art  der  wirthschaftlichen  Güter  bilden,  ferner,  dass  die  Dienste 
entweder  gar  nicht  oder  jedenfalls  nicht  in  derselben  Art 
zum  Vermögen,  wie  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  gehören. 
Aber  sie  beweist  nicht,  dass  die  Dienste  gar  keine  wirthschaftlichen 
Güter  sind.  Selbst  solche  Eigenschaften,  welche  besonders  gern 
gegen  die  Einbeziehung  der  Dienste  unter  die  wirthschaftlichen 
Güter  geltend  gemacht  werden,  wie  die  rasche  Vergänglichkeit,  die 
Unfähigkeit,  zu  Vorräthen  angesammelt  zu  werden,  theilen  die 
persönlichen  Dienste  mit  manchen  Sachgütern.  Eine  aparte  Stellung 
nehmen  die  Dienste  auch  dadurch  ein,  dass  bei  ihnen  leichter  als 
bei  den  meisten  Sachgütern  ein  Uebermaass  droht,  theils  wegen 
der  Annehmlichkeit,  welche  mit  der  Leistung  solcher  Dienste  öfters 


")  Z.  B.  Aufmerksamkeit  des  Hörers,  Flciss  des  Schillers,  Folgsamkeit  des  Kranken. 
(Aum.  K's.) 

")  Die  öfters  als  Beispiel  erwähnte  Säugerin,  die  im  Schilt  bruch  ihre  Habe  ver- 
liert, ist  nicht  mehr  reich,  aber  sie  kann  es  wieder  werden  und  mag  in  dieser  Wahr- 
scheinlichkeit einstweilen  Credit  haben.     (Anm    ll's.) 
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verbunden  ist  (liberale,  besonders  wissenschaftliche,  künstlerische 
Berufe),  wobei  dann  die  Arbeit  das  ihr  characteristische  Merkmal 
des  Opfers  mehr  oder  weniger  verliert,  theils  wegen  des  mass- 
gebenden Einflusses  des  Staats  auf  die  Nachfrage  nach  besonderen 
Arten  der  Dienste  (ßeamtenthum,  Militärwesen). 

§.  20.  Rau  sagte  in  einer  früheren ^^)  (nicht  mehr  in  der 
letzten)  Auflage  ganz  richtig:  „Es  hängt  von  der  Definition  des 
Vermögens")  ab,  ob  die  Dienste  dazu  gehören  oder  nicht".  Das 
ist  wahr,  aber  es  folgt  daraus  nur,  dass  eine  solche  Definition 
vorgenommen  werden  muss,  welche  die  Dienste  in  die  wirthschaft- 
lichen  Güter  einschliesst.  Werden  nun  (§.  7)  unter  letzteren  die 
jenigen  Bedürfnissbefriedigungsmittel  verstanden,  welche  nur  gegen 
Opfer  (Arbeit)  zu  erlangen  sind,  so  passt  dies  auf  die  Dienste 
ebenso  wie  auf  die  Sachgüter  (selbst  bei  unfreier  Arbeit,  wegen 
der  Gewährung  des  Lebensunterhalts).  Der  entscheidende  Grund 
für  die  Einbeziehung  der  Dienste  in  die  wirthschaftlichen  Güter 
liegt  alsdann  darin,  dass  die  Befriedigungs mittel  eben  un- 
möglich nur  in  Sachgütern  bestehen  können,  weil  die 
Bedürfnisse  sich  nicht  bloss  auf  solche,  sondern  auf 
persönliche  Dienste  hiamentlich  auch  des  Staats,  wie 
Rechtsschutz  und  Förderung  aller  Art,  §.  165  ff.)  beziehen.  Mit- 
unter können  zur  Bedürfnissbefriedigung  überhaupt  nur  solche 
Dienste  und  Verhältnisse  wie  die  oben  genannten,  mitunter  können 
dieselben  wenigstens  alternativ  mit  Sachgütern  dienen.  Oft 
hängt  es  von  reinen  Zufälligkeiten,  z.  B.  von  gewissen  persönlichen 
Eigenschaften  des  Bedürftigen,  wie  Bildungsstand  u.  dgl.  m.,  ab, 
ob  die  eine  oder  die  andre  Form  der  Bedürfnissbefriedigimg  ge- 
wählt wird  (z.  B.  ärztlicher  Rath  —  Arznei;  Vortrag  —  Buch; 
Staatsschutz  —  Eigenbewaffnung).  Der  Unterschied  zwischen  dem 
Dienste  und  dem  Sachgut  liegt  daher  nur  in  dem  relativ  unter- 
geordneten Momente,  dass  Jemand  beim  Dienste  unmittelbar 
(durch  die  Arbeit)  sich  selbst  oder  einem  Anderen  Bedürfnissbefrie- 
digung verschafft,  beim  Sacbgute  mittelbar,  durch  das  Mittel 
eines  von  der  Natur  erhaltenen  Stoffs,  an  welchem  sich  erst  die 
Arbeit  äussert. 


'")  Vcrgl.  0.  Aufl.  §.   l<ia  Aiiin.  d. 

")  Und  ebenso  der  wirthschaftlichen  Güter,  darf  uiau  hinzufüge«. 
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5,  Abschnitt. 
Tausch-  oder  Verkehrso'üter. 

§.  21,  Die  wirthschaftlichen  Güter  müssen,  um  Tauschgüter 
oder  Verkehrsgüter  zu  werden,  ausschliesslich  angeeignet 
und  übertragen  werden  können.  Darüber  entscheidet  nicht  so- 
wohl die  Natur  der  betreffenden  Güter,  da  die  etwa  unmögliche 
körperliche  Uebertragung  durch  die  Uebertragung  der  Verfügung 
über  das  Gut  ersetzt  werden  oder  symbolisch  erfolgen  kann,  als  viel- 
mehr das  Recht.  Dieses  macht  daher  erst  die  wirthschaftlichen  Güter 
zu  Verkehrsgütern.  Ob  und  wie  weit  jene  letzteres  w^erdeu  sollen, 
kann  zwar  nach  rein  ökonomischen  Rücksichten  erörtert,  aber  selten 
allein  nach  ihnen  entschieden  werden.  Der  Begriff  „Verkehrsgut"  ist 
demnach  wiederum  kein  rein  ökonomischer,  sondern  immer  zuvörderst 
ein  R  e  c  h  t  s  b  e  g  r  i  f  f.  Da  die  Rechtssätze  über  die  wirthschaftlichen 
wie  über  die  Verkehrsgüter  wandelbar  sind  und  auch  sein  müssen, 
so  folgt  daraus,  dass  die  Begriffe  „wirthschaftliches  Gut"  und  „Ver- 
kehrsgut" keine  absoluten,  logischen  oder  rein  natür- 
lichen, sondern  geschichtlich-rechtliche  sind,  was  auch 
die  Wissenschaft  viel  zu  wenig  zu  beachten  pflegt.^) 

§.  22.  Das  Recht  hat  regelmässig  den  Begriff  Verkehrsgut 
enger  gefasst  als  den  Begriff  wirthschaftliches  Gut.  Selbst  manche 
Sachgüter  sind  vom  Rechte  ausserhalb  des  Verkehrs  gestellt  und 
in  diesem  Falle  also  nicht  Verkehrsgüter.  ^)  Der  Verkehr  in  an- 
deren Sachgütern  unterliegt  wesentlichen  Beschränkungen,  so  z.  B. 
vielfach  derjenige  in  Grundstücken.  Auch  wo  das  Recht  persönliche 
Unfreiheit  anerkennt,  ist  die  Verkehrsgut- Qualität  der  Unfreien, 
welche  hier  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  zählen,  selten  eine  ganz 
unumschränkte.  Mit  der  Milderung  der  Unfreiheit  pflegt  sie  regel- 
mässig immer  beschränkter  zu  werden,  wie   z.  B.  der  Uebergang 


')  Dieses  wesentliche  Rechtsmoment  in  Begriffen  wie  Verkehrsgut,  Vermögen  u.  A.  m. 
konnte  zwar  nicht  wohl  ganz  übersehen  werden,  trat  indessen  bisher  unverhältnissinässig 
stark  in  den  Hintergrund,  so  auch  bei  Kau,  z.  B.  in  der  charakteristisch  kurzen 
Anm.  a  des  §.  2,  und  doch  auch  noch  bei  Hermann  (s.  2.  Aufl.  S.  19  11'.),  Koscher 
und  den  Neueren.     Anders  und  im  Princip  m.  E.  richtig  H.  Rösler,  v.  Scheel. 

-)  So  die  res  nuaniui  non  est  commercium  des  Köm.  Kcchts,  s.  Puchta,  Pan- 
decteii  §.  Hb,  Institut.  IL,  §.  223  (S.  552  11'.).  Die  Nationalökonomen  kennen  natürlich 
^olche  Ausnahmen,  aber  ignorircii  r?io  als  zufUlliirc  Gestaltungen  des  Rechts,  was 
sie  freilich  im  Einzelnen  sind.  Aber  es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das  Gemein- 
wohl und  insofern  die  Volkswirthschaft  immer  solche  Ausnahmen  verlangen  wird,  man 
also  uiunöglich  sicli  in  der  politischen  Uekonomie  nur  mit  Verkehrsgütern  beschäf- 
tigen kann. 
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von  Öclaverei  zu  bcholleupflichtiger  Leibeigenschaft  zeigt.  Noch 
massgebender  ist  das  Recht  für  das  Vorhandensein  und  den  Grad 
der  Verkehrsgut- Qualität  der  „Verhältnisse'^  (§.  15).^)  Den  oben 
genannten  öffentlichen  Einrichtungen  und  Anstalten  (§.  15,  3,  c) 
und  natürlich  vor  Allem  dem  Staate  selbst  fehlt  diese  Qualität 
gänzlich.  Aber  der  Umstand,  dass  ein  Gut  nicht  Verkehrsgut  ist, 
hindert  nicht,  es  zu  den  wirthschaftlichen  Gütern  zu  rechnen. 

6.  Abschnitt. 
Das  Vermögen. 

§.  23.  Bei  der  Begriffsbestimmung  des  Vermögens  ist  ein 
zweifacher  Stand punct  zu  unterscheiden,  der  wesentlich  rein 
ökonomische,  wo  Rechtsbegriffe  nicht  weiter  als  bei  den  wirth- 
schaftlichen Gütern  in  Betracht  kommen,  und  der  geschichtlich- 
rechtliche, welcher  wieder  zuvörderst  ein  Rechtsbegriff  ist  und 
vom  Rechte  seinen  Umfang  und  Inhalt  erhält.  Vermögen  bezeich- 
net hiernach  zweierlei:^) 


^)  Fehlende  oder  uuv  bedingte  üebertragbarkeit  von  Privilegien  u.  dgl.  in. 

^)  Diese  ünterseheidung  betrachte  ich  als  eine  consetiucntc  Fortbildung  der  Bahn 
brechenden  Erörterungen  von  Eodbertus  (Zur  Erklär,  und  Abhilfe  d.  heut.  Credit- 
noth  d.  (irundbesitzes,  Jena  1860,  I,  90  fl'.,  IL,  2s()  ff.)  über  die.nothwendige  Unterschei- 
dung von  Kapital  in  rein  ökonomischem  Sinne  als  Vorrath  naturaler  liapital- 
gegenstiinde  und  Mittel  zur  Production  überhaupt  und  von  Kapital  im  historisch- 
rechtlichen Sinne  als  Kapitalvermögen  oder  unzweideutiger  als  Kapitalbesitz. 
Diese  Kodbertus'sche  Unterscheidung  liisst  sich  aber  noch  eine  Stufe  höher  hinauf 
führen,  zum  Vermögen  selbst.  Aehnliche.  gewiss  richtige  Tendenz  verfolgt,  ohne 
übrigens  an  Eodbertus  anzuknüpfen,  Knies  in  seiner  Analyse  des  Kapitalbegrilis 
(Geld  H.  Credit,  1.  d.  Geld,  Berl.  1S7."5,  Kap.  I.,  >.  bes.  S.  iil):  Die  Nationalökonomik 
brauche  Ka]iital  in  einem  doppelten  Sinne,  nemlich  als  „reales  Productivmittcl"'  (analog 
dem  obigen  „Vermögen  an  sich")  und  als  „ein  für  den  Besitzer  erworbener  (iütervor- 
rath  (analog  dem  obigen  „Vermögensbesitz'").  Bei  Koscher  findet  sich  von  einer 
solchen  Unterscheidung  keine  Spur  (Grundl.  d.  Nationalökon,  §.  T).  Er  sagt:  „Ver- 
mögen ist  die  Summe  aller  wirthschaftlichen  Güter,  welche  sich  im  Eigenthum  einer 
physischen  oder  juristischen  Pci-son  befinden.  Es  giebt  demnach  (V)  Privat-,  Corpo- 
rations-,  Gemeinde-,  Staats-.  A'olks-  und  W'eltvermögen".  Oll'enbar  passt  auch  auf 
letztere  beide  Vermögen  diese  Definition  des  Vermögens  nicht,  denn  „Volk"  und 
„Welt"  sind  keine  Person.  Auch  bei  Kau  (Vermögen:  Die  Menge  von  Saehgütern. 
auf  welche  sicli  in  einem  gewiss';n  Zeitpuncte  die  Verfnguugsgewalt  einer  Person 
erstreckt)  kommt  der  Unterschied  jdcht  zur  Geltung,  obgleich  er  Kapital  im  volks- 
wirthbch  af  tlicli  en  und  im  Sinne  der  einzelnen  bürgerlichen  Wirth- 
schaft  unterscheidet,  §.  52,  53.  S.  u.  S.  31  Anm.  Das  Besitznioment,  die  privat- 
rechtliche Seite,  wird  meistens  allein  im  Vermögensbegrifl betont,  so  von  Röscher 
(der  in  seüier  Kapital-Definition  §.42  dagegen  das  andre  Moment:  zur  Production  aufbe- 
wahrtes Product  sein,  betont),  Rau,  auch  Hermann.  S.  21,  v.  Mangoldt. 
(rrundriss  §.  4;  bei  Schäffle  I.,  72,  1;}1  wird  die  ausschliessliche  JSeziehung  des 
Vei-mögens  auf  eine  es  besitzende  Person  noch  besonders  scharf  hervorgehoben,  also 
die  erste  Bedeutung  oben   abgewiesen.     Aber  sie  scheint   mir  durchaus  in  der  Sache 
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1)  Ein  in  einem  Zeitpiincte  vorband  euer  Vorrat  h 
wirthschaftlicher  Güter  als  realer  Fonds  der  Bediirt- 
uissbefriedigung-  („Vermögen  an  sich'').  Hier  wird  nur 
gedacht  an  die  Brauchbarkeit  der  dieses  Vermögen  bildenden  Güter 
als  Vor  rat  h  für  menschliche  Bedürfnissbefriedigung  überhaupt, 
nicht  an  die  Art  der  Rechte,  welche  bestimmte  einzelne 
Menschen  in  Bezug  auf  dieses  Vermögen  haben.  Dieses  „Vermögen 
an  sich''  erscheint  demnach  als  eine  wesentliche  Vorbedingung  ge- 
sicherter wirthschaftlicher  Lage,  sowohl  zur  unmittelbaren  Bedürfniss- 
befriedigung (Gebrauchsvermögen)  als  zur  mittelbaren,  nemlich  als 
Mittel  zu  neuer  Hervorbringung  von  Gütern  (Productivvermögen 
oder  Kapital,  §.  27).  In  diesem  Sinne  wird  der  Ausdruck  in  den 
Worten  Volksvermögen,  Weltvermögen  gebraucht.  Alle 
oben  (§.15)  genannten  Arten  wirthschaftlicher  Güter  gehören 
zu  diesem  Vermögen,  einerlei  ob  sie  Ve  r  k  e  h  r  s  g  ü  t  e  r  (§.  21)  sind 
oder  sein  können  oder  nicht  und  einerlei,  ob  sie  eine  Schätzung  nach 
dem  Tauschwerth  (§.41)  zulassen  oder  nicht.  Insbesondere  werden 


begriiudet.  Natürlicli  muss  jedes  Vermögen  schliesslicli  meiisclüichcn  Zwecken  dienen, 
ist  insofern  also  ohne  Beziehung  zu  Personen  nicht  zu  denken,  scliwcbt  allerdings 
nicht,  wie  Schätfle  sagt,  in  selbständiger  Bewegung  durch  das  volkswirthschafüiche 
Universum.  Aber  die  geschichtlichen  E  e  chts  Inhaber  des  Vermögens  lassen 
sich  ohne  letzteres  und  dieses  wieder  ohne  sie  betrachten.  Ein  Privat- 
eigenf  humsvcrhältniss,  Avie  man  stillschweigend  immer  ohne  Weiteres  annimmt,  für 
alles  Vermögen  oder  für  besondere  Vermögensarten,  wie  das  Kapital,  ist  ferner 
nicht  das  allein  denkbare.  Die  Vermögensbesitzer  sind  endlich  auch  nicht  immer 
diejenigen,  welche  das  Vermögen  bildeten  (vom  Erbrecht  ganz  abgesehen),  und  nocli 
weniger  diejenigen,  welchi' es  durch  ihre  alleinige  Thätigkcit  bilden  können: 
der  Staat,  als  ., Vermögen  erzeugende  Societät"  (Stahl)  wirkt  vielmehr  grade  hierbei 
neben  den  Vermögonsbesitzern  stets  direct  und  indircct  mit  und  die  Rechtsordnung 
entscheidet  bestimmend  iiber  die  Vertheilnng  des  Vermögensbesitzes  mit.  Für  das 
Problem  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  d.  h.  für  da!> 
Hauptproblem  der  Nationalökonomie  ist  die  Unterscheidung  im  Texte  daher  von  grosser 
Wichtigkeit,  4;.  04  !l'.  Vermögen  im  letzteren  Sinuc  und  Vermögensbesitz  schleclitweg  zu 
identificiren.  heisst  nichts  Andres,  als  die  einmal  bestellende  Ordnung  des  Vermögensbe- 
sitzes für  die  allein  mögliclie  in  wirthschaftlicher  Hinsicht  anzusehen,  was  eben 
pctitio  piiucipii  ist.  Auf  diesem  höclist  einseitigen  Standpnncte  stehen  einzelne  Vertret<'r 
des  radicalen  iSmithiauismus.  z.  B.  Prince-Smith ,  wie  immer  so  auch  hier  der 
einseitigste,  aber  auch  der  rücksichtslos  conse<|uenteste  und  idirlichstc  Vertreter  dieser 
Richtung,  so  in  dem  Aufs.  .,Dic  Socialdemocr.  auf  d.  Reichstage"  in  Faucher's  Vier- 
teljahrsschrift  Ibli'J  B.  I  (wo  die  ..Besitzenden"  alles  geleistet  liaben,  was  uns  in 
Volkswirthschaft  und  Ciiltur  über  den  Katurzustand  der  Armuth  hinausbrachte,  s.  bes. 
S.  152 !\  ders.  im  Artikel  Handelsfreiheit  in  Rentzsch'  Handwörterb.  d.  Volks- 
wirthschaftslehre  (in  iiuce  das  ganze  Lehrgebäude  der  sog.  Manchcstertheorie).  Vgl. 
die  sehr  geschickte  Zusammenstellung  radical  freihändl.  Aeusserungen  über  die  Grund- 
lagen des  Wirthschaftslebens  von  (i.  Schönberg,  Tüb.  Zeitschr.  XXVHI.  (1872) 
S.  40-i  ü'.  —  Den  fremden  Spraclien  felilt  ein  so  g-uter  Ausdruck  wie  unser  ..Vermögen", 
die  Engländ.n-  sprechen  von  ..wealth"  die  Franzosen  von  richesse,  wodurch  der  Begriff 
R'ichthum  gleich  mit  hineingezogen  wird. 
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zum  Volksvermögeu  zwar  nur  in  Ausnahmefällen  ^)  die  auf  rechtlicher 
Beschränkung  des  Verkehrs  beruhenden  „Verhältnisse"  (§.  15  n.  3, 
b),  aber  unbedingt  die  übrigen  Verhältnisse  (eb.  a  und  c),  nament- 
lich auch  der  Staat  selbst  zu  rechnen  sein.  Ein  tüchtiger  Staat 
(Preussen!)  bildet  leicht  den  bedeutendsten  Bestandtheil  des  Volks- 
vermögens. 

§.  24.  —  2)  Vermögen  als  geschichtlich-rechtlicher 
Begriff  bezeichnet  dagegen  den  im  Eigenthum  einer  Person 
stehenden  Vorrath  wirthschaftlicher  Güter:  „Verraö- 
gensbesitz".  Hier  wird  in  erster  Linie  an  das  Rechtsver- 
hältniss  gedacht,  welches  zwischen  dem  Eigenthümer 
und  dem  Vermögen  besteht,  erst  in  zweiter  Linie  an  das 
„Güter vor rathsein"  des  Vermögens.  Für  das  Vermögen  in 
diesem  Sinne  und  für  seine  wirthschaftliche  Function  ist  das  Recht 
dann  in  dreierlei  Hinsicht  entscheidend,  nemlich  hinsichtlich  der 
Person,  welche  Eigenthum  besitzt,  der  Dinge,  welche  im  Eigen- 
thum stehen,  und  der  Rechte,  welche  das  Eigenthurasrecht  in 
Bezug  auf  diese  Dinge  gewährt.^) 

a)  Vom  Rechte  hängt  der  Begriff  der  Person  und  deren 
Fähigkeit,  Eigenthum  zu  besitzen,  ab.  Wo  keine  Eigen- 
thumsfähigkeit,  da  auch  kein  Vermögen  in  diesem  zweiten  Sinne 
des  Worts,  in  welchem  man  daher  nicht  von  Volks-  und  Welt- 
vermögen sprechen  kann.  Im  Uebrigen  wird  dieser  Punct  besonders 
wichtig  in  Betreff  der  Bildungen  des  Vereinswesens  wegen  der  Be- 
dingungen für  die  Erlangung  des  Rechts  der  juristischen  Person 
und  der  selbständigen  Vermögensfähigkeit  (§.  52). 

b)  Das  Recht  bestimmt  die  Dinge,  welche  überhaupt  in  Eigen- 
thum stehen  können  (Extensität,  Umfang  des  Eigenthums). 
Nur  solche  Dinge  können  also  Vermögen  in  dem  historisch -recht- 
lichen Sinne  sein.  Personen  und  persönliche  Dienste  sind  demnach 
bei  persönlicher  Freiheit  kein  Bestandtheil  dieses  Vermögens, 
wenngleich  die  Dienste  wirthschaftliche  Güter  (§.  15,  20)  sind,  „Ver- 
hältnisse" sind  nur  nach  den  Bedingungen  der  Rechtsordnung  zum 


-)  Wenn  in  bestimmten  Verhältnissen  die  Gewährung  eines  ausschliesslichen 
Rechts  an  einen  Unternehmer  die  nothwendige  Voraussetzung  dafür  ist,  dass  die 
Unternehmung,  welche  eine  Gesamnitheit  bedarf,  überhaupt  ins  Leben  trete,  so  wird 
ein  solches  auf  rechtUcher  Beschränkung  des  Verkehrs  bcruliendcs  Verhältniss  in  der 
That  zum  Volks  vermögen  gehören.  So  liegt  der  Fall  aber  in  mittelalterlichen  Wirth- 
Ichaftsverhältnissen  öfters,  z.  R.  bei  Kealgercchtigkoiteii,  Bannrechten,  etwa  für  Müh- 
sen.     S.  u.  §.  30  n.  2. 

")  Vergl.  u.  Kap.  3  u.  bes.  Kap.  5  der  Grundlegung. 
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Vermögen  zu  zählen.  Auch  bei  Sachgütern,  insbesondere  bei  ur- 
sprünglich freien  Besitzgütern  (§.  8)  kann  die  Fälligkeit,  im  Eigen- 
thum  zu  stehen,  wenigstens  für  ganze  Kategorien  von  Personen 
(„Private")  vom  Rechte  ausgeschlossen  sein. 

c)  Das  Recht  bestimmt  endlich  auch  die  einzelnen  Rechte, 
oder  Befugnisse,  welche  es  in  Bezug  auf  die  im  Eigenthum  einer 
Person  stehenden  Güter  gewährt  (Intensität,  Inhalt  des  Eigen- 
thumsrechtes). ^)  Dieser  Inhalt  des  Eigenthums  ist  rechtsge- 
schichtlich wandelbar,  er  ändert  sich  nach  Zeit  und  Ort 
und  nach  den  Gegenständen,  die  im  Eigenthum  sich  betinden 
(Personen  —  Sachgüter  —  Verhältnisse;  bewegliche  Sachen  — 
Grundstücke  und  Häuser;  ländliche  —  städtische  Grundstücke; 
landwirthschaftlicher  —  Forstboden  —  Bergwerksbodeu ;  bewegliche 
Genussmittel  —  bewegliche  Mittel  zur  Erzeugung  neuer  Güter  [Pro- 
ductionsmittel  oder  Kapital]  u.  s.  w.).  Der  Eigenthumsbegriff  ist 
demnach  selbst  wieder  kein  absoluter,  sondern  ein  historisch- 
rechtlicher relativer.  Das  Eigenthum  giebt  nur  gewisse 
Verfügungsbefugnisse  und  gewisse  Ausschlussbefug- 
nisse Anderen  gegenüber.'')  Das  Maass  dieser  Befugnisse  wechselt. 
Der  schroffe  römisch-rechtliche  Eigenthumsbegriff,  welcher  allerdings 
auch  im  modernen  wirthschaftlichen  Verkehr  mehr  und  mehr  zur 
Geltung  gekommen  ist,  ist  nicht  schlechtweg  „der  Eigenthumsbegriff." 
Oder  wenn  eine  Beschränkung  der  Verfügungs-  und  Ausschlussbe- 
fugnisse  des  Eigenthümers  als  Widerspruch  gegen  den  Eigenthums- 


*)  Vergl.  im  Kap.  5  dcu  Absclin.  v.  Eig-enthxim. 

*)  Sehr  gut  betont  von  v.  Scheel  in  dem  Aufs.  ,.Uas  Kccht  und  die  Pflichten 
des  ländl.  Grundeigenthums".  Landwirthsch .  Jahrbucher  III.  (1874)  S.  463  ff.  Hier 
heisst  es  u.  A. :  ..Das  Eigenthum  ist  nur  denkbar  als  eine  Summe  von  Befugnissen, 
welche  für  Personen  und  Personenvereinigungen  von  einem  souveränen  Willen  um- 
schrieben und  durch  die  Organe  desselben  garantirt  werden;  und  deren  Grenzen 
sich  aus  den  jeweiligen  Anschauungen  und  Zwecken  dieser  Ge- 
sa mm  th  ei  t  ergeben",  (iegonüber  dem  positiven  Kechte,  besonders  römischen 
Ursprungs,  ist  es  gut.  dies  schon  hier  aufs  Schärfste  hervorzuheben.  In  meiner  „Eede 
über  die  sociale  Frage"  (1S71)  war  derselbe  Gedanke  in  der  Kürze  so  formulirt: 
„Der  Eigenthumsbegriff  ist  zu  absolut  ausgebildet".  Ein  Satz,  der 
besonders  heftige  Angrilfe  erfahren  hat  (vgl.  z.B.  das  Pamphlet  von  Eras,  Process 
Bcbel-Liebknecht  u.  d.  offic.  Volkswirthsch. ,  Bresl.  1S72  S.  2b).  Der  erste  lebende 
deutsche  Komanist.  Ihering,  sagt  indessen  ungefähr  dasselbe  wie  ich:  ,,es  giebt 
kein  absolutes,  d.  h.  der  Eücksicht  auf  die  Gemeinschaft  entbunde- 
nes Eigenthum'"  (Geist  d.  Köm.  Rechts,  3.  Aufl.  1S73.  I.,  7).  —  Die  Nationalökono- 
men sind  viel  zu  sehr  von  einem  absoluten  Eigenthumsbegrifl'  ausgegangen,  am  Meisten 
die  radicalen  Smithianer.  wie  z.  B.  Prince- Smith;  vgl.  auch  Hermann  S.  20. 
S.  dagegen  Schäffle.  3.  Aufl  ,  I.,  31,  IL.  50(j,  531  IT.  und  vorzüglich  iL  Rösler, 
Verwaltungsrecht  L.  1.  Abth.  S.  305  ff.,  bes.  §.  122.  wo  es  ebenfalls  heisst:  ..Die 
Idee,  dass  im  Eigenthum  die  absolute  Herrschaft  über  Sachen  und  demzufolge  alle 
irgendwie   denkbaren  Befugnisse  enthalten  seien,  muss  gänzlich  aufgegeben  werden". 
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begriff  gilt,  so  miiss  statt  von  „Eigenthum"  eben  von  einem  „In- 
begriff gewisser  Verfüguugs  -  und  Ausschlussrechte"  gesprochen 
werden,  wenn  dafür  auch  ein  anderer  Gesammtname  fehlt. 

Die  Wirthschaftslehre  operirt  mit  beiden  Begriffen  des  Ver- 
mögens. Wo  sie  den  zweiten  Begriff  gebraucht,  ist  auch  für  sie 
die  rechtliche  Seite  desselben  von  grösster,  aber  selten  genügend 
gewürdigter  Bedeutung. 

§.  25.  Jedes  Vermögen  in  dem  zweiten  Sinne  des  Worts  ist 
^inzelvermögen,  d.  h.  Vermögen  einer  physischen  oder  juri- 
stischen Person. 

Mit  Rücksicht  auf  seine  Zusammensetzung  aus  verschiedenen 
„Vermögensbesitzen''  ist  das  Volksverraögen  öffent- 
liches oder  Privat- Vermögen  je  nach  der  Qualität  des  Eigen- 
thümers.  Zum  öffentlichen  Vermögen  gehört  insbesondere  das  Ver- 
mögen der  Zwangsgemeinwirthschaften  (§.  154),  also  na- 
mentlich das  Staats-,  Kreis-,  Gern  ein  de  vermögen.  Dieses 
Vermögen  ist  entweder  zur  allgemeinen  Benutzung  be- 
stimmt und  dem  Staate  u.  .s.  w.  wird  das  Eigenthum  daran  als 
dem  rechtlichen  Vertreter  der  Gesammtheit  (Volk,  Ortseinwohner- 
schaft u.  s.  w.)  zugeschrieben  (Wege,  Flüsse  u.  dgl.)  (öffentliches 
Vermögen  im  engeren  Sinne)  oder  es  ist  eigentliches  Staats-, 
Gemeindevermögen,  nemlich  entweder  Verwaltungs vermögen , 
das  zur  Herstellung  der  Staatsleistimgeu  etc.  mit  dient  oder  Fi- 
nanzvermögen, das  vom  Staate  zur  Erwerbung  von  Einkünften, 
als  den  Mitteln  für  die  Herstelluug  seiner  Leistungen,  benutzt  wird. 
Zum  Privatvermögen  gehört  dasjenige  der  einzelnen  physischen 
Personen,  der  Erwcrbsgesellschaften,  der  freien  Vereine. 

7.  Abschnitt. 
Der  Reichtliimi. ') 

§.  2io.  Auch  der  mit  dem  Begriff  des  Vermögens  zusammen- 
hängende Begriff  des  Reicht  hu  ms  hat  wie  der  erste  eine  doppelte 
Bedeutung.  Reichthum  im  rein  ökonomischen  Sinne  bezeichnet 
ein  grosses  Vermögen,  d.  h,  einen  grossen  Fonds  von  wirth- 
schaftlicheu  Gütern:  gross  im  Verhältniss  zu  der  damit  zu  erzie- 
lenden Bedürfnissbefriedigung.     In  diesem  Sinne  spricht  man  vom 


Vi  Ygl.  Kau  ij.  T:i  II.     1,'osi.licr  ^.  it.    Lecscr.   Begriff  dos  Kcichthums  bei 
Adam  Smith.  Hcidelb.  Ib7). 
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Volksreichthum:  d.  i.  grosses  Volksvermögeu.  Reichthum 
im  geschichtlich -rechtlichen  Sinne  bezeichnet  wieder  einen 
grossen  Vermögensbesitz  und  zwar  gross  nicht  nur  im  Ver- 
hältniss  zum  Bedarfe  des  Besitzers  und  zum  Besitze  anderer  Per- 
sonen, sondern  auch  gross,  um  als  Kapitalfonds  (§.  2S)  ohne 
Verminderung  seines  Bestands  (Werths,  §.  33  ff.)  ein  ohne  oder  mit 
verhältnissmässig  sehr  weniger  eigener  Arbeit  (bloss  Verwaltungs- 
arbeit) erzieltes  Einkommen  zu  reichlicher  Bedürfnissbefriedigung 
seinem  Besitzer  zu  gewähren.  Reichthum  in  diesem  Sinne  setzt 
also  eine  Rechtsordnung  voraus,  welche  Privateigenthum 
an  Productions mittein  und  neben  dem  Einkommen  aus  Arbeit 
(Arbeitslohn)  Einkommen  aus  Besitz  (von  unfreien  Arbeitern, 
Grundstücken,  Kapital),  daher  Rente  und  Zins  zulässt.  In  diesem 
zweiten  Sinne  des  Worts  spricht  man  von  Privatreichthum.  Es  ist 
klar,  dass  auch  ein  bedeutender  Volksreichthum,  begrifflich  wenig- 
stens, nicht  nothwendig  bedingt  ist  durch  solchen  Privatreichthum  und 
praktisch  nur  insofern  von  letzterem  abhängt,  als  Privateigenthum 
an  Productionsmitteln  und  Rente-  und  Zinsbezng  als  Einkommen- 
arten wirklich  indispensable  Rechtsinstitute  für  die  Bil- 
dung eines  grossen  Volksvermögens  sind  (§.  100  ff.). 

8.  Abschnitt. 
Eintheiliiug  oder  Arten  des  Vermögens.    Kapital. 

§.  27.  Das  Vermögen  in  den  beiden  Bedeutungen  des  sechsten 
Abschnitts  zerfällt  nach  seinem  Zwecke  und  der  mit  ihm  wirklich 
erfolgenden  Verwendung  in  zwei  Bestandtheile:  in  Gebrauchs- 
oder Gen  US  s  vermögen  und  in  Pr  od  uctiv  vermögen  oder 
Kapital.^)  Die  Unterscheidung  beider  Bestandtheile  gestaltet  sich 
aber  für  das  Vermögen  in  seinen  beiden  Bedeutungen  wieder  nicht 
ganz  gleich. 

1)  Das  Gebrauchsvermögen  („Vermögen  im  engeren 
Sinne")  ist  ein  Vorrath  solcher  wirthschaftlicher  Güter,  welche  zur 
unmittelbaren  Bedürfnissbefriedigung  dienen,  ohne  dass  die 
letztere  nur  das  Mittel  zur  Hervorbringung  neuer  Güter  ist.   Es  ist 

a)  Verbrauchs  vermögen,  soweit  es  Güter  umfasst,  welche 


')  Rau  §.  48  fr.,  bes.  :)()— öl,  —  Hennaiin,  S.  109  11.,  221— .!(>',».  Koscher 
§.  7,  42  fr.  V.  Mangoldt  §.  4.  Scliüffle  I.,  10,  127,  liJö  fl'.  S.  auch  Menger 
S,  70  fr.  -  Knies,  d.  Geld.  Kap.  1. 
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bei  der  Bedürfnissbefriedigung  sofort  gänzlich  oder  wenigstens  in 
ihrer  individuellen  Gutsform  als  Güter  untergehen,  z.  B.  Nahrungs- 
mittel ; 

b)  Nutz  vermögen,  soweit  es  Güter  umfasst,  welche  erst 
durch  eine  etwas  andauernde  Benutzung  für  die  Bedürfnissbefrie- 
digung ihre  Gutseigenschaft  verlieren.  ^)  Ein  wesentlicher  Theil 
des  Volksvermögens  und  des  Vermögensbesitzes  der  Personen  be- 
steht aus  solchem  Nutzvermögeu.^) 

2)  Das  Kapital  im  Allgemeinen  („eigentliches"  Kapital,  Pro- 
ductivkapital)  ist  ein  Vorrath  wirthschaftlicher  Güter,  welche  als 
Mittel  zur  Erwerbung  neuer  wirthschaftlicher  Güter,  durch  Eigen- 
gewinnung oder  durch  verkehrsmässige  Gewinnung  (§.  10),  dienen.*) 
Bei  ihm  findet  eine  der  Unterscheidung  in  Verbrauchs-  und  Nutz- 
vermögen analoge  Unterscheidung  in  umlaufendes  und  stehen- 
des Kapital  statt. 

§.  28.  Für  die  genauere  Analyse  des  Kapitalbegriffs  und  für  das 
Verständniss  der  wirthschaftlichen  Functionen  des  Kapitals  ist 
wieder,  wie  beim  Vermögen,  der  rein  ökonomische  und  der 
geschichtlich- rechtliche  Standpunct  zu  unterscheiden.^) 


^)  Nutzvcrmögen  wird  von  Anderen  Nutzlcap  ital  (Hermann,  221)  oder  Ge- 
brauchskapital genannt  (Koscher  §.  4^^),  entsprechend  den  Kapitaldefinitionen 
dieser  Schriftsteller  (Hermann:  Güter,  wckhe  dauernde  Grundlage  einer  Nutzung 
sind,  die  Tauschwerth  hat).  Achidich  Say,  Handb.  I.,  220  (Gebrauchsyorrath:  capi- 
taux  productifs  d'agrements  ou  dutilitc),  M'GulIoch  S.  72,  Stcinleiu  (Nähr-  luid 
Zehrliapital)  Unters.  S.  60.  Vergl.  auch  (jlerstner  (Beitr.  z.  Lehre  v.  Kap.,  Erlangen 
1857).  Mir  sclieint  es  mit  Bau  (§.  öl,  Gebrauchs  vorrath:  eine  in  irgend  einer 
Beziehung  zusammengefasste  Menge  beweglicher  Genussmittel;  Kapital,  Erwerb- 
stamm, werbender  Gütervorrath:  ein  Vorrath  beweglicher  Erwerbsmittel) 
zweckmassiger,  um  der  terminologischen  Klai'hcit  und  Unzweideutigkcit  Willen,  das 
Wort  Kapital  nicht  für  Nutzvermögen  mit  zu  gebrauchen.  A.  Smith  nennt  das 
Gebrauchsvermögen :  stock  which  supplies  immediate  consumption ,  H  ,  '>  (Bas.)  und 
verstellt  darunter  den  Vorratli  der  mit  Hilfe  der  Arbeit  erlangten  beweglichen  Güter. 

•')  So  Wohngebäude,  Mobiliar,  Kleidung,  Geräth«,  —  aucli  Vorräthe  ohne  sofortigt.' 
Bestimmung  der  Verwendung,  besonders  Lebensmittel-  und  Geldvorräthc  (s.  Hermann 
S.  226  II'.,  mit  der  guten  Nutzanwendung  auf  den  S  taatss<ha  t  z,  s.  Kau-Wagner, 
Finanz,  I.,  §.  SJib;  wenn  Stein,  Kinanzwiss.  ;}.  Aufl.  S.  1!)4,  noch  nicht  verstanden 
hat,  was  meine  Betonung  des  Staatsscliatzcs  will,  so  mag  er  nochmals  auf  die  preuss. 
Erfahrungen  von  1870  werwicsen  werden,  s.  Wagner,  Reichsfin.  in  Holtzend.  Jahr, 
d.  D.  Keiclis,  HL,  67  H',  152  (f.  Ein  Versuch  einer  Wertlistatistik  des  Nutzvermögens 
für  Baicrn  bei  Hermann,  S.  229. 

*)  Vergl.  über  die  Dogmcngcschichte  des  Kapitalbegriffs  die  reichhaltige  litcr. 
Zusammenstellung  von  Koscher,  §.42  Anm.  1,  damit  aber  wieder  die  Erörterungen 
von  Knies,  d.  Geld,  Kap.  1,  worin  mit  Kecht  das  vergebliche  Bemühen,  einen  ein- 
zigen, allein  wissenschaftlichen  Begrill'  von  Kapital  aufzustellen,  nachgewiesen  wird. 
Vergl.  §.  28  und  oben  Abschn.  6  Anm.  1,  s.  aucli  die  vorige  Anm.  2  und  die  dor- 
tigen Citate,  sowie  besonders  die  folg.  Anm. 

^)  S.  l)es.  Rodbertus,  a.  a.  0.  (oben  Absehn.  6  Anm.  1)  und  Knies,  der 
übrigens    nicht   dieselben  Consequenzen   aus   dem  Dualismus  des  Kapitalbegriffs  zielit. 
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a)  Kapital  als  rein  ökonomische  Kategorie,  unabhängig 
betrachtet  von  den  geltenden  Rechtsverhältnissen  für  den  Kapital- 
besitz, ist  ein  Vorrath  solcher  wirthschaftlicher  Güter  —  „naturalen 


—  Die  üntei-sclieidung  des  volks-  und  des  einzel-  bez.  privatwirtliscliaftlicLen 
Standpunctes  bei  der  Feststellung  ökonomischer  BegrifTe  ist  grade  bei  dem  Kapital- 
begriff schon  älter,  doch  fallt  die  Unterscheidung  im  Texte  nicht  mit  der  bei  Rau 
u.  A.  m.  vorkommenden  genau  zusammen.  Für  den  einzelnen  Autor  ist  auch  beim 
Kapitalbegriff  massgebend  seine  Auffassung  der  wirthschaftlichen  Güter  (besonders  ob 
Dienste  und  Verhältnisse  dazu  gerechnet  ^yerden  oder  nicht),  der  Grundstücke  (ob  diese 
nur  als  Xaturfactor  oder  ob  sie  als,  event.  ob  sie  allein  als  wirthschaftliche  Güter  be- 
trachtet werden),  dann  seine  Stellung  zu  der  in  Anm.  1  Abschn.  G  behandelten  Frage 
(ob  Vermögens  b  e  s  i  t  z  schlechtweg  als  Vermögen  gilt  und  ob  die  Bildung  des  Volks- 
vermögens nur  in  der  Form  des  privaten  Vermögensbesitzes  für  möglich  erkannt  wird 
oder  nicht).  Die  verschiedenen  Formulirungen  des  Kapitalbegriffs  und  der  verschiedene 
Inhalt,  welcher  ihm  gegeben  wird  (z.  B.  oIj  Grundstucke  oder  nur  bewegliche  Güter, 
ob  bloss  Erwerbs-  oder  ob  auch  gewisse  Genussmittel,  die  auch  nur  als  solche  dienen, 
darunter  gereiht  werden),  können  daher  auch  gar  nicht  auffallen,  sondern  sind  eine 
nothwendige  Consequenz  des  verschiedenen  Stand-  und  Ausgangspuni'ts.  Das  wird  in 
der  Kritik  der  Begriffe  andrer  Autoren  so  oft  übersehen,  selbst  von  R  o  s  r  h  c  r  in  seinen 
dogmcngeschichtl.  Bemerkungen  §.  42  Anm.  1,  wie  Knies,  d.  Geld,  S.  12,  richtig 
einwendet.  Man  kann  nur  den  Ausgangspunct  kritisiren  und  etwaige  folgi'widrige 
Schlüsse  aus  demselben  abweisen.  Für  die  Unterscheidung  ;ind  für  die  Erörterungen 
über  die  älteren  Autoren  (Turgot,  A.  Smith,  die  deutschen)  ist  jetzt  Knies 
a.  a.  0.  bes.  zu  vergleichen.  Schade,  dass  er  Kodbertus  übersehen  hat.  —  Beachtens- 
werth  hinsichtlich  der  Unterscheidung  der  einzel-  und  volkswirthschaftlichen  Begrifte 
ist  von  den  früheren,  namentlich  Storch,  besonders  in  der  Betracht,  über  die  Natur 
des  Nationaleinkommens  (aus  dem  Französ.),  Halle  1S25.  S.  1  ff.,  42  ff.  (hier  Scheidung 
von  Einzel-  und  Volkskapital,  welches  Beides  unter  den  allgemeinen  Begriff  vom  Ka- 
pital falle:  Einkommen,  das  zurHervor  bringung  eines  neuen  Einkommens 
angewandt  wird).  Vergl.  ferner  Kumpf.  wirthschaftl.  Natur  des  Darlehens,  Tüb. 
Zeitschr.  XL  Sam.  Oppenheim,  Natur  des  Kapitals  und  Credits,  Mainz  ISGS,  I., 
Kap.  1.  der  drei  Arten  des  Kapitals  scheidet:  National-  oder  auch  Natur al- 
kapital  („ein  sich  selbst  aufrecht  haltender,  erzeugter  Güterstamm,  der.  ohne  sich 
selbst  dabei  zu  vernichten,  der  Nation  stets  ein  Gütereinkommen  abwirft  und  auf  diese 
Weise  ihr  als  Nahrungsquelle  dienf  S.  9),  dann  das  Unternehmer-  oderWerth- 
kapital,  endlich  das  Rentner-  oder  Leihkapital,  S.  10.  —  Rau  scheidet  §.  50  ff. 
,.Dic  inländischen  Bestandtheile  des  Volksvermögens'-  1)  nach  ihrer  Entstehung 
und  ihrem  Verhältniss  zur  E  r  d  e  in  G  r  u  n  d  s  t  ü  c  k  e  und  b  e  w  e  g  1  i  c  h  e  S  t  o  f  f  g  ü  t  e  r, 
2)  nach  ihrer  B  estimmung  für  gewisse  Zwecke  in  Genussmittel,  die  unmittel- 
bar dazu  dienen,  irgend  einen  Vortheil  hervorzubringen  und  in  Erwerbsmittel. 
die  als  Mittel,  neue  Sachgüter  in  das  Vermögen  zu  bringen,  sei  es  durch  Erzeugung, 
sei  es  durch  Verkehr,  benutzt  werden.  In  Verbindung  der  beiden  Eintheilungen 
scheidet  er  dann  1)  Grundstucke  (meist  Erwerbsmittel),  und  2)  von  der  Erde 
getrennte  Stoff  guter,  nemlich  a)  bewegliche  (oder  beweglich  gewesene)  Ge- 
nussmittel (Menge  davon:  GebrauchsvoiTath),  b)  bewegliche  Erwerbsmittel 
(Vorrath  davon:  Kapital).  Das  Kapital  sei:  ,.dic  übersparte  und  werbend  angelegte 
Frucht  einer  frühereji  G Litererzeugung'-,  der  viel  gebrauchte  Satz,  Kapital  sei  „ange- 
sammelte Arbeit",  sei  nur  eine  Metonymie  (§  51)  Diese  Erklärung  von  Kapital 
entspreche  nun  „dem  Standpunct  einer  einzelnen  b  ürgerlichen  Wirthschaf t. 

die  neben  anderen    und   im  V'erkehr  mit  denselben  steht, Man  verstand  unter 

Kapital  anfänglich  nur  eine  zum  Ausleihen  bestimmte,  eine  Einnahme  von  Zinsen 
versprechende  (Geldsumme.  —  Kapital,  capitale,  ist  die  Uebersetzung  des  griechichen 
xifühiov,  womit  man  die  Forderung  einer  (ieldsumme  im  Gegensatz  des  Zinses,  lo'xo?, 
bezeichnete,  s,  die  Stellen  bei  Du  Gange,  Glossar,  s.  v.  Capitale  und  Macleod, 
Dict.  L,  .^2.^.  Capitale,  caput  pecuniae  —  caput  als  Hauptsache,  Wesentliches,  Ursprüng- 
liches —  wurde  erst   im  Mittelalter   üblich.     Im   Deutschen   brauchte   maa    das  Wort 
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Güter"  — ,  welche  als  technische  Mittel  für  die  Gewinnung 
neuer  Güter  in  einer  Wirthschaft  vorhanden  sein  müssen:  es  ist 
P  r  0  d  u  c  t  i  0  n  s  m  i  1 1  e  1.  Diese  Güter  können  auch  zur  unmittelbaren 
Bedürfnissbefriedigung  —  also  insofern  als  Gebrauchsvermögen  — , 
aber,  wenn  sie  Kapital  sein  sollen,  nur  für  solche  Menschen  dienen, 
welche  während  dieser  Bedürfnissbefriedigung  arbeiten,  bez.  durch 
letztere  in  den  Stand  dazu  gesetzt  (z.  B.  Nahrungsmittel  der  Ar- 
beiter). Dieses  Kapital  ist  für  die  Bildung  von  Vermögen,  wenn 
auch  nicht  von  Ursprung  au,  so  doch  sehr  bald  ein  indenspensabler 
Factor  (einer  der  „Productivfactoren''  neben  Natur  und  Arbeit,  wenn 
auch,  streng  genommen,  ihnen  nicht  coordinirt,  sondern  subordinirt), 
einerlei  welches  sonst  die  Gestaltung  des  wirthschaftlichen  Verkehrs 
sei.  Die  Grundstücke  gehören  zu  dem  Kapital  in  diesem  Sinne, 
soweit  sie  durch  die  menschliche  Arbeit  wirthschaft  liehe  Güter 
geworden  sind,  während  sie  als  freie  Güter  (§.  8)  vom  Stand- 
punct  der  Menschheit  aus  nicht  zum  Vermögen  und  dem- 
nach auch  nicht  zum  Kapital  zählen. 

b)  Kapital  im  historisch-rechtlichen  Sinne  oder  als  Kapi- 
talbesitz ist  derjenige  Theil  des  Vermögensbesitzes  (§.24) 
einer  Person,  welcher  derselben  als  Erwerbsmittel  zur  Erlangung 
eines  Einkommens  aus  ihm  (Rente,  Zins)  dient,  also  zu  diesem 
Zwecke  von  ihr  besessen  wird.  Zu  diesem  Kapitalbesitz  gehören 
sowohl  Vorräthe  bcAve  gl  icher  Erwerbsmittel  als  auch  Grund- 
stücke und  Gebäude  in  ihrer  Eigenschaft  als  Rentenfonds.  Doch 
wird  der  Ausdruck  Kai)ital  mitunter  auf  jene  Vorräthe  beschränkt 


Hauptgcld.  Vergl.  Knies,  Geld  S.  6  ff".  Später  erkannte  man,  dass  ein  beweg- 
licher Gütcrvorrath  auch  auf  andre  Weise,  in  Verbindung  mit  Arbeit  oder  oline 
dieselbe,  fortdauernd  zum  Erwerb  von  SachgUtern  dienen  liönne  und  daher  zum 
Kapital  im  privatwir th s ch aft lieh  en  Sinne  zu  rechnen  sei"  (§.  58).  Anders 
aber  gestaltet  sich  nun  der  Kapitalbegrilf  im  volks wirthschaftlichen  Sinne:  Kapital 
bildeten  hier  ,.die  beweglichen  Mittel  zu  einem  solclien  Erwerbe,  durch  welche  Sach- 
gUter  neu  in  das  Vermögen  von  Staatsbürgern  gelangten ,  indem  sie  ül)erhaupt  erst 
zum  Vorschein  kommen  oder  vom  Ausland  eingefühlt  werden"'  (§.  öS).  In  der  Pri- 
vat wirthschaftsl  ch  re  rechne  man  desshalb  zum  Kapitale  nicht  nur  das  wahre 
volkswirfhschaftliclie  Kapital,  sondern  aucli  solclie  Genussmittel,  die  der  Eigenthümer, 
statt  sie  selbst  zu  brauchen,  zu  einem  Mittel  macht,  sich  eine  Einnahme  zu  verschaffen 
(§.  54).  —  Meine  Auffassung  im  Teste  steht  derjenigen  von  Kau  also  doch  nahe, 
wenn  sie  sich  auch  nicht  mit  ihr  deckt  (und  zwar  abgesehen  von  der  verschiedenen 
Behandlung  der  wirthschaftlichen  Güter  und  der  Gnindstücke).  Aehnlich  Neu  mann 
(Freib.),  Tüb.  Zeitschr.  XXVIII.,  311.  Die  Bemerkung  Neumann 's,  dass  die  Erör- 
terung über  den  Kapitalbegriff  erst  nach  Feststellung  des  Werthbcgriffs  möglich  sei, 
halte  ich  so  wenig  für  den  Kapitalbegriff  als  für  den  Vermögensbegriff  für  richtig  luid 
glaubt;  dies  durch  die  Behandlung  im  Texte  nachgewiesen  zu  habrn.  Eau's  Behand- 
lung der  Gegenstände  (zuerst  über  die  Bestandtheile  des  Volksvermögens,  §.  4f)  ff., 
dann  über  Schätzung  und  Wcrtli.  §.  ."j.")  ff.)  ist  ein  älterer  Gegenbeweis. 
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uad  letztere  als  Privatkapital  dem  privaten  Grundeigen- 
thum  gegenüber  gestellt.^)  Die  Voraussetzung  solchen  Kapital- 
besitzes ist  mithin  in  rechtlicher  Hinsicht  dieselbe  wie  beim  Privat- 
reichthum  (§.26):  eine  Rechtsordnung,  welche  Privateigenthum  an 
Productionsmitteln  und  Renten-  und  Zinsbezug  daraus  anerkennt. 
In  einem  Vorkehrssystem  auf  dieser  Grundlage  nimmt  das 
Kapital  als  ökonomische  Kategorie  oder  als  Productions- 
mittelvorrath  dann  meistens  die  Gestalt  des  Kapital- 
besitzes, und  zwar  des  Besitzes  der  Privatpersonen  an.  Die 
Kapitalbesitzer  sind  hier  die  Functionäre  der  Gesammtheit 
(des  Volks)  für  die  Bildung  und  Beschäftigung  des  nationalen 
Productionsmittelfonds :  möglicher,  ja  nach  geschichtlicher  Erfahrung 
wahrscheinlicher  Weise  ist  dies  die  beste  Einrichtung  zur  technisch 
vorzüglichsten,  reichhaltigsten  und  am  Meisten  nach  dem  ökono- 
mischen Princip  (§.  3)  erfolgenden  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
auch  eines  ganzen  Volks.  Aber  jedenfalls  ist  es  nicht  die 
allein  denkbare,  die  schlechterdings  natürliche  („lo- 
gische'') Einrichtung  hierfür,  sondern  ein  Product  einer  geschicht- 
lichen Entwicklung,  damit  selbst  schon  eine  veränderliche  Ge- 
staltung, und  eine  Einrichtung,  deren  wirthschaftliche 
Wirksamkeit  von  der  Rechtsordnung  des  Kapitalbe- 
sitzes abhängt.  Der  Umstand  aber,  dass  geschichtlich  das  Kapital 
als  ökonomische  Kategorie  regelmässig  in  der  Gestalt  oder 
Rechtsform  des  Kapitalbesitzes  erscheint,  hat  es  bewirkt,  dass  so 
selten  richtig  zwischen  beiden  Bedeutungen  unterschieden  wird. 
So  gilt  z.  B.  gegenwärtig  oft  noch  der  Angriff  auf  den  Kapital- 
besitz als  ein  solcher  auf  das  Kapital  an  sich,  was  die  mög- 
liche, aber  nicht  absolut  nothwendige  Folge  jenes  ersten  Angriffs 
ist  und  jedenfalls  als  wirkliche  Folge  erst  genauer  erwiesen 
werden  muss.'j 

§.  21>.  Ob  und  wie  weit  die  einzelnen  concreten  („naturalen") 
Güter,  welche  das  \'erniögen  bilden,  Gebraucbsvermögeu  oder 
Kapital  sind,  hängt 


'')  Gebäude  nehmen  dann  eine  Zwischenstellung  ein ,  haben  characteristische 
Merkmale  des  Privatkapitals  und  des  Privatgnindeigenthums ,  aber  in  der  Regel,  be- 
sonders wenn  es  sich  um  grössere  Bauten  liandclt,  m  e  ii  r  Merkmale  des  letzteren. 

~)  Wenn  man  daher  die  socialistische  Polemik  „gegen  das  Kapital"  einfach  als 
unsinnig  bezeichnet,  weil  so  eine  nothwendige  Wirthschaftsbedinguug  zerstört  werde, 
so  macht  man  sich  docli  nur  durch  ein  grobes  Missverständniss  die  Widerlegung  leicht 
und  ficht  mit  Windmulden.  Die  socialistische  Forderung  heisst  nicht:  Weg  mit  dem 
Kapital  (d.  li.  mit  dem  ökonomischen  Kapital,  deui  Productionsmittelvorratb).  son- 

A.   Wagner,   Vulkswiitlidohaltblehii'.     I.  3 
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1)  allgemein,  d.  h.  einerlei,  ob  man  es  mit  der  rein  ökono- 
mischen oder  der  geschfchtlich  rechtlichen  Bedeutung  der  Begriffe 
zu  thun  hat,  von  der  specifischen  Beschaffenheit  (objec- 
tiven  Brauchbarkeit)  des  einzelnen  Guts  ab.  Insoferne  ist,  was 
mitunter  unrichtiger  Weise  bestritten  wurde,  auch  die  „Kapital- 
eigenschaft" eine  Eigenschaft  der  Güter  an  sich  (z.  B.  bei 
Werkzeugen,  Maschinen).^)  Sind  diese  Güter  nicht  Kapital,  z.  B. 
weil  sie  die  objective  Brauchbarkeit  verloren  haben,  so  verlieren 
sie  mit  ihrem  Existenzzweck   auch   die  Gutseigenschaft  überhaupt. 

2)  Bei  vielen  anderen  Gütern  ist  die  Kapitaleigeuschaft  dagegen 
keine  den  Dingen  inhärente.  Ob  ein  concretes  Gut  Kapital  oder 
Gebrauchsvermögen  ist,  hängt  hier 

a)  beim  Vermögen  im  rein  ökonomischen  Sinne  davon  ab, 
ob  die  betreffenden  Güter  noth  wendige  Vorbedingung  neuer 
Gütererzeugung  sind  und  als  Mittel  zu  diesem  Zwecke 
wirklich  Anwendung  finden.  In  einem  Zustande  des  Ver- 
kehrs, wo  nur  Arbeitseinkommen  zugelassen  würde,  wäre  der 
weitaus  grösste  Theil  des  Volksvermögens  Kapital,  weil  er  immer 
zur  Hervorbringung  neuer  Güter  in  der  Beschäftigung  von  Arbeit 
verwendet  würde  Nur  der  über  die  Befriedigung  der  nothweu- 
digen  Lebensbedürfnisse  hinausgehende  Vermögensbetrag  würde 
auch  hier  als  Gebrauchsvermögen  zu  characterisiren  sein.  ^) 

b)  Beim  Vermögen  als  Besitz  hängt  dagegen  die  Zutheilung 
der  Güter  zum  Gebrauchs  vermögen  oder  zum  Kapital  grösstentheils 
vom  Willen  des  Besitzers  ab.  Hier —  aber  auch  nur  hier  — 
gilt  die  oft  aufgestellte  Regel,  dass  die  Kapitaleigenschaft  eines 
Guts  vom  Willen  des  Eigenthümers  bedingt  sei.^").  Vollständig 
allein  entscheidend  ist  dieser  Wille  aber  auch  hier  nicht,  weil 
der  Umfang  der  nothwendigen  Auslagen  zum  Zwecke  der  Gewin- 


dern: Her  mit  dem  Kapital  (d.  h.  mit  dem  Kapital  besitz),  verlangt  also  nicht  eine 
Vernichtung  des  Kapitals  an  sich,  sondern  eine  andre  Verthcilung  des  Kapitalbesitzes. 

**)  S.  unten  die  Anm.  10.  Der  Satz  von  Eau  §.  52  und  bei  Mill,  polit.  Oeko- 
nomie  1.  B.,  4.  Kap.  §.  1,  den  Kau  ciürt,  ist  nicht  falsch,  aber  zu  absolut. 

®)  Aehnlich  wirkt  eine  Gestaltung,  wo  der  Zinsfuss  und  der  Gewinnsatz,  etwa 
in  Folge  einer  tüchtigen  Organisation  der  Arbeiter  für  den  Concurrcnzkampf ,  sehr 
herabgedrückt  und  daher  ein  grösserer  Theil  des  Productionsertrags  den  Arbeitern 
überlassen  wird.  Erhöht  sich  dann  das  Lohnniveau  allgemein  und  gewöhnt  sich  die 
Bevölkerung,  es  für  uncntbehrlicli  zu  halten,  so  nimmt  ein  immer  grösserer  Theil  des 
Vermögens  Kapitaleigenschaft  au,  weil  er  Vorbedingung  der  Gütererzeugung  wird. 

»")  Mill  1.  B.  4.  Kap.  §.  1  (Sötbeer's  Ausg.  2.  Aufl.  S.  45):  .,Dcr  Unterschied 
zwischen  Kapital  und  Nicht-Kapital  liegt  nicht  in  der  Art  der  Sachgüter,  sondern 
in  der  Absicht  des  Kapitalisten,  in  seinem  Willen,  dieselben  lieber  für  den  einen 
als  für  den  anderen  Zweck  zu  verwenden." 
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nung  neuer  Güter  (z.  B.  für  Arbeitslöhne)  für  die  Ziitheiliuig-  der 
Güter  zum  Gebrauchsvermögen  oder  zum  Kapital  des  Besitzers  mit 
von  Einfluss  ist. 

§.  30.  Aus  dem  Vorausgehenden  ergiebt  sich,  dass  sich  Kapital 
im  rein  ökonomischen  Sinne  und  Kapitalbesitz,  angewendet  auf 
bestimmte  Güterv orräthe,  keineswegs  decken.  Letzterer 
Begriff  ist  der  weitere,  indem  einzelne  Bestandtheile  des  Kapital- 
besitzes nicht  im  rein  ökonomischen  Sinne  Kapital  sind.  Dies 
zeigt  sich  besonders  in  folgenden  drei  Fällen: 

1)  Verleih-  und  vermiethbares  Nutz  vermögen  kann  für  den 
Besitzer  als  Kapital  fungiren,  während  es  vielleicht  für  das  Volk 
nur  Nutzvermögen,  d.  h.  nicht  Bedingung  einer  neuen  Güterge- 
winnung ist  (z.  B.  Wohngebäude,  über  das  nothwendige  Wohnbe- 
dürfniss  der  arbeitenden  Bevölkerung  hinaus). 

2)  „Verhältnisse",  welche  auf  Grund  rechtlicher  Be- 
schränkungen des  Verkehrs  bestehen  (§.  15,  n.  3,  b),  fallen  unter 
den  KapitalbegrifT  der  zweiten  Bedeutung.  Allgemein  dagegen 
sind  sie  meistens  nicht  Kapital,  mit  Ausnahme  des  Falles,  wenn 
sie  eine  für  das  Volk  nothwendige  Bedingung  der  neuen  Güter- 
gewinnung sind.  Diese  Ausnahme  kann  allerdings  allgemeiner 
vorkommen  und  ist  geschichtlich  mehrfach  vorhanden  gewesen, 
z.  B.  insofern  Vorrechte  des  Gewerbebetriebs  die  Voraussetzung 
eines  solchen  zu  einer  gewissen  Zeit  und  an  einem  gewissen  Orte 
überhaupt  sind.  ")  Ein  noch  heute  hierher  gehöriger  Fall  eines 
„Verhältnisses",  welches  Kapital  in  beiderlei  Bedeutung  ist,  ist  der 
des  Patents.  Uebrigens  kann  sich  ausnahmsweise  auch  der  Be- 
griff des  Kapitals  vom  Standpuucte  des  Volks  und  der  Mensch- 
heit in  Bezug  auf  solche  „Verhältnisse"  wieder  verschieden  ge- 
stalten (vgl.  §.  8  u.  9).  Eine  Einrichtung  wie  z.  B.  der  Sundzoll 
war  ein  Kapital  Dänemarks,  sogut  wie  ein  Gewerbeprivileg  ein 
Kapital  des  Gewerbetreibenden  sein  kann.  Das  Verhältniss  eines 
klimatischen  Monopols  für  gewisse  Producte  eines  Landes,  welches 
z.  B.  in  Ausfuhrzöllen  ausgenutzt  werden  kann,  ist  ebenfalls  ein 
Kapital  für  das  betreffende  Volk,  wenn  auch  nur  ein  Mittel  der 
Einkommenübertragung  zwischen  verschiedenen  Völkern.'^) 

3)  Güter,  welche  ein  Einzelner  nach  den  bestehenden 
Rechtsverhältnissen     oder    nach    den    Gestaltungen    des 


")  S.  oben  §.  23,  Anm.  2,  S.  26. 
'■■ä)  S.  oben  §.  9,  Anm.   I(».  S.   10. 
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Verkehrs  zum  Zweck  der  GewinnuDg  neuer  Güter  verwenden 
muss,  sind  Kapital  für  ihn,  aber  in  rein  ökonomischem  Sinne 
nur  dann,  wenn  diese  Güter  indispensabel  für  die  Gewinnung- 
neuer  Güter  überhaupt  sind.  So  muss  z.  B.  der  Unternehmer, 
welcher  Arbeiter  beschäftigt,  den  ganzen  während  der  Güterge- 
winnung auszuzahlenden  Lohnbetrag  als  Kapital  betrachten  und 
besitzen,  während  nur  derjenige  Güterbetrag,  welcher  zur  Sub- 
sistenz  der  Arbeiter  ausreicht,  Kapital  im  allgemeinen  ökonomischen 
Sinne  und  für  die  Arbeiter  wieder  Gebrauchsvermögen  bildendes 
Einkommen  ist.  • 

§.  31.  Es  ist  demnach  der  Kapitalbegriff  an  sich,  sein 
Umfang  und  Inhalt  ganz  wesentlich  abhängig  von  der 
Rechtsordnung  über  Kapital  und  über  Eigenthum  an 
Personen  und  Gütern.  Für  die  Klarstellung  des  Einflusses  der 
Rechtsordnung  nicht  nur  auf  die  Gestaltungen  des  Verkehrs,  son- 
dern sogar  auf  die  wirthschaftlicheu  Begriffe,  wird  es  immerhin 
zulässig  sein,  hypothetisch  von  der  Annahme  einer  ganz  anderen 
als  der  heute  bestehenden  Rechtsordnung  auszugehen.  Wesentliche 
Modificationen  in  dem  Eigenthumsrecht  au  Personen  (Sclaven  u.  s.  w.), 
an  an  sich  freien  natürlichen  Besitzgütern  (Grundstücken),  an  realen 
beweglichen  Productionsmittcln  (Privatkapital,  Arbeitswerkzeugen, 
Lohnfonds)  verschieben  die  jetzt  geltende  Unterscheidung  zwi- 
schen Gebrauchsvermögens-Besitz  und  Kapitalbesitz  sofort  wesen- 
tlich. Ebenso  können  sie  bewirken,  dass  ein  erheblicher  Theil  der 
heutigen  privaten  Gebrauchsvermögensvorräthe,  freilich  nach  voraus- 
gehender, aber  sehr  wohl  durchführbarer  Veränderung  der  indivi- 
duellen Gutsform  der  einzelnen  dazu  gehörigen  Güter,  die  Function 
des  Kapitals  im  ökonomischen  Sinne  annimmt.  ^^). 

§.  32.  Kapital  in  den  beiden  besprochenen  Bedeutungen  kann 
endlich  als  todtes  („schlafendes")  oder  müssiges  vorkommen, 
nemlich  wenn  es  seinem  Zweck  thatsächlich  nicht  dient,  wie  z.  B. 
bei  Stockungen  des  Absatzes,  Krisen.  Auch  für  den  Umfang  des 
todten  Kapitals  ist  die  Rechtsordnung  über  Kapital  insoferne  von 
Einfluss,  als  von  ihr  wieder  bie  Bedingungen  von  Stockungen  und 
Krisen  mit  abhängen  können,  z.  B.  in  unserem  heutigen  Verkebrs- 
system  der  freien  Concurrenz  (§.  126  ff.). 


'^)  Lohnerhöliung,  Luxuscinschränkungen  wirken  derartig-,  so  dass  die  Production 
von  Luxusartikeln  für  die  Wohlhabenden  abnimmt,  von  Arbeiterconsumptibilien  zunimmt. 
S.  oben  Anm    22  zu  §.  9,  S.   11. 
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9.  Abschnitt. 
Der  Werth.  1) 

§.  33.  Es  ist  ein  natürliches  Bestreben  des  Menschen,  sich 
das  Verhältniss,  in  welchem  die  inneren  und  äusseren  Güter  zu 
seinen  Bedürfnissen  stehen,  zum  deutlichen  Bewusstsein  und  Ver- 


^)  Die  Literatur  der  Werthlekre  ist  eiue  der  weitschichtigsten ,  die  Behandlung 
nicht  immer  besonders  fruchtbar,  oft  Einfaches  unnütz  durch  abstruse  Untersuchungen 
complicirend,  ein  Yorwurf,  welcher  namentlich  manchen  deutschen  Arbeiten  nicht  zu 
ersparen  sein  möchte.  Im  Folgenden  wird  die  Werthlehre  nnd  Preislehre,  für  welche 
auf  den  2.  Theil  der  Volkswirthschaftslehre  verwiesen  wird,  getrennt.  In  der  Litera- 
tur sind  beide  Materien,  Werth  und  Preis,  vielfach  im  unmittelbaren  Zusammenhang 
behandelt.  Schwierigkeiten  für  beide  Lehren  macht  die  unsich  ere  Terminologie, 
sowohl  des  allgemeinen  Sprachgebrauchs  als  die  wissenschaftliche,  dann  der  Umstand, 
dass  die  Ausdrücke  der  einen  modernen  Sprache  in  bestimmten  terminis  technicis  der 
anderen  (deutsch,  englisch,  französisch,  italienisch)  wieder  gegeben  werden  sollen,  wo- 
bei dann  vollends  Undeutlichkeiten  nicht  vermieden  werden.  Vergl.  jetzt  besonders 
die  neueste  Eevision  der  Begriffe  Werth  und  Preis  von  Fr.  J.  Neumann,  Tübinger 
Zeitschr.  XXVIII.,  257  ft",  besonders  auch  hinsichtlich  der  Literatur.  Eau,  §.  55  bis 
67.  Hermann.  S.  1  ff.,  103  ff.  Koscher,  §.  4  —  6.  v.  Mangoldt,  Grundr. 
§.  1,  r..  Menger.  L,  76  ff  Schäffle,  S.  Aufl.  L,  22,  bes.  162  ff.  Ders.. 
Kapitalibm.  Vortr.  'S.  J.  St.  Mill,  B.  -3  Kap.  1.  Neuere  monographische  Behand- 
lungen: s.  Neumann  a.  a.  0..  bes.  aber  Knies,  Tüb.  Zeitsch.  1855,  O.Michae- 
lis, Vierteljahrsschr.  f.  Yolks\virtlisch.  1S63  B.  1  (jetzt  in  seinen  ges.  Schriften  B.  2). 
Lindwurm  in  Hildebrands  Jahrb.  IV  (1S65),  H.  Kösler,  eb.  XI.  (1S6S).  —  Von 
älterer  Literatur :  (nach  Kau's  Zusammenstell.  §.  57)  Graf  Soden,  Nationalökon. 
(Leipz.  1805  ff),  IV..  22  —  Hufeland.  N  Grundlegung.  I.  118.—  Lotz,  Kevi- 
sion,  L.  §.  3  imd  Handb.  I..  20.  —  Storch,  I.,  27.  und:  üeber  die  Natur  des  Na- 
tionaleinkommens, Seite  XXXIV.  —  Kau,  Zus.  16  zu  Storch  und  in  der  Schrift: 
Malthus  und  Say  über  die  Ursachen  der  jetzigen  Handclsstockung,  S.  259  (Hamburg 
1821).  —  Kicardo.  Principles  Cap.  1  und  20.  —  Torrens,  Production  of wealth, 
S.  7.  —  Louis  Say.  Consider.,  S.  47.  Dess.  Etudcs.  S.  45.  —  W.  Kosegarten. 
De  valori?  et  pretii  vi  et  momentis  in  oecon.  politica.  Bonnae  1838.  —  Baumstark, 
Volksw.  Erlaut.  S.  297.  —  Rossi.  Cours  1..  48.  —  Kiedel,  L.  §.  30.  —Thomas, 
Die  Theorie  des  Verkehrs.  I.  Abtheil.  Berlin  1841,  S.  11.  —  Friedländer,  Theorie 
des  Werths.  Dorpat  1852.  4.  (zugleich  Geschichte  dieser  Lehre  und  besonders  Ge- 
brauchswcrththeorie).  —  Asser,  Verhandeling  ovcr  het  staatshtüshoudkundig  begrip 
der  waarde.  Amsterdam  1858  (enthält  gleichfalls  eine  Geschichte  der  Werthlehre).  — 
Rcymond.  Etudes  I,  26.  stellt  den  Begriff  von  valore  de  mcrito.  valcur  de  merite 
auf.  welcher  Ausdruck  schon  von  Ferrara  in  einem  wenig  verschiedenen  Sinne  ge- 
braucht worden  war.  K.  versteht  darunter  die  erkannte  Eigenschaft  eines  Gutes, 
welche  bewirkt,  dass  der  Gebrauchswerth  die  Erzeugungskosten  übersteigt,  dass  sie 
folglich  erzeugt  zu  werden  verdienen.  Ist  die  Nützlichkeit  den  Kosten  gleich,  so  sei 
kein  valore  di  merito  vorhanden.  Allein  die  Kosten  sind  kein  zum  Begriff  von  Werth 
gehörendes  Merkmal.  Versuche,  die  Stammbegriffe  der  Volkswirthschaftslehre  festzu- 
stellen, von  L.  Say  in  der  Schrift:  Pourquoi  l'ec.  pol.  est-elle  une  science  si  peu 
gen^ralcment  etudii^cV  P.  1837.  —  Mehre  französische  und  englische  Schriftsteller 
nennen  den  Gebrauchswerth  N  ü  tzli  ihkei  t  und  behalten  das  Wort  valeur.  value  le- 
diglich zur  Bezeichnung  des  Tauschwerthes  oder  Preises,  z  B.  Torrens.  On  the 
product.  of  wealth,  S.  8.  Mac-Culioch,  Grunds.  S.  4,  auch  Storch,  Natur  des 
Nationalcink..  S.  XXXVI.  Kicardo  versteht  unter  value  die  Productionskosten. 
Unter  den  neueren  Werththeorien  hat  diejenige  von  Bastiat  (und  sich  anschliessend 
von  M.  Wirth).  dann  diejenige  von  Carey  (und  Dühring)  mehr  Beachtung  gefun- 
den, aber  nur  vorübergehend.     S.  Bastiat.   härm.  econ.  eh.  V:   Ic  valeur  (Tausch- 
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ständniss  zu  bringen.  Dies  geschieht  durch  die  Schätzung  (Werth- 

schätzung),  wodurch  den  Gütern,  beziehungsweise  den  Dingen  der 

Aussenwelt   Werth  beigelegt    und   derselbe    gemessen  wird. 


wcvth)  c'ost  Ic  rapport  de  ilcux  Services  ccliangces  (ed.  von  1S55  p.  121)),  M.  Wirtli: 
Wertli  =  Maass  der  Dienstleistung,  jetzt  (4.  Aufl.  der  Nationalökon.  I..  237):  Wertli 
ist  die  Schätzung-  des  Verliältnisses  des  Bedürfnisses  zu  den  Hindernissen,  welche  dei' 
Erlangung  des  Gegenstandes  zu  dessen  Befriedigung  entgegenstehen,  —  in  welcher 
Definition  (rielitiger  ünisclircilning)  alle  Momente  und  Arten  des  Werths  enthalten  sein 
soUen  (V).  Bastiat  geht  hier  stets  von  der  petitio  principii  aus,  Nützlichkeit  (utilite") 
und  Werth  (valeur)  seien  in  der  Art  zu  unterscheiden,  dass  letzterer  nur  auf 
menschliche  Leistungen  zurückzuführen  sei.  im  Tauschwcrth  nur  die  mensch- 
liche Arbeit  vergolten  werde,  während  die  Leistungen  der  Natur,  die  darauf  beruhende 
Nützlichkeit,  immer  gratuits  seien  (practische  Tendenz,  so  das  Grundeigenthum  zu 
rechtfertigen,  bei  welchem  die ' Kicardo'schc  Bodenrente  geleugnet  wird).  Carey. 
princ.  of  soc.  Science.  3  vol.  Philad.  185S  —  59,  dcrs.,  Lehrb.  der  Volkswsch.  und 
Socialwiss.,  deutsch  von  Adler.  München  ISöÖ,  Kap.  6  sagt:  Werth  (valuc)  sei  die 
Schätzung  des  Widerstands,  der  zu  überwinden  ist,  ehe  wir  in  den  Besitz  des  be- 
gehrten Gegenstands  gelangen  (S.  SO),  was  Rau  mit  Kecht  nur  eine  ..Umschreibung 
der  Kosten"  nennt  (oder  des  seit  lange  betonten  Moments :  Der  Schwierigkeit  der  Er- 
langung, das  die  Werth  höhe  mit  bestimmt,  s.  u.  §.  43).  Die  weitere  Hinzufügung 
(Lehrb.  S.  80,  100):  Werth  sei  das  Maass  der  Uebermacht  der  Natur  über  den 
Menschen,  Nützlichkeit  umgekehrt  das  Maass  der  Macht  des  Menschen  über  die  Natur, 
enthält  zwei  jener  unklaren  Sätze,  mit  denen  Carey  und  seine  wenigen  Schüler  immer 
operiren,  ohne  dass  dadurch  irgend  eine  wissenschaftliche  Förderung  erlangt  wird. 
Vergl  auch  Dühring.  krit.  Grundleg.  d.  Volkswirthschaftslehre,  Berl.  1866,  S.  95  ff. 
120  n.,  ders.  Cursus  d.  Nat.-  u.  Soc.-Oekon..  Berl.  1873  (S.  26,  Werth:  die  Geltung, 
welche  die  wirthschaftlichen  Dinge  und  Leistungen  im  Vorkehr  haben.  Und  was  ist 
diese  Geltung?).  Man  kann  es  dahin  gestellt  sein  lassen,  ob  Dühring's  wie  gewöhn- 
lich mit  Behagen  betriebener  Versuch,  Bastiat  des  Plagiats  au  Carey  in  der  Werth- 
lehre  (und  gleichzeitig  der  Verballhorn ung  der  letzteren)  zu  beschuldigen,  gelungen 
sei  (b.  (his  Vorwort  zur  Uebersetz.  des  C.  Lehi'b.  von  Adler,  auch  Grundleg.  S.  115). 
Beider  Werththeorieen  haben  doch  keine  nachhaltige  Bedeutung  erlangt.  —  üngleicli 
bedeutender  ist  die  Werththeorie  von  K.  Marx,  d.  Kapital,  S.  1  ff.,  der  die  gemein- 
same gesellschaftliche  Substanz  des  von  ihm  allein  liier  gemeinten  Tauschwerths  in 
der  Arbeit,  das  Grösscnmaass  des  Tauscliwcrths  in  der  gesellschaftlich  nothwendigen 
Arbeitszeit  findet,  welche  bei  den  vorhandenen  gesellschaftlich-normalen  Productions- 
bedingungen  und  dem  gesellschaftlichen  Durchschnittsgrad  von  Geschick  und  Intensi- 
vität  der  Arbeit  zur  Herstellung  eines  Guts  (Gebrauchswerths)  erforderlich  ist  (S.  4  d'. 
d.  1.  Aufl.).  Diese  Theorie  ist  aber  nicht  sowohl  eine  Werth-  als  eine  Preis-  und 
Kostentheorie,  angeknüpft  an  Ricardo.  Vergl.  auch  Lassalle,  Kapital  und  Arbeit, 
Kap.  3.  —  „Valeur.  value  entsprechen  nicht  genau  dem  deutscheu  Worte  Werth,  denn 
jene  Ausdrücke,  von  valor.  valere  abstammend,  gehen  mehr  auf  die  äussere  Anerken- 
nung, das  Gelten,  also  auf  den  Preis  im  Verkehre,  während  W  e  r  t  h  mehr  auf  die 
einem  Gute  anhaftenden  nützlichen  Eigenschaften  bezogen  wird.  Dictionnaire  de 
l'acadtimie:  Valeur,  cc  que  vaut  une  chose,  suivant  la  juste  estimation  ([u'on  en  peut 
faire.  Werth  wird  auch  nicht -körperlichen  Dingen  und  Personen  beigelegt,  valeur 
niemals;  merkwürdiger  Weise  spricht  man  in  Frankreich  bei  diesen  eher  von  pri.\. 
L.  B.  der  Freundschaft,  der  Zeit.  —  Bei  den  Griechen  wurde  a\(a  mehr  von  dem 
Gcbrauchswerihe ,  tu«>;,  rlini^iu  mehr  von  dem  Anschlag  des  Preises,  dem  Tausch- 
werthe  gebraucht.  Die  Römer  bezogen  vahirc ,  wenn  von  Sachgütern  die  Rede  war, 
auf  den  Preis,  das  Gelten.  (Res  ubi  plurimum  proficere  et  valere  possunt,  collocari 
debent.  Cie.  pro  Scxt.)  Im  Deutschen  kommen  schon  früher  die  zwei  Bedeutungen 
von  Werth  vor:*  nemlich  sowohl  Grad  von  Güte,  Vorzüglichkeit  bei  Personen  und  Sachen, 
ab  Schätzung  nach  dem  Prei,se;  kleinot  tusend  marke  wert  (Parcival),  —  eines 
pfundes,  pfennigs,  eies  werth.  Mittelhochdeutsch.  Müller  u.  Zarncke,  Mittelhochd. 
Wörtcrb.  HL  B.  unter  wert.  —  Die  Eigenschaftswörter  wertlich  und  wertsam  verdienen 
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Der  viellach  streitige  und  durch  manche  nur  scheinhar  tiefsinnige 
Untersuchungen  noch  verdunkelte  Werthbegriff  entwickelt  sich  ein- 
lach, wenn  man,  wie  bisher  geschehen,  vom  Bedtirfniss  und  von 
der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  ausgeht  und  zum  Guts- 
begriff (§  5)  gelangt  und  an  diesen  den  Werthbegriff  anknüpft.  ^) 
Die  Eigenschaft  eines  Guts,  zur  menschlichen  Bedürfuissbefriedigung 
tauglich  zu  sein,  („ Gutseigeuschaft ")  kann  als  Nützlichkeit 
(Brauchbarkeit)  bezeichnet  werden.  Die  Bedeutun.g,  welche 
vom  Menschen  und  daher  von  jedem  Subjecte  einer  Wirthschaft, 
dem  Gute  wegen  dieser  seiner  Nützlichkeit  beigelegt  wird,  ist 
subjectiv  der  Werth  des  Gutes  ^")  Derselbe  ist  also  keine 
Eigenschaft  der  Dinge  an  sich,  wenn  er  auch  objectiv  die  Nütz- 
lichkeit eines  Dings  zur  Voraussetzung  hat,  sondern  er  ist  eine 
Eigenschaft  des  Guts,  welche  dasselbe  dadurch  erhält,  dass  der 
Mensch  es  in  bewusste  Beziehung  zu  seiner  bedürftigen  Natur  setzt. 
Im  objectiven  Sinne  versteht  man  unter  „Werth",  „Werthen''  dann 


wieder  in  Gebrauch  zu  kommen.  —  Um  ilissverständiütise  zu  vermeiden,  ist  es  nöthig, 
festzusetzen,  was  unter  Werth  schlechthin  gemeint  sei,  und  es  ist  dem  deutschen 
Sprachgebrauch  augemessen,  hierzu  den  Gebrauchswerth  zu  wählen.  Den  Tauschwerth 
im  Deutschen  ausschliesslich  Werth  zu  nennen,  ist  daher  eine  nicht  zu  empfehlende 
ungenaue  üebertragung  der  erwähnten  fremden  Ausdrucke ,  zu  der  vielleicht  beige- 
tragen hat,  dass  man  beide  Arten  des  Werthes  für  näher  verwandt  hielt,  als  es  wirk- 
lich der  Fall  ist.  In  den  meisten  Fällen  ist  valeur  durch  Preis  zu  übersetzen.  Das 
Wort  Tausch-  oder  Verkehrswerth  kommt  im  gemeinen  Leben  nicht  vor."  (Nach  K. 
§.  57  Anm.  d.) 

")  So  auch  Hermann  S.  5,  6  und  in  einer  Hinsicht  Kau  §.  57. 

^)  Hermann  a.  a.  0.  und  andere  unterscheiden  nicht  weiter  zwischen  Nützlich- 
keit und  Werth.  wogegen  Kau  einwendet,  dass  dann  einur  von  beiden  Ausdräcken 
überflüssig  wäre.  Das  würde  kein  durchschlagender  Gegengrund  sein,  aber  die  Unter- 
scheidung im  Te.xte  bringt  mit  Kecht  ein  subjectives  Moment  uiit  in  die  Definition. 
Aehnlich  auch  Schäffle,  nationalökon.  Lehre  v.  Werth,  1S62  und  Ges.  Syst.  3.  Aufl. 
S.  1U2  (W.  subjectiv  betrachtet:  Die  einem  Gute  beigelegte  Bedeutung  oder  Geltung; 
die  Verwahrung  gegen  „derbe  und  verhüllte  Plagiate"  au  ,,in  der  Luft  liegenden" 
Gedanken,  die  Viele  gleichzeitig  und  ganz  selbständig  von  einander  hegen ,  ist  eine 
Schwäche  Schätfle'^; ,  die  ein  Mann  seiner  Verdienste  wohl  überwinden  könnte) : 
Röscher  (W.  die  Bedeutung,  welche  ein  Gut  für  das  Zweckbewusstsein  des  wirth- 
schaftenden  Menschen  hat),  Mangoldt  Gruudr.  §.  l.  —  Kau  hat  eine  andere 
Werthdefinition  gegeben  §.  57.  Er  geht  auch  von  der  „Nützlichkeit"  aus,  glaubt  aber 
dann  gleich  mehrere  Güter  in  Bezug  auf  ihre  Nützlichkeit  vergleichen  zu 
müssen  und  gelangt  darauf  zunächst  zum  Gebrauchs  werth  oder  zum  \V.  im 
engeren  Sinne:  „der  im  menschlichen  Urtheil  anerkannte  Grad  von  Nutzlich- 
keit  eines  Sachguts".  Indem  er  dann  den  Gebrauchs-  und  den  Tausch-  oder  Ver- 
kehrswerth unter  dem  Gattungsbegriff  Werth  zusammen  fasst,  ist  ihm  dieser 
,.der  Grad  der  Fähigkeit  eines  Sachguts  zur  Förderung  menschlicher  Zwecke  zu 
dienen".  Ich  wende  dagegen  ein,  dass  hi«'r  der  zweite  Schritt  bei  der  Schätzung 
zum  ersten  gemacht  wird.  Die  Einwendung  Kau's,  dass  sich  vom  Werthe  einer 
Sache  allein,  ohne  Verglcichung  anderer  Güter  oder  mehrerer  individueller  Schätzungen 
nicht  sprechen  lasse ,  und  wenn  man  einer  Sache  schlcclithin  Wertli  zuschreibe, 
ohne  sie  mit  einer  anderen  zu  vergleichen,  darunter  ein  vergleichsweise  hoher  Werth 
zu  verstehen  sei,  scheint  mir  unrichtig  und  dem  Sprachgebrauch  auch  zuwider. 
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auch   die   werthhabenden  Güter,   wo  Gut   und   Werth,  Güter  und 
Werthe  im  Wesentlichen  identische  Begriffe  werden.*) 

§.  34.  Die  Analyse  der  psychologischen  Vorgänge  bei  der 
Schätzung  eergibt,  dass  zuerst  die  Beilegung  von  Werth  erfolgt, 
darauf  die  Höhe  dieses  Werthes  gemessen  wird.  Letzteres  ge- 
schieht wieder  in  doppelter  Weise,  einmal  so,  dass  die  Güter 
verglichen  werden  mit  Rücksicht  auf  ihre  Brauchbarkeit  zur 
Befriedigung  verschiedener  Bedürfnisse ;  sodann  so ,  dass  ihre 
Brauchbarkeit  zur  Befriedigung  desselben  Bedürfnisses  verglichen 
wird.  Im  ersten  Falle  ist  für  die  Höhe  des  Werths  allgemein 
(daher  beim  Gatt ungs werth  §.  37)  massgebend  die  Rangord- 
nung der  Bedürfnisse  für  die  Menschen  im  grösseren  Durch- 
schnitt, und  speciell  hängt  die  Höhe  des  Werths  ab  von  der 
Stärke  und  Dringlichkeit  der  im  concreten  Falle  zu  be- 
friedigenden Bedürfnisse:  es  entscheidet,  also  die  Natur  der  Güter 
und  die  Lage  des  schätzenden  Menschen  über  die  Höhe  des  Werths. 
Im  zweiten  Falle  hängt  letztere  von  dem  Grade  der  Brauchbar- 
keit eines  Guts,  demnach  von  dessen  objectiven  Eigenschaften, 
ab.  Die  Rangordnung  der  Brauchbarkeiten  bestimmt  also 
die  Höhe  des  Werths  der  verschiedenen,  für  dasselbe  Bedürfniss 
dienenden  Güter.  Die  von  Rau  und  anderen  Autoren  gegebene 
Definition  des  Werths,  wonach  dieser  den  Grad  der  Fähigkeit 
eines  Guts  (Sachguts  R.),  zur  Förderung  menschlicher  Zwecke  zu 
dienen,  bezeichne,  wird  nur  dem  zweiten  Vorgange  bei  der  Schätzung 
gerecht  und  ist  zu  eng.  Die  Vergleichung  der  Güter  ist  zur 
Werth me SS nng,  nicht  zur  Werthbeilegung  erforderlich. 

10.  Abschnitt. 
Eintheiluiijt,'  oder  Arten  des  Werths.    Der  Gebraiuhsuerth. 

§.  35.    Es  giebt  nur  eine  Eintheilung  des  Werths  von  durch- 
greifender  theoretischer   und    practischer   Bedeutung,   nemlich  die 
jenige    1)    in     G  eb  rau chs  werth    und     2)    in    Tausch  werth 
(Abschn.  11).     Die   weiteren   bcachtcnswerthen    Einthcilungen   des 
Werths  sind  Einthcilungen  des  Gebrauchswerths.  ^) 


*)  Marx  a.  a.  (,».  8.  2  l)iaucbt  Gcbrauchswcrth  und  (jiut  so  gleichbedeutend.  — 
In  anderem  Sinne  als  im  Texte  spriclit  Hermann  von  subjectivcm  und  objectiveni 
Werth.  s.  u.  Abschn.   10  Anm.  S. 

')  Die  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  schon  im  Keime  (wie 
Xeumann,  Tiib.  Zeitschr.  XXVIII,   275,  mit  Kecht  berichtigt)  bei  Aristoteles, 
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Der  Ct e b r a  11  c h s w e r t h  ( Werth  im  engeren  Sinne  bei  Ran) 
ist  der  Werth  eines  Guts  für  den  unmittelbaren  Gebrauch 
Seitens  des  Besitzers  oder  Begehrers  selbst,  wegen  der  speci- 
fischen  Nützlichkeit  des  Guts  für  ihn  und  wegen  des  auf  Güter 
dieser  Art  gerichteten  Bedarfs  des  Besitzers  oder  Begehrers.  Er 
ist  die  Grundlage  jeder  Schätzung.  ^)  „Wenn  man  ihn  einmal  er- 
kannt hat,  so  bleibt  er  sich  solange  gleich,  als  nicht  in  den  Ab- 
sichten des  Menschen  oder  in  der  anerkannten  Brauchbarkeit  eines 
Mittels  für  dieselben  ein  Wechsel  eintritt."  (R.  §.  58.) 
§.  36.  Der  Gebrauchswerth  ist  zu  unterscheiden: 
1)  nach  dem  subjectiven  Zwecke  des  Besitzers  (Begehrers) 
und  nach  der  o  b j  e  c  ti  v  e  n  Brauchbarkeit  des  Gutes :  als  G  e  n  u  s  s - 
werth  für  die  directe  Bedürfnissbefriedigung  mit  dem  Gute  selbst- 
und  Productions  werth  (mitunter  Erwerbs  werth  genannt,  so 
bei  Rau,  was  aber  sprachlich  den  Tauschwerth  mit  umfassen 
würde)  für  die  Herstellung  neuer  Güter  mit  dem  Gute.  ^)    Die  Güter 


Polit.  I.  9.  Die  eigene  Benutzung,  der  Gebrauch,  die  häusliclie  Ver\rendung  {oiy.dn 
XQTjaiq)  wird  dem  Vertauschen  gegenüber  gesetzt.  Vergl.  auch  eb  L,  3.  4  uud  die 
ganze  Theorie  des  Erwerbs  des  Aristoteles,  wovon  Büchsenschütz  a.  a.  0.  S.  252  11'. 
eine  üebersicht  giebt.  —  Auch  A.  Smith  I.,  eh.  4  unterscheidet  value  in  use  und 
in  exchange.  beliandelt  aber  nur  den  letzteren.  Ebenso  seine  meisten  Nachfolger, 
Ricardo  uud  überhaupt  besonders  die  Freihändler.  Von  zwei  entgegengesetzten  Seiten 
ist  dann  auch  die  Ansicht,  besonders  in  neuerer  Zeit,  vertreten,  dass  nur  der  Tausch- 
werth der  in  der  Nationalökonomie  zu  betrachtende  Werth  sei.  nemlich  von  radical 
freihändlerischer  und  von  socialistischer  oder  den  Socialisten  verwandter  Seite  Von 
crsterem  Standpuncte  aus  sollte  die  Wissenschaft  eine  reine  Tausch-Lehre  werden, 
eine  ausserordentlich  enge  und  einseitige  Auffassung,  Von  der  anderen  Seite,  s. 
Marx,  1.  Kap.,  H.  Rösler  in  Hirth's  Ann.  J8T5  S,  lo.  Dühring,  Cursus  S.  33 
(Gebrauchswerth  nur  ..in  der  veralteten  Tradition  der  gemeinen  Lehrbücher",  „wissen- 
schaftlich überwundener  Irrthum",  —  wenn  es  die  grossen  Redensarten  thäten .  so 
gäbe  es  Dank  der  Fürsorge  D's.  keine  Controversen  mehr\  —  Ich  halte  mit  den  meisten 
deutschen  Schriftstellern  an  der  Unterscheidung  von  Gebrauchs-  und  Tauschwerth  und 
an  der  Beachtung  des  crsteren  auch  in  der  Nationalökonomie  fest,  weil  die  Tauscli- 
werthschätzung  auf  viele  der  wichtigsten  wirthschaftlichen  Güter  schlechterdings  gar 
nicht  anwendbar  ist,  so  nicht  auf  den  Staat  und  seine  Leistungen,  dann  andre  gemein- 
wirthschaftliche  Verliältnisse.  S.  unten  4j.  40.  Aber  auch  im  privatwirthschaftlichen 
Verkehr  reicht  die  Taus^hwerthschätzung  nicht  aus  und  muss  namentlich  zur  Erklärung 
der  einfachsten  Tauschactc  im  Verkehr  atif  die  Schätzung  nach  dem  concreten  Werth 
zuruckgegrill'en  werden  (n.  g.  37).  Kau  hat.  trotzdem  er  nur  Sa  ch  gut  er  betrachtet, 
wo  der  Tauscli  und  der  verkehrsmässige  Erwerb  so  voran  stehen,  mit  Recht  doch  auch 
dem  Gebrauchswerfli  eine  eingehende  Betrachtung  gewidmet  (§.  58  ff).  Die  Erweite- 
rung des  Begriffs  der  wirthschaftlichen  Güter  auf  persöinliche  Dienste  und  A'erhältnisse 
macht  dies  noch  nothwendiger. 

2)  Thomas  a.  a.  0.  zerlegt  den  Werth  in  drei  Begriffe,  nemlich  1)  die  Hoch- 
schätzung von  Dingen  ihrer  Beschaflenheit  Willen,  z.  B.  wearen  ihrer  Schönlieit, 
Würde;  2)  die  von  der  Gemüthsstimmng  eines  Subjccts  bestimmte  Schätzung, 
Werth;  3)  die  Schätzung  eines  Guts  wegen  der  ursächlichen  Verbindung  mit  einem 
anderen,  Nützlichkeit.  Diese  drei  >[omente  sind  indessen  nur  als  Ursachen  und 
Arten  des  Werths  anzusehen.     R. 

^1  Rau  8.  58. 
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lassen  sich  mit  Rücksicht  hierauf  in  Genussmittel  und  Pro- 
ductionsmitel  (Erwerbsmittel)  unterscheiden.  Ob  ein  Gut 
zur  einen  oder  anderen  Classe  gehört,  hängt  allerdings  bei  manchen 
Gütern,  welche  ihrer  Beschaöenheit  nach  beide  Verwendungen  ge- 
statten, vom  Willen  des  Menschen  (Besitzers)  ab.  Aber  vorherr- 
schend massgebend  ist  doch  die  Beschaffenheit  der  Güter  selbst, 
wonach  viele  Güter,  wenigstens  rein  ökonomisch  betrachtet,  nur 
Genussraittel ')  (z.  B.  Nahrungsmittel,  Luxusartikel),  viele  nur  Pro- 
ductionsmittel  (z.  B.  Werkzeuge,  Maschinen,  viele  Rohstoffe,  Hilfs- 
stoffe) sind.  Insofern  verhält  es  sich  ähnlich  mit  dieser  Unter- 
scheidung wie  mit  derjenigen  zwischen  Gebrauchsvermögen  und 
Kapital  (§.  2^).  Von  Wichtigkeit  ist  die  Unterscheidung  auch  bei 
der  Beurtiieilung  der  natürlichen  Ausstattung  der  Länder 
mit  sogen,  freiwilligen  Naturgaben. 

a)  Die  Höhe  des  Genusswerths  ist  zwar  vom  Urtheil  des 
einzelnen  Menschen,  bisweilen  selbst  von  der  Laune  und  dem  Spiele 
der  Einbildungskraft  mit  abhängig,  aber  in  der  Hauptsache  beruht 
sie  doch  auf  festen  Zwecken  der  Menschen  und  gewissen  Eigen- 
schaften der  Güter  und  ist  deshalb  auch  der  wissenschaftlichen 
Betrachtung  zugänglich.  •'')  Die  Rangordnung  der  menschlichen  Be- 
dürfnisse, denen  ein  Genussmittel  dienen  kann,  und  der  Grad  der 
Brauchbarkeit  eines  solchen  für  die  Befriedigung  eines  bestimmten 
Bedürfnisses  (§.  34)  entscheidet  speciell  auch  über  die  Höhe  des 
Genusswerths. 

b)  Die  Höhe  des*Productionswerths  richtet  sich  „nach 
der  Stärke  des  Beistands,  welchen  die  Productionsmittel  zur  Her- 
stellung neuer  Güter  leisten,  daher  nach  der  mit  ihrer  Hilfe  ent- 
stehenden Werthmenge,  nach  Abzug  des  etwa  nöthigen  Kosten- 
aufwands'' (R.  §.  58).  Da  hierbei  die  objective  Brauchbarkeit  der 
Güter  und  der  .Stand  der  Technik  entscheiden,  so  lassen  sich  durch 
„fortgesetzte  Beobachtungen  in  der  Gütererzeugung  viele  Erfahrungs- 
sätze zur  Bemessung  der  Höhe   des  Productionswerths  gewinnen, 


•*)  Was  natürlich  nicht  hindert,  dass  sie  ein  Theil  des  Kapitals  als  Productions- 
mittelfonds  sind,  indem  sie  von  den  Prodncenten  wahrend  der  Production  und  um  zu 
dieser  fähig  zu  werden,  verzehrt  werden. 

*'i  Nach  Rau.  der  hier  ein  Wort  von  Shakespeare.  Troil.  und  Cress.  II.,  I, 
citirte:  Valuc  dwells  not  in  particular  will  —  It  holds  its  cstiuiate  and  dignity  — 
As  well  wherin  'tis  precious  of  itsclf,  —  As  in  the  pricer. 

*i  Nach  Kau  §.  58.  —  Z.  B.  Nährkraft  eines  f'entners  Heu  für  Melkthiere  oder 
Mastvieh  —  Diingkraft  eines  t'cntners  Mist  —  Ertragsfähigkeit  eines  Morgen  Acker 
oder  W  ald  hei  einer  gewissen  Bodenart  und  andren  gegebenen  ümständeu  — ,  Leistun- 
gen einer  Üreschmaschine  — ,  Heizkraft  der  verschiedenen  Brennstoffe  u.  s.  w.    R. 
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besouclers  iu   der  Öacbgüterpiudnction ,   im  Gebiete  der  Landwirth- 
scbat't  und  der  Stoffveredlung-  (Industrie)".^) 

2)  Nacb  der  Art  des  Gebrauebs  und  daher  der  Zeit- 
dauer des  Gebrauchsvverths  ist  letzterer  Verzehrungs-  (Ver- 
brauchuDgs-)  und  Benutzung-swertb  (vergl.  §.  27  über  Verbrauchs- 
und Nutzvermögen). 

3)  Nach  dem  inneren  Grande  des  Gebraucliswerths  kann  bei 
Sachgütern  Stoff-,  Form-  uud  Ortswerth  unterschieden  werden.') 
Letztere  beiden  Arten  sind  namentlich  wichtig  zur  Benrtheilung  der 
Leistungen  der  Industrie  und  des  Handels. 

§.  37.  —  4)  Am  Wichtigsten  ist  die  von  Rau  aufgestellte 
Unterscheidung  des  Mengen-  und  Gattungswerths  oder  des 
concreten  und  abstracten  Werths  (R.  §.  &'2,  62a), ^) 

a)  Die  ursprüngliche  und  natürlichste  Werthschätzung  ist  die 
individuelle,  d.  h.  die  besitz  ende  oder  bedü  rfcnde  Person 
beurtheilt  die  Bedeutimg  eines  bestimmten  Guts  in  bestimmter 
Menge  in  einem  einzelnen  Zeitpuncte  für  ihre  bestimmten 
Bedürfnisse.  Der  hiernach  sich  ergebende  Gebrauchsw^erth  dieses 
Guts  ist  sein  concreter  oder  Mengenwerth.  Er  regt  den 
Willen  an  beim  Besitzer,  das  Gut  zu  behalten,  beim  Begehrer,  es 
zu  erwerben ,  ist  also  von  unmittelbar  practischer  Bedeutung  für 
den  Verkehr.  Seine  Höhe  ist  abhängig  vom  unmittelbaren  Be- 
darf (daher  von  der  Art,  Stärke  und  Dringlichkeit  des  zu 
befriedigenden  Bedürfnisses  und  von  der  Brauchbarkeit  des 
Guts  zur  concreten  Bedürfnissbefriedigung)  und  von  der  Grösse 
des  Vorraths  im  Besitze  des  Schätzenden.  Die  Grenzen  der 
Höhe  des  concreten  Werths  sind  daher  nahezu  „Null"  und 
„Unendlich".  Durchaus  abhängig  von  individuellen  Umständen 
ist  dieser  Werth  nothwendig  bei  demselben  Gute  für  verschie- 
dene Personen  verschiede  n.  Hierauf  beruht,  psychologisch  be- 
trachtet, die  Möglichkeit  und  im  Verkehr  der  Antrieb  zum 


'0  Knies  in  der  Tüb.  Zeitschr.  iS55. 

")  Rau  §.  62,  tj2a.  Sich  anschliessend,  aber  nicht  ganz  ebenso  Koscher  §.  6. 
Auch  dieser  Unterscheidung  ist  neuerdings  die  Bedeutung  und  selbst  die  Kichtigkeit 
uud  Zulässigkeit  abgesprochen  worden,  so  von  Neum  an  u  in  der  Tüb.  Zeitschr.  XXVIII, 
28S  il'.  Er  will  den  Werth  nur  unterscheiden  in  subjectiven  und  objectiven. 
Mir  scheint  jedoch,  dass  sein  subjectivcr  Werth  im  Wesentlichen  Rau's  concreter 
Werth  uud  sein  objectiver  Werth  ebenso  in  der  Hauptsache  Hau 's  abstracter  Werth 
und  der  gewöhnlich  sog.  Tau^chwerth  ist.  ohne  dass  aus  der  neuen  Nomenclatur  und 
Wertheintheilung  ein  besondrer  Gewinn  rcsultirt  Neumann's  Untersuchungen  sind 
übrigens  wohl  das  Beste,  was  zur  Kritik  der  Werththeorie  neuerdings  geleistet 
worden.  Ich  lialte  im  Ganzen  an  Kau's  früherer  Lehre  hier  fest,  Vergl.  auch 
Riedel.  Nationalökon.  lS:i,  I.,  §.  .52. 
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Tausche  (immer  eigener  Gebrauch  des  Guts  als  Zweck  voraus- 
gesetzt). Güter  verschiedenen  concreten  Gebrauchswerths  für 
die  Tauschenden  erlangen  dabei  denselben  Tauschwerth.  Man 
strebt  regelmässig  nach  Erwerb  und  Besitz  von  Gütern  solchen 
concreten  Werths  und  giebt  demnach  im  Verkehr  Güter  fehlenden 
oder  geringeren  gegen  solche  höheren  concreten  Werths  hin.  Das 
Ziel  ist  also  immer,  „in  den  zum  eigenen  Gebrauche  bestimmten 
Gütern  die  grösste  Menge  von  concretem  Werthe  zu  besitzen. 
Veräusserungen  der  überflüssigen  Vorräthe  und  Erwerbungen  der 
noch  fehlenden  Güter  (Sachgüter  R.)  dienen,  den  Besitz  so  um- 
zuändern, dass  er  jenem  Ziele  am  Besten  entspricht,  d.  i.  sämmt== 
liehe  Bedürfnisse  am  Vollständigsten  befriedigt'^  (R.  §.  62  a).  „Der 
Einfluss  des  Bedarfs  und  Besitzes  auf  die  Schätzung  des  Gebrauchs- 
werths ist  vorzüglich  bei  den  Genussmitteln  ganz  entscheidend. 
Lässt  sich  auch  von  manchen  Gütern,  die  zum  Vergnügen  dienen 
(Luxusgegenstände),  nicht  genau  angeben,  wie  viel  man  braucht, 
so  giebt  es  doch  ein  Maass  derselben,  dessen  Ueberschreitung  als 
Ueberfluss  empfunden  wird,  und  auch  innerhalb  dieses  Maasses 
pflegt  der  concrete  Werth  eines  einzelnen  Stücks  oder  Quantums 
desto  kleiner  zu  werden,  je  höher  der  ganze  Vorrath  eines  Eigen- 
thümers  steigt.  Was  die  Productionsmittel  (Erwerbsmittel  R.) 
betritt't,  so  hat  allerdings  in  der  Regel  das  Bestreben  der  Men- 
schen ,  die  Erreichung  aller  Zwecke  und  Wünsche  durch  Mehrung 
des  Vermögens  zu  befördern,  keine  Grenze  und  weil  das  Erworbene 
durch  Umsatz  in  andere  Verkehrsgöter  oder  in  eine  Geldsumme 
zu  jedem  Behufe  verwendet  werden  kann ,  so  kommt  bei  solchen 
Productionsmitteln,  die  sich  leicht  in  Verkehr  umsetzen  lassen, 
öfters  gar  keine  als  für  den  Besitzer  überflüssig  anzusehende  Menge 
vor.  Indessen  zeigt  sich  doch  auch  bei  einzelnen  Productions- 
mitteln nicht  selten,  dass  über  einen  gewissen  Umfang  derselben 
hinaus  der  concrete  Werth  zwar  nicht  verschwindet,  aber  doch  ab- 
nimmt, thcils  wegen  der  grösseren  Schwierigkeit  der  Verwaltung 
und  Benutzung,  theils  weil  zwischen  den  verschiedenen  Erwerbs- 
mitteln ein  Ebenmaass  stattflnden  muss"  (R.  §.  62  a). 

§.  38.  —  b)  Zum  Gattungs-  oder  abstracten  Werthe  ge- 
langt man  durch  ein  blosses,  den  Willen,  ein  Gut  zu  behalten  oder 
zu  erwerben  nicht  nothwendig  anregendes  Urtheil  des  Verstandes 
des  Schätzenden,  hinsichtlich  der  Bedeutung  der  Güter  für  die  Be- 
dtirfnissbefriedigung  der  Menschheit  (eines  Volks,  grösserer 
Kreise,  nach  Durchschnittspersönlichkeiten  geschätzt)  überhaupt. 


10.  Abschnitt.     Eintheilung  oder  Arten  des  Werths.    Der  Gebrauchswertli.      45 

Der  Gattungswerth  ist  daher  der  Gebrauchs  werth  der  Güter  arte  u 
für  menschliche  Bedürfuissbefriediguug  im  Allgemeiueii.  Seine  Höhe 
hängt  ab  von  der  Rangordnung  der  Bedürfnisse  und  von  dem  Grade 
der  Brauchbarkeit  einer  Gutsart  zur  Befriedigung  eines  Bedürf- 
nisses. Wegen  des  ersten  Umstandes  ist  auch  der  Gattungswerth 
der  Güter  nicht  in  der  ganzen  Menschheit  der  gleiche,  sondern  er 
wird  durch  alle  Momente  verschieden,  welche  die  Bangorduung 
der  Bedürfnisse  eines  Volks  oder  grösserer  Kreise  verschieden  ge- 
stalten, wie  namentlich  Klima  und  Landesart,  Sitten,  Culturzustand. 
Selbst  bei  Nahrungsmitteln  ersten  Rangs,  wie  z.  ß.  bei  Weizen 
und  Roggen,  kann  sich  das  zeigen.  Letzterer  hat  z.  B,  in  Deutsch- 
land verglichen  mit  dem  Weizen  einen  nicht  in  demselben.  Maasse 
niedrigeren  Gattungswerth  als  in  England. 

§.  39.  Zwischen  dem  Gattiingswerthe  einer  Güterart  und  dem 
concreten  Werthe  einer  Quantität  dieser  Güterart  besteht  kein  solches 
Verhältniss,  das  eine  genaue  Vergleichung  ihrer  Höhe  für  dieselbe 
Person  gestattete.  Man  kann  daher  nicht  wohl  mit  R  a  u  sagen  : 
„bis  zur  Grenze  des  Bedarfs  ist  der  concrete  dem  Gattungswerthe 
gleich,  über  jenen  hinaus  ist  er  schwächer  oder  verschwindet  völlig" 
(§.  ß2,  8.  Aufl.).  Dagegen  kann  man  wohl  für  ein  ganzes  Volk 
den  concreten  Werth  seines  Vermögens  „nach  dem  Gattungswerthe 
der  zu  letzterem  gehörigen  Güter  anschlagen,  indem  man  annimmt, 
dass  ihr  concreter  Werth  schon  bei  den  jetzigen  Besitzern  oder 
nach  beendigter  Vertheilung  dem  ersteren  gleichkommt.  Solche 
Güter  aber,  die  für  das  ganze  Volk  zur  Zeit  überflüssig  sind,  haben 
für  dasselbe  keinen  concreten  Werth,  es  kommt  ihnen  für  jetzt 
nur  ein  Verkehrswerth  zu,  wenn  sie  zur  Ausfuhr  als  Mittel  zur 
Bezahlung  anderer  ins  Land  einzuführenden  Güter  gelangen  können" 
(R.  §.  62  a). 

§.  40.  Je  mehr  die  Eigenge winnuug  der  Güter  (§.  10) 
vorherrscht,  daher  regelmässig  in  primitiveren  Verhältnissen  des 
Volkslebens,  desto  mehr  überwiegt  die  Gebrauchswerthschätzung 
die  Verkehrswerthschätzung  und  die  Schätzung  nach  dem  concreten 
Gebrauchswerth  diejenige  nach  dem  abstracten.  Für  sehr  wich 
tige  wirthschaftliche  Güter,  wie  namentlich  für  den  Staat  und  die 
öffentlichen  Einrichtungen  (§.  15)  ist  die  Tauschwerthschälzung  aber 
ganz  unanwendbar.  Es  kann  nur  eine  Gebrauchswerthschätzung 
statthaben.  Auch  dies  beweist,  neben  vielem  Anderen,  dass  die 
einseitige   Berücksichtigung   des   Tausch-    oder   Verkebrswerths   in 
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der  Wirthschaftslehre  (und  auch  in  der  Volkswirthschaftslehre)  oder 
gar  die  beinahe  völlige  Verbannung  der  Betrachtungen  über  den 
Gebrauchswerth  aus  ihr  falsch  ist.     Vgl.  Kap.  2,  Abschu.  9. 

11.  Abschnitt. 

Tauseil  werth.    Verkehrs  werth.    Preis.    Clelil. 

§.  41,  Der  Tauschwerth  eines  Guts  ist  der  Werth,  welcher 
dem  Gute  wegen  seiner  Austauschbarkeit  gegen  andere  Güter  bei- 
gelegt wird.  ^)  Er  kann  als  Verkehrs  werth  bezeichnet  werden, 
wenn  die  regelmässige  Austauschbarkeit  der  Güter  im  Verkehr 
(§.  13,  21)  in  Betracht  gezogen  wird.  Der  Ausdruck  „Verkehrs- 
werth"  erscheint  daher  besonders  passend  bei  denjenigen  Gütern, 
welche  vorherrschend  zum  Absatz  im  Verkehr,  statt  bloss  zur 
eigenen  unmittelbaren  Bedürfuissbefriedigung  erzeugt  werden.  Im 
Uebrigen  ist  die  Unterscheidung  zwischen  beiden  Ausdrücken  nicht 
von  wesentlicher  Bedeutung  und  wird  von  Hau,  welcher  sie  etwas 
anders  fasst,  ^)  wohl  überschätzt.  Der  Tauschwerth  lässt  sich  als 
mittelbarer  („aufgeschobener'')  Gebrauchswerth  auffassen. 
Ein  Gut  hat  nach  seinem  Tauschwerth  für  alle  diejenigen  Ver- 
wendungen Gebrauchswerth,  für  welche  die  Güter  sich  eignen, 
gegen  welche  es  sich  austauschen  lässt. 

§.  42.  Der  Tauschwerth  eines  Guts  hat  drei  Voraussetzungen, 
nemlich  1)  den  Gebrauchswerth,  2)  die  Er  lang  barkeit  des 
Guts  im  concreteu  Falle  nur  durch  Aufopferungen  (Arbeit)  und 
3)  die  rechtliche  Zulässigkeit,  das  Gut  ausschliesslich 
zu  besitzen  und  es  an  Andere  entgeltlich  zu  übertragen. 
Hieraus  folgt,  dass  in  der  Regel  nur  die  wirthsc haftlichen 
und  von  diesen  wiederum  nur  die  Verkehrs  guter  (Abschn.  5) 
Tauschwerth  oder  Verkehrswerth  haben.  Freie  Besitzgüter  (§.  7) 
erlangen  also  gleichfalls  nur  unter  diesen  Voraussetzungen  Tausch- 


^)  Kau  §.  56,  57,  (iO.  —  Hermann  S.  1U6:  Tauschwerth:  die  Möglichkeit, 
gegen  üeberlassung  eines  Gutes  von  anderen  Personen  Vergeltung  zu  erlangen, 

^)  Kau  §.  60,  Verkehrswerth:  der  Grad  von  Tauglichkeit  einer  Sache,  ihrem 
Besitzer  zum  Erwerbe  andrer  Güter  im  Verkehr  bchülflich  zu  sein.  Er  soll  aus- 
schliesslich dann  Tauschwerth  heissen ,  „wenn  das  zu  schätzende  Gut  selbst  als  Ver- 
kehrsgegenstand dient,  wo  sich  sein  Verkehrswerth  aus  dem  dafür  zu  erwartenden 
Preise  nach  Abzug  der  etwa  nöthigen  Fracht-  und  Vorkaufskosten  ergiebt".  Von 
diesem  Tauschwerth  unterscheidet  Kau  eine  zweite  Art  des  Verkehrswerths,  wenn  ein 
Gut  dazu  benutzt  wird,  um  andre  verkäufliche  Sachgüter  oder  persönliche  Leistungen 
zu  Stande  zu  bringen. 
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werth,  daher  z.  B.  namentlich,  insofern  sie  auch  im  einzelnen 
Falle  der  Bedtirfnissbefriedigung  occupatorische  Arbeit 
kosten  (Wasser  holen,  Früchte  sammeln  u.  s.  w.)  und  all- 
gemein, wenn  der  Bedarf  den  Vorrath  übersteigt  und  durch  An- 
erkennung des  Eigenthums  (an  Grundstücken  u.  dgl.)  die  freie 
Versorgung,  wenigstens  an  Ort  und  Stelle,  ausgeschlossen  ist, 

§.  43.  Die  Höhe  des  Tauschwerths  eines  Guts  hängt  für  den 
Begehrenden  ab  von  der  Höhe  des  concreten  Gebrauchs- 
werths  des  Guts  für  ihn  und  von  der  Schwierigkeit,  das 
Gut  zu  erwerben,^)  Näheres  darüber  in  der  späteren  Lehre  vom 
Preise. 

§.  44.  Bei  Sachgtitern  kann  man  von  specifischem 
Tausch werthe  sprechen,  indem  man  den  Tauschwerth  mit  dem 
Volumen  und  Gewicht  eines  Guts  in  Beziehung  bringt.  Güter 
von  kleinem  Volumen  oder  Gewicht  und  hohem  Tauschwerth 
besitzen  hohen  specifischen  Tauschwerth,  im  umgekehrten  Falle 
niedrigen.  Von  der  Höhe  des  specifischen  Tauschwerths  eines 
Sachguts  hängt  unter  übrigens  gleichen  Umständen  seine  Trans- 
portirbarkeit,  also  seine  Fähigkeit  der  Bewegung  im  Baume, 
theilweise  auch  seine  Aufbewahr  barkeit  (und  Verbergbar- 
keit)  ab.  Wesentlich  mit  entscheidend  ist  die  Höhe  des  specifi- 
schen Tauschwerths  auch  für  die  Auswahl  des  Geldstoffs  unter 
den  an  und  für  sich  zum  Geldstoff  geeigneten  Gütern.  Die  edlen 
Metalle  haben  in  dieser  Hinsicht  vor  den  unedlen,  Gold  vor  Silber 
Vorzüge. 

§,  45.  Der  Tauschwerth  verhält  sich  zum  Preise,  wie  die 
blosse  Möglichkeit  für  ein  Gut,  ausgetauscht  zu  werden,  zur 
Wirklichkeit  des  Ausgetauschtwerdens.  Der  Preis  eines  Guts 
ist  ,,die  Menge  anderer  Güter,  für  welche  es  wirklich 
vertauscht  wird.^)  Es  werden  also  zwei  Güterquantitäteu  — 
ein  Ausdruck,  welcher  nicht  auf  Sachgüter  beschränkt  ist  —  im 
Tausche  einander  insofern  gleichgesetzt,  als  die  eine  den  Gegen- 
werh  (das  Aequivalent)  der  andren  bildet''.  Der  Preis  entsteht 
im  freien  Verkehr  durch  Uebereinkunft  der  tauschenden  Personen. 


")  Dies  ist  das  Moment,  welches  bloss  mit  die  Höhe  des  Tauschwerths  be- 
«itimmt  und  welches  Carey  (s  oben  Abschn.  9  Anm.  l"i  zur  Definition  dos  Werths 
selbst  benutzt. 

*\  Zum  Theil  wörtlich  nach  Kau  §.  5fJ,  Hermann  S.  lOt*)-.  Preis  eines  Guts  ist 
die  Menge  der  gegen  üeberlassung  dieses  Guts  von  anderen  Personen  zur  Vergeltung 
empfangenen  Güter.     Yergl.  auch  Koscher  §.  100. 
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Seine  Grösse  wird  hierbei  Dach  Zahl  und  Maass  derjenigen 
andren  Güter  genau  bezeichnet  oder  in  der  Menge  dieser  andren 
Güter  ausgedrückt  oder  gemessen,  welche  für  das  Gut  im  Tausch 
hingegeben  werden.  Die  oben  (§.  42)  genannten  drei  Voraus- 
setzungen für  den  Tauschwerth  gelten  ebenso  für  den  Preis  und 
erweisen  sich  hier  natürlich  noch  unmittelbarer  von  entscheidender 
Bedeutung.  Das  regelmässig  zum  Tausche,  daher  namentlich  zum 
Uebergang  in  den  Verkehr  bestimmte  Gut  pflegt  Waare,  das 
Gut,  gegen  welches  es  regelmässig  ausgetauscht  wird,  pflegt  Zahl- 
mittel (Tausch mittel)  genannt  zu  werden. 

An  und  für  sich  kann  ein  Gut  soviel  Preise  haben,  als  es 
Güter  giebt,  gegen  welche  es  ausgetauscht  wird.  Mit  anderen 
Worten:  jedes  Verkehrsgut  kann  als  Zahlmittel  für  jedes  andre 
Verkehrsgut  dienen.  Wenn  daher  „Viele,  z.  B.  A.  Smith  und 
zahlreiche  seiner  Nachfolger,  unter  Preis  nur  denjenigen  Tausch- 
werth verstehen,  welcher  in  Geld  gegeben  wird,  so  ist  dies  eine 
zu  enge  Begriffsbestimmung  des  Preises.  Denn  der  Kauf  gegen 
Geld  ist  nur  als  eine  Art  des  Tausches,  freilich  als  die  regelmäs- 
sige in  jedem  etwas  entwickelteren  Verkehr  anzusehen.  Warum 
sollte  man  bei  Völkern,  die  den  Gebrauch  des  Geldes  noch  nicht 
kennen,  die  aber  tauschen,  nicht  ebenso  gut  von  Preisen  der  ver- 
tauschten Dinge  sprechen  V"  (R.  §.  60).  Der  Begriff  des  Preises 
ist  also  so  allgemein  zu  fassen,  dass  jedes  Tauschäquivaleut,  es 
sei  Geld  oder  etwas  Andres,  unter  ihn  gebracht  werden  kann. 

§.  46.    Zum  Gebrauch  des  Geldes^)  führt  der  Verkehr  in  der 


'')  Es  handelt  sich  an  dieser  Stelle  durcliaus  nur  um  eine  vorläufige  Begrifl'sbe- 
stimniuiig  des  Geldes,  um  im  weiteren  Verlaufe  mit  diesem  Begrill'  operiren  zu  können. 
Die  Literatur  über  Geld  s.  ebenfalls  in  der  späteren  Geldlelirc  ausführlicher.  Vergl. 
einstweilen  nur  liau  §.  128  u.  2.  Abth.  §.  257  ff.  i^Geld:  das  allgemeine  ümlaufs- 
mittel,  welches  im  Gilterverkehr  alle  anderen  Güter  vertritt  oder  repräsentirt).  Rö- 
scher §.  ll(i,  bes.  Anm.  5  über  die  Dogmengeschichte  des  (ieldbegrifi's ;  er  bezeich- 
net Geld:  als  die  allgemein  beliebte  Waarc,  die  eben  deshalb  zur  Vermittelung  der 
verschiedenartigsten  Tauscliopcrationen  uud  zur  Messung  der  Tausehwerthe  überhaupt 
angewendet  wird;  durch  hin/.ukommende  Anerkennung  des  Staats,  dass  dieselbe  Waare 
als  stillschweigend  verstandenes  Zahlmittel  für  alle  Verbindlichkeiten  gebraucht  werden 
soll,  vollende  sich  der  Begrill  des  Geldes.  Menger,  I.,  S.  231  II'.  Mar.v,  Kapital, 
1.  Aufl.  S.  'Jl  ir.  („Die  Waare,  welche  als  Werth maass  und  daher  auch  persön- 
lich oder  durch  Stellvertreter,  als  C  irculationsmittel  functionirt,  ist  Geld."') 
Fr.  X.  Neumann  (^Wien),  Volkwirthschaftsl.,  Wien  1873,  §.  58  ff.  A.  Wagner, 
Beitr.  z.  Lehre  v.  d.  Banken,  Leipz.  1857,  Kap.  II.,  Abschn.  3,  v.  Gelde  (S.  34 — 46). 
Ders. ,  Art.  Münzwesen  im  Staatswörterb.  VII.,  65  If.  v.  Scheel,  Begr.  d.  Geldes 
in  s.  hist.  ökon.  Entwicklung,  in  IlUdebr.  Jahrb.  VI.  (1866).  v.  Mangold t,  Art. 
Geld  im  Staatswörterb.  IV  ,  !)3  ff.,  Knies,  d.  Geld,  Berl.  1873.  Ders.,  Weltgeld  1874 
Ueber  die  juristische  Seite:  Savigny,  Obligationenrecht  1.  Goldschmidt, 
Handelsrecht,  G.  Hartmann,  über  den  rechtl.  Begr.  des  Geldes,  Braunschw.  1868. 
lieber  die  Beziehung  des  Gelds  zum  Credit  s.  u.  §.   114.  über  Papiergeld  §.115 


1  I.  Al.sclmitt.     T.uiscliwertli.     ^'l;rk:luts\vertll.     Pieis.     (ield.  41) 

Weise,  dass  es  unter  den  tauschenden  Personen  eines  ;\farktes  üb- 
lich wird,  ein  bestim  ni  tes  Gut  als  Zahl  mittel  oder  Tausch- 
äquivalent  zu  benutzen,  in  welchem  dann  auch  die  Preise  aller 
andren  Verkehrsgüter  a  u  s  g  ed  r  ü  c  k  t  oder  gemessen  werden. 
Das  Geld  im  ursprünglichen,  rein  ökonomischen  Sinn  ist  daher  ein 
Verkehrsgut,  welches  durch  die  Sitte  zum  allgemeinen  Zahl- 
mittel (Tauschmittel)  oder  Tauschäquivalent  und  zugleich  zum 
allgemeinen  Preismaass  (Tauschwcrthmesser)  geworden  ist.  Zu 
diesen  beiden  ökonomischen  Functionen  tritt  späterhin  eine  recht- 
liche Function,  die  der  Währung  oder  des  gesetzlichen 
Zablmittels,  welche  für  den  Rechtsbegriff  des  Geldes,  we- 
nigstens in  den  Verhältnissen  des  entwickelteren  Volkslebens  ent- 
scheidend ist.  Die  Einbürgerung  des  Geldes  im  Verkehre  bewirkt 
dann,  dass  die  Preise  gemeiniglich  als  Geldpreise  erscheinen, 
so  sehr,  dass  späterhin  beim  Worte  Preis  meistens  nur  an  den 
Geldpreis  gedacht  wird.  Im  Lebrigen  ist  hier  auf  die  spätere 
Lehre  vom  Gelde  zu  verweisen. 

§.  47,  „Ueber  das  Wesen  eines  Guts  und  die  Vortheile,  die  es 
zu  gewähren  vermag,  giebt  der  Preis  desselben  keinen  genügenden 
Aufschluss,  weil  er  nur  die  Thatsache  der  Vertauschung  zweier 
Gütermengen  gegen  einander  anzeigt,  also  von  der  einen  auf  eine 
andere,  gewöhnlich  mithin  auf  eine  Geldsumme  hinweist,  ohne 
dass  damit  die  Beweggründe  zu  jener  Handlung  und  die  Folgen 
derselben  für  die  Theilnehmer  erklärt  würden"  (R.  §.  .36). 

Beim  Tausch-  oder  Verkehrs werth  eines  Guts  giebt  ferner  die 
„allgemeine  Möglichkeit"  der  Austauschbarkeit  noch  nichts  Näheres 
über  die  Bedingungen  der  Austauschbarkeit  und  daher  na- 
mentlich über  die  ungefähre  Höhe  des  Werths  in  dem  Falle 
kund,  dass  der  Tausch  verwirklicht  werden  soll.  Darüber  ist  etwas 
Bestimmteres  nur  zu  entnehmen  aus  den  wirklich  vorgekommenen 
oder  vorkommenden  Preisen,  nach  welchen  die  Höhe  des 
Verkehrswcrths  sich  bemisst.  ., Letzterer  ist  daraus  leicht  zu 
ermitteln  und  in  Zahlen  auszudrücken.  Da  der  Preis  im  einzelnen 
Falle  aber  zu  zufällig  ist,  um  i'ür  eine  Schätzung  zu  allgemeinerem 
Zwecke,  wie  man  sie  bei  der  Feststellung  des  Verkehrswerths  be- 
absichtigt, zu  dienen,  so  muss  man  den  Verkehrswerth  entweder 
auf  Mittelpreise  aus  einem  ganzen  vergangenen  Zeitraum  oder  auf 
die  nach  den  bisherigen  Preisen  für  die  nähere  Zukunft  zu  bil- 
denden V^ermuthungen  stützen.  Die  Erforschung  des  Verkehrs- 
werths ist  in  der  J^raxis  bei  manchen  Gegenständen   zu  einer  aus- 

A.   Wa-iier,  Volkswiithscliattslelir.-.     L.  4 
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gebildeten  Kunst  gevvorden  (Taxation,  Werthab  Schätzung)." 
(R.  ij.  ßo.j  In  der  Theorie  sind  die  Ursachen  der  Höhe  des  Ver- 
kehrswerths  bei  der  Abhängigkeit  dieser  Höhe  von  den  Mittelpreisen 
in  der  Lehre  vom  Preise  zu  entwickeln. 

§.  48.  In  die  Lehre  vom  Preise  gebort  auch  die  Darstellung 
des  Zusammenhangs  zwischen  Preis  und  Kosten.^)  „Die  Kosten 
eines  Guts  sind  mit  dem  Preise  desselben  nicht  zu  verwechseln. 
Sie  sind  die  Menge  anderer  Güter,  welche  Jemand  aufwenden  muss, 
um  sich  jenes  Gut  zu  verschaffen.  Der  Einzelne  kann  dies  durch 
Eigengewinnung  (Erzeugung)  oder  durch  verkehrsmäs- 
sige  Gewinnung  (%.  10)  im  Tausche  bewirken,  wonach  sich  Er- 
zeugungs-  und  Anschaffungskosten  unterscheiden  lassen, 
in  welchen  letzteren  der  für  das  Gut  hingegebene  Preis  nebst  den 
Bezugskosten  des  Guts  u.  dgl.  m.  enthalten  ist.  Der  Preis  gewisser 
Güter  wird  bei  freier  Concurrenz  (§.  126)  auf  die  Dauer  von  den 
Kosten  bestimmt,  wie  in  der  Lehre  vom  Preise  näher  nachzuweisen 
sein  wird."    (R.  §.  56.) 


")  Vergl.  unten  §.  83.  Die  Werthlelire  oder  besser  die  Productionskostenlehre 
Ricardo's.  Grundgesetze  Kap.  1,  die  Marx'sche  Lehre  vom  Wertb  und  Mehr- 
wert li  (Kapital,  Kap.  1,  3,  4,  z.  Th.  5)  gehört  eben  deshalb  in  die  Preistheorie.  — 
Der  Text  ziemlich  wörtlich  nach  Rau  §.  50.  doch  mit  kleinen  Abänderungen. 


Zweites  Kapitel, 

Gruiidbe^rifTe.    Fortsetzung. 

Insbesondere  die  IVirtliscIiaft  und  die 

Voiliswirtliscliaft. 


Einleitende  Vorbemerkung  zu  Kap.  2,  z.  Tli.  auch  zu  Kap.  "i — 5.  Der 
Begriff  der  Wirthschaft  erscheint  mir  als  der  Mittel-  und  Kcrnpunct  der  Wirth- 
schaftslehre  (§.  4),  der  Begriff  der  Volkswirthscha  f  t  (§.  53  ff.)  und  die 
Organisation  der  Yolkswirthschaft  (§.  116  ff.)  als  der  Mittel-  und  Kcrnpunct  der 
Volkswirth  Schaft  sichre  oder  politischen  Oekonomic(§.  53).  Die  sachliche 
Eechtfcrtiguug  dieser  Auffassung  liegt  in  den  Erörtcningen  im  Texte.  Der  hier  ein- 
genommene Standpunct  führt  aber  auch  zu  einer  wesentlich  anderen  formellen  Be- 
handlung des  Stoffs  im  System  und  daher  besonders  zu  grossen  Abweichungen  in  In- 
halt, umfang  und  Form  der  Darstellung  im  vorliegenden  Lchrbuchc  verglichen  mit 
der  früheren  Behandlung  Rau's.  Ein  grosser  Theil  meiner  Erörtenmgen  in  der 
Grundlegung,  theils  schon  in  diesem  2.  Kapitel,  namentlich  aber  im  8.  bis  5.  Ka- 
pitel, fehlt  bei  R  a  u  gänzlich  oder  es  finden  sich  bei  ihm  nur  spärliche,  mehr  aphori- 
stische Bemerkungen,  so  über  die  verschiedenen  Arten  der  W'irthschaft  und  die  sich 
an  sie  schliessenden  W'irthschaftswissenschaften ,  über  das  Verhältniss  des  Staats  zur 
Volkswirthschaft ,  in  §.  .3— lo,  13  —  20  (vergl.  auch  die  Einleitung  zur  Volkswirth- 
schaftspolitik).  Dabei  kommt  der  Begriff  und  das  Wesen  der  Volkswirthschaft  sowie 
die  Organisation  der  letzteren  zu  kurz  und  die  Fragen  der  gesammten  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  (persönliche  Freiheit  und  Unfreiheit,  Eigenthum ,  Stellung  des  Staats 
zur  Volkswirthschaft  überhaupt)  werden  fast  gar  nicht  berührt,  jedenfalls  nirgends 
principiell  behandelt.  Bei  Eau  lieg-t,  in  üebereinstimmung  mit  der  ausländischen  und 
der  älteren  deutschen  volkswirthschaftlichen  Literatur,  der  Schwerpunct  in  den  Erör- 
terungen über  das  Wesen  des  Volksvermögens,  wovon  bei  ihm  das  erste  Buch 
des  theoretischen  Theils  (der  „Volkswirthschaftslehre")  handelt  (S.  Aufl.  S.  69—119). 
liau  untersucht  hier  in  einem  1.  Abschnitte  die  Besta  nd  thei  1  c  des  Volksver- 
mögcns  (§.  46  —  54),  behandelt  die  Schätzung  desselben  (und  hiermit  die  Werth- 
lehre)  in  einem  2.  Abschnitte  (§.  55  —  67),  bespricht  dann  die  Veränderungen 
im  Volksvermögen  im  3.  Abschnitte  {§.  68  —  72)  und  die  Zustände  der  Volkswirth- 
schaft im  4.  Abschnitte  (§.73  —  Sl).  Diese  im  Einzelnen  mustergiltigen  Erörterungen, 
besonders  des  1.,  2.  und  4.  Abschnittes,  leiden  aber  alle  .ui  dem  Mangel,  dass  keine 
genauere  Untersuchung  des  Begriffs  Wirthschaft  und  Volkswirthschaft  und  der  Orga- 
nisationsprincipien  der  Volkswirthschaft,  ferner  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung 
erfolgt.  Im  jetzigen  2.  Kapitel  finden  sich  dem  Inhalte  nach  Rau's  Erörterungen  im 
3.  und  4.  Abschnitte  des  1.  Buchs  aufgenommen,  während  ich  die  Gegenstände  des 
1.  und  2.  Abschnitts  schon  im  vorausgehenden  ersten  Kapitel  mit  abgehandelt  habe. 
Den  erwähnten  Mangel  der  Behandlungsweise  theilt  Rau  so  ziemlich  mit  allen  Fach- 
genossen seiner  Zeit.  Dieser  Mangel  liegt  in  letzter  Linie  wieder  in  der  zu  einseitig 
privat  wirthschaftlichen  statt  der  eigentlich  volkswirthschaftlichen  und  socialen 
Auffassung  und  in  der  unvermerkten  Einschicbung  privatwirthschaftlicher  statt  volks- 
wirthschaftlicher  Begriffe  und  Erörterungen   in  die  politische  Tlekonomie.     Vergl.  dar- 
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über    die    eiuleiteude  ATiuierk.  /.am    1.  Kaintel,    oben  S,  2.  —   Die    a  u  älän  (lisch  e 
W'isbeuschart  ist  über  diesen  Standpuuct  überhaupt  noch  heute  selten  hinausgekouimen. 
Doch  wird  von  J.  St.  Mill  in  seinen  „Grundsätzen  der  politischen  Oekonomie  nebst 
einigen     An  wen'd  un'gen     derselben     auf    die     Gesellschaftswissen- 
schaft", besonders  im  3.  Buche  von  der  Vcrthciluug  (namentlich  Kap.  1  und  2) 
und  in  B.  ."t  (Kap.   1.    8  — 11)    ein   wichtiger  Fortschritt   gemacht,   aus  dem  Mill  nur 
nicht  alle  Consequcnzen  für  die  Begrille  und  Erörterungen  der  politischen  Oekonomie 
zieht.     Eigentlich   grundlegende  Erörterungen    tiber   den  Bcgrilf  und   das  Wesen   der 
Volkswirthschaft  fehlen  auch  bei  ihm.   Die  französische  socialistisc  he  Literatur 
(St.  Simon,  Fourier.  L.  Blaue,  auch  Proudhon)  hat  nur  Anregungen  gegeben 
für   eine    neue  Grundlegung  der   politischen  Uekonomic.     Die   französischen  National- 
ökouomen  der  Smith'schen  (freihändlerischen)  Richtung  haben  es  nicht  verstanden,  aus 
liiesen  Anregungen  das  Richtige   und   Werthvolle   für  eine  neue  Grundlegung  hcraiis- 
zuziehca  und  sind,  wie  die  Engländer  wenig  tiber  A.  Smith,  so  sie  wenig  über  J.  B. 
Say    hinausgekommen.     Am   Bedeutendsten    ist    immer  noch,    auch    für   Fragen   der 
Grundlegung,    Sismoudi    geblieben    (s.    Simon  de    de    Sismondi,    Nouv.    princ. 
d'econom.   polit.,  "2  vol.  2    ed.,  Par.  1827  und    rtudes   sur   l'ccon    polit.  2  vol..  Bru.v. 
JJsST  —  .jS).   —  In    der    deutschen   systematischen  Literatur   bezeichnet  auch 
hier  \V.  Roschor   einen   wichtigen  Fortschritt.     Er  hat   dem  Begrilfe   der   Wirth- 
seliaft und   besonders  der  Volks  w  irt  h  s  chaft  eingehende,  wenn  auch  jetzt  kaum 
mehr  ausreichende  Erörterungen  (§.   11    -15)  und  der  Unfreiheit   und  Freiheit 
und  der  G ü  t e r g c m e i n s c  h a f s  und  dem  Frivateigenthum  2  umfassende  Kapitel 
(4  und  h)  des  1.  Buchs  von  der  Production  gewidmet,  die  reich  an  culturhistorischem 
Detail,  sind .   aber   principiell   die    wirthschaftliche   Seite   dieser   grossen  Rechtsfragen 
nicht  scharf  genug  behandeln.     Die  Stellung    dieser  Kapitel  im  System,   nemlich   bei 
Röscher  in  dem  Buche  von  der  Production,  ist  auch  wohl  keine  ganz  richtige.    Denn 
der  persönliche   Stand   und    die  Eigenthumsordnung   sind  Fundanientalpuncte   für   di(,' 
ganze  Volks wirthschaft  und  für  die  Vertheilung  der  Güter  ebenso  wichtig  als  für  dii; 
Production,  gehören  daher  systematisch  in  den  von  Röscher  als  Einleitung  behandelten 
ersten  Theil.     Die   tiefste   geschichts philosophische  Auffassung  der  Volks- 
wirthschaft   findet  sich   bei   Knies,   die  polit.  Oekonomie   vom  Standpuncte  der 
geschichü.  Methode,  Braunschw.   1S5;J,  ein  Buch,  das  ebenso  wie  Br.  Flildebrand's 
Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft,   1.  B.  (der  einzige),  Frankf    isi*',  aber 
auch    wie  Fr.  L  ist's    geniales  ,, Nationales  System    der  polit.  .Oekonomie"',  Stuttg.  und 
Tüb.   1S41  (ß.  'i   der  Häusser'schcn  Ausg.  der  gesammteu  Schriften  List's)  grade  für 
die  im  2.  bis  5,  Kapitel   der  (irundlegung  erörterten  Principienfragen.   besonders   für 
den  Gegensatz   der   eigentlich   volkswirthschaftlichcn    und  privatwirthschaftlichea  Auf- 
fassung,  eine  grosse   bleibende   Bedeutung  beansprucht,    wenn  auch  alle  3   Werke  d\v 
formelle  Ausbildung   der   systematischen  Volkswirthschaftstheoric  sich  nicht  so  direct 
augelegen  sein  lassen.     Letzteres    hat    um   so  mehr,   seiner   ganzen  Geistesanlage  und 
wissenschaftlichen   Richtung  gemäss  L.  St  ein  gethan  (besonders  in  seinem  System  dei* 
Staatswissensch.,   1.  B.  Syst.  d.  Statist.,  l'upulationist.  u.  Vulkswirthschaftslehre,  Stuttg. 
u.  Tüb.   1^02,    2.  B.  Gesellschaftslehre,    Isjii,    dann  Lehrbuch  der  Volks  wirthschaft, 
Wien  1S")S\  ohne  gleichwohl  hier  einen  Erfolg  zu  erzielen,  welcher  ihui  so  vollständig 
in  seinem  grossen  System  der  V  e  rwal  tu  ngsl  ehre   (Stuttg.  l^üö  11'.,  im  Grumlriss: 
Handbuch    der  Verwaltungslehre,    J^TU)   und   einigermaassen   auch  in  seim.'m  System 
der  Finauzwissenschaft  (3.  Aufl.  IST5)  zu  Theil  geworden  ist.    Die  erstgenannten,  mehr 
rein    volkswirthschaftlichcn   Schriften   Stein's    sind   wohl   seine   schwächsten.      Um    so 
mehr  darf  aber  den  übrigen  Stein 'scheu  Schriften,  besonders  auch  seinen  unübertroffenen 
Werken  über   den  französischen  Socialismus   und  (Jommunismus  (Soc.  u.  Communism. 
d.  heut.  Frankr.,   Loii)Z.   1S12,  dass.  Werk  2.  Aufl.   lh4S;  Gesch.  d.  soc.  Bewegung  in 
Frankr.  v.  17M>  bis  auf  unsre  Tage,  3  15.,  Leipz.  I^ÖU)  das  Verdienst  zuerkannt  werden, 
dass  sie  für  die  o  rgan  isc  h  e  Äui'fa.ssung  von  Volliswirthschaft,  Staat  und  Gesellschaft 
epochemachend  waieu  und  damit  auch  für  die  principielle  Auffassung  der  in  den 
Kap.  2—;')  behandelten  Puncto  der  Tlieorie  der  V  olks wirthschaft.     Vergl.  hinsicht- 
lich einer  der  Stein'schen  ähnlichen  .Vuffassung  auch  ('.  Dietzel,  die  Volkswirthsch. 
u.  ihr  Verhältniss  zu  Staat  u.  (iescllsrii..  Frankf.  ISOJ;  für  Einzelnes  von  Aeltcren  aucli 
Schüz,  Grundsatze  der  Nationalökun..  Tüb.  Ib43. 

Für  die  Lehre  von  der  Wirthschaft    und  den  einzelnen  \\'irthschaftsarten  speciejf 
ist  wiederum  Hermann  in  s.  staatswirfhsfh.  Unters,  grade   in  der  theoretischr^ii   Na- 
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tionalökonomie  von  grossem  Einflüsse  j^eworden.  s.  in  d.  2.  Aufl.  überluniin  die  Grund- 
legung S.  1 — TS,  bes.  10,  15  ff"..  3-1  IL.  dann  124 — 142.  Der  organische  Character 
der  Volks  wirthschaft  wird  von  Hermann  aber  noch  nicht  so  stark  betont,  wie  früher 
schon  von  Adam  Müller  in  s.  ,.Elementen  der  Staatskunst'"  (Berl.  1S09,  o  B.)  und 
wie  von  den  Neueren,  namentlich  auch  von  Koscher  (Die  Yolkswirthsch.  ein  Aggregat 
von  Einzelwiithschaften,  sagt  H.).  wenn  auch  H.  durchaus  nicht  mehr  auf  dem  atomisti- 
schen  Standinincte  der  englischen  Schule  oder  vollends  der  neueren  deutschen  Freihan- 
delsschule steht  (Prince-Smith  n.  A.  m.,  s.  u.  §.  12Ö  11'.).  In  Anknüpfung  an  Hermann 
hat  dann  Schaffle  neuerdings  die  Lehre  von  der  Wirthschaft,  Yolkswirtli  scha  ft 
und  besonders  von  der  Organisation  der  VolksAvirthschaft  (privatwirthschaftliches 
und  gem  ein  wirthschaftliches  System  u.  s.  w.)  behandelt.  Ich  kann  ihm.  wie  sich 
unten  im  Text  ergiebt,  nicht  überall  Ijeistimmen.  aher  halte  doch  seine  Arbeiten  auf 
diesem  Gebiete,  besonders  hinsichtlich  der  Gemeinwirthschaften  für  sehr  bedeutsam 
und  anregend  und  in  der  Hauptsache  seine  Ausführungen  für  richtig.  Kein  Andrer 
hat  Gleiches  geleistet  und  die  richtigen  Puncte  in  den  socialistischen  Systemen  für  ,^ic 
Volkswirthschaftslehre  so  erfolgreich  verwerthet,  wie  hier  Schälllc.  Erst  durch  die 
neue  Lehre  von  den  Gemeinwirthschaften  ist  m.  E.  eine  wahre  Volkswirthschafts- 
lehre begründet  und  der  einseitig  priva  twirthschaftliche  Character  der  älteren,  be- 
sonders englischen  Nationalökonomie  von  der  bisher  sogenannten  Volkswirthschaftslehre 
abgestreift  werden.  Die  ausländisclie  Wissenschaft  bewegt  sich ,  soweit  sie  nicht  auf 
ganz  socialistischer  Basis  niht,  fast  durchaus  noch  in  diesen  alten  (ileisen  einer  bloss 
privatwirthschaftlichen  Politischen  Oekonomie  und  einer  reinen  Tauschi  ehre.  In 
Deutschland  bezeichnet  Schall le  gegen  Kau  und  in  einigen  Puncten  selbst  gegen  Ko- 
scher (der  die  Gemeinwirthschaften  bisher  nur  eben  erwähnt,  J^.  12'  in  diese»  Lehre 
vou  der  Volkswirthschaft  und  den  <Temeinwirthschaften  einen  grossen  Fortschritt  der 
Wissenschaft.  Vergl.  Schäffle's  Abhdl.  über  Gebrauchswerth  n.  Wirthschaft.  Tül). 
Zeitschr.  XXVI.  (ISTO).  ders..  gesellsch.  Syst.,  2.  Aufl  ,  §.  ly  ff.  (S.  62  iL)  und  bc-^ 
§.  170  tr.  (S.  :{.S1  ff.),  :i.  Aufl.  §.  ll  If.,  n  fl'.  (I.  S.  21  ff).  §.  isß  tf.  (IL  S.  1  fl.V 
§.  199  ff..  §.  227  If.,  Socialism.  u.  Kapitalism..  S.  Ai\b  H'..  OUt  IL.  sowie  die  in  s.  selb- 
ständigen Schriften  citirteu  und  vielfach  hiueinverarbeiteten  Abhandlungen  Schatfle's  in 
der  Tüb.  Zeitschr.  —  Beachtenswcrth  endlich  für  einzelne  Puncte  der  Lehre  von  der 
Wirthschaft,  ol,)gleich  durchaus  nicht  so  neu.  wie  erdenkt,  ist  Lindwurm,  (irundz.  di- 
Staats-  u.  Privatwirthschaftslehre ,  Braunschw.  ISIJti.  (md  der  vortrell liehe  Aufs,  von 
v.  Mangoldt  (seine  letzte  Arbeit)  Volkswirthschaft  und  -Lehre  im  Staatswörtcrb.  XI, 
'J7  If.  Weiteres  über  die  bisherige  Behandlung  der  Volkswirthschaftslehre  und  die 
noth wendige  Reform  >.  in  der  Vorbemerkung  /.um  Kapitel  3. 

1.  Ab.schuitt. 

Q  Die  Wirthschaft.    Die  EiDzelwirthschatteii. 

§.  49.  Die  Wirthschaft  im  allgemeinen  Sinne  des  Worts  wurde 
oben  (§.  4)  bereits  bezeichnet  als  der  Inbegriff  der  auf  fortgesetzte 
Bedürfnissbefriedigung  gerichteten,  planvoll  nach  dem  ökonomi- 
schen Princip  erfolgenden  Arbeitsthätigkeiten  einer  Person.  Die 
Begriffsbestimmungen  der  Wirthschaft  unterscheiden  sich  nothwendig 
nach  der  verschiedenen  Auffassung  der  wirth-<chaftlichen  Güter  und 
des   Vermögens.  1)      Rau  beschränkt   folgerichtig   die   Wirthschaft 

')  Ro  soll  er  delinirt  die  Wirthschaft  «5.  2:  planvolle  Thatigkeit  eines  Menschen, 
um  seinen  Bedarf  an  äusseren  Gutern  zu  befriedigen.  Hermann  s.  unten  .A.nm.  2, 
v.  Mangoldt,  §,  .>:  W.  ist  die  gesammtc  Bctlultigung  eines  Menschen  in  der  Rich- 
tung, die  äusseren  Gegenstände  und  bestehenden  Verhältnisse  seinen  Bedürfnissen  und 
Zwecken  entsprechen-!  zu  gestalten.  Schaffle  \i.  Aufl.  I.,  i:  W.  eine  bewusstc  plan-  ' 
volle  Regelung  einer  Vielheit  nützlicher  Bewegungen  und  Kraftäusserun-cn  in  der 
Richtung  höchsten  rciiM?u  N'utzcns,  S.   If!  H'. 
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auf  den  Inbegriff  von  Verrichtungen,  welche  zur  Versorgung  einer 
Person  mit  Sachgütern  bestimmt  sind  und  bezeichnet  als  die 
älteste  Wirthschaft  die,  welche  in  der  Familie  oder  dem  Hause  und 
für  dieselbe  geführt  wird,  die  Haushaltung,  Hauswirthschaft  (R.  §  2). 
Gerade  hierbei  zeigt  sich  jedoch,  dass  die  ausschliessliche  Betonung 
der  Sachgüter  unhaltbar  ist  (§  16  tf.).  Warum  soll  speciell  nur  die 
Verrichtung  zur  Versorgung  einer  Person  mit  Sachgütern,  nicht 
auch  diejenige  zu  ihrer  Versorgung  mit  persönlichen  Diensten  zur 
Hauswirthschaft  gehören  ? 

§.  50.  In  jeder  Wirthschaft  sind  nach  der  richtigen,  hierin 
Bahn  brechenden  und  Grund  legenden  Lehre  Hermann's^) 
zwei  in  enger  Beziehung  stehende,  aber  sehr  verschiedene  Seiten 
zu  unterscheiden:  die  technische  und  die  (im  engeren  Sinne) 
ökonomische,  oder  Technik  und  Oekonomik  und  dement- 
sprechend zweierlei  Thätigkeiten  der  wirthschaftenden  Person.  Die 
techijische  Thätigkeit  in  der  Wirthschaft  geht  darauf  aus,  die 
erforderlichen  wirthschaftlichen  Güter  überhaupt,  in  richtiger  Qua- 
lität und  xMenge,  ^)  am  rechten  Orte,  zu  rechter  Zeit  für  die  Bedürf- 
nissbefriedigung zu  beschaffen.  Die  ökonomische  Thätigkeit 
erstrebt  Beschaffung  und  Verbrauch  der  wirthschaftlichen  Güter  mög- 
lichst nach  dem  Principe  der  Wirthschaftlichkeit  (§.  3). 
Technik  und  Oekonomik  beeinflussen  sich  gegenseitig.  Die  letztere 
muss  aber  jener  erst  Maass  und  Ziel  geben  und  ihr  Leitstern  sein. 
Ohne  Technik  freilich  keine  Wirthschaft,  aber  ohne  Oekonomik 
keine  erfolgreiche  und  heilsame  Wirthschaft.  Nur  mit  ihr  hat 
sich  die  Wirthschaftslehre  zu  befassen,  nicht  mit  der  Technik  als 
solcher.  Bloss  zur  Darlegung  und  Erläuterung  und  daher  mitunter 
auch  zur  Begründung  ökonomischer  Verhältnisse  und  Aufgaben  der* 
Wirthschaft  muss  auf  die  Technik  oft  Bezug  genommen  werden.  "*) 
Es  ist  von  grösster  Wichtigkeit  für  die  wissenschaftliche  Behandlung 


^)  V.  Hermann,  2.  Aull.  S.  7  II.,  10  IL,  30  fr.  \V.  ist  ihm  dann:  die  quan- 
titative Ucberwachung  der  Ilcrstcllunj:^  und  Verwendung  der  Guter  in  einem  ge- 
sonderten Kreise  von  Bedürfnissen.  S.   lo. 

^)  Hermann  erwähnt  dies  Moment  nicht,  es  gehört  aber  hierher. 

*)  DiT  Kinwand  sjegen  die  in  diesem  Werke  vertretene  Behandlung  der  Staats- 
ieistungen,  dass  man  alsdann  die  ganze  Darstellung  der  Civil-  und  Militärverwal- 
tung in  die  politische  Oekonomie  ziehen  müsse,  überschiesst  eben  deshalb  das  Ziel, 
weil  er  auf  einer  Verwechslung  von  Technik  und  Oekonomik  beruht.  Die  Technik 
der  Staatsv<Twaltung  gehört  so  wenig  hierlier,  als  die  Technik  der  materiellen  Pro- 
duction.  Der  ältere  deutsche  cameralistische  Standpunct,  der  auch  bei  Kau  noch 
stark  nachklingt,  hat  freilich  auch  in  der  materiellen  Production  noch  zu  sehr  Technik 
und  Oekonomik  verwechselt.     S.  über  den  Staat  unten  Kap.  4. 
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der  Wirthschaftslehre  wie  der  politischen  Oekonomie  (§  53)  diesen 
Gesichtspunct  festzuhalten,  was  früher  selten  geschehen  ist. 

§.  51.  Die  Wirthschaft  einer  Person  ist  in  rechtlicher  und 
wirth  Schaft  lieh  er  Beziehung-  ein  selbständiges,  für  sich  abge- 
schlossenes Ganzes,  das  als  Einzelwirthschaft  der  Volks- 
und  Welt  wirthschaft  gegenüber  steht.  Die  Einzelwirthschaft 
hat  an  ihrer  Spitze,  als  Organ  der  technischen  und  ökonomischen 
Thätigkeiten  in  ihr,  eine  Person  als  Rechts-  und  Wirthschafts- 
subject.  Sie  ist  wieder  keine  einfache  wirthschaftliche  Erscheinung, 
sondern  zugleich  von  der  Gestaltung  des  Rechts  abhängig.  Denn 
dieses  bestimmt  darüber,  wer  als  Person  gilt  und  damit  dann  wer 
an  der  Spitze  einer  Wirthschaft  stehen  kann  und  welcherlei  Wirth- 
schaften  es  demnach  nach  der  Art  der  rechtlich  zulässigen  Personen 
giebt. 

§.  52.     Arten  der  Einzelwirthschaft.'') 

1)  Der  typische  Normalfall  der  Einzelwirthschaft  ist  die 
Wirthschaft  des  einzelnen  Individuums,  welche  in  der  Fa- 
milienwirthschaft^)  eine  besondere  Erweiterung  erfährt.  Auch 
für  die  Individual-  und  Familienwirthschaft  ist  das  Recht  we- 
sentlich massgebend  hinsichtlich  der  Anforderungen,  welche  es  für 
die  persönlichen  Eigenschaften  des  Wirthschaftssub- 
jects  (z.  B.  in  Betreff  des  Geschlechts,  Alters,  der  geistigen  Be- 
schaffenheit) und  für  gewisse  Rechtsverhältnisse  der  Fa- 
milie nglied  er  gegenüber  dem  Wirthschaftssubject  (z.  B.  für  den 


")  Kau  §.  .3  unterscheidet  1)  bürgerliche  oder  Pri  vat  wirthschafteii.  wo  die 
wirthschaftliche  Gemeinschaft  unter  einem  einheitlichen  Willen  steht:  dahin  a")  häus- 
liche W'irthschaftcn ,  nemlich  natürliche,  die  Familie,  und  künstliche,  wie 
Kranken-,  Armenhäuser  u.  s.  w.,  also  etwa  „Extrahaushaltungen"  im  Sinne  der  neue- 
sten Bevölkerungsstatistik;  ferner  b)  Verbindungen  ohne  häusliche  Gemein- 
schaft für  einzelne  Zwecke  mit  Hilfe  von  Sachgütern;  dann  2)  die  Verbindung  der 
in  einem  Lande  beisammenwohnenden  ^Icnschen  zu  einem  nach  Aussen  selbständigen 
Ganzen,  einem  Staate.  Ucbcr  die  Volkswirthschaf't  bei  Kau  s.  §  5  u.  unten  Anm. 
I  zu  Abschn.  2.  Der  Ausdruck  Privatwirthschaft  wird  von  Rau  u.  A.  m.  oft  im 
Sinne  von  Einzelwirthschaft  und  auch  von  Privatwirthschaft  im  Sinne  des  §  121 
gebraucht.     Ich  unterscheide  beide  Ausdrücke  durchweg  genau. 

*)  Eine  Erweiterung,  weil  in  der  F"amilic  das  Princip  der  Liebe  waltet  und  in 
wirtbsohaftlicher  Hinsicht  keine  spccielle  Entgeltlichkeit  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung besteht,  s.  u.  tj.  llfi  d'.  Schäffle  rechnet  daher  auch  die  Familie  schon 
zu  den  Geraeinwirthschaften,  Syst.  2.  Aufl.  §.  l'JO  ff.,  in  der  ü.  Aufl.  II,  91  bezeich- 
net er  hie  als  Grundform  freigebiger  Mittheilung  zur  f'onsumtion  unter  den  Formen 
der  Liberalität.  Ich  betrachte  die  Familie,  nicht  das  Individuum  als  die  eigentliche 
niedrigste  Einheit  im  Volks-  und  Wirfhschaftsleben  und  weise  sie  daher  unter  die 
Einzelwirthschaften. 
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Anspruch    auf  Unterlialt.   Bildung)'),   daher   l'iir  den   Verbrauch 
der  Güter  in  der  Wirthschaft  stellt. 

2)  Andere  Einzelwirthsehat'ten  sind  diejenigen  der  juristi- 
schen Personen,  daher  insbesondere  gewisser  Erwerbsgesell- 
schal'ten,  Corporatiouen  und  auch  der  meisten  Gemein wirth- 
schaften  (u.  §  150  tt'.),  uemiich  vieler  Vereine,  der  Gemeinde, 
des  ^Staats,  der  übrigen  autonomen  Organe  zwischen  Staat  und 
Gemeinde.  Die  Bedingungen  für  die  Bildung-  juristischer  Personen 
und  l'ür  die  Befugnisse  derselben  werden  durch  das  Hecht  i'est- 
gestellt. 

3)  Dieses  bestimmt  auch,  ob  und  unter  weichen  Voraussetzungen 
Wirthschaften  von  gewissen  Vereinigungn  von  Men- 
schen oder  von  gewissen  Vermögensbeständen  ohne  das 
Vorhandensein  voller  juristischer  Persönlichkeit  als  selbständige 
Ganze  oder  als  Einzelwirthsehat'ten  (Zwisehengebilde  zwischen  phy- 
sischen und  juristischen  Personen,  Genossenschaften  des  deutschen 
Rechts)^)  bestehen  können.  Für  eine  Einzelwirthschaft  ist  immer 
ein  einheitlicher,  die  Wirthschaft  lenkender  Wille 
Existenzbedingung. 

2.  Abschnitt. 

Die  Vulkswiitlischatt.. 

§.53.  Ein  einheitlicher  Wille  fehlt  bei  der  Volks  wirth- 
schaft^), wenigstens  wenn  dieselbe  in  ihrer  bisherigen,  sogut  wie 


')  Z.  B.  Pflicht  der  Eilcni.  die  Kinder  in  die  Schiiieii  zu  bchiikcn ,  und  /war 
aucli  in  dem  Fall,  dass  Schulgeld  für  sie  zu  zahlen  ist,  oder  siic  sonst  unterrichten  zu 
lasben.  —  AruienuntcrstutzungsiJllicht  selbst  für  etwas  entferntere  Verwandte  u.   dgl.   in. 

*)  Nicht  zu  verwechseln  mit  unseren  neuesten  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossen- 
schafteu.  Verg-1.  Heseler's  System  des  deutschen  Privatrochts,  "2.  Aufl.  §.  71  und 
dessen  frühere  Lehre  v .  d.  (icnossenschaften.  Hermanns  Zweckwirthschaften, 
S.  31.  gehören  thcils  in  die  2.,  theils  in  die  ;}.  der  im  Texte  unterschiedenen  Formen 
von  Einzclwirthschaften. 

')  Dies  hebt  aucli  Kau  scliarf  hervor  §.  ö:  die  \'olkswirthschaft  ist  ihm  der  In- 
begriir  der  wirthscliaftliclien  Thiitigkeiten  aller  einem  Staate  angehörenden  Personen. 
..Diese  ist  keine  einfache,  von  einem  einzelnen  Willen  gelenkte  Wirthschaft,  sondern 
eine  Vielheit  selbständig  neben  einander  stehender  und  z.  Th.  in  einander  greifender 
Wirthschaften.  die  im  Begrifl"  als  ein  höheres  Ganzes  zusammengefasst  und  als  solches 
zum  Gegenstand  einer  wissenschaftliclicn  Betrachtung  gemacht  werden".  Er  vergleiclit 
die  ausgebildetere  Volkswirthschaft  auch  mit  einem  Organismus.  S.  auch  Kau, 
Tüb.  Ztschr.  lB7o,  1 1  -1.  Leber  die  Entwicklung  des  Wesens  der  Volkswirthscliaft  und  ihrer 
verschiedenen  Gestaltungen  s.  Kau,  Ans.  d.  Volkswirthsch.,  Leipz.  l'^l\.  Lindwurm 
a.  a.  0.  bes.  Kap.  1  u.  2  sagt  grade  hier  iiii  (jcwande  heftiger  Polemik  wenig  Neues.  — 
Der  Ausdruck  Volkswirthscliaft  soll  zuerst  bei  Huf  elaud,  u.  Gruudl.  L,  14  vorkommen. 
Mitunter,  doch  seilen  und  uni>asseud.  wird  das  Wort  auch  für  Volkswirthschaftsleh rc 
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ausDahmsloseu  geschichtlichen  Erscheinung  betrachtet  wird,  im  Ge- 
gensatz zu  gewissen  socialistisch-comnumistischen  Ideen  von  einer 
besseren  „Zukuufts-Volkswirthschaft".  Die  Volkswirthschaft  in  ihrer 
geschichtlich  überkommenen  und  thatsächlich  bestehenden  Form  ent- 
behrt überall  eines  leitenden  Wirthschafts-  und  Eechtssubjects  an 
ihrer  Spitze.  Sie  ist  der  als  abgeschlossenes  Ganzes  ge- 
dachte Inbegriff  der  unter  einander  verkehrenden  selb- 
ständigen Einzelwirthschaften  in  einem  zum  Einzel  Staat 
organisirten  oder  durch  staatliche  AV irthschaftsmass- 
regeln  zur  Einheit  verbundenen-)  Volke. 

So  aufgefasst  beruht  die  Volkswirthschaft  zunächst  allerdings 
nur  auf  einer  Abstraction,  aber  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
als  „das  Volk*'  auf  einer  solchen  beruht.  Sie  ist  daher  auch  ebenso 
gut  wie  das  Volk  ein  reales  Ganzes,  welches  sich  in  entschei- 
denden Puncten  als  ein  Organismus  darstellt,  dessen  nicht  bloss 
Theile,  sondern  Glieder  die  Einzelwirthschaften,  und  zw;ir  ein- 
schliesslich  der  vom  Staate  repräscntirten  Gemeinwirthschaft 
(§.  155)^)  sind.  Als  solche  Glieder  haben  die  Einzelwirthschaften, 
neben  ihrem  Eigenzweck,  doch  immer  gleichzeitig  Functionen  für 
den  Zweck  des  Ganzen,  der  Volkswirthschaft  und  sind  insoferne 
Mittel  für  die  Zwecke  der  letzteren.  Die  Bezeichnung  der  Volks- 
wirthschaft  als   Ganzes  weist   auf  den   Character  derselben   als 


gebraucht.  Nationalökonomie,  politisc  he  Ockonomie.  econoinie  politique, 
political  economy  bedeutet  wörtlich  t-igentlich  auch  Volkswirthschaft ,  wird  aber  ge- 
wöhnlich für  Volkswirthschafts  1 6 h r e  gebraucht,  wofür  Nationalökouomik,  politische 
Oekonomik  sprachlich  richtiger  ist.  Der  Name  economic  politique  soll  zuerst  bei 
Montchretien  IGl-ö  vorkommen.  Schon  Aristoteles  spricht  von  einer  oiy.o>'o/.i(a 
iSiunxfj  (Privatwirthschafti.  nohxr/.i],  anronniAi],  (9«(;(itx»j  i Stadt-.  Provincial-,  Keichs- 
wirthschai'ti  im  Sinne  von  Arten  d'-r  Wirthschaft.  —  Ueber  die  Auffassung  des  Wesens 
der  Volkswirthschaft  s.  die  Schriftsteller,  welche  in  der  Vorbemerk.  S.  52  citirt  sind, 
bes.  Hermann.  Scliäfflo  und  Eos  eher. 

■-"'  Mit  Kücksicht  auf  gcschiclitliche  Vorgänge  wird  auch  dies  Moment  neben  dem 
Einzelstaat  zu  betonen  sein.  In  Dcutscliland  konnte  von  einer  Volkswirthschaft  des 
Zollvereins  gesprochen  werden, 

')  Wie  später  dargelegt  werden  wird  (Kap.  1  u.  5),  ist  der  Staat  selbst  auch  als 
eine  \\'irthschaft  aufzufassen.  Eine  Seite  dieser  Wirthschaft  ist  wieder  die  Finanz- 
wirthschaft,  s.  u.  §.  170.  —  Ueber  die  organische  Auffassung  der  Volkswirthschaft 
gegenüber  der  atomistischcn  s.  auch  Koscher.  §.  12  nebst  der  literar.  Anm.  Vgl. 
auch  unten  Anm.  ^.  Sismondi  und  besonders  List,  frtiher  schon  xV.  Müller. 
Eiern,  d.  Staatskunst  ISOÜ  haben  diese  organische  Auffassung,  die  jetzt  die  wissen- 
schaftlich herrschende  ist,  lange  vertreten.  Die  Schatzzöllner  wie  die  älteren  mercan- 
tilistischen  Theorctiltcr  konnten  bei  ilirer  Werthlegung  auf  staatliche  Wirthschaftspolitik 
auch  nicht  wohl  zu  der  Einseitigkeit  der  atomistischen  Auffassung  der  Physiokraten 
und  der  Freihändler  (Smith'sche  Schule)  kommen.  S.  über  diese  atomistische  im  Ge- 
gensatz zu  der  hier  vertretenen  organischen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  besonders 
untfii  Kap    :.;,  Abschn.  .'(,  ^.   12«  tC. 
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Organismus  und  auf  die  gliedliche  Zusammengehörigkeit  und  da- 
durch bewirkte  gegenseitige  Abhängigkeit  und  Bedingtheit  der 
Einzelwirthschaften  hin,  wobei  dann  von  der  Selbständigkeit  der 
letzteren  abstrahirt  wird.  A  r  b  e  i  t s  th  e  i  1  u  u  g  und  V^  e  r  k  e  h  r  in 
Wechselwirkung  mit  einander  stehend,  sind  es,  welche  aus  den 
Einzelwirthschaften  des  Volks  ein  Ganzes,  eine  Volkswir  thschaft 
machen.  Indem  dieses  „Ganze"  gleichzeitig  ein  abgeschlossenes 
Ganze  genannt  wird,  wird  wiederum  von  dem  Verkehre  der  eine 
Volkswirthschaft  bildenden  Einzelwirthschaften  mit  den  zu  einer 
anderen  Volkswirthschaft  gehörenden  Einzelwirthschaften  abstrahirt. 
Auch  dies  aber,  und  damit  die  Trennung  der  Weltwirth 
Schaft  in  verschiedene  „selbständige"  Volkswirth- 
schaften  und  die  Unterscheidung  zwischen  Volks-  und  Welt- 
wirthschaft  ist  mit  Rücksicht  auf  durchaus  reale  Verhältnisse 
statthaft.  Denn  die  Einzelwirthschaften  in  einer  Volkswirthschaft 
sind  zunächst  unter  sich  durch  Arbeitstheilung  und  Verkehr  näher 
verbunden  und  übernehmen  als  Glieder  ihrer  Volkswirthschaft  be- 
stimmte Functionen  (in  der  Gewinnung  gewisser  wirthschaftlicher 
Güter)  gerade  für  die  Zwecke,  d.  h.  für  die  gesammte  verlangte 
Bediirfnissbefriedigung  in  ihrer  Volkswirthschaft.  Man  erkennt 
dies  besonders  deutlich  in  der  entwickelteren  Volkswirthschaft  eines 
grösseren  Landes  an  der  räumlichen  G  r  u  p  p  i  r  u  n  g  der  wich- 
tigeren Productionszweige,  namentlich  der  industriellen.  Eine  In- 
dustriegruppe einer  Provinz  z.  B.  arbeitet  für  die  Versorgung  des 
ganzen  Landes  mit  ihren  Producten  und  dafür  ist  die  Provinz 
wieder  darauf  angewiesen,  aus  dem  Lande  Alles  zu  beziehen,  was 
sie  braucht  und  was  eben  wegen  des  Vorwaltens  des  betreffenden 
Industriezweigs  nicht  in  ihr  selbst  erzeugt  wird  (Elsass  in  seinem 
früheren  Verhältniss  zu  Frankreich).  *)     Die  Natur  der  Volkswirth- 


*)  Die  Gewerbe-  und  H a n d e  1  s Statistik  und  die  Statistik  der  Kohproduc- 
fion  zeigen  die  räumliche  Verbreitung;  der  verschiedenen  wirthschaftlichen  Pro- 
ductionszweige. Nach  den  von  ihnen  gelieferten  Thatsaclien  lassen  sich  Produc- 
tionskarten  entwerfen,  welche  diese  räumliche  Verbreitung  am  Besten  veranschau- 
lichen. Die  nothwendige  gegenseitige  Bedingtheit  der  Einzelwirthschaften  und  der 
Character  derselben  als  Glieder  der  Volkswirthschaft  und  darüber  hinaus  der  Welt- 
wirthscliaft  tritt  dabei  deutlich  hervor.  Besonders  interessant  sind  die  iieuerlichen 
Karten  der  Circulation  der  fossilen  Brennstoll'e  i,uach  Eisenbahn-  und  Wasserrouten j, 
mit  denen  das  organische  Wesen  der  Volkswirthschaft  sehr  hübsch  an  einem 
wichtigen  Beispiel  ilhistrirt  werden  kann  (vergl.  einen  ähnlichen  Versuch  in  Wort- 
schilderung  für  Deutschland  schon  in  meinem  Aufsatze  „Die  Kohlen"  u.  s.  w.  in  der 
Tüb.  Zeitschr.  l^'-iO).  Lehrreiche  und  interessante  statistische  Arbeiten  über  den 
Standort  der  Gewerbe  lieferte  E.  Laspeyres  für  Nordamerica  in  der  Berl,  Vicrtel- 
jahrsschrift  f.  Volkswirthschaft,  IST«,  II.,  63;  eb.  III.,  1;  1871,  II.,  1. 
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schalt  als  eines  Organismus  bringt  es  dann  auch  mit  sich ,  dass 
zwischen  den  Einzelwirthschaften  als  Gliedern  der  Volkswirthschat't 
und  zwischen  ihren  Functionen  ein  nothwendiges  Gleichgewicht 
und  Ebenmaass  stattfinden  muss.  Abweichungen  hiervon  können 
nur  durch  die  Erweiterung  des  volkswirthschaftlichen  Verkehrs  zum 
internationalen  und  weltwirthschaftlichen  erfolgen  und  ihre  Recht- 
fertigung finden  (Abschnitt  3  unten). 

Die  Wissenschaft  nun  von  der  Volkswirthschaft  als  dem  Orga- 
nismus der  Einzelwirthschaften  staatlich  organisirter 
Völker  ist  die  Volks wirthschaftslehre,  Nationalökono- 
mik oder  Politische  Oekonomik :  der  Gegenstand  dieses  Werkes.^) 

§.  54.  Die  Volkswirthschaft  entwickelt  sich  im  und  mit  dem 
Volke  aus  den  Individual-  und  Familienwirthschaften  im  Wohn- 
gebiete des  Volks  durch  Tausch,  Arbeitstheilung  und  Verkehr 
allmälig  ganz  naturgemäss  und  organisch,  wie  sich  das  Volk  selbst 
entwickelt.  Sie  erhält  aber  ihren  Charaetcr  als  abgeschlossenes 
Ganzes  innerhalb  des  Menschheitsverkehrs  und  der  Weltwirthschaft 
wesentlich  durch  die  staatliche  Organisation  des  Volks.*')  Es 
ist  ursprünglich  das  Volk  im  Sinne  von  Nation,  welches  als 
Träger  der  Volkswirthschaft  erscheint.  Die  historische  Thatsache 
gemeinsamer  Abstammung,  die  gemeinsamen  geschichtlichen  Erleb- 
nisse, der  Besitz  eines  gemeinsamen  Wohngebiets,  die  Gemeinsam- 
keit und  P^igenausbildung  (die  „nationale''  Ausbildung)  wichtiger 
(„nationaler'')  Besitzthümer,  der  Sprache,  der  Sitte,'')  des  Rechts, 

*)  Näher  über  Begriff  und  Wesen,  Aufgabe  und  Methode  der  Volkswirthschafts- 
lehre  handelt  Kap.  G  der  Grundlegung.  Hier  hebe  ich  einstweilen  nur  hervor,  dass  ich 
mit  Schäfflc  'der  in  der  neuesten  Auflage  s.  Systems  I.,  46  die  Nationalökonomie 
definirt  als  Lehre  von  der  Erscheinung  des  wirthschaftlichen  Princips  in  der  mensch- 
lichen Gesellschaft!  darin  übereinstimme,  das.<  die  Aufgabe  der  Nationalökonomie 
in  der  Darlegung  der  Verwirklichung  des  Princips  der  Wirthschaftlichkeit  in  der 
Volkswirthschaft  liegt.  Dies  Moment  ist  aber  in  der  Definition  im  Texte  im  Hinweise 
auf  den  Organismus  der  Einzelwirthschaften  enthalten.  Schäfflc's  Definition  passt 
ebenso  für  die  Wirthschafts-  als  für  die  Volkswirtlischaftslehrc,  ist  also  etwas  zu  weit. 
—  üeber  andere  Namen  der  Wissenschaft  und  über  andere  Definitionen  der  Schrift- 
steller s.  Kap.  t)  und  Hau.  §.  9,  Kose  li er,  §.  1<3. 

*>  Auch  die  fniheren  und  auch  I?  a  u  konnte  dies  nicht  übersehen.  Aber  der 
Umstand  wurde  nicht  genügend  betont.  Raus  fnr  die  deutsche  Wissenschaft  so  lange 
maassgebende  Behandlung  der  politischen  Oekonomie,  nemlich  die  Scheidung  in  einen 
theoretischen  Theil.  die  Volkswirthschaft  sichre,  oder  Nationalökonomie, 
und  in  einen  practischen  Theil,  die  w  i  rth  s<:h  aftlic  h  c  Politik  (§.!),  13,  17) 
beruht  doch  im  let/.tcn  (»runde  auf  dem  (iedanken,  die  Volkswirthschaft /unächst  ohne, 
dann  erst  mit  dem  Staate  /u  betrachten,  was  praciisch  unmöglich,  eben  deshalb  theore- 
tisch nicht  richtig  ist,  aber  mit  der  ungenügenden  Betonung  der  wirthschaftlichen 
Kechts  Ordnung  und  des  Staats  in  der  Volkswirthschaft  beiden  Aelteren  zusammenhängt. 

'')  Kigenthiimlicher  Weise  wird  grade  dies  so  cbaracteristische  Moment  von  Rö- 
scher §.   10  weggelassen. 
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des  >S  t  a  a  t  !> ,  der  W  i  r  t  h  s  c  h  a  1'  t ,  auch  de r  Kirnst ,  Wissen schai't 
und  Religion  denn  selbst  nach  der  Entstehung  von  Weltreligionen 
behält  die  V^olksreligion  etwas  National- Eigenthütnliches,  ebenso 
wie  die  Kunst  und  Wissenschaft  des  einzelnen  Volks  — ,  diese 
Momente  alle  sind  es,  auf  denen  die  Nation  beruht.  Die  Volks- 
wirthschaft  ist  eines  der  genannten  nationalen  Besitzthünier,  ist 
Nationalökonomie  und  insoweit  ein  Naturpoduct.  Aber  wie 
die  andere  verwandte  Seite  des  Volkslebens,  das  Volks  recht,  er- 
hält auch  die  Volks  wir th  seh aft  erst  durch  den  Staat  ihren 
Abschluss:  sie  wird  Kunstproduet,  der  natürliche  Organismus 
wird  z,  Th.  künstliche  Organisation  (§.  116).  Die  Volkswirth- 
schaft  wird  hierdurch  aus  der  Nationalökonomie  die  Wirthschaft 
des  Volks  im  staatswissenschaftlichen  oder  politischen  Sinne  des  Worts 
Volk,  also  die  Wirthschaft  der  im  Staatsverbiind  Acreinigten  Per- 
sonen: wird  politische  Oekonomie  (in  diesem  Sinne).  Ihr  specifisch 
nationales  Gepräge  verliert  oder  niodificirt  die  Volkswirthschaft 
alsdann  in  derselben  Weise,  wie  in  den  Wechselfällen  der  Geschichte 
die  in  einem  concreten  Staate  vereinigte  Bevölkerung  aufhört  mit 
der  Nation  im  ursprünglichen  Sinne  des  Ausdrucks  identisch  zu  sein. 
Und  wie  etwa  durch  den  geschichtlichen  Process,  in  Folge  des  Zu- 
sammenlebens in  einem  Wohngebiete,  des  wirthschaftlichen  Verkehrs 
und  der  staatlichen  Zusammenfassung  die  Angehörigen  eines  Staats- 
verbands wieder  zu  einer  eigenartigen,  neuen  „Nation''  werden,  so 
nimmt  die  Volkswirthschaft  in  diesem  Verbände  auch  wieder  ein 
neues  specifisch  nationales  Gepräge  an. 

§.  55.  In  markanter  Weise  ist  durch  den  Staat  die  Aus- 
bildung besonderer  Volkswirthschaften  innerhalb  der  curopäisch- 
americauischen  Welt  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhundert  bis  in  un- 
sere unmittelbare  Gegenwart  hinein  begünstigt  worden.  Die  be- 
sonderen ,,  Staat  sind  i  vi  duali  täten"  treten  seitdem  wieder 
schärfer  hervor,  die  straffere  Centralgewalt  vernichtete  oder  ver- 
minderte die  provincielle ,  communale  und  ständische  Autonomie, 
suchte  aus  dem  Staatsgebiete  einen  grossen  einheitlichen 
Markt  zu  schaffen  und  sperrte  oder  erschwerte  den  Verkehr  mit 
dem  Auslande.  Von  grösster  Bedeutung  ward  insbesondere  die 
Ausbildung  der  Landesgrenzzollsy stenie,  innerhalb  deren 
zunächst  das  Zollgeb  iet  die  territoriale  Basis  der  natio- 
nalen Volkswirthschaft  wurde. ^)    Die  Volkswirthschaft  wuchs 

**)  Näheres  darüber  bei  A.  Wagner,  Art.  Zölle  im  Staatswöitcrb.  XT.,  'Mi  H. 
vergl.  auch  Fr.  List,  iiatioii.  Syst.  Kap.  20  u.  27. 
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clauii  gewissennasseu  in  das  Zollgebiet  hinein  und  indem  letzteres 
möglichst  auf  das  Staatsgebiet  (Frankreich,  Grossbritanuien  und 
Irland,  Kussland.  Oesterreich.  Italien)  oder  auf  das  Xational- 
gebiet  (Deutschland,  Zollverein;  ausgedehnt  wurde,  verwuchsen  auch 
die  national  und  politisch  disparaten,  die  neuerdings  etwa  erst  mit 
dem  Staate  verbundenen,  die  geographisch  abgelegeneren  Landes- 
und Volkstheile  zuerst  mit  der  Volkswirthschaft,  dann  mit 
dem  Staate  selbst  (Elsass- Lothringen  und  andere  ostfranzösische 
Grenzprovinzen  in  ihrer  volkswirthschaftlichen  Verbindung  mit  Frank- 
reich seit  der  Revolution,  die  russischen  westlichen  Aunexionsgebiete, 
Oesterreichs  Kronländer,  die  ehemals  polnischen  Gebietstheile  Preus- 
sens,  die  Staaten  des  Zollvereins,  Elsass-Lothringen  in  seiner  Ver- 
bindung mit  dem  Deutschen  Reiche  u.  a.  m.).  Das  Landesgrenz- 
z  oll  System,  gewöhnlich  viel  zu  enge  nur  aus  dem  handels- 
politischen Gesichtspuncte  beurtheilt  und  oft  genug  verurtheilt, 
erweist  sich  hiernach  von  grösster  allgemein  w  ir  th  sc  haft- 
lich er  und  politischer  Bedeutung  und  in  Folge  davon  selbst 
wieder  von  massgebendem  Einflüsse  auf  die  Cultur  eines  Volks.  ^) 
Diese  Wirkung  ist  häutig  durch  begleitende  politische  oder  polizei- 
liche Absperrungsmassregeln  (wie  z.  B.  das  Passwesen)  noch  ge- 
steigert worden.  Die  Wechselwirkung  zwischen  volkswirthschaft- 
lichen und  politischen  Verhältnissen  tritt  in  den  genannten  That- 
sachen  und  Massregeln  sehr  frappant  hervor.  ^") 

§.  56.  Sowohl  das  innige  Verwachsen  der  Einzelwirthschaften 
zur  Volkswirthschaft,  als  auch  wieder  die  Abtrennung  der  einzelneu 
Volkswirthschafteu  von  einander  wird  ferner  wesentlich  beeinflusst 
durch  die  räumlichen  Verhältnisse,  insbesondere  die  geogra- 
phische Lage,  Beschaffenheit  und  selbst  durch  die  geometrisclie 
Form^^)  des  Volkswirthschaftsgebiets,  bez.  des  Zoll-  und  Staats- 
gebiets. Die  verticale  und  horizontale  Conhguration  des  Gebiets, 
die  llidie,  Richtung,  Zugänglichkeit  der  Gebirge,  die  Seeverbindung 


''  Die  ladicaleii  Freihändler,  /..  13.  ßa»  t  i  a  t ,  liabi.-u  diese  liuhe  voliiiwirthschaft- 
liclie  und  iiolitischc  Bedeutunfj  der  Landesgreiiz/.olisystcme  gewühnlicli  verkannt,  in 
richtiger  Cousccßien/  ilires  atoniistischen  Standimnet^,  von  welchem  aus  die  Volks- 
wirthschaft nur  ein  Nebeneinander,  keine  organische  Verbindung  von  Ein/elwirtii- 
schaften.  S.  die  characteristische  Aeusserong  Bastiat's  über  den  deutsclien  Zull- 
vcrein,  bei  Bergius  Finanz wiss.,  Ibü5,"  S.  3'?'J. 

'"i  Anwendung  des  Gesagten  auf  die  practisclie  politische  Frage  der  W  iedorver^ 
einigung  Elsaä>- Lothringens  mit  Deuts'liland  in  A.  Wagner,  Eis.  u.  Lothr.  Ü.  AuH. 
l*5Ti   S.  .iM  11'.,  —  heute  bchon     187.5i  mannichfacli  durch  die  That  bewahrheitet. 

"'  Dalmatiens  Lage  zu  Oesterreich,  Tirol  jetzt,  nach  Abtretung  Loniliardo-A  ene- 
tiens.  desgl.;  ()st|>reussen's  Lage  /.ii  Di  iitM'ldaiid  u.  dergl.   ui. 
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und  die  natüilichen  Binnen -Wasserstrassen,  die  vun  allen  diesen 
Momenten  abhängige  Entwicklung  der  Commuuicationsmittel,  die 
Lage  eines  Volkswirtlischaftsgebiets  zu  anderen  Gebieten,  die  Lage 
der  einzelnen  Landestheile  zu  einander  und  zum  Auslande  entscheiden 
zum  Theil  massgebend  über  die  Lmigkeit  des  Verkehrs  innerhalb 
der  Volkswirthschaft  und  zwischen  verschiedenen  Volkswirthschaften 
oder  Theilen  derselben,  z.  B.  Grenzprovinzen.  Die  Gestaltung  der 
Volkswirthschaft  unter  dem  Einflüsse  dieser  räumlichen  Verhält- 
nisse wirkt  dann  auch  wieder  auf  das  politische  Leben  des  Volks, 
auf  das  losere  oder  engere  politische  Band  verschiedener  natio- 
naler Theile  der  Bevölkerung  bedeutungsvoll  ein. 

3.  Abschnitt. 
Die  Weltwirthschaft, 

§.  57.  Die  Weltwirthschaft  ist  der  Inbegriff  der  mit- 
einander verkehrenden  Einzelwirthschaften  vieler, 
schliesslich  aller  Völker  oder  Volkswirthschaften  der 
Erde.  Innerhalb  dieser  gesammten  Volkswirthschaft  lassen  sich 
wieder  Volks wirthschaftsgruppen  unterscheiden,  welche  in 
einigen  Beziehungen  sich  gegen  einander  ähnlich  abscheiden  wie 
die  Volkswirthschaften.  Sie  werden  mitunter  ebenfalls  Weltwirth- 
schaften  genannt.  Man  kann  namentlich  die  Weltwirthschaft  der 
europäisch-americanischen  Culturvölker  (incl.  Australiens)  als  occi- 
dentalische  der  Weltwirthschaft  der  asiatischen  Culturvölker  als 
der  orientalischen  gegenüber  stellen.  Für  manche  Wirth- 
schaftsverhältnisse,  z.  B.  für  den  Character  und  für  das  in  der  sog. 
Handelsbilanz  zum  Vorschein  kommende  Endergebniss  des 
auswärtigen  Handels,^)  ferner,  zum  Theil  in  Verbindung 
damit,  für  die  E  d  e  1  m  e  t  a  1 1  g  e  1  d  v  e  r  h  ä  1 1  n  i s s  e  bilden  diese  beiden 
Weltwirthschaften  förmlich  wieder  jede  ein  Ganzes,  ähnlich  wie  die 
einzelnen  Volkswirthschaften  (§.  53)  und  treten  in  einen  gewissen 
Gegensatz. 

§.  58.  Die  Entwicklung  der  Weltwirthschaft  ist  von  den- 
selben Factoren  bedingt,  wie  diejenige  des  Verkehrs  überhaupt 
(§.  LS).  Die  Zahl  und  Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse  und  der 
Güter,  die  Rechstsicherheit  ausserhalb  des  eigenen  Landes,  beson- 


*)  Dauernde  Passivität  des  europäischen  Handels  gegen  Asien,  im  Wesentlichen 
seit  den  Köuicr/.citen. 
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ders  auch  auf  der  See  (daher  Wichtigkeit  der  Kriegsmarineo,  des 
Völkerrechts),  der  Zustand  der  Coramunicationsmittel  sind  zunächst 
von  Einfluss.  Die  Commuuicationsmittel,  ferner  die  ver- 
schiedene natürliche  Ausstattung  der  Länder  und  (zum 
Theil  davon  abhängig)  der  Völker,  endlich  die  Verschieden- 
heit der  Entwicklungsstufen  der  einzelnen  Volkswirth- 
schaften  sind  besonders  wichtig.  Die  nationale  Arbeits- 
theilung  erweitert  sich  in  der  Weltwirthschaft  zur  internato- 
nalen. Die  Weltwirthschaft  kann  dadurch  wieder  die  Natur 
eines  grossen  Organismus  annehmen,  in  welchem  die  einzelnen 
Volkswirthschaften  (oder  genauer  gesagt  die  Einzelwirthschaften  in 
ihnen)  die  Function  von  Gliedern  erhalten.  Thatsächlich  neigt 
sich  der  Verkehr,  unter  den  ihn  begünstigenden  Einflüssen,  in  der 
Gegenwart  mehr  als  in  irgend  einer  früheren  Periode  der  Weltge- 
schichte dahin,  die  Volkswirthschaften  zu  einem  die  ganze  Erde 
umspannenden  weltwirthschaftlichen  Organismus  zu  vereinigen.  ^) 

§.  59.  —  1)  Das  Communications-  und  Transportwesen 
begünstigt  nach  dem  ihm  innewohnenden  Entwicklungsgesetze^) 
den  Verkehr  zuvörderst  und  am  Meisten  auf  der  See,  besonders 
an  den  Küsten  und  in  kleinen  Meeren,  ferner  auf  den  natür- 
lichen Binnenwasserstrassen.  Der  Landverkehr  entwickelt  sich 
nothwendig  später,  am  Leichtesten  noch  in  ebenem  Terrain  frucht- 
barer Länder  massiger  räumlicher  Ausdehnung.  Aus  diesen  Ver- 
hältnissen erklärt  sich,  dass  vielfach  der  internationale  Verkehr  und 
damit  die  Weltwirthschaft  sich  früher  entwickelt  als  der  Verkehr 
zwischen  verschiedenen  Landestheilen  einer  Volkswirthschaft,  der 
„ Fernverkehr '^  früher  als  der  „Nahverkehr",  der  Verkehr  in  Ar- 
tikeln höheren  specitischen  Tauschwerths  (§.  44),  in  Fabrikaten, 
Kunst-  und  Luxusartikeln  und  Consumptibilien  der  Reichen  zwischen 
verschiedenen  Ländern  früher  und  bedeutender  als  der  Verkehr  in 
schweren  voluminösen  Massenartikeln  des  Inlands,  welcher  vielfach 
im  ßinnenlande  ferne  von  Strömen  erst  eine  Schöpfung  des  Eisen- 
bahnzeitalters ist.*) 


'^i  Die  Welthandelsstatistik  ist  ein  Spiegelbild  dieser  Gestaltung  (s.  oben 
!§.  53  Anm.  4).  Vergl.  die  Berichte  von  Fr.  X.  Neumanu  (Wien)  in  Behm's 
geograph.  Jahrbüchern. 

"i  Vergl  darüber  den  genialen  Aufsatz  K.  Engel 's  über  die  Gren/.eii  des  Er- 
findungsgeistes im  Transportwesen,  Zeitscli.  d.  K.  preuss.  Stat.-Bür.  isOJ,  S.  113  ff. 
A.  Wagner,  Art.  Schiflfahrt  in  Rentzsch'  Handwörterb.  d.  Volkswirthschaftslehre 
(1866)  S.  726  ff. 

*(  So  namentlicli  von  grijsster  Bedeutung  der  (iutroide-    und    K  o  li  le  n  liandel. 
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§.  60.  —  2)  Die  verschiedene  iiatürlicbe  Ausstattung  der 
Länder  und  daher  der  Volkswirthschaften  weist  auf  eine  gewisse 
N  at  u  r g-  e  m  ä  s  s  h  e  i  t  der  internationalen  A r  b  e  i  t  s t  li  e i  I  u  n  g 
und  daher  der  Weltwirthschaft  hin,  woraus  sieh  wesentliche  Gründe 
zu  Gunsten  des  sog.  Freihandelssystems  ableiten  lassen.'') 

a)  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  hier  das  Klima  in  seinem 
Einflüsse  auf  organische  Producte,  auf  die  Ergiel)igkeit  des  Boden- 
anbaus  und  auf  den  wirthscbaftlichen  C'haracter,  besonders  auf  die 
Leistungsfähigkeit  und  Arbeitsamkeit  der  Bevölkerung.  Weiter 
kommt  in  Betracht  die  natürliche  Fruchtbarkeit  des  Bodens,  die 
Verbreitung  unterirdischer,  durch  Bergbau  zu  gewinnenden  Pro- 
ducte,  besonders  der  Metalle,  unter  denen  Gold  und  Silber  von 
jeher  den  grössten  Eintluss  auf  die  Entwicklung  des  internationalen 
Verkehrs  und  der  Colouisation  ausübten,  neuerdings  die  Verbreitung 
der  Mineralkohlen,  das  Vorhandensein  von  Wasserströmen,  welche 
sich  als  mechanische  Triebkraft  ausnutzen  lassen  (z.  B.  in  Gebirgs- 
gegenden) u.  A.  m.  Von  durchgreifender  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung der  Weltwirthschaft  ist  namentlich  der  Produetenaustausch 
zwischen  den  Ländern  wärmeren  lind  kälteren  Klimas,  daher 
zwischen  den  Tropenländern  einer-  und  den  Gebieten  der  ge- 
mässigten Zone  andererseits,  also  zwischen  den  betreffenden 
Theilen  Americas,  Asiens  und  Europa,  ferner  zwischen  Mittel-,  Nord- 
uud  Öüdeuropa.     Hier  kommen   die  Producte  des  klimatischen 


^)  Eines  der- populärsten  und  relativ  richtigsten  Argumente  der  Freihandelstlieorie, 
dem  aucli  Schutzzöllner  beistimmen.  So  betont  Fr.  List  in  seinem  nationalen  System 
stets  die  Zweckmässigkeit  der  internationalen  Arbeitsthcihiug  und  des  Freihandels 
zwischen  dun  Ländern  der  gemässigten  Zone  und  den  Tropen.  I)i<3  Möglichkeit  der 
internationalen  Arbeitstheilung  bei  Freihandel  wird  daher  auch  regelmässig 
unter  den  \' ortheilen  der  Arbeitstheilung  aufgeführt.  Doch  gelit  die  Beliauptung  oft 
zu  weit.  Denn  einmal  zeigt  die  allmählige  Verbreitung  von  Nutzpflanzen  und 
Hausthicrcn  nach  fremden  Ländern  durch  die  menschliche  Gultur,  dass 
auch  hier  nicht  reine  Naturverhältnisse,  Klima  u.  s  w.  entscheiden  i, Ver- 
breitung des  Weinbaus,  der  Seiden  zu  cht  u.  s.  w.),  vergl.  das  schöne  Buch  von 
H  e  h  n ,  Culturpilanzen  und  Hausthiere  in  ihrem  Uebergang  aus  Asien  nach  Griechen- 
lami  und  Italien,  sowie  in  das  übrige  Europa,  2.  AuH.  Berl.  1'574.  Sodann  liegen 
die  Verhältnisse  auch  niclit  immer  so,  wie  in  dem  beliebt  gewordenen  Beispiel  Se- 
niors von  den  Kosten,  welche  es  (irossbritannien  machen  wurde,  seinen  Theebedarf 
im  Inlande  sell)st  zu  produciren,  statt  ihn  aus  China  zu  decken  (Polit.  econ..  4.  ed. 
JS58,  p.  Tßi.  Hier  ist  auch  der  volks  wirthschaftliche  Nachtheil  freilich  evident,  in 
vielen  anderen  Fällen  ist  er  aber  jedenfalls  gering,  oft  gar  nicht  oder  nur  kurz  vor- 
übergehend vorhanden  Tabak,  Zucker  u.  A.  m.i  und  andre,  auch  culturliche  Vor- 
thcile  lEinfluss  der  Industrii;  auf  Städtewesen,  bürgerliche  Freiheit,  höheres  (jcistes- 
leben  u.  s.  w.)  fallen  ausserdem  ins  Gewicht.  Endlich  zeigen  neuere  Erfahrungen, 
besonders  in  Indien,  dass  auch  das  im  Texte  erwähnte  industrielle  Arbeitsmonopol 
der  nördlicheren  Länder  kein  so  absolutes  ist,  wie  früher  öfters,  besonders  in  X]ngland, 
von  ThrDn-tikern  und  rraktikern  ani;enommen  wurde. 
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Monopols  mit  den  Producten  des  industriellen  Arbeits- 
raonopols  zum  Austausch,  denn  wie  die  Natur  im  Süden  die 
Bodenproduetion,  so  begünstigt  sie  im  Norden  mehr  die  technische 
Arbeit  der  Bevölkerung.  Der  Handel  mit  „Colonialwaaren", 
„Südfrüchten"  u.  dgl.  m.,  welche  zum  Austausch  mit  Industrie- 
und  Montanproducten  kommen,  bildet  gewissermassen  die  Axe 
des  Weltverkehrs,  besonders  des  transatlantischen.  Er  muss  am 
Meisten  als  naturgemäss  bezeichnet  werden.  Handelspolitische 
Hemmungen  führen  hier  leicht  zu  einem  bedenklichen  Rückschritt 
der  internationalen  Arbeitstheilung. 

b)  Ein  zweiter  berechtigter  Haupttheil  des  Weltwirthschafts- 
verkehrs  wird  durch  den  Austausch  von  Montanproducten  der 
einen  mit  Agrar-  und  Industrieproducten  der  andren  Länder 
gebildet.  Doch  ist  die  „Natuigemässheit"  dieses  Verkehrs  insofern 
nicht  so  unbedingt  als  diejenige  des  vorerwähnten  vorhanden,  weil 
die  Entwicklung  von  Bergbau  und  Montanindustrie  nicht  nur  von 
der  natürlichen  Vertheilung  der  Kohlen,  Mineralien,  Erze,  Metalle 
im  Boden,  sondern  auch  von  der  Ausbildung  der  Technik  der 
Gewinnung  und  Verarbeitung  und  von  der  Rechtsordnung  und 
deren  Handhabung*'^  abhängt  und  oft  für  ein  Land  nur  das 
Zurückstehen  hierin,  nicht  der  Mangel  dieser  Pvoducte  in  seinem 
Boden  den  Bezug  der  betreffenden  Artikel  aus  dem  Auslande  be- 
dingt. Dieser  zweite  Haupttheil  des  weltwirthschaftlichen  Verkehrs 
unterliegt  daher  viel  mehr  als  der  erste  dem  geschichtlichen 
Wandel  und  Wechsel,  im  Zusammenhange  mit  dem  folgenden 
Puncte. 

§.  6L  —  3)  Die  Verschiedenheit  der  Entwicklungs- 
stufen der  einzelnen  Volkswirthschaften  und  überhaupt 
der  Cultur  und  Bildung  der  Völker  ist  ein  Factor,  welcher 
stets  den  internationalen  Verkehr  und  somit  die  Weltwirthschaft 
sehr  erheblich  mit  beeinflusst  hat  und  beeinflussen  wird.    Jedoch 


*)  Wie  sehr  dieses  Moment  grade  auf  den  Bergbau  von  EinÜuss  ist,  lehrt  ili.» 
neuere  Geschichte  Mexico^.  Für  Californicn  legte  v.  Kichtliofen  in  seiner 
Schrift  über  J.  Metaüproduction  Californicns  (Peterinann's  geogr.  Mitthcil.,  Ergänzh. 
14,  Gotha  lS04i  in  den  5Uer  und  öOer  Jahren  das  Hauptgewicht  mit  auf  die  Reform 
des  Bergrechts  und  geordnete  Kechtsznständc,  damit  der  grosse  Metallrciclithum  des 
Landes  allseitig  ausgebeutet  und  das  Land  zu  diesem  Zwecke  gehörig  colonisirt 
werden  könne.  Die  Q  uecksil  bcrgewinnung  sank  in  Folge  von  Processen,  welche 
die  Einstellung  der  Arbeit  in  den  Hauptgruben  bewirkten,  von  24,152  Flaschen  (Aus- 
fuhr) in  1S58  auf  3399  Fl.  in  1S59,  <»3tS  in  18()ü,  um  IsCI  wicd.r  .luf  3."),99.i  Fl. 
zu  steigen  (a.  a.  0.  S.  42). 

A.  \\  at'n*-!-,   Volkswirtlis.-haftsleliip.     I.  5 
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nur  soweit  diese  Verscliiedenheit  der  Entwicklungsstufen  auf  mehr 
oder  weniger  festen  natürlichen  Grundlagen,  auf  Klima, 
Landesart,  Beschaffenheit  der  Bevölkerung,  beruht,  be- 
wirkt der  aus  ihr  resultirende  Weltverkehr  selbst  wieder  eine 
einigermassen  bleibende,  „natürliche"  Gestaltung  der 
Weltwirthschaft.  Dartiber  hinaus  unterliegt  gerade  dieser  Verkehr 
und  mit  ihm  die  jeweilige  Gestaltung  der  Weltwirthschaft  einem 
grossen  geschichtlichen  Wechsel.  Man  kann  freilich  auch 
hier  von  Naturgemässheit  der  Weltwirthschaft  reden  im  Hin- 
blick auf  den  natürlichen,  wirthschaftlich  richtigen  Austausch  zwi- 
schen Ländern  reiner  und  vorherrschender  Agrarproduction  und 
Industrieländern,  zwischen  Ländern  verschiedenartiger  industrieller 
Entwicklung,  sowohl  was  Gattung  als  was  Vollkommenheit  der 
Erzeugnisse  anlangt.  Ein  solcher  Verkehr  wird  immer  bestehen 
und  in  einer  bestimmten  Periode  in  beiderseitigem  Interesse  durch 
Freihandelspolitik,  d.  h.  durch  zollfreien  Austausch  der 
bloss  die  Handels-  und  Frachtspesen  tragenden  Güter  gefördert 
werden.  Aber  wenigstens  innerhalb  einer  Gruppe  von  Ländern 
und  Völkern  von  nicht  gar  zu  grosser  Verschiedenheit  der 
natürlichen  Productiousbedingungen  und  der  Culturentwicklung-, 
also  z.  B.  innerhalb  der  europäischen  und  nordamericanischen 
AVeit,  kann  die  Stellung  als  Agrarstaat  und  Industriestaat  und  voll- 
ends diejenige  als  Industriestaat  der  und  der  Art  und  Entwicklung 
so  sehr  einem  geschichtlichen  Wechsel  unterliegen  und  hat 
sie  thatsächlich  demselben ,  sogar  mitunter  innerhalb  nicht  sehr 
langer  Zeiträume,  unterlegen,  dass  die  j  ewei  lige  Gestaltung  des 
Weltverkehrs  nur  als  eine  Phase  der  Entwicklung  angesehen 
werden  muss.  Die  Weiterbildung  kann  hier  sogar  wieder  mehr 
zur  Beschränkung  auf  den  inner-volkswirthschaftlichcn  Verkehr 
füliren,  also  insofern  einen  Rückschritt  in  der  Weltwirthschaft 
bedingen  (Nordamerika  seit  dem  Bürgerkriege),  der  sich  vielleicht 
nur  äusserlich  mehr  verbirgt,  weil  die  Verbesserung  der  Communi- 
cationsmittel  die  Grösse  des  gesammten  auswärtigen  Handels  stei- 
gert. Jedenfalls  l)eachtct  die  radicale  Freihandelstheorie  in  ihrer 
Predigt  von  der  absoluten  Richtigkeit  der  Freihandelspolitik  für 
jedes  Land  in  jeder  Zeit  die  bloss  relative  Berechtigung 
der  Weltwirthschaft,  welche  in  der  verschiedenen  Entwick- 
lungsstufe der  Volkswirthschaften  liegt,  nicht  genügend,  auch 
abgesehen  davon,  dass  sie  die  Abhängigkeit  höherer  Cultur  von 
weiter  gediehener  und  feinerer  Ar1)eitstheiluiig,  wie  sie  sich  in  der 
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ludustrie  gegenüber  dem  roheu  Ackerbau  zeigt,  viel  zu  wenig  be- 
rücksichtigt. ') 

§.  62,  Die  verschiedenen,  hier  erörterten  Momente,  von  denen 
die  Entwicklung  der  Weltwirthschaft  abhängt,  sind  theils  Voraus- 
setzungen und  Bedingungen,  theils  direct  Ursachen  dieser 
Entwicklung,  worunter  wohl  zu  unterscheiden  ist.  Als  Ursachen 
sind  die  verschiedene  natürliche  Ausstattung  und  die  verschiedene 
volkswirthschaftliche  Entwicklungsstufe,  als  Voraussetzungen 
die  Beschaifenheit  der  Communicationsraittel  und  des  Verkehrs- 
rechts  zu  betrachten.  Von  letzterem  hängt  das  Maass  der 
rechtlichen  Zulässigkeit  des  internationalen  wie  des  natio- 
nalen Verkehrs  ab,  in  welcher  Hinsicht  dort  das  Freihandels 
System,  hier  das  System  der  Markt-  und  Gewerbefreiheit 
das  grusste  Maass  der  Verkehrsfreiheit  geben.  Die  grosse  Ent- 
wicklung des  Weltverkehrs  und  z.  B.  auch  des  britischen  Aus- 
und  Einfuhrhandels  in  neuester  Zeit  ist  von  der  Durchführung  des 
Freihandelssystems  mit  abhängig  gewesen.  Die  wichtigere,  diesem 
Factor  gegenüber  nicht  immer  gebührend  gewürdigte  Voraussetzung 
dafür  lag  aber  in  der  ungeheueren  Verbesserung  der  Com- 
munications- und  Transportmittel.  Diese  hat  Länder  von 
immer  grösserer  Verschiedenheit  der   natürlichen  Ausstattung  und 


')  Fr.  List 's  grosses  Verdienst  ist  es,  diese  bloss  relative  Berechtigung  des  Frei- 
handels und  der  Weltwirthschaft  in  seinem  nationalen  System  der  politischen 
Oekonomie  dem  kosmopolitischen  System  der  britischen  Schule  gegenüber  nach- 
gewiesen zu  haben.  Carey  übertreibt  den  richtigen  List'schen  Gedanken  gleich 
wieder  und  geht  in  seiner  Polemik  gegen  das  ,, britische  System"'  ebendeshalb  zu  weit. 
Auch  tibersieht  er  in  seiner  These  von  der  Nothwendigkeit.  dass  Ackerbauer  und  In- 
doitrieller  nebeneinander  sitzen  sollen,  um  unproductive  Fracht-  und  Handels- 
spesen zu  ersparen  und  in  den  Schlüssen ,  welche  er  gegen  den  Freihandel  und  das 
britische  nationalökonomische  System  und  damit  gegen  die  Weltwirtlischaft  ziclit,  dass 
im  Inlande  ein  solches  N^beneinanderwohnen  von  Ackerbauern  und  Industriellen 
auch  nur  partiell  erfolgt  und  dass  andre  wiciitigc  wirthschaftliche  Gründe  für  die 
räumliche  ( provinciale,  locale)  Conccn  tration  der  Industrie  sprechen,  was  dann 
Fracht-  und  Handelsspesen  doch  unvermeidlich  macht.  Ist  vollends  das  Inland  ein 
so  grosses  Gebiet,  wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica,  mit  grosser  Ver- 
schiedenheit der  klimatischen,  Boden-,  Bevölkcrungs-  uud  Oulturverhältiiisse  der  ein- 
zelnen Landestheile,  so  tritt  auch  hier  eine  breite  räumliche  Trennung  der  vorherr- 
schenden Agrarproduction  und  Industrie  ein  idic  St;iaten  an  den  grossen  Seen  —  die 
atlantischen  Küstenstaaten,  Neu-England,  Newyork'.  Eine  internationale  Arbeits- 
theilung  und  ein  w  e  1 1  wirthschafüichcr  Verkehr  zwischen  England  und  Theilen  der 
Vereinigten  Staaten  ist,  zumal  bei  Wasscrvcrbiudung ,  auch  volk  swirthschaftlicli 
ebenso  zweckmässig,  als  eine  territoriale  Arbcitstheilung  zwischen  Massachusetts 
uud  Jowa.  Die  von  der  britischen  Nationalökonomie  mitunter  uberscliätztcn  cultur- 
lichen  und  politischen  Folgen  der  Weltwirthschaft  werden  endlich  von  Carey 
ebenso  einseitig  unterschätzt.  Das  Napoleonische  System  der  gemässigt  liberalen 
Handelsverträge  hat  gewiss  für  Frankreirli  England  gegenüber  auch  jio  li  tisch - 
gunstigf   l\)lgcu   gehabt. 
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der  volkswirtbschaftlichen  Entwicklung  bis  tief  ins  Binnenland 
hinein  und  selbst  für  den  Austausch  von  Artikeln  niedrigen  speci- 
fiscben  Tauschwerths  sich  gegenseitig  zugänglich  gemacht.^) 

4.   Abschnitt. 
Die  Güterbeweguii«'  in  der  Wirtlischaft.    Der  Credit. 

Zur  Erreichung  ihrer  Zwecke,  d.  h.  zur  fortdauernden,  planvoll 
nach  dem  ökonomischen  Prineip  erfolgenden  Bedürfuissbefriedigung 
ihres  Subjects  muss  jede  Einzelwirthschaft  einen  beständigen  Wech- 
sel oder  eine  Bewegung  in  den  ihr  zur  Verfügung  stehenden 
wirthschaftlichen  Gütern  bewerkstelligen.  Dieser  Wechsel  in  den 
naturalen  Bestandtheilen  der  Gütermenge,  über  welche  eine 
Wirthschaft  jeweilig  verfügt,  vollzieht  sich  als  Wi  rth  Schafts - 
betrieb  oder  Process  durch  Zugänge  von  Gütern,  welche  in 
die  Verfügung  der  Wirthschaft  eintreten,  und  durch  Ausgänge 
von  solchen,  welche  aus  ihrer  Verfügung  heraustreten.  Er  findet 
auch  in  der  isolirten  Einzelwirthschaft  ausserhalb  jedes  Verkehrs 
in  der  Eigen production  der  Güter  (§.  10)  und  in  der  Ver- 
wendung derselben  für  die  unmittelbare  Bedürfnissbefriedigung 
der  Angehörigen  der  Einzelwirthschaft  oder  zum  C  o  n  s  u  m  der 
Familie  statt.  In  der  V  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  oder  m.  a.  W.  bei 
der  im  Verkehr  stehenden  Einzelwirthschaft  treten  zu  der  eben 
erwähnten  Bewegung  der  Güter  noch  diejenigen,  welche  aus  den 
anderen,  in  §.  10  genannten  Erwerbs-  und  Verwendungsarten  der 
ortiter  hervorgehen.  Unter  diesen  Güterbewegungen  in  der  Wirth- 
schaft ist  eine,   die  durch  den  Credit  bewirkte,   hier  noch  be 


")  Dieser  Identilicirung  von  Ursache  und  Voraussetzung;  der  Entwicklung  des 
Welthandels  und  der  einseitigen  Betonung  des  liandelspolitischen  Moments  haben  sicli 
die  Freihändler  selir  oft  schuldig  gemacht,  so  aucli  in  den  cmphatisclien  Verlierr- 
licliungcn  der  Zunalimc  des  auswärtigen  Handels  in  den  letzten  Jalirzchnten. 
Diese  Zunalime,  welche  die  Handclsstatistik  überall  unzweifelliaft  orgiebt,  ist  relativ 
in  den  Ländern  verschiedener  Handelspolitik  nicht  immer  selir  ungleich,  was  schon 
beweist,  dass  das  Frcihandclssystem  nicht,  wie  man  angenommen  hat,  der  allein  oder 
auch  nur  der  vorzugsweise  maassgebende  Factor  sei,  wenn  aucli  dadurch  einzelne 
Richtungen  des  Handels  mitunter  besonders  begünstigt  sind  (z.  B.  der  englisch- 
französische Handell.  Die  Statistik  der  inländischen  Güterbewegung,  wie  sie  be- 
sonders die  Ei senbalin Statistik  liefert,  zeigt  dann  aber  noch  genauer,  dass  der  ?]in- 
fiuss  der  verbesserten  Communicationsmittcl  auf  den  auswärtigen  Handel  mächtiger  als 
derjenige  der  Handelspolitik  war.  Der  auf  trockenen  Strassen  (Eisenbalmen)  erfolgende 
(ietreide-,  Vieh-  und  Kohlenliandel,  der  sich  über  Mitteleuropa  zwischen  Ungarn, 
Polen,  Russland  und  Frankreich  bewegt,  ist  ein  significantes  Beispiel.  Vergl.  liieruber 
auch  Baxter  im  Juurn.  uf  tlie  Statist,  society  in  London  vol.  XXIX.  (ISHti)  p.  549, 
bes.  585— 5S8. 
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sonders  hervorzuheben.  Sie  ist  der  Grund,  dass  der  Güterwechsel 
in  einer  Wirthschaft  mit  den  V e  r  ä  n  d  e  r  u n  g  e  n  des  Vermögens 
der  Wirthschaft  nicht  vollständig  zusammenfällt,  was  nicht  immer 
genau  genug  auseinander  gehalten  wird.  ^)  Die  Anerkennung  des 
Privateigenthums,  und  zwar  auch  am  Grund  und  Boden  und 
an  anderen  Productionsmitteln  oder  an  Kapital,  zeigt  dann  grade 
hier  im  Creditverkehr  ihre  eigenthümlichen  Consequenzen  für  den 
Einzelwirthschaftsbetrieb  in  der  Volkswirthschaft.  ^) 

§.  64.  Der  Credit  ist  das  freiwillige  Hingeben  und 
Empfangen  wirthschaftlicher  Güter  (Leistungen)  im 
Vertrauen  auf  die  Zusicherung  künftiger  Gegengaben 
(Gegenleistungen).^')    Hier  existirt  also,  was  das  eigentliche 


^)  Auch  die  Definitioneu  des  Vermögens  i^s  o.  §.  2.'}  ü.)  leiden  mitunter  daran, 
dass  sie  die  Verfügung,  welche  eine  Person  bloss  durch  den  Credit  liber  Guter  hat, 
nicht  genau  scheiden  von  derjenigen,  welche  das  Eigenthum,  bez.  das  Forderungsrecht 
oder  ein  Obligationsverhältniss  giebt.  Dies  gilt  z.  B.  auch  von  Kau's  Definition,  8. 
Aufl.  §.  2  :  Vermögen  die  Menge  von  Sachgütern,  auf  welche  sich  in  einem  gewissen 
Zeitpuncte  die  Verfügungsgewalt  einer  Person  erstreckt.  „Verfügungsgewalt"  ist 
hier  ohnehin  ein  ungenauer,  unjuristischer  Ausdruck,  den  Rau  in  einer  Anm.  gleich 
selbst  präcisiren  muss  als  die  einer  Person  eigenthümlich  zustehende,  nicht  die 
ihr  übertragene  Gewalt.  Die  der  Person  im  Wege  des  C  r  e  d  i  t  s  übertragene  Ver- 
fügungsgewalt gehört  jedenfalls  nicht  zum  ^'ermögen.  Das  in  Forderungsrechten  be- 
stehende Vermögen  bezieht  sich  aber  nicht  direct  auf  Sachguter. 

^  Auf  den  innigen  Zusammenhang  von  Privateigcnthum  und  ("Kredit  und  darauf, 
dass  der  Creditverkehr  mit  allen  seinen  Folgen  Aviedcr  eine  nothwendige  Folge 
grade  nur  der  auf  Privat-,  Grund-  und  Kapi taleigenthum  basirten 
Volkswirthschaften  ist,  hat  mit  genialen  Gedankenblitzen  Rodbertus-Jajetzow  hin- 
gewiesen. Vergl.  seine  Creditnoth  d.  Grundbesitzes  IL,  2G!t  ff.  und  schon  die  ältere 
Schrift:  Die  heut,  preuss    Geldkrisis,  Anclam  1S45. 

^)  A.  Wagner,  Art  Credit  in  Kentzsch'  Handwörterb.  der  Volkswirthschafts- 
lehre.  S.  191  ff.  Im  Credit  sind  zwei  Momente  wesentlich:  das  zeitliche 
Nach  ei  II  and  er  von  Leistung  und  Gegenleistung,  im  Gegensatz  zur  Gleichzeitig- 
keit beider  bei  Tausch  und  Kauf,  und  das  Vertrauen-Geb en  und  Empfangen, 
dass  überliaupt  später  gegengclcistet  wird.  Die  Aelteren,  so  Rau  (Volkswirthschafts- 
lehrc,  8.  Aufl.  II.,  g.  27S:  Credit  das  Vertrauen,  in  welcliem  Jemand  in  Hinsicht 
auf  die  Erfüllung  von  vcrtragsmässigen  Verbindlichkeiten  im  wirthscliaftlichen  Verkehr 
bei  Anderen  steht),  Nebenius  (^Oeffentl.  Credit,  2.  Aufl.  1S21),  S.  1:  Credit  das 
Vertrauen,  das  man  in  die  Wirksamkeit  eines  Versprechens  setzt,  wodurch  eine 
.  .  .  Pdrson  gegen  empfangene  W'ertlie  zur  künftigen  Leistung  von  Gegenwerthcn  sicli 
verpflichtet,  so  wie  die  Fähigkeit,  vorhandene  Wertlie  gegen  ein  solches  Versprechen 
in  freiwilliger  Uebereinkunft  von  anderen  Personen  sich  zu  verschallen)  u.  A.  m. 
haben  mehr  das  Vertrauensmoment,  die  Neueren  mehr  das  zeitliche  Nacheinander  von 
Leistung  und  Gegenleistung  betont.  Man  ist  dabei  sogar  so  weit  gegangen,  die  We- 
sentlichkeit des  Vertrauensmoments  beim  Credit  ganz  zu  bestreiten,  so  M  a  c  1  e  o  d ,  in 
s.  theor.  a.  practicc  of  banking,  s.  Elem,  of  polit.  econ.  und  besonders  im  Art.  credit 
in  s.  diction.  of  polit.  econ.  I  und  Knies,  in  s.  Erörterungen  über  den  Credit  in  d. 
Tüb.  Zeitschr.  f.  Staatswiss.  B.  15  u.  KJ  tlS5<)  u.  60),  s.  bes.  XV.,  577  ff.  Vergl. 
dagegen  die  Anm.  in  meinem  Art.  Credit  a.  a.  0.  S.  über  Credit  noch  v.  Man- 
go Idt,  Grundr.  §.  5.M  ff.  u.  Art.  Credit  im  Staatswörterb.  VL  Speciell  über  das 
Darlehen  s.  Kumpf,  Tüb.  Zeitschr.  XI.  Weitere  Literaturnachweise  in  dem 
späteren  Kapitel  vom  Credit. 
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ökonomische  Wesen  des  Creditgeschäfts  im  Unterschied  vom  Tansch- 
und  Kaufgeschäft  bildet,  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  ein 
zeitliches  Intervall. 

Die  Gegenleistung  kann  auch  bestehen  in  der  Rückgabe  des 
übergebenen  wirthschaftlichen  Guts  selbst  oder  in  derjenigen  seines 
Werths.  Ausserdem  kann  sie  verbunden  sein,  und  ist  dies  in  der 
heutigen  Volkswirthschaft  in  der  Regel  auch,  mit  einer  Vergütung 
l'ür  die  Ueberlassung  der  creditirten  Güter,  d.  h.  mit  einem  Zin sc 
(Leihzins  e). 

1)  Die  einer  Wirthschaft  zur  Verfügung  durch  den  Credit 
überlassenen  Güter  können  in  das  Eigenthum  dieser  Wirthschaft 
übergehen,  scheiden  also  aus  demjenigen  der  creditirenden  Wirth- 
schaft, streng  genommen,  aus.  Dies  findet  statt  mit  den  sogen, 
fungiblen  oder  vertretbaren  Gütern,  insbesondere  daher  auch 
mit  dem  Gelde.  Das  wichtigste  hierhergehörige  Creditgeschäft 
ist  das  Darlehen.  Hier  wird  nur  die  Rückgabe  desselben 
Werths  versprochen  und  bleibt  der  creditirenden  Wirthschaft  ein 
Fo  r  d  er  ungs  recht. 

2)  Die  im  Wege  des  Credits  überlassenen  Güter  können  aber 
auch  im  Eigenthum  des  Creditors  bleiben  und  nur  aus  seinem 
Besitz  ausscheiden,  indem  der  letztere  und  damit  die  daraus 
fliessende  Nutzniessung  einer  anderen  Wirthschaft  überlassen 
wird:  so  inMieth-  und  Pachtgeschäften,  welche  Selaven,  Grund- 
stücke, Gebäude,  bewegliche  Güter  zum  Gegenstande  haben.  Hier 
wird  die  Rückgabe  desselben  Objects  (Species)  versprochen. 

Die  im  Wege  des  Credits  aus  der  unmittelbaren  Verfügung 
einer  Wirthschaft  (also  derjenigen  des  Gläubigers)  ausscheiden- 
den Güter  bleiben  auch  im  ersten  Falle  (Darlehen  u.  s.  w.)  als 
Rechte  an  einer  Handlung  des  Schuldners,  nemlich  den  Werth  der 
Güter  zurückzugeben,  oder  als  (passiv  ausgedrückt)  Obligationen, 
(activ  ausgedrückt)  Ford  er  ungs  rechte  doch  ihrem  Werthe  nach 
Bestandtheile  des  Vermögens  dieser  Wirthschaft,  bilden  aber  als 
Schulden  keinen,  wenigstens  keinen  positiven  Bestandtheil  des 
Vermögens'^)  derjenigen  Wirthschaft  (des  Schuldners),  au  welche 
die  Verfügung  über  sie  übertragen  worden  ist. 


■*)  Die  juristische  Auffasbung  des  Vermögens  anerkennt  positive  und  ne- 
gative Bestandtheile  desselben,  Acfiva  und  Passiva,  vgl.  z.  B.  Piu.hta.  Pandecteii 
§,  34:  die  Sache  Grundlage  des  Vermögens;  Vermögen:  „Gesauimtlieit  der  Kechte 
einer  Person,  die  entweder  in  der  Jlacht  über  eine  Sache  bestehen  oder  in  dieser 
ihr  Aequivalent  finden" ;  „ein  Gegenstand,  den  ich  einem  Anderen  zu  leisten  verpflich- 


4.  Abscliiiitt.     Die  (iiiterbewe^uiig-  in  der  Wirthsclial't.     Der  Credit.  7 1 

i?.  65.  Die  im  Wege  des  Credits  ttberlassenen  Güter  können 
von  der  empfangenden  Wirthschaft  zur  blossen  immittelbaren  Be- 
dilrfnissbet'riedigiing  (Consumtivcredit)  oder  zur  Herstellung 
neuer  wirthschaftlicher  Güter  mit  ihrer  Hüte  (Productivcredit) 
bestimmt  und  verwendet  werden.  ■'^)  Der  Consumtivcredit  waltet  auf 
niedrigeren  Wirthschaftsstufen  ^)  und  später  unter  gewissen  Classen 
(untere  bedrängte,  dann  höhere  verschwenderische),  der  Productiv- 
credit immer  mehr  auf  höheren  Wirthschaftsstufen  bei  scharfer 
Ausbildung  des  Pri vateigenthums  (auch  am  Boden)  und  bei 
w  e  i  t  g  e  h  e  n  d  e  r  A  r  b  e  i  t s  t  h  e  i  1  u  n  g  vor,  besonders  bei  derjenigen, 
,  wo  sich  die  Berufe  und  U  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  e  n  immer  mehr  auf 
die  Herstellung  bestimmter  einzelner  Güter  beschränken,  daher 
immer  weiter  theilen.  Namentlich  erweist  sich  sonach  der  Pro- 
ductiivcredit  als  ökonomischer  Factor  der  auf  Privateigen- 
thum  an  Grundstücken  und  beweglichen  Kapitalien 
basirten,  freie  Concurrenz  (§  126  ff.)  zulassenden  Volkswirth- 
schaft.  Er  knüpft  sich  an  den  Vermögens  b  c  s  i  t  z  (§.  24),  nicht 
an  das  Vermögen  als  rein  ökonomische  Kategorie,  an  und  erscheint 
wie  ersterer,  daher  doch  selbst  nur  als  historisch-rechtliche 
Kategorie.")  In  der  modernen  Volkswirthschaft  überträgt  der 
Credit  die  Benutzung  von  Grundstücken,  Gebäuden  und  beweglichen 
Kapitalien,  besonders  von  Geld  von  einer  Wirthschaft  in  die  andere. 
In  der  antiken  Volkswirthschaft  spielte  die  Vermiethung  von  Scla- 
V  e  n  daneben  eine  Rolle.  ^) 


tet  bin,  liat  dadurch  specitiscli  uiclit  aulgcliört  zu  meinem  Vermögen  zu  gehören, 
aber  er  geht  dem  Werthe  meines  Vermögens  ab".  Deshalb  sind  die  Schulden  als 
passiver  Bestandtheil  des  Vermögens  unter  diesem  zu  begreifen.  Hiernach  existirt 
Vermögen  einer  Person,  einerlei  in  vp-elchem  Verhältniss  die  activen  und  passiven 
Bestandtheile  desselben  stehen  mögen.  Berufung  auf  L.  40  D.  de  V.  S.  (,50,  16\  L. 
M)  §  1  eod.,  L.  3  pr.  D.  de  bonor.  possess.  [31,  1).  Vcrgl.  auch  ebendas.  §.  21i) 
über  den  Begrilf  der  Obligatio:  „die  01)1.  enthält  für  den  Glaubiger,  der  ein  Kecht 
(rorderung")  an  einer  Handlung  des  Schuldners  hat.  eine  Vermehrung  seines  Ver- 
mögens, nur  dass  der  specilische  Bestandtheil,  der  diese  Vermelirung  bildet,  sich  noch  in 
dem  Vermögen  eines  Anderen  befindet,  der  ihn  schuldet"',  umgekehrt  dann  für  den 
Schuldner.  Hiernach  kann  also  ein  Sachwerth  gleichzeitig  im  Vermögen 
zweier  Personen,  des  Gläubigers  und  des  Schuldners,  stehen.  Für  die  wirth- 
schaftliche  Betrachtung,  wie  sich  im  h.  Abschnitte  ergiebt,  ist  es  richtiger,  in 
Abweichung  von  dieser  juristischen,  unter  Vermögen  eben  nur  den  Activrcst,  der 
nach  Abzug  der  Schulden  bleibt,  zu  verstehen. 

^)  Näheres  darüber  später  in  der  Lehre  von  Credit.  S,  A.  Wagner  im  Hand- 
wörterbuch von  Rentzsch  S.  193.     Eb.  die  übrigen  Eintheilungen  des  Credits. 

•^j  üeber  die  Verschuldungsursachen  im  alten  Korn  s.  Ihering,  Geist  d.  röm. 
Kechts,  n.,  2.  (3.  Aufl.i  S.  234  li'.  ^Quellen  des  Pauperismus;  Ernteschwankungen, 
Kriegsdienst,  Sciavenconcurrenz). 

')  Vergi.  Rodbertus  Creditnoth  a.  a.  0. 

")  Bücbsenschütz,  Bes.  u.  Erw.  in  Griechen].  S.  UM. 
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§.  6Q.  Seine  volkswirthschaftlich  nützliche  Wirkung") 
hat  der  Credit  immer  dann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  die  durch 
ihn  übertragenen  Güter  von  der  empfangenden  Wirthschaft  besser 
als  von  der  hingebenden  verwendet  werden :  der  Productiveredit 
daher,  wenn  der  Schuldner  mehr  und  bessere  Güter  mit  Hilfe  des 
Credits  herstellt,  als  es  der  Gläubiger  im  Besitze  der  überlassenen 
Güter  gethan  hätte.  Es  ergiebt  sich  übrigens  hierbei  auch,  wenn 
man  den  letzten  Zweck  aller  Volkswirthschaft  ins  Auge  fasst,  nem- 
lich  die  möglichst  reichliche  und  zweckmässige  Bedürfnissbefriedi- 
gung der  gesammten  Bevölkerung,  dass  der  Consumtivcredit  wohl 
cinzel-  (privat-)  wirthschaftlich  (§.  121),  keineswegs  aber  immer 
volkswirthschaftlich  zu  verwerfen  ist,  namentlich  nicht  bei  einer 
sehr  grossen  Ungleichheit  des  Privatvermögens. ^'^) 

5.   Abschnitt. 

Der  CiUtereiii-  und  -ausjiaii»"  in  der  Wirthschaft  und  sein  Verhältniss 
zu  den  Einnahmen  und  Ausgaben.  ^) 

§.  1)7.  Der  Güte  rein-  und  ausgang  in  der  Wirthschaft 
umfasst  folgende  Fälle: 


")  A.  Wagner  a.  a.  0.  S.  198. 

^")  Gonsumtivcreditbcinitzungcn  zur  Hebung  wirklicher  ?voth  des  Schuldners  oder 
zur  Erlangung  von  Mitteln  zu  geistiger  Ausbildung  (in  welchem  F'alle  .der  Consumtiv- 
credit wenigstens  bei  Anerkennung  der  wirthschaftlichen  Güter(]ualität  der  persönlichen 
Dienste,  S-  -0,  aucli  Productiveredit  würde)  oder  zur  Herstellung  der  Gesundheit  sind 
Beispiele. 

')  Der  populäre,  der  Sprachgebrauch  der  Praxis  und  der  wissenscliaftlichc  sind 
hinsichtlich  der  Ausdrücke  Einnahmen  und  Ausgaben  schwankend.  l)ie  Ein- 
gänge aus  Creditopcrationcn  werden  z.  B.  im  Privat-  wie  im  Staatshaushalte  gewöhn- 
lich zu  den  Einnahmen  gerechnet,  aber  als  „ausserordentliche"  von  den 
„eigentlichen",  „ordentlichen"  unterschieden.  Aehnlich  werden  Schuld- 
rtlckzahlungen,  Darlchensgewährungen  wohl  zu  den  (ausserordentlichen)  Aus- 
gaben gerechnet.  In  der  theoretischen  Volkswiithschaftslehre  ist  die  im  Abschn.  1 
und  hier  im  Ab'schn.  5  gemachte  Unterscheidung,  deren  praktische  Bedeutung  doch 
klar  ist,  meistens  gar  nicht  beachtet.  Hermann  S.  ]2!(  stellt  z.  B.  die  Formen  der 
„Mehrung  und  Mindening  der  wirthschaftlichen  (iiiter.in  einer  Einzelwirthschaft"  als 
(jüterzugang  und  (iaterminderung  zusammen,  ohne  die  Creditein-  und  ausgängc  auch 
nur  zu  erwähnen.  Er  hat  also  eigentlich  nur  die  Vermögens  Veränderungen  in  der 
Wirthschaft  im  Sinne,  worin  aber  die  Güterzngänge  und  Minderungen  in  der  Einzel- 
wirthschaft diircliaus  nicht  aufgehen.  Auch  Kau  §.  70  will  liier  wie  in  dem  ganzen 
■'<.  Abschnitt  ^i^.  (is  ||".  nur  von  den  Veränderungen  des  Vermögens  sprechen,  und 
braucht  in  Bezug  hiei'auf  die  Worte  Einnahme  und  Ausgabe,  übersieht  also  auch  die 
Bedeutung  der  fremden  (iütcr  im  eigenen  Wirthschaftsbetrieb  (seine  Defin.  von 
Einnahmen  i.  w.  S.  als  ,,dio  sämmtlichen  neu  in  den  Besitz  einer  Person  gelangen- 
den Wcrthmengen"  könnte  sich  allerdings  auf  Wirthsc  haf  ts-,  nicht  nur  auf  Ver- 
mögenszugänge beziehen,  doch  denkt  Bau  hier  nur  an  letztere).  Koscher  §.  1 J4 
beschränkt  den  Begriff  Einnahme    auf  Zugänge  ins  Vermögen  (,,alle  Güter,  die 
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1)  Diejenigen  wirthschaftlielien  Güter,  welche  neu  in  die  un- 
mittelbare Verfügungsgewalt  2)  des  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects 
einer  Wirthschaft  eintreten,  kann  man  Zugänge  zu  der  oder 
Eingänge  in  die  Wirthschaft  nennen.  Der  Theil  dieser  Güter, 
welcher  das  Vermögen  der  Wirthschaft,  wenn  auch  auch  nur 
momentan,  vermehrt  (oder,  unter  Umständen,  erst  einen,  vielleicht 
auch  nur  momentanen,  Vermögensbestand  einer  Wirthschaft  schafft^), 
heisst  Einnahme.  Die  durch  den  Credit  erlangte  Verfügung 
über  fremde  Güter  gehört  also  wohl  zu  den  Eingängen,  aber 
nicht  zu  den  Einnahmen  der  Wirthschaft. 

2)  Diejenigen  Güter,  welche  aus  der  Verfügungsgewalt  des 
Subjects  einer  Wirthschaft  austreten,  nennen  wir  Abgänge  von 
oder  Ausgänge  aus  der  Wirthschaft.  Der  Theil  derselben, 
welcher  zugleich  eine  Vermögensverminderung  bildet,  heisst 
Ausgabe.  Die  Ausgänge,  welche  durch  Uebertragung  von  Gütern 
in  eine  andere  Wirthschaft  mittelst  des  Credits  bewirkt  werden, 
gehören  also  nicht  zu  den  Ausgaben. 

§.  68.  Der  übliche  populäre  und  geschäftliche  Sprach- 
gebrauch stimmt  mit  dieser  Terminologie  darin  überein,  dass  die 
,,Crediteingänge''  und  „Creditausgänge"  in  einer  Wirthschaft  wenig- 
stens nicht  mit  zu  den  eigentlichen  oder  ordentlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  gerechnet  werden  (vgl.  Anm.  1).  Er  weicht 
ausserdem  noch  in  zweierlei  Weise  häutig  davon  ab: 

l)  Manche  Ein-  und  Ausgänge  einer  Wirthschaft  bilden  nur 
einen  Wechsel  in  den   naturalen  Bestandtheilen   (einen 

innerhalb  einer  gewissen  Peiiode  neu  ins  A'ermögen  treten"  incl.  Geschenk,  Lot- 
tcriegewinn,  Erbschaft  u.  s.  w.).  —  Es  ist  nun  ui.  E.  ein  entschiedenes  wissenschaft- 
liches Bodürfniss,  um  den  realen  Verhältnissen  der  einzelwirthschaftlichen  Processe  in 
der  Volkswirthschaft  Rechnung  zu  tragon,  die  Ein-  und  Ausgänge  in  der  Wirth- 
schaft und  im  Vermögen  zu  unterscheiden  und  dafür  empfiehlt  sich  die  im  Texte 
vorgenommene  B  esclir  änkung  der  Begriffe  Einnahme  und  Ausgabe  auf  Vermö- 
gens Veränderungen.  Ich  halte  diese  Terminologie  im  weiteren  Verlaufe  überall  fest 
und  werde  sie  später  auch  in  den  practischen  Theilen  der  politischen  Oekonomie 
iFinanzwiss.  u.  s.  w.'i  zur  Anwendung  bringen. 

-)  Dieser  Ausdruck  unterliegt  nach  dem  Vorausgeschickten  nicht  mehr  den  Be- 
denken, welche  in  Anm.  1  des  vorigen  Absclinitts  gegen  seinen  Gebrauch  bei  Kau 
erhoben  wurden.  Er  bezieht  sich  jetzt  ein  für  allemal  auf  Rechte,  die  .lus  Eigen- 
tlium  und  Crcditübertragungen  herrühren.  Die  Verfügungsgewalt  eines  Verwalters, 
von  der  Ran  in  §.  2  spricht,  kommt  hier  gar  nicht  in  Betracht,  denn  diese  bezieht 
sich  nicht  auf  die  eigene  Wirthschaft  desselben,  sondern  auf  eine  fremde,  in  der 
er  doch  nicht  eigentliches  Wirthschaftssubject  ist.  —  Der  Ausdnick  Wirthschaft  wird 
im  Folgenden  mitunter,  der  Einfachheit  wegen  und  ohne  Gefahr  eines  Mi.ssverständ- 
nisses,  für  Wirthschaftsinhaber  gebraucht,  wobei  auch  die  Volkswirthschaft  personificirt 
werden  kann. 

•'')  Ein  bekanntlich  sehr  practischer  Fall,  dem  die  Definitionen  der  Einnahme  auch 
nicht  immer  gerecht  werden. 
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Substanz  Wechsel)  des  Vermögens,  bei  gleichbleibendem  Werlhe 
des  letzteren,  werden  aber  doch  öfters  als  Einnahmen  und  Aus- 
gaben bezeichnet.  Es  findet  dies  seine  Erklärung  in  den  Verhält- 
nissen der  arbeitstheiligen  Volkswirthschaft,  wo  Güter  für  den 
Absatz  erzeugt  und  nach  erfolgtem  Absätze,  insbesondere  gegen 
Grcld,  als  Einnahmen  und  andrerseits,  wo  Güter  für  den 
eigenen  Bedarf  eingetauscht  und  nach  erfolgtem  Eintausche 
(Kaufe),  also  namentlich  gegen  Geld,  als  Ausgaben  behandelt 
werden.  Allein  streng  genommen  ist  dies  unrichtig  und  kann  nur 
mit  ausser  liehen  Gründen,  z.  H.  den  Bedürfnissen  der  Buch- 
und  Rechnungsführung  in  der  Geldwirthscbaft  oder  dem  practischen 
Bedürfniss,  die  einzelnen  Abtheilungen  der  Wirthschaft  (nament- 
lich die  Haus-  und  die  Pro  du ctions  wirthschaft,  s.  §.  69)  rech- 
nungsmässig  hinsichtlich  ihrer  Güterbewegung  zu  trennen,  gerecht- 
fertigt werden. 

a)  Die  Geldeingänge,  welche  aus  dem  Absatz  der  Pro- 
ducte  hervorgehen,  sind  keine  eigentlichen  Einnahmen,  sondern 
letztere  bestehen  eben  indenProducten  selbst,  soweit  dadurch 
das  Vermögen  der  Wirthschaft  vermehrt  worden  ist.  Nur  der- 
jenige Theil  des  Geldeingangs  beim  Productenabsatze,  welcher  den 
schliesslich  realisirten  Gewinn  darstellt,  kann  daher  etwa  Ein- 
nahme genannt  werden.  Aber  auch  dieser  Theil  steckt  doch  streng 
genommen,  wenn  auch  gewissermassen  latent,  in  den  Producten 
selbst,  bez.  in  deren  Werth. 

b)  Die  Geldausgänge,  welche  aus  dem  Ankauf  der  Pro- 
ducte  anderer  Wirthschaften  hervorgeben,  führen  einen  entsprechen- 
den Werth  solcher  Producte  in  die  Wirthschaft  zum  Ersatz  ein. 
Daher  liegt  auch  hier  zunächst  nur  ein  Öubstanzwechsel  im 
Vermögen  vor.  P^rst  die  Verwendung  der  Producte  zu r 
Bedürfnissbefriedigung  cConsumtion ),  und  streng  ge- 
nommen sogar  erst  der  vollständige  Verbrauch  der  Güter 
hierbei,  ist  die  eine  Vermögensminderung  bildende  Ausgabe. 
Soll  noch  genauer  unterschieden  werden,  so  könnte  man  sagen: 
derjenige  Theil  des  im  Ankauf  erfolgenden  Geldausganges  einer 
Wirthschaft  ist  sofort  eine  Ausgabe  im  festgestellten  Sinne  des 
Worts,  welcher  die  meistens  den  Uebergang  eines  Products  in  die 
sogen,  zweite  Hand  der  Hauswirthschaft  begleitende  Tauschweith- 
verminderuug  des  Guts  repräsentirt.'*) 


*)  Man  (lenke  an  eben  neu  g-ekaufte  KlciJungsstiickc  des  Consuuieiiteu. 
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Diese  Untei-scheidiiiigen  haben  auch  prac tische  Bedeulung 
t'lir  eine  nach  streng  rationellen  Grundsätzen  erfolgende  Buch- 
nnd  Rechnungsführung  der  Wirthschafteu,  namentlich  auch  der 
Finanzwirthschaft  des  Staats. 

^.  69.  —  2)  Mit  der  allgemeineren  Ausbildung  der  Arbeits- 
theilung  und  der  Geldwirthschaft  (%.  114)  trennen  sich  in  den 
Einzelwirthschaften,  besonders  auch  in  den  Privatwirthschaften  der 
Familien  (§.  \22),  immer  mehr  und  vollständiger  zwei  Wirth- 
schaftsabtheilungen,  welche  in  vieler  Hinsicht  wieder  die 
Natur  selbständiger  Wirthschafteu  annehmen:  die  Haus wirthschaft 
( VVirthschaft  schlechthin  mitunter  genannt)  und  die  P  r  o  d  u  c  t  i  o  n  s  - 
wirthschaft.  Die  erstere  bezweckt  die  Verwendung  der  der 
Wirthschaft  für  die  laufende  Bedürfnissbefriedigung  der  Wirth- 
schaftsangehörigen  zur  Verfügung  stehenden  Gütermenge  oder  m.  a. 
W.  die  Verzehrung  und  somit  die  reelle  Verausgabung 
der  Güter  im  Haushalt.  Man  könnte  sie  auch  Verbrauebs- 
oder  Ausgabe  wirthschaft  nennen.  Die  zweite  hat  die  Er- 
werbung der  Güter  oder  des  Einkommens  (§.  84)  und  damit 
eben  die  Mittel  für  die  Hauswirthschaft  zum  Zwecke:  Einnahme- 
oder Erwerbs  wirthschaft.  Die  blossen  Güterübergänge  zwischen 
diesen  beiden  Wirthschaftsabtheilungen,  welche  doch  wieder  die 
Eine  Wirthschaft  unter  Einem  Rechtssubject  und  mit  Einem  Ver- 
mögen bilden,  werden  nun  auch  wohl  als  Einnahmen  und  Aus- 
gaben bezeichnet,  und  im  Interesse  richtiger  Buch-  und  Rechnungs- 
führung, wobei  die  Wirthschaftsabtheilungen  personificirt  werden, 
besonders  im  System  der  doppelten  Buchhaltung,  mit  Recht,  aber 
an  und  für  sich,  wenn  die  Wirthschaft  als  Einheit  betrachtet 
wird,  liegt  offenbar  auch  hier  zunächst  keine  Veränderung 
des  Vermögens  vor,  welche  die  Bezeichnung  als  Einnahme  und 
Ausgabe  rechtfertigte.  ^) 

^.  70.  Hält  man  an  der  Unterscheidung  von  Ein-  und  Aus- 
gängen in  der  Wirthschaft  und  Einnahmen  und  Ausgaben, 
welche  eine  Vermögens  Veränderung  bewirken,  fest,  so  ergiebt 
sich  folgendes  Schema  der  Eingänge  in  der  Einzelwirthschaft:*^) 


^)  In  der  Gegenwart  liegen  Fälle  dieser  Art  besonders  bei  dem  Naturalverbrauch 
der  Landwirthe  vur.  Die  Abgabe  von  Naturalien  aus  der  Productionswirthschaft  des 
(iutsbesitzers  an  seine  Haushaltung  ist  mit  Keebt  namentlich  aurh  bei  der  Bemessung 
des  Einkommens  für  Stenerzwecke  nicht  als  Ausgabe  zn  betrachten,  sondern  bildet 
einen  Bcstandtlieil  des  steuerpflichtigen  Einkommens,  —  ein  anerkannter,  wenn  auch 
practiscli  schwer  genau  durchführbarer  Rechtdgrundsatz  in  den  modernen  Einkommen- 
steuergesetzen, z.  B.  dem  preussischen. 

^)  Vergl.  Hermann  S.  129  11'.  (unvollständig). 
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A.  Solche,  welche  zugleich  Einnahmen   sind: 

1)  Unmittelbar  eigens  erworbene  Einnahmen  der  Wirth- 
schaft, welche  auf  die  eigene  Verwendung  der  dem  Wirth- 
schaftssubject  zur  Verfügung  stehenden  Arbeitskräfte,  Grundstücke 
und  Kapitalien  zurückzuführen  sind;  —  und  zwar  theils  auf  die 
Verbindung  dieser  drei  Kategorieen  in  der  Unternehmung, 
theils  auf  die  Ausübung  der  eigenen  Arbeitskraft  allein, 
in  der  eigenen  Unternehmung^)  oder  im  Dienste  der  Unter- 
nehmung eines  Anderen,  d.h.  im  Veihältniss  der  Lohnarbeit. 
Diese  Einnahmen  bestehen,  und  zwar  auch  im  letzterwähnten  Falle,^) 
in  concreten  wirthschaftlichen  Gütern  oder  Producten, 
sind  Naturaleinnahmen.  Die  Wirthschaftsthätigkeit,  durch  welche 
sie  gewonnen  werden,  ist  die  Natural-Production  (Natural- 
Er  Zeugung). 

2)  Einnahmen  einer  Wirthschaft  aus  Fo r der ungs rechten  in 
Folge  von  Creditgeschäften.  Letztere  haben  ihren  Ursprung  in 
Ei  gen  th  ums-  und  verwandten  Rechten  an  Unfreien,  Grund- 
stücken und  Kapitalien,  welche  das  Wirthschaftssubject  nicht  selbst 
zur  Herstellung  von  Gütern  verwendet,  sondern  andren  Wirth- 
schaften  zur  Benutzung  überlassen  hat.  Die  Einnahmen  sind  hier 
Vergütungen  für  die  Ueberlassung  der  Nutzung  (beim  Unfreien 
eventuell  für  die  Einräumung  der  Verfügung  über  seine  Arbeitskraft 
an  ihn  selbst)  bestehen  in  Entrichtung  einer  Rente  (Abgabe  des 
Unfreien,   z.  B.  russischer  Obrok,^)  Pacht-  und  Miethzins  bei 


')  So  bei  gewissen  persönlichen  Dienstleistungen ,  welclie  we^cntlicli  nur  mit  der 
persönlichen  Arbeitskraft  selbständig  ausgeübt  werden,  z.  B.  Botendienst;  ein 
kleines  Kapital  pflegt  allerdings  aurh  hier  nicht  leicht  ganz  zu  fehlen  (Tasche,  Stock 
des  Boten,  Kasirzeug  des  Barbiers  u.  dgl.  m.),  kann  aber  hier  ignorirt  werden. 

")  Die  Geldlohnauszalilung  scheint  mit  dieser  Auffassung  in  Widersprucli  zu 
stehen.  Indessen  ist  grade  zur  richtigen  Wurdigung  derselben  und  der  Lohnarbeit  im 
Dienste  fremder  Unternelunung  überhaupt  sclion  hier  zu  betonen,  dass  die  Einnahme 
des  Arbeiters  im  Grunde  doch  immer  nur  eine  Quote  des  Productionscrtrages 
d  er  Unternehmung  ist.  in  der  er  beschäftigt,  und,  wie  dieser  Ertrag  selbst,  in 
Producten  besteht.  Dass  er  dafür  im  Lohnvertrage,  und  zwar  gewöhnlich  in  (icld, 
abgefunden  wird,  ändert  dieses  Grundvcrliältniss  nicht.  Ebenso  folgt  aus  der  hier 
vertretenen  Auffas.>ung.  dass  die  Einnahme  (Einkommen  §.  S4,  Lohn)  des  Arbeiters 
seine  cigenerworbenc,  nicht  vom  "Unternehmer  gegebene  sei  („Brot  des  Unter- 
nehmers essen").     Vergl.  Koscher  §.  144. 

")  (i c  1  d abgaben ,  wie  eine  Art  Kopfsteuer  an  die  Herren,  mit  denen  sich  die 
T>eibeigencn  ihren  Herren  gegenüber  abfanden.  Besondere  Entwicklung,  seitdem  in 
Russland  Fabrikwesen  aufgekommen.  S.  Tschitschcrin,  Art.  Leibeigen- 
schaft im  Staatswörterbuch  VL,  40S:  v.  Haxt hausen,  ländl.  Verfassung  Russlands, 
Leipz.  186tt,  S.  84.  —  Aehnliclie  Gestaltungen  schon  im  Altertlium;  über  Griechen- 
land s.  Büchsenschütz,  a.  a.  0.  S.  11(5  (avafOfiä). —  Rodbertus  hat  mit  Kecht 
öfters  darauf  hingewiesen,  dass  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  des  Privat-Grund- 
eigenthums  und  des  Privat-Kapitaleigenthums  durch  den  A'ergleich  mit  Sclaveneigen- 
thum  erst  in  das  richtige  Licht  gestellt  werde. 
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Grimdstticken  und  Gebäuden,  Zins  bei  anderen  Kapitalien,  und 
können  insgesammt  Renteneinnahmen  genannt  werden.  Sie 
bestehen  in  Sachgütern,  Dienstleistungen  oder  Geld. 

3)  Einnahmen  aus  Erbschaften  und  Legaten  kraft  des 
Erbrechts.  1«) 

4)  Einnahmen  aus  unentgeltlich  und  freiwillig  einer 
Wirthschaft  von  anderen  überlasseneu  Gütern:  Geschenk,  Almosen. 

5)  Einnahmen  in  Folge  von  spontan-natürlichen  (ohne 
menschliches  Zuthuu  erfolgenden)  Zuwächsen  zu  vorhandenen 
Gütern  (Früchte  von  Pflanzen,  Thieren;   Bodenanschwemmungen). 

6)  Einnahmen  aus  Funden  und  Aneignen  herrenloser, 
verlorener  u.  dgl.  m.  Sachen. 

Hierzu  könnte  dann  7)  widerrechtlicher  Zwangserwerb 
(§.  10)  treten. 

Alle  diese  Einnahmen  sind  bei  allen  Arten  Einzelwirthschaften 
möglich,  namentlich  auch  bei  den  Gemein-  und  speciell  bei  den 
Z  w  a  n  g  s  gemein wirthschaiten  (§.  151,  154).  Bei  diesen  tritt  als 
achte  Einnahmeart  die  Besteuerung  hinzu  (§,  158). 

B.  Eingänge ,  welche  nur  ein  S  u b  s  t  a  n  z  w  e  c  h  s  e  1  des  Ver- 
mögens und  insofern  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme  sind. 

1)  Durch  Tausch  (oder  Kauf  in  der  Geldwirtbschaft)  von 
einer  anderen  Wirthschaft  gegen  Hingabe  wirthschaftlicher  Güter 
(iucl.  Dienstleistungen)  erlangte  Güter,  oder  Eingänge  aus  dem 
verkehrsmässigen  Erwerb  der  Güter.  Auch  diese  können  in 
Sachgütern,  Dienstleistungen  oder  Geld  bestehen  und  zum  Zweck 
der  reinen  oder  der  reproductiven  Consumtion  (§.  71,  A. 
1  und  B.  2)  erfolgen. 

2)  An  die  Stelle  verwendeter  alter  Güter  bei  der  eigenen  Er- 
zeugung tretende  neue  Güter  (s.  §.  71,  B.  2).^^) 

C.  Eingänge  in  Folge  von  Creditgeschäften: 

1)  Guter,  welche  der  Wirthschaft  aus  anderen  Wirthschaften 
creditirt  werden  und  demnach  für  die  empfangende  Wirthschaft 
bezügliche  Schuldverbindlichkeiten  involviren:  Aufnahme  von 
Schulden,  worunter  sich ,  ökonomisch  betrachtet ,  auch  die 
Pacht-  und  Miethgeschäfte  bei  Postnumerando-Zahlung 
des  Pächters  und  Miethers  reihen.  —  Die  Vermehrung  der  Passiva 


'")  Bei  der  cigcnthilinlichcn  rechtlichen  Stellung  des  Erbrechts  wolil  richtig-  als 
besondere  Einnahmekatcgoric  hervorzuheben  (bei  Hermann  mit  N.  1  zusammen). 

**)  Z.  B.  die  fertigen  Fabrikate,  welche  an  die  Stelle  der  verbraurhlcii  Höh-  und 
Hilfsstoffe,  Uiiterhaltsmittel  der  Producenten  u.  s    \v.  treten. 
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bewirkt  an  sich  keine  Verminderung  des  Vermögens  (Activ- 
vermögens),  da  sieb  dadurcb  die  Activa  zunächst  ebenso  \'ermebren. 
Erst  die  Verzehrung  der  creditirten  Güter  hat  diese  Wirkung. 

2)  Rückzahlungen  anderer  debitirender  Wirthschaften  an 
die  creditirende,  bez.  Rückgaben  der  vermietheten  oder  verpach- 
teten Güter  an  sie.  Da  diese  Güter  wohl  aus  der  unmittelbaren 
Verfügung  der  creditirenden  Wirthschaft,  aber  nicht  aus  deren 
Vermögen  ausgeschieden  waren,  involvirt  die  Rückzahlung  oder 
Rückgabe  auch  keine  Vermögensveränderung. 

§.  71.  In  gleicher  Weise,  wie  für  die  Eingänge,  lässt  sich  auch 
für  die  Ausgänge  der  Einzelwirthschaft  ein  Schema  aufstellen: 

A.  Ausgänge,  welche  zugleich  Ausgaben  sind; 

1)  Unmittelbar  eigens  behufs  der  Bedürfnissbefriedigung 
von  den  Wirthschaftsangehörigen  verzehrte  Güter  (Consum- 
tion,  reine  oder  eigentliche  Consumtion).  Hier  erfolgt  eine  Werth- 
vernichtung,  bez.  ein  Verbrauch  der  naturalen  Güter  selbst: 
Natural  ausgäbe. 

2)  Rentenausgaben,  bestehend  in  Zahlungen  von  Renten 
aus  Creditgeschäften  fcleitens  der  debitirenden  Wirthschaft. 

3)  Ausgaben,  bestehend  in  unentgeltlicher  und  frei- 
williger Ueberlassung  von  Gütern  an  andere  Wirthschaften:  Ge- 
schenk, Almosen. 

4)  Ausgaben  in  Folge  natürlicher  Zerstörung  vorhandener 
Güter  (nicht  zusammenfallend  n)it  den  in  §  74  erwähnten  natür- 
lichen Qualitätsverschlechterungen  der  Güter) :  natürliche  Con- 
sumtion. 

5)  Ausgaben  in  Folge  von  Verlieren,  Derclinquiren  von 
Gütern. 

(i)  Ausgaben,  bestehend  in  z  vvangs  weiser  Ueberlassung  von 
Gütern  an  andere  Wirthschaften,  ohne  Erlangung  speciellen 
Gegenwerths^^j:  Steuern  und  zwar  eigentlicii  e,  allgemeine 
Steuern ,  wä hrend  G  e b  ü  h  r  e  n  ^^) ,  weil  dabei  ein  s  p  e  c  i  e  1 1  e  r 
Gegenwerth  erlangt  wird,  streng  genommen  zur  folgenden  Kate- 
gorie gehören.  ^*) 


*■'')  Im  Gegensatz  zu  dem  generellen,  für  die  einzelne  W'irthscliaft  niclit  mess- 
baren (iegenwertli ,  der  für  die  Steuern  in  der  allgemeinen  Staatsförderung  (Keclits- 
schutz  u.  s.  w.)  allerdings  auch  erlangt  wird.  S.  u.  §.  löO  II.,  I5G,  lös  und  Kap.  4 
vom  Staate. 

'•')  Kau -Wagner,  Finanzwiss.  I.,  §.  95. 

")  Der  Ausgang  der  Güter  aus  einer  Wirtbsclial't  duicb  Erbrecht  ist  liier  nicht 
mit  zu  crwähntMi,  denn  er  ist  eb''U  Auflösung  der  Wirtlischaft  selbst. 
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B.  Ausgänge,  welche  mir  einen  Substanz  Wechsel  des  Ver- 
mögens bilden: 

1)  im  Tausch  oder  Verkauf  gegen  Empfang  andrer  Güter 
fortgegebene  Güter,  —  verke  h  vsmä  ssiger  Ausgang. 

2)  Verwendung  wirthschaftlicher  Güter  als  Mittel  zur  eigenen 
Herstellung  neuer  wirthschaftlicher  Güter:  reproducti ve  Con- 
sumtion,  wo  an  Stelle  des  verbrauchten  Guts  ein  neues  tritt, 
sich  also  derWerth  im  Formweehsel  der  Güter  erhält.  Die 
dergestalt  verweudeten  Güter  heissen  Erze  u  g  u n  g  s  -  (Productions-, 
Herstellungs-,  Gewinnungs-)  kosten  oder  Kosten  schlechtweg 
(§.  48,  83). 

C.  Ausgänge  in  Folge  von  Creditgeschäften: 

1)  Gewährung  von  Crediten  an  andere  Wirthschafteii,  incl. 
Vermiethuiigen  und  Verpachtungen  hei  Postnunierandozahlung. 

2)  Rückzahlungen,  bez.  Rückgaben  von  Gütern  an  die 
creditirende  Wirthschaft. 

§.  72.  Jede  Güterbewegung  in  der  Wirthschaft,  d.  h.  jeder 
Ein-  und  Ausgang  der  Güter,  ferner  jede  Veränderung  des 
Vermögens,  d.h.  jede  Einnahme  und  Ausgabe  und  danach 
dann  der  Güterbestand  in  einer  Wirthschaft  und  im  Vermögen 
lässt  sich  auf  zweierlei  Weise  verfolgen: 

1)  an  den  Gütern  selbst,  insbesondere  in  der  Art,  dass  die 
einzelnen  Güter  durch  M  a  a  s  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n  genau  qualitativ 
und  quantitativ  bestimmt  werden,  was  alsdann  auch  eineSummi- 
rung  der  (lualitativ  gleichen  Gütermengen  gestattet:  sog.  Natural- 
rechnung,  ^■'')  wie  sie  auch  im  practischen  Leben,  z.  B.  bei  der 
Aufnahme  der  Lager-Inventare  der  Kaufleute,  in  vielen  Zweigen 
des  Staatshaushalts  u.  s.  w.  vorkommt.  Bei  den  S  ach  gutem 
muss  hier  die  Waar  e  nkunde  und  das  Maass-  und  Gewichts- 
wesen die  Mittel  zur  genauen  Naturalrechnung  liefern; 

2)  am  Werthe  der  Güter,  und  zwar  am  Tauschwerthe 
und  insbesondere  am  Geldwerthe:  Geldrechnung.  Hierwerden 
die  Güter  durch  den  Werthanschlag  oder  den  Preisansatz 
in  Geld  auf  einen  gleichen  Nenner  zurückgeführt,  wobei  dann  eine 
vollständige  Summirung  möglich  ist.  Ausser  der  Waarenkunde 
und  dem  Maass-  und  Gewichtswesen  bedarf  es  zum  Werthanschlag 


'^'}  Sil'  wird  gluiili/i'itig-  zur  (irl)  i;i  ii  r  h  s  w.' rt  li  - 1!  i;i- li  ii  ii  m;'. 
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der  Sachgtiter  und  auch  der  etwa  in  Betracht  kommenden  Dienst- 
leistungen und  „Verhältnisse''  des  Geld-  und  Münzwesens,  der 
Preislisten  (Preiscourante)  und  eventuell  der  Taxation.^") 

6.  Abschnitt. 

Veräiideruiigeii  in  der  Wirtliscliaft  uiul  im  Vermö«'en,  nnabliän«!»' 
von  Einnahmen  nnd  Ausgaben.  ~  Die  Coiijunctur.^) 

§.  73.  Ausser  den  durch  Ein-  und  Ausgänge  in  der  Wirth- 
schaft  und  durch  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Vermögen  bewirkten 
(äusseren)  Veränderungen,  welche  immer  auf  bestimmte  Thä- 


'ß)  Rau,  §.  6U. 

^)  Es  ist  eine  der  unhaltbarsten  Fictionen  der  Volkswirtlischaftslchre,  besonders 
der  britiscben,  Smith'sclien  Schule,  die  Veränderungen  im  Giiterbestand  einer  Wirth- 
schaft  und  eines  Vermögensbesitzes  immer  auf  bestimmte  Thätigkciten  des  Wirth- 
schaftssubjects,  vollends  auf  solche  mit  einem  bewusst  gewollten  wirthschaftlichen  Er- 
gebniss,  zurückfuhren  zu  wollen.  Auch  die  strengere  deutsche  Wissenschaft  hat  sich 
von  dieser  Fiction  nicht  genügend  frei  gehalten.  Sie  hängt  auch  mit  der  atomistisch- 
individualistischen  Auffassung  der  Volkswirthschaft  aufs  Engste  zusammen.  Einzelne 
theoretische  Lehren  sind  durch  diese  Fiction  vollständig  verkehrt  geworden,  so  nament- 
lich die  Lehre  von  der  privaten  Kapitalbildung  durch  individuelle  Ersparung  der  Pro- 
ducte  des  eigenen  Arbeitsertrags  des  sparenden  Wirthschaftssubjects  (vergl.  Kap.  5). 
Die  These,  welche  die  Smith'sche  Nationalökonomie,  besonders  die  sogen.  Manchester- 
richtung, aufgestellt  hat,  dass  ncmlich  Jedermannn  vollständig  allein  „seines  eigenen 
wirthschaftlichen  Glücks  Schmied",  allein  für  sich  verantwortlich  sei  und  der  Staat 
sich  nicht  weiter  um  das  wirthschaftliche  Ergehen  der  Individuen  zu  kümmern  habe 
(vergl.  §.  12s,  129)  ist  nur  eine  richtige  Oonsequenz  jener  Fiction.  Die  letztere  muss 
nun  gänzlich  aufgegeben  werden.  Es  ist  vielmehr  durchaus  zu  unterscheiden 
zwischen  denjenigen  Veränderungen  des  Wirthschafts-  und  Vermögensbestands  einer 
Person,  welclie  durch  die  spontane  Thätigkeit  der  letzteren  erfolgen,  und  den- 
jenigen W er th Veränderungen,  insbesondere  Taus chwerth Veränderungen,  welche  un- 
abhängig von  solcher  Thätigkeit  durch  ganz  allgemeine  Ursachen,  über 
welche  der  Einzelne  wenig  oder  gar  keine  Macht  hat,  vor  sich  gehen.  Der  vorige 
Abschnitt  behandelte  vornehmlich  die  ersteren  Veränderungen,  der  jetzige  die  letzteren. 
Jene  sind  äussere:  bestimmte  einzelne  wirtlischaftliche  Güter  gehen  ein  und  aus; 
diese  sind  innere:  die  einzelnen  Güter,  über  die  die  \\'irthschaft  verfügt  oder  die 
im  Vermögen  enthalten  sind,  verbleiben  zunächst  in  der  Wirthschaft  und  im  Vermögen, 
aber  ändern  ihren  Werth,  besonders  ihren  Taus  chwerth.  —  Für  die  in 
diesem  Werke  vertretene  organische  oder  sociale  Auffassung  der  Volkswirthschaft 
sind  diese  Veränderungen  der  zweiten  Art  besonders  wichtig:  grade  weil  die  Einzel- 
wirthschaften  Glieder  der  Volkswirthschaft  sind,  werden  sie  von  allgemeinen 
Vorgängen  in  der  letzteren,  oline  ilir  eigenes  Zutliun,  oft  so  maassgcbend  berührt. 
Ganz  übersehen  worden  ist  dies  natürlich  auch  früher  nicht.  So  hat  Kau  diese  Fälle 
der  zweiten  Art  wenigstens  zum  Theil  mit  crwälint,  wo  er  von  den  Veränderungen 
der  Preise  (§.  06),  des  Geldwcrths  (§.  174)  und  der  Veränderungen  im  Volksvermögon 
handelt  (§.  (58,  09).  Aber  er  zielit  daraus  fast  gar  keine  weiteren  f-onsequenzen. 
Im  §.  09  lieisst  es  z.  B. :  „ohne  eine  im  Stoff  der  ^'ermögenstheile  vorgehende  Ver- 
änderung kann  der  ^^'erth  derselben  vcrgrössert  werden,  a)  .  .  .  und  b)  durch  äussere 
Umstände,  welche  die  Folge  haben,  dass  ein  höherer  Werth  in  den  Sachgütern  er- 
scheint". Als  Beispiele  nennt  er  Werthvermehnmg  von  Häusern  und  Ländereien  an 
einer  Eisenbahn,  einer  Strasse  in  der  Stadt  u.  s.  w.  und  fügt  nur  hinzu,  diese  Gattung 
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tigk  eiten  der  eiuzehvirthschaftlichen  Subjecte  zurtickzut'ülireu  sind, 
kann  der  Güterbestand  in  einer  Wirthschaft  und  der  Vermögens- 
bestand einer  Person  noch  (innere)  Veränderungen,  günstiger  wie 
ungünstiger  Art,  unabhängig  von  der  Tbätigkeit  der  Wirtb- 
schaftssubjeete,  dadurch  erleiden,  dass  mit  den  Grütern 
selbst  oder  mit  den  Beziehungen  der  Menschen  über- 
haupt zu  ihnen  Veränderungen  vorgehen.  Letztere  beeinflussen 
den  concreten  Gebrauchs-  und  den  Tauschwerth  der  Güter 
und  erlangen  dadurch  eine  nicht  geringe  Bedeutung  für  die  eigentlich 
Volks  wirthschaftliche  Betrachtung.  Es  gehören  drei  Fälle  solcher 
Art  hierher:  die  natürliche  Veränderung  der  Qualität  der 
Güter,  die  veränderte  menschliche  Kenntniss  der  Eigen- 
schaft der  Güter,  endlich  die  veränderte  Conjunctur  hin- 
sichtlich der  Herstellung  und  des  Begehrs  derjenigen  Güter- 
art, zu  welchen  die  betreffenden  concreten  Güter  gehören. 

§.  74.  —  1)  Die  Güter,  ^)  insbesondere  die  Sachgüter,  erfahren 
durch  Natur  ein  flüsse  Veränderungen  ihrer  Qualität,  daher 
ihrer  Brauchbarkeit  für  menschliche  Zwecke  und  des  davon 
abhängigen  Gebrauchs  wer  ths,  und  zwar  zum  Guten  und  zum 
Schlechten:  sie  verbessern  sich  in  einigen  Fällen,  z.  B.  manche 
Güter  einfach  durch  Zeit  verlauf,  als  Bedingung  gewisser  Natur- 
processe,  unter  gewissen  Voraussetzungen  (Wein,  Cigarren  u.  A.  m. 
—  Geigen j,  sie  verschlechtern  sich  in  der  grossen  Mehrzahl 
der  Fälle,  aller  schon  dagegen  getroffenen  Vorkehrungen  ungeachtet: 
die  Sachgüter  lösen  sich  wieder  in  ihre  stofflichen  Bestandtheile 
auf,  Zufälle  aller  Art   schädigen  sie.     Der  eingetretenen  Vcrän- 


von  Fällen  der  Werthvermelirung  sei  von  der  Production  ,,in  vielen  Hinsichton  ver- 
schieden". Viel  eingehender  und  mehrfach  einer  echt  socialen  Auffassung  entsprun- 
gen sind  die  Erörterungen  Hermann 's  über  „den  Zu-  und  Abgang  von  (jutern 
durch  Wcrtherhuhung  und  W'ertliverminderung  derselben"  S.  132  II'.,  wo  Veränderun- 
gen iui  Gelirauchswerthe,  im  Tauschwcrthe  und  in  beid<;n  zugleich  unterschieden  und 
an  dem  besonders  wichtigen  Falle  der  Getreidetheuerung  nach  Missernten  die  Folgen 
solcher  N'eränderungen  für  die  Einzelnen,  die  Volksclassen  und  die  ganze  \'olkswirth- 
schaft  treulich  dargelegt  werden.  S.  auch  Mangoldt,  (irundr.  J^.  1:5,  134,  135. 
Aber  eine  vollständig  principielle  Behandlung  der  Einliüsse  der  „Conjunctur''  ist 
vorncmlicli  doch  erst  den  sociaiistisch  en  Theoretikern  zu  verdanken  und  Keiner 
liat  darin  jene  oben  erwähnte  Fiction  so  scharf  und  glänzend  abgefertigt,  als  Lassalle 
in  seiner  Streitschrift  gegen  Schulze-Delitzsch  über  Kapital  u.  Arbeit,  besonders 
Kap.  1,  u.  a.  namentlich  S.  27  li'.  Der  Kern  dieser  Argumentation  ist  unuuistösslich 
richtig  und  ein  bleibender  wissenschaftlicher  Gewinn  von  grosser  Bedeutung.  Schäffh; 
im  Kapitalismus  S.  405  II'.  sucht  dies  in  Bezug  auf  den  ,. fatalistischen"  Eiufluss  der 
Conjunctur  auf  den  Arbeiter  zu  widerlegen  S.  indessen  auch  Schaf fle,  Syst.  I., 
1S2  tt'.  Es  gilt  jetzt,  der  Conjunctur  im  System  der  Volkswirthschaftslehre  ihre  ricli- 
tige  Stellung  einzuräumen  und  ihre  Function  klar  zu  legen. 
'')  Fehlt  bei  Rau,  §.  68,  r.!». 

A.   WiiLMiei-,   VolkawiitbscbattsleUi«.     1.  Ü 
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derung  des  Gebrauchswerths  pflegt  eine  Aenderimg  des  Tausch - 
werths  in  derselben  Richtung  zu  entsprechen.  Die  Verbesserung 
der  Güter  führt  also  zu  einer  Wertherhöhung,  die  Verschlech- 
terung zu  einer  Werth  vermin  derung.  Daraus  ergeben  sich 
dann  correspondirende  Veränderungen  im  Werthe  des  Güterbestands 
der  Wirthschaft  und  des  Vermögens  einer  Person. 

Wem  diese  Veränderungen  zu  Gute  kommen  oder  zur  Last 
lallen,  hat  wesentlich  wieder  das  Recht,  freilich  „nach  der  Natur 
der  Sache",  zu  bestimmen.  Die  allgemeine  Regel  ist,  dass  sie  den 
Eigenthümer  treffen,  bei  gemietheten  und  gepachteten  Sachen 
also  nicht  das  Wirthschaftssubject,  das  im  Augenblick  darüber 
verfügt.  Jedoch  sind  Ausnahmen  von  dieser  Regel  weder  undenkbar 
noch  im  Leben  und  im  Rechte  ganz  unbekannt.  In  dem  „System 
der  freien  Contracte"  (§  125)  kann  bei  Creditgeschäften,  namentlich 
bei  Mieth-  und  Pachtgeschäften  die  Last  der  natürlichen  Werth- 
verminderung  vom  juristischen  Eigenthümer  auf  den  Benutzer  über- 
wälzt werden  und  die  social  gedrückte  Stellung  des  einen  Con- 
trahenten  lässt  dergleichen  wohl  zu:  Verschiebung  des  Risico's 
aus  Zufällen  z.  B.  auf  den  Miether  einer  Wohnung.^) 

§.  75.  —  2)  Die  veränderte  menschliche  Kennt niss  der 
Eigenschaften^)  der  Güter,  besonders  der  Sachgüter,  wird  „durch 
die  Thätigkeit  des  Verstandes  erlangt,  der  neue  Eigenschaften  der 
Stotfc  ans  Licht  bringt  oder  eine  neue  Beziehung  derselben  zu 
menschlichen  Zwecken  entdeckt.  Die  fortschreitende  Naturken ntniss 
und  die  Geschicklichkeit  in  der  Benutzung  der  Naturgebilde  ist  bei 
den  geistig  entwickelten  Völkern  eine  reichliche  Quelle  der  Ver- 
inögensvermehrung", •'')  denn  letztere  ist  wieder  die  Folge  einer 


•')  Casus  u  ijuUö  praestantur  ist  bei  Üblig-atioiicn  die  Eechtsregel,  Puclita. 
I'aiidecten  §.  272,  o02 :  Specics  perit  ei  cui  debetur.  In  den  nioderucn  grossstädti- 
scheu  Mictli vertrüge II,  einem  der  characteristischsten  Beispiele  der  volkswirtli- 
schal'tliclieii  und  juristischen  Fiction  der  Gleichheit  der  Parteien  ))ei  der  Contract- 
schliessung,  heisst  es,  z.  B.  in  Berlin,  gewfthnlicli:  „Der  Miether  trägt  den  durch 
llagelsclilag,  Sturm  und  andre  unabwendbare  Njiturereignisse  der  Wulinung  und  ins- 
hesonderc  den  Fenstern  zugefiigten  Scliaden".  Ueber  die  Entwicklung  des  sogen, 
liemissions Wesen  bei  den  landwirthschaftlichen  Pachtverträgen  s.  Kau- 
AVagner,  Finanzwiss.  I.,  §.  140  und  die  dort  citirten  Schriften  von  Ubbelohd  e, 
Drechsler,  womit  jetzt  noch  zu  vergleichen  Blomeyer,  Pachtrecht  u.  Pachtv<'r- 
trägc,  Berl   1873,  S.   143  ff. 

*)  Eau,  §.  ßS,  09,  Hermann,  S.   132.     Mangoldt,  §.   14. 

**)  Kau,  §.  t)S  Anni.  d  erwähnt:  die  Anwendung  der  Steinkohlen  zum  Aus- 
schmelzen des  Eisens  in  England,  um  1020,  als  die  Abnahme  der  Wälder  sclion  den 
Fortbestand  der  Eisenwerke  bedrolite.  Key  band  in  Seances  et  trav.  de  l'ac.  des  sc. 
Mor.  et  pol.  Jul.  1860,  S.  117.  Am  Meisten  ist  hierin  der  Chemie  zu  verdanken. 
Entdeckung  des   Jods   und    Benutzung   der  jodhaltigen    Salz'|ucl!en.      Phosphorit    als 
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höheren  Brauchbarkeit  der  Güter:  G-ebrauchs-  imd  Tauseh- 
vverth  steigen.  Aber  die  entgegengesetzte  Erscheinung,  eine  Ver- 
iiiiuderuug  der  Brauchbarkeit,  daher  des  Werths  und  des  Ver- 
mögens, fehlt  keineswegs,  z.  B.  bei  der  Entdeckung  nachthei- 
liger Eigenschaften  der  Güter  (z.  B.  Trichinen  in  Schweinefleisch, 
Giftstoffe  in  Farben,  Pflanzen  u.  dgl.  m.).  Die  für  Wirthschaft  und 
Vermögen  günstigen  und  ungünstigen  Folgen  treffen  wie  im  vorigen 
Falle  der  Regel  nach  den  Eigenthümer,  was  wieder  zu  besonders 
wichtigen  Folgen  für  den  G  r  u  n  d  e  i  g  e  n  t  h  ü  m  e  r  führt ,  wenn  an 
den  Grundstücken  oder  den  Stoffen  darin  neue  Eigenschaften  erkannt 
werden.  ^) 

§.  76.  —  3)  Am  AVichtigsten  ist  aber  der  Einfluss  der  Con- 
junctur auf  den  Werth  der  Güter  und  des  Vermögens,  der  hier 
etwas  näher  zu  betrachten  ist. "') 

Unter  der  Conjunctur  wird  hier  die  Gesammtheit  der 
technischen,  ökonomischen,  socialen  und  rechtlichen 
Bedingungen  verstanden,  soweit  letztere  in  der  auf  Arbeits- 
theilung  und  Privateigenthum  beruhenden  Volkswirthschaft  die  Her- 
stellung der  Güter  für  den  Verkehr,  ihren  Begehr  und 
Absatz  in  demselben  und  daher  den  Tauschwerth  der  Güter 
überhaupt  und  auch  des  einzelnen,  schon  fertigen  Guts 
mit  bestimmen.  Die  Conjunctur  gewinnt  mit  der  feineren  Aus- 
bildung der  Arbeitstheilung  und  des  Verkehrs  immer  allgemeinere 
und  grössere  Bedeutung  und  tritt  vielfach  als  dritter  Haupt- 
factor,  von  welchem  der  Tauschwerth  des  Güterbestands  in  der 
Wirthschaft  und  des  \'ermögeusbestands  einer  Person  abhängt, 
neben  die  Production  und  Consumtion.  Namentlich  gelaugt  die 
Conjunctur  in  dem  System  der  freien  Coucurrenz  (§  12()  ff'.)  zur 
Geltung.     Darin  liegt  die  Signatur  der  moderneu  Volkswirthschaft. 


Düugemittel.  Anthracit  als  Heizstoff.  Stoffe  zur  Gasbeleuchtung,  zu  Lichtbildern. 
Entdcciiung  vieler  Färb-  und  lleilstotfe.  Guttapcriha.  Kaut^cJiuk.  Pflanzliches  Ellen- 
beiti  (von  Phytelephar*  macrocarpa).  Kreosot.  Paraftinkcrzuii.  Benutzung  d<s  Asphalts,' 
der  Fichtennadcln  <  Waldwolle),  inländischer  Gräser  zum  Pulstcrn  ^\Vahlgra>),  der  (ias<- 
im  Hochofen,  des  Stcinkohlentheers  zur  Bereitung  von  Anilin.  Viele  Idosse  Abfalle 
(Thierknochen,  Fleisch  in  den  Laplatalundern  von  den  früher  nur  der  Häuie  wegen 
•■rlegten  BilHeln ,  Wollenlumpen,  Sägespäne  u.  s.  w.)  hat  die  modenic  Technik  zn 
verwerthen  gelernt,  üebcr  solche  Fortschritte  enthalten  die  Berichte  über  die  Welt- 
ausstellungen in  der  Kegel  viele  Notizen,  ausserdem  die  Jahresberichte  üIht  die 
Fortschritte  besonders  der  ( 'hemic,  chemischen  Technologie. 

")  Entdeckung    von    Be  rgbauprod  ucten     im    Boden,    von    neuen    nützlichen 
Eigenschaften  an  diesen  Prodiicteu,  bez.  Entdeckung  neuer  Verwendbarkeiten  derselben. 

')  Menger  a.  a.  0    1..   §.  2    ül)ef   den  Causidzusanimenhang    der  (iuter  enthält 
auch  uianclie-*  Hieilicrgehörige. 

0* 
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Dem  Einzelnen  wächst  dadurch  kraft  des  Privat eigenthums- 
princips  ein  Vermögeiiswerth  hinzu,  den  er  nicht  oder 
doch  nicht  ganz  durch  eine  der  oben  (§  70)  erwähnten  Ein- 
nah m  e  a  r  t  e  n ,  namentlich  nicht  durch  eine  Production  oder 
Arbeitsleistung  erworben,  insofern  ökonomisch  nicht  oder 
nur  zum  Theil  „verdient"  hat.  Und  ebenso  erleidet  der  Ein- 
zelne Einbussen  am  Werth  seines  Vermögens  oder  der  Güter  in 
seiner  Wirthschaft,  ohne  dass  einer  der  genannten  Fälle  der  Aus- 
gaben oder  Ausgänge,  ohne  dass  insbesondere  eine  eigentliche 
C on SU mtion  stattgefunden  hat;  insofern  erleidet  er  also  ökono- 
misch unverschuldet  Verluste. 

So  stellt  sich  die  Sache  wenigstens  heraus,  wenn,  der  heutigen 
wirthschaftlichen  Rechtsordnung  und  speciell  dem  geltenden  Privat- 
recht gemäss,  das  Eigenth  ums  recht  sich  nicht  bloss  auf  die 
Substanz  der  Güter,  sondern  schlechtweg  auf  ihren  Werth  be- 
zieht, keinerlei  Correctur  der  günstigen  Folgen  der  Conjunctur 
durch  ein  diesen  Verhältnissen  angepasstes  Steuerrecht^)  erfolgt 


*)  In  (Ich  sogen.  Verkehrssteuern  wird  allerdings  der  Gewinn,  welcher  au.s 
dem  Eigenth  ums  Wechsel  hervorgeht  und  damit  unter  Umständen  auch  der  Gewinn, 
welcher  einer  werthsteigernden  ( 'onjunctur  zu  verdanken  ist  und  mittelst  Verkaufs  des 
Objects  rcalisirt  wird,  besonders  beim  Grundeigenthum  (Grundstücke  und  Gebäude), 
mit  getroll'en,  so  durch  die  in  unseren  modernen  Staaten  verl)rcitete  Besitzwec^hselsteucr 
von  (jrundeigcnthum  (franz.  Enregistremcnt  u.  A.  m.)  L.  Stein  gruiidet  auf  den 
Gedanken,  die  bei  solchem  Besitzwechsel  gemachten  Gewinne,  welclie  durch  die  ge- 
wöhnlichen Ertrags-  und  Einkommensteuern  nicht  getroffen  werden,  zu  besteuern,  seine 
Theorie  der  Vcrkehi-ssteuern,  Finanzwiss.  2.  Ausg.  S.  217,  1(50  II'.  Er  stellt  indessen 
dabei  die  neue  Fiction  auf,  als  ob  bei  jedem  solchen  Besitzwechsel  immer  ein  Ge- 
winn vorkomme,  der  ein  steuerbares  Object  bilde  und  verfolgt  nicht  das  Ziel,  grade 
die  Co njuncturen gewinne  durch  solche  Vcrkehrssteucm  zu  treuen.  Insofern  ist 
Stein's  Tlieorie  doch  nur  eine  Rechtfertigung  der  fehlerhaften  Praxis,  so  riclitig  es 
auch  ist,  die  betreifenden  Abgaben  nicht  mit  den  älteren  Theoretikern  unter  den  hier 
nicht  zutrcllenden  Begriff  der  Gebühr  zu  zwängen  (s.  meine  Auffassung  näher  in 
Hau-Wagner,  Finanzwiss.  I.,  §.  SO  IL).  Die  Pra.\is  besteuert  ununterschiedlicli, 
ob  ein  (iewinn  beim  Besitzwechsel  von  Eigenthum  realisirt  wurde  oder  nicht,  diesen 
IJesitzweclisel  und  darin  liegt  das  Bedenkliche  ihrer  Verkehrssteuern,  mögen  sie 
(jrundeigcnthum  oder  bewegliches  Eigenthum  (Böi-sensteuer)  trelfen.  Soweit  sie  aber 
wirklicli  den  rcalisirten  Conjun  c  tur  engewinn  treuen,  was  sie  wenigstens  in 
Zeiten  der  Preissteigerung  des  (irundeigenthums,  der  Waaren  und  der  Werthpainere 
tliun,  sind  sie  nicht  nur  zu  rechtfertigen,  sondern  auch  ein  Postulat  der  verthcilen- 
den  Gerechtigkeit  in  der  Volkswirthschaft.  Namentlich  sind  von  diesem  (Jesiclitspuncte 
au^  auch  Börsenstcuern,  als  Correctur  der  dem  Einzelnen  kraft  des  Privateigen- 
thumsprincips  zufallenden  zufälligen  Gewinne,  ausdrücklich  zu  verlangen.  Die  be- 
stehenden Verkehrssteuern  müssen  nur  demgemäss  ergänzt,  möglichst  dazu  eingerichtet 
werden,  <lie  Conjuncturengewinnc,  besonders  am  Grundeigenthum,  zu  trellen,  und  ver- 
langen für  d  ies  e  (icwiiine  i'inc  starke  Erhöhung.  Stencrtechnisch  bieten  sich  lür  eine 
solche  Reform  der  Veriielirssteuern  freilich  erliebliche,  m.  E.  aber  nicht  unüberwind- 
liche Schwierigkeiten,  wie  ich  im  2.  Tlieile  der  Finanzwissenschaft  nachweisen  werde. 
Vorläulig  verwei.se  ich  auf  die  kurzen  Bemerkungen  über  eine  solche  Steuer  auf  Con- 
ju  nciurengi'winnc   lni  (iruMdi-igcutliuiii  in   in'iiner  1>'im1c  in  <|i'r  Debatte   ü\>i;v  du-   WDIi- 
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und  keine  Entscliädigungen  den  von  ungünstigen  Conjunclinen 
Betroffenen  durch  die  Gesanimtheit,  d.  h.  durch  den  Staat  zu 
Theil  werden.  Die  Werth Vermehrung  und  Verminderung, 
welche  die  Folge  bloss  des  Conj  unctureuwechsels  ist,  trifft 
dann  allein  und  vollständig  den  Eigenthümer. 

§.  77.  Dieser  Einfiuss  der  Conjunctur  hätte  volkswirthschal'tlich 
weniger  Bedenken,  als  jetzt  offen  anzuerkennen  sind,  wenn  folgende 
zwei  Voraussetzungen  richtig  wären: 

1)  Wenn  die  Chancen  der  Conjunctur,  also  die  Aussicht  auf 
eine  wertherhöhende  und  das  Risico  einer  werthvermindernden  Con- 
junctur, im  Grossen  und  Ganzen  bei  allen  Güte  rar  te  n,  in  allen 
Zeiten  und  Orten  der  Volkswirthschaft  gleich  wären;  dann 
würde  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Compensatiou  der  Vortheile 
und  Xachtheile  der  Conjunctur  für  alle  Vermögen  und  auch  für 
das  Vermögen  des  Einzelnen,  aus  welchen  Gütern  es  immer  be- 
stehen, wo  immer  es  sich  befinden  mag,  ungefähr  gleich  liegen. 

2)  Wäre  ferner  die  Conjunctur  vom  Einzelnen  wenigstens  nur 
(und  andererseits:  aber  auch  wirklich)  durch  sorgfältige 
Beobachtungen  und  angestrengte  Bemühung,  mit  anderen 
Worten  durch  Arbeit  einigermassen  sicher  zu  berechnen,  so 
läge  in  der  Benutzung  der  Conjunctur  für  die  wirthschaftlichen 
Zwecke  des  Einzelnen  etwas  Berechtigteres  und  in  den  dabei  durch 
die  Öpeculation  auf  die  günstige  Conjunctur  erzielten  Gewinnen 
doch  einigermassen  eine  ökonomisch  verdiente  Belohnung  für 
reelle  Arbeit. 

Allein  erfahrungsgemäss  entspricht  die  Conjunctur,  so  sehr  dies 
und  damit  dann  die  unbedingte  Berechtigung  und  die  nicht  nur 
einzel-,    sondern  die   volks wirthschaftliche  Nützlichkeit  der  Spe- 


nungöfrage  auf  ilem  1.  Eisen,  sol.-iiolit.  Congress  lb72,  Yurhaudl.  S.  241.  Vergl. 
auch  über  das  deutsche  Börsensteuerprojcct  meinen  Aufs,  über  d.  Keichsfinanzen  in 
HoltzendorH 's  Jahrb.  d.  d.  Reichs  IIL,  20'.l  tf.  und  Friedberg,  d.  Börsensteuer,  1^75. 
—  Die  ganze  Frage  ist  keineswegs  allein  eine  tinanz\vissen^chaftliche ,  sondern  eine 
allgemeiu-volkswirthschaftliche  und  eben  deshalb  hier  etwas  eingehender 
besprochen.  —  wie  denn  überhaupt  die  Steuern  nicht  nur  ein  Mittel  zur  Deckung  des 
Staatsbedarf»  sind  (rein  fiscal.  Gesichtspunct),  sondern  auch  ein  Mittel  zur  Cor- 
rectur  volkswirthschaftlich  und  gesellschaftlich  nachtheiliger  Einkommen-  und  Ver- 
mögeusvertheilung  (socialer  oder  socialpolitischer  Standpunct'  sein  können,  in 
einzelnen  wenigen  Fallen  in  der  Praxis  schon  sind  (Erbschaftssteuern,  liohe  Steuern 
auf  Lotte riegewinnc)  und  m.  E.  immer  mehr  werden  müssen.  Gelingt  eine  Steuer- 
reform, wie  die  angedeutete,  so  fällt  ein  grosser  Theil  der  richtigen  Bedenken  gegen 
den  Einfluss  der  Conjunctur  auf  die  wirthschaftliche  Lage  der  Einzelnen  und  besonders 
gegen  das  private  Grundeigenthum  fort. 
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culation'')  auch  gelegentlich  behauptet  worden  ist,  diesen  zwei 
Voraussetzungen  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  gar  nicht  oder 
fast  gar  nicht. 

§,  78.  —  a)  Die  günstigen  und  ungünstigen  Chancen  der  Con- 
junctur  sind  nach  Zeiten,  Orten  und  Ohjecten  (Güterarten) 
bleibend  ausserordentlich  verschieden.  In  einer  an  Be- 
völkerung und  Wohlstand  fortschreitenden  Volkswirthschaft  über- 
wiegen durchschnittlich  namentlich  die  günstigen  Chancen,  wenn 
auch  mit  gelegentlichen  zeitlichen  und  localen  Rückschlägen  und 
Schwankungen,  beim  Grundeigen thum,  besonders  beim  städ- 
tischen (grossstädtischen),  ^*^')  während  bei  beweglichen  Gütern, 
Theilen  des  Gebrauchsvermögens,  wie  des  Kapitals,  der  Wechsel 
der  Conjunctur  viel  häufiger  und  eingreifender  ist,  eine  Richtung 
der  Conjunctur  überhaupt  nicht  so  vorwaltet,  weil  die  jeweilig 
wechselnden  Productionsverhältnisse  (Ernten)  einen  unmittelbareren 


p)  Verg'l.  besonders  0.  Michaelis,  cl.  wirthsch.  Rolle  des  Spcculationsliaudels 
in  der  Berl.  Vicrtclja]irs-:chr.  f.  Volkswirthsch.  186J,  IV,  130;  1865,  I.,  19(i;  1865, 
II.,  77  und  dcrs.,  die  dauernde  Frucht  der  Conjunctur,  eb.  1866,  IL,  121,  jetzt  im 
2.  B.  seiner  volkswirthschaftliclien  Schriften.  Anderseits  hat  J.  Neuwirth,  Specula- 
fionskrise  von  187.".,  Leipzig  1874.  S.  811  0'.  sehr  gerechtfertigte  Zweifel  an  der 
„Productivität"  des  Speculationshandels  geäussert.  Vergl.  auch  die  Arbeiten  von 
(i.  Cohn,  Zeitgeschäfte  und  Differenzgeschäfte,  in  Hildebrand's  Jahrbücher  VII, 
(1866\  377  If,  IX..  73  IL,  und  dessen  Statist,  untersuch,  iibcr  d.  Wirksamk.  d.  Spccul. 
im  Berl.  Koggenhandel  iu  d.  Zeitschr.  d.  K.  Preuss.  Stat.  Biir.  186S,  S.  21  ff.,  und 
in  Hildcbr.  Jahrb.  XVI.  (1871),  282  ff.  Cohn  fällt  sehr  unbefangene  ürtheile  über 
den  Spcculationshandel,  weit  abweichend  von  Michaelis'  optimistischen,  obgleich  er 
einen  nicht  uninteressanten  Nachweis  zu  Gunsten  der  speculativen  Berechnungen  im 
Kornhaudcl  liefern  konnte  ,  s.  unten  Anm.  13.  Die  im  Gegensatz  zum  Effecten-  und 
vollends  zum  (n'undstiick-Speculationshandel  (vergl.  über  diesen  meine  Bemerk,  auf 
d.  Eisen.  Versaniml.  I^i72,  Verhandl.  S.  235  H'.  und  ebendas.  Engel's  Kefer.  über 
Wohnungsnotli,  bes.  17!i  11'.)  aucli  allgemein  relativ  nützlichste  Art  des  Specula- 
tionshandels ist  der  Handel  in  Getreide  iu  Zeiten  der  Missernten,  wie  dies 
unter  den  Neueren  besonders  Koscher  in  s.  Schrift  über  den  Kornhandel  (1847)  nach- 
gewiesen, vgl.  auch  s.  System  IL,  2,  Kap  12.  Uebersehcn  wird  dabei  freilicli  aucli,  dass 
das  Abhilfsmittel,  nemlich  die  rechtzeitige  genügende  Preissteigerung,  um  den  Consum 
auf  (oder  unter)  das  Minimalmaass  bei  der  Masse  der  Bevölkerung  zu  drücken  und 
um  Zufuhren  möglich  und  rentabel  zu  machen,  doch  den  Nachtheil  der  ungünstigen 
Conjunctur,  der  Missernte,  grösstentheils  auf  die  unteren  Olassen  abwälzt. 

^")  Der  übliche  Einwand,  dass  dem  ( ,'onjuncturengewinn  eine  ebenso  grosse  Chance 
des  Conjuncturenvcrlusts  gegenüber  stehe  und  höchstens  der  wirthschaftlich  Tüchtigste 
oben  den  „verdienten"  Vortheil  ziehe ,  ist  insbesondere  beim  grossstädtischen  (jrund- 
eigenthum  unrichtig,  obgleich  er  hier  besonders  gern  gemacht  wird.  Dies  crgiebt 
sich  aus  den  statistischen  Daten  über  den  mittleren  .Miethwerth  einer  Wohnung  in 
Berlin  mit  genügender  Sicherheit.  Vergl.  die  Tabelle  bei  Bruch,  Wohnungsnotli, 
im  Berl.  Stadt  Jahrb.  VI.  (1872)  S.  23,  und  die  Daten  bei  Engel,  Eisen.  Verhandl. 
1872  S.  172,  182.  Der  Durchschnittspreis  einer  Wohnung  stieg  von  1815  bis  1831 
von  39.06  auf  85.06,  von  da  bis  1872  auf  171.10  Thlr.  Von  1831—72  stieg  er  mit 
nur  3  Ausnahmen  in  den  J.  1849  —  51,  wo  er  von  104.65  in  1848  auf  101.1  in  1849, 
9S.6  in  1850  und  98.4  Thlr.  in  1851  sank,  ununterbrochen.  Jene  kleine  Vermin- 
derung war  schon  1854  wieder  eingeholt  (106.34). 
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EinHuss  üben.  Auch  die  zahlreichen  Veränderungen  der  Technik 
machen  die  Conjunctur  wechsehider,  schaffen  aber  in  einem  fort- 
schreitenden Gemeinwesen  mehr  Momente,  welche  die  bisherigen 
Werthe  eines  Theils  der  Güter  (der  Industrieproducte  und  der  Kapita- 
lien, z.  B.  der  Werkzeuge  und  Maschinen,  mit  denen  sie  bisher 
hergestellt  wurden)  herab  als  herauf  treiben  (Sinken  der  Preise  der 
Fabrikate).  ^^)  So  spielt  die  Conjunctur  doch  insbesondere  dem 
Grundeigenthümer  Gewinne  zu,  die  wenigstens  er  nicht  ökono- 
misch verdient,  sondern  nur  der  Institution  des  Privateigenthums 
und  der  Mitbeziehung  desselben  auf  den  Werth  der  Güter,  zu 
verdanken  hat, —  mögen  auch  Andere  und  mag  die  ganze  Volks- 
wirtbschaft oder  mit  anderen  Worten  die  ganze  bürgerliche  Gesell- 
schaft durch  ihre  Arbeit  erst  die  Bedingungen  geschafifen  haben, 
welche  die  den  Werth  des  Eigenthums  des  Einzelnen  erhöhende 
Conjunctur  bilden.  ^^) 

§.  79.  —  b)  Diese  wie  die  meisten  anderen  Gewinne  am  Werth 
aus  der  Conjunctur  sind  aber  ausserdem  in  der  Hauptsache  doch 
nur  reine  Spielgewinne  —  denen  insofern  wenigstens  mit 
Recht  wieder  Spielverluste  entsprechen  — ,  w^eil  die  etwa  zu 
Grunde  liegende  Speculation  weit  überwiegend  nur  den  Character 
des  Spiels  und  nicht  der  Berechnung  und  damit  der  Arbeit 
hat.  Dies  lehrt  die  Erfahrung,  besonders  die  Beobachtung  über  die 
speculirenden  Personen  selbst,  und  sie  bestätigt  damit  nur  das 
Ergebniss  der  Analyse.'^)  „Die  Summe  der  nicht  wissbaren 
Umstände  überwiegt  jederzeit   unendlich  die  Summe  der  wiss- 

")  Vergl.  die  spätere  Lclire  von  Preis  iiud  Productionskostcu  und  vorlauJig  J.  St. 
Mill,  polit.  Oekon.  B.  8,  Kap.  3  u.  B.  4,  Kap.  2  §.   1. 

'^)  Schlagende  Beispiele  von  realisirten  Conjuncturengcwinnen  aus  der  Baustellcn- 
speculation  in  Berlin  bei  Engel  a.  a.  0.  S.  ISO. 

''t  S.  die  Aufsätze  v.  G.  Colin  oben  in  Anm.  ',t,  mit  dem  Ergebniss,  dass  der 
Ivrthuni  der  Erwartung  der  Speculation  in  Koggen  in  Berlin  im  Laufe  der  Jahr.-  in 
der  That  kleiner  wurde,  was  indessen  die  im  Texte  aufgestellten  Sätze  nicht  auf- 
hebt. Im  Getreideliandel  kämpft  man  allerdings  mit  dem  besonders  variablen  Cau- 
salfactor,  der  Witterung,  hat  aber  andrerseits  bei  dieser  wichtigsten  Waare  die  läng- 
sten und  heutzutage  die  räumlich  umfänglichsten  Beobachtungen  gesammelt  und  ver- 
mochte dieselben  neuerdings  in  ein  ordentliches  System  zu  bringen.  Vergl.  besonders 
liber  die  Beobachtungen,  welche  die  grossen  englischen  Kornhändler  über  die  Erute- 
aussichten,  z.  Th.  durch  besondere  Sendlingc,  anstellen  lassen,  und  über  die  Methoden, 
practischc  ernte-statistische  Daten  durch  Privatthätigkeit  zu  erlangen,  Tookc  a.  Xew- 
march,  Hist.  of  prices.  V.,  Th.  1  (Asher.s  Cebersetz.  IL,  1).  Wie  sehr  aber 
auch  hier  oft  alle  Berechnungen  täusclien,  das  zeigt  sich  in  den  besonders  schweren 
Krisen  des  Getreidehandels,  den  plötzliclien  Preisrückschlägen  u.  s.  w.  >l.  B.  im  J. 
1S47,  s.  in  eine  Beiti'.  z.  Lehre  v.  d.  Banken,  S.  205  (f.  und  u.  Anm.  20),  den  dann 
ausbrechenden  zahlreichen  Bankerotten.  Lassalle's  Satz  erfährt  daher  auch  hier 
eine  vollständige  Bestätigung. 


^J^    Zweites  Kai'itrl.   (jruiulbcf;!'.   iMH'ts.    Liisbcs.  il.  WirtliSL'lial't  \i.  il.  Volkswirtliscli. 

baren  Umstände  '^  ( L  a  s  s  a  1 1  e j.  ^^)  Viele  Umstände  (z.  B.  Ver- 
hältnisse des  politischen  Lebens,  Vorkommen  neuer  Erfindungen) 
sind  selbst  hinsichtlich  ihres  Auftretens  oder  Nichtauftretens  voll- 
ständig unberechenbar  und  oft  am  Meisten  entscheidend.  Die 
Stärke  des  Einflusses  der  einzelnen,  selbst  gekannten  Umstände 
ist  ebenso  wenig-  im  Voraus  genau  zu  messen.  Es  heisst  den 
Dingen  Zwang  anthuu,  will  man  dies  verkennen. 

§.  80.  Das  offene  Anerkenntuiss,  dass  in  der  Volkswirt hschaft 
zahlreiche  }) e  r s  ö  n  1  i  c  h  ökonomisch  unverdiente  bez.  u  n  v  e  )•  - 
schuldete  Gewinne  und  Verluste  oder  Vermehrungen  und  Ver- 
minderungen des  Vermögens  einer  Person  unter  dem  Einfluss  der 
Oonjunctur  vorkommen,  schliesst  keineswegs  nothwendig  die  For- 
derung in  sich,  dass  dies  Verhältniss  unbedingt  zu  beseitigen 
sei.  Denn  dies  setzte  die  klar  constatirte  Möglichkeit  einer 
solchen  Beseitigung  voraus.  Eine  darauf  bezügliche  Frage  ist 
bisher  selten  genug  auch  nur  aufgeworfen  worden,  jedenfalls  hat 
eine  nähere  Untersuchung  nicht  stattgefunden.  Man  hat  vielmehr 
ohne  Weiteres  das  dargelegte  Verhältniss  als  eine  noth  wendige 
Folge  des  Eigenthumsprincips  anerkannt.  Hier  an  dieser 
.Stelle  ist  nur  hervorzuheben,  dass  diese  letztere  Behauptung  min- 
destens erst  einer  Prüfung  bedürfte.  Denn  die  Misslichkeit  solcher 
ökonomisch  vom  Einzelnen  nicht  verdienten  und  nicht  verschuldeten 
Vermögensveränderungen  ist  nicht-  zu  bestreiten  und  die  Frage 
einer  Reform  daher  gewiss  der  Untersuchung  werth.  Ein  rationelles 
Steuersystem,  welches  die  Conjuncturengewinne  scharf  ins  Auge 
fasst,  kann  viele  Uebelstände  beseitigen  (s.  o.  Anm.  8).  Für  jetzt 
rauss  es  hier  genügen,  die  Bedeutung  der  Conjunctur  und  ihrer 
Folgen  für  die  Wirthschaft  und  das  Vermögen  des  Einzelnen  zu 
constatiren.  Daraus  ist  der  sichere  Schluss  abzuleiten,  dass  die 
Bewegung  der  Güter  in  der  Wirthschaft  nicht  mit  den  im  vorigen 
Abschnitt  besprochenen  Ein-  und  Ausgängen,  die  Veränderung  des 
Vermögens  nicht  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben  abgeschlossen  ist 
und  folglich  die  wirthschaft  liehe  Lage  des  Einzelnen  oder 
der  Familie  von  deren  eigenen  wirthschaftlichen  Thätig- 
keit  (Arbeit,  Sparsamkeit,  Kapitalverwendung,  Bodenbenutzung) 
nicht  immer  vorwiegend,  geschweige  allein  abhängt.    Denn 

")  Kaji.  u.  Arb.  S.  2S :  „Je  riclitiger  und  genauer  die  Schätzung  der  wissbareii 
Umstände  ist,  auf  welche  der  verständige  CalcUl  des  Spcculanten  gebaut  ist,  desto 
grösser  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  unendlich  überwiegende  Summe  der  nicht 
wissbaren  Umstände  das  Resultat  verändern  wird". 
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der  Tauschwerth  der  von  der  Wirthschaft  nmt'assten  und  im  Ver- 
mögen enthaltenen  Güter  wird  gewöhnlich  mehr  oder  weniger,  oft, 
besonders  heutzutage,  wesentlich  von  der  Conjunctur  mit  be- 
stimmt. 

§  81.  Die  einzelnen  Momente,  welche  die  Conjunctur  bilden, 
lassen  sich  kaum  auch  nur  für  eine  Zeit,  einen  Ort,  eine  Güter- 
art, geschweige  ganz  allgemein  aufzählen.  Von  besonderer  Wichtig- 
keit, namentlich,  mit  theilweiser  Ausnahme  des  ersten  Falles,  in 
den  Volkswirthschaften  unserer  heutigen  Culturwelt,  pflegen  aber 
folgende  Umstände  zu  sein: 

1)  Schwankungen  in  den  Ernteerträgen  der  Haupt- 
nahrungsmittel unter  dem  Einfluss  der  Witterung,  mitunter 
auch  politischer  Verhältnisse  (Störungen  des  Anbau's  durch  Krieg).''') 
Dadurch  wird  die  wirthschaftlichc  Lage  der  Producenten^*^),  anderer- 
seits der  Masse  der  den  unteren  Klassen  angehörigen  Consumenten 
in  einer  oft  geradezu  entscheidenden  Weise  beeinfinsst.  ^')  Aller- 
dings haben  es  aber  in  der  Neuzeit  die  Verbesserungen  der  Com- 
municationsmitteP^),  auch  die  veränderten  Bodenaubaumethoden 
(Fruchtwechselwirthschaft  in  starkbevölkerten  Ländern)")  möglich 
gemacht,  hier  den  Einfluss  der  Conjunctur  zu  beschränken,  wie 
sich  in  den  kleineren  Schwankungen  der  Getreidepreise  innerhalb 
kurzer  Zeiträume  in  der  Gegenwart,  verglichen  mit  dem  Mittelalter 
und  Alterthum  zeigt.  ^^) 


**i  Vergl.  dazu  die  Bemerkung  von  Ihering.  (ieist  des  röui.  Rechts,  IL,  2 
S.  237  ff. 

")  Vergl.  was  die  Getreidehäudler  anlangt  oben  Aum.  l.M  und  überhaupt  hinsicht- 
lich dieser  wie  der  Anbauer  selbst  Tooke's  Geschichte  der  Preise  (deutsch  von 
As  her,  2  B.  1S5S  —  ö'J)  in  den  Abschnitten  über  Getreide.  Die  niedrigen  (ietreido- 
preise  der  20  er  Jahre  haben  auch  auf  dem  Continente  viele  Gutsl)esitzer  ruinirt. 

")  Eine  bekannte  Thatsache  im  Alterthum,  vergl.  für  Griechenland 
Böckh,  Staafshaush.  d.  Athener  I..  1  §.  1.5,  für  Rom  Ihering  a.  a.  0.  S.  2.^'>. 
Für  die  moderne  Zeit  lässt  sich  selbst  heute  noch  der  Zusammenhang  zwischen  der 
allgemeinen  Sterblichkeit  der  Bevölkerung,  d.  h.  eben  überwiegend  der  unteren 
Glassen.  und  dem  Preise  des  Hauptnahrungsmittcls  nachweisen  und  zwar  ein  so  starker 
Einfluss,  dass  jede  kleine  weitere  Erhöhung  des  Preises  im  Grossen  und  Ganzen 
von  einer  vermehrten  Sterblichkeit  begleitet  ist.  —  gewiss  ein  Beweis,  wie  wenig  der 
Durchschnittslohn  in  der  Masse  der  arbeitenden  Classc  den  zum  Leben  absolut  iiöthigcn 
Betrag  übersteigl.  Vergl.  Wappäus,  Bevölkerungsstatist.,  2  B.,  Leipz.  1859,  I., 
197  fl'..  Lange,  Arbeiterfrage,  3.  Aufl.,  S.  162,  199  11. 

**)  Zugleich  die  wichtigste  Voraussetzung  eines  die  Preise  ausgleichenden  specu- 
lativen  Kornhandels,  s.  o.  Anm.  13. 

")  Sie  bildet  mittelst  des  Anbaus  verschiedener  Producte,  welche  durch  die 
verschiedenen  Witterungen  verschieden  begünstigt  oder  benachtheiligt  werden,  eine 
Art  Selbstassecuranz. 

^")  Eine  feststehende  Thatsache  der  Geschichte  und  Statistik  der  Getreidepreise. 
Immerhin  sind  auch  gegenwärtig  und  selbst  in  den  reichsten  Ländern  und  bei  hoch- 


\H)    Z\vi',i(i;s  Kapitel,    (iruiiilliegr.   Forts.    Insbcs.  rl.  Wirllischart  u.  fl.  Volkswiithsch. 

2)  Vera n (lern ng-en  iu  der  Technik  und  in  Folge  davon  in 
der  ( )  e k  0  n  0  m  i  k  der  Herstellung  der  Güter  ( n  e  u e  P  r  o  d  u  c  t  i  o  n  s  - 
raethoden).  Dadurch  treten  vielfach  neue  bessere  Güter  iilr 
dasselbe  Bedürfniss  an  die  Stelle  alter  Güter  oder  es  werden 
letztere  mit  geringeren  Kosten  erzeugt:  Beides  drückt  den 
Werth  der  alten  Gütfer  und  der  Kapitalien,  mit  denen  sie  herge- 
stellt werden,  herab,  und  bringt,  wenigstens  zeitweise,  die  bis- 
herigen Produceuten  leicht  in  eine  missliche  ökonomische  Lage. 
Ein  Hauptbeispiel  aus  der  Neuzeit  ist  die  Einführung  von  Maschinen 
an  Stelle  der  Handarbeit  mit  unvollkommuen  Werkzeugen  '^^) 

3)  Veränderungen  in  den  Communications-  und  Trans- 
portmitteln, welche  die  räumliche  Bewegung  der  Menschen 
und  Güter  beeinflussen,  —  der  Regel  nach  bei  fortschreitenden 
Völkern  erleichtern.  Dadurch  wird  namentlich  der  Werth  des 
Grund  und  Bodens  und  der  Artikel  von  niedrigem  speci- 
fischen  Werth  (§  44)  berührt,  ganze  Productionszweige  zu  einem 
schwierigen  Uebergang  zu  anderen  Betriebsmethoden  genöthigt.  ^=^) 

4)  Veränderungen  in  den  Anschauungen  der  Menschen  von 
der  Brauchbarkeit  der  Güter,  daher  Wechsel  in  der  concreten 
Werthschätzuug,  in  Folge  dessen  im  Begehr  nach  den  Gütern;  Ge- 
schmacksveränderungen, Modewechsel  ^^)  u.  dgl.  m. 


entwickeltem  Gommuiiicatioiisweseii  und  (ictrcidcliaiidcl  die  Schwaiikuugcii  vou  1  :  2, 
innerhalb  eines  Jahres  vorgekommen.  So  stand  z.  B.  sogar  der  wöchentliche 
Durchschnittspreis  von  Weizen  auf  den  englischen  Märkten  p.  Qu.  im 
September  1846  4!»  sh.,  im  darauffolgenden  Mai  1847  (Mitte)  102  sh.  6  d.,  und 
Anfang  September  1847  wieder  411  sh.  6  d.  Welche  Veränderungen  für  die  Lage 
der  Masse  der  Consumenten,  der  Produccntcn,  der  Händler!  Tooke,  Hist.  of  pric. 
VI.,  462.     S.  auch  Neumann  in  Hildebr.  Jahrb.  XVIII,  291,  319. 

21)  Vergl.  hierzu  G.  Schmoller's  Geschichte  der  deutscheu  Kleingewerbe, 
Halle  1860. 

^^)  Steigerung  des  Bodenwerths  in  der  Nähe  der  guten  Communicationcn  wegen 
besseren  Absatzes  der  hier  gewonnenen  Erzeugnisse ;  Erleichterung  starker  Bevölkerungs- 
anhäufungen in  den  Städten,  in  Verbindung  mit  N.  6  und  7.  daher  enormes  Steigen 
des  Werths  des  städtischen,  besonders  grossstädtischen  Bodens  und  des  Bodens  iu  der 
Nähe  solcher  Orte.  —  Erleichterte  Abfuhr  aus  Gegenden  mit  bisher  billigen  Preisen 
des  Getreides  und  anderer  land-,  forstwirthschaftlicher  RohstoÜe,  Bergbauproducte  in 
Gegenden  mit  höheren  Preisen :  dadurch  erschwerte  wirthschaftliche  Lage  aller  Be- 
völkcrmigselemcnte  mit  stabilcrem  Einkommen  in  ersteren  Gegenden  und  besondere 
Begünstigung  der  Producenten  und  namentlich  der  Grandbesitzer  daselbst,  Ein  sehr 
characteristisches  Beispiel  ist  die  in  den  letzten  Jahrzelinten  erfolgte  Ausgleichung 
der  Getreidepreise  des  continentalen  Mitteleuropas  mit  den  französischen  und  englischen 
Preisen;  sehr  instruitiv  dargestellt  in  den  statistischen  Arbeiten  von  E.  Laspeyres, 
s.  Deutsches  Handelsbl.  1874,  S.  3'J4  über  die  ungarischen,  böhmischen,  preussischen, 
französischen,  englischen  Preise.  —  umgekehrt  wirkt  die  erleichterte  Aufuhr  von 
Getreide  und  anderen  Stoffen  niedrigen  specitischen  A\'erths:  Begünstigung  der  Con- 
sumenten, Benachtheiligiuig  der  Producenten  in  dem  Bezugslande.  Hier  dann  ebenso 
Nöthigunsr,  zu  anderen  Productioncn  überzugehen,  vom  Kornbau  mehr  zur  Viehzucht, 
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5)  \''erän(leiungen  in  denjenigen  allgemeinen  Bedingungen  der 
Production  und  des  xVbsatzes  der  Güter,  sodann  des  Cre- 
dit», welche  in  den  öffentlichen  Zuständen  des  nationalen 
und  internationalen  Verkehrsgebiets,  in  dem  Vertrauen  auf 
dieselben  oder  dem  Misstrauen  gegen  sie  liegen.  Ein  politi- 
sches Moment,  welches  bei  der  steigenden  Bedeutung  der  Arbeits- 
theilung  im  Inlande,  bei  der  Ausbildung  weltwirthschaftlicben  Ver- 
kehrs (§.  57  tf.)  und  bei  dem  stärkeren  Mitwirken  des  Creditfactors 
(§.  64),  andererseits  bei  den  ungeheuren  Dimensionen  moderner 
Kriegführung  immer  wichtiger  wird.  '^^) 

6)  Veränderungen  in  der  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  K  e  c  h  t  s  - 
Ordnung  für  den  nationalen  und  internationalen  Verkehr,  wo- 
durch die  Herstellung,  der  Absatz,  der  Bezug  der  Güter,  die  Wahl 
der  Productionsstelle  wesentlich  beeinflusst  wird,  was  alsdann  auf 
den  Werth  der  fertigen  Güter,  der  Kapitalien,  mit  denen  sie  her- 
gestellt werden  und  des  Grund  und  Bodens,  wie  auf  denjenigen 
der  neu  herzustellenden  Güter  mehr  oder  weniger  massgebend  ein- 
wirkt (vergl.  §  121  ff.):  Veränderungen  der  Agrar-,  Gewerb e- 
und  Handelspolitik.^^) 

7)  Veränderungen  in  der  räumlichen  Vertheilung  und  in 
der  ökonomischen  Gesammtlage  der  ganzen  Bevölkerung  eines 
Volkswirthschaftsgebiets,  wodurch  der  Werth  des  Bodens,  überhaupt 
und  local,  die  Productions-  und  Absatzbedingungen  vieler  Güter 
erheblich  beeinflusst  werden:   z.  B.  Steigen  des   Bodenwerths   bei 


wie  in  England  seit  den  4i)  er  Jahren,  wie  neuerdings  in  Folge  der  Goncurrenz  des 
billigen .  osteuropäischen  Getreides  in  Deutschland.  Schwierige  Lage  für  ulisere  Land- 
wirthc  wegen  unseres  Klimas,  dann  wegen  der  neuerlichen  starken  Lohnsteige rungen, 
die  sie  nicht  so  leicht  wie  die  Industriellen  auf  die  Producte  schlagen  können;  lauter 
schlagende  Beispiele,  wie  sehr  die  Gesammtheit  der  Lebensbedingungen,  m.  a.  \V. 
wie  sehr  die  Conjunctur,  nicht  die  individuelle  Thätigkcit  oftmals  das  wirth- 
schaftliche  Ergehen  des  Einzelnen  bestimmt. 

'^^t  Mitunter  so  rasch  sich  vollziehend,  dass  in  der  That  die  betreliendea  Produ- 
centen  wenigstens  momentan  in  prccäre  Lage  gerathen.  Z.  B.  Abkommen  der  Crino- 
linen  vor  wenigen  Jahren. 

-*)  Sehr  lehrreiche  ^littheilungen  über  die  Einflüsse  grosser  politischer  Störungen 
auf  die  Production  in  den  Handelskammer  berichten  der  letzten  Jahre,  in 
Deutschland  besonders  in  denjenigen  für  ISlitJ,  1S70.  —  Nothwendigkeit  auch  wegen 
der  complicirten  Winhschaftsverhältnisse  und  der  Sensibilität  des  Credits,  die  Kriege 
in  kurzen,  wuchtigen  Schlägen  zu  Ende  zu  führen,  was  wieder  entsprechende  Präven- 
tivthätigkeiten  des  Staats  und  stellende  Heereseinrichtungen  bedingt.  S.  darüber  unten 
Kap.  4,  Abschn.  4.  A.  Wagner,  Keichstiuanzen  in  v.  Holtzendorlf's  Jahrb.  d.  D. 
Reichs  IlL,  120  ff. 

^)  Ein  Beispiel  bietet  die  Keform  der  britischen  Korugesetze,  die  in  der- 
selben Richtung  wirkte,  wie  die  Erleichterung  der  Getreideeinfuhr  nach  Grossbritannien 
in  Folge  der  besseren  Communicationsmittel,  s.  Anm.  22. 
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grrisserer,  reicherer,  räumlich  stärker  coneentrirter  Bevölkerung, 
unter  dem  Einfluss  der  Freizügigkeit,  der  Auswanderung  vom  platten 
Lande  in  die  Städte.^) 

8)  Veränderungen  in  der  socialen  und  ökonomischen  Lage 
der  einzelnen  Bevölkerungsclassen,  welche  durch  ihren  Einfluss 
auf  Lohnhöhe  und  Zinshöhe,  auf  die  Nachfrage  nach  Massen- 
consumptibilien  und  Luxusartikeln  wiederum  den  Werth  des  Bo- 
dens, des  Kapitals  als  Privatbesitz  ('§  28)  und  die  Productionsbe- 
dingungen  vieler  Güter  sehr  wesentlich  mit  bestimmen;  z.  B. 
Gewährung  voller  Coalitionsfreiheit  an  die  lohnarbeitenden  Classen 
und  staatlichen  Schutzes  derselben  gegen  Ausbeutung  mittelst  der 
sog.  Fabrikgesetzgebung  u.  dgl.  m.,  wodurch  der  Lohn  steigen, 
der  Zins  der  Kapitalnutzung  fallen,  ''•)  der  Werth  gewisser  Kapital- 
anlagen (auch  des  Bodens)  herabgedrückt,  das  Einkommen  (§  84) 
der  unteren  Classen  erhöht,  der  oberen  vermindert,  dadurch  die 
Nachfrage  nach  Froducten  von  gewissen  Artikeln  für  die  Wohl- 
habenderen weg  nach  Artikeln  für  die  Arbeiter  hinüber  geleitel 
und  durch  dies  Alles  die  Production  der  Volksv.irthschaft  umge- 
staltet werden  kann,  ^^)  lauter  Veränderungen ,  welche  den  Wei  th 
vieler  Privatvermögen  stark  beeinflussen  müssen. 


'^)  Die  deutsche,  besonders  die  iiordostdeutsclic  Laiidwirthschaft  ist  auch  dadurch 
in  neuester  Zeit  in  eine  precäre  Lage  gerathen. 

-^  Es  gicbt,  wie  in  der  Lehre  vom  Ka2)italgfwini)  und  Ziuse  gezeigt  werden  wird, 
überhaupt  kein  festes  Gewinn-  und  Zinsuiinimum,  dies  kann  vielmehr  auf  nahezu  Null 
herabgedrückt  werden ,  und  zwar  durchaus  nach  den  Grundsätzen  des  Systems  der 
freien  Concun'enz.  Je  mehr  es  den  Arbeitern  gelingt,  einen  steigenden  Antheil  am 
Productionsertragc  für  sich  zu  erlangen,  desto  näher  kommt  man  dem  eben  erwähnten 
Falle.  Ein  Herabgehen  des  Zinses  auf  2  —  '2^/-2"fn  halte  ich  mit  Schmoller  (Gnind- 
fragen  d.  Eechts  u.  d.  Yolkswirthsch.)  in  absehbarer  Zeit  bei  unseren  mitteleuropäi- 
schen Völkern  für  sehr  wohl  möglich,  und  gewiss  im  Ganzen  für  wohlthätig,  s.  unten 
Abschn.  10  — 12,  §.  94  ff.  Aber  welche  ungemein  grosse  Verändeningen  in  der 
ökonomischen  Lage  vieler  Tausende  direct  bei  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern 
und  Kapitalisten  gar  nicht  Betheiligter  werden  durch  ein  solches  volkswirthschaftliches 
Ereigniss  bewirkt! 

^®)  Ein  grossartiges  practisches  Beispiel  solcher  Vorgänge  unter  dem  Einflüsse 
eines  zufälligen  geschichtlichen  Ereignisses  liefern  die  Erscheinungen,  welche  in 
Deutschland  1871  IC.  die  Mitfolge  der  französischen  Milliarden  waren.  S.  darüber 
A.  Wagner,  Eeichsfinanzen  a.  a.  0.  III.,  22S  11'.,  besonders  das  Kesuinc  S.  2,5(1 — 252 
und  ders.  in  Hildcbr.  Jahrb.  1ST4,  XXII,  ."iS'.»  ff.  über  d.  Gontributionsliteratur.  Der 
damalige  Krieg  und  die  Milliarden  ein  neues  gutes  Beispiel  der  bestimmenden  Macht 
der  Conjunctur  in  der  Volkswirthschaft. 
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7.  Abschnitt. 

Ertra«»:.    Roh-  und  Reiiiertino-.    Prodiutioiiskosteii.  —  Eiiikoninien. 
Freies  Einkoinnieii. ') 

§.  S2.  Werden  die  Einncahmen  auf  das  Object  zuriickbe- 
zogen,  ans  dem  sie  hervorgehen,  oder  als  Ausflüsse  einer  Erwerbs- 
quelle,  d.  h.  einer  Thätigkeit,  eines  Rechts  oder  einer  be- 
stimmten Erwerbseinrichtung-)  ohne  Rücksicht  auf  die 
Person,  der  sie  zufallen,  betrachtet,  so  heissen  sie  Erträge. 
So  viel  Einnahmearten  (§.  70),  so  viel  Ertragsarten  können  vor- 
kommen. 

Diese  Erträge  sind  Roh-  oder  Bruttoerträge,  wenn  sie  die 
gewfihnlich  zu  ihrer  Gewinnung  erforderlichen  Auslagen  oder 
Kosten  ihrem  \Yerthe  nach  noch  in  sich  enthalten.  Nadi  Abzug 
dieser  Kosten,  welche  während  der  Gewinnung  der  Rolierträge  oder 
nachträglich  von  letzteren  und  schliesslich  reell  aus  letzteren,  als 
Mittel  zum  Zweck,  bestritten  werden,  ergeben  sich  erst  die  R  e  i  n  - 
oder  Nettoerträge:  das  Ziel  jeder  Einzelwirthschaft  und  allein 
die  wirklichen  Vermehrungen  des  Vermögens. 

Die  Kosten  bei  den  unmittelbar  eigens  gewonnenen 
Einnahmen  oder  bei  der  Natur alproduction  (§.  70,  A,  1) 
können  noch  speciell  Productionskosten  genannt  werden,  ob- 
wohl letzterer  Ausdruck  auch  für  die  Kosten  der  Gewinnung  aller 
Einnahmen  und  Erträge  gebraucht  wird. 

§.  83.  Die  Productionskosten  lassen  sich  in  folgende  zwei 
wesentlich  verschiedene  Classen  zerlegen.^) 

1)  Kosten,  welche  eine  Einzelwirthschaft  aufwenden  muss, 
um  die  Mitwirkung  anderer  Wirthschaften  und  Personen  oder 
Anderen  geböriger  Grundstücke  und  Kapitalien  zur  Ertrags- 
gewinnung  zu    erlangen:   demnach  Vergütungen    aus  dem  Roh- 

')  Hau,  §.  70,  71,  vergl.  auch  S-  l'l"^.  24.')  If.  —  Koscher.  §.  144  R".,  auch 
Jj.  lOK.  —  >%n!;ol(lt,  Grundr.  §.  S5  H'..  tlers.  Art.  Einkommen  iui  Staatswörterb. 
ni.,  ders.  VoTkswirthschafelchrc,  Kap.  12.  —  Bcsonduis  alter  Hermann,  untersuch. 
Kap.  IX.,  S.  .582  (f.  und  (i.  Schmolle  r,  Lehre  v  Einkommen  in  ihrem  Zusammen- 
hange mit  d.  Grundprincipien  d,  Steuerlehre,  Tiii}.  Zeitschr.  f.  Staatswi.ss.  XIX.  (18(3!^) 
S.  1  H'.,  auf  welche  Arbeit  auch  für  die  Dogmengeschichte  des  Begrills  Einkommen 
zu  verweisen  ist.  —  Schäff'le,  Syst.  .i.  Aufl.  I.,  ij.  108  If.  Vergl.  auch  H.  Küsler, 
zur  Lehre  vom  Einkommen,  Hildebr.  Jahrb.  Istls  I.,  und  besonders  die  Arbeiten  von 
iiodbertus,  s.  u.  Anm.  4.    Weitere  literariselie  Xarliweise  in  Anm.   1  iles  Absclm.  8. 

"■')  Daliin  kann  auch  regelmässiger  Almoienemplang  gcliören. 

'•')  Kau,§.  16.').  217  in  letzterem  §.  niiht  ganz  riijitig,  s.  d.  folg.  Ai)S<hn.  8  u.). 
—  Koscher,  §.    lue, 
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ertrag,  welche  eine  Einnahme  andrer  Wirthschaften  und  Per- 
sonen bilden.  Diese  Kosten  sind  eine  Folge  der  Selbständigkeit 
der  einzelnen  Wirthschaften,  der  Arbeitstheilung  und  der  An- 
erkennung der  persönlichen  Freiheit  und  des  Privateigen- 
thums."^)  Sie  sind  eben  deshalb  nur  einzelwirthschaftlich 
aufgefasst,  nicht  y olks wir th schaftlich  „Kosten".  Ihre 
V  e  r ä  n  d  e  r  u  n  g  involvirt  keine  Vertheuerung  oder  Verbilligung  der 
Productiou  überhaupt,  sondern  nur  eine  veränderte  Verthei- 
lung  der  Einnahmen  (des  Einkommens,  §84)  unter  den  Einzel- 
wirthschafteu  und  der  Bevölkerung,  in  der  Praxis  unseres  heutigen 
Verkehrs  vermittelst  veränderter  Löhne,  Zinsen,  Renten,  Unter- 
nehmergewinnste,  Preise  der  Güter.  Eine  Ersparung  an  diesen 
bloss  einzelwirthschaftlichen  Kosten  einer  Wirthschaft  oder  eine 
Vermehrung  dieser  Kosten  steigert  oder  mindert  daher  nur  den- 
jenigen Theil  des  Rohertrags,  welcher  dem  Subject  der  Wirthschaft 
als  Reinertrag  verbleibt,  zu  Ungunsten  oder  zu  Gunsten  fremder, 
irgendwie  mit  Arbeit  oder  Rechten  (aus  Creditgeschäften,  wie  Dar- 
lehen, Vermiethungen,  Verpachtungen)  an  jener  Wirthschaft  Bethei- 
ligten. Ob  und  wie  weit  jene  Ersparung  oder  Vermehrung  dieser 
Kosten  Volkswirt hschaft lieh  günstig  oder  ungünstig  zu  beur- 
theilen  ist,  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  sondern  hängt 
von  dem  Urtheil  über  die  eben  genannten  Folgen  dieser  Erschei- 
nung für  die  Vertheilung  der  Einnahmen  im  Volke  ab  (§  94  ff.). 
2)  Kosten,  welche  eine  Einzelwirthschaft  aufwenden  muss,  ohne 
dass  dieselben  irgend  einer  Wirthschaft  oder  Person  direct  als 
Einnahme,  bez.  als  Reinertrag  und  Einkommen  (§  84),  zu  Gute 
kommen.  Dies  sind  die  natürlichen  oder  eigentlich  und  allein 
Volks  wirthschaft  liehen  Productionskosten :  das  unbedingt 
nothwendige  Mittel  zur  Ertragsgewinnung,  unabhängig  von  der 
Gestaltung  der  Arbeitstheilung  und  der  Rechtsverhältnisse  in  Bezug 


*)  Daher  z.  B.  in  der  aiitilccu  l'i'oductionswirtlibrliaft  (§.  (iO),  Welclic  mit  Sclaveii 
und  auf  eigenen  Grundstücken  (z.  Th.  Latifundien-  und  Plantagemv^hscliaft,  mit 
iSclavenscliaarcn)  betrieben  wurde  und  wo  Fabrikation,  Handwerk  und  Landwirthseliaft 
noch  viclfacli  verbunden  war,  eine  ganz  andere  Berculinung  der  einzelwirthschaftlit'hen 
ProdiKtionskosten  und  demnach  aucli  des  Einkommens  des  einzelwirtliscliaftliclien 
Subjects  (des  Einen  (Jikeneinkomuiens)  als  in  der  modernen  Productionswirthschaft  mit 
freien  Arbeitern  und  etwa  wie  vorlierrsfhend  in  England  auf  gepachteten  Grundstücken. 
Auf  diese  unterschiede  und  ihre  weittragende  volksw^irthschaftliche  und  sociale  Bedeu- 
tung hat  besonders  Rodbertus  in  s.  Arbeiten  über  Wirthschaft»-  und  Steuerverhält- 
nisse des  Alterthums  in  Hildcbr.  Jahrb.  und  in  den  Anmerkungen  zu  seiner  Creditnoth 
des  Grundbesitzes  oftmals  hingewiesen,  s.  z.  B.  daselbst  I.,  81  ti'.,  auch  II,  107  ä'., 
272  If.,  2<l.=)  IT..  .•102  If. 
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auf  Personen  und  Eig-enthum,  Mit  diesen  Kosten  wird  die  Mit- 
wirkung der  Natur  und  ihrer  Kräfte  an  der  Production  erkauft. 
Eine  Ersparung  an  ihnen  heisst  allgemein:  ein  günstigeres 
Verhältniss  zwischen  Roh-  und  Reinertrag  bei  der  Pro- 
duction, daher  eine  grössere  Summe  aller  einzelwirthschaftlichen 
Reinerträge  oder  des,  damit  zusammenfallenden,  Volkswirt h- 
schaftlichen  Reinertrags  (§.  86),  und  Möglichkeit  einer  reich- 
licheren Bedürfnissbefriedigung  Aller.  Die  Gesammtheit  gewinnt 
also  bei  solcher  Ersparuug  immer,  wenn  der  Vortheil  davon  auch 
nicht  Allen  gleichmässig  zu  Gute  zu  kommen  braucht.  Die  Einzel- 
wirthschaft,  welche  diese  Kosten  zu  vermindern  weiss,  macht  sich 
daher  auch  um  das  Ganze  verdient.  Die  auf  der  Arbeitstheilung 
beruhende  einzelwirthschaftliche,  namentlich  privatwirthschaftliche 
(§.  121)  Productionsweise  findet  ihre  allgemeine,  dem  Gesammt- 
interesse  entsprechende  Rechtfertigung  unter  Anderem  besonders 
darin,  dass  sie  auch,  wenn  auch  zunächst  nur  im  Interesse  des 
einzelwirthschaftlichen  Subjects,  die  Ersparung  an  natürlichen  Pro- 
ductionskosten  zu  Wege  zu  bringen  strebt,  in  vielen  Fällen  jeden- 
falls besser  als  irgend  eine  anders  organisirte,  besonders  als  die 
gemeinwirthschaftliche  Productionsweise  (s,  §.  127,  150  ff,).  ^') 


^)  Der  Streit  zwischen  Socialisten  und  unbedingten  Vertheidigern  des  privatvnrth- 
schafdichen  Systems  (§.  121  tl.)  lässt  sich  wissenschaftlich  auf  den  einen  Hauptininct 
zurückführen,  dass  die  letztere  Partei  das  volks wirthschaftliche  Interesse  bei  der 
privatwirthschaftlichen  Productionsweise  am  Besten  gewahrt  zu  sehen  glaubt,  weil  hier 
auch  mit  den  geringsten  v  olks  wirths  chaft  liehen  Prod  uctionskosteu 
(also  am  Meisten  nach  dem  ökonomischen  Princip)  producirt  werde,  während  ohne 
solche  maassgebende  Mitwirkung  des  privatwirthschaftliclien  Interesses  viele  Güter 
überhaupt  gar  nicht,  jedenfalls  aber  alle  schlechter  und  kostspieliger  hergestellt  würden. 
Die  Socialisten  läugnen  dies  eiumal  wenigstens  für  viele  Fälle  und  l)etonen  die  Be- 
rechtigung und  Nothwendigkeit  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems,  andrerseits  be- 
liaupten  sie,  dass  im  privatwirthschaftlichen  System,  namentlich  dem  heute  herrschen- 
den, wo  der  „Arbeiter"  für  seine  Mitwirkung  an  der  Production  im  Lohnvertrag  „ab- 
gefunden" werde,  der  Unternehmer  zu  sehr  an  jenen  einzelwirthschaftliclieu  Produe- 
tionskosten  sparen  könne  und  spare  bloss  auf  Kosten  der  übrigen  au  der 
Production  betheiligteu  Classsen,  besonders  der  Arbeiter.  Letztere 
i'rhielten  bei  diesem  System  also  zu  wenig,  würden  regelmässig  nur  mit  dem  un- 
entbehrlichen ünterhalt»bedarf  abgefunden  (Lassalle's  „ehernes  Lohngesetz"),  wäii- 
rend  der  darüber  hinaus  von  ihnen,  den  Arbeitern  mach  Marx:  von  den  Arlteitern 
sogar  allein)  producirte  Mehrwerth  den  kapitalistischen,  d.  h.  kapitalbesitzen- 
den (s.  0.  §.  28)  Unternehmern  ungebührlicher  Weise  verbliebe  und  auch  die  Haupt- 
<|iielle  des  privaten  Kapitalbesitzes  sei  (vergl.  Marx,  Kapital  I.,  Kap.  ;}  —  J,  besonders 
1,  Absclin.  l).  Die  Socialisten  unterschätzen  dabei  nur  die  ökouomiscli- teclinischen 
Schwierigkeiten,  welche  der  Herstellung  aller  Güter  nach  niclit-privatwirthschaftliclier 
Productionsweise  entgegenstehen,  sowie  die  wirklicli  volkswirthschaftliclien  Leistun- 
gen der  privaten  Kapit;d  bildung  und  Kapital  ve  rweud  u  ng  (in  diT  Privatuiiter- 
nehmung).  Ihre  unbedingten  Gegner  überschätzen  jene  Scliwierigkeiten  wenigstens  für 
manche  Fälle,  legen  der  privaten  Kupitalbildung  und  Verwendung  oft  einen  zu 
grossen  Werth  bei  und  überselicn  die  allerdings  zahlreichen  Fälle  von  Aiisbeutuugs- 
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§.84.  Im  Einkommen  (einzeln  in  den  Einkunft  eu)^)  werden 
die  Einnahmen  oder  Erträge  in  Beziehung  mit  der  Person,  welche 
sie  empfängt,  daher  mit  dem  Wirthschaftssubjeet,  gebracht.  Das 
Einkommen  einer  Person  umfasst  zweierlei: 

1)  diejenige  Summe  wirthschaftlicher  Güter,  welche  derselben 
in  gewissen  Perioden  (üblicher  Weise  nach  Jahren  berechnet) 
regelmässig  und  daher  mit  der  Fähigkeit  der  regelmässigen 
Wiederholung')  als  Reinerträge  einer  festen  Erwerbs- 
quelle neu  als  Vermögen  hinzuwachseu.  Dieser  Theil  des  Ein- 
koramens einer  Person  rührt  daher  aus  der  Wirthschaftsführung 
überhaupt  und  aus  einzelnen  wirthschaftlichen  Thätig- 
keiten  (Arbeit,  Unternehmung)  oder  aus  Eigenthums-  oder 
Forderungsrechten  insbesondere  (Sclaveneigenthum,  Grundeigen- 
thum,  Kapitaleigenthum,  Forderungen  aus  Creditgeschäften)  endlich 
aus  regelmässigen  unentgeltlichen  Einnahmen  (Almosen, 
Geschenk)^;  her. 


Verhältnissen,  in  welchen  die  Reinerträge  nicht  richtig  verthcilt,  die  einzcl- 
wirthschaftlichen  Productionskosten  der  Unternehmungen  zu  sehr  zu  Ungunsten  der 
Arbeiter  (mitunter  auch  der  Leih-Kapitalistcn)  und  zu  Gunsten  der  Arbeitgeber  ver- 
mindert werden.  Die  richtige  Ausgleichung  der  Gegensätze  wird  am  Ersten  durch 
eine  rationelle  Ausbildung  des  gemeinwirthschaftlichen  neben  dem  privatwirthschaft- 
lichen  System  und  durch  zweckmassige  Gontrole  des  letzteren  Seitens  des  Staats  er- 
folgen. S.  daniber  das  ganze  dritte  Kapitel.  Hier  kam  es  jetzt  nur  darauf  an  zu 
zeigen,  wie  enge  die  einfachen  Grundbegrillserörterungen  im  Texte  mit  den  wichtigsten 
practischen  Problemen  der  Volkswirthschaft  zusammenhängen. 

")  Kau,  §.  70  und  die  Stellen  in  den  in  Anm.  1  genannten  Schriften,  besonders 
Schmoller  a.  a.  0.  S.  52  ti'.     S.  auch  Anm.   1   des  folgenden  Abschnitts. 

')  Auf  dies  Moment  der  K  egelmässigkeit  ist  wenigstens  für  die  volks- 
wirthschaftliche  Betrachtung  des  Einkommens,  bei  der  eben  dauernde  oder  Durch - 
sclinittsverhaltnis.se  das  Entscheidende  sind,  Gewicht  zu  legen.  Zufällige,  ein- 
zeln vorkommende  Einnahmen,  wie  gelegentliche  Geschenke,  Erbschaften,  Legate 
sind  danach  nicht  zum  Einkommen  zu  rechnen,  so  auch  Kau,  §.  70.  Kehren 
solche  Einnahmen,  z.  B.  im  Falle  des  regelmässigen  Almosenempfangs,  der  eine 
regelmässige  ünterstCitzung  bildenden  (Jeschenke,  auch,  wie  in  Zeiten  des  altrömischen 
Kaiserthums  im  Falle  der  förmlich  zur  regelmässigen  Einnahmequelle  der  Senatoren 
werdenden  Legate  (Friedläude  r,  röni.  Sittengesch.  I.,  25,'J)  periodisch  wieder,  so 
gl' hören  sie  dagegen  zum  Einkommen. 

■*)  Deijenige  Reinertrag,  von  welchem  hier  im  Texte  die  Rede  i.st,  versteht  sich 
na  eil  Abzug  aller,  auch  derjenigen  Kosten,  welche  für  andere  an  der  (Jewinnung 
des  Ertrags  betheiligte  Personen  sclljst  wieder  Einkommen  sind.  —  Der  enge  Zusam- 
menhang des  Einkommens  der  Person  mit  dem  Reinertrag  des  (ieschäfts,  der  Thätig- 
keit,  eines  Rechts  ist  bei  diesem  Haupttheil  des  Einkommens  gar  nicht  zu  läugnen. 
In  Schmoller's  Ausführungen  a.  a.  0.,  denen  ich  sonst  beistimme,  findet  sich  ein 
Satz  S.  52,  der,  wörtlich  genommen,  als  Bestreitung  des  vorausgehenden  Satzes  gelten 
könnte,  mir  daher  aucli  nicht  correct  erscheint.  Er  sagt :  ,, Unter  Einkommen  verstellen 
wir  die  Summe  von  Mitteln,  welche  der  Einzelne,  ohne  in  seinem  Vermögen  zurück- 
zukommen, für  sich  und  seine  Familie,  fiir  seine  geistigen  und  körperlichen  Bedürf- 
nisse, für  seine  Genüsse  und  Zweike,  kurz  für  Steigeiung  (richtiger  wohl,  grade  nach 
Hermaun's  und  Schmoller's  Standpnnct:  zunächst  für  die  Erhaltung,  sodann  erst 
für  die  Steigerung)  seiner  Persönlichkiit  in  einer  WirliiscJiaffsperiode  verwi'ndeii  kann". 
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2)  Die  Genüsse  (Nutzungen)  oder  selbst  nur  die  Genuss- 
möglichkeiten, welche  das  Nutzvermögeu  (§.  27)  einer  Person, 
nach  Abrechnung  der  dabei  stattfindenden  Abnutzung  und  Verkehrs- 
verminderung, periodisch  fortdauernd  gestattet.^) 

Das  Einkommen  einer  Person  bildet  zunächst  den  Güterfouds 
zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse.  Seine  Erwerbung  ist  das 
^ilittel  zu  letzterem  Zweck.  Es  kann  in  derselben  Periode,  wo  es 
erlangt  wurde,  vollständig  verzehrt  werden,  ohne  dass  da- 
durch das  frühere  Vermögen  geschmälert  wird. ^<^)  Die  Tausch- 
werthhöhe  des  Einkommens  einer  Person  entscheidet  über  das 
Maass  der  letzterer  möglichen  dauernden  Bedürfnissbefriedigungen, 
ist  daher  volkswirtschaftlich  von  grösster  Bedeutung. 

Gelegentlich  wird  wohl  zwischen  Roh-  und  Reineinkommen 
einer  Person  ebenso  wie  zwischen  Roh-  und  Reinertrag  eines  Ob- 
jects  (z.  B.  eines  Geschäfts)  unterschieden. ")  Nach  der  obigen 
Begriffsbestimmung  des  Einkommens  fällt  diese  Unterscheidung  mit 
Recht  besser  fort:  das  Einkommen  ist  danach  nur  „Reineinkom- 
men", ^2)  nur  dies  bildet  das  Strebeziel   des   AVirthschaftssubjects. 

Die  Früheren,  auch  Rau,^-')  unterschieden  noch  zwischen  ur- 


Einverstanden,  aber  wenn  der  Verf.  dann  unmittelbar  fortfährt:  „Das  Einkommen,  wie 
wir  es  nach  Hermann  auffassen,  ist  also  (V)  keine  Ertraa;skategor  io ,  kein  Pro- 
duct  eines  lieliebigcn  (?)  wirthschaftlichen  Rechnungsexempels,  sondern  ein  lebendiges 
Ganze,  wie  es  aus  dem  Begriffe  der  Persönlichkeit  mit  der  Bedürfnissbefriedigung 
lierTOrgeht",  —  so  ist  hier  der  umstand,  dass  der  Haupttlieil  des  Einkommens  eben 
doch  als  Reinertrag  der  Wirtlischaftsfuhrung  oder  liestimmter  einzelner  Thätigkeiten 
und  Rechte  rcsultirt,  zu  stark  Itei  Seite  gesetzt. 

^)  Mit  Recht  liat  SchmoUcr  die  Conse<iucnz  gezogen,  a  a.  0.  S.  53,  dass  auch 
t^in  solcher  zweiter  Bestandiheil  des  Einkommens  anzunehmen  ist.  Dies  ist  u.  A.  auch 
filr  die  Steuertheorieen  wichtig 

^")  Eben  deshall)  ist  bei  dem  2.  Bestandtheil  des  Einkommens  die  Abnützung  ab- 
zurechnen. 

")  So  noch  Kau.  §.  71,  alter  auch  noch  Roschcr,  t?.    14). 

*'■*)  So  in  Hermann'»  Einkommenlehre,  2.  Autl.  S.  M'y  W.  S.  aacli  S  c  h  m  olle  r 
a.  a.  ().  S.  21,  .■.;! 

'")  Rau,  §.  251.  Er  fügt  in  einer  Anm.  aber  sclltst  schon  hinzu:  .,insol'erne 
die  Dienste  mittelbar  die  Erzeugung  von  Sacligütern  befördern  (was  R.  in  §.  10"  der 
'^.  Aufl.  Ullier  Hinweis  auf  eine  Aeusserung  Moltke's  im  norddeutsclien  Reichstage 
:ui<;li  liiiisichtlicli  des  Militärdiensts  anerkennt)  ist  ihr  Loiin  ebenfalls  zum  Tlieil  als 
ursprüngliches  Einkommen  anzusehen,  aber  dies  lässt  sich  nicht  in  Zahlen  bestimmen". 
Und  in  §.  107:  „Das  Vorhandensein  einer  gewissen  Anzahl  von  Dienstleistenden  ist 
deshalb  auch  von  volkswirthschaftlicher  Seite  vorth  eil  ha  ft".  Man  kann  verbessern  : 
nicht  nur  dies,  sondern  unentbehrlich  und  eben  deshalb  entspricht  einer  orga- 
nischen Auffassung  der  Volkswirthschaft  auch  nur  die  IJuliandluiig  ilcr  Dienste  mit 
als  wirthschaftliche  (jüter,  die  „Productivität"  der  Dienste  und  die  Statuirung  bioss- 
ursprünglichen Einkommens.  S.  Hermann,  S.  593.  Ueber  die  inöglicln;  Benutzung 
des  terminus  ,,al)geleifetes  Einkommen"'  in  einem  anderen  Sinne,  s.  folg.  Abschnitt 
Anm.    II),  S.   10(1. 

A.   Wa-iitT,  Vuik.swiitlisrluilisl.'luv.     1.  7 
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sprünglicbem  uud  abgeleitetem  Einkommen,  indem  sie  von 
jenem  nur  bei  denjenigen  Classen  spracben,  welcbe  nacb  ibrer 
Auffassung  allein  wirtbscbaftlicbe  Güter  bervorbracbten,  d.  b.  bei 
den  direct  an  der  Sacbgüterproduetion  betheiligten  Classen 
oder  Personen,  während  sie  das  Einkommen  aller  anderen  Per- 
sonen, also  namentlich  das  für  persönliche  Dienste  bezogene, 
abgeleitetes,  d.  h.  eben  aus  jenem  ursprünglichen  Einkommen 
Hiessendes,  nannten.  Diese  Unterscheidung  steht  und  fällt  mit  der 
Beschränkung  des  Begriffs  wirthschaftliches  Gut  auf  die  Sachgüter 
oder,  was  dasselbe  sagen  will,  mit  der  Beschränkung  der  sog. 
productiven  Leistung  auf  Hervorbringen  von  Sachgütern.  Rau's 
Unterscheidung  war  also  von  seinem  Standpuncte  aus  (§.  18)  ganz 
richtig,  muss  aber  von  demjenigen  der  jetzigen  Wissenschaft  aus 
aufgegeben  werden  (§.  20).  Jedes,  auch  das  Einkommen  Des- 
jenigen, der  nur  persönliche  Dienste  leistet  (Gesinde,  liberale  Be- 
rufe, Beamte,  Soldaten  u.  s.  w.),  ist  also  ursprüngliches,  ist 
sein  Einkommen. 

§.  85.  Dagegen  kann  in  einem  anderen  Sinne  zwischen 
Einkommen  (Gesammteinkommen)  und  reinem  oder  besser  freiem 
Einkommen")  bei  der  typischen  Hauptform  der  Privat  wirthschaft 
(§.  121),  nemlich  bei  der  Wirthschaft  des  einzelnen  Menschen 
und  bei  der  F  a m  i  1  i  e  n  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  unterschieden  werden.  Das 
freie  Einkommen  umfasst  hier  denjenigen  Tb  eil  des  Einkommens, 
welcher  nach  der  Befriedigung  der  nothwendigen  Bedürfnisse  oder 
nach  der  Bestreitung  des  Unterhaltes  des  Menschen  oder  der 
Familie  frei  zu  beliebiger  andrer  Verfügung  übrig  bleibt. 
Denn  der  andere  Theil  des  Einkommens  ist  durch  natürliche 
Verhältnisse,  durch  Sitten  und  sociale  Momente  kein  frei  verfüg- 
barer, sondern  ein  gebundener,  welcher  einer  bestimmten  Ver- 
wendung zugeführt  werden  muss. 

Das  freie  Einkommen  der  Individuen  und  Familien  lässt  sich 
in  doppelter  AVeise  berechnen: 

1)  so,  dass  man  die  Höhe  des  Unterhaltsbedarfs  rein  nach 
natürlichen  Verhältnissen  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
Consumtionsgewohnheiten  der  Masse  des  Volks  für 
alle  Individuen  und  Familien  gleich  setzt,  also  von  der  Ver- 
schiedenheit der  ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse  innerhalb 
»der  Bevölkerung  absieht;   das  freie  Einkommen  giebt  alsdann  das 

»*)  So  Koacher.  §.   145. 
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deutlichste  Bild  von  der  Vermögens-  und  Einkommens- Vertlieilung, 
bez.  Ungleichheit  in  der  Bevölkerung-.     (Vergl.  §.  96.) 

2)  Oder  man  berücksichtigt  die  classen weise  Verschieden- 
heit dessen,  was  nach  den  Consumtionsgewohnheiten  der  ökono- 
mischen und  socialen  Bevölkerungsclassen  als  „nothwendiger  Unter- 
halt'' gilt,  wonach  dann  das  freie  Einkommen  der  besser  Situirteu 
nicht  ebenso  stark  wie  im  vorigen  Falle  dasjenige  der  schlechter 
situirten  Classen  überragt.  Hier  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass 
der  für  die  Wohlhabenderen  gemachte  Abzug  an  Unter- 
halt sbedarf  vom  Einkommen  bereits  eine  bedeutend  reich- 
lichere Bedürfnissbefriedigung  enthält,  welche  insofern  eine  freiere 
Verfügung  über  die  Güter  darstellt. 

Beide  Berechnungen  des  Unterhaltsbedarfs  und  des  freien  Ein- 
konmiens,  welche  für  viele  sociale  und  wirthschaftlichc  Probleme 
von  grosser  Wichtigkeit  sind,  setzen  eine  gute  Statistik  der 
Privathaushalte  voraus.  An  dieser  fehlt  es  noch  sehr,  sie 
bietet  auch  grössere  Schwierigkeiten,  als  man  im  ersten  Augenblick 
zu  meinen  pflegt.  ^^) 

Ein  höheres  freies  Einkommen  gewährt  wesentlich  die  Möglich- 
keit, die  nothwendigen  Bedürfnisse  (die  Existenzbedürfnisse  §.  96) 
reichlicher  und  besser,  die  Cultur-  und  Bildungsbedürfnisse  über- 
haupt in  etwas  beträchtlicherem  Umfange  befriedigen,  unentgeltliche 
Hingabe  von  Gütern  in  wirksamem  Umfange  vornehmen,  Privat- 
kapital (§.  28)  mit  geringeren  persönlichen  Opfern  und  in  bedeu- 
tenderer Höhe  bilden,  endlich  Steuern  an  den  Staat  und  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  (§.  154,  158)  leichter  entrichten  zu  können. 
Vom  Standpuncte  der  Volkswirthschaft  aus  wird  daher  auch  bei 
den  ungünstigst  Situirten  das  Vorhandensein  und  wenigstens  eine 

*')  Besonders  wichtig  sind  fiir  die  Beurtheilung  der  Lage  der  unteren  arbeitenden 
Gla-ssen  Haushaltbudgets  von  Arbeiterfamilien.  Daten  darüber  in  Ducpetiaux 
Ijudg.  cconom.  des  classes  ouvrieres  en  Belgifjue,  1S55,  Le  Play,  les  ouvriers 
i-uropcrens,  1855,  vergl.  die  Auszüge  daraus  und  die  Bearbeitung  des  Materials  in  E. 
Engel's  schöner  Arbeit  über  Consumtionsverhiiltnissc  in  d.  Zeitschr.  d.  Sachs.  Statist. 
Bureaus  1857,  S.  ]5.'{  li'.  Neuestes  Material  zerstreut  in  den  Schriften  über  die  Ar- 
beiterfrage, in  der  „Concordia",  Zeitsclir.  f.  d.  Arbeiterfrage,  f.  landwirthsch.  Arbeiter 
jetzt  in  der  Euquetearbeit  des  deutschen  landwirthschaftlichcn  Congrcsses  „Die  Lage 
der  ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen  Keiche",  herausgegeben  von  v.  d.  Goltz, 
Berl.  1875,  freilich  nicht  detaillirt  genug.  Für  allgemeine  volkswirthschaftliche 
Fragen  und  Steuerfragen  bedarf  es  aber  ebenso  sehr  llaushaltbudgets  der  übrigen 
Gesellschaftsclassen ,  worüber  noch  weniger  Material  vorlianden.  Wichtig  ist  diese 
Statistik  auch  für  die  Beamten-Besoldungsfrage,  wie  ich,  mit  Anführung 
einiger  statistischer  Daten,  in  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  I.,  §.  57  ff.,  bes  §.  59c 
nachgewiesen  habe.  Vergl.  auch  E,  Laspeyres,  Kathedersocialisten  u.  d.  Statist. 
Congresse,  Berl.   1875,  S.  22  H. 
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gewisse  Höhe  des  freien  Einkommens  zu  wünschen  sein,  die 
Gleichheit  des  freien  Einkommens  Aller  deswegen  noch  keines- 
wegs. ^*^) 

Die  Anwendung  des  Begriffs  des  freien  Einkommens  auf  an- 
dere Einzelwirthschaften,  als  die  Individual-  und  Familienwirth- 
schaften,  hat  keinen  Sinn ,  weil  hier  (auch  beim  Staate  — )  ^'^)  der 
Begriff  des  nothwendigeu  Bedarfs  nicht  anwendbar  ist.  Wohl 
aber  lässt  sich  vom  freien  Einkommen  des  Volks  und  schliesslich 
der  Bevölkerung  der  Erde  sprechen  (s.  §.  87). 

8,  Abschnitt. 

Roll-  und  Reiiieitra»-  der  Volkswirthsfhaft  und  Volkseinkommen.^) 

§.  86.  Die  Begriffe  der  Ein-  und  Ausgänge,  Einnahmen  und 
Ausgaben,  Erträge,  Roh-  und  Reinerträge  lassen  sich  auch  auf  die 
als  ein  Ganzes  gedachte  Volks wirthschaft,  die  Begriffe  Ein- 
koramen und   freies  Einkommen  zwar  nach   dem  Sprachgebrauch 

*')  Vergl.  hierzu  überliaiipt  in  diesem  2.  Kap.  die  Abschnitte  10  — 1.'5  unten. 

")  E  au -Wag  11  er,  Finanzwiss.  I.,  §.  20  Anm.   b,  auch  §.  37  a. 

*)  S.  die  Literaturnachweise  in  Anni.  1  deü  vorigen  Abschnitts.  Besonders  Kau, 
§.  71a,  245  —  25U,  Röscher,  §.  14t>,  147  (^hier  hcsonders  Dogiuengeschichtliches), 
ilermann,  S.  5S9  tl'.,  51)7,  v.  Mangoldt,  Cirundr.  §.  91,  Volkswirthschaftslehre 
bes.  S.  31G  ff.    Von  der  älteren  Literatur:  A.  Smith,  wealtli  of  nations  b.  II.,  eh. 


1.    Z,   Cn.    'k   Jiass.,   Cll.    O,   Cll.   u   pass.,   ii.,   i.    u   un.    ^    pass.,   oiuioii,    uciiaum.    uuui    u. 

Natur  d.  Nationaleinkommens,  deutscli,  Halle  J825,  Bcrnhardi,  Krit.  d.  (iriinde  f.  gr. 
n.  kl.  Grundeigenth.,  Petersh.  1S48,  Jj.  14—16.  Schmoller  a.  a.  0.  Abschn.  1.  — 
Aelterc  statistische  Berechnungen  des  gesammten  Volkseinkommens  und  seiner 
Hauptbestandtheile  und  Quellen  nach  Moreau  de  Jonn<'!S,  Eevue  encyclop.  XXV.. 
2'M).  54'J,  S78:  ders.  Statist,  de  l'agricult.  de  la  France  1848;  ders.  Statist,  de  la 
tir.-Brit.  18:{S,  I,  :U2;  de  Lavergnc  essai  sur  l'econ.  rur.  de  l'Anglet.  p.  77  tl. ; 
(Juart.  Review,  1850  N.  170.  S.  4.'i7  ;  Pebrer  Hist.  linanc.  etc.  de  l'emp.  Britann. 
1834  IL,  i»0;  Lowe,  Engl,  nach  s.  gegenwiirt.  Zustande;  Chaptal,  de  l'iiidustr. 
l'ranc,  de  Laveleye,  essai  sur  lecon.  rur.  de  la  Belg.  p.  313,  Schnitzler  crcat. 
de  la  rieh.  I.,  19,  392,  auszugsweise  hei  Rau,  8.  Aufl.  §.  247  —250.  —  Alle  solche 
Schätzungen  des  Volks-  oder  Nationaleinkommens  und  kaum  weniger  die  noch  häufige- 
ren des  Volksvermögens  sind  durchaus  unsicher  und  grade  in  der  Neuzeit  trotz  oder 
richtiger  wegen  der  Fortschritte  der  e.xacten  Statistik  immer  mehr  als  unbrauchbar 
erkannt  worden.  Aus  diesem  Grunde  sind  sogar  VersufJie  solcher  Schätzungen  in  der 
neuesten  Zeit  seltener  geworden.  Doch  finden  sich  z.  B.  Daten  über  den  Wertli  des 
Realbesitzes,  Viciistands  und  Ackergerätlis  für  Üest erreich  von  v.  Czöriiig  und 
in  den  amtl.  Statist.  Jahrb.,  im  Auszug  bei  Kolb,  Handb.  d.  vcrgleicli.  Statist.  7. 
Aufl.,  Leipz.  1875.  S.  310;  cbeudas.  S.  371  amtl.  Schätzungen  des  Bodenwerths  und 
Keinertrags  des  Grundbesitzes  in  Frankreich;  eb.  S.  451  Wertli  des  ganzen  Na- 
tionalvermögens in  Grossbri  tanii  ien  und  Irland;  eb.  S.  533  sogar  für  Russ- 
land  (nach  v.  Buschen);  eb.  S.  730  für  Nordauierica  (nach  Berichten  des 
S.-hatzsecretärs).  Meistens  nur  grosse  blendende  Zahlen  .  vielfach  mit  der  Unrichtig- 
keit oder  gröbsten  Zweifelhaftigkeit  an  der  Stirn.    \'oIlends  die  Scliätzungeii  des  Volks- 
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der  §.  84  und  85  besser  nicht  auf  die  Volkswirthschal't,  das  Ertrag 
gebende  Object,  wohl  aber  auf  das  Volk,  das  den  Reinertrag 
beziehende  Subjeet,  anwenden.  Welche  einzelne  Posten  von 
wirthschaftlichen  Gütern  unter  die  einzelnen  genannten  Begriffe  in 
der  Volkswirthschaft  sich  reihen,  bedarf  für  mehrere  der  hierher 
gehörigen  Fälle  keiner  besonderen  Darlegung.  Selbstverständlicli 
umfassen  die  Ein-  und  Ausgänge  der  Volkswirthschaft  auch  die 
durch  den  Credit  mit  anderen  Volkswirthschaften  oder  richtiger 
mit  den  Einzelwirth Schäften  (incl.  derjenigen  des  Staats)  in  ihnen 
ausgewechselten  Güter.  Die  zwischen  inländischen  Einzelwirth- 
schaften  (ebenfalls  incl.  des  heimischen  Staats)  durch  den  Credit 
bewegten  Güter  compensiren  sich  für  die  Volkswirthschaft  als 
Ganzes.  2) 

§.  87,  Der  Roh-  und  Reinertrag  der  Volkswirthschaft 
und  das  Einkommen  des  Volks  lassen  sich  ohne  und  mit 
Rücksicht  auf  die  Einzelwirthschaften,  welche  die  Erträge  erwerben 
und  über  das  Einkommen  verfügen,  darstellen  und  berechnen.     Im 

Vermögens  von  Staaten  früherer  Zeit,  wie  sie  Eöokh,  Staatshaiish.  der  Athener,  2. 
Aufl.  I.,  042  für  Atlien  angestellt  (c!0  —  40,000  Talente  ohne  das  steuerfi-eie  Staats- 
gut), haben  natürlich  gar  keinen  Werth  und  würden  von  einem  Statistiker  und  Natio- 
nalökonomen ,  der  die  Schwierigkeit  in  der  Gegenwart  kennt ,  gar  nicht  einmal  ver- 
sucht werden.  Büchsenschütz,  S.  5Sy,  stimmt  dem  mit  Recht  bei.  Trotz  aller 
Mängel,  die  hier  z.  Th.  wegen  der  Umgehungstendenz  bei  Steuern  selbstverständlich  sind, 
möchten  die  Schätzungen  des  Volkseinkommens  nach  den  Daten  der  Einkommensteuer- 
Schätzungen  oder  Declarationeii  immer  noch  die  relativ  weniger  nnbrauchbaren,  ver- 
glichen mit  den  Ergebnissen  andrer  Schätzungsmethodeu  sein,  namentlich  auch  was 
die  wichtigere  Frage  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  (§.  (t'.i  II.)  anlangt,  so 
die  britischen,  italienischen,  selbst  die  Daten  der  preussischen  Classen- 
Und  classificirten  Einkommensteuer  (die  auch  nach  Engel 's  Ansicht  in  seinem  Auf- 
satze über  die  Classensteuer  u.  s.  w.  und  die  Einkommenvertheilung  in  Preussen,  im 
Jahrg.  IS7.Ö  der  Zeitschr.  des  Preuss.  Statist.  Bureaus,  nicht  so  unbrauchbar  sind,  als 
Nasse,  Schmoller  u.  A.  m.  annehmen),  die  Daten  von  Ham  bürg,  von  schweizer 
Can tonen  u.  s.  w.  S.  auch  D.  Baxter,  uat.  income  of  the  United  Kingdom, 
Lond.  186S.  üeber  die  zwei  Methoden  der  Schätzung  des  Volkseinkommens  s.  J^.  ST. 
Im  Uebrigen  ist  es  richtiger,  das  olfene  Zugeständniss  zu  macljpii.  dass  die  Statistik 
mit  ihren  gegenwärtigen  Hilfsmitteln  und  Daten  keine  brauchbare  Uebei-sicht 
des  Volkseinkommens  und  ^'olksveru^ögens .  im  Ganzen  und  nacli  den  einzelnen  Be- 
standtheilen  und  deren  Tauschwerth  geben  kann.  —  Vergl.  auch  über  eine  statistische 
Aufgabe,  welche  mit  der  Zusammenstellung  und  Schätzung  des  Volkseinkommens  enge 
zusammenhängt  und  dabei  besondre  Schwierigkeiten  macht  (i^.  *ST),  nemlich  über  die 
Berechnung  der  internationalen  Zahlungs-  und  spec.  Handelsbilanz,  den  Aufsatz  von 
Sötbeer  in  Hirth's  Annalen.  Ib7-ö,  S.  l'-il  iL  (in  Anknüpfung  an  die  neue  deutsche 
Wertlistatistik  des  auswärtigen  Handels).  S.  besonders  den  Entwurf  zur  Aufstell,  der 
intemat.  Zahlungsbilanz  S.  "73. 

•*)  Andrer  Meinung  ist  Fr.  J.  Neumann,  Tab.  Zeitschr.  XXVIU..  303:  es  sei 
unrichtig  anzunehmen,  die  Rechtsansprüche  und  Fordeiungeii  der  Volksangehörigen 
unter  einander  seien  für  die  Grösse  des  Volksvermögens  gleichgiltig.  Doch  eine  etwas 
spitzfindige  Behauptung.  Und  wie  sollte  dies  im  \\'erth  des  Volk-svermögcns  veran- 
schlagt werden? 
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ersten  Falle  knlipft  die  Darstellung  an  die  Werthobjecte  selbst 
oder  an  die  Gtitermengen  an,  welche  den  Roh-  und  Reinertrag 
der  Volkswirthschaft  als  Ganzes  bilden;  im  zweiten  Falle  werden 
die  einzelwirthschaftliehen  Erträge,  bez.  die  Einkommen 
der  Subjecte  der  Einzelwirthschaften  summirt,  ^)  wo  dann  nur 
die  Zusammenstellung  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft  oder 
des  Volkseinkommens  Bedeutung  hat. 

1)  Der  Rohertrag  der  Volkswirthschaft  wird  in  einer  Periode 
deinem  Jahre)  gebildet: 

a)  von  der  Gesammtheit  der  in  dieser  Zeit  neu  im  Inlande 
erzeugten  wirthschaftlichen  Güter;*) 

b)  von  der  Einfuhr  von  Gütern  (Sachgütern,  Geld)  aus 
dem  A  u  s  1  a  n  d  e  aus  dem  Titel  der  Renten  von  F  o  r  d  e  r  u  n  g  s  - 
rechten  des  Inlands  aus  Creditgeschäften  oder  von  Kapital- 
anlagen inländischer  Staatsangehöriger   im  Auslande; 

c)  von  dem  mittelst  Einfuhr  ausländischer  Güter  reell  bezahlten 
Frachterwerb  der  inländischen  Rheder ei  im  auswärtigen 
Handel  und  Zwischenverkehr;") 

d)  von  den  in  Baar  und  in  Waaren  bestehenden  Ein- 
fuhren des  Auslandes  ins  Inland,  welche  als  Rimessen  für  die 
im  Inland  sich  aufhaltenden  Fremden  dienen  oder  von 
solchen  mitgebracht  werden,  —  unter  heutigen  Verhältnissen  eine 
stehende  Rubrik  in  unseren  Volkswirthschaften ; 

e)  von  der  gleichen  Einfuhr  aus  dem  Titel  unentgeltlicher 
Gaben,  z.B.  Contributionen  des  Auslands  an  das  Inland,  Ein- 
wandern ngsvermögen,  sobald  diese  Einfuhr  einigcrmassen 
regelmässig  stattfindet;^') 

')  Beide  Berechnungsarteii  bei  Koscher,  §.  1  ll>,  die  erste  bei  Kau,  §.  247, 
die  zweite  (annklieriid)  eb.  §.  248,  die  zweite  auch  bei  Hermann,  S.  590.  Nähere 
Beurtheilung  beider  Methoden  bei  v.  Mangold t,  Volkswirthschaftslchre,  S.  31fi  H'. 
S.  auch  Heuschling,  Journ.  d.  Econ.  XXVI.  (1872),  p.  575. 

*)  Sacligüter  wie  Uienstleishingen  gehören  dahin.  Die  inländischen  Rohdtofte  sind 
vollständig  ihrem  Werthe  nach  einzusetzen.  Die  aus  solchen  und  aushändischen  Stoßen 
hergestellten  (Gegenstände  (Industrieproducte,  Fabrikate),  um  einen  volkswirthschaftlichcn 
Doppelansatz  der  RohstofTe  zu  vermeiden,  nur  für  den  Betrag  der  durch  die  Gewerlcs- 
arbeit  erzielten  Wertherhiihun  g.  Die  im  Handel  umgesetzten  und  transportirten 
Rohstoffe   und    Fabrikate    fiir  den  Betrag  der  dadurch  bewirkten   Wer  therh  öh  ung. 

•■'')  S.  Sötbeer  a.  a.  Ü. 

®)  So  bei  dauernden  Tributverhältuissen  des  Auslands  an  das  Inland,  bei 
dauernder  Einwanderung.  Das  mitgebrachte  Vermögen  der  EiuAV anderer  kann  hier, 
z.  B.  im  Falle  der  nordamericanischen  Vereinigten  Staaten,  in  der  'i'hat  zu  den  regel- 
mässigen Einnahmequellen  des  Einwanderungslands  gerechnet  werden ,  eine  Quelle, 
welche  dem  Lande^  deshalb  fiiesst,  weil  es  durch  seine  (wirklich  oder  vermeintlich) 
günstigeren  gesammten  ökonomischen  und  socialen  Verhältnisse  den  Einwanderungs- 
stroiü  an  sich  zieht.    Hier  werden  also  bleibende  Ursachen   der  Masse  nein-  und 
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1")  vom  etwaigen  Werthüberschuss  der  im  interuationaleu 
Handel  erfolgenden  Waaren-  und  Geldeinfuhr  aus  dem  Aus- 
lande über  die  bezügliche  Ausfuhr.  Wird  der  ganze  Betrag  der 
Einfuhr  hier  eingesetzt,  so  muss  bei  dem  ersten  Posten  (a)  von 
dem  inländischen  Gütererzeugniss  die  daraus  stattfindende  Ausfuhr 
abgezogen  werden ; '') 

g)  vom  Werthbetrage  der  Nutzungen  des  Nutzver- 
niögens.  ^) 

2)  Der  Reinertrag  der  Volks wirthschaft  ergiebt  sich  als- 
dann dadurch,  dass  folgende  Posten  vom  Rohertrage  abgezogen 
werden : 

a)  Die  im  §.  83  genannten  eigentlichen  oder  natür- 
lichen volkswirthsc haftlichen  Productionskosten:  die 
Verwendungen  für  die  Mitwirkung  der  Natur  bei  der  Production,  ^) 
nicht  aber  die  bloss  einzelwirthschaftlichen Productionskosten,  welche 
für  irgend  Jemand  ein  E  i  n  k  o  m  m  e  n  bilden ,  daher  namentlich 
nicht,  wie  Rau  annahm,  „der  Lebensbedarf  der  hervor- 
bringenden Arbeiter  und  Unternehmer  mit  ihren  Familien",  Posten, 
welche  vielmehr  durchaus  einen  Theil  (und  bei  Weitem  den 
Haupttheil)  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft  oder  des  Volks- 
einkommens bilden.  ^^) 


-Auswanderung  vorausgesetzt,  vergl.  L.  Stein.  Verwaltiuigsreclit.  2.  Thl.  (Inn.  Verw.), 
S.  182  ff'.  —  In  friilieren  Zeiten,  z.  B.  im  griechischen  Alterthum.  später  in  einzelnen 
islamit.,  in  asiat.  Staaten  bUdete  Seeraub,  anderswo  wieder  Kriegsbeute  eine 
förmlich  regelmässige  Erwerbsquelle  der  heimischen  Bevölkerung.  —  Einma- 
lige Contributionszahlungcu  des  Auslands,  z.  B.  als  Kriegsentschädigung,  das  Vermö- 
gen vereinzelter  Einwanderer,  bilden  nur  zufällige  Einnahmen  und  Vermögensvermeh- 
rungen  und  sind  zum  Ertrag  der  Volkswirthschaft  nicht  zu  rechnen.  Gleiches  gilt 
von  Erbschaften  u.  dergl.  m.,  die  aus  dem  Auslande  in  concreteii  Gütern  oder  Geld 
eingehen. 

')  Wenn  von  Kau.  Koscher  u.  A.  zum  Kohertrage  der  Volkswirthschaft.  bez. 
wie  sie  es  nennen  zum  rohen  Volkseinkommen  die  ganze  inländische  Gütererzeugung 
und  zugleich  die  Einfuhr  von  (iütern  aus  dem  Auslande  gerechnet  wird,  so  findet 
ein  Doppclansatz  statt,  welcher  auch  schon  bei  der  Berechnung  des  Rohertrags  un- 
richtig ist.  Es  genügt  daher  nicht,  mit  den  genannten  Autoren  den  Abzug  der  im 
Handel  erfolgenden  Güterausfuhr  erst  zur  Berechnung  des  reinen  Ertrags  oder  Ein- 
kommens vorzunehmen.  —  Ueber  die  Difl'ercnzcn  zwisdien  dem  Werth  der  Waarcn- 
ein-  und  -Ausfuhr  der  Länder  und  die  besonderen  üi"sachen  der  grösseren  Werthhöhe 
der  Einfuhr  s.  Sötbeer  a.  a.  0.;  eb.  auch  über  die  ausserordentliche  Lückenhaftig- 
keit unserer  deutschen  (Zollverein)  Ausfuhrstatistik. 

*)  Einzusetzen  in  Gemässheit  des  zweiten  Bestandthcils  des  Einkommens,  oben 
^.  bi. 

^)  Dahin  gehören  also  z.  B.  Saatkorn,  Viehfutter.  Streu  in  der  Landwirthschaft, 
Brennstoffe.  Schmierstoffe  in  der  Industrie,  den  Transportgewerben  (Eisenbahnen); 
ferner  die  Abnutzung  der  zu  mehreren  successiven  Productionen  dienenden  Kapi- 
talien, d.  h.  der  sog.  stehenden  Kapitalien,  wie  Wirthschaftsgebäude ,  "Maschinen, 
Werkzeuge. 

'")  Rau's  und  der  Aclteren,  damit  vielfach  übereinstimmende  Annahme  beruhte 
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b)  (He  Ausfuhr  von  Gütern  (Sachgiitern ,  Geld)  nach  dem 
Auslande,  aus  dem  Titel  der  Kenten  von  Kapitalanlagen 
und  von  Forderungsrechten  des  Auslands  aus  Credit  ge- 
schälten im  Inlande. 

c)  Die  Güterausfuhr  als  Bezahlung  für  Frachterwerb  frem- 
der Rh  e  der  ei. 

d)  Baar-  und  Waarenseudungen  ins  Ausland  als  Rimessen 
für  dort  sich  aufhaltende  Inländer;  von  solchen  mit  hinausgenom- 
mene Güter  und  Gelder  (Reiseverkehr). 

e)  Die  Güter-  und  Geldausfuhr  aus  dem  Titel  unentgelt- 
licher, periodischer  Gaben  ans  Ausland  (Tribute;  nicht 
Auswanderungs  vermögen).") 

f)  Der  etwaige  Werthüberschuss  der  Handels-Ausfuhr 
über  die  Einfuhr  im  auswärtigen  Verkehr. 

g)  Der  Werthbetrag  der  Abnutzung  des  Nutzvermögens. 

3)  Das  Volkseinkommen  besteht  in  diesem  Reinertrag 
der  Volkswirthschaft. 

4)  Das  freie  Volkseinkommen  umfasst  denjenigen  Theil  des 
Volkseinkommens  einer  Wirthschaftsperiode,  welcher  nach  Abzug 
des  no th wendigen  Unter haltsbedarfs  — hier  berechnet  auf 
Grund  der  ersten  in  §.  85  angegebenen  Methode  —  der  ganzen 
Bevölkerung,  auch  die  mit  zu  erhaltenden  nicht-erwerbenden  Personen 
inbegriffeu/^)  übrig  bleibt.  Die  Höhe  dieses  freien  Volkseinkommens 
entscheidet  wesentlich  über  den  Umfang  der  Bedürfnissbefriedi- 
gungen, welche  sich  das  Volk,  als  Ganzes  betrachtet,  erlauben 
darf,  daher  auch  über  die  Vermehrungsfähigkeit  der  Bevöl- 


auf  der  Vonuciigung  des  einzel-  (privat-)  und  vulkswirthschaftliclien  Gesichtspuncts 
und  führte  zu  der  falschen  Construction  eines  nationalen  Kein -Einkommens, 
das  wesentlich  mir  ü  eberschus  seinkommen  der  besitzenden  Classen  war.  Daraus 
sind  aucli  für  wichtige  practische  Fragen  falsche  Sclilüsse  liervorgegangcn,  besonders 
im  Stcuerwescn.  —  Berichtigung  dieser  IiTthtimer  durch  Hermann's  Einkommen- 
fheorie,  a.  a.  0.  Vergl.  besonders  den  Aufs,  von  Seh  moller.  —  Jener  Abzug,  den 
Hau  macht,  hat  nur  bei  der  Berechnung  des  freien  Volkseinkommens  stattzufinden, 
b.  u.  N.  4. 

")  Dies  könnte  im  Widersprach  zu  stehen  scheinen  mit  der  obigen  Einsetzung 
des  Einwanderervermögens  als  Posten  des  Rohertrags  der  Volkswirthschaft  des  Ein- 
wandererlands.  Aber  für  das  A  u  s  wandcruugsland  liegt  die  Sache  auch  anders.  Das 
mitgenommene  Auswanderervermögen  ist,  zum  weitüberwiegenden  Theile  wenigstens, 
kein  Bestandtheil  des  in  der  betrclFenden  Wirtiiscliaftsperiode  gewonnenen  Ertrags  der 
Volkswirtlischaft.  sondern  des  Vermögens  derselben,  muss  also  nur  bei  einer  Volks- 
vermögensbilanz,  nicht  bei  einer  Ertrags-  oder  Einkommensbilanz  abgezogen  werden. 
—  Neben  dauernden  Tributen  sind  regelmässige  Zahlungen  an  fremde  ünter- 
t hauen  im  Auslande  (Hestecliungsgehalte,  wie  Seitens  Persiens  an  (iriechen,  Be- 
soldungen fremder  Gelehrter  unter  Ludwig  XIV.,  Peterspfennige)  zu  nennen. 

^^)  Also  z.  B.  Armensteuern  u.  dgl.  sind  hier  vom  Volkseinkommen  abzusetzen. 
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keriiug,  soweit  dafür  die  blosse  Grösse,  uichf  «auch  die  Ver- 
th eilung  des  Volksvermögens  (§.  97)  massgebend  ist  —  welche 
wieder  die  Art  der  Güter  bestimmt,  ans  denen  dies  Volksvermögen 
besteht.  Ferner  entscheidet  die  Höhe  des  freien  Volkseinkommens 
über  die  Höhe  der  Steuern,  welche  es  dauernd  zahlen  kann 
(falls  hierfür  nicht  schon  ein  Betrag  im  nothwendigen  Unterhalts- 
bedarf eingesetzt  ist ,  was  zulässig  erscheint),  ^^)  endlich  über  die 
Grösse,  um  welche  sich  periodisch  das  Volksvermögen  an  sich  und 
Kapital  an  sich  —  unabhängig  von  Vermögens-  und  Kapital b e s i t z 
betrachtet,  %.'2S  —  dauernd  vermehren  kann  vermittelst  des  Wirth- 
s  chaftsüberschusses  (der  Wirthsc  hat'tsbilanz),  d.h.  des- 
jenigen Betrags  des  Volkseinkommens,  welcher  am  Ende  der 
Wirthschaftsperiode  vom  Einkommen  noch  übrig  ist. ") 

Ein  möglichst  hohes  freies  Volkseinkommen  muss 
daher  als  Strebeziel  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  be- 
zeichnet werden.  ^^) 

Die  Berechnmig  des  Roh-  und  Reinertrags  der  Volkswirthschaft 
und  des  Volksvermögens  kann  übrigens  wneder  Natur alrechnung 
und  Geldrechnung  sein  (§.  72).  Die  erstere  hat  aber  gerade  hier 
grösseren  wissenschaftlichen  Werth  (s.  §,  92,  93). 

§.  88.  Die  Darstellung  und  Berechnung  des  Volkseinkommens 
oder,  wieder  damit  zusammenfallend,  des  (wahren)  Reinertrags  der 
Volkswirthschaft  auf  die  zweite  oben  genannte  Weise  erfolgt  ein- 
fach in  der  Art,  dass  die  sämmtlichen  Einkommen  inländi- 
scher Finzelwirthschaften,  aus  in-  w'ie  aus  ausländischem 
Erwerbe,  summirt  und  von  dieser  Summe,  um  Doppelrechnung  zu 
vermeiden,  die  von  anderen  inländischen  Wirthschaften  an  den 
Staat    und   die    übrigen    Gemeinwirthschafteu    (§.    118,    150    fiV) 


*^)  S.  u.  Kap.  H  Abschii.  10  uu<l  Kap.  4.  Ein  gewisses  Mininiuui  von  Rechts- 
schutz und  Culturförderung-  durch  den  Staat  gehört  zum  „nothwendigen  Unterhalts- 
bedarf" ebenso  gut  als  ein  gewisses  Minimum  von  Sachgütern  für  die  materiellen 
Existenzbedurfnisse.     S.  u.  §.  !)H. 

")  Kau,  §.   72,  250. 

^^)  Die  ältere  Streitfrage,  ob  der  Rohertrag  oder  der  Reinertrag  der  Volkswirth- 
schaft der  wichtigere  sei,  kann  auf  Grund  der  neueren  berichtigten  Theorie  des  Ein- 
kommens überhaupt  und  des  Volkseinkommens  speciell  als  niüssig  betrachtet  werden. 
Denn  wenn  vom  Reinertrag  der  Volkswirthschaft  nicht,  wie  früher  vielfach  (s.  oben 
Anm.  lU),  bereits  irgendwelche  Güterconsumtionen  von  ^lenschen  abgezogen  sind,  so 
versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Reinertrag  das  alleiu  wichtige  Moment  ist.  Vergl. 
auch  Hermann,  S.  505  fl..  Koscher,  §.  147,  Schmoller,  a.a.O.  Die  Contro- 
vei-se  konnte  nur  entstehen  bei  der  Vermengung  des  einzel-  oder  privat-  mit  dem 
volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte. 
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entlichteten  Beiträge  und  Steuern  in  Abzug-  gebracht  werden.^*') 
Die  Schuldzinsen  und  ähnliche  Zahlungen  erscheinen  hier  bei 
dem  Einkommen  des. Empfängers  eingesetzt,  wie  sie  ja  auch  nicht 
zum  Einkommen  des  zahlenden  Schuldners  gehören.  Die  an  Aus- 
länder gelangenden  Schuldzinsen,  daher  auch  diejenigen,  welche 
der  inländische  Staat  ins  Ausland  zu  zahlen  hat,  müssen  dabei 
ebenfalls  schon,  dem  Einkommenbegriff^^)  gemäss,  abgezogen  worden 
sein.  Diesem  Begriffe  gemäss  sind  die  Nutzungen  des  Nutzvermö- 
gens auch  im  Einkommen  der  Einzelnen  schon  enthalten,  brauchen 
also  bei  dieser  Berechnung  des  Volksvermögens  nicht  mehr  beson- 
ders aufgeführt  zu  werden. 

Die  Summe  der  Wirthschaftsüberschtisse  aller  inländi- 
schen I^inzelwirthschaften  am  Ende  einer  Periode  ist  dann  wieder 
identisch  mit  der  dauernden  Vermehrung  des  Volks  Ver- 
mögens. 


^^)  So  Hermann,  S.  590,  w-ogegen  Eoscher,  §.  146,  zwar  neben  dem  „reinen 
Einkommen  der  selbständigen  Privatwirthschaften"  auch  nur  das  ..reine  Einkommen 
des  Staats,  der  Gemeinden,  Corporationen ,  Stiftungen,  welches  dem  cigcnthüm- 
lichen  Vermögen  entspringt",  aufführt,  dann  aber  doch  gleich  darauf  hinzufügt: 
von  Steuern  gelte  nicht  der  Satz  wie  von  Schuldzinsen,  dass  sie  bloss  auf  Seiten 
des  Gläubigers  aufgeführt,  auf  Seiten  des  Schuldners  aber,  um  error  dupli  zu  ver- 
meiden, abgezogen  würden,  „weil  die  Ünterthanen  des  guten  Staats,  die  Gläubigen  der 
guten  Kirche  wirklich  neue  und  mindestens  gleichwerthe  Güter  dadurch  erkauften". 
Letzteres  ist  gewiss  ganz  richtig  und  Eoscher's  Schluss.  wonach  die  Staats-  und 
Kirchenleistungen  als  Einkommentheile  der  Privaten .  im  Werthe  der  Steuerzahlung 
der  letzteren,  angesetzt  werden,  erscheint  in  einer  Hinsicht  auch  als  Conseiiuenz  der 
Einreihung  der  Leistungen  in  die  wirthschaftlichen  Güter.  Indessen  lässt  sich  ander- 
seits doch  mit  Fug  einwenden,  dass  schliesslich  alle  solche  Berechnungen  des  Volks- 
einkommens nur  erfolgen,  um  die  Lage  der  physischen  Personen  l>eurtheilcn  zu 
können  und  für  diese  i^hysischen  Personen,  d.  li.  in  der  Hauptsache  für  die  Subjecte 
der  Privatwirthschaften,  die  Beiträge  und  Steuern  an  die  juristischen  Personen,  an 
Staat  und  Gemeinwirthschaften  nicht  Einkommen,  sondern  Ausgaben  sind,  was  bei  der 
Berechnung  des  Volkseinkommens,  d.  h.  eben  doch  schlicsslicli  des  Einkommens 
einer  bestimmten  Anzahl  ^Menschen  (nicht  schlechtweg  ..Einzelwirthschaften")  den 
im  Texte  vorgenommenen  Abzug  der  Steuern  u.  s.  w.  bei  den  (iemeiuwirthschaften 
u.  s.  w.  reclitfertigt.  Man  könnte  das  Eijikommen  der  (ie'meinwirthschaften,  einschliess- 
lich des  Staats,  aus  Beiträgen  und  Steuern  andrer  Einzelwirthschaften.  etwa  abge- 
leitetes Einkommen  nennen,  in  einem  richtigeren  Sinne,  als  dieser  Ausdruck  früher 
gebraucht  wurde,  s.  §.  84  u.  Anm.  18  dazu.  S.  07. 

")  D.  h.  also,  folgerichtiger  Weise,  das  Einkommen  des  Staats,  der  Gemeinden, 
vieler  Erwerbsgescilschaften  (Eisenbahnen.  Banken;  Actienbetheiligung  muss  hier  der 
Betheiligung  als  kapitalleihender  Gläubiger  gleichgestellt  werden)  ist  für  diesen 
Zweck  der  Berechnung  des  A^olksein  komm  e  n  s  nur  mit  dem  durch  Schuld- 
zinsen inid  Dividenden,  welche  ins  Ausland  gehen,  verringerten  Betrag  einzu- 
setzen. Ein  nicht  unwichtiger  Punct.  um  die  Lage  stark  ans  Ausland  verschuldeter 
Staaten,  wie  Oesterreich,  Italien,  Kussland.  Verein.  Staaten  u.  a.  m..  richtig  zu  beur- 
theilen.  Bei  Privaten  ist  dies  nicht  erst  noch  besonders  hervorzuheben,  denn  die 
von  ihnen  gezahlten  Schuldzinsen  gehören  als  einzelwirthschaftliche  Productionskosten 
nicht  zu  ihrem  Einkommen  und  gelangen  bei  der  obigen  zweiten  Berechnung  des 
Volkseinkommens  ohnehin  nicht  zum  Ansatz,  wenn  sie  an  Ausländer  im  Auslande  ge- 
zahlt werden. 


!i.  Abschnitt.     Eüuel-  uiul  volkswirthschaftlichc  Wei'tL>ch;itzuiig-.  107 

tS  tat  istisch  lassen  sich  beiderlei  Zusammenstellungen  und 
Berechnungen  der  Erti-äge  der  Volkswirthschaft  und  des  Volksein- 
kommens bei  Vorhandensein  der  erforderlichen  Daten  (s.  o.  Anm.  1) 
durchführen,  sie  bieten  verschiedene  Schwierigkeiten  und  ergänzen 
sich  gegenseitig.  Die  erste  Methode  gewährt  gleichzeitig  Einblicke 
in  die  Technik  der  Production  (Verhältniss  des  Roh-  zum  Rein- 
erti-ag,  Betrag  der  volkswirthschaftlichen  Productionskosten),  im 
Ganzen  und  in  den  Hauptzweigen  der  nationalen  Arbeit  und  liefert 
Uebersichten  über  die  Gebrauchswerthmengen  der  verschiedenen 
wirthschaftlichen  Güter,  Daten  aus  denen  ein  wenig  auch  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  rückgeschlossen  werden  kann.  ^*) 
Die  zweite  Methode  lässt  die  Gebrauchswerthe  zurücktreten,  giebt 
aber  einen  genaueren  Einblick  in  die  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  implicite  auch  in  diejenige  des  Volksvermögens  und 
Volkskapitals  unter  der  Bevölkerung  sowie  zwischen  physischen 
und  juristischen  Personen  (Einkommen  der  „todten  Hand'^). 

9.  Abschnitt. 
Einzel-  und  volkswirtlischaftliche  Weithschätzung.  0 

§.  89.  Die  Werthschätzung  des  Vermögens  gestaltet  sich 
wesentlich  verschieden  vom  Standpuncte  der  im  Verkehr  stehen- 
den^) Einzel  wirthschaft  und  von  demjenigen  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft aus. 

Die  Einzelvvirthschaft  legt  nur  denjenigen  Gütern  in  ihrem 
Vermögen  oder  in  ihrem  Wirthschaftsbetrieb  concreten  Ge- 
brauchs wert  h  bei,  deren  sie  für  die  unmittelbare  Consumtion 
(einschliesslich  der  reproductiven  Consumtion  §.  71)  bedarf.'^)    Für 

'^)  8.  V.  ]Maiigol(lt,  Volkswirthscliaftslchrc  S.  318. 

')  Rau,  §.  fia  — fiS.  Roschcr.  §.  10.  Hermann,  Aljh.  I.,  l«es.  III.  pass.. 
z.  B.  S.   111. 

^)  Für  die  noch  fa^t  ganz  ausserhalb  des  Verkehrs  stehende  Einzelwirthschaft, 
namentlich  für  die  I'auiilie,  welche  ihren  Güterbedarf  fast  ganz  eigens  producirt.  er- 
folgt die  Schätzung  der  (iütcr  sogut  wie  nur  nach  dem  Gebrauchswcrth.  des  einzelnen 
Stucks  nach  seinem  concreten  Werth  für  den  Besitzer.  Diese  ursprüngliche  Schätzung 
nennt  Beccaria  absoluten  Werth  im  Gegensatz  des  später  hinzugetretenen  re- 
lativen oder  Tauschwerths,  Elem.  di  econ.  publ.,  in  den  Scritt.  cisss.,  XIX.,  339 
(nach  R.  §.  fi.j). 

^)  Dass  auch  für  diese  einzelwirthschaftliche  (gewöhnlich  privatwirthschaftliche 
genannt)  Schätzung  der  Tauschwerth  nicht  ausreicht,  hat  Rau  in  §.  04  noch  beson- 
ders nachgewiesen.  S.  auch  Torrens,  production  of  wealtli .  lV,21.  pag.  10.  11, 
Rossi,  cours  d'ccon.  polit.  1838,  I.,  6.5,  während  Cournot,  rech,  sur  les  priiic. 
math^m.  de  la  th6orie  des  richesses,   1838,  sogar  so  weit  geht,   die  Zerstörung  eines 
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alle  übrigen  Güter  ist  ihr  nur  der  Tauschwerth  oder  in  der 
Geldwirthschaft  der  Geldwerth  imd  Preis  wesentlich.  Denn 
dieser  entscheidet  darüber,  ob  und  welche  Macht  diesen  Gütern 
innewohnt,  andere  Gütern  concreten  Gebrauchswerths  eventuell  in 
das  Vermögen  oder  in  die  Wirthschaft  einzuführen.  Da  nun  in 
der  Volkswirthschaft,  welche  sich  regelmässig  des  Geldes  als 
Verkehrsinstrument  bedient,  oder  in  der  sog.  Geldwirthschaft 
(§.  114)  das  Geld  das  regelmässig  am  Leichtesten  in  Güter 
concreten  Gebrauchswerths  umsetzbare  Gut  ist,  so  ist  der  Einzel- 
wirthscbaft,  über  ihren  unmittelbaren  oder  beständigen 
Bedarf  an  naturalen  Gütern  concreten  Werths  hinaus,  auch  das 
Geld  vermögen  das  erwünschteste:  freilich  immer  unter  Voraus- 
setzung normaler  Verkehrs  Verhältnisse  in  einer  Volks- 
wirthschaft, in  welcher  die  Arbeitstheilung  weit  gediehen  ist.  Denn 
sobald  diese  Voraussetzung  fehlt,  sind  die  Güter  und  ist  auch  das 
Geld  nicht  beliebig  oder  nur  zu  sehr  ungünstigen  Bedingungen, 
d.  h,  zu  einem  niedrigen  Tauschwerth  und  Preis,  in  die  wich- 
tigeren Güter  (also  in  diejenigen  bedeutenderen  Gattungswerths 
§.  38),  deren  die  Einzelwirthschaft  im  concreten  Fall  bedarf,  um- 
zusetzen. Alsdann  zeigt  sich  erst,  wie  Besitz  und  Erwerb  von 
Geldvermögen  und  von  Vermögen,  welches  die  Einzelwirthschaft 
nur  seines  Tauschwerths  wegen  besitzt,  immer  bloss  die  Bedeutung 
eines  Mittels,  nicht  diejenige  eines  Zwecks  der  Wirth- 
schaft hat.  ^) 

§.  90.  Eine  mit  der  fortschreitenden  Arbeitstheilung,  der  Ver- 
besserung der  Communicationen ,  der  grösseren  Rechtssicherheit, 
der  gesicherten  Regelmässigkeit  des  Verkehrs  zusammenhängende 
Erscheinung  ist  es,  dass  die  Individual-  und  Farailienwirthschaften 
und  zum  Theil  selbst  die  anderen  Einzelwirtbschaften  in  unserer 
Culturperiode  eine  kleinere  Quote  ihres  Vermögens  in  Gütern 
concreten  Gebrauchswerths,  eine  grössere  in  Gütern, 
welche  für  sie  bloss  ihres  Tausch-  und  Geld  werths  halber  in 
Betracht  kommen,  anlegen. 


Theils  ciiies  Waarenvornitlis ,  um  den  Kest  vortliciiliaftcr ,  d.  h.  /u  eiuem  höheren 
Preise  verkaufen  zu  können,  p.  T  iine  V(iritable  creatioii  de  richesse  dans  le  sens 
commercial  du  inot  zu  nennen.     Vergl.  jetzt  oben  §.  35  11'.,  40. 

■•)  LehiTeich  für  diese  Verhältnisse  sind  die  Beobachtungen  im  Verkehr  abge- 
sperrter Orte  und  Gegenden,  wie  namentlich  iu  belagerten  Festungen.  Interes- 
sante Fälle  der  abnormen  Preisbildungen  besondei-s  im  belagerten  Paris  1870  —  71, 
worüber  Legoit  eine  Arbeit  verötfenüichte. 
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1)  Bei  der  Individual-  und  Familienwirthschaft  zeigt 
sich  dies  darin,  dass  der  Vermögensbestand,  welcher  zur  Verfügung 
der  haus's\ärthschaltlichen  Abtheilung  der  Wirthschalt  (§.  69)  steht, 
relativ  kleiner,  derjenige  zur  Verfügung  der  erwerbswirth- 
schaftlichen  Abtheilung  grösser,  als  in  Zeiten  weniger  entwickelten 
Verkehrs,  wird.  Dies  kommt  aber  einfach  darauf  hinaus,  dass  das 
Nutzvermögen  zu  Gunsten  des  Kapitalbesitzes  solcher  Wirth- 
schaft  abnimmt ,  also  auch  ein  grösserer  Theil  des  Gesammtver- 
mögens  eines  Wirthschaftssubjects  Rente  giebt. ^)  In  den  grossen 
Verkehrscentren  der  modernen  Cultur  (Grossstädten)  und  in  neuen 
Ländern  und  Orten  mit  einer  Bevölkerung  ohne  viel  altvaterische 
Tradition  in  der  Hauswirthschaft  tritt  dies  ganz  besonders  hervor.*^) 
Durch  Ausbildung  der  Technik  und  billigen  Production  von  Gegen- 
ständen des  Nutzvermögens  wird  diese  Entwicklung  noch  begün- 
stigt.'^j  Die  Entstehung  besonderer  Leih-  und  Miethgesc  hafte 
für  die  Verborgung  von  solchen  Gegenständen  (Bücher,  Möbel, 
Tafelgeschirr  u.  dgl.  m.,  Kleider)  führt  sogar  dazu,  dass  viele  an 
und  für  sich  der  Hauswirthschaft  unentbehrliche  Güter  gar  nicht 
mehr  eigen thümlich  von  ihr  besessen,  sondern  immer  nur  leih- 
weise   benutzt   werden.^)     Die   Wirthschaftlichkeit   gewinnt   hier 


®)  Beispiele:  die  früheren  Yermögensardagen  der  wohlhabendea  Mittclstäudc  in 
Scliuiuck,  Silbergeräth,  gediegenem  Mobiliar,  Betten,  Tafelgeschirr,  Ivleidern ,  der 
wohlhabenden  Bauern  in  Leinenzeug.  Betten.  Kleidern,  in  müssigen  Summen  gemünz- 
ten Geldes  („Schatz");  neuerdings  immer  allgemeiner  knappe,  nur  dem  uothwendig- 
sten  Bedarf  entsprechende  Yorräthe  solchen  X  u  t  z  Vermögens  und  ., rentable"'  Kapital- 
anlagen in  Wertbpapieren .  Hypotheken  u.  s.  v.,  besonders  im  Zusammenhange  mit 
der  Entwicklung  der  Industrie ,  des  Staatsschuldenwesens  (welches  für  die  Eentabel- 
niachung  solcher  müssiger  Vermögen  gelegentlich  selbst  empfohlen  wurde),  des  Credit- 
wesens  überhaupt.  Wohlhabende  Agrarprovinzen,  wie  Hannover,  Mecklenburg.  Schles- 
wig-Holstein haben  solclie  Entwicklung  zum  Theil  erst  in  neuester  Zeit  durchgemacht 
I  Ausdduss  an  den  Zollverein). 

*)  Berlin  und  die  Ye  reinigten  Staaten  vuu  Xordamerica,  besonder» 
die  aÜautischen  Küstenstaaten  bieten  da,  wie  in  manchen  socialen  und  wirtliscliaft- 
lichen  Ycrhältnissen,  viel  Aehnliches.  In  den  (jrossstädten  wirken  die  Knappheit  der 
Wolinräumc,  dii;  liohen  Miethen,  die  beständigen  Umzüge  auch  zu  dieser  ctlüsch  und 
socialpolitiscli  keineswegs  immer  günstigen  Bescliränkung  des  Nutzvermögt;ns  ein. 

*)  Blüthe  der  „Imitationsindustrieen'  in  unserer  Zeit,  ..unechte'',  „falsche"  Dinge 
in  allen  möglichen  Zweigen.  "Auch  keine  sittlich,  socialpolitisch  und  künstlerisch  oder 
kunstindustriell  immer  günstige  Gestaltung  der  Production  und  Consumtiou ! 

'*)  Am  Weitesten  wieder  in  den  (jrossstädten  der  Yereinigten  Staaten  gedielien, 
aber  auch  in  Berlin  und  anderen  europäischen  Grossstädten  bemerkbar  genug.  — 
Blüthe  der  Leihbibliotheken,  von  weittragenden  Folgen  in  mehr  als  einer  Hinsicht. 
—  Wichtiger  freilich  ist  noch  das  städtische  und  besonders  grossstädtische  ^lieth- 
wohnungswesen  statt  des  „eigenen  Hauses"  und  voUentls  das  Chambregarni-  und  gar 
das  Schlafstellen  Wesen.  Das  Woii  n  bedürfniss  wieder  wie  im  alten  Koni  in  der 
,,Blüthezeit"  (Friedländer,  Sittengesch.  I.,  2G  If.)  das  einzige  der  materielleu 
Hauptbedürfnisse,  das  in  unserer  arbeitstheiligen  Volkswirtlischaft  n  i  c  h  t  mittelst  des 
Ka  u  fcontracts,   sondern    des  M  ie  tlicoiitracts    befri(;digt  wird,  —  mit  weittragenden 
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freilich  auf  der  einen  Seite.  Aber  diese  Entwicklung  ist  auf  der 
anderen  Seite  sittlich,  von  der  culturgeschichtlichen  Seite  betrachtet, 
socialpolitisch  und  selbst  in  artistischer  Hinsicht^)  nicht  ohne  grosse 
Bedenken.  Ein  gesunder  Conservatismus  der  hauswirthschaftlichen 
Consumtion,  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Nutzvermögens,  weicht 
der  hastigen  Kuhelosigkeit  des  Markts,  dem  ewigen  rast-  und  rück- 
sichtslosen Jagen  nach  Erwerb.  ^*^) 

g.  91,  _  2)  In  der  Erwerbs-  oder  Productionswirth- 
schaft  (§.  69)  kommt  eine  der  eben  geschilderten  analoge  Ent- 
wicklung in  zweierlei  Weise  zum  Vorschein,  einmal  so,  dass  im 
Kapitale  die  Quote,  welche  aus  den  zur  neuen  Gütererzeugung 
erforderlichen  naturalen  Gütern  selbst  besteht,  zu  Gunsten  der  in 
Geld  (oder  geldwerthen  Papieren,  leicht  realisirbaren  Forderungs- 
rechten) bestehenden  sich  verringert,  —  auch  dies  ist  keine  durchweg 
günstige  Gestaltung;  sodann  vielfach  so,  dass  auch  die  Geldquote 
durch  Benutzung  von  Credit  ersetzt  oder  ergänzt  wird,  was  oft 
nur  zu  ungesunden  Verhältnissen  der  Productionswirthschaft  führt, 
oder  in  der  Sprache  der  Praxis:  es  wird  in  der  Hoffnung  auf 
steete  Verfügung  über  Credit  mit  zu  wenig  eigenem  Betriebs- 
kapital gewirthschaftet,  indem  das  Anlagekapital  im  VerhältnisKS 
zu  dem  Gesammtvermögen    der  Wirthschaft  zu  hoch  angesetzt  ist. 

3)  Bei  anderen  Wirthschaften,  von  Corporationen,  juristischen 
Personen,  auch  in  der  Wirthschaft  des  Staats  finden  sich  endlich 


bedenklichen  Folgen.  S.  meine  Rede  z.  Wohnungsfrage  auf  dem  1.  Eisen,  soc.-pol. 
CongressL-.  VcrgT.  auch  die  schöne  moralstatistiche  Arbeit  von  E.  Laspeyres,  der 
Einfluss  d.  Wohnung  auf  d.  Sittlichkeit  (nach  Pariser  Materialien),  Berl.  1869. 

^)  Die  kunstgewerbliche  Seite  z.  B.  leidet  gewiss  unter  einer  Entwicklung, 
wo  die  Mobilicn  und  das  Geschirr  nicht  mehr  Gegenstände  des  dauernden  Besitzes, 
sundern  nur  der  Leihe  sind. 

*")  Auch  in  dieser  Hinsicht  sind  so  manche  Gesichtspuncte  und  Bemerkungen 
eines  J.  Moser,  eines  Kiehl  nur  zu  berechtigt.  Indem  z.  B.  das  moderne  Credit- 
wesen,  das  Staatsschuldcnwescn,  die  Börsenpapiere,  das  Inhaberpapier,  die  Mobilisirung 
der  Hypothek  im  Pfandbriefe  die  Anlage  von  Kapitalien,  auch  von  kleinen  Beträgen, 
erleichtert,  nutzen  diese  Einriclitungeu  einzel-  und  volkswirthschaftlich  in  einer  Hin- 
sicht gewiss  auch  dadurch,  dass  sie  der  „Nutzvermögenswirthschaft"  entgegenwirken. 
Die  letztere  war  auch  volkswirthschaftlich  unökonomischer  als  diese  „Kapitalwirth- 
schaff'.  Aber  fast  unvermeidlich  wird  bei  dieser  Art  der  Kapitalanlagen  jeder 
„Effectenl)esitzer"  über  kurz  oder  lang  in  den  Börsenstrudel  gezogen  oder,  wenn  er 
sich  wirklich  fern  hält  und  nur  feste  Anlagen  sucht,  leidet  er  eben  unter  umständen 
leicht  die  empfindlichsten  Verluste  („Dividendeni)apiere"' !).  Diese  sociale  Wirkung 
des  Kreditwesens,  spcciell  z.  B.  des  Inhaberpapiers,  der  Actie,  ist  neben  der  rein- 
ökonomisclien  und  technischen  Seite  ohne  Zweifel  bisher  vi<;l  zu  wenig  beachtet  worden 
(auch  in  meinen  eigenen  Arbeiten  über  Credit-  und  Bankwesen,  die,  besonders  die 
früheren,  noch  viel  zu  einseitig  pri vatwirthschaftlich  und  technisch  waren  und  diese 
Behandlung  des  Stoffs,  der  herrschenden  Eichtung  der  Wissenschaft  gemäss,  ohne 
Weiteres  für  \ülkswirthschaftlich  ansahen). 
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ebenfalls  analoge  Erscliemimgen :  zu  knappes  Gebrauchs-  und 
Xu tz vermögen,  zu  wenig  Betriebskapital,  und  zu  viel  Verlass 
darauf,  die  erforderlichen  Güter  concreten  Werths  jederzeit  durch 
den  Credit  beschaffen  zu  können,  immer  in  der  von  der  Theorie 
zu  einseitig  begünstigten  Tendenz,  Zinsverluste  zu  vermeiden. 
Gleichfalls  eine  Gestaltung,  welche  oft  nur  scheinbar  dem  Princip 
der  Wirthschaftlichkeit  gerecht  wird  und  auf  der  Verkennung  der 
wirthschaftlichen  Function  des  Nutzvermögens  beruht.  ^^) 

§.  92.  Vom  Standpuncte  der  Volks wirthschaft  oder  des 
ganzen  Volks  aus  ist  die  Werthschätzung  des  Vermögens  fol- 
gende :  ^^) 

1)  Die  grosse  Masse  der  Güter,  welche  den  Ertrag  der  Volks- 
wirthschaft,  das  Einkommen  des  Volks  und  demnach  in  einem 
bestimmten  Zeitpuncte  betrachtet  das  Volksvermögen  bilden,  wird 
im  Inland  erzeugt  und  hier  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
oder  zu  neuer  Gütererzeugung  verwendet.  Für  das  Volk  ist  eben- 
deshalb bei  diesen  Gütern  der  Gebrauchswerth  entscheidend. 
Der  Tauschwerth  dieser  Güter  kommt  nur  für  die  Einzel wirth- 
schaften  des  Volks  und  daher  für  die  Verth eilung  des  volks- 
wirthschaftlichen  Ertrags  imd  Vermögens  unter  jenen  in  Betracht, 
Auch  bei  hochentwickeltem  internationalen  oder  weltwirthschaft- 
lichen  Verkehr  ist  die  Quote  der  mit  dem  Auslande  ausgetauschten 
Güter  verglichen  mit  den  im  Inlande  erzeugten  und  hier  verzehrten 
Gütern,  wenigstens  in  allen  grösseren  Volkswirthschaften,  nur  eine 
relativ  kleine,  wenn  sie  auch  bei  einzelnen  wichtigen 
Producten  erheblich  steigt,  ^^j 


")  Vergl.  die  richtigen  Bemerkungen  von  Hermann,  S.  220  ff.  über  die  Vor- 
räthe  ohne  sofortige  Bestimmung  der  Verwendung,  über  Geld  als  Cassenverlag.  Mit 
Recht  tadelt  auch  er  S.  223.  dass  die  Wirthschaftslchre  zu  wenig  EUcksicht  auf  das 
Nutzkapiial  (Nutzvermögen)  genommen  und  das  eigentliche  oder  Productivkapital  last 
ausschliesslich  ins  Auge  gefasst  habe.  Nutzanwendung  auf  die  wichtige  finanzielle 
Frage  vom  Staatsschatz  s.  in  Kau- Wagner  I.,  §.  *53b  u.  o.  §.  27  Anni.  3  S.  'id. 

'-)  Wesentlich  hiermit  übereinstimmend  Kau  g.  65. 

*^)  Das  Verlialtniss  der  W'aarcnein-  und  -Ausfuhr  zur  heimischen  Erzeugung  und 
Verwendung  (eigentliche  wie  rcproductive  Consumtion)  wechselt  natürlich  im  Laufe  der 
Geschichte  und  von  Land  zu  Land  vielfach.  Die  früher  erörterte  Entwicklung  der 
Wcltwirthschaft  fuhrt  jedenfalls  zu  einer  absolut  grösseren,  mitunter  wohl  aucli 
zu  einer  relativ  grösseren  Bedeutung  des  auswärtigen  Handels,  d.  h.  das  Inland 
verwendet  zu  einer  wachsend  grösseren  Quote  seiner  Consumtionen  fremde,  einge- 
führte Giiter  und  umgekehrt  arbeitet  eine  wachsend  grössere  Quote  seiner  Productioii 
für  den  Konsum  des  Auslands.  Die  hierfür  im  Allgemeinen  maassgebenden 
Factoren  sind  oben  im  3.  Abschnitt  dieses  Kapitels,  §.57  ff.,  dargelegt.  Specielle 
Einflüsse  auf  die  Gestaltung  des  genannten  V^erhältnisses  in  den  einzelnen  Ländern 
sind  namentlich:  1)  die  geographische  Lage  und  die  Verbindungen  mit  an- 
deren Ländern,  welche  dun  Austausch  erleichtern  (Grossbritannien  iu  der    heutiiren 
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2)  Derjenige  Theil  inländischer  Güter,  welciier  als  Ausfuhr 
im  Handel  (ebenso  auch  in  Rentenzahlungen)  ins  Ausland  geht 
und  zur  Bezahlung  der   Gütereinfuhr  (ebenso:  zur  Tilgung  der 


Richtung  des  Welthandels,  Italien  im  Mittelalter ;  See  Verbindung;  Eisenbahnen,  welche 
z.  B.  in  neuester  Zeit  bewirkten,  dass  der  russische  Handel  in  immer  stärkerem 
Betrage  über  Deutschland  geht,  Königsberg  russischer  Theehafen  wurde  u.  s.  w.) ; 
—  2)  die  Volksdichtigkeit,  die  Beschaffenheit  des  heimischen  landwirth- 
schaftlichen  Bodens  und  des  Klimas,  die  Entwicklung  des  heimischen  Bergbaus 
und  der  Industrie,  Momente,  welche  ein  Land  nöthigen  und  anderseits  be- 
fähigen, seinen  Bedarf  an  Nah  rungsmitteln  und  Gewerkstoffen,  der  im 
Inland  nicht  mehr  ganz  oder  nur  sehr  kostspielig  aus  der  heimischen  Naturalproduc- 
tion  gedeckt  werden  kann,  in  immer  stärkerem  Maasse  aus  dem  Auslande  und  zwar 
aus  weniger  dicht  bevölkerten  Läjidern  extensiverer  Landwirthschaft,  günstigeren  Bo- 
dens und  Klimas  und  weniger  entwickelten  Bergbaus  und  Fabrikwesens  mit  zu  decken 
I  Hauptbeispiel  der  Gegenwart,  wo  so  ziemlich  alle  ebenerwähnten  Momente  zusammen- 
treffen: Grossbritannien,  das  nach  Fr.  X.  Neumann  (^\Vien)den  auf  ()5 — G7  Mill. 
Hectoliter  gestiegenen  Bedarf  an  seiner  Avichtigsten  Brotfrucht,  dem  Weizen,  im  Durch- 
schnitt der  letzten  Jahre  1871 — 73  schon  zu  mehr  als  der  Hälfte,  35  —  3S  Mill. 
Hectoliter,  übrigens  bei  z.  Th.  ungüstigen  Ernten ,  aus  dem  A  u  s  1  a  n  d  e  ,  besonders 
aus  den  Vereinigten  Staaten,  Russland,  Canada,  Australien  decken  musste;  Frank- 
reich und  selbst  Deutschland  kommen  nach  und  nach  in  eine  ähnliche  Lage; 
kleinere  Gebiete,  wie  Belgien,  Holland,  die  Schweiz,  Königr.  Sachsen, 
Rheinland  gleichen  England  darin  noch  mehr,  in  Gebirgsländern  wirkt  beson- 
ders der  absolute  Mangel  an  culturfähigem  Boden  mit  ein).  Die  Vermehrung  und 
der  steigende  Wohlstand  der  Bevölkerung  in  den  Ländern  des  Getreideimports 
lassen  diese  Entwicklung  immer  schärfer  hervortreten  und  hängen  von  ihrer  Durch- 
führung selbst  wieder  mit  ab,  wogegen  in  den  Getreide -Export- Ländern  dieselben 
Momente,  welche  grade  durch  lucrativen  Verkauf  der  Bodenfrüchte  ans  Ausland  be- 
giinstigt  werden ,  neben  dem  Aufblühen  der  heimischen  Industrie  wieder  zu  einer 
rückläufigen  Bewegung  (wenigstens  relativ,  wenn  auch  nicht  immer  absolut) 
führen  können,  so  z.  B.  was  in  neuerer  Zeit  Deutschland  anlangt,  welches  aus  der 
Reihe  der  regelmässig  mehr  Getreide  exportirenden  in  die  Reihe  der  solches  mehr 
iniportirenden  Länder  übergegangen  ist.  —  3)  Endlich  ist  die  Production  von  Artikeln 
eines  Quasi-Naturmonopols  oder  eines  zur  Zeit  bestehenden  Industrie-  und 
Montan- Monopols  des  c.vportirenden  und  der  Bedarf  an  Artikeln  dieser  Art 
in  dem  importirenden  Lande,  welches  in  diesen  Productionen  aus  natürlichen  oder  ge- 
sdiichtlich-volkswirtlischaftlichen  Gründen  zurücksteht,  noch  von  besonilerem  Einflu.s> 
auf  die  Kelation  des  auswärtigen  Handels  zur  heimischen  Production  und  Consumtion  : 
Culonialwaaren,  Baumwolle  als  Gewerkstolf  bei  uns,  Fabrikate  iiberhaupt 
fiir  den  Bedarf  der  europäischen  ('olonialstaateu,  haben  in  der  Neuzeit  ilas  Verhältniss 
/.u  (iunsten  des  auswärtigen  Handels  in  vielen  Ländern  sehr  verschoben.  —  Es  ist 
eine  interessante  Aufgabe  der  Productions-,  Consumtion  s-  und  ilandels- 
statistik,  die  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  zeitlich  und  räumlicii  genau  zu 
erforschen  und  in  Zahlen  auszudrücken:  eine  öfters  versuchte  Aufgabe,  welche  aber 
mit  den  heutigen  Hilfsmitteln  der  Statistik  doch  nur  für  wenige  einzelne  Producte, 
iiui  Besten  wohl  noc)i  für  die  Gruppe  der  Montanproducte  (freilicli  nur  theilweise 
filr  die  Edelmetalle)  einigermaassen  sicher  zu  lösen  ist.  Die  Statistik  des  auswär- 
tigen Handels  würde  trotz  ihrer  notorischen  Lücken  und  b'ehlcr  (bes.  bei  der  Aus- 
fuhr) noch  leidlieh  genügen  (s.  darüber  Sötbeer  a.  a.  0.  in  Hirth's  Ann.  1875). 
Aijcr  die  Statistik  der  einheimischen  Production,  fast  nur  mit  Ausnahme  der 
Berg  bau  Statistik,  die  hier  weniger  Schwierigkeiten  bietet,  liegt  selbst  in  unseren 
West-  und  mitteleuropäischen  Culturstaaten  noch  so  im  Argen,  dass  zuverlässige  Daten 
für  die  Agrar-  und  vollends  für  die  Industrieproduction  noch  wenig  vorlianden  sind. 
Vurgi.  die  Bemerkung  in  Anm.  1  zu  Abschnitt  8  oben  und  Anm.  1  zu  Abschn.  L'( 
unten.  Berechnungen  wie  die  älteren  von  Moreau  de  Jonnes  (Ic  commerce  au 
XIX.  siecle,  Par.   Ib25,  I.,  114  (f.),  von  Rau,  §.  05  Anm.  a  citirt,  nber  das  Verhält- 
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Verbindlichkeiten  aus  Renten  ii.  s.  w.)  dient,  kommt  dagegen  auch 
für  die  Volks wirthschaft  nach  seinem  Tausch-  oder  Geldwerth, 
nach  seinen  Verkaufspreisen  in  Betracht.  Denn  letztere  ent- 
scheiden über  die  Kauffähigkeit  der  Ausfuhr  im  Auslande.  Die 
eingeführten  Güter,  die  im  Handel  oder  für  Rentenzahlungen 
u.  s.  w.  eingehenden,  werden  dagegen  in  der  heimischen  Volks- 
wirthschaft  schliesslich  wieder  nur  nach  ihrem  Gebrauchswerthe 
angeschlagen. 

3)  Das  Geld  hat  die  Volkswirthschaft  zu  schätzen 

a)  nach  dem  Tausch werthe,  soweit  es  im  Import  und 
Export  gegen  Güter  concreten  Gebrauchswerths  umgesetzt  wird, 
so  mithin  besonders  in  den  Ländern  der  grösseren  Edelmetallpro- 
duction  (America,  bes.  Californien,  Australien,  Russland -Sibirien); 

b)  ebenfalls  nach  dem  Tausch  werthe,  d.  h.  nach  dem 
Durchschnittswerthverhältniss ,  welches  zwischen  dem  Gelde  und 
den  übrigen  Gütern  besteht  und  sich  daher  in  den  Durchschnitts- 
preisen der  letzteren  ausdrückt,  weil  hiervon  die  Höhe  des 
Geldbedarfs,  bei  einem  bestimmten  Stande  der  Preise,  mithin 
das  dieser  Geldsumme  entsprechende  Quantum  concreter  Gebrauchs- 
werthe  abhängt,  welches   die   Volkswirthschaft  dauernd   in   ihren 


niss  der  jährlichen  Verzehrung  fremder  Producte  zur  ganzen  Consumtion  und  über 
das  Verhältniss  der  Güterausfuhr  zur  gesammten  inländischen  Erzeugung  in  Nord- 
america,  Frankreich,  Grossbritannien  haben  eben  deshallj  kaum  irgend  einen  M'ertli. 
Denn  die  Hauptziffern,  diejenigen  für  die  einheimische  Production  und  Gesammt- 
Consumtion  (aller  Artikel)  sind  durchaus  unsicher.  Man  muss  sich  daher  vor- 
läufig darauf  beschränken,  für  einige  Artikel,  über  welche  zuverlässigere  Daten  vor- 
liegen, statistische  Berechnungen  der  Eelation  des  auswärtigen  Handelsumsatzes  zur 
heimischen  Production  und  Consumtion  anzustellen.  Die  besten  Arlieiten  auf  diesem 
Gebiete  sind  diejenigen  des  Oesterreichers  Fr.  X.  J^eumann  über  Production,  Welt- 
handel und  Volkswirthschaft  in  Behm's  Geogr.  Jahrbüchern,  vergl.  besonders  die 
neueste  B.  V.,  1874,  S.  HDO  —  471,  wenngleich  auch  hier  freilich  unvermeidlich  noch 
mit  vielen  Conjecturalzahlen  gerechnet  werden  muss.  Vergl.  auch  Kolb's  Statistik, 
besonders  7.  Aufl.  S.  7b5  ff.  Das  seinem  Plane  nach  durchaus  nicht  üble  Werk  von 
0.  Hausner,  Vergleichende  Statist,  v.  Europa,  Lemb.  1805,  2  B.,  opcrirt  leider  mit 
ganz  unsicheren  Zahlen,  vor  Allem  auf  dem  Gebiete  der  volkswirthschafthchen 
Statistik  und  macht  auch  nicht  eine  Quellenangabe;  vor  den  specicU  hierher  gehörigen 
Daten  IL,  132,  KH  und  vollends  262  ist  nur  zu  warnen.  —  Die  Vergleichungen  hin- 
sichtlich der  Gesam  mterzeugung  und  des  Handels  sind  endlich  auch  noch  unsicherer, 
weil  hier  eine  Umsetzung  der  mitunter  noch  leidlicheren  statistischen  Daten  über  die 
Menge  der  Producte  in  Geld  w  erth -statistische  Daten  erfolgen  muss,  worin  eine 
neue  grosse  Fehlerquelle  (auch  beim  Handel)  liegt.  Vergl.  Sötbeer  a.  a.  U.,  die 
Vorbemerkungen  zur  Werthstatistik  unseres  auswärtigen  Handels  in  der  „Statistik  des 
Deutschen  Reichs"  und  Hi  rth,  „die  Meth.  d.  Handelsstatistik  in  England,  Frankreich, 
Holland,  Hamburg,  Bremen,  Zollver."  in  s.  Annal.  1870  S.  407  fl'.  —  S.  auch  unten 
§.  03  und  §.  110  ff. 

A.  Wagner,  Vclk.qwirtlis.-li.ii'tslehrc.     I.  8 
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nationalen  Geldfonds,  als  in  das  Mittel  zur  Bewerkstelligimg  der 
Umsätze  im  Geldverkehr,  stecken,  demnach  einer  anderen  Ver- 
wendung, zur  Cousumtion  oder  Produetion,  entziehen  muss.  ^^) 

c)  Im  Uebrigen  ist  dieser  nationale  Geldfonds  von  der  Volks 
wirthschaft  nach  seinen  Leistungen,  daher  nach  seinem  Ge- 
brau c  h  s  w  e  r  t  h  als  allgemeines  V  e  r  k  e  h  r  s  i  n  s  t  r  u  m  e  n  t  oder 
als  Maschinerie  für  Umlauf  und  Vertheilung  der  Güter 
im  System  der  Arbeitsth eilung  zu  schätzen.  Nicht  ein 
beliebig  grosser  Geldbetrag, ^^)  sondern  derjenige  Betrag,  welcher 
bei  einem  bestimmten  Werthverhältniss  für  den  Austausch  von  Geld 
und  anderen  Gütern  ausreicht,  ist  für  die  Volkswirthschaft  zu 
wünschen. 

§.  93.  Aus  dem  Gesägten  ergiebt  sich,  dass  statistische 
Zusammenstellungen  und  Berechnungen  des  Volksver- 
mögens, Volkseinkommens  oder  des  Ertrags  der  Volks- 
wirthschaft nach  Geldwerth,  ganz  abgesehen  von  der  unver- 
meidlichen UnZuverlässigkeit  aller  solchen  Berechnungen  (s.  Anm.  13), 
in  V  0 1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  r  Hinsicht  wenig  Werth  besitzen  und 
oft  nur  mit  grossen  Zahlen  blenden.  Statt  dessen  ist  eine  Statistik 
zu  verlangen,  welche  möglichst  genau  die  Quantitäten  der 
einzelnen,  möglichst  nach  Qualitäten  (Sorten  u.  s.  w.)  unter- 
schiedenen Güter  arten  im  VolksVerraögen  und  Volkseinkommen 
für  eine  ganze  Volkswirthschaft  darstellt.  Daraus  lassen  sich  dann 
auch  einige,  freilich  noch  bedingte  Schlüsse  auf  das  Wohlbefinden 
und  die  ganze  ökonomische  Lage  der  Bevölkerung,  wenn  nur  die 
Zahl  der  letzteren  bekannt  ist,  ziehen,  und  auf  den  wichtigeren 
Punct,  die  Vertheilung  des  Vermögens  und  Einkommens  unter 
der  Bevölkerung,  werden  wenigstens  Streiflichter  geworfen  (s.  Ab- 
schnitt  13  von   den  Kennzeichen   des  Volkswohlstands   §.  110  ff.). 


")  Ein  Puüct,  welchen  die  einseitigen  Gegner  des  Bankuotenwesens  und  unsere 
im  Keichsbankgesetz  von  1ST5  zur  Geltung  gelangende  stark  restringirendo  Zettelbank- 
politik zu  wenig  beachtet  haben.  S.  dagegen  A.  Wagner,  Zettelbaiikwesen  im  D. 
Reiche,  Berl.   1875,  bes.  III.,  2  S.  20  (F.,  42  tf. 

"*)  'Der  liauptsarhliche  Irrtliuni  der  sogen.  Mercan  ti liste n ,   s.  u.  Kap.  7. 
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10.  Abschnitt. 
Das  Auskommen  und  der  Bedürfnissstand  oder  Bedarf.') 

§.  94.  Erst  die  V  er th eilung  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögens  unter  der  Bevölkerung  entscheidet  neben  der 
Grosse  dieses  Einkommens   und  Vermögens  darüber,   in  welcher 


*)  In  den  Abschnitten  7  und  S  ist  die  Einkommenlelire ,  soweit  sie  nach  meiner 
Auffassung-  in  den  allgemeinen,  grundlegenden,  nicht  in  den  speciellen  (2.)  Theil  ge- 
hört, vornemlich  vom  Standpuncte  der  Production  der  Güter  betrachtet.  Die  fol- 
genden Abschnitte  10  —  12  behandeln  sie  vom  Standpuncte  der  Gilt erverth eilung 
aus  und  bringen  sie  dadurch  erst  zum  richtigen  theoretischen  Abschluss.  Dadurch 
kommt  neben  dem  einzel-  (gewöhnlich  genannt:  privat-)  wirthschaftlichen  Gesichts- 
punct  der  v  o  1  k  s  wirthschaftliche  erst  zur  vollen  Geltung.  Die  Nationalökonomie  der 
Smith'schen  Schule  hat  zu  einseitig  hier  wie  in  allen  ihren  Erörterungen  dun  Pro- 
ductionsstandpunct  vertreten  und  dabei  ausserdem  noch  den  Froducentenstandpunct 
des  einzelwirthschaftlichen  Subjects  (des  Unternehmers  i  öfters  mit  dem  Standpunct  des 
ganzen  Volles  (der  Volkswirthschaft)  in  der  Productionsfrage  verwechselt.  \Vesentlich 
den  Anregungen  der  französischen  und  deutschen  (Winkelblech  [Marloj,  Kod- 
bertus,  Engels,  Marx,  Lassalle)  socialistisch  en  Theoretiker  ist  durch 
ihren  scharfen  Hinweis  auf  die  vorwiegende  Bedeutung  des  Vertheilungsproblems 
die  Berichtigung  jener  Einseitigkeit  zu  verdanken.  Indessen  sind  die  Cousequenzen 
dieser  Auffassung  bisher  meistens  nur  in  der  im  engeren  Sinne  sogen,  socialen 
Frage,  in  der  „Arbeiterfrage",  zur  Geltung  gekommen,  in  der  Volkswirthschaftslehre. 
als  Ganzes  genommen,  namentlich  in  der  Formulirung  der  Probleme  der 
Theorie,  noch  sehr  wenig.  Diese  Aufgabe  gut  es  jetzt  zu  lösen.  Die  folgenden  Ab- 
schnitte enthalten  einen  Versuch  dazu,  für  welchen  nur  wenige  unmittelbare 
Vorarbeiten,  abgesehen  von  einem  Theil  der  Literatur  über  die  Arbeiterfrage  und 
über  sociale  Organisation  im  Allgemeinen,  vorhanden  sind.  A.  Smith,  Ricardo, 
und  ihre  englischen  Nachfolger  (^mit  theilweiser  Ausnahme  von  J.  St.  Mi  11),  J.  B. 
Say  und  die  meisten  späteren  Franzosen  (mit  theilweiser  Ausnahme  von  Sismondi), 
die  Deutschen  nicht  nur  bis  auf  Kau  und  Hermann,  sondern  selbst  (im  Wesent- 
lichen wenigstens)  einschliesslich  Kos  eher' s  haben  die  in  den  nächsten  .3  Abschnitten 
erörterten  Puncte  theils  gar  nicht,  theils  nur  nebenbei  und  nicht  principiell  be- 
handelt. Wichtige  Gesichtspuncte,  aber  niclit  systematisch-dogmatische  Erörterungen 
und  Formulirungen  der  einschlagenden  Probleme  enthalten  Sismondi's,  Hilde- 
brand's  und  Knies'  genannte  Schriften.  —  Kau  erörtert  im  4.  Abschnitt  des 
1.  Theils  (Zustände  der  Volkswirthschaft)  §  73 — Sl  eigentlich  nur  die  formale  Seite 
dieser  Zustände  (Classification  der  Einkommenverhältnisse,  §.  70  it..  s.  unten  in  meinem 
Werke  §.  lOO).  Im  1.  Abschnitt  der  Lehre  von  der  Vertheilung  (§.  140  ff.)  wird 
,,Dic  Vertheilung  im  Allgemeinen"  nur  ganz  kurz  und  auch  bloss  von  der  formalen 
Seite  betrachtet.  Dasselbe  gilt  von  Kau 's  Erörterungen  über  „das  Volkseinkommen 
im  Ganzen"  §.  245  —  251,  in  welchen  ausserdem  ausschliesslich  der  Productionsstand- 
punct  eingenommen  wird.  Diese  Erörteningen  sind  daher  schon  oben  im  S.  Abschn. 
berührt  worden.  Nur  im  4.  Buch,  in  der  Lehre  von  der  Verzehrung,  besonders  im 
1.  Abschn.  §.  319  ff.,  finden  sich  sporadische  Bemerkungen  (besonders  §.  322,  325. 
326)  über  die  eigentlich  Volks  wirthschaftliche  Bedeutung  der  Vertheilung  des 
Volkseinkommens.  Ich  führe  dies  hier  an,  nicht  nur  um  zu  zeigen,  dass  die  folgen- 
den Abschnitte  nicht  näher  an  Rau  anknüpfen  konnten,  sondern  weil  diese  ganz 
dürftige  Behandlung  des  eigentlich  bedeutsamsten  Punctes  der  Einkommenlelire  bei 
Rau,  nemlich  der  Frage  nach  den  volks wirthschaftlichen  und  culturlichen  Wirkun- 
gen einer  bestimmten  Art  der  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  und  -Vermögens 
(trotz  der  Bemerkung  Kau 's  in  §.  140)  und,  damit  zusammenhängend,  der  Frage 
nach  der  wünschenswerthen  Vertheilung  überhaupt  characteristisch  für  die  bis- 
herige Nationalökonomie  ist,  daher  auch  keineswe  gs  einen  Vorwurf  gegen  ihn  bildet, 

8* 
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ökonomischen  Lage  sieh  die  Mitglieder  des  Volks,  die  Individuen 
und  Familien,  namentlich  die  grosse  Masse  des  Volks  (die  sog. 
unteren  Classen)  befinden.    Bedeutende  Höhe  des  Volksvermögens 


Herrn  au  u 's  Untersuchungen  beliaiidelt  zwar  die  Bedürfnisse  eingehend  genug  (2. 
Aufl.  Abth.  II.,  S.  78  —  lü3),  aber  „das  Einkommen  in  Bezug  auf  die  Bedürfnisse" 
handelt  er  in  wenigen  Sätzen,  mehr  formalen  Inhalts,  ab,  S.  594.  Dem  doch  über- 
wiegend privatwirthschaftlichen  Standi)unctc  des  H.'schen  Werks  entspricht  dies  in- 
dessen. Auffallender  ist,  dass  auch  Röscher  eine  p  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  e  Erörterung  dei' 
volkswirthschaftlichen  Wirkungen  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  ebenfalls  vei- 
missen  lässt,  denn  seine  wie  immer  reichen,  fleissig  zusammengestellten  und  geistvoll 
ausgelegten  geschichtlichen  Notizen  über  die  Yertheilung  können  hier  noch  weniger 
als  in  anderen  Fällen  einen  Ersatz  für  eine  solche  Erörterung  bilden  oder  eine  solche 
selbst  darstellen.  Freilich  hängt  dieser  vielleicht  absichtliche  Mangel  mit  Eoscher's 
Methode  und  mit  einer  m.  E.  unrichtigen  Schlussfolgerung  dieses  Autors  hinsichtlicli 
der  Aufgabe  der  Volkswirthschaftslehre  zusammen,  s.  u.  Aber  das  Beispiel  der  Ein- 
kommen- und  Vertheilungslehre  ist  auch  grade  ein  Hauptbeweisstück,  dass  Eoscher's 
Lehrmeinung  hier  einer  eingreifenden  Modification  bedarf.  S.  die  Bemerk,  unten  in 
dieser  Anm.  und  auch  u.  §.  109  und  das  spätere  Kapitel  0.  Vergl.  Eoscher,  I., 
§  147,  148,  §.  203  ff.  (7.  Kap.  des  3.  Buchs,  Vertheilung  des  Nationaleinkommens, 
besonders  §.  205,  wo  es  heisst:  „Zur  wirthschaftlichen  Blüthe  eines  Volks  kann  eine 
Harmonie  der  grossen,  mittleren  und  kleineren  Vermögen  die  unentbehrliche  Voraus- 
setzung hei,ssen",  wo  aber  die  im  Anschluss  an  diesen  Satz  nothwendige  principielle 
Erörterung  der  Vertheilungsfrage  ausbleibt).  Dann  4.  Buch  v.  d.  Consumtion,  §.  206  fi'.,  mit 
nur  sporadischen,  das  Vertheilungsproblem  betr.  Bemerkungen,  z.  B.  §.  214,  221,  224,  230. 
Vergl.  dagegen  bes.  Bernhardi  a.  a.  0.  §.  14 — 17,  sonst  noch  v.  Mangoldt,  VolliS- 
wirth Schaftslehre  Kap.  12  ff.  —  Die  bislierige  Nationalökonomie,  auch  in  ihren  eben  ge- 
nannten streugwissenschaftliclien  Vertretern,  vollends  aber  in  den  Schriften  und  Artikeln 
der  freihändlerischen  Publicistik,  der  Männer  des  Laisser-fairc,  hat  die  Einkommenlehre 
aus  dem  Grunde  zu  einseitig  aus  dem  Standpuncte  der  Production  behandelt,  weil  sie 
die  Production  als  das  schlechtweg  und,  logisch  sowohl  als  wirklich,  nothwendig 
vorangehende  Moment  für  die  nachfolgende  Vertheilung  betrachtete.  Daher 
der  stete,  freilich  selbstverständliche  practische  Rath  in  der  Arbeiterfrage:  „zuerst 
mehr  produciren,  dann  könnt  Ihr  auch  mehr  vertheilen",  (s.  u.  Anm.  10  und  16"). 
Natürlich  ist  eine  grössere  Production  immer  die  conditio  sine  qua  non  für  ein  zu 
vertheilende  s  grösseres  Gesamm  tproduct.  Aber  daraus  folgt  nicht,  dass  die 
Production  allein  die  Voraussetzung  der  Vertheilung  überhaupt  und  einer  gewissen 
Art  der  Vertheilung  ist.  Vielmehr  ist  auch  ebenso  gut  umgekehrt  eine  be- 
stimmte Art  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  eine  maassgebende 
Bedingung  für  eine  bestimmte  Art  der  Prgduction  und  innerhalb  gewisser 
Grenzen  ^ -(z.  B.  weil  die  Arbeitslust  der  arbeitenden  Classe  einwirkt,  ein  min- 
destens ebenso  wichtiges  Moment,  als  die  möglichst  im  Produi-tionsinteresse  zu  be- 
günstigende Spar-  und  Kapitalbildungstcndenz  der  besitzenden  Classen)  —  selbst  für 
die  Höhe  der  gesammten  Production.  Production  und  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  stehen  also  immer  in  Wechselwirkung  und  das  eben 
muss  die  Einkomnienlehre  berücksichtigen.  Es  ist  in  Folge  dessen  unvermeidlich,  mit 
der  Lehre  vom  Einkommen  sogleich  diejenige  vom  Auskommen  und  vom  Bedürf- 
nissstand zu  verbinden  und  principiell  die  Fragen  zu  erörtern,  ob  und  wie  weit 
eine  üngle  icliheit  der  individuellen  Einkommen  nothwendig  oder  zulässig  ist;  ob 
und  wie  weit  derjenigen  Gestaltung  der  Einkommenverhältnisse,  welche  sich  auf  einer 
gegebenen  Basis  des  Eechts,  besonders  im  System  der  freien  Concurrenz,  ergiebt, 
entgegen  zu  arbeiten  ist,  insbesondere  durch  den  Staat  und  durch  Eeformen 
des  Rechts,  namentlich  des  Privatrechts  ( E  igen  tlium);  und  demgemäss  end- 
lich, welches  das  Ziel  ist,  das  für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommen^  erstrebt 
werden  soll.  Principielle  Erörterungen  hierüber  führen  dann  nothwendig  zu  höheren 
und  allgemeineren  Fragen  der  Rechtsphilosophie  und  der  Politik  und  müssen 
den  innigen  Zusammenhang  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  mit  der  gesammten 
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und  Emkommeus  und  zugleich  eine  solche  Vertheiluug  desselben, 
dass  auch  die  Masse  der  ungünstiger  Situirten  ihr  genügendes  Aus- 
kommen aus  eigenem  Einkommen  zur  vollständigen  Befriedigung 
aller  nothwendigen  Bedürfnisse  und  zur  Theilnahme  an  wichtigeren 


gesellschaftlichen   Eechtsordnxmg    über  Personenstand    (Freiheit   und 
Unfreiheit)  und   Eigenthum,   sowie   den  maassgebenden    Einfluss   der  Vertheilung 
auf  die   Entwicklung  der   Cultur  und  Bildung  des  Volks  überhaupt  und  seiner  ver- 
schiedenen Wohlstandsclassen  insbesondere  darlegen.    Die  Warnung  vor  „Ideologie", 
und  wenn  sie  selbst  aus  dem  Munde  eines  Mannes  wie  W.  Koscher  kommt  (s.  Syst. 
I.,  §.  23    S),  darf  vor  solchen  Untersuchungen  nicht  zurückschrecken  (s.  u.  §.  109). 
Wenn  es  dafür  noch  eines  Beweises  bedurft  hätte,  so  liegt  er  in  allerneuester  Zeit  in 
dem   Streite   zwischen   H.  v.  Treitschke    („Der   Socialismus   und   seine    Gönner", 
Preuss.  Jahrb.  1ST4,  2  Art.)  und  H.  Sc  hm  oll  er   („üeber  einige  Grundfragen    des 
Rechts  und  der  Volkswirthschaff.     Jena   1875).     Solche  Noth wendigkeit  principieller 
Erörterungen   über    die    richtige  V  ertheilung   des  Volkseinkommens  und 
das  Erforderniss.  wenigstens  für  jedes  Zeitalter  und  Volk  ein  ideales  Ziel  der  Ent- 
wicklung der  Vertheilung,  unter  steter  Würdigung  der  Wirkungen  dieser  Vertheilung 
auf  das   gesammte  Volksleben,  aufzustellen,  darf  —  das  möge  schon  hier  be- 
merkt werden  —  auch  als  Beweis  dafür  gelten ,   dass  die  Volkswirthschaftslehre  sich 
überhaupt  nicht   nur  mit   der  Frage,   was   ist?   (Röscher,    §.  22).  sondern  stets 
auch    mit   der  Frage,    was   soll   sein?    beschäftigen,   demnach  auch   nicht  nur 
Entwicklungen  darstellen  („Anatomie  imd  Physiologie"   der  Volkswirthschaft, 
Röscher   §.    26),  sondern  zugleich   bestimmte  Entwicklungen  postuliren 
soll,  —  eine  Auffassung,  welche  in  ihren  weiteren  Consequenzen  zur  Verwerfung 
von  Rau's  Trennung  der  „Volkswirthschaftslehre"  und  der  „wirthschaftlichen  Po- 
litik"' (Rau,  I.,  §.  IT)  führt  und  auch  mit  der   ausschliesslichen  Anerkennung 
der  Inductionsmethode  in  der  Volkswirthschaftslehre  unvereinbar  ist,  s.  u.  Kap.  6. 
-  •  Auf  dem  von  mir  hier  vertretenen   Standpuncte   wird  auch   die  Mal thus' sehe 
Bevölkerungstheorie  (essay  an  the  principle  of  population,  zuerst  1T9S,  dann  erweit.  180G) 
oder  allgemeiner  ausgedrückt  die  Darwin 'sehe  Lehre  vom  Kampf  ums  Dasein  jene  gross- 
artige Bedeutung  behalten,  welche  ihr,  sobald  sie  nur  richtig  verstanden  wird,  die  ersten 
Oekonomisten,  Mill,  Röscher  u.  A.  mit  Recht  immer  zugeschrieben  und  neuerdings 
besonders  Lange    in  treflKchen  Erörtenmgen,  denen  ich  vollständig  beistimme,  auch 
für  den  practisch  wichtigsten  Theil  des  Vcrtheilungsproblems,  für  die  sogen.  Arbeiter- 
frage vindicirt  hat  (zugleich  eine  glänzende  Abfertigung  der  Carey-Dühring'schen 
Missverständnisse  und  falschen  Einwendungen  gegen  Malthus).     S.  darüber   u.  Anm. 
13.    Ausser  auf  diese  vorzüglichen  Schriften  Lange's,  für  die  allgemeinen  Probleme 
der  Wissenschaft  besonders  auf  seine  „Mill's  Ansichten",  verweise  ich  auf  J.  St.  Mill's 
politische   Oekon.,  Buch  IL    und  IV.,  und  wieder  besonders  auf  Rodbertus'  gen. 
Arbeiten  (auch   die   „Socialen   Briefe   au  v.  Kirchmann",  ISöO),  die  nur  leider  diese 
wichtigen  Principienfragen  immer  bloss   aphoristisch   behandeln  und  bloss   geistvolle 
Streifblicke  darauf  werfen,  und  auf  Schäfflc,   Syst..  3.  Aufl..  besonders  §.  282  ff. 
(II.,  378  ff.),    §.    312  ff.,    §.  34t'.   (f.  (cb.  S.  562  ff.).     Schäfflc   stellt   ebenfalls  eine 
ideale   Forderung   für   die  wirkliche  Einkommenvertheilung   auf  und  nennt  sehr 
f:chön    .,die    volkswirthschaftlich   beste    Gestaltung    der   Einkommenprocesse   in    der 
menschlichen  Gesellschaft"  diejenige  , .Vertheilung  des   gesellschaftlichen  Productions- 
ertrags,  bei  welcher  die  sittliche  Gemeinschaft  im  Ganzen  und  in  der  Abstufung  aller 
ihrer  Gliederungen  (freilich  wieder  wesentlich   eine  Folge  der  Vertheilung;  W.)  zum 
höchsten  Maasse  der  Gesittung  und   hiernach   zum  höchsten   Maassc   aller   wahrhaft 
manschlichen  Befriedigungen  zu  gelangen  vermag.     Kürzer:    der   an  Vervollkom- 
mung  der  Gesellschaft   fruchtbarste  Eiiikommenprocess  ist  das  Ideal  volks- 
wirthschaftlicher  Vertheilung    der  Guter   durch   die  Gesammtheit  aller  Einkommen". 
Zu  diesen  Schriften  kommt  nun  die  genannte  Arbeit  Sc  hm  oll  er 's,  besonders  Kap. 
3,  4,  6.  —  Die  Erörterungen  in  den  Abschnitten  10 — 12  finden  ihre  Fortsetzung  und 
ihren  Abschluss  unten  im  3.  und_5.,  z.  Th.  auch  im  4.  Kap. 
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Ciilturgtitern  eines  Zeitalters  fortdauernd  gesichert  weiss,  ist  daher 
das  zu  erstrebende  Ziel  der  volkswirthschaftlichen 
Entwicklung. 

§.  95.  Das  Aus  kommen 2)  ist  ein  relativer  Begriff.  Es  be- 
zeichnet, auf  die  Einzelwirthschaft  oder  besser  nur  auf  die  Indivi- 
dual-  und  Familienwirthschaft  des  Menschen  angewendet,  —  übrigens 
auch  auf  die  ganze  Volkswirthscbaft,  als  Inbegriff  vornemlich  dieser 
letzteren  Wirthschaften,  anwendbar,  —  das  Gleichgewicht  zwi- 
schen den  Bedürfnissen  und  dem  Einkommen.  Nach  dem 
Umfang  der  ersteren  wird  daher  auch  bei  gleicher  Grösse  des 
Einkommens  bald  Auskommen  vorhanden  sein,  bald  nicht,  und 
ebenso,  bei  gleichem  Umfang  der  Bedürfnisse  die  Höhe  des  Ein 
kommens  darüber  entscheiden,  ob  Auskommen  besteht.  Jedenfalls 
muss  aber  in  jeder  Wirthschaft  das  Auskommen  erstrebt 
werden.  Demnach  kann  weder  in  der  Einzel-  noch  in  der  Volks- 
wirthscbaft regelmässig  das  fehlende  Gleichgewicht  zwischen 
den  Bedürfnissen  und  dem  Einkommen  durch  Verbrauch  des  Ver- 
mögens oder  Kapitals  zur  Mitbefriedigung  der  Bedürfnisse  herge- 
stellt werden.  Denn  bei  der  steten  Erneuerung  der  Bedürfnisse 
würde  immer  von  Neuem  auf  das  Vermögen  oder  Kapital  zurück- 
gegriffen, dies  also  allmählig  aufgezehrt  werden  müssen.  Es  fehlte 
hier  die  nothwendige  Nacbhaltigkeit  der  Quelle,  aus  welcher 
die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  erfolgt.  Diese  Nachhaltigkeit 
besitzt  nur  das  Einkommen.  Demnach  ist  auch  in  der  Volks- 
wirthscbaft zunächst  auf  ein  zum  Auskommen  genügendes  Ein- 
kommen aller  Einzel-,  besonders  aller  Individual-  und  Familien- 
wirthschaften  und  auf  ein  dazu  ausreichendes  Volkseinkommen  hin 
zu  streben,  erst  in  zweiter  Linie  auf  dauernde  Vermehrung  des 
Vermögens  jener  Wirthschaften  und  auf  ein  grosses  Volksver- 
mögen. ^) 

§.  96.  Die  Höhe  des  Einkommens,  welche  zum  Auskommen 
eines  Menschen  oder  einer  Familie,  und  dann  wieder  des  ganzen 
Volks  erforderlich  ist,  ist  auch  eine  relative  Grösse,  abhängig  vom 
jedesmaligen   Bedürfnissstande   oder  Bedarf.     Letzterer  ist  im 


^)  Z.  Th.  nach  Rau,  §.  74,  75,  76.  —  L.  Say,  etudes  sur  la  rieh.  d.  nat.  Paris 
1836.  p.  10. 

")  Nach  den  fiiiheren  Begriffsbestimmungen  gehört  jede  momentan  vorhandene, 
aus  dem  Einkommen  fliessende  Gütermenge  zum  Vermögen.  Davon  kann  aber  der 
dauernd  bleibende,  daher  zur  nachhaltigen  Vermehrung  aus  dem  Einkommen 
dienende  Betrag  unterschieden  werden,  der  hier  gemeint  ist;  im  Wesentlichen  das 
Nutz  vermögen  und  das  Kapital. 
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Einzelnen  selbstverstäudlich  mauniglach  verschieden.  Für  die  vulks- 
wirthschaftliche  Würdigung  des  Bedürfnissstands  kommt  folgende 
Classification  der  Bedürfnisse  in  Betracht:^) 

1)  Bedürfnisse,  deren  Befriedigung  zum  Bestehen  des  Men- 
schen nothwendig  ist:  Existenzbedürfnisse,  insbesondere  ma- 
terielle, nemlich  Nahrung,  Wohnung,  Kleidung,  künstliche  äussere 
Erwärmung  und  Beleuchtung,  Gesundheitsfürsorge,  ferner  imma- 
terielle, namentlich  das  für  das  Zusammenleben  der  Menschen 
und  für  jeden  Verkehr  nothwendige  erste  G  e  m  e  i  n  bedürfniss 
(§.  140)  nach  einer  gewissen  socialen  Ordnung  und  einem  ge- 
wissen Rechtsschutz. 

Hinsichtlich  der  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  ist  zu  unter- 
scheiden : 

a)  der  absolut  unumgängliche  Umfang,  in  welchem  die 
Befriedigung  erfolgen  muss.  Er  hängt  bei  den  materiellen  Existenz- 
bedürfnissen von  der  Natur  des  Mens  eben  selbst  (Minimal- 
bedürfniss  an  Nahrung,  ^)  an  Mitteln  der  Wärmebildung  und  Wärme- 
erhaltung im  Körper  u.  s.  w.)  und  von  der  äusseren  Natur  des 
Landes,  in  welchem  der  Mensch  lebt  (Klima  u.  s.  w.)  ab:  Existenz- 
bedürfnisse ersten  Grades; 


*)  Kau,  §.  75,  unterscheidet  allgemein  menschliche,  voUisthümüche,  gesellschaft- 
liche, individuelle  Bedürfnisse,  Koscher,  §.  1,  Natur-,  Anstands-,  Luxusbedürfnisse. 
Sehr  eingehende  Untersuchung  bei  Hermann,  Abh.  II.  S.  SO  ff.  Vergl.  auch 
Schäffle,  I.,  99  ff.,  Menger,  I.,  35  ff.  —  üeber  die  wichtige,  apart  zu  behan- 
delnde Gattung  der  Gemeinbedürfnisse  s.  u.  §.  1.39  ff.  üeber  die  für  die  volks- 
wirthschaftliche  Frage  vom  Auskommen  und  Bedarf  wichtige  Haushaltstatistik 
s.  0.  Anm.  15  zu  §.  85  S.  99. 

^)  Nach  den  Untersuchungen  des  englischen  Arztes  Dr.  Smith  muss  die  tägliche 
Nahrung  eines  Durchnitts -Weibes  in  England  3900  Gran  Kohlenstoff  und  ISO  Gran 
Stickstoff,  diejenige  eines  Durchschnitts-Mannes  daselbst  bez.  4300  und  200  Gran 
mindestens  enthalten,  um  Hungerkrankheiten  zu  vermeiden,  d.  h.  für  das  Weib  so 
viel  Nahrnngsstotl'  als  in  2  Pfund  gutem  Weizenbrot  enthalten  sind,  für  den  Mann  '/g 
mehr.  Nach  Marx,  Kapital  I.,  Ö42,  wo  weitere,  z.  Th.  erschreckende  Thatsachen 
über  mangelhafte  Ernährung  englischer  Arbeiter  in  der  Zeit  der  Baumwollnoth  1862 
bis  1863  Ausführliche  Ausziige  aus  Marx  bei  Schäffle,  H.,  422  ff.  S.  auch 
Lange,  Arbeiterfr.  Kap.  4.  —  Nach  E.  Wolff,  landwirthsch.  Fütterungsichre  und 
Theorie  der  menschlichen  Ernähr.,  Stuttgart  1861,  S.  297,  citirt  in  Graf  z.  Lippe- 
Weissenfeld,  ration.  Ernähr  d  Volks,  Leipz.  ISÖO,  braucht  ein  erwachsener  Manu 
mit  einem  Körpergewicht  von  140  Pf.  bei  mittlerem  körperlichen  und  geistigen  Kraftauf- 
wand zur  für  fortdauernde  Gesundheit  erforderlichen  Ernährung  täglich  in  Grammen 
Kohlenstoff  331,  Stickstoff  IS. 75,  Proteiostoff  120,  Stärkemehl -Aequivalent  excl  Fett 
540,  Fettstoffe  35,  Mineralstotie  16,  Phosphorsäure  3.5.  Weiteres  Detail  in  der  Schrift 
von  Lippe.  —  Einfluss  des  Klimas  übrigens  bekanntlich  nicht  nur  auf  das  Klei- 
dungs-, sondern  auch  auf  Grösse  und  Art  des  Nahrungsbedürfnisses.  —  Vergl.  auch 
Engel,  Preis  der  Arbeit,  Berl.  1866,  besonders  über  die  natürlichen  Selbstkosten 
döF  Arbeit  und  derselbe,  der  Preis  der  Arbeit  bei  den  deutschen  Eisenb..  Zeitschr.  d. 
K.  Preuss.   Statist.  Bureaus  1874  (XIV.),  93  ff. 
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b)  der  von  Sitte  und  Gewohnheit,  vom  „Lebensmass- 
stab" *^)  des  Volks  und  der  verschiedenen  Bevölkerungskreise 
(Classen)  abhängige  Umfang  der  Bedürfnissbefriedigung :  eine 
räumlich  und  zeitlich  oder  geschichtlich  ebenfalls  sehr  wechselnde 
Grösse.  Für  jede  Zeit  und  jedes  Land  ist  jedoch  nach  einem  ge- 
wissen billigen  Ermessen  und  Tactgefühl  ein  Umfang  der  Befrie- 
digung der  materiellen  Bedürfnisse  wohl  festzustellen,  welcher  auch 
für  die  ungünstigst  situirten  Familien  und  für  die  Masse  des  Volks 
als  relativ  unentbehrlich  bezeichnet  werden  muss  und  welcher 
daher  vom  Einkommen  auskömmlich  gedeckt  werden  sollte:  Existenz- 
bedürfnisse zweiten  Grades. 

Die  materiellen  Bedürfnisse  sind  streng  genommen  quanti- 
tativ für  den  einzelnen  Menschen  beschränkt,  dagegen  quali- 
tativ einer  um  so  grösseren  Steigerung  und  Verfeinerung  fähig.'') 
Diese  wird  bei  den  begüterteren  Classen  durch  eine  grosse  Un- 
gleichheit derVertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volks- 
vermögens  leicht  übermässig  entwickelt.  Es  ist  dem  gegenüber, 
wie  überhaupt  der  obwaltenden  Tendenz  der  Vermehrung,  Verviel- 
taltigung  und  Verfeinerung  aller  Bedürfnisse  gegenüber,  zu  betonen, 
dass  der  Bedürfnissstand  und  seine  Entwicklung  nicht  das  Pro- 
duct  reiner  Naturtriebe  sind,  sondern  stets  unter  einem  sittlichen 
Urtheil  stehen  und  stehen  sollen.  Eine  richtige  sittliche  Be- 
schränkung der  Bedürfnisse  kann  "und  muss  daher  häufig  grade 
bei  den  Vermögenden  in  Frage  kommen. 

2)  Bedürfnisse,  deren  Befriedigung  zur  E  r  h  ö  h  u  n  g  des  f  e  i  n  e  r  e  n 
Lebensgenusses^)  und  zur  weiteren  Entwicklung  des  Men- 
schen, insbesondere  der  geistigen  Seite  seines  Wesens,  dient: 
Culturbedürfnisse,  zu  welchen  auch  die  meisten  aus  dem 
menschlichen  Zusammenleben  hervorgehenden  Gemeinbedürf- 
nisse  (§.  139  tf.)  gehören.  Diese  Bedürfnisse  folgen  zwar  auch 
aus  dem  Wesen  des  Menschen,  aber  ein  bestimmtes  natürliches 
Minimalmaass  und  ein  richtiges,  vom  sittlichen  Urtheil  angegebenes 


®)  Standard    of  lifo  der  Engländer,  von  Lange  u.  A.  m.  „Lebenshaltung"  ver- 
deutscht; Lebensmaassstab  scheint  mir  treffender  und  im  Deutschen  recht  wohl  zu- 


■^  S.  Kau,  über  Luxus,  1S17,  bes.  Röscher,  über  Luxus,  Arch.  d.  polit. 
Oekon.  1843  (Ans.  d  Volkswirthsch.  1S61  S.  399),  Syst.  L,  §.  225  ff.,  v.  Mangold  t 
»iber  Luxus  im  Staatswörterbuch. 

®)  Wohin  namentlich  auch  privater  Kunstluxus  (Wohnhaus,  Einrichtung  der 
Wohnung  u.  s.  w.)  gehört.  Vergl.  Btichsenschütz  a.  a.  0.  S.  79  über  Athen  und 
Korinth. 
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Maximalmaass,  wie  im  Ganzen  bei  den  materiellen  Bedürfnissen, 
lässt  sieh  weder  für  den  Einzelnen  noch  für  ein  Volk  feststellen. 
Der  Bedürfnissstand  ist  hier  durchaus  ein  Product  der  Geschichte, 
zeitlich  und  räu.jlich  daher  völlig  verschieden.  Die  höhere  und 
feinere  Ausbildung,  zugleich  aber  eine  vor  der  Kritik  des  Ge- 
wissens und  der  Vernunft  standhaltende  Gestaltung  dieses  Bedürf- 
nissstands muss  als  ein  Z  i  e  1  d  e  r  m  e  n  s  c  h  1  i  c  h  e  n  Entwicklung 
betrachtet  werden.  Ein  endgiltiger  Ruhepunct  dieses  Bedürfniss- 
stands ist  für  den  Einzelnen,  für  ein  Volk,  für  die  Menschheit 
nicht  vorhanden. 

§.  97.  Für  die  volkswirthschaftliche  Würdigung  des  Be- 
dürinissstands  ist  nun  zweierlei  besonders  zu  beachten: 

1)  Das  Verhältniss  zwischen  den  Existenz-  und  den 
Culturbedürfniss  en,  welche  aus  dem  Einkommen  gedeckt 
werden,  bei  dem  Einzelnen,  wie  bei  dem  Volke. 

a)  Die  Befriedigung  der  ExistenzbedUrfnisse  im  absolut  un- 
umgänglichen Umfange  muss  und  soll  bei  dem  Einzelnen 
derjenigen  der  Culturbedürfnisse  vorangehen.  Die  Bestimmung 
des  Verhältnisses,  in  welchem  die  Befriedigung  der  ExistenzbedUrf- 
nisse bloss  relativer  Unentbehrlichkeit  zu  der  Befriedigung  der 
Culturbedürfnisse  steht,  kann,  innerhalb  gewisser  Grenzen,^)  dem 
Einzelnen  überlassen  werden:  ein  gewisser  Vorrang  wird  aber 
richtigen  Culturbedürfnissen  principiell  aus  dem  Gesichts- 
puncte  des  ethischen  Sein-sollens  mit  Rücksicht  auf  die  geistige 
Bestimmung  des  Menschen  zugestanden  werden  dürfen. 

bj  Auch  für  das  ganze  Volk  gilt  das  Princip,  dass  alle 
Angehörigen  desselben,  soweit  dies  die  Grösse  des  ge- 
sammten  Volkseinkommens  gestattet  und  soweit  nicht  eine 
persönliche  Schuld  des  Einzelnen  es  hindert,  die  ExistenzbedUrf- 
nisse im  absolut  unumgänglichen  U  mfange  müssen  befrie 
digen  können.  Bevor  dies  erreicht  ist,  kann  wenigstens  in  einem 
Gemeinwesen,  welches  die  persönliche  Freiheit  und  die  Gleichbe- 
rechtigung aller  seiner  Angehörigen  anerkennt,  auch  keinem  noch  so 
kleinen  Theile  des  Volks  ein  Recht  auf  ein  grösseres  Einkommen, 
welches  einem  anderen  Theil  selbst  d i e s e  Bedttrfhissbefriedigung 


®)  So  kann  z.  B.  die  Verpflichtung  gegen  die  Familie  mitunter  mit  Recht  eine 
Zurtlckstellung  gewisser  Culturbedttrfnisse  des  Wirthschaftssubjects  auch  hinter  die 
materiellen  Bedtlrfiiisse  zw^eiten  Kangs  in  der  Familie  bedingen. 
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indirect  entzöge,^")  und  folgeweise  auch  keine  Befriediguug  der 
Existenzbedürfnisse  zweiten  Grads  und  der  CulturbedUrfnisse  zuge- 
standen werden. ")  In  dieser  Forderung'  liegt  mithin  unter  Um- 
ständen die  Berechtigung  einer  absoluten  Schranke  der  Un- 
gleichheit des  Einkommens  unter  den  Volksangehörigen, 
sowie  die  Berechtigung  eines  hiernach  etwa  nothwendigen  Ein- 
griffs in  das  Privateigenthum  anerkannt:^^)  eine  Consequenz, 


^")  Der  besonders  in  der  Discussion  der  Arbeiterfrage  gemachte  Einwand,  dass 
auch  in  solchem  Falle  eine  Abhilfe  der  Noth  der  •  unteren  Classen  nicht  möglich  sei, 
weil  es  an  den  ihnen  allein  nöthigen  naturalen  Gütern  {Volksnahrungs- 
mittel, Brot  u.  s.  w.)  fehle  und  die  etAva  für  die  Wohlhabenderen  producirten 
Güter  den  Unbemittelten  nichts  nützen,  überschiesst  das  Ziel.  Dean  sobald  eben  Güter 
letzterer  Art  vorhanden  sind,  beweist  dies  schon,  dass  an  dem  in  unserem  Falle  an- 
genommenen Nothstande  der  unteren  Classen  nicht  oder  doch  nicht  allein  die  Klein- 
heit des  Volksvermögens  und  Volkseinkommens  schuld  ist.  Vielmehr  müssen  hier 
Productionsmittel  im  weiteren  Sinne  (Arbeitskräfte,  Kapitalien,  Boden)  da  sein, 
die  in  diesem  Falle  eben  nur  in  die  Herstellung  von  Gütern  des  Bedarfs  der 
unteren  Classen  hinübergeleitet  werden  müssen.  Oder  m.  a.  W. :  nicht  die  Produc- 
tion  ist  an  sich  zu  klein,  sondern  ihre  Kichtung  ist  volkswirthschaftlich  nachtheilig 
und  dies  kann  und  muss  in  dem  im  Texte  angenommenen  Falle  geändert  werden. 
Es  wird,  besonders  in  der  Lohnfrage,  so  oft  übersehen,  dass  eine  bestimmte  Verthei- 
lung  des  Volkseinkommens  immer  auch  bestimmte  Richtungen  und  Arten  der 
Production  zur  Folge  hat.  Bei  grosser  Ungleichheit  des  Einkommens  geht  diese  Rich- 
tung mehr  auf  Lu.xusartikel  für  die  Wohlhabenden,  bei  grösserer  Gleicliheit  mehr  auf 
Artikel  des  Massenconsums,  auch  bei  gleicher  Höhe  des  gesammten  Kapitals  und 
Volkseinkommens.     S.  o.  Anm.  IS   116  und  u.  Anm.  16. 

")  Man  denke  an  die  Daten  aus  dem  6.  Report  on  public  health  für  1863,  die 
Marx,  Kap.  I.,  642  ff',  mittheih,  s.  o.  Anm. -5. 

'■^)  Dieser  Schluss  folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  vollständig  richtigen  Prämissen, 
und  kann  als  Beispiel  dessen  gelten,  was  ich  unter  der  in  Anm.  1  erwähnten  wissen- 
schaftlichen Formulirung  und  principiellen  Erörterxmg  der  Probleme  der 
Einkommeolehre  vom  Standpunct  der  Vertheilung  aus  vei-stehe.  Die  wichtigste 
Prämisse,  welche  hier  keiner  weiteren  Ausführung  bedarf,  ist:  in  unseren  heutigen 
Gemeinwesen,  wo  wir  Sclaverei  nicht  kennen,  hat  jedes  einmal  existirende  Individuum 
das  gleiche  Recht  auf  Fortdauer  seiner  Existenz  wie  irgend  ein  anderes,  daher  An- 
spruch, soweit  dies  die  Gesammtheit  der  wirthschaftlichen  Güter  eines  Volks  in  einer 
Zeit  oder  m.  a.  W.  das  Volkseinkommen  an  sich  gestattet,  darauf,  dass  ihm  die  Be- 
dingungen der  Fortdauer  seiner  Existenz  ebenso  gut  wie  jedem  Anderen  gewährt, 
d.  ii.  seine  E.xistenzbedürfnisse  1.  Rangs  befriedigt  werden.  Ein  anerkannter  Satz 
unseres  Armenrechts,  ein  Satz,  von  dem  in  Nothzeiten  (Misswachs,  belagerte  Orte  u.  s.  w.) 
auch  sonst  practischer  Gebrauch  gemacht  wird.  Offenbar  aber  liegt  hier  die  Ansicht 
von  einer  nur  relativen  Bedeutung,  statt  der  absoluten  Geltung  des  Privateigenthums 
zu  Grunde:  principielle  Consequenzen,  welche  selbst  von  Solchen  mitunter  gescheut 
werden,  die  im  einzelnen  Falle  der  hier  vertretenen  Lehre  beistimmen.  Zuerst 
kommt  das  Recht  des  Individuums  auf  Existenz,  dann  erst,  und  soweit  es  mit 
jenem  Rechte  gesellschaftlich  vereinbar,  das  Recht  des  Individuums,  sein 
Eigenthum  unverkürzt  zu  haben.  Unsere  Privatrechts -Entwicklung  hat  diese 
Reihenfolge  schier  umgedreht.  —  In  der  Praxis  wird  die  Entscheidung  eigentlich 
erst  schwierig  bei  dem  in  §.  98  erörterten  Falle.  Der  dem  hier  vertretenen  entgegen- 
gesetzte Standpunct  führt  folgerichtig  zur  Restituirung  der  Sclaverei,  so  z.  B.  der 
Standpunct,  welchen  in  den  genannten  Aufsätzen  in  den  Preuss.  Jahrb.  sogar  ein 
Mann  wie  Heinr.  v.  Treitschkc  einnimmt,  der  sich  eben  wie  die  Meisten  seiner 
Grsinnungsgenossen  in  der  sogen.  Freihandelspartei  der  Consequenzen  nicht  bewusst 
wird.  —  Vergl.  hierzu  Schäfflc,  Syst.  U,  §.  262,  S.  378—394  (trefflich,  s.  auch 
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welche  im  practischen  Leben  für  die  Armen  steuern  und  zum 
Theil  für  die  Steuerpolitik  überhaupt,  auch  für  agrarische 
Regulirungen  ihre  Bedeutung  gewinnt  und  gewinnen  darf,  anderer- 
seits aber  auch  Beschränkungen  der  Eheschliessung  und 
damit  indirect  der  Bevölkerungsvermehrung,  durch  die  Ge- 
setzgebung in  einem  Zustande  der  Volkswirthschaft  rechtfertigen 
kann,  in  welchem  thatsächlich  die  Zunahme  der  Bevölkerung 
die  Zunahme  der  Unterhaltsmittel  überholt  und  die  von  den  letzteren 
auf  den  Einzelneu  oder  auf  die  Familie  fallende  Quote  nicht  etwa 
bloss  durch  eine  unbillig  ungleiche  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
und  Volksvermögens  (Grund  und  Bodens,  Kapitals)  unerträglich 
verkürzt  ist.  ^*) 


die  kurze  Fommlirung  der  in  diesem  §.  282  entflrickelten  Gedanken  in  der  Inhaltsübers. 
I..  S.  XXXV.). 

^^)  In  diesem  Umfange  wird  Jeder,  der  nur  ein  wenig  ökonomisch  denken  kann, 
M  althusianer  sein  müssen,  mag  er  sonst  zu  Malthus'  Theorie  und  den  daraus  ge- 
zogenen practischen  Folgerungen  und  gesetzgeberischen  Postulaten  stehen,  wie  er  will. 
Ich  halte  es  namentlich  auch  für  eine  ganz  falsche  Behauptung  von  Marx,  dass 
Malthus'  Theorie  stehe  und  falle  mit  der  heutigen  „kapitalistischen  Productionsweise" 
(yergl.  Marx.  Kap,  bes.  Kap.  6).  Grade  in  einer  socialistisch  or?auisirten  Volks- 
wirthschaft (im  ..Volksstaate")  würde  neben  den  ökonomisch-technischen  Schwierig- 
keiten solcher  Organisation  des  ganzen  Productionsprocesses  die  andre,  vielleicht  noch 
grössere  Schwierigkeit  in  der  Nothwendigkeit  der  Bevölkerungsregelung  bestehen 
und  die  Eventualität  einer  gesetzlichen  Beschränkung  der  Eheschliessung  eben  deshalb 
hier  näher  liegen  als  in  jedem  anderen  Volkswirthschaftssystem,  —  es  müsste  denn  die 
socialist.  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  der  bürgerlichen  Gesellschaft  die  Natur 
der  Menschen  selbst  verändern,  womit  wir  dann  glücklich  wieder  bei  Fouri  er 'sehen 
Phantastereien  angelangt  wären.  —  üeber  Malthus  s.  namentlich  Mill's  polit. 
Oekon.,  B.  1,  Kap.  10,  Kap.  13,  §.  2  („Die  Noth wendigkeit  des  Zurückhalteus  der 
Bevölkerungszunahme  beschränkt  sich  nicht  auf  einen  Zustand  der  Ungleichheit  des 
Eigenthums").  B.  2,  Kap.  11  —  13  (Erörterungen  über  den  Arbeitslohn,  deren  Richtig- 
keit durch  die  von  Thornton  herrührende,  von  Mi  11  später  selbst  adoptirte,  in 
Deutschland  besonders  von  Brentano  (Hildebr.  Jahrb.  1871)  vertretene  Modifica- 
tion  (nicht  ümstossung)  der  sogen.  Lohnfondstheorie  nicht  wesentlich  alterirt  wird'; 
die  Sätze  von  der  Abhängigkeit  des  Lohns  sind  nur  ein  wenig  anders  zu  formuliren, 
s.  Th.  IL,  Kap.  v.  d.  Lohnlehre).  B.  4,  Kap.  7,  bes.  §.  3.  Mill's  Satz,  dass  man 
allenfalls  dem  Individuum  eiji  unbedingtes  Existenzrecht,  nicht  aber  das  Recht,  be- 
liebig viel  neue  Individuen  in  Existenz  zu  setzen,  gewähren  könne,  würde  grade  in 
einem  socialistischen  Gemeinwesen  die  grösste  practischo  Bedeutung  gewinnen. 
Vergl.  über  die  Malthus'sche  Lehre,  namentlich  in  ihrem  Zusammenhange  mit  der 
Darwin'schen ,  die  eigentlich  nur  eine  Verallgemeinerung  derselben,  besonders  noch 
Lange,  Arbeiterfr..  besonders  Kap.  1,  2,  auch  3  und  4  und  ders.,  „Mill's  Ansich- 
ten" u.  s.  w.,  besonders  Kap.  1.  Lange  hält  mit  Recht,  auch  Marx  gegenüber,  den 
„richtigen. theoretischen  Theil"  der  Malthus'schen  Lehre  fest  (Arbeiterfr.  S.  14).  Ich 
stimme  mit  seinen  Ausführungen  darüber  vollständig  überein,  namentlich  auch  mit 
seiner  in  der  zweitgenannten  Schrift  erfolgenden  Abfertigung  Carey's  (Lehrb."  der 
Volkswirthsch.,  Kap.  3.  38.  39,  mit  kaum  glaublich  oberflächlichen  und  platten  Gegen- 
beweisen gegen  Malthus  und  vielfach  vollständigem  Missverständniss  des  Kerns  der 
Malthus'schen  Lehre,  auch  mit  einer  Verkennung  der  Erfordernisse  eines  Inductions- 
schlusses,  die  staunen  erregend  ist,  z.  B.  in  dem  köstlichen  Beispiel  von  der  geringen 
Durchschnittskinderzahl  der  americanischen  Präsidenten,  S.  614V  S.  über  Carey  auch 
A.  Held'  C.'s  Socialwiss.,  Würzb.  1866,  bes.  2.  B.  2.  Kap.,  §.41  ff.  (Malth.  Theor.), 
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c)  Die  Möglichkeit,  dass  alle  Volksangehörigen  auch  die 
relativ  unentbehrlichen  ExistenzbedUrfnisse,  in  dem  oben 
festgestellten  Umfange,  und  gewisse  wichtigere  und  allge- 
meinere Culturbedürfnisse  eines  Zeitalters  befriedigen  können, 
wird  als  Strebeziel  der  volkswirthsehaftlichen  Ent- 
wicklung anzuerkennen  sein.  Es  ergeben  sich  hier  aber  bei 
einem  massigen,  noch  nicht  besonders  ungleich  vertheilten  Volks- 
einkommen, welches  noch  nicht  die  ausreichenden  Mittel  bietet, 
um  diesen  Wunsch  vollständig  zu  verwirklichen,  Schwierigkeiten 
und  bei  einer  sehr  ungleichen  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens, welche  die  in  der  Volkswirthschaft  vorhandenen  Mittel 
vorzugsweise  einzelnen  Kreisen,  nemlich  den  Eigenthümern  des 
nationalen  Bodens,  des  Nationalkapitals  und  den  Leitern  der  grös- 
seren Unternehmungen  in  deren  Kenteneinkommen  zur  Befrie- 


S.  134  ff.  Dühring  a.  a.  0.  hat  den  C. 'sehen  Standpunct  adoptirt  und  es  höchstens 
in  der  Verhöhnung  des  „Pfaffen  Malthus"  weiter  gebracht  als  sein  Meister.  Vergl. 
über  Dühring  in  dieser  Hinsicht  die  vortreffliche  Anzeige  seiner  kritischen  Grund- 
legung in  Hildebr.  Jahrb.  VI,  352  ff.  ron  v.  Scheel.  Diese  neueste  Opposition 
gegen  den  Kern  der  Malthus'schen  Lelire  ist  jetzt  schon  wieder  verhallt,  so  dass 
auch  von  ihr  Mill's  Wort  B.  1  Kap.  10  §  1  gilt.  Man  darf  freilich  nicht  glauben, 
diese  Lehre  widerlegt  zu  haben,  wenn  man  die  unhaltbare  Formel,  welche  Malthus 
nur  zur  Erläuterung  brauchte — ,  Tendenz  der  Bevölkerung  in  geometrischer, 
der  Nahningsmittel  in  arithmetischer  Progression  zu  wachsen  — ,  widerlegt  hat. 
Carey,  der  dies  noch  heute  glaubt  (Lehrb.  Kap.  3  §.  5),  hätte  sich  darüber  schon 
durch  Hill  belehren  lassen  können.  B.  2,  Kap.  11  §.  (.i.  Röscher,  der  sachlich 
ganz  dieselbe  Ansicht  wie  Mill  und  Lange  vertritt,  hätte  eben  deshalb  die  Concession, 
den  Ausdruck  „Malthus'sches  Bevölkerungsgesetz"  aufzugeben,  nicht  zu  machen  brauchen 
(Syst.  L,  Vorwort,  und  B.  5  Kap.  1),  wozu  auch  Marx 's  Behauptung,  dass  Malthus 
nur  Plagiator  sei,  nicht  nöthigt  (Kapital,  L,  603).  —  Grade  je  mehr  man  zugesteht, 
wie  es  von  mir  geschieht,  dass  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens (Grundbesitz,  Kapital)  für  die  Richtung  und  Art  der  Production 
(s.  0.  Aiim.  10)  und  für  die  ökonomische  Lage  der  Masse  der  Bevölkerung, 
der  unteren  Classen,  von  wesentlichem  Einflüsse  mit  ist,  so  muss  man  anderseits  vor 
Carey'scher  Einseitigkeit  und  Optimismus  eines  Bewohners  eines  grossen  Landes  mit 
noch  unermesslichen  Flächen  unangebauten  oder  schwach  bevölkerten  Bodens  warnen 
und  die  üebertrcibung  vermeiden,  dass  eine  günstigere  Vertheilung  des  Ein- 
kommens und  Vermögens,  besonders  auch  des  Grundbesitzes  allein  die  Lage  der 
Massen  günstig  gestalte  und  erhalte.  Eine  Einseitigkeit,  welche  fast  noch  grösser  und 
im  Ganzen  practisch  noch  gefährlicher  ist,  als  die  entgegengesetzte,  unter  dem  Ein- 
Huss  der  Malthus'schen  Doctrin  entstandene,  dass  jene  Vertheilung  gar  nicht  von 
Einfluss  sei  und  nur  die  Beschränkung  der  BevölJierungsvermehrung  in  Betracht 
komme,  was  Mill  m.  E.  noch  etwas  zu  stark  betont.  —  üeber  die  Opportunität 
einer  beschränkenden  Ehegesetzgebung  ist  an  diesem  Orte  nicht  zu  handeln.  Es 
kommt  hier  jetzt  nur  darauf  an,  grade  auch  fdr  den  Fall  günstiger  Vertheilung 
des  Volkseinkommens,  im  Princip  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Intervention  der 
Gesetzgebung  anzuerkennen,  ein  Recht,  das  sich  die  Gesellschaft  dem  Einzel- 
nen gegenüber  niemals  nehmen  lassen  darf.  Der  vorgekommene  Einwand,  dass  die 
Vermehrung  der  unehelichen  Geburten  alle  solche  Maassregeln  ein  wenig  kreuze^ 
ist  richtig .  aber  dass  er  sie  nicht  illusorisch  macht ,  hebt  mit  Recht  schon  Mill 
hervor  und  wird  durch  die  Statistik  der  Bewegung  der  Bevölkerung  bestätigt. 
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digung  ihrer  Existenzbedtirfnisse  zweiten  Grads  und  ihrer  Cultur- 
bedürfuisse  zur  Verfiigimg  stellt,  ergeben  sich  Interessen-Colli- 
sionen  der  einzelnen  Einkommenelassen,  der  besitzen- 
den und  nicht -besitzenden  Bevölkerung.  Dies  führt  uns  auf 
den  zweiten  Hauptpunct,  welcher  für  die  volkswirthschaftliche 
Würdigung  des  Bedürfnissstands  entscheidend  ist : 

§.  98.  —  2)  Der  Umfang,  in  welchem  die  nur  relativ 
unentbehrlichen  Existeuzbedürfnisse  und  die  Culturbedürfnisse 
in  den  einzelnen  Classeu  eines  Volks  befriedigt  werden,  hängt 
thatsächlich  nicht  nur  von  der  Höhe  des  Volkseinkommens,  son- 
dern von  dessen  Vertheilung  in  der  Bevölkerung  ab.  Jedes 
Postulat  hinsichtlich  der  Theilnahme  der  Massen  des  Volks  an  der 
Befriedigung  der  erwähnten  beiden  Bedürfnisskategorien  wird  mithin 
zu  einem  Postulat  hinsichtlich  der  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  folgeweise  auch  des  Volksvermögens,  des 
„Eigenthums",  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums  und 
des  daraus  fliessenden  Renteueinkommens.^-*)  Das  Verlangen 
der  Massen  nach  einer  solchen  TheilDahme,  wie  es  in  keiner  Phase 
der  Geschichte  unserer  Culturvölker  principiell  schärfer  und  selbst- 
bewusster  als  in  der  Geschichte  unserer  heutigen  Arbeiterbe- 
wegung^^) hervorti'itt,  kann  daher  niemals  bloss,  wie  es  von 
einer  Seite  geschiebt,  mit  dem  Hinweis  auf  die  Noth  wendig keit 
vorausgehender  grösserer  Production^'^)   abgewiesen  wer- 


")  Auch  dies  ist  ein  Schluss,  dessen  i^rincipielle  Formulirung  in  der 
Einkommenlehre  noth wendig  ist  und  welcher  in  dieser  Formulirung  nur  ynn  unklaren 
Köpfen  oder  ängstlichen  Gemüthern  angefochten  werden  kann.  Er  entspricht  ohnehin 
durchaus  den  Lehren  des  grössten  und  schärfsten  Oekonomisten  der  Smith'schen  oder 
britischen  Schule,  David  Ricardo 's,  der  in  s.  principles  meisterhaft  dargelegt  hat, 
dass  der  Profit  der  kapitalistischen  Unternehmer  und  der  Lohn  der  Arbeiter,  gleichen 
Productionsertrag  oder  m.  a.  W.  gleiches  Volkseinkommen  vorausgesetzt,  immer  nur 
auf  Kosten  der  anderen  Classe  steigen  könne.  Wie  wenig  solche  bekannte  Lehr- 
sätze der  Nationalökonomie  ausserhalb  der  Kreise  der  Wissenschaft  verbreitet  sind,  hat 
mich  auch  die  tendenziöse  und  oberflächliche  Polemik  der  Journalistik  (Eras,  K. 
Braun,  Oppenheim,  Boretius  u.  A.  m.)  gegen  einige  Sätze  meiner  Rede  über 
die  sociale  Frage  gelehrt,  vergl.  Lassalle,  Kapital  und  Arbeit,  S.  VI.  ff.,  242  ff. 
Von  den  neueren  Theoretikern  hat  besonders  Rodbertus  stets  scharf  den  von  mir  im 
Texte  vertretenen  Standpunct  betont,  vergl.  besonders  die  Excurso  in  s.  „Creditnoth". 
S.  aber  auch  schon  Bernhard!  a.  a.  0.  u.  Anm.   l(j. 

^^)  Die  neueste  Phase,  besonders  auch  in  Deiitschland,  schildert  am  Besten  das 
trotz  seiner  formellen  Mängel  jedenfalls  überaus  inhaltreiche  Werk  von  Rud.  Meyer 
(einem  Schüler  von  Rodbertus),  der  Emancipationskampf  des  4.  Stands,  2  B., 
Beri.  1S74  — 1875. 

"j  Der  Haupteinwand  der  sogen.  ^Manchesterschule  (d.  li.  des  vorgeschrittensten 
Thcüs  der  Smith'schen  nationalökononiischen  Richtung)  gegen  die  socialistische  und 
socialpolitische  („kathcdersocialisttsche'')  Auffassung  der  Lohnfrage.  Gegen  diese  An- 
sicht 3.  meine  Bemerk,  in  HUdebr.  Jahrb.  XXII.  (1874),  387  und  Verh&ndl.  des 
Eisen.  Congr.  in  1^74.  Leipz.  1875,  S.   12S. 


120  Zweites  Kapitel.    Grundbegr.  Forts.   Insbes.  d.  Wirtbschaft  u.  d.  Volks wirthscb. 

den.  Vielmehr  miiss  eine  veränderte  Vertheilung  eines  sehr 
ungleich  vertheilten  Volkseinkommens  und  Volksvermögens,  ganz 
abgesehen  von  der  Rechtsfrage,  jedenfalls  als  ein  mögliches  und 
daher  als  ein  an  und  für  sich  discutables  Mittel,  jenes 
Verlangen  der  Massen  zu  erfüllen,  mit  anerkannt  werden.  Der 
hiergegen  mitunter  vernommene  Einwand,  dass  die  einmal  be- 
stehende Vertheilung  nicht  angegriffen  werden  dürfe,  weil  sie 
die  noth wendige  Voraussetzung  genügender  Produc- 
tion  (oder  einer  Production  im  bisherigen  Umfange  sei), 
entbehrt  des  Beweises  seiner  Richtigkeit  und  läuft  im  Grunde  ge- 
nommen, was  das  Vertheilungsproblem  anlangt,  auf  eine  petitio 
principii  hinaus.  ^') 

11.  Abschnitt. 

Die  uiiöleiclie  Vertbeiluni»'  de.s  Volkseinkoiuiiieiis.  ihre  Berechtigung' 
und  ihre  iiotliwendio'eii  Schranken. 

§.  99.  Im  wirklichen  Leben  ist  die  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  der  davon  abhängige  Umfang  der  Theilnahme 
der  Massen  des  Volks  au  den  Gütern  zur  Befriedigung  der  Existeuz- 
bedUrfnisse  zweiten  Grads  und  der  Culturbedürfuisse  ein  Resultat  des 
Kampfs  entgegengesetzter  Interessen,  auf  Grund 
eines  bestimmten  Rechtssystems  und  eines  bestimmten 
Zustands  der  Sittlichkeit  und  Sitte  im  Volke,  so  auch  in 
unserer  Zeit  im  System  der  freien  Concurrenz  (§.  12(5).  Dieses 
Resultat  lässt  sich  aber  einmal,  und  gewiss  an  und  für  sich  am 
Liebsten  und  am  Besten,  durch  Hebung  der  Sittlichkeit  und 
bessere,   edlere  Volkssitte, ^)  sodann,   und  practisch  wohl 


")  Es  wird  neuilifb  ebne  Weiteres  angenommen,  dass  eine  ausreicbeude  Produc- 
tion, die  Voraussetzvmg  eines  ausreicbendcn  Betrags  zu  rertheilender  Producte,  bloss 
auf  der  beutigen  Verkehrsrechtsbasis  möglich  sei;  vergl.  u.  Kap.  ^^,  bes.  §.   124. 

')  S.  darüber  besonders  Sc  hm  oll  er.  Über  Gnmdfrageu  des  Rechts  u.  s.  w. 
Abschn.  IIL,  wo  u.  A.  S.  'iC>  gewiss  sehr  richtig  betont  wird,  dass  selbst  bei  der 
Preisbiklung  auf  dem  Markte  die  .Quantitäten  des  Angebots  niemals  direct,  sondern 
nur  durch  das  Medium  gewisser  psychologischer  Processc  und  gewisser  Sitten  auf  die 
Käufer  wirken.  Ich  habe,  so  sehr  ich  Schmoller  in  diesen  Ausführungen  principiell 
beistimme,  nur  das  eine  Bedenken,  ob  der  Standpunct  hier  nicht  doch  etwas  zu 
hoch,  zu  ideal  gewählt  ist.  Eben  deshalb  lege  ich  doch  noch  etwas  mehr  Gewicht 
auf  die  Durchführung  des  Princips  der  „vertheilenden  Gerechtigkeit"  (eb.  Absch.  IV.) 
und  dabei  dann  auch  auf  einschneidende  Reformen  des  Rechts,  des  Eigenthums- 
rechts,  des  Erbrechts,  des  Steuerrechts  durch  die  Gesetzgebung,  sowie  überhaupt  atif 
die  Ausbildung  des  zwangsgemeinwirtbschaftlichen  Systems  neben  und  z.  Tb.  statt 
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vornemlich,  durch  den  Staat  mit  seiner  Zwangsgewalt,  d.  h. 
durch  gesetzliche  Vorschriften  über  das  Recht,  besonders  über 
das  Verkehrsrecht  (§.  123),  durch  die  Steuerpolitik  des 
Staats,^)  und  durch  unmittelbares  Dazwischentreten^)  der 
staatlichen  Zwangsgemeinwirthschaft  (§.  161)  wesentlich 
beeinflussen.  Ob  dies  und  in  welcher  Richtung  es  geschehen  soll, 
das  muss  schliesslich  immer  von  dem  Urtheil  über  die  sittlich 
nothweudige  oder  nützliche  Theilnahme  der  Massen  des 
Volks  an  den  Gütern  aller  Art  abhängen.  Hierdurch  entsteht  das 
Erforderniss  einer  Abwägung  der  etwa  collidirenden  Interessen 
der  einzelnen  Volksclassen ,  der  sog.  besitzenden  und  nicht- 
besitzenden insbesondere,  aus  dem  Gesichtspuncte  des  schliess- 
lich massgebenden  dauernden  Volkswohls. 

§.  100.  Diese  Abwägung  führt  zu  folgendem  Ergebniss: 
1)  Die  Befriedigung  der  Existeuzbedürfnisse  zweiten  Grads 
kommt  vornemlich  auf  die  bessere  und  angenehmere  Befrie- 
digung der  materiellen  Bedürfnisse  hinaus.  Wenn  die  ungleiche 
Vertheilung  des  Volkseinkommens,  bei  einer  gegebenen  Grösse  des 
letzteren,  hauptsächlich  nur  zur  reichlicheren  und  üppigeren 
Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  der  besser  situirten 
Individuen  und  Familien  führt,  so  bildet  diese  Ungleichheit  des  Einzel- 
einkommens einen  tiefen  Schaden  der  Volkswirthschaft,  zum  dauern- 
den Nachtheil  des  ganzen  Volks.  Denn  das  üppigere  Leben  der 
Bemittelten  pflegt  diesen  selbst  physisch  und  sittlich  zu  schaden, 
es  ruft  den  Neid  der  unteren  Classen  besonders  leicht  hervor,   es 


des  privatwrrthschaftlichen,  caritativen  und  frei-gemeinwirthschaftlichen.  Vergl.  unten 
Kap.  3  —  5,  auch  mein  Referat  über  Actiengesellschaftswesen  auf  dem  Eisen,  social- 
politischen  Congresse  1873,  in  den  Ausführungen  über  die  Einschränlcung  des  Gebiets 
dieser  Gesellschaften  und  deren  theil weisen  Ersatz  durch  die  „öffentliche  Unterneh- 
mung" in  den  „Verhandl.  187.M"  und  mit  Zusätzen  in  Hildebr.  Jahrb.  XXI.  (1873) 
bes.  S.  271  ff.,  :U)Ü  ff.,  327. 

•  ^)  Für  mich  ein  Haaptpunct,  indem  ich  grundsätzlich  ein  sociales  neben 
dem  bloss  fiscalischen  Steuerprincip  postulire,  wie  ich  im  2.  B.  der  Finanz  Wissenschaft 
ausführen  werde.  S.  auch  oben  §.  70  Anm.  8,  S.  S4.  meine  Rede  über  die  sociale 
Frage,  S.  30.  und  R.  Meyer.  Emancipationakampf  I.,  304,  368,  ferner  v.  Scheel 
über  Erbrechtsreform  und  Erbschaftssteuer  in  Hildebr.  Jahrb.  1875,  I,  Lange, 
Arbeiterfr  Kap.  6,  besonders  S.  278  ß".,  284  ff.,  ümpfenbach,  des  Volkes  Erbe', 
Berl.  1874,  Schmoller  a.  a.  0.  S.  03  ff.,  94,  Neumann,  progress.  Einkommen- 
steuer, Leipz.  1874. 

^)  S.  bes.  mein  Referat  über  Acticnwesen  (o.  Anm.  1)  und  die  sich  in  Eisenach 
daran  anknüpfende  Debatte  (Engel's  und  Gneist's  Einwendungen,  „Verhandl.^'  bes. 
S.  126  und  127  und  dagegen  meine  Erwiderung  S.  132  und  in  Hildebr.  Jahrb.  XXI., 
334).  Vergl.  auch  Perrot's  Agitations- Schriften  über  Eisenbahnwesen,  bez.  für 
reines  Staatsbahnsystem  und  meine  Darstellung  der  Staatsbahn  frage  in  R  au -Wag- 
ner, Finanzwiss.  I.,  §    228  —  240. 
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führt  zu  einer  ungünstigen  Kichtung  der  ganzen  nationalen  Güter- 
production  (Luxusartikel  der  Reichen  statt  Massengüter  für  Alle), 
und  es  fördert  in  der  Hauptsache,  von  etwaigem  Einfluss  auf  Kunst- 
luxus abgesehen,*)  kein  Culturinteresse  des  Volks.  Nur  soweit  die 
Aussicht,  selbst  an  den  Genüssen  eines  derartigen  Lebens  Theil 
zu  nehmen,  die  wirthschaftlichen  Kräfte  der  Einzelnen  anspannt, 
lässt  sieh  dann  die  Ungleichheit  des  Einkommens  in  Schutz  nehmen, 
aber  nicht  so  unbedingt,  wie  dies  gewöhnlich  geschieht  (§.  104). 
Unter  solchen  Umständen  kann  und  muss  daher  die  Gesetz- 
gebung eine  gewisse  Ausgleichung  in  der  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  ins  Auge  fassen.  Selbst  wenn  dadurch 
nur  eine  beschränkte  Theilnahme  der  Massen  des  Volks  an  der 
besseren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  erzielt  wird,  so 
ist  dies  ein  Gewinn  für  das  Ganze.  Unter  Anderem  kann  hier  die 
Steuerpolitik,  durch  Luxus-  und  Vermögenssteuern,  am 
Besten  und  Gleichmässigten  durch  progressive  Einkommen- 
steuern ,  zweckmässig  mit  eingreifen,  ■'')  Diese  Steuerpolitik  muss 
hier  aber  in  diesem  Falle  nicht  nur  an  die  Ungleichheit  der  Ein- 
kommen anknüpfen,  sondern  die  in  einem  Zeitalter  vorherrschende 
Art  der  Verwendung  des  Einkommens  der  reicheren  Classen'') 
beachten. 

2)  Die  Befriedigung  der  Culturbedürfnisse  Seitens  der  be- 
mittelten Classen  und  Seitens  Einzelner  hat  immer  das  Gute,  dass 
dadurch  unvermeidlich  die  Culturhöhe  des  ganzen  Volks  mehr  oder 
weniger  gesteigert  wird.     Auch  diejenigen  Bestandtheile  des  Volks, 


*)  Auch  dafür  und  insbesondere  für  die  Entwicklung  der  bildenden  Künste 
gilt,  dass  öffentliche  Mittel  besser  und  grossartiger  als  private  die  Blüthe  reiner 
Kunst  befördern.  Der  nachtbeilige  Einfluss  der  jüngsten  „Gründerperiode'-  auf  die 
deutsche  Malerei  ist  von  den  verschiedensten  Seiten  schon  zugegeben  worden.  Vergl. 
auch  Springers's  Bericht  über  die  bild.  Künste  der  Gegenwart,  im  amtl.  deutschen 
Bericht  über  die  Wiener  Weltausstellung,  Braunschw.  1874,  I.,  107  ti'.,  114,  11(5. 

^)  A.  Wagner,  Rede  über  d.  soc.  Frage,  S.  36,  Neuuiann,  progress.  Einkom- 
mensteuer, V.  Bilinski,    Luxussteuer,  Leipz    1875. 

^)  Ein  Land  und  eine  Zeit,  wie  die  in  den  deutschen  Grossstädten  jüngst  erlebte 
1871 — 73,  mit  Prasserei,  Tafel-  und  Kleidungsluxus  einer  Parvenuschaar  von  Börsen- 
männern wird  zur  Heilung  viel  mehr  der  progressiven  Einkommensteuern  bedürfen, 
als,  vielleicht  bei  gleicher  Höhe  der  hervorragenden  Einzeleinkommcn,  ein  Land  und 
eine  Zeit  mit  Kunstmäcenatenthnm  und  grossartiger  Freigebigkeit  des  soliden  Privat- 
reichthums  für  wichtige  öllentliche  Zwecke  der  Bildung,  Wohlthätigkeit  u.  s.  w.,  wie 
etwa  in  Basel.  Aus  dem  socialpoli  tisch  en  Gesichtspunct  der  Steuerpolitik  ent- 
scheidet also  die  blosse  arithmetische  Hölie  der  Privateinkommen  und  -Vermögen 
nicht  allein,  sondern  auch  die  Verwendung  und  die  Erwerbsart  des  Privat- 
eigenthums  (Conjuncturengewinne,  §.  7G  ff.,  Spielgewinne  des  Gründerthums,  der  Börse) 
über  das  Ob  und  Wie,  das  Maass  der  Anwendung  des  Progressivsteuer-  und  Luxus- 
steucrprincips. 
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die  untersten  Classen,  welche  unmittelbar  an  diesen  Culturbe- 
dürfnissen  vielleicht  noch  gar  nicht  theilnehmen,  sind  doch  an  der 
Steigerung  der  Cultur  bereits  interessirt :  was  ihnen  davon  nicht  zu 
Gute  kommt,  werden  ihre  Nachkommen ')  wenigstens  in  gewissem 
Umfange  mit  geniessen.  Für  die  erste  Entwicklung  der  Cultur- 
bedürfnisse  erseheint  aber  nach  allgemeinster  geschichtlicher  Er- 
fahrung die  ungleiche  Vertheihmg  des  Volkseinkommens  oder 
mit  anderen  Worten  die  individuelle  Einkommens-  und 
Vermögensungleichheit  als  nothwendige  Voraussetzung, 
und  zwar  in  folgender  Weise  und  mit  den  dabei  nicht  zu  über- 
sehenden Beschränkungen :  ^) 

§.  101.  —  1)  Culturbedürfnisse  entstehen  und  entwickeln  sich 
bei  solchen  Einzelnen  zunächst,  denen  die  unmittelbare  Sorge  für 
die  materielle  Existenz  wenigstens  zum  Theil  abgenommen  ist. 
Diese  Personen  gewinnen  so  Zeit  für  andere  Thätigkeit  und 
Geistes  müsse  für  die  Entwicklung  ihres  geistigen  Lebens:  beides 
Voraussetzungen,  dass  Culturbedürfnisse  überhaupt  empfunden  wer- 
den. Diese  Voraussetzungen  sind  aber  ihrerseits  an  die  andere 
Voraussetzung  gebunden,  dass  Personen  und  Classen  existiren, 
welche  jenen  Einzelnen  die  Sorge  für  die  materielle  Existenz  ab- 
nehmen. Die  sociale  und  ökonomische  Ungleichheit  der 
Bevölkerung  ist  insofern  die  Vorbedingung  für  die  erste 
Entstehung  jeder  höheren  Cultur.  Die  grosse  welthisto- 
rische Mission  der  Sclaverei  bei  wirklichen  Culturvölkern, 
wie  besonders  bei  den  beiden  grössten  Völkern  des  Alterthums, 
liegt  in  diesem  Zusammenhange  zwischen  der  social-ökonomischen 
Ungleichheit  der  Volksclassen  und  der  Entstehung  und  Entwicklung 


')  Es  wird  auch  hier  das  Volk  in  seiner  zeitlichen  Entwicklung  als  Ganzes 
zu  betrachten  sein.  Die  Opferung  von  Lebenden  um  der  dauernden  Inter- 
essen des  ganzen  Volks  WUIen  erfolgt  ja  z.  B.  auch  im  Kriege  mit  Nothwen- 
digkeit  und  vollsiändig  mit  Recht.  Nach  einem  analogen  Gesichtspunctc  kann  aucli 
für  Theile  des  Volks  eine  ungünstige  ökoiiomisclic  und  sociale  Lage  im  dauernden 
wahren  Gesammtintercsse  des  Volks  gerechtfertigt  werden. 

**)  Diese  Beschränkungen  übersieht  m.  E.  H.  v.  Trcitschke  in  s.  Aufs,  in  den 
Prcuss.  Jalirb.  über  il.  Socialisinus,  besonders  im  1.  zu  sehr.  Seine  Darlegung  macht 
den  Eindruck,  als  empfinde  er  ein  Behagen  an  der  ökonomischen  Ungleichheit  der 
Menschen,  während  doch  nur  no tligedrungen  eine  solche  Ungleichheit  und  vollends 
ein  bedeutender  Grad  derselben  zuzugeben  sein  wird.  Zu  Aristoteles'  principieller 
Rechtfertigung  der  Sclaverei  ist  von  Treitschke's  Standpuuct  nur  noch  ein  Schritt,  s. 
besonders  den  1.  Aufs.  S.  82  IT.,  89  (wo  die  doch  im  steten  Fluss  befindliche  „Glie- 
derung der  Gcsellschaff'  als  Schranke  für  die  Theilnahme  Aller  an  allen  Cultur- 
gütern  hingestellt  wird),  lüO.  Treti'ende  Gegenausführungen  bei  Schmollcr,  a.a.O., 
besonders  im  4.  und  6.  Abschnitt,  z.  B.  S.  104  (Treitschke's  Wiederaufnahme  der 
H  a  1 1  e  r '  seh  en  Staatstheorie) . 

A.Wagner,   Vülkswirthschaftslehre.    I.  y 
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der  Cultur.  Vom  weltgeschichtlichen  Standpuncte  betrachtet,  liegt 
darin  die  Rechtfertigung  des  Instituts  der  8claverei  als 
rechtsgeschichtliche  Erscheinung  wenigstens  bei  solchen  Cultur- 
völkern,  bei  denen  das  Institut  nicht  nur  ein  Mittel  ist,  die  arbeits- 
lose üppigere  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  einer  kleinen 
Minderzahl  zu  ermöglichen.^)  Auch  soweit  später  und  in  ge- 
wissem Umfange  bleibend  Culturbedürfnisse  immer  erst 
bei  Einzelnen  oder  bei  einem  kleinen  Kreise  zur  Entstehung 
und  Ausbildung  kommen,  muss  und  darf  das  Vorhandensein  einer 
grösseren  unteren  Volksschicht,  welche  vornemlich  die  materiellen 
Existenzbedingungen  des  ganzen  Volks  schaift  und  selbst  nur  ge- 
ringen Antheil  an  den  feineren  und  höheren  Bedürfnissen  hat,  als 
nothwendig  bezeichnet  werden.  Insoweit  ist  z.  B.  der  Satz 
richtig:  „ohne  Dienstboten  keine  Cultur"  (v.  Treitschke).^*') 

§.  102.  Aber  diese  und  ähnliche  Sätze  und  die  obige  Recht- 
fertigung der  Sclaverei  führen  zum  grössten  Missbrauch  und  zur  be- 
denklichsten Rechtfertigung  socialer  und  ökonomischer  Ungleichheit, 
wenn  sie  nicht  sofort  die  nöthige  principielle  Beschränkung 
erfahren : 

a)  Sie  gelten  nur,  soweit  es  sich  um  Culturbedürfnisse,  nicht 
um  üppigere  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  handelt; ^^) 


^)  Soweit  stimme  ich  auch  Treitschke  bei,  der  aber  gar  nicht  genügend 
unterscheidet,  in  wie  fem  Sclaverei  und  gedruckte  Lage  der  unteren  Classen  wirk- 
lich eine  Bedingung  der  ersten  Culturentwicklung  oder  aber  nur  ein  Mittel 
üppigeren  Behagens  einer  kleinen  Minderzahl  ist  (s.  a.  a.  0.  S.  91,  mit  der  sehr 
zweifelhaften  Aeusserung  über  (Jentz,  Heine),  —  und  ein  solches  Mittel  wird  immer 
mehr  die  fortdauernde  Sclaverei.  Vergl.  auch  Eoscher,  System  I..  §.  68.  In 
den  Bemerkungen  von  ßüchsenschütz  über  den  Einfluss  der  Sclaverei  auf  die 
wirthscliaftlichen  Verhältnisse  Griechenlands,  a.  a.  0.  S.  2uC  (f.,  wird  m.  E.  die 
günstige  Seite  etwas  zu  wenig  hervorgehoben,  s.  auch  Röscher,  §.  45.  Die 
wahre  Kehrseite  der  Sclaverei  zeigt  gut  Bücher,  die  Aufstände  der  unfreien 
Arbeiter  148  ff.  vor  Christus.  Frankf.  1874. 

'")  A.  a.  0.  S.  82,  83 :  „Die  Millionen  müssen  ackern  und  schmieden  und  hobeln, 
damit  einige  Tausende  forschen,  malen  und  regieren  können'",  wo,  wie  in  der  ganzen 
Arbeit  Trei tschke's,  der  sociale  Gegensatz  aber  vollständig  verschoben  wird:  als 
bestände  er  grade  besonders  zwischen  unteren  Handarbeitern  und  hohen  Geistesarbeitern, 
welche  letzteren  ohnedem  der  zufälligen  Vermögens-  und  Einkommcnsvertheiiung  zu- 
meist ihr  geistiges  üebergewicht,  weil  ihre  höhere  Bildung,  verdanken,  während  der 
Gegensatz  liegt  zwischen  kapitalistischen  Unternehmern,  Rentenbeziehern  (Grund-,  Ka- 
pitalrenten), Spielgewinnstbeziehern  einer-  und  nicht  besitzenden  Hand-  und  grossen- 
theils  auch  Kopfarbeitern  anderseits.  Ausserdem  fragt  sich  aber  eben,  ob  das  Maas  s 
der  ökonomischen  Ungleichheit  aucli  nur  annähernd  richtig  ist,  selbst  wenn  diese  Un- 
gleichheit bestehen  soll.  Von  der  Beantwortung  dieser  Frage  hängt  dann  wieder  der 
zu  erstrebende  Umfang  der  Theilnahme  der  Arbeiter,  incl.  Dienstboten,  an  den  Cultur^ 
•gutern  ab.  Mit  der  Rechtfertigung  Gen tz' sehen  Sybaritismus  ist  für  jene  Frage  noch 
gar  nichts  entschieden. 

")  Ich  würde  Treitschke's  Ausnahmen  S.  91  nicht  statuiren. 
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soweit  jene  Culturbedürfnisse  sieh  wirklich  nur  unter  den  ange- 
nommenen Voraussetzungen  entwickeln,  was  häufig,  aber  nicht 
immer,  besonders  nicht  stets  bei  einem  allgemein  höheren  Cultur- 
niveau  der  Nation,  der  Fall  ist;  und  soweit  jene  Bedürfnisse  nach 
ihrer  Art  und  nach  der  Höhe  des  Volkseinkommens  den 
Massen  nicht  oder  noch  nicht  zugänglich  sein  können. ^^) 

b)  Auch  Culturbedürfnisse  müssen  ferner  unbedingt  zurück- 
stehen, wenn  ihre  Befriedigung  einem  Theile  des  Volks  die  Befrie- 
digung der  absolut  unentbehrlichen  Existenzbedürfnisse  unmöglich 
machte  (§.  97). 

c)  Unter  den  Culturbedürfnissen  finden  sich  endlich  manche 
von  so  individueller  Art  und  von  so  geringer  allgemeiner 
Bedeutung  für  den  Culturstand  des  ganzen  Volks, ^^'')  dass  mit 
ihrer,  einer  verschwindenden  Minorität  zu  Gute  kommenden  Be- 
friedigung, also  mit  den  dafür  aufzuwendenden  Mitteln  aus  dem 
Volkseinkommen  die  Beschränkung  der  Massen  des  Volks  auf  das 
unbedingt  zur  Existenz  Nothweudige  zu  theuer  erkauft  erscheint. 
Vielmehr  kann  hier  sehr  wohl  ein  Fall  vorliegen,  in  welchem,  zwar 
nicht  vom  Standpuncte  des  Einzelnen,  der  mit  Recht  immer  jedem 
von  ihm  empfundenen  Culturbedürfniss  den  Vorrang  geben  mag, 
wohl  aber  vom  Standpuncte  der  Volks wirthschaft  oder 
des  Volks  aus  Culturbedürfnisse  dieser  letztgenannten  Art  hinter 
die  wichtigeren  Existeuzbedürfnisse  zweiten  Grads,  deren  Befrie- 
digung in  einem  der  berechtigten  Sitte  entsprechenden  Umfange 
bei  der  Masse  der  unteren  Classen  vorausgesetzt,  zurücktreten 
müssen, 

§.  103.     Xach  diesem  Grundsatze  werden  z.  B,  gewisse  spe 
cialistische  Wissenschafts-,  Kunst-  und  Kunstluxusbedürf- 
nisse  (u.  A.   auf  dem   Gebiete    der   Kunstindustrie)  ^*)  nicht  mit 


'■■')  Auch  hier  übertreibt  Treitschke  S.  85  ff.,  89  durchaus,  wie  Schmoll  er 
gut  berichtigt. 

")  Treitschke's  Bemerk.  S.  93  verallgemeinern  hier  relativ  wahre  Sätze  m.  E. 
zu  sehr,  z.  B.  flir  unsere  heutige  Zeit  einer  mitunter  rein  mikrologischen  Wissenschaft. 

")  Grade  dies  wird  in  unserer  Zeit  in  den  an  sich  ja  berechtigten  Klagen  tlber 
das  Zurückbleiben  der  modernen  Kunstindustrie  hinter  der  antiken  und 
z.  Th.  selbst  der  mittelalterlichen  und  Über  dasjenige  der  deutschen  hinter  der  fran- 
zösischen und  z.  Th.  englischen  oft  übersehen.  Kunstindustrie  lebt  überwiegend  vom 
Privatreichthum  (Wohnungsluxus  u.  s.  w.)  und  wird  eben  deshalb  bei  einer  gleich- 
massigeren  Vertheilung  des  Volkseinkommens  sich  schwicriuer  entwickeln.  Gegenüber 
den  antiken  Sclavenstaaten ,  mittelalterlichem  (frund-  und  Handelsreichthum  auf  der 
Basis  von  Leibeigenschaft,  :Monopolen  u.  s.  w,  sind  daher  die  wi  rths  ch  af  tlichen 
Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  Kunstindustrie  jetzt  allerdings  ungünstiger,  und 
in  Deutschland  ungünstiger  als  in  EngLand  und  Frankreich,  weil  noch  bei  uns  wohl 

9* 
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einer  knapp  auf  den  nothwendigen  Existenzbedarf  der  unteren 
Classen  reducirten  Lebensweise  erkauft  werden  dürfen,  mindestens 
nicht  melir  in  einem  Zeitalter,  wie  dem  unseren,  wo  persönliche 
Freiheit  aller  Individuen  besteht.  Noch  weniger  aber  werden  solche 
ganz  speciellen  Culturbedürfnisse  einzelner  Classen  oder  Personen 
wichtigeren  allgemeineren  Culturbedürfnissen  des  ganzen  Volks, 
deren  Befriedigung  gleichzeitig  nach  dem  Standpuncte  eines  Zeit- 
alters in  möglichst  weiten  Kreisen  erwünscht  ist,  vorangehen  dürfen. 
Und  am  Wenigsten  dürfen  jene  speciellen  Culturbedürfnisse  etwa 
mit  Staatsmitteln,  d.  h.  mit  zwangsweise  durch  Steuern  ent- 
nommenen Volksmitteln  befriedigt  werden,  solange  nicht  die  rich- 
tigen, allgemeineren  Culturbedürfnisse  des  Volks  in  einem  Zeitalter 
diejenige  Befriedigung  finden,  welche  der  jeweilige  Stand  des 
Volkseinkommens  zulässt.  ^^) 

Diese  abstracten  Regeln  sind  freilich  im  practischen  Leben 
nicht  immer  leicht  anzuwenden,  weil  es  auch  nach  selbstverständlich 
erforderlicher  genauer  und  unbefangener  Prüfung  des  concreten 
Falls  zweifelhaft  bleiben  kann,  in  wie  weit  ein  wirkliches 
Culturbedürfniss  oder  nur  ein  feineres  materielles  Bedürfuiss 
(z.  B.  bei  dem  Kunstluxus  der  Privathäuser  und  der  Einrichtung 
der  Wohnungen),  ein  ganz  speci  eil  es  Culturbedürfniss  kleiner 
Kreise  oder  ein  solches  vorliegt,  das  wenigstens  im  Keim  wich- 
tigere allgemeine  Culturbedürfnisse  in  sich  schliesst  (z.  B,  bei  ge- 
wissen wissenschaftlichen  Bedürfnissen).  Aber  diese  in  der  Natur 
der  Sache  liegende  Schwierigkeit  muss  eben  im  einzelnen  Falle 
immer  so  gut  als  möglich  durch  objective  Prüfung  überwunden 
werden.  Die  Richtung,  in  welcher  die  Entscheidung  zu  erfolgen 
hat,  wird  durch  obige  Regeln  genügend  deutlich  bestimmt.  Es 
wird  bei  einer  Befolgung  dieser  Regeln  namentlich  das  Berechtigte 
und  das  Unberechtigte  in  unseren  modernen  Arbeiterbewe- 
gungen, mögen  dieselben  nun  Lohnerhöhungen  oder  Verminderung 
der  Arbeitszeit  und  der  Arbeitslast  während  der  Arbeitszeit  be- 
zwecken, geschieden  werden  können.    Auch  für  die  Entscheidung 


eine  gl  eich  massig  er  e  Vcrthcilung  des  Nationaleinkommens  besteht.  Treitschke'a 
Worte  ftlr  die  grossen  Privatvermögen,  im  2.  Aufs.  S.  261)  fl'.,  sclioinen  mir  wieder 
zu  weit  zu  gehen.  Entwicklung  der  Exportindu  striee  n,  die  vielfach  fiir  den 
Luxus  arbciien,  mit  Hilfe  von  Lohnred uctioucn,  nach  Gamphauscn's 
Empfehlung,  ist  m.  E.  auch  nur  bedenklich. 

")  In  diesem  Sinne  ist  wohl  auf  die  Verwendung  von  Staatsmitteln  zur  Beob- 
achtung des  Venusdurchgangs  in  Ländern  hingewiesen  worden,  welche  noch  heute 
keine  ordentlichen  Enqueten  über  die  Arbeitei  Verhältnisse  angestellt  haben. 
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practisclier  Fragen  der  Finanzpolitik  und  der  Verwendung  von 
Staats-  und  Gemeindemitteln  für  feinere  Culturbedürfnisse  (Wissen- 
schaft, Kunst,  höherer  Unterricht) ^^)  geben  jene  Regeln  die  rich- 
tigen leitenden  Gesichtspuncte  an. 

§.  104.  —  2)  Die  individuelle  Einkommen-  und  Vermögens  Un- 
gleichheit ist  aber  auch  noch  aus  zwei  weiteren  Gründen  eine 
Voraussetzung  der  Befriedigung  der  Culturbedürfnisse  in  einem 
Volke,  nemlich  a)  weil  das  Volkseinkommen,  auch  bei  einer 
richtigen  Beschränkung  der  materiellen  Bedürfnisse  hinsichtlich  der 
Qualität  der  Befriedigung,  nicht  gross  genug  ist,  um  Allen 
die  gleiche  Befriedigung  der  Culturbedürfnisse  zu  ermöglichen, 
und  dies  auch,  von  der  ökonomischen  Möglichkeit  abgesehen,  gar 
nicht  Avünschenswerth  und  erreichbar  wäre;^^)  und  ferner  b)  weil 
die  Höhe  des  Volkseinkommens  durch  den  mächtigen 
Sporn  gesteigert  wird,  welcher  bei  der  rechtlichen  Zulassung  un- 
gleichen Einkommens  und  Vermögens  dem  wirthschaftlich  Tüch- 
tigen in  der  Aussicht  auf  die  Erlangung  eines  grösseren  Einkom- 
mens für  sich  selbst  gegeben  wird  und  es  dahin  steht,  ob  dieser 
Sporn  durch  irgend  eine  andere  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft  in  seiner  günstigen  "Wirkung  für  das  Volkseinkommen 
ersetzt  werden  kann. 

a)  Die  Bedeutung  des  ersten  Grunds  bedarf  im  Hinblick  auf 
alle  geschichtliche  Erfahrung  keiner  näheren  Begründung.  Nur 
darf  wieder  nicht  übersehen  werden,  dass  thatsächlich  den  unteren 
Classen  eine  Theilnahme  an  vielen,  für  sie  bereits  geeigneten 
Culturgütern  nicht  nur  und  möglicher  Weise  nur  in  geringerem 
Grade  durch  die  Kleinheit,  sondern  auch  durch  die  ungleiche 
Vertheilung  des   Volkseinkommens   entzogen   wird.^^)     Soweit 


**)  Für  die  Schulgeldfrage,  als  Thcil  der  Gebühren  lehre,  für  die  Ver- 
theilung der  Staats-  und  Gemeindesubventionen  zwischen  den  verschiedenen  Kategorien 
von  Schulen  geben  diese  Regeln  auch  die  Gesichtspuncte  an,  ohne  dass  damit  irgend- 
wie der  innige  organische  Zusammenhang  des  gesammtcn  Schulwesens  geläugnet,  die 
Bedcutun?  der  (jymiiasicn  und  Universitäten  für  das  ganze  Volksleben  verkannt  zu 
werden  braucht.  Aber  auch  hier  ist  die  practische  Frage  immer:  in  welchem 
Verhitltniss  sollen  die  öfTcntlichen  Verwendungen  für  die  verschiedenen  Arten 
Schulen  stehen? 

")  Hierin  wird  hier  Treitschke  a.  a.  0.  S.  89  beizustimmen  sein,  obgleich  er 
auch  hier  die  Sätze  zu  absolut  liinstellt. 

^"i  Treitschke,  S.  2(j5,  spricht  hier  Sätze  über  die  unvermeidliche  Niedrigkeit 
des  Einkommens  der  Massen  -wegen  der  Niedrigkeit  des  Gesammteinkommens  selbst 
reicher  Völker  aus,  die  zwar  sehr  allgemein,  u.  A.  in  dem  W'itzwortc  von  der 
„Theilung"  Rothschild's  mit  den  Arbeitern,  für  wahr  gelten,  es  aber  durchaus  nicht 
sind,  wie  grade  jede  statistische  Berechnung  selbst  nur  auf  Grund  der  Einkommen- 
steuerdaten, die  doch  bekanntlich  bei  den  Reicheren  immer  mehr  hijiter  der  Wahrheit 
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diese  Ungleichheit  nur  der  üppigeren  Befriedigung  der  materiellen 
Bedürfnisse  der  besser  Situirten  zu  Gute  kommt  und  nicht  selbst 
wieder  eine  Bedingung  der  Entwicklung  von  Culturbedürfnissen 
und  energischerer  wirthschaftlicher  Thätigkeit  des  ganzen  Volks,  wie 
vieler  Einzelnen,  ist  (Punct  b),  lässt  sie  sich  nach  dem  Vorausgehen- 
den sehr  wohl  bemängeln  und  nöthigenfalls  gesetzlich  vermindern. 
b)  Die  Aussicht,  es  durch  grössere  wirthschaltliche  Tüchtigkeit 
zu  einem  höheren  Einkommen  und  Vermögen  zu  bringen, 
ist  notorisch  ein  ausserordentlich  mächtiger  Ansporn  für  den  Ein- 
zelnen. Das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  wirkt  hier  zunächst 
für  das  Einkommen  des  Einzelnen,  damit  aber  auch  mehr  oder 
weniger  für  das  Ganze,  für  das  Volkseinkommen.  Soweit  letzteres 
hierdurch  stärker  steigt,  als  es  bei  einer  zwangsweisen  gänzlichen 
oder  theilweisen  Gleichmachung  der  Einzeleinkommen  geschähe  und 
soweit  die  so  erzielte  Steigerung  des  Volkseinkommens  nicht  wieder 
nur  zur  besseren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  der- 
jenigen Personen,  welche  das  höhere  Einkommen  gewinnen,  dient, 
wird  die  Ungleichheit  der  Einzeleinkommen  in  der  That 
wieder  als  nothwendige  Voraussetzung  gewisser  Cultur- 
bedürfnisse  zu  bezeichnen  sein,  ^^) 


zurückbleiben,  belegt.  So  berechnet  z.  B.  Hirth,  Annal.  1874  S.  'J32  fF.  nach  den 
ungemein  niedrigen  Schätzungen  der  preussischen  Classen- und  Einkommen- 
steuer fUr  ISTÜ  das  Gesanimteinkommen  von  S,743,2K4  Personen  auf  1805.1S  Mill. 
Thaler,  also  auf  1  Person  im  Durchschnitt  fast  150  Thlr.  Bei  S,395,<»D0  Pers.  mit 
einem  Einkommen  bis  incl.  .500  Thlr.  ist  das  Gesammtcinkommen  830.8  Mill.  Thlr. 
oder  für  1  Pers.  ca.  99  Thlr.,  bei  22.5,000  Pers.  von  500  —  1000  Thlr.  ist  es  162 
Mill.  Thlr.  oder  fUr  1  Pers.  720,  bei  123,284  Pers.  in  der  Einkommensteuer  (über 
lOOO  Thlr.  Einkommen)  312.38  Mill.  Thlr.  oder  für  1  Pers.  2533  Thlr.  Würde  nun 
z.  B.  durch  ein  richtiges  Progressivsteuersystem,  durch  Hebung  der  Löhne  auf  Kosten 
der  Gewinne  der  Unternehmer  und  Kapitalisten  im  freien  Verkehr,  durch  Steigen  der 
Preise  des  Consum:^  der  Wohlhabenderen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  u.  s.  \v.  auch  nur 
bewirkt,  dass  ein  Drittel  des  Gesamniteinkomuiens  der  Einkommensteuerptiichtigen  reell 
auf  die  Personen  mit  unter  500  Thlr.  Einkommen  übertragen  würde,  so  gestattete 
dies  eine  Steigerung  des  Einkommens  der  letzteren  im  Durchschnitt  um  ca.  12.4  Thlr. 
oder  um  ca.  1 2.5 "  „,  eine  Steigerung,  welche  jedoch  bei  den  Personen  mit  kleinstem 
Einkommen  viel  bedeutender  werden  könnte.  Und  dabei  sind  die  Ergebnisse  grade 
der  preussischen  Einkommensteuerschätzung  viel  zu  niedrig.  Ich  hake  es  nicht 
für  unmöglich,  durch  Veränderungen  wie  die  erwähnten,  die  kleinsten  Einkommen  in 
Deutschland,  z.  B.  die  bis  300  Thlr.,  trotz  der  Millionen  der  Percipienten,  um  ein 
Drittel  zu  steigern,  woraus  ökonomisch  (auch  für  die  Richtung  der  Production,  da- 
her für  die  Vermeidung  von  Absatzkrisen  u.  s.  w.)  und  cultuiiich  nur  günstige  Folgen 
resultirten,  ohne  dass  eine  der  Tr citschke'schen  Einwendungen  zuträfe.  Vergl. 
auch  die  besseren  Daten  für  Hamburg,  Annal.  1875,  S.  335.  Weiteres  Material  zur 
Beurtheilung  dieser  Frage  in  Engel 's  Aufs,  über  die  Classen- und  Einkommensteuer 
und  Vertheilung  des  Einkommens  in  Preussen  in  d.  Zeitschr.  d.  Preuss.  Stat.  Bur.  1875 
(mir  leider  erst  während  der  Correctur  zugehend). 

"i  Die   Nationalökonomie   hat  das   Vorhandensein    dieser   Bedingungen   indessen 
gewöhnlich  ohne  weitere  Prüfung  angenommen,  was  eben  ihr  principieller  Fehler  ist. 
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§.  105.  Nach  diesen  Gesichtspuncten  ist  das  Ziel  dervolks- 
vvirthschaftlichen  Entwicklung  (§.  94)  genauer  festzustellen 
und  der  Weg  zur  Erreicliung  desselben  anzugeben.  Soweit  die 
volkswirthscbaftliche  Entwicklung  auf  Grund  des  jeweilig  bestehenden 
Rechtssystems  nicht  schon  „von  selbst"  als  Ergebniss  des  Kampfs 
entgegengesetzter  Interessen  und  einer  gesunden  Sittlichkeit  und 
Volkssitte,  also  heutzutage  namentlich  im  System  der  freien  Con- 
currenz  (§.  126),  auf  dieses  Ziel  in  Betreff  der  Production  und 
Vertheilung  der  Güter  hinstrebt  oder  auch  nur:  nicht  den  nächsten 
und  zweckmässigsten  Weg  dazu  einschlägt,  muss  im  Princip 
die  Berechtigung  und  die  Verpflichtung  des  Staats  zu- 
gestanden werden,  die  richtige  Correctur  eintreten 
zu  lassen.^'')  Ob  und  wie  weit  dies  nothwendig  ist,  muss  aus 
der  Untersuchung  des  concreten  Falles  hervorgehen.  Die  Behaup- 
tung, dass  es  niemals  nothwendig  und  immer  schädlich 
sei,  wie  die  r  a d i c  al- f r e i  h ä n d  1  e r i s  c  h e  (Manchester-)  Partei 
früher  anzunehmen  die  Neigung  hatte,  und  die  entgegengesetzte 
Behauptung,  dass  es  immer  und  im  umfassendsten  Maasse  bis  ins 
kleinste  Detail  hinein  nützlich  und  geboten  sei,  wie  die  extrem 
socialistischen  Parteien  meinen,  sind  beide  gleich  weit  von 
der  Wahrheit  entfernt  und  falsche  aprioristische,  von  der  Erfahrung 
absehende  Sätze.  Vorläufig  kann  aus  den  vorausgehenden  Erörte- 
rungen aber  schon  die  Nothwendigkeit  verschiedener  Orga- 
nisationsprincipien  der  Volks wirthschaft,  welche  dann 
in  richtige  Combination  mit  einander  treten  müssen,  abgeleitet 
werden  (Kap.  3,  §.  116  ff.). 

12.  Abschnitt. 

Die  individuellen  Einkonimenverbältnisse  und  ihre  wttnschenswerthe 

Gestaltunji',^) 

§.  106.  Die  Betrachtung  des  Verhältnisses,  in  welchem  der 
Bedürfnissstand  eines  Einzelnen  und  einer  Familie  zu  deren  Ein- 
kommen und  Aaskommen   steht,    unter  gleichzeitiger  Berücksich- 


^°)  Darin  liegt  also  auch  die  principicUe  Rechtfertigung  eines  socialpolitischen 
Steuersystems  und  von  Preis-  und  Gewinntaxen  (incl.  Zins),  grade  zum  Schutze 
der  schwächeren  Elemente  im  Concurrcnzkampf.  Die  freihändlerische  Polemik  hält 
sich  hier  immer  nur  an  der  Oberfläche.     S.  Kap.  3,  bes.  Abschn.  3,  5. 

^)  S.  0.  Anm.   1   zu  Abschn.  10,  §.  Ol,  S.  115. 
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tigung  der  Quellen  des  Einkommens,  führt  zu  folgender  Classifi- 
cation der  Einkommenverhältnisse  der  Individuen,  bez. 
der  Familien  in  der  Bevölkerung :  ^j 

1)  Günstige  Einkommenverhältnisse,  wo  das  Einkommen 
einen  Bedürfnissstand  mindestens  deckt,  welcher  bereits  die  Exi- 
stenzbedürfnisse zweiten  Grads  (§.  96)  in  dem  dem  Lande  und 
der  Zeit  üblichen  Durchschnittsumfang  und  die  Theilnahme  an  den 
wichtigeren  allgemeineren  Culturgütern  des  Zeitalters  in  sich  schliesst, 
wo  also  Auskommen  vorhanden  ist.  Hierher  gehören  folgende  drei 
aufsteigende  Stufen  ; 

a)  Wohlstand,  wo  der  Einzelne  und  die  Familie,  wenn  auch 
nur  durch  Arbeitseinkommen,  ihr  Auskommen  bei  dem  eben 
bezeichneten  Mindestumfang  des  Bedürfnissstands  haben,  das  Ein- 
kommen auch  dann,  oder  wenigstens  ohne  peinliche  Beschränkung 
dieses  Bedürfnissstands,  etwas  zur  dauernden  Vermögeusbildung 
(Nutzvermögen  und  Kapitalbesitz,  §.  28)  übrig  lässt. 

b)  Reich thum  (in  diesem  Sinne  des  Worts,  vergl.  §.  26), 
wo  das  Einkommen  über  den  genannten  Umfang  des  Bedürfniss- 
stands hinausgeht,  die  Existeuzbedürfnisse  zweiten  Grads  reichlicher 
befriedigt  werden  können,  eine  umfassende  Theilnahme  an  allen 
Culturgütern  möglich  ist,  das  Einkommen  aber  auch  vornemlich 
aus  Renten,  also  aus  Privat-Kapitalbesitz  und  Privat-Grundbesitz  ^) 
herrührt,  demnach  genügende  freie  Zeit  für  die  Pflege  geistiger 
Interessen*)  bleibt  und  das  Einkommen  hoch  genug  ist,  um  doch 
noch  weitere  Vermögensbildung  aus  ihm  zu  gestatten. 

c)  Ueberfluss:  eine  höhere  Stufe  des  Reichthums,  auf  wel- 
cher das  Einkommen  so  überwiegend  Renteneinkommen  ist,  dass 
ein  Beweggrund  zu  neuer  Kapitalbildung  kaum  mehr  vorhanden 
ist,  und  auch  die  eigene  Verwendung  des  Kapitals  und  Bodens 
in   der   Unternehmung  aus  Rücksicht  auf  die   Verminderung   des 


^)  Die  Terminologie  ziemlicli  nach  Kau,  §.  76  ff'.  VergL  hierzu  auch  den  fol- 
genden Abschnitt.  —  Nach  den  Erklärungen  von  de  Gcrando,  de  la  bieufais.  publ. 
I.,  5  ist  im  Französischen  pauvrote  das,  was  unten  im  Texte  Dürftigkeit  gcnauut  wird, 
iudigence  ist  Armuth.  Pinhoiro-Ferreira,  pr6c.  dun  cours  dVcon.  i)oIit.  Paris 
1&40  p.  ISO  unterscheidet  die  Abstufungen:  mcdiocrite  (Auskommen),  gene,  pauvrete, 
denuement,  misöre  (R.). 

^)  Kentcneinkommen  dabei  aus  der  eigenen  Verwendung  sowohl,  als  aus  der 
Verleihung  von  Kapitalien  und  Grundstücken  yerstandon. 

*)  Thatsächlich  bei  den  reichen  Classen,  wenigstens  was  die  Männer  anlangt,  bei 
der  eigenen  Verwendung  des  Besitzes  nicht  immer  der  Fall,  aber  bei  richtiger 
Zeiteintheilung  und  besonders  bei  richtiger  Beschränkung  des  Erwerbstriebs  sehr  wohl 
möglich. 
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Einkommens  bei' Verleihung  der  Kapitalien  u.  s-  w.  nicht  geboten 
erscheint. 

2)  Ungünstige  Einkommeuverhältuisse,  wo  das  Einkommen 
besten  Falles  zur  Befriedigung  der  ExistenzbedUrfnisse  zweiten  - 
Grads  im  allerknappsten  Umfange  noch  ausreicht,  aber  zur  Ver- 
mögensbildung nicht  mehr  genügt  und  oft  schon  nicht  aus  eige- 
nem Erwerbe  (Arbeit,  Renten)  herrührt.  Hierher  gehören  folgende 
drei  absteigende  Stufen: 

a)  Dürftigkeit,  wo  nur  knappe  Befriedigung  der  Existenz- 
bedUrfnisse, aber  wenigstens  noch  aus  eigenen  Mitteln  stattfindet, 
die  Theilnahme  au  Culturgütern  jedoch  fast  ganz  fehlt  oder  nur 
unentgeltlich  genossen  wird,  und  neue  Vermögensbildung  unter- 
bleiben muss. 

b)  Armuth,  wo  das  Einkommen  aus  fremden  Mitteln  un- 
entgeltlich ergänzt  werden  muss,  um  die  Bedürfnissbefriedigung 
auch  nur  in  dem  Umfange,  wie  auf  der  .Stufe  der  Dürftigkeit,  zu 
erzielen:  Almosen,  Armenunterstützung. 

c)  Elend,  oder  Mangel  und  Noth,  wo  in  Ermangelung 
genügenden  Einkommens  und  genügender  Armenunterstützung  auch 
die  unentbehrlichen  Existenzbedürfnisse  nicht  mehr  ausreichend 
befriedigt  werden  können. 

§.  107.  Gemäss  dem  Ziele  der  volkswirthschaftlichen  Entwick- 
lung, welches  im  vorigen  Abschnitte  aufgestellt  wurde,  darf  folgende 
Gestaltung  der  Einkommenverhältnisse  im  Einzelnen  vom  volks- 
wirthschaftlichen Standpuncte  aus  bei  unseren  heutigen 
Culturvölkern  als  erstrebens werth  bezeichnet  werden: 

1)  Elend  und  Armuth  sind  unter  allen  Umständen,  einerlei 
welches  die  Grösse  des  Volkseinkommens  sei,  möglichst  aus  der 
Volkswirthschaft  zu  verbannen,  bis  auf  die  Fälle,  wo  wirkliche 
persönliche  Verschuldung  der  Einzelnen  und  der  Familien 
die  Ursache  des  ungünstigen  Eiukommenverhältnisses  ist.  Alsdann 
kann  nur  Anspruch  auf  dürftige  Armenunterstlitzung  der  nichtarbeits- 
fähigen  Personen  gewährt  werden. 

2)  Dürftigkeit  der  Masse  der  Bevölkerung  ist  womöglich  nur 
soweit  als  einigermaassen  dauernder  Zustand  zuzulassen,  als  sonst 
das  Volkseinkommen  nicht  ausreicht,  Culturbedürfnisse  entstehen  und 
sich  entwickeln  zu  lassen  und  als  die  Ungleichheit  des  Einkommens, 
also  die  Möglichkeit,  ein  höheres  Einkommen  zu  erzielen,  zugleich 
ein  unentbehrlicher  Factor  ist,  um  das  Volkseinkommen  auf  eine 
Höhe   zu  bringen,   auf  welcher   Culturbedürfnisse  entstehen.     Die 
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Sclaverei  (auch  in  ihren  abgeschwächten  Formen,  als  Leibeigen- 
schaft u.  s.  w.)  ist  innerhalb  der  hiernach  zu  ziehenden  Grenzen 
relativ  berechtigt  als  Mittel,  die  unteren  Classen  in  Dürftigkeit 
zu  erhalten.  Sie  hört  auf,  dies  zu  sein,  und  die  Dürftigkeit  der 
Massen  ist  verwerflich,  sobald  das  Volkseinkommen  genügend  ge- 
stiegen ist  und  die  Ungleichheit  des  Einkommens  den  Reichen  nur 
die  Mittel  zu  üppigerem  Leben  bietet. 

3)  Wohlstand  der  Masse  der  Bevölkerung,  daher  eine  dem- 
gemässe  Vertheilung  des  Volkseinkommens,  ist  das 
nothwendige  Ziel,  sobald  die  eben  erwähnten  Voraussetzungen, 
unter  denen  die  Dürftigkeit  der  Masse  durch  die  Cultur- 
interessen  geboten  erscheint,  fortfallen  können. 

4)  Darüber  hinaus  muss  aber  privater  Reichthum  und 
einzeln  selbst  Ueberfluss  rechtlich  zulässig  sein,  dem  Ein- 
zelnen als  Strebeziel  für  seine  wirthschaftliche  Thätig- 
keit,  als  Mittel  für  die  Entwicklung  höherer  freier  Bil- 
dung und  für  die  Möglichkeit,  die  Unterstützungen  des  ca- 
ritativen  Systems  (§.  119)  auszuüben.  Spornt  die  Aussicht 
auf  Reichthum  in  dieser  Weise  wirklich  die  wirthschaftlichen  Lei- 
stungen an  und  wird  der  Reichthum  in  der  angedeuteten  Richtung 
verwendet,  so  erscheint  er,  und  damit  die  Ungleichheit  des 
Privateinkommens  und  Privatvermögens,  auch  volks- 
wirth schaftlich  gerechtfertigt  und  nothwendig.  Hier  handelt 
es  sich  dann  aber  freilich  im  concreten  Falle  immer  wieder  um 
die  ethische  Beurtheilung  der  Consumtion  und  der  für  diese 
stattfindenden  Production  (Luxus)  (§.  100  ff.). 

Im  Laufe  einer  günstigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklung 
mit  steigendem  Volkseinkommen  uud  danach  dann  auch  mit  stei- 
gendem Volksvermögen  wird  eine  immer  grössere  Verbreitung 
und  zugleich  eine  Erhöhung  des  Wohlstands  in  der  Bevölkerung 
und  hiermit  verbunden  eine  umfassendere  Thei  Inahme  der 
unteren  Classen  an  den  Mitteln  znir  besseren  Befriedigung 
der  Existenzbedürfnisse  und  an  den  Culturgütern  des  Zeitalters 
nach  dem  Vorausgehenden  zu  erstreben  sein.  Daneben  oder  dar- 
über hinaus  behält  jedoch  der  private  Reichthum  seine  Berechtigung 
und  seine  volkswirthschaftliche  Function.  Das  Ziel  für  die  Volks- 
wirthschaft  kann  daher  im  Ganzen  wohl  kurz  genannt  werden: 
Volkswohlstand.^) 

^)  In   der  Praxis  handelt  es   sich   vor  Allem   um    richtige  und   genügende 
Höhe  des  Arbeitslohns  und  bei  steigendem  Nationaleinkommen  und  Yolksvermögen 
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§.  108.  Das  volkswii-thschat'tliche  Problem  guter  Vertli ei- 
lung des  Volkseinkommens  ist  früher  über  dem  Problem 
grösstmöglicher  Productiou  der  Güter  auch  in  der  Theorie 
nicht  genügend  zur  Geltung  gekommen.  Es  darf  als  das  wichtigere 
dieser  beiden  Hauptprobleme  der  Volkswirthschaft  bezeichnet  wer- 
den. Der  innige  Zusammenhang  zwischen  beiden  Problemen  ist 
dabei  aber  nicht  zu  tibersehen  und  im  Vorausgehenden  demgemäss 
überall  hervorgehoben  worden.  Damit  ist  zugleich  die  Grundlage 
für  die  volkswirthschaftliche  Beurtheilung  des  Rechtsinstituts  des 
Privateigenthums,  besonders  des  privaten  Kapital-  und  Grundeigen- 
thums  gewonnen  worden  (Kap.  5). 

§.  109.  Der  Standpunct,  welcher  hier  hinsichtlich  der  Auf- 
stellung eines  Ziels  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  und 
hinsichtlich  des  Vertheilungsprobleras  vertreten  wird,  steht 
im  Widerspruch  mit  folgenden  anderen  Standpuncten: 

1)  Es  ist  mitunter  die  Berechtigung,  ein  solches  Ziel  der  volks- 
wirthschaftlichen Entwicklung  aufzustellen,  principiell  mit  dem  Ein- 
wand, dass  damit  bedenkliche  Ideologie  betrieben,  nach  falscher 
„idealistischer  Methode''  verfahren  werde,  bestritten  worden.  So 
neuerdings  namentlich  von  Röscher.^)     Jedoch  handelt   es  sich 


um  ein  Mitsteigen  des  Reallohns  (in  naturalen  Gütern)  mindestens  im  Ver- 
hältniss  der  Steif^erung  des  Gesanimteinkommens.  Eodbertus  definirt  demgemäss 
auch  die  „sociale  Frage"  einfach  so :  ..Wie  ist  den  arbeitenden  Classen  ein  mit  dem 
steigenden  Nationalreichthum  mitsteigender  Lohn  zu  sichern"  und  glaubt,  wie  ich 
(§.  99),  dass  die  Erfüllung  dieser  Forderung  „wahrscheinlich  nur  durch  Maassregeln 
erreicht  werden  kann,  die  vom  Staate  ausgehend  ihre  Hebel  nicht  an  den 
Einzelbetrieben  oder  auch  nur  an  den  verschiedenen  Arbeiterclassen  je  besonders, 
sondern  an  dem  nationalwirthscliaft liehen  Zustande  im  Ganzen  ein- 
setzen" (aus  den  Motiven  des  Antrags  von  ßodbertus,  E.  Meyer  und  Schuh- 
macher betreffend  die  Anstellung  einer  Enquete  zur  Prüfung  der  wirthschaftlichen 
Lage  der  ländl.  Arbeiterclassen  auf  dem  Congress  deutscher  Landwirthe  Febr.  1S7'2, 
Bericht  über  d.  Verhandl.  d.  L  Congr.,  Berl.  1872,  S.  93,  abgedruckt  auch  im  Vor- 
bericht zu  V.  d.  Goltz'  Bericht  über  d.  Lage  d.  ländl.  Arbeiter,  S.  VII,  wo  hinter: 
„nicht"  —  [an  den  Einzelbetrieben]  aber  aus  Versehen  ein  sinnstörendes  „nur" 
eingeschoben).  Vergl.  auch  den  im  Anschluss  an  den  1^72  er  von  Kodbertus,  E. 
Meyer  und  mir  im  letzten  Congress  der  Landwirthe  i^Febr.  1S75)  eingebrachten 
Antrag  auf  eine  amtliche  Enquete  der  Arbeiterverhältnisse,  bei  E.  Meyer, 
Emancipationskanipf,  IL,  779  11.  —  Auf  diesem  Gebiete  sind  die  im  Abschn.  13 
erörterten  Aufgaben,  richtige  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  aufzufinden,  besonders 
wichtig. 

^)  S.  oben  Anm.  1  zu  Abschn.  10,  S.  117.  EoscJier,  §.  22  ff.  Weiteres  unten 
im  Kap.  6.  Eos  eher  steht  der  im  Texte  vertretenen  Ansicht  thatsächlich  nach  Aus- 
weis des  Inhalts  seiner  Werke  auch  nicht  so  fern  und  kaum  gegnerisch  gegenüber, 
aber  um  so  mehr  erfolgt  dann  in  den  §.  23,  24,  besonders  2G,  die  Abweisung  des 
Aufstellens  von  volkswirthschaftlichen  Idealzuständen  m.  E.  zu  unbedingt.  In  der  3. 
Aufgabe,  die  Eos  eher  in  §.  26  für  sein  System  stellt,  ist  eigentlich  Alles  das  zu- 
gegeben, was  ich  fordere.  Ein  Widerspruch  mit  den  Bemerkungen  über  die  ideali- 
stische Methode  scheint  mir  aber  dann  nur  um  so  unbestreitbarer. 
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hier  keineswegs  um  die  Aufstellung  uupractischer  Idealzustände, 
für  Avelche  keine  Erfahrung  vorliegt,  nicht  um  Ausmalen  von  Uto- 
pien. Vielmehr  muss  durch  Beobachtung  nachgewiesen  werden, 
wie  die  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  den  Bedürfnissen  des  Volks 
entspricht,  wobei  dann  aber  freilich  eine  Untersuchung,  wie  die 
vorausgehende,  über  den  Bedürfnissstand  und  sein  Verhältniss  zum 
Einkommen  unausbleiblich  ist.  Ein  ideales  Ziel  der  Gestaltung 
des  Bedürfnissstands,  des  Volkseinkommens  und  der  Vertheilung 
des  letzteren  wird  dabei  für  ein  bestimmtes  Zeitalter  und 
ein  bestimmtes  Volk,'')  bez.  für  die  Culturvölker  unserer 
Race  in  der  Gegenwart  sehr  Avohl  aufzustellen  sein.  Dies  er- 
weist sich  aber  gradezu  als  principiell  noth wendig,  weil 
sich  danach  die  Politik  des  Staats  in  der  Volkswirtbschaft  und 
die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  (§.  123)  richten  muss. 
Vollends  von  demjenigen  Standpuncte  aus,  welcher  das  System  der 
freien  Concurrenz  (§.  126)  nicht  als  einzige  oder  letzte  Lösung 
des  volkswirthschaftlichen  Productions-  und  Vertheilungsproblemes 
anerkennt,  kann  daher  eine  Aufstellung  eines  solchen  Ziels  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  nicht  nur  nicht  verurtheilt,  son- 
dern muss  sie  sogar  gefordert  werden. 

2)  Der  hier  eingenommene  Standpunct  steht  in  grundsätzlichem 
Widerspruch  mit  den  Forderungen  des  Communismus  und 
gewisser  Formen  des  Socialismus,  d.  h.  mit  den  Forderungen 
absoluter  oder  nahezu  völliger  Gleichheit  des  Einkommens 
und  Vermögens  der  Einzelneu  und  mit  der  ungleich  vernünftigeren 
Forderung  blossen  Arbeitseinkommens,  d.  h.  einer  unbe- 
dingten Beseitigung  alles  Privatkapitals  und  Privatgrund- 
besitzes, damit  also  auch  alles  Renteneinkommen s.^)  Diese 
Forderungen  widerstreben  Allem,  was  wir  von  der  wirthschaftlichen 
Natur  des  Menschen  wissen,   sind  vollständig  ungeschichtlich  und 


')  Auch  in  dieser  Hinsicht  sind  Koschcr's  Bemerkungen  §.  20  unrichtig. 

*)  Darauf  läuft  die  Marx 'sehe  Theorie  und  das  Bestreben  der  internationalen 
Arbeiterliga  hinaus,  s.  deren  Congressbeschlüsse ,  besonders  in  Basel  18t)9.  Marx, 
Kapital,  B.  1,  E.  Meyer,  Emancipationskampf  I.,  ',)2— 175.  Aber  auch  Kodber- 
tus  hat  für  eine  ferne  Zukunft  die  Eventualität  blossen  Arbeitseinkommens,  wie  es 
scheint,  ins  Auge  gcfasst  (vergl.  z.  B.  Creditnoth  IL,  273).  Ich  kann  mich  nicht  da- 
von überzeugen,  so  sehr  ich  Rodbertns  in  den  meisten  Puncten  zustimme,  dass  diese 
Eventualität,  ich  will  nicht  einmal  sagen  möglich,  aber  dass  sie  im  volkswirthschaft- 
lichen und  sittlichen  und  culturlichen  Interesse  a  u  c  li  nur  u  n  b  c  d  i  n  g  t  w  ü  n  s  c  h  e  n  s  - 
werth  wäre.  Meine  Argumente  entnehme  ich  z.  Tli.  der  Function  des  Privatreich- 
thums,  des  carit.  Systems,  der  freien  Gemeinwirtliscliaften  und  den  Bedenken  gegen  eine 
zu  weit  gehende,  die  individuelle  Freiheit  zu  sehr  beschränkende  Ausdehnung 
der  Zwangsgemeinwirthschaften,  besonders  des  Staats.     Vergl.  Kap.  3  —  5. 
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ihre  Verwirklichung  würde  alle  individuelle  Thatkraft  ausserordent- 
lich lähmen  und  die  Entwicklung  der  Culturbedürfnisse  und  freier 
humaner  Bildung  hemmen,  wenn  nicht  unmöglich  machen. 

3)  Ebenso  sehr  wird  aber  von  unserem  Standpuncte  aus  Front 
gemacht  gegen  solche  übermässige  Einkommen-  und 
Vermögensungleichheiten,  welche  wesentlich  nur  zur  üppi= 
geren  Befriedigung  der  materiellen  Bedürfnisse  der  Reichen  und 
zum  Theil  nur  auf  Kosten  der  in  Dürftigkeit  darbenden  Masse 
der  Bevölkerung  führen;  ferner  gegen  die  Idee,  als  würden  der- 
gleichen Extreme  in  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  am 
Besten  und  Sichersten  vermieden,  wenn  im  sogen.  System  der 
freien  Coucurrenz  (§.  126)  Jedermann  möglichst  ganz  auf  sich 
selbst  gestellt  und  die  volkswirthschaftliche  Entwicklung  demgemäss 
„frei  gehen  gelassen"  werde,  woraus  grade  bei  Anerkennung 
der  vollen  persönlichen  Freiheit  der  sich  selbst  überlassenen  Massen 
und  bei  der  Statuirung  vollsten  Privateigenthums  an  den  wirthschaft- 
lichen  Gütern  eine  Tendenz  steigender  Ungleichheit  des 
Einkommens  und  Ve r m ö g e n s  hervorgeht  (§.  135  ff.)-^) 

Weder  Commimismus  noch  freihändlerischer  Optimismus,  son- 
dern ein  richtiger  mittlerer  Standpunct  wird  daher  hier  vertreten, 
von  welchem  aus  auch  in  der  Theorie  schon  die  principielle  Noth- 
wendigkeit  von  Com  promissen  zwischen  den  Forderungen  ver- 
schiedener wirthschaftlicher  Orgauisationsprincipien  (§.  116  ff.)  an- 
erkannt wird. 

13.  Abschnitt. 

Keniizeiclieu  des  Volks woh Istaiids.  i) 

§.  110.  Der  Wohlstand  eines  Volks,  an  und  für  sich  und  in 
Vergleichung  mit  einer  früheren  Zeit  und  mit  anderen  Völkern  be- 


*)  Vergl.  besonders  Kap.  ."},  Absclin.  2,  .'<,  5  und  die  dortigen  LiteraturnachTreise 
(Prince-Smith,   Lassen,  deutsche  FrcihandeLschule  überhaupt). 

')  Rau,  §.  SO,  81,  vergl.  auch  §.  2.5,  Koscher,  §.  10.  —  Vcrgl.  Neumanu 
(Freib.),  „Uns.  Kenntn.  v.  d.  soc.  Zuständen  um  uns",  besonders  auch  die  statistischen 
Anm.  dazu,  mit  guten  kritischen  Bemerkungen  über  die  ISIüngel  des  statistisclien  :Ma- 
terials  auf  diesem  wichtigen  Gebiete,  in  Hildcbr.  Jahrb.  XVIII  (1S72),  2TS  li'.,  29'J  If. 
In  neuester  Zeit  hat  der  um  die  volkswirthscliaftliche  Privatstatistik  (Preise,  Industrie 
u.  s.  w.)  sehr  verdiente  E.  Laspeyres  in  der  kleinen  Schrift  „Die  Kathedersocialistcn 
und  die  Statist.  Congresse,  Gedanken  zur  Begründung  einer  nationalökon.  Statistik  und 
einer  Statist.  Nationalökonomie",  Berl.  1S75  (J.  52  d.  deutschen  Zeit-  u.  Streitfragen), 
beachtenswerthe  Vorschläge  für  die  weitere  Ausljüdung  der  volkswirthschaftlichen 
Statistik  gemacht  und  zwar  direct  filr  die  Zwecke  der  Nationalökonomie.  Auch  er  nennt 
die  Kenntniss    der   socialen    Zustände    um    uns   „bisher  jämmerlich   bcstdlt".   S.    41. 
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trachtet,  lässt  sich  durch  mancherlei  Kennzeichen  ermitteln,  die 
in  bestimmten  That Sachen  des  Volkslebens  und  der  Volkswirth- 
schaft  liegen.     Diese  Thatsachen  müssen  zu  diesem  Zwecke  beob- 


Sonst  ist  für  einigermaassen  verarbeitetes  geschichtliches,  cultur- und  wirth- 
schaftsgeschichtliches  und  besonders  statistisches  Material  auf  die  allgemeinen 
Handbücher  der  Statistik  und  Staatskunde  zu  verweisen,  die  freilich  nicht 
immer  mit  genügender  Kritik  an  den  Stoff  herantreten,  ferner  auf  die  grösseren 
Werke  der  politischen  Geographie,  welche  letztere  im  Stoff  mit  der  Staats- 
kunde grossentheils  zusammenfällt,  und  auf  die  speciellen  Staatskunden  ein- 
zelner Länder,  welche  Werke  sammt  und  sonders  den  wirthschaftlichen  Verhält- 
nissen grössere  oder  geringere  Aufmerksamkeit  schenken,  einzeln  übrigens  natürlich 
von  sehr  verschiedenem  Werthe  sind.  —  Einzelne  wichtige  Seiten  der  Volkswirth- 
schaft  finden  ihre  eingehendste  Behandlung  in  den  zahlreichen  Publicationen  der 
statistischen  Burcaux  unserer  modernen  Staaten,  besonders  der  Ackerbau,  der 
Haudel,  die  Communicationsmittel,  die  Creditaustalten,  die  Finanzen,  weniger  die  ge- 
sammte  Industrie.  Reich  au  schönen  monographischen  Arbeiten  im  Gebiete  der  volks- 
wirthschaftlichen  und  Socialstatisük  sind  besonders  die  von  Engel  begründeten  Zeit- 
schriften des  K.  Sächsischen  und  K.  Preussischen  Statist.  Bureau,  die  von 
V.  Hermann,  jetzt  von  G.  Mayr  herausgegebenen  Hefte  und  Zeitschriften  des  K. 
Bayerischen  Statist.  Bureau,  die  von  Czörnig-Ficker'schen  amtl.  Statist.  Publ. 
in  Oesterreich,  die  Belgischen  Veröffentlichungen,  die  englischen  Blau- 
b&cher,  die  Jahrbücher  u.  s.  w.,  der  städtischen  Statist.  Bureaux  (Berlin. 
Wien  u.  a.  m.\  u.  s.  w.  —  Hier  können  nur  einige  wenige  Hauptwerke  besonders 
hervorgehoben  werden,  Weiteres  gehört  in  die  Bibliographie  der  Statistik 
(worüber  der  Katalog  der  Hamburger  Commerzbibliothek  und  der  im  Erscheinen  be- 
griffene der  Bibliothek  des  K.  Preuss.  Statist.  Bureau  ziemlich  vollständige  Angaben, 
wenigstens  für  die  neuere  Literatur,  enthalten).  Auch  Neumann  a.  a.  0.  giebt 
manche  literarische  Nachweise.  —  Für  das  Alterthum,  und  zwar  Griechenland 
s.  besonders  Böckh,  Staatshaush.  d.  Athener,  2.  Aufl.,  Berl.  1851,  besonders  B.  1, 
dann  das  schöne  Buch  von  Büchsenschüt^,  Bes.  u.  Erw.  im  griech.  Alterthum; 
für  Kom  jetzt  besonders  Friedl ander 's  Darstellungen  aus  der  Sittengesch.  Rom's, 
in  d.  Zeit  v.  Augustus  bis  zum  Ausgang  der  Antonine,  3.  Aufl.,  3.  B.,  s.  o.  Auch 
die  Werke  über  Staats-  und  Privatalterthümer  der  alten  Welt  enthalten  man- 
ches einzelne  Hierhergehörige  (^Marc^uardt  u.  A.  m.).  —  Unter  den  etwas  älteren 
Werken  der  beschreibenden  Statistik  oder  Staatskunde  sind  F.  W.  Schu- 
ber t's  Handb.  d.  allgcm.  Staatskunde  von  Europa,  ü  Bände,  Königsb.  1835  ff,  dann 
v.  Malthus,  Statist,  u.  Staatenkunde,  Stuttg.  u.  Tüb.  1S2()  mit  die  besten  und  für 
älteres  Material  noch  am  Ersten  zu  gebrauchen,  die  späteren  zahlreichen  Schriften 
von  V.  Reden  sind  ungleich  gearbeitet.  In  der  neuesten  Literatur  nimmt  Kolb's 
Handb.  d.  vergleich.  Statistik,  der  Völkerzustands-  und  Staatenkunde,  7.  Aufl.,  Leiiiz. 
1875,  nach  dem  Reichthum  des  Materials  die  erste  Stelle  ein,  die  politische  Tendenz 
des  Verfassers  trübt  aber  öfters  die  Darstellung.  Vor  0.  Plausner's  Statistik  von 
Europa  (Lemb.  1865)  ist  leider  mehr  zu  warnen,  s.  o.  Abschn.  9,  Anm.  13  S.  113.  In 
nuce  findet  man  die  wichtigsten  Daten  über  Bevölkerung,  Finanzen,  Handel,  Schitlfahrt, 
Communicationen  u.  s.  w.  für  alle  Culturländer  am  Vollständigsten,  Zuverläisigsten  und 
Neuesten  stets  in  dem  Gothaer  genealog.  Taschenbuch,  dessen  statistischer 
Theil  jetzt  von  Herrn.  Wagner  bearbeitet  wird;  ferner  in  M.  Block's  Annuaire 
de  l'dconomie  polit.  et  de  la  Statist,  Par.,  und  Martin's  Statesman's  Yearbook.  — 
unter  den  Werkender  politischen  Geographie  nimmt  das  jetzt  freilich  in  seinen 
Daten  mannichfach  veraltete  grosse  Werk  von  Wappäus,  Handbrd.  Geogr.  u.  Statist., 
Leipz.  18l!t  —  70,  in  Verbindung  mit  anderen  Gelehrten  (Brachelli  u.  A.  m.)  her- 
ausgegeben, neuerdings  mit  einzelnen  Fortsetzungen  (von  Brachelli  über  Oesterreich 
1872,  Deutsches  Reich  u.  s.  w.,  u.  A.)  versehen,  die  erste  Stelle  ein.  —  Für  einzelne 
moderne  Staaten  s.  ausser  den  genannten  statistischen  Publicationen,  unter  denen  noch 
die  Jahrbücher  (Oesterreich,  Italien,  leider  nicht  periodisch  regelmässig  in 
Preussen)  besonders  hervorgehoben  werden  können :  Grossbritannien,  Porter, 
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achtet,  gesammelt,  gesichtet  und  systematisch  verarbeitet  werden. 
Es  geschieht  dies  theils  durch  die  Geschichte,  insbesondere  die 
Wirthschafts-  und  Culturgeschichte  der  Völker,  theils,  und 
im  Ganzen  genauer  und  vollständiger  in  einer  sicherere  Schlüsse 
gestattenden  Weise,  durch  die  systematische  Massenbeob- 
achtung der  Statistik  über  Bevölkerimgs-,  ökonomische  und 
sociale  Verhältnisse.  Die  betreffenden  Thatsachen  überliefert  die 
Statistik  alsdann  der  beschreibenden  Disciplin  der  sogen.  Staats- 
kunde.2) 

§.  111.  Die  Thatsachen,  welche  als  Kennzeichen  des  Volks- 
wohlstands dienen  sollen,  müssen  so  gewählt  werden,  dass  aus 
ihnen  nicht  nur  auf  die  Höhe  des  Volkseinkommens  und  Volks- 
vermögens, sondern  auch  auf  die  G ü t e r a rt e n  oder  Gebrauchs- 
werthmengen,  aus  denen  es  besteht,  daher  auch  auf  die  Ver- 
t h e i  1  u n g ,  auf  dieTheilnahme  der  Massen  des  Volks,  der 
unteren  Classen  am  Consum  der  Güter,  und  auf  die  Verwen- 


progr.  of  the  nation,  3.  ed.  Lond.  1851,  M'CuIloch,  staust,  account  of  the  Brit. 
empire,  2  vol.  1837  u.  1839,  auch  Tooke  a.  Newmarch,  Hist.  of  prices,  6  vol., 
1837  ff.  —  1857.  deutsch  voa  Asher,  2  B.,  Dresd.  1858  —  59.  —  Frankreich, 
ältere  Schriften  ron  Chaptal,  de  l'industr.  franc.  P.  1819  IL,  Dupin  lorces 
product  etc.  de  la  Fr.  1827,  IL,  Schnitzler,  de  la  creat.  de  la  rieh,  et  des 
iuter.  mater.  an  France  P.  1842,  II.,  ders.  Statist,  gener.  de  la  Fr.  P.  1846,  U..  M. 
Block,  Statist,  de  Ja  France,  2.  cd.  Par.  1875,  1.  B.  —  Deutschland:  v.  Vie- 
bahn  Statist,  des  zollver.  u.  nördl.  Deutschland's,  3  B.,  BerL  1858  —  68  (Hauptwerk). 
G.  Neumann.  d.  Deutsche  Keich.  1.  B.  1874.  Preussen:  Krug,  Betracht,  über 
d.  Natioualreichth.  d.  preuss.  Staats,  BerL  18U5,  IL,  Dieterici,  d.  Volkswohlst.  im 
prenss.  Staate,  BerL  1846.  ders,  Handb  d.  Statist,  d.  preuss.  Staats,  1861.  Meitzeu, 
d.  Boden  u.  d.  landwirthsch.  Verhältn.  d.  preuss.  Staats,  4.  B.,  Berl.  1868  ff.  (Haupt- 
werk). Keller,  Preuss.  Staat,  2.  Aufl.,  BerL  l'>73  (2.  B.  des  „Deutschen  Keichs"', 
1.  in  der  2.  Aufl.  noch  nicht  erschienen).  Sachsen  :  ältere  Arbeiten  von  Engel, 
bes.  Jahrb.  1851.  —  Oesterreich:  v.  Czörnig,  Oesterreich's  Neugestalt,  Stuttg. 
1858.  —  Russland:  v.  Haxthausen's  Studien  über  EussL.  3  B.,  Hannov.  1847, 
(auch  französ ),  v.  Reden,  Russlaud's  Kraftelem.,  FrankL  1*554,  v.  Tcgoborski, 
forces  prod.  de  la  R.,  185L  IL,  de  Buschen,  forc.  prod.  de  la  Russie,  Par.  1867. 
Schnitzler,  l'empire  des  tsars,  Par.  et  Strassb.,  3  vol.,  1862  ff.  —  66,  v.  Saurow, 
d.  russ.  Reich  in  s.  finanz.  ökon.  Entwickl.  seit  d.  Krimkriege,  Leipz.  1873.  —  Schweiz: 
Emminghaus,  die  Schweiz.  Volkswirtlischaft,  Leipz.  ISH.^.  M.  Wirth,  allgem. 
Beschreib,  u.  Statist,  d.  Schweiz,  Zur  is'l,  1.  B.  (Land,  Volk,  Verkehr,  Versiche- 
rungswesen, Justizstatistik).  —  Belgien:  Ilorn,  stallst.  Gemälde  r.  Belgien,  1853 
u.  V.  a.  m.  ß  ige  low,  ttats  ünis  d'Amer.  cn  1863,  Par.  1863.  —  St  raus,  les  Et. 
Unis,  Par.  1867,  —  M.  Block,  eiß  Wendepunct  in  America,  Vierteljahrsschr.  für 
Yolkswirthsch.  1873,  IV.,  157  ff.;  7on  älteren  Werken:  K.  Andree,  Nordamcrica, 
Braunschw.  1851.  —  Literarische  Nachweise  hinsichtlich  der  einzelnen  wichtigeren 
Kennzeichen  des  Volkswohlstands  s.  im  §.   112. 

*)  Näheres  über  Geschichte,  Statistik  und  Staatskunde  in  ihrer  Bedeutung  für  die 
Nationalökonomie  im  6.  Kap.,  im  Abschn.  v.  d.  Methoden,  üeber  die  Unterscheidung 
Ton  Statistik  und  Staatskuude  s.  vorläufig  meinen  Art.  Statistik  im  Staatswörterb. 
X.,  bes.  452  ff.,  479  ff. ;  über  die  der  von  Knies,  Rümelin,  mir  U.A.  vertretenen 
entgegengesetzte  (ältere  I  Auffassung  der  Statistik  s.  Rau,  §.  25,  und  Röscher.  §.  18 
und  ders.,  Gesch.  d.  Nationalökon.  S.  1011. 
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dung,  welche  die  reicheren  Classen  vod  ihrem  Einkommen  und 
Vermögen  machen,  geschlossen  werden  kann  (s.  §.94  ff.). 

Nach  diesen  Gesichtspuncten  lässt  sich  folgendes  Schema 
der  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  aufstellen.  Dasselbe  enthält 
nur  Haupt rubriken.  Die  Ausfüllung  dieser  Rubriken  mit  den 
bezüglichen  Thatsachen  der  Geschichte  und  Statistik  ist  nicht  die 
Aufgabe  der  Volkswirthschaftslehre,  sondern  der  beiden  Disciplinen, 
welche  die  Thatsachen  sammeln  und  sichten,  der  Geschichte 
und  der  Staatskunde. 

§.  112.     Kennzeichen  des  Volkswohlstands. 

1)  Die  materielle  Lage  des  Volks  im  Ganzen,  daher 
namentlich  seiner  unteren  Classen,  welche  die  grosse  Mehrzahl 
im  Volke  bilden. 

a)  Die  Bevölkerungsverhältnisse,^)  welche  unter  einem 
statistisch  nachweisbaren  deutlichen  Einfluss  der  materiellen  Lage 
des  Volks  stehen.     Besonders  wichtig  ist 

a)  die  natürliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  welche 
sich  in  den  Thatsachen  der  Statistik  der  Geburten,  Heirathen 
Todesfälle,  in  der  schliesslich en  Bilanz  zwischen  Geburten 
und  Todesfällen,  daher  in  der  Vermehrung  oder  Verminderung  der 
Volkszahl  ausdrückt.  Im  Einzelnen  ist  hier  noch  besonders  zu  be- 
achten die  allgemeine  Sterblichkeit,  namentlich  die  Kinder- 
sterblichkeit, das  Durchschnittsalter  der  Gestorbenen 
unter  Ausschluss  der  Kinder  (z.  B.  der  über  10-  oder  wenigstens 
der  über  5jährigen  Personen),  die  wahrscheinliche  und  die 
mittlere  Lebensdauer,  die  Vertheilung  der  Alters- 
classen  in  der  Bevölkerung,   die  Sterblichkeit  in  den  ver- 


*)  Hauptwerk,  grade  auch  für  die  Interessen  des  Nationalökononien :  Wappäus, 
Bevölkerungsstatist.,  Leipz.  1859  —  61,  2  B.,  an  Keichthum  des  Inhalts,  Sorgfalt  der 
Bearbeitung,  feinen  Bemerkungen  unerreicht;  jetzt  natürlich  in  den  Daten  etwas  ver- 
altet, was  aber  die  Brauchbarkeit  dos  Werks  für  die  Zwecke  des  Nationalökononien 
wenig  beeinträchtigt.  Eine  neue  Auflage  des  vergriffenen  vortretflichen  Werks  leider 
nicht  in  Aussicht.  Weitere  Literatur  ebcndas.  Von  Wichtigkeit  sonst  besonders  die 
anthropologische,  statistische  und  ui  o  ralstatistischc  (incl.  criininal- 
s  tatist  ischc)  Literatur  in  Anknüpfung  an  die  Bevölkerungsstatistik,  siehe  besonders 
A.  Quetelet,  rhommc  et  le  dcvelopp.  de  ses  facultcs,  Par.  ISiiö,  deutsch  von 
Riccke,  Stuttg.  183"^,  2.  Aufl.  unter  d.  T.  Physi(|ue  sociale,  2  vol.  Bru.x.,  Par.  1809 
(.uatur-Hiechanist.  Aulf'assung),  ferner  A.  v.  Oettingen,  Moralstatist.,  1.  Aufl.,  Erl. 
1867,  2.  Aufl.  1874  (social- ethische  Auffassung  von  epochemachender  Bedeutung). 
Vergi.  auch  meine  Gesetzmässigk.  d.  scheinbar  willküiirl.  mensclil.  Hand!,  aus  dem 
Standp.  d.  Statist.,  2  B.,  Hamb.  1804  (ich  stehe  wesentlich  innige  der  Einflüsse  des 
Oettingen'schen  Werks  nicht  mehr  auf  dem  mechanistischen  Standpunct  dieser  Schrift). 
Weiteres  im  6.  Kapitel  von  der  Methode  und  den  volkswirthschaftlichen  Gesetzen. 
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schiedenen  socialen  und  ökonomischen  Classen,*)  die 
Todesursachen,  das  Heirathsalter  der  Getrauten,  die  Com- 
binationeu  zwischen  dem  Heirathsalter  der  Männer  und  Frauen 
u.  a.  m. 

ß)  Die  (räumliche)  Bewegung  der  Bevölkerung,  welche 
durch  Ein-  und  Auswanderung,  besonders  durch  die  gewöhn- 
lich tieferen  ökonomischen  und  socialen  Gründen  zuzuschreibende 
Massen-Ein-  und  -Auswanderung,  ferner  durch  Ab-  und  Zu- 
zug der  Bevölkerung  im  Inlande  rom  platten  Lande  in  die 
Städte  (selten  umgekehrt)  stattfindet,  °) 

;')  Der  Gesundheitszustand  der  Bevölkerung  im  Ganzen 
wie  bei  den  verschiedenen  Classen,   auch  bei  den  Altersclassen.  ^) 

d)  Die  Zahl  und  Lage  der  Armen,  welche  auf  öffentliche 
oder  private  Mildthätigkeit  augewiesen  sind. "') 

e)  Zahl  und  Arten  der. im  Lande  begangenen  Verbrechen 
und  Vergehen  (Criminalstatistik);  zeitliche   und  räum 
liehe  Veränderungen  darin. '^) 


■*)  üeber  die  Methodea  der  Berechnung  der  Sterblichkeit  und  das  in  der  p  r  a  c  - 
tischen  Statistik  noch  ungelöste  Problem  der  Bezifferung  der  wahren  mittleren  Le- 
bensdauer s.  Wappäus  a.  a.  0.,  Hopf  in  Kolb's  Statistik  S.  S14  ff.,  7.  Aufl.,  L. 
Moser.  Gesetze  der  Lebensdauer,  Berl.  1S39,  G.  Meyer,  mittlere  Lebensdauer,  in 
Hildebr.  Jahrb.  YIIL  ilSG7\  S.  1,  und  besonders  die  neueste  mathematisch-statistische 
Literatur:  G.  F.  Knapp,  Ermittl.  d.  Sterblichk.  aus  den  Aufzeichn.  d.  Bevölkerungs- 
statistik, Leipz.  JS67,  d er s.,  Sterblichk.  in  Sachsen,  Leipz.  1S69.  ders.,  Theorie  des 
Bevölkerungswechsel,  Braunschw.  1S74,  Zeuner,  Abhandl.  aus  d.  mathem.  Statist., 
Leipz.  1S69,  Becker,  Z.  Berechn.  v.  Sterbetafeln  an  d.  Bevölkerungsstatist.  zu  stellende 
Anforderungen,  Berlin  1S74,  Lexis,  Einleit.  in  d.  Theorie  d.  Bevölkerungsstatistik, 
Strassb.  1875. 

^)  L.  Stein,  Verwaltungslehre,  U  ,  163  tf.,  Koscher,  Col.  Col.  po!.  u.  Auswander. 
2.  Aufl.,  Leipz.  u.  Heidelb.   1856. 

*)  Wichtig  sind  bes.  amtl.  öffentl.  Berichte  über  den  Gesundheitszustand, 
vom.  in  kritischen  wirthschaf tlichen  Zeiten,  so  in  England  während  der 
Baumwollnoth.  Kep.  on  publ.  Health,  f.  1S63,  Lond.  1864,  u.  a.  m.  S.  o.  Abschn. 
10  Anm.  5  S.  119. 

')  Besonders  entwickelte  Statistik,  in  Zusammenhang  mit  der  Gesetzgebung  über 
Armenpflege  in  England.  Vergl.  im  Allgemeinen  Emminghaus,  Armenwesen 
und  Armengesetzgeb.  in  europ.  Staaten,  Berl.  187Ü. 

")  Vergl.  darüber  besonders  Quetelet,  phys.  soc.  IL.,  249  ff.,  v.  Oettingen, 
2.  Aufl.,  S.  338  ff.,  A.  Wagner,  Gesetzmässigk.  L,  26  ff.;  über  das  verwandte  Gebiet 
der  Selbstmordstatistik  eb.  L,  21  ff.,  u  IL,  102—295,  Oettingen,  S.  089  ff. 
Guttstädt  in  d.  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1874,  S.  248i;  Guerry,  stat.  mor.  de  l'Anglet. 
et  de  la  France,  Par.  1864  (darüber  die  Besprechung  von  mir  in  der  Tüb.  Zeitschr. 
XXI.  (1865),  S.  273-291);  G.  Mayr,  Statist,  d.  Bettler  u  Vaganten  in  Bayern 
München  1865,  veFgl.  darüber  auch  v.  Scheel  in  Hildebr.  Jahrb.  1866,  VI.,  455  ff.; 
Mayr,  Statist,  d.  gerichtl.  Polizei  in  Bayern.  HeTt  16  d.  Beitr.  d.  Statist.  Bureaus, 
1S67,  u.  A.  m. 

A.  Wagner,  Volkswirthschaftslehie.    I.  10 
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b)  Der  Arbeitslohn  für  genieine  Handarbeit  und  für  die 
verschiedenen  Arten  der  qualificirten  (höheren)  Arbeit.^)  Er  kommt 
nicht  nach  seinem  Geldbetrage ,  sondern  nach  seinem  Betrage  in 
geeigneten  Arbeiterconsumptibilien  oder  als  effectiver  oder 
Reallohn  in  Betracht.  Bei  Geldlöhnen  müssen  also  die  Preise 
der  bezüglichen  Artikel  mit  beachtet  werden.  Besonders  wichtig 
ist  die  zeitliche  und  locale  Bewegung  des  Lohns  und  sein 
Verhältniss  zur  Bewegung  des  ganzen  Volkseinkommens, 
daher  namentlich  auch  die  Bewegung  des  Gesammtbetrags  der 
Löhne  zu  derjenigen  des  Betrags  der  Renten einkommen.^) 

c)  Der  Hauptn ahrungs Stoff  der  Masse  des  Volks.  Rang- 
stufe der  Brotstoffe.  Menge  des  Consums.  Unterschied  von  Stadt 
und  Land.  Preis  des  Artikels.  Mängel  der  Statistik  in  Betreff  der 
inländischen  Production.  ^'') 

d)  Consum  animalischer  Producte.  Gattung,  Menge,  Preis, 
Unterschied  von  Stadt  und  Land.  Zunahme.  Gleichfalls  Mängel 
der  Statistik.") 

e)  Consum  sogen.  Luxusnahrungsstoffe  und  Reizmittel 
der  Masse  des  Volks.  Gattung  (Tabak,  Zucker,  Kaffee,  Thee,  Ge- 
würze), Menge,  Preis.  Consumtionsverhältnisse  der  Einkommen- 
classen.  Zuverlässigere  Daten  über  die  consumirte  Menge  als  bei 
dem  Hauptnahrungsstoß"  und  bei  Fleisch  liegen  über  diese  Artikel 
vor,  weil  diese  meistens  in  unseren  Ländern  aus  dem  Auslande 
bezollt  eingehen  und  dabei  leicht  die  Menge  ermittelt  werden  kann 

^)  Vergl.  V.  d.  (ioltz,  Bcr.  über  d.  Lage  d.  ländl.  Arbeiter  im  Deutsch.  Reiche, 
Berl.  1875,  dcrs.,  d.  ländl.  Arbeiterfrage,  2.  Aufl.  1874.  V.  Böhmer t,  Methoden 
d.  soc.-statist.  Untersuchungen  mit  besonderer  Rucksicht  auf  die  Statistik  der  Preise  und 
Löhne,  in  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statist.  H.  3,  1874  (reicher  Inhalt).  Englische  En- 
queten über  d.  Lage  d.  Ind.-Arbeiter  in  Deutschi.  f.  d.  J.  J875,  vom  Reichskanzleramt 
angeordnet.  Vergl.  auch  Lange,  Arbeiterfrage,  Neumann  a.  a.  0.,  bes.  S.  2S3  ff., 
K.  Strassburger,  Statist.  Beitr.  z.  Lehre  v.  Arbeitslohn,  Hildebr.  Jahrb.  XVIIL, 
125  ff.  (Jenaer  Setzerlohn,  geschichtl.  Rückblich). 

^)  Auf  die  Untersuchung  dieses  Puncts  zielt  der  o.  Abschnitt  12  Anm.  5  S.  139 
erwähnte  Antrag  von  R.  Meyer,  Rodbertus  und  mir  im  landwirthschaftlichen 
Congress  1875  liin. 

^•^1  S.  0.  Abschn.  9  Anm.  13  S.  111  und  die  Arbeit  des  Wiener  Neumann  in 
Behm's  geogr.  Jahrb  :  auch  Neu  mann  (Freib  )  a.  a.  0.  S.  280. 

'^)  Schmoller.  histor.  Entwickl.  d.  Fleischconsums,  sowie  d.  Vieh-  u.  Fleisch- 
preise in  Deutschi.,  Tüb.  Zeitschr.  XXVIL  (1S71)  S.  284  ff.,  ders.,  Grösse  d.  preuss. 
Viehstands  v.  lSü2  —  07  in  d.  Neuen  landw.  Ztg.,  1871,  eine  Arbeit,  deren  ungünstige 
Schlüsse  indessen  eingehend  widerlegt  werden  durch  die  treulichen  ,,agrarstatistischen 
Studien"  Conrad's.  Hildebr.  Jahrb.  XVIIL  (1872),  21  ff.  (ähnlich  von  G.  Haussen, 
Funke).  Vergl.  auch  Neumann  (Freib.)  a.  a.  0.  S.  281,  300.  üeber  die  Consum- 
tion  von  Getreide  und  Fleisch  i;i  den  preussischen  mahl- 'und  schlachtsteuer- 
pflichtigen Städten,  für  die  allein  eine  sichere  Berechnung  möglich,  s.  die  Zeitschr.  d. 
Preuss.  Statist.  Bureaus. 
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und  weil  auch  die  inländischen  hierher  gehörigen  Producte  einer 
Steuer  zu  unterliegen  pflegen  (Tabak,  Zucker),  ^^j 

f)  Consum  von  Luxusgetränk eu:  Spirituosen,  Bier,  Wein. 
Genauere  Statistik  aus  denselben  Gründen  wie  im  vorigen  Falle 
vorhanden.  ^^) 

Die  Vergleichung  zwischen  verschiedenen  Zeiten  und 
Völkern  wird  bei  den  Luxusuähr-  und  Reizmitteln  und  bei  den 
Getränken  indessen  dadurch  sehr  erschwert,  dass  diese  Artikel 
Zöllen  und  Verbrauchsteuern  in  sehr  ungleicher  Höhe  zu 
unterliegen   pflegen.  ^^)     Sie    stellen    sich    daher   in   den   einzelnen 


^)  Besonders  beliebte  Daten,  nm  den  „Fortschritt"  des  Wohlstands  und  zwar  auch 
unter  der  Masse  des  Volks  nachzuweisen,  so  in  England  seit  den  liberalen  Tarif- 
und  Accisereformen  der  40  er  Jahre,  deren  Einfluss  übrigens  auch  wegen  des  Bruchs 
des  britischen  Colonialmonopols  besondert  stark  war  (Zucker!).  Für  Deutschland 
mancherlei  Berechnungen  in  Hirth's  Annalen.  Vergleichungen  verschiedener  Länder 
bei  Kolb,  S.  8ü8,  bei  Neumann  (Wien*  in  Behm's  geogr.  Jahrb.  —  Abgesehen 
von  den  im  Text  erwähnten  Schwierigkeiten  der  zeitlichen  und  räumlichen  Vergleichung 
des  Consums  dieser  Waaren  wissen  wir  eben  auch  sonst  meistens  nur  die  Höhe  des 
Durchschnittsconsums  der  Bevölkerung,  aber  nicht  diejenige  in  den  ver- 
schiedenen Volks  classeu.  Denn  dafür  fehlen  fast  alle  Daten,  indem  gewöhn- 
lich nicht  einmal  eine  Statistik  der  betreffenden  Waaren  nach  Sorten  oder  Quali- 
täten vorliegt,  da  bekanntlich  die  Verzollung  und  Besteuerung  dieser  Artikel  meistens 
nach  dem  Princip  des  reinen  GewichtszoUs  erfolgt.  Die  Versuche  von  Privatstatistikern 
(in  England  L.  Levil,  den  Consum  in  den  verschiedenen  Wohlstands-  und  Bevölke- 
rongsclassen  zu  ermitteln,  können  daher  nur  sehr  unsichere  Ergebnisse  haben.  Der 
Schluss  aber  aus  der  grossen  Zunahme  des  Gesammtcousums,  in  Verbindung  mit  der 
täglichen  Wahrnehmung ,  dass  nemlich  ..offenbar'"  diese  Zunahme  überwiegend  auf 
Betheiligung  der  Masse  des  Volks  müsse  zurückzuführen  sein  (in  Deutschland,  bez. 
Preusseu  z.  B.  Kaffee  1S22  1.22,  lbti9  4.35,  Zucker  1S2S  3.32,  1S69  10.14  Pfund 
pr.  Kopf),  ist  zwar  wohl  nicht  unrichtig,  jedoch  nicht  so  unbedingt  beweisend,  wie 
gewöhnlich  angenommen  wird.  Wenigstens  lässt  sich  daraus  m.  E.  nicht  eine  der 
Gesammtsteigerung  proportionale  Zunahme  des  ("onsums  der  unteren  Classen  ableiten. 
Jene  Genussmittel  werden  vielmehr  grade  von  denen,  welche  sie  schon  länger  geniessen, 
in  wachsend  grösserem  Betrage  genossen,  was  sich  z.  Th.  selbst  physiologisch  oder 
wenn  man  wiU  psychophysisch  (im  F  e  c  h  n  e  r '  scheu  Sinn)  erklären  lassen  möchte : 
der  Reiz  muss  immer  stärker  werden,  um  denselben  Effect  henorzurufen.  Die  wohl- 
habenderen Classen,  welche  die  Mittel  da^u  haben,  handeln  hiernach  und  consumiren 
eben  auch  deshalb  pr.  Kopf  mehr  i Tabak,  Zucker,  Kaffee,  Thee,  —  ähnlich  Luxus- 
getränke). 

1*)  VergL  die  etwas  älteren  Daten  von  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budg.  v.  1862 
vergl.  mit  anderen,  Wien  1802,  IL,  408  If. 

")  Eben  desshalb  ist  die  Vergleichung  des  Steuerertrags,  z.B.  von  Tabak, 
Wein,  Bier,  Branntwein,  oft  lehrreicher,  als  diejenige  des  Consums  in  Quanti- 
täten pr.  Kopf,  so  Czörnig  a.  a.  0.  Geber  die  grosse  Ungleichheit  der  Finanzzöllc 
verschiedener  Länder  besonders  bei  Tabak,  Branntwein,  s.  A.  Wagner,  Art.  Zölle. 
Staatswörterb.  X  ,  300  11.,  373  ff.,  z.  Th.  nach  So t beer,  z.  B.  Tabak  in  England  mit 
116  —  129,  im  französischen  Monopol  mit  70  —  80,  im  österreichischen  Monopol  mif 
33,  in  Russland  mit  fast  20  Thaler  besteuert,  im  Zollverein  Rohtabak  mit  4.  Cigarren 
mit  20  Thlr.  pr.  Centner!  Freilich  wirkt  auch  die  verschiedene  Finanzlage  der 
Staaten  oder  m.  a.  W.  die  verschiedene  Nothlage  auf  die  Wahl  eines  höheren  oder 
niedrigeren  Steuersatzes  mit  ein,  was  wieder  Schlüsse  aus  den  gen.  Daten  auf  die 
Consumtionskraft  erschwert. 

10* 
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Zeiten  und  Ländern,  aucli  abgesehen  von  den  örtlich  und  zeitlich 
so  verschiedenen  Productions-  und  Transportkosten,  auf  sehr  ver- 
schiedene Preise,  so  dass  eine  gleich  starke  Consumtion,  z.  B. 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  eine  sehr  ungleiche  Belastung  des 
Einkoramens  oder  eine  sehr  ungleiche  wirthschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit beweisen  kann.  Bei  Vergleichen  wird  daher  zu  beachten 
sein,  dass  ein  hoher  Consum  bei  hohen  Steuern  und  Preisen  im 
Ganzen  einen  grösseren  Wohlstand  des  Einzelnen  und  des  Volks 
documentirt.  Ausserdem  ist  aber  der  eigenthümliche  Einfluss  des 
Vorhandenseins  einer  billigen  nationalen  Production,  z..B.  bei 
Wein  in  Weingegenden,  und  der  Einfluss  der  Sitte,  vielleicht  auch 
der  Unsitte,  wie  z.  B.  bei  Branntwein,  zu  beachten,  wovon  die 
ungewöhnliche  Höhe  des  Consums  solcher  Artikel  mit  abhängt. 
Auch  die  Fähigkeit  der  Artikel,  sich  gegenseitig  zu  ersetzen,  was 
z,  B.  selbst  von  Bier  und  Kaifee  in  gewisser  Weise  gilt,  stört  die 
Vergleichungen.  ^^) 

Bei  Luxusnährmitteln  und  Getränken  ist  ferner  ein  Fehler 
zu  vermeiden,  welcher  freilich  bei  allen  statistischen  Vergleichungen 
nur  zu  häufig  vorkommt,  jedoch  hier  noch  mehr  wie  in  den  meisten 
anderen  Fällen  stört.  Es  dürfen  uemlich  nur  ungefähr  gleich 
grosse  und  gleich  bevölkerte  Länder,  welche  einigermaassen 
selbständige  Volkswirthschaften  oder  Abtheilungen  von 
solchen  bilden,  nicht  schlechtweg,  wie  besonders  in  der  Staatskunde, 
„Staaten'^  mit  einander  verglichen  werden.  ^'')  Denn  kleinere 
Staaten  sind  in  volkswirth schaftlicher  Hinsicht  etwa  nur  Provinzen, 
vielleicht  sehr  industrielle  Provinzen,  eines  grösseren  Gebiets.  Im 
grossen  Staate  kommen  ebenso  entwickelte  Landestheile  vor,  aber 
bei  den  Durchschnittsberechnungen  der  Statistik  stellen  sich  die 
„Kopfquoten''  niedriger  als  in  jenem  kleinen  Staate,  weil  Landes- 
theile verschiedener  Entwicklung  und  Consums  für  die  Berechnung 
zusammengezogen  werden.  So  mag  man  z.  B.  Grossbritannien, 
Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich,  Italien,  Russländ  mit  einander 


'»)  Neumann  in  Hildebr.  Jahrb.  a.  a.  0.  S.  282. 

**)  Der  Fehler  hängt  enge  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Statistik  und 
mit  der  m.  E.  unrichtigen,  noch  heute  vielfach  festgehalteneu  Verwechslung  von  Sta- 
tistik und  Staatskunde  zusammen,  s.  o  Anm.  2  und  meine  Abb.  Statistik  a.  a.  0. 
Er  wird  z.  B.  oft  gemacht  bei  Vergleichen  der  Volksdichtigkeit,  dann  von 
Steuern,  von  ümlaufsmitteln  (Geld,  Banknoten,  s.  m  ein  Syst.  d.  Zettelbankpolit., 
Freib.  1875,  S.  IW)  in  verschiedenen  Ländern  und  ist  sogar  gesetzlich  anerkannt  in 
unserm  deutschen  System  der  Matricularbeiträge  nach  gleichen  „Kopfquoten".  Reuss 
ä.  L.  und  Preussen,  Eussland  und  Lichtenstein  werden  dann  verglichen,  was  natürlich 
zu  blossen  Trugschlüssen 'führen  muss. 
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hinsichtlich  jener  Consumtionen  vergleichen,  oder  Holland,  Belgien, 
die  Schweiz,  nicht  aber  schlechtweg  letztere  Länder  mit  jenen 
Grossstaaten,  sondern  nur  mit  einzelnen  Provinzen  derselben,  z.  B. 
mit  deutschen  Mittelstaaten.  AVird  diese  Regel  unbeachtet  gelassen, 
so  führt  die  Statistik  nur  zu  Trugschlüssen. 

g)  Die  Wohnungsverhältnisse,  besonders  die  städti- 
schen und  speciell  die  g  r  o  s  s  städtischen,  über  welche  die  neuere 
Statistik  in  Verbindung  mit  den  V^olkszählungen  sehr  genaue  und 
interessante  Aufschlüsse  für  einige  Orte  gewährt.  Zahl,  Beschaffen- 
heit, Einrichtung  der  Wohnräume  u.  s.  w.  ^') 

2)  Aufwand  für  verbreitete  feinere  Bedürfnisse. 

a)  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse  zweiten 
Grads  (§.  96):  qualitativ  bessere  Befriedigung  des  Nahrungs-, 
Wohnungs-,  Kleidungsbedürfnisses.  Die  Schlüsse  aus  Consum- 
verschiedenheiten  der  Zeiten  und  Völker  auf  entsprechende  Unter- 
schiede des  Wohlstands  verlangen  Vorsicht,  weil  klimatische 
Einflüsse,  zufällige  Volkssitten  u.  dgl.  m.  auf  jene  Ver- 
schiedenheiten besonders  mit  einwirken.  ^^) 

b)  Befriedigung  der  Culturbedürfnisse,  besonders  der  Ge- 
meinbedürfnisse; die  geistigen  (wissenschaftlichen,  künstleri- 
schen) Bedürfnisse.  —  Verbreitung  der  freien  Gemeinwirthschaften 
(§.  151),  der  Einrichtungen  des  caritativen  Systems  (§.  147). 

Umfang,  Inhalt  und  Kosten  der  Staatsleistungen  und  der- 
jenigen der  anderen  Zwangsgemein wirthschaften  (§.  155),  besonders 
der  Gemeinden,  ohne  Steuerdruck,  Deficit,  Verarmung.  Der  Er- 
trag der  verschiedenen  Arten  der  Steuern  (Gebühren, 
Einkommen-,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchs-,  Luxussteuern)  in 
verschiedenen  Zeiten  und  Ländern  muss  bei  der  Verschiedenheit  des 
Staatsbedarfs,  des  privatwirthschaftlichen  Staatseinkommeus,  der 
Höhe  der  Steuersätze  und  besonders  der  Veranlagungs-  und  Er- 
hebungsmethoden der  Steuern  auch  nur  mit  Vorsicht  zur  Schluss- 
ziehung auf  den  relativen  Volkswohlstand  benutzt  werden.  ^^) 


")  Vergl.  namentlich  die  schöne  Bearbeitung  d«s  Berliner  statistischen  Mate- 
rials in  H.  Schwabe's  Berl.  Volkszähl.  v.  l^e",  Berl.  1SG9  u.  v.  ISTl,  Berl.  1ST4; 
desgl.  für  Pest  die  Arbeiten  von  Körösi,  s.  auch  Xeumanu  in  Hildebr.  Jahrb. 
a.  a.  0.  S.  .^14  If. 

'*)  Z.  B.  beim  Gebrauch  von  Teppichen  (^England,  feuchtes  Klima).  —  Bessere 
Wohnungseinrichtung  in  Nord-  als  in  Süddeut;chland  im  Mittelstände,  aber  geringere 
Nahrungsqualität.  —  In  Berlin  in  der  letzten  Kellerwohnung  Vorhänge  iGardiuen)  an 
den  Fenstern,  in  den  russischen  Ostseeprovinzen  selbst  bei  Bemittelten  oft  fehlend. 

'®)  Beste  vergleichende  Finanz^tatistik  immer  noch  von  Czörnig  a.  a.  0.  S. 
auch  die  vergleichenden  Finanztabellen  imGoth.  Almanach  von  Herrn.  Wagner. 
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Zahl,  Stellung,  Verbreitung  der  den  liberalen  Berufen 
ausser-2")  und  innerhalb  des  Staats-  und  Gemeinde- 
dien st  s  Angehörigen.  Statistik  der  Presse  und  Literatur, 
des  Bücher  Verkaufs  21)  und  der  Leibbibliotheken,  der  Kunst- 
production  u.  dgl.  m.  —  Preise  der  Güter  für  geistige  und 
andere  Culturbedürfnisse,  der  Leistungen  der  solche  Güter  pro- 
ducirenden  Personen. 

Der  Einfluss  der  Volkssitte  bei  allen  Culturbedürfnissen  er- 
schwert wiederum  Rückschlüsse  aus  Consumverschiedenheiten  auf 
den  Volkswohlstand  sehr. 

3)  Aufwand  für  grosse  Unternehmungen  bedeuten- 
den Kapitalbedarfs. 

a)  Monumentale  Gebäude,  öffentliche  des  Staats  und  der 
Gemeinde,  kirchliche,  private.  Beschaffenheit  der  Privatgebäude, 
woraus  manche  Schlüsse  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
zu  ziehen  sind,  so  z.  B.  auch  in  Athen  und  Rom. 

b)  Bleibende  Bodenverbesserungen,  wie  Austrocknungen,  Fluss- 
regulirungen,  "Wasserableitungen,  Dränirungen. 

c)  Kunststrassen  aller  Art,  besonders  Chausseen  und 
ähnliche,  Kanäle,  Eisenbahnen.^^)  Letztere  das  grossartigste 
Beispiel  eines  in  kurze  Zeit  zusammengedrängten  riesigen  Kapitalauf- 
wands für  wirthschaftliche  Zwecke,  welches  die  Geschichte  kennt. 
Bei  Vergleichen  ist  zu  beachten,  wer  das  Bau  kapital  stellte,  ob 
das  In-  oder  auch  das  Ausland. 

4)  Internationale  Creditverhältnisse.    Die  einzelnen 


^"j  Namentlich  die  Verbreitung  von  A  e  r  z  t  e  ii  lehrreich,  s.  Preuss.  Statist.  Ztschr. 
1873,  S.  351  ff.  (Vergleich  mit  der  Verbreitung  der  Apotheken  auch  von  Interesse 
für  die  Frage  der  Gewerbefreiheit  im  Apothekergewerbe.) 

*')  Eine  Statistik  darüber,  insbesondere  nach  Classen  der  Bevölkerung  (Berufe) 
und  nach  Kategorien  der  Literatur,  wäre  von  sehr  grossem  Interesse  und  müsste  sich 
besonders  in  Deutschland  bei  der  hier  üblichen  Art  des  Sortimentsgeschäfts  leidlich 
vollständig  und  nicht  allzuschwer  aufstellen  lassen.  Vergl.  auch  v.  Oettingen, 
Moralstatist.,  2.  Aufl.,  S.  530  ff. 

"-)  Erste  englische  Dampf  bahn  1830,  erste  deutsche  1835  eröffnet!  Eisenbahn- 
netz der  Welt  nach  Stürmer,  Gesch  d.  Eisenb.,  Bromb.  1872,  und  H.  Wagner 
im  Goth.  Alm.  E.  1S30  332,  1840  8591,  1850  38,022,  1860  106,886,  1870  221,980, 
1873  270,071.  Der  Kilometer  (steigende  Kosten  im  Lauf  der  Jahre!)  kann  in  der 
ganzen  Welt  ungefähr  mit  demselben  Kostenbetrag  wie  in  Deutschland  im  Durchschnitt 
(England,  Frankreich  bedeutend  höher)  veranschlagt  werden,  d.  h.  jetzt  mit  ca.  210,000 
Mark,  Gesammtaufwand  in  44  Jahren  also  ca.  57  ^Milliarden  Mark.  Vor  üeberschätzung 
unseres  heutigen  Communicationswesens,  wenn  man  nur  von  den  Eisenbahnen  absieht, 
hütet  übrigens  der  Vergleich  mit  dem  Strassennetz  des  altrömischen  Kaiser- 
reichs, s.  darüber  H.  Stephan  (der  deutsche  Generalpostdirector),  das  Verkehrswesen 
im  Alterth.,  in  Raumer's  histor.  Taschenb.  1868,  und  Fricdläader,  Sittengesch. 
L,  1  ff. 
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Volks wirthschaften  lassen  sich  als  ins  Ausland  Credit  gebende, 
vom  Ausland  Credit  nehmende  und  neutrale  unterscheiden.^^) 
Der  Credit  kommt  beim  Handel  (Creditfristen  für  die  Aus- 
fuhr, Vorschüsse  für  die  Einfuhr),  bei  den  verschiedensten 
Thätigkeiten  der  Produetion,  welche  z.  B.  im  Inlande  mit  aus- 
ländischem Kapital  betrieben  werden,  vor.  Neuerdings  spielt  die 
wichtigste  Rolle  der  Besitz  internationaler  Werthpapiere 
(Staatsschuldverschreibungen,  Actien,  Prioritätsobligationen,  Pfand- 
briefe u.  s.  w.).  Die  Creditoren- Volks  wirthschaften  sind  nicht 
nothwendig,  wenn  auch  gewöhnlich  die  reicheren,  die  Debitoren- 
Volkswirthschaften  die  ärmeren.  Jene  haben  den  niedrigeren,  diese 
den  höheren  Zinsfuss.  Es  kann  aber  auch  in  ersteren  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens  eine  so  ungleiche 
sein,  dass  bei  grossem  Privatreichthum ,  neben  vielleicht  nur 
massigem  Durchschnittswohlstand,  viel  Kapital  in  der  Fremde  an- 
gelegt wird. 

5)  Art  und  Grösse  der  Z  a  h  1  m  i  1 1  e  1 :  des  Metallgelds,  Kupfer, 
Silber,  Gold,  des  Papiergelds,  der  Banknoten,  Checks,  Wechsel  u.  s.  w., 
wobei  die  Grösse  der  Stücke  2*)  (Münzstücke,  Appoints  des 
Papiergelds  und  der  genannten  Geldsurrogate)  besonders  beachtens- 
werth  ist  und  Rückschlüsse  auf  die  Höhe  der  Durchschnitts- 
umsätze und  dann  wieder  des  Volksreichthums  gestattet.  Nui*  kann 
auch  hier  das  Vorhandensein  grossen  Privatreichthums  die  bloss 
scheinbar  günstige  Gestaltung  der  Zahlmittel,  d.  h.  das  Vorwalten 
grosser  Stücke  erklären.  Ebenso  überwiegen  die  grossen  Stücke 
in  Speculationszeiten.  ^^) 

Bei  allen  diesen  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  sind  dann 
die  Veränderungen  im  Zeitverlauf  besonders  zu  verfolgen.  Na- 
mentlich ist  zu  prüfen,  ob  sich  daraus  eine  durchschnittliche  Ver- 
besserung in  der  Lage  der  Masse  des  Volks  und  in  der  Be- 
friedigung von  Culturbedürfnissen  ergiebt. 


^'^  So  schon  Storch,  I.,  145.  Sehr  wichtiger  Punct  für  Fragen  der  internatio- 
nalen Zahlungsbilanz  und  des  Geld-,  Papiergeld-  und  Bank-,  namentlich  Zettelbankwesens, 
worauf  jüngst  mit  Kecht  besonders  S  e  y  d  hingewiesen. 

")  Tooke  a.  Newmarch,  VI,  560  ff.,  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lehre  v.  den 
Banken,  S.  132  ff.  (über  brit.  Banken);  ders.,  Syst  d.  Zettelbankpolit.,  S.  208,  TOI 
(Preuss.  B.\  738  (Französ.  B.),  7.^3  ('nordamer.  Banken),  üebrigens  auch  Zusammen- 
hang der  Bewegung  der  Noten-  und  Papiergeldstückelung  mit  dem  Gang  der  Geschäfte 
in  der  Volkswirthschaft,  s.  cb.,  auch  S.  550  ff.,  und  ders.,  Euss.  Papierwähr,  Riffa 
1»S6S,  Kap.  4.  i-  6 

^)  A.  Wagner,  Zettelbanipoüt.  S.  701. 
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14.  Abschnitt. 

Verkehrszustände  in  der  Volkswirthschaft.    Natural-  und  Tausch- 
wirthschaft.  —  Natural-,  Geld-  und  Creditwirthschafl.^) 

§.  113.  In  der  Volkswirthschaft  lassen  sich  folgende  Zustände 
des  Verkehrs  unterscheiden : 

1)  Naturalwirthschaftlicher  und  tausch-  oder  ver- 
kehrswirthschaftlicher  Zustand,  in  einem  gegensätzlichen 
Sinne  des  Worts.  Ersterer  bezeichnet  einen  solchen  Zustand  der 
Volkswirthschaft,  wo  die  Einzelwirthschaften  noch  mehr  isolirt  für 
sich  stehen  und  die  Eigengewinnung  der  Güter  für  die  eigene 
Bedürfnissbefriedigung  gegenüber  der  verkehrsmässigen  Gewinnung 


^)  Eau  bat  nur  wenig  Principielles  bierilber  geäussert,  §.  257  ff,  282  ff  — 
Koscher.  §.  90.  Br.  Hildebrand,  Nationalökon.  d.  Gegenwart  u.  Zukunft,  I., 
276  ff.,  und  ders,  Art.  Natural-,  Geld  und  Creditwirthscb.  in  s.  Jahrb.  II.  (1864), 
1 — 24,  Er  unterscheidet  die  beiden  Begriffe  der  Naturalwirthschaft  nicht  genügend 
und  beachtet  nicht,  dass  auch  in  der  Creditwirthschaft  das  Geld  als  Währung  und 
Preismaass  bestehen  bleibt,  nur  als  ümlaufsmittel  ersetzt  wird.  S.  darüber  auch 
Knies  in  der  Tüb.  Zeitschr.  1860,  S.  154  ff.,  und  Röscher,  §.  90  Anm.  6  (die 
Einwände  des  letzteren  widerlegt  Hildebrand  in  seiner  Zeitschr.  S.  23  m.  E.  nicht),  und 
V.  Scheel,  d.  Begriff  d.  Gelds  in  s.  bist.  ökon.  Entwicklung.  Hildebr.  Jahrb.  1866, 
VI.,  12  ff.  Vollständige  Theorie  der  Creditwirthschaft,  unter  Darlegung 
ihres  Verhältnisses  zur  Geldwirthschaft,  worauf  erst  im  2.  Theile  und  in  dem  prac- 
tischen  Theile  der  Nationalökonomie  näher  eingegangen  werden  kann,  in  Anknüpfung 
an  und  Fortführung  der  Lehren  von  Tooke  und  Fullarton  (regulation  of  currencies 
Lond.  1844)  über  Geld-  und  Bankwesen  (sog.  engl.  Banking-school,  gegenüber  der 
Overs  to  ne- M'Cullo  ch-Peel'schen  Currency-school)  in  meinen  Beitr.  z.  Lehre 
von  den  Bauken,  Leipz.  1857,  bes.  S.  35  ff.,  und  namentlich  in  meiner  Geld-  und 
Crcdittheorie  der  Peel'schen  Acte,  Wien  1862,  s.  auch  meine  Russ.  Papierwähr.,  bes. 
Kap.  4;  Terminologisches  in  meinem  Art.  Papiergeld  im  Staatswürterb.  VII.,  646  ff., 
und  im  Art.  Credit  in  Rcntzsch'  Handwörtcrb  ,  woselbst  S.  202  auch  bereits  auf  die 
beiden  verschiedenen  Begriffe  der  Naturalwirthschaft  hingedeutet  wird.  S.  auch 
V.  Mangoldt,  Grundr..  bes.  §.  b^.  59,  und  ders.,  Art.  Credit  im  Staatswörterb.  VL, 
Neu  mann  (Wien),  Volkswirthschaftslehre,  §.  60  fl'.,  bes.  aber  Nasse 's  einschlägige 
Credit-  und  Bankaufsätze  in  der  Tüb.  Zeitschr.  B.  15,  21,  30;  aus  der  englischen 
Literatur  besonders  Mill,  polit.  Oekon.  3.  B.  Kap.  11,  12,  13,  24,  und  Macleod, 
theor.  a.  pract.  of  banking,  2  vol.,  Lond.  1855  (vergl.  darüber,  besonders  über  die 
Einseitigkeit  der  M.'schen  Credittheorio  meine  Anzeige  in  d.  Gott.  Gel.  Anz.  1858, 
S,  281  —  307).  und  Dirtion.  of  polit.  econ.  I.,  imter  den  term,  techn.  des  Credit-  und 
Bankwesens,  Die  Darlegung  in  meiner  Geld-  und  Crcdittheorie  der  Peerschen  Acte 
ist,  glaube  ich,  frei  von  den  Macleod'schen  Uebertreibungen.  Ich  wüsste  nicht,  dass 
die  Macleod'schen  oder  andere  neuere  Schriften  an  jener  Darlegung  irgend  eine  er- 
hebliche Aendorung  nöthi;;-  machten.  Auch  die  Schriften  von  Bagehot  (Lombard- 
Street,  deutsch  von  Beta,  Berl.  1874)  und  von  Seyd,  the  Bank  of  Engl,  note  issue 
a.  its  error,  Lond.  1874,  ders.,  die  wahren  Grundsätze  des  Banknotenwesens  u.  s.  w., 
Leipz.  1875  (und  andere  Broschüren  desselben  Verf.),  haben  die  in  meiner  erwähnten 
Schrift  dargelegte  Theorie  der  Creditwirthschaft  nicht  wesentlich  anders  auseinander- 
gesetzt und  die  mit  dieser  Theorie  eng  zusammenhängende  Polemik  gegen  die  Peel'sche 
Acte  nicht  wesentlich  anders  geführt  als  dies  in  meinen  Schriften  von  1857  und  1861 
bereits  geschehen  ist. 
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und  daher  auch  dem  Absatz  im  Verkehr  vorwaltet  (§.  10  ff.).  Im 
Gegensatze  dazu  ist  der  tauschwirthschaftliche  ein  solcher  Zustand, 
wo  sich  bereits  eine  gewisse  Arbeitsgliederung,  besonders 
auch  der  selbständigen  eiuzelwirthschaftlichen  Productionsbetriebe 
und  in  Folge  dessen  eben  der  Character  der  Einzelwirthschaften 
als  Verkehrswirthschaften  entwickelt  hat.  In  primitiven 
Verhältnissen  des  Volkslebens  überhaupt,  unter  der  ländlichen  Be- 
völkerung insbesondere  bis  in  die  Zeit  der  entwickeltsten  Volks- 
wirthschaft  hinein  überwiegt  der  naturalwirtbschaftliche  Zustand. 

§.  114.  —  2)  Nach  den  Formen,  in  welchen  sich  der  Ver- 
kehr im  tauschwirthschaftlichen  Zustande  der  Volkswirth- 
schaft  vollzieht,  und  nach  den  Mitteln,  deren  er  sich  zur  Bewerk- 
steliigung  der  Umsätze  bedient,  lassen  sich  drei  Entwicklungs- 
phasen jenes  tauschwirthschaftlichen  Zustauds  unterscheiden,  nem- 
lich  die  naturalwirtbschaftliche  (in  diesem  zweiten  Sinne 
des  Worts),  die  geldwirths  chaftliche  und  die  creditwirth- 
schaftliche. 

a)  In  der  ersten  Phase,  welche  sich  keineswegs  nothwendig, 
wenn  auch  öfters  in  einigen  Puncten,  mit  dem  naturalwirthschaft- 
lichen  Zustande  der  erstgenannten  Art  deckt,  werden  die  Güter 
noch  ohne  Vermittlung  des  Geldes  in  natura  gegen  einander 
vertauscht:  eigentlicher  Tauschhandel,  wie  im  Verkehr 
ganz  uncultivirter  Völker  („Wilden")  und  zwischen  ihnen  und  Ci- 
vilisirten.  Dass  hierbei  ein  irgend  lebhafteres  Tauschen  überhaupt 
noch  nicht  bestehen  kann,  ist  natürlich.  Der  Mangel  des  Geldes 
und  damit  neben  dem  Mangel  des  Tauschmittels  ja  auch  der  des 
gemeinsamen  Werthmaasses  (§.  46),  nöthigt  daher  von  selbst  zur 
vorherrschenden  Eigengewinnung  der  wenigen  Güter,  welche  hier 
für  die  Bedürfnissbefriedigung  vorkommen  können :  insofern  besteht 
hier  Naturalwirthschaft  in  beiden  Bedeutungen  des  Worts. 

b)  Die  höheren  Formen  der  Tauschwirthschaft  sind  die 
Geld-  und  die  Creditwirthschaft:  in  jener  dient  Geld  als  Preis- 
maass  und  Tauschmittel  und  wird  durch  Geld  erst  eine  bedeuten- 
dere Entwicklung  der  Tauschwirthschaft,  eine  stärkere  Herausbil- 
dung aus  der  naturalwirthschaftlichen  Eigengewinnung  der  Güter 
möglich.  Letzterer  Zustand  der  Volkswirthschaft,  wo  mithin  das 
Wort  Naturalwirthschaft  im  ersten  Sinne  (§.  113)  genommen  wird, 
schliesst  die  Geldwirthschaft  also  schon  nicht  mehr  völlig  aus,  d.  h. 
die  Einzelwirthschaften   beschaffen    sich   z.   Th.    die   Güter   schon 
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unter  Vermittlung  des  Gelds  im  Verkehr  und  produciren  etwas  mit 
für  den  Absatz  gegen  Geld. 

c)  In  der  C  r  e  d  i  t  wirthschaft  endlich  bleibt  zwar  Geld  als 
Währung  (§.  46)  und  Preismaass  bestehen,  aber  es  hört  mehr  und 
mehr  auf,  unmittelbar  als  Tauschmittel  zu  dienen.  In  dieser  seiner 
Eigenschaft  wird  es  durch  Urkunden  (Docuraente,  Papiere) 
aus  Creditgeschäften  ersetzt,  d.  h.  aus  solchen  Geschäften, 
wo  zwischen  Leistung  und  reeller  Gegenleistung  ein  zeitlicher 
Zwischenraum  liegt  (§.  64).  In  der  Creditwirthschaft  erfolgen 
daher  die  Tauschacte,  bez.  die  Käufe  und  Verkäufe  nur  so,  dass 
unmittelbar  bloss  die  Leistung  mit  Versprechen  auf  Gegen- 
leistung in  Geld  vergolten  wird.^)  Als  wichtigste  Tausch-  oder 
Uralaufsmittel  der  Creditwirthschaft  mögen  schon  hier  genannt  wer- 
den: die  Banknoten,  das  einlösbare  Staatspapiergeld,  fällige  oder 
bald  fällige  Zinsscheine  (Coupons),  Briefmarken  u.  dgl.  m.,  ferner 
girirte  Wechsel  und  Anweisungen,  Checks  (d.  i.  Anweisungen  einer 
Person  auf  ein  Guthaben  bei  einer  Bank),  Depositenscheine,  end- 
lich machen  Ausgleichungseinrichtungen  von  Banken  (Giroanstalten, 
Clearing-Häuser)  in  derselben  Weise  die  Benutzung  des  Gelds  als 
ümlaufsmittel  entbehrlich. 3)  Die  Creditwirthschaft  setzt  zu  ihrer 
umfassenderen  Entwicklung  selbst  wieder  eine  grössere  Benutzung 
des  Credits  (§.  64),  voraus,  namentlich  ein  starkes  Mitspielen 
des  Credits  im  Productionsprocessj  wie  es  erst  bei  hoher  Rechts- 
sicherheit und  weitgehender  Berufs-Arbeitstheilung  vorkommt.  Die 
Creditwirthschaft.  ist  daher  eine  Verkehrsgestaltung  hoher  Wirth- 
schafts-  und  Culturstufen.  Sie  führt  zu  einer  grossartigen  Ersparung 
an  Geld,  also  an  Edelmetall, 

Die  Creditwirthschaft  ist  aber  nicht  in  derselben  Art  eine 
Fortbildung  der  Geldwirthschaft,  wie  diese  eine  solche  der  Natural- 
wirthschaft,  denn  sie  hat  den  Geldverkehr  und  die  Function 
des  Gelds  als  Währung  und  Preismaass  zur  bleibenden 
Voraussetzung.  Geschichtlich  bilden  die  drei  Formen  der 
Tauschwirthschaft  überhaupt  nicht  völlig  getrennte  Zustände  der 
Volks  wirthschaft,  sondern   das  Ueberwiegen  einer  jeden  Form  im 


^1  Theorie  der  Geldverdriingung  durcli  die  Creditwirthschaft  näher  in  meinem 
Art.  Papiergeld,  Staatswörterb.  VI[.,  650  ff.,  und  besonders  in  der  Geld-  und  Credit- 
theorie  der  P.'schen  Acte  S.  111  ti'. 

°)  Eb.  S.  117  ff.,  120;  mein  Art.  Check  und  Clearing-House  in  Rentzsch'  Hand- 
wörterbuch S.  147  —  151,  mein  Syst.  d.  Zettelbanipolit.  S.  53,  450,  667,  730,  734 
(Statistik). 
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Verkehr  giebt  letzterem  sein  Gepräge  und  führt  zu  der  Benennung. 
Dieses  Ueberwiegen  findet  geschichtlich  in  der  Reihenfolge  von 
Natural-,  Geld-  und  Creditwirthschaft  statt.  Auch  dabei  aber  ist 
zu  beachten,  dass  in  den  verschiedenen  Gebietstheilen  einer  Volks- 
wirthschaft  und  besonders  in  den  verschiedenen  Gruppen  der  wirth- 
schaftlichen  Arbeit  (Stadt  —  Land,  industrielle  —  agrarische  Thätig- 
keit)  gewöhnlich  nicht  dieselbe  Verkebrsform  vorwaltet.  Die  Cre- 
ditwirthschaft ist  mehr  die  Verkehrsform  der  Städte,  der  Industi-ie, 
während  das  platte  Land  vielleicht  noch  fast  ganz  in  der  Geld- 
wirthschaft  und  theilweise  etwa  selbst  noch  in  der  Naturalwirth- 
schaft  im  ersten  Sinne  der  vorwaltenden  Eigengewinnung  der 
Güter  steckt. 

§.  115.  Mit  der  Creditwirthschaft  ist  die  Papiergeldwirth- 
schaft*)  nicht  zu  verwechseln,  welche  ihr  nur  äusserlich  in  der 
Verdrängung  des  Metallgelds  als  Umlaufsmittel  gleicht.  Die  Credit- 
wirthschaft beruht,  dem  Wesen  des  Credits  entsprechend,  auf  freier 
Entwicklung,  die  Papiergeld wirthschaft  auf  staatlichem  Zwange. 
In  ihr  dient  Papiergeld  anstatt  des  Metallgelds  nicht  nur  als  Tausch- 
mittel, sondern  auch  als  Währung  und  Preismaass :  das  Papiergeld 
hat  den  sog.  Zwangscurs  und  ist  zugleich  uneinlösbar  gegen 
Metallgeld,^)  oder  es  ist  m.  a.  W.  Papierwährung,  nicht  nur, 
wie  die  oben  genannten  creditwirthschaftlichen  Umlaufsmittel,  P  a  - 
pi  er  circulations  mittel. 


*)  S.  meinen  Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  S.  647,  652.  662  ff.,  meine 
Beitr.  S.  35,  38,  Credittheorie  d.  P.'schen  Acte  S.  63  ff.,  Euss.  Papierwähr.  Kap.  4. 
—  V.  Mangoldt,  §.  59.  Mo  hl,  Polizeimss..  3.  Aufl.,  II.,  §.  1S4.  Anders  noch: 
Rau,  §.  293  ff.,  bes.  §  295.  —  Hier  genügt  vorläufig  die  Festsetzung  der  Teimino- 
logie ,  in  welcher  die  Ausdrücke  im  -weiteren  Verlaufe  gebraucht  werden.  Nähere 
Begründung  im  speciellen  Theil  (Lehre  vom  Credit),  im  practischen  Theil  und  in  der 
Finanzwissenschaft. 

*)  Eines  dieser  beiden  Momente  allein  für  sich  schafft  noch  kein  Papiergeld 
im  obigen  Sinne.  So  sind  einlösbare  Banknoten  mit  Zwangscours  (Engl.  Bank, 
legal  tender)  nicht  Papiergeld,  sondern  Geldsurrogat  der  Creditwirthschaft ;  uneinlös- 
bares  Staatspapiergeld,  ohne  Zwangscurs,  aber  mit  Annahme  an  den  Staatscassen 
gehört  auch  noch  nicht  zum  eigentlichen  Papiergelde. 
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Vorbemerkungen  über  die  Behandlung  des  Gegenstands  und  Li- 
teraturnachweis. Vergl.  hierzu  die  Vorbemerkungen  und  die  Literaturnachweise 
zu  Kap.  1  S.  1  und  Kap  2  S.  51,  namentlich  das,  was  dort  über  die  ungenügende 
Unterscheidung  des  privat-  und  des  eigentlich  volks wirthschaftlichen  Standpuncts 
in  der  bisherigen  Behandlung  der  politischen  Oekonomie  (S  2)  und  über  die  maass- 
gebendc  Bedeutung  der  Begriffe  Wirthschaft  und  Volks  wirths  chaft  für  die 
politische  Oekonomie  (S.  53)  gesagt  wurde;  ferner  vergl.  besonders  das  Kap.  6  über 
die  Systematik  und  Methodik  der  Volks wirthschaftslehre ,  Fragen,  mit  welchen 
der  in  diesem  3.  Kap    behandelte  Gegenstand  enge  zusammenhängt. 

Unmittelbare  Vorarbeiten  systematischer  Art  über  den  Gegenstand  dieses 
3.  Kap.  sind  eigentlich  nur  von  Schaf fle  ia  s.  gcsellsch.  System  d.  menschlichen 
"Wirthsch.,  namentlich  in  s.  Lehre  von  den  Gem  ei  nwirth  sc  haften  geliefert,  be- 
sonders in  der  2.  Aufl  ,  deren  Behandlung  dieses  Gegenstands  ich  in  einiger  Hinsicht 
derjenigen  in  der  3.  Aufl  vorziehe.  S.  2.  Aufl.  S.  62  —  04,  namentlich  S.  331  K. 
§.  176  fr  (Allgem.  Characterist.  d.  Gemein wirthschaften,  dann  bes.  Arten  d.  Gemein- 
wirthschaften  S.  357  ff.,  wo  die  m.  E.  im  Wesentlichen  doch  nicht  zu  diesen  Gemein- 
wirthschaften  zu  rechnende  Familienwifth  schaft,  dann  die  Staatswirth- 
s chaft  S.  374  ff.  in  vorzüglicher  Weise  analysirt  wird;  über  die  Wechselwirkungen 
des  privat-  und  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  S.  4Ul  ff.);  ferner  3.  Aufl.,  IL, 
1  ff',  (wirthsch.  Triebfedern  in  der  menschlichen  Gesellschaft)  und  namontlich  der  2. 
Hauptabschnitt  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  11.,  20  ff.,  83  ff..  89  ff., 
Iii3  ff.,  auch  L,  21.  In  der  3.  Aufl.  werden  die  drei  Orsranisationsprincipien,  be- 
sonders auch  dasjenige  der  freien  Hingebung  (Liberalität)  schärfer  auseinander- 
gehalten und  die  Consequenzen  daraus  gezogen,  aber  die  Systematik  der  Behandlung 
hat  in  der  3.  Aufl.  gegen  die  2.  nicht  gewonnen.  Ich  verdanke  diesem  Werke  wie 
einzelnen  Monographieen  Schäffle's  über  einschlägige  Puncte  der  Theorie  vielfache 
Förderung,  bin  indessen,  um  dies  hier  ausdrüclclich  auszusprechen,  unabhängig  von 
ihm  auf  die  uns  gemeinsamen  Grundanschauungen  gekommen,  wie  dies  in  solchen 
Verhältnissen  so  oft  bei  Zeitgenossen  der  Fall  ist,  und  habe  diese  Anschauungen,  wie 
ähnlicli  vielleicht  viele  andere  Collegen,  die  gleich  mir  sich  darüber  nur  nicht  in 
Schriften  äusserten,  seit  Jahren  in  den  Vorlesungen  entwickelt.  Unsere  üebereinstim- 
mung  in  den  Grundanschauungen  hindert  übrigens  auch  nicht,  dass  ich  in  manchen 
wichtigen  principiellen  Puncten,  so  z.  B.  in  der  Begrenzung  der  gemeinwirthschaft- 
lichen Sphäre,  in  der  Ausschliessung  der  Familienwirthscliaft  daraus,  z.  Th.  auch  in 
der  nationalökonomischen  Analyse  des  Staats,  von  Schaf  fle  abweiche. 

In  der  übrigen  deutschen  systematischen  Literatur,  vollends  in  der 
ausländischen  fehlt  ein  dem  3.  Kapitel  dieses  Werks  entsprechender  Abschnitt 
fast  noch  ganz.  Nur  sporadische  Bemerkungen  über  die  hier  behandelten  Gegenstände 
oder  Ausführungen  über  einzelne  Principienpuncte  (z.  B.  freie  Concurrenz.  Verhältniss 
der  Oekonomik  zur  Moral)  sind  zerstreut  in  anderen  Theüen  des  Systems  der  maass- 
gebenden  Autoren  zu  finden.  Am  Wenigsten,  seinem  vorwaltend  cameralistisch-privat- 
wirthschaftlichen  Standpnncte  gemäss,  bei  Rau,  vergl.  überhaupt  den  Abscha.  I.  der 
Einleitung  des  1.  Thcils  (Volkswirthschaftslehre),  damit  indessen  den  unten  erwähnten 


Drittes  Kapitel.     Die  Organisation  der  Volkswirthschaft.  157 

Aufs,  von  1870.  Die  nationalökonomischen  Systematiker  der  Smith'schen 
Schule  haben  im  Wesentlichen  das  ganze  Lehrgebäude  der  politischen  Oekonomie  auf 
das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  des  Individuums  begründet,  d.  h. 
auf  diejenige  Potenz  ,  welche  nach  der  im  Texte  vertretenen  Auffassung  nur  dem 
privatwirthschaftlichen  System  in  der  Volkswirthschaft  zu  Grunde  liegt,  und 
welche  selbst  hier  nicht  so  rein  und  ausschliesslich  zur  Geltung  kommt,  wie  vielfach 
angenommen  wird,  —  was  am  Besten  Knies  in  s.  polit.  Oekonomie,  bes.  S.  147  ft'., 
wenn  auch  vielleicht  mit  etwas  zu  scharfer  Eeaction  gegen  die  herrschende  Auffassung, 
nachgewiesen  hat,  ähnüch  Hildebrand,  Nationalökon.,  S.  27  ff.;  vergl.  von  Früheren 
Schütz,  d.  sittl.  Eiern,  in  d.  Volkswirthsch.,  Tüb.  Zeitschr.  1S44,  und  jetzt  besonders 
Schmoller  in  s.  Oh'.  Briefe  an  Treitschke. 

Dass  neben  dem  wirthschaftlichen  Selbstinteresse  („Eigennutz")  auch  andre 
Triebfedern  die  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen  bestimmen,  ist  zwar  nicht 
übersehen,  auch  oft  hinsichtlich  sittlich  guter  Potenzen  (Liebe,  Gemeinsinn)  als  noth- 
wendig  bezeichnet  worden.  Aber  theils  wurde  die  Berücksichtigung  dieser  Momente 
(besonders  der  „Moral",  Ethik)  wenigstens  als  ungehörig  in  der  Theorie  der  po- 
litischen Oekonomie  und  als  wissenschaftlich  falsche  Vermengung  von  Ethik  und 
Oekonomik  bewirkend  bezeichnet,  wie  im  Ganzen  namentlich  von  der  späteren  Smith-' 
sehen  Schule,  in  der  B  a  stiat'schen  Interessenharmonie-Theorie  und  in  der  sich  an 
diese  anschliessenden  Freihandelsschule  (vergl.  die  in  dieser  Hinsicht  characteristische 
Polemik  von  AI.  Meyer  gegen  meine  Kede  über  die  sociale  Frage  im  Deutschen 
Handelsbl.  1S72  S.  115);  theils  beschränkte  sich  die  Beachtung  von  Factoren  wie  der 
Gemeinsinn  auf  kurze  Berührung  in  einzebien  mehr  practischen  Fragen,  wie  bei  der 
grossen  Mehrzahl  der  Schriftsteller;  theils  sollte  wenigstens,  nach  Hermann 's  be- 
merkenswerther  Auffassung  in  der  1.  Aufl.  s.  staatsw.  Untersuchungen  1.  Abb.,  in 
der  Theorie,  in  der  im  engeren  Sinne  sogen.  Volkswirthschafts lehre,  nur  das 
Selbstinteresse,  der  Eigennutz  der  Individuen,  nicht  der  Gemeinsinn  oder  ein  der- 
artiger Factor  betrachtet  werden  und  erst  in  dem  practischen  Theile,  in  der  Volks- 
wirthschaftspf  lege,  die  Ergänzung  der  Theorie  durch  das  Studium  der  Function  des 
Gemeinsinns  erfolgen.  Diese  Ansicht  ist  derjenigen  Kau's  analog,  die  theoretische 
Volks wirthschaftslehre  und  die  ökonomische  Politik  zu  trennen,  d.  h.  schliesslich  doch 
die  Volkswirthschaft  dort  ohne  Rücksicht  auf  den  Staat  zu  betrachten.  In  der  2.  Aufl. 
s.  Unters,  hat  Hermann  in  der  1.  Abth.  S.  47  ff.  dem  Gemeinsinn  seine  Sphäre  in 
der  Colle  c  tivwirthschaft,  bei  den  öffentlichen  Aufgaben  der  Gemeinden,  Bezirke, 
Provinzen,  des  Staats  im  Ganzen,  bei  den  von  ihm  sogen.  Z w e c k wirthschaften  fUr 
gewisse  Collectivzwecke  einzelner  Gruppen  der  Bevölkerung  vindicirt.  Ich  kann  dieser 
Auffassung  Hermann's,  die  mehrfach  Anklang  gefunden  hat,  nicht  beistimmen.  In 
der  theoretischen  Nationalökonomie  kann  nicht  nur  der  „Eigennutz"  betrachtet 
werden,  am  Wenigsten  als  ganz  gleich  bleibende  constante  Ursache,  in  der  practischen 
Nationalökonomie  oder  in  der  Volkswirthschaftspfiege  nicht  nur  der  Gemeinsinn ,  auf 
welchen  die  wichtigsten  Maassregeln,  z.  B.  des  Staats,  nur  bei  einer  durchaus  ge- 
zwungenen Sprach  weise  zurückgeführt  werden  würden.  Eoscher  (§.  11  Anm )  hat 
darin  Recht,  dass  Eigennutz  und  Gemeinsinn  weder  coordinirte  noch  erschöpfende  Gegen- 
sätze bilden,  wenn  ich  dies  auch  anders  verstehe  als  er.  Auf  den  Gemeinsinn  kann 
man  jedenfalls  nur  freiwillige  Thätigkeiten  zurückführen,  also  etwa  die  unten 
§.  151  sogen,  freien  Gemeinwirthschaften.  und  auch  diese  kaum  mit  Recht,  nicht  aber 
die  viel  wichtigeren  Zsvangsgemcin wirthschaften.  Der  Gemeinsinn  ferner  steht  dem 
Selbstinteresse  nicht  nothwendig  entgegen,  sondern  verbindet  sich  mit  diesem  oft 
sehr  enge. 

Nach  Röscher,  §.  11,  liegen  der  Wirthschaft  regelmässig  zwei  geistige  Trieb- 
federn zu  Grunde,  Eigennutz  und  die  Forderungen  der  Stimme  Gottes  in  uns,  des 
Gewissens,  worin  richtig  anerkannt  wird,  dass  jene  erste  Triebfeder  nicht  allein 
wirkt,  noch  wirken  darf  und  soll,  daher  auch  in  der  Nationalökonomie  nicht  allein 
zu  betrachten  ist.  Aus  dem  harmonischen  Zusammenwirken  beider  Triebfedern  lässt 
Röscher  dann  den  Gemeinsinn  entstehen.  Damit  könnte  man  noch  einverstanden 
sein.  Aber  wenn  es  dann  heisst:  auf  dem  Gemeinsinne  beruht  stufenweise  das  Fa- 
milien-, Gemeinde-,  Volks-  und  Menschheitsleben,  so  sind  hier  doch  schon  nicht 
homogene  Elemente  neben  einander  gestellt ,  in  denen  der  Gemeinsinn  eine  sehr  un- 
gleichartige Rolle  spielen  müsstc.     In  §.  12  heisst  es  dann  weiter:  durch  den  Gemein- 
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sinn  werde  das  bellum  omuium  contra  omnes,  die  Folge  gemssenlosen  Eigennutzes 
zwischen  den  Einzelwirthscliaften,  zu  einem  höheren,  wohl  gegliederten  Or- 
ganismus versöhnt:  auf  dem  Gemeinsinn  beruhten  die  so  verschiedenen  Formen 
und  Abstufungen  der  Gemeinwirthschaft:  die  Haus-,  Corporations-  und  Associa- 
tions-,  die  Gommuual-,  die  Volkswirthschaft.  Hiermit  wird  aber  doch  das  specifisch  Ver- 
schiedenste auf  diesen  Gemeinsinn  zurückgeführt  und  eben  deswegen  dem  letzteren  eine 
m.  E.  unmögliche,  mit  den  erfahrungsmässigen  Thatsachen  in  Widerspruch  stehende 
Leistungsfähigkeit  zugetraut.  Die  Volkswirthschaft  kurzweg  auf  dem  Gemeinsinn  beruhen 
zu  lassen,  halte  ich  für  ebenso  einseitig,  als  sie  mit  der  vorgeschrittenen  Smith'schen 
Schule  bloss  auf  das  Selbstinteresse  zu  begründen.  —  A.  Smith  selbst  hat  nicht  nur  in 
seiner  theory  of  moral  sentiments  das  Sympathieprincip  zum  leitenden  gemacht,  son- 
dern auch,  wie  schon  Knies  a.  a.  0.  S.  148  gegen  die  Tradition  gut  berichtigte,  das 
selfinterest  der  Einzelnen  nicht  so  unbedingt  als  mit  dem  Gesammtwohl  übereinstimmend 
anerkannt,  fern  von  Bastiat' sehen  Illusionen  über  den  Interessenharmonismus.  Der 
Ausdruck  Gemeinwirthschaft  wird  von  Koscher  ferner  in  kaum  zulässiger  Weise  verall- 
gemeinert, wenn  er  damit  einzelwirthschaft liehe  Gemeinwirthschaften,  wie  die 
Hauswirthschaft  jedenfalls  (einmal  dazu  gerechnet)  eine  sein  würde,  die  Corporations- 
und  Communalwirthschaft  eine  ist,  und  anderseits  die  Volkswirthschaft  bezeichnet, 
welche  niemals  eine  Einzelwirthschaft  mit  einem  Subject  an  der  Spitze  ist  (§.  53). 

Mir  scheint  nun  das  Zugeständniss  noth wendig,  dass  in  der  Volkswirthschaft 
verschiedene  Organisationsprincipien  nebeneinander  bestehen,  sich  er- 
gänzend und  modificirend,  und  demgemüss  dann  verschiedene  auf  diesen 
Principicn  beruhende  Wirths chaf tssyst eme  oder  Kategorieen  von  Einzel- 
wirthschaft en   in  Combination  treten. 

Das  Selbstinteresse  muss  dabei  aber  auch  in  seinem  speciellen  Gebiete,  im 
l^ivatwirthschaftlichen,  nicht  als  eine  immer  gleich  bleibende  noch  als  eine 
immer  gleich  wirksame  Kraft  angeschen  werden,  sondern  es  steht  selbst  wieder 
unter  dem  Einfluss  der  Sitte  uud  Sittlichkeit  (des  Gewissens,  in  Roscher's  Ausdrucks- 
weise): es  kann  und  soll  „moralisirt"  werden.  Diese  Möglichkeit,  bez.  Nothwendigkeit 
muss  bereits  in  der  Untersuchung  des  privatwirthschaftlichen  Sy- 
stems oder,  was  damit  im  Wesentlichen  zusammenfällt,  in  dem  theoretischen 
Theile  der  politischen  Oekonomie,  den  die  deutsche  Schule  nach  Kau 's  Vorgang  von 
dem  practischen  zu  trennen  sucht,  beachtet  w-erden  und  daher  auch  bei  den  Schlüssen, 
welche  man  aus  dem  Wirken  des  Selbstinteresses  in  den  einzelnen  Verkelirsacten  nach 
der  Methode  der  Deduction  ableitet.  Die  Annahme  eines  „reinen",  „absoluten", 
in  allen  Personen  zu  allen  Zeiten  und  überall  gleichmässig  wirkenden  Selbst- 
interesses hat  deshalb  als  Hypothese  in  der  Nationalökonomie  doch  ihre  volle  Be- 
rechtigung, aber  nur  in  derjenigen  engen  Beschränkung,  wie  dies  im  Gegensatz  zu 
manchen  Anliängern  der  sog.  historischen  Richtung  in  Deutschland ,  aber  in  Ueber- 
einstimmuug  mit  J.  St.  Mi  11  (Logik,  5.  B.  v.  d.  Geisteswiss.,  deutsche  üebersetz.  H., 
519  ff.)  im  G.  Kap.,  üi  der  Mcthodcnichre,  näher  dargelegt  werden  wird  (s.  meine 
Abh.  Statistik  im  Staatswörterb.  X.,  4(35).  Auch  in  der  Theorie  und  in  der  Lehre 
vom  privatwirthschaftlichen  System  müssen  alsdann  jedoch  die  aus  dem  Wirken  eines 
solchen  bloss  hypothct.  reinen  Selbstintcresses  abgeleiteten  Schlüsse  sofort  ihre  Be- 
richtigung finden,  indem  die  das  Selbstinteresse  in  der  Wirklichkeit  selbst  modificireu- 
den  Factoren  (gute  und  schlechte  Potenzen,  s.  u.  §.  l.Hl  ff.)  mit  in  die  Unter- 
suchung gezogen  werden.  Dieser  Forderung  redet  in  seiner  vortrefflichen  Schrift 
über  Mill's  Ansichten  in  der  soc.  Frage  auch  Lange  das  Wort,  indem  er  in  der 
Einleitung  mit  Recht  sagt,  dass  die  einstweilige  Berücksichtigung  der  Moral  in  der 
angewandten  Volkswirthschaft  nicht  auf  die  Dauer  genüge,  sondern  die  Moral, 
wenigstens  später,  in  die  ex  acte  ökonomische  Theorie  mit  aufgenommen 
werden  müsse  (bes.  S.  16  ff.).  Ebenso  in  voller  Zustimmung  zu  Lange,  von  dem 
er  mit  Recht  rühmt,  dass  er  „in  Bezug  auf  die  Methodik  der  Volkswirthschaftslelire 
durchaus  den  richtigen  Standpunct  vertrete"  v.  Mangoldt,  in"  seiner  vorzüglichen 
letzten  Abh.  „Volkswirthschaft"  im  Staatswörterb.  XL,  112,  eine  Auffassung,  aus  der 
V.  Mangoldt  in  seiner  leider  durch  den  Tod  abgebrochenen  „Volkswirthschafts- 
lehre"  (Stuttg.  1868)  schon  manche  Consequenzen  zog,  mehr  als  in  seinem  Grundriss. 
Diese  Annahme  eines  nicht  unwandelbaren  Selbstintcresses  ist  in  Knies'  bedeutendem 
Werke  „Die  polit.  Oekon.  v.  Standp.    d.  gescliiclitl.  Methode"  auch   der   rothe  Faden, 
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welcher  die  ganze  Darstellung  durchzieht.  Auf  dies  Werk  und  auf  Schmoller's 
gen.  Schrift,  bes.  37  ff.  („der  Egoismus  ist  niemals  eine  feste  Potenz,  eine  gleich- 
mässige  Grösse")  verweise  ich  daher  besonders.  (Wenn  Schmoller  hier  übrigens  auch 
sagt:  „Die  Lehre  70m  Egoismus  ist  .  .  nichts  als  eine  bodenlose  Oberflächlichkeit", 
so  kann  dieser  Satz  wenigstens  missrerstanden  werden.  Ich  komme  in  d.  Abschu.  y. 
d.  Methode  darauf  zurück.)  S.  ferner  Hilde brand,  Nationalökon.  d.  Gegenw.  und 
Zuk.,  S.  2"  ff.,  ders.,  gegenwärt.  Aufgabe  d.  Wissensch.  d.  Xationalökon.  (gewisser- 
massen  Programmaufsatz),  Jahrb.  I.  (1S63),  S.  5  ff.,  1.37  ff.;  G.  Gohn.  Bedeut.  d. 
Nationalökon.  u.  Stellung  ün  Kreise  d.  Wissensch.,  Berl.  1S69,  Bischof.  Grandzüge 
eines  Systems  d.  Nationalökon.,  Graz  1S74,  S.  19  ff,  Contzen,  Einl.  in  d.  Staats-  u. 
volksw.  Stud.,  Leii)z.  1S70.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  aber  die  letzte  Abh. 
Eau's  in  d.  Tüb.  Zeitschr.  1S70,  XXVI.,  1U6 — 121  „Bemerkungen  über  die  Volks- 
wirthschaftslehre  und  ihr  Verh.  zur  Sittenlehre",  wo  der  verehrte  Altmeister  mit  der 
ihm  eigenen  ruhigen  Objectivität  und  Klarheit  die  Einwendungen  gegen  die  Begrün- 
dung der  Volkswirthschaftslehre  auf  den  Eigennutz  auf  ihr  richtiges  Maass  zurückzu- 
führen sucht,  auch  eine  wir thschaf tliche  Sittenlehre  statuirt  (S.  llU)  und 
gegenüber  dem  mehr  privatwirthschaftlichen  Standpuncte  seines  Systems  doch  mancher- 
lei Concessiouen  macht,  freilich  mehrfach  in  der  Weise,  dass  er  meint,  die  bisherige 
Nationalökonomie  habe  die  ihr  zugeschriebene  Einseitigkeit  theils  gar  nicht  besessen, 
theils  mit  Eecht  festgehalten.  Eau's  Standpunct  wird  indessen  am  Besten  in  Ver- 
bindung mit  seiner  Systematisirung  und  Eintheilung  der  politischen  Oekonomie  geprüft, 
s.  darüber  Kap.  6.  —  Die  Beziehungen  zwischen  Nationalökonomie  und 
Moral  sind  mehrfach  neuerdings  in  der  französischen  Literatur  untersucht,  z.  Th. 
in  Folge  der  äusseren  Anregung  durch  eine  Preisaufgabe  der  französischen  Academie 
des  Sciences  mor.  et  polit.  im  J.  1S57  über  das  Thema:  „determiner  les  rajjports  de 
la  morale  avec  l'econ.  polit."  S.  besonders  die  preisgekrönte  Schrift  von  A.  Eon- 
delet,  du  spiritualism  en  6con.  polit..  Par.   1S59,  namentlich  pref.  u.  introduct. 

Ein  zweites  Organisationsprincip  liegt  denjenigen  Einzelwirthschaften  zu  Grunde, 
welche  im  Text  mit  dem  Namen  „caritatives  System"  zusammengefasst  werden. 
Der  Ausdruck  „Gemeinsinn"  ist  hier,  wenigstens  ohne  Zwang,  nicht  allgemein  an- 
wendbar. Es  handelt  sich  um  eine  Eeihe  moralischer  Potenzen  und  geistiger  Trieb- 
federn, durchweiche  absichtlich  und  freiwillig  das  Selbstinteresse  überwun- 
den wird,  nicht  nur,  wie  im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  eines  gesitteten  und  sitt- 
lichen Volks,  gezügelt  oder  modificirt.  Zwischen  dem  privatwirthschaftlichen  und  ca- 
ritativen  System  ist  daher  der  Gegensatz  am  Meisten  ein  principieller,  wie  dies 
u.  A.  die  vorgeschrittene  Smith'sche  Schule  in  ihrer  Abneigung  gegen  gewisse  Arten 
der  Wohlthätigkeit  und  Unterstützung  zeigt,  —  gelegentlich  selbst  in  der  principiellen 
Verwerfung  aller  Einnahmen ,  die  nicht  streng  auf  dem  Princip  von  Leistung  und 
Gegenleistung  beruhen,  was  z.  B.  in  der  Steuerlehre  ganz  folgerichtig  zu  der  unhalt- 
baren Verallgemeinerung  des  Gcbührenprincips  führt,  s.  E  au -Wagner,  Finanz.  L, 
§.  108. 

Dagegen  halte  ich  es  für  eine  Täuschung,  das  gcmeinwirthschaftliche 
System  auf  den  Gemeinsinn  oder  auf  eine  ihm  verwandte  geistige  Triebfeder  zu- 
rückzuführen. In  den  freien  Gemeinwirthschaften  waltet  doch  in  erster  Linie  ein 
richtig  verstandenes,  aber  auch  gezügeltes  und  sich  absichtlich  freiwillig  beschränken- 
des Selbstinteresse  vor  den  etwa  mitspielenden  gemeinnützigen  Motiven  vor 
(§.  151).  Die  viel  wichtigere  Gruppe  der  Zwangs  gemeinwirthschaften  kann  man 
aber  überhaupt  ohne  die  unhaltbare  Fiction  eines  frei  geschlossenen  Staatsvertrags  gar 
nicht  auf  einen  freiwilliges  gemeinsames  Handeln  der  betheiligten  Individuen 
voraussetzenden  Factor,  wie  der  Gemeinsinn,  zurückführen,  ebensowenig  aber  auf  das 
individuelle  Selbstinteresse,  das  in  der  That  der  Einfügung  einer  Wirthschaft  in 
eine  Zwangsgemeinwirthschaft  sehr  oft  abgeneigt  ist  und  vom  Standpunct  des  einzel- 
wirthschaftlichen  Vortheils  aus  mitunter  mit  Eecht  (§.  157).  Die  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  beruhen  vielmehr  auf  einer  freilich  im  G es ammt Interesse  der  Gattung  (dos 
Volks,  der  Ortsbewohner,  einer  gegen  gewisse  Gefahren  zu  schützenden  ]Mclirzahl  von 
Personen  u.  s.  w.),  aber  eben  deshalb  oft  mit  Hinwegsetzung  über  das  Interesse 
des  Individuums,  von  der  organisirten  Gewalt  im  Volke  gegebenen  Ordnung, 
in  letzter  Linie  daher  immer  auf  dem  Principe  der  organisirten  und  selbst  wieder  or- 
ganisirenden  Staatsmacht.    Diese  organisirende  Thätigkeit  der  Staatsmacht  muss  in 
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der  Voliswirthschaft  im  wahren  Gesamm tinteresse  in  der  Bildung  der 
Zwangsgeineiüwirthschaf  ten  und  ia  der  Feststellung  des  Bereichs  oder 
der  Competenz  einer  jeden,  einschliesslich  des  Staats,  und  damit  auch 
in  der  Abgrenzung  des  Bereichs  der  drei  Wirthschaftssystemei  gegeneinan- 
der, sich  vollziehen:  das  ist  die  schwierige  Aufgabe,  welche  in  der  Lehre  vom 
zwangsgemeiuwirthsch aftlich en  System  und  vom  Staate  speciell 
(Kap.  4)  zu  lösen  ist.  Diese  Aufgabe  gehört  aber  in  die  Nationalökonomie,  wie  dies 
allerdings  bisher  am  Schärfsten  und  Consequentesten  die  socialistischen  Theore- 
tiker von  St.  Simon,  Fourier  und  L.  Blanc  bis  auf  F.  Lassalle  betont  haben, 
eine  Forderung,  welche  den  immer  noch  vorhandenen  richtigen  Kern  selbst  in  den 
Fourier'schen  Phantastereien  bildet.  Was  Lassalle  in  s.  Vortr.  „über  Verfassungs- 
wesen", Berl.  1S62  über  die  entscheidende  Bedeutung  der  realen  Machtver- 
hältnisse für  die  wirkliche  (im  Gegensatz  zur  papiernen)  politische  Ver- 
fassung sagt,  das  gilt  auch  von  der  volkswirthschaftlichen  Verfassung,  in 
welcher  die  gemeinwirthschaf tliche  Organisation  zu  Gunsten  der  privat- 
wirthschaftlichen  und  caritativen  eingeengt,  aber  auch  ebensogut  und  bei  fort- 
schreitenden Culturvölkern  immer  stärker  auf  Kosten  dieser  beiden  anderen,  besonders 
des  privatwirthschaftlichen  Systems,  ausgedehnt  werden  kann  (s.  besonders  Kap.  4, 
Abschn.  '6,  §.   171  ii'.). 

Von  diesem  Standpuncte  aus  erweitert  sich  dann  freilich  das  Gebiet  der 
Volkswirthschaftslehre  sehr.  Die  bisher  sog.  Volkswirthschaftslehre  ist  wenig 
mehr  als  eine  Lehre  des  rein  privatwirthschaftlichen  Systems,  der  man  einen  so  engen 
Namen,  wie  Tauschlehre,  Katallaktik,  von  xKxaXXuyri,  Tausch  (Whately) 
Plutologie,  von  nkovro:;,  Keichthum  (llearn)  wohl  allenfalls  geben  konnte.  Die 
in  diesem  Werke  von  mir  vertretene  Auffassung  ist  m.  E.  aber  auch  eine  nothwendige 
Consequenz  der  Einbeziehung  der  persönlichen  Dienste  und  Verhältnisse  in  die  wirth- 
schaftlichen  Güter,  s.  o.  §.  16  S.  17  Anm.  2.  —  Vgl.  auch  die  Vorbemerkung  zu  Kap.  4. 


1.   Abschnitt 

Die  verschiedenen  Organisationsprincipien  und  Wirthschaftssystenie 
in  der  Volkswirthschaft. 

§.  116.  Die  Volkswirtlischaft  ist  oben  (§.  53)  bereits  als  Or. 
ganismus  bezeichnet  worden.  Die  Untersuchungen,  welche  über 
sie  im  Anschluss  an  die  terminologischen  Erörterungen  im  vorigen 
Kapitel  angestellt  wurden,  haben  die  Volkswirthschaft  jedoch  noch 
überwiegend  in  ihrer  äusserlichen,  mehr  nur  mechanischen 
als  organischen  Zusammensetzung  aus  den  eiuzelwirthschaft- 
lichen,  bloss  durch  den  Tauschverkehr  verbundenen  Elementen  be- 
trachtet. ^)     Sie   erschien  dabei   vornemlich  noch  als  ein   ausser- 


*)  S.  Kau  in  der  Tüb.  Zejtschr.  1870  a.  a.  0.  S.  114,  wo  Rau  von  der  Vollcs- 
wirthschaft  sagt:  sie  ist  ein  aus  Einzelwirthschaften  in  einem  Volke  bestehendes,  auf 
der  freien  Verbindung  derselben  beruhendes  grosses  Ganze,  eine  Vielheit,  zu- 
sammengehalten durch  das  Land  und  die  Unterwerfung  unter  die  nem- 
liche  Staatsgewalt.  Aber  aus  letzterem  Zusätze  werden  die  Consequenzen  hin- 
sichtlich der  staatlichen  Organisation  der  Volkswirthschaft  nicht  gezogen.  Eau 
hat,  wie  sich  S.  115  ff.  zeigt,  doch  immer  nur  die  tauschwirthschaftl.  Seite  der 
Volkswirthschaft,  also  das  privatwirthschaftliche  System  vor  Augen.  Vgl.  Roscher's 
ganz  richtige  Bemerkung  über  Kau  in  s.  Gesch.  d.  Nationalökon.  S    bOO. 
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lichesNebeneiuander,  nicht  als  ein  inniges  I n e i n a u d e v 
der  im  Verkehr  stehenden  selbständigen  Einzelwirthschaften.  Die 
verschiedenartigen  in  ihr  waltenden  Triebkräfte  traten  bei  diesen 
Untersuchungen  noch  zurück.  In  diesem  dritten  Kapitel  handelt 
es  sich  nun  darum,  die  atomistisch- mechanische  Auffassung 
der  Volks wirthschaft,  welche  den  bisherigen  Untersuchungen  des 
Aufbaus  der  Volkswirthschaft  aus  den  einzelwirth^.haftlichen  Ele- 
menten doch  noch  vornemlich  zu  Grunde  liegt,  durch  eine  eigent- 
lich organische  Auffassung  zu  ergänzen,  wie  sie  allein  dem 
Character  der  Volkswirthschaft  als  Organismus  vollständig  entspricht. 
Während  bisher  die  Betrachtung  vom  Theil  oder  Glied  zum  Ganzen 
ging,  muss  jetzt  umgekehrt  das  Ganze,  die  Volkswirthschaft,  zu- 
nächst ins  Auge  gefasst  und  ihre  organische  Structur  unter- 
sucht werden,  um  so  das  gliedliche  Verhältniss  der  Einzelwirth- 
schaften gegenüber  der  Volkswirthschaft  richtig  festzustellen.  Daraus 
ergiebt  sich  dann  erst  die  wirklich  volkswirthschaftliche  (im  Ge- 
gensatz zur  bloss  ei  nzelwirthschaftlichen)  Function,  welche  jeder 
Gattung  von  Einzelwirthschaften  und  wieder  jeder  einzelnen  der 
letzteren  im  volkswirthschaftlichen  Organismus  übertragen  ist. 

Hinsichtlich  dieses  Organismus  ist  zuvörderst  ein  Irrthum 
abzuweisen,  welcher  grade  durch  die  Bezeichnung  der  Volkswirth- 
schaft mit  diesem  Ausdrucke  leicht  erregt  werden  kann  und  auch 
erregt  worden  ist.  Die  Volkswirthschaft  ist  nemlich  als  Organismus 
keineswegs  ein  reines  Naturgebilde. 2)  Sie  ist  allerdings  in 
einer  Hinsicht  ein  Naturgebilde,  ein  Naturproduct,  so  gut  als  das 
„Volk"  selbst.  Sie  wird  wie  dieses  durch  „Hunger  und  Liebe" 
zusammengehalten,  verdankt  in  einer  Beziehung  wie  das  Volk  selbst 
Naturtrieben  der  Menschen,  dem  Trieb  der  Selbsterhaltung,  dem 
Geschlechtstrieb  ihi-e  Existenz,  ihre  Fortdauer  und  Weiterentwick- 
lung. Aber  so  wenig  als  das  „Volk"  ist  auch  die  Volkswirthschaft 
ein  reines  Naturgebilde,  sondern  sie  ist  zugleich,  wiederum  ebenso 
wie  jedes  staatlich  organisirte,  durch  seine  Lebensgeschichte  erst 
entwickelte,  zur  Cultur  nicht  ohne  Weiteres  im  Laufe  der  Zeit  „von 
selbst  gekommene",  sondern  absichtlich  dazu  erzogene  Volk,  — 


•^)  In  den  schönen  Erörterungen  über  den  volkswirthschaftlichen  Organismus 
in  s.  System  §.  13  tritt  bei  Koscher  die  Auffassung  dieses  Organismus  als  ein 
Natur gebilde  doch  noch  zu  stark  hervor;  daher  wolil  auch  Koscher's  Festhalten 
an  dem  irreleitenden  Ausdruck  „volkswirthschaftl.  Naturgesetze",  den  ich  (s.  Kap.  .(}) 
nach  V.  Oettingen's  u.  a.  m.  Erörterungen  über  statistische  Gesetze  jetzt  auch 
glaube  aufgeben  zu  miisscn. 

A.  Wagner,  Volkswiith.'ichat'tslphr«.     I.  11 
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ein  Gebilde  bewusster  menschlicher  That,  ein  Kunst- 
product.  Menschliche,  auf  ein  bestimmtes  Ziel  ge- 
richtete, planvoll  durchgeführte  Willensacte  geben 
der  Volks wirthschaft  ihre  bestimmt  gewollte  Gestalt.^) 

In  der  früheren  Bezeichnung  der  Volkswirthschaft  als  Inbegriff' 
der  Einzelwirthschaften  eines  staatlich  organisirten  Volks  (§.59) 
und  in  den  Bemerkungen  über  die  Ausbildung  der  concreten  Volks- 
wirthschaften  unter  dem  Einfluss  des  concreten  Staats  (§.  55)  ist 
diesem  Character  der  Volkswirthschaft  als  Kunstproduct  auch  bereits 
gebührend  Rechnung  getragen.  Es  geschieht  dies  noch  principieller, 
wenn  die  Volkswirthschaft  nicht  nur  als  Organismus,  sondern  zum 
Theil  wenigstens,  als  menschlich  gewollte  und  von  Menschen 
künstlich  absichtsvoll  und  planmässig  gemachte  Or- 
ganisation zur  Bedürfnissbefriedigung  des  Volks  aufgefasst  wird. 
Die  Bezeichnung  als  Organismus  lässt  dann  mehr  die  natürliche 
Seite,  im  strengen  Sinne  des  Worts,  das  Wesen  der  Volkswirth- 
schaft, ein  aus  Naturtrieben  hervorgehendes  Naturgebilde  zu  sein, 
hervortreten:  dasjenige  Moment,  welches  die  physiokratisch-smith'sche 
Nationalökonomie  fast  allein  beachtet  hat,  wobei  sie  aber  selbst  die 
Eigenschaft  der  Volkswirthschaft  als  eines  natürlichen  Organismus 
nicht  gehörig  zur  C4eltung  brachte,  sondern  aus  dem  organischen 
Naturgebilde  ein  blosses  äusserlich  mechanisches  Nebeneinander  von 
Einzelhaushalten  machte  (§.  128  ff".),  .  Die  Bezeichnung  als  Orga- 
nisation berücksichtigt  anderseits  das  in  dieses  Naturgebilde  mit 
bewusster  menschlicher  Absicht  planvoll  hinein  getragene  Moment 
selbst  organisir ender  menschlicher  Thätigkeit,  durch  welches 
die  Volkswirthschaft  aus  einem  Naturproduct  des  blossen  mensch- 
lichen Trieblebens  ein  menschliches,  vernunftgemässes 
Kunstproduct  wird. 


^)  Preussen's  Volk  und  Preussen's  Volkswirthscliaft  sind  treffende  Belege, 
wie  dies  für  die  letztere  besonders  G.  Seh  ui  oller  in  s.  historisclicn  Aufsätzen  über 
Friedr.  Wilh.  I.,  Sybcl's  Zcitschr.  1S73,  über  den  preussischcn  Staat  und  die  sociale 
Frage,  Preuss.  Jahrb.  1874  u.  a.  m.  dargelegt  hat.  Vergl.  auch  Koscher,  Gesch. 
der  Nationalökon.,  Kap.  16,  18,  19.  Aber  auch  an  andere  Länder  ist  zu  denken. 
Bei  allen  Fehlern  im  Einzelnen  wird  die  gesammtc  C  o  1  b  e  r  t '  sehe  Wirthschaftspolitik 
auch  als  Beweis  gelten  können,  Arie  sehr  bewusste,  planvoll  durchgeführte 
Willensacte  eine  Volkswirthschaft  künstlich  (im  besten  Wortsinn I),  wenn  auch 
nicht  schaffen,  wohl  aber  zur  BlUthc  bringen,  indem  sie  aus  dem  tauschwirth- 
schaftlichen  Naturgebilde  der  Volkswirthschaft  ein  Kunstproduct  machen.  Dies  hat 
Fr.  List  in  s.  nation.  System  richtig  erkannt  und  grossartig  entwickelt  und  begründet. 
Vergl.  Cohn's  Aufs,  in  der  Tüb.  Zeitschr.  über  Colbert,  nach  den  neu  veröffent- 
lichten QueUenwcrken,  B.  XXV.  und  XXVL 
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Grade  die  Volkswirthschaften  der  eigentlichen  Culturvölker 
tragen  diesen  letzteren  Character  nachweisbar  an  sieh  und  ent- 
wickeln ihn  im  Laufe  ihrer  Geschichte  immer  mehr.  Die  Bildung 
des  Verkehrsrechts  (§.  123),  die  Entstehung  von  Wirthschaften 
des  caritativen  Systems  und  von  Gemeinwirthschaften 
aller  Art  (s.  u.  u.  §.  147,  150),  die  mehr  oder  weniger,  stets  sehr 
bedeutsam  eingreifende  Regelung  der  Volkswirthschaft  durch  den 
Staat  und  die  immer  umfassendere  und  inhaltreichere  directe 
Thätigkeit  des  Staats  in  der  Volkswirthschaft  (§.  161  tf.),  —  alle 
diese  Momente  machen  aus  dem  Naturgebilde  „Volkswirthschaft" 
immer  mehr  ein  menschliches  Kunstgebilde.  Man  muss  in  sehr 
primitive  Lebensverhältnisse  der  Culturvölker  zurückgehen  oder  bei 
sehr  rohen,  wahrscheinlich  auch  wenig  entwicklungsfähigen  Völkern 
Xachsuchung- halten,  wenn  man  wirklich  Volkswirthschaften  finden 
will,  welche  wenigstens  einige rmaassen  (wörtlich  überhaupt 
kaum  je)  reine  Naturproducte,  reine  und  blosse  Tausch- 
verbindungen der  Individual-   oder  Familienwirthschaften  sind. 

Vorläufig  soll  aus  dieser  Auffassung  der  Volkswirthschaft 
als  künstliche  Organisation  schon  hier  ein  wichtiger  Schluss 
gezogen  werden.  Der  regelmässige  Einwand  gegen  alle  sogen, 
socialistischen  Pläne  einer  künstlichen  Organisation  der 
Volkswirthschaft  oder,  wie  es  von  dieser  Seite  gewöhnlich  bezeichnet 
wird,  einer  „Organisation  der  Arbeit"*)  läuft  darauf  hinaus, 
dass  dieses  Streben  nicht  nur  schädlich,  sondern  auch  schlechter- 
dings widersinnig  sei,  weil  es  sich  auf  etwas  Unmögliches 
richte.  Dieser  Einwand  wird  sofort  hinlällig,  wenn  man,  in  vollster 
Uebereinstimmung  mit  aller  Erfahrung,  gerade  die  Volkswirth- 
schaften der  Culturvölker  als  stets  mehr  oder  weniger 
künstliche  Organisationen  anerkennt.") 

§.  116a.  —   Die    Organisation    der    Volkswirthschaft 


•*)  Wie  im  Titel  der  bekannten  L.  Blanc'schen  Schrift,  die  auf  Lassalle  be- 
sonders einwirkte:  Organisation  du  travail,  Par.  1840.  eine  Schrift,  deren  noch  relativ 
gemässigte  Forderungen  doch  eine  andere  Organisation  der  ganzen  Volkswirthschaft 
begründen  würden. 

^)  S.  vor.  Anra.  .3.  Diejenigen,  welche  sich  in  dem  überhaupt  völlig  unhaltbaren 
«icgensatze  zwischen  ,.Staatshilfe-'  und  „Selbsthilfe"  (s.  meine  Rede  über 
die  sociale  Frage  S.  11  ff.)  in  der  socialen  oder  Arbeiterfrage  immer  lieftig  auf  die 
Seite  der  alleinigen  Selbsthilfe  schlagen,  begehen  ebenfalls  den  Fehler,  anzunelimen, 
als  ob  überhaupt  eine  einigermaassen  entwickelte  Volkswirthschaft  nicht  immer  ein 
mehr  oder  weniger  künstliches  Gebilde  wäre,  d.  ]i.  eben  ein  solches,  welches  durch 
„Staatshilfe"  und  nicht  „von  Natur'  so  ist,  wie  es  die  Gegner  der  Staatshilfe 
grade  im  Moment,  wo  sie  argumentiren,  vor  Augen  haben. 

11* 
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beruht  nun  auf  drei  verschiedenen  Principien,  welche  zu  drei 
verschiedenen,  aber  unter  einander  durch  zweckbewusste  mensch- 
liche That  enge  verbundenen  Wirthschaftssystemen  in  dem  Ge- 
sammtorganismus  der  Volkswirthschaft  führen,  '^)  Diese  Principien, 
bez.  Systeme,  welche  oben  (§.  10)  bei  der  Uebersicht  der  dem  Ein- 
zelnen zugänglichen  Erwerbsarten  wirthschaftlicher  Güter  schon  kurz 
berührt  wurden,  sind  das  privatwirth  sc  haftliche  („specula- 
tive",  Schäffle),  welches  von  der  Nationalökonomie  meistens  allein 
betrachtet  und  mitunter  selbst  als  das  schlechtweg  wirthschaftliche 
und  demnach  auch  in  der  Volks wirthschaftslehre  allein  zu  wür- 
digende aufgefasst  worden  ist,  ferner  das  gemein-,  namentlich 
z wangsgemeinwirthschaftliche  und  das  caritative. '') 

1)  Im  privatwirthschaftlichen  System  erfolgt  die  Be- 
schaffung der  wirthschaftlichen  Güter  und  die  Vertheilung  der 
letzteren  zum  Zweck  der  Bedürfuissbefriedigung  an  die  Bedürftigen 
unter  dem  massgebenden  Impulse  des  persönlichen  wirthschaftlichen 


®)  Vergl.  Schäffle  an  den  in  den  Vorbemerkungen  zu  diesem  Kapitel  S.  156  gen. 
Stellen,  •worauf  ein  für  allemal  zum  Vergleich  mit  der  Darstellung  im  Texte  verwiesen 
wird.  Ich  citire  im  Folgenden  nur  einzelne,  mir  wichtiger  erscheinende  Formulirungen 
und  Ausführungen  Schäffle 's. 

')  Schäffle,  3.  Aufl.  L,  24:  speculatiye,  d.  i.  vom  Privatinteresse  des 
Kapitals  getragene  (letztres  wohl  eine  etwas  zu  enge,  zu  einseitig  moderne  Formu- 
lirung;  das  Privatinteresse  des  Kapitals  tritt  doch  z.  B.  im  Interesse  des  kleinen 
selbständigen  bäuerlichen  oder  industriellen  Unternehmers  sehr  wenig  hervor).  Die 
anderen  beiden  Organisationen  „-wirksamster  Bedürfnissbefriedigung"  nennt  Seh.  hier : 
die  öffentliche  oder  staatlich-corporative ,  auf  obrigkeitli-cher  Gewalt 
beruhende  (also  enger  als  die  im  Text  genannte  gern  ein  wirthschaftliche,  wesentlich 
der  dort  hervorgehobenen  zwangsgemeinwirthschaftlichen  entsprechend,  vergl.  jedoch, 
auch  Schäffle,  H.  Aufl.  IL,  10.3  S.);  sodann  die  von  freier  Hingebung,  Li- 
beralität bewirkte  Organisation.  Die  diesem  letzteren  Zweck  dienenden  Einzel- 
wirthschaften  reiht  Seh.  IL.  101  zu  den  freiwillige  Verbindungen  darstellenden 
Gemeinwirthschaften,  welche  auf  einseitiger  Liberalität  beruhen,  denen  er  dann  als 
zweite  Abtheilung  die  auf  wechselseitiger  (solidarischer)  Llingebung  der  (diedcr 
aneinander  beruhenden  freiwilligen  Verbindungen  hinzufügt  (Wechsclseitigkeitsvereine 
u.  e,  w.).  Diesen  freiwilligen  Verbindungen  stellt  auch  er  als  zweite  Hauptart  der 
Gemeinwirthschaften  die  Z  w an gs  Verbindungen,  Staat,  Gemeinde,  Corporationen  aller 
Art  gegenüber.  Schäffle 's  und  meine  Classification  stimmt  also  nicht  ganz  Uber- 
ein.  Ich  lege  bei  der  meinigen  besondres  Gewicht  auf  das  Vorwalten  der  einen 
oder  anderen  Triebfeder.  Die  Wirthschaften  des  caritativen  Systems  haben  oft 
grosse  Aehnlichkeit  mit  gewissen  freien  Gemeinwirthschaften  und  umgekehrt  (z.  B. 
Kirchen,  s.  u.  §.  1.51),  aber  die  hauptsächlich  leitenden  Principien  sind  doch 
verschieden:  dort  nicht  an  sich,  sondern  zunächst  an  Andre  denken,  hier,  bei 
den  freien  Gemeinwirthschaften,  auch  z.  B.  bei  Wechselseitigkeitsvereinen,  wie  etwa 
Gegcnseitigkeits- Versicherungsanstalten,  doch  umgekehrt:  zuerst  an  sich,  danniui 
Andre  denken.  So  gestaltet  sich  wenigstens  der  Unterschied,  wenn  man  von  dem 
freilich  nicht  fehlenden  egoistischen  Motiv,  z.  B.  in  den  caritativen  Leistungen 
nacli  der  katholischen  Lehre  von  den  guten  Werken,  absieht,  was  hier  wenigstens 
zulässig  ist.  —  Ausserdem  lege  ich  für  die  Unterscheidung  der  drei  Systeme  besondres 
Gewicht,  mehr  und  z.  Th.  ganz  verschieden  von  Schäffle,  auf  die  verschiede- 
nen Principien  der  Entgeltlichkeit  der  Leistungen. 
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Selbstinteresses  der  Kechts-  und  Wirthschaftssubjecte  der  mit 
einander  verkehrenden  Einzelwirthschaften  nach  dem  Grundsätze 
der  unter  ihnen  frei  vereinbarten  speciellen  Eutg-eltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung-  in  jedem  Verkehrsacte 
(§.  117,  121  ff.)- 

2)  Im  gerne  in  wirthse  haftlichen  System  findet  eine  ge- 
meinsame Beschaffung  und  zum  Theil  auch  ein  gemeinsamer 
Verbrauch  der  wirthschaftlichen  Güter  Seitens  der  zu  einer  be- 
sonderen Art  von  Einzelwirthschaften,  den  Gemeinwirth- 
s haften,  verbundenen  Personen  vermittelst  eines  gemeinwirth- 
schaftlichen  Prpductions-  und  zum  Theil  auch  eines  eben  solchen 
Vertheilungsprocesses  statt.  Dieser  Process  vollzieht  sich 
nach  einem,  vom  privatwirthschaftlichen  weseutlich  abweichenden 
Grundsatz  einer  bloss  generellen  Entgeltlichkeit,  indem 
theils  eine  blosse  Kostenrepartition  stattfindet  (s.  bes.  §.  151, 
158),  theils  das  Subject  der  Gemeinvvirthschaft  einseitig  das 
Verhältniss  von  Leistung  und  Gegenleistung  zwischen  der  Gemein- 
wirthschaft  und  den  an  dieser  betheiligteu  Personen  festsetzt.  So 
geschieht  dies  namentlich  in  der  wichtigsten  Classe  der  Gemein- 
wirthschaften ,  den  Zwang sgemeinwirthschaften  und  in 
deren  Avichtigster  Species,  in  der  staatlichen  Gesammtwirth- 
schaft  oder  im  Staate  kurzweg  (§.  118,  139  ff.,  J50  ff,). 

3)Im  caritativen  System  endlich  waltet  freie  (unentgeltliche 
oder  nicht  voll  entgoltene)  Hingebung  und  Empfangnahme 
wirthschaftlicher  Güter  Seitens  der  an  den  Einzelwirthschaften 
dieses  Systems  betheiligten  Personen  ob  (§.  119,  147  ff.), 

§.  117.  Kaum  auch  nur  denkbar,  geschweige  geschichtlich 
vorgekommen  wäre  eine  Volks wirthschaft,  welche  ausschliesslich 
auf  einem  und  selbst  nur  ausschliesslich  auf  zweien  dieser 
Organisationsprincipien  beruhte.*) 


")  Die  blossen  Tauschverkehrsperbindun^en  ganz  roher  Völker  könnten  allenfalls  als 
Beispiel  ron  Volkswirthschaften  rein  privatwirthschaftlichen  Characters  gelten. 
Aber  hier  wird  man  eben  noch  kaum  von  '^Iks wirthschaft  sprechen  können, 
oder  es  wird  wenigstens  irgend  eine,  wenn  aiffh  noch  so  rohe  staatliche  Organisation 
vorhanden  sein  müssen.  Damit  ist  alsdann  aber  schon  der  Üebergang  aus  dem  rein 
privatwirthschaftlichen  Zustande  in  den  gemeinwirthscliaftlicheu  (auch  mit  Zwangs- 
leistujigen.  Diensten,  Naturalabgaben.  Steuern  an  ein  Staatsoberhaupt)  gemacht.  —  Ein 
Beispiel  eines  wesentlich  gemein  wirthschaft  liehen  Zustands  einer  Volks- 
wirthschaft  könnte  in  jenem  Paraguay 'sehen  Jesuitenstaate  gefunden  werden.  — 
Jede  weitere  Ausdehnung  der  Staats-  und  Gemeindethätigkeit  (§.  171  II'.),  die  Ueber- 
nahme  der  grossen  Anstalten  des  Verkehrswesens  auf  den  Staat,  der  Gas-  und  Wasser- 
werke u.  dgl,  m.  auf  die  Gemeinde,  jenes  altrömische  System  der  Getreidevertheilung 
u.  s.  w.  (s.  0.  §.  11  S.  1'6  Ahm.  7)  kommt  auf  das   stärkere  Hervortreten  des 
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1)  Das  privatwirth schaftliche,  auf  reine  und  volle  Wirk- 
samkeit des  einzelwirtbschaftlichen  Selbstinteresses  im  Verkehr  ge- 
gründete System  kann  aus  sich  selbst  heraus  für  eine  grosse 
und  unermesslich  wichtige  Art  von  Bedürfnissen,  nemlich  für  die 
Gemeinbedürfnisse  (§.  139  ff.),  theils  nur  ganz  ungenügend, 
grossentheils  jedoch  gar  nicht  die  erforderlichen,  zur  Befriedigung 
dieser  Bedürfnisse  dienenden  Güter,  die  Gemeingüter,  beschaffen, 
namentlich  aus  sich  selbst  heraus  die  ihm  unentbehrliche 
Rechtsordnung  und  Rechtsbasis  seines  Verkehrs  weder 
ordentlich  herstellen,  noch  erhalten  (§.  123,  140).^)  Ebensowenig 
bietet  es  eine  Bürgschaft  dafür,  dass  der  Verbrauch  derjenigen 
Gemeingüter,  welche  es  etwa  selbst  herzustellen  vermag,  in  befrie- 
digender Weise  allen  Bedürftigen  ermöglicht  werde.  Ueberall 
muss  hier  das  gemeinwirthschaftliche  System  zum  Ersatz  und 
zur  Ergänzung  des  privatwirtb schaftlichen  eintreten.  Auch  die 
Beschaffung  und  Vertheilung  derjenigen  Güter,  welche  passend 
vom  privatwirthschaftlichen  System  hergestellt  werden,  nemlich  der 
grossen  Masse  der  Sachgüter  und  immerhin  auch  vieler  per- 
sönlicher Dienste,  erfolgt  in  diesem  System  nicht  leicht  ge- 
nügend nach  den  Interessen  der  Gesammtheit.  Das  gemeinwirth- 
schaftliche System  muss  auch  hier  corrigirend,  Härten  und 
Unbilligkeiten,  welche  das  Walten  des  wirthschaftlichen  Selbst- 
interesses hervorruft,  ausgleichend  hinzutreten. 

§.  118,  —  2)  Umgekehrt  kann  aber  das  gemeinwirth- 
schaftliche System,  nach  der  wirthschaftlichen  Natur  der  Men- 
schen (§.  4)  und  nach  aller  bisher  vorliegenden  Erfahrung,  nur 
in  bestimmten  Fällen,  den  soeben  angedeuteten,  passend  und 
erfolgreich   das    privatwirthschaftliche  System  in   der   Volkswirth- 


geineinwirtlischaftlichen  („communistischen")  Characters  in-cler  Volks- 
wirthschaft  hinaus.  —  Die  umfassende  Organisation  der  kirchlichen  Armenpflege 
im  Mittelalter  und  z.  Th.  in  der  katholischen  Kirche  noch  heute  hat  grade  wegen 
ihres  principiellen  Hauptmangels,  nemlich  der  ungenügenden  Unterscheidung  erwerbs- 
tähiger  Faullenzer  und  wirklich  erwerbsunfähiger  Armer,  den  Volkswirthschaften  ihrer 
Heimathländer  einen  stark  caritativen  Character  gegeben. 

^)  Das  wird  sogar  von  den  unbedingtesten  Anliängern  des  möglichst  rein  privat- 
wirthschaftlichen Characters  der  Volkswirthschaft,  von  der  französischen  und  deutschen 
Bastiat'schen  Schule,  Prince-Smith  u.  A.  m.  offen  anerkannt:  der  Staat  ist  auch 
ihnen  der  nothwendigc  Beschützer  „gegen  Vergewaltigung"  (Prince-Smith,  Art. 
Handelsfreiheit  in  Eentzsch'  Handwörterbuch),  und  der  Kechtsschutzzweck  der 
Kant 'sehen  Kechtsphilosophie  und  Staatslehre  auch  von  ihnen  gebilligt.  Aber  der 
Staat  (d.  h.  eben  das  gemeinwirthschaftliche  System  in  seinem  wichtigsten  Vertreter) 
erscheint  hier  doch  in  der  That  als  deus  ex  machina  und  diese  seine  alleinige 
Function  konnte  Lassalle  mit  Fug  mit  dem  berühmten  geflügelten  AVort  vom  „Nacht-, 
wächterdienst"  verspotten.     S.  u.  §.   129. 
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Schaft  ersetzen.  Den  ganzen  Herstellungs-  und  Verthei- 
lungsprocess  der  wirthschaftlichen  Güter,  namentlich  auch  der 
grossen  Masse  der  S  ach  guter,  nach  gewissen  socialistischen 
Ideen  gemeinwirthschaftlich  und  vornemlich  zwangsgemein- 
wirthschaftlich  von  oben  aus  durch  den  Staat  regeln  und  führen 
zu  wollen,  hiesse  nicht  nur  unerhörte  und  unerfüllbare  Zumuthungen 
an  die  Leistungsfähigkeit  der  leitenden  Organe  an  der  Spitze  der 
Gemeinwirthschaften  stellen. ^"^  Es  würde  dadurch  auch  die  indi- 
viduelle Freiheit  in  unerträglicher  Weise  beschränkt")  und 
die  berechtigte  Function  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresse's  auch 
zum  Nachtheil  der  Gesammtheit,  also  nicht  nur  der  Einzelwirth- 
schaften,  sondern  der  Volkswirthschaft  umvirksam  gemacht.  ^^)  Es 
muss  sonach  die  richtige  organische  Verbindung  des  privat- 
mit  dem  gemeinwirthschaftlichen  System  als  für  das 
Gedeihen  der  Volkswirthschaft  unbedingt  nothwendig  bezeichnet 
werden. 

§.  119.  —  3)  Aber  auch  selbst  bei  der  glücklichsten,  d.  h.  bei 
einer  den  Anforderungen  der  Zeit  und  des  Ortes  am  Vollkommensten 
entsprechenden  Combination  des  privat-  und  gemeinwirthschaftlichen 
Systems  ist  eine  weitere  Ergänzung  dieser  beiden  Systeme 
durch  das  caritative  nicht  zu  entbehren  (§.  148).  Die  Begründung 
der  Volkswirthschaft  ausschliesslich  auf  dieses  System  kann 
freilich  nicht  ernstlich  in  Frage  kommen  und  nicht  einmal  als 
ideales  Ziel  hingestellt  werden.  Denn  in  der  wirthschaftlichen 
Natur  des  Menschen   (§.  4)  liegen  unüberwindliche  Hindernisse^^) 


")  Aus  Einrichtungen,  wie  clie  Staatspost  und  andere  Verkehrsanstalten,  auch 
wohl  wie  das  Militärwesen  haben  socialistische  Stimmen  öfters  zu  weitgehende 
Schlüsse  hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit  einer  gemeinwirthschaftlichen  Organisation 
der  Production  gezogen.  —  Uebrigens  kann  man  auch  in  solchen  Auffassungen  wohl 
einen  „erdigen  Beigeschmack  der  Theorieen"  (Knies")  finden:  in  Deutschland  z.  B. 
ist  das  Yertrauen  in  die  allgemeine  Leistungsfähigkeit  des  Staats  seit  den  grossen 
Jahren  1864,  ISdfi,  1S7Ü  ungemein  gewachsen,  was  sich  in  manchem  ürtheU  über 
volkswirthschaftspolitische  Fragen,  z.B.  Staatsbahnen,  Staatsbanken  (Preussischo  Bank !) 
deutlich  zeigt. 

")  Darin  liegt  die  Schwäche  aller  bisherigen  socialistischen  Systeme;  man  darf 
auch  wohl  sagen  die  dem  Socialismus  inhärente  Schwäche,  welche  die  so- 
cialistischen Theoretiker  (die  practischen  Agitatoren  selbstverständlich !)  zu  wenig  be- 
achten. Jede  gemeinwirthschaftliche  Organisation  hat  ein  communistisch-socialistisches 
Element  (s.  §.  151,  1.58)  und  bringt  daher  auch  die  im  Texte  erwähnte  Gefahr 
mit  sich. 

*"^)  S.  oben  §.  104  über  den  günstigen,  unter  Umständen  unersetzbaren 
Einfluss  des  privaten  Selbstintercsses  auf  die  Steigerung  des  ganzen  Volkseinkommens, 
nicht  nur  des  Einzelciniiommens. 

'*!  Eine  Behauptung,  welche  mit  der  von  der  „ethischen  Schule"  der  National- 
ökonomie und  auch  in  diesem  Werke  vertretenen  Ansicht  von  der  Notliwendigkcit  und 
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und  gegen  allgemeine  unentgeltliche  Erlangung  wirthschaftlicher 
Güter  erheben  sich  auch  gewichtige  sittliche  Bedenken  vom  Stand- 
puncte  des  wahren  dauernden  Interesses  der  Empfänger  aus.  Um 
so  mehr  ist  zuzugeben,  dass  dem  caritativeu  System  eine  immerhin 
wichtigel'unction  in  der  Volks wirthschalt  neben  dem  privat- 
und  gemein wirthschaftlichen  System  bleibt,  wenngleich  es  diesen 
beiden,  zwar  in  gewissen  Fällen  gleichberechtigt,  aber,  ganz  all- 
gemein betrachtet,  nicht  als  coordinirtes  drittes  Glied  zur 
Seite  tritt. 

Das  caritative  System  ermöglicht  einmal  eine  sittliche  Be- 
nutzung des  privatwirthschaf tlich  erworbenen  Reich- 
thums  der  Individualwirthsehaften  und  führt  dadurch  zu  einer 
Rechtfertigung  grade  solcher  Gestaltungen  der  Volkswirthschaft, 
welche,  rein  privatwirthschaftlich  ausgenutzt,  am  Leichte»ten  eine 
Schädigung  der  Gesammtiuteressen  eines  Volks  verursachen.  ^^) 
Das  caritative  System  fungirt  ferner  ebenso  nbthwendig  als  er- 
spriesslich  zum  Heile  des  Ganzen,  indem  es  die  Lücken  in  der 
Bedürfnissbefriedigung  mancher  Individualwirthsehaften,  welche 
das  privatwirthschaftliche  System  allein  oder  selbst  in  Verbindung 
mit  dem  gemeiuwirtbschaftlichen  bestehen  oder  entstehen  Hess, 
ausfüllt  und  diejenigen  Härten  und  Disharmonieen  im  rein 
privatwirthscliaftlichen  Verkehr  ausgleicht,  welche  selbst  durch  das 
gemeinwirthschaftliche  System  nicht-  leicht  gänzlich  zu  beseitigen 
sind.  ^^)  Es  bleibt  somit  dem  caritativen  System  stets  ein  weiterer 
oder  engerer,  geschichtlich  freilich  stark  wechselnder  Spielraum 
und  es  muss  als  ein  volkswirthschaftliches  Postulat  bezeichnet 
werden,  dass  jenes  System  neben  den  beiden  anderen  wichtigeren 
fungire.  Namentlich  wird  in  Üebergangszeiteu  des  volks- 
wirthschaft liehen  Lebens,  >vo  sich  grössere  Mängel  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  zu  zeigen  pflegen,  für  welche  es 
noch  nicht  gelungen  ist,  den  Ersatzdienst  und  Correctivdienst  des 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  richtig  zu  orgauisiren,  dem  cari- 
tativen  System   mitunter  eine   besonders    wichtige   Ausgleichungs- 


Möglichkeit  einer  mit  steigender  Volksgesittung  erfolgenden  Zügelung  und  einer  par- 
tiellen völligen  Aufhebung  des  Sclbstinteresses  (eben  in  der  beschränkten 
Sphäre  des  caritativen  Systems)  nicht  in  Widerspruch  steht. 

'■*)  Z.  B.  umfassende  Priva  twohlthätigkeit,  Stiftungen  für  diesen  Zweck 
Seitens  des  Privatreichtliums. 

'^)  Auch    hier   ist   namentlich   an   das  grosse  Gebiet  des  Humanitäts-    und 
A  r  m  e  n  w  e  s  e  n  s   im  umfassendsten  Sinn  zu  denken. 
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lunctiou  zufallen.  ^^)  Die  oft  zur  AVirklichkeit  gewordene  Möglich- 
keit einer  falschen  („unwirthschaftlichen'')  Wirksamkeit  des  cari- 
tativen  Systems  ^^)  kann  gegen  die  principielle  Berechtigung  des 
letzteren  in  der  Volkswirthschaft  sowenig  geltend  gemacht  werden, 
als  die  ähnlichen  Erfahrungen  mit  einem  der  beiden  anderen  gegen 
die  Berechtigung  dieser  Systeme. 

§.  120.  Die  Aufgabe  der  richtigen  Combination  der 
drei  Systeme  und  insbesondere  der  beiden  ersten  unter- 
einander wird  unvermeidlich  dadurch  sehr  erschwert,  dass  es 
keine  absolut  richtige,  „natürlich  e",  ein  für  allemal  gleich- 
bleibende Combination  zwischen  ihnen  giebt  und  geben  kann,  was 
kaum  eines  näheren  Nachweises  bedarf.  Aus  dem  Wesen  oder 
der  Natur  der  Dinge,  d.  h.  der  massgebenden  Factoren,  nemlich 
der  Natur  des  Menschen  und  des  Staats,  folgt  eine  solche  feste 
Combination  um  so  weniger,  da  diese  Factoren,  als  ursächliche 
Momente  der  Combination  der  Wirthschaftssysteme  aufgefasst,  selbst 
wieder  nicht  gleichbleibende,  sondern  geschichtlich  veränder- 
liche Potenzen  sind.  Es  gilt  dies  unzweifelhaft  selbst  von  der 
wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  und  dem  in  ihr  sich  äussernden 
angeborenen  Triebe  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses, 
unter  dem  Einfluss  von  Erziehung  und  Cultur,  von  Zeit  und 
Ort  und  Umständen.  '^)  Es  gilt  ebenso  vom  Wesen  der  einzelnen 
Wirtb Schaftsarten,  wie  namentlich  auch  der  Gemeinwirthschaften 
und  des  Staats  selbst,  welche  ihrerseits  wieder  Producte  von  Zeit 
und  Ort  und  Umständen,  d.  h.  eben  geschichtlich  wandel- 
bare Erscheinungen  sind,  bald  mehr,  bald  weniger  ihrem  Zweck 
entsprechend,  ^''j 

Die   richtige   Combination    der  Systeme   kann   also 


*^)  Ein  Beispiel  ist:  Organisirung  von  Ililfsvcreinen  aller  Art  bei  Calamitäten, 
welche  mit  dem  Wirthschaftslcben  zusammenhängen,  aus  Gefahren  des  neuen  Maschi- 
nenwesens, aus  Mittellosigkeit  der  Ureisc,  der  \\'ittwcn  hervorgehen,  bevor  durch  ein 
gut  eingerichtetes  Versicherungswesen  oder  durcli  Gesetze  über  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer Vorsorge  getroffen  ist.  Ebenso:  freiwillige  Leistungen  der  Arbeitgeber 
im  gemeinnützigen  Interesse  der  Arbeiter  (vergl.  d.  „Kepertorium  der  Luistungen"  der 
Zeitschr.  Concordia),  —  besoudei-s  solange  das  Kecht  noch  nicht  genügende  Vor- 
kehrungen anordnete. 

*^)  Z.  B.  Missbräuche  bei  der  Armenpflege,  nicht  genügende  Ausscheidung  der 
Erwerbsfähigen  bei  der  Unterstützung;  schlechte  Verwaltung  von  Stiftungen. 

**)  S.  besonders  die  oben  gen.  Sciiriften  von  Knies  und  Schmoller. 

*^)  So  ist  es  z.  B.  eine  bestimmte  Erfalirung,  dass  zahlreiche  Vereine  für  niate- 
riell-wirthschaftliche  iConsum vereine!),  für  Bildungs-,  Unterhaltungszwecke  u.  s.  w.  nur 
eine  kurze  Blutliczeit  haben,  oft  in  ihrer  Jugend,  wo  eben  das  Interesse  der  Betheilig- 
teu  noch  rege  genug  ist. 
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nur  eine  beständig  in  richtiger  Weise,  d.  h.  dergestalt 
sich  verändernde  sein,  dass  jeweilig  aus  dem  Zusammen- 
wirken der  drei  Systeme  die  Verfügung  über  die  höchst- 
mögliche, streng  nach  dem  ökonomischen  Priucip  gewonnene 
Summe  geeignetster  wirthschaftlicher  Güter  und  die  befriedigendste 
Vertheilung  der  letzteren  unter  die  Bevölkerung  in  der  Volks- 
wirthschaft  nach  den  oben  dargelegten  Zielpuncten  (§.  94  ff.,  107) 
hervorgeht.  Zur  Erreichung  dieses  Ziels  werden  beständig  Ver- 
schiebungen in  den  Wirkungskreisen  des  privat-  und  gemein wirth- 
schaitlichen  Systems  sowie  auch  innerhalb  eines  jeden  derselben  ^^) 
(z.  B.  zwischen  den  freien  und  den  Zwangsgemeinwirthschaften 
(§.  151,  154)  und  zwischen  den  einzelnen  letzteren,  Staat,  Gemeinde, 
Kreis  u.  s.  w.  §.  155),  sodann  zur  richtigen  Ergänzung  auch  Ver- 
änderungen im  Wirkungskreise  des  caritativen  Systems  erfolgen 
müssen.  So  wenig  dies,  abstract  betrachtet,  zweifelhaft  sein  kann 
und  so  leicht  es  ist,  für  die  Richtung  dieser  Verschiebungen  und 
Veränderungen  im  Allgemeinen  obiges  Ziel  aufzustellen,  so  schwierig 
wird  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  wie  eine  solche  Ver- 
schiebung eintreten  soll,  im  concreten  Falle.  Die  verschiedenen 
volkswirthschaftlichen  Parteien  gehen  darin  am  Meisten  auseinander, 
weil  sie,  auch  ohne  einseitig  nur  das  eine  oder  andre  der  drei 
Organisatiousprincipien  gelten  zu  lassen,  doch  dem  einen  oder 
anderen  den  Vorzug  geben,  ^i)  Jede  Verschiebung  der  genannten 
Art  aber  führt  unvermeidlich  zu  einer  Ausdehnung  oder  einer  Be- 
schränkung der  Wirksamkeit  des  einen  auf  Kosten  oder  zu  Gunsten 
derjenigen  der  beiden  anderen  Principien.  Ob,  wann  und  wie 
weit  dies  gut  ist,  d.  h.  dem  obigen  allgemeinen  Ziele  näher 
fuhrt,  kann  nur  und  muss  immer  durch  möglichst  unbefangene 
Untersuchung  des  concreten  Falls  festgestellt  werden.    Auch 


'^")  Die  wichtigen  politisclien,  social-politischen  und  wirthschaftliclien  Fragen  der 
Organisation  der  gesammten  öffentlichen  Verwaltung,  der  Decen- 
tralisation  der  letzteren,  des  Selfgovernmen t,  der  Provincittl-,  Kreis-, 
Gemeindeorduungen,  des  Vereinswesens;  die  Fragen  der  Vertheilung  der 
Leistungen  z.  B.  im  Schul-,  Verkehrswesen  (Strassen),  Armenwesen  u.  s.  w.  zwischen 
diesen  verschiedenen  Organen;  die  Fragen  des  ödentlichen  (Staats-.  Gemeinde-)  und 
privaten  Schul-,  Verkelirswesens  u.  dergl.,  der  Ue))ernahme  gewisser  matcriüUer  Pro- 
ductionszweige  auf  den  Staat  (z.  B.  Forsten,  Bergbau)  und  auf  die  (iemeinde  (z.  B.  Gas- 
und  Wasserwerke)  — ,  dies  Alles  sind  Probleme,  welche  mit  der  richtigen  Combination 
der  genannten  Wirthschaftssystcme  auf  das  Engste  zusammenhängen  und  durch  diese 
Combination  sofort  richtig  gelöst  werden. 

^^)  In  jedem  Parlamente,  auf  jedem  mit  volkswirthschaftlichen  Fragen  beschäftig- 
ten Congresse  tritt  dies  in  den  Meinungsverschiedenheiten  der  Redner  und  Parteien 
hervor. 
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nur  etwas  allgemeinere  Regeln  lassen  sich  dafür  aber  bloss  durch 
näheres  Eingehen  auf  die  Natur  und  Wirksamkeit  eines  jeden  der 
drei  Organisationsprincipien  oder  Wirthschaftssysteme  gewinnen, 
wie  dies  im  Folgenden  geschieht. 


2.  Abschnitt. 
Das  privatwirthschaftliche  System  und  seine  Verkehrsrechtsbasis.  0 

§.  121.  Das  privatwirthschaftliche  System  in  der  Volkswirth- 
schaft  bildet  sich  durch  den  Arbeitsgliederungs-  und  Verkehrsprocess 
unter  den  Privatwirthschaften,   welcher  die  verkehrsmäs- 


*)  Das  Wesen  des  privatwirthschaftlichen  Systems  legen  am  Besten 
die  Erörterungen  der  Lehrbücher  über  die  Bildung  der  Waaren preise  unter 
dem  Einfluss  der  Concurrenz  (des  Mitwerbens)  dar,  dann  die  verwandten  Erörte- 
rungen über  den  Process  der  Vertheilung  des  Productionsertrags  als  Einkom- 
men an  die  bei  der  Production  betheiligteii  Personen,  daher  über  Lohn,  Zins,  Eente, 
ünternehmergewinn  unter  dem  gleichen  Einfluss  der  Concurrenz,  wobei  im  Wesent- 
lichen die  allgemeinen  Preisregeln  auf  die  verdingte  Arbeit,  das  verliehene  Kapital, 
das  verpachtete  Grundstück  angewandt  werden.  Hierbei  wird,  —  im  Ganzen  metho- 
dologisch auch  richtig,  sobald  man  sich  nur  bewusst  bleibt,  dass  man  unter  Vor- 
aussetzung bestimmter  Hypothesen  operirt,  deren  Zutreffen  in  der  Wirklich- 
keit bei  der  Anwendung  der  gefundenen  Sätze  auf  diese  Wirklichkeit  immer  erst  ge- 
prüft werden  muss,  s.  die  unten  folg.  Bemerk,  hierüber  und  besonders  Kap.  G,  Ab- 
schnitt von  der  Methode  —  hier  wird  mittelst  der  Methode  der  Deduction  aus 
dem  Walten  des  sich  so  viel  als  möglich  geltend  machenden  Selbstinteresscs  heraus 
geschlossen;  das  Streben  nach  dem  grössten  Vortheil  ist  das  leitende  Princip. 
Da  man  es  unter  dieser  Voraussetzung  mit  einem  relativ  einfachen  Causalverhältniss 
zu  thun  hat,  so  ist  die  Anwendung  mathematischer  Formeln  und  geometrischer  Figuren 
nicht  besonders  schwierig  und  öfters  versucht  worden,  um  die  Probleme  der  Preis- 
bildung damit  zu  lösen,  so  von  Kau,  im  Anhange  zu  §.  154,  lö4  und  21t)  des 
1.  Theils  (8.  Aufl.  S.  868  ff.),  besonders  umfänglich  von  v.  Mangoldt,  Grundr. 
1.  Aufl.  §.  46  ff.,  in  Frankreich  von  Cournot,  recherches  sur  les  princ.  math6m.  de 
la  theorie  des  richesses,  Par.  1838,  ganz  neuerdings,  mit  Hineinziehung  andrer  ver- 
wandter Probleme,  von  L.  Walras,  Clements  d'cconomie  polit.  pure  ou  thuorie  de  la 
richessc  sociale,  Lausanne  1874.  Auch  an  v.  Thünen's  classisches  Werk,  d.  isolirte 
Staat,  ist  zu  erinnern.  Diese  Versuche  sind  innerhalb  ihrer  Sphäre,  d.  h.  eben 
innerhalb  des  privatwirthshaft liehen  Systems  der  Volkswirt h schaff 
ganz  berechtigt.  Aber  es  ist  für  die  bisherige  fälschliche  Identificirung  der  Lehre 
vom  privatwirthschaftlichen  System  mit  der  Volkswirthschaf tslehre  schleclitweg 
bezeichnend,  dass  man  mit  dieser  etwa  noch  mathematisch  formulirten  Preis-  und 
Einkommen  theo  rie,  welche  in  letzter  Linie  immer  auf  das  mit  mathematischer 
Sicherheit  wirkende  blosse  Selbstinteresse  zurückgeführt  wird,  glaubte  die  wissenschaft- 
lichen Aufgaben  der  politischen  Oekonomie,  von  der  Productionslehre  abgesehen,  ge- 
löst zu  haben.  Jene  economic  politique  pure  ist  nur  eine  hypothetische  Formulirung 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft,  von  selbst  hier  schon  sehr 
bedingter  Giltigkeit  in  der  Wirklichkeit,  Denn  unvermeidlich  muss  dabei  das  Selbst- 
interesse, das  ., Streben  nach  Vermögen",  wie  es  J.  St.  Hill  hier  gern  nennt  (in  der 
Logik),  als  eine  constante,  selbst  ganz  gleich  bleibende  und  immer 
gleich  wirksame,  also  als  eine  absolute  Grösse  oder  Kraft  in  allen  verkehren- 
den Personen  angesehen  werden,  —  was  auch  wie  schon  gesagt  m.  E.  hypothe- 
tisch zulässig  ist,  indem  diese  Hypothese  ein  wichtiges  methodoolgisches  Hilfsmittel 
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sige  Erwerbung  der  Güter  mittelst  des  Tau  seh  s  (Kaufs  und 
Verkaufs)  und  Credits  zum  regelmässigen  Wege  für  Individuen 
und  Familien  macht,  sich  bez.   seine  Wirthschaft  mit  Gütern  con- 


bildet,  was  aber  in  der  Wirkliclikeit  niemals  genau  so,  wie  es  hypothetisch  angenom- 
men wird,  zutrifft.  Hier  eben  bilden,  wie  Knies  a.  a.  0.,  neuerdings  besonders 
Schmoller  so  richtig  ausführen,  Sitte  und  Sittlichkeit,  herrschende  Anschauun- 
gen u.  s.  w.,  noch  ganz  abgesehen  von  der  Gestaltung  des  Verkehrs  r  e  c  h t s ,  ein 
Medium,  durch  welches  Angebot  und  Nachfrage  erst  hindurch  gehen,  bevor  sie  auf 
Preis  und  Einkommen  einwirken.  Selbst  im  Grosshandel,  für  welchen  man  mit 
Recht  die  theoretischen  Preisregeln  am  Ersten  als  unmittelbar  auch  in  der  Wirklich- 
keit zutreff'ende  bezeichnet,  entzieht  sich  Angebot  und  Nachfrage,  Wirksamkeit  des 
Selbstinteresses,  „Qualität"  des  letzteren,  wenn  man  so  sagen  darf,  Art  und  Stärke  des 
,.Strebens  nach  Vermögen"  u.  s.  w.  dem  Einfluss  jenes  Mediums  nicht  durchaus,  — 
was  z.  B.  für  so  manche  Practiken  des  Börsenwesens  zu  beachten  ist.  —  Hierzu 
kommt  nun  aber  weiter,  dass  die  Bildung  der  Preise  und  Einzeleinkommen  von  dem 
Verkehrsrecht  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  von  der  Mitwirkung 
des  gemeinwirthschaftli  chen  und  auch  des  caritativen  Systems  überhaupt 
sehr  maassgebend  mit  bestimmt  wird,  was  bei  jener  bloss  privatwirthschaftlichen 
Formulirung  und  Lösung  der  Probleme  ganz  übersehen  wird  und  bei  manchen  Unter- 
suchungen, z.  B.  jenen  mathematischen  Formulirungen  der  Probleme,  zunächst  auch 
übersehen  werden  muss.  Die  Annahme  einer  „absoluten"  persönlichen  Freiheit, 
einer  durchaus  gleichen  Leistungsfähigkeit  der  Individuen  im  Concurrcnzkampf 
und  eines  „absoluten"  Eigenthumsrechts  sind  dann  eben  nur  weitere  Hypo- 
thesen oder  Fictionen,  durch  welche  man  sich  jene  verwickelten  Probleme  der 
Volkswirthschaft  künstlich  vereinfacht.  —  Dies  Alles  ergiebt,  dass  es  ein  Irrthum 
ist,  die  Volkswirthschaft  in  diesem  privatwirthschaftlichen  Concurrenzkampf,  den  man 
sich  selbst  noch  dazu  erst  im  Widerspruch  mit  der  Wirklichkeit  so  einfach  wie  mög- 
lich construirt ,  aufgehen  zu  lassen.  Man  kann  nur  so  viel  zugeben ,  dass  dieser 
Concurrenzkampf  dem  privatwirthschaftlichen  System  vornemlich,  aber  auch  nicht 
ausschliesslich  sein  Gepräge  giebt,  weil  Sitte,  Recht  u.  s.  w.  mitwirken  und 
er  eben  überhaupt  nicht  ein  so  reiner  Naturprocess  ist,  wie  im  Räsonne- 
ment  angenommen  wird;  ferner,  dass  dieses  privatwirthschaftliche  System  eine 
Hauptseite,  aber  clien  doch  nur  eine  Seite  der  Volkswirthschaft  darstellt.  Nur 
wenn  dies  richtig  im  Sinn  behalten  wird,  werden  die  Erörterungen  im  Texte  des 
2.  Abschnitts  richtig  aufgcfasst  werden.  Die  darin  enthaltenen  Formulirungen  sind 
daher  auch  hier  nur  der  Vereinfachung  des  Räsonnements  wegen  gleichfalls  etwas 
absolut  hingestellt,  was  über  die  von  mir  durchaus  festgehaltene  Tendenz  nicht  täuschen 
darf.  —  Auch  hier  bezeichnet  die  historische  Richtung  der  Nationalökonomie, 
besonders  mit  ihrer  wichtigen  Theorie  von  der  bloss  relativen  Giltigkeit  der  sogen, 
volkswirthschaftlichen  Gesetze  (s.  bes.  Knies,  polit.  Oekon.  S.  284  ff'.),  bereits  einen 
grossen  wissenschaftlichen  Fortscliritt,  namentlich  in  ihren  Lehren  vom  Preise  und 
Einkommen  gegenüber  der  mehr  naturwissenschaftlichen  mechanischen  Auffassung  der 
Smith'schen  Nationalökonomie,  wie  sie  hier  in  Deutschland  auch  Hermann  (z.B.  in 
s.  berühmten  Untersuchung  über  d.  Gewinn,  2.  Auff.  S.  488  —  581)  und  (zwar  weniger 
mathematisch  scharf  als  Hermann ,  aber  doch  schon  etwas  mehr  den  zahlreichen 
sonstigen  Einflüssen  Rechnung  tragend)  im  Ganzen  doch  auch  noch  Rau  vertritt. 
Vergl.  namentlich  Röscher 's  Lehre  vom  Preise  und  Einkommen.  Noch  mehr  aber 
hat  Schäffle  grade  durch  seine  durchgreifende  Unterscheidung  des  privat-  und  ge- 
mein wirthschaftlichen  Systems  in  diesen  Lehren  die  stets  nur  bedingte  prac- 
tische  Bedeutung  und  die  der  bisherigen  Praxis  und  dem  geltenden  Rechte  ge- 
genüber vielfach  noch  bedingtere  Berechtigung  der  privatwirthschaftlichen 
Preisbildung  und  Einkommenvertheilung  nachweisen  können.  —  Die  „Deutsche 
Frcihandelsschule"  (Prince-S  mith ,  0.  Michaelis  u.  s.  w.)  steht  dagegen 
noch  ganz  auf  dem  Standpuncte,  nicht  nur  diese  privatwirthschaftliche  Preisbildung 
und  Einkommenvertheilung  fast  ausschliesslich  zu  untersuchen,  sondern  in  einer  selt- 
samen petitio   principii  die  daraus,   d.   h.   die  im   Kampfe  eiiier  möglichst  freien 
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creteu  Gebrauchwerths  zu  versorgen.  Unter  einer  Privatwirthschaft 
ist  eine  Einzelwirthschaft  zu  verstehen,  welche  die  wirthschaftlichen 
Zwecke  der  an  ihr  betheiligten  Personen,  daher  zunächst  ihres 
leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects ,  nach  den  aus  dem 
Walten  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  sich 
ergebenden  Verkehrsprincipien  verfolgt.  Das  Selbstin- 
teresse führt  die  Privatwirthschaft  dazu,  das  Princip  der  Wirth- 
schaftlichkeit  so  streng  als  möglich  zur  Richtschnur  zu  nehmen, 
sowohl  bei  der  Eigengewinnung  der  Güter,  als  namentlich  auch 
bei  der  verkehrsmässigen  Erwerbung  im  Tausche  und  Credit  2)  und 
beim  Verbrauch  derselben.  Im  Verkehr  verfährt  die  Privatwirth- 
schaft daher  nach  dem  Grundsatze  der  speciellen,  vollstän- 
digen und  möglichst  genauen,  d.  h.  in  jedem  einzelnen 
Tauschacte  der  höchst  möglichen  Entgeltlichkeit  ihrer 
gewährten  Leistungen  und  der  empfangenen  Gegen- 
leistungen. 2)  Dieser  Grundsatz  verwirklicht  sich  in  der 
Weise,  dass  jedes  Gut  (Sachgut,  Dienst)^)  im  Tauschkampfe 
des     Verkehrs,     daher    unter    dem    massgebenden     Einflüsse 


Concurrenz  hervorgehenden  Gestaltungen  und  Preise  sogar  für  die  gerechtesten 
oder  selbst  für  die  einzig  gerechten  zu  erklären,  —  worauf  es  dann  freilich  leicht 
ist,  jede  Beschränkung  der  freien  Coucurrenz,  weil  sie  diese  „gerechte  Vertheilung" 
stört,  jede  Staatseinmischung,  jede  neue  Organisation  der  atomisirten  j^rivatwirthschaft- 
lichen  Erwerbsgesellschaft  unserer  modernen  Zeit  als  nachtheUig  zu  bekämpfen !  Siehe 
darüber  unten  Abschn.  ;J,  bes.  §.  12S  — 130  mit  den  dortigen  literarischen  Nachweisen. 
Auch  liier  ist  übrigens  nicht  zu  läugnen,  dass  der  socialistischen  Kritik  der 
modernen  Erwerbsgesellschaft  und  ihres  Systems  der  freien  Concurrenz  die  bedeutend- 
sten wissenschaftlichen  Anregungen  und  doch  auch  viele  positive  Förderungen 
zu  verdanken  sind.  Die  wahre  Bedeutung  des  Verkehrsrechts  (incl.  Eigen- 
thumsrecht)  für  das  privatwirthschaftlichc  System  und  die  hohe  Berechtigung  des 
gc  mein  wirths  c  liaftli  eben  Systems  in  der  Volkswirthschaft  erkannt  zu  liaben, 
ist  der  grosse  Kern  positivsten  wissenschaftlichen  Verdiensts,  welcher  in  den  Schriften 
der  grossen  socialistischen  Theoretiker  von  St.  Simon  bis  auf  La ss alle  auch  bei 
allen  Maasslosigkeiten  der  Speculation  und  bei  allen  üebertreibungen  der  Angriffe 
gegen  die  bestehende  wirthschaftliche  Ordnung  deutlich  genug  zu  finden  ist. 

'^)  Es  genügt  hier  zu  beachten,  dass  neben  Tausch  (Kauf  und  Verkauf)  für 
den  Wir  ths  chaftsbetrie  b  der  Credit,  besonders  in  der  modernen  Zeit,  immer 
mehr  in  Betracht  kommt  (§.  ()4).  Die  Bedingungen,  unter  denen  er  gewälirt  wird,  hängen 
bei  Pacht-,  Mieth-  und  Zinsfreilicit  auch  von  der  Concurrenz  ab.  Für  die  Ciiararfc- 
ristik  des  privatwirthschaftlichen  Systems  ist  es  ausreichend,  im  weiteren  Verlauf  di'U 
Tausch,  bez.  Kauf  und  Verkauf  vornemlich  ins  Auge  zu  fassen. 

•"')  Für  die  Formiilining  im  Texte  gilt  die  in  Anm.  1  gemachte  Bemerkung,  da.ss 
sie  hier  der  Einfachheit  des  Kaisonnements  wegen  absoluter  erfolgt,  als  der  Wirk- 
lichkeit entspricht.  Es  ist  z.  B.  schon  lange  üblich,  neben  der  Concurrenz  das  Her- 
kommen als  mitwirkenden  Regulator  bei  der  Preisbildung  und  Vcrtluulung  zu  be- 
zeichnen, s.  St.  Mi  11,  polit.  (Jekon.  B.  2,  Kap.  4.  Dies  Herkommen  ist  ebiMi  nur  ein 
gemeinsamer  Ausdruck  für  die  Summe  der  Sitten  u.  s.  w.,  welche  im  (irundc 
genommen  nicht  Regulator  neben  der  Concurrenz  ist,  sondern  welche  die  Con- 
currenz selbst  neben  dem  Selbstinteressc  mit  regulirt. 

■*)  Auch  für  jedes  Einzeleinkommen,  Lohn.  Zins,  gilt  dasselbe. 
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von  Angebot  und  Nachfrage,  als  den  Preisregulatoren  in 
jedem  einzelnen  Falle,  seinen  bestimmten  Preis  erhält.  Dieser 
Preis  ist  der  ökonomische  Ausdruck  für  das  Maass,  in  welchem  es 
jedem  Tauschenden  möglich  geworden  ist,  sein  wirthschaftliches 
Interesse  7A\y  Geltung  zu  bringen. 

§.  122.  Unter  den  Privatwirthschaften  sind  folgende  Arten 
zu  unterscheiden: 

1)  Die  typische  Hauptform  der  Privatwirthschaften  ist  die 
Einzelwirthschaft  einer  physischen  Person,  welche  in 
der  Familienwirthschaft  ihre  naturgemässe  Erweiterung,  aber 
damit  zugleich  schon  eine  Annäherung  an  die  Glemeinwirth- 
schaft^)  erfährt. 

2)  Die  speculativen  Erwerbsgesellschaften,  wie  die 
offene  Handelsgesellschaft,  die  Commandit-,  die  Actiengesellschaft 
und  einzelne  Arten  der  Genossenschaften,  wie  die  ältere 
Bergbaugenossenschaft  und  die  Mehrzahl  der  modernen  sog.  Wirth- 
schaftsgenossenschaften,  welche  freilich  den  freien  GemeinwirtJa- 
schaften  nahestehen.  Mancherlei  Zwischenbildungen  gehören 
theils  in  die  Kategorie  der  Privat--,  theils  in  diejenige  der  Gemein- 
wirthschaften  (§.  52).«) 

3)  Alle  Gemeinwirthschaften  endlich,  auch  die  auf  Zwang 
beruhenden,  wie  besonders  Staat  und  Gemeinde  selbst,  können 
nach  dem  privatwirthschaftlichen  System  wenigstens  theil weise 
fungiren  und  thun  dies  auch  in  der  Regel:  insoweit  sind  sie  eben- 
falls zu  den  Privatwirthschaften  zu  zählen  (z.  B.  der  Staat  hin- 
sichtlich seiner  eigentlichen  Domanialwirthschaft  und  annähernd  bei 
manchen  Staatsthätigkeiten,  deren  finanzielle  Behandlung  nach  dem 
sog.  Gebtihrenprincip  erfolgt). ') 

§.  123.  Der  Verkehr  und  jene  Preisbildungen  im  Tausche 
haben  zur  nothwendigen  Voraussetzung  eine  R  e  c  h  t  s  b  a  s  i  s  ,^)  welche 


'"')  Dies  kann  man  zugeben,  aber  eine  wirldiche  Gemeinwirthschaft  ist  die  Familie, 
die  hier  in  der  That  als  Naturganzes  in  Betracht  kommt,  nicht.  Anders  S  ch äff  le, 
2.  Aufl.  S.  332,  358  If ,  wo  die  Familienwirthschaft  zu  den  Gemeinwirthschaften  ge- 
rechnet wird;  modificirt  in  der  3.  Aufl.  IL,  91,  wo  die  Familie  als  „Grundform  frei- 
gebiger Mittheilung  zur  Consumtion"  in  Seh. 's  erster  Classe  der  Gemeinwirthschaften 
steht.     S.  ob.  Vorbcm.  z.  3.  Kap.  S.   15(5. 

*)  Die  älteren  Corp  oratio  ncn  für  Handelsbetrieb,  Gewerbebetrieb  hatten  öfters 
solchen  Character.  In  der  alten  Handwerkerzunft  liegt  ein  Element,  das  sie  als  Ge- 
meinwirthschaft charactcrisirt,  §.   155. 

')  Kau-Wagncr,  Fin.  I.,  §.  92  ff.,  95,  117  ff. 

^)  Die  einmal  bestehende  Kechtsbasis,  persönliche  Freiheit,  Eigenthum,  Erb- 
recht, wird  von  der  Nationalökonomie  stillschweigend  oder  ausdrücklich  als 
die  Voraussetzung  ihrer  Untersuchungen  über  Production,  Umlauf  und  Vertheilung  der 
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die  Bedingungen  und  Schranken  für  die  beiden  Parteien  im 
Tausche  festsetzt.  Diese  Rechtsbasis  ist  nichts  von  Natur  Ge- 
gebenes, aus  dem  Wesen  des  Menschen  ohne  Weiteres  Folgendes, 
nichts  Unveränderliches,  sondern  etwas  geschichtlich  stark  AYandel- 
bares.  Sie  kann  nicht  vom  privatwirthschaftlichen  System  aus 
sich  selbst  heraus  geschaffen  werden,  sondern  wird  durch  die 
höchste  Form  de rGemeiuwirthschaften,  durch  den  Staat, 
wenn  auch  nicht  ursprünglich  allein  gesetzt,  da  Gewohnheitsrechts- 
bildung voran  geht,  so  doch  von  ihm  allein  gesichert  gegen 
Bruch  und  weiter  gebildet.  Sie  ist  ein  Bedürfniss  ersten 
Eangs  für  die  Privatwirthschaften ,  ohne  dessen  genügende  Befrie- 
digung die  letzteren  in  der  Fürsorge  für  andre  Bedürfnisse  grossen- 
theils  lahm  gelegt  werden.  Das  gemeinwirthschaftliche  System 
erweist  sich  insofern  als  eine  Voraussetzung  des  privatwirthschaft- 
lichen, wie  umgekehrt  auch  letzteres  als  eine  solche  des  ersteren.'') 
Darin  findet  der  frühere  Satz  (§.  120),  dass  immer  eine  Combination 
beider  Systeme  in  der  Volkswirthschaft  stattfinden  müsse,  eine  Be- 
stätigung. 

Von  der  Gestaltung  der  Rech  tsbasis,  auf  welcher  sich 
der  privatwirthschaftliche  Verkehr  vollzieht,  hängt  der  Char acter 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  wesentlich  mit 
ab.  Letzteres  unterliegt  daher  dem  geschichtlichen 
Wechsel  in  seinen  Erscheinungsformen  vorzugsweise 
in  Folge  eines  Wechsels  dieser  Rechtsbasis.  Absolute 
Sätze  für  diese  Rechtsbasis  giebt  es  nicht  und  kann  es  nicht 
geben,  denn  der  geschichtliche  Process,  in  welchem  sie  steht,  ist 
ununterbrochen  im  Gange  unter  dem  Einflüsse  der  wechselnden 
Bedürfnisse  und  Anschauungen  der  Menschen.  ^^)    Selbst  die  mass- 


Giiter  angenommen,  so  auch  von  Rau.  S.  auch  o.  §.  11  Anm.  0  S.  13.  Dabei  wird 
aber  der  Einfluss  der  Verschiedenheit  dieser  Rechtsbasis  auf  die  Volkswirtbschaft 
nicht  genügend  beachtet  und  die  Möglichkeit  ihrer  Veränderung,  sowie  die 
Wünschenswert  he  Richtung  der  letzteren  ebensowenig.  S.  dagegen  Röscher, 
L,  1.  B.  Kap.  4  u.  .5,  Schiiffle  pass.,  bes.  IL,  .^4it  IL,  5UG  11'.  H.  Röslcr,  soc. 
Verwaltungsrecht,  I.,  §.  120  ff.,  177  iL,  183  fi'.  —  Die  spätere  Smith'sche  Schule,  die 
Manchesterpartei,  geht  in  ihren  Untersuchungen  stets  von  einer  natürlichen  ab- 
soluten persönlichen  Freiheit  und  von  einem  n  aturlich  en  absoluten, 
möglichst  für  alle  Sachen  (nicht  unbedingt:  Verhältnisse)  gleichen  Eigen- 
thums-  und  Erbrecht  aus:  —  die  zweite  Fiction  nebemjjcm  Dogma  von  der 
Allmacht  und  steeten  Richtigkeit  des  absoluten  wirthschaftlichcn  Selbst  Interesses. 

^)  Wenigstens  unter  der  thatsäclilich  richtigen  Voraussetzung,  dass  die  Sa<:li- 
güterproduction  im  Grossen  und  Ganzen  Sache  der  Privaten  ist  und  der  Staat,  die 
Gemeinde  vornemlich  auf  Steuereinnahmen  angewiesen  sind. 

'")  S.  0.  S.  27,  Anm.  5  zu  §.  24. 
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gebenden  Hauptpriucipien  der  Eecbtsbasis,  nemlich  diejenigen, 
welche  sieb  auf  die  verkehrenden  Menschen  und  auf  die  Güter  au 
und  für  sieh,  d.i.  auf  Personenstand  (persönliche  Freiheit 
u.  s.  w.)  und  Eigenthum  beziehen,  wechseln  erfahrungsmässig 
erheblich,  sogar  von  Grund  aus.  Zeit  und  Raum,  nicht  die 
sogen.  Natur  der  Menschen  und  Dinge  allein,  welche  ohnehin 
keine  einfache  fixe  Grösse  ist,  entscheiden  wesentlich  mit.  Dies 
verkannt  zu  haben,  ist  der  grosse  principielle  Fehler  der  neueren 
Volkswirthschafts  -Wissenschaft  der  Schule  von  A.  Smith.  ^^)  Mau 
kann  für  die  Rechtsbasis  des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs  nur 
Rechtssätze  relativen  Werths  aufstellen,  welche  immer  nur  für 
ein  gewisses  Zeitalter  und  für  gewisse  Länder  und 
Völker  als  die  richtigen  gelten  können. ^^) 

§.  124.  Entscheidend  für  die  Gestaltung  der  Rechtsbasis  des 
privatwirthschaftlichen  Verkehrs  sind  folgende  drei  Puucte: 

1)  Die  Rechtsnormen  über  den  Personenstand,  be- 
sonders die  persönliche  Freiheit  und  Gleichheit  der  in 
einer  Volkswirthschaft  verkehrenden  Menschen.  Besonders  hervor- 
zuheben sind  hier  als  massgebende  Momente:  Die  Rechtsinstitute 
der  Sclaverei,  Leibeigenschaft  und  Scholleupflichtig- 
keit  (glebae  adscriptio,  Colonat),  der  Frohnarbeit;  die  Unter- 
scheidung von  Ständen  mit  verschiedenem  Verkehrsrecht 
unter  den  Freien;^'*)  desgl.  von  Staatsangehörigen  und 
Ausländern,^'')  von  Orts-  (Gemeinde-)  an  gehörigen  und 


'^)  Namentlich  wieder  in  iliren  letzten  extremsten  Ausläufern,  der  Bastiat'schen 
Richtung  in  Frankreich,  der  Manchesterpartei  in  England,  der  „deutschen  Freihandels- 
schule" in  Deutschland;  s.  bes.  Absclin.  .H  unten. 

'^)  Dies  gilt  selbst  von  dem  Postulat  der  persönlichen  Freiheit,  s.  o.  §.  101,  voll- 
ends vom  Eigenthum,  Erbrecht.  Der  landläufige  Einwand  gegen  die  Socialisten :  „sie 
wollen  das  Eigenthum  beseitigen!"  iiberschiesst  wiederum  das  Ziel.  Denn  regelmässig 
werden  nur  bestimmte  einzelne  Arten  des  Eigen  thums  (z.  B.  Grundeigenthum, 
Kaijitaleigenthum)  und  ebensolche  Erwerbsarten  des  Eigcnthums  (z.  M.  Erbrecht, 
Kapitalgewinn,  (irundrente)  angegriffen,  d.  h.  eben  einzelne,  wenn  auch  vielleicht 
Hauptsätze  einer  gesch  iclitl  ichen  Ei  gen  thumsordn  u  n  g,  die  sehr  verändert 
werden  kann,  ohne  dass  das  Eigenthum  als  Rechtsinstitut  ganz  zu  bestehen  auf- 
hört (llod  bertus'  reines  Arbeitseinkommen  und  darauf  gegründetes  Eigen- 
tlium  an  Gebrauchsvermögen). 

*■'')  Personenstand,  Personalstand  als  Collectivbegriff  in  einem  ähnlichen,  aber  er- 
weiterten Sinne  als  der  römisch-rechtliche  Status,    der  nur  dem  Freien  zustand. 

")  Dahin  können  auch  die  im  römischen  Recht  vorkommenden  Mitlelzu  st  änd  e 
zwischen  Freilieit  und  Unfreiheit  geliören ,  Puchta,  Institut.  IL,  45f).  Ferner  die 
auch  mit  privatreclitlichen  Foli'en  verliundene  Unterscheidung  von  Patriciern  und  Ple- 
bejern, wenigstens  in  der  älteren  Zeit.  —  Unterscliiede  im  Verkehrsrecht  nach  der 
Religion  (Apostaten,  Häretiker,  Juden);  nach  der  »Sprache  (z.  B.  im  deutschen 
Handwerk,  vergl.  Stahl,  dtsch.  Handw.,  Giess.  1S74,  I.,  102);  nach  der  ehelichen 
und  unehelichen  Geburt  (eb.  S.  93  ff). 

*•''')  Cives  und  peregrini,  dann  latini  im  römischen  Recht.  —  Bürger  und  Metöken 
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Ortsfremden  1")  u.  dgl.  m.  in  dieser  Hinsieht;  von  Stadt-  und 
Landbewohnern;^')  die  Gewährung  voller  persönlicher  Frei- 
heit und  rechtlicher  Gleichheit  an  alle  erwachsenen 
vernünftigen  Staatsangehörigen  oder  selbst  an  alle 
menschlichen  vernünftigen  I n d i v i d u e n .^s)  mit  der  Rechtsfolge 
freier  Erwerbs-  und  Berufswahl  (,,freies  Recht  zu  arbeiten"), 
wie  in  der  Hauptsache  in  unseren  europäisch-americanischen 
Staaten  der  Gegenwart. 

2)  Die  Rechtsnormen  über  das  Eigenthum  an  wirth- 
schaftlichen  Gütern,  insbesondere  an  S  ach  gutem.  Massgebend 
ist  hier  namentlich:  ob  und  in  welcher  Art  Eigenthum  an  Men- 
sche n^^)  zugelassen  wird  (Sclaven recht);  sodann  die  Unter- 
scheidung zwischen  beweglichen  Sachen  und  Grundstücken 
und  Verhältnissen  (incl.  sogen,  geistiges  Eigenthum);  bei 
ersteren  zwischen  Gebrauchsvermögen  und  KapitaPO)  (Pri- 
vatvermögen, Kapitalbesitz,  §.  28);  der  Umfang  und  der  Inhalt 
der  Rechte,  welche  das  Privateigenthum  gewährt;  beim  Grund 
und  Boden:  ob  derselbe  gänzlich,  theilweise,  gar  nicht  vom 
Eigenthum  der  eigentlichen  Privatwirthschaften  ausgeschlossen  und 
als  Gemeineigenthum  vorbehalten  ist;  bei  der  Zulassung  pri- 
vaten Grundeigenthums,  ob  dasselbe  „beschränktes''  Eigen- 
thum ist,  wie  im  Allgemeinen  in  den  früheren  Stufen  des  Volks- 
lebens und  in  der  germanischen  Rechtsbildung,  oder  ob  dieses 
Immobiliareigeuthum  möglichst  im  Umfange  und  Inhalt  der  Rechte, 
die  es  gewährt,  dem  Mobiliareigenthum  gleichgestellt  ist, 
wie  unter  dem  Einfluss  des  römisch-rechtlichen  Eigenthumsbegritfs 
und  im  Interesse  der  Freiheit  des  Verkehrs  und  der  Geltung  des 
Individuums  immer  vollständiger  in  der  modernen  Volkswirthschaft; 


in  Athen  u.  s.  w.  (Ausschluss  vom  Erwerb  des  Grundeigenthums).  —  Aehnliche  Ge- 
staltungen vkdfach  in  den  mittelalterlichen  Rechtssystemen  und  bis  in  die  neueste  Zeit 
hinein,  besonders  was  Grunderwerb,  Handwerksbetrieb  u.  a.  m.  anlangt. 

*^)  Für  Grund-  oder  Ilauserwerb,  für  selbständigen  Geschäftsbetrieb  in  unseren 
modernen  Staaten  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  von  Bedeutung. 

")  Früher  für  Gewerbebetrieb  vielfach  entscheidend;  aufgehoben  in  der  deutschen 
Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1S0S>,  §.  2. 

*®)  Jetzt  GleichsteUung  der  Inländer  und  Ausländer  im  Allgemeinen  in  der  deut- 
schen Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  If5(j9.  §.  1,  vergl.  Jacobi,  Gewerbegesetzgebung 
im  Deutschen  Keiclie,  Berl.  Ib74.  S.  2U. 

*®)  Bedeutender  Fortscliritt  von  der  reinen  Sclaverei  im  röm.  Colonat,  Puchta, 
Instit.  tl.,  458;  Rodbertus,  in  Hildcbr.  Jahrb.  IL,  20G.  Vergl.  auch  dess.  Abh. 
über  die  mediastini,  eb.  1873,  I.,  241. 

*")  Auf  die  verschiedene  Rechtsstellung  dieser  beiden  Arten  Eigenthum  —  unse- 
rem Rechte  etwas  fast  noch  ganz  Fremdes  —  drängt  die  sociale  Bewegung  wohl  zu- 
nächst hin. 

A.Wagner,  Volkswirthschaftslelive.     I.  12 
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beim  Grundeigenthum  ferner:  ob  und  wie  dasselbe  als  städti- 
sches und  ländliches, ^^)  als  Forst-,  Bergwerks-,  laudwirthschaft- 
licher  Boden  u.  s.  w.  ^^)  im  Rechte  unterschieden  wird ;  endlich  ob 
und  wie  das  Grundeigeothum  durch  Reallasten  und  Servituten 
beschränkt  werden  kann;  bei  privatem  Kapitaleigenthum: 
ob  und  in  welchem  Maasse  Beschränkungen  in  der  freien  Verfügung 
über  dasselbe  durch  bestimmte  Bedingungen  der  eigenen  Verwen- 
dung (z.  B.  vorgeschriebener  gewerblicher  Bildungsgang),  durch 
Lohn-,  Zins-,  Preistaxen,  durch  öffentlich-rechtliche  Regelung 
der  Verhältnisse  der  Lohnarbeiter,  z.  B.  in  Betreff"  der  Arbeitszeit 
u.  A.  dgl.  m.,  wie  im  Allgemeinen  im  Mittelalter,  vorhanden  oder 
das  Kapitaleigenthum  wesentlich  dem  Privateigenthum  an  Gebrauchs- 
vermögeu  gleichgestellt  und  daher  ein  möglichst  unumschränktes 
ist,  wie  im  Ganzen  in  der  modernen  Volkswirthschaft ;  bei  Ver- 
hältnissen: ob  und  wie  weit  überhaupt  ein  Eigenthum  oder  ein 
demselben  verwandtes  Recht  anerkannt  wird  (dahin  auch  das  Ur- 
heberrecht, Patentrecht,  Marken-  und  Musterschutzrecht  u.  s.  w.). 
—  Endlich  kommt  in  Betracht:  der  Zustand  des  privaten 
Vermögensrechts,  insbesondere  auch  ob  und  in  welcher  Art 
neben  dem  Eigenthum  Erbrecht  anerkannt  wird;  ferner  die  Ein- 
richtung der  Besteuerung,  welche  sich  au  das  Eigenthum  von 
Gebrauchsvermögen  (Luxiissteuern,.  indirecte  Verbrauchssteuern  auf 
wichtige  Cousumptibilien),  von  Kapital  und  Grundstücken  nebst 
Häusern  und  an  das  Einkommen  daraus  (Renteneinkommen),  sowie 
an  das  Erbrecht  anknüpft.  Die  rechtliche  Zulassung  des  Privat- 
eigenthums  an  Menschen,  Kapital  und  Grundstücken  ist  die  Vor 
aussetzung  für  die  Möglichkeit  des  Vorhandenseins  von  Renten, 
als  einer  Quelle  des  Privateinkommens  einer  Person  aus  der  Arbeit 
dritter  Personen.  ^^) 


'")  üeber  die  schädliche  Gluic^hstellung  des  städtischen,  besonders  grossstädtischen 
Grundeigcnthuins  mit  dem  ländlichen  s.  meine  Rede  in  der  Eisen.  Debatte  über 
Wohnungsnoth,  Verh.  1872,  S.  233. 

'^'^)  Auch  das  Wasser-,  Jagd-,  Fischereirecht  ist  hier  noch  zu  unterscheiden 
■")  Dies  wird  allerdings  in  der  gewöhnlichen  Auffassung  des  Kapital-  und  Grund- 
eigentliums  und  der  „daraus"  gezogenen  Eenten  bestritten,  aber  mit  Fug  höchstens 
dann,  wenn  der  Eigenthümer  selbst  das  Kapital  und  Grundstück  verwendet  und  auch 
hier  ist  es  dann  eigentlich  nur  sein  Arbeitseinkommen,  welches  sich  mit  Hilfe  der 
Grundstücke,  Kapitalien  vcrgrössert.  Bei  verpachteten  Grundstücken,  vermietheten  Ge- 
bäuden und  verliehenen  Kapitalien  ist  es  aber  immer  doch  die  Arbeit  des  Dritten, 
des  Schuldners,  welche  die  Rente  erarbeiten  muss.  Das  unpersönliche  Kapital  und 
Grundstück  giebt  ja  an  sich  keine  Rente.  Die  Rente  kommt  hier  nicht  eigentlich 
aus  dem  Kapital  u.  s.  w.,  sondern  wird  nur  für  die  üeberlassung  der  Nutzung  des 
letzteren  gezahlt.     Triviale  Waliriieiten,  —  deren  Conseriueuzen   für   die  Beurtheilung 
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3)  Die  RechtsnormeD  für  die  Anerkennung  solcher 
geschichtliehüberkommenerEigenthumsverhältnisse 
oder  „erworbener  Rechte '',  welche  auf  einer  anderen  als 
der  jeweilig  bestehenden  Rechtsbasis  der  persönlichen  Freiheit  und 
des  Privateigenthums  entstanden  sind.  ^^) 

Sowohl  hinsichtlich  dieses  dritten  Puncts  als  auch  hinsichtlich 
des  auf  der  jetzigen  Eigenthumsordnung  beruhenden  Privateigen- 
thums sind  die  Grundsätze  besonders  wichtig,  nach  welchen  aner- 
kannte Eigenthums Verhältnisse  oder  erworbene  Rechte 
auch  gegen  den  Willen  der  Berechtigten  zwangsweise,  weil 
sie  den  Interessen  der  Volkswirthschaft  und  im  ersten  Falle  neuen 
Rechtsanschauungen  und  dem  jetzt  geltenden  Rechte  widersprechen, 
beseitigt  werden:  daher,  ob  und  wie  eine  einfache  Aufhe- 
bung der  überkommenen  Eigenthum.srechte  (z.  B.  an  Menschen) 
ohne  Entschädigung  erfolgt;  oder  ob  eine  solche  gewährt  wird, 
und  zwar  nach  der  einseitigen  Bestimmung  des  Gesetzgebers 
allein  oder  nach  Vereinbarung  mit  dem  Eigeuthümer;  ob  eine 
vollständige  oder  eine  t heilweise  Entschädigung  stattfindet 
u.  s.  W.  ^^) 

§.  125.  Die  Verkehrs-Rechtsbasis  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  in  den  modernen  Volkswirthsehaften 
der  europäischen  Culturvölker  und  ihrer  Abkömmlinge  in  anderen 
Erdtheilen  characterisirt  sich  durch  folgende  Gestaltung  der  eben 
erörterten  drei  maassgebenden  Puncte: 

1)  Es  besteht  allgemeine  persönliche  Freiheit  und 
Gleichheit  der  physischen  Personen  im  Verkehr  mit  gewissen 
Beschränkungen  für  Unerwachsene  und  in  geringem  Maasse  noch 
für  das  weibliche  Geschlecht.     Physischer  Zwang  von  Person 


der  Eigenthumsordnung  und  ihrer  ökonomischen  Folgen  aber  wichtig  sind.  Vergl.  auch 
Kodbertus,  Creditnoth,  bes.  IL,  280  ft. 

**)  Was  für  einen  grossen  Theil  des  Grossgrundbesitzes  wichtig  ist;  ferner 
auch  in  Betracht  kommt  für  ererbtes  oder  von  den  ursprünglichen  Erwerbern  an 
Dritte  übergegangenes  Kapitaleigcnthum,  herrührend  z.  B.  aus  Plantagenbetricb  mit 
Sclaven  in  Culouien,  aus  Sclaveuhaudel ,  aus  Gewinn  durch  Leibeigene,  aus  Handels- 
and Gewerbevorrechten:  lauter  Eigenthum ,  das  nicht  auf  reelle  eigne  Arbeit 
der  Besitzer  oder  ihrer  Rechtsvorgänger  zurückzuführen  ist;  auch  nicht  einmal  auf 
die  Arbeit  solcher  Anderer,  mit  denen  sich  der  Besitzer  „frei  contractlich" 
abgefunden  hatte.  Bei  dem  bäuerlichen  Grundbesitz  liegt  die  Sache  wenigstens 
grossentheUs  noch  anders.  Marx  unterscheidet  dies  in  der  Grundeigenthumsfrage 
ganz  richtig.  Es  ist  ein  Fehler  meiner  Scluift  über  das  Grundeigenthum  (lh70),  dies 
nicht  gethan  zu  haben. 

^)  Entwährungs wesen  L.  Stein's,  s.  dess.  Verwaltongsrecht  B.  VII,  67  H'. 
Handb.  d.  Verwaltungsr.  (1870)  S.  144  lt.;  Grundenüastung,  Ablösungen;  Expropria- 
tion; Nothrccht.     S.  bes.  Lassalle,  Syst.  d.  erworb.  Rechte. 
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ZU  Person  ist  daher  ausgeschlossen.  „Freie  contr actliche 
Vereinbarung"  ist  das  allein  geltende  Eechtsprincip  im  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehr.  Die  Vortheile,  welche  für  die  eine 
Tauschpartei  aus  der  ungünstigeren  ökonomischen  Lage  der  ande- 
ren hervorgehen,  bei  der  Preisbildung  ^^)  soweit  als  möglich  geltend 
zu  machen,  ist  rechtlich  durchaus  statthaft  (vgl.  Kap.  5). 

2)  Es  können  immer  mehr  alle  Sachgüter  und  ein  Theil  der 
„Verhältnisse''  (§.  15)  in  das  volle,  d.  h.  möglichst  unumschränkte 
Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  übergehen,  oder  m.  a.  W. 
das  Privateigenthum  dehnt  sich  immer  weiter  auf  alle  wirth 
schaftlichen  Güter,  mit  Ausnahme  persönlicher  Dienste  und  gewisser 
Verhältnisse,  aus,  wird  immer  gleichartiger  für  alle  Güterarten, 
namentlich  auch  für  Gebrauchsvermögen,  Kapital,  Grundstücke  (und 
selbst  z.  Th.  für  Verhältnisse)  und  gewährt  nach  seinem  Inhalte 
immer  absolutere,  umfassendere  Rechte.  Nach  Analogie  des 
Eigenthums  an  Sachen,  nur  mit  den  durch  die  verschiedene  Natur 
des  Rechtsobjects  gebotenen  Modificationen,  wird  auch  ein  sogen, 
geistiges  Eigen thum  an  gewissen  Verhältnissen  (Autorrecht, 
Patentrecht  u.  s.  w.)  gesetzlich  sanctionirt. ") 

3)  Es  werden  auch  die  auf  a  n  d  e  r  e  r  Verkehrsrechtsbasis  ent- 
standenen Eigenthumsveihältnisse  und  erworbenen  Rechte  zu  Recht 
bestehend  anerkannt. ^^j  Eine  zwangsweise  erfolgende  Be- 
seitigung derselben  sowie  der  auf  der  jetzigen  Rechtsbasis  ent- 
standenen wird  zwar  im  Princip  für  zulässig  erklärt,  aber  nur 
mit  grosser  Vorsicht  und  mit  vielen  Cautelen  in  der  Praxis  durch- 
geführt. Auch  hierbei  wird  mitunter  freie  contr  actliche  Ver- 
einbarung hinsichtlich  der  Entschädigung  vorbehalten. ^^j 
Doch  kommt  auch  eine  Festsetzung  der  Entschädigung  einseitig 
durch  gesetzliche  Verfügung  vor.  Auch  im  letzteren  Falle  pflegt 
sieh  die  Entschädigung  aber  einigermaassen  nach  der  Höhe  des 


*^)  Wohin  die  Bildxing  der  Lohnsätze,  Zinssätze,  Mieth-,  Pachtzinsen  immer  mit 
gehört. 

'")  Eine  Gonsequenz  unserer  Eigen  thum s Ordnung,  die  die  Manchesterpartei 
grade  liier  in  falscher  Auffassung  des  Autorrechts,  Patentrechts,  Musterschutzes,  als 
Arten  eines  der  freien  Concurrcnz  widersprechenden  Privilegs,  nicht  zieht.  Vergl. 
dagegen  die  sehr  lehrreichen  Verhandl.  des  Wiener  intcrnat.  Patentcongresses  in  1S73, 
Dresd.  1874. 

*^)  Ein  Hauptgrund,  warum  das  System  der  freien  Concurrenz  fttr  die  besitzlosen 
Classen  von  vornherein  einen  ungloichen  Kampf  darstellt.  Um  -wenigstens  beim  ersten 
Wettlauf  die  Concurrenten  gleich  zu  stellen  im  System  der  radicalen  Gewerbefreiheit, 
hätte  die  Nationalökonomie  der  freien  Concurrenz  zunächst  die  Aufhebung  der  alten 
Besitzverhältnisse  folgerichtig  proclamiren  müssen. 

-')  So  zunächst  bei  der  Expropriation. 


3.  Abschnitt.     Das  moderne  System  der  freien  Coucurrenz.  J^I 

ökonomischen   Werths    des    beseitigten    (oder    verminderten; 
Rechts  zu  richten.^'') 

Das  privatwiithschaftliche  System  auf  dieser  Verkehrsrechtsbasis 
nennen  wir  das  moderne  System  der  freien  Concurrenz. 
Gewerbefreiheit,  Handelsfreiheit,  Freiheit  des  Grund- 
eigenthums,  ferner  Freiheit  der  Preise,  der  Löhne,  der 
Zinsen,  im  Gegensatz  zu  Preis-,  Lohn-  und  Zinstaxen,  sind  nur 
Bezeichnungen  für  die  freie  Concurrenz  auf  einzelnen  besonderen 
Gebieten  der  Volkswirthschaft  und  Consequenzen  des  allgemeinen 
Princips. 

3.  Abschnitt. 

Das  moderne  System  der  fielen  Concurrenz,^) 

§.  126.  Das  Wesen  der  modernen  freien  Concurrenz  besteht 
darin,  dass  sich  die  Privatwirthschaften  im  Verkehr  in  den  Rechts- 
schranken  halten  müssen,  welche  durch  die  im  vorigen  Abschnitt 


^)  Auch  bei  der  Aufhebung  von  Grundlasten  u.  dgl.  m.  im  Wege  der  Reform, 
wie  in  Deutschland  (im  Gegensatz  zu  dem  französischen  revolutionären  Vorgehen),  haben 
freilich  die  Zeitverhältnisse  ihren  Einfluss  auf  die  Höhe  der  Entschädigung  ausgeübt, 
z.  B.  in  der  Normirung  der  Ablösungscoefficienten  bei  Zehent-  und  ähnlichen  Lasten. 
Unentgeltliche  Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
(preuss.  Ges.  v.  31.  Oct.  184S)  u.  s.  w. 

*)  Die  hierher  gehörige  systemat.  und  monograph.  Literatur  besteht  eigentlich  in 
der  gesammten  physiokratisch-smithischen  nationalökon.  Literatur,  "wofür 
auf  die  Literaturübersicht  im  7.  Kap.  zu  verweisen  ist.  Die  neuere  Literatur,  in 
England  aus  der  Periode  nach  Smith- Malthus-Ricardo,  in  Frankreich  aus 
derjenigen  nach  J.  B.  Say,  in  Deutschland  nach  Storch,  Lotz,  Rau,  Her- 
mann, also  im  Allgemeinen  die  Literatur  der  Epigonenperiode,  ist  jedoch  für 
die  im  Texte  erörterten  Principienpuncte  deswegen  auch  in  der  Wissenschaft  zur 
Klarstellung  der  Theorie  besonders  zu  beachten,  weil  erst  in  ihr  die  vollen  Consequen- 
zen der  physiokratisch-smithischen  Prämissen  gezogen  werden.  In  dieser  Hinsicht 
sind  hervorzuheben:  die  Schriften  von  Senior,  polit.  ccon.  loutlines),  zuerst  183fi, 
und  öfters  (Gegner  der  Fabrikgesetzgebung),  M'Culloch,  princ.  of  polit.  econ.,  zu- 
erst Ediub.  1S25  und  öfter,  deutsch  von  Weber,  Stuttg.  18-51,  auch  J.  Mill  (Vater\ 
Elem.  of  polit.  econ.,  Lond.  1821,  deutsch  von  Jacob,  Halle  1825;  aus  der  franzö- 
sischen Literatur  vor  Allen  des  beilihmtcn  Autors  der  Lehre  von  der  natürlichen  In- 
teressenharmonie, Fr.  Bastiat's,  harmonies  6conomi(|ues ,  Paris  1850,  deutsch  von 
Prince-S  mith,  1852,  bes.  Kap.  10,  und  zahlreiche  kleinere  Schriften  in  s.  oeuvrcs 
complets  (mehrf.  Ausg.),  wogegen  doch  z.  B.  Ch.  Dunoyer  in  s.  libert^  du  travail, 
.H  vol.,  Par.  1845,  bes.  vol.  2,  keineswegs  ein  einseitiger  Lobredner  der  freien  Con- 
currenz ist.  —  Die  deutschen  Systematik  er  von  Bedeutung  haben  sich  alle  der 
freien  Concurrenz  gegenüber,  auch  wenn  sie  sii'  principiell,  dem  Standpunct  der 
Smith'schen  Schule  gemäss,  vertraten,  doch  vorsichtiger,  im  Einzelnen  mitunter 
skeptisch  geäussert.  Auch  M.  Wirth,  der  verdiente  Systematiker  der  eigentlichen 
..deutschen  Freihandelsschule"  hat  in  s.  verbreit.  Grundzügen  der  Nationalökonomie, 
zuerst  1856,  1858  nicht  immer  die  vollen  rücksichtslosen  Consecjuenzen  des  Systems 
der  freien  Concurrenz  gezogen  und  ist  neuerdings  vielfach  dem  Standpunct  der  sog. 
realistischen  (historischen  ,  ethischen)  deutschen  Schule  sehr  nahe  getreten  (auch  in 
practischen  Fragen,  wie  die  Staatseisenbahnpolitik,  Zettelbankpolitik).  —  Dagegen  kann 
man  das  „moderne  System  der  freien  Concurrenz"  in  seiner  theoretischen  Formulirung 
wohl  am  Besten  in  den  kleineren  monograp  bischen  Arbeiten  theils  über  theo- 
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formulirten  Principien  der  persönlichen  Freiheit,  des  Privateigen- 
thums  und  der  Sanction  geschichtlich  überkommener  und  einmal 
zu    Rechtens    bestehender    Eigenthumsverhältnisse    gezogen    sind. 


retisclie  Principienpuncte,  tlieils  über  practische  Fragen,  worin  die  ver- 
kehrsfreihcitliche  Entscheidung  theoretiscli  principiell  begründet  wird,  besonders  über 
Gewcrbefreiheit,  Freihandel,  Freiheit  des  Grundeigenthums,  Bankfreiheit  ii.  dgl.  m. 
entwickelt  finden.  Die  Form  der  Darstellung,  die  Nothwendigkeit  der  Pointirung  lässt 
die  Schriftsteller  hier  die  Consequenzen  oft  schärfer  ziehen.  In  dieser  Hinsicht  ist 
namentlich  auf  die  Wörterbücher,  so  das  französ.  dictionaire  de  l'fecon.  polit., 
Par.  1851,  1853,  2  B.,  das  deutsche  Handwörterbuch  der  Volkswirthschaftslehre  von 
Rentzsch  (besonders  die  Artikel  von  Böhmert,  Emminghaus,  Rentzsch, 
Prince-Smith  u.  A.),  auch  auf  einzebe  Artikel  in  R  o  tte  ck-\Velcker 's  Staats- 
lexicon  zu  verweisen  (Bluntschli-Brater's  Staats wörterb.,  sowie  H.  Wagener's 
Gesellschaftslexicon  stehen  auch  in  den  volkswirthschaftlichen  Artikeln  im  Ganzen 
anders).  Prince-Smith'  Art.  Handelsfreiheit  in  Rentzsch'  Handwörterb.  ent- 
hält in  aller  Kürze  die  ganze  Theorie  der  freien  Concurrenz.  Weitere  Ausführungen 
über  die  theoretischen  Puncte  und  practischen  Fragen  aus  dem  Standpuucte  der  Theo- 
rie im  Journ.  des  Economistes  und  besonders  in  Fauch  er 's  (und  früher  0.  Michae- 
lis') Vierteljahrsschr.  f.  Volkswirthsch.  u.  Culturgesch.,  namentlich  in  den  Artikeln 
von  Prince-Smith,  0.  Michaelis  u.  A.  m. ;  ferner  in  den  Verhandlungen 
des  Congresses  der  deutschen  Volkswirthe  seit  1858  über  die  wichtigsten 
practischen  volkswirthschaftlichen  Fragen  dieser  Periode,  Anf.  besonders  über  Gewerbe- 
freiheit und  Verwandtes,  Zolltarif.  In  der  Gesammtrichtung  dieses  Congresses  wie  in 
derjenigen  mancher  seiner  Stimmführer  ist  freilich  in  der  neueren  Zeit,  besonders  seit 
1866,  1870,  eine  vielfach  bemerkenswerthe  Mässigung,  hier  und  da  selbst  ein  Um- 
schwung eingetreten,  woraus  sich  erklärt,  dass  bestimmte  Postulate  und  Lehrsätze  der 
Theorie  der  freien  Concurrenz  heute  auch  von  dieser  Seite  aus  desavouirt  werden. 
Indessen  braucht  man  nur  in  die  früheren  Verhandlungen  des  volkswirthschaftlichen 
Congresses  und  in  die  genannte  Vierteljahrsschrift  zu  blicken,  um  sich  zu  überzeugen, 
dass  eben  auch  hier  nur  eine  rückläufige  Bewegung  eingetreten  ist.  Vergl. 
namentlich  die  Elumenlese  extrem  freihändlerischer  Aeusseningen  der  sogenannten 
,, deutschen  Freihandelsschule"  in  Schönberg's  schon  genanntem  Aufsatze  in  der 
Tüb.  Zeitschr.  1872,  S.  404  ff.,  sowie  Roscher's  auch  hier  wie  stets  von  hoher 
Objectivität  zeugendes  ürtheil  in  s.  Gesch.  d.  Nationalökon.,  S.  1014  ff.  Er  wirft  der 
gen.  Schule  in  theoretischer  Hinsicht  mit  Recht  vor:  sie  sei  zu  abstract,  zu 
wenig  historisch,  zu  optimistisch  (letzteres  wohl  vor  Allem!).  —  In  den 
wissenschaftlichen  systematischen  Werken,  den  Lehr-  und  Handbüchern  fehlen  übrigens 
sonst  zusammenfassende  Erörterungen  über  das  Princip  und  System  der  freien  Con- 
currenz zu  sehr.  Es  wird  davon  gewöhnlich  nur  bei  theoretischen  und  practischen 
Specialfragen  gehandelt,  was  nicht  genügt.  Rau  kommt  nur  in  der  Kürze  in  der 
Preislehre  (bei  den  Bestimmgründen  des  Preises)  I.,  §.  J52,  und  in  der  Lohn- 
lehre I.,  §.  187,  105  auf  das  „Mitwerben'-  zu  sprechen,  ohne  principielle  Würdigung. 
Röscher  legt  in  der  Lehre  v.  Güterumlauf,  I.,  §.  97,  die  wirthschaftsgeschicht- 
lichen  Bedingungen  für  die  Entwicklung  der  freien  Concurrenz  dar  und  erachtet 
letztere  doch  für  unsere  Zeit  als  überwiegend  günstig  :  die  Vermuthung  sei  für  sie  als  die 
Regel,  für  Ausnahmen  liege  dem  Behauptenden  die  Beweislast  ob.  Die  beherrschende 
Bedeutung,  welche  das  Concurrenzprincip  in  der  heutigen  Theorie  und  Praxis  ein- 
nimmt, verlangt  m.  E.  eine  principielle r  eingehende  Untersuchung.  Eine  solche 
liefert  J.  St.  Mi  11  im  4.  Kap.  des  2.  B.  s.  polit.  Oekon.  doch  auch  noch  nicht,  trotz 
der  schätzbaren  Erörterungen  dieses  Kapitels  (,es  findet  sich  hier  z.  B.  noch  der  Aus- 
spruch: dass  nur  mittelst  des  Princips  der  Concurrenz  die  Volkswirthschaftslehre  auf 
den  Character  einer  Wissenschaft  Anspruch  habe).  Aehnlich  M.  Wirth,  Grundzüge 
I.,  4.  Auti.  S.  416  ff.  Principieller  dagegen  ist  Schäffle,  2.  Aufl.  S.  63  ff.,  3.  Aufl. 
§.  202  ff.,  IL,  29  ff.,  336  ff,  auch  S.  526  ff.  auf  die  allgemein-wirthschaftliche  Be- 
deutung des  Problems  der  freien  Concurrenz  eingegangen.  —  Vergl.  auch  Knies, 
polit.  Oekon.  passim,  bes.  im  3.  und  4.  Abschn.  der  Abth.  III.,  u.  a.  S.  197  ff.,  auch 
Hilde brand,  Nationalökon.  pass.,  z.  B.  S.  295.     Statt  immer  wieder  zum  Beleg  für 
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Innerhalb  dieser  Schranken  darf  jede  Privatwirthschaft  ihr  wirth 
schaftliches  Selbstinteresse  im  Verkehr,  also  namentlich  im  Process 
der  Preisbildung  für  Sachgüter  und  Dienstleistungen  und  bei  der 
contractlichen  Festsetzung  der  Arbeitslöhne,  Leihzinsen,  Pacht-  und 
Miethzinsen,  soweit  geltend  machen,  als  es  ihr  beliebt.-) 

Die  günstigen  Folgen  dieses  Systems  nicht  bloss  für  die 
einzelne  Privatwirthschaft,  sondern  für  die  ganze  Volkswirthschaft 
sind  von  der  modernen  Wirthschaftslehre  oft  rühmend  dargelegt 
worden  und  in  der  That  auch  nicht  zu  verkennen  (§.  127).  Nur 
hat  man  aus  denselben  falsche  Schlüsse  hinsichtlich  der  Na- 
turgemässheit,  der  nothwendigen  Allgemeinheit  und  Ab 
solutheit  des  Systems  der  freien  Concurrenz  und  hinsichtlich  des 
wirthschaftlichen  Selbstinteresses  gezogen  (§.  128  tf.)  und  die  ebenso 
unzweifelhaften  ungünstigen  Folgen  und  Gefahren  des  Systems 
übersehen  oder  zu  wenig  gewürdigt  (§,  134  tf,). 

§.  127.  Die  günstigen  Folgen  der  freien  Concurrenz  liegen 
vornemlich  auf  dem  Gebiete  der  Production  der  Güter '^)  und 
treten  hier  sowohl  in  der  technischen  als  in  der  ökonomischen 
Seite  der  einzelnen,  Güter  erzeugenden  Privatwirthschaft  und  da- 
durch in  der  ganzen  Volkswirthschaft  hervor.  Die  Concurrenz 
kann'*)  die  Erzeuger  zur  bestmöglichen  Technik  neben  der  höchst- 
möglichen Oekonomik  bei  der  Herstellung  und  wiederum  auf  die 
Dauer  zur  Preisansetzung  der  Güter  nach  dem  geringsten  Kosteu- 

die  Ansichten  tlber  freie  Concurrenz  auf  die  oft  citirten  Physiokraten,  besonders  Tur- 
got,  auf  A.  Smith  und  die  „Classiker"  zurückzugehen,  habe  ich  es  vorgezogen, 
neuere  extreme  Freihändler  anzuführen  (§.  129).  Wie  sehr  die  Grundanschauung 
über  freie  Concurrenz  schon  physiokratischen,  bez.  Turgot 'sehen,  nicht  erst 
Smith'schen  ürsprung-s  ist,  hat  u.  A.  v.  Scheel  richtig  hervorgehoben:  über  Turgot 
Tüb.  Zeitschr.  186S,  womit  zu  vergleichen:  v.  Sivers,  über  Turgot,  Hildebr.  Jahrb. 
1S74,  I.  —  üeber  die  Angriffe  auf  die  freie  Concurrenz  in  der  Literatur  s.  xuiteu 
Abschn.  5. 

'^  „Die  Concurrenz  oder  Mitwerbung  ist  das  freie  Spiel  der  wirthschaft- 
lichen Kräfte;  sie  äussert  sich  in  der  Wechselwirkung  von  Angebot  und 
Nachfrage,  welche  den  Preis  reguliren."  M.  Wirth,  a.  a.  0.  Dieses  „freie 
Spiel  der  wirthschaftlichen  Kräfte"  ist  doch  etwas  sehr  Vages,  wenn  diese  Phrase 
sich  auch  bis  in  die  amtlichen  Documente,  die  Motive  zu  Gesetzentwürfen  des  deut- 
schen Reichskanzlcramts  versteigt.  Man  kann  danach  in  der  That  au  vollständige 
rechtliche  Schrankenlosigkeit  der  freien  Concurrenz  denken,  weshalb  die  im  Text  ge- 
gebene Formulirong  richtiger  ist,  bei  welcher  die  Gefahr,  die  freie  Concurrenz,  wie 
so  oft  geschehen,  für  eine  absolute  zu  halten,  fortfällt. 

^)  Von  allen  Anhängern  der  freien  Concurrenz  besonders  hervorgehoben,  aucli 
von  denen,  welche  Bedenken  wegen  der  Wirkungen  derselben  auf  die  Vertheilung 
äussern.  Sie  nehmen  dann  gewönlich  an ,  dass  jene  Vortheile  gross  genug  sind ,  um 
alle  Bedenken  zu  überwiegen,  sowie,  dass  die  Vortheile  docli  mehr  oder  weniger  Allen 
zu  Gute  kommen.     In  diesem  „Mehr  oder  Weniger"  liegt  der  Haken. 

*)  Nur  dies  darf  man  sagen,  nicht:  sie  muss.  Auch  hier,  wie  in  so  vielen  Sätzen 
der  volkswirthschaftlichen  Theorie,  kann  nur  von  einer  Tendenz  gesprochen  werden. 
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satze,  zu  welchem  die  Güter  jeweilig  herzustellen  sind  („gesell- 
schaftlich nothwendige  Productionskosten"),  beim  Absätze  der  Güter 
im  Verkehr  zwingen.  Vervollkommnung  der  technischen  Productions- 
methoden,  daher  namentlich,  im  nothwendigen  Interesse  der  Ge- 
sammtheit,  Ersparung  an  jenen  Niemandem  zu  Gute  kommen- 
den eigentlich  volkswirth schaftlichen  Productionskosten  (§.  83), 
weil  die  unentgeltliche  Mitwirkung  der  Natur kräfte  zu  erstreben 
im  hohen  Interesse  des  privatwirthschaftlichen  Subjects  liegt  (Ma- 
schinenwesen!),^) Anwendung  der  höchstmöglichen  Intelligenz  und 
Thatkraft,  Lockung  dazu  durch  Extragewinne  bei  einem  hinter  dem 
Marktpreise  zurückbleibenden  eigenen  Kostensatze  oder  bei  grösse- 
rem Absätze  in  Folge  niedrigeren  Preises  („Rentenfunction",  Mau- 
goldt,  Schaf fle*^)  sind  oder,  auch  hier  richtiger  gesagt,  können 
die  Folgen  der  freien  Concurrenz  sein.  Das  Volk  oder  die  Volks- 
wirthschaft  erlangt  dadurch  den  Gesammtbedarf  an  wirthschaft- 
lichen  Gütern,  welcher  sich  bei  einem  bestimmten  Bedürfnissstande 
ergiebt,  auf  das  Beste  und  Billigste  befriedigt. 

Es  ist  freilich  dabei  schon  hier  zweierlei  nicht  zu  übersehen. 
Einmal  dass  der  Bedürfnisstand  der  Volkswirthschaft  sich  grade 
im  und  wegen  des  Systems  der  freien  Concurrenz  eigenthümlich 
und  keineswegs  unbedingt  dem  Interesse  der  Gesammtheit  gemäss 
entwickelt,  weil  auch  die  Verth eilung  der  Güter  in  der  Volks- 
wirtbschaft durch  das  genannte  System  maassgebend  und  oft  nicht 
günstig  für  die  Volksmasse')  mit  bestimmt  wird  (§.  98  ff.).     So- 

^)  Besonders  gern  iier\rorgehoben ,  und  mit  Recht,  von  Bastiat  a.  a.  0.  und 
Andren.  Die  übliche  Gestaltung  des  privatwirthschaftlichen  Productionsbetriehs,  mit 
gedungenen  Lohnarbeitern  zu  produciren,  deren  Löhne  zu  den  einzelwirthschaftlichen 
Productionskosten  gehören,  bietet  hier  einen  besonderen  Sporn  zu  technischen 
Fortschritten,  Einführung  von  Maschinen  u.  s.  w.,  um  zunächst  an  den  Lohnauslagen 
zu  sparen.  Es  ist  eine  nachweisbare  Thatsache,  dass  die  Verbreitung  der  Maschinen 
und  die  Verbesserung  derselben  bei  starkem  Steigen  der  Arbeitslöhne  am  Raschesten 
vor  sich  geht,  so  z.  B.  in  neuester  Zeit  auch  in  Deutschland  in  der  Landwirthschaft. 

**)  Schaf fle,  2.  Aufl.  §.  99  S.  193  ff.,  s.  auch  dess.  Theorie  d.  ausschliessl. 
Absverh. ;  Syst.  3.  Aufl.  IL,  75  If.,  538  ff.  Früher  übrigens  schon  v.  Mangoldt, 
Lehre  v.  Unternchmergcwinn,  Leipz.  18.55.  S.  1Ü5.  Art.  Gütervertheüung  im  Staats- 
wörterbuch IV.,  589  ff.,  ders.,  Volkswirthschaftslehre  S.  486,  Grundr.  §.  120  ff".  Da 
Schaf  fle  auch  hier  Prioritätsansprüche  erhebt,  mag  dies  hervorgehoben  werden. 
Die  Verallgemeinerung  des  Rentenprincips  war  indessen  eine  so  einfache  Consequenz 
der  Ricardo'schen  und  Thünen'schen  Grundrententheorie,  dass  sie  gewiss  von  Vielen 
gemacht  worden  ist,  die  sich  nur  nicht  darüber  im  Dnick  äusserten  (s.  o.  Vorbemerk. 
zum  3.  Kap.  S.  156).  Von  Hermann  ist  sie  bereits  angebahnt.  Vergl.  darüber 
Berens,  Vers,  einer  krit.  Dogmengesch.  d.  Grundrente,  Leipz.  1808,  S.  186  ft'.,  der 
übrigens  die  Bedeutung  einer  Verallgcmeinorung  des  Rentenprincips  auch  auf  ihr 
richtiges  Maass  zurückführt.  In  der  Anerkennung  des  ökonomischen  Verdient- 
seins der  Renten  geht  mir  Schälilc  auch  etwas  zu  weit.  Auch  hier  spielen  Glücks- 
fälle, Conjuncturengewinne  doch  oft  sehr  wesentlich  mit. 

')  Die  Ungleichheit  der  individuellen  Einkommen  bewirkt  eine  grosse  Steigerung 
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dann  ist  zu  beachten,  dass  diese  möglichen  günstigen  Folgen 
der  freien  Concurrenz  in  der  Wirklichkeit  nicht  immer  oder 
doch  nicht  vollständig  eintreten,  weil  die  Erzeuger  statt  der 
Concurrenz  die  Vereinbarung  eines  Compromisses  vor- 
ziehen oder  die  schliesslichen  Sieger  in  der  Concurrenz  eine  Art 
factisches  Monopol  erlangen.  Auf  diese  beiden  Endergebnisse 
der  Entwicklimg  strebt  aber  grade  im  System  der  freien  Concurrenz 
die  Gestaltung  des  Productionsprocesses  nach  dem  ihm  in  diesem 
Systeme  innewohnenden  Entwicklungsgesetze  hin.  ^) 

§.  128.  Diese  günstigen  Folgen,  welche  sich  durch  Deduction 
aus  dem  Walten  des  wii'thschaftlichen  Selbstinteresses  im  System 
der  freien  Concurrenz  ableiten  lassen,  haben  in  der  Theorie  und 
Praxis  der  Volks wii'thsch alt  den  Schluss  veranlasst,  dass  das  System 
der  freien  Concurrenz  und  das  Walten  des  wirthschaftlichen  Selbst- 
interesses in  ihm  der  allein  naturgemässe  Zustand  der  Volks- 
wirthschaft ^)  —  nach  vereinzelter,  aber  doch  characteristischer 
Auffassung  sogar  der  allein  und  überall  naturgemässe  Zustand^") 
—  sei.  Dieser  Schluss  ist  ein  Trug  schluss  der  schlimmsten  Art. 
Seine  Begründung  ist  logisch  und  erfahrungsmässig  unhaltbar, 
die  Folgerungen,  zu  welchen  er  in  der  Theorie  und  Praxis 
wieder  führtg,  sind  nicht  weniger  unrichtig. 

1)  Die  Begründung  der  „Naturgemässheit"  des  Systems  der 
freien  Concurrenz  ist  zunächst  schon  deswegen  verfehlt,  weil  sie 
auf  einer  Begriffsverwechslung  hinsichtlich  des  Wesens  des  wirth- 


■des  Luxus  der  Keichen  und  diesen  kommen  dann  jene  Productionsvortheile  als  Con- 
sumenten  ilber^degend  zu  Gute.     S.  o.  §.  98. 

*)  S.  darüber  u.  §.  1.35,  137.  Der  vollständige  Beweis  für  diese  Stelle  des  Texts 
kann  aber  erst  im  2.  Theile  der  Volkswirthschaftslelire,  in  der  Lehre  v.  Preise  u.  d. 
Productionskosten,  besonders  der  Fabrikate,  geliefert  werden.  Ein  besonders  charac- 
teristisches  Beispiel  der  völligen  Paralysirung  der  freien  Concurrenz  durch  Compro- 
misse,  Fusionen  und  factische  Monopole  liefert  die  Geschichte  des  Privatbahnweseus 
in  Nord -America,  Grossbritannien  und  Frankreich.  S.  Per  rot,  Eisenbahn:  eform, 
S.  81  ff.,  und  G.  Cohn,  Untersuch,  über  engl.  Eiseubahnpolit ,  Leipz.  1874 — 75,  2  Bde. 

*)  Vergl.  darüber  besonders  die  in  Anm.  1  genannte  deutsche  publicistischc  Li- 
teratur-. In  engem  Zusammenhang  mit  der  Ansicht  steht  die  Auffassung  der  unter 
dem  Impulse  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  bei  freier  Concurrenz  stehenden 
„Gestaltungstendenzen''  der  volkswirthschaftlichen  Vorgänge  schlechtweg  als  „Natur- 
gesetze", —  ein  AusdiTick,  der  richtig  verstanden,  wie  etwa  von  einem  Eoscher 
(§.  13),  allenfalls  noch  zulässig  wäre,  in  der  Beweisführung  der  volkswirthschaftlichen 
Publiciäten,  Congressredner  u.  s.  w.  aber  zu  dem  schlimmsten  Missbrauch  gefuhrt  liat 
und  deswegen  besser  zu  vermeiden  ist.  Die  abschliessende  Untersuchung  darüber  kann 
erst  im  Kap.  6,  bei  der  Erörterung  der  Methodik,  erfolgen. 

")  Die  radicalen  Freihändler  z.  B.,  welche  jedem  Lande  jedweder  AVirth- 
schaftsentwicklung  unbedingten  Freihandel  anrathen,  stehen  auf  diesem  Standpuncte. 
List  in  s.  nat.  Syst.  hat  diese  Verallgemeinerung  der  Freihandelstheorie  glänzend 
abgewiesen.  Die  Auffassung  ist  übrigens  eine  nothwendige  Consequenz  des  ganzen 
Standpuncts.  daher  bei  den  folgerichtigen  Physiokraten  schon  zu  finden. 
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schaftlichen  Selbstinteresses  beruht.  Dies  ist  nicht  eine  Natur- 
kraft im  eigentlichen  Sinne  des  Worts,  wirkt  keineswegs  etwa  in 
der  wirth schaftlichen  wie  die  Schwerkraft  in  der  körperlichen  Welt, 
wie  wohl  gesagt  wurde, ^^)  sondern  es  ist  ein  menschlicher  Trieb, 
der  als  solcher  zwar  den  Willen  anregt  und  zu  Handlungen  be- 
stimmen kann,  aber  keineswegs  nothwendig  immer  bestimmen  muss 
und  noch  weniger  immer  bestimmen  soll.  Denn  dieser  Trieb  wirkt 
nicht  unmittelbar  als  Ursache  der  wirthschaftlichen  Handlungen 
des  Menschen,  sondern  er  bildet  zunächst  nur  ein  Motiv  für  den 
Willen  und  kann  und  wird  auch  thatsächlich  durch  Vernunft  und 
Gründe  geleitet  und  im  einzelnen  Falle  selbst  aufgehoben.  Die 
sittliche  Verantwortlichkeit  des  Menschen  für  seine  wirth- 
schaftlichen Handlungen  wird  durch  das  Vorhandensein  des  wirth- 
schaftlichen Selbstinteresses  daher  auch  gar  nicht  verändert.  ^^) 

2)  Erfahrungsgemäss  ist  das  moderne  System  der  freien  Con- 
currenz  ein  Productjüngster  Geschichte.   Warum  es  in  der 


")  Eine  Vergleichung,  zu  der  sich  sogar  Engel  in  seiner  früheren  Zeit,  wo  er 
allerdings,  wie  die  Meisten  seiner  Zeit-  und  Altersgenossen,  noch  zu  einseitig  an  der 
naturwissenschaftlich -mechanischen  Auffassung  der  Yolkswirthscliaft  und  anthropo- 
logischen Statistik  hing,  einmal  verleiten  Hess.  S.  Zeitschr.  d.  K.  Preuss:  Statist.  Bür. 
1860  S.  41.  Nur  hypothetisch  kann  eben,  zum  Zweck  der  Anwendung  der  Me- 
thode der  Deduction,  das  Selbstinteresse  mit  der  Regelmässigkeit  'einer  Naturkraft 
wirkend  angesehen  werden:  ob  und  wie  weit  dies  mit  der  Wirklichkeit  stimmt,  ist 
immer  erst  speciell  zu  untersuchen,  was  so  oft  vergessen  wird,  besonders  von  der 
Schule  der  freien  Concurrenz.  Die  philosophische  Grundanschauung  rührt  von  den 
Physiokraten  her  und  ist  diesen  mit  ihren  Zeitgenossen  gemeinsam. 

^^)  Der  im  Text  bf^handelte  Punct  ebenso  wie  die  Frage,  ob  und  in  welchem  Sinne 
von  volkswirth schaftlichen  Gesetzen  gesprochen  werden  könne  (Anm.  9  oben), 
hängt  ersichtlich  mit  dem  grossen  Problem  der  menschlichen  Willensfreiheit 
zusammen.  Dasselbe  ist  in  neuerer  Zeit  namentlich  in  Verbindung  mit  statisti- 
schen, besonders  mo  ralstatistischcn  Untersuchungen  vielfach  erörtert  worden. 
Die  bedeutendste  Förderung  des  Problems  (selbstverständlich  keine,  niemals  mögliche 
„Lösung"  im  strengen  Sinne  des  Worts)  ist  A.  v.  Octtingen's  Moralstatistik,  1.  Aufl. 
Erl.  ist)'*.  2.  Aufl.  Erl.  1874  zu  verdanken,  s.  besonders  den  einleit.  geschichtl.  und 
method.  Theil  der  1.  Aufl.  Die  ganze  neuere  moralstatistischc  und  sich  daran  an- 
knüpfende philosophische  Literatur  (Quctelct,  Engel,  meine  „Gesetzmässigkeit", 
D  robisch,  Vorländer,  Knapp,  Schmoller  u.  A.  m.)  ist  daselbst  eingehend 
behandelt.  Ich  habe  meine  eigene  frühere  Ansicht  wesentlich  durch  Oettingcn's 
Einfluss  modificirt.  Vergl.  Kap.  6,  Methodik.  Mein  und  so  vieler  Nationalökonomen 
und  Statistiker  Fehler  war  in  letzter  Linie  stets :  bestimmte  Triebe  oder  äussere 
Impulse  (wirthschaftlicher  Vortheil,  mancherlei  Natureinflüssc)  als  nothwendig  so 
und  so  wirkende  Naturkräfte  anzusehen,  —  womit  in  der  That  menschliche 
Willensfreiheit  unvereinbar,  aber  auch  jeder  Culturfortsrhritt  unerklärbar  wäre.  Dieser 
Irrthum  hat  in  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  und  der  auf  diese  gestützten  Volks- 
wiTthschaftspolitik  verhängnissvollsten  Schaden  gestiftet,  u.  A.  verursacht,  dass  die 
nach  dem  ., Naturgesetz  von  Anirebot  iind  Nachfrage"  sich  ergebenden  Gestaltungen 
als  das  allezeit  Richtige  und  Gerechte  gelten  sollten,  —  auf  welche  petitio  principii 
im  Grande  alle  Polemik  gegen  eine  Staatsintervention  im  wirthschaftlichen  Verkehr 
hinaus  läuft,  s.  S.  18S.  Auch  hier  ist  die  Gedankenreihe  ganz  physiokr atischen, 
speciell  T  u  r  g  o  t '  sehen  Ursprungs. 
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heutigen  Form  das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung 
sein  soll,  ist  durchaus  nicht  einzusehen.  Als  geschichtlich  gewor- 
den, abhängig  von  den  Kategorieen  Raum  und  Zeit,  erscheint  es 
vielmehr  von  voraherein  nur  für  gewisse  Zustände  bestimmt  und 
nothwendig  als  etwas  Vergängliches  oder  mit  einem  bekannten 
Lassalle'schen  Ausdruck:  das  heutige  System  der  freien  Con- 
currenz ist  eine  historische,  keine  logische,  natürliche 
Kategorie.  ^3)  Namentlich  muss  die  Richtigkeit  des  (socialisti- 
schen)  Einwands  zugegeben  werden,  dass  die  Behauptung  eine 
willkührliche  petitio  principii  sei,  wonach  die  heutige  Rechts- 
basis des  Systems,  d.h.  die  heutigen  Grundsätze  der  per- 
sönlichen Freiheit  und  des  Privateigenthums,  die 
schlechtweg  natürlichen,  die  logisch  nothwendigen, 
aber  .auch  die  allein  nothwendigen  und  ausreichenden 
Schranken  der  freien  Concurrenz  bildeten.  ^*) 

§.  129.  Die  Folgerungen,  welche  aus  der  falschen  Prä- 
misse der  „Naturgemässheit"  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
gezogen  werden,  sind  nothwendig  selbst  wieder  falsch.  Sie  zeigen 
bei  den  consequentesten  Vertretern  des  Systems  durch  die  rück- 
sichtslose Einseitigkeit,  in  welcher  sie  formulirt  wurden,  ihre  eigene 
Unhaltbarkeit  und  damit  von  Neuem  diejenige  der  Prämisse,  aus 
welcher  sie  richtig  abgeleitet  worden  sind.^'^)  Die  wichtigsten  Fol- 
gerungen sind  folgende: 


'^)  Eine  in  der  Weise  wie  es  Lassalle  von  grossen  rechtsgeschichtlichen  In- 
stituten, wie  Eigenthum,  Erbrecht  geraeint  hat,  durchaus  aufrecht  zu  haltende  Be- 
zeichnung. H.  V.  Treitschke's  Gegenbemerkungen,  ins.  1.  Aufs,  über  d.  Socialism. 
a.  a.  0.  S.  TT  fi.,  zeigen  doch,  nur,  dass  mit  solcher  Auffassung,  wie  mit  Allem,  Miss- 
brauch getrieben  werden  kann.  —  Schon  Knies  sagt  einmal  ganz  richtig,  man  solle 
doch  den  künftigen  Geschlechtern  nicht  immer  nur  die  Rolle  von  Affen  zumuthen. 

")  Treitschke  a.  a.  0.  S.  81  sagt  selbst  mit  Recht,  niemals  habe  ein  Volk 
das  Eigenthum  als  ein  so  unumschränktes  Recht  angesehen,  wie  es  in  den  Theorieen 
des  Privatrechts,  losgetrennt  vom  Staatsrecht,  erscheine.  Leider  nnterlässt  er  nur  ganz, 
die  Consequenzen  aus  dieser  richtigen  Auffassung  zu  ziehen.  Die  Forderung  vieler 
vernünftiger  Socialisten.  vollends  aber  der  von  Treitschke  so  hart  angelassenen  „Ka- 
thedersocialisten",  geht  auf  nichts  Weiteres  hinaus,  als  dass  „Eigenthum",  „freie  Con- 
currenz" nicht  einer  rein  individualistischen,  d.  h.  rein  privatrechilichen  Auffassung 
unterliegen,  sondern  stets  dabei,  und  im  geltenden  Recht  bedeutend  mehr  als  jetzt,  der 
gesammtheitliche,  gesellschaftliche,  m.  a.  W.  der  öffentlich-rechtliche 
Gesichtspunct  zur  Anerkennung  kommen  soll.  Siehe  auch  Schmollcr,  Grundfragen, 
S.  53  ff. 

'^)  Vergl.  die  Literaturnachweise  in  der  Anm.  1.  Besonders  characteristisch  ist 
Prince-Smith,  das  geistige  Haupt  der  sogen,  deutschen  Freihandelsschule.  S.  na- 
mentlich Schönberg's  Aufs.  Tüb.  Zeitschr.  1ST2,  S.  404  ff.  unii  die  Aufsätze  von 
Prince-Smith  „Handelsfreiheit"  in  Rentzsch'  Handwörterb. ,  „Volkswirthsch.  Ge- 
rechtigkeit" in  Eras'  Jahrb.  f.  Volkswirthsch.  L  (18üb),  der  „Markt"  in  Faucher's 
Vierteljahrsschr.  1863,  IV.,  143,  die  „sogen.  Arbeiterfrage"  eb.  1864,  17.,  192  („so- 
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Die  wirthschaftlichen  Vorgänge  auf  der  genannten  Grundlage 
des  Systems  der  freien  Concurrenz  gelten  als  reine  Naturnoth- 
wendigkeit,  erscheinen  dadurch  als  an  sich  befriedigend  oder 
wenigstens  als  nicht  abzuändern,  und  als  an  sich  gerecht- 
fertigt. Die  freie  Concurrenz  bewirkt  das  wirthschaftliche  Ge- 
deihen der  tüchtigen,  also  der  allein  ein  solches  verdienenden 
Privatwirthschaften  und  dadurch  eine  gerechte  Gestaltung  der 
ganzen  Volkswirthschaft,  insbesondere  auch  eine  gerechte  Ver- 
th eilung  der  wirthschaftlichen  Güter.  Eine  weitere  Einmischung 
des  Staats  in  den  wirthschaftlichen  Verkehr,  über  jene  Functio- 
nen hinaus,  welche  die  Aufrechthaltung  der  Rechtsbasis  dieses 
Verkehrs  mit  sich  bringt,  ist  nicht  nur  naturwidrig  und  für 
denEinzelnen  und  für  die  Volkswirthschaft  schädlich,  sondern  auch 
ungere  cht,  weil  sie  andere  Preisbildungen  für  Güter  und  Leistungen 
mit  sich  bringt,  als  die  bei  freier  Concurrenz  sich  gestaltenden,  welche 
die  allein  richtigen  und  allein  gerechten  sind.  Freiheit,^'') 
das  eigene  wirthschaftliche  Wohl,  das  jede  Privatwirthschaft  am 
Besten  versteht,  ^'^)  nach  Kräften,  dem  Impulse  des  wirthschaftlichen 
Selbstinteresses  gemäss  zu  fördern,   ist  daher  ein   allgemeines 


geuarintc",  —  völlig  consequent,  denn  wenn  das  „Naturgesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage" allein  AUes  richtig  und  gerecht  entscheidet,  so  ist  auch  der  Arbeitslohn  und 
damit  die  ökonomisclie  Lage  des  Arbeitei-s  "eine  unabänderliche  Thatsache,  über  die 
es  gar  nichts  mehr  zu  „fragen"  giebt) ;  lerner  „die  Socialdemocratie  auf  dem  deutsch. 
Reichstage",  cb.  1869,  L,  „Herrn  Dr.  J.  Jacoby's  Ziel  der  Arbeiterbewegung",  eb. 
1870,  I.,  06;  s.  auch  .,über  die  Grenzen  der  Verpflichtung  zur  Aushilfe  bei  ausser- 
ordentlichem Nothstande",  1868,  II.,  231.  Die  letzte  Arbeit  Prince-Smith'  über 
den  Staat  u.  Volkshaush.  (Berl.  1874)  zeigt  maimichfach  gemässigtere  und  richtigere 
Auffassungen  (freilich  ein  naiver  Versuch,  auf  wenigen  Seiten  die  ganze  menschliche 
Culturentwicklung  zu  skizziren,  wobei  ein  grosser  Thcil  der  Schrift  noch  den  preussischen 
inneren  Venvaltuiigsfragen  gewidmet  ist!).  Ich  bemerke  dies  ausdrücklich,  weil  diese 
kleine  Schrift  von  seinen  volkswirthschaftliclien  Freunden  als  Beweis  für  die  Unrichtigkeit 
der  Angriöe  gegen  die  deutsche  Freihandelsschule  benutzt  worden  ist,  und  auch  Andere, 
z.  B.  A.  Held  (in  der  ,, Gegenwart")  sie  gerühmt  haben.  Auch  auf  Prince-Smith  wie 
auf  seine  Schüler  war  1866  und  1870  eben  nicht  ganz  ohne  Einfluss  geblieben.  Im  Text 
des  §.  129  sind  mehrfach  fast  wörtlich  Sätze  aus  den  genannten  Artikeln  von  Prince- 
Smith  aufgenommen.  —  Vgl.  sonst  auch  z.  B.  im  Ren tzs  ch 'sehen  Handwörterb.  den 
Art.  „Concurrenz"  von  Emminghaus,  „Gewerbefreiheit"  von  Böhmert. 

")  Prince-Smith  a.  a.  0.  186.3,  IV.,  S.  163:  ,,Von  jeher  hat  eine  einsichts- 
lose Gewalt  den  Marktverkehr  Beschränkungen  unterworfen,  welche  Missgestaltungen 
erzeugten,  den  Fortschritt  des  Wohlstands  hemmten  und  VVillkühr  an  die  Stelle 
der  Gerechtigkeit  setzten,  denn  im  Wirthschaftslebcn  giebt  es  für 
volle  Gerechtigkeit  keine  andere  Bürgschaft  als  die  absolute  Frei- 
heit". Einen  fast  gleichlautenden  Satz  von  Prince-Smith:  „Zwang  in  den  volks- 
wirthschaftlichen  Verkehr  einfuhren  heisst  Willkühr  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeit 
setzen",  citirt  Rcntzsch  in  s.  Wörterb.  S.  770  zustimmend.  Ganz  ähnlich  noch  heute 
K.  Braun  (Johannes  Berg)  z.  B.  in  der  „Gegenwart"  1875  N.  13. 

*')  Auch  eine  der  mit  tausendfältiger  Erfahrung  in  Widerspruch  stehenden  Fic- 
tionen  der  Schule  der  freien  Coucuirenz!    Ein  von  A.  Smith  herrührender  Satz. 
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Postulat.  Die  allein  richtige  Wirthschaftspolitik  des 
Staats  ist  diejenige  des  „Laisscr  faire  et  passer",  i^)  Die  Volks- 
wirthschaft  —  von  den  Verti-etern  dieser  Richtung  gern  „Volks- 
haushalt" genannt  —  ist  nur  ein  Nebeneinander  von  Einzel- 
haushalten, von  denen  jeder  für  sich  selbst  zu  sorgen  hat.  Das 
einzige  Organ,  das  ihnen  als  Verknüpfung  dient,  ist  der  Markt, 
wo  der  Austausch  der  Leistungen  und  Güter  zwischen  den  Einzel- 
haushalten erfolgt. ^^)  Hier  wird  nur  abgerechnet  und  aus- 
einandergesetzt, aber  keine  weitere  Gemeinschaft  gebildet. 
Nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  erhält  hier  Jeder 
seinen  richtigen  Preis  für  seine  Leistungen  und  damit  seinen 
gerechten  Ersatz.^'')  Die  freie  Bewegung  auf  dem  Markte 
darf  Jeder  beanspruchen,  aber  er  ist  für  sein  wirthsc haftliches 
Wohl  auf  sich  selbst  allein  angewiesen,  Denn  nur  die  dro- 
hende Noth  spornt  die  Menschen  zu  richtiger  wirthschaftlicher 
Thätigkeit  an.  ^^)  Schutz  gegen  Concurrenz  (z.  B.  mittelst  weiteren 
Eingreifens  des  Staats)  enthebt  der  Nothwendigkeit,  ebenso  fleissig 
und  geschickt  zu  sein  als  Andre  (Mill).  Im  freien  Marktverkehr 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  kann  aber  Keiner  den  eigenen 
Nutzen  fördern,  ohne  gleichzeitig  denjenigen  Andrer  mit  zu  förderu.^^) 
Allerdings  zeigt  sich  auf  dem  Markte  eine  ungleiche  Fähigkeit  der 
Privatwirthschaften,  Güter  zu  beschaffen,  wegen  der  Ungleich- 
heit der  Hilfs vorräthe  (Kapitalien),  mit  denen  die  einzel- 
nen Wirthschaften  arbeiten.  Aber  die  hierdurch  Benachtheiligten 
sind  daran  selbst  schuld,  weil  weder  sie  noch  ihre  Vorgänger  (also 

**)  „Laissez  faire  et  passer,  le  monde  va  de  lui-meme!"  Die  Urheberschaft  des 
berühmten  Schlagworts  ist  nicht  ganz  unzweifelhaft.  Gewöhnlich  wird  es  auf  Gournay, 
jenen  physiokratischen  Kaiifmann,  der  auf  Malesherbes,  Turgot  u.  A.  bedeuten- 
den Einfluss  hatte  (rergl.  L.  De  Lavergue,  les  licon.  frang.  au  XYIII.  siecle,  Par. 
1870,  p.  174)  zurückgeführt  und  jedenfalls  rührt  seine  agitatorische  Verwerthung  erst 
von  den  Physiokraten  und  den  Smithianern  lier.  Aber  es  sollen  auch  schon  franzö- 
sische Kaufleute  in  Kemonstrationen  gegen  Colbert's  Tarifpolitik  das  Wort  gebraucht 
haben.   Ebenso  kommt  der  Gedanke  schon  fast  ebenso  formulirt  bei  Boisguilbert  vor. 

")  Dies  und  das  Folgende  fast  wörtlich  nach  Prince-Smith,  Handelsfreiheit, 
a.  a.  0.  S.  459.  liier  heisst  es  auch  :  der  Freiliandel  kennzeichnet  sich  durch  eine 
radical-individualistische  Auffassung  volkswirthschafllicher  Verhältnisse. 

***)  Eb.  Die  von  Prince-Smitli  vertheidigte  Lehre  der  volkswirthschafflichen 
Freiheit  betrachtet  diese  „als  Grundbedingung  sowohl  der  möglich  grössten  Fülle  als 
auch  voller  Gerechtigkeit  im  Volkshaushalte". 

*')  Näher  ausgeführt,  ganz  auf  der  Basis  der  im  Text  entwickelten  Theorie  von 
Lasson,  Berl.  Yierteljahrsschr.  1874,  I.,  8.  'Ai  (F.  Sc  hm  oll  er 's  scharfes  Urtheil 
über  ihn,  Grundfragen  S.  ü2,  ist  zu  hart.  —  Die  Behauptung,  dass  das  Schulze 'sehe 
(ienossenschaftswescn  eigentlich  der  individualistischen  Anschauung  der  Lehre  von  der 
freien  Concurrenz  widerspricht,  ist  begründet. 

'•**)  S.  Prince-Smith  a.  a.  0.  bes.  S.  440:  Satz  für  Satz  ein  Programm.  Der  im 
Text  angeführte  Satz  wird  dann  auch  auf  „den  verrufenen  Speculationsgewinn"  angewandt. 
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Erbrecht!)  etwas  augesammelt  oder  erspart  haben. ^Sj  Nicht  die 
Ungerechtigkeit  der  Zeitgenossen,  sondern  die  Pflichtunterlassung 
der  Vorgänger  ist  also  anzuklagen.  „Es  ist  eine  unbeugsame  Be- 
stimmung der  Weltordnung,  dass  keine  Familie  anders  erlöst  werde 
aus  der  ursprünglichen  Nahrungsnoth,  als  dadurch,  dass  sie  wirth- 
schaftlich  etwas  vor  sich  bringe,  haushälterisch  etwas  erübrige" 
(Prince-Smith).2*)  Die  Privatwirthschaft  (der  absolute  „Markt- 
mensch" dieser  Auffassung)  muss  durch  den  Staat  nur  „vor  Ge- 
waltigung"  geschützt  werden,  und  dies  geschieht,  indem  der 
Staat  jene  Verkehrsrechtsbasis  (§.  125)  schützt.  ^^)  Die  freie  Con- 
currenz  wird  dann  die  segenbringende  Ordnungsstifterin 
(Böhmert).^^j  Der  Handel  ist  bei  ihr  das  Werkzeug  der 
vertheilenden  Gerechtigkeit  (Emminghaus).  2')  Das 
Endergebniss  in  der  Volkswirthschaft  ist  eine  vollständige  „In- 
teressenharmonie" der  zunächst  (aber  nar  scheinbar)  gegen- 
sätzlichen Interessen  (B  astiat).  Wirthschaftliche  Uebelstände  sind 
daher  regelmässig  auch  nur  das  Product  einer  Beschränkung  der 
freien  Coucurrenz.  Das  einzige  Heilmitel  ist  also:  Gewäh- 
rung voller  freier  Concurrenz. 

§.  130.  Es  ist  leicht  zu  zeigen,  dass  diese  durchaus  opti- 
mistische Auffassung  des  Systems  der  freien  Coucurrenz  einmal 
auf  theils  falschen  theils  unerwiesenen  Axiomen  beruht 
und  auf  reine  petitionesprincipii  hinausläuft,  sodann  aber,  dass 
dabei  rein  aprio ristisch  construirt  und  die  ungünstigen 
Seiten     der     freien    Concurrenz     übersehen    oder    mit 


2^)  P r in ce- Smith  eh.:  das  Wesentliche  alles  Volkshauslialts  beruht  auf  ange- 
sammelten Hilfsvorräthen,  auf  Kapital Ganz   gerecht  Ist  es,  dass  in  einem 

Industricvolke  diejenigen  Familien,  welche  das  meiste  Kapital  angesammelt 
haben,  auch  den  grössten  Antheil  an  dem  durch  Kapital  beschafften  Mehrbetrage  an 
Befriedigungsuiitteln  beziehen". 

^)  Eb.  S.  441,  mit  weiterer  characteristischer  Ausführung. 

^^)  Eb.  S.  441  :  ,,Dem  Staate  erkennt  der  Freihändler  keine  andere  Aufgabe 
zu,  als  eben  die  eine:  Production  von  Sicherheit".  Der  „Rechtsstaat"  in 
grösster  Leerheit!     Vergl.  u.  Kap.  4,  auch  Vorbemerkung  dazu. 

*")  Im  Handwörterb.  S.  3SS  sagt  Böhmert  wenigstens  fast  wörtlich  so:  „Die 
freie  Coucurrenz  mit  ihren  sogen  stiftenden  Wirkungen  ist  der  zuverlässigste 
Regulator  des  Erwerbslebens  und  der  zwar  unsichtbare,  aber  doch  immer  gegenwärtige 
Gdsetzgeber,  der  Ordnung  (?)  und  Regel  in  die  so  ausgedehnten  ....  industriellen 
Beziehungen  zu  bringen  vermag".  Böhmert  steht  übrigens  heute  auch  nicht  mehr 
auf  diesem  einseitig  optimistischen  Standpuncte. 

^')  Eb.  S.  Iti9.  Selbst  ein  so  gemässigter  und  durchaus  besonnener  Anhänger  der 
Freihandelsschulc  wie  Emminghaus  sagt  hier  freilich  S.  170:  „ein  weites  Gewissen 
hilft  manche  Siege  erringen;  allzugrosse  Scrupulosität  ist  verdientermaassen  im 
Handel  im  Nachtheil!"  Sapicnti  satl  Wenn  das  schon  die  graue  Theorie  sagt,  was 
■wird  erst  die  grüne  Praxis  leisten!     Ein  starker  lapsus  calami! 
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falschen  Gründen  beschönigt  oder  gerechtfertigt 
werden. 

1)  Es  ist  ein  falsches  Axiom,  dass  die  wirthschaftlichen 
Vorgänge  sich  mit  Naturnothwendigkeit  entwickeln,  dass  Jedermann 
sein  wirthschaftliches  Interesse  am  Besten  verstehe,  dass  Jeder  allein 
selbst  Schuld  und  daher  auch  allein  verantwortlich  für  sein  wirth- 
schaftliches Gedeihen  sei,  Jeder  mit  seinem  eigenen  Nutzen  auch 
immer  denjenigen  Anderer  fördere  (ganz  abgesehen  von  der  Frage, 
in  welchem  Maasse  dies  geschehe),  dass  Interessenharmonie  aus 
der  freien  Concurrenz  hervorgehe.  Es  ist  eine  völlig  aprio ri- 
stische Annahme  und  unerwiesene  Behauptung,  dass 
eine  weitere  Einmischung  des  Staats  in  den  Verkehr  immer  nach- 
theilig und  ungerecht  und  nur  die  Politik  des  Laisser  faire,  die 
Gewährung  immer  grösserer  freier  Concurrenz  richtig  sei.  Es  läuft 
die  Annahme,  dass  nur  bei  freier  Concurrenz  volkswirthschaftliche 
Gerechtigkeit  bestehe  auf  die  handgreifliche  petitio  prin- 
cipii  hinaus,  dass  nur  diejenigen  Preisbildungen  für 
Güter  und  Leistungen,  daher  auch  nur  diejenigen 
Lohnsätze,  Zinssätze  u.  s.  w.  als  „gerecht"  gelten, 
welche  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage 
zu  Stande  gekommen  sind. 2^)  Die  Beweisführung  für  diese 
Gegenbehauptungen  erfolgt  in  den  Abschnitten  4  und  5. 

2j  Durchweg  ist  diese  Anschauung  von  der  freien  Concurrenz 
nui-  mittelst  der  Methode  der  Deduction  aus  dem  wirthschaft- 
lichen Selbstinteresse  heraus  (Kap.  6  Abschn.  v.  d.  Älethode)  ge- 
wonnen :2^j  eine  Methode,  welche  zunächst  nur  ganz  hypothe- 
tische Sätze  unter  wenigen  bestimmten  Voraussetzun- 
gen richtig  feststellen  kann.     Ob  und  wie  weit  diese  Sätze  in  der 


**)  Man  wird  in  allen  Beweisführungen  der  Schule  der  absoluten  freien  Cou- 
currenz,  namentlich  auch  in  practischen  Fragen  der  volkswirthscliaftlicheu  Politik 
und  Gesetzgebung,  immer  auf  diesen  eine  blosse  petitio  principü  enthaltenden  Cirkel- 
schluss  stossen:  eine  bestimmte  Maassregel  stört  das  „natürliche  Vcrhültniss"'  von  An- 
gebot und  Nachfrage,  dieses  Verhältuiss  hat  allein  günstige  und  gerechte  wirthschaft- 
liche  Folgen,  —  folglich  dart  es  niclit  gestört  werden,  folglicli  ist  jene  Maassregel  zu 
verwerfen  und  die  freie  Concurrenz  von  Angebot  nud  Nachfrage  allein  richtig.  —  Es 
wird  dabei  auch  ganz  übersehen,  wenn  nicht  direct  geläugnet,  dass  überhaupt  doch 
noch  andre  Priucipien  als  dasjenige  der  Regelung  der  Preise  u.  s.  w.  durch  Ange- 
bot und  Nachfrage  möglicli  seien,  um  überhaupt  Absatz  und  Verkehr  in  Gang  zu 
bringen,  Bedürfnissbefriediguugen  mittelst  Tauschs  realisiieu  zu  lassen.  Ein  solches 
andres  Princip  ist  z.  B.  das  der  Eeiheu folge,  so  dass  wer  zuerst  komuit,  zuerst 
befriedigt  wird  nach  Taxen,  keineswegs  immer  der  zuerst,  der  am  Meibten  zahlen 
kann.  Dass  Letzteres  in  zahlreichen  Fällen  nicht  das  Gerechtere  ist,  kann  doch  nicht 
bestritten  werden. 

^»)  S.  oben  Anm.  1,  Abschn.  2  §.   121,  S.   171. 
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Wirklichkeit  gelten,  muss  stets  erst  durch  weitere  Untersuchungen, 
insbesondere  durch  Beobachtungen  im  wirklichen  Verkehr, 
welche  Inductionsschlüsse  gestatten,  nachgewiesen  werden- 
Dabei  können  dann  auch  die  ungünstigen  Seiten  der  freien 
Concurrenz  nicht  leicht  mehr  tibersehen  werden,  obgleich  dieselben 
auch  schon  durch  richtige  Deduction  aus  dem  Walten  des  Selbst- 
interesses im  System  der  freien  Concurrenz  abzuleiten  sind. 

§.  131.  Dem  System  der  freien  Concurrenz  ist  weiter  Folgen- 
des entgegenzuhalten : 

1)  Das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  bestimmt  that- 
sächlich  die  Handlungen  der  Menschen  in  wirthschaftlichen  Ange- 
legenheiten nicht  allein  und  kann  und  soll  dies  gar  nicht  thun, 
sondern  andre  Potenzen  wirken  neben  demselben  ein  (s.  folg. 
Abschn.  4). 

2)  Das  System  der  freien  Concurrenz  schafft  selbst,  je  aus- 
schliesslicher es  herrscht,  desto  mehr  eigenthtimliche  Uebel- 
s fände  im  privatwirthschaftlichen  Verkehr,  Härten  und  Dis- 
harmonieen,  was  sich  auch  rein  deductiv  noch  sicherer  ab- 
leiten lässt,  als  die  früher  erwähnten  günstigen  Folgen  (s.  Abschn.  5, 
§.  134  ff.). 

3)  Das  privatwirtbschaftliche  System  an  und  für  sich,  und  bei 
freier  Concurrenz  nur  noch  mehr,  kann  für  die  Befriedigung  vieler 
und  wichtiger  Bedürfnisse  nach  den  ihm  eigenen  Verkehrsprincipien 
gar  nicht  oder  nicht  ausreichend  sorgen,  nemlich  für  die  Gemein- 
bedürfnisse (s.  Abschn.  6  und  7,  §.  139  ff.,  146). 

4.  Abschnitt. 

Die  iiioralischeii  Potenzen  neben  dem  Selbstinteresse  im 
privatwiithscliafrtichen  System. 

§.  132.  Das  Subject  der  Privatwirthscbaft,  der  Regel  nach 
ein  einzelner  Mensch  (§.  122),  wird  auch  in  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen nicht  leicht  allein  von  einem  einzigen  Triebe,  wie  dem- 
jenigen des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses,  bestimmt,  sondern 
andere  Potenzen  bestimmen  seinen  Willen  und  seine  Handlungen 
auch  hier  mit.  Dies  und  nicht  das  unbedingte  Bestimmtwerden 
durch  einen  Trieb,  folgt  grade  aus  dem  Wesen  des  Menschen. 
Diese  andren  mitwirkenden  Potenzen  können  als  sittlich  gute 
und  schlechte  bezeichnet  werden,  je  nachdem  sie  den  mensch- 
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liehen  Willen  zu  einer  güostigen  oder  ungünstigen  Abweichung 
von  der  ihm  durch  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  des  Wirth- 
schaftssubjects  gegebenen  Richtung  bestimmen. 

1)  Als  gute  Potenzen  in  diesem  Sinne  des  Worts  wirken 
Liebe  und  Pflichtgefühl  (Gewissenspflicht),  welche  sich  in 
mancherlei  Formen,  als  Familiensinn,  Gemeinsinn,  bestimmte  sitt- 
liche und  religiöse  Anschauung,  Opferwilligkeit  u.  s.  w.  äussern.^) 
Diese  Potenzen  führen  dazu,  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse 
nicht  immer  soweit  geltend  zu  machen,  als  es  möglich  und  recht- 
lich erlaubt  (§.  125)  ist.  Sie  sind  die  Triebfedern  der  Geber  im 
caritativen  Wirthschaftssystem  (§.  119;.  Allerdings  bringen  auch 
diese  Potenzen  die  Gefahr  der  Unwirthschaftlichkeit  in 
der  Volks A-irthschaft  mit  sich,  namentlich  auf  Seite  derjenigen, 
welchen  die  Vortheile  ihrer  Mitwirkung  zunächst  zu  Gute  kommen 
(Almosen,  Armenwesen).  Aber  diese  Gefahr  führt  nicht  zur  prin- 
cipiellen  Verwerfung  einer  solchen  Mitwirkung,  sondern  nur  zur 
Forderung  einer  richtigen  Leitung  dieser  Potenzen  selbst  wieder. 
Es  ist  die  Aufgabe  der  Erziehung  bei  dem  Einzelnen  und  der 
Cultur  bei  dem  ganzen  Volke,  diese  Potenzen  möglichst  zu  ent- 
wickeln, aber  auch  ihre  richtige  Anwendung  zu  sichern. 
Wird  diese  Aufgabe  gelöst,  so  wird  sich  insbesondere  das  Volks- 
vermögen und  Einkommen  günstiger  v er t heilen,  als  es  rein 
nach  privatwirthschaftlichen  Principien  geschieht  (§.  94  ff,). 

2)  Schlechte  Potenzen  im  genannten  Sinne  sind  vor  Allem: 
die  eigennützige  (egoistische)  Ausartung  oder  Ueber- 
treibung  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  (z.  B.  mittelst  Aus- 
beutungen im  Verkehr),  feroer  Trägheit,  Unwissenheit  in 
der  Sphäre  der  Production,  Prahlerei  und  Genusssucht  in 
derjenigen  der  Consumtion  (Luxusfrage).''*)  Die  Bekämpfung 
dieser  Potenzen  durch  Erziehung  und  Cultur  bewirkt  eine  grössere 
Production  und  zugleich  ein  günstigere,  mehr  den  Interessen  der 
Gesammtheit  dienende  Richtung  der  Production  und  dadurch  in- 
direct  eine  bessere  Vertheilung  der  Güter  (Herstelluug  von 
Massenconsumptibilien  statt  Luxusartikeln  für  eine  kleine  Minder- 
zahl des  Volks,  vergl.  §.  100  ff.) 

*)  In  Roschcr's  Auffassung-  §.  11,  12,  bei  Hermann  S.  44  ff.  sind  zu  ein- 
seitig nur  diese  Potenzen   dem  Selbstinteresse   gegenüber  gestellt.     Die  unter  N.  2 

genannten  schlechten  Potenzen  sind  ebenfalls  zu  beachten  Hier  liegt  wieder  die 

Fiction  der  Schule  der  freien  Concurrenz  vor,  bei  Jedermann  eiji  richtig  verstandenes 
und  richtig  wirksames  Selbstintcresse  anzunelimen. 

■^)  S.  Mi  11,  Logilc,  deutsch  von  Schiel,  II.,  519  11. 

A.  Wagner,  Volkswüthschaftslehre.    I.  13 
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§.  133.  Das  Vorhaudeusein  dieser  Potenzen  ist  eine  unbestreit- 
bare Thatsache,  deren  Bedeutung  und  Berechtigung  auch  die  An- 
hänger des  Systems  der  freien  Concurrenz  nicht  verkennen  können 
und  nur  ausnahmsweise  verkannt  haben.  Sie  stellen  indessen  zwei 
unrichtige  Forderungen.  Sie  vindiciren  nemlich  in  der 
Theorie  die  Würdigung  dieser  Factoren,  in.«;besondere  auch  der 
Liebe  und  des  Pflichtgefühls,  ausschliesslich  für  die  Moral:  die 
Wirthschaftslehre  habe  sich  damit  nicht  zu  beschäftigen. 
Sodann  verlangen  sie  für  die  Praxis  des  Wirthschaftslebeus, 
dass  jene  Potenzen,  als  dem  Gebiete  der  Moral  angehörig,  nur 
durch  freie  sittliche  That  entwickelt,  beziehungsweise  unter- 
drückt werden,  nicht  durch  den  Zwang  des  Staats,  der  sich 
durchaus  auf  die  mit  der  moderneu  Rechtsbasis  des  privatwirth- 
schaftlicheu  Systems  zusammenhängenden  Puncte  beschränken 
müsse.  Es  wird  dabei  gern  betont,  dass  „die  wachsende  wirth- 
schaftliche  Einsicht"  ^)  schon  von  selbst  die  Ausartungen  des  wirth- 
scbaftlichen  Selbstinteresses  unterdrücken  und  die  Correctur  der 
aus  dem  Walten  des  letzteren  hervorgehenden  Schäden,  soweit 
nöthig,  bewirken  werde,  während  jeder  Zwang,  als  dem  Lebens- 
princip  der  Moral  widersprechend,  das  sittliche  Verdienst  einer 
Handlung  oder  Unterlassung  aufhebe. 


^)  Eine  Licblingsphraäe  der  deutschen  Anhänger  der  freien  Concurrenz  und  ein 
in  practischen  Fragen  gern  gebrauchtes  Wort  auch  auf  den  deutschen  volkswirthschalt- 
lichen  Congresscn,  wenn  man  einsieht,  dass  Nachtheile  der  freien  Concurrenz  in  einem 
gegebenen  Falle  unUiugbar  sind,  Abhilfe  unvermeidlich  ist,  aber  man  nicht  zu  gesetz- 
lichen Reformen  greifen  will,  welche  den  Principicn  der  freien  Concurrenz  wider- 
sprechen oder  welche  man  doch  auch  für  unwirksam,  wenn  nicht  für  schädlich  halten 
zu  müssen  glaubt.  Ein  characteristisches  Beispiel  sind  die  Beschlüsse  des  volkswirth- 
schaftlichen  Congresses  in  Mainz  (lb69)  über  das  Actiengesellschaftswesen,  Verhandl. 
(Berl.  1S7U)  S.  13  ,  vergl.  auch  mein  Keferat  über  Actienwesen  in  Eisenach  IST.'!, 
Hildebr.  Jahrb.  XXI.,  271  iL  Der  Trost  beruht  aber  nicht  nur  in  zahlreichen  ein- 
zelnen Fällen  auf  einem  Irrthum,  sondern  mitunter  überhaupt  auf  einer  principiell 
falschen  Y o  raussetziin  g,  so  namentlich  wenn  die  Hod'nung  ausgesprochen  wird, 
dass  z.  B.  schwindelliafte  Fonds-,  Ed'ecten-,  Waarenspcculation  nicht  so  leicht  wieder- 
kehren werde,  weil  die  „Lehren  der  Krisis"  beachtet  werden  würden.  Grade 
diejenigen,  z.  B.  viele  Private,  die  in  Deutschland  an  dein  Elfectenschwindel  der 
Jahre  1871  ff.  schliesslich  viel  verloren  haben,  werden  die  Ersten  sein,  die  bei  einer 
neuen  Speculationsära  wieder  zu  gewinnen  hoffen.  Und  noch  mehr!  Solche  Hoff- 
nung täuscht  factisch  nicht,  wenn  eben  nur  in  der  neuen  Aera  rechtzeitiger  die 
Geschäfte  abgewickelt  werden.  In  diesem  letzten  Punct  thut  sich  die  „wachsende 
wirthächaftliohe  Einsicht"  kund,  mittelst  deren  aber  höchstens  die  früher  Geschädig- 
ten diesmal  besser  durchkommen,  während  der  Schaden  im  Ganzen  derselbe  bleibt 
und  Andere  Verluste  erleiden.  Eben  deshalb  ist  z.  B.  „höhere  wirthschaftliche 
Einsiebt''  und  selbst  eine  blosse  Reform  des  Actienrechts  niemals  ein  aus- 
reichendes Mittel  gegen  Actienschwindel,  sondern  dies  liegt  nur  in  einer  Einengung 
des  Actiengebiets ,  also  in  tiefer  greifenden  rechtlichen  Reformen.  S.  mein 
Referat  a.  a.  0. 
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1)  Der  Irrthum  der  ersten  Ansicht  beruht  auf  einer  auch 
theoretisch  unstatthaften  vollständigen  Trennung  des  Gebiets  der 
Ethik  und  der  Oekonomik.  Es  kann  wohl  erlaubt  und  für  die 
theoretische  Analyse  zweckmässig,  ja  selbst  nothwendig  sein,  von 
der  Hypothese  einer  solchen  Trennung  auszugehen,  um  zu  unter- 
suchen, welches  die  wirthschaftlichen  Handlungen  der  Menschen 
und  danach  die  wirthschaftlichen  Vorgänge  sein  werden,  wenn 
bloss  das  Selbstinteresse  die  Menschen  leitet.  Aber  es  ist  durch- 
aus unzulässig ,  den  rein  hypothetischen  Character  solcher 
Untersuchungen  zu  vergessen  und,  den  Thatsachen  des  Lebens 
entgegen,  anzunehmen,  dass  wirklich  ein  solches  Handeln  bloss 
nach  dem  Triebe  des  Selbstinteresses  erfolge  oder  vollends,  dass 
es  so  erfolgen  solle.  Dieser  Schluss  läuft  immer  auf  die  unrichtige 
Auffassung  des  Selbstinteresses  als  Naturkraft  und  auf  diejenige 
des  Menschen  nicht  als  ein  Wesen,  das  von  einer  Menge  verschie- 
dener Triebe  und  Motive  bestimmt  wird,  sondern  das  blind  einem 
einzelnen  Triebe  mit  Nothwendigkeit  folgen  muss,  hinaus.  Die  Be- 
rücksichtigung der  das  Selbstinteresse  thatsächlich  modificirenden 
moralischen  Potenzen  in  der  Wirthschaftslehre  führt  daher  nicht 
zu  einer  Confusion  von  Ethik  und  Oekonomik,  sondern  ordnet  die 
wirthschaftlichen  Handlungen  nur  unter  die  ethischen  ein,  für  welche 
eine  individuelle  Verantwortlichkeit  besteht.  ^) 


*)  Die  Auffassung  des  Selbstinteresses  als  constante  Ursache,  der  anderen,  das- 
selbe modificirenden  oder  neben  ihm  zur  Geltung  kommenden  Potenzen  als  zufällige, 
accidcntelle,  störende  (causes  perturbatrices),  in  üebertragTlng  einer  Auffassung 
und  Terminologie  der  Physik  in  Quetel  et 'scher  Weise  auf  das  Gebiet  der  mensch- 
lichen Handlungen  ^Statistik,  Nationalökonomie)  ist  zulässig,  wenn  davon  für  me- 
thodologische Zwecke,  nemlich  für  die  Anwendung  der  Methode  der 
Deduction  auf  diesem  Gebiete  Gebrauch  gemacht  wird,  wobei  dann  die  erforder- 
lichen hypothetischen  Annahmen  hinsichtlich  der  Causalrerhältnisse  aufgestellt  werden. 
Aber  es  darf  auch  hier  nicht  wieder  der  unrichtige  Schluss  abgeleitet  werden,  als  ob 
m  der  Wirklichkeit  das  Verhältniss  dieser  Potenzen  zu  einander  dasjenige  von 
constanter  und  von  störenden  Ursachen  wäre  oder  vollends  sein  müsse.  Ob  es  so  ist 
und  ob  es  so  sein  soll,  muss  vielmehr  immer  erst  wieder  im  concreten  Falle  unter- 
sucht werden.  Selbst  in  einem  Falle,  in  welchem  das  reine  wirthschaftliche  Interesse 
wirkt,  ungestört  durch  andere  Potenzen,  und  in  welchem  auch  keine  wesentlichen  Be- 
denken vorliegen,  dass  es  so  wirkt,  gestaltet  sich  das  Caiisalverhältniss  hier  doch  immer 
anders  als  in  reinen  N a t u r Verhältnissen  oder  m.  a.  W.  das  wirthschaftliche  Sclbst- 
interesse  ist  eben  niemals  eine  reine  Naturkraft,  niemals  mit  der  Nothwendig- 
keit einer  solchen  blind  wirkend.  Eine  wirkliche  Naturkraft  muss  unter  gegebenen  Um- 
ständen stets  da  sein  und  stets  ihrem  ewig  gleichbleibenden  Wesen  ge- 
mäss wirken.  Das  Selbstintercsse  kann  aber  sogar  in  bestimmten  Fällen  ganz  als 
wirkende  Ursache  aufgehoben  sein,  z.  B.  durch  Furcht  oder  durch  Pf  lieh  tge- 
ftihl,  wenn  wirklich  beide  allgemein  wirken.  Man  denke  etwa  an  das  bekannte 
„Gesetz"  der  Geld v er drängung  bei  Doppelwährung,  bei  Papicrwährune:  Gelingt  es 
hier,  was  doch  als  Möglichkeit  zugegeben  werden  muss  und  wofür  annähernd  prac- 
tische  Beispiele  vorliegen  (z.  B.  in  England  1 ")»'  iL  patriotische  Haltung  des  Kaufmannstands 
gegenüber  den  uneinlösbar  gewordenen  Banknoten),  auch  nur  einigermaassen  allgemein, 

Vi* 
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2)  Der  Einwurf  gegen  den  Zwang  des  Staats  überschiesst 
das  Ziel.  Er  beruht  einmal  auf  der  schon  abgewiesenen  Annahme 
(§.  125),  als  sei  das  Gebiet  der  staatlichen  Regelung  der  Wirth 
schaftsverhältuisse  naturgemäss  nothweudig  auf  die  Aufrechthaltung 
der  modernen  Verkehrsrechtsbasis  (§.  125)  beschränkt,  —  immer 
die  alte  petitio  principii.  Im  Zusammenhang  hiermit  steht  sodann 
die  weitere  falsche  Annahme,  als  sei  in  Bezug  auf  volkswirthschaft- 
liche  Verhältnisse  Recht  und  Moral  ein  für  allemal  fest 
geschieden,  während  grade  hier  grosse  Grenzgebiete 
liegen,  auf  welchen  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  bald  die 
rechtliche  und  eventuell  zwangsweise,  bald  die  freie 
sittliche   Regelung   vorkommt  und   richtig  ist. ^)     Endlich   aber 


Speculationsmanoeuvres ,  Valutageschäfte,  Arbitragen  u.  s.  w.  durch  Furcht  For 
gesetzlicher  Strafe  (deren  Folle  Unwirksamkeit  in  solchen  Fällen  anzuneh- 
men, auch  eine  üebertreibung  der  Schule  der  freien  Concurrenz  ist)  oder  durch 
mächtigen  Patriotismus  zu  bändigen:  so  wird  sofort  das  „Naturgesetz"  gar 
nicht  existiren,  weil  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Ursache  gar  nicht  e  xistirt: 
ein  Fall,  wie  er  in  reinen  Naturphänomenen  nicht  denkbar  ist,  denn  hier  kann  immer 
nur  die  Wirkung  einer  Ursache  durch  diejenige  einer  anderen  paralysirt  werden,  aber 
vorhanden  und  wirkend  ist  jene  erste  Ursache  immer,  was  dagegen  in  dem  er- 
wähnten volkswirthschaftlichen  Beispiel  nicht  der  Fall  ist.  Denn  dass  im  Herzen 
vieler  Individuen  doch  die  selbstsüchtige  Neigung  nach  jenen  Speculationsgewinnen 
bleibt,  widerspricht  dem  nicht:  in  der  Praxis  des  Verkehrs  kommt  davon  in  unserem 
Beispiel  nichts  zum  Vorschein.  Die  Nutzanwendung  auf  practische  volkswirthschaft- 
liche  Fragen  liegt  nahe,  z.  B.  grade  jetzt  (1S75)  auf  unsere  deutsche  Münz- 
frage, in  deren  momentaner  Lage  Goldspeculationen  in  der  That  sehr  penibel  sind. 
Wenn  man  freilich  jedem  Banquier  die  Ausnutzung  einer  solchen  Conjunctur  nicht 
nur  als  sein  Kecht,  sondern  als  eine,  vom  Eigeninteresse  dictirte  Pflicht  und  Noth- 
wendigkeit  hinstclll,  weil  ein  Gewinn  zu  machen  ist,  —  ganz  der  Lehre  von  der 
freien  Concurrenz  gemäss  — ,  so  kann  man  sich  nicht  wundern,  dass  das  „Naturgesetz" 
das  Gold  vertreibt.  Aber  „are  these  thiugs  then  necessities"  ?  Gewiss  niclit!  Ver- 
pöne  nur  die  tüchtige  ölfentliche  Meinung  unter  den  Geschäftsleuten,  wenigstens  in 
Zeitlagen  wie  1875,  solche  Geschäfte  streng,  und  das  „Naturgesetz"  verschwindet  oder 
hat  eine  ganz  unwesentliche  Wirkung.  —  In  meiner  Abh.  über  Gesetz  u.  s.  w. 
in  meiner  Gesetzmässigkeit  d.  menschl.  Handlungen,  I.,  G3  il'.,  ist  auch  bei  der  Unter- 
suchung der  Causalfactoren  die  naturwissenschaftlich- mechanistische  Auff;issung  des 
Selbstinteresses  in  wirthschaftlichen  Dingen  noch  zu  vorherrschend.  Vergl.  Kap.  6 
unten.  Die  „unzähligen  Naturgetzo"  Koscher's,  §.  13,  sind  nach  dem  Ge- 
sagten auch  nicht  haltbar.  Der  stricte  Vergleich  der  volkswirthschaftlichen  Gesetze, 
in  denen  das  bewusste  Selbstinteresse  der  Einzelnen  wirkt,  mit  gewissen  statisti- 
schen Gesetzen  (Bevölkerungsstatist.,  auch  z.  Th.  Moralstatist.)  ist  überhaupt  nicht  so 
unbedingt  zulässig,  wie  Röscher  in  Anm.  4  zu  §.  13  anzunehmen  scheint,  wo  er 
solche  Gesetze  benutzt,  um  den  Ausdruck  „Naturgesetze"  auch  in  der  Volkswirth- 
schaft  zu  rechtfertigen.  Literatur  über  die  Frage  in  meiner  „Gesetzmässigkeit" 
a.  a.  0.  I.,  75,  Quetelet,  phys.  soc  (2.  ed.)  L,  54  ff.,  A.  v.  Oettingen,  Moral- 
statistik, 1.  Aufl. 

^)  Die  vollständige  Vermengung  von  Kecht  und  Moral,  wie  bei  den  eudämo- 
iiistischen  Philosoplien  des  vor.  Jahrhunderts,  besonders  bei  Chr.  Wolff,  war  gewiss 
durchaus  fehlerhaft.  Aber  eine  so  völlige  Trennung,  wie  sie  unter  Kant'schen 
Einflüssen  in  der  neueren  Zeit  angenommen  wird,  besteht  ebensowenig.  Grade  die 
(irenzen  von  Kecht  und  Moral  sind  auch  geschichtlichem  Wechsel  unterworfen. 
Nordamcricanische  Teuiperance-Gesetze  erscheinen   uns   als    falscher  Eingriff  in    das 
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wird  hier  der  Zwang  als  gesciiichtlich  erprobtes  und  oft  unent- 
behrliches Element  der  Erziehung  zur  Cnltur  und  damit 
erst  zur  Vornahme  dessen,  was  bisher  erzwungen  geschah,  als 
freie  sittliche  That,  nicht  gebührend  gewürdigt.^) 

Die  innere,  principielle  Berechtigung  des  caritativen  und  des 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  der  Bedürfnissbefriedigung  in  der 
Volkswirthschaft  neben  dem  privatwirthschaftlichen  ergiebt  sich 
aus  dem  Vorhergehenden  von  Neuem  (§.  120). 

5.  Abschnitt. 
Die  \achtheile  im  System  der  freieu  Couciirreiiz.  ^) 

§.  134.  Im  privatwirthschaftlichen  System  auf  der  Basis  der 
freien  Concurrenz  entstehen  mancherlei  liebelst  an  de  für  die 
Masse  der   Bevölkerung,  theils  in   nothwendiger   Folge    der 


Moralgebiet,  aber  ist  unsere  Auffassiing  denn  die  allein  allezeit  entscheidende? 
Eine  gewisse  Wiederannäherung  an  jene  ältere  Auffassung  halte  ich  nicht  für  unrich- 
tig. Der  richtige  Kern  in  der  eudämonistischen  Staatsauffassung  ist  heutzutage  viel- 
fach bereits  wieder  zur  Geltung  gekommen  (z.  B.  im  öffentlichen  Gesundheitswesen, 
in  Maassregehi  zur  Schonung  der  Arbeitskraft,  wo  Chr  Wolf f 's  Ideen  wieder  zu 
Ehren  gelangen).  L.Stein  in  s.  Verwaltungslehre  sagt  ganz  mit  Kecht :  den  Inhalt 
hat  die  innere  Verwaltung  aus  der  Wohlfahrtsstaatstheorie,  die  Garantieen  für  die 
Grenzen  ihrer  Thätigkeit  aus  der  Rechtsstaatstheorie  zu  entnehmen.  Der  Vorwurf 
einer  gewissen  eudämonistischen  Tendenz,  den  z.  B.  H.  v.  Treitschko  gegen 
Schmoller  ausspricht  (Preuss.  Jahrb.  1S75  Aprilheft)  ist  m.  E.  gar  kein  Vorwurf, 
sobald  eben  nur  Maass  gehalten  wird  in  allem  Eudämonismus.  Sehr  gesunde  An- 
sichten über  Staat  und  Staatszwang  auch  bei  dem  Schweizer  H.  E  seh  er.  Handb.  d. 
pract.  Politik,  Lpz.   1S63,  bes.  I.,  §.1  —  19. 

*)  Die  Auffassung  des  Zwangs  als  nothwendiges  Erziehungsmittel  in  vielen  Fällen 
bestimmt  mich  z.  B.  in  der  Frage  der  Arbeiter- Invaliden  -  und  Alterspensionscassen 
für  Cassenzwaug  zusein.  S.  Eisen,  soc.-polit.  Verhandl.  1874,  S.  126.  Treitschke 
in  seiner  Polemik  gegen  die  Invalidencasse  „für  Millionen  Arbeiter''  a.  a.  0.  übersieht 
diese  Seite  der  Frage. 

')  Die  Polemik  gegen  die  freie  Concurrenz  sucht  natürlich  deren  Nachtheile 
aufzudecken.  Sie  hat  im  Wesentlichen  einen  dreifachen  Ursprung  genommen.  Sic 
ist  einmal  die  nothwendige  Folge  einer  theils  mehr  theologischen.  —  wie 
in  Adam  Müller's  Vorles.  über  d.  Elemente  d.  Staatskunst,  3  B.,  Berl.  1S09  — 
theils  mehr  ethischen  Auffassung  des  Wirthschaftslebens  überhaupt,  weil  diese 
Auffassung  dem  individuellen  Eigenuutz  gar  keine,  dem  dazu  so  leicht  ausartenden 
Selbstinteresse  nur  eine  beschränkte  Wirksamkeit,  jedenfalls  nur  eine  secundäre,  nicht 
wie  im  System  der  freien  Concurrenz  eine  primäre,  den  Verkehr,  dic'Production,  den 
Absatz  beherrschende  Rolle  zuschreiben  kann.  A.  Müller's  Meinung  z.  B,  dass  der 
Landwirth  in  erster  Linie  aus  Liebe  zur  Sache,  um  Gottes  Willen,  in  zweiter  wegen 
der  Frucht,  in  dritter  wogen  des  Reinertrag-s  arbeiten  solle,  widerspricht  dem  Grund- 
gedanken des  Systems  der  freien  Concurrenz  schnurstracks.  Diese  und  älinliclie  Auf- 
fassungen enthalten  die  tiefste  principielle  Opposition  gegen  dies  System,  sind 
aber  weder  in  der  Literatur,  noch  in  der  Pra.vis  (Gesetzgebung)  zu  besondrer  (icitung 
gelangt,  jedenfalls  bedeutend  weniger  als  die  beiden  anderen  polemischen  Richtungen 
iö  der  Literatur,  welche  sich  direct  gegen  die  Folgen  der  freien  Concurrenz  wenden, 
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nicht  zu  läugnenden  Vortheile  des  Systems  (§.  127),  theils  als 
weitere  begleitende  Erscheinungen  und  als  mehr  zu- 
fällige,  aber   häufige  Folgen   desselben.     Selbst  diejenigen 


Die  eine  dieser  Eichtungen  geht  von  der  Opposition  gegen  die  Con Sequenzen  der 
freien  Concurrenz  auf  den  einzelnen  wichtigen  Productionsgebieten  aus, 
wünscht  die  alten  bestehenden  Ordnungen  in  Betreff  des  ländlichen  Grund- 
eigenthums  und  der  alten  Agrarverfassung,  besonders  die  Geschlossenheit  der  Bauer- 
güter statt  der  von  der  individualistisch-atomistischen  Doctrin  der  freien  Concurrenz 
geforderten  freien  Theilbarkeit ,  ferner  die  alte  Gewerbeverfassung  (Zünfte)  erhalten 
oder  höchstens  reformirt,  aber  nicht  grundsätzlich  beseitigt;  verlangt  ebenso  für  die 
Industrie  Schutzzölle  und  ist  daher  dem  internationalen  Freihandel  entgegen. 
Zu  dieser  Richtung  gehören  die  Schriften  der  conservativen  Agrar-  und  Gewerbepoli- 
tiker — ,  wie  z.  B.  G.  Haussen,  Stüve,  Bernhardi,  Helferich,  Funke, 
J.  G.  Hoffmann  u.  A.  m.  (Liter,  bei  Kau,  VoLkswirthschaftspolit.,  §.  76,  178); 
andrerseits  der  priucipiellen  Schutzzöllner,  wie  namentlich  Fr.  List's.  Allerdings 
wird  hier  die  Opposition  gegen  das  ganze  System  der  freien  Concurrenz  nur  selten 
eine  principielle,  öfters  wird  selbst,  wie  z.  B.  bei  den  Schutzzöllnern  grade  im  Interesse 
der  Entwicklung  der  Industrie  die  freie  Concurrenz  „im  üebrigen",  nur  eben  nicht 
bei  der  Ungleichheit  der  ökonomischen  Lage  der  verschiedenen  Völker  im  internatio- 
nalen Handel,  sogar  gefordert,  z.  B.  in  der  Gewerbepolitik  (Gewerbefreiheit).  Aber 
man  kann  diese  practische  Polemik  gegen  die  Postiüate  des  Systems  der  freien  Con- 
currenz auf  den  einzelnen  Gebieten  leicht  auf  ihren  gemeinsamen  Ausgangspunct  zu- 
rückführen und  findet  alsdann,  dass  eben  in  jedem  solchen  Falle  die  „natürliche  Ord- 
nung", die  aus  dem  Walten  des  individuellen  Selbstinteresses  hervorgeht,  nicht  für 
die  wünschenswerthe,  sondern  eine  künstliche  Rechtsordnung,  wie  z.  B.  die 
altüberkommene  Agrar-  und  Gewerbe  Verfassung  für  richtiger  und  zweckmässiger  ge- 
halten wird:  Das  ist  die  Grundanschauung,  weche  principiell  derjenigen  der  An- 
hänger des  Systems  der  freien  Concurrenz  gegenüber  steht.  Die  freie  Concurrenz 
wird  insofern  vom  conservativen  Agrar-  und  Gewerbepolitiker  und  dem  Schutzzöllner 
doch  schliesslich  selbst  angegriffen,  weil  sie  die  gute  Rechtsordnung  der  Hauptgebiete 
der  Volkswirthschaft  zerstört.  —  Die  letzte  oppositionelle  Eichtung  und  zugleich  die- 
jenige, welche  die  freie  Concurrenz  wegen  ihrer  Folgen  für  die  Volkswirthschaft 
am  Meisten  principiell  angreift  und  welche  gegenwärtig  aus  mancherlei  Gründen 
am  Schärfsten  hervortritt,  wendet  sich  gegen  dies  System,  weil  die  freie  Concurrenz 
zu  einseitig  die  kräftigeren,  begabteren,  vielfach  auch  die  gewissenloseren 
Elemente  auf  Kosten  der  Schwächeren  begünstigt  (s.  §.  135  — 137)  und 
daher  zu  mehr  oder  weniger  schlimmen  Ausbeu tu ngs-  und  monopolistischen 
Herrschaftsverhältnissen  und  zu  bedenklichen  Gegensätzen  der  ökono- 
mischen und  socialen  Lage  und  der  ganzen  Interessen  zwischen  nicht- 
besitzenden und  besitzenden  Classen  führt.  Diese  Eichtung  wird  vertreten  durch  die 
Socialisten  und  durch  diejenigen  Nationalökonomen,  welche  diesen  wenigstens  in  dieser 
Auffassung  nahestehen.  Diese  Schriftsteller  leiten  aus  der  freien  Concurrenz  nicht,  wie 
die  Freihändler,  Bastiat  u.  A.  m.,  eine  gesunde  Organisation  und  Interessenharmonie, 
sondern  eine  wahre  Desorganisation  und  Anarchie  der  Volkswirthschaft  als  noth- 
wendige  Folge  ab  und  suchen  dies  durch  den  thatsächlichen  Kachweis  zu  begründen. 
Am  Prägnantesten  tritt  die  grundsätzliche  Polemik  gegen  die  freie  Concurrenz  bei 
L.  Blanc,  Organisation  du  travail,  Par.  1840,  hervor,  der  dann  auch  positive  Gegen- 
forderungen aufstellt.  Aber  auch  Sismondi  in  s.  nouveaux  principes  erkennt  die 
tiefe  Schattenseite  der  freien  Concurrenz  durchaus,  s.  z.  B.  I.,  407.  Die  principielle 
Polemik  vieler  Socialisten,  besonders  Fourier's,  gegen  den  Handel,  den  „legalen 
Betrug",  fiihrt  in  ihrer  Consequenz  ebenfalls  zur  priucipiellen  Polemik  gegen  die  freie 
Concurrenz.  Vergl.  besonders  auch  Mario  (Winkelblech),  Syst.  d.  Weltökon., 
Cassel  1850,  z.  B.  I.,  Kap  3  —  5,  I.,  156  ff.  (Blanc  und  Sismondi  ganz  beige- 
stimmt), 246  ff.,  daim  IL,  Kap.  S,  S.  59  ff.  Die  richtige  Ansicht  von  der  freien 
Concurrenz  kann  man  wohl  mit  Brentano  (Arbeitergilden,  IL,  314  u.  Inhalt  S.  XIV) 
so  formuliren:  die  Concurrenz  ist  nur  das  Princip  der  Starken;  die  Yer- 
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Personen,  welche  durch  das  System  begünstigt  werden  und  wirth- 
schaftlich  emporkommen,  werden  leicht  moralisch  ge- 
schädigt. Namentlich  aber  zeigen  sich  die  ungünstigen  Folgen  des 
Systems  am  Meisten  auf  dem  Gebiete  der  Verth eilung  der  Güter 
in  der  Volks wirthschaft,  ferner  in  den  theils  hierdurch,  theils 
schon  durch  die  technische  Gestaltung  des  Productions- 
processes  wirthschaftlich  bedingten  socialen  Abhängig- 
keits-  und  Herr  Schafts  Verhältnissen  in  der  Bevölkerung, 
endlich  wieder  in  Zusammenhang  mit  diesen  Momenten  in  den 
Einflüssen  auf  die  3Ioralität  des  ganzen  Volks.  Es  lässt  sich 
dies  Hervortreten  von  Härten  und  Disharmonieen  im  System  der 
freien  Concurrenz  schon  aus  dem  Wesen  und  den  natürlichen 
Entwicklungstendenzen  dieses  Systems  vermittelst  der  Me- 
thode der  Deduction  ableiten.  Schon  jetzt  aber,  obgleich 
das  System  noch  nicht  nach  allen  Seiten  streng  durchgeführt  und 
noch  nicht  lange  in  unseren  Culturstaaten  in  AVirksamkeit  ist,  ge- 
stattet* die  Erfahrung,  d.  h.  die  Induction  aus  den  Beobach- 
tungen der  Wirklichkeit  mittelst  Statistik  und  Geschichte  eine  Be- 
stätigung der  Deductionsschlüsse  und  zeigt  sie  ihrerseits  immer 
allgemeiner  neue  Lebelstände.  ^) 

§.  135.  Mit  den  Vortheilen  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
für  die  Technik  und  Oekonomik  der  Production  ist  nothwendig 
eine  Gestaltung  des  Productionsprocesses  verbunden, 
welche  mehrere  der  genannten  Uebelstände  unvermeidlich  mit  sich 
bringt.  Es  siegen  nemlich  im  Concurrenzkampf  einmal  die  für 
diesen  begabteren,  dann  aber  auch  häutig  genug  die  ge- 
wissenloseren Elemente  unter  den  Privatwirthschaften  über  die 
schwächeren  und  scrupulöseren. 


biudung,  fügt  er  hinzu,  ist  das  Princip  der  Schwachen, —  gewiss,  so  weit  eben 
spontane  Verbindung  der  Schwachen  ausreicht,  darüber  hinaus  muss  zwangsgemein- 
wirthschaftliche,  besonders  staatliche  Fürsorge  ein-,  bez.  der  freien  Concurrenz 
entgegen  treten. 

-)  Grade  in  diesen  Tragen  ist  die  Methode  der  Deduction ,  richtig  ge- 
handhabt, beweiskräftig  genug  und  ist  anderseits  bei  dem  noch  bestehenden  Mangel 
einer  ausreichenden  und  zuverlässigen  ökonomischen  und  socialen  Statistik  die  freilicli 
unvollkommene  ,. tägliche  Beobachtung"  wenigstens  für  eine  gute  Deduction  ein  mit 
zuzulassendes  Mittel  der  Bestättigung.  Vergl.  unten  Kap.  (i.  Die  Deducirung  der 
nachtheiligen  Wirkungen  der  freien  Concurrenz  ist  um  so  mehr  statthaft,  weil  z.  Th. 
mit  den  best  erforschten  nationalökonomi^chen  Gesetzen,  besonders  mit  dem  Gesetze 
der  Preise  und  der  Productionskosten  ^s.  d.  2.  spec.  Theil)  der  Beweis  für  die  Kich- 
tigkeit  jener  Deductionen  geführt  werden  kann.  Auch  ist  zu  beachten,  dass  die  Ge- 
staltungstendenzen  ,  welche  diese  Methode  zunächst  nur  sicher  abzuleiten  vermag, 
hier  besonders  in  Betracht  kommen:  man  muss  darauf  ausgehen,  sie  in  der  Wirklich- 
keit nicht  zur  Geltung  kommen  zu  lassen  und'  demgemäss  nach  Gegenmitteln  forschen . 
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1)  Der  Sieg  der  begabteren  Vorstände  von  Privat- 
wirthschaften  führt  ohne  Zweifel  einen  grossen  Theil  der  oben 
(§.  127)  schon  zugestandenen  Vortheile  des  Coneurrenzsystems  auch 
für  das  Ganze,  für  die  Volkswirthschaft,  mit  sich.  Aber  einmal 
entsteht  grade  dadurch  so  leicht  die  Gefahr  des  factischen 
Monopols  (§.  127)  und  sodann  erfolgt  dieser  Sieg  vielfach  um 
den  Preis  grosser  materieller,  socialer  und  moralischer 
Schädigung  der  Masse  der  Bevölkerung.  Man  hat  mit 
Hinweis  auf  das  Darwin'sche  Gesetz  des  „Kampfs  ums  Dasein" 
diesen  Sieg  der  Begabteren  für  eine  unvermeidliche  Noth- 
w  e  n  d  i  g  k  e  i  t ,  aber  zugleich  auch  für  einen  Vor  theil  des 
Ganzen  angesehen,  wenigstens  wenn  die  Erscheinung  im  grossen 
weltgeschichtlichen  Zusammenhang  betrachtet  wird.  ^) 
Allein,  abgesehen  selbst  von  dem  so  stark  mitentscheidenden  mo- 
ralischen Factor  der  Gewissenhaftigkeit  (§.  136),  leidet  diese  Auf- 
fassung wieder  an  dem  schon  mehrfach  gerügten  Fehler,  dass  die 
wirthschaftlichen  Handlungen  und  Erscheinungen  als  reine  That- 
sachen  der  Natur  gelten.  Dies  ist  aber  schon  hinsichtlich  der 
körperlichen  Begabung  der  Menschen  (verschuldete,  ererbte 
Krankheiten!),  vollends  hinsichtlich  der  geistigen,  sittlichen 
Eigenschaften,  der  Kenntnisse,  des  Characters,  des  privaten 
Vermögensbesitzes  (Erbrecht!)  falsch. 

a)  Allerdings  sind  die  Menschen  schon  von  Natur  nicht  gleich, 
persönliche  oder  individuelle  Ungleichheit  ist  wie  bei 
allen  Organismen  einer  Gattung  oder  Art,  so  vollends  bei  der 
„höchsten  Form  des  Stoffs"  (Carey),  beim  Menschen,  das  Natur- 
gesetz. Daraus  Hesse  sich  überall  sonst,  aber  grade  nicht  beim 
Menschen,  der  nothwendige  und  erwünschte  Sieg  der  schon  von 
Natur  bevorzugten  Individuen  ableiten.^)  Denn  bei  den  Menschen 
ist  eine  Ausgleichung  dieser  natürlichen  Ungleichheit 
durch  Erziehung  und  Cultur  und  durch  den  Schutz, 
welchen  die  Gesammtheit  auch  den  schwächeren  Ele- 
menten gewähren  kann  und  soll,  wenigstens  theilweise  möglich. 
Die  natürliche  Ungleichheit  der  Individuen  führt  vielmehr  zu  der 
Forderung,  dass  nicht  alle  Elemente  in  der  gleichen  Weise  rück- 


^)  In  Anknüpfung  an  die  Darwin'sche  Lehre,  in  diesem  Punctc  eine  Verall- 
gemeinerung der  Malthus' sehen,  hat  Lange  in  s.  Arbeiterfrage  diese  letztere 
und  implicite  das  Problem  der  Vertheilung  und  der  freien  Concurrenz  behandelt, 
besonders  Kap.  1,  2,  4.    Er  vertritt  denselben  Standpunct  wie  ich  im  Texte. 

*)  Lange,  a.  a.  0.  Kap.  2,  bes.  S.  54  ff. 
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sichtslos  dem  Concurreuzkampte  ausgesetzt  und  somit  die  schwäche- 
ren in  demselben  geopfert  werden.  Eine  weitere  Beschränkung 
der  freien  Concurrenz  ist  gerade  hieraus  abzuleiten  und  in  der 
Praxis  neuerdigs  immer  mehr  wieder  durchgeführt  worden  (Ein- 
richtungen der  Kinder-,  der  Altersfürsorge  u.  dgl.  m.).  Die  natür- 
liche Ungleichheit  der  Indinduen,  selbst  in  körperlicher  Hinsicht, 
wird  aber  durch  das  System  der  freien  Concurrenz  sogar  auf  Ge- 
nerationen hinaus  gesteigert  (englische  Erfahrungen  mit  Fabrik- 
kindern), ^)  erscheint  also  insofern  selbst  wieder  als  nichts  „rein 
Natürliches",  sondern  mit  als  ein  Product  der  wirthschaftlichen  und 
socialen  Verhältnisse,  insbesondere  auch  der  Rechtsbildung  und 
Gesetzgebung  über  diese  letzteren. 

b)  Zur  natürlichen  Ungleichheit  tritt  ferner  alsdann  die 
durchaus  in  erster  Linie  auf  veränderlichen  mensch- 
lichen Institutionenberuhende  Ungleichheit  der  Kennt- 
nisse und  Bildung,  des  Characters  und  des  Vermögens- 
besitzes hinzu,  wodurch  die  angeborene  körperliche,  geistige  und 
sittliche  Ungleichheit  der  Individuen  noch  gesteigert  oder  vermindert 
wird.  ^)  Die  Möglichkeit,  Kenntnisse  und  Bildung,  und  damit  wieder 
vielfach  grössere  oder  geringere  Erwerbsfähigkeit,'')  ferner,  abge- 
sehen davon,  die  Möglichkeit,  Vermögen  zu  erlangen,  wird  durch 
die  allgemeinen  \virthschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  auch 
für  den   Einzelnen   maassgebend   mit   bedingt:   insbesondere  auch 


^)  Eb.;  Marx,  Kapital  L,  19S  ff.,  s.  auch  o.  S.  119,  Anm.  5  zu  §.  96.  Die 
sogen.  Fabrikgesetzgebung  zum  Schutz  der  Kinderarbeit  knüpfte  z.  Th.  direct  an 
die  ungünstigen  Wahrnehmungen  hinsichtlich  der  körperlichen  Beschaffenheit  der 
jungen  Fabrikarbeiter  an,  so  in  Preussen.  Treitschke  in  s.  Aufs,  über  den  Socialis- 
mus  liat  die  Möglichkeit ,  grade  unter  den  Menschen  den  Darwinschen  Kampf  ums 
Dasein  wesentlich  zu  beeinflussen,  auch  übersehen,  a.  a.  0.  S.  S".  Vergl.  Lange, 
a.  a.  0.  bes.  S.  55  ff. 

^)  Wenn  H.  v.  Treitschke  die  noth wendige  Classenordnung  der  (Jesell- 
schaft  so  besonders  stark  gegen  Sc  hm  oll  er  betont,  so  mag  man  mit  ihm  über  die 
Nothwendigkeit,  ja  Xaturgemässheit  einer  solchen  Classenordnung  an  und  für  sich  ganz 
einverstanden  sein.  Aber  daraus  folgt  nicht  im  Mindesten,  dass  eine  bestimmte, 
grade  bestehende  Classenordnung  nicht  durch  menschliches  absichtliches  Eingreifen  in 
hohem  Maasse  verändert  und  verbessert  werden  kann,  —  grade  in  der  von  den  jüngeren 
deutschen  Nationalökonomen  angestrebten  Richtung.  S.  auch  Lange,  Kap.  li  über 
das  Glück. 

'')  Der  sehr  beliebte  Einwand  in  den  gebildeten  Gesellschaftskreisen,  z.  B.  bei  den 
„Kopfarbeitern"  der  liberalen  Professionen,  gegen  die  „Ungerechtigkeit"  höherer  Lohn- 
forderungen der  gewöhnlichen  Handarbeit  ist  deshalb  so  wenig  zutreffend,  weil  er  die 
höhere  geistige  Bildung  u.  s.  w.  wiederum  viel  zu  sehr  als  individuelles  Verdienst 
betrachtet.  Sie  ist  aber  weit  mehr,  wenn  auch  mit  einzelnen  günstigen  und  ungünstigen 
Ausnahmen,  eine  nothwendige  Folge  der  Vertheilung  des  Privatvermögens  und 
Einkommens.    Jener  Einwand  läuft  also  auf  einen  Cirkelschluss  hinaus. 
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durch  das  Maass  und  die  Art  des  directen  Eingreifens  des  Staats 
(  Unter  rieh  tswesen!  Besteuerung!).^) 

§.  136.  —  2)  In  der  freien  Concurrenz  siegen  aber  nicht  allein 
die  tüchtigeren,  sondern  oft  genug  nur  die  gewissenloseren 
Elemente,  welche  die  ihnen  günstigen  ökonomischen  Verhältnisse 
rücksichtsloser  ausbeuten  (Ausartung  des  Selbstinteresses 
zum  Eigennutz).  Ihnen  kommt  das  System  der  freien  Concurrenz 
dadurch  zu  Gute,  dass  es  das  Gebiet  des  Wirthschafts rechts  ein- 
engt und  viele  Entscheidungen  dem  Belieben  des  Einzelnen  über- 
lässt.  Daraus-  ergeben  sich  zwei  grosse  Gefahren:  einmal 
werden  die  von  vornherein  gewissenloseren  Elemente  noch 
schlechter,  denn  der  wirthschaftliche  Erfolg  lockt  sie  und  nur 
zu  leicht  wird  das  Strafgesetzbuch  ihr  alleiniger  Moralcodex.'') 
Aber  auch  die  besseren  Elemente  werden  sodann  theils  durch  den 
Erfolg  der  Anderen  in  Versuchung  geführt,  theils  unmittelbar  durch 
die  Concurrenz  gezwungen,  ähnlich  gewissenlos  zu  verfahren.^") 
So  verschlechtert  sich  fast  unvermeidlich  der  ganze 
Maassstab  der  geschäftlichen  Moralität,  wovon  z.  B.  in 
Verfälschungen  der  Qualität  der  Waaren,  in  unrichtigem  Maass 
und   Gewicht  derselben,   in  Unredlichkeiten   in  den  Creditverhält 


®)  Namentlich  Progressivbesteuerung  des  Einkommens.  Erbschaftssteuern, 
Besteuerung  der  Conjuncturengewinne,  besonders  am  Grundeigenthum,  und  überhaupt 
sociales  neben  dem  bloss  fiscalischen  Steuerprincip ;  s.  o.  S.  84,  Anm.  8  zu 
§.  76.  —  Selbst  so  conservative  und  gemässigte  Eechtsphilosophen ,  wie  z.  B. 
A.  Trcndclenburg  in  s.  „Naturrecht  auf  dem  Gnuide  der  Ethik",  2.  Aufl  ,  Leipz. 
J868,  gestehen  hier  dem  Staate  und  der  Besteuerung  gewichtige  Aufgaben  zu,  vergl. 
z.  B.   §.   158  (S.  359)  und  §.  160. 

")  Meine  Rede  über  die  sociale  Frage,  S.  6.  „Man  erwirbt  heutzutage  die 
Millionen  nicht,  ohne  mit  dem  Aermel  ans  Zuchthaus  zu  streifen",  wie  jener  Wiener 
Börsenmann  sagte,  s.  Schmoll  er.  soc.  Frage,  in  den  Preuss.  Jahrb.  1874.  Diese 
Aeusserung  ist  Schmoller  höchlich  verübelt  worden.  Findet  sie  nicht  eine  volle  Be- 
stättigung  in  folgendem  Satze  der  Na  tionalze  itun  g?  Ein  Satz,  von  dem  die  Zei- 
tung zwar  „hoirt,  dass  diese  Praxis  nicht  viel  Anhänger  hat",  selbst  aber  durch  die 
Zeilen  lesen  lassen  muss,  wie  trügerisch  diese  Hoti'nung  ist:  ,,Wer  überhaupt  an  der 
Börse  speculirt,  muss  immer  mit  gegebenen  Verhältnissen  und  besonders  damit 
rechnen,  dass  an  derselben  jedes  Mittel,  dessen  Anwendung  nicht  offen  mit  dem 
Strafgesetzbuch  in  Conllict  bringt,  erlaubt  ist".  (Wochenbörsenber.  d.  Nationalztg. 
v.  5.  Juni  1875;  das  Durchschossene  auch  im  Originaltext  so.  Zus.  bei  d.  Correctur.) 

^'*)  Die  Lage  ist  im  allgemeinen  Verkehr  oft  ähnlich  wie  in  dem  speciellen  Falle 
des  Schmuggels:  auch  der  reelle  Kaufmann  wird  durch  die  Schmuggelconcurrenz  ge- 
zwungen ,  ebenso  zu  handeln  oder  er  muss  das  Geschäft  aufgeben ,  wo  dann  die 
Schmuggler  vollends  freies  Spiel  haben»  —  In  England  gingen  Anrcgunuen  zu  ge- 
setzlichem Einschreiten  des  Staats  in  Fabriksachen  mehrfach  von  humanen  Fabri- 
kanten aus,  welche  durch  die  Concurrenz  an  der  freiwilligen  Einführung  von  Reformen 
gehindert  worden  waren.  Mehrfache  Beispiele  bei  v.  Plener,  engl.  Fabrikgesetzgeb., 
Wien  1871. 
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nissen,  in  schleuderhaftem  „Ausverkauf"  u.  s.  w.  so  deutliche  Be- 
lege heutezutage  vorliegen.  ^^) 

§.  137.  Im  System  der  freien  Concurrenz  siegt  der  Gross- 
betrieb über  den  Kleinbetrieb.^^)  Dies  tritt  in  den  verschie- 
denen Productionskreisen  zwar  nicht  gleichmässig  hervor,  zeigt  sich 
aber  in  dem  für  die  Fragen  der  freien  Concurrenz  wichtigsten 
Zweige,  in  der  Industrie  (Stoffveredlung),  besonders  frappant. 
Denn  hier  kommen  die  einwirkenden  Factoren,  die  Ersparung  an 
Generalkosten,  die  Vortheile  der  Arbeitstheilung  und  des  Maschinen- 
wesens, die  rechtliche  Zulässigkeit  und  thatsächliche  Möglichkeit, 
beliebig  viel  Arbeitskräfte  jeder  Art  herbeizuziehen,  in  einer  Unter- 
nehmung zu  vereinigen,  im  Lobnsystem  abzufinden,  ebenso  beliebig 
viel  Kapital  (Credit!)  zu  verwenden,  vornemlich  zur  Geltung. ^^) 
Die  günstigen  technischen  und  ökonomischen  Folgen  der  freien 
Concurrenz  für  die  Production  zeigen  sich  deshalb  auch  in  der 
Industrie  am  Meisten,  freilich  auch  die  erwähnten  Gefahren  des 
Compromisses  der  Concurrenten  und  des  factischen  Monopols  Ein- 
zelner (§.  127).  Aber  die  Verdrängung  des  Klein-  durch  den  Gross- 
betrieb hat  nothwendig  auch  zur  Folge,  dass  die  Zahl  der  öko- 
nomisch und  social   selbständigeren  Personen   (Unter- 


")  Mehrfach  wird  darüber  in  den  deutschen  Handelskammerberichten 
geklai^t,  das  grosse  üebel  zugestanden ,  die  vollständige  Kathlosigkeit  aber  ebenso ,  da 
„natürlich"  nicht  von  einer  Rückkehr  zu  den  „veralteten  Beschränkungen"  die  Rede 
sein  könne.  Aber  „die  eigene  bessere  wirthschaftliche  Einsicht'",  die  „Selbsthilfe" 
reicht  eben  nicht  immer  aus.  Vgl.  die  preussischen  Handelskammerber.  f.  1869 
(Berl.  1S70),  z.  B.  Magdeburg,  S.  13S,  wo  über  die  Schvrindeleien  im  Geschäft 
mit  baamw.  Strickgarn  gesprochen  wird  und  es  heisst:  „von  Seite  der  Regierung 
diesem  Uebelstande  entgegenzutreten,  halten  wir  für  unausführbar,  da  ein  Zwang 
in  Handelsan  gelegenheiten  wohl  kaum  noch  dem  Zeitgeiste  ent- 
spricht" u.  s.  w.  —  Eb.  S  555  Ber.  v.  Wesel:  Klage  über  die  „Unsitte"',  dass 
man  bei  Waareu ,  welche  in  Packet-  oder  anderen  Formen  verkauft  werden ,  die  das 
Gewicht  eines  Pfunds  darstellen,  im  Kleinhandel  gewöhnlich  ein  geringeres  Gewicht 
erhält;  Ausfuhrung  am  Beispie)  der  Stearinlichte  mit  „Pfunden"'  von  2S,  26,  24  Loth 
und  anderen  Betrügereien.  „Es  ist  dies ,  sagt  der  Bericht ,  ein  üebelstand ,  den  die 
(ieschäftswuth  der  Concurrenz  herbeigeführt  hat,  um  dem  Gegner  durch  bil- 
ligere Preise  die  Kundschaft  zu  entziehen  und  dennoch  gut  verdienen  zu  können". 
Wunsch  nach  einem  abhelfenden  Gesetze.  —  Eb.  S.  968  Ber.  v.  Hildes  heim, 
mit  Anführung  der  Klagen  über  das  Ceberhandnehmen  des  Hausirhandels  und  die 
Veranstaltung  von  Auctionen  von  Kaufmannswaaren.  Aehnliche  Berichte  von  Lüne- 
burg S.  567 :  „mehr  oder  weniger  schwindelhafte  freiwillige  Auctionen". 

'^  Vergl.  hierzu  Schmoller's  deutsche  Kleingewerbe. 

*')  Wesentlich  andere  Lage  als  im  ehemaligen  zünftigen  Handwerk,  mit 
seinem  vorgeschriebenen  technischen  Bildungsgang  des  Meisters,  mit  der  Beschränkung 
der  Lehrlings-  und  Gesellenzahl,  der  Beschränkung  auf  die  GeseUeu  der  Zunft  u.  dgl.  m. 
Vergl.  Schönberg,  z.  wirthsch.  Bedeutung  d.  Zunftwesens  im  Mittelalter,  Berl.  1S68 
(auch  in  Hildebr.  Jahrb.),  Gierke,  deutsches  Genossenschaftsrecht,  L,  §.  liS,  Stahl, 
deutsches  Handwerk,  L  (1ST4).  Dazu  die  Zinstaxen,  öftei-s  Lohn-  und  Preistaxen : 
Alles  eine  grundverschiedene  Lage  im  Vergleich  zu  heute  bewirkend. 
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nehmer,  „Meister"  ii.  s.  w.)  relativ  und  mitunter  selbst  ab- 
solut abnimmt  und  die  industrielle  Gesellschaft  sich 
immer  mehr  in  zwei  nur  ephemer  durch  den  Lohnver- 
trag lose  verbundene  Classen  der  grossen  Unterneh- 
mer und  Privatkapitalisten  einer-  und  der  Lohn- 
arbeiter andrerseits  scheidet.  Uebergänge  von  letzterer 
in  die  erste  Classe,  obwohl  rechtlich  durchaus  zulässig,  finden  that- 
sächlich  wegen  der  Macht  der  ökonomischen  Verhältnisse  nicht 
häufig  statt.^^)  Die  Folge  ist  eine  grosse  dauernde  Ungleich- 
heit der  ökonomischen  und  socialen  Lage,  des  Bildungs- 
stands der  beiden  Schichten,  ein  schroffer  Gegensatz  der 
Interessen,  eine  feindliche  Spannung,  wie  sie  nur  jemals  in 
einem  anderen  Systeme  des  Wirthschaftsrechts  vorhanden  war.  ^^) 
Die  Vertheilung  des  Einkommens  und  Vermögens  in 
der  Volkswirthschaft  wird  dadurch  ungleichmässiger,  die  Pro- 
duction  nimmt  eine  ungünstigere  Richtung  an,  denn  sie  arbeitet 
in  grossem  Umfang  nur  für  den  Luxus  der  Reichen,  Der  Ge- 
sammtbedarf  des  Volks  an  wirthschaftlichen  Gütern  wird  freilich 
grade  in  dem  System  der  freien  Concurrenz  vollkommener  befriedigt, 
aber  er  gestaltet  sich  selbst  wegen  der  erwähnten  Verhältnisse  we- 
niger den  Interessen  derGesammtheit  gemäss  und  oft  in  hohem  Grade 
nur  nach  den  Interessen  einer  kleinen  Minorität  (§.99, 127).  Schlimme, 
allen  Betbeiligten  schädliche  sociale  Herr  Schafts-  und  Abhängig- 
keitsverhältnisse sind  bei  dieser  Gestaltung  der  Volkswirthschaft 
unvermeidlich.    Sie  bilden  neue  Quellen  schlechter  Moralität.  ^^') 


**)  üeber  die  optimistischen  Ansicliten  der  Schule  der  freien  Concurrenz  in  diesem 
Poncte  s.  Lange,  Arbeiterfrage.  Kap.  8  (Glück  und  Glückseligkeit.  Darlegung  der 
geringen  Wahrscheinlichkeit  der  Chancen  des  Gelingens\ 

")  Die  übrigens  vielfach  auch  zu  allgemein  und  in  zu  bedeutendem  Grade  ange- 
nommene absolute  Hebung  der  Avirthschaftlichen  Lage,  des  Lohneinkommens  unserer 
arbeitenden  Classen  von  heute  gegen  frülicr  mag  man  dabei  zugeben.  Wichtiger  für 
diese  Fragen  ist,  dass  die  Differenz  in  der  ökonomischen  Lage  und  im  Einkommen 
sich  vergrössert,  die  Aussicht  des  Arbeifers,  in  die  höhere  sociale  Schicht  aufzu- 
steigen, sich  verringert  hat,  der  ..Arbeiterstand"  nicht  mehr,  wie  doch  im  Grossen  und 
Ganzen  im  zünftigen  Handwerk,  eine  Dur  chgangsstufe ,  eine  Vorbildungsstufe 
für  die  höhere  Stellung  war,  sondern  ein  Lebensstand  ist,  mit  der  Aussicht,  es  in 
alten  Tagen  noch  schlechter  zu  haben,  —  m.  E.  auch  eine  Erklärung  der  viclfacli 
wahrgenommenen  Verschlechterung  der  technischen  Bildung  und  Leistung  der  indu- 
striellen Arbeiter,  die  nicht  so  starkes  Interesse  wie  früher  an  besserer  Ausbildung 
haben.  Die  Behauptung,  dass  der  Arbeiter  wenigstens  nicht  das  Risico  des  Geschäfts 
trage,  ist  ebenfalls  nur  sehr  bedingt  richtig.  Die  beständigen  Wechsel  zwischen  Spe- 
culation,  Ueberspeculation,  Krisis,  Flauheit,  wesentlich  eine  Folge  der  .,Concurrenzwuth", 
fallen  zu  Zeiten  mit  grösster  Schwere  auf  den  Arbeiter,  der  dadurch  sehr  empfindlich 
am  Kisico  des  Geschäfts  Theil  nimmt.  Dies  Alles  trägt  zur  Steigerung  der  feindlichen 
Spannung  zwischen  besitzenden  und  nichtbesitzenden  Classen  bei. 

'^)  Die  Darlegung  im  Text  bezeichnet  grade  hier  nur  die  Geslaltungstendenzen. 


5.  Abschnitt.     Die  Nachtheile  im  System  der  freien  Concurrenz.  205 

§.  138.  Alle  diese  Umstände,  nicht  zum  Wenigsten  aber  auch 
die  Thatsache,  dass  die  schwächeren  Elemente  unter  den  Pri- 
vatwirthschafteu  die  ungeheure  Mehrzahl  in  einem  Volke 
bilden,  führen  zu  dem  Schluss,  dass  die  freie  Concurrenz  nicht 
ausschliesslich  nach  ihren  überwiegend  günstigen  Folgen 


Es  ist  die  Aufgabe  der  Geschichte  und  besonders  der  Statistik,  für  das  einzelne 
Land  und  Volk  und  für  eine  bestimmte  Zeit  näher  nachzuweisen,  wie  weit  diese 
Tendenzen  sich  hier  verwirklicht  haben.  Verschiedenheiten  werden  sich 
hier  immer  manche  ergeben ,  namentlich  auch  deshalb ,  weil  das  System  der  freien 
Concurrenz  in  verschiedenem  Umfange  durchgeführt  wird.  Ihre  tiefere  theoretische 
Begründung  findet  die  Grossbetriebstendenz  in  der  Industrie  besonders  in  dem  Pro- 
dactionskostengesetze  für  Fabrikate  und  in  der  in  der  Industrie  zeitweise  vorkommenden 
Bildung  von  Kenten  oder  Extragewinnen  derjenigen  Producenten,  welche  wohlfeiler 
produciren,  aber  zu  dem  dem  höheren  Kostensatz  anderer  Producenten  entsprechenden 
Preise  absetzen  können,  eine  Lage,  welche  dann  die  Mittel  und  Wege  zu  einer  Aus- 
dehnung des  Betriebs  gewährt.  S.  o.  §.  127  Anm.  6  S.  184  und  im  2.  spec.  Theil 
die  Lehre  vom  Preise  und  den  Productionskosten.  —  Statistisch  findet  die  Gross- 
betriebstendenz eine  gute  Bestätigung  in  der  wenigstens  für  einige  Industriezweige 
vorhandenen  Statistik  der  Maschinen,  besonders  der  Kräfte  der  D-ampf- 
maschinen,  der  Spindelzahl  der  Spinnereien,  der  Webstühle,  sodann  der 
Menge  des  verarbeiteten  Eohstoffs  [;/..  B.  Rüben  in  der  Zuckerfabrikation, 
Quart  Maischraum  in  der  Branntweinbrennerei)  und  endlich  der  Zahl  der  Arbeiter 
der  Fabriken.  Für  einzelne  Arten  von  Fabrikanlagen  liegen  technisch-statistische  Ver- 
suche vor,  die  Abnahme  der  Productionskosten  nach  Einheiten  der  Betriebskräfte  oder 
bestimmten  Betriebsmerkmalen  mit  der  Vergrösserung  der  Anlagen  zitf'ermässig  nachzu- 
weisen. Die  Preise  der  Dampfmaschinen  (Dampfkessel  u.  s.  w.),  sowie  die  Kosten  der 
Bedienung  und  der  Feuerung  nehmen  regelmässig  mit  der  Grösse  der  Maschinen 
verhältnissmässig  ab,  worin  eine  starke  Begünstigung  des  Grossbetriebs  liegt. 
Beispiel  aus  einem  Circular  einer  englischen  Firma  in  Reading:  eine  transportable 
Dampfmaschine  mit  1  Cylinder  kostet  bei  einer  Stärke  von  8  Pferdekraft  p.  1  Kraft 
1020,  bei  einer  solchen  von  4  956,  von  G  76.5,  von  10  612  Fr.  —  Engel  hat  schon 
vor  längerer  Zeit  für  sächsische  Baumwollspinnereien  eine  Kostenberechnung  ange- 
stellt, wonach  1  Thaler  Anlagekapital  bei  Spinnereien  bis  1000  Spindeln  c.  IT  Sgl.,  bei 
1  —  2000  Sp.  c.  2S-20,  bei  5  —  6000  31—32,  bei  über  9000  und  über  12,000  36 
bis  37  Sgl.  Werth  producirt  (Sachs.  Stat.  Zeitschr.  1S56,  S.  146).  —  Im  Zollverein 
verarbeitete  1  Runkelrübenzuckerfabrik  1843/44  durchschnittlich  54.000,  1853/54 
81,000,  1869/70  175,000  Centner  rohe  Runkelrüben,  oder,  da  die  Ausbeute  an  rohem 
Rübenzucker  mittlerweile  von  5  auf  wenigstens  8  7o  gestiegen  ist,  anfangs  6000,  zu- 
letzt 14,000  Centner  Rohzucker.  Die  Zahl  der  FabriJken  war  nur  von  80  auf  296, 
die  verarbeitete  Rübenmenge  von  4.35  auf  51.69  Mill.  Centner  gestiegen;  jene  hatte 
sich  noch  nicht  vervierfacht,  diese  sich  verzwölffacht  (übrigens  wirken  auf  diese  Ent- 
wicklung die  Steuerverhältnisse  mit  ein,  wie  noch  mehr  bei  der  ähnliclien  Entwick- 
lung der  Branntweinbrennerei).  —  Die  Baumwollindustrie  und  dfe  Wollindustrie  Gross- 
britanniens und  Irlands  steigerte  ihren  schon  lange  besonders  stark  entwickelten  Gross- 
betriebscharacter  von  1850  —  70  noch  in  folgender  Weise  (Martin's  statesman's 
yearbook  f.  1872  p.  268): 

Baumwollfabriken  Wollfabriken 

1850  1870         Zunahme       1850  1870  Zunahme 

%  % 

Anzahl  der  Etablissements 1932        2483  28         1497         1829  22 

„    Arbeiter  (in  lOOOen)  .     331  450  36  74  125  62 

auf  1  Anstalt     171  181  6  50  68  37 

Pferdekräite  Dampf  (in   lOOOcn)..       71  300         322  13.4  52.2      288 

Desgl.  Wasser 11.5  8.4  (—27)  8.7  10.1         16 

Spindelzahl  (Million.) 20.98       38.22      82  1.595        2.693    69 

Kraftstülde  (in  lOOOen) 250  441  76  9.4  4*5.1      410 
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für  die  Production  und  für  eine  Minorität  der  Privatwirthschaften 
beurtbeilt  werden  darf.  Vielmehr  ist  ihr  theilweise  sehr  nach- 
theiliger Einfluss  auf  die  Vertheilung,  auf  die  socialen  Ver- 
hältnisse und  die  Moralität  des  Volks  noch  wichtiger.  Es  wird 
demgemäss  das  moderne  System  der  freien  Concurrenz  am  Aller- 
wenigsten als  Abschluss  der  wirthschaftlichen  Entwick- 
lung zu  betrachten  sein.  Das  privatwirthschaftliche  System 
auf  dieser  Grundlage  aber  verlangt  auch  wegen  der  notorischen 
Nachtheile  der  freien  Concurrenz  theils  eine  Correctur  theils 
eire  Ergänzung,  welche  ihm  besonders  durch  das  gemeinwirth- 
sc haftliche  System  werden  muss. 

6.  Abschnitt. 

Die  Gemeinbedüifnisse.  ^) 

§.  139.  Die  Bedürfnisse  des  Menschen  lassen  sich,  ausser  in 
der  im  §.  96  dargelegten  Weise,  in  Individualbedürfnisse  des 
Einzelnen  als  solchen  und  in  Gemein-  oder  Collectivbedürfnisse, 
welche  aus  dem  socialen  (gesellschaftlichen)  Wesen  des 
Menschen  oder  aus  dem  menschlichen  Zusammenleben 
hervorgehen,  unterscheiden.    Zu  den  ludividualbedürfnissen  gehören 


Die  so  ausserordentlich  viel  stärkere  Vermehrung  der  Dampf kräfte ,  der  Zahl  der 
Spindeln  und  der  Stühle  verglichen  mit  der  Vermehrung  der  Zahl  der  beschäftigten  Ar- 
beiter zeigt  gleichzeitig,  dass  die  vermehrte  Nachfrage  nach  Arbeitern,  wenigstens  im 
jetzigen  Stadium  dieser  zwei  grossen  britischen  Industriezweige,  auch  schon  nicht 
mehr  so  nachhaltig  ist,  wie  es  sonst  unter  den  Vorthcilen  der  maschinellen  Industrie 
gerühmt  wird.  Die  kleine  Tabelle  beweist  vielmehr,  dass  es  den  Fabriken  gelingt,  sich 
relativ  immer  mehr  vom  Arbeitsfactor  zu  cmancipiren. 

^)  Ein  noch  wenig  untersuchtes  und  doch  hochwichtiges  Gebiet.  VonRau,  §.  75 
noch  ganz  unbeachtet,  von  E  ose  her  kaum  berührt,  dagegen  schon  etwas  näher  be- 
trachtet in  Her  mann 's  Abb.  II.  von  den  Bedürfnissen,  S.  78  ff.,  pass.,  bes.  94  ff., 
100  ff.,  auch  1)0,  92,  ähnlich,  aber  sehr  kurz,  in  der  Lehre  von  den  Gemeinwirth- 
schaften  mehr  nur  vorausgesetzt,  von  Schäffle,  Syst.  3.  Aufl.  I.,  102,  IOC.  —  Rau, 
§.  75,  nimmt  den  Ausdruck  „individuelle  Bedürfnisse"  in  einem  anderen  engeren 
Sinne,  im  Gegensatzecu  den  allgemein  menschlichen,  nationalen  und  gesellschafts- 
ständischen. Für  die  Lehre  von  den  Gemeinwirthscbaften  ist  die  Untersuchung  der 
Gemeinbedürfnisse  fundamental.  Die  Einbeziehung  der  Gemeinbcdürfnissc  in  die  Na- 
tionalökonomie hängt  übrigens  auch  wieder  mit  der  Anerkennung  der  Productivität  der 
Dienstleistungen  und  mit  der  Einreihung  derselben  und  der  „Verhältnisse"  (§.  15  ff.) 
unter  die  wirthschaftlichen  Güter  zusammen,  weshalb  Rau 's  Stillschweigen  über  diese 
Bedürfnisse  und  die  für  ihre  Befriedigung  bestimmten  Güter,  die  Gemein-  oder  Collec- 
tivgüter,  bei  seinem  Standpimcte  in  der  Frage  nicht  auffallen  kann.  Hermann's 
„Collectivbedürfnisse"  sind  im  Wesentlichen,  aber  nicht  durcliaus,  mit  den  im  Texte 
behandelten  CoUectivbedürfnissen  identisch.  In  den  Gemeinbedürfnissen  tritt  der 
Character  des  Menschen  als  eines  t,Mov  noXmxov  nach  der  Aristotelischen  Auf- 
fassung besonders  hervor,  üeber  R.  v.  Mohl's  Theorie  der  gesellsch.  Lebenskreise 
s.  u.  §.  144  Anm.  14.  Vergl.  sonst  besonders  auch  Ahrens,  Naturrecht,  6.  Aufl., 
Wien  1S71,  bes.  IL,  276  ff.,  2SG  ff,  319  ff  und  passim. 
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die  materiellen  Bedürfnisse,  welche  durch  Sachgüter  befrie- 
digt werden,  fast  ganz,  nnr  dass  die  Art  und  Weise  der 
Befriedigung  (selbst  bei  der  Nahrung,  mehr  noch  bei  der 
Kleidung,  Wohnung  u.  s.  w.)  auch  schon  durch  das  sociale 
Wesen  des  Menschen  etwas  beeinflusst  wird  (Sitten,  Mode,  „An- 
stand" u.  s.  w.,  also  besonders  bei  den  Existenzbedürfnissen  zwei- 
ten Grads,  §.  96).  Die  Bedürfnisse  nach  persönlichen  Dien- 
sten sind  zwar  auch  vielfach  noch  Individualbedürfnisse,  so  na- 
mentlich bei  der  Jugend,  beim  Alter,  aber  sie  stehen  noch  mehr 
als  die  materiellen  Bedürfnisse  unter  dem  Einflüsse  der  socialen 
Natur  des  Menschen.  Die  Individualbedürfnisse  sind  selbstverständ- 
lich beim  Menschen  anders  geartet  als  beim  Thiere,  aber  doch 
jenem  nicht  specifisch  eigenthtimlich.  Sie  finden  sich  vielmehr 
ähnlich  auch  bei  den  Thieren,  besonders  bei  den  höheren  Thier- 
arten.  Erst  die  Gemeinbedürfnisse  sind  echt  oder  aus- 
schliesslich menschliche  Bedürfnisse,  zu  welchen  man  in 
der  Thierwelt  doch  nur  in  einzelnen  wenigen  Fällen  ganz  entfernte 
Analoga  findet.  Sie  kommen  in  immer  grossartigerer  Weise  mit 
der  Entwicklung  des  Volkes  selbst,  namentlich  mit  dem 
Herauswachsen  aus  dem  Familienver bände,  zum  Vor- 
schein, sind  Folge  und  ihre  Befriedigung  ist  wieder  Voraus- 
setzung steigender  Cultur.  Sie  zeigen  am  Deutlichsten  die  Un- 
haltbarkeit  jener  radical  individualistischen  und  atomistischen  Auf- 
fassung, welche  in  der  Volkswirthschaft  ein  blosses  Nebeneinander 
von  Einzelhaushalten,  keinerlei  organische  Verbindung  sieht  (§.  129) 
und  weisen  schon  durch  ihre  Natur  auf  ein  andres  System  der 
Bedürfnissbefriedigung, 2)  als  das  privatwirthschaftliche,  hin:  auf 
das  gemeinwirthschaftliche,  welches  bei  den  Gemeinbedürf- 
nissen nur  in  geringem  Maasse  durch  das  privatwirthschaftliche 
und  durch  das  caritative  ersetzt  werden  kann.  Das  privatwirth- 
schaftliche System  hat  seine  Hauptfunction  für  die  Befriedigung 
der  materiellen  Individualbedürfnisse,  das  caritative  für  die- 
jenige der  Bedürfnisse  nach  gewissen  eigens  gearteten  per- 
sönlichen Diensten  (§.  147  — 149). 

§.  140.  Das  wichtigste  Gemeinbedürfniss,  welches  aus  dem 
menschlichen  Zusammenleben  entspringt,  ist  dasjenige  nach  einer 
festen  Rechtsordnung  im  Volke,  sowohl  für  die  persön- 
lichen Beziehungen  der  Individuen  unter  einander  und  für  die  Si- 


*)  Auch  von  Hermann  a.  a.  0.  angedeutet. 
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cheruDg  der  politischen  Unabhängigkeit  des  Volks  und  seines 
Staats  nach  Aussen,^)  als  namentlich  auch  für  den  wirthschaft- 
liehen  Verkehr  der  Einzelwirthschaften.  Die  Entwick- 
lung der  Persönlichkeit  der  einzelnen  Volks-  und  Staatsangehörigen, 
diejenige  des  Volks  als  Ganzen  und  die  Ausbildung  des  privat- 
wirthschaftlichen  Verkehrssystems  selbst  haben  das  Vorhandensein 
und  die  Sicherung  einer  solchen  festen  Rechtsordnung  zur  unum- 
gänglichen Voraussetzung.  Diese  Rechtsordnung  muss  die  näheren 
Bestimmungen  für  die  Verkehrsrechtsbasis  des  privatwirthschaft- 
lichen  Systems,  bei  den  modernen  Culturvölkern  also  namentlich 
die  Bestimmungen  über  persönliche  Freiheit  und  Privateigenthum, 
über  freie  Concurrenz  und  deren  etwaige  weitere  Beschränkung 
treffen  (§.  124).  Die  Aufstellung  und  Wahrung  dieser  Rechtsordnung 
hat  im  Wesentlichen  der  Staat  zu  übernehmen,  welchem  die  noth- 
wendigeu  Macht-  und  Zwangsmittel  dafür  zur  Verfügung  stehen 
müssen  (§.  Itil  ff.,  170).  Die  Theorie  der  unbedingten  Allgemein- 
giltigkeit  der  freien  Concurrenz  leidet  an  der  Inconsequenz,  dass 
sie  für  diese,  von  ihr  freilich  viel  zu  einseitig  formulirte  Verkehrs- 
rechtsbasis doch  den  Staat  nicht  entbehren  kann.^) 

Die  Einrichtungen  für  die  Befriedigung  des  Gemeinbedürfnisses 
der  Rechtsordnung  in  der  Volks wirthschaft  lassen  sich  kurzweg  als 
die  socialen  Bedingungen  der  Volkswirthschaft  be- 
zeichnen und  sind  für  die  Production  und  Vertheilung  des  Ertrags 
der  Volkswirthschaft  oder  des  Volkseinkommens  und  Volksver- 
mögens gleich  wichtig,  zum  Theil  gradezu  entscheidend.  Sie  hän- 
gen natürlich  von  der  Zeit  und  dem  Ort  wieder  wesentlich  ab 
und  können  in  diesem  Werke  vornemlich  nur  für  die  moderne  Zeit 
der  west-  und  mitteleuropäischen  Völker  untersucht  werden  (§.  166, 
190  ff.). 


")  Von  Hermann  ebenso  betont,  besonders  auch  was  den  Punct  der  Selbstäudig- 
leit  der  Nation  anlangt,  characteristisch  für  Hermann's  nationalökonomische  Entwick- 
lung: eben  scharfes  Hervortreten  des  „nationalen  Machtzwecks"  in  allen  neueren 
deutschen  Staatswissenschaften.  S.  auch  v.  H oltzendorff ,  Principien  der  Politik, 
Bcrl.  1SG9,  Kap.  S.  Hermann  specialisirt  indessen  die  weiteren  Gemeinbedürfnisse 
(§.  141  11. 1  nicht  gentlgend. 

*)  Vergl.  0.  §,  129,  besonders  die  Ansichten  von  Prince- Smith  und  seiner 
Schule,  die  eben  doch  den  Staat  wie  einen  deus  ex  machina  brauchen,  um  „gegen 
Vergewaltigung  zu  schützen",  s.  bes.  o.  §.  181  S.  190.  Die  neueren  Naturrechtslehrer 
(Rechtsphilosophen)  und  theoretischen  Politiker  der  organischen  Staatsauffassung, 
wie  z.  B.  Ahrens,  a.  a  0.,  dann  auch  A.  T  rendelenburg  a.  a.  0.  §.  93  ff.,  103  tf. 
(Verkehr),  §.  150  ff.,  157  flF.,  102  ff.,  H.  Escher  a.  a.  0.  haben  die  Einseitigkeit  der 
nationalökonomischen  Schule  der  freien  Concurrenz  auch  in  dieser  Hinsicht  seit  lange  ab- 
gewiesen, Trendelenburg  irrt  nur,  wenn  er  die  Ansicht,  gegen  welche  er  polc- 
misirt,  kurzweg   ,,die  nationalökonomische",  statt   „eine  nationalökonomische"  nennt. 
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§.  141.  Von  weiteren  Gemeiubedürfnisseu  treten  folgende  drei 
Classen  besonders  hervor: 

1)  Gemeiubedürfuisse,  welche  aus  den  Beziehungen  der  Mensehen 
zum  Boden,  als  ihrem  Wohngebiete  und  Arbeitsfelde, 
oder  m.  a.  W.  aus  der  räumlichen  Bedingtheit^)  und  Ver- 
th eilung  der  Bevölkerung  hervorgehen:  räumliche  Ge- 
meinbedürfnisse. Die  Verschiedenartigkeit  dieser  räumlichen 
Vertheilung  bedingt  verschiedenerlei  räumliche  Gemeinschaftsbezie- 
hungen, an  welche  sich  dann  bestimmte  Gemeinbedürfnisse  an- 
knüpfen: solche  des  Hauses  (in  der  Grossstadt),  der  Strasse,  des 
Stadttheils,  der  Gemeinde,  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz,  des 
Staates  selbst,  als  des  grössten  Kreises  räumlicher  Gemeinschafts- 
beziehungen in  der  Volks"«irthschaft,  und  darüber  noch  hinaus  der 
Staatennachbarschaft.  Für  die  Rechtsordnung  stellt  sich  hier  die 
Aufgabe,  diese  mannigfaltigen  Gemeiuschaftsbeziehungen  zu  regeln. 
Die  daraus  hervorgehenden  Gemeinbedürfnisse  sind  vorne mlich 
durch  das  gemeinwirthschaftliche  System  zu  beiriedigen, 
wobei  die  besonders  wichtige,  aber  auch  schwierige  Aufgabe  darin 
besteht,  die  bezüglichen  Functionen  zwischen  den  freien  nud  den 
Zw  an  gs  gemein  wirthschaften  und  wieder  zwischen  den  einzelnen 
Arten  der  letzteren  (Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde)  richtig  zu 
vertheileu  (Decentralisation  der  Verwaltung,  Selbstregierung  der 
kleineren  räumlichen  Kreise). 

§.  142.  Die  wichtigsten  einzelneu  Arten  der  räumlichen  Ge- 
meinbedürfnisse sind :  die  Entwährungsbedürfnisse  (L.  Stein),'') 


^)  Ein  bei  der  Statuiruug  des  privaten  (iriindeigeutliumb  und  der  vorherrschend 
rein  privatrechtlichen  Auffassung  desselben  so  sehr  bedenklicli  zurücktretender  Ge- 
sichtspunct. 

^)  L.  Stein,  Verwaltungslehre  VII.,  67;  Handb.  S.  144.  Er  versteht  unter  Ent- 
währung:  „das  Recht  und  das  Verfahren  des  Staats,  vermöge  deren  derselbe  durch 
seine  Verwaltung  ein  wohlerworbenes  Privatrecht,  dessen  Aufhebung  als  eine  unab- 
weisbar gewordene  Bedingung  der  allgenieinen  Entwicklung  aneikaunt  ist,  gegen  Kück- 
erstattung  seines  W'erths  oder  gegen  Entschädigung  und  uach  gesetzlichen  Formen 
aufhebt".  Es  ist  das  grosse  Verdienst  Stein's,  hier  fiir  eine  Reihe  hochwichtiger 
einzelner  Staatseingriife  in  das  Privateigenthum  ein  oberstes  leitendes  Princip  in  der 
Wissenschaft  aufgestellt  und  begründet  zu  haben.  Der  Name  „Entwährung'  empfiehlt 
sich.  Vor  Stein  war  namentlich  bei  den  Nationalokonomeu  die  Untersuchung  ge- 
wöhnlich auf  die  isolirten  Fälle,  Gruudentlastung  u.  dergl.,  beschränkt.  Die  Entwäh- 
rimg  bezieht  sich  nicht  auf  den  Boden  allein,  aber  ist  bei  diesem  vorzugsweise  wicli- 
tig.  Im  Texte  kommt  an  dieser  Stelle  die  Boden-Entwährung  besonders  in  Betracht. 
—  Es  ist  wieder  ein  Fehler  der  älteren  Nationalökonomie,  Fälle  wie  die  Gnindent- 
lastung  als  ganz  einzig  dastehend  anzusehen.  Aehnliches  wird,  bald  zur  Herstellung 
wirthschaftlicher  Verkehrsfreiheit  (s.  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Ileid.  iS-j.'» 
S.  IOC  und  passiui),  bald  zur  Hinüberführung  der  privatwirthschaftlicheu  Bedürfniss- 
befriedigung in  die  geuieinwirthscliaftliche  in  jedem  Zeitalter  eines  fortschreitenden 
A.  Wagner,  Volkswirthsrliaftälehre.     I.  1-4 
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betreffend  die  Mittel  und  Wege  zur  Beseitigung  der  dem  allgemeinen 
Interesse  entgegenstehenden  Privatrechte  am  Grund  und  Boden ; 
Gemeinbedtirfnisse,  ^)  welche  sich  an  die  geordnete  Benutzung  der 
Elemente  Wasser  und  Feuer  anknüpfen;  GemeinbedUrfnisse 
des  Versicherungswesens,  um  zufällig  den  Einzelnen  treffende 
Schäden^)  von  einer  Gesammtheit  tragen  zu  lassen;  Gemeinbe- 
dlirfnisse  des  Verkehrs  Wesens  (in  diesem  Sinne),  nemlich  des 
Uralaufswesens  (Maass  und  Gewicht,  Geld  und  Münze,  Credit 
und  Banken)  und  des  Communications-  und  Transport- 
wesens (Wege,  Transportleistungen,  Verkehrsanstalten),  um  in 
den  arbeitsgegliederten  Volkswirthschaften  dem  Verkehr  die  Mittel 
und  Wege,  deren  er  zu  seiner  Entwicklung  bedarf,  zu  gewähren ; 
Geraeinbedürfnisse  der  Gesundheit  und  Reinlichkeit  (öffent- 
liches Gesundheits-  oder  Sanitätswesen,  Reinigungswesen),  der  Re- 
ligionsübung, der  Sittlichkeit,  der  Bildung  und  des  Un- 
terrichts, der  Humanität  (Hilfs-  und  Armenweseu),  der  Ver- 
gnügungen (z.  B.  Theater)  und  selbst  Gemeinbedürfnisse  hin- 
sichtlich der  gemeinsamen  Versorgung  mit  gewissen  Sachgütern, 
wenn  die  Technik  der  Production  und  Vertheilung  dieser  Güter 
dem  Individualbedürfniss  die  Natur  eines  Gemeinbedürfnisses  giebt 
(Gas,  Wasser  in  grossen  Städten)'-*).  Die  regelmässige 
Herstellung  der  Güter  zur  Befriedigung  solcher  Gemeinbedtirfnisse 
(Gemeingüter)  verlangt  oft  besondere  grosse  Anstalten  hier- 
für, deren  Uebernahme  und  Betrieb  durch  einzelne  Arten  der  Ge- 

Culturvolks  und  Culturstaats  vorkommen.  Frivattelegrapbie,  Privateisenbahnen,  Privat- 
wasserlcitungen  in  Städten  u.  dgl.  m.  können  in  einer  baldigen  Zukunft  dieselbe  Rolle 
im  Entwiihriingswcscn  spielen,  wie  Zehnten  in  den  .HOer  und  lOcr  Jahren  in  Deutschland. 
Eben  deswegen  sind  die  Entwälirungsbedürfnisse  als  wahre  (remeinbedürfnissc  im 
eminenten  Sinne  des  Worts  zu  bezeichnen.  Diu  allgemeineren  unter  ihnen,  welche 
sich  nicht  nur  oder  gar  nicht  auf  den  Boden  beziehen,  wie  z.  B.  das  Bediirfniss  einer 
Beseitigung  eines  Eigenthums  Privater  an  gewissen  Kapitalien,  Einrichtungen  und 
Unternehmungen,  fallen  unter  das  principale  Gemeinbedürfniss  der  Aufstellung  der 
Kechtsordnung. 

'')  Auch  filr  das  Folgende  ist  L.  Stein 's  Verwaltungslehre  zu  vergleichen, 
Handb.  S.  150  II'.  Ich  habe  seine  Terminologie  zum  Theil  a<loptirt,  übrigens  privatim 
in  den  Vorlesungen  seit  lange,  ohne  von  Stein  beeinflusst  zu  sein  und  vor  dem  Er- 
scheinen seiner  Vcrwaltungslehre,  eine  ähnliche  Systematik  wie  er  in  der  sog.  Volks- 
wirthschaftspolitik  oder  wirthschaftlichen  Verwaltungslehre  befolgt.  Vergl.  auch  lueinr 
nachträgliclien  Bemerkungen  zu  dem  Heferat  über  Actiengesellsch.  in  Hildebr.  Jahrb. 
XXL.  335.     Neben  Stein  vergl.  auch  H.  Rösler,  soc.  Verwaltungsrecht  I,  2.  Buch. 

*)  Zu  solchen  Schäden  gehört  für  den  Einzelnen  und  die  Familie  auch  die  Lebens- 
versicherung Dritter  auf  den  Todesfall,  der  eben  fUr  jene  zunächst  materiell  auch  als 
„Schaden"  erscheint. 

^)  S.  auch  u.  §.  14(5  und  mein  Referat  über  Actiengesellsch.  auf  d.  Eisen,  soc- 
pol.  Versammlung  1H7.'?,  besonders  in  Hildebr.  Jahrb.  XXL,  S.  272.  These  5  und  6, 
und  die  Widerlegung  der  Einwendungen  Engel 's,  eb.  S.  337. 
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meinwirthschafteu    statt    durch    Privatwirtbschafteii    dann    vielfach 
wieder  durch  die  Rechtsordnung  geregelt  werden  muss.^**) 

§.  143.  —  2)  Gemeinbedürfnisse  der  verschiedenen  Alters- 
classen  und  Generationen  des  Volks,  welche  aus  der  Zu- 
sammensetzung des  letzteren  aus  Individuen  verschiedenen 
Alters  und  aus  der  zeitlichen  Nacheinanderfolge  und 
daher  der  zeitlichen  Getrenntheit  der  Generationen  oder, 
wie  man  es  auch  bezeichnen  kann,  aus  der  zeitlichen  Ver- 
theiluug  der  Bevölkerung,  hervorgehen:  zeitliche  Gemein- 
bedürfnisse. Die  Altersverhältnisse  eines  Theils  der  Bevölkerung 
bringen  die  Unfähigkeit  oder  die  ungenügende  Fähigkeit  der  be- 
tretfendeu  Individuen,  für  sich  selbst  in  wirthschaftlicher  Hinsicht 
zu  sorgen,  mit  sich  und  rufen  dadurch  eigenthümliche  zeitliche 
Gemeinbedürfnisse,  besonders  für  die  U  n  e  r  w  a  c  h  s  e  n  e  n  oder  die 
Kinder  und  zum  Theil  auch  für  die  erwerbsunfähigen  und 
vermögenslosen  alten  Personen  oder  die  Greise  hervor. 

a)  Die  Gemeinbedürfnisse  der  Kinder  bestehen  im  Unter- 
richts- und  B  i  1  d  u  n  g  s  b  e  d  ü  r  f  n  i  s  s  (Frage  des  S  c  h  u  1  z  w  a  n  g  s), 
in  dem  Schutz  vor  frühzeitiger  übertriebener  Ausbeu- 
tung durch  die  Erwerbsarbeit  (Fabrikgesetzgebung 
über  Kinderarbeit),  im  Vormundschafts-  und  Pfleg- 
schaf tsbedürfniss  bei  Waisen.  Für  die  Befriedigung  dieser  Be- 
dürfnisse allein  die  Eltern  und  die  erwachsenen  Verwandten  sorgen 
zu  lassen,  hat  sich  erfahruugsgemäss  als  unzulänglich  erwiesen. ") 
Es  muss  eben  deshalb  wieder  eine  eigenthümliche  gemeinwirth- 
schaftliche,  eventuell  caritative  Fürsorge  eintreten.  Ein  verwandter 
Fall  ist  die  Fürsorge  für  Geisteskranke. 

b)  Bei  den  Greisen  (Witt wen)  fehlt  die  privatwirthschaft- 
liche  Erwerbsfähigkeit  des  Alters  oder  der  Lebensstellung  wegen 
(z.  B.  bei  WittwenJ  vielfach,  ohne  dass  Rentenbezug  Abhilfe  ge 
währt.   Insofern  liegen  hier  wieder  Gemeinbedürfnisse  der  Alters- 


'"i  Vergl.  mein  gen.  Referat,  besonders  Abth.  I.  d.  Thesen  (1  —  7)  und  die  dazu 
gehörigen  Ausführungen,  sowie  die  Debatte  über  diese  Puncte  in  der  Eisen.  Ver- 
sammlung 1S7.M. 

")  Der  ursprüngliche  \\'iderstf'nd  der  englischen  und  continentalen  nationalökono- 
uiischen  Tlieoretiker  der  späteren  Smith'schen  Schule,  Senior  s  u.  a.  m.  ist  jetzt 
ziemlich  vcrstuuuut.  Aber  die  innere  principidle  Abneigung  z.  B.  eines  so  ehr- 
lich conseijucnten  Mannes  wie  P  rin  ce- Sniitli  gegen  die  Fabrikgesetze  betr.  Kinder- 
arbeit ist  ein  charactcristischcs  Zeichen  jener  alteren  Auffassung,  die  mit  Unrecht 
andre  deutsche  Freihändler  als  niemals  vorhanden  bezeichnet  haben.  Vergl.  Pri  n  c  u - 
Smith,  in  d.  Aufs.  Jacoby's  Ziel  der  Arbeiterbewegung  in  d.  Berl.  Vierteljahrs- 
schrift 1^70.  I. 

14* 
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Versorgung (Aibeits-Invaliden,  Alters-,  Wittweu-Pensionswesen  u.s.w.) 
vor,  für  welche  das  privatwirtbschaftliche  System  auf  der  Basis  der 
freien  Coucurreuz  keine  ausreichende  Fürsorge  trifft,  weshalb  aber- 
mals das  gemein wirthschaftliche,  eventuell  das  caritative  System 
eintreten  muss  (Fragen  des  Arbeiter- Gassen wesens,  des  Cassen- 
zwangs  ^^) ). 

c)  Auch  die  noch  „ungeborenen  Geschlechter"  eines 
Volks  haben  bereits  Anspruch  auf  Wahrnehmung  ihrer  Interessen 
und  Bedürfnisse  in  der  Volks wirthschaft  des  jetzt  lebenden  Ge- 
schlechts: insbesondere  an  möglichster  Erhaltung  und  rich- 
tiger (schonsamer)  Benutzung  der  Naturschätze  des 
Bodens,  der  Vorzüge  des  Klima's.  Das  privatwirthschaft- 
liche  System  bringt  hier  die  Gefahr  einer  einseitigen  Rücksicht- 
nahme auf  die  Bedürfnisse  der  Jetztlebenden  und  oft  selbst 
nur  der  augenblicklichen  Privateigenthümer  des  Bodens 
mit  sich,  was  zur  Verwirthschaftung  der  Naturschätze  des  Bodens 
führen  kann.  Es  muss  daher  wiederum  durch  die  Rechtsordnung 
des  Staats  und  zum  Theil  durch  directes  Eingreifen  des 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  (Uebernahme  des  Eigenthums 
an  den  Staat,  an  die  Gemeinde,  Controle  des  Staats  über  das 
private  Grundeigenthum)  diesen  Gefahren  im  Interesse  der  künftigen 
Geschlechter  vorgebeugt  werden:  so  im  Forst  bau,  Bergbau, 
in  der  Jagd  und  Fischerei,  vielleicht  später  selbst  in  der 
Land  wirthschaft  (Gefahr  der  Erschöpfung  des  Bodens  an  Mi- 
neralsubstanzen, ohne  Garantie  des  Wiederersatzes),  ^^j 

§.  144.  —  3)  Gemeinbedürfnisse  der  Gesellschaftskreise 
und  Interessengruppen  in  der  Bevölkerung:  gesellschaft- 
liche Gemeinbedürfnisse.'*)     Die  Gemeinsamkeit  eines 

'*)  Vergl.  darüber  die  Erörterungen,  z.  Tb.  aucli  principieller  Natur,  auf  dem 
volkswirtbsch.  Congress  in  Crefeld,  1874,  und  auf  der  socialpolit.  Versammlung  in 
Eisenach  1S74. 

")  Vergl.  auch  Es  eher,  Politik  I.,  §.  :$.  der  mit  Recht  betont,  dass  der  Staat 
die  „noch  ungeborenen  Geschlechter"  mit  umfasse.  —  Die  Forst-  und  Berghoheit, 
nicht  zu  verwechseln  mit  dem  fiscalischen  Bergregal,  findet  in  diesen  volkswirth- 
schaftlich  durcliaus  richtigen  Gesichtspuncten  ihre  principielle  Berechtigung,  was  die 
Schule  der  freien  Goncurrenz  und  des  absoluten  Privateigenthums  auch  nicht  immer 
zugestanden  hat.  —  Die  naturrechtlichen  Constructionen  des  Eigenthum  beiMichelet, 
Naturrecht,  \bW>,  I.,  IT^,  führen,  z.  B.  was  das  Grundeigenthum  anlangt,  zu  einer 
ganz  unhaltbaren  Absolutheit  dieses  Eigenthums,  ähnlich  wie  bei  den  extremen 
Smithianern. 

")  K.  V.  Mohl's  Theorie  der  gesellschaftlichen  Lebenskreise,  d.  h. 
..der  einzelnen  je  aus  einem  bestimmten  Interesse  sich  entwickelnden  natürliclieii  Ge- 
no.sscnschaftcn"  (Gesdi.  n.  Lit.  d.  Staatswiss.,  Erl.  18.5."),  I.,  KD)  kann  hier  im  Wesent- 
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wiebtigeren  Interesses  verbindet  bier  eine  Anzabl  Per- 
sonen zu  einer  Interessengruppe  und  trennt  dieselben  eben  da- 
durch von  anderen  Gruppen  und  Einzelnen.  Es  entstehen  dann 
Gemeinbedürfnisse  in  einer  solchen  Gruppe  und  ge- 
raeinsame Veranstaltungen  und  Einrichtungen  zu  ihrer 
Befriedigung.  Die  mannigfachsten  physischen,  wirthschaft- 
lichen,  geistigen,  sittlichen,  religio  sen  Interessen  führen 
zu  einer  solchen  Gruppirung  der  Bevölkerung  und  damit  zum  Her- 
vortreten solcher  gesellschaftlicher  Gemeinbedürfnisse.  Als  beson- 
ders wichtige  Fälle  erscheinen  die  kirchlichen  Gemeinbedürf- 
nisse der  Glaubensgemeinschaften,  die  Gemeinbedürfnisse 
der  wirthschaftlichen  Berufsgemeinsehaften  (mit  den 
zahlreichsten  Specialisirungen) ,  diejenigen  nach  Bildung,  Un- 
terricht einer  speciellen  Art  (z.  B.  Fachschulwesen),  nach 
geselliger  Erheiterung  und  Unterhaltung  (Clubs  u.  s.  w.) 
und  viele  andere.  In  manchen  Fällen  können  gesellschaftliche  und 
räumliche  Gemeinbedürfnisse  in  einander  übergehen. ^^)  Die  Rechts- 
ordnung des  Staats  hat  auch  im  Gebiete  dieser  Gemeinbedürfnisse 
und  der  Vorkehrungen  und  Anstalten  zu  ihrer  Befriedigung  wieder 
wichtige  Aufgaben  zu  erfüllen.  Der  Staat  muss  insbesondere 
allen  berechtigten  Interessen  der  Gesellschaftsgruppen 
die  Möglichkeit,  sich  geltend  zu  machen,  gewähren,^^)  aber 
auch  über  sie  alle  seine  Souveränetät  bewahren  und  unter 
den  verschiedenen,  vielfach  gegnerischen  Gruppen  das  Princip  der 


liehen  mit  als  Begründung  dieser  Kategorie  von  Gemeiubedürfiiissen,  theilweise  auch 
der  räumlichen  und  zeitlichen  dienen,  unbeschadet  der  von  Bluntschli.  Esc  her. 
V.  Treitschkc  u.  A.  m.  wohl  mit  Keclit  geäusserten  Bedenken,  ob  Mohl's  aus 
dieser  Theorie  gezogene  Consequenzcn  für  die  Systematik  der  Staats  -  und  Gesell- 
schaftswissenschaften nicht  unhaltbar  sind.  Vergl.  R.  v.  Mohl's  bezügliche  Abhandl. 
in  d.  Tüb.  Zeitschr.  f.  Staatswiss.  18.51  und  bes.  d.  ).  ^tonogr.  in  d.  Geschichte  d. 
Staatswiss.  [.,  6'.)  ff.,  namentlich  88,  8y  IT.,  auch  dess.  Encycloit.  d.  Staatswiss. 
>5.  5.  Er  hebt  besonders  folgende  Interessen  bei  Völkern  der  Neuzeit  und  von  euro- 
päischer Gesittung  als  Mittelpuncte  gesellschaftlicher  Kreise  hervor:  Gemeinschaft  der 
Nationalität  und  der  Sprache,  gemeinschaftliche  Abstammung  von  geschichtlich  aus- 
gezeichneten oder  rechtlich  lievorzugten  Familien .  gemeinschaftliche  persönliche  Be- 
deutung, gleiche  Beschäftigung,  gemeinschaftliche  Verhältnisse  des  Besitzes  (Grösse, 
Art  desselben),  Gemeinschaft  der  Religion,  enges  räumliches  Beisammenwohnen.  Für 
die  Theorie  der  Gemeinbedürfnisse  in  der  politischen  Oekonomie  wird  man  noch  mehr 
specialisiren  müssen,  aber  die  im  Text  aufgeführten  (iemeinbedürfnissc  fügen  sicii 
wohl  alle  unter  eine  oder  die  andere  der  Mohl'schen  Gruppen  der  gesellschaftlichen 
Lebenskreise.    Vergl    auch  Ahrens,  Naturrecht,  IL,  §.  110,  S.  Hl'J  II'. 

^^)  Z.  B.  Kirchliche.  Bikhuigs-,  Untcrhaltungsbedürfnisse. 

'")  Wozu  eine  richtige  Gesetzgebung  über  Vereinswesen  und  über  die  Erlan- 
gung selbständiger  Vermögensfähigkeit  solcher  Vereine  u.  s.  w.  besonders  iiöthig  ist. 
S.  u.  §.  1.52,  153.    Ahrens,  IL,  §.  «2. 
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ausgleichenden  Gerechtigkeit  vertreten  (Glaubensgemein- 
schaften, wirthschaftliche  Classenvereine!). 

Das  Gemeinbedürfniss  der  Rechtsordnung  speciaiisirt  sich 
mithin  auf  den  Gebieten  der  räumlichen,  zeitlichen  und  gesellschaft- 
lichen Gemeinbediirfnisse  wieder,  aber  es  geht  in  letzteren  keines- 
wegs auf. 

Ob  und  wie  weit  das  gemeinwirthschaftliche  System  die  Für- 
sorge für  die  Befriedigung  aller  Gemeinbedürfnisse  übernehmen 
muss,  wird  in  den  folgenden  Abschnitten  untersucht. 

7.  Abschnitt. 
Privatwiithschattliche  Fürsorge  für  Gemeinbedttrfiiisse. 

§.  145.  Die  Befriedigungsmittel  für  die  Gemeinbedürfnisse 
oder  die  Gemeingüter  müssen  tiberwiegend  durch  das  ge- 
meinwirthschaftliche System  beschafft  und  den  Bedürftigen 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  Doch  kann  in  beschränktem 
Maasse  auch  das  pri vatwirthschaftliche  und  das  carita- 
tive  System  interveniren.  Die  Unentbehrlichkeit  des  gemeinwirth- 
schaftlichen  Systems  wird  durch  den  Nachweis  hierüber  am  Besten 
begründet. 

Eine  pri  vatwirthschaftliche  Herstellung^)  von  Gemein- 
gütern kann  in  der  Weise  in  Frage  kommen,  dass  sich  einzelne 
Privatwirthschaften    dieser   Aufgabe    nach    den    Grundsätzen    der 


')  Ihr  neigen  sich,  nach  ihren  Grundanschauungen,  die  Anhänger  des  Systems 
der  freien  Concurrenz,  also  im  Grossen  und  Ganzen  die  Schule  von  Ad.  Smith 
zu,  mit  der  einzigen  principiellen  Ausnahme,  dass  für  die  Fürsorge  für  das  Gemein- 
bedürfniss der  Rechtsordnung  der  Staat,  also  die  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaft ,  in  Anspruch  genommen  wird.  Die  Socia  listen  umgekehrt 
wollen  wenigstens  für  solclie  Gemeingüter  priucipiell  und  möglichst  stets  in  der  Wirk- 
lichkeit eine  gemein-,  besonders  zwangsgemeinwirthschaftliche  Fürsorge.  Die  Vertreter 
religiöser,  kirchlicher  Anschauungen  befürworten  in  grösserem  Umfange  die  Anwen- 
dung des  caritativen  Systems.  Characteristisch  ist  gegenwärtig  besonders  die  Stellung 
der  einzelnen  wirthschaftlichen  Parteien  in  Retreif  dieses  Punctes  im  Unterrichts-, 
im  Verkehrswesen:  ilort  der  Streit  über  kirchliche  und  bez.  staatliche  und  gemeind- 
liche, hier  über  private,  resp.  actiengesellschaftsmässige  und  anderseits  staatliche  und 
gemeindliche  (provirnielle  u.  s.  w.)  Uebernahme  und  Leitung  der  betreffenden  An- 
stalten. Hinsichtlich  des  2.  Gebiets  und  verwandter  Puncte  s.  die  Debatte  auf  dem 
Eisen,  soc.-polit.  Oongress  1S7.'{  in  Anknüpfung  an  meine  Thesen  über  die  Ein- 
engung des  Actiengesellschaftswesens  zu  Gunsten  besonders  staatlicher  und  communaler 
Anstalten,  wo  u.  A.  Schmoll  er  mehr  auf  meiner,  Engel  und  (»neist  auf  der 
privatwirthschaftlichen  Seite  standen.  In  einzelneu  practischen  Fragen,  z.  B.  ob 
Staats-  oder  Privatbahnen,  ob  Staats-  oder  Privatzettclbanken ,  ob  Cassenzwang  für 
Arbeiterinvalidencassen  oder  nicht  u.  A.  m.,  haben  sich  die  Ansichten  auch  sonstiger 
priücipieller  Gegner  übrigens  vielfach  genähert. 
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A  r  b  e  i  t  s  g  1  i  e  d  e  r  u n  g  („  b  e  r  u  fs  m  ä  s  s  i  g ")  und  in  der  Absicht 
des  Erwerbs  widmen  und  daher  die  Gemeingüter  gegen 
speciellen  Entgelt  den  Bedürftigen  im  Tausche  (Verkauf) 
überlassen.  So  ist  auch  thatsächlich  früher  und  jetzt  für  manche 
Gemeingüter  gesorgt  worden.  Sogar  Fälle  des  Rechtsschutzes 
haben  zu  Zeiten  hierher  gezählt,  solange  der  Staat  nicht  selbst 
ausschliesslich  für  die  Rechtsordnung  sorgte,^)  und  werden  sich 
unter  dieser  Voraussetzung  wiederholen.  Namentlich  aber  werden 
die  Güter  zur  Befriedigung  mancher  räumlichen  und  gesell- 
schaftlichen sowie  einzelner  zeitlichen  Gemeinbedürfnisse 
auf  diese  Art  hergestellt.  Beispiele  sind  Privatschulwesen,  specu- 
latives  Versicherungswesen,  Verkehrsanstalten  als  Erwerbsunter- 
nehmungen f Privateisenbahnen ,  DampfschiflPfahrt),  Creditanstalten 
(Banken),  Gasanstalten  von  Erwerbsgesellschaften  betrieben,  Privat- 
theater u.  A.  m.  Namentlich  fungirt  die  Kapita lassociation, 
besonders  die  Actiengesellschaft  hier  als  Vertreterin  des 
privatwirthschaftlichen  Systems,  wenn  es  sich  um  Anstalten  eines 
gewissen  Risicos  und  grösseren  Kapitalbedarfs  handelt. 
In  technischer  und  ökonomischer  Hinsicht  reicht  diese 
privatwirthschaftliche  Herstellung  von  Gemeingütern  öfters  aus, 
selbst  die  Actiengesellschaft  steht  darin  nicht  immer  der  Gemein- 
wirthschaft  nach,  mitunter  voran.  ^)  Dennoch  lässt  sich  auf  diese 
Weise  nicht  in  irgend  umfassender  und  genügender  Art  Fürsorge 
für  die  Befriedigung  der  Gemeinbedürfnisse  tretfen. 

§.  146.  —  1 )  Ueberhaupt  nur  ein  beschränkter  und  nicht 
der  wichtigste  Theil  dieser  Bedürfnisse  lässt  die  Befriedigung  nach 
dem  privatwirthschaftlichen  Systeme  zu.  Namentlich  verlangt  das 
wichtigste  Gemeinbedürfniss,  dasjenige  der  Rechtsordnung, 


^)  Hierher  gehörige  l'älle  von  allgemeinerer  Bedeutung  sind  /..  B  die  mittelalter- 
lichen Uebergaben  des  eigenen  Bodens  an  weltliche  Grosse  und  an  die  Kirche,  mit 
Ruckempfang,  aber  unter  Bcschwerdniig  des  Bodens  mit  Naturalabgaben  und  Diensten 
ge^^en  Gewährung  von  Rechtsschutz.  Abnahme  des  Wehrdienste.  —  Abfindungen  der 
Privaten  mit  Räubern,  wie  im  alten  ■  Friedländer,  Sittengcsch.  IL,  42  It.i  und  wie 
noch  im  neuesten  Italien.  —  Tribute  an  Seeräuber  u.  dgl  m.  —  Aber  aucli  in  ge- 
ordneteren Staatsverhältnisseu  ist  der  im  Texte  genannte  Fall  möglich  und  vorgekommen, 
z.  B.  Organisation  privater  Schutzwachen  für  Waaren  auf  Messen  u.  dgl. 

')  Beide  haben  häufig  gewisse  gemeinsame  Vorzuge  und  Nachtheile  gegenüber 
dem  Privatgeschäft  des  einzelnen  Menschen,  z.  B.  Staats-  und  Actiengcsellschafts- 
bctricb  von  Trausportanstalten,  weshalb  die  üblichen  ökonomiscli-technischen  Einwände 
der  Schule  der  freien  Concurrenz  gegen  Staatsbetrieb  oft  gar  nichts  beweisen,  z.  B.  in 
der  Frage  der  Staatsbahnen,  wo  eben  ausser  dem  Staate  n  ur  Actiengesellschaftcn, 
nicht  reine  Privatunternehmungen  in  Betracht  kommen  können.  S.  Rau -Wagner, 
Finanz,  ti.  Aufl.  I.,  §.  22V», 
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durchaus  die  Wahrnehmung  durch  den  Staat  selbst. 
Denn  nur  dabei  besteht  die  Garantie  einer  richtigen  und  gerechten 
Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  iür  alle  Staatsangehörige/)  Ebenso 
bewährt  sich  bei  den  wichtigsten  räumlichen  und  zeitlichen 
Gemeinbedürfnissen  ipeistens  nur  das  gemeinwirthschaftliche  System, 
das  um  so  ausschliesslicher  eintreten  muss,  je  grössere  Kreise 
der  Bevölkerung  an  dem  Gemeinbedtirfniss  betheiligt  sind.  Nur  die 
Geraeinbedürfnisse  kleiner  räumlicher  Kreise  und  besonders 
diejenigen  der  gesellschaftlichenlnteressengruppeu,  welche 
immer  nur  grössere  oder  kleinere  T heile  oder  C lassen  der  Be- 
völkerung betreffen,  werden  häufiger  ohne  Nachtheil  oder  selbst  mit 
Vortheil  nach  dem  privatwirthschaftlichen  System  befriedigt.  Aber 
auch  hier  ist  von  Fall  zu  Fall  zu  untersuchen.  Selbst  gewisse 
Veränderungen  der  Technik  der  Production  können  z.B.  mit- 
unter jeden  Vorzug  der  Privatwirthschaft  vor  der  Gemeinwirthschaft 
beseitigen  und  den  Uebergang  zum  gemeinwirthschaftlichen  System 
räthlich  machen  (städtische  Gas-  und  Wasserversorgung,  Omnibus- 
und  Pferdebahnwesen).") 

2)  Der  privatwirthschaftliche  Erwerbsgesichtspunct  bietet  zwar 
auch  bei  der  Herstellung  und  dem  Gebrauch  von  Gemeingütern 
Vortheile  in  technischer  und  ökonomischer  Hinsicht.  Aber 
die  Beschaffenheit  vieler  Gemeingüter  wird  grade  unter  diesem 
Gesichtspuncte  besonders  leicht  leiden,  weil  diese  Güter  nach  an- 
deren als  rein  ökonomischen  Kücksichten  beurtheilt  werden  müssen, 

-  so  z.  B.   die   Leistungen   der  Schulen,    selbst  der  Verkehrsan- 
stal teu.*') 

3)  Die  betreffenden  Vorkehrungen  zur  Herstellung  solcher  Ge- 
meingüter verlangen  häufig  einen  grossen  Arbeits-  und  Kapi- 
talaufwand, coucentrirt  in  einer  oder  wenigen  Anstalten. 
Daraus  ergiebt  sich  im  privatwirthschaftlichen  System  die  besondere 
Gefahr  factischer  Monopole  grade  hier  (§.  127),  worunter  die 
Versorgung   der   Consumenten    dann    bei    diesen    Gütern   in   noch 


*)  Daher  die  principielle  Beseitigung  aller  patrimonialen  Justiz  in 
neuester  Zeit,  —  ein  Umstand,  der  in  Freussen ,  Oesterreich  u.  a.  L.  seit  184b  die 
Steigerung  der  Ausgaben  im  Justizdepartement  nicht  unwesentlich  mit  vermehrt  hat. 
Vergl.  über  Oesterreich  meine  Ordnung  des  österr.  Staatshaushalts,  Wien  1863, 
S.  44  ff.,  und  Bluntschli's  Staatswörterb.  VlI,  <il7. 

*)  S.  0.  §.  142  Anm.  !t  S.  210,  besonders  meine  Widerlegung  Engcl's. 

^)  Ein  typisches  Beispiel  ist  das  Eisenbahnwesen:  die  Frage  Staats-  oder 
Privatbahnen.  Vergl.  darüber  die  eingehende,  vielleicht  dem  Privatbahuwesen  eher 
noch  zu  günstige  Erörterung  in  R au- Wagner,  Finanz.  6.  Aufl.  I.,  §.  228  fF. 
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schlimmerer  Weise  leidet,  als  in  anderen  Fällen  der  gewöhnlichen 
Sachgüterproduction.  Dieser  Umstand  spricht  namentlich  dagegen, 
die  Versorgung  mit  manchen  wichtigen  Gütern  des  räumlichen 
Gemeinbedürfnisses,  z.  B.  grosse  Verkehrsaustalten  (Eisen- 
bahnen), Anstalten  für  städtische  Gemeinbedürfnisse  u.  dgl  m. 
den  Acti  enges  ellschaften  zu  überlassen,  obgleich  letztere  tech- 
nisch und  ökonomisch  wohl  im  Stande  sind,  die  erforderlichen  Ge- 
meingüter herzustellen, ') 

4)  Ein  grosser  und  der  wichtigste  Theil  der  Gemeinbedürf- 
nisse besteht  aus  Bedürfnissen  so  allgemeiner  Bedeutung  für 
die  ganze  Bevölkerung,  dass  eine  sichere  Bürgschaft  dafür 
vorhanden  sein  muss,  einem  Jeden  die  Befriedigung  zu  ermög- 
lichen.^) Diese  Bürgschaft  fehlt  oft  bei  der  privatwirthschaftlichen 
Herstellung  der  betreffenden  Gemeingüter.  Nach  der  ökonomi- 
schen Lage  und  nach  dem  niedrigen  Bildungsstande  und 
dem  unzulänglichen  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  der 
Masse  der  Bevölkerung  lässt  sich  vielmehr  mit  Gewissheit  behaup- 
ten,  dass   ein   Theil   des   Volks   nicht    im   Stande   oder   nicht 


'i  Hier  gilt  das  in  vor.  Anin.  Gesagte.  Vergl.  auch  die  Verhandlungen  in  der 
Eisen,  soc.-polit.  Versammlung  1S73  über  das  Actiengesellschaftswesen. 

"i  Ein  wichtiger,  gleichwohl  noch  wenig  gewürdigter  Gesichtspunct  in  der  Frage, 
ob  das  Eisenbahnwesen,  das  städtische  Pferdebahn-  und  Omnibus- 
wesen  als  öffentliche  Unternehmung,  des  Staats,  der  Gemeinde,  oder  als  private, 
thatsächlich  daher  meistens  der  Actiengesellschaften,  eingerichtet  werden  soll, 
ist  der  folgende ,  der  nahe  genug  liegen  sollte ,  weil  er  im  Postwesen ,  Telegraphen- 
wesen schon  zur  Geltung  gelangt  ist.  In  jedem  Eisenbahn-,  Omnibusliniennetze  sind 
Curse  von  verschiedener  Rentabilität  enthalten,  wahre  Activ-,  aber  auch 
wahre  Passiv  curse.  Bei  einheitlichem  Eigenthums  -  und  Betriebsverhältniss 
übertragen  sich  die  tinanciellen  Resultate  dieser  Curse  gegenseitig,  so  dass  dadurch 
auch  die  Fähigkeit  wächst,  ungünstige  Curse  mit  aulzunehmen  oder  m.  a.  W.  in  ent- 
legenere Gegenden  schwächeren  Verkehrs  das  Netz  auszudehnen  und  dadurch  immer 
weiteren  Kreisen  die  Befriedigung  des  betreffenden  Verkehrsbedürfnisses  zu  ermög- 
lichen. Darin  liegt  der  grosse  Vorzug  eines  umfassenden  Staats eisenbahn- 
netzes  u.  s.  w.  Wird  ein  solches  Netz  einer  Actiengesellschaft  übertragen,  so  ent- 
steht wieder  eine  nicht  leicht  zu  bekämpfende  Tendenz  eines  factischen  Monopols  und 
anderseits  doch  eine  immer  neue  Scliwierigkeit.  das  Netz  auch  bei  hoch  rentablen 
Hauptcursen  auf  schlecht  rentirende  Nebenlinien  auszudehnen.  Denn  es  ist  kaum 
möglich,  einer  Gesellschaft  in  dieser  Beziehung  stringente  Verpflichtungen  aufzulegen. 
Die  zukünftige  Gestaltung  lässt  sich  nicht  so  weithin  übersehen.  Das  Ergebniss  ist 
dann  oft  das,  welches  wir  in  Preussen  im  Eisenbahnwesen  sehen  'Rau- Wagner, 
Fin.  I.,  §.  2.^9  Anm.  k,  S.  537) :  die  guten  Aclivcurse  gehören  alten,  verhältnissmässig 
kleinen  Gesellschaften,  die  sclüechten  Curse  muss  der  Staat  übernehmen  oder  mit 
Zinsgarantieen  vei-sehen.  Ist  das  Netz  einmal  etwas  mehr  ausgebaut,  so  wächst  auch 
das  Risico  bei  der  üebernahme  neuer  Strecken  und  dafür  muss  dann,  gemäss 
den  Grundsätzen  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  wiederum  einer  Actiengesellschaft 
eine  besondre  Vergütung  zu  Theil  werden.  Oder  m.  a.  W.  der  Ausbau  unterbleibt 
oder  wird  vertheuert  und  die  allgemeine  Bedilrfnissbefriedigung  wird  erschwert,  viel- 
fach unmöglich  gemacht. 
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Willens  f  L'nterrichtswesen!)  ist,  die  Kaufmittel  zu  verwenden, 
durch  welche  ihnen  die  Befriedigung  wichtiger  Gemeinbedürfnisse 
nach  den  privatwirtbschaftlich  nothwendigen  Kosten  oder  Preisen 
ermöglicht  wird.  Eben  deshalb  muss  wieder  das  gemeinwirth- 
schaftliche,  insbesondere  das  zwan  gs  gemein  wirthschaftliche, 
mindestens  aber  das  caritative  System  diese  Bedürfnissbefrie- 
digungen  vermitteln.  ^) 

8.  Abschnitt. 

Function  des  caiitativen  Systems,  insbesondere  in  der  Fürsorge  für 
Gemeinbedürfnisse.  ^) 

i?.  147.  Der  am  Schluss  des  vorigen  Abschnitts  genannte 
Mangel  fällt  fort,  wenn  das  caritative  System  die  Fürsorge  für 
die  Versorgung  mit  Gemeingütern  übernimmt.  Dieses  System  kann 
in  der  That  Bedeutendes  auf  diesem  Gebiete  leisten,  für 
zahlreiche  und  wichtige  räumliche,  gesellschaftliche  und 
auch  selbst  für  zeitliche  Gemeinbedürfnisse,  namentlich  solche, 
welche  in  pflegenden  persönlichen  Diensten,  in  Werken  der 
Barmherzigkeit  liegen. 


")  Jeder  Zuschuss  aus  öffentlichen  Mitteln  zur  Kostendeckung  des  Schul- 
wesens über  die  etwaigen  Schulgelder  hinaus  birgt  das  Zugeständniss,  dass  nach  rein 
privatwirthschaftlichen  Grundsätzen  hier  eine  hochwichtige  Bodtlrfnissbefriedigung 
schlechterdings  nicht  zu  erzielen  ist. 

')  In  der  systematischen  Nationalökonomie  sind  besonders  Schäffle's  Erörte- 
rungen auch  hier  hervorzuheben.  Sie  stehen  noch  sehr  vereinzelt  in  dieser  Literatur. 
S.  Syst  ;j.  AuÖ.  I.,  24,  .33  fl'.,  60,  IL,  12,  besonders  81)  ff.,  177  ff.,  .325  ff.  486. 
S  c h  ä  f  f  1  e  bezeichnet  das  ganze  Gebiet  mit  dem  technischen  Namen  „H  i n  ge  b  u  n  g"  und 
zwar  in  der  Form  der  Einseitigkeit  als  Liberalität.  S.  Anm.  l  zu  Abschn.  !)  S.  22;H. 
Hermann,  Untersuch.  S.  44  ff,  kurz,  aber  priniipiell  gut.  Es  ist  sonst  namentlich 
auf  die  Literatur  über  Woli  Ith  ätigkeits-  und  Armenwesen  zu  verweisen,  so- 
wohl auf  die  Specialliteratur  als  auf  die  Behandlung  dieser  Fragen  in  der  Verwal- 
tnngslehre  oder  Poliz  ei  Wissenschaft.  S.  besonders  L.  Stein,  Handb.  der 
Yerwaltungslehre  S.  411  ff..  419  ff,  E.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  Aufl.  L,  307  fl"., 
352  ff,  Bau,  Volkswirthscliaftspolit.  IL,  §.  324  fl'.  Bei  Bau  und  Mohl  auch  die 
Specialliteratur.  A.  Emminghaus,  Armen wescn,  Berl.  1860.  —  Die  Schule  der 
freien  Concurrenz  muss  natürlich  im  Humanitäts-  und  Armenwesen  eine  Verletzung 
ihres  Hauptprincips:  Leistung  und  (iegenleistung,  sehen  und  betont  daher  auch  mit 
Recht  die  grossen  (icfahren  jeder  nicht  streng  individualisirenden,  Erwerbsfähige  und 
Faullenzer  niclit  unbedingt  ausschliessenden  öll'entlichen  und  [irivaten,  besonders  auch 
kirchlichen  Annenpflege.  Aber  sie  trägt  dabei  wieder  der  inneren  principiellen  Be- 
rechtigung und  Nothwendigkeit  der  liberaleren  Unterstützung  nicht  immer  vollständig 
Rechnung.  Vergl.  das  gen.  Sammelwerk  von  Emminghaus.  Die  Manchesterrich- 
tung und  die  katholisch-kirchliclie  Richtung  stellen  hier  zwei  Extreme  dar,  innerhalb 
deren  das  Richtige  wohl  ziemlich  in  der  Mitte  liegt. 
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Die  Erfahrung  hat  ganz  besonders  grossartige  und  erfolgreiche 
Wirkungen  des  caritativen  Systems  unter  dem  Impulse  religiöser 
Tendenzen  und  in  der  Form  kirchlicher  Veranstaltungen  auf- 
zuweisen, niemals  mehr  als  in  der  christlichen  Kirche,  be- 
sonders katholischer  Confession.^)  Ausserordentliche  Leistungen 
für  Hilf s-,  Armen-,  Krauken-,  Waisen wesen,  für  Unter- 
richt und  Bildung  u.  s.  w.  sind  hier  zu  verzeichnen.  Auch 
Leistungen  im  Gebiete  des  Rechtsschutzes  und  selbst  in  der 
materiellen  Cultur  (Strassenanlagen ,  Rodungen,  Verbreitung 
besserer  Technik  des  Ackerbaues  und  der  Gewerke)  haben  nicht 
gefehlt.^)  Ausser  und  neben  religiösen  und  kirchlichen  Impulsen 
haben  freier  Gemeinsinn,  Liebe  für  Wissenschaft  und  Kunst, 
Humanität  im  besten  Sinne  des  Worts  vorübergehend  und  blei- 
bend freiwillig  die  Mittel  gewährt  und  die  Anstalten 
geschaffen,  um  die  Befriedigung  von  Gemeinbedürfnissen  nach 
den  Prineipien  des  caritativen  Systems  den  Bedürftigen  unent- 
geltlich oder  gegen  einen  geringeren  Entgelt,  als  es  privat- 
wirthschaftlich  oder  selbst  gemeinwirthschaftlich  anginge,  zu  er- 
möglichen (Armen-  und  Krankenversorguug,  Kunstsammlungen, 
Bibliotheken,  Schulen  u.  s.  w.).^)  Hier  treten  eben  jene  sittlich 
guten  Potenzen,  deren  Berechtigung  oben(§.132)  betont  wurde,  zur 
Ueberwindung  des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  in  Wirksamkeit. 
Der  Privatreichthum  erhält  seine  sittliche  Weihe  und  da- 
mit eine  neue  Rechtfertigung.  Soweit  es  sich  hierbei  um 
mehr  dauernde  und  von  der  physischen  Person  des  Gebers 
unabhängig  gestellte,  daher  womöglich  mit  dem  Rechte  der  juristi- 
schen  Person   ausgestattete    und    zu    selbständigen    Einzel- 

*)  Es  wird  dies  auch  der  eifrigste  Protestant  unzweifelhaft  anerkennen  müssen. 
Ob  und  wie  weit  hier  die  katholische  Lehre  von  der  Bedeutung  der  guten  Werke  von 
Einflnss  ist,  bestimmt  den  sittlichen  Werth  dieser  Leistungen  mit,  ist  jedoch  für 
die  hier  in  Betracht  kommende  Auffassung  gleichgiltig.  —  Auch  das  Judenthum 
steht  notorisch  in  Leistungen  auf  dem  (Jebiote  des  Hilfs-  und  Annenwesens  sehr  hoch. 

^  Klöster  in  den  ersten  Jahrhunderten  nach  der  Einführung  des  Christenthums 
besonders  in  Mittel-  und  Nordeuropa  fDeut3chland^•,  christliche  Missionare  in 
Africa,  America  noch  heute. 

*)  In  einzelnen  alten  deutschen  Städten.  Frankfurt  a  M.,  Coln.  Leipzig,  Hamburg 
0.  A.  m.,  im  Grossen  und  Ganzen  in  der  (iegcnwart  wohl  am  Meisten  in  den  reichen 
schweizer  Städten  i Basel!'»  ist  Dergleichen  zu  finden.  Die  republicanische  Einfach- 
heit des  Privatlebens  reicher  Schweizer  verbunden  mit  solchen  Leistuniren  sticht  hier 
vortheilhaft  ab  gegen  einen  grossen  Theil  der  reichen  Classen  der  iibrigen  Welt, 
üebrigens  kann  doch  au<li  in  Nordamerika,  England  an  die  Astor  (deutschen  Ur- 
sprungs), Peabody  (nordamericanischcr  Gi-burti  erinnert  werden.  Jener  Sinnspnich 
im  Zopfstyl,  den  Joseph  II  1775  über  den  in  Wien  dem  Publicum  zur  Verfügung 
gestellten  Au- Garten  setzte:  „allen  Menschen  gewidmeter  Erlustifrungsort  von  ihrem 
Schätzer"  bezeichnet  das  innere  Wesen  solcher  Leistungen  recht  gut. 
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wirtl)  Schäften  werdende  Veranstaltungen  zur  Fürsorge  für  Ge- 
meinbediirfnissc  handelt,  kann  man  das  ganze  Gebiet  der  Thätig- 
keit  des  caritativen  Systems  als  Widmungs-  und  Stiftungs- 
wesen bezeichnen. 

Es  ist  nun  von  gleicher  Wichtigkeit,  einerseits  die  allge- 
meine Berechtigung,  ja  Nothwendigkeit  der  Function 
des  caritativen  Systems  grade  im  Gebiete  der  Gemeinbe- 
dürfnisse neben  den  beiden  anderen  Systemen  und  insbesondre 
auch  noch  neben  einem  bestmöglichen,  d.  h.  der  Zeit  und 
dem  Orte  gut  entsprechenden  gemein wirthschaftlichen  System,  zu 
begründen;  andererseits  aber  die  unvermeidlich  engen 
Schranken,  in  denen  das  caritative  System  sich  allein  auf  die 
Dauer  wohlthätig  bewährt,  festzustellen,  um  so  wiederum  die  Be- 
rechtigung und  Nothwendigkeit  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems 
auch  von  dieser  Seite  aus  zu  erweisen. 

§.  148.  —  1)  Die  Berechtigung  und  Nothwendigkeit 
des  caritativen  Systems  liegt  darin,  dass  es  in  der  Volkswirthschaft 
i  m  m  e  r  L  ü  c  k  e  n  in  der  Bedürfnissbefriedigung  geben  wird,  welche 
sich  weder  privat-  noch  gemeinwirthschaftlich  genügend 
ausfüllen  lassen.  Das  p r i v a t wirthschaftliche  System  reicht 
nicht  aus,  weil  oft  gar  kein,  mindestens  aber  kein  hinlänglich 
starkes  Interesse  besteht,  hier  Vorsorge  zu  treffen.  Das  gemein- 
wirthschaftliche  System  aber  niuss  nach  bestimmten  festen 
Regeln  operiren  und  kann  auf  die  Verschiedenheit  der 
concrcten  Fälle  häufig  nicht  ausreichend  Rücksicht 
nehmen. 

Grade  hier  zeigt  sich  die  Stärke  des  caritativen  Systems: 
es  kann  ind  i  vidualisiren.  Dies  ist  aber  oftmals  unbedingt 
noth wendig,  um  allseitig  für  genügende  Bedürfnissbefriedigungen 
zu  sorgen.  In  dem  grossen  Gebiete  des  Human  itäts-.  Armen-, 
Hilfs-  und  Wohl thätigkeits wesens  und  in  verwandten  Zwei- 
gen wird  daher  das  caritative  System  schwerlich  je  zu  entbehren 
sein.  Oeffent liehe  Armenpflege  z.  B.  wird  immer  der  Er- 
gänzung durch  Privat wohlthätigkeit  bedürfen.  Ein  neues  ver- 
wandtes und  sehr  charactcristischcs  Beispiel  liefert  auch  in  Deutsch- 
land die  Gründung  privater  liilfsvereine  für  die  Kriegsinvaliden  neben 
der  grossartigsten  öffentlichen,  d.  h.  also  gemeinwirthschaftlichen  In- 
validenversorgung;'') ähnlich  die  private  Unterstützung  der  Krieger 

')  Kaiser  Wilhelm- Vei'eiu  u.  0.  w. 
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während  der  Feldziige  selbst  durch  Gaben  aller  Art  („Liebesgaben^') 
neben  einer  so  umfassenden  und  gut  organisirten  ötfentlichen  Ver- 
pflegung, wie  sie  in  früheren  Zeiten  unerhört  war. 

Das  caritative  System  führt  hierdurch  zu  einer  Sittlich uug 
des  privaten  Vermögensbesitzes  („mit  dem  anvertrauten  Pfunde 
wuchern"),  der  Renten einkommeu  und  damit  zur  volkswirth- 
schaftlichen  Rechtfertigung  dieser  Institutionen  von  der  Seite 
der  Vermögensvertheilung  aus.  Es  giebt  ausserdem  den  be- 
sitzenden Classen,  ähnlich  wie  in  einigen  Fällen  das  gemein- 
wirthschaftliche  System  (Ehrenämter  und  Selbstregierung  u.  s.  w.), 
Gelegenheit  und  Anreiz,  arbeitsfreie  Zeit  doch  passend 
im  Dienste  der  Gesammtheit  zu  verwenden.  Die  privatwirth- 
schaftliche  Vermögensungleichheit  darf  von  diesem,  gewöhn- 
lich übersehenen  Gesichtspuncte  aus  als  ökonomische  Voraussetzung 
mancher  der  edelsten  und  auch  mancher  der  Allgemeinheit 
nützlichsten  menschlichen  Handlungen  bezeichnet  werden.  Eine 
communistische  oder  extrem  socialistische  Gleichmacherei  des  Ver- 
mögeusbesitzes  würde  hier  Wenig  verbessern.  Vieles  verderben. 

§.  149.  —  2)  Die  noth wendige  Beschränktheit  der 
Function  des  caritativen  Systems  ist  auf  der  anderen  Seite  doch 
ebensowenig  zu  verkennen. 

a)  Schon  auf  den  erwähnten  Gebieten  des  Hilfswesens 
u.  s.  w.,  wo  dieses  System  an  und  für  sich  am  Besten  fungiren  kann, 
reicht  es  notorisch  vielfach  nicht  aus,  weil  die  materiellen 
Mittel,  über  die  es  verfügt,  zu  klein  sind,  gegenüber  dem  Be- 
darf oder  nur  in  gewissen  Zeiten,  z.  B.  einer  tiefer  greifenden 
öffentlichen  Erregung,  reichlicher,  aber  nicht  nachhaltig  genug 
fliessen.*^)  Stärkung  der  sittlichen  Impulse  ist  hier  freilich 
die  Aufgabe,  aber  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  lässt  sich 
dadurch  doch  nur  in  einem  beschränkten  Maasse  überwinden.  Auch 
bleibt  es  dem  gemeinwirthschaftlichen  Zwange  gegenüber  ein  Xach- 
theil,  dass  die  Last,  welche  die  Herstellung  der  Güter  im  carita- 
tiven System  mit  sich  bringt,  sich  sehr  ungleich  auf  die  ver- 
mögenden Privaten  vertheilt,  indem  die  egoistischeren  Elemente  unter 
letzteren  sogar  von  der  Freigebigkeit  der  Anderen  indirect  mit 
Nutzen  ziehen. 


^)  Mancherlei  Beispiele  aus  dem  \\  olilthätigkeittivereinswesen  licssen  sich  dafür 
anführen.  Ein  neuestes,  betr.  den  Kaiser  Wilhehii-Verein,  ist  loider  nur  zu  schlagend. 
\ergl.  d.  U.-.rl.   Vcrwaitunusljer.  f.   1'5T4. 
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b)  Auch  das  caritative  System  kann  vornemlich  nur  für  die 
oben  herv^or gehobenen  Bedürfnisse  sorgen.  Selbst  hierbei 
aber  und  vollends  bei  einer  weiteren  Ausdehnung  seiner  Func- 
tion zeigt  sich  erfahruugsgemäss  eine  Grefahr,  welche  unter  Um- 
ständen ein  principielles  Bedenken  gegen  das  ganze  System 
hervorruft:  uemlich  die  Gefahr  einer  grossen  Abhängigkeit 
Derjenigen,  welchen  die  Leistungen  des  Systems  zu  Gute  kommen, 
von  Denen,  welche  dieses  System  ausüben,  so  von  der  Kirche, 
Stiftungen,  reichen  Privaten  (Patronage,  Klientel).  Der 
Vortheil  für  die  Bedürfnissbefriedigung  wird  dabei  leicht  durch 
Nachtheile  für  die  ganze  sociale  Lage  und  für  die 
geistige  Freiheit  des  Volks  aufgewogen.') 

c)  Das  caritative  System  bringt  besondere  Gefahren  eines 
Verstosses  gegen  das  ökonomische  Princip  mit  sich, 
zumal  in  seinen  dauerhaften  Veranstaltungen.  Misswirthschaft, 
Verschwendung  ist  die  Folge  (Mängel  der  Stiftungsverwaltung).-'*) 

d)  Das  System  gereicht  keineswegs  immer  Denjenigen, 
welche  ihm  eine  unentgeltliche  ßedürfnissbefriedigung  verdanken, 
zum  wirklichen  nachhaltigen  Vortheil.  Ja,  die  Gefahr 
des  Gegentheils  liegt  öfters  vor.  Dadurch  ergeben  sich  wesent- 
liche ökonomische  und  sittliche  Bedenken.  Die  eigene 
Thatkraft  und  vernünftige  Selbsthilfe  und  Vorsicht  erlahmen  (Ge- 
fahren bei  der  Armeuunterstützung,  bei  der  caritativeu  Beihilfe  in 
Unglücksfällen :  z.  B.  Untergrabung  der  Grundlagen  richtigen  Ver- 
sicherungswesens). ^)  Faules  Sclmiarotzen  verbreitet  sich  (Bettelei, 
Gefahren  der  kirchlichen,  klösterlichen  Unterstützungen).  Eine 
Missleitung  der  Arbeitskräfte  kann  die  Folge  sein  (Eintritt  Unbe- 
gabter in  die  geistigen  Berufsarten  bei  Stipendienweseu  u.  dgl.  ni.). 
Der  Werth  der  frei  genossenen  Vortheile  wird  in  den  Augen  der 
Geniessenden  selbst  herabgedrückt  (Bedenken  bei  unentgeltlichem 
Unterricht).  Allerdings  sind  alle  diese  Gefahren  bei  einer  rich- 
tigen Function  des  caritativeu  Systems  zu  vermeiden,  insbesondere, 
wenn  das  Princip  der  sorgfältigen  Individualisirung  bei  der 
Zulassung  zu   den   Bedürfnissbefriedigungen,    welche   das   System 

')  Ein  Punct.  welcher  bei  der  Würdigung  der  Leistungen  in  der  katholischen 
Kirche  doch  sehr  mit  ins  Gewicht  fällt. 

^)  Vergl.  die  Mittheilungcii  von  E  m  m  i  ii  g  h  a  u  s ,  Armenwesen,  aus  den  Berichten 
der  badischen  Landcscommissärc,  S.  38(1,  z.  B.  über  ücberlingeii. 

®)  Ein  von  freihändlerischer  Seite  nicht  mit  unrecht  öfters  hervorgehobener  Punct, 
so  in  A.  Meyer 's  Bemerkung  über  die  grossartige  private  Wohlthätigkeit  bei  Gelegen- 
heit des  grossen  Meiuinger  Brands  von   1S74,  D.  Handelsbl.   1874. 
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gewährt,  streng  gewahrt  wird.  Aber  von  vorneherein  ist  es  be- 
greiflich und  alle  Erfahrung  bestätigt  es,  dass  Fehler  in  dieser 
Beziehung  nicht  immer  vermieden  werden  und  im  Laufe 
der  Zeit  sich  eher  vermehren  als  vermindern,  z.  B.  bei 
Stiftungen  besonders,  wenn  die  selbstverwaltenden  Stifter  dahin- 
gegangen sind,  und  ganz  allgemein,  wenn  die  ursprünglich 
leitenden  und  vielleicht  ganz  berechtigten  Ideen,  welche  die  An- 
regung gaben,  sich  umgestalten  oder  verschwinden  und  damit  an 
Stelle  der  individualisirenden  Leistung  eine  mechanische  Hand- 
habung überkommener  Satzungen  tritt:  Gefahren  bei  allen  auf 
religiöse  Ideen,  kirchliche  Anschauungen  und  auf  die 
gehobene  Stimmung  einer  verschwundenen  Zeit  ge- 
gründeten Veranstaltungen  des  caritativen  Systems.^") 

9.  Abschnitt. 

Das  o:eineiiiwirthschaftliehe  System.    Die  freien  fiemeiii- 
wirthschafteii,  ^) 

§.  150.  Die  Aufgabe  des  gemein wirthschaftlichen 
Systems  ist  nach  dem  Vorausgehenden  einmal,  Lücken,  Un- 
vollkommenheiten    und  Härten   auszugleichen,    welche 


'")  Wer  z.  B.  die  Stiftungsverwaltuiig  einer  alten,  mit  viel  Stipendienfouds  Fer- 
sehenen  Universität  kennt,  wird  zugestehen,  wie  schwer  es  ist,  Fehler  in  der  Vertlieilung 
der  Stipendien  zu  vermeiden. 

*)  Literaturnachweis  zu  diesem  Abschnitte  s.  o.  S.  156,  bes.  Schäffle.  a.a.O. 
Er  unterscheidet  (IL,  IT"  11'.,  32(5  H'.  und  mehrfach)  hei  der  Hingebung  die  Ein- 
seitigkeit und  die  Wechselseitigkeit,  danach  Liberalität  und  Solida- 
rität. Zu  letztererrechnet  er  Gegenscitigkeitsvereinc,  Unterstützungsgenossenschaften, 
Standesgenossenschaften  i (icwcrkvereinc  u.  a.  m.i.  Alle  diese  auf  einseitiger  und 
wechselseitiger  Hingebung  beruhenden  freiwilligen  Verbindungen  bilden  bei 
Schäffle  (H.,  104)  die  eine  Classe  der  Gemein  wirthscliaften ,  zu  denen  dann 
als  zweite  Classe  die  Z  wau:;  s  Verbindungen  i^Staat,  Gemeinde,  Corporationeni  hinzu 
treten.  Die  Gruppirung  im  Text  trifft  also  nicht  ganz  mit  dieser  Sc  häffle' sehen 
zusammen  (s.  folg.  Aum.  2i.  Die  nahe  Verwaudtscliaft  der  Wirthschaften  des  carita- 
tiven Systems  (auf  einseitiger  Hingebung  beruhend)  mit  einigen  freien  Gemeinwirth- 
schaften  habe  ich  im  Text  ebenfalls  hervorgehoben.  Es  giebt  uberliaupt  Uebergangs- 
formen  und  Grenzgebiete,  die  sich  nicht  streng  in  das  Schema  fügen.  Das  gilt  auch 
wieder  von  manchen  freien  Gemeinwirthschaften  und  Privatwirthschaften  z.  B.  Gegen- 
seitigkeitsversichenmg  mit  speculativer  Versicherung  verbunden),  sowie  von  freien  und 
Zwangsgemeinwirthschaften.  —  Für  die  freien  Gemeinwirthschaften  ist  sonst  beson- 
ders auf  die  Speciallitcratur  über  das  neuere  deutsclie  G  e  nosse  n  sc  lia  fts  wese  n 
(^Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaftem,  über  Ge  werk  vereine  und  auch  über 
das  Versicherungswesen  auf  Gegen  se  i  tigkeit  zu  verweisen.  Die  principielle 
Stellung  dieser  Formen  der  Gemeinwirthschaft  in  der  Organisation  der  Volkswirthschaft 
wird  in  dieser  Literatur  allerdings  nur  ausnalimsweise  etwas  genau«T  erörtert,  wie 
z,  Th.  iü  Huber's  Schritten  und  im  2.  B.  des  Werks  von  Brentano.     Die  meisten 


224  Drittes  Kapitel.     Die  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

in  der  BedürfDissbefriediguug  des  Volks  aus  dem  Walten  des  pri- 
vatwirtbschaftlicheu  Systems  und  insbesondere  der  freien  Coucurrenz 
hervorgebeu ;  sodann  für  die  Befriedigung  der  Gemein- 
bedürfnisse  zu  sorgen,  weil  und  soweit  das  privatwirtbsebaft- 
licbe  und  das  caritative  System  dafür  nicbt  ausreicben.  Es  handelt 
sieb  also  im  gemein wirthscbaftlichen  System  um  die  Organisa- 
tion eines  richtigen  Cor rectivdieusts  neben  dem  privatwirtb- 
scbaftlicben  und  eines  Ersatzdiensts  statt  dieses  und  des  ca- 
ritativen  Systems. 

Verwirkliebt  wird  diese  Aufgabe  durcb  die  einzelnen 
Gemeinwirtbscbaften,  welche  zu  diesem  Zweck  wieder  in 
der  Form  von  Einzel wirthsc haften  gebildet  werden. 

Von  solchen  Gemeinwirthscbaften  sind  nach  dem  Entstehungs- 
grunde zwei  verschiedene  Glas sen  zu  unterscheiden :  die  freien 
und  die  Zwangsgemeinwirthschaften  (Abschn.  10). 

§.  151.  Die  ersteren  werden  durch  die  freie  That  der  bei 
ihnen  zunächst  interessirten  Privatwirthschaften  gebildet  und  be- 
ruhen auf  einem  Vertrage  derselben.  Es  liegt  ihnen  demnach 
ein  bewusstes  Motiv  des  Vortheils  zu  Grunde  oder  m.  a.  W.  sie 
beruhen,  wie  die  Privatwirthschaften,  in  letzter  Linie  auch  auf  dem 
wirthscbaftlichen  Selbstinteresse,  welches  die  Privaten 
in  der  Vereinigung  Kräfte  und  damit  bessere  oder  in  manchen 
Fällen  überhaupt  erst  mögliche  Befriedigung  bestimmter  Bedürfnisse 


Schriften  sind  mehr  technisclier  Natur.  Vergl.  V.  A.  Huber,  Art.  Association  im 
Staatswürterb.  I.,  45(1  —  500,  ders.,  Keisebriefe  aus  Frankr.,  Belg.  u.  Engl.,  3  B., 
Hamb.  IS.J-D,  ders.  in  s.  Zeitschr.  „Coucordia",  bes.  1.  Heft,  über  d.  allgem.  volks- 
wirthschaftliche  und  sociale  Bedeutung  des  Genossenschaftswesens,  Lcipz.  186J,  auch 
H.  ß  —  8.  Schulze- Delitzsch,  Associationsbuch  für  deutsche  Handwerker  und 
Arbeiter,  Leipz.  1S5."5  und  öfter,  ders.,  die  Entwicklung  des  Genossenschaftwesens  in 
Deutschland  (Ausz.  aus  d.  Blattern  f.  Genossenschaftswesen),  Berl.  1870,  ders.,  die 
Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbzweigen,  Leipz.  187;],  ders.,  Jahresberichte  über 
die  auf  Selbsthilfe  gegrUnd.  deutschen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgcnossenschaften  seit 
1859  jährlich.  —  L.  Brentano,  die  Arbeitergildcn  der  Gegenwart,  2  B.,  Leipzig 
1871  —  72,  bes.  II.,  Kap.  1,  5.  —  Die  Zeitschr.  „Mittlieilungen  der  öffentl.  Feuer- 
versicherungsanstalten Deuts.-hlandb",  seit  ]8<i8,  mehrfach  mit  Aufsätzen  über  Principien- 
fragen  (öllentl.  oder  Actienanstalten).  —  Für  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
Genossenschaftsprincips,  allerdings  in  der  ihm  von  Gierke  beigelegten 
ausserordentlich  weiten  Ausdehnung,  was  jedoch  für  die  principielle  nationalökonomischc 
Betrachtung  der  Wirthschaftsformen  und  Systeme  und  der  Bedeutung  des  Princips  für 
die  Organisation  der  Volkswirthschaft  von  besonderem  Interesse  ist,  s.  das  grossartige 
Werk  von  Gierke,  deutsches  Genossenschaftsrecht,  bisher  2  B.,  Berl.  1868  n.  187.'}, 
worin  anch  über  die  Entwicklung  des  (iildenwesens  Näheres.  Vergl.  darüber  auch 
Brentano  I.,  Einl.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Entwicklung  der  Principien 
der  Freiheit  („freie  Einungen"j  und  des  Zwangs  in  diesem  Genossenschaftswesen 
für  die  volkswirthschaftlii-he  Betrarhtung  und  speciell  für  das  Verhältniss  der  freien 
und  Zwanssn-cnnünwirtliscliaftcii  zu  einander. 
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gewianen  lehrt.  Das  Vorhandensein  des  Beweggrunds  des  privaten 
Vortheils  in  diesen  Gemeinwirthschaften  schliesst  jedoch  nicht  das 
gleichzeitige  Mitwirken  gemeinnütziger  Motive  aus.^) 

2)  Das  Selbstinteresse  kann  sich  in  den  freien  Gemein- 
wirthschaften nicht  in  derselben  Weise ,  wie  im  privatwirth- 
schaftlichen  Verkehr,  geltend  machen.  Insbesondere  muss  die 
Privatwirthschaft,  welche  einer  solchen  Gemeinwirthschaft  beitritt, 
von  vorneherein  darauf  verzichten,  jenes  Princip  der 
speciellen,  vollständigen  und  genauen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung,  welches  dem  privatwirth- 
schaftlichen  Verkehr  eigenthümlich  ist  (§.  121),  in  ähnlicher 
Strenge  für  die  Beziehungen  zwischen  sich  und  der  Gemein- 
wirthschaft, zu  welcher  sie  gehört,  durchzuführen.  Dieses  Princip 
ist  schon  wegen  der  Incommensurabilität  der  gemeinwirth- 
schaftlichen  Leistungen  und  des  davon  auf  die  einzelne  betheiligte 
Privatwirthschaft  entfallenden  Vortheils  gegenüber  den  privat- 
wirthschaftlichen  Gegenleistungen  unanweudbar.^) 

2)  Vermittelst  des  privatwirthschaftlichen  Preisregu- 
lators, Angebot  und  Nachfrage,  lassen  sich  ferner  die  Be- 
ziehungen zwischen  der  betreffenden  Gemeinwirthschaft  und  den 
zu  ihr  gehörigen  Privatwirthschaften,  und  demgemäss  auch  die  Be- 
messung der  Gegenleistungen  der  letzteren  für  die  Leistungen 
der  Gemeinwirthschaft  nicht  reguliren.  Es  muss  vielmehr  ein  an- 
dres   Entgeltlichkeits-  oder  Preisbestimmungsprincip 


2)  Vcrgl.  oben  die  VorbemeA.  zu  Kap.  .S  S.  159.  Grade,  weil  nach  meiner  Auf- 
fassung die  Potenz,  welche  zur  Bildung  freier  Gemeinwirthschaften  führt,  doch  eine 
wesentlich  andere  als  die  in  den  Leistungen  des  caritativen  Systems  wirksame  ist, 
schliesse  ich  mich  der  Schaff le'schen  Gruppining  nicht  ganz  an.  Brentano's 
Untersuchungen,  a.  a.  0.,  z.  B.  I.,  12  ff.,  über  die  Entstehung  der  alten  Gilden  und 
der  neuen  englischen  Gewerkrereine  gipfeln  in  dem  Kesultatc,  dass  besonders  in  Zeiten 
des  üebergangs,  bei  Auflösung  alter  Ordnungen,  die  schwächeren  Elemente,  welche 
unter  der  Isoürung  und  der  Desorganisation  leiden,  sich  zu  Gilden  zusammen  thun. 
Die  Gilden  können  hier  als  ein  Beispiel  freier  Gemeinwirthschaften  gelten.  Das  Bei- 
spiel zeigt  dann  eben,  dass  das  Interesse  des  Einzelnen  doch  der  letzte  Entstehungs- 
grund solcher  Vereinigungen  zur  Befriedigung  gewisser  Gemeinbedürfnisse  (Schutz, 
geordneter  Gewerbetrieb)  ist  und,  wo  und  insoweit  als  Freiheit  für  den  Zusammentritt 
i^estand,  auch  ehemals  immer  war,  wie  bei  den  ältesten  kaufmännischen  und  Hand- 
werkergilden in  Deutschland.  Vcrgl.  Gierke  I.,  18U  und  überhaupt  §.  2(),  27  über 
die  freie  Einung,  37,  .SB  über  die  kaufmännischen  Gilden  und  die  Handwerkerzünfte 
verglichen  mit  §.  21  über  die  hofrcclitlichen  Genossenschaften.  Das  Mitwirken  des 
gemeinnützigen  Moments  neben  dem  Einzel-Interesse  ist  daneben  grade  in  der  Ge- 
schichte der  alten  Gilden  nicht  zu  verkennen.  —  Die  „Vertragstheorie",  welche 
jetzt  beim  Staate  als  aufgegeben  gelten  kann,  ist  bei  den  freien  Gemeinwirthschaften 
ganz  richtig. 

')  Auch  für  die  heutigen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften,  für  Tonsum-, 
Rohstoff-,  Magazinvereine,  Volksbanken  u.  s.  w.  gilt  dieser  Satz. 

A.  Wagner,  Yulkawirthschaftslehre.    I,  15 
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nach  der  Natur  auch  der  freien  Gemeinwirthschaft  und  ihrer 
Leistungen  obwalten:  es  werden  Beiträge  der  betheiligten  Pri- 
vatwirthschaften  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Gemein- 
wirthschaft  (also  der  Herstellungskosten  ihrer  Lei- 
stungen) erhoben,  diese  Kosten  mithin  im  Effecte  auf  diese 
Weise  repartirt  oder  umgelegt  nach  einem  vereinbarten 
Maassstabe.*)  Letzterer  muss  keineswegs  und  kann  oft- 
mals, wegen  der  Unmessbarkeit  der  Einzelvortheile,  gar  nicht 
der  aus  der  Gemeinwirthschaft  durch  die  einzelne  Privatwirthschaft 
gezogene  Vortheil  sein,  und,  wo  diese  Schwierigkeit  selbst 
nicht  entgegen  steht,  kann  doch  von  einer  gleich  genauen 
Correspoudenz  der  Einzelvortheile  aus  der  Gemeinwirthschaft  und 
der  Gegenleistung  der  Privatwirthschaft  in  den  Beiträgen  an  die 
Gemeinwirthschaft,  in  der  Art,  wie  sie  im  privatwirthschaftlichen 
Verkehr  erstrebt  wird,  nicht  die  Rede  sein.  Denn  es  wird  gar  nicht 
in  jedem  Einzelfall,  wie  bei  freier  Concurrenz,  über  das  Verhältniss 
von  Leistung  und  Gegenleistung  eine  Bestimmung  getroffen,  sondern 
dies  Verhältniss  wird  generell  regulirt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass, 
wenn  auch  der  Vortheil  der  Privatwirthschaften  das  Motiv  zur 
Bildung  der  Gemeinwirthschaft  ist,  dennoch  das  wirth- 
sehaftliche  Selbstinteresse  eine  Einschränkung  erfahren  und 
erdulden  muss. 

3)  Auch  die  freie  Gemeinwirthschaft,  wenn  auch  nicht  in 
demselben  Grade  als  die  Zwangsgemeinwirthschaft,  unterscheidet 
sich  von  der  Privatwirthschaft  daher  schon  durch  einen  gewisseu 
communistischen  Characterzug.  An  die  Stelle  des  privat- 
wirthschaftlichen Princips  der  s  p  e  c  i  e  1 1  e  n  Entgeltlichkeit  tritt  das 
gemeinwirthschaftliche  Princip  der  generellen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung,  an  die  Stelle  des  isolirenden 
Princips  des  Einzelinteresses  tritt  das  vereinigende  Princip  der 
Solidarität.  Hierbei  wird  nur  eine  gewisse  Ueberein- 
stimmung  des  Gebrauchs werths  der  Gesammtheit  der 
Leistungen  der  Gemeinwirthschaft  und  der  Gesammtheit  der 
Gegenleistungen  der  Privatwirthschaften  in  den  Beiträgen  erstrebt. 


*)  Dies  tritt  auch  ganz  äusserlicli  formell  herror  bei  gewissen  Arten  der  Vereine 
zur  Gegenseitigkeitsversicherung,  z.  B.  bei  kleineren  Hagelversicherangsverbänden  mit 
Postnumerando-Zahliing  der  „Prämien"  nach  Maassgabe  der  wirklich  eingetretenen 
Schäden.  Vergl.  auch  die  treffenden  Erörterungen  über  Beiträge  im  Gegensatz  zu 
eigentlichen  Steuern  von  Neumann  (Freiburgi  in  s.  progress.  Einkommensteuer, 
Leipz.  IbTJ,  bes.  S.  (iö  und  vorher. 
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Die  einzelne  Privatwirtbschaft  aber  begnügt  sich  mit  dem  Be- 
wusstsein,  auch  Vortheile,  wenn  auch  bei  gleicher  Gegenleistung 
(Beitrag)  vielleicht  nicht  in  demselben  Maasse  wie  andre  betheiligte 
PrivatwirthschafteUj  aus  der  Gemeiuwirthschaft  zu  ziehen,  weil  ihr 
das  etwaige  Missverhältniss  zwischen  ihren  Vortheilen  und  Leistungen 
nicht  zu  störend,  die  grösseren  Vortheile  der  anderen  nicht  zu  be- 
deutend erscheinen.^) 

4)  Ausserdem  wirken  aber  in  der  That  gemeinnützige  Motive 
und  in  manchen  Fällen  mächtiges  sittliches  Pflichtgefühl,  re- 
ligiöse Beweggründe  u.  dgl.  m.  mit,  wodurch  sich  dann,  ökono- 
misch betrachtet,  bei  der  auf  solchen  Motiven  beruhenden  Gemeiu- 
wirthschaft in  ausgeprägterer  Weise  ein  communistischer 
Character  ausbildet.  Eine  solche  Gemeinwirthschaft  gleicht  dadurch 
thatsächlich,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  mehr  den  Zwangsgemein- 
wirthschaften.  Auch  geht  sie  unter  Umständen  in  die  Form  einer 
Wirthschaft  des  caritativen  Systems  über:  die  Beiträge 
werden  etwa  nach  Wohlstands  Verhältnissen  auf  die  ein  z  einen 
Betheiligten  umgelegt,  wobei  die  Reichen  mit  ihrer  freien 
Zustimmung  hoch,  dieAermeren  vielleicht  absichtlich  gar  nicht 
getroffen  werden,  während  auch  sie,  und  in  gleichem  Maasse  wie 
jene,  an  den  Leistungen  der  Gemeinwirthschaft  theilnehmen. 
Dadurch  wird  das  privatwirthschattliche  Princip  von  Leistung  und 
Gegenleistung  immer  weiter  eingeschränkt.  Die  Religions- 
genossenschaften, die  Kirchen  sind  grossartige  Beispiele  dieser 
Entwicklung.  ^) 


^)  An  den  einfaclisten  Beispielen,  an  einem  Leseverein  xi.  dgl.  m.,  einem  Club 
lässt  sich  die  Richtigkeit  dieser  Auseinandersetzung  sofort  leicht  beweisen. 

*)  Alle  solche  Puncto,  wie  die  im  Texte  behandelten,  hängen  mit  den  Grund- 
principien  der  Besteuerung  eng  zusammen.  Es  zeigt  sich  dabei  aber  am  Besten, 
dass  die  Steuerprincipien  nicht  nur  eine  finanzielle,  sondern  stets  auch  eine  so- 
cialpoliti3che,allgemein-volksw'irthschaftliche  Seite  haben,  die  bisher 
yiel  zu  wenig  beachtet  worden  ist.  Erörterungen  über  diese  Principieji  gehören  des- 
halb nicht  nur  in  die  Tinanzwissenschaft,  sondern  in  den  grundlegenden  Theil  der 
ganzen  Nationalökonomie,  wie  andrerseits  in  die  rechtsphilosophischc  (naturrechtlichc) 
Analyse  des  Staats  und  seiner  principiellen  Stellung  zum  Prirateigenthum,  s.  z.  B. 
Trendelenburg,  Naturrecht  §.  159.  —  Vergl.  übrigens  Rau-Wagner,  Fin.  I.. 
§.  95  — 116,  bes.  Iü6  — 108,  wo  gegen  die  Verallgemeinerung  des  Gebührenprincips, 
um  dadurch  ein  allgemeines  Steuerprincip  nach  dem  Grundsatz  der  speciellen 
Entgeltlichkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung  zu  gewinnen,  Front  gemacht  wird.  ' 
Eingehender,  mit  guten  Einzelausführungen,  principiell  in  Ücbereinstimmung  mit 
meinen  obigen,  schon  älteren  Ausführungen  in  der  Finanzwissenschaft,  Neumann  in 
s.  progress.  Einkommensteuer,  2.  Kap.,  1.  Abschn.  S.  47— 70.  Vergl.  auch  den  (mir 
soeben  während  des  Drucks  zugehenden)  Aufs,  von  v.  Scheel,  proffrcss.  Besteuerung, 
TQb.  Zcitschr.   1S75. 

15* 
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§.  152.     Das  Gebiet  der  freien  Geraeinwirthschafteu  ist: 

1)  vornemlich  dasjenige  der  gesellschaftlichen  oder 
Clas Sengemeinbedürfnisse  (§.  144).  Die  hier  obwaltenden  Inter- 
essen eignen  sich  in  der  Regel  nicht  für  die  Wahrnehmung  durch 
Zwangsgemeinwirthschaften,  öfters  verbieten  sie  dieselbe  sogar, 
weil  sie  nicht  Interessen  der  ganzen  Bevölkerung  eines  Staats, 
einer  Gemeinde  u.  s.  w.  sind.  Aber  geschichtlich  haben  mehrfach, 
z.  B.  in  dem  hochwichtigen  Falle  der  Kirchen,  Zwangsgemein- 
wirthschaften auch  hier  fungirt.  Die  Ersetzung  der  letzteren  durch 
freie  Gemeinwirthschaften  ist  alsdann  das  Postulat,  dessen  Verwirk- 
lichung freilich  gegenüber  altgewohnten  Verhältnissen  Schwierig- 
keiten finden  und  für  die  ganze  Gemeinwirthschaft  kritisch  werden 
kann,  wie  sich  bei  den  Kirchen  zeigt.  Auch  gewerbliche  Ver- 
bindungen, wie  die  Zünfte,  Arbeitervereine  (Gewerkvereine)  sind 
hervorzuheben.  Uebergänge  in  Zwangs  Verbindungen  sind  dabei 
gleichfalls  vorgekommen,  indem  z.  B.  der  Beitritt  eine  Bedingung 
der  Befugniss   zur  Ausübung  des   Gewerbebetriebs   wird  (Zünfte). 

2)  Ausserdem  können  auch  einige  der  oben  (§.  141  — 143) 
genannten  räumlichen  und  zeitlichen  Gemeinbedürfnisse, 
selbst  specielle  Rechtsschutzbedürfnisse  (z.  B.  Schutz- 
wachenorganisation für  Sonderzwecke)  durch  freie  Gemeinwirth- 
schaften passend  wahrgenommen  werden.  Wichtigere  und  allge- 
meiner vorkommende  Fälle  dieser  Art  liegen  im  Gebiete  des  Ver- 
sicher ungs-,'^)  Credit-  und  Bank-,^)  Communications-  und  Transport- 
wesens u.  dgl.  m.  vor.^) 

Gemeinde,  Kreis  und  Staat,  d.  h.  eben  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften einer-,  die  speculativenEr<^erbs- 
gesellschaften  (Actiengesellschaften)  andrerseits  lassen  freilich 
den  freien  Gemeinwirthschaften  hier  sowie  auf  dem  Gebiete  wich- 
tigerer gesellschaftlicher  Gemeinbedürfnisse  oft  nur  einen  kleinen 
Raum  übrig:  ein  characteristisches  Beispiel  ist  die  Lage  im  Ver- 
sicherungswesen auf  Gegenseitigkeit.  Das  neuerdings  sogen.  Gebiet 
der   „socialen    Selbsthilfe"   gehört   im   Uebrigen    principiell 


')  Versidierungsvcrcinc  auf  Gegenseitigkeit,  gegen  Feuersgefabr,  auf  den  Todes- 
fall (Lebensversicherung,  Begräbnisscassen ,  Wittwen-  und  Waisencassen ) ,  Rentenver- 
sicherung (Invaliden-  und  Alterspension). 

*)  Pfandbriefinstitute  des  Grundbesitzes,  sog.  Volksbanken  nach  dem  Schulze'- 
schen  Muster. 

®)  Strassenanlagen  von  Grundbesitzervereinen-,  Omnibuslinieu  von  freien  Vereinen 
nächst  interessirter  Personen;  Schulvereine.  —  Genossenschaften  fiir  Wohnungs- 
beschaffung. 
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vornemlich  den  freien  Gemeinwirthschaften.  Nach  einer  ein  für 
allemal  und  überall  giltigen  Formel  die  Sphäre  der  freien  Gemein- 
wirthschaften gegenüber  derjenigen  der  eben  genannten  beiden  an- 
deren Wirthschaftsformen  und  der  gewöhnlichen  Privatwirthschaften 
bestimmen  zu  wollen,  ist  aber  natürlich  ein  verfehltes  Beginnen. 
Die  Aufgabe  in  diesem  speciellen  Falle  ist  dieselbe  wie  bei  der 
Combination  der  drei  Wirthschaftssjsteme  überhaupt  (§.  120).  Die 
concreten  Verhältnisse  müssen  entscheiden. 

§.  153.  Die  juristische  Form  der  freien  Gemeinwirth- 
schaften hängt  vom  geltenden  Rechte  ab.  Sie  pflegt  theils  die 
freiere  des  Vereins,  theils  die  strengere  der  Corporation 
zu  sein.  Es  können  aber  auch  durch  das  Recht  ganz  besondere 
juristische  Formen  für  die  Zwecke  des  freien  Gemeinwirthschafts- 
wesens  geschaflFen  werden,  wie  z.  B.  im  Falle  der  neuen  deutschen 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften.  In  privatrecht- 
licher Beziehung  ist  alsdann  von  besonderer  Wichtigkeit,  ob  die 
Mitglieder  der  freien  Gemeinwirthschaft  solidarisch  für  letztere 
haften,  bez.  bürgen,  wie  bei  den  genannten  deutschen  Genossen- 
schaften oder  ob  das  Mitglied  mit  der  Zahlung  seiner  Einlage  oder 
seines  Beitrags  (Umlage)  seiner  Verbindlichkeiten  gegen  die  Ge- 
meinwirthschaft ledig  ist.  Diese  und  die  übrigen  Vorschriften  des 
Rechts  über  die  Bildung,  die  innere  Einrichtung,  die  Vermögens- 
verhältnisse, die  äussere  rechtliche  Stellung  und  die  wirthschaftliche 
Verkehrsfähigkeit  der  Vereine  und  Corporationen  sind  daher  für 
das  freie  Gemeinwirthschaftswesen  mit  entscheidend,  hemmen  oder 
fördeiTi  seine  Entwicklung,  begünstigen  oder  schädigen  sein  Gedeihen 
und  seine  Function  in  der  Volkswirthschaft.  Die  Bemühungen 
S  c  h u  1  z  e  -  D  e  1  i  t  z  s  c h's  u.  A.  um  eine  zweckmässige  p  r  i  v  a  t  r  e  c  h  t  - 
liehe  Stellung  für  das  neueste  deutsche  Genossenschaftswesen 
zeigen  in  einem  guten  Beispiel  die  hohe  Bedeutung  dieses  recht- 
lichen Moments  für  die  Bildung  freier  Gemeinwirthschaften.  ^°)  Den 
letzteren   eine    passende   Rechtsform    und    Rechtsstellung    zu    ver- 


'")  Norddeutsches  Gesetz  über  diese  Genosseaschaften  vom  4.  Juli  186S.  Schulze- 
Delitzsch,  Gesetzgebung  über  die  privatrechtlichc  Stellung  der  Erwerbs-  und 
Wirthschaftsgenossenschaften,  Berl.  1869.  —  üeber  die  englischen  Gewerkvercinc 
(Trade-Unions)  s.  Brentano,  a.  a.  0.,  und  Jannasch,  in  der  Zeitschr.  f  Schweiz. 
Statistik,  1871.  üeber  die  deutschen  Bestrebungen  zur  Fortbildung  des  Vereinsrechts, 
insbesondere  in  Betreff  von  Vereinen  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  (Gesetzentwurf  im 
deutschen  Reichstage  1872)  s.  die  (auf  der  Seite  der  Gegner  dieser  Gesetzgebung 
stehende)  Schrift  von  L.  Bamberger,  die  Arbeiterfrage  unter  dem  Gesichtspuncte 
des  Vereinsrechts,  Stuttg.  1873. 
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schaffen,  ist  aber  von  so  grosser  v o  1  k s wirthschaftlicher  Wichtig- 
keit, weil  alsdann  das  privatwirthschaftliche  System  leichter  richtig 
ersetzt,  das  caritative  passend  ergänzt  und  dadurch  die  Function 
der  sonst  nothwendigen  Zwangsgemeinwirthschaften  in  oft  er- 
wünschter Weise  eingeschränkt  werden  kann. 


10.  Abschnitt. 

Die  Zwauosgemeinwirthschafteii. ') 

§.  154.  Die  zweite,  ungleich  wichtigere  Classe  der 
Gemeinwirthschaften,  von  wahrhaft  fundamentaler  Bedeutung  für 
den  Aufbau  der  ganzen  Volkswirthschaft,  sind  die  Zwangs- 
gemeinwirthschaften. 


^)  Es  entspricht  nur  dem  Character  der  neueren  Volkswirthschaftslehre  der  phy- 
siocratischen  und  Smitli'schen  Eichtung,  wie  andererseits  der  parallel  gehenden  und 
genau  correspondireudcn  Entwicklung  der  neueren  Verwaltungslehre  unter  den  Ein- 
flüssen der  Kant'scheu  Rechts-  und  Staatsphilosophie,  dass  es  an  principiellen  Er- 
örterungen über  den  Zwang  in  der  Volkswirthschaft  fast  ganz  fehlt,  und  zwar  nicht 
allein  in  der  sog.  theoretischen,  sondern  sogar  in  der  practischen  Nationalökonomie 
oder  in  der  sog.  Volkswirthschaftspolitik,  in  welcher  doch  das  wohl  oder 
übel  stattfindende  Eingreifen  dos  Staats  die  Frage  nach  der  principiellen  Berechtigung 
des  Zwangs  nahe  legen  musste.  Diese  Frage  hängt  natürlich  auf  das  Engste  mit  der- 
jenigen nach  der  richtigen  Function  des  Staats  in  und  für  die  Volks- 
wirthschaft und  demgemäss  mit  der  Frage  nach  den  Grenzen  der  Staats- 
thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  zusammen.  Eingehende  Untersuchungen  darüber 
fehlen  in  der  Volkswirtlischaftslehre  ebenfalls  viel  zu  sehr,  während  die  Resultate  der 
rechtsphilosophischen  und  der  Forschungen  der  theoretischen  Politik 
keineswegs  immer  in  der  Nationalökonomie  einfach  anzunehmen  sind,  grade  weil  sie 
die  ökonomische  Seite  zu  wenig  beachten.  Soweit  die  Frage  vom  Zwangsprincip  in 
der  Volkswirthschaft  mit  derjenigen  von  der  richtigen  volkswirthschaftlichen  Stellung 
und  Aufgabe  des  Staats  überhaupt  zusammenfällt,  ist  auf  das  nächste  Kapitel  4  und 
auf  die  literarische  Vorbemerkung  dazu  zu  verweisen.  —  Die  bedeutendsten  Erörte- 
rungen über  das  Zwangsprincip  speciell,  namentlich  auch  über  die  Grenzen, 
in  welchen  der  Zwang  auch  nur  vom  Staate  in  der  inneren  Verwaltung  angewendet 
werden  darf,  sind  in  den  Werken  über  Polizeiwissenschaft  oder,  wie  diese 
Disciplin  neuerdings  richtiger  genannt  wird,  über  innere  Verwaltungslehre 
enthalten.  Die  ältere  Polizeiwissenschaft  der  sog.  Wohlfahrtsstaatstheorie  oder  der 
Wol  ff 'sehen  Rechtsphilosophie  hat  dem  Character  dieser  Philosophie  und  demjenigen 
der  mercantilistischen  Theorie  und  der  Staatspraxis  des  Zeitalters  des  aufgeklärten 
Despotismus  gemäss  nur  viel  zu  allgemein  auf  den  Zwang  grade  auch  im  Wohlfahrts- 
und Culturinteresse,  ja  selbst  zu  Zwecken  der  individuolleu  Moral  und  Religiosität  re- 
currirt  und  dadurch  begreiflicher,  aber  nicht  berechtigter  Weise  die  „ Polizei - 
thätigkeit"  in  der  inneren  und  in  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  theoretisch 
und  practiscli  in  Misscredit  gebracht.  Den  Physiokraten  und  A.  Smith  auf  dem  volks- 
wirthschaftlichen, der  Kant 'sehen  Rechtsphilosophie  auf  dem  politischen  Gebiete  ist 
die  Reaction  gegen  die  von  Chr.  W  o  1  f  f  und  der  Reclitsphilosophie  und  Polizeiwissen- 
schaft seiner  Zeit  gebilligte  oder  selbst  geforderte  maasslose  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeit  und  sogar  des  Zwangs,  zuerst  in  der  Theorie,  nach  und  nach  auch  in  der 
Praxis  zu  verdanken  gewesen.  Aber  diese  Reaction  ging  viel  zu  weit.  So  berechtigt 
das  Forschen   nach   Grenzen   der  Staatsthätigkeit  und   des  Zwangs  speciell  war,  so 
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ISie  beruhen  auf  zwangsweisem  autoritativem  Ein- 
greifen einer  höheren  Gewalt,  in  letzter  Linie  immer  des  Staats, 
in  die  Sphäre  der  übrigen  Einzelwirthschaften ,  insbesondere  der 
Privatwirthschaften,  oder  m.  a.  W.  auf  der  „Bewältigung  der 
Gesellschaft  durch  den  Staat",  auf  der  Beugung  des 
wirthschaftlichen  Selbstinteresses  der  Individuen 
unter  die  Zwecke  der  menschlichen  Gesammtheiten.^) 
Diese  Zwecke  lassen   sich  nur  zum  Theil  unter  den   Begritf  des 


nothwendig  Garantieen  für  die  Innehaltung  der  jeweilig  gesetzlich  bestehenden 
Grenzen  von  der  Tlieorie  gefordert  werden  mussten,  so  einseitig  war  die  alleinige 
Betonung  des  Kechtsschutz-Zwecks  des  Staats  und  so  bedenklich  war  es,  eigentlich 
den  ganzen  Inhalt  der  inneren  und  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  preis  zu  geben. 
Darin  lag  ein  unverkennbarer  Kückschritt  gegen  die  Wohlfahrtsstaatstheorie,  der 
theoretisch  und  practisch  nachtheilig  genug  gewirkt  hat.  Die  physiokratisch-smithische 
Nationalökonomie  und  die  Kant'sche  Kechtsphilosophie  haben  vereint  hier  nur  zu  ent- 
gegengesetzten Einseitigkeiten  wie  der  Mercantilismus  und  der  politische  Eudämonis- 
mus  geführt.  Dadurch  ging  der  Blick  für  die  ünentbehrlichkeit  des  Zwangs- 
princips  auch  in  der  Volkswirthsch  aft  verloren.  Die  Aufgabe,  welche  in  der 
Wissenschaft  von  der  letzteren ,  in  der  politischen  Oekononiie  voriiegt ,  ist  wesentlich 
dieselbe,  welche  in  der  auf  die  neuere  organische  und  historische  Staatsauffassung 
begründeten  inneren  Verwaltungslehre  zu  lösen  ist  und  welche  L.  Stein  doch  auch 
R.  V.  Mohl  gegenüber  in  seinem  System  der  Verwaltungslehre  so  grossartig  gefördert 
hat.  Aus  der  Theorie  des  Wohlfahrtsstaats  ist,  wie  Stein  die  Aufgabe  für  die  innere 
Verwaltungslehre  formulirt,  der  Inhalt  der  Verwaltung  zu  entnehmen  (s.  auch  oben 
§.  133,  Anm.  ti  S.  197).  Mau  kann  ähnlich  sagen,  aus  dieser  Theorie  und  aus  der 
mercantilistischen  Theorie  und  Praxis  ist  die  principielle  Berechtigung  der 
umfassendsten  Staatsthätigkeit  in  der  Volkswirthschaft  und  die 
gleiche  principielle  Berechtigung  des  Zwangs  in  volkswirthschaft- 
lichen Verhältnissen  zu  entnehmen.  Aus  der  Kant' sehen  Rechts-  und  Staats- 
philosophie hat  die  Verwaltungslehre  dagegen  das  Anerkenntniss  principieller  Noth- 
wendigkeit  einer  verfassungsmässig  festgestellten  und  durch  geeignete 
Organe  geschützten  Grenze  zwischen  Staats-  und  Privatthätigkeit  und  einer 
Grenze  des  Zwangs  zu  holen.  Aehnlich  muss  wieder  die  Volks wirthschaf ts- 
lehre  aus  jener  Philosophie  und  aus  der  physiocratisch-smithischen  Nationalökonomie 
die  Lehre  von  der  principiell en  Berechtigung  der  Privat thätigkeit  und 
von  der  Nothwendigkeit  einer  principiellen  Beschränkung  des  Zwangs 
aufnehmen.  Zwischen  dem  Staat  und  dem  Individuum  aber  bedarf  es  in  der  Volks- 
wirthschaft der  Zwischenglieder,  welche  theils  in  den  freien  Gemeiu- 
wirthschaften ,  theils  in  den  übrigen  Arten  der  Zwangsgemein wirth- 
sc haften  (neben  dem  Staate  zu  finden  sind.  Die  Politik,  die  Veinvaltungslehro  und 
die  politische  Oekonomie  verdanken  hier  der  Gneist'schen  Lehre  von  der  Selbst- 
verwaltung die  bedeutendste  Förderung.  Speciell  über  das  Zwangsprin  c  ip  in 
der  inneren  Venvaltung,  d.  h.  eben  über  die  Polizei,  welche  das  Zwangsmoment 
in  aller  Verwaltung  darstellt,  s.  K.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.,  3.  Aufl.,  Tüb.  1866, 
I.,  §.  7,  namentlich  aber  L.  Stein,  Verwaltungslehre,  I.  (1.  Aufl.),  196  ff.,  II.,  62  ff., 
IV.  Einleit.  1  ti.,  z.  Th.  1—88.  Vergl.  auch  Ahrens.  Naturrecht  IL.  §.  60,  bes.  S  61  ff. 
-)  Gneis t 's  Schriften  über  englisches  Verfassungs-  und  Verwaltungsreclif,  sowie 
seine  mehr  dogmatischen  Schriften  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  sind  für 
das  leitende  Princip,  die  Bewältigung  der  Gesellschaft  durch  den  Staat, 'hier  vor  allen 
zu  nennen.  Vergl.  u.  A.  Gncist.  Rechtsstaat,  Berl.  1872,  bes.  Abschn.  L.  IL,  IX., 
130  0'.  Gedanken  der  Stahl' sehen  Rechtsphilosophie  kommen  übrigens  in  der  Theorie 
der  Zwangsgemeinwirthschaftcn  auch  wieder  vielfach  zu  Ehren  („Autorität,  niclit  Ma- 
jorität"). —  Die  Zurückführung  der  Zwangsgemeinwirthschaften .  voran  des  Staats  als 
Collcctivwirthschaft,  auf  den  Gemeinsinn  habe  ich  oben  schon  in  der  Vorbemerk,  zu 
Kap.  3,  S.  159  als  m.  E.  unhaltbar  und  nur  auf  einer  Fiction  beruhend  bezeichnet, 
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Vortheils  des  Einzelnen  bringen.  Sie  betreffen  überwiegend 
Existenzbedingungen  der  Gattung  und  des  Einzelnen  als 
Mitglieds  der  Gattung,  Entwicklungsbedingungen  der 
ganzen  Volkswirthscbaft  und  auch  des  privatwirthschaftlichen 
Systems  in  ihr,  endlich  sittliche  Zwecke  der  Gesammtheit  wie 
des  Einzelnen  und  demnach  ergeben  sich  für  letzteren  Pflichten 
gegen  die  Gesammtheit,  speciell  gegen  den  Staat. ^)  Die  Fürsorge 
für  die  wichtigsten  Gemeinbedürfnisse  (§.  140  ff.)  ist  nur  durch  die 
Z  w  a  n  g  s  gemeinwirthschaften  zu  erlangen. 

§.  155.     Unter  den  einzelnen  Arten  der  letzteren  ist 

1)  der  Staat  die  weitaus  bedeutendste.  Er  erscheint  als 
Aufsteller,  Fortbildner  und  Garant  derRechtsordnung, 
insbesondere  auch  der  Rechtsbasis  des  privatwirthschaft- 
lichen Verkehrs  (§.  123),  er  ist  ferner  der  grösste  Kreis 
räumlicher  und  zeitlicher  Gemeinschaftsbeziehungen 
und  der  daraus  hervorgehenden  Gemeinbedürfnisse,  er  nimmt  nach 
der  geschichtlichen  Entwicklung  vielfach  Theil  an  der  Fürsorge  für 
gesellschaftliche  Gemeinbedürfnisse  und  überwacht  die 
Einrichtungen  und  Massregeln,  welche  die  freien  Gemeinwirth- 
schaften zur  Befriedigung  dieser  gesellschaftlichen  Bedürfnisse 
treffen.  Die  Function  des  Staats  in  der  Volkswirthschaft  wird 
später  im  4.  Kapitel  (§.  161  ff.)  noch  näher  dargelegt  werden. 

2)  Neben  dem  Staate  fungirt  in  mehr  oder  weniger  selbstän- 
diger, übrigens  geschichtlich  mannichfach  wechselnder  Sphäre  als 
zweites  Hauptglied  der  Zwangsgemeinwirthschaften  die  Ge- 
meinde, als  wichtigster  Kreis  der  engeren  räumlichen  Gemein- 


•'')  Es  ist  hier  m.  E.  von  jedem  politischen  Standpuucte  aus  unvermeidiicli, 
wieder  an  antike  Anschauungen  anzuknüpfen,  trotz  und  wegen  unserer  modernen 
atomistisch-indiridualistischen  Staatsauffassung  und  Voranstellung  der  Berechtigung  des 
Einzelnen.  Die  Grundgedanken  in  Aristoteles'  Politik,  ja  selbst  in  Plato's 
Staat  hinsichtlich  der  naturnothwendigen  Unterordnung  des  Einzelnen 
unter  und  Einordnung  desselben  in  den  Staat  sind  in  der  That,  richtig  verstanden, 
nicht  nur  berechtigt  für  altgriechische  Verhältnisse,  sondern  unbedingt  wahr, 
nicht  Sätze  von  historischer  Kelativität,  sondern  von  logischer  Absolut- 
heit. Die  Nationalökonomie  hat  dies  viel  zu  sehr  aus  den  Augen  verloren.  Nament- 
lich das  1.  Buch  von  Aristoteles"  Politik,  bes.  Kap.  2  (ed.  Bekker)  darf  daher  auch  hier 
nicht  unerwähnt  bleiben.     Jene  berühmten  Sätze:    öio  ndaa  nöhq  (pvaii.  iaxlv,    lYntg 

xai  ul   nQwzai  xoivmvlai. (pnvtQov  ort  (fvaa   t]  noAt;  iarl,  xal  6il  äv&QMnoq 

(fvaii  noXiTiKOv  ^wo»»,  xul  6  unoXii;  6ui  (fvaiv  xal  ov  diu  ti'/jjv  t^toi  (fuvX6<;  iariv  4] 
xgilrxtüi'  rj  uvS-Qwjiot;,  und  endlich:  ot»  fiir  ovy  i]  nohq  xul  (fvan  xul  nqöxiqov  ■!] 
fxuaioq  dfj).ov  (l  yuQ  fit]  avTÜQxrjq  fxaOToq  xii^Q^od-iiq,  6fiol(t)(;  tok  alXoiq  f^uQiaiv  fiii 
riQOi  rö  oXkov  h  ö't  /irj  dvvü/.uvot;  xoivuvilv  -rj  fttj&h'  6i6fttvo<;  ö^  uvruqxiiav,  ov&lv 
fiiQo<i  «oAiw«,  6)0x1  ij  &rig{or  r]  &i6<;  (Arist.  de  re  publ.  ed.  min.  Bekker  p.  3,  4), 
—  diese  Sätze  sind  sämmtlich  auch  Fundamen  talprincipien  für  die  Volks- 
wirthschaftslehre. 
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sehattsbeziehungen.  Zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Staate  stehen 
in  vielfach  wechselnder  Form  und  Wirkungssphäre,  bald  mehr  nur 
als  räumliche  Abtheilungen  der  staatlichen  Zwangsgemeinwirth- 
schaft,  bald  als  mehr  oder  weniger  selbständige  räumliche  Zwaugs- 
gemeinwirthschaften  der  Kreis  (Grafschaft),  der  Bezirk,  die 
Provinz  (Herzogthum),  auch  der  P  a  r  t  i  c  u  1  a  r  s  t  a  a  t  (Einzelstaat, 
Kanton)  im  Bundesstaat  (Reich). 

3)  Aber  auch  für  einzelne  bestimmte  Gemeinschafts- 
zwecke aus  der  Kategorie  der  gesellschaftlichen  Gemein- 
bedürfnisse hat  die  geschichtliche  Entwicklung  Zwangsgemein- 
wirthschaften  gebildet  und  bestehen  deren  gegenwärtig  mitunter 
noch  in  den  Culturstaaten  oder  treten  selbst  neue  Formen  solcher 
Gemeinwirthschaften  hervor.  Das  grossartigste  schon  erwähnte 
geschichtliche  Beispiel  sind  die  Kirchen,  deren  Umbildung  von 
der  Zwangs-  in  die  freie  Gemein wirthschaft  seit  Jahrhunderten 
eines  der  grössten  Probleme  der  Culturvölker  ist.  Auf  dem  Gebiete 
des  Versicherungswesens,  des  Bankwesens  liegen  in  den 
Assecuranz vereinen  mit  Zwangsbeitritt,^)  in  den  öffent- 
lichen Banken,  deren  Benutzung  zur  Zahlungsvermittlung  für 
die  Kaufleute  eines  Ortes  obligatorisch  war  (ältere  Girobanken) 
Beispiele  von  Zwangsgemeinwirthschaften  vor,  welche  bis  in  unsere 
Gegenwart  hineinragen.  Die  mittelalterlichen  Handwerkerzünfte 
und  kaufmännischen  Gilden  trugen  ebenfalls  wesentliche 
Merkmale  solcher  Gemeinwirthschaften  an  sich.^)  Endlich  bilden 
Deichbau  verbände  und  mancherlei  ältere  und  neuere  Vereine  für 
landwirthschaf fliehe  Meliorationen  (Ent-  und  Bewässe- 
rungsanlagen u.  dgl.  m.)  Beispiele  von  Zwangsgemeinwirthschaften 
für  specielle  Zwecke,  welche  heutezutage  eine  grosse  practiscbe 
Bedeutung  haben.  Auch  die  älteren  Agrarverhältnisse,  beson- 
ders bei  den  germanischen  Völkern,  wie  sie  sich  aus  dem  Ge- 
meineigenthum  am  Boden  in  Feldgemeinschaft  und  Flurzwang  ent- 
wickelten, haben  mancherlei  Gestaltungen  mit  sich  gebracht,  welche 
Merkmale  von  Zwangsgemeinwirthschaften  wahrnehmen  lassen. 
§.   156.     Staat   und  Gemeinde,  dann  Kreis,    Bezirk   und 


*)  Aeltere  Immobüiarassecuranz ;  Pcnsionscassen ,  Wittwencassen  für  bestimmte 
Stände;  Arbeiterkraiiken-  uad  Invalidencassen;  Knappschaftscassen  im  Bergbau. 

^)  S.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I.,  §.  38,  bes.  Abschu.  III.  (die  Zunft  als 
Gemeinwesen  im  Kleinen,  S.  383  ff);  eine  Menge  dieser  Functionen  der  Zunft  ge- 
statten es,  ihr  den  Character  einer  Gemein-  und  Zwangsgemeinwirthschaft  im  Sinn  des 
Teits  beizulegen.    Vergl.  auch  Schönberg  über  Zunftwesen  a.  a.  0. 
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Provinz  sind  diejenigen  Zwangsgemeinwirthschaften,  bei  welchen 
für  irgend  absehbare  Zeit  und  unter  allen  in  Betracht  kommenden 
Verhältnissen  der  Zwang  unentbehrlich  erscheint.  Der  Zwang  ist 
bei  ihnen  also  ein  absolutes  Existenzmoment,  die  Zwangsgemein- 
wirthschaft  mit  Rücksicht  auf  sie  eine  absolute  („natürliche") 
ökonomische  und  rechtliche  Kategorie  der  Wirthschaften  in  der 
Volkswirthschaft.  Bei  der  vorgenannten  dritten  Gruppe  der 
Zwangsgemeinwirthschaften  erscheint  der  Zwang  dagegen  nicht  in 
demselben  Maasse  als  Existenz-  und  Gedeihensbedingung,  Der 
Uebergang  dieser  Wirthschaften  in  freie  Gemein  wirthschaften 
und  umgekehrt  letzterer  in  Zwangsgemeinwirthschaften  ist  geschicht- 
lich vielfach  vorgekommen.  Die  Hauptfrage  ist  daher  hier  immer, 
o b  und  inwieweit  überhauptZwang  interveniren  soll: 
eine  niemals  allgemein,  sondern  nur  nach  den  concreten  Umständen 
zu  entscheidende  Frage.  Die  Zwangsgemeinwirthschaften  der  dritten 
Gruppe  sind  also  nur  historische  Kategorieen  des  Wirthschafts- 
lebens,  das  Zwangsmoment  ist  bei  ihnen  nicht  allgemein,  son- 
dern nur  bedingungsweise  berechtigt,  und  zwar  dann,  wenn 
die  Bedingungen  wesentlich  bei  ihnen  ebenso  liegen,  wie  bei  den 
natürlichen  und  nothwendigen  Zwangsgemeinwirthschaften  des 
Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  (§.  159). 

§.  157.  Die  Nothwendigkeit .  des  Zwangsmoments  bei  den 
genannten  Gemeinwirthschaften  erklärt  sich  aus  folgenden  Um- 
ständen : 

1)  Theils  ist  das  privatwirthschaftliche  Selbstinteresse  zu 
mächtig,  theils  mangelt  es  auch  den  Privatwirthschaften  in  vielen 
Fällen  an  einem  richtigen  Verständniss  ihres  durch  Vereinigung 
am  Besten  zu  wahrenden  eigenen  Interesses,  endlich  fehlt  auch 
der  erforderliche  sittliche  Gemeinsinn,  so  dass  ohne  Zwang  die 
Bildung  der  unentbehrlichen  Gemeinwirthschaften  unterbleiben  oder 
letztere  nicht  genügend  fungiren  würden.'') 

2)  Die  Natur  jeder  und  vollends  der  genannten,  auf  Zwang 
beruhenden  Gemeinwirthschaften  bringt  es  unvermeidlich  mit  sich, 
dass  die  zu  einer  Gemeinwirthschaft  hinzutretende  Privatwirthschaft 
vielfach  ihr  specielles  Interesse  theils  gar  nicht,  theils 


*)  Rinsiclitlich  der  Kothwendigkeit  des  Zwangs  bei  e i u z e  1  n e n  Veranstaltungen 
zur  Durch fuhning  des  Wohlfahrtszwecks  des  Staats  geben  die  Erörterungen  der  Polizei- 
schriftsteller genauer  die  leitenden  Gesichtspuncte  an.  S.  Mohl  und  L.  Stein  a.  a.  0. 
(o.  Anni.  1). 
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wenigstens  nicht  in  gleicher  Weise  wie  im  p r i v a t w i r t h - 
Schaft  liehen  Verkehr  gewahrt  sieht.  Was  hierüber  im  vorigen 
Abschnitt  (§.  151)  hinsichtlich  der  freien  Gemein wirths chatten 
gesagt  wurde,  gilt  noch  in  verstärktem  Maasse  von  den  Zwangs- 
gemeinwirthschaften.  Insbesondere  kann  bei  diesen  der  Regel  nach 
noch  weniger  eine  genaue  Deckung  der  Vor th eile,  welche  die 
beitretende  Privatwirthschaft  etwa  erlangt,  und  der  Gegen- 
leistungen derselben  an  die  Gemeinwirthschaft  stattfinden. 
Ueberhaupt  aber  handelt  es  sich  grade  in  den  Zwangsgemeinwirth- 
schaften  vielfach  gar  nicht  um  individuelle  Vortheile  der 
Betheiligten,  sondern  um  Pflichten  der  letzteren  gegen 
die  Gesammtheit  Der  privatwirthschaftliche  Gesichts- 
punct  reicht  eben  deswegen  für  die  Beziehungen  zwischen  den 
Privat-  und  den  Gemeinwirthschaften  nicht  aus. '^) 

3)  Die  Beschaffenheit  derjenigen  Gemeinbedürfnisse  und 
Gemeingüter,  um  welche  es  sich  bei  den  wichtigsten  Zwangs- 
gemeinwirthschaften,  Staat  und  Gemeinde,  handelt  —  ähnlich  in- 
dessen auch  bei  den  übrigen  —  erklärt  dies  auch  einfach  und 
vollständig  genug.  An  dem  Beispiel  des  staatlichen  Rechtsschutzes 
im  Innern  und  nach  Aussen  (§.  166),  der  Hauptfunction  des  Staats, 
ist  dies  am  Besten  nachzuweisen.  ^) 

Der  Rechtsschutz  und  die  wichtigsten  übrigen  Leistungen  der 
vornehmsten  Zwangsgemeinwirthschaften  sind  immaterieller  Art. 
An  einem  Maassstabe  ihres  ökonomischen  Werths  und 
desjenigen  Vortheils,  welchen  der  Einzelne  etwa  von  diesen 
Leistungen  hat,  fehlt  es  durchaus.  Diese  Leistungen  können 
ferner  ihrem  inneren  Wesen  nach,  dem  Zwecke  des  Staats  und 
der  übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  gemäss,  meistens  nicht 
speciell  verkäuflich  sein,  also  dem  Preisregulator  von  Angebot 
und  Nachfrage  gar  nicht  unterstellt  werden.  Zahlreiche  und  wich- 
tige Leistungen  des  Staats  lassen  sich  endlich,  wie  gesagt,  auch 
nicht,  oder  nur  durchaus  gezwungen,   als  Vortheile   für  den 


')  Gut  betont  mit  Rücksicht  auf  die  S  teuerprincipi  en  (^Abweisung  des  Prin- 
cips  von  Leistung  und  Gegenleistung  bei  den  eigentlichen  allgemeinen  Steuern  und 
Befürwortung  des  richtigen  Princips  der  Leistungsfähigkeit  für  die  Höhe  dieser  Steuern 
bei  dem  Einzelnen)  ron  Neumann  (Freiburg)  in  den  schon  citirten  Erörterungen  in 
seiner  Schrift  über  progressive  Einkommensteuer,  S.  47  II'.,  bes.  S.  5S — (55. 

*)  Gute  Erörterungen  hierüber  und  über  verwandte  Puncte,  besonders  der  Steuer- 
theorie, in  E.  Laspeyres'  Aufs.  Staatswlrthschaft  im  Staatswörterb.  B.  X.  Vergl. 
bes.  S.  77  ff. 
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Einzelnen  hinstellen,  z.  B.  die  grossen  und  kostspieligen  Leistungen 
„zur  Durchführung  des  nationalen  Machtzwecks".  Sie  sind  jedoch 
insgesammt,  die  Rechtsschutzleistungen  voran,  unentbehrliche 
Bedingungen  des  socialen  Zusammenlebens  der 
Menschen  und  damit  auch  jedweden  wirthschaft liehen 
Verkehrs.  Ihre  Herstellung  oder  auch  nur  den  Beitritt  zu  der- 
jenigen Gemeinwirtbschaft,  welche  diese  Herstellung  übernimmt, 
dem  freien  Ermessen  und  damit  der  Willkühr  der  Individuen  zu 
überlassen,  hiesse  die  Bedingungen  des  socialen  und  volkswirth- 
schaftlichen  Organismus  dem  Zufall  preisgeben  und  practisch  oft 
genug:  diese  Bedingungen  gar  nicht  erfüllen.  Eben  deshalb  muss 
eine  mit  der  uötbigen  Zwangsgewalt  ausgerüstete  Autorität 
bei  der  Bildung  und  Einrichtung  der  Zwangsgemeinwirthschaften, 
voran  des  Staats,  interveniren. ^) 

§.  158.  Der  Staat,  die  Gemeinde  und  mehr  oder  weniger 
jede  andre  Zwangsgemeinwirthschaft  erlangt  dadurch  freilich  jenen 
communistischen  Grundzug,  welcher  den  Gemein  wirth- 
scbafteu  anklebt  (§.  151),  in  noch  viel  stärkerem  Maasse. 
Der  privatwirthschaftliche  Widerstand  gegen  den  Staat  und  die 
übrigen  Zwangsgebilde  der  Volkswirthschaft  und  die  Abneigung 
der  Anhänger  des  Systems  der  freien  Concurrenz  oder  der  Vertre- 
ter der  „Gesellschaft"  im  Stein-Gneist'schen  Sinne  gegen  Ein- 
mischung des  Staats  in  die  Volkswirthschaft  finden  in  diesem 
communistischen  Character  ihre  Erklärung. 

1)  Das  Princip  der  speciellen  Entgeltlichkeit  von 
Leistung  und  Gegenleistung  ist  in  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
selbst  in  den  Fällen,  wo  noch  ein  Sondervortheil  für  den  Einzel- 
neu nachgewiesen  werden  kann,  noch  weniger  anwendbar, 
als  in  den  meisten  freien  Gemeinwirtbschaften.  ^^)  Die  Unmöglich- 
keit aber,  einen  solchen  Sondervortheil  irgend  genau  nach  seinem 
ökonomischen  Werthe  zu  messen,  bringt  es  mit  sich,  bei  der 
Kostendeckung  der  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Leistungen 
von  dem  Principe  gleicher  Leistung  und  Gegenleistung  grossentheils 


»)  Vergl  Escher,  Politik  L,  1.  B.,  Trendelenburg,  IS'aturrecht,  §.  150  ff., 
Gncist.  Kcclitsstaat,  N.  IX. 

'")  Neumann,  a.  a.  0.  S.  48  U'.,  hebt  in.  E.  auch  bei  seinem  ganz  richtigen 
Nachweis  einer  freilich  nur  sehr  beschränkten  Anwendbarkeit  des  Princips  von  Leistung 
und  Gegenleistung  im  Steuerwesen  die  unvermeidlichen  Fictionen,  welche  auch  in 
diesen  Fällen  bei  der  Berechnung  der  Sondervortheile  immer  unterlaufen ,  nicht 
genügend  hervor. 
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abzusehen:   daher   die   beschränkte  Anwendbarkeit  des   sog.   Ge- 
bührenprincips  in  der  Finanzverwaltung  des  Staats. ^^) 

2)  Bei  denjenigen  Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthsehaften 
endlieh,  welche  sich  gar  nicht  als  Einzelvortheile  qualificiren  lassen, 
muss  natürlich  von  diesem  Principe  vollständig  abgesehen 
werden.  Die  Kostendeckung  des  Staats  u.  s.  w.  hat  daher  hier 
durch  Zwangsbeiträge  (Steuern)  der  zwangsweise  im  Ver- 
bände der  betreffenden  Gemeinwirthschaft  stehenden  Einzelwirth- 
schaften  zu  geschehen. 

3)  Die  Summe  dieser  Beiträge  lässt  sich  ökonomisch  als 
Gesammtgegenleistung  für  die  Gesammtheit  der  Leistungen 
der  Zwangsgemeinw4rthschaft  auffassen  ^^)  und  hier  wird  auch  wieder 
mit  Rücksicht  auf  die  möglichste  ökonomische  Werthcorrespondenz 
eine  Vergleichung  stattfinden  dürfen  und  müssen,  z.  B.  der  Leistungen 
des  Staats  mit  der  Summe  der  Steuern  in  der  „constitutionellen 
Budgetwirthschaft". 

4)  Aber  dem  Einzelnen  gegenüber  kann  von  solcher  Werth- 
correspondenz der  Leistungen  an  die  Gemeinwirthschaft  und  der  von 
letzterer  ausgehenden  Leistungen  nicht  die  Rede  sein.  Die  Kosten 
der  Zwangsgemeinwirthschaft  müssen  vielmehr  nur  auf  die  Einzel- 
nen an  ihr  Betheiligten  nach  einem  allgemeinen  Maassstabe 
gleichmässig  umgelegt  werden.  Dieser  Maassstab  kann  aber 
nicht  in  dem  Werthe,  Genüsse  und  Vortheil,  welchen  die 
Verbindung  mit  der  Gemeinwirthschaft  dem  Einzelnen  bietet,  liegen, 
denn  theils  ist  dieser  Werth,  wie  gesagt,  im  Einzelfall  unmessbar, 
theils  fehlt  er  hier  vollständig.  Daraus  folgt  einer  der  wichtigsten 
Grundsätze  der  Steuerpolitik:  die  Vertheilung  der  Steuern 
gleichmässig  nach   der  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen.^**) 


")  Rau-Wagner,  Fin.  I.,  §.  95  ff.,  lOG  ff.     Auch  Neumann  a.  a.  0. 

^'^)  Diese  Ansicht  kommt  durchaus  nicht  wieder  einfach  auf  die  alte  Auffassung 
der  Steuer  als  „Tau"Sch"  hinaus,  gegen  welche  sich  jüngst  z.  B.  A.  Held,  Ein- 
kommensteuer, Bonn  1872,  S.  25  If,  31,  wendet.  Sic  hält  aber  den  richtigen 
Kern  in  dieser  Auffassung  fest,  was  Held  nicht  thut  und  was  man  vom  volkswirth- 
schaftlichen  Standpuncte  aus  thun  darf  und  muss,  ohne  die  „tiefer  gedachte,  vom 
wahrhaft  historischen  Geiste  getragene"  Anschauung  vom  Staate  preis  zn  geben.  Es 
müssen  und  dürfen  freilich  nur  die  Gesammtheiten  der  Steuern  und  der  Leistungen 
des  Staats  unter  den  ökonomischen  Gesichtspunct  von  Leistung  und  Gegenleistung  ge- 
bracht werden,  niemals  die  Steuer  des  Einzelnen  und  die  i  h  m  zu  (Jute  kommende 
Staatsleistang.  ÜJine  den  erstcrcn  Gesichtspunct  ist  eine  geordnete  Finaiizwirthschaft 
nicht  denkbar.  Die  rechtsphilosophisclien  Vertreter  der  organischen  Staatsauffassung 
gehen  ähnlich  wie  hier  Held  öfters  wieder  ein  wenig  zu  weit  in  der  Kcaction. 

**)  Vergl.  Neu  mann,  a.  a.  0.,  mit  dem  ich  grossentheils  übereinstimme.  Aehn- 
lich  Trendelenburg,  a.a.O.  §.  159  (S.  360:  Besteuerung  Aufgabe  der  distribut. 
Gerechtigkeit;   ihr  Maass  zuerst  die  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen;    freilich 
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Der  communistische  Character  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
und  besonders  des  Staats  erscheint  hiernach  aber  als  natürlich 
begründet. 

§.  159.  Die  Berechtigung  des  Zwangs  auch  für  bestimmte 
einzelne  Gemeinschaftszwecke  und  die  Bildung  von  Zwangs- 
statt freier  Gemeinwirthschaften  hierfür  ist  hiernach  unter  folgen- 
den zwei  Bedingungen  vorhanden: 

1)  wenn  das  Widerstreben  der  Einzelnen  den  vom 
Wohl  einer  Gesammtheit  (Gruppe)  geforderten  Gemein- 
schaftszweck vereiteln  würde,  zumal  in  dem  Falle,  dass  das 
Wohl  des  Einzelnen  durch  den  Zwangsbeitritt  nicht  irgend  wesent- 
lich verletzt,  vielleicht  sogar  selbst  gefördert  würde ;  ^*) 

2)  wenn  anderseits  die  Theilnahme  des  Einzelnen  an 
den  Leistungen  (Vortheilen)  der  Gemeinwirthschaft  nach  der 
Natur  der  betre tuenden  Gemeingüter  nicht  wohl  behindert 
werden  kann,  so  dass  es  billig  erscheint,  den  Einzelnen  auch 
zwangsweise  zum  Beitritt  und  zur  Mittragung  der  Kosten  der  Ge- 
meinwirthschaft zu  nöthigen.^") 

Nach  diesen  Gesiehtspuncten  wird  die  Zulässigkeit  des  Zwangs 
in  den  oben  (§.  155  N.  3)  erwähnten  Fällen  von  Classen-Gemein- 
bedürfnissen  zu  entscheiden  sein. 

§.  160.  Die  Natur  des  Zwangsprincips  bringt  es  endlich 
mit  sich,  dass  an  alle  Zwangs  gemein  wirthschaften,  insbesondere 
hinsichtlich  der  Ausdehnung  und  Art  und  Weise  ihrer  Thätig- 
keiten  auch  an  den  Staat  und  die  Gemeinde,  folgende  Anfor- 
derungen zu  stellen  sind: 

1)  Die  Nothwendigkeit  und  Gemeinnützigkeit  des 
Zwangs,  seiner  Stärke  und  seines  Umfangs  muss  möglichst  ob- 
jectiv  festgestellt  werden.  Das  Ziel  ist,  den  Zwang  nur  da 
und  nur  soweit  eintreten  zu  lassen,  wo  und  wie  die  einsichtige. 


mit  zu  unsicherer  Ableitung  von  Consequenzen  und  zu  allgemein  bleibenden  Sätzen). 
S.  auch  Laspeyres,  a.  a.  0.  X.,  lOü  11'.  Anders  besonders  E.  Nasse,  Gutachten 
über  Personalbesteuerung,  IS" 3,  S.  3  ff.,  und  im  Ganzen  auch  A.  Held  ,  Einkommen- 
steuer und  Gutachten  über  Personalbesteuerung,  Ibl'S. 

^*)  So  in  den  ebenso  principiell  als  practisch  wichtigen  Beispielen  aus  der  Agrar- 
politik: Zwang  bei  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  bei  Gemeinheitstheilung  gegen 
eine  dissentirende  Minorität,  Kau,-  Volkswirthschaftspolitik,  5.  Aufl.,  I.,  §.  87,  §.  100, 
Röscher,  Nationalökonomie  des  Ackerbaus,  §.78,  82;  Bildung  von  Zwangsgenossen- 
schaften für  Bewässerung  und  Entwässerung,  Eau,  ob.  §.  104,  Röscher,  eb.  §.  39, 
u.  dgl.  m.  —  Zwangs  beitritt  zu  Brandassecuranzen,  zu  Pensionscassen  und  Bildung 
selbständiger  Wirthschaften  dafür  sind  andre  Beispiele. 

'®)  Diese  zweite  Bedingung  gilt  bei  den  agrarischen  Beispielen  gewöhnlich  auch, 
femer  z,  B.  bei  Deichbau. 
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ihr  eigenes  Beste  richtig  verstehende,  aber  auch  vom  richtigen 
sittlichen  Gemeinsinn  getragene  Privatwirthschaft  freiwillig  der 
Gemeinwirthschaft  sich  anschliessen  und  alle  Lasten  derselben  mit 
tragen  würde.  Der  Zwang  muss  daher  immer  auch  als  ein  Er- 
ziehungsmittel betrachtet  werden  und  als  solches  angewandt 
selbst  darauf  hinwirken,  sich  allmählig  entbehrlicher  zu  machen. ^'^) 

2)  Zu  diesem  Behufe  ist  auch  die  möglichste  Entwicklung 
des  Gemeinsinns  und  des  sittlichen  Pflichtgefühls  geboten, 
um  den  Zwang  thunlichst  beschränken  zu  können.  Dadurch  wird 
es  namentlich  möglich,  das  caritative  System  anstelle  des  ge- 
rn ein  wirthschaftlichen^")  und  die  freien  Gemeinwirthschaften  au 
Stelle  der  Zwangsgemeinwirthschaften^^)  in  grösserem  Umfange 
treten  zu  lassen,  den  Zwang  durch  den  Rath,  die  Empfehlung 
zu  ersetzen  und  auch  die  Staatsthätigkeit  unter  Umständen 
überhaupt  zu  beschränken. 

3)  Da  es  einen  natürlichen,  aus  dem  „Wesen"'  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaft,  besonders  auch  des  Staats  und  der  Gemeinde 
abzuleitenden  oder  einen  auf  endgiltige  Erfahrung  gegründeten 
schlechtweg  „richtigen''  Bereich  der  Thätigkeit  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  nicht  giebt,  so  müssen  besondre  Organe  in 
solchen  Wirthschaften  geschaifen  werden,  welche  diesen  Bereich  im 
concreten  Falle  möglichst  richtig  bestimmen  und  Nothwen- 
digkeit,  Umfang  und  Art  des  Zwangs  objectiv  feststellen.  So 
ergiebt  sich  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  die 
politische  Forderung  einer  Vertretung  der  bei  einer  Zwangs- 
gemein wirthschaft,  wie  Staat  und  Gemeinde,  betheiligten  Privaten 
(Volksvertretungen). "') 

4)  Jede  Zwangsgemeinwirtbschaft  muss  als  Einzel  wirth- 
schaft möglichst  richtig  ökonomisch  und  technisch  geleitet  und 
eingerichtet  werden.    Namentlich  ist  auch  in  ihr  das  Princip  der 


")  In  Fragen  der  Versicherungspolitik,  z.  B.  Brandassecuranz,  Lebens-  und 
Rentenversicherung,  dann  in  der  ünterrichtspolitik  (Scliulzwang)  ein  besonders 
practischer  Gesichtspunct ;  mehrfach  schon  die  Erwartung  erfüllt. 

")  Z.  B.  im  Humanitäts-  und  Armenwesen. 

")  Z.  B.  im  Schul-,  Versicherungswesen. 

'®)  Die  Verfassungsfragen  in  Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde,  die  „t»rd- 
nungen"  dieser  drei  Gruppen  autonomer  Glieder  des  Staats  werden  demnach  auch 
für  die  Volkswirthschaft  in  doppelter  Weise  wichtig:  einmal,  weil  erst  durch  diese 
Ordnungen  die  richtigen  Gemeinwirthschaften  organisirt  werden,  sodann  weil  die  Or- 
ganisirung  der  Vertretungen  die  Garantie  für  möglichst  richtige  Bestiuimung  und  Aus- 
führung der  diesen  Wirthschaften  zu  übertragenden  Leistungen  zur  Bedürfuissbefrie- 
digung  oder  m.  a.  W.  für  die  beste  Productiou  der  betreffenden  Güter  liefert. 
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Wirthschaftlichkeit  streng  durchzuführen.  Da  das  Steuer- 
recht der  Zwangsgemein wirthschaft  hier  besondere  Gefahren  her- 
vorruft, so  ist  wiederum  eine  Controle  des  Subjects  der  Wirth- 
schaft (z.  B.  der  Regierung  des  Staats)  durch  die  Vertretung  der 
Betheiligten  ein  nothwendiges  volkswirthschaftliches  Po- 
stulat: Errichtung  unabhängiger  Finanzcontrolorgane,  Sy- 
stem der  constitutionellen  Budgetwirthschaft  im  Staate.  ^**) 
Durch  die  Erfüllung  dieser  Forderungen  wird  dann  auch  eine 
Garantie  geschaffen,  dass  in  ökonomischer  Hinsicht  zwischen  dem 
Werthe  der  gesammten  Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthschaft 
und  der  Gegenleistungen  der  Privaten  in  Beiträgen  und  Steuern 
ein  möglichst  richtiges  Verhältniss  bestehe.^') 


'■^*')  S.  darüber  auch  Schäffle,  Syst.  2.  Aufl.  §.  205,   216,  3.  Aufl.  IL,  371  ff. 

^^)  S.  0.  Anm.  12.  Aucli  hier  zeigt  sich  freilich  wieder  die  Tauschwerth- 
schätzung-  als  unzureichend:  die  Geh  rauch swerth Schätzung  ist  die  allgemeinere 
und  die  in  vielen  Fällen  allein  anwendbare.     S.  o.  §.  40  S.  45. 
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Der  8taat^  volkswirthscliaftlicli 
betrachtet. 


Vorbemerkung  und  Literaturnachweis.  Vergl.  die  Vorbemerkungen 
zum  3.  Kapitel  oben  S.  15(3  und  die  Anmerkungen  1  und  3  zum  10.  Abscliuitt  des 
3.  Kapitels  S.  230  u.  232. 

Die  beste  unmittelbare  Vorarbeit  aus  der  systematischen  nationalökono- 
mischen Literatur  rtüirt  -wieder  von  Schäffle  her,  s.  namentlich  dessen  national- 
ökonomische Analyse  des  Staats  in  s.  gesellschaftl.  System,  2.  Aufl.,  Kap.  31  —  34, 
3.  Aufl.,  L,  2S  ff'.,  IL,  S3  W.  („öffentliche  Organisation  der  Volkswirthschaft"). 
Aus  den  mehr  erörterten  Gründen  konnte  die  Nationalökonomie  der  physiokratisch- 
smithischen  Schule  nicht  zu  einer  principiellen  volkswirthschaftlichen  \\'ürdigung  des 
Staats  kommen.  Die  Auffassung  des  Staats  als  blossen  „Eechtsschutzproducenten"  ist 
grade  auch  volkswirthschaftlich  viel  zu  enge.  Vergl.  über  diese  Auffassung  und  die 
Consequenzen  daraus  besonders  den  3.  Abschnitt  des  vorigen  Kapitels  §.  126,  129, 
S.  ISl.  IST  ff.,  und  die  dort  angeführte  Literatur.  S.  dazu  auch  noch  Gensei,  Art. 
Staat  in  Kentzsch'  Handwörterbuch,  wo  es  bei  aller  Mässigung  dieses  Schriftstellers 
doch  noch  heisst:  Der  moderne  Staat  soll  anerkennen,  dass  di-e  (wirthschaftücheu) 
Dinge  ..durch  die  eigene  Einsicht  der  Betlieiligten  und  durch  das  lebendige,  im  freien 
Verkehr  waltende  Naturgesetz  sicherer  und  besser  geregelt  werden,  als  durch  seine 
(des  Staats)  Einmischung  und  Bevormundung  mit  ihrer  menschlichen  Kurzsichtigkeit" 
{S.  S27).  Für  das  Nähere  verweist  Gensei  auf  das  genannte  Wörterbuch,  das  in  der 
That  in  den  meisten  Artikeln  ein  characteristischer  Beleg  der  Stellung  der  deutschen 
Freihandelsschule  zu  der  Frage  vom  volkswirthschaftlichen  Berufe  des  Staats  ist. 
(Meine  schon  damals  abweichende  Stellung  ergiebt  sich  aus  den  Art.  Staatshaushalt 
und  Staatsschulden  in  diesem  Wörterbuch.)  S.  auch  Rentzsch,  Staat  und  Volks- 
wirtlischaft,  Leipz.  1863,  besonders  N.  IL,  Competenz  des  Staats,  ein  ganz  guter  Ab- 
riss  der  Lehre  der  Freihandclsscliule  über  die  Stellung  des  Staats  in  und  zu  der 
Volkswirthschaft,  übrigens  in  einzelnen  Puncten.  z.  B.  in  der  Staatswaldfrage,  wo  ein 
Bergius  nocli  den  reinsten  ^Xanchesterstandpunct  vertritt,  doch  für  die  Jetztzeit 
wenigstens  für  Beibehaltung  der  Staatswälder  als  ,,dcr  üebcl  kleinstes"  (S.  200). 
Vergl.  sonst  für  die  Smith'schc  Schule:  A.  Smitli,  wealth  of  nations.  B.  .'i. 
1.  Kap.  (Ausgaben  des  Staats),  worüber  die  Späteren  im  Grunde  wenig  hinaxrsgekommen 
sind.  J.  St.  Mill,  polit.  Ockon.,  B  .5  Kap.  1,8  — 11,  und  ders.,  on  liberty.  deutsch 
von  (jomperz  (Leipz.  ISOO),  besonders  Kap.  1,  4,  5.  Carricatur  des  Appells  an  den 
„Staat"  in  der  Volkswirthschaft  von  Bastiat,  Oeuvres  IV,  p.  327  fl'.  (petits  pamphlets: 
l'etat).     Weitere  Literatur  s.  bei  Kautz,  Nationalökon.  L,  240. 

Bemerkenswerth  ist  aber  auch  die  Stellung  der  deutschen  nationalökono- 
mischen Systematiker  zum  Staate.  Bau  geht  nirgends  principiell  auf  die  Be- 
trachtung des  Staats  aus  dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte  ein.  Bezeichnend 
dafür  ist,  dass  in  dem  ausfuhrlichen  Index  zum  ganzen  System  (Finanzwiss.  5.  Aufl.. 
IL,  521)  zwar  auf  alle  möglichen  einzelnen  Staatst Jiätigkeiten  und  -Staats- 
anstalten  verwiesen  wird,  nirgends  aber  auf  den  Staat  als  solchen.  In  der  That 
A.  Wagner,  Volkswirthscliaftslehre.    L  16 
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kommt  R  a  u  auf  ilin  auch  vornemlich  nur  bei  den  einzelnen  Maassregeln  des  Finanz- 
wesens und  der  Volkswirthschaftspolitik  zu  sprechen.  In  der  Einleitung  zum  theore- 
tischen Theilc,  §.  3  ff.,  wird  der  Staat  nur  eben  kurz  als  Thatsache  berührt.  Aus 
diesem  Mangel  einer  principiellen  Erörterung  ist  Eau  indessen  kein  Vorwurf  zu 
machen.  Denn  seine  Behandlung  ist  wieder  eine  nothwendige  Folge  seiner  zu  engen 
Begriffsbestimmung  der  wirthschaftlichen  Güter  und  des  Ausschlusses  der  Dienst- 
leistungen aus  letzteren.  —  Hermann,  der  kein  vollständiges  System  in  seinen 
staatswirthschaftlichen  Untersuchungen  giebt,  hat  doch  wenigstens  in  der  Kürze  den 
Staat  in  seiner  principiellen  Bedeutung  und  ünentbehrlichkeit  für  die  Volliswirth- 
schaft  gewürdigt,  sowohl  in  seiner  Lehre  von  den  Collectivbedürfnissen  (S.  47  ff.,  lOü  ff.), 
als  in  einer  kurzen  Erörterung  über  die  Aufgabe  des  Staats  (S.  71  — 77).  —  Koscher 
kommt  auch  nur  nebenbei  ganz  kurz  auf  den  Staat  zu  sprechen  (I.,  §.  42,  II.,  §.  1,  vgl. 
übrigens  I.,  §.  84),  obwohl  seine  Einbeziehung  der  Dienstleistungen  unter  die  wirthschaft- 
lichen Güter  m.  E.  eine  eingehende  principielle  Erörterung  mit  sich  führen  müsste. 
Factisch  kommt  diese  nebensächliche  Berührung  des  Staats  in  den  volks wirthschaftlichen 
Systemen  doch  auf  ein  Ignoriren  desselben  zu  leicht  hinaus.  Erörterungen  wie  die- 
jenigen von  Dupont -White,  l'individu  et  l'ctat,  Par.  1857  (vgl.  z.  B.  das  Kesumc 
p.  841  ff.,  der  Staat  „  le  görant  des  intßrets  coUectifs"  p.  345),  und  von  C.  Dietzel 
in  seinem  System  der  Staatsanleihen,  Heid.  1855  (z.  B.  S.  13  ff'.,  18  ff.,  der  Staat  als 
Organ  der  Gesammtwirthschaft,  welche  „die  allgemeinste  Grundlage  und  Form  mensch- 
licher Culturentwickluiig"  ist),  ferner  (in  Krause-Ahrens'scher  Eichtung)  von  Kautz, 
a.  a.  0.  Kap.  9  blieben  in  der  neueren  Nationalökonomie  der  mächtigen  vorherrschen- 
den Strömung  in  der  Wissenschaft  gegenüber  so  isolirt  und  ohne  nachhaltigen  Einfluss, 
wie  in  der  älteren  etwa  die  sehr  richtigen  und,  bei  mancher  üeberschwäuglichkeit,  doch 
an  guten  volkswirthschaftüchen  Gesichtspuncten  reichen  Elemente  der  Staatskunst  von 
Ad.  Müller  (18U9),  der  dem  Staate  in  seiner  volkswirthschaftlichen  Function  diu 
grösste  Bedeutung  zuschreibt. 

Seine  Erklärung  findet  dieser  Mangel  principieller  volkswirthschaftlicher  Erörte- 
rungen über  den  Stiiat  —  ausser  in  der  Engheit  und  Schiefe  der  physiokratisch- 
smithischen  Lehre,  besonders  in  deren  modernen  Gestalt  in  der  Schule  der  freien 
Concurrenz,  —  in  der  gleichz  eitigen  imd  parallel  gehend  en  Entwicklung 
des  Naturrechts  oder  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  auf  Rousseau'- 
scher  und  Iv an t 'scher  (irandlage.  Erst  die  heuere  historische  und  organische 
Auffassung  von  Recht  und  Staat  hat  in  dieser  Rechtsphilosophie  einen  Umschwung 
bewirkt,  der  wenigstens  in  einzelnen  principiellen  Hauptpuncten,  z.  B.in  dem  völligen 
Aufgeben  der  Lehre  von  der  Begründung  des  Staats  auf  den  Staatsvertrag  (contrat 
social),  ein  vollständiger  ist,  —  jener  Staatsvertrag,  der  wie  Ahrens  mit  Recht  sagt 
zwar  ein  möglicher,  geschichtlich  auch  öfters  vorgekommener  Entstehungsgrund  eines 
roncreten  Staats  ist,  aber  nicht  der  innere  rechtlich-sittliche  (jrund  des  Staats  über- 
haupt. Natun-echt  IL,  274.  Aus  diesem  Umschwung  gilt  es  für  Recht  und  Staat  und 
Volkswirthscliaft  jetzt  wieder  die  (]onse(|uenzen  nach  allen  Seiten  zu  ziehen,  was  aller- 
dings auch  in  der  Rechtsphilosophie  noch  keineswegs  allgemein  geschehen  ist,  in  der 
Nationalökonomie  aber  bisher  kaum  aucli  nur  versucht  wurde. 

Erschwerend  für  die  nationalökonomischc  Betrachtung  des  Staats  ist  es,  dass  unter 
den  neueren  rechtsphilosophischen  Systemen  noch  keines  entfernt  zu  so  allgemeiner 
Ausbildung  und  Giltigkeit  gelangt  ist,  als  s.  Z.  die  Kant 'sehe  Lehre.  So  erfreuen 
sich  z.  B.  einer  einigermaassen  allseitigen  Zustimmung  unter  den  Philosophen  die  für 
den  Nationalökonomen  besonders  beachtenswerthen  Bestrebungen 
der  Krause'schen  Scliide  (Ahrens,  Rödcr,  v.  Leonhardi  u.  A.)  noch  keines- 
wegs, wenigstens  in  Deutschland  nicht.  Der  Erfolg  dieser  Philosophie  in  Spanien, 
Italien,  z.  Th.  in  Frankreich,  den  ihre  Anhänger  rühmen  (vergl.  z.  B.  v.  Leonhardi, 
d.  hohe  Bedeutung  d.  neueren  Rechtsphilosophie  im  Allgem.  u.  bes.  für  den  Rechts- 
staat, Separatabdruck  aus  der  „Neuen  Zeit"  H.  9,  Prag  1874,  und  vielfach  vVhrens 
im  Naturrecht  passim,  z.  B.  IL,  270  Anm.),  hat  nicht  verhindert,  dass  deutsche  Phi- 
losophen, wie  z.  B.  Zell  er  (Gesch.  d.  deutsch.  Philos.,  München  ls73,  S.  905),  von 
einer  „fas*  sectenartig  zu  nennenden  Geschlossenheit  und  Solidarität"  der  Männer  der 
Krause'schen  Schule  sprechen  und  bemerken,  dass  die  Verbreitung  dieser  Lehre  im 
Auslande  z.  Th.  wenigstens  darin  ihre  Erklärung  finde,  dass  die  Ausländer  Krause 
Vieles  zuschreiben,  was  er  von  anderen  deutschen  Philosophen  entlehnt,  wenn  auch 
vielfach  selbständig  weiter  geführt  hat.    Für  die  Nationalökonomie  ist  eine  geläuterte 
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Rechtsphilosophie,  welche  für  das  Staats-,  Rechts-  und  Wirthschaftsleben  die 
Consequenzen  aus  der  organischen  Auffassung  des  Staats  und  der  Yolkswirthschaft 
zieht,  ein  wesentliches  Bedürfniss.  Nationalökonomie  und  Rechtsphilosophie 
müssen  sich  dabei  aber  gegenseitig  als  Hilfswissenschaften  be- 
trachten. 

Wir  bedürfen  der  Rechtsphilosophie  besonders  in  den  Fragen  über  die  prin- 
cipielle  Nothwendigkeit  des  Staats  für  das  Zusammenleben  der  Menschen, 
über  die  Competenz  des  Staats  oder  über  seine  Zwecke  und  die  Grenzen  seiner 
Wirksamkeit  gegenüber  der  Sphäre  des  Individuums  und  der  Vereine,  über  die  Be- 
rechtigung des  Zwangs  (s.  o.  Kap.  3  Abschn.  10  §.  154  Anm.  1  S.  230)  gegenüber 
dem  Einzelwillen,  über  die  Ordnung  der  persönlichen  Freiheit  und  des 
Eigenthums  durch  den  Staat  (Kap.  5),  über  die  Durchführung  des  Princips  der 
vertheilenden  Gerechtigkeit  in  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
(Einkommen-  und  Auskommenlehre  Kap.  2  Abschn.  10  —  12)  und  in  der  Besteuerung. 
In  den  Rech  tsphilosophieen  aller  Zeiten  von  P  lato 's  Staat  und  Aristoteles'  Politik 
an  bis  auf  die  neueste  Literatur  findet  der  Nationalökonom  für  seine  eigene  Disciplin 
daher  eine  Reihe  der  wichtigsten  grundlegenden  Erörterungen.  Das  wird 
wenigstens  in  der  heutigen  deutschen  Wissenschaft,  die  sich  von  den  Einseitigkeiten 
der  späteren  physiokTatisch-smithischen  Schule  zu  emancipiren  sucht ,  Niemand  mehr 
verkennen  (s.  auch  o.  §.  154  Anm.  3  S.  232).  Die  endlosen  theoretischen  Discussionen 
über  und  Controversen  in  der  sogen,  „socialen'"  und  speciell  in  der  „Arbeiterfrage" 
liefern  für  dies  rechtsphUosoi)hische  Bedürfniss  der  Nationalökonomie  einen  neuesten 
zutreffenden  Beleg. 

Aber  wie  die  Nationalökonomie  die  Fühlung  mit  der  Rechtsphilosophie,  so  bedarf 
umgekehrt  gewiss  in  demselben  Maasse  um  ihrer  selbst  Willen  die 
Rechtsphilosophie  der  Fühlung  wie  mit  dem  positiven  Rechte  so  auch  mit 
der  Nationalökonomie. 

In  dieser  Hinsicht  wird  nicht  zu  läuguen  seüi,  dass  die  bezüglichen  Bestrebungen 
der  Krau  se'schen  Schule  von  unserem  Standpuncte  aus  besonders  erfreulich  erscheinen. 
Bisher  bewegt  sich  aber  auch  diese  Rechtsphilosophie  in  der  nationalökonomischen 
Seite  ihrer  Untersuchungen  doch  noch  sehr  in  vagen  Allgemeinheiten,  aus 
welchen  der  Mangel  tieferen  nationalökonomischen  Verständnisses  ebenso  unverkennbar 
hervortritt,  als  der  Mangel  an  Beherrschung  des  rechtsgeschichtlichen  und  des  positiv- 
rechtlichen Stotl's.  Eine  solche  Rechtsphilosophie  kann  den  Nationalökonomen  noch  zu 
wenig  als  Leiterin  dienen,  weil  sie  die  eigentlichen  Schwierigkeiten  der 
Probleme  meistens  ungelöst  lässt,  ja  sie  oft  gar  nicht  empfindet  und  formxüirt. 

Freilich  gilt  dies  von  anderen  pMlosophischen  Richtungen  noch  ungleich  mehr. 
Hegelianer,  wie  Michelet  in  seinem  Naturrecht,  kommen  dabei  kaum  noch  zu  etwas 
Anderem  als  zu  einer  Rechtsphilosophie  für  den  reinen,  atomistischen  Smithianismus 
mit  ihrem  Princip  der  „Freiheit  der  Persönliclikeit  im  sittliclien  Bunde"  L,  8t5)  und 
ihrer  ('onstniction  eines  immer  noch  fast  absoluten  Eigenthumsrechts  und  Vertrags- 
rechts (I.,  172  tf.,  210  tf.,  vergl.  auch  über  die  Volkswirthschaft  H.,  5  —  58). 

Aber  auch  Autoren,  wie  A.  Tren  delenburg,  der  in  seinen  Grundanschauungen, 
in  seinem  Aufbau  des  Naturrechts  „auf  dem  Grunde  der  Ethik"  und  in  manchen 
schönen  principiellen  Erörterungen  über  Person,  Eigenthum,  Staat,  Verhältniss  des 
Staats  zum  Eigenthum,  Regiment,  Besteuerung  sich  nahe  berührt  mit  der  deutschen 
realistischen  oder  „ethischen"  Schule  der  Nationalökonomie,  gelangt  doch  in  Haupt- 
puncten  und  Controversen  mehr  nationalökonomischer  Art  über  eine  vage  Allgemeiulieit 
und  Schematisiiung  auch  noch  nicht  hinaus.  Was  nützt  es  z.  B.,  stets  „den  Menschen", 
„den  menschlichen  Willen"  sclilechtweg  der  „Sache"  gegenüber  zu  stellen  und  dann 
das  Eigenthum  einer  Person  zu  bestimmen  „als  Dasjenige  ausser  ihr,  was  als  Werk- 
zeug ihre?  Willens  anerkannt  wird"  (S.  205),  während  in  der  Wirklichkeit  eben 
„die  Menschen"  in  dieser  Abstraction  gar  nicht  existiren,  sondern  die  Angehörigkeit  zu 
einem  wirthschaftlichen  Stande,  die  „gesellschaftlichen  Verhältnisse"  auch  entscheiden 
über  die  Mögliclikeit,  solche  „Werkzeuge  des  Willens"  zu  erwerben  und  zu  benutzen  ? 
Wie  lässt  sich  überhaupt  auch  rechtspliilosophisch  die  Eigenthumslehro  und  die 
Stellung  des  Staats  zum  Eigenthum  erörtern,  ohne  auf  die  verschiedenen  wirtli- 
schaftlichen  Zwecke  und  demnach  auf  die  grundverschiedenen  wirth- 
scliaftlichcn  Folgen  der  Eigenthumsarten  einzugehen :  Grund  eigenthum,  gctheilt 
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wieder  nach  seinen  Zwecken,  wo  etwa  nur  das  Bergrecht  in  seiner  principiellen 
Sonderart  einige  Beachtung  findet,  aber  nicht  nur  bei  Michelet,  sondern  auch  bei 
Trendelenburg  (S.  370)  doch  keine  tieferen  Erörterungen  über  die  Nothwendigkeit 
einer  principiellen  Unterscheidung  der  Arten  des  Grundeigenthums  nach  Arten  seiner 
Zwecke  gepflogen  werden,  —  Kapital  eigen  thum  und  Gebrau  chsvermögen- 
Eigenthum,  wo  die  wirthschaftliche  Function  als  „Werkzeug  des  Willens"  sich  so 
vollständig  verschieden  gestaltet?!  Was  bedeutet  die  eingehende  Erörterung 
über  die  Begründung  des  Eigeuthums  auf  Occupation,  eine  nur  in  primitiven  Ver- 
hältnissen wichtige  Erwerbsart  des  Eigenthunis,  während  sich  Alles  dreht  um  die  Be- 
gründung des  Eigeuthums  an  den  umgeformten  Stoßen,  wo  dann  ohne  Weiteres 
mittelst  des  Lohnvertrags  der  Arbeiter  als  abgefunden  und  nach  der  römisch-rechtlichen 
Auffassung,  in  Widerspruch  mit  der  Behandlung  der  Specification  (wenigstens  in  dem 
practisch  wichtigsten  Falle)  in  diesem  Kechte,  der  Eigenthümer  des  verarbeiteten  Stoll's 
auch  als  solcher  des  umgeformten  Stoffs  betrachtet  wird  (Michelet,  Naturrecht,  1., 
191,  ähnlich  wieder  Treitschke  in  s.  Aufs,  über  Socialismus)?  —  jener  „Eigen- 
thümer", der  sich  dann  den  vollen  „Mehrwod'th"  des  umgeformten  Stolfs  über 
die  verausgabten  Kosten  incl.  Löhne  aneignet?!  Wenn  aber  alle  solche  Sätze,  weil 
sie  in  dem  positiven  Kechte  enthalten  sind,  wenn  weiter  z.  B.  die  in  letzterem 
stets  unterlaufende  Fiction  von  der  ,, Freiheit"  der  Vertragsschliessung,  unter  ganz  un- 
zulässiger Gleichsetzung  der  rein  formalen  (jetzigen  juristischen)  und  der  realen 
(ökonomischen  und  socialen)  Freiheit,  einfach  von  der  Rechtsphilosophie  ohne  nähere 
Prüfung  als  Axiome  fiir  ihre  Deductionen  übernommen  werden,  —  wozu  braucht  es 
dann  noch  einer  besonderen  „Rechtsphilosophie",  eines  „Natur rechts",  in  dem 
Sinne,  wie  auch  die  neueren  Vertreter  der  organischen  Staats-  und  Rechtsauffassung 
diese  Disciplin  sonst  mit  Recht  noch  aufrecht  erhalten? 

Nur  eine  nationalökonomische  Vertiefung  der  Rechtsphilosophie,  wie 
sie  wenigstens  von  der  Krause'schcn  Schule  in  der  Consctiueiiz  ihrer  Grundanschauungen 
über  Individuum,  Gesellschaft  und  Staat  erstrebt  werden  muss  und  von  Ahrens  u.  A. 
erstrebt  wurde,  wird  hier  von  der  immer  nocli  zu  abstracten ,  zu  formalistischen  Be- 
handlung der  Lehren  vom  Staate  und  Kechte  zu  einer  wahrhaft  fruchtbaren  und  der 
Nationalökonomie  zur  Ergänzung  und  zur  Leitung  dienenden  Rechtsphilosophie  hinüber 
führen.  In  dieser  Hinsicht  ist  der  Nationalökonom  auf  Ahrens'  „organische  Staats- 
lehre" und  auf  dess.  Naturrecht,  (i.  Aufl.,  2  B.,  Wien  1870  vorläufig  noch  vornem- 
lich  angewiesen,  was  die  rechtsphilosophische  Betrachtung  des  Staats  und 
der  „socialen  Bedingungen  der  Volks  wir  th  schaff"  (Verkehrsrecht,  Eigen- 
thum  u.  s.  w.)  anlangt  S.  auch  Ahrens'  Abh.  über  Recht  u.  Rechtswissensch.  im 
Allgem.  in  v.  Holtzendorff's  Encyclop.  d.  Rechtswissensch.  B.  1. 

Aber  ))ei  voller  Anerkennung  der  Verdienste,  welche  sich  Ahrens  auch  um  die 
tiefere  Begründung  nationalökonomischer  Principenfragen  durch  seine  Rechtsphilosophie 
erworben,  muss  doch  auch  grade  gegen  seine  Volkswirt  h  sc  haftlichen  Con- 
sequenzen  manches  Bedenken  erhoben  werden.  Ausser  den  Abschnitten  über  das 
Sachgüterrecht  und  Forderungsrecht  (IL,  !t!)  (f.,  188  11.)  kommt  hier  namentlich  seine 
Staatslehre  in  Betracht  (Naturrecht,  IL,  2<i3  ff.).  Hier  bieten  die  Erörterungen 
über  den  S  t  a  a  t  s  z  w  c  c  k  §.  105  ff.  Vorzügliches ,  aber  die  Auffassung  der  Aufgabe 
di'S  Staats  im  gesellschaftlichen  und  volksw  irth  schaff  liehen  Lcl)en  (IL, 
287  II'.,  auch  319  fi'.,  405,  510  oder  §.  185,  14»i)  genügen  nicht,  trotz  der  berechtigtsten 
Reaction  gegen  die  abstract-individualistische  Frciheitslehre  der  radicalen  Smithianer 
(IL,  291),  wie  nach  der  viel  zu  weit  gehenden  Zustimmung,  welche  Ahrens  den 
Bastiat'schen  unil  ähnlichen  „Widerlegungen"  der  Socialisten  zu  Theil  werden 
lässt,  (bes.  L,  §.  27,  bes.  S.  20(>,  auch  IL,  278,  bei  sehr  guten  Bemerkungen  L,  198  ff) 
allerdings  auch  nicht  so  sehr  auffallen  kann.  Ahrens  knüpft  hier,  um  die  Auf- 
gabe des  Staats  gegenüber  den  anderen  gesellschaftlichen  Lebenskreisen  zu  be- 
stimmen, an  seine  Formulirung  des  Begriffs  Bedingung  im  Unterschied  von  (Kau- 
salität an  (IL,  287,  I.  270):  „durch  eine  Ursache  wird  etwas  unmittelbar  wirk- 
lich, durch  eine  Bedingung  dagegen  wird  es  möglich  gemacht,  dass  etwas 
^Anderes  durch  eine  innere  oder  äussere  Ursache  wirklich  werde".  Der  Staat 
'soll  demnach  nur  die  Bedingungen  der  wirthschaftlichen  Entwicklung  schallen, 
seine  Aufgabe  sei  auch  hier  nur  eine  formell  ordnende,  nicht  eine  sachlich 
schaffende,   materiell  productive.     Man  kann   höchstens  zugeben,  dass  damit  unter 
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bestimmten  »eschichtlicheu  Verhältuissen  ein  richtiges  Ziel  für  die 
Gestaltung  und  Begrenzung  der  StaatstLätigkeit  aufgestellt  wird,  so  im  (ianzen  etwa 
in  den  Verhältuissen  eines  volkswirthschaftlich  schon  entwickelten  Culturvolks  der 
(iegenwart.  Aber  das  obige  Princip  ist  nicht  für  alle  Verhältnisse  des  Volkslebens 
richtig,  kein  absolutes,  sondern  doch  auch  nur  ein  historisch-relatives.  Es  lässt  ferner 
wegen  der  Schwierigkeit,  ja  oft  der  Unmöglichkeit,  im  concreten  Falle  des  volkswirth- 
schaftlichen  Lebens  Bedingung  und  Ursache  in  der  erwähnten  Art  zu  unter- 
scheiden, vielfach  ganz  im  Stich.  Ahrens'  Verwerthung  seines  leitenden  Princips 
zur  Feststellung  der  richtigen  Staatsthätigkeit  und  zugleich  der  Grenzen  dafür,  II., 
288  ff.,  510  fl'.,  liefert  dafür  selbst  den  Beweis.  Manche  Thätigkeiten  werden  hier, 
zwar  ganz  richtig,  aber  kaum  in  voUer  üebereinstimmung  mit  jenem  Princip,  dem 
Staate  zugesprochen,  z.  B.  das  Strassenwesen  (S.  289),  selbst  das  Postwesen  (S.  513), 
während  Ahrens  in  seiner  Polemik  gegen  die  Socialisten  den  einmal  bei  uns 
bestehenden  Bereich  der  Staatsthätigkeit  doch  noch  viel  zu  sehr  als  den  ohne 
Weiters  richtigen  anerkennt.  Grade  hier  liegen  ohne  Zweifel  wichtige  Grenz- 
gebiete,.auf  welchen  hald  die  staatliche,  d.  i.  zwangsgemein wirthschaftliche ,  bald 
die  privatwirthschaftüche  Herstellung  und  Vertheilung  der  betreuenden  Güter  augezeigt 
ist,  in  unserer  Zeit  aber  die  erstere  mit  Recht  mehr  hervortritt,  d  h.  m.  a.  W.  gewisse 
Ideen  des  Socialismus  sich  realisiren.  Ahrens'  Princip  zeigt  sich  auch  hierbei  als 
ein  zu  absolutes.    Vgl.  auch  IL,  §.  60,  62.   Meine  Stellung  zu  der  Frage  s.  u.  in  §.  168. 

Mancherlei  Bausteine  für  eine  volkswirthschaftlich  Probe  haltende  Eechtsphilosophie 
hat  Lange  geliefert,  besonders  in  seinen  „Ansichten  Mill's"  (bes.  Kap.  2),  in  seiner 
„Arbeiterfrage"  (bes.  Kap.  6).  Aber  die  principielle  Hauptfrage  über  den  „Staat 
und  die  Volkswirthschaft"  erfährt  hier  noch  keine  eingehende  Betrachtung. 

Manche  brauchbare  Gesichtspuncte  für  Einzelnes  finden  sich  auch  in  Stahl's 
Eechtsphilosophie  (vergl.  z.  B.  IL,  2.,  2.  Aufl.,  2.  Abschn  ,  1.  Kap.,  4.  Abschn.,  2.  Kap., 
Finanzen,  so  die  trefflichen  Erörterungen  über  das  eine  der  beiden  Besten erungsprin- 
cipien,  welches  in  dem  „Verhältniss  der  Vermögen  erzeugenden  Societät  als  eines 
organischen  Ganzen"  liegt,  S.  420). 

Unter  den  Schriften,  die  mehr  vom  politischen,  als  v^m  rechtsphilosophischen 
Standpuncte,  aber  doch  auch  von  diesem  aus  die  Stellung  des  Staats  auch  zur  Volkswirth- 
schaft erörtern,  verweise  ich  für  die  Ge sammtauf fassung  besonders  auf  H.  Escher's 
Politik,  L,  LB.,  Staatsmetaphysik.  Neuere  französische  Literatur  s.  bei  Ah  rens, 
Naturrecht,  IL,  277  Anm.,  so  Pascal  Duprat,  de.l'^tat,  sa  place  et  son  role  dans  la 
vie  des  societcs,  1852,  E.  Laboulaye,  l'e.tat  et  ses  LLmites,  Rev.  intemat.,  Nov.  1860, 
Ducptstiaux,  mission  de  l'ötat,  ses  regles  et  ses  Limites,  1862. 

Für  die  im  folgenden  Kapitel  angestellte  nationalökonomische  Analyse 
des  Staats  kann  die  alte  Schulfrage  über  den  Entstehungsgrund  des  Staats  als 
solchen  bei  Seite  gelassen  werden.  Dagegen  treten  die  beiden  anderen  eng  zu- 
sammengehörigen Hauptfragen  über  den  oder  die  Zwecke  und  über  die 
Grenzen  oder  den  Bereich  der  Staatsthätigkeit  auch  für  die  nationalökonomische 
Betrachtung  besonders  hervor. 

Der  neueren  organischen  Auffassung  dos  Staats  widerspricht  ilie  Hnsscrliche 
Trcnnuugverschiedencr  Staatszwecke  ebenso  sehr  als  die  Annahme  des  alleinigen 
Rechtsschutzzwecks  der  Kant 'sehen  und  der  Smith'schen  Schule  oder  als  die  ge- 
waltsame Subsumption  aller  im  concreten  Staate  vorkommenden  Thätigkeiten  unter  den 
Begriff  dieses  ..Rechtszwecks",  wie  er  auch  genannt  wird.  Es  handelt  sich  aber  auch 
nicht  um  eine  äusserlichc  Trennung  des  einen  einheitlichen  Staatszwecks,  sondern 
um  eine  Gliederung  desselben  und  hier  wird  die  Unterscheidung  des  R  echts-  und 
Machtzwecks  einer-  und  des  Cultur-  oder  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
zwecks andrerseits  aufrecht  erhalten  werden  dürfen,  ganz  in  der  Weise,  wie  es 
neuere  Rechtsphilosophen  und  theoretische  Politiker  der  organischen  Staalsauffassuiig 
ebenfalls  noch  thun;  s.  z.  B.  v.  Leonhardi,  a.  a.  0.  S.  10,  und  Ahrens,  II.,  30.^5, 
wenn  er  sagt,  der  Staat  ist  nicht  abstracter  Rechtsstaat,  sondern  ein  Cultur-  und 
Humanitätsrechtsstaat.  Im  Grunde  ist  alles  Wesentliche,  auch  für  die  national- 
ökonomische Auffassung  des  Staats,  schon  in  dem  Satze  des  Aristoteles  enthalten: 
Ti  nöhq  yivoftcvr]  toi»  ^jjv  tvfy.iv,  ovau  öf  tov  tv  ^/Jv  (de  re  publ.  L,  2,  ed.  Bokk.  p.  3); 
Gute  Erörterungen  darüber  von  H.  Escher,  L,  §'.  7 — 11,  bes.  10. 
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Für  die  nationalökonomische  Betrachtung  werden  aus  dem  Zweck  und 
Bereich  des  Staats  dann  nur  die  speciell  ökonomischen  und  finanziellen 
Consequenzen  genauer  abzuleiten  sein,  wie  dies  im  Texte  besonders  im  3.  und  4.  Ab- 
schnitt dieses  Kapitals  geschieht.  In  den  Systemen  der  Finanzwissenschaft,  und  hier 
in  der  Lehre  von  den  Staat  sausgaben,  pflegen  sich  auch  gewöhnlich  theils  Be- 
schreibungen der  Staatsthätigkeiten,  theils  Erörterungen  principieller  Art  über  Zweck 
und  Bereich  des  Staats  zu  finden,  so  schon  bei  A.  Smith,  a.  a.  0.,  vergl.  Rau, 
Finanzwiss.  5.  Aufl.,  L,  §.  44,  und  Eau-Wagner,  Finanzwiss.  I.,  §.  42  fi'.,  besonders 
S.  77  —  8<).  Für  diese  Erörterungen  ebenso  wie  für  die  Principien  der  Besteuerung 
gilt  jedoch  der  Satz,  dass  sie,  grade  soweit  es  sich  dabei  um  principielle  Unter- 
suchungen handelt,  mehr  in  den  grundlegenden  Theil  der  ganzen  politischen 
Oekonomie,  als  speciell  in  die  Finanzwissenschaft  (oder  auch  nach  Stein  u.  A.  m. 
in  die  Vervvaltungslehre)  gehören.  In  diesen  letzteren  Disciplinen  ist  die  Bestimmung 
der  Staatszwecke  und  die  Festsetzung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  der  ober- 
sten Steuerprincipien  dann  als  schon  erfolgt  vorauszusetzen  und  sind  nur  speciell  die 
finanziellen  u.  s.  w.  Consequenzen  daraus  zu  ziehen. 

Die  Erörterung  über  die  richtige  Bestimmung  des  Bereichs  oder  der  Grenzen 
der  Staatsthätigkeit  gehört  anderseits  auch  in  die  theoretische  Politik  und  in  die 
allgemeine  Staatslehre.  Die  Autoreu  entscheiden  dann,  je  nachdem  sie  mehr 
abstract  dogmatisch  oder  concret  historisch  und  statistisch  ihren  Gegenstand  behandebi, 
die  Fragen  auf  Grund  eines  bestimmten  rechtsphilosophischen  Systems  oder  nach  einem 
ihnen  vorschwebenden  Ideal  eines  bestimmten  geschiclitlichen  Staats.  Hierher  gehören 
als  noch  heute  besonders  beachtenswerth  W.  v.  Humboldt 's  Ideen  zu  einem  Ver- 
such, die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staats  zu  bestimmen,  zuerst  1792  (neue  Aufl. 
Bresl.  1S51),  einer  Schrift  auf  dem  ganz  individualistisclien  Standpuiicte  des  Kant'schen 
reinen  Rechtsstaats,  und  insofern  auch  auf  jenem  A.  Smith 'sehen  Standpuncte,  wie 
er  etwa  von  späten  volkswirthschaftlichen  Nachläufern,  z.  B.  einem  Prince-Smith 
(§.  129),  vertreten  wird.  Mit  dieser  Schrift  H.'s  ist  besonders  Mill's  Schrift  über 
die  Freiheit  zu  vergleichen,  ebenso  J.  Simon' s  liberte.  Aus  der  neueren  Literatur 
siehe:  G.  Waitz,  Politik,  Kiel  1802,  bes.  Abschn.  1  und  6,  v.  Holtz  endorff, 
Polit.,  Berl.  lS(i9,  bes.  B.  .H,  auch  für  Gesammtaufgabeu  des  Staats  v.  Rochau, 
Grunds,  d.  Realpolit ,  2.  Th.,  Heid.  1869;  besonders  aber  E.  v.  Mohl,  Encyclop.  d. 
Staatswissensch.,  besonders  §.  11  und  12,  und  ders.,  Staatsrecht,  Völkerrecht  u.  Po- 
litik, 1860  11'.,  vielfach,  besonders  im  3.  B.,  Ausführungen  des  Rechtsstaatsideals  Mohl's. 
—  Vergl.  ferner  das  vorhin  genannte  Werk  von  Es  eher  und  die  französ.  Schriften, 
sowie  Kautz  a.  a.  0.  I.,  249,  261;  ausserdem  die  oben  Abschn.  10  §.  154  Anm.  1 
S.  231  schon  genannte  polizeiwissenschaftliche  und  Verwaltungsliteratur. 


1.  Abschnitt. 
Der  Staat  im  Allg-eineinen. 

§.  161.  Der  Staat  ist  in  neuerer  Zeit  von  den  Nationalökonomen 
öfters  unter  die  Kapitalarten  gereiht  und  als  das  wichtigste 
(stehende)  Immaterialkapital  der  Volkswirthschaft  bezeichnet 
worden.  ^)  Diese  Auffassung  ist  nicht  unrichtig  und  entspricht  der 
Einreihung  des  Staats  als  wirthschaftliches  Gut  in  die  Classe 
der  „Verhältnisse"  (§.  15)  und  unter  die  Bestandtheile  des  Volks- 
vermögens (§.  23).  Aber  der  universalen  Bedeutung  des  Staats 
an  und  für  sich  und  speciell  wieder  für  die  Volkswirthschaft  wird 


^)  S.  Röscher,  Nationalökon.  I.,  §.  42,   und  besonders  die  guten  Erörterungen 
von  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsani.,  Ileid.  1855,  S.  11  ff.,  16  ff.,  bes.  71  ff.  und  pass. 
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nur  die  Auffassung  des  Staats  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemein wirthschaften -)  (§.  155)  gerecht.  Die  Volkswirth- 
schaft  ist  oben  auch  als  die  Wirthschaft  des  staatlich  organi- 
sirten  Volks  betrachtet  worden  (§.  53,  55,  11(3).  Sie  ist  ohne 
solche  staatliche  Zusammenfassung  nicht  denkbar. 

1)  Im  volkswirthschaftlichen  P  r  o  d  u  c  t  i  o  n  s  p  r  o  c  e  s  s  erscheint 
daher  auch  der  Staat  als  einer  der  Productivfactoren,  neben 
Natur,  Arbeit  und  Kapital,  deren  Zusammenwirken  für  die 
Production  der  Güter  erforderlich  ist.  Die  Mitwirkung  des  Staats 
als  „Vermögen  erzeugende  Societät''  (Stahl)  muss  in  den  Steuern, 
welche  somit  einen  Theil  der  nothwendigen  Productionskosten  bilden, 
vergolten  werden.^) 

2)  Im  volkswirthschaftlichen  Vertheilungsprocess  ist  der 
Staat  gleichfalls  ein  noth wendig  mitwirkender  Vertheilungs- 
regulator,  neben  den  Regulatoren  Concurrenz  und  Her- 
kommen (Sitte),  vermittelst  der  vom  Staate  ausgehenden  und  von 
ihm  garantirten  Rechtsordnung  des  Verkehrs,  vermittelst 
seiner  Steuerpolitik  und  seiner  directen  Uebernahme 
wirthschaft  lieber  Leistungen  in  der  von  ihm  repräsentirten 
Einzelwirthschaft  (§.  99),  Insbesondere  giebt  der  Staat  in  der 
wirthschaftlichen  Rechtsordnung  durch  seine  Bestimmungen  über 
persönliche  Freiheit,  Eigenthum,  Erbrecht,  Vertragsrecht 
und  Giltigkeit  erworbener  Rechte  dem  Princip  der  Concurrenz 
erst  seinen  genaueren  Inhalt  und  Umfang  (§.  124,  125).*) 


*)  Der  Ausdruck  ist  im  bisherigen  Verlauf  schon  oft  gebraucht  worden.  Da  es 
dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  widerspricht,  Staat,  Kirche  u.  s.  w.  „Wirthschaften" 
zu  nennen  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  sie  regelmässig  gewisse  Leistungen  „produ- 
ciren'',  welche  man  oft  ganz  ohne  Rucksicht  auf  den  sogen,  wirthschaftlichen 
Gesichtspunct  behandelt,  so  mag  hier  nur  wieder  daran  erinnert  werden,  dass  die 
Ausdehnung  des  Begriffs  Wirthschaft  selbst  auf  Staat  und  Kirche  eine  nothwendige 
Consequenz  der  Einbezi-ehung  aller  Arten  Dienstleistungen  in  die 
wirthschaftlichen  Güter  ist.  Auch  Staat  und  Kirche  sind  als  „Veran- 
staltungen für  die  regelmässige  Herstellung  von  (immateriellen)  Leistungen  aller  Art" 
für  gewisse  Bedürfnisse  vom  volkswirthschaftlichen Standpuncte  aus  „Wirthschaften", 
worin  aber  in  keiner  \Veise  eine  Herabziehung  ihrer  Leistungen  in  die  Sphäre  des 
materiellen  Interesses  gefunden  werden  kann.    S.  §.  170. 

^)  Stahl,  Rechtsphilosophie,  2.  Aufl.,  H.,  2,  S.  420.  Die  Consequenz  dieser 
Auffassung  für  die  Würdigung  der  Steuern  ist  eine  weittragende;  der  Staat  nimmt 
eben,  die  Volkswirthschaft  als  Ganzes  aufgefasst,  den  besteuerten  Einzelnen  gar  nicht 
etwas  ihnen  Gehöriges,  nur  von  ihnen  Erworbenes,  sondern  er  nimmt  in  den 
Steuern  seinen  Antheil  am  Productionscrtrage  der  Einzelwirthschaften ,  ebenso  wie 
ein  stiller  Gesellschafter,  nach  der  schönen  Ad.  Müller'schen  Auffassung  (Eiern,  d. 
Staatskunst  III.,  7.5)  gleichsam  als  „Zinsen  des  unsichtbaren  und  doch  schlechierdings 
nothwendigen  geistigen  Nationalkapitals",  welches  der  Staat  repräsentirt, 

*)  Die  Betrachtung  des  Staats  als  Productivfactor,  wenn  auch  nicht  immer 
in  dieser  bestimmten  Formulirung,  ist  doch  schon  häufiger  zu   finden  und  entspricht 
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Um  die  Bedeutung,  welche  der  Staat  hiernach  für  die  Volks- 
wirthschalt  hat,  richtig  zu  würdigen,  ist  es  auch  in  der  Wissen- 
schaft von  der  Volkswirthschaft  oder  in  der  politischen  Oeko- 
nomie  (§.  53)  nothwendig,  wenigstens  in  der  Kürze  orieutirend 
auf  die  Zwecke  und  Leistungen  des  Staats  überhaupt  einzu- 
gehen. 

§.  162.  Die  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  volkswirthschaft- 
lich unter  dem  Gesichtspuuct  der  Arbeitstheilung  betrachten. 
Der  Staat  führt  als  Zwangsgemeinwirthschaft  eine  Arbeitstheilung 
durch,  indem  er,  ausschliesslich  oder  neben  anderen  Einzelwirth- 
schaften,  die  Fürsorge  für  gewisse  Bedürfnisse,  insbesondere  für 
Gemeinbedürfnisse  übernimmt,  dadurch  anderen  Eiuzelwirthschaften 
die  sonst  hierfür  uothwendige  Thätigkeit  (Arbeits  und  Kapitalauf- 
wand) abnimmt,  diese  Thätigkeit  also  für  andere  Zwecke  frei  macht 
und  nach  dem  ihm  als  Zwangsgemeinwirthschaft  eigeuthümlichen 
Princip  der  Kostendeckung  mittelst  Steuern  (§.  158)  den  Einzel- 
wirthschaften  oder  der  ganzen  Volkswirthschaft  Steuern  auflegt 
und  seine  Leistungen  dafür  zur  Verfügung  stellt.  Je  nach  der  Art 
und  Beschaffenheit,  nach  dem  Umfang  und  Inhalt  dieser  Leistungen 
gestaltet  sich  dann  auch  das  Arbeitstheilungsverhältniss  zwischen 
dem  Staat  und  den  übrigen  Einzelwirthschaften  verschieden. 

In  dieser  Hinsicht  zeigt  nun  der  geschichtliche  Staat 
nach  Zeit  und  Land  grosse  Verschiedenheiten,  je  nach  der  Auf- 
fassung und  der  Durchführung  der  Staatszwecke  überhaupt 
und  der  einzelnen  Staatsleistungen  insbesondere.  Diese  durch 
Beobachtung  sicher  constatirte  Thatsache  beweist  schon,  dass  es 
ein  raüssiges  und  nothwendig  verfehltes  Beginnen  ist,  den  Bereich 
der  Staatsthätigkeit  oder  die  Grenzen  der  letzteren  und 
damit,  volkwirthschaftlich  ausgedrückt,  die  Arbeitstheilung  zwischen 
dem  Staate  und  den  anderen  Einzelwirthschaften,  sei  es  der  Privaten, 
der  Erwerbsgesellschaften,  der  freien  oder  der  übrigen  Zwangs- 
gemeinwirthschaften,  besonders  der  Gemeinde,  principiell  ein 
für  allemal  feststellen  zu  wollen.  A  priori,  aus  dem 
„Wesen''  des  Staats,  lässt  sich  ein  Princip  hierfür  nicht  ab- 
leiten, denn  dieses  „Wesen"  ist  selbst  wieder  ein  Product  der  Ge- 
schichte. Ebensowenig  lässt  sich  aus  dem  Wesen  der  EinzeL 
freiheit  ein  für  allemal  eine  unüberschreitbare  Grenze  der  Staats- 

der  in  vor.  Anm.  erwähnten  Auffassung  Müll  er 's  und  btalil's.  Aber  nicht  minder 
wesentlich  ist  die  Auffassung-  des  Staats  als  Verthcilungsicgulator,  ein  wenig- 
stens in  der  Theorie  bisher  zu  wenig  beachteter  Punct. 
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thätigkeit  bestimmen,  da  eben  auch  hier  das  Individuum  durchaus 
im  Fluss  der  Geschichte  steht. '")  A  posteriori,  aus  den  Beob- 
achtungen der  wirklichen  Staaten,  sind  wohl  Merkmale  für 
einen  Mi nim albereich  von  Thätigkeiten  zu  gewinnen,  dessen 
Vorhandensein  die  Bedingung  für  das  Vorhandensein  jener  Form 
menschlicher  Gemeinschaften  ist,  welche  mit  dem  Xameu  ,, Staat" 
bezeichnet  werden  soll.  Aber  für  die  über  diesen  Minimaibereich 
hinausgehenden  Leistungen  und  für  die  den  letzteren  zu  ziehende 
Grenze  ist  aus  den  Beobachtimgen  der  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart nichts  Endgiltiges  zu  entnehmen.  ]Man  kann  daraus  nur 
gewisse  Hauptzwecke  des  Staats  und  Grundformen 
staatlicher  Leistungen  und  hieraus  wieder  allgemeinere 
Regeln  für  muthmasslich  in  bestimmten  geschichtlichen  Verhält- 
nissen richtige  Staatsthätigkeiten  abstrahiren.  Aber  der  Wirk- 
lichkeit wird  es  immer  vorbehalten  bleiben  müssen,  durch  die 
That  zu  beweisen,  dass  eine  weitere  Ausdehnung  des  Bereichs  der 
Staatsthätigkeit,  vielleicht  auf  ganz  neue  Gebiete,  zulässig  ist  und 
anderseits  auch,  dass  unter  Umständen  eine  Beschränkung  dieses 
Bereiches  unter  das  vielleicht  schon  übliche  Maass  ebenfalls  richtig 
oder  nach  den  gegebenen  geschichtlichen  Verhältnissen  nothwendig 
sein  kann. 

§.  163.  Für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  des  Staats 
lassen  sich  hieraus  folgende  wichtige  Sätze  ableiten,  welche  in  der 
Praxis  die  Bedeutung  von  Axiomen  der  Staatspolitik  und 
folgeweise  speciell  auch  der  Finanzpolitik  erlangen: 

1)  Es  lässt  sich  nicht  begrifflich  noch  durch  Erfahrung  end- 
giltig  feststellen,  welche  einzelne  Leistung  allein  Sache 
des  Staats  und  noch  weniger,  welche  nicht  Sache  des  Staats 


I 


^)  Die  Bestrebungen  der  RechtspMlosophen  und  Politiker,  z.  B.  wieder  von  W. 
V.  Humboldt  bis  auf  J.  St.  Mill,  liefern  einen  Beleg  für  diese  Sätze.  Es  wird 
daher  auch  jedem  neuen  Versuch,  mit  dem  eine  neue  philosophische  und  politische 
Schale,  wie  z.  B.  diejenige  ron  Krause  und  Ahrens  (s.  o.  Vorbem.  S.  242)  de- 
btitirt,  hierüber  etwas  endgiltig  Abschliessendes  zu  sagen,  nur  die  grösste 
Skepsis  entgegen  zu  stellen  sein.  Die  Widersprüche  selbst  zwischen  Philosophen  und 
Politikern  verwandter  Richtung  sind  bezeichnend  genug  und  auch  unvermeidlich,  weil 
hier  eben  ein  Gebiet  immer  zugleich  mehr  oder  weniger  subjectiver  Ansicht  vor- 
liegt und  andrerseits  die  schliesslicli  im  einzelnen  Zeitalter  und  Staat  jeweilig  ent- 
scheidenden religiösen,  sittlichen  und  rechtlichen  Anschauungen  („der  Wille  der  er- 
habenen Autoritäten"',  wie  v.  Kirchmann  es  formulirt)  so  ausserordentlich  wechseln. 
Die  nationalen  Verhältnisse  äussern  zudem  noch  ihren  besonders  berechtigten  Ein- 
fluss.  S.  Es  eher,  Politik!.,  71.  In  den  Fragen  der  Decentralisation  der  Verwaltung 
und  des  Selfgovernments  wird  dies  oft  zu  sehr  vergessen.  Ahrens,  Naturrecht  IL, 
§.60,  10.5 — 107,  62,  HO,  ist  ein  neuer  Beleg  für  die  Richtigkeit  der  Behauptung  im 
Texte,  bei  aller  Zustimmung,  die  ich  ihm  gebe. 
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sein  soll,  —  ein  Satz,  welcher  z.  B.  mit  vielen  verbreiteten  An- 
schauungen in  der  modernen  Volkswirthschaft  in  Widerspruch  steht 
(Staatshilfe  —  Selbsthilfe,  in  der  Arbeiterfrage ;  Staats- oder  Privat- 
thätigkeit  im  Verkehrswesen  u.  dgl.  m.).  '^) 

2)  Die  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  ohne  Wahl, 
„aus  Princip",  auf  Kosten  der  privatwirthschaftlichen  und  zum 
Theil  auch  der  caritativen  und  übrigen  gemeinwirthschaftlichen 
Thätigkeit  ist  theoretisch  falsch  und  practisch  verwerflich.  Daher 
ist  gegen  die  Wo hlfahrts Staats theorie  des  vorigen  Jahrhun- 
derts,') gegen  die  Praxis  der  Staatsomnipotenz  des  Staats 
des  aufgeklärten  Despotismus  und  des  reinen  Polizei- 
staats, aber  auch  gegen  den  rein  communistischen 
Character  des  Staats  Stellung  zu  nehmen. 

3)  Die  principielle  Beschränkung  des  Staats  auf  einen 
einzigen,  mehr  oder  weniger  eng  und  willkührlich  gcfassten 
Zweck,  z.  B.  auf  den  Rechtsschutzzweck  des  abstracten 
Rechtsstaats,  und  demgemäss  die  Proclamirung  des  Laisser  faire 
et  passer  in  allem  Uebrigen  für  den  Staat  ist  ebenso  theoretisch 
falsch  und  practisch  unzulässig.  Daher  ist  die  sog.  Manchester- 
theorie der  extremen  Smith'schen  volkswirthschaftlichen  Schule 
mit  ihren  Postulaten  für  die  Staatspolitik  grundsätzlich  zu  ver- 
werfen. ^) 

4)  In  die  Thätigkeiten  zur  Beschaffung  der  Güter  für  die  Be- 
dürfnissbefriedigung und  zur  Herstellung  der  Einrichtungen  und 
Anstalten  für  letztere  haben  sich  nach  dem  Früheren  (§.  120)  die 
Einzelwirthschaften  des  privatwirthschaftlichen,  des  caritativen  und 
des  gemeinwirthschaftlichen  Systems,  also  einschliesslich  des  Staats, 


^)  Dies  ist  von  den  Publicisten  und  Rednern  der  deutschen  Freihandelsschule, 
von  den  Secretären  der  Handelskammern  u.  A.  m.  z.  B.  in  dem  Streite  zwischen 
Schulze-Delitzsch  und  Lassalle  so  oft  gänzlich  übersehen  worden.  Mit  dem 
Schlagwort  „Staatshilfe"  wurden  ohne  jede  weitere  Prüfung  die  besten  Bestrebungen 
verurtheilt.  S.  meine  Kede  über  die  sociale  Frage  S.  11.  Vergl.  auch  Ahrens, 
Naturrecht  IL,  293. 

')  Sehr  gut  dargestellt  in  Funk's  Aufs,  über  Auffassung  und  Begriff  der  Polizei 
im  vor.  Jahrhundert,  Tüb.  Zeitschr.  B.  19  u.  20.  Besonders  beachtcnswerth  ist  Chr. 
Wolff's  Theorie,  die  sich  in  ihren  practischen  Consequenzcn  so  merkwürdig  mit 
den  modernsten  Forderungen  unserer  extremen  Arbeiterparteien  in  characteristischeu 
Details  berührt.  Les  extremes  se  touchent!  Koscher  in  d.  (iesch.  d.  Nationalökon. 
S.  347  ff,  wird  m.  E.  der  Bedeutung  Wolff's  nicht  durchweg  gerecht.  Vergl.  auch 
Zeller,  Geschichte  d.  deutschen  Philosophie  S.  211  ff.,  bes.  257  ff.,  264,  267,  und 
Bluntschli,  Gesch.  d.  Staatsrechts  u.  d.  Politik,  Münch.  1864,  S.  213  ff. 

*)  Die  nahe  Verwandtschaft  der  Smith'schen  volkswirthschaftlichen  und  der 
Kant'schen  politischen  Doctrin  tritt  hier  wie  überall  hervor. 
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in  passender  Weise  zu  th eilen.  Die  hierzu  nothwendige  Combi- 
nation  ist  wieder  einem  beständigen  Wechsel  unterworfen  (§.  120). 
Der  Staat,  welcher  kraft  seiner  Souveräuetät  zwangsweise 
eingreifen  kann,  wird  grade  hierbei  leicht  Fehlgriffe  begehen.  Des- 
halb ist  die  möglichst  unbefangene  Prüfung  von  Fall  zu  Fall  zu 
verlangen  und  diese  durch  die  Einrichtung  von  Volksvertret- 
ungen und  Finanz controlorg an eu  der  Regierung  gegenüber 
(§.  160)  zu  garantiren,  —  eine  principielle  Forderung. 

5)  Der  Staat  muss  namentlich  seinen  eigenen  Thätigkeitsbereich 
nach  den  concreteu  Verhältnissen  richtig  gegenüber  demjenigen 
der  anderen  Zwang sgemeinwirthschaften,  die  Sphäre  aller 
Zwangs-  gegenüber  den  freien,  und  diejenige  aller  freien 
G e m e i n wirthschaften  gegenüber  den  privat vvirthschaftlichen 
und  caritativen  Thätigkeiten  bestimmen :  Aufgaben  derDeceu- 
tralisation  der  Verwaltung,  der  Selbstregierung  der 
kleineren  räumlichen  Kreise,  des  Vereinswesens,  der  Grenz- 
ziehung zwischen  den  gewöhnlichen  Erwerbsthätigkeiten  des  Staats 
und  der  Privaten.^) 

6)  In  finanzieller  Hinsicht  kann  der  Grundsatz  der  Spar- 
samkeit niemals  für  den  Staat  (ebenso  wenig  für  andre  Zwangs- 
gemein wirthschaften)  eine  absolute,  sondern  nur  eine  relative 
und  überhaupt  nicht  die  Bedeutung  haben,  dass  eine  Ausgabe 
unbedingt  unterbleiben  müsste.  Denn  das  hängt  immer  von 
dem  Zweck  derselben,  daher  von  der  mit  ihr  herzustellenden 
Staatsleistung  ab.  Die  „Sparsamkeit''  kann  mithin  niemals 
ein  leitender  Grundsatz  des  Staatshaushalts  werden, 
sondern  ist  bloss  eine  selbstverständliche  Kingheitsregel 
in  BetreflF  der  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im  Staats- 
haushalte, wie  in  jeder  Einzelwirthschaft.  ^*^) 

7)  In  finanzieller  Beziehung  ist  weiter  nach  der  Natur  des 
Staats  als  Wirthschaft  eine  grundsätzliche  Stabilität  der 
Einnahmen  und  die  Anweisung  des  Staats  bloss  auf 
solche  Einnahmearten  unzulässig,  welche  wie  die  privatwirth- 
schaftlichen   und  wie  stabile  Steuern   dem  veränderlichen  und 


')  Die  früher  (§.  140,  1.52,  l.'SH)  berührten  Fragen  über  die  Einengung  des 
Gebiets  der  Actiengcsellschaften  mittelst  Ausdehnung  der  öffentlichen 
Unternehmungen  gehören  auch  hierher  wieder. 

")  Rau-Wagner,  Finanzwiss.  I.,  §.  28 — 33,  v.  Malchus,  Finanzvriss., 
Stuttg.  u.  Augsb.  1830,  IL,  13,  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts,  Wien 
1863,  S.  6. 
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in  Culturstaatcn  im  Ganzen  steigenden,  von  der  Veränderung 
und  der  Ausdehnung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  abhän- 
gigen Bedarf  (§.  171  ff.)  des  Staats  sich  nicht  anschmiegen  können.^^) 
§.  164.  Giebt  es  nach  dem  Vorausgehenden  thatsächlich 
und  principiell  keinen  ein  für  allemal  feststehenden 
Bereich  der  Staatsthätigkeit,  so  lassen  sich  doch: 

1)  bei  aller  nach  Zeit  und  Ort  wahrnehmbaren  Verschieden- 
heit der  letzteren  überall  und  allezeit  zwei  eigentliche  or- 
ganische Staatszwecke  und  demgemäss  zwei  Hauptgruppen 
von  Leistungen  des  Staats  erkennen.  Mindestens  Ansätze 
zu  solchen  Leistungen  müssen  vorhanden  sein,  wenn  überhaupt  die 
Zwangsgemeinwirthschaft  „Staat"  vorhanden  sein   soll  (§.  165  ff.). 

2)  Ferner  kann  erfahrungsmässig  aus  der  Geschichte  fort- 
schreitender Culturvölker,  also  aus  zeitlichen  Vergleichen,  sowohl 
als  auch  aus  der  Vergleichung  der  Staaten  und  Volkswirthschaften 
auf  verschiedenen  Entwicklungsstufen,  mithin  aus  räumlichen 
Vergleichen,^^)  eine  bestimmte  Entwicklungstendenz  oder 
ein  sogen.  Gesetz  der  Entwicklung  der  Staatsthätigkeiten  für 
Culturvölker  abgeleitet  werden.  Dieses  Gesetz  —  das  Wort  im 
Sinne  der  ,,volkswirthschaftlichen  Gesetze"  genommen,  Kap.  6,  — 
giebt  wenigstens  die  Richtung  an,  in  welcher  sich  im  concreten 
Falle  muthmasslich  ebenfalls  und  mit  Recht  die  Staatsthätigkeit 
bewegen,  daher  namentlich  die  staatliche  Gesammtwirth- 
schaft  gegenüber  den  anderen  Wirthschaften  ausdehnen  wird. 
(§•  171  ff.). 

3)  Ebenso  lässt  sich  durch  solche  Beobachtungen  ein  Gesetz 
für  die  Art  und  Weise  feststellen,  in  welcher  der  Staat  seine 
Thätigkeiten  ausführt,  ein  Punct,  welcher  für  die  volkswirth- 
schaftliche  Betrachtung  des  Staats  von  besonderer  Wichtigkeit  ist 
(§.  17y  ff.). 

4)  Endlich  kann  man  aus  der  Erfahrung  auch  die  Bedin- 
gungen ableiten,  welche  muthmasslich  vorhanden  sein  müssen, 
um  eine  Staatsthätigkeit  statt  einer  Privat-  oder  einer  Thätig- 
keit  andrer  Wirtbschaften  überhaupt,  passend  erscheinen  zu  lassen, 


")  Waguer,  eb.  S.  8. 

^^)  Es  wird  Seitens  der  sog.  liistorisclien  Schule  oft  zu  wenig  beachtet,  wie 
die  räumliche  Vergleichung  der  zeitlichen  in  methodologischer  Hinsicht  verwandt, 
aus  äusseren  Gründen  aber  oft  vorzuziehen  ist,  weil  nemlich  das  Material  reichlicher 
vorhanden,  die  Einflnss  übenden  Factoren  leichter  zu  ermitteln  sind.  S.  die  Vorrede 
zu  meinem  Syst.  d,  Zettelbankpolit.,  Freib.  1S73,  S.  XL 
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woraus  sich  ebenfalls  praetische  Erfahrungsregeln  für  den  einzelnen 
Fall  ergeben  (§.  184). 

Da  von  dem  Umfange,  dem  Inhalte  und  der  Ausftih- 
rungsart  der  Staatsleistungen  der  Bedarf  des  Staats  an  ma- 
teriellen Mitteln  oder  der  Finanz  bedarf  abhängt,  so  haben  die 
folgenden  Erörterungen  namentlich  auch  für  das  Finanzwesen  und 
für  die  Wissenschaft  von  demselben,  die  Finanzwissenschaft, 
ihre  principielle  Bedeutung. ^=^) 

2,  Abschnitt, 

Zwecke  und  Leistuu^en  des  Staats  und  Durchfüliruno'smittel  dafür, 
Finanzwirthsehaft.  ^) 

§.  165.  Die  eigentlichen  organischen  Zwecke  der 
Zwangsgemeinwirthschaft  „Staat"  sind : 

1)  Der  Rechts-  und  damit  verbunden  der  Macht  zweck, 

2)  Der  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck. 

Beide  Zwecke  sind  nicht  äusserlich  zu  trennen,  auch  bei  ihrer 
Verwirklichung  erscheinen  sie  häufig  mit  einander  verbunden  in 
der  einzelnen  Leistung.-)  Sie  bedingen  sich  auch  gegenseitig  und 
sind  der  Ausfluss  der  sittlichen  Aufgabe  des  Staats  als  der  höchsten 
Form  menschlicher  Gemeinschaften.  Aber  grade  für  die  volkwirth- 
schaftliche  Betrachtung  des  Staats  (und  für  die  fin au z Wissen- 
schaft liehe  seines  Bedarfs)  empfiehlt  sich  die  Unterscheidung 
der  beiden  Zwecke. 

§.  166.  —  1)  Der  Rechtszweck  des  Staats  besteht  in  der 
Fürsorge  für  das  erste  aller  Gemeinbedürfnisse  des 
menschlichen,  völkerweiseu  Zusammenlebens,  für  die  Rechtsord- 
nung im  Inneren  des  Staats,  des  Volks  und  der  Volkswirthschaft 
und  nach  Aussen  zu  gegen   andre  Staaten,  Völker  und  Volks- 


")  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  I.,  §.  42  —  44,  wo  bereits  in  meiner  Neubearl)eitung 
eine  dem  folgenden  2.  Abschn.  älinliche  Darstellung  gegeben  wurde,  welche  indessen 
systematisch  richtiger  in  diesen  grundlegenden  Theil  geliürt,  s.  o.  Vorbemerk. 
S.  24(). 

')  Kau- Wagner  a.  a.  0.  —  R.  v.  Mohl,  Encyclop.  d.  Stnatswiss.  §.  11,  12. 
Waitz,  Polit.  Abschn.  1,  Kap.  2,  und  Abschn.  5,  v.  Hol  tzeiid  or  f  f .  l'rinci])  der 
Politik,  3.  B.,  s.  bes.  Kap.  7  u.  8  (nat.  Machtzweck),  namentlich  aber  Es  eher,  Polit. 
§.  1  — 12.  —  Trendelenburg,  Naturreclit  §.  151,  1.52,  154,  155,  Alircus,  Na- 
turrecht §.  105 — 1U7  (IL,  270  ff.),  auch  §.  (iO,  v.  Leonhardi  a.  a.  C).  S.  lü.  — 
Hermann,  staafsw.  Untersuch.  S.  47  ff.,  72  ff.,  93  ff. 

*)  Z.  B.  bei  Fielen  polizeilichen  Leistungen,  so  im   Gesundheitswesen. 
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wirthschaften.  Der  Rechtszweck  nach  Aussen  zu  gerichtet  erscheint 
uamentlich  als  (nationaler)  Machtzweck:  Aufrechthaltung  der  Un- 
abhängigkeit oder  der  eigenen  Souveränetät  von  Staat  und 
Volk.  3) 

a)  Im  Einzelnen  handelt  es  sich  bei  dem  Rechtszweck  um 
die  in  §.  140  angeführten  Puncte.  Im  Inneren  muss  die  Rechts- 
ordnung für  die  Beziehungen  der  Privaten  zum  Staate,  für  die 
persönlichen  Beziehungen  derselben  unter  einander  und  für  den  wirth- 
schaftlichen  Verkehr  (§.  124)  festgestellt,  gegen  Bruch  gesichert,  bei 
erfolgtem  Bruch  wiederhergestellt,  aber  auch  nach  den  Bedürfnissen 
welche  die  Weiterentwicklung  des  Volks  und  der  Volkswirthschaft 
mit  sich  bringt,  fortgebildet  und  reformirt  werden.  Zur  Verwirk- 
lichung dieser  Aufgabe  dient  theils  die  gesetzgeberische 
Thätigkeit  des  Staats  überhaupt,  theils  von  den  grossen  Verwal- 
tungsabtheilungen des  entwickelten  Staats  (den  „Ministerien") 
das  JustizAvesen,  gewisse  Theile  des  sogen.  Inneren  Departe- 
ments und  der  Polizei.  Die  Macht-  und  Zwangsmittel  zur 
Durchführung  des  Staatswillens  auf  dem  Gebiete  der  inneren  Rechts- 
ordnung stellen  Organe  der  Justiz  und  der  Inneren  Verwaltung, 
insbesondere  aber  die  Polizei,  nöthigenfalls  endlich  die  bewaff- 
nete Macht,  das  Militär. 

b)  Nach  Aussen  zu  handelt,  es  sich  um  den  Schutz  der 
Staatsangehörigen,  in  Betreff  ihrer  Personen,  ihres  Eigenthums  und 
besonders  auch  ihrer  wirthschaftlichen  Interessen,  wozu  Staats- 
verträge, diplomatische  und  consularische  Thätigkeit, 
eventuell  die  bewaffnete  Macht  dienen;  sodann  namentlich  um 
jenen  nationalen  Macht  zweck,  der  vornemlich  durch  die  be- 
waffnete Macht  oder  die  Kriegsmacht  (Heer  und  Flotte)  gesichert 
wird. 

§.  167.  Der  Rechts-  und  Machtzweck  darf  als  erster  und 
Hauptzweck  des  Staats  betrachtet  werden.  Seine  richtige  Ver- 
wirklichung gewährt  aber  zugleich  die  bedeutendste  Förderung 
aller  Cultur-  und  Wohlfahrtsintcressen  und  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  Erfüllung  des  Culturzwecks  des  Staats 


^)  In  Deutschland  braucht  man  nach  der  Erfahrung  von  Jahrhunderten  trüber 
Geschichte  die  Bedeutung  dos  nationalen  Machtzwecks  aucli  für  die  materielle, 
die  Sachgüterproduction  nicht  uichr  besonders  zu  erweisen.  Der  Vergleich  mit 
Orossbritannicn  liegt  nahe.  8.  besonders  von  Holtzendorff  und  Hermann 
a.  a.  0.,  aucli  die  von  den  üblichen  schweizerischen  Illusionen  ganz  freien  treffenden 
Erörterungen  von  Escher,  I.,  J?.  12,  1.3. 
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und  für  die  Entwicklung  selbst  des  privatwirthschaftliehen  Systems 
in  der  Volkswirthsehaft. 

a)  Wichtig  grade  auch  für  die  volkswirthsehaft  liehe  und 
finanzielle  Betrachtung  des  Staats  ist  die  Wahrnehmung,  dass 
alle  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Machtzwecks 
welche  der  Staat  früher  vielfach  mit  den  Privaten  (Selbsthilfe)  und 
mit  kleineren  autonomen  Organen,  d.  h.,  volkswirthschaftlich  aus- 
gedrückt, mit  anderen  räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  (Ge- 
meinde, Kreis),  mit  freien  Vereinen  (Corporationen)  und  bevor- 
rechteten Privaten  (Grundeigenthümern)  theilte,  principiell  und 
immer  consequenter  auch  thatsächlich  ausschliesslich  dem 
Staate  vorbehalten  werden  und  von  Anderen  nur  in  beschränk- 
tem Maasse  im  besonderen  Auftrage  des  Staats  (übertragen) 
ausgeübt  werden  dürfen.  (Gerichtsbarkeit,  Friedensbewahrung, 
Fehderecht,  Kriegsrecht;  —  Justiz,  Polizei,  bewaffnete  Macht.) ■^) 
Die  Noth wendigkeit  der  einheitlichen  Gestaltung  und  Leitung 
dieser  Thätigkeiten  und  der  C  o  n  c  e  u  t  r  a  t  i  o  n  der  Kräfte  eines 
ganzen  Staatsgebiets  zur  Durchführung  dieser  Thätigkeiten  trägt 
dazu  wesentlich  bei.  Entscheidend  aber  ist,  dass  das  Recht  ein  eines 
sein  und  einheitlich  gehandhabt  werden  muss, °) 

b)  Im  Rechts-  und  Machtzweck  kommt  das  eigentliche  Wesen 
der  als  „Staat"  bezeichneten  Zwangsgemeinwirthschaft  am  Schärf- 
sten zum  Vorschein.  Der  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck  kann  er- 
fahrungsgemäss  auf  ein  Minimum  in  der  Praxis  reducirt  sein.  Der 
Rechts-  und  Machtzweck  muss  immer,  bei  aller  Verschiedenheit 
seiner  Durchführung  und  bei  aller  Theilung  der  dazu  gehörigen 
Leistungen  mit  Anderen,  in  wichtigeren  Einrichtungen,  Anstalten 
und  Thätigkeiten  hervortreten,  wenn  überhaupt  ein  „Staat"  vor- 
handen sein  soll.  Daraus  erklärt  sich,  dass  weder  zeitlich 
noch  räumlich  die  Leistungen  des  Staats  auf  diesem  Gebiete 
ebenso  grosse  Verschiedenheiten  in  Umfang,  Inhalt  und  Form 
zeigen,  als  auf  dem  Gebiete  des  Culturzwecks. 

§.  168.  —  2)  Der  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck  des 
Staats  besteht  in  der  Förderung   der  Staatsangehörigen  in  der 


*)  Daher  z.  B.  die  Beseitigung  aller  Patrimonialjustiz.  —  Sehr  hemerkens- 
wcrtli  der  Riickbildungsprocess  in  den  deutschen  Particular-souveränctäten  grade  im 
Kriegswesen  in  unserem  neuen  Deutsclien  Keiche. 

^')  Die  Vorgänge  in  unserer  deutschen  Gesetzgebung  tlbcr  Gcrichtsorganisation , 
Process  und  gesammtes  bürgerliches  Recht,  wie  früher  schon  im  Weclisel-  und  Han- 
delsrecht, sind  wiederum  characteristische  Belege. 
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Verfolgung  der  LebcDsaufgaben,  der  physischen,  wirthschaftlichen, 
sittlichen,  geistigen,  religiösen  Interessen,  namentlich  soweit  dabei 
G  e  m  e  i  n  bedürfnisse,  räumliche  und  zeitliche,  mitunter  auch  gesell- 
schaftliche (§.  141  — 144),  ins  Spiel  kommen.  Das  Ziel  des  mo- 
dernen Cultur Staats  der  europäischen  Civilisation  wird  dabei 
sein  müssen:  möglichst  nur  die  allgemeinen  Bedingungen 
für  die  Entwicklung  des  selbstthätigen  Individuums  Seitens  des 
Staats  zu  erfüllen  und  dadurch  unter  Erhaltung  der  „Eigenthümlichkeit 
der  Kraft  und  der  Bildung''  *')  des  Einzelnen  einen  immer  grösseren 
Theil  der  Bevölkerung  zum  Mitgenuss  an  den  Culturgütern  zu  er- 
heben.'^)  Die  Beschränkung,  welche  sich  der  Staat  hiernach 
auferlegen  soll,  lässt  sich  aber  freilich  nur  als  ideales  Ziel  be- 
zeichnen, im  wirklichen  Leben  nicht  immer  festhalten.  Jede  Staats- 
thätigkeit  soll  aber  bei  uns  darauf  hinausgehen,  es  immer  mehr  zu 
ermöglichen,  dass  der  Staat  sich  derartig  beschränken  könne. 

Die  Leistungen  des  Staats  sind  dann  hier  doppelter  Art: 

a)  sie  fördern  indirect  die  genannten  Interessen,  indem  sie 
Hindernisse  beseitigen  oder  beseitigen  helfen,  welche  die  Kräfte 
andrer  betheiligter  Wirthschaften  übersteigen,  z.  B.  Wasserbauten, 
Strassenanlagen,  um  eine  Gegend  besiedlungsfähig  zu  machen,  sa- 
nitäre Vorkehrungen. 

b)  Die  Leistungen  des  Staats  bestehen  ferner  in  der  Her- 
stellung von  Einrichtungen  und  Anstalten,  welche  von 
den  Staatsangehörigen  unter  bestimmten  Bedingungen  unmittelbar 
zur  Bedürfnissbefriedigung  benutzt  werden  können,  z.  B.  Schulen, 
Verkehrsaustalten.  ^) 


")  W.  V.  Humboldt's  Satz,  den  Mi  11  zum  Motto  für  seine  „liberty"  macht, 
kann  liier  auch  von  einer  anderen  Staatsauffassung-  aus  als  Leitstern  dienen:  „Das, 
worauf  die  '^ume  Grösse  des  Monsclien  zuletzt  borulit,  wonach  der  einzelne  Mensch 
ewig  ringen  niuss  und  was  der.  welcher  auf  Menschen  wirken  will,  nie  ans  den  A.ugen 
verlieren  darf,  ist  Eigenthümlichkeit  der  Kraft  und  der  Bildung".  Ueber 
die  Formulirung  des  Princips  fur  die  Grenzen  der  Staatsthätigkeit  bei  Alirens, 
Naturrecht  IL,  280  ü'.,  auch  Gl  If.,  s.  o.  Vorbem.  zu  diesem  Kapitel  S.  244.  Die 
Formulirung  im  Texte  rührt  aus  einer  Zeit  her,  wo  ich  von  Ahrens'  Formulirung 
noch  keine  Einsicht  genommen. 

')  S.  0.  2.  Kap.  Abschn.  10.  §.  '.14  u.  IK  S.  115  If.  Schmoller 's  berechtigter 
Standpunct  in  s.  Sendschreiben  an  H.  v.  Treitschke. 

*)  Die  „allgemeinen  Bedingungen"  fUr  die  Entwicklung  der  Persönlichkeit  werden 
im  Ganzen  mehr  durch  die  erste  Art  der  Staatsleistungen  geschali'en.  Aber  aucli 
viele  Leistungen  zweiter  Art  Verstössen  nicht  gegen  dieses  Princip  für  die  Beschrän- 
kung der  Staatsthätigkeit.  Ahrens'  Untersclieidung  zwischen  Bedingung  und  Cau- 
salität  (s.  0.  Vorbem.  S.  244)  Ijcrülirt  sich  mit  derjenigen  im  Texte,  fällt  aber  niclit 
damit  zusammen. 
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Die  Gesammtheit  dieser  Leistungen  zur  Verwirklichung  dieses 
zweiten  Ötaatszwecks  steht  an  universaler  Bedeutung  den  Leistungen 
im  Gebiete  des  ersten  Zwecks  nach,  schwankt  auch,  zeitlich  und 
räumlich  verglichen,  im  geschichtlichen  Staate  stärker  als  letztere 
Leistungen.  Ansätze  selbst  zu  allen  einzelnen  Hauptkategorieen 
pflegen  sich  aber  schon  in  sehr  primitiven  Verhältnissen  des  Volks- 
lebens und  der  staatlichen  Verbindung  zu  finden.  Und  der  Staat 
fortschreitender  Völker,  so  namentlich  der  modernen,  hört  immer 
mehr  auf,  einseitig  Rechts  Staat,  im  Sinne  der  möglichst  alleinigen 
Verwirklichung  des  Rechts-  und  Machtzwecks,  zu  sein  und  wird 
immer  mehr  Cultur-  und  Wolil fahr ts Staat,  in  dem  Sinne,  dass 
grade  seine  Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
zwecks sich  beständig  mehr  ausdehnen  und  einen  reicheren  und 
mannigfaltigeren  Inhalt  gewinnen  (§.  175).  Dadurch  erlangt  der 
Staat  jenen  communistischeu  Character,  welcher  ihm  noch  vor 
den  übrigen  Gemeinwirthschaften  besonders  zu  eigen  ist  f§.  158), 
in  immer  ausgeprägterer  Form. 

§.  169.  Die  Staatsleistungen  zur  Durchführung  des  Cultur- 
und  Wohlfahrtszwecks  bilden  im  entwickelten  Staate  das  grosse 
Gebiet  der  inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.).  Einzelne  hierher 
gehörige  Thätigkeiten  lassen  sich  von  Thätigkeiten  zur  Verwirk- 
lichung des  Rechtszwecks  nicht  immer  trennen,  so  mannichfach  im 
Gebiete  der  Polizei  (Gesundheits-,  Wirthschaftspolizei  u.  a.  m.) 
und  der  im  engeren  Sinne  sogen,  vo Iks wir thsc haftlichen 
Verwaltung  ( wirthschaftliche  Rechtsordnung  überhaupt,  Agrargesetz- 
gebung, Gewerbeordnung,  Handelspolitik  u.  s.  w.).  Ein  absolutes 
Princip  für  die  Eintheilung  der  Leistungen  des  Staats  auf  dem 
Culturgebiet  giebt  es  nicht.  Wechsel  nach  Zeit  und  Ort  ist  natur- 
gemäss.  Eben  deshalb  gehören  auch  in  den  modernen  Culturstaaten 
die  einzelnen  Leistungen  oft  zu  verschiedenen  Verwaltungsabthei- 
lungen (Ministerien  mit  verschiedenen  Ressorts).  Die  Eintheilung 
in  folgende  drei  Hauptgruppen,  wie  sie  schon  in  der  Finanzwissen- 
schaft (ß.  Aufl.  L,  §.  43 e)  aufgestellt  wurde,  entspricht  im  Ganzen 
den  modernen  Verhältnissen  Mitteleuropas : ") 

a)  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne,  mit  den  Thätig- 
keiten der  amtlichen  Statistik,  des  öffentlichen  Gesundheitswesens, 
des  Hilfs-  und  Armenwesens  u.  s.  w.,  in  den  Ministerien  des  „In- 
neren", der  Polizei. 


®)  "Vergl.   auch  L.  Stein's  Verwaltungsichre   und   Handb.  besonders   S.  140   If. 
Ahrcns,  Naturrecht  IL,  287  fl'.,  .llü  fF. 

A.  Wagner,  Volkswirthscliaftsleluf.     I,  17 
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b)  Volks wirthschaftliche  Verwaltung  im  engeren  Sinne, 
mit  der  Handhabung  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  — 
deren  Feststellung  zum  Rechtszwecke  gehört,  —  mit  der  gänz- 
lichen oder  theilweisen  Uebernahme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganze  Volkswirthschaft  angehenden  Angelegenheiten  auf  den  Staat: 
„Verkehrswesen"  (Maass  und  Gewicht,  Münze,  Banken,  Ver- 
sicherung, Communications-  und  Transportwesen),  endlich  mit  der 
„Volkswirthschaftspt'lege"  im  Gebiete  der  privatwirthschaft- 
lichen  Thätigkeit  (Ackerbau,  Gewerbe,  Handel),  —  in  den  Mini- 
sterien des  „Inneren",  der  „Volkswirthschaft",  des  „Han- 
dels, der  Gewerbe  und  öffenflichen  Bauten",  der  „Land- 
wirt h  seh  aft". 

c)  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
wesens, sowie  des  öffentlichen  Cultus.  Es  handelt  sich  hier 
(»fters  um  gesellschaftliche  Gemeinbedürfnisse,  wo  dem  Staat  mehr 
nur  die  Regelung  der  Thätigkeiten  der  betreifenden  andren  Ge- 
meinwirthschaften  als  die  directe  Uebernahme  zufällt.  In  der  Haupt- 
sache gehören  die  bezüglichen  Staatsthätigkeiten  zu  dem  Unter- 
richts- und  Cultusministerium  mit  seinem  üblichen  Ressort 
in  den  modernen  Staaten.  Einzelne  Thätigkeiten  sind  aber  öfters  auch 
andren  Ministerien  übertragen,  z.  B.  bestimmte  Arten  Fachschulen. 

§.  170.  —  3)  Den  unmittelbaren  Thätigkeiten  zur  Durchführung 
der  beiden  organischen  Staatszwecke  stehen  diejenigen  Thätigkeiten 
gegenüber,  welche  hierbei  als  D  u  r  c  h  f  ü  h  r  u  n  g  m  i  1 1  e  1  erscheinen : 
einmal  die  Centrallcitung  oder  oberste  Handhabung  der 
Staatsgewalt,  sodann  die  Finanzverwaltung  mit  dem 
Staatshaushalte. 

a)  Die  Centrallcitung  fällt  der  Regierung,  welche  als  das 
Rechts-  und  Wirthschaftssubject  der  staatlichen  Zwangsgemeinwirth- 
sehaft  fungirt,  zu,  unter  eventueller  verfassungsmässiger  Theilnahme 
der  Volksvertretung,  insbesondre  an  der  Gesetzgebung  und  Controle. 
In  der  Centrallcitung  vereinigt  sich  der  Rechts-  und  Culturzweck 
des  Staats  vollständig. 

b)  Zur  Herstellung  der  von  ihm  verlangten,  der  Centrallcitung 
und  der  Durchführung  der  beiden  organischen  Staatszwecke  dienen- 
den Staatsthätigkeiten  muss  der  Staat  eine  eigene  Productions- 
oder  Erwerbswirtlischaft  führen  (§.  69),  welche  ihm  die  für 
jene  Zwecke  und  Thätigkeiten  nothwendigen  wirthschaftlichen 
Güter,  insbesondere  Sachgüter,  zur  Verfügung  stellt.  Diese  Wirth- 
schaft  heisst  Finanzwirthschaft  oder  Staatshaushalt  und 
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wird  von  der  Finanz  Verwaltung  geführt.  Näheres  über  sie 
gehört  in  die  specielle  Lehre  von  ihr,  in  die  Finanz  Wissen- 
schaft.^**) Hier  muss  nur  das  Verhältniss  der  Finanz- 
wirthschaft zu  dem  selbst  wieder  als  Wirthschaftsart 
aufgefassten  Staate  richtig  verstanden  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind,  wie  in  §.  69  bei  den  Privatwirthschafteu ,  in  der 
staatlichen  Gesammtwirthscbaft  verschiedene  Abt  hei  hingen 
zu  unterscheiden,  welche  in  vieler  Hinsicht  wieder  die  Natur 
selbständiger  Wirthschaften  annehmen. '^i) 

«)  Der  Staat  in  seiner  eigentlichen  Function,  d.  h. 
in  der  Handhabung  der  Staatsgewalt  und  in  der  Ausführung  der 
Staatszwecke  mittelst  der  bezüglichen  Leistungen  begriffen,  ist  in 
Rücksicht  auf  die  Herstellung  dieser  Leistungen  Pro- 
ductionswirth Schaft.  Die  Mittel,  welche  er  dazu  verwendet, 
werden,  soweit  es  sich  nicht  um  gewisse  persönliche,  theils  zwangs- 
weise requirirte  (Heer),  theils  unentgeltlich  erlangte  (Ehrendienst) 
Dienstleistungen  handelt,  von  der  Finanzverwaltung  beschafft,  er- 
scheinen in  der  Finanzwirthschaft  als  Ausgaben,  in  der  von 
ihr  getrennt  gedachten  Staatsverwaltung  als  Einnah- 
men, bez.  Eingänge  und  wieder  als  Ausgaben  zur  Herstellung  der 
Staatsthätigkeiten  oder  als  deren  Productionskosten.'^)  Der  Staat 
in  seiner  eigentlichen  Function  ist  daher  auch  Ausgabewirth- 
schaft,  mit  Rücksicht  auf  die  Verwendung  der  ihm  von  der 
Finanz  Verwaltung  überwiesenen  Mittel  zur  Herstellung  seiner  Lei- 
stungen. 

ß)  Der  Staat  als  Ganzes  und  zwar  als  W  i  r  t  h  s  c  h  a  f t  s  - 
Ganzes  betrachtet,  in  welcher  Eigenschaft  er  auch  die  Fiuanz- 
verwaltung  in  sich  begreift,  ist  aber  noch  in  einem  zweiten  Sinne 
P  r  0  d  u  c  t  i  0  n  s  -  oder  E  r  w  e  r  b  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t ,  weil  er  durch  seine 
Wirthschaftsabtheilung,  die  Finanzwirthschaft,  Güter  für  die  Ver- 
wendung zu  seinen  eigentlichen  Staatszwecken  erwirbt. 

;)  Die  vom  Staate  getrennt  gedachte  Finanzwirth- 
schaft hat  endlich  ebenfalls  wieder  die  beiden  Abtheilungen:  die 
Erwerbs wirthschaft,  soweit  Güter  eingehen,  die  Ausgabe- 
wirthschaft,  soweit  Güter  für  Staatszwecke  und  Leistungen  aus- 
gehen.    Die  Gestaltung  der  Ausgabewirthschaft  hängt  natürlich 


^•')  Rau- Wagner,  Fin.  I.,  §.  1  iL,  §.  44. 
")  S.  auch  oben  Abschn.  1,  §.  Kil,  Anm.  2,  S.  247. 

'^)  Dies  tritt  deutlich  in  dem  Begrilf  der  Dotation  der  einzelnen  Verwaltungs- 
abtheilungen hervor,  daher  auch  in  den  S  p  e c i  a  1  rechnungen  der  letzteren. 

17* 
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von  letzteren  Leistungen  ab  und  ist  deshalb  das  finanzielle  Spiegel- 
bild der  Produetionswirthschaft  des  Staats  in  dem  ersten  (unter  « 
festgestellten)  Begriff.  ^^) 

3.  Abschnitt. 
Drts  fjJesetz  der  wachsenden  Ansdehnung  der  Staatsthätift'keiten.  M 

§.  171.  Geschichtliche  (zeitliche)  und  räumliche,  ver- 
schiedene Länder  umfassende  Vergleiche  zeigen,  dass  bei  fort- 
schreitenden Culturvölkern  regelmässig  eine  Ausdehnung  der 
Staatsthätigkeiten  erfolgt.  Dies  offenbart  sich  in  extensiver  und 
intensiver  Hinsicht:  der  Staat  übernimmt  immer  mehrThätig- 
keiten  und  er  führt  die  alten  und  neuen  Thätigkeiten  immer  voll- 
kommener aus.  Es  werden  auf  diese  Weise  immer  mehr  wirth- 
schaftliche  Bedürfnisse  der  Bevölkerung,  namentlich  Gemeinbe- 
dürfnisse, zugleich  stets  besser  durch  den  Staat  befriedigt.  Der 
deutliche  Beweis  dafür  liegt  ziffermässig  in  der  Steigerung  des 
finanziellen  Staatsbedarfs  vor.  ^j     Der  Staat,   als   Wirthschaft  zur 


")  V.  Mangoldt  verwechselt  diese  verschiedenen  Abtheilungen  oder  Seiten, 
welche  der  Staat  als  Wirthschaft  hat,  wenn  er  die  Finanzwissenschaft  nennt:  die 
Lehre  von  der  Production  der  ölfcntlichen  Dienstleistungen  (Staatswörterb.  XL,  J18). 
Das  ist  die  Verwaltungslehre,  während  die  Finanzwissenschaft  die  Lehre  von  der  Be- 
schaffung und  Verwendung  der  sachlichen  Mittel  für  die  Zwecke  dieser-  Verwaltung 
oder  dieser  Production  der  öffentlichen  Dienstleistungen  ist.    Kau-Wagner,  Ein.  §.  5 

>)  Vergl  Seh  äff  le,  Syst.  2.  Aufl.  §.  22  J,  222,  ITS,  ISO,  welcher  jedoch  inehr- 
facli  die  abnehmende  Tendenz  der  Staatsthätigkeit  in  der  Sphäre  des  privatwirthschaft- 
lichen  Erwerbs  noch  etwas  zu  stark  betont.  —  Vom  finanziellen  Gesichtspuncte 
aus  ist  die  Erscheinung  seit  längerer  Zeit  allgemeiner  beachtet  nnd  hier  auch  frappant 
genug  und  ziffermässig  zu  belegen,  s.  Anm.  2.  Man  hat  daher,  wie  ich  selbst  es 
frtüier  gethan,  ein  Gesetz  des  wachsenden  Staatsbedarfs  bei  fortschreiten- 
den Völkern  aufgestellt.  Dies  ist  jedoch  nur  die  finanzielle  Formulirung  des  allge- 
meineren Gesetzes  der  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten.  Letzteres  ist  die  Ursache, 
jenes  die  Wirkung.  S.  Umpfenbach,  Finanzwiss. ,  Erl.  ISöi),  L,  25,  meine 
Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts,  Wien  ISf)."},  S.  2  ff.,  wo  die  im  Texte  aufgestellte 
Tiieorie  bereits  im  Kern  vollständig  gegeben  ist,  mein  Art.  Staatshaushalt  in  Rentzsch' 
Ilandwörterb.,  Kau-Wagner,  Fin.  L,  §.  1  Anm.  a. 

")  Vergl.  die  Daten  für  Oesterreich  in  meiner  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts, 
pass.,  V.  Czörnig,  österr.  Budg.  vergl.  mit  demjenigen  anderer  enrop.  Staaten  IL, 
.5.).3,  ferner  die  Daten  in  verschiedenen  Jahrgängen  des  Goth.  Almanachs.  —  Eine 
umfassende  Verarbeitung  des  Materials  zur  vergleichenden  Finanzstatistik 
I  räumliche  und  zeitliche  Vergleiche)  fehlt  leider,  wäre  aber  ein  grosses  Bedürfniss. 
Erschwert  wird  eine  solche  Arbeit  durch  die  Verschiedenheit  der  Ressorts 
der  einzelnen  Verwaltungsabthcilungen  (Ministerien")  in  den  verschiedenen  Staaten 
und  durch  die  Ver  an  d  eru  ngen,  welche  auch  in  einem  und  demselben  Staate 
im  Lauf  der  Zeit  mitunter  in  den  Ressorts  vorgehen.  Bei  räumlichen  und  zeitlichen 
Vergleichen  muss  daher  besondre  Vorsicht  angewandt  werden.  Oft  sind  sehr  detaillirte 
Vorarbeiten,  bei  welchen  die  Ausgabeposten  der  Ministerien  und  grösseren  Ministerial- 
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Fürsorge  für  gewisse  Bedürfnisse  aufgefasst,  wird  souach  jedenfalls 
absolut  immer  wichtiger  für  die  Volkswirthsehaft  und  für  die 
Einzelnen.  Aber  auch  seine  relative  Bedeutung  steigt,  d.  h.  eine 
immer  grössere  und  wichtigere  Quote  der  Gesamnitbedürf- 
nisse  eines  fortschreitenden  Culturvolks  wird  durch  den  Staat  statt 
durch  andre  Gemein-  und  Privatwirthschaften  befriedigt,  —  ein  Satz, 
der  nur  den  übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  (Gemeinde,  Kreis, 
Provinz)  gegenüber  mitunter  eine  wirkliche,  sonst  meist  nur  schein- 
bare Ausnahmen  erleidet.  Fasst  man  aber  den  Staat  mit  den  an- 
deren, seine  Thätigkeit  ergänzenden  Zwangsgemeinwirthschaften 
zusammen,  was  für  mancherlei  Zwecke  nothwendig  ist,  so  er- 
giebt  sich  auch  eine  Zunahme  der  gesammten  zwangs- 
gemeinwnrthschaftlichen,  besonders  der  staatlichen  und 
communalen,  auf  Kosten  der  übrigen  gemein-  und  privatwirth- 
schaftlichen  Thätigkeit,  mithin  eine  Steigerung  des  commu- 
nistischen  Characters  der  ganzen  Volkswirthsehaft.^) 


deimrtements  in  ihi'e  einzelnen  Bestandtheile  aufgelöst  werden,  nöthig.  —  Dass  keines- 
wegs etwa  nur,  wie  oft  behauptet  wird,  die  Ausgaben  für  Heer  und  Flotte  und 
für  die  Staatsschuld  in  den  letzten  Jahrzehnten  gestiegen  sind,  sondern  auch  und 
in  einzelneu  Fällen  relativ  noch  stärker  fiir  die  wichtigsten  sonstigen  Gebiete  der 
(„friedlichen",  „productiven")  Staatsthätigkeit  ergiebt  jede  unbefangene  genauere  Unter- 
suchung. So  stieg  z.  B.  in  Preussen  der  Justizetat  von  1S5Ü  —  67  (alte  Pro- 
vinzen) von  Ü.Ol  auf  12.64,  der  Unterrichts-  und  Cultusetat  von  3.37  auf  5.17. 
der  Etat  des  Inneren  von  3.51  auf  5.65,  freUioh  aber  derjenige  des  Kriegsmini- 
steriums von  25.2  axif  44.1  MUl.  Thaler.  Finanzstatist.  Preussens  für  1S60  —  69  im 
3.  B.  d.  Jahrb.  d.  amtl.  Statist.  (1869).  Dann  Blenck  in  d.  Zeitschr.  d.  statist.  Bur. 
1871  S.  156  (^Vergleich  der  Ausgabegruppen  1849,  55.  67,  69).  In  Baiern  betrug 
die  Ausgabe  fiir  Justiz  etc.  1849/51  i.  J.  3.01,  1872/73  jährl.  6.21,  für  das  Innere 
(incl.  Sicherheitspolizei)  bez.  1.75  und  9.4U,  filr  Unterricht  und  Cultus  2.36  imd 
7.95  Mill.  Fl.  (Die  Kessortverschiebungen  gestatten  nur  einen  approximativen  Ver- 
gleich.) —  Ebenso  zei^t  ein  Vergleich  mit  Grossbritannien,  Nord-America, 
der  Schweiz,  dass  nicht  nur  in  den  continentalen  ililitärmonarchieen  und  bureau- 
kratischen  Staaten,  wie  man  gleichfalls  gern  behaupten  hört,  eine  starke  Zunahme 
aller,  der  Kriegs-  un  d  Friedensausgaben,  erfolgt  ist,  weil  allgemein  auf  fast  aUen 
Gebieten  eine  Zunahme  der  Staatsthätigkeiten  eintrat.  Die  Verminderung  des 
Geldwerths,  welche  allerdings  zur  Erhöhung  der  Ausgaben  fiir  dieselben  Thätig- 
keiten  fast  überall  mit  führte,  erklärt  die  Steigerung  des  Bedarfs  doch  nur  zum  Theil. 
In  Grossbritannien  z.  B.  betrugen  die  Staatsausgaben  für  Kechtspflege. 
Polizei  etc.  1847/48  1.02,  1861/62  2.66,  187374  4.35,  für  Unterricht.  Wissen- 
schaft, Kunst  bez.  0.35,  1.36  und  2.43  ATill    Pfd.  St.  • 

•■')  S.  auch  Röscher,  I.,  §.  84.  —  Die  Steigerung  des  Communalbudgets  und 
der  Communalsteuern,  welche  in  einem  grossen  Tlieile  Deutschlands  noch  bedeu- 
tender sein  möchte  als  diejenige  der  Staatsbudgets  und  Steuern,  belegt  dies  wiederum 
finanzstatistisch  Vgl.  für  Preussen  die  Zusammenstellungen  von  Blenck  in  d.  Ztschr. 
"d.  l)reuss.  stat.  Bur.  1871,  S.  160  über  die  Beiträge  aller  Art  zu  Provinzial-,  Kreis-, 
örtlichen  Gemeinde-.  Pfarr-  und  Schulzwecken  1849 — 67.  In  diesen  18  Jahren  stiegen 
die  directeu  Staats-  und  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  von  23.35  auf  36.24.  die  Local- 
abgaben  (Provincial-.  Kreis-,  Gemeinde-)  von  16  auf  46  Mill.  Thir..  von  1S.'^7  — 67 
allein  jene  um  30,  diese  um  61 7o-  Di^J  Localsteuern  betrugen  von  den  directen 
Staats  steuern   1849  71.59,  1867  126.95%,  auf  den   Koj^f  d.iinals   29   Sgr.  6  Pf., 
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Die  typische  Einheit  des  Wirthschaftslebens,  die  Familie,  be- 
friedigt also  wachsend  einen  grösseren  Theil  ihrer  Be- 
dürfnisse nicht  mehr  nach  dem  privatwirthschaft- 
lichen  Princip  der  speciellen,  sondern  nach  dem 
gemeinwirthschaftlichen,  mehr  oder  weniger  commu- 
nistischen  Princip  der  generellen  Entgeltlichkeit 
von  Leistung  und  Gegenleistung.^")  Oder  m.  a.  W.  eine 
grössere  Quote  der  Ausgaben  des  Familienbudgets 
entfällt  auf  Steuern,  besonders  an  Gremeinde  und 
Staat,  auf  Beiträge  an  freie  Gemeinwirthschaften, 
Vereine  u.  s.  w.  Die  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  zeigt  sich 
auf  den  Gebieten  beider  Staatszwecke,  im  Grossen  und  Ganzen 
gleichmässig.  Die  gesteigerte  Thätigkeit  des  Staats  (und  der  Ge- 
meinde) in  der  Verwirklichung  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks 
führt  immer  häufiger  auch  zu  solchen  Bedürfnissbefriedigungen  auf 
gemeinwirthschaftliche  Weise,  welche  die  Sphäre  der  materiellen 
und  der  Individualbedürfnisse  (§.  146  und  152)  betreffen.'^) 

Die  inneren  Gründe  für  diese  Ausdehnung  der  Staats-  und 
der  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Thätigkeiten  überhaupt  lassen 
sich  zum  Theil  aus  dem  erfahrungsmässig  feststehenden 
Wesen  des  Staats,  der  Gemeinde  bei  fortschreitenden  Culturvölkern 
(a  priori)  ableiten,  zum  Theil  sind  sie  aus  den  einzelnen  That- 
sachen,  in  welchen  die  Ausdehnung  jener  Thätigkeiten  hervortritt, 
inductiv  herauszulinden.  Ihre  Kenntniss  berechtigt  uns,  von  einem 
(volkswirthschaftlichen)  Gesetze  der  wachsenden  Ausdehnung 


1B67  70  S»r.  5  Pf,  die  Staatssteuern  bez.  41  Sgr.  2  Pf.  und  55  S»t.  6  Pf,  jene 
waren  also  absolut  und  relativ  bedeutend  stärker  gestiegen.  —  Alle  weiteren  Fort- 
schritte auf  der  Bahn  der  Decentralisation  der  Verwaltung  und  der 
Selbstregierung,  wie  sie  durch  die  Kreis-  und  Provincialordnung  gemacht 
werden,  bewirken  eine  Weiterbewegung  in  der  eben  angedeuteten  Kichtung,  d.  h.  eine 
vielleicht  noch  grössere  Zunahme  der  Gemeinde-,  Kreis-  und  Provincialthätigkeit  als 
der  directen  Staatsthätigkeit.  aber  anderseits  im  Ganzen  eine  immer  stärkere  Zu- 
nahme der  gemein-,  besonders  der  zwangsgemein  wirthschaftlichen  Sphäre. 
S.  §.   172. 

^»i  Es  ergiebt  sich  hieraus,  nebenbei  bemerkt  wieder,  wie  ungenügend  die 
Tausch  werth Schätzung  ist.  Letztere  ist  in  sehr  vielen  Fällen  in  der  That ,  wie 
sich  Rodbertus  brieflich  gegen  mich  äusserte,  keine  stets  noth wendig  vorkommende, 
sondern  eine  historische  Erscheinung,  an  deren  Stelle  in  einer  anderen  Gestaltung 
der  Volkswirthschaft  die  Gebrauchs  werth-  und  Kostenwerthschätzung  tritt.  In 
welchem  Umfange,  —  das  ist  nur  durch  die  spätere  Erfahrung  selbst  zu 
beantworten.  Jede  Erweiterung  des  gemein-,  besonders  zwangsgemeinwirthschaft- 
lichen Systems  verengt  aber  die  Sphäre  der  Tausch werthschätzung. 

*)  Gas-  und  Wasseranlagen  der  Städte  u.  s.  w.  Grade  in  solchen  Beispielen 
zeigt  sich,  dass  das  Ahrens'sche  Princip  der  Feststellung  der  Staatsthätigkeit  auch 
für  unsere  heutigen  Culturstaatcji  nicht  ausreicht,  s.  Vorbem,  zu  Kap.  4  S.  244. 
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der  Staatsthätigkeiten  zu  sprechen,  ein  Gesetz,  welches  für 
die  Finanzwirthschaft  als  Gesetz  des  wachsenden  Staats- 
bedarfs zu  formuliren  ist  (s.  Anm.  1). 

Hand  iu  Hand  mit  der  Entwicklung,  welche  dieses  Gesetz 
veranschaulicht,  geht  in  der  Volks wirthschaft  und  dann  wieder 
speciell  im  Staate  eine  gewisse  centralis  tische  Richtung.  Diese 
ist  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  unvermeidlich  und  berechtigt, 
darüber  hinaus  nur  bedenklich  und  nicht  durch  die  an  und  für  sich 
richtige  Ausdehnung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems 
geboten.  Insofern  gilt  es,  durch  Decentralisation,  namentlich 
in  der  Richtung  vom  Staate  zu  den  kleineren  räumlichen  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  bis  zu  den  Gemeinden  hin,  und  durch  Selbst- 
regierung und  Ehrenamtssystem  hier  gewissen  Gefahren 
möghchst  zu  steuern.  Die  gemeinwirthschaftliche  Bedürfniss- 
befriedigung bleibt  dabei  aber  bestehen  und  nimmt  nur  mannig- 
faltigere Formen  an  (s.  Anm.  3). 

§.  172.  —  1)  Die  Ausdehnung  der  Staatsieist uugeu 
auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  zeigt  speciell 
folgende  Entwicklung  und  findet  ihre  Erklärung  und  Begründung 
auf  folgende  Weise: 

a)  Ersetzung  von  Privat-  und  sonstiger  gemein- 
\v i r t h s c h a f 1 1  i c h e r  d u r c h  S t a a t s - 1 h ä t i g k e i t  bei  gleich- 
bleibendem Bedürfnissstand.  Es  wird  immer  mehr  Prin- 
cip,  die  bezüglichen  Leistungen  allein  dem  Staate  zu  über- 
tragen und  sie  nur  in  einzelnen  Fällen  in  seinem  Auftrage 
und  unter  seiner  obersten  Leitung  und  C o n t r o  1  e  von  anderen 
Gemeinwirthschaften  oder  Einzelnen  ausüben  zu  lassen  (§.  167) : 
der  Staat  allein  Wehrherr,  Polizeiherr  und  Friedensbewahrer, 
Kriegsherr,  Gerichtsherr  u.  s.  w.  Diese  Entwicklung  erklärt  und 
rechtfertigt  sich  dadurch,  dass  nach  der  Idee  vom  entwickelten  Staate 
grade  in  diesen  Leistungen  das  Wesen  des  Staats  liegt  und 
dass  die  gute  Qualität  der  Leistungen  von  ihrer  ausschliess- 
lichen Uebertragung  auf  den  Staat  bedingt  erkannt  wird  (§.  167). 

a)  Die  Uebertragung  von  Staatsaufgaben  auf  diesem 
Gebiete  an  kleinere  autonome  Organe  (Provinz,  Kreis, 
Gemeinde)  ist  nur  in  beschränktem  Maasse  (Polizei)  zulässig, 
in  den  wichtigsten  Fällen  (Justiz,  Heer)  unterbleibt  sie  durchaus. 
Aber  soweit  sie  auch  mit  Recht  im  Interesse  der  Decentralisation 
der  Verwaltung  stattfindet,  bewirkt  sie  doch  nur  den  Uebergang 
gewisser   Thätigkeiten   von   einer   auf  andre   Zwangsgemeinwirth- 
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Schäften.  Eine  Einschränkung  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems 
erfolgt  also  nicht.  Dies  ist  auch  für  die  finanzielle  Seite  der 
Decentralisationsfrage  nicht  zu  übersehen  (s.  Anm.  3). 

/:?)  Das  System  ganz  oder  grösstentheils  unentgeltlicher  Ehren- 
ämter im  „Selfgovernment"  nimmt  zwar  in  einer  Beziehung 
der  Zwangsgemeinwirthschaft  etwas  von  ihren  characteristischen 
Eigeuthümlichkeiten,  nemlich  in  Betreff  der  Kostendeckung  der 
Leistungen  dieser  Wirthschaft  mittelst  Steuern  (§.  158).  Aber  dieses 
System  ist  hier  wie  auf  anderen  Gebieten  nur  einer  begrenzten 
Anwendung  fähig.  Denn  die  steigenden  Anforderungen  an  die 
Qualität  der  Staatsleistungen  verlangen  immer  mehr  qualificirte 
Arbeit,  d.  h.  die  Arbeit  berufsmässig  gebildeter  Kräfte,  für  die 
Herstellung  dieser  Leistungen.  Ein  andrer  Theil  der  nothwendigen 
Arbeit  ist  so  mechanischer  Art,  dass  er  wiederum  nur  von  be- 
rufsmässigen, allein  hinlänglich  geübten  Organen  ordentlich  geleistet 
werden  kann  oder  wenigstens  freiwillige  Ebrenamtsdiener  sich  dafür 
nicht  in  genügender  Menge  finden.  ^)  Im  Ehrenamtssystem  liegt 
weiter  eine  an  sich  sehr  wohl  zu  rechtfertigende  S teuerpräg  rava- 
tion  für  die  Ehrenamtsdiener:  zu  den  Geldsteuern  treten  Steuern 
in  der  Form  von  Dienstleistungen,  eine  partielle  Verwirklichung 
von  Progressivsteuerprincipien.  ^)  Aber  grade  in  dieser  Wirkung 
des  Systems  liegt  auch  wieder  eine  wesentliche  Schranke  seiner 
Anwendbarkeit.  Für  die  volkswirthschaftliche  Betrachtung  ist 
endlich  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Ehrenamtsarbeit  doch  eben 
auch  Kosten  macht. '^) 

§.  173.  —  b)  Auftreten  neuer  Bedürfnisse,  welche 
vermehrte  Staatsthätigkeit  nöthig  machen,  in  grösserem 
Umfange  als  Wegfall  von  solchen  Bedürfnissen  einer  niedrigeren  Ent- 
wicklungsstufe auf  einer  höheren.  Als  die  nothwendige  Folge  fort- 
schreitender Cultur  ist  nicht  selten  grade  eine  verminderte 
Thätigkeit  des  Staats  auf  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  a 
priori  hingestellt  worden.    Die  in  dieser  Thätigkeit  mit  enthaltene 


^)  Das  neue  deutsche  System,  freiwillige  Zählageuten  bei  der  Volkszählung 
/.u  benutzen,  liefert  einen  neuen  Beleg.  Man  kann  solche  Personen  wohl  finden  und 
brauchen  für  die  Austragung  und  Einsammlung  und  für  die  Ausfüllung  der  Listen 
oder  Karten,  nicht  aber  für  die  Arbeit  des  sogen.  Depouillement  u.  s.  w. 

^)  Von  den  Vertretern  des  Selfgovcriiment  hat  dies  in  Deutschland  besonders  K. 
\\alckcr  in  seinen  zahlreichen  Schriften  auf  Gn  eist 'scher  Grundanschauung  geltend 
gemacht. 

')  Nemlich  stets  dann,  wenn  die  Arbeitszeit  des  Ehrenamtsarbeiters  sonst  nicht 
einfach  müssig  verlaufen  ist.  War  dies  aber  der  Fall,  so  wird  die  Arbeit  einer 
solchen  Person  im  Ehrenamtsdienst  wenis?  werth  sein. 


I 
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„eivilisatorische"  Tendenz,  als  Erziehungsmittel  zu 
wirken,  solle  und  müsse  auch  eine  solche  Folge  haben.  Auch  die 
Erfahrung  ist  zur  Bestättigung  der  Richtigkeit  dieser  Annahme 
benutzt  worden:  offene  gewaltsame  Störungen  der  Rechtsordnung 
im  Inneren,  gewaltthätige  Verbrechen,  nach  Aussen  zu  die  Kriege 
würden  seltener  mit  der  Erhöhung  der  Gesittung.  Diese  Aul- 
lassung  ist  nicht  schlechtweg  falsch,  aber  einseitig  und  zu  opti- 
mistisch, auch  verkennt  sie  die  wichtigste  Ursache  der  etwaigen 
wirklichen  Verbesserungen.  Die  entgegengesetzte  Entwicklungs- 
tendenz in  vielen  hierher  gehörigen  Erscheinungen  bleibt  dabei 
ganz  unbeachtet. 

n)  Die  Gesittung  der  Bevölkerung  und  die  Störungen  der  in- 
neren Rechtsordnung  lassen  sich  durch  die  Culturge schichte 
und  genauer  und  vollständiger  durch  die  Moralstatistik,  u.  A. 
namentlich  durch  die  Criminal Statistik  und  die  Statistik  der 
Civilprocesse,  in  ihrer  Entwicklung  verfolgen.  Das  vorliegende 
und  verarbeitete  Material  ist  aber  zu  dürftig,  um  zu  sicheren 
Schlüssen  hinsichtlich  auch  nur  der  wichtigeren  Momente  der 
Gesittung  zu  gelangen.  Die  Beobachtungen  der  Moralstatistik 
reichen  dazu  schon  deshalb  nicht  aus,  Aveil  sie  viel  zu  kleine  Zeit- 
räume und  zu  kleine  Theile  der  Welt  umfassen,  abgesehen  davon, 
dass  sie  doch  nur  einzelne  frappante  Thatsachen  betreffen.  Die 
ursächlichen  Momente,  welche  in  den  Thatsachen  zur  Geltung 
kommen,  bieten  dabei  noch  besondere  Schwierigkeit  für  die  Beant- 
wortung der  Frage  nach  der  Verbesserung  oder  Verschlechterung 
der  Gesittung.  Immerhin  aber  haben  es  culturhistorische  und  moral- 
statistische Untersuchungen  wahrscheinlich  gemacht,  was  auch  a 
priori  zu  vermutheu  war,  dass  z.  B.  die  Verbrechen  mehr  nur  eine 
Form  Veränderung  als  eine  wirkliche  Abnahme  oder 
vollends  als  eine  sittlich  weniger  bedenkliche  Qualität 
zeigen:  weniger  gewaltthätige,  aber  mehr  feine,  listige,  tückische, 
geheime  Verbrechen.^) 

*)  S.  die  literarischen  Nachweise  oben  §.  112,  S.  145.  Anm.  7a.  WapiJüus, 
Bevölkerungsstatistik,  besonders  II.,  415  ff.,  445,  meine  Gesetzmässigk.  I.,  2s.  Die 
beste,  vollständigste  und  am  Weitesten  (d.  h.  doch  nur  bis  1826!)  zurückreichende 
Ciiininalstatistik  ist  im  Ganzen  immer  nocli  die  französische  mit  ihren  jährlichen 
Comptes  rendus  (ebenso  auch  für  die  Civilprocesse).  Eine  entschiedene  Abnahme 
der  Verbrechen  zeigt  sich  nicht,  wenn  man  nur  die  ministeriellen,  unter  Napoleon  lU. 
sehr  schönfärbenden  Berichte  genauer  kritisirt  nach  den  Details  der  Zahlenstatistik. 
Die  Qualitätsverändening  ist  überwiegend  die  im  Text  genannte  ungünstige.  Ein 
günstiger  Einfluss  der  vermehrten  iutellectuellen  Bildung,  wie  sich  letztere  etwa 
iii  der  vermehrten  Elementarkenntniss  (Lesen  und  Schreiben)  zeigt,  ist  kaum  wahizu- 
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ß)  Im  Uebrigen  aber  sind  die  etwaigen  günstigeren  Er- 
scheinungen im  Gebiete  der  inneren  Rechtsstörungen,  ebenso  wie 
die  grössere  Seltenheit  von  Kriegen  nicht  immer  auf  höhere 
Gesittung,  also  namentlich  auf  sittlicheren  Willen  zurück- 
zuführen, obgleich  es  gewiss  das  grosse  erhabene  Ziel  der  Civili- 
satiou  ist,  dies  zu  erreichen  und  damit  den  Staats  zwang  ent- 
behrlich zu  machen,  das  Rechts  gebiet  zu  Gunsten  des  Gebiets 
der  Sitte  und  Sittlichkeit  einzuengen.  Aber  thatsächlich  ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  vielfach  nur  die  vermehrte,  verfeinerte, 
grossartig  organisirte  Präveutivthätigkeit  des  Staats,  in  der 
Polizei,  in  dem  Organismus  der  Justizbehörden,  in  der  be- 
waffneten Macht  eine  Verminderung  der  Rechtsstörungen  be- 
wirkt,-') -  ein  System,  welches  eine  ausserordentlich  ge- 
steigerte Staatsthätigkeit  bedingt  (§.  179  ff.). 

y)  Die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  so  na- 
mentlich die  immer  weiter  gehende  nationale  und  internationale 
Arbeitstheilung,  ferner  das  System  der  freien  Concur- 
renz  schaffen  immer  complicirtere  Verkehrs-  und  Rechts- 
verhältnisse. Daraus  ergeben  sich  wieder  leicht  vermehrte 
Kechtsstreitigkeiten  und  Rechts  Störungen,  sowie  In- 
teressengegensätze von  Einzelnen  und  Gesellschaftsgruppen 
oder  Classen  und  demgemäss  grössere  Anforderungen  an  die  re- 
pressive und  präventive  Thätigkeit  des  Staats  zur  Verwirklichung 
des  Rechtszwecks,  an  seine  gesetzgeberische,  die  Gegensätze  aus- 


iiehuieu,  was  schon  Wappäus  mit  Kecht  hervorhob.  Das  ist  auch  nicht  zu  verwundern. 
Weit  wichtiger  muss  grade  hier  die  Verbesserung  der  sittlichen  Bildung  und  der 
Religiosität  wirken.  Die  Thatsache,  dass  unter  den  Verbrechern  Personen  der 
höher  gebildeten  Stände  nur  schwach  vertreten  sind,  ist  allerdings  richtig.  Aber 
einmal  fallen  hier  wegen  durchschnittlich  besserer  ökonomischer  Lage  viele  Ver- 
suchungen fort,  sodann  gestattet  die  ünvoUkommenheit  der  Berufsstatistik  noch  nicht 
immer  sichere  Vergleiche  zwischen  der  nicht  genügend  bekannten  Zahl  der  Angehörigen 
der  höhereu  Berufe  und  der  unter  denselben  vorkommenden  Verbrechen  mit  den  Er- 
scheinungen unter  der  übrigen  Bevölkerung.  Die  neueste  Behandlung  der  Frage  der 
Veränderung  der  Criminalität  s.  bei  v.  Oettingen,  Moralstatist.,  2.  Aufl.,  §.  48, 
bes.  S.  57*J;  wesentliche  Debereinstimmung  mit  Wappäus  und  meiner  älteren  Schrift. 
Manches  spricht  dafür,  bei  Völkern  mit  steigender  wirthschaftlicher  Cultur  eine  ähn- 
liche Aenderung  (aber  keineswegs  Verbesserung!)  der  Oriminalität  für  wahrschein- 
lich zu  halten,  wie  sie  Quetelet  in  seiner  berühmten  Darstellung  der  Veränderung 
des  penchant  au  crime  mit  steigendem  Lebensalter  der  Verbrecher  nachgewiesen  hat, 
—  eine  Darstellung,  deren  Richtigkeit  alle  späteren  Untersuchungen  nur  bestättigen 
konnten.  Quetelet,  über  den  Menschen.  1.  Ausg.,  deutsch  von  Kiecke,  S.  547, 
meine  Gesetzmässigkeit  L,  36.  —  Bedenklichste  Zunahme  der  sogen.  Sittlichkeitsver- 
brechen bei  dem  alternden  Menschen  und  in  unserer  heutigen  Zeit! 

®)  S.  auch  V.  Oettingen.  a.  a.  0.  S.  57b,  mit  dem  sehr  zutreffenden  Citat  aus 
E.  v.  Hart  mann 's  Philos.  d,  ünbewassten  (3.  Aufl.  S.  714). 
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gleichende  oder  versöhnende,   wie  au  seine  richterliche  Wirksam- 
keit. ^^) 

§.  174.  Die  extensive  und  intensive  Steigerung  der  Staats- 
thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks  ist  bei 
Culturvölkern  daher  eine  begreifliche,  ja  nothwendige.  In  der  im 
längeren  Jahresdurchschnitt  überall  fast  ununterbrochenen  Ver- 
mehrung des  Staatsbedarfs  für  die  grossen  Verwaltungs- 
abtheilungen der  Justiz,  des  Inneren,  der  Polizei,  des  Heers,  der 
Flotte,  des  diplomatischen  Dieusts  findet  sie,  auf  den  Generalnenner 
,,Geld"  zurückgeführt,  ihren  ziffermässigen  Ausdruck  und  damit  ihr 
Maass  (Anm.  2),  wenn  die  durch  Veränderung  des  Geldwerths  und 
bessere  Bezahlung  der  Staatsdiener  bewirkte  Erhöhung  des  Bedarfs 
in  Abzug  gebracht  wird.  Diese  Vermehrung  des  Staatsbedarfs  erlangt 
umgekehrt  aber  auch  durch  diese  in  der  Vermehrung  der  Staats- 
thätigkeit  liegende .  Ursache  ihre  Begründung  und  ihre  oft  ange- 
zweifelte Rechtfertigung. 

§.175.  —  2)  Die  Ausdehnung  derStaatsthätigkeiten 
auf  dem  Gebiete  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  ist  im 
Grossen  und  Ganzen  bei  fortschreitenden  Völkern  eine  ebenso 
regelmässige,  wenn  auch  im  Einzelnen  Aenderungen  auf  diesem 
Gebiete  und  daher  mitunter  Einschränkungen  öfters  vorkom- 
men und  die  zeitlichen  und  räumlichen  Verschieden- 
heiten bedeutender  sind.  Der  Grund  hierfür  liegt  darin,  dass  es 
sich  im  Einzelnen  hier  nicht  um  so  durchaus  wesentliche  Staats- 
zwecke, wie  im  ersten  Falle,  handelt  und  von  der  ausschliess- 
lichen Uebert ragung  der  bezüglichen  Leistungen  auf  den 
Staat  niemals  die  Rede  ist.  Die  Aufgabe  ist  vielmehr  grade  hier : 
die  richtige  Combi nation  der  drei  Systeme,  des  privat-,  des 
gemeinwirthschaftlichen  und  des  caritativen  (§.  120),  und  die  Ein- 
räumung der  richtigen  Stellung  an  den  Staat  innerhalb  (nicht 
wie  bei  dem  Rechts  und  Machtzweck  ausserhalb)  der  bezüg- 
lichen Thätigkeiteu  der  andren  Wirthschaften.  Im  einzelnen  Falle 
wird  daher  nicht  nur  die  Auffassung  mehr  darüber  auseinander- 
gehen, ob  und  wieweit  eine  Leistung  grade  vom  Staate  über- 
nommen werden  soll,  —  was  bei  dem  Rechts-  und  ^fachtzweck 
schon   dadurch    principiell    entschieden    wird,    dass    die    einzelne 


I 


^*')  Die  veriuehrte  Reibung,  die  wohl  als  besonders  günstige  cuUurliche  und 
\virthschaftliche  Folge  der  grösseren  Bevölkerung  und  Volksdichtigkeit  bezeichnet  wird, 
hat  sicher  vor  Allem  diese  Wirkung. 
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Leistung  uoth wendig-  zu  dessen  Verwirklichung  gehört,  —  sondern 
es  ist  auch  einzuräumen,  dass  nach  Zeit  und  Ort  und  Umständen 
eine  Leistung  bald  besser  vom  Staate,  bald  von  einer  anderen 
Zwangs-  oder  von  einer  freien  Gemeinwirthschaft  oder  von  einer 
Privat wirthschaft,  und  hier  wieder  bald  nach  dem  privatwirthschaft- 
lichen,  bald  nach  dem  caritativen  Princip,  übernommen  werden 
kann.  M.  a.  W.  die  Frage,  ob,  wann  und  wie  grade  der  Staat 
eine  Thätigkeit  übernehmen  soll,  ist  hier  doch  gewöhnlich  mehr 
eine  Opportun i tat s-,  eine  Z  weckmässigkeitsfrage,  im  an- 
deren Falle  eine  Principienfrage.  Selbst  die  Fälle  sind  nicht 
selten,  dass  unter  übrigens  gleichen  Umständen  eine  Leistung  in 
der  That  ebenso  gut  von  einer  anderen  Wirthschaft  als  vom 
Staate  ausgeübt  werden  kann.  Namentlich  kann  sich  etwa  der 
Staat  in  dieser  Hinsicht  ökonomisch  und  technisch  nicht 
mehr  und  nicht  weniger  zur  Uebernahme  einer  Leistung  eignen, 
als  eine  einzelne  andre  Wirthschaft,  z.  B.  eine  Actiengesellschaft,  und 
es  wird  zweifelhaft  bleiben,  ob  andre  Rücksichten,  politische, 
sociale,  die  Entscheidung  für  oder  wider  mit  Sicherheit  räthlich 
machen  (z.  B.  Uebernahme  grosser  Central -Zettelbanken,  Eisen- 
bahnen). Es  kommt  daher  bei  der  Frage,  ob,  wann,  wie  und  in- 
wieweit eine  einzelne  Thätigkeit  im  Gebiete  der  Cultur  und  Wohl- 
fahrt vom  Staate  übernommen  werden  soll,  auf  die  möglichst 
unbefangene  Prüfung  des  concreten  Falls  an.  Zu  diesem 
Zwecke  muss  wieder  die  Noth  wendigkeit  einer  finanziellen 
Controle  der  Regierung,  welche  letztere  meistens  leichter  zur 
Ausdehnung  als  zur  Einschränkung  der  Staatsthätigkeit  geneigt  ist, 
durch  eine  schon  aus  finanziellen  Rücksichten  gewöhnlich  mehr  zum 
Gegentheil  neigende  Volksvertretung  betont  werden  (§.  160). 

Eine  allgemeine  Entwicklungstendenz  der  Staats- 
thätigkeit auf  dem  Gebiete  des  zweiten  Staatszwecks  lässt  sich 
indessen  dennoch  durch  Beobachtung  constatiren  und  aus 
den  Verhältnissen  des  Volkslebens  aut  höheren  Cul- 
lur stufen  auch  erklären  und  begründen,  und  diese  Tendenz  ist 
wie  gesagt,  im  Ganzen  auch  hier  die  einer  steetigen  Ausdehnung 
der  Staatsthätigkeit. 

§.  176.  —  a)  Am  Wenigsten  tritt  dies  in  den  modernen  Staaten 
wie  im  Alterthum  und  Mittelalter  in  der  gewöhnlichen  Sach- 
güterproduction  hervor.  Hier  ist  vielmehr  mannigfach  eine 
grade  entgegengesetzte  Entwicklungstendenz  wahrzunehmen. 
Der  Grund  und  Boden  geht  immer  mehr,  und  aus  inneren,  mit 
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der  Steigerung  der  lutensivität  der  Landwirthschaft  zusammen- 
hängenden Gründen  in  Privat  bände  und  bei  diesen  in  volles 
Privateigentbum  über.^^)  Handwerke,  Fabriken,  Handels- 
gescbäfte  werden  fast  ausschliesslicb  von  den  Privatwirtbschafteu 
betrieben.  ^'^)  Aucb  die  F  i n  a  n  z  v  e r  w  a  1 1 u  n  g  erwirbt  ihr  Ein- 
kommen immer  weniger  privatwirthschaftlich,  sondern 
steuerwirthscbaftlich  13)  und  der  Eealbedarf  des  Staats 
an  gewissen  naturalen  Gütern,  z.  B.  für  die  Kriegsmacht,  wird 
auch  vielfach  nicht  mehr  eigens  producirt,  sondern  mittelst  der 
Steuereinnahmen  von  anderen  Producenten  eingekauft,  ^^j  Man  hat 
aus  solchen  Wahrnehmungen  mitunter  selbst  ein  Gesetz  abneh- 
mender Staatsthätigkeit  im  entwickelteren  Volke  abgeleitete'^) 
Allein  dies  ist  eine  unrichtige  Verallgemeinerung  von 
Beobachtungen  auf  dem  engen  Gebiete  der  Sachgüterproductiou 
und  selbst  auf  letzterem  sind  viele  andre  entgegengesetzte  Er- 
scheinungen zu  verzeichnen. 

Der  entwickelte  Staat  wählt  nur  sorgtältiger  diejenigen 
SachgUterproductionszweige  aus,  für  welche  der  Staatsbetrieb  in 
technisch-ökonomischer  Hinsicht  sich  am  Meisten  eignet, 
gewisse  Vorzüge  besitzt,  gewisse  Nachtheile,  verglichen  mit  andren 
Wirthschafteu,  nicht  besitzt.^^)  So  sehen  wir  den  Staat  allerdings 
vom  Landwirthschafts-,  Fabrik-  und  Handelsbetrieb 
immer  mehr  zurücktreten.  Aber  den  Forstbetrieb  zieht  er  um 
so  mehr  an  sich,^')  einzelne  Arten  des  Bergbaus  behält  er 
wenigstens  mitunter, ^8)  manche  Bank-  und  Versicherungs- 
geschäfte, e^)  welche   sich   an  den  Handel  zunächst   anschliessen. 


")  S.  darüber  die  in  §.  8  Anm.  9  S.  14  citirte  Literatur. 

'■-)  Kau- Wagner,  Fin.  I.,  §.  202  —  209. 

^3)  Eb.  §.  122,  261. 

»)  Eb.  §.  06. 

''■■>)  So  wiederum  sehr  allgemein  in  der  späteren  Sm  ith 'sehen  Schule,  besonders 
auch  in  der  Finanzwissenschaft  derselben.  Vcrgl.  z.  B.  Tfeiffer's  Staats- 
einnahmen, I.,  94  ti. :  principielle  Forderung  der  Beseitigung  aller  privatwirthschaft- 
lichen  Einnahmen  des  Staats.  S.  dagegen  Kau- Wagner,  Fin.  I,  §.  261.  Aber 
selbst  bei  Schaf fle  findet  sich  der  kaum  haltbare  Satz  in  der  2.  Aufl.  s.  Systems 
noch:  „im  Allgemeinen  ist  zu  bemerken,  dass  das  privatwirthschaftliche  System  in 
steigendem  «irade  fähig  wird,  immer  mehr  Aufgaben  wirthschaftlich  zu  lösen,  als  es 
tiisher  für  dieselbe  Aufgabe  durch  Gemeinwirthschaften  geschah"  §.  178  S.  335. 

*«/  Vergl.  hierzu  überhaupt  die  Darstellung  in  Kau- Wagner,  Fin.  I.,  §.  117 
\>\i  261. 

^')  Eb.  §.  168—175. 

'«)  Eb.  §.  176. 

")  Eb.  §.  209:  wohl  der  Staatsbank  noch  etwas  zu  ungünstig.  S.  über  die 
I  rige  meine  seitdem  erschienenen  Schriften:  System  d.  Zettelbankpolitik.  Frcil».   IS7.H. 
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übernimmt  er.  Seinen  Finanzbedarf  deckt  der  Staat  allerdings 
mit  Recht  immer  mehr  durch  Steuern,  aber  die  Ueber- 
schiisse  der  Forsten,  Staatseisenbahnen  und  andren 
Verkehrsanstalten  sind  und  bleiben  ein  wichtiger  Einnahme- 
posten. '^^)  Die  Erhebung  von  Verbrauchssteuern  in  der  Form  eines 
Monopols  (Salz,  Tabak)^^)  bewirkt  weitere  umfassende  Thätig- 
keiten  des  Staats  in  der  Sachgüterproduction.  Der  Bedarf  an 
Sachgütern  wird  für  viele  Verwaltungszweige  allerdings  durch  Ein- 
kauf bei  Piivatvvirthschaften  gedeckt,  aber  in  grossem  Umfange 
immer  noch  durch  Eigenproduction,  so  in  der  Verwaltung  des 
Heers  und  der  Flotte  noch  vielfach,  in  neuen  Zweigen,--)  z.  B.  dem 
Eisenbahnwesen,  aus  Zweckmässigkeitsgründen  öfters  ebenfalls 
(Maschinenfabriken  für  einzelne  Gegenstände  des  Bahnbedarfs, 
Reparaturwerkstätten).  So  möchte  im  Ganzen,  namentlich  unter 
Berücksichtigung  der  Gebiete  der  Verkehrsanstalten,  des  Wege- 
baus, Eisenbahnbaus,  auch  im  entwickelten  modernen  Staate 
eine  grössere  Staatsthätigkeit  in  der  Sphäre  der  materiellen 
Production  stattfinden,  als  früher.  Es  ist  dies  u.  A.  deshalb  noch 
besonders  wichtig  und  beachtenswerth,  weil  hiernach  der  Staat 
auch  als  der  weitaus  grösste  Arbeitgeber  im  Gebiete  der 
materiellen,  physischen  Arbeit  in  der  Volkswirthschaft  erscheint, 
nicht  nur  in  demjenigen  der  geistigen  Arbeit,  wo  er  oft  für  be- 
stimmte Arbeitsarten  der  einzige  oder  fast  einzige  Arbeitsgeber 
ist^^)  (Beamtenthum),  eine  Thatsache  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung  für  die  sog.  Arbeiterfrage,  besonders  die  Lohnfrage.  ^*) 

§.  177.  —  b)  Auf  allen  anderen  Gebieten  tritt  die  Ten- 
denz einer  extensiven  und  intensiven  Steigerung  der 
Staatsthätigkeiten  vollends  unzweifelhaft  hervor. 

a)  Eine  äussere  Ausdehnung  erfolgt  in  grossem  Umfange 
auf  eine  doppelte  Weise:  es  werden  bisherige  Thätigkeiten 
der  P r i V a t wirthschaften  oder  andrer  Gemeinwirthschaften 
vom  Staate  übernommen  und  es  entstehen  ganz  neue  Bedürf- 

S.  594  il'.,  und  die  Zettelbankreform  im  Deutschen  Reiche,  Berl.  1875,  S.  149.  Die 
concrcten  politischen  Verhältnisse  eines  Staats  und  einer  Zeit  spielen  bei  der 
Entscheidung-  dieser  Frage  wesentlich  mit. 

■^")  Kau- Wagner,  Fin.  §.  261,  auch  §.   102  —  105. 

^*)  Tabakmonopol  u.  s.  w.  ist  nur  Steuerform,  wie  namentlich  L.  Stein  be- 
sonders betont. 

22)  Rau- Wagner,   Fin.  §.  Ü6. 

^^)  E.  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X.,  77. 

2*)  Mit  Recht  besonders  betont  von  R.  Meyer  in  s.  Emancipationskampf,  z.  B. 
I.,  387. 
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nisse,  für  welche  der  Staat  allein  oder  vorzugsweise  die  Fürsorge 
trägt.  So  nimmt  die  zwangsgemeiuwirthschaftliche  Bedürfnissbe- 
friedigung durch  die  Vermittlung  des  Staats  absolut  und  oft  auch 
relativ  in  der  Volkswirthschaft  zu.  Beide  genannte  Fälle  treten 
besonders  dann  ein,  wenn  eine  grosse  räumliche  und  zeitliche 
Concentration  und  systematische  Einheitlichkeit  der  Thätigkeiten 
erforderhch  ist.  Dazu  eignet  sich  theils  aliein  der  Staat,  theils 
hat  die  Uebertragung  solcher  Thätigkeiten  an  die  Privatwirth- 
schaften,  z.  B.  an  Erwerbsgesellschaften,  ihre  Bedenken,  weil  leicht 
factische  Monopole  entstehen,  z.  B.  im  Bereiche  der  Verkehrs- 
anstalten. 

Die  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  hängt  auch  öfters  mit 
dem  Bedürfniss  nach  höheren,  vollkommeneren,  feineren 
Leistungen  zusammen ,  als  sie  Private  und  andre  Geraeinwiith- 
schaften  liefern  können,  und  mit  der  Nothwendigkeit,  den  Erwerbs- 
gesichtspunct  in  der  betreffenden  Thätigkeit  im  sachlichen  In- 
teresse hinsichtlich  der  Qualität  der  Leistung  oder  mit  Rücksicht 
auf  die  grosse  allgemeine  culturliche  Bedeutung  der  Thätigkeit 
zurücktreten,  mindestens  ihn  nicht  zum  beherrschenden 
werden  zu  lassen,  z.  B.  im  Gebiete  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
wesens, der  Verkehrsanstalten,  wo  statt  des  rein  privatwirthschaft- 
lichen  Verwaltungsprincips  nur  das  sog.  Gebührenprincip  angewen- 
det wird.  25)  Auch  der  Umstand,  dass  ein  grosser  Kapital- 
aufwand für  die  Einrichtungen  und  Vorkehrungen  zur  Vornahme 
der  betreffenden  Leistungen  erforderlich  ist  und  dass  hierdurch 
sowie  durch  die  ganze  Technik  des  Betriebs  die  Ausführung  der 
Leistungen  durch  die  gewöhnlichen  Privatwirthschaften  der  Einzel- 
nen mehr  oder  weniger  ausgeschlossen  wird  und  etwa  neben  Staat 
und  Gemeinde  nur  die  Erwerbs-,  besonders  die  Actiengesell- 
schaft  überhaupt  als  Concurrentin  in  Betracht  kommt,  führt  im  In- 
teresse der  Sache  und  um  den  sonst  dominirenden  Einfluss  solcher 
Gesellschaften  zu  beseitigen,  zur  Uebernahme  der  Leistungen  auf 
den  Staat,  z.  B.  bei  den  grossen  modernen  Verkehrsanstalten,  oder 
wenigstens  auf  die  Provinz,  den  Kreis,  die  Gemeinde. 

Wichtigere  einzelne  Beispiele  sowohl  für  die  Uebertragung 
bisheriger  Privatthätigkeiten  auf  den  Staat,  die  Gemeinde  u.  s.  w. 
als  für  die  gleich  anfängliche  Uebernahme  der  Leistungen  für  neue 


^)  Erörterung  der  Frage  für  die  Vorkehrsanstalten   in  Rau-Wagner.  I., 
§.  224  —  227. 


272  Viertes  Kapitel.     Der  Staat,  volkswirthschaftlich  betrachtet. 

Bedürfnisse  auf  den  Staat,  in  welchem  Falle  öfters  die  Analogie 
der  erforderlichen  neuen  zu  alten  bestehenden  Einrichtungen  -mass- 
gebend ist,  sind:  Schulen,  besonders  höhere  oder  Specialschulen, 
technische,  Keai-,  neben  classischen  Schulen  und  Universitäten; 
Telegraphen^^)  und  Eisenbahnen^^)  neben  Posten;  städtische 
Verkehrsaustalten  (Pferdebahnen),  Gas-  und  Wasserwerke;  -^) 
Banken  (Zettelbanken,  Sparcassen);  Versicherungsanstalten 
(Pensionscassen,  Lebens-,  Feuerversicherung)  und  viele  andre  mehr. 

ß)  Eine  intensive  Steigerung  der  Staatsthätigkeiten  auf 
diesem  Gebiete  liegt  noch  mehr  in  der  nothwendigen  Entwicklung 
auf  der  einmal  betretenen  Bahn,  als  die  äussere  Ausdehnung  jeuer 
Thätigkeiten.  Denn  der  Civilisirungsprocess  bewirkt  immer  steigende 
Anforderungen  hinsichtlich  der  Befriedigung  der  bezüglichen  Gemein- 
und  Culturbedürfuisse :  dieselben  müssen  allgemeiner,  reich- 
licher, vollkommener  befriedigt  werden,  daher  z.  B.  mehr 
Schulen,  mehr  und  gleichzeitig  schwächer  besetzte  Classen  darin, 
mehr  wissenschaftliche  Arbeitstheiluug  unter  den  Lehrkräften ;  feinere 
Ausbildung  der  Verkehrsanstalten,  mehr  Post-  und  Telegraphen- 
bureaux,  häufigere  Beförderungsgelegenheiten,  raschere  und  siche- 
rere Beförderung;  sorgfältigere  Wahrnehmung  aller  Gesundheits- 
interessen der  Bevölkerung,  namentlich  der  unteren  Classen,  welche 
sich  nicht  allein  schützen  können  .  (öffentliches  Gesundheitswesen, 
Fabrikaufsicht);  wachsende  Theilnahme  der  Masse  der  Bevölkerung 
an  wichtigeren  Culturgütern  (Unterricht,  Bildungsmittel)  u.  s.  w. 

§.  178.  Auch  in  den  modernen  Staaten  kommen  Zeiten  grösse- 
rer Stabilität  der  Staatsthätigkeiten,  besonders  auf  dem  Cultur- 
und  Wohlfahrtsgebiete,  vor.  Daran  pflegen  politische,  sodann 
namentlich  finanzielle  Verhältnisse  Schuld  zu  sein.  Denn  eine 
schwierige  Finanzlage  hemmt  natürlich  einen  Entwicklungsprocess, 
welcher  nothwendig  mit  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Steuer- 
wirthschaft  verbunden  ist.  Aber  auf  solche  Perioden  der  Stabilität 
pflegen  Zeiten  einer  um  so  rastloseren  Ausdehnung  der  Staatsthätig- 
keit  zu  folgen  (in  West-  und  Mitteleuropa  1848  ff.  verglichen  mit 
1815  — 1848).  29  j 


**)  Sehr  characteristisches  Beispiel :  die  üebernahnie  der  Telegraphie  mittelst  Ab- 
kaufs  der  Privatgesellschaften  auf  den  Staat  sogar  in  Gross britannien. 

2')  Näheres  in  Rau-Wagner,  Fin.  I.,  §.  231»,  bes.  Anm.  k  S.  53."5. 

*^)  So  in  Berlin  mittelst  Auskaufs  der  betreffenden  Gesellschaften. 

^^  Nicht  selten  wird  von  ihren  Gegnern  der  sogen,  constitutionellen  gegenüber 
der  älteren  absolutistischen  Aera  unserer  modernen  Staaten  der  Vorwurf  grösserer 
Kostspieligkeit,    il.  h.  stark  steigenden  Staatsbedarfs   und   daher  zunehmender  Steuer- 
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Umgestaltungen  der  wirthsehaftlichen  Rechtsordnung  und  Ueber- 
nahme  bisheriger  Privatthätigkeiten  durch  den  Ötaat  (die  Gemeinde 
u.  s.  w.)  sind  ferner  öfters  mit  bedeutendem  einmaligen,  in  kurzer 
Zeit  sich  zusammendrängenden  Finanz  bedarf  verbunden,  weil 
wohlerworbene  Privatrechte  gegen  Entschädigung  abgelöst 
werden.  ^'^)  Fälle  dieser  Art  sind  in  unseren  Tagen  in  besonders 
grossem  Umfange  vorgekommen  zur  Herstellung  v  o  1  k  s  w  i  r  t  h  - 
schaftlicher  Verkehr sfreiheit,^^)  wobei  dann  immer  neben 
finanziellen  Leistungen  umfassende  Thätigkeiten  des  Staats  im  Ge- 
biete der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zur  Durchführung  der  er- 
forderlichen Massregeln  zeitweilig  oder  bleibend  geboten  sind.  ^^) 
(Ablösung  von  Feudallasten,  bäuerlichen  Grundlasten,  Zehnten, 
Realgerechtsamen,  Monopolen,  Zollrechten  u.  s.  w.,^^)  von  Sclaverei- 
aufhebung  nicht  zu  reden.)  2*)  Die  Uebernahme  von  Privatposten 
(Thurn-  und  Taxis), ^^)  -Telegraphen  (England),  -Eisenbahnen 
(Deutschland),^'^)  -Canälen,  -Dampfschift'fahrten^")  u.  s.w.  bewirkt 
dann  auf  einmal  eine  grosse  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit 
und  Steigerung  des  Finanzbedarfs.  Aehnliche  Ereignisse  werden 
immer  wieder  von  Neuem  vorkommen,  wenn  bestimmte  Arten 
desPrivateigenthums,  besonders  des  Grundeigenthums,  und 
gewisse  privatwirthschaftliche  Unternehmungen  in  der 
Fortentwicklung  der  Volkswirthschaft  mit  dem  öifentlichen  Interesse 


belastung  gemacht.  Die  bezuglichen  Thatsachen  sind  nicht  falsch,  aber  die  Erklärung 
ist  unrichtig  und  tendenziös:  die  constitutionelle  Aera  begünstigt  und  ermöglicht  die 
nothwendige  und  im  Gesammtinteresse  liegende  Entwicklung  der  staatlichen  Gemein- 
wirthschaft  und  darf  die  Beschaliung  der  ^Mittel  dafiir  durch  Steuern  leichter  als  die 
absolutistische  Zeit  wagen.  Aehnliches  gilt  vom  Einfluss  der  neueren  Gemeinde-, 
Kreis-,  Provinzialordnungen. 

'**)  L.  Stcin's  Gebiet  der  Entwährung  s.  0.  §.   141  S.  209  Anm.  6. 

")  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen  S.  lOti;  meine  Ordnung  d.  österr.  Staats- 
haushalts S.  5. 

""^)  Z.  B.  Einrichtung  von  Commissionen  für  die  Kegelung  der  gutsherrlich-bäucr- 
lichen  Lasten,  für  Zehntablösung,  für  „Auseinandersetzung",  für  Gemeinheitstheilung 
und  Zusammenlegung  der  (irundstücke  u.  ilgl.  m. 

'■')  Z.  B.  Ablösung  der  Sund-,  Stade-,  Scheldezölle  mittelst  internationaler  Verträge; 
Entschädigung  Mecklenburgs  für  die  Aufhebung  der  Elbezölie  auf  Kosten  des  Nord- 
deutschen Bunds. 

^*)  Verwendung  von  20  Mül.  Pfd.  St.  Seitens  Englands  zur  Entschädigung  der 
Sclavenbesitzer  in  seinen  westindischen  Colonieen  für  die  Aufhebung  der  Sclaverei 
im  Jahre  1833. 

''*)  Ablösung  der  Thurn-  und  TaxLs'schen  Postrechte  in  Theileu  des  Gebiets  des 
Norddeutschen  Bunds  mit  3  Mill.  Thlr.  durch  Gesetz  vom  16.  Februar  1SÜ7. 

^)  S.  Beispiele  in  Kau- Wagner,  Fin.  I.,  §.  239  Anm.  k.  Neuestes  deutsches 
Beispiel:  Ankauf  der  Bahnen  der  baierischen  Ostbahngesellschaft  durch  den  baierisciien 
Staat  IS75. 

"')  Z.  B.  Auskauf  der  Bodensee-Dampfschiflfahrtsgesellschaften  durch  süildeutsclie 
Staaten. 

A.  W-t-fner,  Yolkswirthschaftslelirf.    I.  IS 
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in  Confliet  kommen.  Solche  Conflicte  werden  aber  durch  die  Con- 
sequenzen  des  absoluten  Privateigenthums  und  der  rücksichtslosen 
freien  Concurrenz  stets  von  Neuem  in  wichtigen  Fällen  heraufbe- 
schworen (grossstädtisches  Grundeigenthum,  Kohlenbergwerke  Eng- 
lands). Die  augenblickliche  Finanzlage  mag  den  Process  des  Ueber- 
gangs  des  betreifenden  Eigenthums  auf  den  Staat  (und  die  Gemeinde) 
A'orübergehend  hemmen,  wie  sich  z  B.  heutezutage  in  der  verschiede- 
nen Eisenbahnpolitik  finanziell  günstig,  wie  Deutschland,  und  un- 
günstig, wie  Oesterreich  und  Italien,  situirter  Staaten  ^^)  zeigt,  aber 
auf  die  Dauer  gewiss  nicht.  Deshalb  wird  immer  wieder,  unter 
Voraussetzung  dauernder  Fortschritte  der  Cultur  und  Volkswirth- 
schaft  eines  Volks,  das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der 
Staats-  und  andrer  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Thätigkeit  Gel- 
tung erlangen. 

4.  Abschnitt. 
Das  Vorwalten  des  Präveiitivprincips  im  entwickelten  Staate,  M 

§.  179.     In  der  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Staat  seine 
Thätigkeiten   ausführt,    zeigt    sich   der   Beobachtung    dasselbe. 


''•'')  Verkauf,  bez.  Vorpfdnduiig  und  langjährige  Verpachtung  von  Staatseisenbahnen 
in  ()esterrcich,  Italien,  Eussland.     S.  Fin.  §.  2.S9  Anm.  k. 

^)  Auch  hier  handelt  es  sich  um  eine  eminent  politische  Frage,  die  vom 
volkswirthschaftlichcn  i;ud  finanziellen  Gesichtspunct  noch  viel  zu  wenig  erörtert  ist. 
Einzelne  Bemerkungen  passim  bei  Schäffle,  L.  Stein  und  in  Eealpolitiken ,  wie 
derjenigen  von  H.  Esclier.  Für  den  Hauptpunct,  das  Heerwesen,  s.  L.  Stein, 
Lehre  vom  Heerwesen,  als  Theil  der  Staatswissenschaft,  Stuttg.  1874,  wo  aber  die 
mir  wesentlich  erscheinenden  volkswiithschaftliclien  Gesichtspuncte  dieses  Abschnitts  4 
fehlen.  Die  Verwaltung  des  Heerwesens  wird  von  Stein  hier  doch  überwiegend  von 
iiirer  formellen ,  nicht  von  ihrer  materiellen  Seite  behandelt.  Die  Erörterungen  über 
„Nationalökonomie  und  Militärwirthschaft"  S.  215  ff.  sind  viel  zu  einseitig,  —  wenn 
z.B.  das  Heer  „noth  wendig  und  immer  nur  ein  consumircnder  Körper"  genannt  und 
gesagt  wird,  es  gebe  „keine  Nationalökonomie  des  Heerwesens"  (S.  2ir)).  Das  Heer 
als  wesentlichster  Garant  der  Sicherheit  und  Unabhängigkeit  des  Volks,  des  Staats  und 
der  Volkswirthschaft  ist  im  eminenten  Sinne  ein  productiver  Körper.  Vergl.  ferner 
Rau- Wagner,  Fin.  I.,  §.  72  —  77,  auch  §.  30  Anm.  b.  Lehrreich  als  grossartiges 
Beispiel  der  Pra.\is  für  einige  der  wichtigsten  Gesichtspuncte  des  4.  Abschnitts  ist 
das  eigentliche  Kriegsfinanz wcsen ,  in  der  Zeit  der  Kriegsführung  und  der 
Wiederherstellung  der  Kriegsmacht  nach  dem  Frieden.  Eine  eingehende  quellen- 
mässige  Darstellung  des  deutschen  Kriegsfinanzwesens  im  letzten  deutsch-französi- 
schen Kriege  von.  1870  —  71  liefert  der  betr.  Abschnitt  in  meiner  Abb.  Eeichs- 
finanzwesen  in  v.  Hol  tz endo  rff's  Jahrb.  des  Deutschen  Reichs,  HL,  1874,  S.  62 
bis  166.  Vergl.  hier  u.  A.  die  Erörterung  über  Prävention  und  Repression  im  Heer- 
wesen S.  120 — 12:3.  Das  legislative  und  Verordnungsmaterial  für  das  deutsche  Heer 
stellt  übersichtlich  zusammen:  v.  Briesen,  d.  Reichskriegswesen  u.  d.  preuss.  Militär- 
gesetzgebung, Düsseid.  1872.  —  Heerwesen  und  militärische  Leistungen 
sind  der  wichtigste  Fall,  welcher  zur  Erläuterung  der  im  Texte  aufgestellten  Grund- 
sätze und  Regeln  dienen  kann. 


i 
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wesentlich"  unter  dem  Eiufluss  der  fortschreitenden  Technik 
stehende  Gesetz  wie  im  Productiousprocess  der  ganzen  Volkswirth- 
schaft  überhaupt :  der  Kapitalfactor,  besonders  das  stehende 
Kapital,  hier  in  dauernden  festen  Einrichtungen  und  Veranstal- 
tungen bestehend,  und  die  ((ualificirte  Arbeit  treten  immer 
mehr  hervor.  Die  steigenden  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Leistungen  bedingen  dies  mit.  Bei  den  Thätigkeiten  des  Staats 
im  Gebiete  der  Sachgiiterproduction  bedarf  dies  keiner  weiteren 
Erklärung.  Schon  die  gewöhnlich  zugelassene  Coneurrenz  der 
Privatwirthschaften  nöthigt  hier  zur  gleichen  Entwicklung  der 
Technik.  Die  Leistungen  zur  Durchführung  des  Cultiir  und  Wohl- 
fahrtszwecks erfordern  aber  gleichfalls  vielfach  grosse,  kapitalbe- 
dürftige Veranstaltungen  (Verkehrswesen,  Unterrichtswesen),  wobei 
dieselbe  Entwicklung  nöthig  wird.  Besondre  Beachtung  verdient 
hier  der  Entwicklungsgang  der  Production  derjenigen  Leistungen, 
Avelche  den  Rechts-  und  Machtzweck  durchführen.  Hierbei  waltet 
aus  zwingenden  wirthschaftlichen  und  diesem  Zweck  entspringenden 
Gründen  im  fortschreitenden  A'olke  und  Staate  immer  mehr  das 
Präventiv-  statt  und  neben  dem  blossen  Repressivprincip  ob. 
Die  Verwirklichung  des  Präventivprincips  aber  führt  noth wendig 
wieder  zu  vorwaltender  Wirthschaft  mit  Kapital,  stehendem 
Kapital  und  qualificirter  (berufsmässiger)  Arbeit 
(Reamtenthum,  stehendes  Heer). 

§.  180.  Die  Idee  des  Rechts  und  der  Rechtsordnung  stellt 
das  Abhandensein  von  Rechtsstöruugeu  im  Inneren,  wie 
nach  Aussen  zu  zwischen  den  ^'ölkern  und  Staaten  als  das  noth- 
wendige  Ziel  der  Entwicklung  hin.  Dieses  Ziel  wird  am  Voll- 
kommensten durch  die  Gesittung  erreicht,  indem  der  freie  Wille 
der  einzelnen  Menschen  rechtsstörende  Handlung-en  unterlässt.  So- 
weit aber  die  Gesittung  (Sittlichkeit,  Sitte)  hierzu  nicht  ausreicht, 
ist  das  Zwangsprincip  des  Rechts,  in  der  Staatsmacht  ver- 
wirklicht, unentbehrlich,  um  sich  dem  Ziele  soweit  als  möglich  zu 
nähern. 

Der  Staatszwang  kann  nun  indirect  und  dir e et  einwirken. 

1)  Jenes,  indem  der  Staat  Vorkehrungen,  Einrichtungen  und 
Anstalten  schafft,  um  Rechtsstörungen  von  vornherein  zu  verhüten: 
der  auf  solche  gerichtete  Wille  der  Menschen  schreitet  aus  Furcht 
oder  aus  der  Ueberzeugung  der  Aussichtslosigkeit  des  Gelingens 
grade  wegen  der  Massnahmen  des  Staats  nicht  zu  den  rechts- 
störenden  Handlungen  selbst  (mitunter    handelt   es  sich  auch  um 

IS* 
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den  Fall,  dass  bedenkliche  Unterlassungen  auf  diese  Weise  unter- 
bleiben). Der  Staat  kommt  hier  den  Rechtsstörungen  zuvor  und 
handelt  nach  dem  Präventivprineip, 

2)  Im  Gegensatz  dazu  wirkt  der  Staatszwang  direct  ein 
mittelst  der  Repression,  indem  er  die  eingetretenen  Rechts- 
störungen wieder  gut  macht,  sühnt,  bestraft,  die  Rechtsordnung 
wieder  herstellt. 

Die  gelungene  Prävention  ist  vom  Standpuncte  des  Rechts 
aus  das  Höhere,  vom  Standpuncte  der  Nützlichkeit  und  des  prac- 
tischen  Interesses  der  Einzelnen  und  der  ganzen  Volkswirthschaft 
aus  gleichfalls  das  Wichtigere.  Das  Streben  muss  daher  darauf 
hinausgehen,  die  Prävention  möglichst  richtig  und  ausreichend 
zu  machen,  damit  die  Repression  gar  nicht  nöthig  werde.  Je  höher 
die  Volkswirthschaft  und  die  Cultur  entwickelt  sind,  je  weiter  na- 
mentlich auch  die  Arbeitstheilung,  national  und  international,  ge- 
diehen, je  complicirter  die  Verhältnisse  und  Formen  des  Verkehrs 
werden  (Creditwirthschaft!  §.  114,  Weltwirthschaftsverkehr!  §.  57  ff.), 
desto  nothwendiger  wird  die  Prävention,  weil  die  einmal  eingetre- 
tene Rechtsstörung  viel  schädlicher  wirkt.  Das  Bedürfniss  nach 
umfassendster  Präventivthätigkeit  des  Staats  wird  daher  mit  dem 
Fortschritte  des  Volks  und  seiner  Wirthschaft  immer  dringlicher 
(störender  Einfluss  von  Kriegen  auif  die  ausgebildete  Volkswirth- 
schaft!). 

Die  Präventivthätigkeit  ist  aber  auch  schwieriger  als  die 
blosse  Repression  und  die  Bedingungen  für  jene  treten  erst  bei 
höherer  Entwicklung  des  Volks  ein.  Die  Prävention  erheischt  ein 
umfassendes  System  von  P^inrichtungen  und  Veranstaltungen. 
Schon  die  Entwerfung,  vollends  die  Ausführung  des  Plans  dafür 
setzt  eine  grössere  Entwicklung  der  Bildung  voraus,  theils 
der  intellectuellen  Bildung  überhaupt,  theils  der  technischen 
insbesondere.  Jenes  System  muss  einheitlich  möglichst  weit 
räumlich  und  zeitlich  ausgedehnt  werden,  über  das  ganze 
Gebiet  der  Volkswirthschaft  und  über  die  aufeinander 
folgenden  Altersclassen  und  Generationen  der  Be- 
völkerung (z.  B.  im  Heerwesen).  Deragemäss  müssen  die  Ein- 
zelnen, die  kleineren  autonomen  Organe  (Gemeinden),  die  „kleinen 
Herren"  und  Herrschaften  erst  dauernd  und  ausreichend  dem  Staats- 
willen, der  Gesetzgebung  und  der  Zwaugsgevvalt  des  Staats  unter- 
worfen sein,  bevor  ein  solches  System  einheitlicher  Präventivmass- 
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regeln  möglich  wird. ^)  Mit  der  Fortentwickrung  des  Volks- 
lebens und  der  Volkswirthscliaft  speciell  wachsen  die  Schwie- 
rigkeiten für  die  Prävention  aber  wieder,  weil  die  Verhältnisse, 
welche  geregelt  und  überwacht  werden  müssen,  immer  compli- 
c  i  r  t  e  r  werden,  während  gleichzeitig  die  A  n  f  o  r  d  e  r u  n  g  e  n  an  die 
Leistungen  der  Prävention  steigen.  Das  System  von  Massregelu 
und  Einrichtungen  zum  Zweck  der  Prävention  wird  dadurch  selbst 
immer  grossartiger,  complicirter,  künstlicher,  braucht 
immer  mehr  und  bessere  Arbeitskräfte  und  Kapitalien,  erheischt 
deswegen  einen  immer  grösseren  regelmässigen  Finanz- 
bedarf und  eine  diesen  beschaffende  umfänglichere  Anwen- 
dung der  Besteuerung,  setzt  daher  auch  stärkeres  Volks- 
einkommen und  Volks  vermögen  voraus.  Endlich  muss  aber 
das  Präventivsystem  auch  so  eingerichtet  sein,  dass  der  etwa  doch 
nöthige  Uebergang  zur  kräftigsten  Repression  möglichst 
rasch,  ohne  Störungen  und  sicheren  Erfolg  verheissend, 
eintreten  kann.  Die  Kepressivthätigkeit  muss  daher  organisch 
an  die  Präventivthätigkeit  sich  anschliessen,  aus  ihr 
heraus  wachsen.  Sie  wird  dadurch  selbst  wieder  ganz  anders  ge- 
staltet, als  auf  früheren  Stufen  des  Volkslebens,  wo  die  Prävention 
noch  wenig  ausgebildet  ist. 

§.  181.  Das  grossartigste  Beispiel  für  eine  rationelle  Entwick- 
lung in  der  dargelegten  Richtung  liefert  das  moderne  Heer- 
wesen überhaupt,  die  preussischdeutsche  Wehrverfassung 
insbesondere.  Das  Gesagte  gilt  daher,  weil  vom  Heerwesen,  vor- 
züglich von  der  Durchführung  des  nationalen  Ma^htzwecks, 
aber  es  ist  principiell  ebenso  richtig  auf  den  anderen  Gebieten 
des  Rechtszwecks.  Gleichmässig  zeigt  sich  überall,  dass  der  Staat 
bei  der  geschichtlich  vorausgehenden  vorherrschenden  Repression 
mehr  nur  sporadisch  von  Fall  zu  Fall,  wenn  Rechtsstörungen 
bereits  wirklich  erfolgt  sind  oder  wenigstens  unmittelbar  drohen, 
Thätigkeiten  zum  Schutze  der  inneren  Rechtsordnung  und  zur  Si- 
cherung der  Unabhängigkeit  des  Volks  nach  Aussen  zu  ergreift. 
Bei  der  später  vorwaltenden  Prävention  dagegen  schafft  er  feste 
stehende  Einrichtungen  und  Anstalten  für  alle  auch  nur  mög- 
lichen Fälle  vun  Rechtsstörungen,  —  Einrichtungen,  welche  einer- 
seits solche  Störungen  verhüten,  anderseits  sie  sofort  im  Keim  er- 
drücken und  bei  weiterer  Entwicklung  sie  niederschlagen  sollen. 

-)  Der  Sieg  der  Präventivpolitik  fällt  daher  in  der  neueren  Geschichte  zeitlicii  mit 
dein  Siege  der  absoluten  Furstengewalt  (17.  Jahrhundert)  zusammen. 
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Solche  Einfichtungeu  sind:  die  gesammte  Justizorganisa- 
tion im  Inneren,  mit  ihren  stehenden  Grerichtshöfen  verschiedener 
Instanzen,  statt  der  gelegentlichen,  höchstens  periodischen  richter- 
lichen Functionen  früher ;  die  Präventiv-  und  Repressivorganisation 
der  Polizei  (Behörden,  Grensdarmerie,  Polizeicorps)  statt  der  ver- 
einzelten Thätigkeiten  zur  Friedensbewabrung;  das  Gefängniss- 
system mit  seinem  grossen  Gebäudekapital,  seinen  Abstufungen  der 
Strafarten  statt  der  freilich  „viel  einfacheren^'  Abstrafung  der  Diebe 
und  andrer  Verbrecher  durch  die  rasch  wirksame  Repression  des 
Galgens;  der  stehende  diplomatische  und  Consulardienst 
statt  der  einzelnen  Gesandtschaftssendungen;  endlich  namentlich 
die  grossartige  Präventiv-  und  Repressivorganisation  der  stehen- 
den Heere  (mindestens  Cadres)  und  Flotten,  in  Verbindung 
mit  grossen  bleibenden  Befestigungen,  Lagern,  Arsenalen,  Kriegs- 
häfen, Kriegsschiffen,  und  mit  Einrichtungen  zur  vorherigen 
kriegerischen  Einübung  und  eventuellen  Einberufung  einer  Reihe 
von  Altersclassen  der  militärisch  geschulten  männlichen  Bevölkerung 
zum  wirklichen  Kriegsdienst,  —  statt  der  technisch  unvollkomme- 
neren, nicht  für  die  vorherige  kriegerische  Einübung  sorgenden 
älteren  militärischen  Einrichtungen  (Heerbann -Aufruf,  lehensstaat- 
liche Wehrverfassung  u.  s.  w.),  statt  der  Requisition  der  Kauffahrthei- 
schiffe  zum  Kriegsdienste^)  und  statt  der  Fürsorge  für  die  Aus- 
rüstung (Bewaffnung),  Verpflegung  der  Mannschaft  nicht  aus  öffent- 
lichen, sondern  ganz  oder  grösstentheils  aus  den  Privatmitteln  der 
dienstpflichtigen  Leute  selbst. 

§.  182.  In  V  0 1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  r  und  damit  eng  zu- 
sammenhängend in  finanzieller  Beziehung  hat  dieses  Vorwal- 
ten der  Prävention  noch  einige  besonders  beachtenswerthe  Folgen. 
Es  muss 

1)  eine  förmliche  Organisation  des  Staatsdiensts  er- 
folgen, indem  sich  eine  Reihe  von  Personen  nach  dem  Grundsatze 
fester  Berufsarbeitstheilung  ausschliesslich  dem  Staatsdienste  wid- 
men, sich  für  denselben  eigens  kostspielig  ausbilden,  damit  sie  den 
hohen  Anforderungen  an  die  Qualität  der  Staatsleistungen  ent- 
sprechen können.  Die  Anzahl  dieser  Personen  wächst  mit  der 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  und  mit  der  Einbürgerung  der 
Prävention  beständig.  Die  Anforderungen  an  die  specifische  Aus- 
bildung steigen  gleichfalls  immer,  besonders  auch  mit  der  Benutzung 


')  Iq  England  im  Mittelalter  allgemein  üblich. 
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jener  grossen  Kapitalien  in  Heer  und  Flotte  (s.  u.),  welche  wieder 
eigens  qualificirte  Arbeiter  zu  ihrer  Leitung  und  Benutzung  voraus- 
setzen. Der  Staatsaufwand  an  Löhnen  (Gehalten)  wächst  ebenso 
relativ  und  absolut,  zumal  je  ausschliesslicher  die  Arbeiter  im 
Dienste  des  Staats  sich  diesem  Dienste  widmen  müssen.  Der  Staat 
wird  „Beamten Staat",  arbeitet  mit  fest  angestellten,  berufsmässig 
gebildeten,  besoldeten  Beamten,  —  eine  Entwicklung,  welche  grade 
durch  die  Präventivthätigkeit  am  Meisten  nothwendig  (Heer,  Justiz, 
Polizei),  und  durch  die  Ausbildung  des  Ehrenamtsdiensts  und 
Selfgovernments  doch  nur  in  beschränktem  Maasse  aufgehalten, 
kaum  positiv  zurückgedrängt  wird.^) 

2)  Ebenso  muss  der  Staat  mit  immer  grösseren,  kostspieligeren, 
technisch  vollkommeneren,  künstlicheren  und  öfters  erst  durch 
Uebung  ordentlich  zu  handhabenden  Kapitalien,  besonders 
stehenden,  wirthschaften,  und  zwar  wiederum  zumeist  wegen 
des  Vorwaltens  der  Prävention.  Hier  handelt  es  sich  theils  um 
Grundstücke  (Truppenübungsplätze,  Schiessplätze)  und  beson- 
ders um  Gebäude  und  deren  Inventar e  für  die  mannichfaltig- 
sten  Einzelzwecke  der  Staatsverwaltung  (u.  A.  Kasernen  statt  des 
früheren  Privatquartiers),  theils  und  namentlich  um  Werkzeuge 
und  Maschinen,  mittelst  deren  auch  der  Staat  die  Ki'äfte  seiner 
Arbeiter  und  der  Natur  auf  den  bestimmten  Productiouszweck 
hinleitet.  Am  Wichtigsten  ist  wiederum  das  System  der  Kriegs- 
maschinen, Werkzeuge  und  Vorkehrungen  in  den  Angriffs- 
und Vertheidigungsmitteln  des  Land-  und  Seekriegs  (Vorwalten  der 
Fern  Waffen,  der  Artillerie,  anderseits  die  Vertheidigungsmittel 
im  Festungsbau,  in  der  Panzerung  u.  s.  w.).  Geübtes,  specifisch 
ausgebildetes  Personal  ist  dann  besonders  wieder  für  die  Hand- 
habung dieses  Kriegsmaterials  erforderlich.  Werden  nun  auch 
die  Kriege  seltener  und  kürzer,  so  werden  sie  doch  viel  wuchtiger, 
intensiver  geführt  und  verlangen  einen  ungeheueren  Aufwand  au 
Menschenkräften  und  Kapital  für  die  Führung  selbst  und  hinterher 
zum  Wiederersatz    der  zerstörten    Kapitalien   und  zur  Wiedergut- 


*)  Näheres  über  den  modernen  Staatsdienst,  mit  besonderer  Rücksicht  aul' die 
Bcsoldnngspolitik,  habe  ich  bereits  in  Eau- Wagner.  Fin.  I.,  §.  53  11".  entwickelt. 
Yergl.  namentlich  auch  die  schönen  Erörterungen  von  R.  v.  Mo  hl,  Politik,  in  der 
Monographie  „der  Staatsdienst'"  II.,  347  If.  —  Auch  Laspeyres,  Art.  Staatswirth- 
schaft  im  Staatswörterb.  X.,  passim.  Schäffle,  gesellsch.  Syst.  2.  Auf! .  IL,  209  tt'. 
Stein,  Verwaltungslehre.  Gneist,  Verwalt.,  Just.  u.  Rechtsweg  (Berl.  1S61I),  passim. 
—  Vergl.  auch  u.  §.  18!t. 
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machung  der  geschädigten  menschlichen  Existenzen   („Retablisse- 
ment",  Invalidenpeusionswesen).  ^) 

§.  183.  Die  wichtige  Folge  des  Präventivprincips  für  die  Höhe 
und  besonders  l'iir  die  zeitliche  Vertheilung  des  Finanz - 
bedarfs  besteht  dann  im  Unterschied  von  der  Repression  darin, 
dass  dauernd,  hinsichtlich  der  bewaffneten  Macht  auch  im  Frieden, 
ein  verhältnissmässig  hoher,  im  Ganzen  gleichbleibender  Be- 
darf Jahr  für  Jahr  wiederkehrt,  welcher  auch  in  Zeiten  grösserer 
Rechtsstörungen  (bürgerliche  Unruhen,  Kriege  u.  s.  w.)  doch  nur 
massig  durch  die  alsdann  stärker  eintretende  Repression  gesteigert 
wird.  Bei  vorwaltender  Repression  ist  dagegen  der  laufende 
Bedarf  geringer,  ungewöhnliche  Störungen  der  Rechtsordnung 
treten  aber  leichter  ein  und  steigern  sodann  direct  und  indirect 
den  Bedarf  ausserordentlich.*^)  Die  Prävention  führt,  weil  sie  in 
ruhiger  Zeit  systematisch  eingerichtet  wird,  auch  zu  viel  grösserer 
Sparsamkeit  in  der  Be.*ichaffuDg  und  Verwendung  der  Mittel.') 
Ebenso  ermöglicht  sie  eine  geordnete  Besteuerung  und  damit 
die  beste  organische  Verbindung  zwischen  der  staatlichen  Gemein- 
wirthschaft  und  den  Privatwirthschaften.^)  Sie  verdient  somit  volks- 
wirthschaftlich,  trotz  der  nicht  zu  läugnenden  Gefahr  einer  über- 
triebenen Ausdehnung  in  einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  im  Militär- 
wesen,  den  Vorzug  und  entspricht  den  Bedürfnissen  der  höher  ent- 
wickelten Volkswirthschaft.  Jene  Gefahr  aber  muss  vornemlich 
wieder  durch  eine  ordentliche  constitutionelleBudgetwirth- 
schaft  und  mehr  noch  durch  ein  richtiges  Erziehungs-  und 
Unterrichtssystem  beschworen  werden. ^) 


^)  Vergl.  Beispiele  in  meiner  Abhandl.  Reiclisünanzweseii  a.  a.  0.  S.  121, 
125  fi.,  141  ff: 

«)  Eb.  S.  121  ff.  —  Kau-Wagner,  Fin.  I.,  §.  72b,  bes.  S.  IW  der  Vergleich 
zwischen  Preusseii  und  Nordanierica. 

'jGainbetta's  Kriegsführung  1870  —  71!  Nordamerica  im  Bürgerkrieg.  S. 
V.  Hock,   Fin.  Nordamerica's  Stuttg.  186(j,  S.  442  li'. 

*)  L.  Stein,  Heerwesen  S.  26  fl'.,  ist  etwas  zu  leicht  über  die  Schwierigkeiten 
der  Militarfinanzen  hingegangen.  Daher  wohl  auch  das  mangelnde  Verständniss  für 
eine  grade  kriegsfinanziell  so  wichtige  Function  einer  (so  sparsamen!)  Einrich- 
tung wie  der  Staatsschatz  (Finanzwissensch.  rJ.  Aufl.  S.  194).  Vergl.  dagegen  Rau- 
Wagner,  §.  83  il. 

^)  Das.  was  Plato  so  tiefsinnig  durch  die  sorgfältige  Erziehung  der  „Wächter" 
in  seinem  „Staate"  erreichen  wollte,  ist  heute  eben  wegen  des  Präventivsystems  und 
der  stehenden  Heere  ein  grösseres  practisclies  Bcdürfniss  als  jemals.  Sein  System 
(II.,  Kap.  11  ff.'i  ist  auch  ein  System  geregelter  Prävention  grade  gegenüber  aus- 
wärtigen Kriegen.  Bei  aller  Uebcrspanntheit  des  socratisch  -  i)Iaton.  Staudpuncts  im 
..Staate"  sind  die  Anschauungen  in  diesem  Puncto  wieder  von  ewigem  Werthe. 
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5.  Abschnitt. 
Die  Feststelluiio-  des  Bereichs  der  Staatsthätio-keit/) 

§.  184.  Aus  der  principiellen  ausschliesslichen  Uebertraguug 
des  Rechts-  und  Machtzwecks  auf  den  Staat  und  aus  den  Erfah- 
rungen hierüber  und  über  die  Thätigkeiten  des  Staats  zur  Durch- 
führung des  Cultur-  und  Wobifahrtszwecks  lassen  sich  für  die  Fest- 
stellung des  jeweilig  richtigen  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  fol- 
gende Bedingungen  und  Erfahrungsregeln  ableiten.  Um 
die  Formulirung  derselben,  wie  um  die  ganze  nationalökonomische 
Analyse  des  Staats  hat  sich  namentlich  Schäffle  Verdienste  er- 
worben. ^) 

1)  Die  allgemeine  Regel  lautet:  der  Staat  hat  diejenigen 
Thätigkeiten  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  seiner  Angehörigen 
selbst  zu  übernehmen,  welche  weder  die  Privatwirthschaften, 
noch  freie,  noch  andere  Zwangsgemeinwirthschaften  über- 
haupt oder  nur  weniger  gut  oder  kostspieliger  ausüben 
können. 

Die  Leistungen  im  Gebiete  des  Rechts-  und  Machtzwecks 
sind  auch  hiernach  wieder  principiell  dem  Staate  zu  über- 
tragen. Denn  dieser  kann  hier  allein  nach  dem  Erforderniss  der 
Einheit  und  der  einheitlichen  Handhabung  von  Recht 
und  Macht  das  Nothwendige  leisten.  Im  Einzelnen  ist  es  aber 
auch  hier  mitunter  zweifelhaft,  theils  ob  eine  bestimmte  Leistung 


')  Die  Ansichten  hierüber  gehen  nothwendig  nach  dem  rechtsphilosophischen, 
politischen  und  volkswirthschaftlicheri  Standpunct  auseinander.  Insofern  ist  auf  die 
allgemeine  Literatur  über  den  Staat,  namentlich  über  den  Staatszweck  zu  ver- 
weisen, s.  0.  die  Vorbemerk  zu  Kap.  4  S.  245.  Vergl.  besonders  Ahrens  a.  a.  0. 
Auf  jedem  Standpuncte  ergeben  sich  aber  Streitfragen  hinsichtlich  der  Grenzziehung 
für  die  Staatsthätigkeit  im  concreten  Falle,  wenn  an  und  für  sich  („im  Princip")  die 
Staatsthätigkeit  für  berechtigt  anerkannt  wird.  Für  die  richtige  objective  Entscheidung 
solcher  Streitfragen  lassen  sich  Regehi  aufstellen,  wie  dies  in  Abschn.  5  geschieht: 
ein  Punct.  welcher  grade  für  die  volks  wirths  chaf tliche  (und  fiuanz  wissen- 
schaftliche) Betrachtung  des  Staats  wichtig  ist  und  bisher  in  der  deutschen  volks- 
wirtbschaftlichen  Literatur  wohl  am  Besten  von  Schäffle  behandelt  wurde.  Ahrens 
a.  a.  0.  enthält  im  Einzelnen  trotz  seines  m.  E.  nicht  durchweg  ausreichenden  leiten- 
den Princips  (s.  o.)  viel  Vorzügliches,  besonders  11..  2S4  ff.  Sein  Versuch,  den  Staats- 
zweck qualitativ,  nicht,  wie  auch  im  Texte  von  mir  geschieht,  ijualitativ  und 
«luantitativ  zu  bestimmen,  ist  bcachtenswerth,  aber  doch  nicht  ganz  gelungen,  s.  II., 
2S4  vergl.  mit  :<01.  Für  das  Ausland  (England,  Frankreich)  ist  der  Standpunct  W. 
v.  Humboldt's  noch  heute  ziemlich  massgebend,  wie  z.  B.  J.  St.  Mi  11  zeigt. 

'^'i  Schäffle.  gesellsch.  Syst.  2.  Aufl.  bes.  Kap.  20,  31  lt.,  namentlich  §.  IS.n, 
199,  mit  m.chrfach  m.  E.  recht  glücklichen  Formulirungeu  der  Grundsätze,  wovon  im 
Texte  in  einigen  Puncten  unmittelbar  (jebrauch  gemacht  wurde.  S.  sonst  auch  R.  v. 
Mohl,  Polizeiwiss.  3.  Aufl.  I.,  §.  'S  ff.  Vergl.  ferner  für  Einzelnes  Laspeyres" 
Art.  Staatswirthschaft  im  Staatswörterb.  X. 
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grade  allein  zum  Gebiete  dieses  Rechts  zwecks  gehört,  theils  ob 
der  Staat  direct  und  allein  sie  ausüben  oder  die  Ausübung 
etwa  andren  Wirthschaften  tibertragen  soll.  Noch  schwieriger  wird 
die  Entscheidung  bei  Leistungen,  welche  zur  Durchführung  des 
Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks  gehören,  bei  diesen  muss  ge- 
wöhnlich ein  Zusammenwirken  der  verschiedenen  Wirth- 
schaftsarten  vorkommen. 

2)  Für  die  Staatsthätigkeit  spricht  nun  in  solchen  einzel- 
nen Fällen  die  Vermuthung,  wenn  besonders  folgende  vier 
Bedingungen  vorliegen:^)  nemlich  wenn  die  tüchtige  Her- 
stellung (Production)  der  betreffenden  Leistung  von  der 
möglichsten  zeitlichen  Nachhaltigkeit,  räumlichenAus- 
dehuung  und  Einheitlichkeit  oder  selbst  Ausschliess- 
lichkeit der  erforderlichen  Thätigkeit  abhängt,  und  wenn  die 
Benutzung  (Consumtion)  der  Leistung  entweder  unver- 
meidlich, nach  der  Natur  der  letzteren,  eine  gemeinsame 
ist,  oder  ohne  besondre  Schwierigkeiten  zum  Vortheil  Vieler  und 
mit  wenig  oder  gar  nicht  vergrösserten  Kosten  eine  gemeinsame 
werden  kann:  die  Leistung  auch  so  beschaffen  ist,  dass  sie  einer 
Mehrzahl  Einzelner,  jedem  in  u n m es s barem  Grade,  zu  Gute 
kommt. 

§.  185.  Die  zeitliche  Nachhaltigkeit  und  die  räum- 
liche Ausdehnung  einer  Thätigkeit  ins  Auge  zu  fassen,  ist 
recht  eigentlich  Sache  des  Staats.  Er  ist  für  unbegrenzte 
Dauer  berechnet  und  souverän  in  seinem  Gebiete,  er  umfasst 
nicht  nur  die  jetzt  lebende  und  wirkende  Generation,  sondern  das 
Volk  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung,  nicht  nur 
die  hier  und  dort,  sondern  die  überall  in  seinem  Gebiete  lebenden 
Menschen.  Daher  ist  der  Staat  auch  der  geborene  Vertreter  aller 
Derjenigen,  welche  sich  nicht  selbst  zu  schützen,  ihre  Interessen 
nicht  wahrzunehmen  vermögen  (§.  143):  der  unerwachsenen  und 
der  greisen  Generation,  der  zukünftigen  Geschlechter,  der  abseits 
vom    grossen     Verkehr    Lebenden,^)    der    im    Concurrenzkampf 


•'')  Zuui  Tlieil  wörtlich  nach  Schäffle,  besonders  §.  185,  199.  Er  kommt  zu 
der  Erörterung-  nur  von  einem  etwas  anderen  Gesichtspuucte  aus:  er  will  nemlich  die 
Umstände  nachweisen,  „unter  welchen  die  Tauschconcurrenz  nicht  durchaus  der 
höchsten  Wirthschaftlichkeit  dient,  also  ökonomisch  oder  auch  natürlich  ausge- 
schlossen ist",  S.  345. 

*)  Ein  wichtiger  Punct  im  Grossstaat,  wo  mit  vollem  Eechte  öfters  mit 
Staatsmitteln,  d.  h.  mit  den  Mitteln  der  (lesammtheit  und  daher  mit  einem  verhält- 
nissmässig  bedeutenderen  Beitrag  der  reicheren,  steuerfähigeren  Landestheile  die  He- 
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►Schwächereu.  Der  Staat  wird  daher  besonders  passend  da  eintreten, 
wo  eine  einzel-,  namentlich  eine  pri  vatwirthschaftliche  Produc- 
tionsart  einseitig  bloss  das,  oft  auch  nur  augenblickliche,  Interesse 
des  Wirthschaftssubjects  wahrnimmt,  auf  Kosten  dauernder 
allgemeiner  Interessen  und  zum  Schaden  der  eben  genannten 
Elemente  des  Volks.  Er  wird  theils  die  Leistung  ganz  auf  sich 
nehmen,  theils  die  bezügliche  Thätigkeit  der  anderen  Wirthschaften 
regeln  und  controliren,  um  diese  nachtheiligen  Folgen  zu  verhüten. 
Am  Noth wendigsten  ist  dies  in  jenen  besonders  wichtigen  Fällen, 
wo  eine  systematische  zeitliche  Aneinanderreihung 
und  räumliche  Ausdehnung  der  organischen  Einrichtungen 
zur  Productionsthätigkeit  die  Vorbedingung  des  Erfolgs  dieser 
letzteren  überhaupt  oder  doch  ihres  grösseren  Erfolges  ist. 

Die  Herstellung  und  Wahrung  der  Rechtsordnung,  die 
Gewährung  von  Rechtsschutz,  besonders  nach  dem  Präventiv- 
princip,  erweist  sich  auch  nach  diesen  Gesichtspuncten  wieder  als 
das  Hauptgebiet  unmittelbarer  und  ausschliesslicher 
Staatsthätigkeit.^)  So  werden  im  präventiven  Wehrsystem 
die  Bewohner  des  ganzen  Staatsgebiets  und  die  ganze  Reihe 
gewisser  Altersclassen  systematisch  für  den  sonst  nicht  zu  erreichen- 
den grossen  Zweck  verbunden.  So  dehnt  sich  die  Justiz-  und 
Polizeiorganisation  über  das  ganze  Land  aus  und  gewährt 
dadurch  erst  die  Bürgschaft  für  ihre  durch  den  Zweck  der  Institu- 
tion verlangte  genügende  präventive  und  repressive  Leistung  (Ge- 
gensatz zu  Asylrechten  u.  dgl).  So  verhütet  der  Staat  mit  der 
Beschränkung  oder  dem  Verbote  der  Kinderarbeit  in  den  Fabriken, 
mit  den  Vorschriften  über  gewisse  Vorkehrungen  gegen  Gefahren 
(sanitäre  Massregeln  u.  s.  w.)  die  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  zu 
Gunsten  des  momentanen  Vortheils  der  Arbeitgeber,  aber  auf  Kosten 
des  physischen,  sittlichen  und  geistigen  Wohls  der  schutzlosen  un- 
teren Classen  und  der  heranwachsenden  und  zukünftigen  Genera- 
tionen des  Volks. 


bung  ron  ärmeren,  in  der  Entwicklung  zurückgebliebenen  Theilen  des  Gebiets  erfolgt. 
Ein  in  Preussen  mehrfach  zwischen  den  politischen  Parteien  und  den  Vertretern 
des  Westens  und  Ostens  erörterter  Punct.  so  noch  im  Sommer  1ST5  bei  (ielcgenheit 
der  Debatte  im  Landtage  iu  Betreff  der  Cebemahme  der  Berliner  Nordbahn  und  der 
Pommerschen  Centralbahn  auf  den  Staat,  wo  besonders,  wie  schon  früher  [/..  B.  in 
■1er  Frage  des  preussischen  Vertrags  mit  dem  Füi-stenthum  Waldeck)  Stimmfuhrer  der 
Fortschrittspartei  (Abg.  Eicht  er)  den  dem  im  Text  vertretenen  gegnerischen  Stand- 
pnnct  einnahmen. 

*)  Daher  z.  B.  beim  Oebergang  vom  Staatenbund  zum  Bundesstaat,  wie  jungst  bei 
uns,  vor  Allem  das  Militarwesen  Beichssache. 
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Aber  auch  viele  wichtige  Fälle  der  Staatsthätigkeit  im 
Gebiete  der  Cnltur-  und  Wohlfahrtsförderung  sind  mit 
Rücksicht  auf  die  nöthige  zeitliche  Nachhaiti gkeit  und 
räumliche  Ausdehnung  der  Leistungen  geboten.  So  erfolgt 
in  der  Uebernahme  der  Forsten  in  Eigenthum  und  Verwaltung 
des  Staats  und  in  der  Gesetzgebung  und  Controle  über  Privat- 
forsten")  und  Gewässer  sowie  in  derjenigen  über  den  Berg- 
bau, die  Jagd,  die  Fischerei  die  Wahrnehmung  der  Interessen 
der  künftigen  Geschlechter.  So  werden  in  der  staatlichen  Für- 
sorge für  die  systematische  räumliche  Ausdehnung  des  Strassen- 
netzes,  der  Verkehrsanstalten,  der  Schulen,  der  Einrichtungen 
im  Gebiete  des  Humanitäts-,  Armen  ,  Medicinal-,  öffent- 
lichen Gesundheitswesens  u.  s.  w.  die  Interessen  der  Be- 
wohner aller  Theile  des  Staatsgebiets  und  aller  socia- 
len Classen  gleichmässiger  wahrgenommen. '> 

§.  186.  Viele  Leistungen  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
des  Volks  erheischen  ferner  eine  einheitliche  oder  selbst  eine 
ausschliessliche  Leitung  durch  ein  Wirthschaftssubject,  theils, 
weil  nur  so  das  betreffende  Gut  ordentlich  herzustellen  ist,  —  der 
Hauptfall  ist  wieder  die  Rechtsordnung  — ,  theils  weil  gleich- 
falls nur  so  oder  doch  so  am  Besten  für  die  erforderliche 
Nachhaltigkeit  und  Ausdehnung  der  hergehörigen  Thätig- 
keiten  gesorgt  werden  kann,  wie  in  vielen  der  vorher  genannten 
Fälle.  Zur  ausschliesslichen  Uebernahme  einer  Leistung  in 
der  Volkswirthschaft  erscheint  der  Staat  allein  berechtigt,  zur 
einheitlichen  Leitung  er  am  Besten  berufen. 

Demgemäss  ergiebt  sich  wiederum  nach  diesem  Gesichtspuncte 
eine  wichtige  Regel  für  die  Bestimmung  des  Bereichs  der  Staats- 
thätigkeit: wo  durch  die  Natur  der  Leistung  eine  aus- 
schliessliche oder  einheitliche  Leitung  von  einer 
Hand  aus  geboten  oder  sehr  zweckmässig  ist,  gleich- 
zeitig aber  die  Uc  berlassung  dieser  Leitung  an  Andre, 


*)  Gesetzg-ebung  über  Schutz  Waldungen,  wie  die  neueste  preussische 
(1S75»,  —  ein  wichtiger  principieller  Einschnitt  in  das  theoretisch  und  geschichtlich 
falsche  und  practisch  unhaltbare  „absolute  Privateigcnthum" ! 

'')  Es  ist  bezeichnend,  wie  daher  grade  auf  diesen  Gebieten  der  moderne  Staat 
Thätigkeiten  immer  mehr  an  sich  zieht,  welche  früher  etwa  den  Gemeinden  und  Pri- 
vaten mehr  überlassen  waren.  Neben  dem  Militärwesen,  der  obersten  Gerichtsorgani- 
sation, sind  es  gleichfalls  die  genannten  Gebiete,  wo  die  Centralgewalt  des 
Bundesstaat  gegenüber  den  Particularstaafeu  mannichfach  ihre  Competenz  be- 
gründet; Deutsches  Reich,  z.  Th.  auch  Schweiz. 
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besonders  an  Privatwirthschaften,  wesentliche  Be- 
denken bietet,  weil  leicht  ein  Gewaltmissbrauch,  ein 
factisches  Monopol  eintritt  oder  ein  rechtliches 
nöthig  wird,  und  anderseits  die  Staatscontrole  die 
daraus  hervorgehenden  Gefahren  nicht  genügend 
ausschliesst,  da  wird  die  Staatsthätigkeit  am  Platze 
sein.  So  wiederum  vor  Allem  im  Gebiete  des  Rechtsschutzes 
im  Zusammenhang  mit  der  Verwirklichung  der  Rechtsidee  überhaupt. 
So  aber  auch  öfters  im  Verkehrswesen:  bei  Eisenbahnen,  Posten, 
Telegraphen;  im  Geld-  und  Münzweseu;  z.  Th.  im  Bankwesen, 
besonders  im  Zettelbankwesen;  im  Schulwesen:  Staats-  statt 
Kirchenschulen  u.  dgl.  m.,  keine  kirchlichen  Universitäten.^) 

§.  187.  Die  Natur  der  Leistungen  für  manche  Arten  der  Be- 
dürfnissbefriedigung bringt  es  mit  sich,  dass  Einzelnen  die 
Theilnahme  an  dem  betreffenden  Vortheil  oder  Genuss  (die 
Consumtion)  nicht  vorzuenthalten  ist,  wenn  die  Leistung 
überhaupt  einmal  erfolgt.  Die  Herstellung  der  Leistung  macht  hier 
ferner  öfters  Kosten,  welche  wenig  oder  gar  nicht,  jedenfalls 
nicht  im  Verhältniss  des  grösseren  Umfangs  der  Theilnahme 
an  den  Vortheilen  der  Leistung  wachsen.  Die  Vortheile  lassen  sich 
für  den  Einzelnen  auch  nicht  genau  messen,  ein  Tausch- 
werthan schlag  dafür  erscheint  unausführbar.  Hier  ist  dem- 
gemäss  das  gemeinwirthschaftliche  Princip  der  Bedürfniss- 
befriedigung angebracht:  gemeinsamer  Cousum,  bez.  freie 
Consumtion  für  den  Einzelnen,  aber  gemeinwirthschaft- 
liche  Production  der  Leistungen  mittelst  Beiträgen  oder 
Steuern.  Der  Staat  selbst  wird  aber  hier  wieder  passend 
solche  Leistungen  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Bevölke- 
rung übernehmen,  bei  welchen  gleichzeitig  jene  drei  andren,  vorher 
erörterten  Bedingungen  vorliegen.  Das  Gebiet  des  Rechts- 
schutzes erseheint  auch  hiernach  als  wahre  Staatsangelegen- 
heit, denn  nach  der  Idee  des  Rechts  muss  Allen  der  Vortheil  des 
Rechtsschutzes  zu  Theil  werden.  Dieselbe  judicielle,  polizeiliche, 
militärische  Thätigkeit  vermag  dann  aber  auch  innerhalb  gewisser 
Grenzen  ohne  oder  nur  mit  relativ  kleiner  Kosten  Steigerung 
einer  grösseren  Anzahl  Personen   zu   Gute   zu   kommen. '-')     In 


•*)  Die  Bemerkung  der  vor.  Anm.  trifft  hier  wiederum  zu. 

*)  Hier  liegt  auch  ein  bekannter  wichtiger  ökonomischer  Vortheil  der  Arbeits- 
theilung  vor:  indem  sich  eine  kleinere  Anzahl  Personen  berufsmässig  ans- 
schliesslich  und  vollständig  einer  Arbeit  (z.  B.  dem  Militärdienst  das  Heer,  dorn  Post- 
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letzterer  Beziehung  ist  zu  beachten,  dass  auch  die  für  Repression 
bestimmten  Einrichtungen,  wie  Justiz  und  Polizei,  nicht  bloss  Dem 
jenigen  nützen,  welcher  zu  seinen  Gunsten  eine  Repressivthätigkeit 
des  Staats  erlangt,  sondern  indirect  allen  Anderen,  welchen 
dies  Bedürfniss  wegen  der  präventiven  Wirkung  jener  Einrichtungen 
erspart  bleibt.^**)  Auch  andre  Leistungen,  wie  die  Herstellung  und  der 
Betrieb  von  Schulen,  Verkehrsanstalten  eignen  sich  wegen  der 
Vortheile,  an  denen  ausser  den  Benutzern  mehr  oder  weniger  die 
ganze  Bevölkerung  Theil  nimmt,  besonders  für  die  Uebernahme 
durch  den  Staat.  ^^) 

§.  188.  Die  richtige  Entscheidung,  ob  Staats-  ob  Thätigkeit 
einer  andren  Wirthschaft,  besonders  einer  Privatwirthschaft  ein- 
treten soll,  wird  freilich  durch  die  Natur  des  Staats  selbst  und 
seiner  Leistungen  auch  im  einzelnen  Falle  erschwert.  Denn  der 
Staat  steht  kraft  seiner  Souveränetät  hinsichtlich  der  Bestim- 
mung seiner  Leistungen  und  kraft  seiner  F  in  an  z  höh  ei  t  hinsicht- 
lich der  Mittelbeschatfung  zur  Kostendeckung  ausserhalb  der 
freien  Concurrenz.  Er  kann  also  auch  unpassende  Thätig- 
keiten  übernehmen  und  festhalten  oder  übermässige  Kosten  dafür 
verwenden,  ohne,  wie  die  Privatwirthschaft,  durch  Absatzmangel 
oder  zu  theure  Production  und  zu  hohe  Preise  zur  Einstellung  seiner 
Thätigkeit  gezwungen  zu  werden.  Die  Regierung,  als  Wirthschafts- 
subject,  wird  ferner  leicht  geneigt  sein,  die  Bedeutung  oder  den 
Werth  ihrer  Leistungen  zu  überschätzen,  ihre  Thätigkeiten  zu  weit 
auszudehnen,  zu  sehr  nach  alter  Schablone  auszuführen,  unpassend 
alte  Thätigkeiten  beizubehalten,  statt  sie  ganz  einzustellen  oder  sie 
andren  Wirthschaften  zu  überlassen.  Die  Eigenthümlichkeit  der 
meisten  Staatsleistungen,  um  die  es  sich  handelt,dielmmaterialität, 
die  specielle  Unverkäuflichkeit,   die  Art  der  Herstellung 


dienst  die  Postbeamtenscliaft  u.  dergl.  in.)  widmet,  producirt  sie  das  betreffende  Gut 
oder  die  Dienstleistung  im  erforderlichen  Umfang  und  möglichst  gut  und  ökonomisch 
und  nimmt  gleichzeitig  allen  Anderen  die  bezügliche  Arbeit  ganz  ab ,  so  dass  eine 
grossartige  0 e k 0 n 0 m i c  der  Kräfte  und  eine  allseitig  bessere  Ausnutzung 
der  Kräfte  im  höchsten  volkswirthschaftlichen  Interesse  vom  Productionsstandpunctc 
aus  erfolgt.  Man  denke  etwa  an  die  7,  sage  sieben  selbständigen  Postverwaltungen 
in  Hamburg,  an  deren  Stelle  erst  im  Norddeutsehen  Bunde  die  eine  deutsche  Ver- 
waltung tr.it. 

^")  Ein  wichtiger  Gesichtspunct  für  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Kosten  der 
Civiliustiz  von  den  Justizgebühren  gedeckt  werden  oder  die  Justiz  unent- 
geltlich fungiren  soll. 

")  Für  die  Frage  der  Unentgeltlich keit  und  anderseits  der  Höhe  des 
Schulgelds  der  öffentlichen,  besonders  der  niederen  Schulen  gilt  dasselbe  wie  für 
die  Frage  der  Deckung  der  Justizkosten. 
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vermittelst  eines  grossen  Aeraterorgaiiismus  erschwert  immer  und 
hindert  oft  gänzlich,  Wertli  und  Kosten  einer  einzelnen  Leistung 
genau  zu  bestimmen.  Berechnung  nach  dem  Tausch-  oder  Geld- 
werth  ist  gewöhnlich  ganz  ausgeschlossen.  ^^) 

Die  vollständige  Ueberwindung  aller  dieser  Schwierigkeiten 
für  die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  kann 
auch  durch  Benutzung  der  obigen  Regeln  natürlich  nicht  immw 
gelingen  und  tn  einzelnen  Fällen  werden  Fehler  hinsichtlich  der 
Bestimmung  der  Competenz  des  Staats  stets  vorkommen.  Die 
zweckmässige  Organisation  der  constitutionellen  Bud- 
get wirthschaft  muss  in  dieser  Beziehung  auch  wieder,  nicht  als 
das  ausreichende,  aber  als  ein  principiell  richtiges  und  be- 
währtes Hilfsmittel  zur  Lösung  der  Aufgabe  bezeichnet  werden. ^^) 

Günstig  ist  dabei  der  Umstand,  dass  es  sich  bei  der  Fest- 
stellung des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  der  Einrichtung  des 
Verwaltiingssystems,  nach  welchem  diese  Thätigkeit  ausgeführt,  die 
Staatszwecke  verwirklicht  werden,  nicht  um  einen  vollständigen 
Neubau,  sondern  höchstens  um  einen  Um-  und  Weiterbau  zu 
handeln  pflegt.  Bei  diesem  ist  die  Masse  der  altüberkomme- 
nen Staatsleistungen  gar  nicht  in  Frage. ^^)  Die  Einschränkung 
oder  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  und  die  Aenderung  des  Verwal- 
tungssystems im  einzelnen  Falle  wird  dann  doch  immer  bei  einiger 
Fähigkeit,  Tact  und  gutem  "Willem  der  Regierung  und  der  Volks- 
vertretung leichter  richtig  entschieden  werden.  Die  geordnete 
Herbeiziehung  der  übrigen  autonomen  räumlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaften,  der  Provinz,  des  Kreises,  der  Gemeinde,  zur  Mit- 
wirkung und  die  Ausbildung  der  Selbstregierung  und  des 
Ehrenamtssystems,  soweit  es  sich  bewährt,  ferner  die  gute 
Einrichtung  des  Vereinswesens,  der  Gesetzgebung  über  Erwerbs-, 
besonders  Actiengesellschaften  hebt  weitere  Schwierigkeiten.  Die 
Sphäre  der  Privatwirthschaften  wird  dann  auch  im  Grossen  und 
Ganzen  richtig  bestimmt,    nicht  zu  sehr  eingeschränkt,   nicht   zu 


'*)  Vergl.  Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch.,  Staatswörterb.  X.,  76  ff.  und  passim 

^^  Schäffle,  ges.  Syst.  2.  Aufl.  §.  2U5,  21ö. 

")  Darin  liegt  die  principielle  Begrandung  der  Forderung  einer  Trennung  eines 
stabilen  und  wandelbaren  Bud?ets  und  der  Ausscheidung  des  ersteren  aus  der 
jährlichen  parlamentarischen  Bewilligung,  nach  englischem  Vorgänge.  S.  Ran- 
Wagner,  Ein.  I.,  §.  41  d  und  die  dort  citirte  Literatur,  zu  der  besonders  noch  nach- 
zutragen ist:  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl.,  Berl.  186T,  IL,  7t)6  tf.,  S41  ff., 
und  ders.,  Budget  a.  Gesetz  nach  d.  constitut.  Staatsrecht  Englands  mit  Rücksicht 
auf  d.  deutsche  Reichsverfass.,  Berl.  1*>07. 
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weit  ausgedehnt  werden,  aber  nothwendig  immer  wieder  von  Zeit 
zu  Zeit  Veränderungen  unterliegen. 

§.  189.  Die  Tliätigkeiten  des  Staats  müssen  durch  eine  be- 
sondere Art  von  Arbeitern,  durch  das  Beamtenthum  ausgeflihrt 
werden.  ^^)  Die  Leistungsfähigkeit  dieses  Beamtenthums  ist 
daher  endlich  auch  noch  ein  hochwichtiger  Punct,  welcher  bei  der 
Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  und  bei  der  Einrich- 
tung des  Verwaltungssystems  mit  berücksichtigt  werden  muss.  Diese 
Leistungsfähigkeit  hängt  zum  Theil  von  dem  System  der  Be- 
setzung der  Staatsämter,  besonders  im  sogen.  Civildienst, 
selbst  wieder  ab,  zum  Theil  ist  sie  auch  bei  ein  und  demselben 
Beamtensystem  vom  Stande  der  Cultur  und  der  Sittlichkeit 
und  Sitte  des  ganzen  Volks  und  Zeitalters  mit  abhängig.  Je 
mehr  es  gelingt,  ein  den  Verhältnissen  einer  Zeit  und  eines  Landes 
besonders  richtig  angepasstes  Beamtensystem  auszubilden  und  je 
tüchtiger  dieses  unter  dem  Einfluss  richtiger  Erziehung  und  günstiger 
Cultur-  und  Sittenzustände  fungirt,  desto  grösser  ist  natürlich  die 
Leistungsfähigkeit  des  Beamtenthums  und  desto  mehr  Aufgaben 
können  ihm  und  somit  dem  Staate  gestellt  werden.  Hebung  des 
Beamtenthums  in  technischer  und  geistiger  Fähigkeit,  in 
sittlicher  Integrität,  in  unabhängiger  Gresinuung  neben 
voller,  vom  Staatsdienst  geforderte!-  Subordination  wird  damit 
zu  einer  weiteren  wichtigen  Voraussetzung  der  erfolgreichen  exten- 
siv und  intensiv  gesteigerten  Staatsthätigkeit.  ^*')  Die  Einrichtung 
des  Systems  der  Besetzung  öffentlicher  Aemter  erhebt  sich 
dadurch  zu  einer  hochwichtigen  Aufgabe  für  das  Staatsleben  und 
für  die  Volkswirthschaft  und  ist  nicht  nur,  was  oft  zu  einseitig 
beachtet  wird,  von  Bedeutung  für  die  im  engeren  Sinne  politische 
(d.  h.  formal-politische)  Seite  des  Staatslebens  und  für  die  persön- 
liche Stellung  der  Beamten. 

Unter  den  Hauptsystemen  der  Besetzung  öffentlicher  Aemter 
in  den  modernen  Staaten  zeichnet  sich  das  in  Deutschland  ge- 
schichtlich  eingebürgerte,   auch   in    anderen   Ländern   bemerkens- 


'^)  S.  darüber  die  Literaturnachweise  oben  in  Aum.  4  zu  Abschn.  4,  §.  182, 
S.  279,  besonders  Mo  hl.  Im  Folgenden  war  eine  Wiederholung  der  Erörterungen  in 
meiner  Bearbeitung  der  Finanzwiss.  §  53  tf.  unvermeidlich:  sie  gehören  systematisch 
aber  auch  richtiger  in  diesen  grundlegenden  Theil. 

^'^)  Auch  in  dieser  Frage  nuiss  wohl  wieder  mehr  an  antike  Ideen,  wie  in 
P 1  at  0 '  s  „Staat",  angeknüpft  werden.  Der  Punct  der  richtigen  Staatsdiener  er  z  i  eh  u  n  g 
ist  bei  uns  noch  nicht  genügend  untersucht  worden,  was  Civil-  und  was  Militärdienst 
anlang-t  i^Frage  der  Cadettenhiiuser !). 
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werther  Weise  grade  für  Richter  gleichfalls  übliche,  besonders 
durch  die  Leistungsfähigkeit  des  Beamtenthums  aus.  Es  be- 
steht darin,  dass  berufsmässige  Organe  nach  Erfüllung  gesetz- 
licher Vorbedingungen,  durch  welche  die  Geeignetheit  zur  Bekleidung 
eines  Staatsamts  nachgewiesen  werden  soll,  in  systematischer  Ord- 
nung vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  zu  besoldeten  Aemtern  er- 
nannt werden.  Die  Ernennung  giebt,  sofort  oder  nach  einer  Probe- 
zeit, einen  Rechtsanspruch  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez. 
auf  dessen  Besoldung  (Gehalt),  theils  für  die  Lebenszeit,  theils 
für  bestimmte  läugre  Perioden,  worauf  alsdann  Anspruch  auf  Ruhe- 
gehalt (Pension)  eintritt.  ^^) 

Die  Kostspieligkeit  dieses  Systems  ist  nur  ein  scheinbarer 
Nachtheil  verglichen  mit  andren  Systemen. ^^)  Solche  sind:  besoldete 
Berufsbeamte  ohne  Recht  auf  das  Amt  (Frankreich);  für  kür- 
zere Zeit  durch  Volkswahl  (direct  oder  indirect)  ernannte  besoldete, 
nicht  nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz,  Nord- 
america);  freiwillig  und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich 
dienende,  gleichfalls  nicht  immer  berufsmässig  ausgebildete  Beamte 
wenigstens  für  gewisse  Aemter,  meist  auf  Zeit:  System  der  Ehren- 
ämter. ^^)  Die  Verbindung  des  letzteren,  soweit  es  geht, 2°)  mit  dem 
deutschen  System  der  Aemterbesetzung,  welches  aber  nothwendig 
vorwiegt,  bietet  wohl  in  unserer  Zeit  die  beste  Bürgschaft  für  ein 
leistungsfähiges  Beamtenthum,  welchem  immer  mehr  und  grössere 
Aufgaben  des  Staats  zur  Ausführung  übertragen  Averdeu  können. 

§.  190.  Im  Vorausgehenden  ist  der  Staat  in  seiner  univer- 
salen Bedeutung  für  die  Volkswirthschaft  betrachtet  worden,  jenem 
Standpuncte  gemäss,  wonach  wir  es  in  der  Volkswirthschaftslehre 
zu  thun  haben  mit  der  Volkswirthschaft  staatlich  organi- 
sirter  Völker  (§.  53,  116).  Nach  dieser  allgemeinen  Wür- 
digung des  Staats  und  der  generellen  Feststellung  seines  Bereichs 
müssen  in  der  systematischen  VojJiswirthschaftslehre  folgende  vier 
vom  Staate  zu  lösende  Aufgaben  noch  specieller  untersucht  werden : 


")  Eingehende  principielle  und  systematische  Behandlung  der  Bcsoldungs- 
politik  im  Staatsdienste  in  meiner  Bearbeitung  der  Finanzwissensch.,  Kau- 
Wagner,  I.,  §.  57  11'. 

'")  Eb.  §.  55. 

^"j  Wir  Deutschen  werden  mit  Ivecht  doch  aucli  an  die  Ehren-Beamten  höhere 
Anforderungen  hinsichtlich  der  Berufsbildung  stellen.  Vergi.  Königs,  zur  Ausbildung 
und  Stellung  der  Beamten  in  Preussen,  Berl.  1S75. 

'^")  Eine  enge  Grenze  liegt  u.  A.  schon  in  dem  unentbehrlichen  und  stets  steigen- 
den Bedarf  technisch  gebildeter  Beamten,  „die  selbstredend  am  Wenigsten  durch 
die  Selbstverwaltung  ersetzt  werden  können",  Königs  a.  a.  0.  S.  8. 

A.  Watfuer,  Volkswiitlisi-liaitslfiliie.     [.  ly 
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1)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des 
allgemeinen  wirtlischaftlichen  Verkehrsr echts,  d.  h. 
auf  die  Regelung  der  grossen  Eechtsinstitute  der  persönlichen 
Freiheit  (nach  principieller  Beseitigung  aller  Zustände  der  per- 
sönlichen Unfreiheit)  und  des  Eigenthums,  bez.  der  ge- 
sammten  Eigenthumsordnung,  einschliesslich  des  Erbrechts 
(§.  123  — 125):  jener  Verhältnisse  des  öffentlichen  und  des  Privat- 
rechts, welche  die  Rechtsbasis  auch  des  privatwirthschaft- 
lichen  Verkehrs  bilden.  Die  Untersuchung  der  dem  Staate  auf 
diesem  Gebiete  grade  nach  dem  volkswirthschaft liehen  Ge- 
sichtspuncte  obliegenden  Aufgabe  erfolgt  im  nächsten  (5.)  Kapitel 
der  Grundlegung. 

2)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des 
speciellen  wirthschaft liehen  Verkehrsrechts,  d.  h.  auf 
die  Regelung  der  Rechtsordnung  der  einzelnen  grossen  Zweige  ins- 
besondere der  materiellen  Production  oder  auf  die  Normirung  der 
speciellen  wirthsc haftlichen  Berufsordnung  ist  näher 
zu  untersuchen  in  dem  zweiten  Haupttheil  des  Systems  der  po- 
litischen Oekonomie,  d.h.  in  der  sogen,  speciellen  (practischen) 
Volkswirthschaftlehre  (s.  u.  Kap.  6). 

3)  Mehrfach  ist  im  bisherigen  Verlauf  bereits  generell  die  Frage 
erörtert  worden,  ob  und  inwieweit,  wo  und  wann  theils  Zwangs- 
gemeinwirthschaften  überhaupt,  theils  insbesondere  der 
Staat  selbst,  als  wichtigste  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften, 
direct  die  Fürsorge  für  die  Herstellung  und  die  Vertheilung  von 
Gütern  neben  oder  auch  ausschliesslich  anstatt  anderer  Wirtbschafteu, 
namentlich  der  Privatwirthschaften  und  freier  Gemeinwirthschaften, 
in  volkswirthschaftlich  zweckmässiger  Weise  übernehmen  sollen. 
Diese  Frage  ist  s  p  e  c  i  e  1 1  für  die  e  i  n  z  e  1  n  e  u  in  Betracht  kommen- 
den Fälle  vornemlich  ebenfalls  in  dem  zweiten  oder  speciellen 
Theile  der  Volkswirthschaftslehre  genauer  zu  untersuchen.  Sie  muss 
aber  nach  ihrer  principiellen  Seite  auch  im  folgenden  Kapitel 
noch  mehrfach  berührt  und  nach  ihrer  finanziellen  Seite  in  der 
Finanzwissenschaft  erörtert  werden. 

4)  Die  Aufgabe  des  Staats  in  Bezug  auf  die  Führung  seiner 
eigenen  Productions-  und  Eiwerbswirthschaft,  d.  h.  der  Finanz- 
wirthschaft  oder  des  Staatshaushalts  (§.  170),  wird  im  dritten 
Theile  der  politischen  Oekonomie,  in  der  F  i  n  a  u  z  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a f t, 
untersucht. 


Fünftes  Kapitel. 

Das  allgeineiiie  wirthschaftliehe 
Verkelirsrecht, 


Vorbemerkung.  Vergl.  die  Vortemerkung  zum  4.  Kapitel  oben  S.  241; 
femer,  besonderi  für  die  Literatur,  die  ersten  Anmerkungen  zu  den  Haupt- 
abschnitten, in  welche  dieses  5.  Kapitel  wegen  seines  grösseren  ümfangs  ein- 
geiheilt  wurde,  und  Anm.   1  zum  4.  Abschnitt  des  1.  Hauptabschnitts  (§.  216). 

Der  bisherigen  systematischen  Nationalökonomie  ist  eine  zusammen- 
fassende Erörterung  über  das  wirthschaftliche  Verkehrsrecht  als  die 
Kechtsbasis  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  speciell  des  pripatwirthschaft- 
lichen  Systems  fremd,  sogar  in  noch  höherem  Grade  als  eine  solche  Erörterung  über 
den  Staat.  Auch  monographisch  ist  der  Gegenstand  dieses  Kapitels  wenigstens 
als  Ganzes  und  in  dem  organischen  Zusammenhange,  wie  es  hier  jetzt  ver- 
sucht wird  ,  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  noch  nicht  behandelt  worden. 

Darin  liegt  ein  Mangel  der  bisherigen  Nationalökonomie,  der  in  neuerer  Zeit, 
bei  dem  Hingen  nach  einer  mehr  socialrechtlichen  statt  der  bisherigen 
individualrechtlichen  und  einer  eigentlich  volkswirthschaftlichen  statt  der 
bisher  vorwaltend  privatwirthschaftlichen  Auffassung  auch  in  der  ökonomischen 
Theorie,  wohl  allgemeiner  empfunden  wurde,  besonders  seitdem  die  „sociale  Frage" 
nicht  mehr  nur  in  den  Büchern  der  älteren  Socialisten,  eines  St.  Simon,  Fourieru.  s.w. 
behandelt  ward ,  sondern  mächtig  an  die  Pforten  des  Staats  der  modernen  Erwerbs- 
gesellschaft schlägt. 

Die  Beseitigung  dieses  Mangels  oder,  positiv  ausgedrückt,  die  Herstellung 
einer  volkswirthschaftlich  haltbaren  Theorie  des  allgemeinen 
wirthschaftlichen  Verkehrsrechts,  als  der  Kechtsbasis  der  Volks- 
wirthschaft und  des  privatwirthschaftlichen  Systems  insbesondere,  ist 
die  grosse  und  schwierige  Aufgabe,  deren  Lösung  hier  für  die  systematische  National- 
ökonomie —  innerhalb  der  einem  Lehrbuch  noch  etwa  verstatteten ,  schon  ziemlich 
weit  gezogenen  Grenzen  —  in  diesem  .5.  Kapitel  versucht  wird.  Denn  um  mehr 
als  einen  Versuch  kann  es  sich  gegenwärtig  bei  dem  Mangel  geeigneter,  das  ganze 
Gebiet  umfassender  Vorarbeiten  noch  nicht  handeln. 

Dieser  Versuch  kann  bei  dieser  ofleukundigcn  Saclilage  von  vornherein  dem  Ein- 
wände begegnen,  dass  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  sei,  die  Lehre  vom  allgemeinen 
wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  in  die  systematische  Nationalökonomie  und  speciell  in 
die  Lehrbücher  aufzunehmen.  Hier  sei  Fertiges,  Festes  zu  geben.  Eine  solche 
Lehre,  soweit  sie  überhaupt  ein  Bedürfniss  der  Wissenschaft  der  politischen  Oekonomie 
sei,  was  noch  heute  vielfach  bestritten  werden  wird,  könne  vorläufig  höchstens  Gegen- 
stand nationalökonomischer  Monographie  sein. 

Das  Bedürfniss  der  monographischen  Behandlung  des  Gegenstandes  dieses 
.5.  Kapitels  wird  gewiss  derjenige  am  Bereitwilligsten  zugeben,  welcher  wie  der  Ver- 
fasser bei  seiner  Bearbeitung  die  grossen  sachlichen  Schwierigkeiten  des  Gegen- 
standes vollauf  erkannt  hat  und  durch  die  formellen  Schwierigkeiten,  den  riesigen 
Stoff  bereits  in  d  o  gm  a  t  i  scli  e  r  Wi'isc  und    im  Rahmen  eines  Lehrbuchs    zu 
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behandeln,  noch  mehr  beengt  worden  ist.  Der  grosse  Umfang  dieses  Kapitels  findet 
in  diesen  sachlichen  und  formellen  Schwierigkeiten  der  Bearbeitung  des  Stoffs  und  in 
dem  Mangel  ausreichender  monographischer  Vorarbeiten,  auf  welche  für  manches 
Weitere  hätte  hinge\?iesen  werden  können,  seine  Erklärung  und,  wenn  nur  der  Haupt- 
punct,  die  Aufnahme  dieserLehre  bereits  jetzt  in  die  systematische 
Nationalökonomie,  als  richtig  zugegeben  wird,  wohl  auch  seine  Entschuldigung. 

Was  aber  diesen  Hauptpunct  anlangt,  so  konnte  einer  systematischen  Dar- 
stellung der  politischen  Oekonomie  von  dem  in  diesem  Werke  vertretenen  und  in  diesem 
1.  Bande,  in  der  ,, Grundlegung"  besonders  zum  Ausdruck  kommenden  Stand- 
puncte  aus  ein  Kapitel  wie  dieses  fünfte  nicht  fehlen ,  welches  für  diesen  Standpunct 
mit  dem  3.  und  4.  Kapitel  zusammen  den  wissenschaftlichen  Eck-  und 
Grundstein  bildet.  Die  letzte  Eechtfertigung  8er  Aufnahme  der  Lehre  vom  allge- 
meinen wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  liegt  also  in  den  Grundanschauungen 
über  politische  Oekonomie,  wie  sie  in  diesem  Werke  und  speciell  in  der  Grund- 
legung vertreten  sind.  Der  Einwand  der  ünfertigkeit  jener  Lehre  geht,  wie  über- 
haupt, so  besonders  in  unserer  Wissenschaft  zu  weit:  welcher  Theil  des  Gebiets  der- 
selben kann  denn  auch  nur  mit  einigem  Eechte  als  „fertig"  bezeichnet  werden? 

Ein  Eingehen  auf  das  wissenschaftliche  Verkehrsrecht  ist  aber  auch  aus  einem 
practischen  Gesichtspuncte  gerade  in  der  Gegenwart  geboten:  der  Character  der 
heutigen  socialistischen  Bewegung  als  einer  gleichzeitig  politischen  lässt  sich  im  Ver- 
gleich mit  den  politischen  Beweguugen  der  französischen  Kevolutionsperiodo  einfach 
darin  finden,  dass  heute  die  Grundlagen  des  bestehenden  Privatrechts,  besonders 
das  Vertragsrecht,  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum,  das  Erbrecht, 
wie  ehedem  das  bestehende  öffentliche  Recht,  die  unumschränkte  königliche  Gewalt, 
die  bevorrechteten  Stände  u.  s.  w. ,  principiell  angegriffen  werden.  Jenes 
Privatrecht  ist  aber  die  Kechtsbasis  für  die  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  und  be- 
sonders des  privatwirthschaftlichen  Systems  (§.  123):  letztere  stehen  und  fallen,  bleiben 
und  verändern  sich  mit  jenem  Rechte.  Die  theoretische  Nationalökonomie  kann  und 
darf  ebensowenig  die  Volkswirthschaft  ohne  Rücksicht  auf  diese  Rechtsbasis,  wie  ohne 
Rücksicht  auf  den  Staat  betrachten.  In  beiden  Fällen  kommt  man  sonst  eigentlich  zu 
„undenkbaren  Zuständen".  Einfach  aber  etwa  das  gegebene  Recht  in  Betreff  des 
Personenstandes,  der  persönlichen  Freiheit  und  der  Eigenthumsorduung  als  gegebene 
Thatsachen  in  der  Nationalökonomie  noch -ferner  wie  bisher  hinnehmen,  ist  schon 
wegen  der  grossen  geschichtlichen,  zeitlichen  und  räumlichen  Wandelbarkeit  dieses 
Rechts  und  seiner  Institute  unzulässig. 

Ein  günstiger  Einiiuss  hinsichtlich  der  Behandlung  wenigstens  einzelner  Puncto 
des  wirthschaftlichf^n  Verkehrsrechts  in  der  Nationalökonomie  ist  wiederum,  wie  so 
Vieles,  dem  Socialismus  zu  verdanken. 

Die  ältere,  besonders  Smith'sche  Nationalökonomie  hat  die  persönliche  Unfreiheit 
grundsätzlich  nach  ihrer  rcchtspliilosophischen  Anschauung  verworfen,  aber  die  Un- 
freiheit selbst  nur  als  Arbeitssystem  geprüft  und  hier  zu  einseitig  verurtheilt. 
Schon  die  grosse  geschichtliche  Verbreitung,  der  lange  Bestand  von  Unfreiheitsver- 
hältnissen verschiedenster  Art,  von  der  Sclavcrei  bis  zur  Frohnpfiicht  und  Abgabe- 
pflicht,  musste  die  ökonomische  Verurtheilung  der  Unfreiheit  schlechtweg  als  irrig 
erscheinen  lassen,  von  der  grundsätzlichen  Vertheidigung  der  Institution  selbst  durch 
Philosophen  wie  einen  Aristoteles  ganz  abgesehen.  Die  persönliche  Freiheit 
wurde  sodann  von  der  Nationalökonomie  wie  von  der  Reilitspliilosuphie  einfacli  als  ein 
Axiom  betrachtet,  mit  welchem  in  einseitigster  Weise  operirt  wurde,  während  sie 
vollends  von  ihr  als  „Problem"  höchster  und  schwierigster  Art  hätte  aufgefasst 
werden  müssen  (§  2 IG).  Die  Nationalökonomie  opcrirte  wie  die  Philosophie  mit  einem 
abstract-absoluteu  Freiheitsbegriil'  für  das  Individuum  und  vergass  vollständig  die 
Consequenzen  zu  ziehen,  welche  auf  volkswirth schaftlichem  Gebiete  aus  der 
Maxime  der  Coexistenz  der  Individuen  unvermeidlich  hervorgehen  müssen.  Nur 
so  erklärt  es  sich ,  dass  die  Nationalökonomie  der  Smith 'sehen  Schule  mit  der  Her- 
stellung der  persönlichen  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  wenigstens  auf  dem  Rechts- 
gebicto  der  Freiheit  oder  des  Personenstandes  alles  Erforderliche  für  die 
Massen  erreicht  glaubte.  Alles  Weitere  erwartete  man  von  der  allgemeinen  volks- 
wirthschaftlichen  Hebung,  daher  möglichste  Zunahme  des  Kapitals,  „aus 
welchem  die  Massen  beschäftigt  werden",  und  der  Production,  „deren  Erzeugnisse 
sich  unter  das  Volk  als  Einkommen  vertheilen":  kein  grösseres  Durchschnittseinkommen 
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oline  vorherige  grössere  Production.  Höchstens,  dass  man  ausserdem  „Verbreitung 
der  Bildung"  für  das  ganze  Volk,  daher  selbst  Anwendung  öffentlicher  Mittel  dafür, 
Verbesserung  des  Schulwesens  u.  s.  w.  verlangte. 

Das  Bemerkenswertheste  bleibt,  dass  sich  bei  dieser  Auffassung  nicht  nur  die 
strenge  Smith'sche  Schule  und  etwa  deren  Vertreter  in  Deutschland,  die  älteren 
Nationalökonomen,  wie  Eau,  die  spätere  „deutsche  Freihandelsschule"  beruhigten, 
sondern  dass  selbst  Männer  einer  anderen  wissenschaftlichen  Richtung,  wie  von  der 
historischen  Koscher,  von  einer  schon  mehr  socialpoli tischen  Richtung,  J.  St.  Mill, 
darüber  nicht  hinausgekommen  sind.  Koscher  widmet,  wenn  auch  an  systematisch 
wohl  nicht  ganz  richtiger  Stelle,  nämlich  im  Buche  von  der  Production,  ein  vortreff- 
liches inhaltreiches  Kapitel,  das  vierte  {§.  67  ff.),  der  „Unfreiheit  und  Freiheit"  nach 
der  üeberschrift,  aber  das  Kapitel  handelt  eigentlich  nur  von  der  Unfreiheit 
und  vom  Debergang  aus  derselben  zur  Freiheit,  nicht  aber  von  der  Kechts- 
ordnung  der  letzteren  selbst,  als  ob  diese  ohne  Weiteres  aus  dem  Princip  oder 
Postulat  der  Freiheit  folge.  Natürlich,  dass  Koscher  in  seinem  Werk  vielfach  später 
auf  einzelne  Fragen  zu  sprechen  kommt,  welche  die  Rechtsordnung  der  persönlichen 
Freiheit  betreffen,  und  mit  dem  ihm  eigenen  eminenten  Tacte  des  Historikers  diese 
Fragen  nicht  nach  der  Schablone  der  Schule  der  freien  Concurrenz  löst.  Aber  die 
principielle  und  deshalb  zusammenfassende  Behandlung  der  Fragen 
fehlt  (s.  0.  Vorbem.  zu  Kap.  2,  S.  52).  Cnd  nicht  anders  bei  Mill.  Dieser  erörtert, 
immerhin  richtiger  als  in  der  Lehre  von  der  Production,  die  Institution  des  Eigen- 
thums  und  der  Sclaverei,  die  bäuerlichen  Halbpachtveriiältnissc  u.  s.  w.  in  der  Lehre 
von  der  Verth eilung,  und  stellt  hier  der  Concurrenz  das  Herkommen  als 
Regulator  zur  Seite  (B.  H,  Kap.  4).  Aber  zu  einer  principielleu  Behandlung  und  einer 
Formulirung  der  Lehre  von  der  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit 
aus  dem  politisch-ökonomischen  Standpuncte  gelangt  er  ebenfalls  nicht.  Ja,  selbst 
Schäffle,  der  für  die  naüonalökonomische  Grundlegimg  zumal  sonst  vielfach  Epoche 
machend  ist,  hat  hier  in  seinem  gesellschaftlichen  System  noch  wesentliche  Lücken, 
trotz  mancher  vortrefflichen  einzelnen  Ausführungen  über  Puncte  des  wirtbschafdichen 
Verkehrsrechts.  Sein  Socialismus  und  Kapitalismus  ergänzt  dieselben  noch  nicht.  Ob 
es  sein  neues  grosses  Werk  „Bau  und  Leben  des  socialen  Körpers",  Th.  1,  Tüb.  187.5 
in  der  für  das  nationalökonomische  Bedürfniss  erforderlichen  Weise  thun  wird,  muss 
noch  dahingestellt  bleiben.  Der  L  Band  enthält  nur  einzelnes  Hier  hergehörige.  Der 
ganze  Standpunct  des  Werks  lässt  aber  wohl  eine  Anwendung  der  allgemeinen  Gi-und- 
sätze  des  Verf.  auf  die  Fragen  von  Freiheit  und  Eigenthum  in  ähnlicher  Weise  wie 
in  diesem  Lehrbuch  erwarten.  Sonst  beschäftigen  sich  die  Nationalökonomen ,  si.'lbst 
Koscher  und  Schäffle,  noch  zu  einseitig  mit  blossen  Consequenzen  des 
Freiheitsprincips,  oder  mit  Consequenzen  der  fruien  Concurrenz ,  wie  Gewerbefreiheit, 
Handelsfreiheit,  Zinsfreiheit.  Freiheit  des  Grundeigenthums  u.  s.  w. ,  wobei  zu  wenig 
beachtet  wird,  dass  die  freie  Concurrenz  selbst  wieder  als  Consequenz  der  höheren 
Principicn  der  absoluten  Individualfreiheit  und  des  absoluten  Privateigenthums  erscheint 
(s.  §.  12.iV  Vgl.  für  weitere  Literatur  und  deren  Stellung  zu  den  angedeuteten  Puncten 
des  wirthschaftlicheu  Verkehrsrechts  die  Anm.  1  zu  Hauptabschnitt  1  und  die  Anm.  1 
zu  Abschn.  4  (S-  216^. 

Die  durchaus  individualistische  Auffassung,  welche  alle  Räsonnements 
der  Schule  der  freien  Concurrenz  durchdringt  und  nach  deutschen  Stimmführern  der- 
selben, wie  Prince-Smith.  durchdringen  soll  (§.  129),  bringt  es  dann  bei  der  Lehre 
von  der  wirthschaftlichen  Seite  der  persönlichen  Freiheit  mit  sich,  dass  selbst  für 
freie  Gemeinwirthschaften ,  wie  sie  aus  der  neueren  Associations- 
bewegung  hervorgingen,  mindestens  kein  ganz  sympathisches  Verständniss  grade  bei 
den  consequentestcn  Vertretern  der  Richtung,  wie  z.  B.  dem  ebengenanuten  Prince- 
Smith,  zum  Durchbruch  kommt:  mit  Recht  nicht.  weU  alle  gemeinwirthschaftliche 
Organisation  dem  abstracten  Begrilf  persönlicher  Freiheit  und  Unabhängigkeit  wider- 
spricht (§.  118,  151,  154\  Man  übersah  nur,  dass  von  solcher  Freiheit  im  „System 
der  freien  Contractc"  zwischen  social  und  ökonomisch  ungleich  stehenden  Per- 
sonen noch  viel  weniger  die  Rede  ist. 

Es  ist  nun  das  wissenschaftliche  Verdienst  des  Socialismus,  auf 
die  Bedingtheit  der  ökonomischen  Lage  des  Individuums  grade  durch 
das  bestehende  Recht  hingewiesen  zu  haben.  Während  nach  der  herrschenden 
Lehre,  wo  mau  dieses  Recht  einfach  als  gegebene  Thatsache  hinnahm,  das  Individuum 
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diese  Lage  sich  selbst  schafft,  wurde  gezeigt,  dass  diese  eigene  Thätigkeit 
des  Individuums  das  secundärc,  das  Kecht  (Unfreiheit,  Freiheit,  Gestaltung  der 
letzteren.  Eigen thumsordnung)  das  primäre  Moment  hierfür  sei.  Während  dieses 
Recht  bisher  meist  nur,  wenn  überhaupt,  so  in  seinem  Einfluss  auf  die  Production 
von  den  Nationalökonomen  betrachtet  worden  war,  wurde  nunmehr  sein  maassgebender 
Einfluss  auf  die  Verth eilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  nach- 
gewiesen. Daraus  aber  folgte  die  Noth wendigkeit  grade  einer  Prüfung  dieses 
Rechts  auch  vom  volkswirthschaft liehen  Standpunkte  aus. 

Allerdings  sind  die  Leistungen  des  wissenschaftlichen  Socialismus  ungleich 
bedeutender  hinsichtlich  der  Kritik  der  Eigenthumsinstitution,  als  der 
Beurtheilung  der  persönlichen  Freiheit.  Auch  diese  wird  von  den  Socialisten 
fast  allgemein  ebenso  wie  von  ihren  Gegnern  kurzweg  als  A  x  i  o  m  hingestellt,  während 
sie  grade  für  jede  von  ihnen  erstrebte  sociale  Gestaltung  des  W'irthschaftslebens  noch 
ungleich  mehr  als  für  die  Organisation  der  A-^olkswirthschaft  auf  der  bestehenden 
Rechtsbasis  schwierigstes  Problem  ist.  In  Fourier's  Phantastereien  ist  dies 
wenigstens  erkannt,  wenn  hier  das  Bedürfniss  der  Production  nach  Arbeitskräften  und 
das  Bedürfniss  des  Individuums  nach  Freiheit  durch  ein  allerdings  unsinniges  System 
der  Vertheilung  der  Arbeiten  mit  nach  der  persönlichen  Neigung  (freilich  vorbehaltlich 
der  Wahl  durch  die  Genossen)  ausgeglichen  werden  soll.  Aber  ausserhalb  dieses  sonst 
ja  ganz  unbrauchbaren  Gedankenkreises  begegnet  man  auch  bei  den  Socialisten  keiner 
ernstlichen  Beschäftigung  mit  dem  Problem  der  persönlichen  Freiheit  in  wirthschaft- 
licher  Beziehung,  ein  Vorwurf,  welcher  St.  Simon  so  gut  wie  allerdings  auch  Marx 
und  Lassalle  trifft,  üeber  die  Conflicte  der  Individualfreiheit  mit  den  Erfordernissen 
einer  auch  nach  socialistischen  Grundsätzen  organisirten  Eigenthumsordnung  an  Pro- 
ductionsmitteln  (Boden  und  Kapital)  und  einer  Ordnung  der  Production  und  Vertheilung 
gehen  sie  alle  sehi'  leicht  hinweg,  wie  sich  u.  A.  a,uch  in  der  Stellung  zur  Malthus'- 
schen  Bevölkerungslehre  zeigt,  s.  darüber  oben  §.  97,  bes.  Anm.  13  S.  12.H  und  unten 
§.  2.H0  nebst  Anm.  5.  Die  Existenz  solcher  Conflicte  i.st  aber  gar  nicht  zu  bestreiten. 
Kommt  man  schon  in  der  heutigen  Volkswirthschaft  mit  der  persönlichen  Freiheit 
nach  der  Schablone  des  abstracten  Individualismus  nicht  aus,  so  vollends  nicht  in  einer 
socialistisch  eingerichteten  oder,  was  darauf  schliesslich  hinausläuft,  in  einer  im  stär- 
keren Maasse  gemein-,  besonders  zwangsgemeinwirthschaftlich  organisirten  Volkswirth- 
schaft (§.  171).  Der  Vorwurf  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  gegen  den  Socialismus, 
dass  er  die  Einzelfreiheit  vernichte,  kann  nicht  einfach  durch  Stillschweigen  darüber 
widerlegt  werden,  um  so  weniger,  da  eine  sehr  wesentliche  Beschränkung  dieser  Frei- 
heit in  jeder  socialistischen  Organisation  ganz  ausser  Frage  ist.  Was  sich  fragt, 
ist  nur,  ob  diese  Beschränkung  zulässig  und  ob  nicht  grade  die  ün- 
beschränktheit  im  mod erneu  Rechte  unhaltbar  ist.  so  dass  auch  bei  der 
Festhaltung  der  Grundlagen  der  heutigen  Volkswirthschaft  (§.  123—125)  eine  ähnliche, 
wenn  auch  nicht  so  weitgehende  Freiheitsbeschränkung  unumgänglich  wäre. 

Für  diese  Fragen  kann  man  sich  also  so  wenig  auf  socialis tische  als 
nationalökonomischc  Werke  —  wenn  dieser  im  Wesentlichen  veraltete  Unter- 
schied hier  beibehalten  werden  soll  —  beziehen.  Es  wird  sich  u.  A.  zeigen,  dass  die 
weitere  Ausdehnung  des  gemein-,  bez.  des  zwangsgemeinwirthschaft- 
lichen  Systems,  z.  Th.  auch  auf  das  Gebiet  der  materiellen  Production,  ein 
wesentliches  Mittel  ist,  um  grosse  Uebelstände  einer  absolut  gefassten  wirthschaftlichen 
Freiheit  des  Individuums  zu  beseitigen  oder  einzuschränken  (§.  229),  —  eine  bisher 
z.  B.  in  der  Frage  des  Staatseisenbahnwesens  kaum  beachtete  und  doch  hochwichtige 
Seite.  Einzelnes  Hierhergehörige  bietet  daher  die  Literatur,  welche  theils  vom 
allgemeineren  philosophischen  und  politischen,  theils  vom  nationalökonomischen  Stand- 
puncte  aus  das  Verhältniss  des  Individuums  und  des  Staats  zu  einander 
behandelt.  Vergl.  darüber  oben  Vorbem.  zu  Kap.  4,  S.  242,  245,  bes.  die  französ. 
Schriften.  Unter  den  wenigen  Werken ,  welclie  in  ähnlicher  Allgemeinheit ,  wie  im 
folgenden  Kapitel,  die  persönliche  und  Eigen thumsfreiheit  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte  neuerdings  behandeln,  ist  Maurus,  über  die  Freiheit  in  der  Volks- 
wirthschaft. Heidelberg  1S73,  hervorzuheben.  Freilich  neben  mannigfach  überein- 
stimmenden auch  mit  sehr  abweichenden  Resultaten ,  welche  sich  namentlich  daraus 
erklären,  dass  auch  Maurus  noch  viel  zu  sehr,  wenn  auch  in  Widerspruch  mit  seinen 
sonstigen  Anschauungen,  an  der  abstract  absoluten  Freiheit  des  Individuums  festhält. 
Vergl.  Anm.  10  zum  folg.  Abschnitt.    Ueber  Mario  und  Dunoyer  s.  u. 
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Auch  die  Ke  clitspli  ilosopliie,  sogar  diejenige  der  orgaiiis  c  lien  Auf- 
fassung, bietet  für  die  wirthschaftliche  Eechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  sehr 
wenig.  Theils  berührt  sie  die  nationalökouomisch  wichtigen  Puncte  kaum,  theils 
bewegt  sie  sich  auch  hier  wieder  in  zu  vagen  Allgemeinheiten,  wie  noch  so  vielfach, 
weil  sie  keine  genügende  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie  hat.  Siehe  über  diesen 
Mangel  die  Vorbem.  zu  Kap.  4,  S.  242  fl'.  und  unten  die  1.  Anm.  zu  Hauptabschn.  1 
und  zu  Abschn.  4  darin  (§.  216). 

Am  Meisten  Werth  haben  für  die  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  die 
Erörterungen  der  neueren  Yerwaltungslehre,  besonders  Stein's,  H.  Rösler's, 
s.  darüber  unten.  Desgl.  E  Osler 's  u.  gen.  Sehr,  über  die  Grundlagen  des  Smithianismus. 

Bereits  viel  mehr  als  mit  der  persönlichen  Freiheit  und  deren  Consequenzeii  im 
Rechte  hat  sich  auch  die  Volkswirthschaftslehrc  mit  der  Kritik  und  mit  der  Frage 
nach  der  Berechtigung  des  P  r  i  v  a  t  e  i  g  e  n  t  h  u  m  s ,  des  Grundeigenthums  speciell 
und  des  Erbrechts  beschäftigt.  Die  Anregung  der  socialistischen  Kritik, 
aber  auch  die  geschichtliche  Betrachtung,  besonders  von  so  wandelbaren  Institu- 
tionen wie  Grundeigenthum  und  Erbrecht,  ferner,  z.  Th.  mit  dieser  geschicht- 
lichen Betrachtung  eng  zusammenhängend,  die  nationalökonomische  Beschäftigung  mit 
der  Agr arver fassung  und  ihrer  Reform  haben  dazu  geführt.  So  finden  sich 
auch  in  den  Werken  der  systematischen  Nationalökonomie ,  wenigstens  aus  neuerer 
Zeit,  besonders  bei  Röscher,  Schäffle,  Mill  u.  A.  m.  schon  bezügliche  besondere 
Abschnitte  oder  mehr  oder  weniger  eingehende  Erörterungen  über  das  Privateigenthum, 
Grundeigenthum,  Erbrecht  als  Institution  der  Rechtsordnung.  S.  für  die 
weitere  Liter,  die  1.  Anm.  des  2.  Hauptabschnitts. 

Für  die  Aeltereu,  wie  Rau,  gilt  der  Satz  von  Knies,  Polit.  Oekon.  S.  \'iO: 
Das  thatsächliche  Vorhandensein  und  die  rechtliche  Anerkennung  und  Aufrechthaltung 
des  Privateigenthums  durch  die  allgemeine  Staatsgewalt  sah  man  in  der  Volkswirth- 
schaftslehrc als  eine  sich  von  selbst  verstehende  Voraussetzung  an. 
Eben  deshalb  fand  in  der  natioualökonomischen  Theorie  eine  Erörterung  über  das 
Privateigenthum  für  sich  keine  Stelle.  Es  kann  daher  nicht  auffallen,  dass  auch  noch 
neuere  Systematiker,  wie  z.  B.  M.  Wirth,  in  dem  Kapitel  vom  Eigenthum  vorzugs- 
weise nur  die  Frage  nach  dem  sogenannten  geistigen  Eigenthum  erörtern,  Grundzüge, 
.H.  Aufl.,  I.,  334  ff.,  IL,  74  ö'.  Eine  principieUe  Erörterung  über  die  Institution  des 
Privateigenthums  an  Sachgütern  wird  in  der  Nationalökonomie  um  so  weniger  unter- 
bleiben dürfen,  da  die  rechtsphilosophische  „Begründung"  des  Eigenthums  noch  nicht 
gelungen  ist  (§.  254  ft.)  und  da  unter  den  Eigenthumstheorien  diejenigen,  welche  das 
Privateigenthum  auf  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen  und  auf  die  Arbeit 
zurückführen,  wesentlicii  nationalökonomische  Begründungen  sind,  welche  nach 
den  Grundsätzen  dieser  Wissenschaft  geprüft  werden  müssen  (§.  255,  265  ff.,  274  ff.). 

Der  Mangel  der  bisherigen  nationalökonomischen  Untersuchungen  der  Eigen- 
thumsinstitution  ist  die  ungenügende  Unterscheidung  von  Eigen thumsarten 
nach  den  Objecten ,  welche  das  Eigenthum  umfasst,  namentlich  die  fehlende  Unter- 
scheidung von  Gebrauchsverm  ögen -Eigenthum  und  Kapita  1  eigenthum; 
femer  die  einfache  Beruhigung  bei  dem  (wesentlich  römisch-rechtlichen)  abso- 
luten Eigen thumsbegriff  und  den  daraus  für  den  Inhalt  und  Umfang  des 
Eigeuthumsrechts  gezogenen  Conseijuenzen.  Grade  hier  ergiebt  sich  die  Noth- 
wendigkeit  von  Beschränkungen  des  Eigeuthumsrechts  und  eventuell  wieder  die- 
jenige einer  weiteren  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen,  be- 
sonders des  zwangsgemein wirthschaftlichen  Systems,  indem  gewisse  Arten 
Eigenthum  dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  theils  rechtlich  vorbehalten,  theils 
thatsächlich  in  grösserem  Umfange  überwiesen  werden.  Die  hochwichtigen  und  schwie- 
rigen Fragen  der  Privateigenthumsordnung  sind  von  den  Socialistcn  durch  die 
Forderung  der  vollständigen  Aufhebung  der  Institution  des  Privat- 
eigenthums an  Productionsmi ttein  (Boden  undKapitah  zu  lösen  gesucht : 
Fragen,  an  denen  die  Nationalökonomie  nicht  länger  stillschweigend  vorbeigehen  darf. 
Sie  nöthigen  aber  zu  einer  genaueren  Untersuchung  der  Theorieen  für  die  Begründung 
des  Eigenthums  (§.  254 — 279)  und  zu  einer  gleichen  Untersuchung  des  Eigenthums- 
begriffs,  sowie  des  Inhalts  und  Umfangs  des  Eigenthumsrechts  i§.  2SÜ  tf.)  vom  national- 
ökonomischen Standpuncte  aus.  Selbst  das  Bedurfniss  nach  solchen  Untersuchungen 
ist  bisher  kaum  empfunden  worden,  wie  die  Vereinzelung  von  Erörterungen,  wie  die 
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Mill's  im  2.  Kap.  d.  2.  B.  (vom  Eigenthum)  zeigt.  Vergl.  für  alles  Weitere  die 
1.  Anm.  zu  Hauptabschn.  2  (Eigenthumsordnuug,  §.  254). 

Der  Grundfebler  in  der  Bebaudlung  aller  Verbältnisse,  w^elcbe  sieb  auf  die  per- 
sönlicbe  Frcibeit  und  das  Eigenthum  beziehen,  ist  in  der  ?fationalökonomie 
der  Schule  der  freien  Concurrenz  derselbe,  wie  in  der  individualistischen  Kechts- 
pbilosophie  und  in  der  Jurisprudenz.  Es  wird  ein  abstracter  absoluter  Freiheits-  und 
Eigenthiimsbegriff  aprioristisch  aufgestellt  und  aus  demselben  die  logischen  Con- 
sequenzen  gezogen.  Ergiebt  sich  alsdann  in  der  Wirklichkeit  mit  den  Thatsacbcn  und 
mit  anderen  geschichtlich  überkommenen  Rechtsverhältnissen,  wie  es  gar  nicht  anders 
möglich  ist,  ein  Widerspruch,  so  sollen  sich  Thatsachen  und  Eechtsverhältnisse  jenem 
Freiheits-  und  EigenthumsbegrifF  und  ihren  Consequenzen  accomodiren.  Daher  das 
Postulat,  dass  das  Recht  demcntspreclieud  eingerichtet  oder  verändert  werde.  Allein 
grade  der  umgekehrte  Schlnss  ist  richtig:  jener  Widerspruch  beweist  die  practischc 
Unanwendbarkeit  jener  absoluten  Begriffe  und  daher  auch  die  theoretische  Unhaltbarkeit 
derselben.  Namentlich  die  Nationalökonomie  hat  hier  die  Aufgabe,  welche  Dunoyer 
in  s.  Werke  de  la  libertc  du  travail  (Paris  1845,  Brüsseler  Nachdruck  1S46,  p.  Sl  sehr 
gut  formulirt  hat:  man  darf  nicht  in  dogmatischer  Weise  von  dem  Axiom  aus- 
gehen, die  Menschen  haben  das  Recht,  frei  zu  sein,  sondern  man  mass  unter- 
suchen, wie  erreicht  man  es,  dass  sie  es  sind?  Unter  welchen  Bedingungen  können 
sie  es  sein?  Durch  welche  A^erbindung  von  Kenntnissen  und  sittlichen  Gewohnheiten 
kommen  sie  dahin,  frei  die  und  die  Privatiudustrie  auszuüben?  Treffliche  Erörte- 
rungen, welche  Dunoyer  zu  dem  oft  citirten  Worte  führen:  je  n'imi^ose  rien,  je  ne 
propose  mdjme  rien,  j'expose.  Und  weiter:  ,, Statt  die  Freiheit  als  Dogma  zu  betrachten, 
stelle  ich  sie  als  Resultat  dar.  Statt  aus  ihr  ein  Attribut  des  Menschen  zu  machen, 
mache  ich  aus  ihr  ein  Attribut  der  Civilisation."  Dieser  Standpunct  ist  der  richtige. 
Es  verschlägt  nichts,  dass  ihn  Dunoyer  kaum  immer  inne  gehalten  hat.  Denn  ist 
er  auch  kein  so  einseitiger  Anhänger  der  freien  Concurrenz  wie  einBastiatu.  A.  m. 
(s.  0.  §.  12(3,  Anm.  1,  S.  181),  so  geht  doch  seine  Tendenz  darauf  hinaus,  die 
..Freiheit"  und  ihre  Folge,  die  freie  Concurrenz,  als  das  richtige  System  -für  die 
(iegcnwart  hinzustellen  (vergl.  bes.  B.  4,  Kap.  8,  9,  nam.  10).  Der  noth wen- 
digen Beschränkung  dieser  Freiheit  unter  allen  Wirthschafts-  und  Cultur- 
verhältnissen  durch  die  Forderungen  des  (lemeinschaftsinteresscs  bleibt  auch  er 
dabei  viel  zu  wenig  eingedenk,  obgleich  gerade  diese  Beschränkung  aus  den  Verhält- 
nissen des  Lebens  am  Besten  zu  „exponiren"  ist.  Sein  Werk  bietet  daher  für  die 
Erörterungen  dieses  Kapitels  doch  sonst  nicht  viel.  Aber  der  richtige  Standpunct  zur 
Freiheitsfrage  ist  von  Niemandem  besser  bezeichnet  worden. 

Dieses  Form  verdienst  kann  dem  Franzosen  auch  vor  dem  Deutschen  Mario 
(Winkel  blech)  eingeräumt  werden.  Aber  in  sachlicher  Beziehung  hat  letzterer 
die  Probleme,  wenn  auch  nicht  in  geordneter,  systematischer  Weise,  grade  im  Gebiete 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  am  AUseitigsten  und  Besten  behandelt,  namentlich 
auch  den  oben  bezeichneten  Grundfehler  des  Eäsonnements,  das  abstract  aprioristischc 
Construiren  richtig  hervorgehoben.  Vergl.  seine  „Untersuchungen  über  die  Organi- 
sation der  Arbeit  oder  System  der  Weltokonomie",  Cassel  1850  H'.  (leider  unvollendet 
geblieben).  Schaf fle  hat  in  seinem  Kapitalismus  und  Socialismus  mit  vollem  Rechte 
Mario  wieder  in  den  Vordergrund  geschoben.  S.  bes.  I.,  1,  S.  211  (über  die  abstracte 
Freih.  u.  Gleichh.,  mit  der  rieht.  Bem.  S.  212  über  die  röm.  Juristen);  über  die  Auf- 
fassungen der  „ganzliberalen-'  Schule  in  Betreff  der  socialen  Ordnung  S.  2!tl,  desgl. 
der  „halbliberalen  Schule"  S.  313,  der  „ganz  communistischen"  S.  328,  dagegen  die 
Forderungen  der  „Föderalisten"  S.  347,  bes.  305  ff.,  hier  mit  einem  vielfach  brauch- 
baren positiven  Programm,  dessen  Richtigkeit  die  Gegenwart  bereits  mehr 
anerkennt,  als  die  Zeit  vor  25  Jahren.  Weitere  Ausfulirungen  in  I.,  2.  Absch.,  dann 
in  II.  eine  Art  Systematik.  Nicht  das  unmittelbar  hier  Gegebene,  wohl  aber  die 
Gesichtspuncte  und  die  Grundauffassungen,  ähnlich  wie  diej.  Schäffle's 
bes.  im  Kapitalismus,  sind  für  den  Gegenstand  dieses  5.  Kapitels  das  Bcachtenswcrtheste, 
was  die  Literatur  darüber  bietet. 
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Einleitung. 

Das  wirthschaftliche  Verkehrsrecht  im  Allgemeinen. 

§.  191.  Die  Gestaltung  der  Volkswirthschaft  überhaupt  und 
diejenige  des  privatwirthschaftlichen  Systems  insbesondere  hängt 
vom  Zustande  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts 
(§.  123  ff.)  und  von  der  Entwicklung  der  Technik  (§.  50) 
wesentlich  mit  ab.  Zum  Verständniss  jenes  Rechts  und  seiner  Ent- 
wicklung ist  es  nothwendig,  von  vornherein  eine  nicht  immer  ge- 
nügend beachtete  folgenreiche  Thatsache  zu  constatiren.  Ver- 
kehrsrecht und  Technik  üben  nemlich  selbst  wieder 
einen  wechselseitigen  Einfluss  auf  einander  aus.^)  So 
verändert  sich  das  Verkehrsrecht  mit  in  Folge  von  Veränderungen 
der  Technik  u.  A.  namentlich  im  Rechtsgebietc  der  persönlichen 
Unfreiheit  und  Freiheit  und  im  sogen.  „Arbeitsrecht"  (§.  206  fl".) 
der  freien  Arbeit,  ferner  im  Recht  des  Gruudeigenthums  (§.  268). 
Und  umgekehrt  entscheidet  auch  die  Gestaltung  des  Verkehrsrechts 
viellach  darüber,  ob  und  welche  Veränderungen  der  Technik  über- 
haupt eintreten.  So  veranlasst  z.  B.  die  persönliche  Unfreiheit, 
wenn  sich  Sclaven  wohlfeil  genug  anschaffen  und  unterhalten  und 


*)  Das  Studium  der  Technologie,  Land wirtbschaftslelir e,  Forst- 
wirthschaftslehre,  Bergbaukunde  u.  s.  w.  hat  für  den  Nationalökonomen 
wesentlich  die  Bedeutung,  ihm  das  Verständniss  der  ökonomischen  und  recht- 
lichen Seite  der  wirthschaftlichen  Fragen  zu  erleichtern.  Zu  warnen  ist  nur  vor  der 
Verwechslung  der  Technik  und  der  Oekonomik,  s.  §.  .50.  Die  technischen  Disciplinen 
können  ferner  immer  nur  entferntere  Hilfsdisciiilinen  für  den  Nationalökonomeii 
sein.  Die  innere  Ausbildung  einer  jeden  derselben  und  die  grössere  wissenschaftliche 
Arbeitsthcilung  machen  es  ausserdem  kaum  mehr  möglich,  das  technische  Gebiet  voll- 
ständig zu  übersehen,  geschweige  es  zu  beherrschen,  zumal  für  den,  welcher  das  tech- 
nische Studium  nicht  zum  Hauptberuf  macht.  Bcmerkenswerdi  und  im  Allgemeinen 
auch  begründet,  aber  deswegen  doch  nicht  ganz  ohne  Nachtheile  ist  es  übrigens,  dass 
die  Volkswirthschaftslehre  in  neuerer  Zeit  auch  in  Deutschland  immer  melir  von  Ver- 
tretern der  Geisteswissenschaften,  seltener  von  solchen  der  Naturwissenschaften  und  der 
technischen  Disciplinen  als  Fachwissenschaft  gepflegt  wird.  Die  älteren  Cameralisten 
hatten  hier  vor  den  neueren  deutschen  Nationalökonomen  einen  Vorzug.  Auch  von 
Kau  und  bes.  von  Hermann  gilt  dies,  in  Frankreich  von  M.  Chevalier,  unter 
den  Neueren  ist  E.  Engel  von  der  Technik  aus  an  die  Behandlung  nationalökono- 
mischer Fragen  gegangen.  Dem  Techniker  und  Naturforscher  fehlt  nur  meist  wieder 
das  Verständniss  und  die  Neigung  zu  der  schliesslich  doch  wichtigeren  Seite  der 
Wirthschaftsf ragen,  der  rechtlichen.  —  Für  den  im  Text  behandelten  Punct  ist  die 
Geschichte  der  Technik  und  der  technischen  Disciplinen  wichtig.  Vergl.  u.  A, 
Fraas,  Gesch.  d,  Landbau-  und  Forstwiss.  Münch.  1*505;  Karmarsch,  Gesch.  d. 
Technologie,  eb.  1872.  Ferner  die  Berichte  über  die  Weltindustrieausstellungen. 
M.  Chevalier,  Weltindustrie,  deutsch  v.  Hörn,  Stuttg.  lSt)9.  Von  neueren  nat.-ök. 
Schriften:  Em.  Herrmann,  Princiincn  d.  ^\■irthsch.,  Wien  1S73.  Von  speciellcm 
LUercsse  für  den  angedeuteten  Punct  ist  die  Liter,  über  Bergwesen  und  Berg- 
recht.   S.  dieselbe  im  spec.  Theile. 
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imtleie  Arbeit  überhaupt  sich  hinreichend  technisch  verwenden  lässt, 
ein  Vorwalten  des  Arbeitsfactors  im  Productionsprocess  vor  dem 
Werkzeug-  und  Maschinenkapital.  Dadurch  wird  dann  wieder  die 
Verbesserung  der  Technik  gehemmt,  wofür  uns  das  classische 
Alterthum  den  Beleg  liefert.^)  Andrerseits  spornt  dagegen  der  ge- 
setzliche Schutz  der  freien  Arbeiter  vor  übermässiger  oder  der 
Kinder  vor  zu  frühzeitiger  Ausnutzung  der  Arbeitskraft,  wie  z.  B. 
in  der  modernen  sogen.  Fabrikgesetzgebung,  grade  zu  Versuchen 
an,  die  menschliche  Arbeit  mehr  durch  Maschinen  zu  einsetzen,  führt 
also  zu  Fortschritten  der  Technik.  Manche  Belege  dafür  bietet 
die  Geschichte  der  britischen  industriellen,  namentlich  der  maschi- 
nellen Technik  seit  der  Durchführung  strenger  Fabrikgesetze. ^) 

§.  192.  Die  grossen  Rechtsinstitute  des  wirthschaftlichen  Ver- 
kehrsrechts, deren  volkswirthschaftliche  Bedeutung  in  der  politischen 
Oekonomie  zu  untersuchen  ist,  sind:  die  persönliche  Unfrei- 
heit, die  Freiheit,  das  Eigenthura  mit  dem  Vertragsrecht 
und  Erbrecht.  Dazu  treten  die  Rechtsnormen  hinsichtlich  der 
Giltigkeit  und  der  Beseitigung  wohlerworbener  Rechte 
(§.  124).  Die  leitenden  Principien,  nach  welc-hen  diese  Institute  und 
Normen  geregelt  werden,  sind  nicht  unveränderlich,  sondern  unter- 
liegen selbst  einem  geschichtlichen  Wandelungs-  und  Entwicklungs- 
process.  Der  letztere  äussert  daher  auch  wieder  auf  den  Zustand 
des  Verkehrs  und  die  Lage  der  Volkswirthschaft,  namentlich  auf 
die  Gestaltung  der  Production  und  der  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  Volksvermögens,  stets  einen  eingreifenden  Einfluss. 
Wesentliche  Veränderungen  jener  Principien  und  der  Art  und  Weise 
ihrer  Verwirklichung  im  geltenden  Recht  führen  dann  zu  den  wich- 
tigsten Veränderungen  des  wirthschaftlichen  und  weiter  des  davon 
mit  abhängigen  socialen  Volkslebens. 

Aus  diesem  Gesichtspunct  betrnchtet  ergiebt  sich  erst  die  wahre 
Bedeutung  jener  Gestaltung  des  Verkehrsrechts,  welche  wir  als  vor- 
läufiges Endergebniss  der  Entwicklung  bei  den  europäischen  Cultur- 
völkern  ansehen  können  (§.  125):  die  (formal  wenigstens)  volle 
persönliche  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung  an  Stelle  der 
verschiedenen  Formen  der  Unfreiheit  eines  grösseren  oder  geringeren 


")  Vergl.  Büchsen  schütz  a.  a.  0.,  Rodbertus  iu  s.  untersuch,  über  die 
Nat.-Oek.  d.  class.  Alterth.  in  Hildcbr.  Jahrb.,  bes.  II,  206  ff.;  Koscher  in  den  An- 
sichten d.  Volkswirthsch.,  Leipz.  u.  Heidelb.  1861,  über  d.  Verh.  d.  Nat.-Oek.  im  class. 
Alterth.,  bes.  S.  15  fi". 

^)  Plcner,  engl.  Fabr. -Ges.  S.  61,  91. 
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Theils  der  letzteren;  ein  nach  Inhalt  und  Umfang  höchst  allseitig 
und  consequent  und  möglichst  gleichmässig  für  alle  wirthschaft- 
lichen,  besonders  für  alle  Sachgüter  ausgebildetes,  Einzelnen  zu- 
stehendes Privateigenthum;  ein  materiell  oder  inhaltlich 
fast  unbeschränktes  freies  Vertragsrecht,  die  gemeinsame  Con- 
sequenz  der  vollen  persönlichen  Freiheit  und  des  vollen  Privat- 
eigenthums;  ein  testamentarisches  und  Intestaterbrecht, 
welches  höchstens  durch  massige  Steuern  beschränkt,'*)  sonst  so  gut 
wie  unbegrenzt  ist;  endlich,  wenigstens  als  Kegel,  die  volle  Aner- 
kennung der  einmal  erworbenen  Vermögensrechte  (§.  125). 
Die  Tragweite  volkswirthschaftlicher  Gesichtspuncte  für  das 
Recht  und  für  die  socialen  Verhältnisse  des  Volks  zeigt  sich  in 
grossartiger  Weise  darin,  dass  die  eben  erwähnte  geschichtlich  ge- 
wordene Gestaltung  des  Verkehrsrechts  nachweisbar  vielfach  das 
Product  der  Bedürfnisse  des  Verkehrs  in  der  fort- 
schrei t  e  n  d  e  n  V  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  ft  ist.  Und  die  Bedeutung  der 
Volkswirthschaftslehre  ergiebt  sich  ebenfalls  aus  der  unbestreitbaren 
Thatsache,  dass  jene  Crestaltimg  des  Verkehrsrechts  als  Postulat 
von  Anhängern  einer  Richtung  dieser  Wissenschaft  aufgestellt  wurde 
und  wird,  nemlich  von  der  physiokratisch-smith'schen  Schule  der 
freien  Concurrenz.  Jene  Rechtsinstitute  und  Normen  des  heutigen 
wirthschaftlichen Verkehrsrechts  schallen  eine  grössere  Freiheit 
des  Verkehrs,  für  die  Personen  wie  für  die  Güter.  Sie  gelten 
in  ihrer  heutigen  Beschaffenheit  als  n  o  t  h  w  e  n  d  i  g  e  Grundpfeiler 
der  wirthschaftlichen  und  socialen  Rechtsordnung  in  der  entwickelten 
Volkswirthschaft  und  als  unentbehrliche  Bedingung  der 
Volkswirthschaft  solcher  Völker,  welche  auf  eine  hohe  Stufe  des 
Volksreichthums  und  der  Cultur  gelangen  und  sich  darauf  erhalten 
wollen. 


*)  Erbschaftssteueru  fügen  sich  in  das  hcrrscliende  Steuersystem,  welclies  die  Ein- 
l^ommcn-  und  Vcrmftgensvcrhältnissc  möglichst  intact  erhalten  will  („rein  tisca- 
lisches  Steuersystem"  bloss  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs),  kaum  ganz  folgerichtig 
ein,  sondern  sind  wesentlich  ein  Glied  in  der  Kette  der  Maassregeln  eines  gleichzeitig 
socialpoli tischen  Steuersystems,  welches  die  Yermögensvcrhältnisse  der  Ein- 
zelnen und  der  Familien  mit  umändern  will.  In  den  bestehenden  Erbschafts- 
steuern wird  eigentlich  unbewusst  das  Erbrecht  schon  als  reine  Staats- 
schöpiung  anerkannt,  wie  es  preussische  Staatsmänner  früherer  Zeit  bereits  offen 
bezeichneten;  vergl.  v.  Schön,  aus  dessen  Papieren,  Berl.  1S75,  IL,  111»  („Das 
Erbrecht  besteht  nur  durch  den  Staat",  im  Immed.-Ber.  v.  17.  Aug.  1807, 
vorangegangen  dem  Ges.  v.  l».  Oct.  1S07).  Die  Erbschaftssteuern  lassen  sich  daher 
hier  als  eine  wirkliche  Beschränkung  des  Erbrechts  auflassen.  S.  über  die; 
ganze  Frage  v.  Scheel,  Erbschaftssteuer,  in  Hildebr.  Jahrb.  1875,  XXIV,  233  ff., 
bes.  21*1  tf..  vergl.  übrigens  unten  §.  277  i\..  wo  das  Eigenthum  selbst  wesentlich  nur 
als  Staatsschöpfung  anerkannt  wird. 
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Es  handelt  sich  in  diesem  grundlegenden  Theile  des  Systems 
der  politischen  Oekonomie  darum,  diese  Auffassung  von  Werth  und 
Nothwendigkeit  des  heutigen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  wenig- 
stens einer  generellen  Prüfung  zu  unterziehen.  In  dem  speciellen 
oder  practischen  Theile  des  Systems  oder  in  der  Volkswirthschafts- 
politik  und  wirthschaftlichen  Verwaltungslehre  ist  diese  Prüfung 
dann  im  Einzelnen  weiter  durchzuführen. 

§.  193.  Jene  Auffassung  von  der  Nothwendigkeit  der  heutigen 
Gestaltung  des  Verkehrsrechts  für  die  entwickelte  und  weiter  fort- 
schreitende Volkswirthschaft  und  dadurch  für  die  moderne  Cultur 
überhaupt  pflegt  man  auf  eine  doppelte  Weise  zu  begründen,  einmal 
im  Einzelnen  durch  die  geschichtliche  Erfahrung  unserer 
Culturvölker,  sodann  ganz  allgemein  durch  die  Analyse  der 
einwirkenden  wir  th  schaftspsychologischen  Motive,  welche 
das  wirthschaftliche  Thun  und  Lassen  der  Menschen  überhaupt  der 
Meinung  nach  bestimmen.  In  diesem  allgemeinen  Theile  der  Volks- 
wirthschaftslehre  haben  wir  es  vornemlich  mit  dieser  letzteren 
Beweisführung  zu  thun,  welche  durchaus  deductiv  verfährt  und 
sich  nur  ganz  im  Allgemeinen  zur  Probe  auf  die  „tägliche  Er- 
fahrung'' beruft  (vergl.  Kap.  6). 

1 )  Diese  Beweisführung  greift  nun  in  letzter  Linie  stets  auf  das 
wirthschaftliche  Selbstinteresse  zurück.-^)  Dies  gilt  in  der 
Hauptsache  als  die  einzige  mächtig  wirksame  ökonomische  Potenz, 
kann  sich  aber,  so  wird  geschlossen,  zum  Heile  des  Einzelnen  wie 
der  ganzen  Volkswirthschaft  nur  genügend  wirksam  erweisen  in 
der  moderneu,  möglichst  freiheitlichen  Gestaltung  des  wirthschaft- 
lichen Verkehrsrechts.  Denn  nur  hier  kann  der  Einzelne  möglichst 
grosse  Vortheile  von  seinen,  auch  durch  das  Interesse  der  ganzen 
Volkswirthschaft  von  ihm  geforderten  wirthschaftlichen  Handlungen 
und  Unterlassungen  erreichen.  Nur  diese  Hoffnung  auf  wirth- 
schaftliche Vortheile  und  nur  die  Furcht  vor  wirthschaftlichen 
Nachtheilen  treibt  den  Einzelnen  zu  einzelwirthschaftlich  und  volks- 
wirthschaftlich  richtigem  Handeln  und  Unterlassen  an.  Allerdings, 
so  wird  wohl  zugegeben,  spielen  auch  andere  psychologische  Factoren 

•"')  Zum  ])eleg  ist  auf  die  ganze  Smith'sclie  Nationalökonomie  und  besonders  auch 
auf  die  Literatur  über  einzelne  practische  Specialfragen  zu  verweisen.  Man  wird  hier, 
•/..  "Q.  bei  den  Erörterungen  über  irgendwelche  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit 
und  des  Eigenthums,  stets  die  Abweisung  mit  dem  Hinweis  auf  die  „wirthschaftlichen 
Naturgesetze"  motivirt  tinden,  d.  h.  schliesslich  soll  immer  das  allgemein  verbreitete 
und  doch  jeden  Widerstand  brechende  Selbstinteresse  solche  Beschränkungen  unthunlich 
machen. 
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im  Wirthschaftsleben  mit  (§.  206),  aber  theils  sind  sie  nicht  wirksam 
genug  neben  oder  vollends  gegen  das  Selbstinteresse,  theils  lassen 
sie  sich  ökonomisch-technisch  nicht  so  zur  practischen  Wirksamkeit 
bringen,  dass  ein  ebenso  günstiger  Erfolg  erzielt  wird.  Dies  gilt 
insbesondere  von  dem  Factor  der  Furcht  vor  Strafe  und  von  allem 
Zwange,  welcher  z.  B.  bei  der  persönlichen  Unfreiheit  zur  An- 
wendung kommt.  Hier  wäre  ein  umfassendes  Sjstem  von  Zwangs- 
maassregeln,  Strafandrohungen  und  Strafausführungen, 
directer  Anleitung  und  Controle  von  oben,  von  einem  herr- 
schenden Wirthschaftssubjecte  aus,  hinsichtlich  der  wirthschaftlichen 
Handlungen  und  Unterlassungen  des  Einzelnen  erforderlich.  Jedoch, 
selbst  abgesehen  von  allen  principiellen  sittlichen  Bedenken  hier- 
gegen, so  lässt  sich  eben  ein  solches  System  des  Zwangs  und  der 
Leitung  niemals  technisch  entsprechend  einrichten  und  noch  weniger 
so  ausführen,  und  je  grössere  Anforderungen  in  Betreff  der  Qualität 
der  Arbeitsleistungen  und  der  Art  der  Kapitalverwendung  in  der 
Production  gestellt  werden  müssen ,  also  auf  den  höheren  Stufen 
der  Volkswirthschaft,  desto  weniger.  So  muss  man  auch  für  die 
wirthschaftlichen  Zwecke  der  Gesammtheit,  d.  h.  für  die  Interessen 
der  Volkswirthschaft  dem  Selbstinteresse  genügenden  Spielraum 
verschaffen.  Dies  geschieht  aber  nur  durch  die  moderne  Clestaltung 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts. ") 

2)  Diese  Beweisführung  wird  dann  im  Einzelnen  etwa  folgender- 
maassen  näher  begründet. 

a)  Ohne  persönliche  Freiheit  ist  kein  hinlänglich  starkes 
Motiv  vorhanden,  über  jenes  geringe  Maass  hinaus  zu  arbeiten, 
welches  durch  Zwang  und  Furcht  zu  erzielen  ist. 

b)  Ohne  Freiheit  und  Privateigenthum  auch  au  Kapital 
(d.h.  also  ohne  Kapitalbesitz,  §.  2.s)  und  an  Grundstücken 
besteht  keine  Neigung,  dem  unmittelbaren  Consum  zum  Genuss 
Güter  vorzuenthalten  and  durch  den  Sparprocess  Kapital  zu  bilden,') 
noch  dem  Boden  Kapital  und  Arbeit  in  vermehrter  Menge  zuzu- 
führen, d.  h.  ihn  intensiver  zu  bebauen,  wie  es  regelmässig  nöthig 
wird,  um  ihm  für  eine  grössere  und  bedürfnissreichere  Bevölkerung 


^)  Die  Beweisführung  der  herrschenden  Schule  gegen  eine  Organisation  der  Sach- 
giiterproduction  nach  so  Cialis  tisch  c  n  Grundsätzen  erfolgt  stets  in  der  im  Text 
dargelegten  Weise,  z.  B.  Seitens  Prince-Smith's  und  anderer  Anhänger  der 
,, deutschen  Freihandelsschule". 

')  Vergl.  Röscher,  finindlagon  T..  i?.  TT  und  dag.-gen  u.  §.  205.  "ir.T. 
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mehr  und  bessere  und  mannigfaltigere  Früchte  abzugewinnen.*) 
Damit  aber  fehlt  es  also  au  volkswirthschaftlichem  Kapital  (;,Kapital 
an  sich''  §.  28)  und  an  Bodenproducten,  folglich  an  den  Voraus- 
setzungen besserer  ökonomischer  Lage,  reichlicherer  Bedürfniss- 
befriedigung, schliesslich  auch  höherer  Cultur  der  Bevölkerung. 

c)  Ohne  Vertragsfreiheit  ferner  keine  Möglichkeit  der  vom 
Einzelvortheil  geforderten  besten  Verwerthung  der  persönlichen  Fähig- 
keiten, der  Arbeitskraft,  des  Eigenthums,  daher  kein  genügender 
Sporn  wirthschaftlicher  Thatkraft;  ebenso  keine  Möglichkeit  gross- 
artiger Entwicklung  der  Arbeitstheihmg  und  des  Grossbetriebs. 

d)  Ohne  Erbrecht  jedenfalls  viel  geringere  Neigung  zum 
Sparen  und  daher  weniger  Kapitalbildung,  vielmehr  grössere  Ver- 
zehrung des  Einkommens.  Dadurch  tällt  das  sittlich  berechtigtste 
Motiv  des  Sparens,  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Familie, 
also  Anderer,  wenn  auch  Nahestehender,  fort  und  rein  persön- 
liche, egoistische  Interessen  greifen  vollends  Platz.  Gleichzeitig 
wachsen  die  Mittel  zur  weiteren  Vermehrung  und  Verbesserung  der 
Production  und  hiermit  zur  Hebung  der  Wirthschaft  und  Cultur  des 
ganzen  Volks  viel  langsamer  und  der  Spielraum  der  nachhaltigen 
Volksvermelirung  wird  enger,  obgleich  die  Geburtenzahl  wahr- 
scheinlich stark  steigt,  da  die  Motive  zur  Beschränkung  derselben 
geschwächt  sind. 

e)  Endlich  ohne  Anerkennung  der  einmal  erworbenen 
Rechte  keine  Sicherheit  des  Eigenthums  und  des  gesammten  Ver- 
kehrs und  statt  dessen  die  volkswirthschaftlich  nachtheiligste  Macht 
des  Staats,  durch  neue,  rückgreifend  wirkende  Gesetze  Privat- 
vermögen ,, rechtmässig"  zu  confisciren  und  die  Existenz  der  davon 
Betrortencn  zu  untergraben. 

§.  104.  Die  vorausgehende  Beweisführung  stützt  sich  auf  De- 
duction  aus  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen 
(§.  4)  und  enthält  sicherlich  viel  Richtiges.  Sie  erlangt  auch  im 
Grossen  und  Ganzen  vielfache  Bestätigungen  durch  die  Erfahrung 
im  Verkehr.  Dennoch  erheben  sich  gegen  die  Tragweite  der  auf 
diese  Weise  gezogenen  Schlüsse  wesentliche,  aber  bisher  selten 
gehörig  beachtete  Einwendungen  grade  vom  volks wirthschaft- 
lichen Gesichtspuncte  aus. 


*)  In  meiner  „AbschafFung-  des  prif.  Grundeigenthums",  Lpz.  1870,  sind  aus 
diesen  Verhältnissen  noch  zu  weit  gehende  Schlüsse  zu  Gunsten  der  Noth wendigkeit 
privaten  (sc.  ländlichen)  (irundcigenthums  gezogen  Es  handelt  sich  immer  nur 
um  eine  Frage  relativer  Zwcrkmiissigkcit,  s.  u.  §.  26S. 
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1)  Jene  Beweisführung  sucht  zwar  die  persönliche  Freiheit, 
das  volle  Privateigenthum  und,  dieConsequenz  beider  Rechtsinstitute, 
die  volle  Vertragsfreiheit  als  nothwendige  Postulate  grade 
auch  vom  v o  1  k s wirthschaftlichen  und  nicht  bloss  vom  privat- 
wirthschaftlichen  Gesichtspuncte  aus  hinzustellen.  Aber  es  wird 
dabei  doch  viel  zu  sehr  von  vornherein  die  erst  noch  zu  erweisende 
volle  Identität  des  privat-  und  volks  wirthschaftlichen  Interesses 
vorausgesetzt.  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  zwei  Puncten.  Einmal 
werden  die  Nachtheile,  welche  eine  so  ganz  absolute  Formu- 
lirung  der  Freiheits-,  Eigenthums-  und  Vertragsrechte  für  die  Ge- 
sammtheit  und  für  einzelne  grosse  Classen  der  Bevölkerung  so  leicht 
und  erfahrungsmässig  so  oft  mit  sich  bringt,  meist  ganz  übersehen, 
z.  B.  in  der  Frage  des  Grundeigenthums,  zumal  des  städtischen, 
oder  in  derjenigen  des  Arbeitsvertrags,  in  der  Frage  der  Freizügig- 
keit u.  V.  a.  m.  Sodann  wird  zu  wenig  beachtet,  ob  die  Vortheile, 
welche  die  neue  Gestaltung  des  Verkehrsrechts  allen  Einzelnen  zwar 
bieten  kann,  auch  wirklich  nach  der  Erfahrung  Allen  undeiniger- 
maassen  gleich  massig  zu  Gute  kommen.  Auch  dies  wird  ohne 
Beweis  zu  allgemein  angenommen. 

2)  Freiheit  und  Eigenthum  werden  ferner  zu  einseitig  nur  als 
individuelle  Rechte  angesehen,  die  damit  nothwendig  verbun- 
denen Pflichten  kommen  zu  wenig  zur  Geltung.  Erst  mit  der 
Anerkennung  dieses  Pflichtmoments  und  damit  der  Kehrseite 
jener  beiden  Rechtsinstitute  verlieren  dieselben  den  rein  indivi- 
dualistischen, privat  wirthschaftlichen  und  erhalten  ihren 
nothwendigen  socialen,  volks  wirthschaftlichen  Cbaracter.  Das 
Eigenthum  tritt  erst  dadurch  aus  der  vorherrschend  rein  privat- 
rechtlichen Auffassung  heraus,  um  als  grosses  Rechtsinstitut  des 
Verkehrsrechts  nothwendig  mit  unter  den  öffentlich-rechtlichen 
Gesichtspunct  zu  kommen.^) 

§.  195.  —  3)  Die  social  und  volkswirthschaftlich  bedenkliche 
Folge  der  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  und  Eigenthums- 
ordnung  selbst  aus  dem  Gesichtspuncte  des  Interesses  und  Rechts 
des  Individuums  führt  nur  zu  leicht  zu  einer  äusserlich  forma- 
listischen Behandlung  und  zu  einer  unhaltbar  absoluten  For- 
mulirung  jener  Rechtsinstitutc.  Die  Entwicklung  des  römischen 
Rechts  und  alle  neuere  Erfahrung  bestätigt  dies.  Besonders  schädlich 

^)  Dieses  Postulat  wird  zwar  auch  von  v.  Treitschke  in  s.  Aufs,  gogcn  die 
fiiinner  des  Soclalismus  (Scpar.-Abdr.  aus  d.  Prcuss.  Jahrb.,  Berlin  1870)  aufgestellt. 
AlxT  er  selbst  zielit  daraus  k.'inc  einzige  pr.utische  fonsequenz. 
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erweisen  sich  vom  volkswirtlischaftlicheu  Standpuiicte  ans  die  rein 
aprioristische  Coustruction  des  Begriffs  der  persönliclien 
Freiheit  und  des  Eigenthumsbegriffs,  sowie  dessen  abso- 
lute Formulirung  und  die  gleiche  Behandlung  des  Vertrags- 
rechts und  Erbrechts. 

a)  Aprioristisch  wird  ein  Begriff  der  persönlichen  Freiheit  aus 
dem  Wesen  des  ganz  selbständig  gedachten  Individuums 
abgeleitet.     Dies  hat  zwei  schlimme  Folgen.^**) 

«)  Allerdings  ist  eine  solche  Freiheit  mit  dem  gesellschaft- 
lichen Zusammenleben  und  den  volkswirthschaftlicheii  Anforderungen 
schlechterdings  unvereinbar  und  kann  daher  auch  in  der  Wirk- 
lichkeit niemals  vollständig  im  positiven  Rechte  anerkannt  werden 
(§.  219  ff.).  Aber  die  Folge  jener  aprioristischen  Begriffsconstruction 
eines  atomistisch- individualistischen  Naturrechts  ist,  dass  immer 
wieder  neue  Forderungen  hinsichtlich  der  Gestaltung  des  positiven 
Rechts  hervortreten,  wonach  möglichst  absolute  persönliche  Freiheit 
und  ein  dementsprechendes  Vertragsrecht  gewährt  werden  soll.  Jede 
weitere  Beschränkung  der  Freiheit,  welche  etwa  im  gescbichtlich 
überkommenen  geltenden  Rechte  noch  festgehalten  ist,  oder  vollends 
eine  solche,  welche  im  Interesse  der  Gesammtheit  neu  eingeführt 
werden  soll,  begegnet  dann  ohne  Weiteres  einer  principiellen  Oppo- 
sition, weil  sie  dem  abstracten  Freiheitsbegriff  widerspricht.^^)    Es 

^°)  Die  Nationalökonomen  der  freihändleriscben,  d.  li.  der  pliysiokratisch-smitliisclien 
Eichtung  haben  zwar  selten  genug  ihre  Theoreme  auf  ihren  letzten  Ausgangsi)unct 
zurückgeführt,  aber  sie  argumentiren  stets  so,  dass  das  ganz  selbständig  ge- 
dachte Individuum  als  stillschweigende,  selbstverständliche  Voraussetzung  ange- 
nommen werden  muss,  wenn  die  Argumentation  nicht  von  vorneherein  als  ganz  will- 
kührlich  erscheinen  soll.  Es  ollenbart  sich  hier  die  allgemeine  philosophische 
Grundlage  des  Smitli'schcn  Systems,  die  Annahme  „  natürlicher  Menschenrechte" 
des  Individuums  als  solchen,  auch  in  den  nationalökonomischen  Beweisführungen. 
Die  beschränkende  altere  Gewerbeverfassung,  das  Prohibitiv-  und  Schutzzollsystem,  die 
Agrarverfassung  und  m.  e.  W.  die  ganze  ältere  Wirthschaftsordnung  verstösst  gegen 
diese  natürlichen  Eechte  des  Individuums,  und  dies  ist  der  letzte  principielle 
Grund  ihrer  Verwerfung  auch  Seitens  der  Volkswirthe.  Der  Nachweis  nacht  hei- 
lig er  Wirkungen  der  Beschränkungen  für  den  Verkehr  kommt  dann  nur  noch  als  ein 
practischer  Grund  dazu.  —  Hier  liegt  der  Grundirrthum  der  Schule,  von  dem 
es  sich  loszusagen  gilt.  Wie  schwer  dies  ist,  zeigt  z.  B.  der  sonst  auf  einem  einigcr- 
maassen  verwandten  Standpunctc  mit  diesem  Werk  stehende  Maurus  in  s.  „Freiheit 
in  d.  Volkswirthsch.",  Heid.  lsT3.  wo  sogar  im  1.  Kap.  ausdrucklich  gesagt  wird: 
„niclit  die  Individualfreiheit,  sondern  die  Wohlfahrtsvermehrung  ist  das  oberste  Princip 
für  die  wirthsch.  Organisation  der  Gesellschaft",  S.  12,  gleichwohl  aber  z.  B.  selbst  die 
lieiitigc  deutsche  Freiztlgigkeitsgesetzgebung  noch  als  eine  die  individuelle  Freiheit  zu 
sehr  beschränkende  bezeichnet  wird,  S.  151!    Vergl.  dagegen  unten  §.  234  ff. 

*')  Man  denke  an  die  Opposition  gegen  Schulzwang,  Militairzwang,  Versicherungs- 
zwang, Impfzwang  u.  s.  w.,  —  stets  mit  dem  Argument,  dass  die  persönliche  Freiheit 
dadurch  beschränkt  werde,  was  richtig,  aber  an  und  für  sich  kein  Gegengrund  ist; 
vielmehr  umgekehrt,  weil  solcher  Zwang  nicht  ganz  zu  entbehren,  ist  die  unbe- 
schränkte individuelle  Freiheit  ein  unhaltbares  Postulat. 
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ist  nur  zu  begreiflich,  dass  deshalb  radicale  Forderungeu  unter 
Umständen  in  einem  für  das  Gesammtinteresse  bedenklichen  Um- 
fange gesetzliche  Sanction  erlangen:  als  blosse  Consequenzen 
des  Princips,  ohne  Untersuchung  der  thatsächlichen  Verhältnisse 
und  der  daraus  folgenden  Bedürfnisse. 

ß)  Andrerseits  wird  die  Freiheit  doch  wieder  so  ausser  lieh 
formal  gefasst,  dass  sie  nebst  ihrer  weiteren  Consequenz,  der 
formalen  Gleichheit  (§.  220  ff.;,  practisch  im  Leben  und  be- 
sonders im  wirthschaftlichen  Verkehr  für  die  grosse  Masse  der 
Bevölkerung  nur  eine  geringe  Bedeutung  hat.  Namentlich  reicht 
sie  für  sich  allein  nicht  aus,  um  für  alle  Betheiligten  im  Verkehr, 
vor  Allem  bei  den  Vertragsschliessungen,  wirkliche  Frei- 
heit und  Gleichheit  zu  verbürgen.  Die  einmal  bestehende  Fiction 
der  Freiheit  und  Gleichheit  hat  aber  dann  wichtige  practische  Con- 
sequenzen. So  wird  z.  B.  principiell  die  Forderung  einer  Be- 
schränkung der  Staatsthätigkeit  in  allen  wirthschaftlichen 
Angelegenheiten  gestellt,  wo  die  formal  freien  und  gleichen  Per- 
sonen vermeintlich  allein  richtig,  aber  auch  ausreichend  für 
sich  sorgen  könnten.  Es  entsteht  dann  wohl  die  Ansicht,  als  ob 
die  Rechtsentwicklung  mit  der  Gewähr  der  persönlichen  Freiheit 
und  Gleichheit  der  Individuen  und  mit  der  vollen  Vertragsfreiheit 
ein  für  allemal  ihren  Abschluss  gefunden  habe.^^)  Eine  nicht  bloss 
theoretisch  und  practisch  falsche,  sondern  auch  eine  socialpolitisch 
und  volkswirthschaftlich  gradezu  gefährliche  Ansicht.  Denn  die 
persönliche  Freiheit  überhaupt  und  die  Vertragsfreiheit 
speciell  muss  Inhalt,  Umfang  und  daher  auch  Beschrän- 
kung nach  Bedürfnissen  der  Gesammtheit  erhalten.  Da 
diese  Bedürfnisse  selbst  wieder  dem  geschichtlichen  "Wechsel  unter- 
liegen, so  kann  die  Thätigkeit  des  Staats  und  der  Gesetzgebung 
auch  auf  diesem  Gebiete  niemals  auf  die  Dauer  abgeschlossen  sein: 
am  Wenigsten  in  dem  Falle,  wenn,  wie  jetzt  bei  uns,  einseitige 
Consequenzen  atomistisch-individualistischer  Auffassung  der  persön- 
lichen Freiheit  ohne  Rücksicht  auf  die  gesellschaftliche  Rückwirkung 
im  geltenden  Rechte  über  Gebühr  zur  Anerkennung  gelangt  sind. 

§.  196.  —  b)  Das  vornehmste  Princip  der  Eigenthums Ord- 
nung ist  das  rein  individualistisch  aufgefasste,  möglichst 

*^)  So  wird  z.B.  in  Deuüscbland  der  Versicherungszwang  gegen  erwach- 
sene Arbeiter  oder  die  Einführung  eines  gesetzlichen  Normalarbeitstags 
für  solche,  wenigstens  für  die  Männer,  aus  solchen  Gesichtspuncten  noch  vielfacli 
abgewiesen,  z.  B.  von  den  Vertretern  der  deutschen  Gewerkvereine,  M.  Hirsch, 
Fr.  Duncker.    Vergl.  die  Debatten  auf  d.  Eisen,  soc-polit.  Congr.  lsT4. 

.    A.  Wagner,  Vülkswirthscliaftslehre.     I.  20 


306  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeine  wirtlischaftliclic  Verkehrsreclit. 

absolute  Privateigenthiim  an  allen  Arten  von  Sachgütern. 
Der  Eigenthumsbegriif  wird  dabei  wiederum  aprioristiseh  construirt, 
indem  das  Wesen  des  Eigenthums  in  unumscliränkter  Befugniss  des 
Eigenthümers,  über  die  Sache  zu  verfügen,  gefunden  wird.  Dieser 
Eligenthumsbegrififsoll  dann  im  geltenden  Rechte  verwirklicht  werden. 
Danach  wird  der  Wille  oder  richtiger  selbst  die  Willkühr  des 
Eigenthümers  (jus  utendi  et  abutendi  re  sua!)  als  das  Moment 
anerkannt,  welches  allein  über  die  Verwendung  der  im  Eigenthum 
stehenden  Güter  entscheidet.  Dieser  Auffassung  entsprechend  giebt 
das  Eigenthum  überhaupt  eigentlich  nur  Rechte.  Auch  Pflichten 
als  Ausfluss  desselben  aufzustellen,  erscheint  dagegen  von  vorne- 
herein als  Widerspruch  gegen  den  Eigenthumsbegriflf.  Dasselbe  gilt 
von  Beschränkungen  des  Eigenthums,  welche  sich  mit  der  prin- 
cipiellen  Schrankenlosigkeit  der  Verfügungsbefugnisse  des  Eigen- 
thümers nicht  vertragen.  Soweit  sie  etwa  geschichtlich  überkommen 
sind,  werden  sie  daher  möglichst  beseitigt.  Unter  die  Schablone 
des  einen,  absoluten  Eigenthum sbegriffs  werden  ferner  alle 
Arten  Sachgüter  (mitunter  auch  gewisse  „Verhältnisse",  §.  15, 
wie  anderseits  ehedem  die  Unfreien,  die  Sclaven)  möglichst  gleich- 
massig  gezwängt.  Daher  werden  die  etwa  noch  bestehenden  Ver- 
schiedenheiten des  Eigenthumsrechts  nach  der  Art  der  Güter, 
welche  das  Eigenthum  umfasst,  verworfen  und  thunlichst  beseitigt, 
weil  sie  dem  angenommenen  Eigenthumsbegriffe  widerstreiten.  Dies 
zeigt  sich  u.  A.  namentlich  in  dem  Streben  nach  rechtlicher  Gleich- 
stellung des  Grundeigenthums  mit  dem  Eigenthum  an  beweglichen 
Gütern  und  der  verschiedenen  Arten  des  Grundeigenthums,  z.  B. 
au  Agrar-  und  Forstboden, ^^)  unter  einander.  Ebenso  unterbleibt 
in  der  Hauptsache  im  Rechte  jede  Unterscheidung  des  Eigenthums 
nach  den  Zwecken  der  beweglichen  Güter  und  damit  fehlt  dem 
Rechte  die  volks-  und  einzelwirthschaftlich  so  wichtige  Unter- 
scheidung von  Kapitaleigenthum  und  Eigenthum  an  Gebrauchs- 
vermögen (§.  27)  vollständig  (§.  256,  257). 

Die   Eigenthumsordnung,    welche  sich   dergestalt   ergiebt,   ist 
sonach  nur  ein  Product  der  Abstraction   und  eine  logische 


")  Die  Folge  der  Aaffassung  ist,  dass  z.  B.  jede  aus  dem  ökonomischen  Wesen 
des  Forstbodens  folgende  „Beschränkung"  des  Forsteigenthums  vom  Waldbesitzer  als 
ein  Eingrili' in  sein  „natürliches"  Eigenthumsrecht,  ja  als  eine  A^erletzung  seiner 
Freiheitsspluire ,  mithin  seiner  selbst  gilt.  Daher  die  öfters  schon  aufgetauchte  For- 
derung der  Waldbcsitzcr,  nicht  nur  für  n  eue  Beschränkungen,  sondern  selbst  für  alt- 
bestehende, aber  dem  absolufcn  EigenthumsbegrifF  widersi^rechende  entschädigt 
zu  werden;  eventuell  die  Forderung,  dass  der  Staat  expropriire,  wenn  auch 
nur  die  Beibehaltung  solcher  Beschränkungen  im  öffentlichen  Interesse  geboten  sei. 
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Consequenz  einer  absolut  gefassten  persönlichen 
Freiheit  des  Individuums  und  eines  aprioristischen 
absoluten  Eigenthumsbegriffs.  Sie  wird  aber  aus  zwei 
Gründen  ganz  unbedenklich  für  die  Praxis  postulirt. 

a)  Einmal,  weil  sie  sich  im  römischen  Kechte  im  Wesent- 
lichen vollzogen  hat.")  Das  römische  Privatrecht,  das  Recht  eines 
Volks,  dessen  Volkswirthschal't  auf  dem  Herrschaftsprincip 
der  Eroberung  und  Sclaverei,  nicht  auf  dem  Prineip  des  Erwerbs 
durch  eigene  Arbeit  beruhte,  wurde  und  wird  aber  vielfach  als  das 
„Musterrecht",  als  das  „wahre  Recht",  ja  kurzweg  als  „das 
Recht"  überhaupt  betrachtet:  eine  eigenthümliche,  geschichtlich 
erklärhche,  aber  deswegen  nicht  weniger  unrichtige  Ansicht,  welche 
auf  eine  petitio  principii  hinauskommt. 

ß)  Sodann  meint  man  die  a  priori  geforderte  Gestaltung  der 
Eigenthumsordnung  auch  a  posteriori  rechtfertigen  und  als  die 
alleinrichtige  und  erspriessliche  begründen  zu  können.  Sie 
soll  nemlich  nicht  nur  mit  dem  Interesse  des  Individuums  und  der 
Privatwirthschaft,  sondern  auch  mit  dem  Gesammtinteresse  des 
Volks  nnd  seiner  Volkswirthschaft  vollkommen  tiberein- 
stimmen. Aber  der  Beweis  dafür  wird  nicht  genügend  geführt. 
Es  wird  dabei  nur  wieder  von  vorneherein  die  Interessensoli- 
darität des  Individuums  und  des  Volks,  der  Privat-  und 
der  Volkswirthschaft  angenommen,  statt  sie  erst  zu  beweisen.  Die 
Wirkungen  aber,  welche  eine  solche  Eigenthumsordnung  auf  das 
ganze  Volk  wie  auf  die  einzelnen  Classen,  besonders  auf  die  besitz- 
losen, sogen,  unteren  arbeitenden  Classen  ausübt,  werden  nicht 
ernstlich  geprüft.  Sie  gelten  entweder  als  einmal  unveränderlich, 
die  daher  selbstverständlich  einfach  hingenommen  werden  müssen, 
oder  sie  werden  auch  mit  grausamem  Optimismus  als  durchaus 
günstig  hingestellt.  So  wird  an  dem  schrankenlos  willkührlichen 
eigenen  Gebrauche  der  Güter,  den  das  Eigenthum  gestattet,^^)  und 


")  Vcrgl.  unten  §.  2Sü  ff.  über  den  Eigenthumsbegriff.  Die  Ünbaltbarkeit  der 
Pormulirung  eines  absoluten  Eigenthumsbegriffs  folgt  übrigens  auch  im  römischen 
Kechte  aus  dem  zum  „jus  utendi  et  abutendi  re  sua"'  hinzugefügten,  wenn  auch  ge- 
wöhnlich ignorirtcn  Satze:  quatenus  juris  ratio  patitur.  Vergl.  auch  Bruns,  d.  heut, 
röm.  Recht,  in  v.  H ol tzen d orff's  Encyclop.  d.  Rechtswiss. ,  1.  Ausg.,  S.  297, 
Baron,  Pandecten,  2.  Ausg.  IS'ü,  §.  125.  Die  Juristen  ziehen  meistens  die  er- 
forderlichen Consequenzen  aus  der  Beschränkung  des  Eigenthums  für  den  Begriff 
selbst  nicht. 

*^)  S.  die  Ausführung  gegen  das  jus  abutendi,  das  das  Recht  der  Zerstörung  mit 
enthält,  von  Val.  Mayer,  Eigcnth.  nach  d.  verschied.  Weltanschauungen,  Freib. 
1S71,  s.  n. 

2U* 
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an   der  Freiheit,    beliebig   durch  Verträge  über  das  Eigeüthum  zu 
verfügen,  nichts  bemängelt.  ^^) 

§.  197.  —  c)  Nicht  anders  ergeht  es  dem  Erbrechte.  Auch 
dieses  wird  ebenso  schrankenlos  und  absolut  hingestellt  wie  das 
Eigenthum,  indem  gewissermassen  die  schroffsten  Consequenzen 
des  deutsch-rechtlichen  und  des  römisch-rechtlichen  Erbrechtsprincips 
vereinigt  werden.  So  wird  im  Intestaterbrecht  die  sittliche, 
sociale  und  ökonomische  Bedeutung  der  Familie  ausserordentlich 
übertrieben  mittelst  Festhaltung  eines  Erbrechts  der  „Familie"  bis 
zu  den  entferntesten  „Verwandten"  hin,  —  im  Widerspruch  mit  der 
sonstigen  individualistischen  Auffassung,  welche  im  Avirthschaft- 
lichen  Verkehrsrecht  zur  Geltung  gelangt  ist  und  den  Familien- 
verband oft  wenig  genug  beachtet.  Und  daneben  wird  dem  Erb- 
lasser im  testamentarischen  Erbrechte  öfters  eine  Verfügungs- 
befugniss  über  sein  Vermögen  über  den  Tod  hinaus  gegeben,  welche 
nur  etwa  durch  das  Pflichttheilsrecht  beschränkt,  sonst  practisch 
80  gut  wie  unbegrenzt  ist.  So  kann  über  einen  Theil  des  Volks- 
vermögens in  der  Form  von  Privatvermögen  ganz  nach  individuellem 
Ermessen,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Folgen  für  die  ganze  Volks- 
wirthschaft,  der  Wille  längst  Verstorbener  massgebend  entscheiden. 
Damit  wird  aber  das  schöne  pietätvolle  Princip  der  Achtung  vor 
den  Todten  so  übertrieben,  dass  es  anhaltbar  wird  und  dass  das 
Ergänzungsprincip :  „dem  Lebenden  gehört  die  Welt",  nothwendig 
nach  Geltung  ringt.  Auch  der  in  der  Frage  mitunter  angerufene 
Glaube  an  die  persönliche  Unsterblichkeit  gebietet  eine  soweit 
gehende  Berücksichtigung  des  Willens  Verstorbener  im  testamen- 
tarischen Erbrecht  in  den  echt  irdischen  Dingen  der  Vermögenswelt 
vernünftigerweise  selbst  für  Diejenigen  nicht,  welche  diesen  Glauben 
hegen.") 


")  Die  Nationalölionomie  der  pliysiokratiscli-smitli'schen  Schule  hat  sich  in  der 
Regel  Tim  die  Begründung,  Erklärung  und  Kechtfertigung  der  Eigcnthumsinstitution 
gar  nicht  gekümmert  und  die  letztere  einfach  als  selbstFerstiindliclie  Thatsache  hin- 
genommen. S.  d.  Vorbem.  zu  Kap.  5,  S.  295.  Dies  hing  auch  mit  der  einseitig 
privatwirthschaftlichen  Behandlungsweise  der  Disciplin  zusammen.  So  kann  es 
nicht  A\'under  nehmen,  dass  in  einem  Werke  wie  Rentzsch'  Handwörterbuch  der  Volks- 
wirthschaftslehre  der  Art.  Eigenthum  (von  Frühauf)  sich  auf  die  dürftigste  formal- 
rechtliche Behandlung  des  Eigcnthums  beschränkt.  Wo  die  Nationalökonomie  etwas 
tiefer  auf  die  Institution  einging,  hat  sie  sich  die  Begründung  mit  der  natürlich-öko- 
nomischen Theorie  (s.  u.  §,  2(55  ff.)  oder  mit  der  Arbcitstheorie  (§.  271  If.)  zu  leicht 
gemacht,  -was  auch  von  Bastiat  gilt,  s.  dess.  härm,  t'con.  eh.  8,  1),  und  pamjjhlets 
propriete  et  loi  (oeuvres,  1854,  IV,  275  ff.) 

")  Vcrgl.  Lange,  Arb.  Fr.  3.  Aufl.  S.  2S5;  Lassalle,  Syst.  d.  crworb.  Rechte 
II,  GO'l  tf.,  mit  der  Darlegung  von  Leibnitz's  Theorie  des  testamentarischen  Erb- 
rechts und  der  Begründung  des  letzteren  auf  die  Annahme  der  Unsterblichkeit. 
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§.  198.  —  d)  Die  Volkswirt hschaftliche  Rechtfertigung 
eines  möglichst  absoluten  Eigenthunis-  und  Erbrechts  wurzelt  mit 
in  der  Ansicht  von  der  Unentbehrlichkeit  dieser  beiden  Institute  für 
die  Kapitalbildung,  —  sowohl  für  die  Erhaltung  des  vor- 
handenen als  für  die  weitere  Vermehrung  des  Kapitals,  —  sowie 
für  die  Kapitalverwendung  im  Productionsprocess.  Diese 
Ansicht  beruht  indessen  auf  der  fälschlichen  Identificirung  von 
Kapital  an  sich,  als  rein  ökonomische  Kategorie,  mit  dem 
Privatkapital  oder  dem  Kapitalbesitz,  als  historisch  recht- 
liche Kategorie  (§.  28).  Es  wird  hier  stets  ohne  Weiteres  ange- 
nommen, dass  eine  Bildung,  Erhaltung  und  Verwendung  des  Kapitals 
im  ersteren  Sinne  unbedingt  nur  in  der  Form  des  Privat- 
kapitals möglich  oder  sogar  nur  so  denkbar  sei.  Dies 
verdient  mindestens  erst  eine  Untersuchung,  welche  die  National- 
ökonomie bisher  ganz  unterlassen  hat  (s.  u.  §.  267).  Aber  wenn 
der  Satz,  der  sonach  vorläufig  eine  blosse  These  ist,  auch  nicht 
bestritten,  oder  wenn  wenigstens  zugegeben  wird,  dass  die  Ent- 
stehung, Erhaltung,  Vermehrung  und  Verwendung  des  Kapitals  im 
ökonomischen  Sinne  am  Besten  in  der  Form  des  Privat- 
kapitals vor  sich  geht  (§.  28),  so  folgt  daraus  nicht  der  übliche 
Schluss  zu  Gunsten  absoluten  Eigenthunis  und  Erbrechts.  Die 
Nothwendigkeit  und  volkswirthschaftliche  Nützlichkeit  eines  solchen 
wird  vielmehr  wiederum  ohne  jede  weitere  Untersuchung  axiomartig 
angenommen.  Es  lässt  sich  jedoch  z.  B.  grade  beim  Erbrecht 
unschwer  nachweisen,  dass  ein  unbegrenztes,  wie  das  heutige, 
namentlich  ein  Erbrecht  ohne  alle  oder  wenigstens  ohne  irgend  er- 
hebliche Erbschaftssteuern  für  Erbschaften  unter  den  nächsten 
Verwandten  (Ascendenten  —  Descendenten),  die  ihm  zugeschriebene 
besonders  günstige  Wirkung  für  die  Vermehrung  selbst  nur  des 
Privatkapitals  in  geringerem  Grade  besitzt,  als  ein  durch  ein  rich- 
tiges sociales  Erbschaftssteuersystem  begrenztes  Erbrecht. ^^)  Und 
ebenso  lässt  sich  am  Grundeigenthum  und  am  Kapitaleigenthum 
aus  den  Verhältnissen  der  beutigen  Praxis  die  nachtheilige 
Wirkung    der    absoluten   Formulirung    des  Eigenthumsrechts 


**)  Aehnlich  wie  der  zeitige  Inhaber  eines  Fideicoiumisses ,  welches  an  den 
ältesten  Sohn  übergeht,  im  Interesse  der  Ausstattang  seiner  übrigen  Kinder  mehr 
sparen  wird  und  nach  englischen  Erfahrungen  wirklich  aus  diesem  Grunde  mehr 
spart,  wird  auch  der  Familienvater,  welcher  weiss,  dass  bei  seinem  Tode  sein  Ver- 
mögen durch  Erbschaftssteuern  verkleinert  wird,  muthmasslich  mehr  Trieb  zum  Sparen 
haben,  damit  trotz  des  Steuerabzugs  noch  (;in  genügendes  Erbe  übrig  bleibe. 
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ableiten,   z.  B,  im  Falle  willkiihrlicjien  Grebiauchs  oder  Nicht- 
gebraucbs.^^) 

§.  199.  Für  die  Volkswirthschaftslehre  liegt  demgemäss  die 
Aufgabe  vor,  die  gescbicbtlich  überkommene  und  die  in  Geltung 
stehende  Rechtsordnung  des  Personenstands  und  des  Eigenthums 
einer  Prüfung  auf  ihre  nationalökonomischen  Leistungen  und  Wir- 
kungen, auf  ihre  Zweckmässigkeit  und  Reformbedtirftigkeit  zu  unter- 
ziehen. Bei  dieser  Prüfung  muss  aber  vor  Allem  nicht  der  privat- 
wirthschaftliche  Standpunct  in  der  üblichen  fehlerhaften  Weise  mit 
dem  volkswirthschaftlichen  ohne  Weiteres  identificirt  werden.  Ferner 
hat  zwar  der  Gesichtspuuct  der  Pro-duction  und  das  Interesse 
an  einer  möglichst  gesteigerten  Production  bei  der  Prüfung 
gewiss  eine  wohl  berechtigte  grosse  Bedeutung  auch  für  die  ganze 
Volkswirthschaft.  Aber  daneben  muss  der  Gesichtspunct  der  Ver- 
t  hei  hing  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögeus  und  die  An- 
forderungen beachtet  werden,  öfters  selbst  dominiren,  welche  hin- 
sichtlich einer  möglichst  günstigen  Vertheilung  der  individuellen 
Einkommen  nach  den  früher  entwickelten  Grundsätzen  (g.  94 — 109) 
zu  stellen  sind.  Denn  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
hat  für  die  Cultur  des  Volks  und  damit  für  das  ganze  Volksleben 
die  wichtigsten  Folgen. 

Soweit  die  nationalökonomische  Untersuchung  das  Verkehrs- 
recht wesentlich  nach  seinem  Einfluss  auf  die  volkswirth- 
schaftliche  Production  zu  prüfen  hat,  darf  den  einzelnen  Rechts- 
instituten bei  den  verschiedenen  Productionsfactoren  undProductions- 
gebieten  von  vorneherein  eine  verschiedene  Bedeutung  beigemessen 
werden.  Der  Personenstand,  die  Unfreiheit  in  ihren  ver- 
schiedenen Formen  und  die  Freibeit  in  den  verschiedenen  Rechts- 
systemen, besonders  die  Gestaltung  des  Vertragsrechts  überhaupt 
und  des  Arbeitsrechts  der  sogen,  unteren  Classen  speciell,  daher 
auch  des  Lohnvertrags,  kommen  offenbar  in  erster  Linie  in  Be- 
tracht hinsichtlich  ihres  Einflusses  auf  die  Arbeit  als  Productions- 
factor,  sodann  erst  wegen  ihrer  Einwirkung  auf  die  Bildung,  Ver- 
mehrung und  Verwendung  des  Kapitals  und  auf  den  Boden- 
anbau. Das  Privateigenthum  im  Allgemeinen,  das  darauf 
bezügliche  Vertragsrecht  und   das   Erbrecht  sind  zunächst 


'^)  Wie  t.  B.  in  den  lieute  schon  in  England  vorgekommenen  Fällen,  dass  ein 
reicher  Bergwerksbesitzer  auch  nach  erfolgter  Nachgiebigkeit  seiner  mit  ihm  im 
Lohnstreit  liegenden  Arbeiter  aus  Eigenwillen  den  Betrieb  seines  Werks  ein- 
gestellt lässt. 
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bedeutsam  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  ökonomischen 
Kapitals,  welche  sich  in  der  Form  von  Privatkapital  vollzieht; 
alsdann  erst  kommen  sie  als  Momente  für  die  Entwicklung  des 
Arbeitsfactors  und  der  Bodenproduction  in  Betracht.  Das 
Grundeigenthum  endlich  hat  zuvörderst  eine  entscheidende 
Wichtigkeit  für  den  Bodenanbau  und  danach  steht  es  auch  im 
Zusammenhange  mit  der  Entwicklung  des  Arbeitsfactors  und  des 
Kapitals. 

Freilich  kann  nun  das  wirthschaftliche  Verkehrsrecht  nicht  aus- 
schliesslich, oft  nicht  einmal  vorwiegend  nach  nationalökonomischen 
Rücksichten,  seien  es  diejenigen  der  Production  oder  selbst  die 
wichtigeren  der  Vertheilung,  gestaltet  werden.  Aber  vollkommen 
berechtigt  ist  die  Forderung,  solche  Rücksichten  soweit,  als  nicht 
andre  höhere  dagegen  sprechen,  beachtet  zu  sehen.  So  wird  z.  B. 
die  Unfreiheit  eines  Theils  der  Bevölkerung  volkswirthschaftlich 
mitunter  weniger  Bedenken  und  selbst  gewisse  Vortheile  bieten 
(§.  101,  107,  204  tf.).  Aber  die  Entscheidung,  ob  sie  beizubehalten, 
kann  niemals  allein  oder  vorwaltend  nach  wirthschaftlichen  Gesichts- 
puncten  erfolgen.  Dagegen  dürfen  letztere  wieder  bei  der  Wahl 
des  Zeitpuncts  für  die  Emancipation  und  bei  den  Modalitäten  der 
Durchführung  mitsprechen. 

§.  200.  In  unserer  modernen  Culturwelt  ist  die  Frage  der  Un- 
freiheit principiell  verneinend  entschieden  Avorden.  Es  handelt  sich 
daher  für  uns  nur  noch  um  die  Gestaltung,  d.  h.  um  Umfang,  Inhalt, 
Grenzen,  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  und  um  die 
Eigcnthumsordnung,  einschliesslich  des  Vertrags-  und  Erb- 
rechts. 

In  der  hierauf  bezüglichen  Rechtsordnung  stehen  sich  zwei 
grosse  Principien  von  welthistorischer  Bedeutung  seit  Uraltcrs 
bei  unseren  Culturvölkern  gegenüber  und  ringen  um  den  Sieg  mit 
wechselndem  Erfolge :  dasPrincip  der  möglichsten  Selbstän- 
digkeit des  Individuums  und  das  entgegengesetzte  der  Be- 
schränkung dieser  Selbständigkeit  nach  Interessen 
und  Zielen  menschlicher  Gemeinschaften,  oder  das  Indi- 
vidual-  und  das  Geni  ein  schaftsprincip,  wie  wir  sie  kurz 
nennen  können. 

Beide  Principien  sind  tief  in  der  Natur  des  Menschen  begründet. 
Auch  das  zweite  wird  nicht  künstlich  und  gewaltthätig  dem  Indi- 
viduum aufgenöthigt,  sondern  es  folgt  für  den  Einzelnen  ohne  Weiteres 
aus  seiner  angeborenen  socialen  Natur.   Keines  von  beiden  Principien 
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darf  daher  auch  vollständig  allein  auf  Kosten  des  anderen  in  der 
Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  zur 
Geltung  kommen,  und,  mehr  noch,  keines  vermag  dies,  vreil  es 
„gegen  die  Natur''  wäre.  Möglich  und  nothwendig  ist  immer  nur 
ein  Compromiss  zwischen  beiden  Principien  und  zwischen  den 
Consequenzen,  welche  aus  ihnen  für  die  Rechtsordnung  abzuleiten 
sind.  Dieses  Compromiss  kann  mehr  zu  Gunsten  des  einen  oder 
des  anderen  Princips  ausfallen.  In  der  antiken  Welt  und  im  Mittel- 
alter war  auf  cTem  Gebiete  der  persönlichen  Freiheit  die  Unterord- 
nung des  Individuums  und,  mit  Ausnahme  des  römischen 
Privat  rechts,  auf  dem  Gebiete  der  Eigenthumsordnung  die  Be- 
schränkung des  Eigenthums  vorherrschend.  In  der  modernen 
Welt  ist  das  andere  Princip,  die  möglichste  Unumschränktheit  des 
Individuums  und  seines  Eigenthums,  die  möglichste  Freiheit  des 
Vertragsrechts,  immer  umfassender  und  allgemeiner  auf  allen  ein- 
zelnen Gebieten  im  Recht  zu  einer  nur  zu  ausschliesslichen  Geltung 
gekommen.  Der  Sieg  des  modernen  „Systems  der  freien  Concurrenz" 
ist  ein  Beleg  hierfür. 

Die  bedenklichen  Seiten  dieser  Gestaltung  sind  neben  den  gün- 
stigen nicht  zu  verkennen  und  auf  dem  Gebiete  der  Politik  und  der 
Volkswirthschaft  deutlich  hervorgetreten.  Mancherlei  Rückschritte 
in  einer  Jahrhunderte  alten  Beweguiag  sind  jedoch  bereits  zu  ver- 
zeichnen :  sie  bilden  eine  Wiederannäherung  an  das  zweite  Princip, 
an  die  Beschränkimg  und  Unterordnung  des  Individuums,  seiner 
Freiheit,  seines  Eigenthums,  unter  die  Interessen  der  Gesammtheit 
und  leiten  damit  die  nothwendige  Versöhnung  der  Gegensätze  ein. 
Unsere  Zeit  hat  die  allgemeine  Wehrpflicht  zum  ötaatsgrundgesetz 
gemacht,  den  Schulzwang  durchgeführt,  die  persönliche  Freiheit,  die 
Eigenthurasbenutzung,  die  Vertragsfreiheit  beschränkt  durch  eine 
scharf  eingreifende  Fabrikgesetzgebung  und  durch  Haftpflichtgesetze 
mit  der  Ungiltigkeitserklärung  von  Vertragsclauseln  zum  Ausschluss 
der  Haftpflicht,^^)  hat  das  Eigenthum  durch  gewaltig  einschneidende 
Steuern  getroffen  und  dadurch  eine  immer  weitere  Ausdehnung  des 
gemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten  des  privatwirthschaftlichen  Sy- 
stems eingeleitet:  lauter  principiell  wichtige  Schritte  zum  richtigen 
Ziele. 

So  kündigt  sich  eine  neue  Richtung  an,  welche  das  Compromiss 
zwischen  den  beiden  genannten  Grundsätzen  wieder  mehr  zu  Gunsten 


")  Vergl.  deutsches  Gesetz  vom  7.  Juni  1871,  §.  5. 
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des  Gemeinschaftsiuteresses  verscbiebt.  Diese  Richtung  kann  uatttr- 
lich  in  ein  andres  Extrem  führen,  zu  einer  unerträglichen  Be- 
schränkung der  persönlichen  Freiheit,  wie  sie  bei  der  Verwirk- 
lichung gewisser  socialistisch-communistischer  Ideen  erfolgen  müsste. 
Aber  vernünftig  mit  steetem  Anhalt  an  die  concreten  Verhältnisse 
durchgeführt  hat  sie  ihre  vollständige  Berechtigung,  wie  sich  vom 
volkswirthschaftlichen  Staudpuncte  aus  zeigen  lässt  und  in  den 
folgenden  Abschnitten  näher  nachgewiesen  wird.-^) 

Erster  Haiiptübschnitt. 

Der  Personenstand.     Unfreiheit  und  Freiheit. 

Literaturnachweis.  Die  Natioualökonomen  haben  die  Unfreiheit  und 
Freiheit  vornemlich  als  Arbeitssystem  (s.  folg.  3.  Abschn.,  §.  2üfi  11'.)  betrachtet, 
wobei  die  weitere  allgemeine  volkswirthschaftlichc  und  sociale  Bedeutung  der  Institution 
zwar  lun^ermeidlich  mit  berücksichtigt  werden  muss,  aber  doch  zurücktritt.  Kau  hat 
sich  nirgends  in  seinem  System  mit  einer  i)rincii)iellen  Untersuchung  der  Unfreiheit 
beschäftigt,  und  dieselbe  kaum  anders  als  gelegentlich  berührt,  z.  B. ,  ähnlich  wie 
andere  Schriftsteller  der  älteren  Schule,  in  den  Erörterungen  über  Arbeitslust  und 
Fleiss,  so  I,  §.  112,  etwas  eingehender  II.,  §.  19.  Zur  Berührung  einzelner  Formen, 
wie  der  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft,  giebt  die  Betrachtung  der  Agrarverhält- 
nisse, der  häuerlichen  Lasten,  der  Frohnden  Anlass;  s.  Bau,  II.,  §.  479. 
Koscher  macht  für  die  systematische  Nationalökonomie  den  grossen  Fortschritt,  der 
„Unfreiheit  und  Freiheit"  eine  eingehende  Erörterung  (Kap.  4,  §.  67—76  des  1.  B. 
s.  I.  B)  zu  widmen,  jedoch  ist  die  Stellung  dieses  Kapitels  in  der  Productions- 
lehre  wohl  nicht  richtig  und  die  Betrachtung  der  „Freiheit"  als  System  des  Personen- 
stands entfällt  fast  ganz.  S.  d.  Vorbem.  zu  Kap.  5,  S.  293.  Dagegen  hat  v.  Mangoldt 
in  s.  Volkswirthschaftslehre  schon  in  mehr  principieUer  Weise  bei  der  Untersuchung 
der  gesellschaftlichen  Bedingungen  des  Erfolgs  der  nationalen  Arbeit  der  Lehre 
von  der  Unfreiheit  und  Freiheit  eine  Stelle  in  der  systematischen  NationalökoJiomie  ge- 
geben, s.  Kap.  5  u.  6  a.  a.  0.  Schäffle  in  s  GeseUsch.  System  bietet  keine  zu- 
sammenfassende Erörterung  über  die  Unfreiheit  und  Freiheit,  bespricht  aber  die  erstere 
als  Arbeitssystem,  (so  3.  Aufl.  IL,  3U7,  §.  270)  und  mehrfach  passim  die  einzelnen 
Consequenzen  der  persönlichen  Freiheit  (s.  u.  §.  220  ff.),  obwohl  noch  kaum  eingehend 
und  principiell  genug.  In  seinem  grossen  neuen  Werke  „Bau  u.  Leben  des  socialen 
Körpers"  findet  sich  im  1.  Bande  (Tüb.  1S75)  mehr  Hiehergehöriges  über  Eigenthum, 
als  iiber  Personenstand.  S.  197  11'.  z.  B.  mrd  die  „indiv-  Freiheit  und  Gleichheit"  in 
einem  anderen  Sinn  genommen,  als  der  ist,  in  welchem  im  Folgenden  von  ihr  ge- 
handelt wird,  wenn  auch  die  Erörterungen  sich  berühren.  —  Aus  der  fremden 
nationalökonomischen  Literatur  s.  bes.  de  Sismondi.  nouv.  princ.  2.  cd.  L, 
1.  3,  eh.  4  (l.,  p.  177  II.),  6,  7,  auch  II,  415;  J.  St.  Mill,  pol.  Oekon.,  2.  B..  Kap.  5. 
Xu  der  englisch  &n  und  americauischen  Literatur  ist  aus  naheliegenden  practischen 


^')  Die  wachsende  Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit  (s.  o.  Kap.  4,  Abschn.  3,  bes. 
§.  171)  und  die  dadurch  bewirkte  Steigerung  des  communistischen  Characters  der 
ganzen  Volkswirthschaft  ist  ein  Beleg  für  die  modernen  Verhältnissen  angepasste  Ver- 
breitung des  Gemeinschaftsprincips.  Nur  die  Macht  der  Schlagwortc  und  die  geringe 
Neigung  der  Menge,  auf  die  Principien  der  Dinge  zurückzugehen,  erklärt  es,  dass 
selbst  von  Solchen  so  einseitig  gegen  den  Socialismus  geeifert  wird,  welche  in  einer 
Reihe  wichtiger  practischer  Fragen  im  (jrunde  nur  Forderungen  des  Socialis- 
mus selbst  stellen:  Uebergang  zum  Staatsbahnsystem,  unentgeltliche  Strassen- 
benutzung,  desgl.  Unterricht  u.  s.  w.  sind,  richtig  aufgefasst,  socialistische  Massregeln. 
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Gründeu  auch  neuerdings  noch  öfters  ein  Kapitel  der  System.  Werke  der  Sclaverei  u.  s.  w. 
gewidmet,  s.  z.  B.  Favrcctt,  mau.  of  pol.  econ.  3.  ed.  Lond.  a.  Cambr.  ISG9,  p.  258  ff. 
—  S.  aueh  Maurus,  über  d.  Freih.  in  d.  Volkswirtbsch.,  Heidelb.  1873,  bes.  Einl,, 

1  —  3.  15.  Abschn. 

Wichtiger  als  die  speciell  nationalökonomische  Literatur  ist  für  die  Fragen  des 
Personalstands,  besonders  für  die  Kegelung  der  ,, socialen  Freiheitsrechte"  (§.  224  ff.  u.), 
die  Literatur  der  inneren  Verwaltungslehre,  Polizei  Wissenschaft,  des 
Verwaltungsrechts.  Unter  den  neueren  Schriften  sind  hier  hervorzuheben:  vor 
Allem  L.  S  t  e  i  n '  s  grossartige  Verwaltungslehre  ,  bes.  B.  2,  \ind  dess.  Handbuch  der 
Verwaltungsl.  bes.  S.  64  ff.,  ferner  H.  Kösler's  Lehrb.  d.  d.  Verwaltungsrechts,  bes. 
B.  1  (Erl.  1872),  1.  B.  Personenrecht,  u.  A.  ausgezeichnet  durch  reiche  und  sorgfältige 
Literaturnachweise  und  Belege  aus  der  Gesetzgebung,  nauientlich  der  deutschen  parti- 
cularstaatlichen,  worauf  hier  für  die  Specialliteratur  verwiesen  wird.  Die  spcciellcre 
Erörterung  der  Fragen  des  Personalstands  und  der  Bevölkerungsordnung  ist  nicht  Auf- 
gabe dieses  Werks.  Aber  eine  Hineinziehung  dieser  Fragen  grade  in  den  grund- 
legenden Theil  der  politischen  Oekonomie  (s.  u.  §.  229)  ist  unvermeidlich  und  bisher 
mit  Unrecht  meistens  unterblieben.  Denn  dieses  „Recht  der  Bevölkerung"  bildet, 
ebenso  wie  das  Eigenthumsrecht,  die  Grundlage  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung. 
Es  darf  nicht  einfach  als  Thatsache  hingenommen ,  sondern  muss  hinsichtlich  seiner 
volkswirthschaftliclien  Wirkungen  grade  auch  nach  nationalökonomischen  Gesichtspuncten 
kritisch  geprüft  werden.  Für  die  Verwaltungslelire,  bez.  das  Verwaltungsrecht  sind  die 
Ergebnisse  einer  solchen  Kritik  ebenso  wichtig,  wie  für  das  Privatrecht  die  national- 
ökonomische Kritik  des  Eigenthums. 

Für  die  geschichtlichen  Thatsachen,  welche  die  Unfreiheit  und  deren 
verschiedene  Formen  und  Entwicklungsphasen  betreflen,  ist  zunächst  auf  die  allge- 
meine Geschichtsliteratur,  besonders  über  das  Alterthum  (Sclaverei),  über 
das  Mittelalter  und  z.  Th.  noch  die  folgende  Zeit  (^Leibeigenschaft,  Hörigkeit, 
bäuerliche  Lasten,  Frohnden),  und  über  das  überseeische  Colonialwesen  der 
Europäer  (Ncgcrsclavcrci)  zu  verweisen.  Besondere  Beachtung  verdienen  die  russi- 
schen Verhältnisse,  weil  hier  die  Unfreiheit  bis  in  unsere  Gegenwart  hinein  deutlicher 
vor  Augen  liegt.  Die  Werke  über  die  Lage  der  arbeitenden  Classen  in  früherer 
Zeit  enthalten  ebenfalls  hierhergehöriges  Jlaterial.  S.  bes.  Levasseur,  bist,  des 
classes  ouvrieres   cn   France  depuis  la   conquete   de  J.   C6sar    jusqu'ä  la  rcvolution, 

2  tom.  Par.  1859,  mit  der  Fortsetzung  dess.  Verf.:  bist,  des  cl.  ouvr.  en  Fr.  depuis 
1789,  2  tom.  P.  18157.  —  Du  Collier,  bist,  des  cl.  labor.  cn  France"  depuis  la  roii- 
qu6te  de  la  Gaule  par  J.  Ciisar  jusqu'ä  nos  jours,  Par.  1860.  Vcrgl.  auch  Marx, 
Kapital,  pass.,  Lassalle,  Kap.  u.  Arb..  pass.,  z.  B.  S.  100,  169.  Auch  die  Literatur 
über  ältere,  bes.  g  er  man.  A  grarv  erfassu  ng,  über  bäuerliche  Lasten 
behandelt  die  Verhältnisse  der  Unfreiheit  und  Verwandtes  mehr  oder  weniger  ein- 
gehend. S.  Kau,  Volkswirthschaftspolit.  5.  Aufl.  §.  40  ff..  Koscher  H.  (Nat.-Oek.  d. 
Ackerbaus)  §.  54  ff.,  §.  1 07  ff.,  beide  auch  f  Spcc.-Liter. 

A''on  allgemeineren  Schriften  über  Sclaverei  u.  s.  w.  und  deren  Geschichte  s. 
GuTowski,  slavery  in  history,  Newy.  1860  (kurze  Uebers.  über  die  einzelnen 
Völker,  mclirfach  nach  deutschen  Historikern).  —  Wiskemann,  Sclaverei  (von  der 
Haager  Gesellsch.  f.  d.  Verbreit.  d.  christl.  Kelig.  gekrönte  Preisschr.),  Leiden  1866 
(bes.  über  d.  Sclaverei  bei  den  Juden,  Stellung  des  alten  und  neuen  Testam.  u.  des 
Christenth.  z.  Sclaverei,  aber  auch  mit  einer  guten  Erörterung  über  das  Aufhören  der 
Sclaverei  in  Folge  volkswirtbsch.  Fortschritte,  S.  179  fr.).  Vgl.  auch  Koscher  in  d. 
Ansichten.  Aufs,  über  d.  Verh.  d.  Kationalökonomie  z.  class.  Alterthum. 

Speciell  über  die  Sclaverei  des  Alterthums ,  bes.  auch  über  das  Sclaven- 
recht  s.  ausser  d.  Werken  über  griech.  u.  röm.  Staats-  und  Priv.-Alterth.  v.  Herr- 
mann, Becker,  Marquardt  u.  A.:  über  Griechenland  Böckh,  Staatshaush. 
d.  Athener,  L,  2.  Ausg.  1.  B.  §.  13,  S.  95  ft'..  448,  bes.  aber  Büchsenschütz  a,  a.  0., 
I.  B.  3.  Kap.  (rcichhalt.  u.  vorzügl,  weit.  Lit.  ang.  das.  S.  104),  For biger,  Hellas, 
Lpz.  1876,  I.,  7;  über  Kom  bes.  die  Werke  über  römische  Kechtsgeschichte, 
Puchta,  Institut.,  IL,  g.  211  ff.  (4.  Ausg.  S.  428  ff.),  auch  §.  220  (S  497  fl.\  dann 
L,  §.  107  (S.  526),  über  den  röm.  Colonat  eb.  H.,  §.  214  (S.  458),  Ihcring,  (ieist 
d.  röm.  Rechts  IL,  1.  Abth.,  3.  Aufl.,  §.  34  pass.;  über  die  röm.  servi  publici  s. 
Mommsen,  römisches  Staatsrecht.  I.,  Lpz.  1871,  S.  250  IF.,  Fricdländer,  röm. 
Sittengesch.  passim.,  L,  371  ff.   (4.  Aufl.);  Drumann,  Arbeiter  und  Communisten  in 


Erster  HaT]ptal)Sclinitt.     Der  Personenstand.     Unfreiheit  und  Freiheit.       315 

Griech.  u.  Kom;  Bücher,  Aufstände  d.  unfr.  Arbeiter,  Frankf.  1874,  bes.  S,  12  ff.; 
nam.  aber  Rodbertus,  Aphorismen  in  s.  verschied.  Schriften,  z.  soc.  Frage,  Credit- 
noth  Tl.  s.  w.,  bes.  s.  Untersuch,  auf  d.  Gebiete  d.  Nat.-Oek.  d.  class.  Alterth. ,  in 
Hildebr.  Jahrb.  I.,  206  ff.,  eine  class.  Abh.  über  den  Colonat,  wichtig  auch  f.  d. 
Methode  solcher  Untersuch.  (Anstellung  von  letzteren  durch  nationalökonomisch 
und  landwirthschaftlich  gebildete  Historiker);  über  d.  mediastini  eb.  XX,  241  ff. ; 
vgl.  auch  die  andern  Arbeiten  über  römische  Tributsteuern. 

Ueber  die  Unfreiheitsverhältnisse  des  europäischen  Mittelalters,  bes. 
Deutschlands,  und  namentlich  wieder  über  die  rechtliche  Seite  dieser  Yer- 
hältnisse  s.  im  AUg,  die  Werke  über  deutsche  Eechtsgeschichte,  z.  Th.  auch 
noch  über  deutsches  Privatrecht  und  über  ältere  Agrarverhältnisse. 
Wie  schwierig  die  Entwirrung  der  verwickelten  Verhältnisse  ist,  zeigen  die  Forschungen 
der  neueren  Rechtshistoriker,  wie  z.  B.  Maurer,  G.  Waitz,  Gierke  u.  A.  m.  Die 
zahlreichen  Abstufungen  des  Standes  im  Mittelalter,  die  unsicheren  und  wechselnden 
lateinischen  und  deutschen  technischen  Ausdrücke  und  Kamen,  von  denen  die  crsteren 
nicht  immer  der  Sache  und  dem  Rechtsverhältniss  adäquat  sind,  die  im  Laufe  der 
Zeit  eingetretenenA^eränderungen  der  ständischen  Verhältnisse,  machen  es  oft  sehr  schwierig, 
auch  nur  festzustellen,  ob  eine  bestimmte  Kategorie  von  Personen,  z.  B.  die  Hörigen 
überhaupt,  diejenigen  der  Kirche  (Kirchenleute)  specieU,  die  Censualen  u.  s.  w.  in 
einer  bestimmten  Zeit  und  in  einer  bestimmten  Gegend  zu  den  Unfreien  zurechnen 
sind  oder  nicht  (vgl.  z.  B.  v.  Maurer,  Frohnh.,  IL,  78;  Waitz,  Verf  Gesch.  V, 
Kap.  4,  z.  B.  S.  213,  218,  219,  über  die  Ministerialen  eb.  S.  310).  Die  Ansichten 
auch  der  neuesten  Forscher  sind  daher  vielfach  iiocli  getheilt,  nicht  einmal  über  die 
Terminologie  herrscht  Eini.:keit.  Die  Einthcilung  der  Unfreien  oder  Abhängigen, 
welche  v.  Maurer  macht  (Frohnh.  II,  26  ff.),  wird  für  die  Periode  vom  9.— 12.  Jahr- 
hundert in  der  neuesten  Arbeit  des  ersten  Forschers  auf  diesem  Gebiete,  G.  Waitz, 
als  in  dieser  \\'eise  undurchführbar  bezeichnet,  V,  193.  Waitz  lässt  es  öfters  unent- 
schieden, ob  eine  gewisse  Kategorie  von  Personen,  namentlich  Abgabepflichtigen  zu 
den  Unfreien  zu  zählen  ist,  s.  Kap.  4  des  B.  V.  Dies  erschwert  natürlich  auch  die 
Darstellung  der  ünfreiheitsverhältnisse  für  die  Nationalökonomde.  Es  ist  jedoch  nicht 
zu  vergessen,  dass  es  sich  in  dieser  nicht  um  eine  Geschichte  der  Unfreiheit  und 
der  verwandten  Abhängigkeitsverhältnisse  handelt,  sondern  nur  um  die  typischen 
Gestaltungen,  welche  mit  unter  dem  Einfluss  ökonomischer  Potenzen 
in  dieser  Geschichte  und  daher  namentlich  in  den  Veränderungen  jener  Verhält- 
nisse hervortreten.  Die  Ergebnisse  der  geschichtlichen  Forschung  lassen  sich  hier  als 
Beleg  deductiv  abgeleiteter  oder  als  Material  für  inductiv  abzuleitende  Sätze  be- 
nutzen, auch  wenn  jene  Unsicherheit  der  Forschungsergebnisse  lünsichtlich  des  recht- 
lichen Characters  des  Verhältnisses  sich  nicht  beseitigen  lässt.  Vergl.  über  Waitz' 
Staudpunct  in  solchen  Fragen  übrigens  die  Recens.  von  Sohm  in  d.  Jen.  Lit.  Zeitg. 
1876,  Nr.  3. 

Ueber  die  Unfreiheit  im  Mittelalter  im  Allgemeinen  s.  bes.  Sugenheim,  Gesch. 
der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  in  Europa  bis  um  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts,  Petersburg  1861  (gekrönte  Preisschrift),  mit  reichem,  der  neueren 
Forschung  entnommenem,  wenn  auch  nicht  immer  ganz  kritisch  benutztem  Material  und 
oft  etwas  einseitigem  Urtheil.  Dazu  als  Gegenstück  für  ein  einzelnes  Gebiet  die 
ebenfalls  auf  die  bei  Gelegenheit  der  russischen  Emancipation  gestellte  Preisfrage  ein- 
gelieferte und  gekrönte  Preisschrift  von  G.  Haussen,  Aufheb.  d.  Lcibeigensch.  in 
Sclilesw. -Holst.,  Petcrsb.  1861;  Art.  Leibeigenschaft  von  Dahn  im  Staatswörter- 
buch VL  374. 

Ueber  Deutschland:  Kraut,  Grundriss  z.  Vorles.  über  d.  deutsche  Privatrecht, 

3.  Aufl.,  Gott.  1845,  §.  65 — 68  (mit  vielen  Literaturangaben  über  spätere  Rechts- 
verhältnisses. 138);  Eichhorn,  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgesch  ,  §.  15,  49  ff.,  303  11'., 
339,  343,  348;  Grimm,  deutsche  Rechtsaltcrthiimer;   Zöpfl,  deutsche  Rechtsgesch., 

4.  Aufl.,  IL,  132  ff.  (Braunschw.  1874);  Anton,  Gesch.  d.  teutschcn  Landwirthsch., 
3  B.,  Görlitz  1799  ff.;  Kindlinger,  Gesch.  d.  Hörigkeit,  Berlin  1818;  R.  Moser, 
bäuerliche  Lasten  der  A\'ürtcmbcrgcr,  Stuttg.  1832,  S.  91  ff.  (etwas  zu  moderne  Auf- 
fassung); Stüve,  Wesen  u.  Verfass.  d.  Landgem.  in  Niedersachsen  u.  Westfalen,  Jena 
1851  pass.  Bes.  aber:  v.  Maurer.  Einleit.  z.  Gesch.  d.  Mark-,  Hof-  u.  s.  w.-Vcr- 
fassung,  München  1854  (das  kleinste,  aber  für  das  beste  der  M. 'sehen  ^^'erke  geltende), 
derselbe,  Gesch.  der  Frohnhöfe  u.  s.  w.,  4  B.,  Erl.  1862  ff.,  bes.  L,  5  ff,  IL,  26  ff, 
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51  Ü'.,  7b  ff.,  lil.,  294  11'.,  spec.  über  Leibeigene  I.,  320,  IL,  80,  IV.,  500,  sehr  reiches 
Detail,  aber  nicht  immer  Herrschaft  über  den  Stoff  und  die  Ergebnisse  öfters  anfecht- 
bar, bes.  V.  Waitz  angefochten;  derselbe,  Gesch.  d.  Dorfverfass.  in  Deutschland, 
2  B.,  Erl.  1865,  06.  Dann  Gierke,  Genossenschaftsrecht,  I.  u.  IL,  passim,  bes.  L, 
§.  15,  21,  53,  55,  grosses  Material,  leider  Kegister  noch  fehlend,  Grundanschauung 
nicht  ohne  Anfechtung.  Endlich  G.  Waitz,  deutsche  Verfassungsgeschichte,  7  B.: 
Kiel  1844—1876,  s.  bes.  L,  184,  IL,  149,  V.,  1874,  Kap.  4;  die  beste  und  klarste 
Darstellung  f.  die  wichtige  Periode  vom  9. — 12.  Jahrh.  Vgl.  auch  Nitzsch,  Mini- 
sterialitat und  Bürgerth.,  Lpz.  1859;  Beseler,  d.  Privatrecht,  §.  185;  Gerber, 
d.  Privatrecht,  §.  38,  143.  —  üeber  Frankreich  s.  auch  de  Tocqueville,  l'ancien 
regime  et  la  revolution. 

üeber  r u s s i s 9 h e  Verhältnisse  s.  den  Art.  russ.  Leibeigenschaft  des  russ. 
Historikers  Tschit  scherin  im  Staatswörterb.,  VI,  393,  mit  dem  Nachweis,  dass 
Leibeigenschaft  (wenigstens  die  grundherrliche j  und  ländliches  Gemeineigenthum  erst  seit 
dem  Ende  des  16.  Jahrh.  zu  Staatszwecken  eingeführt  wurde  (nicht  unbestritten);  von 
Haxthausen,  Studien  über  ßussland  3  B.,  Hannov.  1847,  derselbe,  die  ländliche 
Verfassung  Kusslands,  Lpz.  1866;  die  Literatur  über  die  vielfach  connexe  Frage  des 
ländl.  russ.  Gcmeineigenthums  s.  in  m  e  i  n  e  r  Abschält',  d.  priv.  Grundeigenthums,  Lpz. 
1870,  S.  80,  bes.  v.  Bistram,  rechtl.  Natur  d.  Stadt-  u.  Landgem.,  Petersb.  1866, 
bes.  S.  60  ff.,  Kawelin,  über  d.  russ.  Dorfgem.,  Tüb.  Ztschr.  XX.,  1,  v.  Buschen, 
Entsteh,  d.  Leibeigensch.,  cb.  XVII. .  540;  Walcker,  Selbstverwalt.  d.  Steuerwesens, 
Berl.  1869,  bes.  §.  41,  ders.,  d.  russ.  Agrarfrage,  Berl.  1874;  J.  Eckardt,  Russ- 
lands ländliche  Zustände,  Lpz.  1870  (meist  üebersetz.  russ.  Abhandl ). 

üeber  die  moderne  Negersclavcrei  s.  u.  A.  die  ßeisewerke  über  d, 
europ.  Colonicen  mit  Sclaverei,  freilich  nicht  immer  objective  und  zuverlässige  Nach- 
richten grade  auch  über  die  ökonomische  Seite  der  Frage,  üeber  die  anthropol. 
Seite  d.  Frage,  bes.  was  die  natürlichen  Fähigkeiten  der  Neger  anlangt,  s.  bes. 
Th.  Waitz,  Anthropol.  d.  Naturvölker,  Lpz.  1859,  L,  368,  393,  Negervölker,  IL, 
1860,  S.  222,  271;  Barth,  Art.  Neger  im  Staatswörterb.,  VIL,  219,  Wiskemann, 
a.  a  0.,  S.  135  ff.  —  üeber  die  Verhältnisse  bes.  Nordamericas  Fr.  Kapp,  Ge- 
schichte d.  Sclaverei  in  den  Ver.  Staaten,  Hamb.  1861;  V.  A.  Hub  er,  die  nordam. 
Sclaverei,  Nordh.  1864  (soc.  Fragen  IL).  Nam.  aber:  Olmsted,  our  slave  states, 
a  journey  in  the  seaboard  slave  states,  Newy.'  1860,  a  journey  in  the  back  country, 
Lond.  l'>60,  journeys  a.  explorations  in  the  Cotton  Kingilom,  Lond.  1861,  2  vol„  eine 
Art  Eeiseberichte  mit  vielen  practischcn  Notizen,  bes.  über  Sclaven-  und  freie  Arbeit, 
den  meisten  anderen  neueren  americanischcn ,  englischen  und  deutschen  Werken  als 
Quelle  dienend,  so  Cairnes,  the  slave  power,  Newy.  1863,  bes.  eh.  2 — 4,  dann 
Help  er,  impending  crisis  of  the  South,  Newy.  186C,  deutsch  v.  Gittermann  bear- 
beitet als  „Kcvolut.  u.  Abolit.",  Stuttg.  1861;  darüber  mein  Aufs,  die  Sclavcnfrage 
in  N.-A.  in  Kolatschek's  Stimmen  d.  Zeit,  1861,  310  ff.  Endl.  bes.  noch  A.  de 
Tocqueville,  demoer.  en  Am6r.,  14.  ed.,  Par.  1S64,  IL,  301  ff.  Auch  Andree, 
N.-A.,  Braunschw.  1851,  S.  454  ff. 

üeber  die  Kechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit  s.  u.  Anm.  1  zu 
Abschn.  4  (§.  216). 


1.  Abschnitt. 

Die  liufreiheit.    llue  Be»THn(liiii|i,'  und  Eiitstehuujf . ^) 

§.  201.  Die  persönliche  Unfreiheit  beruht,  von  ganz  unwesent- 
lichen Ausnahmen  abgesehen,  in  letzter  Linie  allgemein  auf  einem 
ökonomischen  Grunde,  welcher  für  alle  Formen  der  Unfreiheit 
die  Bedeutung  des  eigentlichen  inneren  Entstehungs-  und  Erklärungs- 

>)   S.   bes.   Büchsenschütz,    Puchta,    Zöpfl,    Maurer,    Waitz  a.  a.  0., 
Koscher  L,  §.  67. 
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grunds  hat.  Die  Unfreiheit  ist  nemlich  fast  immer  und  überall 
zurückzuführen  auf  das  ökonomische  Bedtirfniss  nach  per- 
sönlichen Diensten  und  n a c h  A rb e i t s k r ä f t e n  in  der  S a c h- 
güterproduction,  insbesondere  in  der  ßodenproduction. 
Dieses  Bedürfuiss  kann  notorisch  —  wofür  grade  das  Bestehen  und 
die  Dauer  der  Unfreiheit  als  Rechtsiustitut  den  Beleg  liefert  —  zu 
Zeiten,  nemlich  vor  Allem  bei  vorherrschender  Natural- 
wirthschaft,  am  Besten  durch  unfreie  Menschen  befriedigt  werden 
(§.  208,  209).  Es  giebt  der  Unfreiheit  auch  in  denjenigen  Fällen 
ihre  ökonomische  Grundlage,  wo  die  Eigenthümer  der  Unfreien, 
wie  oftmals  bei  der  strengsten  Form  der  Unfreiheit;  der  Sclaverei, 
nicht  selbst  die  Dienste  oder  Arbeiten  der  Sclaven  bedürfen,  sondern 
durch  den  Verkauf  von  solchen  wie  im  eigentlichen  Sclavenhandel 
und  in  der  Sclaven  Züchtung  oder  durch  die  Vermiethung  der  Un- 
freien einen  Gewinn  erstreben. 

Die  Unfreiheit  muss  demgemäss  als  eine  eminent  wirth- 
schaftliche,  einzel-  wie  volkswirthschaftliche  Er- 
scheinung bezeichnet  und  stets  mit  als  solche  beurtheilt  werden. 
Ibre  Rolle  in  der  Weltgeschichte  als  grosse  sociale  Institution  er- 
fährt daher  auch  vom  wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  zwar  nicht 
die  alleinige,  aber  eine  sehr  wesentliche  Beleuchtung :  Unfreiheit 
erscheint  zugleich  als  die  wichtigste  erste  Rechtsform, 
durch  welche  die  Einzelwirthschaft  die  ihr  nothweu- 
digen  Arbeitskräfte  zum  Zweck  der  Production  an  sich 
heranzieht,  soweit  die  eigene  Arbeitskraft  des  Wirthschafts- 
subjects  und  seiner  Familienglieder  für  dies  Bedürfniss  nicht  aus- 
reicht. Die  Unfreiheit  stellt  sich  mithin  auch  als  eine  Form  der 
Arbeitstheilung  und  als  ein  Mittel  der  Ausdehnung  der 
Einzelwirthschaft,  besonders  der  Privatwirthschaft  und  ihres 
Productionsbetriebs  dar.  Sie  ist  geschichtlich  der  erste  grossartige 
Versuch,  die  Beziehungen  zwischen  Arbeit,  Kapital  und  Grand  und 
Boden  rechtlich  zu  regeln,  sobald  einmal  diese  Factoren,  der  Aner- 
kennung des  Privateigenthnms  ?ufolge,  zur  Verfügung  verschiedener 
Personen  stehen.  Sie  erhält  sich,  soweit  rein  ökonomische 
Gründe  entscheiden,  daher  regelmässig  möglichst  so  lange,  als 
sie  sich  in  der  eben  genannten  Function  und  vor  anderen  Arbeits- 
systemen bewährt,  Sie  verändert  ihre  Formen  (Sclaverei,  Leib- 
eigenschaft, Hörigkeit  und  Schollenpflichtigkeit,  Frohnarbeit)  unter 
dem  Einfluss  veränderter  ökonomischer  Bedürfnisse,  namentlich 
wenn  ganz  andere  und  bessere  Arten  der  Arbeit  erforderlich 
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werden  (intensive  Landwirthschaft,  industrielle  Arbeit).  In  solchen 
Fällen,  daher  besonders  mit  der  Verdrängung  der  Naturalwirthsehaft 
durch  die  Geldwiithschaft,  geht  sie  aus  ökonomischen  Gründen  gern 
immer  mehr  in  ein  System  von  Natural-  und  schliesslich  von  Geld- 
abgaben über.  Soweit  es  nicht  gelingt,  ein  solches  durchzuführen, 
wird  sie  dagegen  schliesslich  unter  vollständiger  Veränderung  der 
Wirthschaftsverhältnisse,  besonders  des  Productionsbetriebs,  öko- 
nomisch werthlos  und  pr actisch  bedeutungslos,  oft 
lange  bevor  sie  aus  dem  geltenden  Rechte  formell  vollständig  ver- 
schwunden ist.2)  Freilich  tritt  dieses  Stadium  bei  einmal  bestehender 
Unfreiheit  selbst  gewöhnlich  spät  ein,  weil  die  Entwicklung  der 
Technik  bei  dem  hier  fehlenden  im  System  freier  Arbeit  so  wirk- 
samen Impulse  für  den  Arbeitsherrn,  sich  vom  Arbeitsfactor  unab- 
hängiger zu  machen,  viel  langsamer  vor  sich  geht  (§.  191). 

§.  202.  Von  dem  ökonomischen  Entstehungsgrunde  der  Unfreiheit 
sind  die  äusseren  oder  geschichtlichen  Entstehungs- 
ursachen zu  unterscheiden.^)  Diese  sind  im  Einzelnen  mannig- 
faltig, lassen  sich  aber  überall  in  der  Geschichte  auf  zwei  Haupt- 
ursachen, was  die  Entstehung  der  Unfreiheit  bei  bisher 
Freien  anlangt,  und  auf  ein  allgemeines  Rechtsprincip,  was 
die  Nachkommen  Unfreier  betriftt,  zurückführen.  Jene  beiden 
Ursachen  sind  Gewalt  und  ungünstige  wirthschaft liehe 
Lage,  dieses  Rechtsprincip  ist  Vererbung. 

l)  Die  allgemeinste  originäre  Entstehungsursache  der  Unfreiheit, 
besonders  in  ihrer  schärfsten  Ausbildung,  der  Sclaverei,  war  ge- 
schichtlich überall  die  Gewalt  und  das  auf  sie  begründete  „Recht'' 
des  Stärkeren.  Hierher  gehören  namentlich  drei  wichtige 
Fälle.  In  den  beiden  ersten  entsteht  die  Unfreiheit  der  Regel  nach 
durch  das  „Recht"  der  stärkeren  öffentlichen  Gewalt,  in  dem 
letzten  durch  die  überlegene  Gewalt  der  Privaten. 

a)  Die  Kriegsgefangenen,  insbesondere  die  in  der  Schlacht 
besiegten  und  mit  dem  Tode  verschonten  Feinde,  dann  auch  mit- 
unter die  sämmt liehen  Bewohner  eroberter  Orte  (Städte) 
werden  unfrei,  und  zwar  Sclaven.   Gegenüber  der  älteren  und 


")  So  ist  z.  B.  in  England  die  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  noch  bis  heute 
nicht  durch  ein  besondres  Gesetz  aufgehoben,  sondern  seit  dem  IB.  Jahrhundert 
obsolet  geworden.  S.  Su  gen  he  im,  S.  295  If.,  299.  Ebenso  in  Norwegen, 
Dänemark,  Niederlanden,  cb.  S.  502,  532. 

^)  S.  die  in  Anm.  1  gen.  Sehr.,  bes.  Büchsenschütz,  S.  111  If.,  Zöpfl,  IL, 
§.  24  (II),  26  (VIII),  27  (,111).  Dahn  a.  a.  0.  Die  Belege  f.  d.  Ausführ,  im  Text 
sonst  bes.  bei  Maurer  und  G.  Waitz. 
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der  sonst  eintretenden  Praxis,  den  besiegten  Feind  zu  tödten,  immer- 
hin ein  humaner  Fortschritt.  Als  solchen  hat  mau  auch  die  Un- 
freiheit öfters  gerühmt.  Mannigfach  bürgert  sich  aber  die  noch 
mildere  Praxis  ein,  die  Feinde  nur  dann  zu  Sclaven  zu  machen, 
wenn  sie  nicht  gegen  Lösegeld  freigekauft  werden. 

b)  Die  unterworfenen  Landesbewohner  müssen  oft 
allen  oder  einen  Theil  des  Bodens  an  den  Sieger  abtreten  und 
gerathen  ausserdem  vielfach  in  ein  Unfreiheitsverhältniss  verscliie- 
dener  Form  und  Strenge,  gewöhnlich  jedoch  nicht  in  eigentliche 
Sclaverei  von  Privatherren  aus  dem  siegreichen  Volke  der  Eroberer. 
Am  Häufigsten  ist  neben  der  Landabtretung  ein  System  von  Ab- 
gaben, theils  an  die  Regierung  (Fürst),  theils  an  Privatgrund- 
besitzer aus  dem  Stamme  der  Sieger,  womit  nicht  nothwendig  immer 
persönliche  Unfreiheit  verbunden  ist,  aber  woraus  sie  sich  doch 
leicht  entwickelt,  z.  B.  in  der  Form  der  Gebundenheit  an  die  Scholle. 
Ferner  kommt  ein  Arbeits  zwang  (Frohnden)  für  die  Unterwor- 
fenen auf  dem  Grundbesitz  des  Herren  vor,  allenfalls  auch  für  ge- 
wisse persönliche  Dienste  (Gesindedienste),  welche  dem  Herren  zu 
leisten  sind.  Namentlich  bei  vorherrschender  Natural- 
wirthschaft  und  extensiver  Grossgtitercultur  sind  die 
Frohnden  wichtig.  Die  Frohnpflichtigen  sind  auch  hier  nicht  unbe- 
dingt unfrei,  wenigstens  nicht  immer  von  vornherein.  Aber  aus 
solchen  Verhältnissen  entwickeln  sich,  in  ähnlicher  "Weise  wie  bei 
ursprünglich  Freien,  welche  auf  Herrenland  sitzen,  bei  mangelnder 
Rechtssicherheit  leicht  weitere,  wieder  etwas  strengere  Abhängig- 
keitsverhältnisse der  Schollenpflichtigkeit  (glebae  adscriptio),  Hörig- 
keit und  Leibeigenschaft,  im  Einzelnen  bei  verschiedenen  Völkern 
und  in  verschiedenen  Zeiten  mannigfach  verschieden,  in  der  Haupt- 
sache übereinstimmend.  Der  Sclaverei  gegenüber  besteht  gewöhnlich 
bei  den  milderen  Formen  der  Unfreiheit,  zu  denen  übrigens  die 
der  Sclaverei  oft  sehr  nahestehende  Leibeigenschaft  nicht  immer 
gehört,  der  wesentliche  und  für  den  Unfreien  überwiegend  günstige 
Unterschied,  dass  der  Unfreie  in  einer  näheren,  nicht  willktihrlich 
vom  Herren  zu  lösenden  Verbindung  mit  dem  Boden  bleibt, 
welchen  er  zur  eigenen  Bebauung,  wenn  auch  mit  der  Verpflichtung 
zur  Leistung  von  Abgaben,  inne  hat  oder  mit  dem  Herrenlande, 
welches  er  bearbeiten  muss.  Hier  tritt  daher  eine  Beziehung  der 
gemeinen  Arbeitskraft  zum  Boden  hervor,  welche  auf  niedrigen 
Wirthschaftsstufen  bei  vorherrschender  Naturalwirthschaft,  Agrar- 
production  und  extensiver  Bodencultur  überhaupt  eine  entscheidende 
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Wichtigkeit  für  die  Unfreiheit  der  unteren  Classen  besitzt.  Die 
Aehulichkeit  der  Gestaltungen  mit  denjenigen,  welche  aus  der  unten 
genannten  zweiten  Hauptursache  der  Unfreiheit  hervorgehen,  wird 
im  Laufe  der  Zeit  mitunter  eine  so  vollständige,  dass  im  einzelnen 
Falle,  öfters  auch  in  Deutschland,  die  eine  oder  die  andere  der 
beiden  Entstehungsursacheu  der  Unfreiheit  gar  nicht  mehr  nachzu- 
weisen ist,  —  ein  Beleg  für  die  „Macht  der  Natur  der  Dinge", 
wenn  einmal  ein  Rechtsprincip  wie  dasjenige  der  Unfreiheit  oder 
der  Fesselung  der  Arbeitskraft  an  die  Scholle  anerkannt  ist. 

c)  Privatgewalt  führt  zur  Sclaverei  in  der  Form  des 
Menschenraubs,  welcher  bei  rohen  Völkern  oft  das  Ziel  des 
Kriegs  selbst  ist.  Er  erfolgt  z.  B.  in  Sclavenjagden,  im  Seeraub, 
in  der  Freiheitsberaubung  selbst  von  Landsleuten  durch  Räuber 
und  Grosse  zum  Zweck  der  eigenen  Benutzung  dieser  Personen  als 
Sclaven  oder  um  sie  als  solche  zu  verkaufen.*)  Auch  der  Verkauf 
der  Kinder  als  Sclaven  durch  die  freien  Eltern  gehört  hierher. 

§.  203.  —  2)  Die  zweite  originäre  Hauptursache  der  Entstehung 
der  Unfreiheit  liegt  in  der  ungünstigen  wirthschaftlichen 
Lage  der  Unfreien,  bez.  Derjenigen,  welche  unfrei  werden.  Diese 
Ursache  äussert  sich  in  mancherlei  verschiedenen  Formen,  ist  aber 
in  jeder  derselben  leicht  nachzuweisen. 

a)  Am  Deutlichsten  tritt  die  üble  wirthschaftliche  Lage  als  Ur- 
sache der  Unfreiheit  hervor,  wenn  der  arme  Schuldner  in  die 
Herrschaft  des  Gläubigers  wegen  seiner  Unfähigkeit,  seine  Schuld 
zu  berichtigen,  geräth,  wie  verschiedene  Rechtssysteme  vorschreiben.^) 
Auch  die  Verspielung  der  Freiheit  kann  mit  in  diese  Kategorie 
zählen.*^) 

b)  Ungleich  wichtiger  ist  der  Fall,  dass  aus  Mangel  an  Er- 
werb s  g  e  1  e  g  e  n  li  e  i  t  ein  Abhängigkeitsverhältniss  eingegangen 
werden  muss,  welches  entweder  von  vornherein  Unfreiheit  bewirkt 
oder  sehr  leicht  und  geschichtlich  häufig  dazu  führt.  Hierhin  ge- 
hört   auf  frühen   Wirthschaftsstufen   der   Mangel   an   eigenem 


*)  Im  alten  Rom,  auf  den  grossen  Sclavenplantagen,  nicht  so  selten  vorgekommen. 
Vgl.  Bücher  a.  a.  0. 

•'')  So  im  älteren  römischen  Recht  nach  dem  Executionsrecht  der  12  Tafeln, 
s.  Puchta,  Instit.  IL,  §.  179  S.  232  fl'.,  S.  457:  Verkauf  des  Schuldkncchts  nach 
gewisser  Zeit  als  Sclave  an  Fremde.  Mehrfach  auch  im  älteren  deutschen 
Rechte,  z.  B.  bei  den  Langobarden,  s.  Züpfl,  IL,  S.  140.  Aehnlicli  der  Fall, 
dass  im  10.  Jahrh.  in  Deutschland  die  Censualen  bei  ausbleibender  Zinszahlung  die 
Freiheit  verlieren  konnten,  Waitz,  V.,  23t).  Auch  im  älteren  russischen  Recht, 
s.  Tschitschcrin  im  Staatswörterbuch,  VI.,  394, 

®)  Tacitus,  Germ.  c.  24. 
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Grund  und  Boden.')  Damit  fehlt  die  practisch  weitaus  bedeut- 
samste friedliche  Erwerbsgelegeuheit.  Dieser  Mangel  nöthigt  die 
Grundbesitzloseu  dazu,  von  Grundherren  gegen  die  Uebernahme  be- 
stimmter Verpflichtungen,  besonders  der  Lieferung  von  Natural- 
abgaben und  der  Leistung  von  Arbeiten  auf  dem  in  der  ßewirth- 
schaftung  des  Herren  bleibenden  Boden  (Hofgut),  die  Erlaubniss  zu 
erwirken,  sich  auf  Herrenland  niederzulassen  und  für  das  eigene 
Bedürfniss  Boden  anzubauen.  Geht  hieraus  nicht  schon  sofort  Un- 
freiheit hervor,  so  entwickelt  sie  sich  daraus,  im  Einzelnen  wieder 
mannigfach  verschieden,  im  Ganzen  gleichartig,  besonders  unter 
Mitwirkung  andrer  ungünstiger  Verhältnisse,  wie  der  bei  dem  folgen- 
den Puncte  erwähnten.  Hörigkeit,  SchoUenpflichtigkeit,  Leibeigen- 
schaft sind  dann  öfters  der  Abschluss  der  Entwicklung  selbst  für 
ursprünglich  Freie. 

c)  Mitunter  ist  die  Sebutzbedürftigkeit  in  Zeiten  der  Rechts- 
unsicherheit, wenn  die  Staatsgewalt  nicht  ausreichende  Hilfe  gewährt, 
ferner  die  Unfähigkeit  oder  Schwierigkeit,  gewissen  öffent- 
lichen Verpflichtungen,  besonders  der  persönlichen  Leistung 
des  Wehrdiensts,  nachzukommen,  eine  Ursache  der  Unfreiheit 
gewesen,  so  im  europäischen  Mittelalter.^)  Diese  Schutzbedürftigkeit 
ist  in  letzter  Linie  wieder  auf  Armuth  oder  auf  zu  geringes 
eigenesVermögen  zurückzuführen.  Auch  hier  ist  abermals  be- 
sonders der  Fall  characteristisch,  dass  kleine  Grundbesitzer  ihr 
Land  einem  Herren,  im  Mittelalter  vielfach  der  Kirche,'')  gegen 
Gewährung  von  Schutz  übergeben  und  es  mit  der  Verpflichtung  zu 
Abgaben  und  Arbeitsleistungen  zurückempfangen,  -—  ein  Verhältniss, 
welches  dann  in  ähnlicher  Weise  wie  in  dem  vorerwähnten  Falle 
zu  weiterer  Unfreiheit  führen  konnte  und  oft  genug,  ja  beinahe 
regelmässig  dazu  geführt  hat. 

Neben   diesen   geschichtlich   bedeutsamen   Ursachen   der   Ent- 


')  So  vielfach  im  Mittelalter,  gegenüber  den  grossen  Grujidherrn  und  der 
Kirche,  s.  Waitz,  Y.,  261. 

®)  Die  Ausfuhrungen  von  Moser,  S.  115  fF.,  übertreiben  etwas.  S.  bes.  Waitz, 
V.,  219,  221,  263  IL 

^)  Grade  bei  diesen  ,, freiwilligen  Ergebungen"  an  die  Kirche  wirkten  oft  reli- 
giöse Motive,  üeberredungskünste  mit,  von  Moser  S.  101  If.  als  ,,missgeleitetc  Fröm- 
migkeit" wohl  etwas  zu  stark  betont.  Die  Hauptursachc  war  doch  die  im  Texte 
bezeichnete.  Waitz,  V.,  220  (üebergaben  ohm^  Eücksicht  auf  Land,  nur  für  Schutz), 
Landanftragungen  eb.  S.  262  ff.  Vgl.  auch  Zöpfl,  Alterthüiner,  1860.  IL,  268  ff. 
Wie  die  Ucbergabe  eines  Hörigen  an  die  Kirche  anfangs  an  sich  übrigens  nicht  als 
Rechtsminderung  galt,  s.  bei  v.  Maurer,  Frohnh.  IL,  TS;  anders.  Eiideit.  S.  211. 
Waitz,  V.,  219,  spricht  von  einer  „gewissen  Minderung  der  Freiheit,  ohne  doch  diese 
ganz  zu  verlieren". 

A.  Wagner,  Volkswirthscliaftslelire.     1.  .21 
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Stehung  der  Unfreiheit  sind  einzelne  hier  und  da  sonst  etwa  noch 
vorkommende,  wie  z.  B.  Unfreiheit,  Sclaverei  als  Strafe^'')  oder 
Straffolge,  von  geringer  Wichtigkeit. 

3)  Um  so  folgenreicher  für  die  ganze  Institution  war  das  Rechts- 
princip,  dass  die  Unfreiheit  regelmässig  auf  die  Nachkommen 
vererbt  wird,  wenn  beide  Eltern  unfrei  sind,  und  dass  das 
Kind  der  schlimmeren  Hand  folgt,  wenn  selbst  nur  ein  Eltem- 
theil  unfrei  ist.^^)  Denn  nur  durch  dieses  Princip  wird  die  Un- 
freiheit eine  bleibende  Institution  des  Volkslebens  und  in  ihrer 
jeweiligen  practischen  Bedeutung  unabhängiger  von  jenen  Ursachen, 
aus  welchen  Unfreiheit  für  Freie  geschichtlich  entsteht. 

§.  204.  Die  Unfreiheit  lässt  sich  in  ihrer  humanen,  socialen 
und  wirthschaftlichen  Seite  nicht  unbefangen  würdigen,  wenn  sie 
nur  mit  dem  Auge  und  dem  Gefühle  des  modernen  Menschen  be- 
trachtet wird.  Von  vornherein  ist  es  nicht  wahrscheinlich,  dass  eine 
Institution  von  solcher  geschichtlicher  Bedeutung  nur  aus  dem  Miss- 
brauch der  Macht  des  Stärkeren  hervorgegangen  und  sich  nur 
dadurch  erhalten,  dass  sie  nur  Schattenseiten  besessen  haben, 
also  durchaus  verwerflich  in  sittlicher  und  ökonomischer 
Beziehung  gewesen  sein  soll.  Unbefangenere  Geschichtsbetrachtung 
und  die  Untersuchung  grade  der  volks wirthschaftlichen  Seite 
der  Unfreiheit,  wobei  die  letztere  in  ihrem  Zusammenhange  mit 
allen  sonstigen  Wirthschafts-  und  Culturverhältnissen  des  Zeitalters 
aufgefasst  wird,  führen  denn  auch  zu  einem  anderen  Ergebniss. 
Die  Unfreiheit  ist  nicht  nothwendig  immer  und  thatsächlich  auch 
in  der  Wirklichkeit  nicht  stets  mit  jenen  schweren  Nachtheilen  für 
die  Unfreien  verbunden  gewesen,  von  welchen  wir  sie  uns  kaum 
auch  nur  frei  denken  können.  Ebenso  ist  ihre  ökonomische,  sociale 
und  sittliche  Wirkung  auf  das  Volksleben,  ihr  Einfluss  auf  die  Cultur 
nicht  immer  unbedingt  ungünstig  gewesen.     Vielmehr  erscheint  sie 

*")  So  in  d.  L.  Bajuv.  —  Züpfl,  II.,  140.  —  Auch  noch  später. 

**)  Im  römischen  wie  im  älteren  deutschen  Recht  allgemeines  Kechts- 
princip,  wenn  auch  mit  einzelnen  Ausnahmen,  s.  Puchta,  IL,  429.  „VererhJichkeit 
der  Unfreiheit  verstand  sich  (im  ältesten  deutschen  Recht)  von  selbst",  Zöpfl,  IL, 
1H3.  Ebenso  bei  den  Hörigen  (lidi,  aldiones)  der  Volksrechte,  eb.  S.  143,  und  bei  den 
Unfreien  in  der  späteren  Zeit,  seit  dem  13.  Jahrhundert,  eb.  S.  169.  Auch  die  Ver- 
heirathung  Freier  mit  Unfreien  führte  nach  deutschem  Rechte  mehrfach  zur  Un- 
freiheit, eb.  S.  140,  142;  später  fraglich.  —  Selbst  der  Satz,  dass  „die  Luft  unfrei 
mache"  und  daher  die  Niederlassung  Freier,  besonders  Ortsfremder  und  herrenloser 
Leute  („Wildfangrecht",  v.  Maurer,  Frohnh.  IL,  93  ff.)  in  einer  unfreien  Gemeinde 
zur  Unfreiheit  iühre,  wurde  ein  Bestandtheil  des  Rechts  der  Unfreiheit  in  einigen 
Gegenden,  vgl.  z.  B.  Zöpfl,  IL,  109,  Anm.  34;  R.  Moser,  S.  109;  v.  Maurer, 
Frohnh.  III.,  59:  Hier  kann  man  immer  die  ungünstige  wirthschaftliche  Lage  und  den 
Mangel  an  Rechtsschutz  als  Entstehungsursache  ansehen. 
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in  gewissen  Zeitaltern  als  eine  beinahe  nothwendige  Durch- 
gangsstufe der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und 
Cultur,  wofür  schon  ihre  allgemeine  Verbreitung  und  Dauer  spricht. 
Jedenfalls  aber  lässt  sich  geschichtlich  nachweisen  und  sogar  aus 
den  gegebenen  Umständen  selbst  ableiten,  dass  die  Unfreiheit 
gewisse  ökonomische  und  dadurch  wieder  gewisse  Vortheile 
für  die  Entwicklung  der  Cultur  wirklich  gehabt  hat  und  in  primi- 
tiven Verhältnissen  eigentlich  nothwendig  haben  muss. 

Es  sind  vorzugsweise  zwei  Gründe,  welche  dies  in  Zeitaltern, 
wo  wir  die  Unfreiheit  hauptsächlich  in  Function  sehen,  erklären: 
einmal  der  Mangel  an  Müsse  und  an  Freiheit  von  un- 
mittelbarer physischer  Arbeit,  welcher  bei  noch  sehr  nied- 
rigem Stande  des  Volkseinkommens  vollends  durch  eine  gleich- 
massigere  Vertheilung  des  letzteren  Jedermann  träfe,  wobei 
Culturbedürfnisse  und  damit  die  Cultur  selbst  nur  viel 
langsamer,  wenn  überhaupt  entstehen  könnten  ^^);  sodann  der 
Mangel  genügenden  Schutzes,  unter  welchem  die  schwächeren 
und  ärmeren  Elemente  der  Bevölkerung  auch  im  Zustande  persön- 
licher Freiheit  leiden. 

1)  Die  bedeutsame  geschichtliche  Function  der  Unfreiheit  in 
ersterer  Hinsicht  ist  oben  im  2.  Kapitel  schon  dargelegt  worden. 
Die  Unfreiheit  wurde  dort  als  mitunter  indispensables  Mittel  für 
einen  nothwendigen  Zweck  des  Volkslebens  in  gewissen  Zeitaltern 
für  nicht  unbedingt  verwerflich  erklärt  (§.  101).  Hier  zeigt 
sich  die  hohe  Bedeutung,  welche  diese  Institution  als  eine  freilich 
erzwungene  Form  der  Arbeitstheilung  hat.  Sie  dient  als 
Mittel,  das  Volkseinkommen  ungleich  zu  vertheilen  und  hier- 
durch der  Herrenclasse  Müsse  für  höhere  und  feinere  Arbeits- 
arten und  für  die  Entwicklung  und  Pflege  von  Culturbedürfnissen 
zu  gewähren.  Es  ist  der  unverkennbare  tiefe  sittliche  und  ökono- 
mische Schaden  der  Einrichtung,  auch  wenn  man  von  jedem  prin- 
cipiellen,  aus  dem  Wesen  des  Menschen  entnommenen  Einwände 
gegen  die  Unfreiheit  an  sich  absieht,  dass  sie  einseitig  und  gewalt- 
thätig  die  Last  der  Production  auf  den  einen  Theil  der  Bevölkerung 
wälzt,  während  sie  die  Genüsse,  welche  auf  diese  Art  beschafft 
werden,  und  die  Genussmöglichkeiten,  welche  die  Folge 
freier  Zeit  sind,  dem  anderen  Theil  grossentheils  allein  zuwendet. 

^^  Vergl.  hiermit  besonders  den  11.  Abschn.  im  2.  Kap.  „über  die  ungleiche 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  ihre  wünschenswerthe  Gestaltung",  S.  126  ff., 
bes.  §.   101—103. 

21* 
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Aber  einmal  ist  die  hierdurch  geschaffene  ökonomische  Lage  nicht 
immer  nothwendig  so  ausserordentlich  verschieden  selbst  zwischen 
Herren  und  Sclaven,  wie  meistens  nur  die  moderne  Phantasie  aus- 
malt. Auch  unterscheidet  sich  vollends  die  Lage  der  Sclaven  öko- 
nomisch wenig  und  mitunter  nicht  einmal  durchaus  zum  Nachtheil 
von  derjenigen  kleiner,  ärmerer  „Gemeinfreier".^^)  Sodann  ist  jene 
bedenkliche  Seite  doch  nur  die  Kehrseite  der  Institution,  neben 
welcher  die  andere  nicht  übersehen  werden  darf.  Diese  andere 
Seite  ist  die  Entstehung  einer  höher  gebildeten  Schicht  der 
Bevölkerung,  an  welche  sich  die  Culturentwicklung  des  Volks,  ja 
weiterhin  diejenige  der  Menschheit  anknüpft.  In  der  antiken 
Welt,  besonders  in  Griechenland,  war  dies  unbestreitbar  der 
Gang  der  Dinge.  Die  Institution  der  Sclaverei  hat  hier  in  der  That 
für  die  Cultur  der  ganzen  Menschheit  auch  viel  gute  Früchte 
getragen.^*)  In  dieser  grossartigen  Weise  steht  das  Beispiel  aus 
der  hellenischen  Gesellschaft  allerdings  einzig  in  der  Weltgeschichte 
da.  Aber  auch  in  Kom  fehlt  diese  gute  Seite  nicht  völlig,  ob- 
gleich die  Sclaverei  hier  ein  schlimmeres  Gepräge  trägt.^'^)  Der 
von  Aristoteles  u.  A.  m.  so  richtig  verstandene  Zusammenhang 
zwischen  Sclavenarbeit  und  unentwickelter  Technik  in  den  Werk- 
zeugen und  Maschinen  zeigt  auch,  dass  die  Alten  diese  Function 
der  Sclaverei  richtig  erkannt  haben;^'')  Selbst  in  den  abschreckend- 
sten   geschichtlichen  Beispielen,    wie    bei    der  Negersclaverei    in 


^)  Ein  p  atriale lialisclies  Moment  lässt  sich  in  der  Sclaverei  früherer  Zeiten 
bei  einigen  Völkern,  so  bei  den  Griechen  (weniger  bei  den  Römern),  nicht  ver- 
kennen. Es  fehlte  auch  den  mittelalterlichen  ünfrciheitsverhältnissen  nicht.  Die 
Unfreiheit  bot  ferner  dem  Unfreien  selbst  nicht  nur  einen  gewissen  Schutz,  sondern 
auch  eine  gewisse  wirthschaftlicho  Sicherung,  bes.  in  Krankheit,  Alter  und  Siech- 
thum  S.  Schwabenspiegel  c  71,  das  Citat  bei  Zöpfl  IL,  167.  Schon  antike 
Schriftsteller  haben  es  nicht  mit  Unrecht  ausgesprochen,  dass  die  Lage  freier  ver- 
mögensloser Arbeiter  leicht  schlechter  als  diejenige  von  Sclaven  werden  köune. 
Manclie  moderne  Erfahrung  dient  zur  Bestätigung  dieser  Ansicht,  was  die  Sicher- 
heit der  Nahrung  und  Nothdurft,  die  Versorgung  bei  Krankheit,  im  siechen  Alter 
u.  s.  w.  anlangt  üeber  die  Lästigkeit  der  Verptliclitungen ,  welche  der  Leib-  und 
llofherr  hinsichtlicli  der  Ernährung  seiner  Leute  im  deutschen  Mittelalter  hatte,  siehe 
v.  Maurer,  Frohnh.,  L,  314,  IL,  90.  Wir  Modernen  denken  bei  der  Unfreiheit  zu 
leicht  nur  an  die  Negersclaverei,  von  der  Th.  Waitz  (Anthrop.  IL,  271  ff.)  aber 
auch  bemerkt,  dass  sie  in  den  primitiveren  Verhältnissen  der  Heimathländer  der  Sclaven 
weniger  schlimm  als  bei  den  civilisirten  Völkern  sei. 

")  Büchsenschütz'  Urtheil  S    20(5  hier  wohl  etwas  zu  ungünstig. 

'^)  Namentlich  im  Laufe  der  Zeit,  bei  mehr  „kapitalistischer"  Wirthschaft  wird 
die  Sclaverei  immer  schlimmer.    S.  Bücher,  S.   12  11. ;  Tli.  Waitz,  Anthr.  a.  a.  0. 

")  Aristoteles,  Pol.  L,  c.  4  in  der  berühmten  Stelle  von  der  Entbehrlichkeit 
der  Sclaven,  „wenn  die  WebcrschiHchen  von  selbst  gingen  und  die  Plektren  die  Zithern 
selbst  schlügen";  Antipater's  Epigramm  auf  die  Erlindung  d.  Wassermühlen.  Siehe 
auch  Wiskemann  a.  a.  0.  S.  ISG:  Koscher,  Ansichten,  S.  16  ff. 
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America,  bei  der  islamitischen  und  sogar  bei  der  innerafricaniscben 
Sclaverei  lassen  sich  wenigstens  Spuren  einer  in  der  angedeuteten 
Richtung  günstigen  Wirkung  der  Unfreiheit  nachweisen.  Es  ist  in 
allen  diesen  Fällen  nicht  schwer  zu  zeigen,  dass  ohne  Sclaverei, 
welche  zum  Theil  auch  wieder  die  Grundlage  der  grösseren  poli- 
tischen Macht  des  Herrschers  und  der  Herrenclasse  und  insofern 
die  Voraussetzung  wenigstens  des  Beginns  einer  staatlichen  Rechts- 
ordnung und  eines  Rechtsschutzes  ist,  die  Lage  des  Volks  oder  der 
Gemeinfreien  und  sogar  der  Sclaven  selbst  unter  den  gegebenen 
Umständen  wahrscheinlich  eine  noch  schlimmere  wäre. 
Dies  führt  auf  den  zweiten  Punct. 

§.  205.  —  2)  Gewöhnlich  wird  die  Unfreiheit  nur  als  wider- 
rechtliche, d.  h.  dem  „Naturrecht"  widersprechende  Freiheits- 
beraubung von  Personen,  welchen  es  als  Freien  in  ökonomischer 
und  socialer  Hinsicht  viel  besser  gehen  würde,  angesehen.  Diese 
Auffassung  ist  in  solcher  Allgemeinheit  jedenfalls  falsch,  Sie  wird 
durch  die  deutlichsten  geschichtlichen  Thatsachen,  welche  sich  auf 
die  ökonomische  und  sociale  Lage  der  Masse  des  niederen  freien 
Volks,  in  ganzen  Zeitaltern  selbst  der  kleinen  Grundbesitzer,  be- 
ziehen, widerlegt,  Sie  steht  auch  nicht  in  Einklang  damit,  dass 
Freie  sich  wiederholt  freiwillig,  wenn  auch  freilich  unter  einem 
Druck  der  allgemeinen  socialen  und  politischen  Verhältnisse ,  zu 
Grossen,  Grundherren  und  Corporationen ,  wie  der  Kirche,  in  ein 
Abhängigkeitsverhältniss  begaben.  Denn  dieses  hat  sofort  oder 
mit  leicht  ersichtlicher  Nothwendigkeit,  selbst  trotz  etwaiger  Vor- 
behalte und  Cautelen,^')  später  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Minderung  der  Freiheit  und  selbst  die  Unfreiheit  mit  sich  geführt. 
Aber  auch  dieser  Preis  war  nicht  zu  hoch  für  das  erlangte  Gut  ; 
Rechtsschutz  für  die  Person  und  die  Habe,  für  das  Leben  und 
das  Erwerben.  Es  giebt  kaum  einen  schlagenderen  Beweis  für  die 
eminente  Bedeutung  dieses  Guts,  Dieses  aber  fehlte  in  den  Zeit- 
altern, in  welchen  wir  die  Entstehung  der  Unfreiheit,  besonders 
auch  in  ihrer  milderen  Form  der  Gebundenheit  an  die  Scholle,  der 
Hörigkeit,  der  Abgabe-  und  Dienstpflicht  sehen,  sehr  allgemein  und 
damit  fehlte  die  Voraussetzung  dafür,  dass  die  blosse  „Freiheit" 
für  die  Masse  der  niedrigen  Classe  einen  grösseren  Werth  besitzen 
konnte.  Die  Unfreiheit  als  sociale  Institution  wird  hier  für  die 
Betroffenen   zur  Organisation    wenigstens    einigen    Rechtsschutzes, 


')  S.  Waitz  a.  a.  0.  pass.  über  die  Auftragungen  von  Land,  263  (f.,  266. 
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z.  B.  selbstverständlich  für  die  rechtlosen  fremden  Kriegsgefangenen, 
aber  auch  für  Landesbewohner,  welche  ein  erobernder  Stamm  sich 
unterwirft,  und  für  die  untere  Schicht  des  eigenen  Volks  in  einer 
fast  nur  auf  Ackerbau  angewiesenen  Volkswirthschaft^*) 

Der  modernen  Anschauung  ist  eine  solche  Auffassung,  so  sehr 
sie  mit  den  geschichtlichen  Thatsachen  in  Einklang  steht,  fremd- 
artig. Und  doch  können  analoge  Fälle  aus  unserer  Zeit  als  Beleg 
und  zugleich  als  Erklärung  für  die  Richtigkeit  jener  Auffassung 
und  für  die  psychologische  Wahrheit  des  Räsonnements  dienen,  auf 
welches  sie  sich  stützt.  So  die  bekannte  Thatsache,  mit  welcher 
Bereitwilligkeit  die  besitzenden  Classen,  selbst  trotz  ihrer  politisch 
freisinnigen  Tendenzen,  den  ganzen  Druck  einer  starken  Staats- 
gewalt, sogar  in  der  Form  des  despotischen  Absolutismus  der 
Militärdictatur,  tragen,  wenn  ihnen  dadurch  nur  gleichzeitig  „Rettung 
der  Gesellschaft"  vor  den  revolutionären  Leidenschaften,  also  m.  a.W. 
Rechtssicherheit  für  Gut  und  Blut  zu  Theil  wird.^^) 

Man  darf  hiernach  wohl  annehmen,  dass  in  Zeitaltern 
unentwickelten  Staatslebens  und  niedriger  Cultur  die 
Unfreiheit  auch  nicht  immer  als  ein  so  schwerer  Druck  von  den 
Unfreien  selbst  empfunden  wird.  In  den  Ländern  der  Negersclaverei 
zeigt  sich  dies  zum  Theil  noch  heute.  Auch  für  den  folgenden 
Punct  ist  es  wichtig,  hiervon  Act  zu  nehmen.  Denn  es  erklärt  sich 
daraus,  dass  die  Unfreiheit  nicht  allgemein  und  überall  die  Leistung 
der  Unfreien  so  ausserordentlich  herabdrückt,  wie  man  vorauszu- 
setzen pflegt. 

Andrerseits  ist  die  geschichtliche  Thatsache,  dass  Unfreiheit 
und  Zwang  zu  Diensten  und  Abgaben  an  private  Grosse  und  Cor- 
porationen  oft  aus  mangelndem  Rechtsschutz  hervorgegangen 
ist,  ein  wichtiger  neuer  Beleg  für  die  Unentbehrlichkeit  des  Staats 
und  seiner  Functionen  grade  auch  für  die  unteren  Schichten  des 
Volks,  —  ein  auch  nationalökonomisch  hochwichtiger  Punct  zur 
richtigen  Würdigung  des  zwangsgemein wirthschaftlichen  Systems 
und  speciell  des  Steuerwesens. 


1*)  Der  Herr  hatte  in  der  mittelalterlichen  Hörigkeit  und  Leibeigenschaft  die 
Pflicht,  Schutz  zu  gewähren.  Wenn  er  dieser  Pflicht  nicht  nachkam,  fielen  auch 
die  Verpflichtungen  des  unfreien  zum  Theil  fort.  Maurer,  Frohnh.,  I.,  313,  K.,  90, 
Waitz,  V.,  251. 

")  Man  denke  an  die  neuere  Geschichte  Frankreichs  und  das  Verhalten  der 
dortigen  Bourgeoisie! 
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2.  Abschnitt. 

Die  Lnfreiheit  als  Arbeitssystem.     Ihre   allmälige  Umgestaltung 
ans  ökonomischen  Gründen.^) 

§.  206.  Der  allgemeinste  und  schwerste  Einwand  wird  vom 
rein  wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  gegen  die  Unfreiheit  wegen 
ihrer  Einwirkung  auf  die  ökonomische  Leistung  des  unfreien 
Arbeiters  erhoben.  Man  deducirt  hierbei  zunächst  wieder  wirth- 
schaftspsychologisch  und  sucht  die  nachtheiligen  Schlüsse,  welche 
man  auf  diese  Weise  gewinnt,  durch  die  Erfahrung  zu  belegen.  In 
der  Hauptsache  sind  diese  Schlüsse  auch  thatsächlich  richtig  und 
werden  sie  namentlich  mit  steigender  Wirthschafts-  und 
Culturentwicklung  immer  richtiger,  so  dass  zuletzt  grade  aus 
dem  ökonomischen,  bez.  dem  ökonomisch-technischen  Stand- 
puncte ein  vollständiges  Verdict  gegen  die  Unfreiheit  mit 
Recht  gefällt  werden  kann.^)   . 

Indessen  kommen  zwei  Umstände  erfahrungsmässig  in  Be- 
tracht, welche  bei  der  Beurtheilung  des  ökonomisch-technischen  Ein- 


*)  Die  neuere  Jjationalökonomie  hat  die  Unfreiheit,  wie  schon  bemerkt,  meistens 
nur  als  Arbeitssystem  näher  betrachtet  und  sie  zu  einseitig  als  solches  rerur- 
theilt.  Diese  Einseitigkeit  war  aber  eine  Consequenz  des  leitenden  Gedankens  der 
Smith'schen  Schule:  denn  wenn  ■wirklich  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  des 
Individuums  so  ausschliesslich  oder  doch  so  überwiegend  die  treibende  Kraft  in  der 
wirthschaftlichen  Thätigkeit  des  Einzelnen  wäre,  wie  es  diese  Schule  annimmt,  so 
Hesse  sich  irgend  eine  auch  nur  leidliche  Productivität  von  Sclavenarbeit  in  der  That 
nicht  voraussetzen.  Der  Fehler  ist  in  diesem  speciellen  Falle  wie  in  allen  Käsonne- 
ments  der  Schule  derselbe:  die  mögliche  und  öfters  thatsäc bliche  Mitwirkung 
anderer  Motive  (s.  §.  2ü7)  wird  unterschätzt  und  die  Beeinflussung  des  wirth- 
schaftlichen Selbstinteresses  durch  die  äusseren  Lebensverhältnisse  wird  iguorirt.  Dieses 
Selbstinteresse  ist  eben  auch  hier  wieder  keine  so  constante  Grösse,  wie  im 
Räsonnement  der  Schule  angenommen  wird.  Es  ist  daher  auch  für  diesen  Gegenstand 
auf  Erörterungen  wie  diejenigen  von  Knies  hinzuweisen,  polit.  Oekon.  S.  147  £F.  — 
Vgl.  sonst  für  diesen  Abschnitt  Kau,  Volkswirthsch.  polit.  IL,  §.  19  (auch  für  weitere 
Literatnran gaben).  Koscher,  Ansichten,  1.  Abschn..  bes.  §.  3  S.  15  ff.,  ders.,  Syst. 
I.,  §.  71,  Schäffle,  Gesellsch.-Syst.  3.  Aufl.  11.,  §.  270.  Wiskemann,  a.  a.  0. 
S.  179,  Tucker,  progr.  of  the  Unit,  states  (mir  nicht  vorliegend),  bes.  p.  111  ff.  und 
die  oben  in  Anm.  1  und  Hauptabschn.  I.  S.  316  gen.  Schriften  über  nordameri- 
canische  Sclaverei,  bes.  Olmsted,  Cairnes  p.  38,  49  ff.  und  über  russische 
Verhältnisse. 

*)  Koscher  und  nach  ihm  Wiskemann  legen  dem  Process  des  Unproductiv- 
■werdens  die  bekannte  Schablone  von  der  Kcihenfolge  unter,  in  welcher  die  3  Prod.- 
Factoren  Natur,  Arbeit  und  Kapital  die  vorwaltende  Kolle  in  der  Wirtbschaft,  bez.  im 
Productionsprocess  spielen.  Mit  dem  Beginn  der  grösseren  Bedeutung  des  Arbeits- 
factors  fängt  jener  Process  an,  mit  dem  Siege  der  Kapital-,  bes.  der  Maschinenwirth- 
schaft  endet  er.  In  der  Hauptsache  richtig,  aber  zu  schablonenhaft.  Der  Versuch 
Tucker 's,  die  ökonomisch  zweckmässige  Beseitigung  der  Unfreiheit  mit  der  stei- 
genden Bevölkerungsdichtigkeit  in  Beziehung  zu  setzen,  enthält  auch  ein 
richtiges  Moment ,  aber  ist  ebenfalls  zu  schablonenhaft ,  wie  Koscher  schon  nach- 
weist, Ansichten  S.  21. 
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fliisses  der  Unfreiheit  nicht  übersehen  werden  dürfen,  weil  sie  diese 
Institution  in  weniger  ungünstigem  Lichte  erscheinen  lassen. 

1)  Einmal  zeigt  die  unfreie  Arbeit  in  primitiveren  Wirth- 
schaftsverhältnissen  wegen  der  Art  der  hier  überhaupt  erforder- 
lichen und  meistens  ausreichenden  Arbeit,  ferner  wegen  der  Mittel, 
welche  hier  zur  Anspannung  der  Leistung  des  Unfreien  ver- 
fügbar sind,  weniger  Mängel,  als  ihr  naturgemäss  in  anderen  Ver- 
hältnissen ankleben.  Es  lässt  sich  daher  mit  ihr  unter  Umständen 
doch  ein  ausreichender  technisch-ökonomischer  Effect  erzielen. 

2)  Sodann  bietet  sich  auch  später  bei  höheren  Anfor- 
derungen an  die  Qualität  der  Arbeit,  bei  dem  Erforderniss  ganz 
andrer  Art  der  Arbeit  und  bei  dem  Obwalten  humanerer  Auf- 
fassung des  Unfreiheitsverhältnisses  ein  erfolgreiches  Hilfsmittel: 
die  Zulassung  von  Compromissen  zwischen  den  practischen  Con- 
sequenzen  der  Grundideen  der  Unfreiheit  und  der  Freiheit.  Da- 
durch erfolgt  allerdings  eine  Modification  der  Unfreiheit,  welche 
mit  deren  innerer  Idee  in  Widerspruch  steht.  Aber  die  ökonomischen 
und  die  humanen  Bedenken  gegen  diese  Institution  verringern  sich 
durch  solche  Abstufungen  wesentlich.  Die  längere  Beibehaltung, 
häufig  selbst  die  erste  Entstehung  der  Unfreiheit  finden  in  einer 
solchen  Modification  der  letzteren  zum  Theil  ihre  Erklärung.  In 
wirthschaftlicher  Hinsicht  ist  es  nanientlich  der  Uebergang  von  der 
Natural-  zur  Geldwirthschaft,  die  Entwicklung  des  Städte- 
wesens und  der  grössere  Bedarf  städtisch  concentrirter, 
reicherer  Bevölkerung  nach  mehr,  mannigfaltigeren  und  feineren 
Bodenproducten,  das  hiermit  und  überhaupt  mit  grösserer  und  dich- 
terer Bevölkerung  zusammenhängende  Bedürfniss  intensiveren 
Ackerbaus  und  deshalb  zum  Theil  die  Kleingüter-  statt  der  Gross- 
güterwirthschaft,  was  Alles  zusammen  auch  die  Modificationen 
der  Unfreiheit,  besonders  die  Veränderung  der  vom  Un- 
freien geforderten  Leistungen  (Dienste,  Naturalabgaben,  Geld- 
abgaben) mit  erklärt.^) 

^)  So  hat  sich  im  römischen  Alterthum  wie  in  der  neuen  Welt  in 
moderner  Zeit  die  laud wirthschaftliche  Arbeit  durch  eigentliche  Sclaven  be- 
währt bei  extensiver  Cultur  und  bei  solchen  Culturen,  wo  ein  massenweises 
Zusammenarbeiten  und  daher  über  die  Sclaven  eine  entsprechende  Aufsicht 
stattfinden  kann,  zumal  solange  eine  massige,  im  Allgemeinen  eine  geringe 
Qualität  der  Producte,  welche  mit  Sclavenarbeit  allein  zu  erzielen  ist,  genügt  So 
sind  die  eigentlichen  nordamericanischen  Sclavenproducte  Baumwolle,  Zucker, 
Keis,  Taback  gewesen.  Vergl.  Kodbertus  über  d.  Colouat  a.  a.  0.,  Cairnes, 
L  c,  s.  u.  Anm.  6.  Im  europäischen  Mittelalter  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein 
waren  „Dienste",  Frohnarbeiten  ebenfalls  ökonomisch-technisch  leidlich  ausreichend 
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§.  207.  Das  Verständniss  der  Bedeutung  und  speciell  der 
ökonomischen  Wirkungen  der  vorausgehend  genannten  Umstände 
setzt  ein  kurzes  Eingehen  auf  die  psychologischen  Motive 
voraus,  von  welchen  die  Höhe  der  Arbeitsleistung  des  ein- 
zelnen Arbeiters,  abgesehen  von  dessen  Arbeitsfähigkeit,  abhängt. 
Diese  Motive  erklären  auch  die  innere  ökonomische  Noth- 
wendigkeit  der  Entwicklung  des  zweiten  Stadiums  unfreier 
Arbeit,  sowie  des  allmäligen  Uebergangs  zur  freien  Arbeit. 
Die  Darlegung  dieser  Motive  und  die  Analyse  ihrer  ökonomischen 
Wirkungen  dient  ferner  gleichzeitig  dazu,  den  Entwicklungsgang 
in  den  sogen.  Lohnsystemen  der  freien  Arbeit  und  den  inneren 
Zusammenhang  dieser  Entwicklung  mit  der  Behandlung  des  Arbeiters 
im  System  unfreier  Arbeit  aufzuhellen.  Es  wird  dadurch  der  wich- 
tige Nachweis  geliefert,  dass  die  Arbeits-  und  Lohnsysteme,  vom 
Menscheneigenthum  und  Sclaverei  an  bis  zum  Eigenthum  an  Pro- 
ductionsmitteln  oder  an  Kapital  und  den  modernsten  Lohnsystemen, 
wie  dem  Stücklohn  und  der  industriellen  Theilhaberschaft  hin,  die 
Glieder  einer  grossen  Kette  bilden  und  in  einem  viel 
engeren  Zusammenhange  stehen,  als  gemeiniglich  angenommen 
wird  (§.  213). 

Die  Motive,  welche  den  Willen  und  daher  die  Arbeitsleistung 
bestimmen,  sind  folgende  vier.  Bei  einem  jeden  lässt  sich  eine 
doppelte  Seite,  die  man  die  positive  und  negative  nennen 
könnte,  unterscheiden. 

1)  Der  wirthschaftliche  Vortheil,  den  der  Arbeiter  durch 
die  Arbeit  erlangt,  anderseits  die  Furcht  vor  dem  wir th schaft- 
lichen Nachtheil  (vor  der  „Noth'')  bei  unterbleibender  oder 
schlechter  Leistung. 

2)  Das  Ehrgefühl  einer-,  die  Furcht  vor  Schande  anderseits. 

3)  Das  Pflichtgefühl,  etwa  noch  verbunden  mit  Liebe,  Sym- 
pathie und  Dankbarkeit  im  Dienstverhältniss,^)  auf  der  anderen  Seite 
der  Gewissensbiss. 


bei  Naturalwirthschaft  und  extensiver  Grossgütercultur.  Ein  System 
von  Naturalabgaben  bot  den  Vorzug,  wenn  zwar  Naturalwirthschaft  noch  vor~ 
waltete,  aber  doch  schon  etwas  grösserer  Absatz,  z.  B.  nach  Städten,  möglich  war  und 
die  Pflichtigen  hier  mehr,  mannigfaltigeres  und  besseres  Product  auf  dem  eigeuen 
Lande,  als  im  Frohndienst  auf  dem  Herrenboden  erzielten.  Verwandlung  der  Natural- 
in  üeldabgaben  war  für  alle  Betheiligten  günstiger  bei  überhandnehmender  Geld - 
wirthschaft.  Manche  Belege  f.  d.  Entwicklung  bei  Manrer  u.  Waitz,  so  V.,  2tJ9  ff. 
*)  Auch  der  eigenen  Familie  gegenüber,  falls  dem  unfreien  das  I^echt  der  ehe- 
lichen Verbindung  gewährt  wird  (Sclavenebe),  kommt  das  Pflichtgefühl  des  un- 
freien, dessen  Familienangehörige  wieder  dem  Herren  gehören  und  daher  eventuell 
auch  von  diesem  zu  versorgen  sind,  oft  nicht  viel  in  Betracht.  ; 
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4)  Die  Furcht  vor  Strafe  oder  vor  der  Strenge  des 
Arbeitsherrn  überhaupt,  und  wieder  die  Hoffnung  auf  Aner- 
kennung, Dank,  Belohnung,  womit  dann  der  Uebergang  zum 
zweiten  und  ersten  Motiv  erfolgt. 

§.  208.  —  1)  Die  Unfreiheit  in  primitiveren  Wirthschafts- 
verhältnissen. 

In  wirthschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Unfreiheit  hauptsächlich 
ein  Mittel,  über  fremde  Arbeit  zu  Zwecken  der  Production,  be- 
sonders der  Sachgütererzeugung,  zu  verfügen.  Sie  kommt  dann  als 
das  Arbeitssystem  erzwungener  Arbeit  in  Vergleich  hin- 
sichtlich ihres  ökonomisch- technischen  Nutzeffects  mit  dem  System 
der  f r  e  i  e  n  Arbeit.  Es  lässt  sich  nun  psychologisch  leicht  ableiten 
und  wird  durch  die  reichste  Erfahrung  bestätigt,  dass  die  er- 
zwungene Arbeit  regelmässig  allgemein  der  freien 
Arbeit  im  Leistungseffect  nachsteht.  Aus  diesem  Grunde 
wird  sie  theoretisch  verworfen  und  mit  der  Fortbildung  der 
Volkswirthschaft  in  der  Praxis  öfters  ohne  jeden  gewaltsamen 
oder  gesetzlichen  Eingriff  durch  die  Concurrenz  der  freien  Arbeit 
verdrängt.  Ein  typisches  Beispiel  dafür  ist  das  immer  weitere 
Zurückweichen  der  Sclaverei  vor  der  freien  weissen  Arbeit  in  Nord- 
America  schon  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts.^) 

Dennoch  lässt  sich  für  gewisse  wirthschaftliche  Verhältnisse 
auch  die  unfreie  Arbeit,  selbst  diejenige  des  Sclaven,  ökonomisch 


^)  So  war  die  Zahl  der  Sclaven  in 

den  Jahren  des  Census: 

1790 

Maximum 

1860 

New  Hampsh. 

158 

1.  J.  1790 

0 

Vermont 

17 

„        „ 

0 

Rh.  Island 

952 

11        11 

0 

Connectic. 

2,759 

11        11 

0 

Newyork 

21,324 

11        11 

0 

New-Jersey 

11,423 

„     1800:     12,422 

0 

Pennsylvan. 

3,737 

„     1790 

0 

Delaware 

8,887 

11        11 

1798 

Maryland 

103,036 

„     1810:  111,502 

87,108 

Distr.  Columb. 

— 

„     1820:       6,377 

3.181 

Die  Abnahme  geht  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  re.:;  elmässig,  meist  schon  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  Jahrhunderts  so  rasch  vor  sich,  dass  in  den  meisten  der  genannten 
Staaten  die  Sclaverei  schon  1820,  in  Newyork  l'^.'-iO,  in  New-Jersey  1840  ganz  unbe- 
deutend geworden  war.  Sic  bestand  auch  in  einzelnen  der  übrigen  Staaten  mit  noch 
grösserer  Zahl  vornemlich  nur  noch  mit  zum  Zwecke  von  Zucht  und  Handel  mit 
Sclaven.  Die  Gesammtzahl  der  Sclaven  war  dagegen  von  697,897  in  1790  auf  3,953,587 
in  1860  gestiegen.  Die  Zahl  der  freien  Farbigen  war  schon  bis  1840  auf  3b6,343 
von  59,466  in  1790  gestiegen.  S.  Stein  -  Wappäus,  Geogr.  v.  Nordam.,  1855, 
S.  495;  Andree,  Nordamer.,  S.  455.  Zahlreiche  gute  Beispiele  des  Vergleichs 
zwischen  weisser  und  schwarzer  Arbeit  in  Nordamerica  bei  Olmsted,  z.  B.  Cotton 
Kingdom  IL,  383. 
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und  rein  vom  Standpuncte  des  rechnenden  Prodiicenten  aus,  welcher 
den  Unfreien  bloss  als  Productionsmittel  behandelt,  billigen.  Der 
Beweis  für  diese  Behauptung  erfolgt  mittelst  einer  Analyse  des 
Einflusses  jener  vier  Motive. 

Der  geringere  ökonomische  Werth  der  unfreien,  besonders  der 
hier  zunächst  zu  betrachtenden  Sclavenarbeit  beruht  offenbar  in 
allen  Wirthschaftsstufen  darauf,  dass  bei  dieser  Arbeit  gewöhnlich 
die  beiden  ersten  Motive,  Vortheil  und  Ehre,  so  gut  wie  gar  nicht 
mitwirken.  Das  erste  Motiv  wird  höchstens  in  der  bei  dem  vierten 
erwähnten  verwandten  Form  der  Hoffnung  auf  Belohnung,  das 
zweite  Motiv  bei  etwas  humanerer  Behandlung  der  Sclaven  ein 
wenig  mit  wirksam.  Kaum  stärker  wird  das  dritte  zur  Geltung 
kommen,  das  Pflichtgefühl.  Daher  muss  theoretisch  und  practisch 
die  Benutzung  unfreier  Arbeit  unvermeidlich  in  erster  Linie  auf 
das  vierte  Motiv,  auf  die  Furcht  vor  Strenge  und  Strafe,  begründet 
und  demgemäss  zweckentsprechend  geleitet  werden. 

Dieser  Auffassung  widerspricht  es  jedoch  nicht,  wenn  auch  ein 
Zurückgreifen  auf  die  anderen  Motive  überhaupt  und  selbst  bloss 
nach  den  eigennützigen  Erwägungen  des  rechnenden  Sclaven- 
besitzers  für  rathsam  gilt.  So  ist  auch  in  der  Praxis  allgemein  ver- 
fahren worden,  und  nicht  ganz  ohne  Erfolg.  Denn  die  Auffassung 
der  Sclaven  als  Sachen  war  doch  stets  nur  eine  rechtliche  Fiction, 
welche  kaum  jemals  vollständig  zur  practischen  Geltung  kam  (s.  u. 
Anm.  27).  Die  Modificationen,  welche  die  Unfreiheit  bei  ihrer  Fort- 
bildung aus  der  Sclaverei  zu  milderen  Formen  erfährt,  und  die  Ge- 
staltungen, welche  sie  oft  von  vornherein  in  solchen  milderen  Formen 
erhalten  hat,  beruhen  wesentlich  mit  auf  dem  leitenden  Princip, 
ausser  oder  neben  der  Furcht  diese  anderen,  die  Arbeits- 
leistung beeinflussenden  Motive  auch  im  Interesse  des  öko- 
nomischen Effect.«?  dieser  Leistung  mit  in  Wirksamkeit  oder 
in  stärkere  Wirksamkeit  treten  zu  lassen. 

Man  folgt  hierbei  den  Erfahrungen  mit  der  freien  Arbeit.  Diese 
wird  in  ihrer  Leistung  von  den  ersten  drei  Motiven,  thatsächlich, 
was  besonders  die  Handarbeit  und  zum  Theil  überhaupt  die  Arbeit 
in  der  materiellen  Production  anlangt,  wohl  gewöhnlich  vornemlich 
von  dem  Motiv  des  Vortheils  bestimmt.  Die  neuere  Wirthschafts- 
lehre,  besonders  die  physiokratisch-smith'sche  Nationalökonomie  hat 
auf  diese  Annahme  vorzugsweise  ihre  Theorie  der  Wirthschaft  und 
der  Volkswirthschaft  begründet.  Dass  die  beiden  anderen  Motive, 
Ehr-  und  Pflichtgefühl,  factisch  auch  selbst  in  der  niedrigsten 
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freien  Arbeit  etwas  und  umfänglich  bei  allen  höheren  Arbeitsarten 
mitwirken,  lehrt  die  tägliche  Erfahrung.  Es  muss  auch  besonders 
hinsichtlich  des  Pflichtgefühls  von  der  Theorie  postulirt  werden, 
entsprechend  jener  Forderung,  dass  neben  dem  wirthschaftlichen 
Selbstinteresse  sittlich  gute  Potenzen  mitwirken  (§.  \S2). 

§.  209.  Die  Analyse  dieser  Motive,  welche  den  quantitativen 
und  qualitativen  Nutzeffect  der  Arbeitsleistung  bestimmen,  ermöglicht 
es  dann,  wie  in  einer  Formel,  die  Bedingungen  anzugeben,  unter 
welchen  die  unfreie  und  selbst  die  Sclavenarbeit  der  freien  Arbeit 
im  ökonomischen  Effect  nicht  wesentlich  nachstehen  wird.  Je 
niedriger  nemlich  das  allgemeine  Culturniveau  des  Volks 
noch  steht  und  je  weniger  daher  die  drei  ersten  Motive,  — 
das  erste,  der  wirthschaftliche  Vortheil,  insbesondere  auch  wegen 
mangelnder  Rechtssicherheit,  —  auf  die  freie  Arbeit  vorzugs- 
weise günstig  wirken ;  ferner  je  niedriger  nach  den  gesammten 
materiellen  Verhältnissen  des  Volks  die  Arbeitsart  auch  der 
gemeinfreien  Bevölkerirag  ist,  und  je  geringere  Anforderungen 
eben  deshalb  an  die  Qualität  der  Producte  und  der  unfreien 
Arbeit  gestellt  werden,  also  im  Allgemeinen:  bei  vorwaltender 
N  atural  wirthschaft  und  extensiver  Landwirthschaft,  bei  ge- 
ringer Entwicklung  des  Werkzeugkapitals;  endlich  je  rücksichts- 
loser nach  dem  Sittenzustande  des  Zeitalters  die  Strenge  des 
Herren  durch  Furcht  und  8  traf  mittel  das  allein  erforderliche 
Quantum  roher  Arbeit  dem  Unfreien  abpresst:  desto  weniger  rein 
ökonomische  Bedenken  bietet  die  unfreie  Arbeit. 

Wir  finden  dieselbe  daher  besonders  in  solchen  Zeitaltern,  wo 
diese  Bedingungen  zusammentreffen,  z.  B.  in  primitiven  Ver- 
hältnissen, wo  Naturalwirthschaft  durchaus  vorherrscht,  bei 
geringer  Volksdichtigkeit  eine  ganz  extensive  Land- 
wirthschaft ausreicht  und  wo  die  paar  wenig  veredelten  Pro- 
ducte in  der  Hauswirthschaft  unter  dem  Auge  des  Herrn  her- 
gestellt werden.  Die  Grossen  können  hier  den  in  solcher  Lage 
erforderlichen  extensiven  Betrieb  auf  grösseren  Gütern  schwer  anders 
als  mit  unfreier  Arbeit  ausfuhren.  Auch  die  moderne  Neger- 
und  Plantagensclaverei  fügt  sich  in  die  Regel  ein:  sie  lohnte 
und  lohnt,  wo  für  rohe  Plantagenproducte  ein  gewisses  Quantum 
roher  Handarbeit^ zur  Noth  ausreichte.*^)     Grade  die  Abpressung 


^)  S.  obeu  Anm.  3.  Cairncs  a.  a.  0.  Er  sagt  von  der  Sclavenarbeit:  sie  lässt 
die  vollständigste  Organisation  zu,  d.  h. :  it  may  be  combined  on  an  extensive  scale 
a.  directed   by  a  Controlling  inind  to  a  Single  end.    Aber  ihre  inhärenten  Mängel 
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einer  solchen  Arbeitsleistung  gelingt  der  Strenge,  die  vor  keinem 
Zuchtmittel  znrückbebt  und  nach  Recht  und  Sitte  in  der  Anwendung 
keines  einzigen  gehindert  wird,  selbst  bei  dem  mderspänstigsten 
Sclaven,  bei  welchem  keines  der  drei  anderen  Motive  irgendwie 
mitwirkt.  Milderung  der  Strenge  muss  dann,  ohne  dass  eines 
dieser  übrigen  Motive  wirksam  oder  wirksamer  als  bisher  wird, 
nothwendig  den  Effect  der  Arbeitsleistung  verschlechtern.  Dies  hat 
die  Erfahrung  auch  gezeigt,  sowohl  auf  den  Plantagen  „gütiger" 
Herren  bei  der  Negersclaverei  als  bei  Frohnarbeitern ,  welche  die 
HeiTeu  nach  dem  humaneren  Geist  der  neueren  Zeit  milder  be- 
handeln mussten  und  welchen  gegenüber  ihr  Züchtigungsrecht  etwa 
gesetzlich  beschränkt  wurde,") 

Je  mehr  dann  gleichzeitig  die  anderen  Motive  bei  freier 
Arbeit  wirksam  werden  und  je  mehr  die  Anforderungen  an  die 
Qualität  der  Leistung  steigen,  daher  beim  Uebergang  zur  Geld- 
wirthschaft  und  zu  intensiverer  Landwirthschaft,  bei  stär- 
kerem Hervortreten  des  Bedürfnisses  nach  besserer  Arbeit  und 
bei  überhandnehmender  Wirthsohaft  mit  Werkzeug-  und  Maschi- 
nenkapital, desto  nachtheiliger  muss  unfreie  Arbeit  ausfallen. 
Denn  hinsichtlich  der  Qualität  der  Leistung  ist  Strenge  über  eine 
nahe  Grenze  hinaus  fast  machtlos:  es  müssen  hier  andre  Motive 
als  blosse  Furcht  zur  Wirksamkeit  kommen.  Dann  tritt  noth- 
wendig, wenn  auch  nur  rein  ökonomische  Zweckmässigkeitsrück- 
sichten  obwalten,  das  zweite  Stadium  in  den  Verhältnissen  der 
Unfreiheit  ein:  es  muss  ein  Compromiss  mit  ihr  geschlossen,  sie 
eben  dadurch  selbst  in  ihrem  Grundwesen  modificirt  werden:  der 
Herr  muss  im  eigenen  Interesse  an  das  Interesse  und  an  den 
guten  Willen  des  Unfreien  appelliren. 

§.  210.  —  2)  Die  Modification  der  Unfreiheit  auf  höheren 
Wirthschaftsstufen. 

Mit  der  Fortentwicklung  der  Volkswirthschaft  und 
Caltur  ändern  sich  nothwendig  jene  Bedingungen,  unter  welchen 
die  unfreie  Arbeit  ökonomisch  haltbar  ist  und  erfolgreich  mit  freier 


sind:  it  is  giyen  reluctantly,  it  is  nnskilfull,  it  is  wanting  in  versatility.  Als  weitere 
Bedingungen  der  Sclavenarbeit  nennt  er:  Fruchtbarkeit  und  weite  Ausdehauug  des 
Bodens.  Cairnes,  Olmsted,  Helper  u.  A.  m.  thcilen  characteristischc  Beispiele 
für  die  überlegene  Concurrcnz  der  freien  weissen  Arbeit  selbst  in  „Sclaven- 
producten"  wie  der  Baumwolle  mit,  z.  B.  dass  Baumwolle  von  deutschen  Oolonisten 
in  Neu-Braunfels  im  westl.  Texas  wegen  der  besseren  Qualität,  sorgfältigeren  Reinigung 
sich  preiswürdiger  als  alles  Sclavenproduct  erwies,  bei  welchem  eben  solche  Qualität 
nichtzu  erreichen  war.     Olmsted.  Back  country,  p.  347. 

')  S.  Röscher,  I.,  §.  39  mit  den  Beispielen  und  Belegen  in  den  Anm. 
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Arbeit  concurrirt.  Theils  führt  die  Veränderung,  Vervielfältigung 
und  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  und  Güter  zu  anderen  Arbeits- 
arten, theils  wird  allgemein  eine  bessere  Qualität  der  Arbeits- 
leistung verlangt.  Beides  hängt  wieder  mit  der  Einbürgerung  der 
Geld wirthschaft  und  mit  der  Entwicklung  intensiveren  Acker- 
baus und  der  Technik  im  Werkzeugkapital  zusammen.  In  beiden 
Fällen  reicht  wenigstens  die  gewöhnliche  Sclavenarbeit,  von  welcher 
nur  durch  Furcht  und  Strenge  ein  gewisses  Quantum  von  Leistungen 
erpresst  wird,  nicht  aus.  Bleibt  trotzdem  die  Unfreiheit  oder  das 
System  gezwungener  Arbeit  bestehen,  so  nöthigen  innere  öko- 
nomische Gründe  zu  einer  Umgestaltung  der  Unfreiheit 
in  der  Weise,  dass  jene  anderen  Motive,  welche  den  Willen  des 
Arbeitenden  bestimmen,  zweckentsprechend  mit  wirksam  werden. 
So  entsteht  auch  wieder  mit  unter  wirthschaft  liehen  Einflüssen 
eine  mildere  Sitte  in  der  Behandlung  der  Sclaven  und  ein 
andres  Recht  der  Unfreiheit.  In  diesem  weicht  immer  mehr  die 
Auffassung  des  Unfreien  als  Sache  derjenigen  als  Mensch  mit 
einer  in  bestimmter  Weise  beschränkten  persönlichen  Frei- 
heit und  beschränkten  Vermögensfähigkeit. *)  Durch 
eine  Reihe  von  Mittelgliedern  hindurch  entwickelt  sich  schliesslich 
die  volle  persönliche  Freiheit,  wiederum  wesentlich  mit  unter 
dem  Impuls  des  ökonomischen  Bedürfnisses,  wie  sehr 
auch  der  äussere  Verlauf  der  Erscheinung  durch  zufällige  geschicht- 
liche Verhältnisse  und  durch  politische,  religiöse  und  philosophische 
Anschauungen  bestimmt  wird. 

Diesen  Entwicklungsprocess  der  Unfreiheit  bedingt  auf  der 
einen  Seite  namentlich  das  Bedürfuiss  intensiverer  Boden- 
bearbeitung, mannigfaltigerer,  geschickterer  Arbeits-  und 
Kapitalverwendung  auf  den  landwirth schaftlichen  Boden; ^) 
auf  der  anderen  Seite  das  Bedürfniss  grösserer  Arbeits- 
theilung,  mehr  individualistischer,  feinerer  Arbeitsqualität 
in  der  Stoffveredlung,  grösserer  Verselbständigung  der 
dazu  dienenden  Unternehmungen  und  Lostrennung  derselben  von 
der  gewöhnlichen  Hauswirthschaft,  mehr  Hervortreten  des  Werk- 
zeugkapitals. Diese  Umgestaltungen  gehen  aus  grösserer  Volks- 
dichtigkeit, höherem  Reichthum,  feinerer  Cultur,  besserer  Technik 

*)  ücber  Milderung  der  deutschen  Leibeigensch.  s.  Maurer,  Frohnh.  IL,  91, 
IV.,  494,  499;  Waitz,  Y.,  259,  269,  272  ff.,  289;  Sugenheim,  bes.  die  Entwickl. 
in  Frankreich,  S.  79  ff. 

»)  Vgl.  bes.  Rodbertus  in  HUd.  Jahrb.  H.,  207,  212  ff.,  236;  deutsche  Histo- 
riker wie  z.  B.  Maurer  betonen  diese  Ökonom.  Seiten  zu  venig. 
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hervor,  sind  wie  deren  Wirkungen,  so  umgekehrt  auch  wieder  deren 
Voraussetzungen  und  lassen  sich  in  der  Formel  zusammenfassen: 
Uebergang  von  der  Natural wirthschaft,  als  vorherrschende  Eigen- 
gewinnung  der  Güter  (§.  113),  zur  Geld  wirthschaft  mit  entwickelter 
Arbeitsgliederung.  Der  volkswirthschaftliche  Fortschritt  ruft  also 
einen  Process  des  allmäligen  Unproductivwerdens  der 
unfreien,  gezwungenen  Arbeit  hervor.  Dieser  Process  aber 
vollzieht  sich  durch  eine  successive  Modification  des  Wesens 
der  Unfreiheit  oder  m.  a.  W.  durch  immer  weitere  Ver- 
leihung von  Persönlichkeitsrechten  an  die  Unfreien. 

§.  211.  Die  Entwicklung^*^)  geht  nicht  leicht  irgendwo  ununter- 
brochen vorwärts,  weil  eine  Menge  anderer  Gesichtspuncte,  Ideen 
und  Interessen  miteinwirkt  und  zufällige  geschichtliche 
Ereignisse  bei  einem  bestimmten  Volke  ihren  Einfluss  ausüben. 
Aber  daraus  ergeben  sich  doch  nur  Verschiedenheiten  im 
Einzelnen  und  in  der  Zeitdauer  der  Entwicklungsphasen. 
Ferner  wird  auch  nur  in  seltenen  Fällen  jenem  ökonomischen  Princip 
bewusst  Rechnung  getragen.  Aber  die  Ideen,  welche  die  Verän- 
derungen verursachen,  lassen  sich  doch  deutlich  mit  auf  jenes  öko- 
nomische Princip  zurückführen,  obwohl  nicht  nur  die  Nächstbe- 
theiligten,  die  Sclavenherren,  die  Grundherren,  sondern  selbst  die 
Gesetzgeber,  die  Historiker  und  die  Philosophen  die  innere  be- 
wegende Ursache  der  Umgestaltungen  vielleicht  nicht  erkennen. 

Die  Entwicklung,  welche  wir  geschichtlich  in  einem  be- 
stimmten Volke  verfolgen  können,  vollzieht  sich  auch  nicht  immer, 
ja  sogar  nur  selten  in  der  Weise,  wie  es  hier  zum  Zweck  der 
theoretischen  Analyse  hypothetisch  vorausgesetzt 
wurde:  dass  nemlich  zuerst  eigentliche  Sclaverei  vorangeht,  als 
schärfste  Form  der  Unfreiheit,  mit  der  Auffassung  des  Sclaven  als 
„beseeltes  Besitzthum"")  und  mit  so  gut  wie  ausschliesslicher 
Geltendmachung  des  Motivs  der  Furcht  im  Sclaven,  und  dass  sich 
aus  der  Sclaverei  alsdann  die  milderen  Formen  der  Unfreiheit, 
wie  die  Leibeigenschaft,  die  Gebundenheit  an  die  Scholle,  die  Hörig- 
keit, die  Frohnarbeit  allmälig  entwickeln.  Dieser  Verlauf  zeigt  sich 
allerdings  in  einem  geschichtlich  wichtigen  und  grade  ökonomisch 
sehr  lehrreichen  Beispiel,  das  für  diese  Fragen  als  Typus  dienen 
kann,  nemlich  in  der  Entstehung  des  römischen  Colonats  aus 

")  Vgl.  auch  für  die  methodologische  Seite  der  Frage  d.  gen.  Abh.  v.  Kod  bertus. 
")  Wie  bei  den  Griechen  oder  wie  Aristoteles  sagt,  Pol.  I.,  6,   der  Sclav  sei 
wie  eia  für  sich  bestehender  beseelter  Theil  des  Herrn. 
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der  älteren  SclavereiJ^)  Aber  bei  den  Hausselaveu  und  bei  den- 
jenigen Sclaven,  welche  zu  industriellen,  künstlerischen,  wissen- 
schaftlichen Functionen  verwendet  werden  sollen,  bildet  gewöhnlich 
von  vornherein  schon,  factisch  nach  der  Sitte  oder  selbst  rechtlich, 
ein  Compromiss  zwischen  der  Auffassung  des  Sclaven  als  Sache 
und  als  Mensch  den  Anfang  der  Entwicklung. 

Ferner  beginnen  die  Beziehungen  der  Unfreiheit  zur  Boden- 
bearbeitung, welche  im  Ganzen  doch  die  practisch  wichtigsten  Fälle 
jener  Institution  in  der  Geschichte  umfassen,  gar  nicht  immer  mit 
der  Bebauung  des  Herrenlands  mittelst  eigentlicher  Sclavenarbeit. 
Häufiger  wird  vielmehr  Herrenland  bei  unseren  europäischen  Cultur- 
völkern,  besonders  im  Mittelalter,  an  Unfreie  oder  an  unfrei  wer- 
dende Freie  mit  der  Verpflichtung  dieser  Personen  zu  Diensten  auf 
dem  Herrengute  und  zu  Abgaben  vom  eigen  bewirthschafteten  Boden 
überlassen.  Dabei  fehlt  die  reine  Behandlung  der  Unfreien  als 
Sachen  und  als  ganz  vermögensunfähige  Menschen  von  vornherein. '^^j 

Aber  für  die  ökonomische  Auffassung  ist  es  nicht  der  äussere 
geschichtliche  Verlauf  und  nicht  einmal  die  Reihenfolge  der  Phasen 
der  Unfreiheit,  welche  zunächst  zu  beachten  sind,  sondern  das 
innere  ökonomische  Princip,  welches  den  einzelnen  Gestal- 
tungen zu  Grunde  liegt  und  jenen  Verlauf  doch  auf  die  Dauer 
beherrscht,  sowie  die  Wahl  einer  bestimmten  Form  der 
Unfreiheit  nach  den  gegebenen  ökonomischen  Be- 
dingungen, namentlich  nach  den  Productionsbedürfnissen, 
herbeiführt.  So  wird  z.  B.  nicht  oder  doch  jedenfalls  nicht  allein 
aus  humanen  Rücksichten,  sondern  wegen  des  bestimmten 
Bedarfs    eines    umfassenderen    Bodenanbaus    statt    der 


^■•^)  S.  darüber  wieder  bes.  Rodbertus  a.  a.  0.  Die  Ansichten  der  Historiker 
sind  allerdings  getheilt,  besonders  vas  die  ursprüngliche  Entstehung  des  Colonats 
anlangt.  Vgl.  auch  f.  Savigny,  über  d.  röm.  Colonat  in  d.  Berl.  Akad.  Abhandl. 
1822,  1823,  später  von  ihm  modificirt  in  s.  Vermischten  Schriften,  1850,11.  Puchta, 
Institut.  IL,  458.  Die  Beweisführung  von  Rodbertus,  dass  zum  Colonat  haupt- 
sächlich fülirtc  „der  ücbergang  aus  der  Latifundieuwirthschaft  in  die  Parcellen-  und 
Zwergwirthschaft,  der  sich  in  der  Zeit  zwischen  dem  älteren  und  jüngeren  Plinius  so 
machte,  dass  die  Grundbesitzer  Parcellen  ihrer  bisherigen  Grossgüter  an  eigene  Sclaven 
gegen  Naturalpacht  überliessen",  a.  a.  0.  S.  207,  und  die  weiteren  Erörterungen  über 
Adscripticii  u  s.  w  sind  wohl  landwirthschaftlich  und  nationalökonomisch 
sehr  überzeugend.  Auch  Puchta  S.  401  hetrachtet  den  Colonat  als  Mittel,  „den 
Eifer  und  die  Betriebsamkeit  der  unfreien  Arbeiter  anzuspornen,  den  Herren  aber  eine 
erheblichere  Rente  vom  Gute  zu  sichern".  Andre,  wie  Zumpt,  Huschke,  Savigny 
erklären  sich  gegen  die  Entstehung  des  Col.  aus  dem  Inneren  des  röm.  Kechtslebens 
und  für  die  Ableitung  aus  wiederholten  Ansiedlungen  nach  Land  verlangender  Bar- 
baren in  d.  röm.  Provinzen.     S.  Rudorff's  Zusatz  z.  Puchta,  IL,  462. 

*')  Vgl.  Maurer  u.  Waitz  a.  a.  U.  passim. 
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reinen  Sclaverei  für  unterworfene  Landesbewohner  oder  für  An- 
siedler auf  Herrengrund  die  mildere  Form  der  Gebundenheit  an  den 
Boden  oder  auch  nur  der  Pflicht  zu  Arbeiten  und  Abgaben  gleich 
anfänglich  vorgezogen.  Die  hier  nothwendigen  Arbeiten  vielleicht 
rohester,  einfachster  Art  können  ebensowenig  als  höhere  und  feinere 
in  der  Industrie  und  in  liberalen  Berufen  durch  Furcht  und  Strenge 
dem  Unfreien  abgezwungen  werden,  schon  weil  sich  keine  genügend 
wirksame  Aufsicht  ausüben  lässt.^^)  Deswegen  müssen  die 
anderen  genannten  Motive,  von  denen  die  Arbeitslust  abhängt,  heran- 
gezogen werden.  Und  dies  nöthigt  zu  einer  anderen  Gestaltung 
der  Unfreiheit  als  sie  in  der  Sclaverei  vorliegt,  wie  gesagt  vielleicht 
von  vornherein. 

Wenn  in  der  Volkswirthschaftslehre  daher  ein  bestimmtes  Ent- 
wicklungsgesetz oder,  unzweideutiger  ausgedrückt,  eine  be- 
stimmte Entwicklungstendenz^'')  in  den  Zuständen  der  Un- 
freiheit —  in  der  Richtung  immer  weiterer  Modification  des  eigent- 
lichen Wesens  der  Unfreiheit  —  nachgewiesen  wird,  so  darf  dies 
nicht  so  verstanden  werden,  als  ob  wir  in  der  Geschichte  der 
Unfreiheit  auch  nur  bei  einem  bestimmten  Volke  jenen  Entwick- 
lungsgang im  Einzelneu  genau  wiederfinden  müssten.  Das  wird 
nicht  leicht  der  Fall  sein,  aber  es  ist  auch  hier  nicht  das  Ent- 
scheidende, d.  h.  nicht  das,  was  uns  allein  berechtigte,  von  einer 
solchen  Entwicklungstendenz  des  Verhältnisses  zu  sprechen.  Dies 
liegt  vielmehr  darin,  dass  wir  bei  einem  Volke,  in  welchem  die 
Unfreiheit  als  Arbeitssystem  besteht,  unter  dem  hervortretenden 
concreten  Bedürfniss  nach  bestimmten  Arten  von  Arbeit  —  bald  der 
landwirthschaftlichen  Arbeit  in  extensivem  Grossgüterbetrieb,  bald 
in  intensivem  Kleinbetrieb,  bald  industrieller,  bald  liberaler  Berufs- 
arbeit, bald  häuslicher  Dienste  —  regelmässig  diejenige  Form 
der  Unfreiheit  auf  die  Dauer  Geltung  gewinnen  sehen,  welche 
ökonomisch  hier  die  geeignetste  ist,  weil  sie  neben  oder  statt 
der  blossen  Furcht  mit  Erfolg  andere  Motive  zur  Arbeit  in 
den  Unfreien  wachruft.  Bei  aller  Verschiedenheit  im  Einzelnen 
findet  sich  denn  auch  eine  grosse  Aehnlichkeit  in  den  typischen 
Grundzügen   der  Entwicklung   oder    der    nach    dem    obwaltenden 


")  Ein  u.  A.  V.  Cairnes  besonders  betonter  Umstand,  dessentwegen  die  Sclaven- 
arbeit  so  beschränkt  anwendbar  sei.  Dena  die  Aufsichtskosten  wurden  zu  gross,  so- 
bald nicht  eiue  grössere  Anzahl  Arbeiter  auf  engem  Kaume  zusammenarbeiten,  a.  a.  0. 
S.  39. 

")  Vgl.  u.  Kap.  6,  von  der  Methode  der  Nat.-Oek. 
A.  Wagner,  Volkswirthschaftslehre.    L  22 


338  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeine  wirthschaftliclie  Verkehrsreclit. 

ökonomischen  Bedürfüiss  geordneten  Gestaltung  der  Unfreiheit  in 
der  antiken  AVeit,  besonders  bei  den  Römern,  im  Mittelalter  bei  den 
Germanen  und  Romanen,  und  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  bei  den 
Slaven,  besonders  den  Grossrussen. ^'^j 

§.  212.  Fast  in  jeder  Hinsicht  zeigt  nur  die  Neger sclaverei 
der  europäischen  Colonieen  in  der  neuen  Welt  ein  andres,  ungün- 
stigeres Bild  und  wenig  Spuren  einer  Entwicklung.^^)  Beides,  be- 
sonders das  Letztere,  erklärt  sich  wohl  aus  dem  v erhält niss- 
mässig  kurzen  Bestand  der  Institution  und  aus  dem  tiefen 
Racenunterschied.  zwischen  Herrschern  und  Beherrschten. i^) 
Nur  ausnahmsweise  war  ein  solcher  Unterschied  anderswo  vor- 
handen. Gewöhnlich  stammten  auch  bei  den  Alten  selbst  die  Sclaven 
zwar  von  anderen  „barbarischen",  aber  nicht  von  so  weit  in  Cultur, 
Sitte  und  Verwandtschaft  fernen  Völkern  ab,  besonders  was  die 
Masse  der  Sclaven  betrifft.  ^^)  Die  sonstige  unfreie  Bevölkerung 
war  aber  vollends  theils  nur  die  untere  Classe  des  eigenen  Volks 
der  Herren,  theils  die  unterworfene  Urbevölkerung  des  Landes,  mit 
welcher  der  einwandernde,  erobernde  Herrenstamm  allmälig  zu  einem 
neuen  Volke  verschmolz.  Für  eine  solche  Verschmelzung  zwischen 
W^eissen  als  den  Herren  und  den  Negern  fehlte  bisher  schon  die 
hinlängliche  Zeit,  selbst  abgesehen  von  der  schwierigen  Ueber- 
windung  des  Racenunterschieds  und  der  problematischen  Möglich- 
keit, ein  neues  Mischvolk  aus  Weissen  und  Negern  zu  bilden.  Die 
wirklichen    oder    vermeintlichen  Einflüsse    des   Klimas    auf   die 


*")  Vgl.  die  Literatur  in  Anm.  1  zum  Hauptabsclin.  1,  S.  314.  Ein  genaueres 
Eingehen  auf  die  geschiclitl.  Verhältnisse  der  Unfreiheit  zur  näheren  Dui'chführung 
des  Vergleichs  ist  hier  nicht  möglich.    Für  einige  Hauptpuncte  s.  u.  §.  214  u.  Anm. 

")  Gefehlt  hat  dieselbe  dennoch  nicht,  auch  u.  A.  in  Nordamerica  nicht,  wie 
denn  selbst  hier  ein  gewisser  Eigcnthumserwerb  der  Negersclaven ,  einige  freie  Zeit 
für  eigenes  Arbeiten,  sogar  die  u.  in  ij.  214  unter  Nr.  4  erwähnten  Abfindungsper- 
träge  zwischen  Herrn  und  Sclaven  vorkamen.     S.  Andree,  Nordam.  S.  456. 

")  Letzteres  hebt  auch  Tocqueville  besonders  hervor,'  demoer.  IT.,  302.  Bei 
der  Sclaverei  der  Alten  hätte  es  sich  vornemlich  um  die  Veränderung  des  Gesetzes, 
bei  derjenigen  der  Modernen  um  die  Veränderung  der  Sitten  gehandelt,  um  die 
Sclaven  zu  erheben.  S.  auch  Cairnes  S.  ,(J7  ff.  Ausser  jenem  Moment  wird  auch 
von  ihm  das  Wachsthum  des  Handels,  wodurch  grössere  Nachfrage  nach  rohen 
Producten  der  Sclavenarbeit  hervorgerufen,  und  der  Sclavenhandel  als  erschwerend 
für  die  Negersclavenfragc  erwähnt. 

'^)  Tocqueville  a.  a.  0.  nimmt  wohl  zu  weitgehende  Racengleichhcit  zwischen 
Herrn  und  Sclaven  im  Alterthum  an.  Vgl.  dagegen  die  Daten  über  die  Abstammung 
der  Sclaven  in  Griechenland  bei  Buchsenschütz,  S.  117  ff.,  die  meisten  griech. 
Sclaven  waren  Barbaren.  Achnlich  in  Rom,  z.  B.  massenhaft  Ideinasiatische  Sclaven. 
S.  auch  Bücher,  S.  36  ff.,  Wiskemann,  S.  Vi'2  ff. 
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Arbeitsfähigkeit, 2°)  die,  mit  Recht  oder  Unrecht,  jedenfalls  verbreitete 
Annahme  von  einem  tieferen  Stande  der  geistigen  Fähig- 
keiten der  Negerrace^^)  hemmten  ebenfalls  eine  Modification  des 
Negersclavenrechts.  Der  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  ge- 
nügend unterdrückte  grossartige  Sclavenhandel  endlich  machte 
es  möglich,  grade  bei  Arbeitsarten,  bei  welchen  es  nur  auf  die  Ab- 
pressuDg  eines  gewissen  Quantums  rohester  physischer  Kraftleistuug 
ankam,  nach  dem  Gesichtspuncte  rein  ökonomischer  Berechnung 
die  Sciaven  sich  unmenschlich  einfach  „aufarbeiten"  zu  lassen.  Wie 
sehr  aber  auch  die  Negersclaverei,  wo  sie  in  Concurrenz  mit  freier 
weisser  Arbeit  trat  und  wo  es  allmälig  mehr  auf  die  Qualität 
als  auf  die  blosse  Quantität  der  Leistung  anzukommen  begann,  trotz 
der  grausamsten  Strenge  ökonomisch  unzureichend  wurde,  dafür 
liefert  die  schon  erwähnte  Zurückdrängung  der  Sclaverei  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  und  liefern  significante  Bei- 
spiele selbst  bei  Hauptproducten  der  americanischen  Sclaven- 
Plantagenwiithschaft ,  wie  der  Baumwolle,  einen  tiberzeugenden 
Beleg.  22) 

§.  213,  Es  ist  mithin  Milderung  und  Umgestaltung  der 
Unfreiheit,  ökonomisch  betrachtet,  das  Mittel,  un- 
freie, erzwungene  Arbeit  leistungs-  und  verwendungs- 
fähiger zu  machen.  In  der  rohesten  Sclaverei  wird  nur  die 
thierische  Seite  des  Sciaven,  seine  physische  Kraft  und  seine 
Fortpflanzungsfähigkeit,  in  Anspruch  genommen.  Mehr 
und  mehr  muss  die  seelische  und  geistige  Seite  des  Sciaven 
vom  Herren  ausgenutzt  werden:  mit  daher  dann  in  Sitte  und 
Recht  die  Umgestaltung  der  Unfreiheit,  '^^)  um  dem  Bedürfniss 
gemäss  die  anderen  Motive,  welche  die  Leistung  unter  dem  Im- 
pulse der  Arbeitslust  bestimmen,  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen. 


^  Von  Olmsted  passim  vielfach,  Cairncs  p.  .35,  Helper  impeml  cris.  298  ff., 
Tocqueville  u.  v.  a.  m.  wurde  die  Unmöglichkeit  freier  weisser  Arbeit  in  den 
früheren  nordamer.  Sclavenstaaten,  wegen  des  heissen  Klimas,  immer  bestritten. 

")  S.  Th.  Waitz,  Anthrop.,  IL,  229  ff.,  I.,  368  ff,  der  einen  specifischen 
unterschied  der  Racen  in  geist.  Hinsicht  bestreitet. 

2"^)  S.  0.  Anm.  3,  5  u.' 6,  bes.  Olmsted  u.  Cairnes. 

^)  Die  Mitwirkung  der  ehr  ist  1.  Kirche  im  Mittelalter  zur  Milderung  und  Auf- 
hebung der  Unfreiheit  ist  freilich  nicht  ausser  Acht  zu  lassen.  Vgl.  v.  Maurer, 
Frohnh.,  IL,  80.  Aber  auch  ihr  Einfluss  wurde  durch  solche  ökonomische  Momente 
unterstützt.  Wenn  man  ferner  bedenkt,  dass  die  Kirche  selbst  so  viele  Unfreie  besass 
und  auch  ihr  der  Verkauf  eigener  Leute  ohne  das  Gut,  also  die  Behandlung  ihrer 
Leute  als  Uaare,  noch  besonders  verboten  werden  musste  (s.  v.  Maurer,  Frohnh., 
IL,  89,  mit  dem  Citat  aus  einem  Edict  von  1031),  so  wird  man  jenen  Einfluss  der 
Kirche  auch  nicht  überschätzen.     S.  auch  Waitz,  V.,  266. 

22* 
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Dadurch  sollte  die  Leistung  eben  dem  veränderten  höheren  Wirth- 
schaftszweck  gemäss  in  ihrem  quantitativen  und  besonders  in  ihrem 
qualitativen  Nutzeffeet  gesteigert  werden. 

Es  ist,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde  (§.  207),  nicht  nur 
zur  ökonomischen  Würdigung  des  Systems  erzwungener  Arbeit, 
sondern  auch  zur  richtigen  Würdigung  der  verschiedenen  Lohn- 
systeme bei  der  freien  Arbeit  und  der  Angriffe,  welche  von 
socialistischer  Seite  z.  B.  das  Stücklohnsystem  und  die  industrielle 
Theilhaberschaft  erfahren  haben,  wichtig,  diesen  leitenden  ökono- 
mischen Gesichtspunct  des  „rechnenden  Arbeitsgebers'*  zu  erkennen. 
Er  lässt  sich  in  der  That  wie  der  rothe  Faden  durch  die  ganze 
Reihe  der  Arbeits-  und  Lohnsysteme  von  der  Sclaverei  bis  zur 
Gewinnstbetheiligung  des  Arbeiters  verfolgen:  fortschreitend  werden 
immer  mehr  und  geeignetere  Mittel  angewandt,  um  anfangs  durch 
Furcht  und  Strenge,  dann  durch  Anregung  des  Interesses,  des  Ehr- 
und  des  Pflichtgefühls  des  Arbeiters  ein  Maximum  quantitativer  und 
qualitativer  Leistung  zu  erzielen.  Gewiss  liegt  dies  nicht  nur  im 
Interesse  des  Beschäftigers  der  Arbeit,  sondern  kommt  auch  der  Stei- 
gerung und  Verbesserung  des  Productionsertrags  und  dadurch  derGe- 
sammtheit  der  Bevölkerung  zu  Gute.  Möglicher  und  wahrschein- 
licher Weise  liegt  es  auch  im  Interesse  des  Arbeiters,  vom  Sclaven 
bis  zum  modernen  Fabrikarbeiter,  hinsichtlich  seines  Antheils  an 
jenem  Ertrage  und  seiner  socialen  Stellung  und  humanen  Behand- 
lung. Ob  und  wieweit  aber  in  Wirklichkeit  der  Arbeiter  eine 
ökonomische  und  sociale  Verbesserung  an  und  für  sich  und 
verglichen  mit  seinem  Beschäftiger  auf  diese  Art  erlangt,  das 
hängt  jedenfalls  nicht  allein  von  dieser  seiner  quantitativ  und  quali- 
tativ gesteigerten  Leistung  ab,  wie  man  zu  voreilig  zu  behaupten 
pflegt.^*)  Hier  ist  indessen  vorläufig  nur  darauf  hinzuweisen,  dass 
der  Ent wicklungsprocess  in  den  Verhältnissen  der 
Unfreiheit  seine  auf  demselben  ökonomischen  Princip 
beruhende  Fortsetzung  in  den  Lohnsystemen  der  freien 
Arbeit  findet.  Diese  letzteren  und  die  ünfreiheitszustände  können 
sich  daher  in  manchen  Puncten  gegenseitig  zur  Erklärung  dienen. 
Es  ergiebt  sich  daraus  auch,  welches  hohe  practische  Interesse  für 


")  unter  den  Neueren  hat  namentlicli  wieder  Eodbertus  in  seiner  Forderung, 
dass  Einrichtungen  getroüen  würden,  um  den  Arbeitslohn  mindestens  im  V er- 
hält niss  des  gesteigerten  Productionsertrags  der  Volkswirthschaft  mit  steigen  zu 
lassen,  hier  am  Schärfsten  den  schwachen  Punct  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
bezeichnet.     S.  oben  §,  107,  Anm.  5,  S.  138. 
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die  wichtigste  sociale  und  wirthschaftliche  Frage  der  Gegenwart 
sich  noch  an  die  ökonomische  Analyse  der  Unfreiheit  als  Arbeits- 
system anknüpft. 

§.  214.  Unter  den  Phasen,  welche  die  Modificationen  der 
Unfreiheit  durchlaufen,  verdienen  folgende  aus  dem  ökonomischen 
Gesichtspuncte  besondre  Beachtung. 2°) 

1)  Eine  Milderung  der  Sclaverei  und  das  erste  Mittel,  zu 
welchem  man  statt  und  neben  der  Furcht  und  Strenge  greift,  ist 
gewöhnlich  die  Inaussichtstellung  von  Belohnungen.  Es  ist 
characteristisch,  dass  schon  die  Alten,  von  denen  doch  ein  Ari- 
stoteles sogar  eine  principielle  Rechtfertigung  der  Sclaverei  ausge- 
sprochen, indem  er  sie  auf  einen  Naturunterschied  der  herrschenden 
und  beherrschten  Menschen  zurückführen  und  damit  tiefer  begründen 
wollte,^*')  hier  namentlich  die  Hoffnung  auf  Freilassung  als  Mittel 
empfehlen,  um  bessere  Leistung  des  Unfreien  zu  erlangen. 

2)  Weitere  Milderungen  der  Sclaverei,  —  ebenso  viel  Ab- 
weichungen von  ihrer  inneren  Idee,  als  Zugeständnisse,  dass  man 
mit  der  Strenge  nicht  ausreicht,  sondern  andre  Motive  wirksam 
machen  muss,  —  bestehen  in  der  Anerkennung  gewisser  persön- 
licher Rechte^')  und   gewisser  Vermögensrechte^^)  des   ün- 

^)  Vgl.  für  die  griechische  Sclaverei  bes.  Büchsenschütz  a.  a.  0.,  für  die 
römische  Puchta,  Instit.,  für  die  so  mannigfach  abgestuften  ünfreiheitsverhältnisse 
im  germanischen  Mittelalter  v.  Maurer  und  G.  Waitz.  für  die  russische 
Leibeigenschaft  Tschitscherin  an  den  oben  S.  314  ff.  genannten  Stellen.  Es 
ist  nicht  zu  vergessen,  dass  es  sich  im  Text  bloss  um  die  Hervorhebung  der  typi- 
schen Gestaltungen  handelt,  -während  sich  die  Verhältnisse  im  Einzelnen  natürlich 
sehr  verschieden  in  der  Geschichte  eines  concreten  Volks  heraus  und  weiterbilden, 
wohl  nirgends  mannigfaltiger  als  im  Mittelalter,  bes.  bei  den  Germanen.  Im  Folgenden 
daher  nur  Beispiele  als  Beleg. 

^®)  Arist,  Polit.,  I.,  5.  Ganz  dieselben  Anschauungen  wieder  bei  den  nordamer. 
Baumwolllords,  s.  Wiskemann    Sclav.  S.   135 

*')  So  bei  den  Sclaven  in  Rom:  „sie  werden  erstens  als  Sachen  behandelt: 
insofern  stehen  sie  im  Eigenthum;  zweitens  als  Menschen:  insofern  sind  sie  zu- 
gleich der  Potestas  unterworfen."  Puchta,  Instit.,  III ,  145,  II,  434.  —  üeber 
die  Sclaven  in  Griechenland  und  ihre  Auffa.ssnng  als  Menschen  s.  Büchsen- 
schütz, S  143.  —  Im  Mittelalter  wirkte  besonders  die  christliche  Keligion  und 
Kirche  in  dieser  Hinsicht  günstig.  Die  alte  strenge  Knechtschaft  milderte  sich  und 
eine  Menge  neuer  ünfreiheitsformcn  kam  auf,  bei  welchen  von  einem  völligen  Fehlen 
von  Persönlichkeitsrochten  von  vornherein  keine  Rede  war.  Waitz  resumirt  für  die 
Periode  des  9. — 12.  Jahrb.,  V.,  2S9 :  es  hat  zunächst  unter  der  landbauenden  Bevöl- 
kerung, besonders  in  den  Besitzungen  der  geistl.  Stifter,  eine  Ausgleichung  der 
bestehenden  Rechtsunterschiede  stattgefunden ,  im  Grossen  und  Ganzen  angesehen  in 
der  Richtung,  dass  sich  ein  Zustand  milderer  Hörigkeit,  die  auf  Zinspflicht  theils 
der  Person,  theils  der  Güter  beruhte  und  mannigfache  Abstufungen  hatte, 
zwischen  die  alte  Freiheit  und  die  bäuerliche  Knechtschaft  eingeschoben,  jene  grossen- 
thcils  beseitigt,  aber  auch  diese  in  nicht  geringem  Umfange  absorbirt.  —  Die  älteren 
Verhältnisse  der  eisfentlichen  Knechte  (Cholopen)  in  Russland  siehe  bei 
Tschitscherin,  Staatswörtcrb.,  VI,  394. 

**)  Von  besonderer  Bedeutung  ist  hier  die  Ausbildung  des  peculium  des  Sclaven 
bei  den  Römern,  s.  Puchta,  Inst.,  III.,  50,  145.    Das  peculium  war  ein  dem  Sclaven 
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freien:  er  wird  also  nicht  mehr  rein  als  Sache  behandelt,  sondern 
geschützt  gegen  seinen  Herrn,  dem  das  Eecht,  den  Unfreien  zu 
tödten  oder  ihn  grausam  zu  behandeln,  genommen  oder  beschränkt 
wird.29)  Die  eheliche  Verbindung  des  Unfreien  und  sein  Familien- 
verband,^*^)  sowie  ein  Anrecht  auf  die  von  ihm  erworbene  fahrende 
Habe,  allmälig  auch  ein  Erbrecht, ^^j  zunächst  ein  Intestaterbrecht 
für  seine  Familie,  dann  mitunter  selbst  ein  testamentarisches  Erb- 
rechte^) wird  anerkannt.  Verträge  über  Vermögensverhältnisse  und 
Leistungen  zwischen  dem  Unfreien  und  seinem  Herrn,  sogar  über 
den  Loskauf  aus  der  Unfreiheit,^^)  kommen  vor.     Das  Erbrecht  des 


übergebenes  oder  ein  ihm  von  seinem  Erwerb  überlassenes  Vermögen,  welches  recht- 
lich nicht  aus  dem  Vermögen  des  Herrn  ausgeschieden  war,  daher  z.  B.  vom  Gläu- 
biger des  letzteren  als  Befriedigungsobject  in  Anspruch  genommen  werden  konnte, 
aber  doch  „wie  ein  besonderes  Vermögen  vom  Sclavcn  besessen  und  verwaltet  werden 
sollte".  Ueber  das  peculium  des  Colonen  s.  eb.  11,458.  Auch  in  Griechenland, 
spec.  in  Athen  ist  jedenfalls  ein  besondres  Vermögen  von  Sclaven  vorgekommen,  bes. 
durch  eigenen  Erwerb,  wenn  es  auch  der  Herr  jederzeit  entziehen  konnte.  Biichsen- 
schütz,  163.  —  Am  Sclaven  oder  eigentlichen  Knecht  hatte  der  Herr  auch  in 
späterer  Zeit  in  Deutschland  noch  wahres  Eigenthum  (v.  Maurer,  Frohnh.,  IL, 
85;  Waitz,  V.,  191)  und  war  förmlicher  S  clavenhandel  im  Schwünge  (eb.  192), 
wo  denn  auch  von  einer  Vermögensfähigkeit  im  rechtlichen  Sinn  beim  Unfreien  nicht 
zu  sprechen  ist.  Aber  die  meisten  Unfreien  kamen  im  Mittelalter  in  eine  mildere 
Form  der  Abhängigkeit,  hier  bestand  dann  durchweg  eine  wenngleich  durch  die 
Rechte  des  Herren  etwas  beschränkte  Vermögensfähigkeit  des  Unfreien. 

-")  Das  Recht,  den  Unfreien  zu  züchtigen,  besteht  Avohl  allgemein  für  den 
Herren,  wo  einmal  Unfrcilieit  in  irgend  einet  Form  vorhanden  Es  ist  im  Mittelalter 
ein  Kriterien  für  das  Vorhandensein  von  Unfreiheit.  Waitz,  V.,  199.  Das  Recht, 
den  Unfreien  zu  tödten,  besteht  regelmässig  nur  bei  Sclaverei  und  auch  hier  ge- 
wöhnlich nur  in  früherer  Zeit.  Beseitigung  desselben  in  Athen  und  Schutz  des 
Sclaven  gegen  Misshandlungen  Fremder  und  bedingt  des  Herren,  s.  Büchsen- 
schütz,  151  ff,  158.  In  Rom  ähnliches  Vorgehen  unter  den  Kaisern,  Puchta, 
IL,  435,  I.,  525  11'.  (Le.x  Petronia  gegen  willkührlichen  Gebrauch  der  Sclaven  zum 
Tliierkampf).  —  In  Russland  auch  bei  den  alten  Knechten  das  Tödtungsrecht 
zweifelhaft,  Tschitscherin,  S,  394. 

"*)  In  Griechenland  hing  die  Entscheidung  ganz  vom  Herrn  ab.  Büchsen- 
schütz, 164.  In  Rom  ebenso.  Die  Sclavenehe  h.  contabernium.  Staatssclaven  wahr- 
scheinlich mit  freien  Frauen  in  Ehe,  Mouimsen,  röm.  Staatsr. ,  I,  253.  Im 
deutschen  Mittelalter  vielfach  ein  Recht  des  Herrn,  die  Ehe  zu  genehmigen,  bean- 
sprucht ,  selbst  bei  den  (freien)  Censualisten ,  dafür  dann  die  Abgabe  „Beddemund" 
(vadimonium),  Waitz,  230  11'. 

■  •''^)  Waitz,  S.  241,  hält  es  für  möglich,  dass  der  Herr  früher  ein  allgemeineres 
Erbrecht  auch  bei  Zinsleuten  besass,  das  später  beschränkt  wurde,  bes.  auf  die  Fälle 
der  Ehen  mit  Fremden. 

'■^)  In  Rom  ist  es  allerdings  eine  Singularität  geblieben,  dass  die  Staats- 
sclaven über  die  Hälfte  ihres  Vermögens  durch  Testament  verfügen  konnten,  Puchta, 
n.,  436;  Mommsen,  Staatsr.,  L,  253.  Er  meint,  dass  das  jährliche  Verpflegungs- 
geld, welches  den  Staatssclaven  (nebst  eigener  Wohnung  auf  ölfentlichem  Boden)  ge- 
währt ward,  sich  nicht  wesentlich  von  einer  Besoldung  unterschied.  Ueber  d.  griecL 
Staatssclaven  Büchsen  schütz  S.  166.  Er  meint,  in  Athen  sei  ihre  äussere  Lage 
wenig  von  der  der  Metöken  verschieden  gewesen. 

''')  Man  kann  die  eigenthümliche  Lage  der  römischen  statuliberi  auch  für  solche 
Verhältnisse  wohl  als  Beispiel  anführen.  Puchta,  IL,  437.  Die  unten  unter  Nr.  4 
im  Text  erwähnten  Ablindungsverträge  gehören  auch    hierher.     Wie   weit  allerdings 
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Herrn  wird  immer  mehr  beschränkt,  um  nach  und  nach  auf  eine 
Formalität  zusammen  zu  sehrumpfen.^^) 

3)  Am  Bemerkenswerthesten  entwickelt  sich  wieder  das  Un- 
freiheitsverhältniss  im  Zusammenhang  mit  dem  ländlichen  Grund- 
eigenthum  und  seiner  Bearbeitung.^^)  Das  ökonomische 
Bedürfniss  zeigt  sich  hier  besonders  deutlich  als  causa  movens. 
Die  Sclaverei  geht,  etwa  wie  im  rf3mischeu  Colonat,  in  eine  Art 
Schollenpflichtiger  Leibeigenschaft  über.^^)  Die  innigere  wirthschalt- 
liche  und  rechtliche  Verbindung  mit  dem  Grundeigenthum  enthält 
nur  scheinbar  eine  weitere  Herabdrückung  der  Lage  des  Unfreien, 
der  hier  zum  Appendix  des  Bodens  wird.  In  Wahrheit  kommt  der 
Rechtssatz,  dass  die  Leute  nur  mit  dem  Boden  zusammen  veräussert, 
verpfändet  werden  können,  dem  Unfreien  selbst  in  socialer  und 
ökonomischer  Hinsicht  zu  Gute.  Seine  Leistungen  für  den  Herren 
hören  dann  allmälig  auf,  unbeschränkt  zu  sein,  rein  nach  der  Will- 
kühr  des  Herren.  Sie  verwandeln  sich  in  nach  Menge  und  Art 
bestimmt  begrenzte  Arbeitsleistungen  auf  dem  Felde  des  Herren 
und  in  ebenso  begrenzte  Naturalabgaben  von  dem  Boden,  welchen 
der  Unfreie  etwa  zur  Nutzniessung  überlassen  erhalten  hat.  Auch 
persönliche  Dienstleistungen  erlangen  ihre  Begrenzung.   Der  Unfreie 


von  einer  Geltendmachung  eines  solchen  Vertrags  vor  Gericht  und  demnach  wie 
weit  von  einem  eigentlichen  Eecht  zu  sprechen  ist,  muss  nach  den  concreten  Ver- 
hältnissen des  Landes  und  der  Zeit  entschieden  werden.  Bei  der  Sclaverei  ist  ein 
solches  Eecht  kaum  zu  constatiren.  —  Im  Mittelalter  finden  sich  vielfach  genaue 
Festsetzungen  der  Dienste  und  Abgaben,  deren  Verletzungen  Seitens  des  Herren 
wenigstens  bei  gewissen  Classen  von  Abhängigen,  wie  den  (von  Waitz  allerdings  nicht 
zu  den  eigentlich  Unfreien  gerechneten)  Censualisten ,  auch  auf  gerichtlichem  Wege 
schon  früh  wieder  gut  gemacht  werden  konnte,  s.  Waitz,  V.,  25".  Auch  in  Russ- 
land Loskäufe  nicht  selten. 

*•)  Eine  solche  ist  thatsächlich  öftei-s  das  Mortuarium  (Todfall)  geworden, 
dessen  Beziehung  zum  Erbrecht  des  Herrn  allerdings  auch  in  den  älteren  deut- 
schen Verhältnissen  vielfach  noch  unklar  ist.  Ein  Anspruch  auf  den  ganzen  Nach- 
lass,  dann  auf  grössere  Quoten,  schliesslich  auf  einzelne  Stücke  des  Nachlasses  scheint 
mehrfach  die  Entwicklung  zu  sein.  Vergl.  auch  Waitz,  V.,  247,  über  den  auf  der 
Person  ruhenden  Todfall.   Zöpfl,  IL,  168.   Beseler,  Privatrecht,  2.  Aufl.,  S.  777. 

35)  Vgl  bes.  Waitz,  V.,  261  ff.,  2S3  ff. 

'^)  S.  oben  Aum.  12,  bes.  Rodbertus  u.  Puchta  a.  a.  0.,  bes.  IL,  458.  Die 
Colonen  sind  5Ienschen,  welche  mit  einem  Grundstück  zum  Behuf  der  Cultur  desselben 
untrennbar  verbunden  sind.  Sie  sind  in  beschränkter  Weise  rechtsfähig,  aber  ge- 
wissermassen  Sclaven  des  Grundstücks.  Das  Verhältniss  zum  Gute  vermittelt  die  Unter- 
werfung des  Colonen  unter  den  Herrn.  Wenn  auch  in  einer  Hinsicht  Sclave,  steht 
der  Colone  doch  zum  Herrn  in  andrer  Hinsicht  auf  dem  freien  Fuss  eines  Verpflich- 
teten in  Beziehung  auf  den  jährlichen  Kanon ,  dessen  Höhe  vertragsmässig  oder  nach 
Herkommen  festgesetzt  wird.  Wegen  widerrechtlicher  Erhöhung  muss  der  Colone 
gegen  den  Herrn  vom  Gericht  gehört  werden.  —  Auch  Freie  konnten  in  Italien  durch 
gerichtlich  bestätigten  Vertrag  Colonen  werden.  —  üeber  die  Vieldeutigkeit  des  Aus- 
drucks Colonus  im  früheren  deutschen  Mittelalter,  s.  Waitz,  V.,  2(»0  ff.  Freie 
und  unfreie  Colonen.   —    üeber  die  interess.  russ.  Verhältnisse  s.  Tschit  sc  her  in. 
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erhält  ein  Recht  an  seiner  fahrenden  Habe,  die  er  selbst  erworben. 
Auch  ein  Erbrecht  daran,  anfangs  mit  weitgehenden  Beschränkungen 
durch  vorgehende  Rechte  des  Herrn  an  der  Hinterlassenschaft, 
bürgert  sich  für  die  Familie  ein  und  dieses  Farailienerbrecht  ver- 
drängt wieder  das  Herrenerbrecht  oder  beschränkt  dessen  practische 
Bedeutung  auf  ein  Minimum.  Wichtiger  noch  ist  es,  dass  das 
Nutzniessungsrecht  des  Unfreien  an  dem  ihm  überlasse- 
nen  Boden  eine  immer  festere  Gestalt  annimmt.  Die  willkühr- 
liche  Ausweisung  seitens  des  Herrn  fällt  fort  oder  wird  beschränkt, 
und  eine  Art  Erbpacht  entsteht. 2'')  Beim  Tode  des  Unfreien 
bleiben  dann  wohl  noch  Rechte  des  Herren  auf  das  Land  selbst 
bestehen,  aber  dieselben  werden  durch  immer  mehr  sich  vermin- 
dernde Abgaben  ersetzt.^^)  Die  Ablösungsgesetzgebung  unsrer  Tage 
endlich  macht  den  ehemals  Unfreien  zum  Eigenthümer  und  beseitigt 
in  den  Frohnden  und  Naturalabgaben,  Mortuarien  u.  s.  w.  die  letzten 
Reste  der  Unfreiheit,  und  zwar  wiederum  auch,  neben  anderen  und 
höheren  socialpolitischen  und  sittlichen  Gründen,  aus  dem  ökono- 
mischen Grunde,  um  möglichst  die  Bodenproduction  zu  steigern 
und  deswegen  das  eigene  Interesse  des  Bebauers  anzuregen,  wie 
sich  z.  B.  besonders  in  der  Beseitigung  der  Zehntlasten  bei  und 
wegen  intensiverer  Bewirthschaftung  zeigt. 

4)  Zu  den  characteristischsten  Fällen  der  Regelung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  dem  Herrn  und  dem  Unfreien,  mit  der  deutlich 
ausgesprochenen  Tendenz,  das  Motiv  des  wirthschaftlichen  Vor- 
theils,  ähnlich  wie  beim  Freien,  im  Interesse  des  Herren  beim 
Unfreien  wirksam  werden  zu  lassen,  gehören  die  „Abfindungs- 
verträge'', —  wie  man  das  Verhältniss  wohl  bezeichnen  kann  — , 
durch  welche  dem  Unfreien  gegen  Zahlung  einer  Abgabe  an  den 
Herrn  eine  fast  völlig  freie  Verfügung  über  seine  Leistungen  ein- 
geräumt, er  also  zur  grösstmöglichen  Verwerthung  der  letzteren 
angespornt  wird.  Unter  Umständen  kann  sich  daraus,  ähnlich  wie 
bei  starken  Steuern,  die  Nothwendigkeit  einer  im  Vergleich  zur 
freien  Arbeit  selbst  gesteigerten  Leistung  des  Unfreien  ergeben. 
Fälle  der  Art  sind  in  der  altgriechischen  Sclaverei,  wie  in  der 
modernen  russischen  Leibeigenschaft  vorgekommen,   hier  wie  dort 


^')  Beispiele:  abliäng.  Land  der  Fiscalinen,  zu  erbl.  Recht;  Haasbesitz 
derselben  in  den  Städten  zu  Erbzins.  Waitz,  V.,  211.  —  Unbebautes,  in  Cultur 
zu  nehmendes  Land  auf  Erbzins  gegeben,  eb.  274. 

®^)  üeber  das  Mortuarium  als  auf  dem  Land  liegende  Abgabe  s.  Waitz,  277. 
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wohl  besonders  bei  Unfreien  in  der  industriellen  und  kaufmännischen 
Arbeit.  Selbst  bei  der  Negersclaverei  findet  sich  hier  und  da 
Aehnliches.^^) 

Wieweit  alle  solche  Modificationen  der  Unfreiheit  ejn  eigent- 
liches Recht  bilden,  für  das  eventuell  selbst  ein  gerichtlicher  Schutz 
in  Anspruch  genommen  werden  kann,  das  lässt  sich  nicht  allgemein 
bestimmen/*')  Hierin  weichen  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Völker 
und  der  Zeitalter  wohl  unter  einander  mehr  ab,  als  in  der  mate- 
riellen Seite  jener  Modificationen:  begreiflich,  weil  in  letzterer  das 
reinmenschliche  Moment  mehr  zur  Geltung  kommt.  Für  die 
ökonomische  Auffassung  ist  es  aber  auch  nicht  der  entschei- 
dende Punct  in  Bezug  auf  die  Würdigung  des  Verhältnisses,  ob 
und  wie  weit  formelles  Recht  oder  mächtige  Sitte  die  Un- 
freiheit modificirt,  zumal  in  Zeitaltern,  wo  die  Sitte  mannigfach  ein 
mächtigerer  Factor  ist  als  das  doch  immer  nur  schwer  geltend  zu 
machende  Recht.*^) 

§.  215.  Ihren  formellen  Abschluss  findet  die  immer  tiefer 
greifende  Modification  der  Unfreiheit  alsdann  durch  den  schliess- 
lichen  völligen  U ebergang  zur  persönlichen  Freiheit, 
den  die  Gesetzgebung  in  der  Emancipation  decretirt :  öfters  — 
und  häufig  in  ökonomischer,  mitunter  selbst  in  socialer  und  sitt- 
licher Hinsicht  am  Besten  —  erst  dann,  wenn  die  ökonomischen 
Vorausssetzungen  zweckmässiger  Verwendung  der  unfreien 
Arbeit  verschwunden  sind.  Das  Ergebniss  des  Processes  des  Un- 
productivwerdens  erzwungener  Arbeit  findet  eben  dann  im  wirth- 
schaftlichen  Verkehrsrecht  seine  Anerkennung.*^^ 


")  In  Griechenland  uvucpoQu,  in  Eussland  Specialfall  des  Obrok,  s.o. 
§.  70  Anm.  9,  S.  76.  Bei  Negern  Andr6e  a.  a.  0.  Auch  in  mittelalter- 
lichen Verhältnissen  vorgekommen,  so  Ablösung  der  Dienste  gegen  Geld  bei  Liten, 
Waitz,  V.,  206,  in  d.  1.  Hälfte  des  ll.Jahrh.  im  Cambrai'schen  bei  Fiscalinen, 
eb.  S.  213. 

*")  Selbst  der  Colone  hatte  in  Kom  ein  Klagrecht  nur  bei  widerrechtlicher 
Erhöhung  der  Abgabe  und  bei  Verbrechen  des  Herrn.  —  In  Russland  hatte  der 
Leibeigene  bis  in  die  neuste  Zeit  kein  Klagrecht  gegen  den  Herrn.  Tschitscherin, 
S.  407. 

")  S.  V.  Maurer,  Frohnhöfe,  II.,  88  ff. 

*''')  Obsolet  werden  der  Leibeigenschaft  in  England,  Norwegen,  Däne- 
mark,Niederlanden  s.  0.  Anm. 2,  S.  318.  Gesetzl.  Aufhcbungder  Leibeigenschaft 
und  der  verwandten  Verhältnisse  die  Regel.  Wichtigere  Gesetze:  In  Preussen 
ältere  Verordn.  v.  17ü2,  dann  Allg.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  7,  §.  148  (Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  „als  eine  Art  der  persönlichen  Sclaverei");  Ed.  v.  9.  Oct.  18u7,  den 
erleicht.  Besitz  u.  freien  Gebrauch  des  Grundcigenthums  sowie  d.  persönl  Vcrliiiltnisse 
der  Landbewohner  betr.,  bes.  §.  10,  11;  Ed.  v.  28.  Oct.  1807,  die  Aufhebung  der 
Erbunterthänigkeit  auf  sämmtlichen  preuss.  Domänen  betr.  Nähere  Bestimmung  für 
Schlesien  v.  8.  Apr.  1809.    Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit  im  Cottbuser  Kreis, 
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So  lauge  Sclaverei,  Leibeigenschaft  und  Frobnarbeit  als  Institute 
des  positiven  Rechts  bestehen,  haben  folgende  Regeln  zu  gelten: 

1)  Die  Herren  können  dafür  den  Rechtsschutz  des  Staats, 
daher  die  ^gerichtliche  Hilfe  in  AHpDruch  nehmen. ^3) 

2)  Eine  zwangsweise  gesetzliche  Aufhebung  dieser  In- 
stitute, nicht  bloss  eine  vertragsmässige,  ist,  weil  es  sich  eben  um 
Eigenthum  an  Menschen  oder,  wie  bei  Frohnden,  um  erbliche 
Zwangsarbeitsleistungen  handelt,  principiell  noch  unbedingter  als  in 
allen  anderen  Fällen  von  Eigenthum  für  zulässig  zu  erklären. 

3)  Ob  dabei  eine  Entschädigung  der  Herren  stattfinden  soll, 
ist  theils  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Aufhebung  von 
Privatrechten  zu  entscheiden,  theils  nach  dem  Umstände,  ob  über- 
haupt practisch  die  Rechte  des  Herrn  zur  Zeit  noch  einen  ökono- 
mischen Werth  besitzen.  Fehlt  letzterer,  so  kann  schon  wegen  der 
Unmöglichkeit,  die  Entschädigungssumme  zu  substanziiren,  von 
keinem  solchen  Anspruch  die  Rede  sein.^*)  Selbstverständlich 
werden  aber  grade  solche  Fragen  nicht  immer  nach  den  Grund- 
sätzen des  formellen  Rechts  entschieden.   In  ruhigen  Zeiten  äussern 

Lausitz,  ehcin.  sächs.  Landen  v.  18.  Jan.  1819.  Bestiuim.  f.  Theile  des  ehem.  Kön. 
Westfalen,  v.  25.  April  1825.  Im  K.  Westfalen  V.  v.  23.  Jan.  1808;  Baiern 
Ed.  V.  •!!.  Aug.  1808;  Würtemberg,  Verf.-Urk.  v.  1819  §.  25;  Baden,  Ges.  v. 
23.  Juni  1783.  V.-O.  von  18«0;  Gr.  Hessen;  Ges.  v.  31.  Aug.  1808;  Mecklen- 
burg 22.  Febr.  1820;  Chur-Hessen  5.  Jan.  1831;  K.  Sachsen  17.  März  1832; 
K.  Hannover  10.  Nov.  1831.  —  Oesterreich,  Fat.  v.  1.  Nov.  1782  f.  Böhmen 
und  Mähren,  v.  20.  Dec.  1782  f.  ganzDeutsch-Oesterreich.  —  Frankreich,  unent- 
geltliche Aufhebung  aller  bestehenden  Abhängigkeitsverhältnisse,  Dienste  u.  Abgaben 
in  der  Revolution,  1789,  1791,  1793.  —  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Russ- 
land durch  Ges.  v.  19.  B'ebr.  1861,  ausgeführt  von  1863  an,  betrifft  ca.  20  Millionen 
Köpfe.  —  Aufhebung  der  Neger-Sclaverei  in  den  brit.  Colonieen  1833  gegen 
20  Mill.  Pfd.  St.  Entschädigung.  —  Aufhebung  der  Sclaverei  in  den  Vereinigten 
Staaten  v.  Nord- America  durch  Ges.  v.  16.  Aug.  1861  (Auf hcbung  der  Sclaverei  bei 
den  Kebellen  in  beschränkter  Weise),  19.  Juni  1862  (Aufhebung  d.  Sclaverei  in  allen 
Tcrrit.  d.  Ver.  St.),  17.  Juli  1862  (Befreiung  d.  confisc.  Sclaven),  Procl.  v.  22.  Sept. 

1862  (Freierklärung  aller  Sclaven  in  den  Rebellenstaaten  v.  1.  Jan.  1863  an\   28.  Juni 

1863  (Aunulirung  der  Sclaveniliichtlingsgesetze  v.  12.  Febr.  1793  und  18.  Sept.  1850). 
Vgl.  f.  das  Nähere  Gödel,  Sclav.  u.  Emancip.  in  d.  Ver.  Staaten,  Zur.  1866,  bes. 
S.  86  ff.  S.  sonst  Sugenhcim  i.  Weiteres.  Auch  Röscher,  L,  §.  73;  Dahn, 
Art.  Leibeigensch,  im  Staatswörterb.,  VI.,  387  ff. 

■*')  Der  fluchtige  Colone  war  im  römischen  Recht  dem  scrvus  fugitivus  gleich- 
gestellt, Puchta,  IL,  458.  —  Bes.  Confiicte  in  Betr.  der  fluchtigen  Sclaven  und  der 
Vorschubleistung  bei  der  Flucht  in  Nordamerica  zwischen  den  freien  und  dun 
Sclavcnstaaten.     S.  die  Gesetze  in  der  vor.  Anmerkung. 

•")  Beispiele:  Die  preuss  Ausfuhr.-Verordn.  betr.  die  Aufhebung  der  per- 
sönlichen Erbunterthänigkcit  in  Schlesien  v.  8.  Apr.  1809,  bes.  §.  7  (einfache  Auf- 
hebung der  hier  aufgezählten  Rechte).  Ferner  d.  preuss.  Ablösungsges.  v.  2.  März 
1850,  bes.  §.  2  und  3  über  die  Berechtigungen,  welche  ohne  Entschädigung  aufge- 
hoben werden.  S.  im  üebrigen  die  Regelung  der  gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältnisse  u.  das  Ablösungswcsen ,  Ran,  Vwsch.  polit,  §.46 — 75;  Röscher, 
IL,  2,  Kap.  9,  auch  für  die  Specialliter,  und  Gesetzgebung. 
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Opportunitätsriicksichteu ,   iu  bewegten  Zeiten  Macbtlactoren  ihren 
bestimmenden  Einfluss  darauf. 


3.  Abschnitt. 

Die  peisöuliche  FieUieit  im  Allgemeinen,^) 

§.216.   Die  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit  aller 
Menschen  im  Staate   entspricht    allein   dem   sittlichen   Wesen  des 


*)  S.  0.  Yorbem.  zu  Kap.  5,  S.  291  und  -Literaturnachw.  zu  Hauptabschn.  1,  S.  313. 
Die  Lehre  von  der  persönlichen  Freiheit  nach  ihrer  volkswirthschaftlichen 
Seite  ist  bisher  in  der  politischen  Oekonomie  fast  gar  nicht  oder  höchstens  in  Betreff 
einiger  einzelner  Puncte  ganz  flüchtig  behandelt  worden.  Es  ist  nothwendig,  diesen 
Maugel  zu  ergänzen.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  insbesondere  die  wichtigen  Con- 
sequcnzen,  welche  aus  der  persönl.  Freiheit  im  Verfassungs-  und  Verwal- 
tungsrechte (nur  z.  Th.  auch  in  der  Eechtsphilosophie)  für  die  wirth- 
sc ha ft liehe  Freiheit  abgeleitet  werden,  einer  nationalökononüschen  Prüfung  unter- 
zogen werden.  Man  darf  auch  hier  nicht  einfach  nach  der  logischen  Consequenz  des 
abstracten  Princips  vorgehen,  wie  es  die  rein  individualistische  Eechts-  und  Staatslehre 
thut.  Die  Nationalökonomie  kann  aber  auch  nicht  die  persönliche  Fieiheit  mit  allen 
ihren  wirklich  oder  vermeintlich  nothwendigen  wirthschaftlichen  Consequenzen  einfach 
als  Thatsachen  hinnehmen,  mit  denen  sie  rechnen  muss.  über  die  sie  aber  nicht  weiter 
discutiren  darf.  Grade  auf  dem  volkswirth  sc  haftlichen  Gebiete  zeigen  sich  erst 
die  Bedenklichkeiten  der  in  der  Theorie  der  persönlichen-  Freiheit  unterlaufenden 
Fictionen,  z.  B.  hinsichtlich  der  „Freiheit"  und  „Gleichheit"  der  Parteien  in  der  Yer- 
tragsschliessung ,  sowie  die  Früchte  der  rein  individualistischen  Gestaltung  des  Kechts 
der  persönlichen  Freiheit  für  den  Verkehr  und  für  das  ganze  gesellschaftliche  Leben 
der  Bevölkerung,  z.  B.  die  Früchte  der  radicaleu  Freizügigkeitsgesetzgebung.  Oefters 
ist  es  erst  der  Zusammenhang  zwischen  Eechten  der  persönlichen  Frei- 
heit und  der  Kechtsordnung  der  Güterproduction,  z.  B.  zwischen  der 
Freizügigkeit,  dem  Ein  wanderungsrecht  einer-,  und  der  Gewcrbefrei- 
heit,  dem  Freihandel  andererseits,  welcher  die  wahre  Bedeutung  eines  jeden  ein- 
zelnen solchen  Eechts  offenbart.  Deshalb  kann  die  Nationalökonomie  die  Eechtsordnung 
der  persönlichen  Freiheit  ebensowenig  als  die  Eigenthumsordnung  einfach  ohne  Prü- 
fung aus  dem  öffentlichen  und  Privatrecht  hinnehmen.  Sie  muss  vielmehr  verlangen, 
dass  ihre  Kritik  und  ihre  Postulate  vom  Eechte  thunlichst  beachtet  werden ,  soweit 
nicht  andere  schwerer  wiegende  Eücksichten  entscheiden.  Wenn  die  bisherige  National- 
ökonomie z.  B.  Fragen  wie  diejenige  der  Gewerbeverfassung  oder,  in  der  modernen 
einseitigen  Formuliruiig,  der  Gewerbefreiheit  unter  stillschweigender  selbstverständ- 
licher Voraussetzung  der  Freizügigkeit  behandelt  hat,  wie  auch  Eau,  so  hat  dazu 
freilich  wohl  die  irrige  Beschränkung  der  Disciplin  auf  die  Untersuchungen  des  S  ach - 
güterwesens  mit  beigetragen.  S.  o.  §.  16 — 20.  Um  so  mehr  muss  vom  jetzigen 
Standpuncte  unserer  Wissenschaft  aus  eine  Prüfung  des  Eechts  der  persönlichen  Frei- 
heit erfolgen.  Vgl  für  meine  Auffassung  dieser  Fragen  den  Nachtrag  zu  meinem 
Eeferat  über  Actiengesellschaftswesen  in  Hildebr.  Jahrb.,  XXL,  329 — 340. 

Sehr  wenig  Ausbeute  giebt  für  diese  Prüfung  die  Literatur  der  Eechtsphilo- 
sophie, noch  weniger  als  für  die  Kritik  des  Eigcnthums.  Die  abstract-indivi- 
dual istische  Eechtsphilosophie,  also  insbesondere  Kant's  und  seiner  Schule,  hat 
sich  vollends  auf  dem  Gebiete  des  Eechts  der  persönlichen  Freiheit  des  Individuums 
meistens  darauf  bcschräukt,  aus  der  in  abstracter  Absolutheit  gefassten  Frcilieit  einfach 
die  logischen  Consequenzen  zu  ziehen,  im  Wesentlichen  unbekümmert  um  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Beschränkung  dieser  Freiheit  nach  Gemein schaftsintoressen. 
Wenn  überhaupt  einer,  so  ist  von  den  Gemeinschaftskreisen  noch  am  Ersten  die  Familie 
mit  ihren  Anforderungen    den   Postulaten   der   Freiheit   des   Individuums   gegenüber 
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Menschen  und  ist  für  das  Zusammenleben  eine  Humanitäts-  und 
Culturforderung  ersten  Rangs.    Der  im  Vorausgebenden  geführte 


gestellt  vrorden;  die  ülirigen  Gemeinschaftskreise  •wenig  oder  gar  nicht:  grade  sie 
kommen  aber  für  die  volkswirthschaft liehe  Auffassung  besonders  in  Betracht: 
Gemeinde,  Landestheil  (Industriegegend,  agrarische  Gegend),  Staat.  Wo  der 
„Maxime  der  Coexistenz"  mehr  Kechnung  getragen  wird,  geschiebt  es  doch 
nicht  hinsichtlich  der  volkswirthschaftlichen  und  der  davon  bedingten 
socialen  Wirkung  der  Eechte  der  persönlichen  Freiheit. 

Die  organische  Eechtsphilosophie  geht  zwar  nicht  ebenso  abstract  vor,  aber, 
sei  es  auch  wegen  mangelnder  Erkenntniss  der  volkswirthschaftlichen  und  socialen 
Tragweite  der  bezüglichen  einzelnen  Eechte,  sie  berührt  dieselben  kaum  weiter.  Auch 
hier  zeigt  sich  wieder,  dass  die  Eechtsphilosophie  mindestens  in  demselben  Maasse 
der  Fühlung  mit  der  Nationalökonomie,  als  umgekehrt  diese  mit  jener  bedarf  (s.  o. 
Vorbem.  zu  Kap.  4,  S.  243).  Es  sind  daher  andere  Seiten  der  Freiheit  und  andre 
Consequenzen  der  letzteren,  als  die  hier  in  Betracht  zu  ziehenden,  mit  denen  sich  auch 
die  organische  Eechtsphilosophie  beschäftigt  (Freiheit  der  Geistesthätigkeit,  ünter- 
richtsfrciheit ,  gewisse  politische  Freiheitsrechfe  u.  s.  w.).  Vergl.  Trendelenburg, 
Naturrecht,  §.  89,  und  selbst  Ahrens,  Naturrecht,  II.,  §.  56  fF.,  92  ff.,  wenn  auch 
hier  das  Eecht  des  freigeselligen  Verkehrs,  der  freien  Vertragsschliessung,  der  Berufs- 
wahl (S.  71,  65)  und  die  Nothwendigkeit  eines  „wirthschaf fliehen  Arbeits- 
rechts" erwähnt  wird,  „welches  in  vieler  Hinsicht  er.st  noch  besser  und  vollständiger 
zu  entwickeln  sei"  (S.  68).  Vergl.  auch  Ahrens,  Art.  Freiheit  u.  Freiheitsrechte,  I., 
Staatswörterb.,  III.,  730.  Auch  Stahl  giebt  in  seinen  Erörterungen  über  das  Eecht 
der  Person  (Phil.  d.  Eechts,  II.,  1,  3.  Aufl.,  S.  312  ff.)  kaum  mehr  als  hier  und  da 
eine  Bemerkung  über  die  wirthsch.  Freiheitsrechte  (z.  B.  S.  32U).  Den  prineipiellen 
Mangel  der  Kant 'sehen  Eechtslehre  hat  Ahrens  in  der  Kürze  gut  dargelegt  im 
Art.  Kant  im  Staatswörterb.,  V.,  473  ff.,  womit  zu  vergleichen  desselben  Schriftstellers 
Charakteristik  der  Krause 'sehen  Eechtslehre,  eb.  VI.,  46  Das  hier  Gesagte  lässt 
sich  auf  die  Lehre  von  der  richtigen  wirthschaftlichen  Freiheit  und  von  der  Eigen- 
thumsordnnng  sehr  gut  anwenden. 

Die  Werke  über  positives  Staatsrecht  (Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht) 
und  über  E  echtsgeschichte  (deutsche)  betrachten  gewöhnlich  die  unten  in  §.  219 
dargelegten  wirthschaftlich  wichtigen  Consequenzen  des  Princips  der  persönlichen 
Freiheit  ohne  Weiteres  als  noth wendige  Consequenzen  diiises  Princips,  und  dem- 
gemäss  eine  Beschränkung  der  einzelnen  Freiheitsrechte  als  diesem  Princip  zuwidre 
Beschränkungen  der  Freiheit,  ohne  sich  ihrem  Standpuncte  gemäss,  weil  sie  de  lege 
lata  und  nicht  de  lege  ferenda  handeln,  weiter  auf  das  Für  und  Wider  solcher  Be- 
schränkungen einzulassen.  Es  ist  für  die  Gesammtauffassung  dann  nur  bezeichnend, 
welche  einzelne  Consequenzen  die  Autoren  aus  dem  Princip  ziehen  und  wie  sie  sie 
fonnuliren,  da  das  po.sitive  Eecht,  z.  B.  die  Verfassungsurkunden,  hier  doch  der  Auf- 
fassung meist  einen  freien  Spielraum  lässt.  Vgl.  Zachariä,  D.  Staatsrecht,  2.  Aufl. 
§,  89,  bes.  I,  423,  nam.  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  3.  Aufl.  L,  2,  §.  90  92, 
S.  48  ff.  „von  den  einzelnen  aus  der  (verfassungsmässig  gewährten)  Freiheit  der 
Person  entspringenden  Eechten",  als  welche  hier  aus  dem  Princip  Frei- 
zügigkeit und  freie  Wahl  des  Aufenthaltsorts,  Auswanderungsrecht 
und  freie  Wahl  von  Beruf  und  Gewerbe  abgeleitet  werden.  Wesentl.  ebenso 
ders.  Verf.  in  s.  Staatsrecht  d.  D.  Eeichs,  2.  Aufl.  1876,  I.,  110.  Vergl.  auch  die 
positiven  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunden  über  diese  Freiheitsrechte, 
u.  A.  in  den  gen.  Werken,  nebst  den  bezüglichen  Ausführungsgesetzen,  angeführt.  — 
S.  auch  V.  Holtzendorff  in  dessen  Encycl.  d.  Eechtswiss.,  Abh.  d.  Verfass.-Recht, 
1.  Aufl..  L.  664. 

Mehr  als  in  der  eben  genannten  Literatur  ist  eine  kritische  Prüfung  der  einzelnen 
wirthschaftlich  wichtigen  Freiheitsrechte  des  Individuums  in  den  Werken  über  allge- 
meine Staatslehre  und  (tlieoretische)  Politik  zu  erwarten.  Allein  eine  derartige 
Prüfung  allgemeinerer  Art.  wo  die  einzelnen  Eechte  sämmtlich  näher  und 
im  organischen  Zusammenhange  betrachtet  werden,  fehlt  bisher  meistens  noch. 
Die  Erklärung  liegt  wohl  in  zwei  Umständen ,  einmal  in  der  auch  hier  noch  zu  aus- 
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Nachweis,  dass  sich  diese  Forderung  wesentlich  mit  unter  dem 
Impulse  ökonomischer  Motive  und  Gesichtspuncte  zu  vollziehen 

schliesslicli  vorwaltenden  Behandlung  solcher  Fragen  aus  dem  Freiheitsstandpuncte  des 
Individuums,  statt  gleichzeitig  aus  dem  Standpuncte  der  Interessen  und  Postulate 
der  Gemeinschaft;  sodann  in  der  vorherrschend  deductiven  Behandlungsweise  aller 
solcher  Fragen,  statt  der  inductiveu,  welche  mindestens  ergänzend  und  modificirend 
daneben  hergehen  muss.  Die  Entschuldigung  für  dieses  einseitige  Verfahren  z.  B.  bei 
der  Behandlung  so  schwer  wiegender  Fragen,  wie  der  Freizügigkeit,  liegt  freilich 
gegenwärtig  noch  nahe:  die  möglichst  freiheitliche  Fassung  der  bezüglichen  Rechte 
ist  meist  noch  jung  und  die  Wirkungen  lassen  sich  noch  nicht  immer  an  ge- 
nügendem statistischen  Material  prüfen.  Doch  verschwindet  letzterer  Mangel  täglich 
mehr,  besonders  durch  die  Ausbildung  der  0  r  t  s  c  h  a  ft  s  -  Bevölkerungsstatistik  (s.  u. 
Anm.  1  zu  Abschn.  8).  Die  bisherige  Behandlung  solcher  Puncte  genügt  daher  noch 
nicht,  z.  B.  bei  v.  Holtz  endorff ,  Politik,  bes.  9.  Kap,  pass.,  bes.  S.  262  (neben 
sehr  rieht.  Bern,  über  d.  Wirthsch.-Polit.  S.  259),  R.  v.  Mohl,  Poütii,  11.,  567  11'. 
(zu  einseitig  für  die  freie  Bewegung,  trotz  des  sonst  meist  in  solchen  Dingen  so  rich- 
tigen Standpuncts  des  Verf.  und  trotz  der  rieht.  Bem.  S.  56b).  Es  eher,  Politik,  IL, 
§.  7  ff.  Am  Richtigsten  noch  Bluntschli,  allg.  Staatsr.,  2.  Aufl.,  IL,  476  ff.,  489, 
wo  z.  B.  das  Recht  der  freien  Niederlassung  nicht  als  individuelles  Freiheits- 
recht aufgefasst  wird,  weil  die  Gemeinschaft  bei  der  Regelung  der  Frage  betheiligt 
sei,  weshalb  sie  das  Recht  haben  müsse,  bei  der  Feststellung  der  Bedingungen  ihr 
Interesse  zu  fragen. 

In  einzelnen  Theilen  der  Politik,  bes.  in  der  Bevölkerungspolitik, 
z.  B.  hinsichtlich  des  Eheschliessungsrechts  und  Inder  Politik  des  Armen- 
wesens hinsichtlich  dieses  Rechts  und  des  eng  damit  zusammenhängenden  Rechts  der 
Niederlassung,  ist  die  Forderung  einer  concreteren  Behandlung  solcher  Fragendes 
Rechts  der  persönlichen  Freiheit  und  demgemäss  die  Forderung  der  Prüfung  einer 
bestimmten  Fassung  der  einzelnen  hierhergehörigen  Rechte  an  den  Wirkungen  der 
letzteren  auf  die  Gemeinschaft  (raschere  und  langsamere  Volksvermehrung,  örtliche  Ver- 
theilung  der  Bevölkerung,  Zahl  der  unehelichen  Geburten,  Zahl  und  Art  der  Armen 
u.  s.  w.)  seit  lange  üblich.  Gewiss  nur  zum  A'^ortheil  der  unbefangenen  wissenschaft- 
lichen Beurthcilung  dieser  Rechte  und  der  Gestaltung  der  letzteren  danach.  Die  abstracte 
Beweisführung  mit  axiomatisch  angenommenen  allgemeinen  Menschenrechten  ist  zwar 
neuerdings  auch  in  die  Behandlung  der  bevölkerungspolitischen  und  Armenfragen 
eingedrungen,  z.  B.  in  der  einseitigen  Reaction  gegen  „Malthusianismus",  aber  noch 
niemals  mit  dauerndem  Erfolge.  Die  Literatur  s.  in  den  Specialabschnitten  und  in  der 
folgenden  Kategorie  von  Werken. 

Ohne  Zweifel  am  Wichtigsten  ist  wenigstens  für  einen  grossen  TheU  der  Fragen, 
welche  die  wirthschaftlichen  Consenuenzen  der  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit 
betreffen,  die  Literatur  über  innere  Verwaltungslehre  (z.  Th.  über  Polizei- 
wissenschaft i.  ä.  S.).  Den  grossen  Fortschritt  gegen  alle  Früheren  hat  hier 
L.  V.  Stein  in  s.  Verwaltungslehre  gemacht,  namentlich  in  seiner  Lehre  vom  Bevöl- 
kerungswesen und  dessen  Verwaltung,  in  seiner  Bevölkerungspolitik  und 
Bevölkerungsordnung  (hinsichtlich  welcher  letzteren  Ausdrücke,  wie  bei  anderen 
Stein'schen  Terminologieeu ,  abweichende  Auffassungen  erlaubt  sein  werden,  s.  u. 
Anm.  3);  vgl.  Verw.  1.,  IL,  lüG  ff.,  auch  f  d.  Darlegung  der  früheren  Behandlung 
'tier  Bevölkerungslehre  in  d.  Wissenschaft,  Handb.  d.  Verw.  1.,  S.  57 — 81.  S.  sonst 
bes.  noch  R  ö  s  1  e  r  a.  a.  0. ,  während  M  o  h  1 '  s  Polizeiwissenschaft  in  diesen  Punctea 
noch  sehr  wenig  bietet  und  Gerstner  in  s.  Bevulkerungslehre ,  Würzb.  1864,  diese 
von  mir  als  Bevölkerungs o r d n u n g  (von  Stein  als  BevöÜerungspolitik)  zusammcn- 
gefassten  Fragen  des  Bevölkerungswesens  nur  berührt,  soweit  sie  von  Bedeutung  für 
die  Zahl  der  Bevölkerung  sind.  —  Liter.  Nachweise  für  die  einzelnen  persönlichen 
Freiheitsrechte  s.  u.  in  den  späteren  Abscluütten. 

Für  die  formelle  Behandlung  des  Folgenden  und  für  das  Maass  des  Eingehens 
auf  die  einzelnen  Fragen  der  Bevölkerungsordnung  in  der  Politisclien  Oekonomie  über- 
haupt und  in  dieser  Grundlegung  speciell  s.  d.  Bem.  u.  in  §.  229,  betreffend  die 
Erörtermigen  über  die  socialen  Freiheitsrechte.    Es  liegt  hier  ein  Grenzgebiet  der 
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pflegt  und  dass  sie  gleichzeitig  eine  hochwichtige  ökonomische  For- 
derung selbst  ist,  hat  eine  allgemeinere  Bedeutung  für  die  richtige 
AV ürdigung  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  der  Wissenschaft  von 
demselben,  der  Politischen  Oekonomie.  Unverkennbar  tritt  hier  die 
Uebereiustimmung  wirthschaftlicher  Einzel-  und  volkswirthschaft- 
licher  Gesammtinteressen  unter  einander  und  mit  den  höchsten 
Humanitätsinteressen  hervor.  Der  Nationalökonom  und  insbeson- 
dere auch  der  der  Schule  der  freien  Concurrenz  angehörende  darf 
darauf  mit  besonderer  Genugthuung  hinweisen.  Die  Beseitigung 
der  Sclaverei  bei  christlichen  Völkern  in  den  Colonieen  der  Neuen 
Welt,  die  Unterdrückung  des  Sclavenhaudels,  die  Aufhebung  der 
letzten  Reste  von  Unfreiheitsverhältnissen  und  der  Frohnden  in 
West-  und  Mitteleuropa,  die  Emancipation  der  Leibeigenen  in  Russ- 
land ist  unter  dem  Beifall  und  auf  das  Verlangen  der  National- 
ökonomie mit  erfolgt  und  mit  den  triftigsten  wirthschaftlichen 
Gründen  unterstützt  worden. 

Die  „persönliche  Freiheit"  ist  aber  zunächst  ein  formales 
Princip,  dessen  sociale  und  wirthschaftliche  Wirkung  von 
dem  Inhalt  und  Umfang  abhängt,  welcher  diesem  Princip  im 
Rechte  gegeben  wird.  So  wenig  die  „Unfreiheit'^  etwas  nach  Inhalt 
und  Umfang  ein  für  allemal  begrifflich  Festes  ist,  ebensowenig  die 
persönliche  Freiheit.  Oder  m.  a.  W. :  die  Freiheit  ist  auch  auf  dem 
wirthschaftlichen  Gebiete  kein  Axiom,  sondern  ein  Problem.^) 
Die  Geschichte  zeigt  dies  in  dem  Pi'ocess,  welchen  die  Unfreiheit 
und  die  Freiheit  durchlaufen.  Jedes  Volk  und  fast  jedes  Zeitalter 
eines  Volks  hat  einen  veränderten  Zustand  der  Unfreiheit  und  der 
Freiheit,  und  hat  dann  auch  einen  anderen  Begriff  und  selbst  ein 
anderes  Ideal  der  Freiheit. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  persönlichen  Freiheit 
offenbart  sich  der  Einfluss  jener  oben  erwähnten  beiden  Principien, 
welche  um  den  Sieg  ringen,  besonders  characteristisch :  des  Princips 
der  möglichsten  Selbständigkeit  des  Individuums  und 
des  anderen  Princips  der  Beschränkung  dieser  Selbständigkeit 
nach  Interessen  und  Zielen  von  Gemeinschaften  (§.  200). 
Je  mehr  das  letzte  Princip  in  Geltung  steht,  desto  „beschränktere" 


politischen  Oekonomie  und  der  inneren  Verwaltungslelire  vor,  dessen  wenigstens 
generelle  Erörterung  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  übrigens 
auch  für  die  Verwaltungslehrc  wichtig  ist. 

2)  Wie  es  in  Aufsätzen  über  englische  Arbeiterverhältnisse  in  d.  Augsb.  Allg.  Ztg., 
Jan.  1876,  richtig  ausgedrückt  wi'rde. 
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persönliche  Freiheit  des  Individuums  und  umgekehrt.  In  der 
Geschichte  der  Culturvölker  kommt  diese  absolutere  Freiheit  wenig- 
stens in  der  Sphäre  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  des 
damit  in  enger  Verbindung  stehenden  Privatrechts  zu  immer 
grösserer  Anerkennung.  Die  früheren  Beschränkungen  dieser  Frei- 
heit durch  die  Gemeinschaften  der  Familie,  des  Standes,  der  Ge- 
meinde, des  Berufs,  des  Stamms  und  Volks,  des  Staats  u.  a.  m. 
sind  immer  mehr  fortgefallen.  Als  sogenannte  nothwendige  Con- 
sequenzen  der  persönlichen  Freiheit  sind  im  Rechte  eine  ganze 
Reihe  von  einzelnen  Rechten  des  Individuums  zur  Geltung  gelangt, 
wojlurch  ^as  allgemeine  Princip  der  persönlichen  Freiheit  erst  seine 
allseitige  practische  Bedeutung  gewonnen  hat. 

Es  ist  mm  zu  untersuchen,  welche  Stellung  vom  wirth- 
schaftlichen,  d.  h.  vom  einzel-  und  volkswirthschaftlichen  Stand- 
puncte  aus  zu  der  Frage  vom  Inhalt  und  Umfang  der  persön- 
lichen Freiheit  einzunehmen  oder,  mit  Rücksicht  auf  das 
sociale  Zusammenleben  der  ja  nicht  isolirt  für  sich 
stehenden  Individuen  ausgedrückt:  welche  wirth schaftliche 
Bevölkerungsordnung  zu  geben  ist.^j  Die  Verhältnisse  im 
modernen  System  der  freien  Concurrenz  sind  dabei  be- 
sonders ins  Auge  zu  fassen  (§.  126  fi.). 

§.  217.  Die  persönliche  Freiheit  in  dem  atomistisch- indivi- 
dualistischen Sinne  möglichster  Unumschränktheit  des  Einzelnen  ist 
bei  den  modernen  Völkern  einerseits  ein  Product  Jahrhunderte 
langer  Entwicklung.  Denn  sie  ist  vorbereitet  worden  durch 
die  allmälige  Auflösung  der  alten,  beschränkenden  Gemeinschafts- 
bande der  Geschlechtsordnung,  der  ständischen,  der  Berufsordnuugen 
(wie  der  älteren  Agrar-  und  Gewerbeverfassungen),  des  Gemeiude- 
wesens  u.  s.  w. ,  ohne  dass  für  diese  zerfallenden  Ordnungen  und 
Bande  ein  Ersatz  eintrat.  Die  persönliche  Freiheit  in  diesem  Sinne 
ist  jedoch  anderseits  ein  Product  der  neueren  und  neusten 
Zeit.  Denn  erst  hier,  d.  h.  in  der  Hauptsache  in  den  letzten 
hundert  Jahren  und  bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  und  Jahre  hinein, 

')  Diesen  Ausdruck  also  hier  in  einem  ganz  umfassenden  Sinne  und  etwas  anders 
als  von  Stein  (Verw.  1.  II.,  106  ff.)  genommen.  Wirthsch.  Bevölkerungsord- 
nung heisst  daher  hier:  Kegelung  der  einzelnen  aus  der  persönlichen  Freiheit  abge- 
leiteten Rechte  der  Individuen  mit  Rücksicht  auf  das  volks wirthschaf tliche 
Zusammenwirken  und  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  der  die  Be- 
völkerung des  Yolkawirthschaftsgebicts  bildenden  Individuen  und  Familien.  Uder,  um 
einen  älteren  bekannten  rechtsphilosophischcu  xiusdruck  zu  brauchen :  Regelung  jener 
Eechte  der  Individuen  nach  den  Anforderungen  der  Maxime  volkswirthschaft- 
licher  und  socialer  Coexistenz. 
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ist  sie  absichtlich  herbeigeführt  und  consequent  ausge- 
bildet worden.  Mit  Bewusstsein  wurden  jetzt  die  alten  Gemein- 
schal'tsordnungen  mit  ihren  das  Individuum  nach  Interessen  und 
Zielen  von  Gemeinschaften  mehr  oder  weniger  beschränkenden 
Satzungen  vollends  beseitigt.  Oft  war  freilich  nur  noch  mit  den 
letzten  derartigen  Resten  aufzuräumen.  In  bewusster  Absicht 
unterblieb  eine  Reform  oder  vollends  ein  Neubau  dieser  Ordnungen. 
Auf  dem  eingeschlagenen  Wege  wird  gegenwärtig  noch  immer 
weiter  geschritten  in  allen  Fällen,  wo  etwa  noch  nicht  sämmtliche 
Consequenzen  des  absoluten  Freiheitsprincips  im  Rechte  zur  Geltung 
gelangt  sind.  Der  leitende  Gesichtspunct  bei  diesem  positiven  -Jind 
negativen  Verhalten  aber  war  und  ist  der,  dem  Individuum  so 
auch  im  wirthschaftlichen  Verkehr  zu  seinem  „natürlichen 
Rechte"  zu  verhelfen.  Hierin  liegt  ein  Unterschied  von  früheren 
Vorgängen,  wo  etwa  die  Staatsgewalt  in  ihrem  politischen  Interesse 
andere  Gemeinschaftskreise  und  die  daraus  für  das  Individuum 
hervorgehenden  Beschränkungen  und  Pflichten  beseitigt  hat,  wie 
vielfach  im  17.  und  18.  Jahrhundert. 

Jener  leitende  Gesichtspunct  ist  durch  die  neuere  Philo- 
sophie eingegeben  und  durch  wirthschaftliche  Erwägungen 
unterstützt  worden.  Letztere  sind  in  der  Lehre  der  Physiokraten 
und  A.  Smith's  in  engem  Zusammenhange  mit  und  stets 
beeinflusst  durch   diese  Philosophie'^)    in   ein  System 

*)  Wie  sehr  grade  die  j^hysiokratische  und  alsdann  die  smithische 
Nationalökonomie  auf  dem  Boden  der  Philosophie  ihrer  Zeit  entsprossen  sind  und^  in 
vieler  Hinsicht  nur  Anwendungen  allgemeiner  philosophischer  Lehren  über  das  Indi- 
viduum und  seine  „natürlichen  Reclitc"'  auf  das  volkswirthschaftliche  Gebiet  darstellen, 
ist  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  von  Seiten  der  Nationalökonomen  zu  wenig  anerkannt 
worden,  obgleich  es  nicht  schwierig  nachzuweisen  ist  und  niemals  ernstlich  bestritten 
werden  konnte.  Die  Anerkennung  dieses  Verhältnisses  wurde  auch  "namentlich  nur 
versagt,  um  die  alsdann  nothwendige  Consequenz  nicht  zuzugestehen :  dass  die  bisherige 
Nationalökonomie  an  denselben  Grundgebreclien  leide  wie  die  Philosophie,  der  sie  ent- 
sprungen ist,  an  falschem  oder  einseitigem  Individualismus  und  Atomismus,  an  der 
Annahme  ganz  misicherer  Axiome  u.  s.  w.  Ein  solches  Zugeständniss  hätte  dann 
wieder  zur  Anerkennung  der  bloss  relativen  Giltigkeit  der  nationalökonomischen 
Sätze  geführt  und  davor  scheute  man  zurück.  Vergl.  auch  hier  die  treffliche  Aus- 
führung von  Ahrens  über  Kant's  Rechtsphilosophie,  Staatswörterb.  V.,  474,  worin 
die  Verwandtschaft  dieser  letzteren  mit  den  Grundanschauungen  des  Smithianismus 
hervortritt.  S.  ferner  u.  A.  Hildubrand,  Nat.-Oek.  I.,  27  11'.;  Knies,  pol.  Oekon. 
pass.,  S.  17  ff.,  147  fF.,  178  ff.;  Kautz,  geschieht!.  Entwickl.  d.  Nat.-Oek.,  §.  54,57, 
59  II".,  ti6— 69,  bes.  §.  (57;  Röscher,  Gesch.  d.  Nat.-Oek.,  §.  135  If'.,  bes.  S.  595. 
Im  Allgem.  namentlich:  H.  Rösler,  über  die  Grundlehren  der  Smith'scheu  Volks- 
wirthschaftstheorie,  2.  Aufl.,  Er!.  1S71,  bes.  Kap.  1.  S.  auch  R.  v.  Mohl,  Gesch.  d. 
Staatswiss.,  III.,  299  ff.;  Schmoller,  Grundfragen,  Kap.  2  und  3;  Hettner,  Lit - 
Gesch.  L,  370,  Braunschw.  185tj.  An  einer  Arbeit,  welche  genauer  den  Zusammen- 
hang bes.  des  Smith 'sehen  Werks  und  der  Smitli'schen  Schule  überhaupt,  U.A.  mit 
Berücksichtigung  von  Smith'  theory  of  moral  sentiments,  mit  der  Philosophie  der 
Epoche,  bes.  mit  Hume,  Rousseau,  Kant  nachwiese,  fehlt  es  noch. 
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gebracht:  dasjenige  der  Theorie  der  freien  Coneurrenz. 
Dem  radical  individualistiseh-atomistischen  Charaeter 
dieser  Theorie  entsprach  nur  ein  solcher  Begriff  der  persöolichen 
Freiheit,  nach  welchem  das  Individuum  möglichst  auf  sich  selbst 
gestellt  war  und  einer  möglichst  unumschränkten  Freiheit  genoss, 
insbesondere  in  allen  Verhältnissen  des  wirthschaftlichen  Verkehrs. 
Von  diesem  wirthschaftlichen  Standpuncte  aus  wurden  demgemäss 
alle  jene  alten  Ordnungen  nunmehr  principiell  angegriffen,  welche 
die  freie  wirthschaftliche  Bewegung,  „das  freie  Spiel  der  wirth- 
schaftlichen Kräfte*',  das  will  sagen  die  freie  Geltendmachung  des 
privatwirthschaftlichen  Selbstinteresses  des  Individuums  irgend  be- 
schränkt hatten.  Die  möglichste  Entfesselung  des  Selbst- 
interesses wurde  daher  als  Aufgabe  hingestellt  und  ökonomisch  be- 
gründet. Diese  ökonomische  Forderung  aber  gelangte  aus  zw^ei 
anderen  Gründen  um  so  leichter  und  vollständiger  zur  Geltung: 
einmal  weil  sie  ohnehin  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  bereits 
seit  lange  in  der  Verwirklichung  begriffen  war,  sodann  weil  die 
alten  auf  Gemeinschaftsinteressen  begründeten  Ordnungen  vielfach 
wirklich  verrottet  waren,  und  mithin  das  philosophische  Freiheits- 
postulat, welches  vom  Standpuncte  der  natürlichen  Menschenrechte 
aus  gestellt  ward,  nun  auch  durch  eminente  Nützlich-keitsgrüude 
wirksam  unterstützt  wurde. 

Die  Wirthschaftslehre  suchte  zu  zeigen  nicht  nur,  dass  jene 
die  Freiheit  des  Individuums  beschränkenden  Ordnungen  weder 
dem  Einzelnen  noch  grösseren  Gemeinschaften,  noch  der  Gesammt- 
heit  des  Volks  etwas  nützten,  sondern  dass  sie  umgekehrt  allge- 
mein nachtheilig  wirkten  und  dass  der  Einzelne  wie  die 
Gesammtheit  bei  freiester  Bewegung  am  Besten  gediehen.  Je  mehr 
aber  wirthschaftliche,  und  zwar  namentlich  materiell -wirthschaft- 
liche, auf  die  Vermehrung  des  Sachgüter-Vermögens  und  Reich- 
thums  gestützte  Interessen  in  der  Neuzeit  grundsätzlich  zur  Geltung 
kamen,  desto  mehr  musste  wieder  die  möglichst  unumschränkte 
persönliche  Freiheit  des  Individuums  als  eine  Voraussetzung 
wachsenden  Reichthums  anerkannt  werden.  Die  in  der  Wissen- 
schaft übliche  Identificirung  des  einzel-  und  privatwirthschaftlichen 
mit  dem  volkswirthschaftlichen  Standpuncte,  des  Privatreichthums 
Einzelner  mit  dem  Volksreichthum  trug  zur  Verbreitung  dieser 
Ansicht  noch  weiter  bei. 

Die  heutige  Gestaltung  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit 
beruht  daher  vielfach  mit  auf  bestimmten  ökonomischen  Gesichts- 

A.  \Vuj;u  er,  Vulkswiitlisclialtslelne.     I.  23 
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puucten,  wie  sie  grade  der  Theorie  der  freien  Concurreuz  eigen- 
thümlich  sind.  Nach  diesen  Gesichtspuneteu,  nach  wirklichen  oder 
vermeintlichen  Interessen  der  Privatwirthschaft  nnd  —  mit  der  eben 
genannten  Begriifsidentificiruug,  —  der  Volkswirthschaft ,  ist  der 
Inhalt  und  Umfang  der  persönlichen  Freiheit  in  der  Regel  vorzugs- 
weise, öfters  ausschliesslich  festgestellt  worden  und  sind  die  Con- 
sequenzeu  davon  im  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht  zur  Geltung 
gelangt,  —  gelegentlich  mit  bewusster  Hintansetzung  anderer,  z.  B. 
politischer  und  sittlicher  Gesichtspuncte.") 

Die  freie  Concurrenz  selbst  aber  gewinnt  natürlich  eine  sehr 
verschiedene  Bedeutung,  je  nachdem  die  persönliche  Freiheit,  wie 
anderseits  das  Eigenthum,  mehr  oder  weniger  absolut  gefasst  oder 
beschränkt  sind.  Denn  davon  hängt  es  wesentlich  ab,  wie  die 
Schranken,  w^elche  Freiheit  und  Eigenthum  für  die  Privatwirth- 
schaften  im  Verkehr  darstellen,  als  solche  wirksam  werden  (§.  126). 
Die  Concurrenz  kann  in  gewissem  Umfange  regulirendes  Princip 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  auch  bei  einer  viel  beschränk- 
teren persönlichen  Freiheit  und  Eigenthumsordnung  bleiben.  Sie 
hat  auch  in  früherer  Zeit  bei  einer  nach  Gemeinschaftsinteressen 
beschränkten  Freiheit  des  Einzelnen,  z.  B.  im  Zunftwesen,  keines- 
wegs ganz  gei'ehlt.  Aber  das  oben  so  bezeichnete  moderne 
System  der  freien  Concurrenz  erhält  eben  erst  durch  die  Unum- 
schränktheit des  Freiheits-  und  Eigenthurasprincips  seine 
characteristische  EigenthUmlichkeit  (§.  125  u.  ff.) 

Je  wichtiger  nun  die  Rückwirkungen  einer  so  unumschränkten 
Freiheit  des  Individuums  auf  das  ganze  sociale  Leben  und  nicht 
zum  Wenigsten  auf  das  sittliche  Wesen  des  Individuums  selbst  sind, 
desto  bedeutsamer  erscheint  wieder  die  Untersuchung  des  Rechts 
der  persönlichen  Freiheit  aus  dem  ökonomischen  Standpuncte, 
weil  dieser  einen  so  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des 
Rechts  der  Freiheit  ausübt. 

§.  218.  Dieser  Einfluss  unterscheidet  sich  von  dem  im  vorigen 
Abschnitt  auf  die  Unfreiheit  und  auf  deren  Umgestaltungen  nach- 
gewiesenen Einflüsse  vornemlich  dadurch,  dass  im  letzteren  Falle 
mehr  unbewusst  ökonomische  Motive  zur  Geltung  kommen,  die 
inneren  treibenden  Kräfte  werden.  Jetzt  wird  dagegen  in  bewusster 


^)  Beispiele  crsterer  Art  sind  ilic  radicale  Freizügigkeitsgesetzgebung,  die  „liberale" 
Ordnung  des  Ein-  und  Auswanderungsrechts;  zweiter  Art:  der  Wegfall  oder  wenig- 
stens die  Bekämpfung  von  Bcschriinkungcn  des  Schankgcwerbes,  des  Gasthausgewerbes 
für  gewisse  Bälle  u.  dgl.  m. 
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Absicht  die  persönliche  Freiheit  wegen  bestimmt  gewollter 
ökonomischer  Ziele  möglichst  unumschränkt  gestaltet,  in  der 
Voraussetzung,  dass  dann  diese  Ziele  sicher  erreicht  werden.  Um 
so  nothwendiger  aber  ist  die  Untersuchung  der  beiden  Fragen, 
einmal,  ob  denn  wirklich  diese  Ziele  so  unbedingt  günstig  sind, 
und  sodann,  selbst  wenn  dies  allgemein  oder  wenigstens  auf 
bestimmten  wirthsc haftlichen  Gebieten  der  Fall  ist,  ob  diese  Folgen 
wirklich  aus  einer  so  unumschränkten  Freiheit  sicher  hervorgehen. 

1)  Die  erste  Frage  ist  oben  im  3.  und  5.  Abschnitte  des 
3.  Kapitels  ( —  das  moderne  System  der  freien  Concurrenz  und  dessen 
Nachtheile  §.  126  ff.,  134  ff.  — )  schon  beantwortet  worden.  Es  hat 
sich  dabei  ergeben,  dass  die  aufgestellten  Ziele  keineswegs  unbe- 
dingt richtig  sind,  sondern  manche  wesentliche  Bedenken  bieten. 
Schon  aus  diesem  Grunde  erscheint  die  unumschränkte  persönliche 
Freiheit,  als  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Ziele,  gleichfalls  von  dem 
Standpuncte  einer  weniger  optimistischen  Auffassung  des  modernen 
Concurrenzsystems  aus  nicht  in  so  durchaus  günstigem  Lichte. 

2)  Die  zweite  Frage  hat  im  3.  Kapitel  ebenfalls  schon  einige 
Beleuchtung  erhalten.  Sie  kommt  aber  noch  genauer  im  weiteren 
Verlaufe  im  Lehrbuche  zur  Beantwortung.  Es  lässt  sich  nach- 
weisen, dass  selbst  das  Hauptziel  des  Systems  der  freien  Concurrenz, 
die  möglichste  Steigerung  der  Production  in  quantitativer  und  quali- 
tativer Hinsicht  und  die  möglichste  Verwohlfeilerung  der  Producte 
durch  Verminderung  der  natürlichen  Erzeugungskosten  (§.  127,  §.  83), 
nicht  durch  blosse  Entfesselung  des  „freien  Spiels  der  wirthschaft- 
lichen  Kräfte"  vermittelst  einer  möglichst  unumschränkten  persön- 
lichen Freiheit  im  Verkehr,  wobei  die  Gesellschaft  in  ihre  Atome 
zerfällt,  erreicht  wird.  Vielmehr  ist  selbst  hierfür  eine  Unterstellung 
der  Freiheit  unter  und  eine  rechtliche  Ordnung  derselben  nach 
Gemeinschafts-  statt  bloss  nach  Individualinteressen,  oder, 
was  auf  dasselbe  hinauskommt,  nach  wirklich  volkswirthschaft- 
lichen  statt  bloss  nach  privatwirthschaftlichen  Gesichtspuncten 
geboten.  Werden  die  ökonomischen  Ziele  aber  im  wahren  volks- 
wirthschaftlichen  und  damit  zusammenhängend  im  socialen  und 
humanen  Interesse  berichtigt  nach  dem  Gesichtspuncte  einer  günsti- 
gen Verth eilung  des  Productionsertrags  der  Volkswirthschaft 
(§.  94  ff.),  so  erweist  sich  vollends  die  Forderung  einer  möglichst 
unumschränkten  persönlichen  Freiheit  unhaltbar. 

§.  219.  Die  principielle  Formulirung  und  Postulirung  einer 
solchen  Freiheit  hat  nach  folgenden  vier  Seiten  zu  Con Sequenzen 

•iv,  *■ 
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von  besonderer  WicLtigkeit  für  die  Privatwirthschaft  und   für  die 
ganze  Volkswirthschaft  geführt. 

1)  Einmal  ist  aus  dieser  Freiheit  unmittelbar  die  weitere 
Forderung  der  persönlichen  Gleichheit  der  Menschen  über- 
haupt und  im  wirthschaftlichen  Verkehr  speciell  abgeleitet  worden 
(§.  220  ff.)- 

2)  Sodann  hat  man  dem  Individuum  eine  Reihe  einzelner 
Freiheitsr  echte  zuerkannt,  von  zunächst  mehr  socialer, 
indirect  aber  von  sehr  weittragender  wirthschaftlicher  Bedeutung: 
„sociale  Freiheitsrechte"  (§.  224  ff.) 

3)  Ferner  ist  eine  möglichst  unumschränkte  Vertragsfreiheit, 
was  wenigstens  die  materielle  Seite,  den  Inhalt  der  Verträge 
anlangt,  dem  Einzelnen  eingeräumt  worden,  unter  dem  Einfluss  der 
neben  dem  Priucip  unumschränkter  persönlicher  Freiheit  mitwirken- 
den, ebenfalls  principiell  absolut  formulirten  Eigenthurasordnung. 

4)  Endlich  ist  —  gleichfalls  eine  gemeinsame  Cousequenz  einer 
solchen  Freiheit  und  eines  solchen  Eigenthumsrechts  —  auf  den 
verschiedenen  Gebieten  der  g  ü  t  e  r  p  r  o  d  u  c  i  r  e  n  d  e  n  T  h  ä  t  i  g  k  e  i  t , 
namentlich  auf  demjenigen  der  Sachgüterproduction,  dem  Indi- 
viduum das  freie  „Recht  zu  arbeiten",  freie  Erwerbs-  und 
Berufswahl  zugestanden,  und  —  wieder  eine  Consequenz  dieses 
Rechts  und  ein  Mittel,  es  zu  verwirklichen,  —  das  wirthschaftliche 
Verkehrsrecht  für  die  Verhältnisse  des  Grund-  und  Kapital- 
besitzes und  für  die  grossen  Productionsgruppen  des  Acker- 
baus, der  Gewerbe,  des  Handels,  der  liberalen  Berufe,  der  niederen 
persönlichen  Dienstleistungen  möglichst  freiheitlich  gestaltet 
worden:  das  sogenannte  System  der  Freihandelspolitik,  letz- 
teren Ausdruck  hier  als  Collectivbezeichnung  für  alle  die  genannten 
Gebiete  verstanden  (§.  121). 

Diese  vier  Consequenzen  sind  hier  in  ihrer  generellen  wirth- 
schaftlichen Bedeutung  zu  untersuchen,  und  zwar  die  beiden  ersten 
sofort,  die  beiden  letzten  später,  nachdem  die  volkswirthschaftliche 
Betrachtung  der  Eigenthumsordnung  im  Allgemeinen  vorangegangen 
sein  wird. 
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4.  Abschnitt. 
Die  ConseqiieDzeu  der  persönlichen  Fieilieit. 

I.    Die   Gleichheit.^) 

§.  220.  Die  ForcleriiDg  der  persönlichen  Gleichheit  schliesst 
diejenige  der  Gleichberechtigung  im  persönlichen  und  wirth- 
schaftlichen  Verkehr  in  sich.  Sie  entspricht  einer  individiialistisch- 
atomistischen  Volkswirthschaftslehre ,  welche  auf  dem  Grundsatz 
der  freien  Concurrenz  aufgebaut  ist,  vollständig.  Von  Allen  wird 
hier  die  höchstmögliche  Kräfteanspannung  im  Gesammtinteresse 
erwartet  und  dazu  soll  durch  die  freie  Concurrenz  angespornt  und 
genöthigt  werden.  Alsdann  aber  erhält  ein  Jeder  den  Antheil  am 
Volkseinkommen  und  Volksvermögen,  welchen  er  nach  der  Grösse 
und  Art  seiner  Leistungen  ökonomisch  verdient,  —  den  schlechtweg 
„gerechten  Antheil''  (§.  129).  Soll  die  dieser  Auffassung  zu  Grunde 
liegende  Fiction  nicht  noch  schärfer  hervortreten,  als  sie  es  olinehin 
thut,  wenn  nicht  zufolge  optimistischer  Illusionen  unbestreitbare 
Thatsachen  verkannt  werden,  so  muss  wenigstens  in  allen  übri- 
gen Verhältnissen  der  Wirthschaft  und  des  Lebens, 
mit  Ausnahme  der  Besitzverhältnisse,  möglichste  Gleich- 
heit bestehen.  Dies  fordert  die  Gerechtigkeit,  damit  der  Con- 
currenzkampf  unter  gleichen  Bedingungen  geführt  werde. 
Ungleichheiten,  welche  nicht  auf  Verschiedenheiten  der  indi- 
viduellen wirthschaftlichen  Leistungen  zurückzuführen  sind,  werden 
daher  grundsätzlich  verworfen:  als  ungerecht,  weil  sie 
die  Bedingungen  der  Concurrenz  von  vornherein  ungleich  machen; 
aber  auch  als  einzel-  und  volkswirthschaftlich  nachtheilig,  weil 
sie  für  die  Bevorzugten  den  Sporn  der  Concurrenz  beseitigen  oder 
schwächen  und  so  muthmasslich  die  Leistungen  derselben  zum  all- 
gemeinen Nachtheil  vermindern.  Denn  da  nur  oder  wenigstens  weit 
überwiegend  der  Vortheil,  das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  die 
Individuen  in  der  Wirthschaft  wirksam  antreibt,  die  anderen 
Motive  (§.  207)  bei  Freien  kaum  berücksichtigt  werden,  so  muss 
folgerichtig  eine  Verminderung  der  Leistungen  angenommen  werden, 
wenn  in  Folge  von  Bevorzugungen  (Privilegien!)  Jemand  nicht  ebenso 
wie  alle  Anderen  der  Concurrenz  ausgesetzt  ist. 

Nivellirung    aller    geschichtlich    überkommeneu 

*)  Vgl.  7.  Scheel,  Theorie  d.  soc.  Frage,  1871.  Auch  Lange,  Arb. -Frage, 
Kap.  2,  S.  105  ff..  Mario  passim,  bes.  in  d.  Erört.  über  d.  halb-  u.  ganzcommunist. 
Schule,  I.,  1,  318  ff.  Schäffle,  Kapitalismus,  S.  1S2  ff  Schmoller,  Grundfragen, 
Kap.  6,  bes.  die  Ausführungen  gegen  Treitschke. 
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Rechtsiingleichheiten  der  ludividuen,  wenigstens  der- 
jenigen Ungleichheiten,  welche  irgend  denkbarer  Weise  einen  wirth- 
schaftlichen  Einfluss  ausüben,  ja  darüber  hinaus  Nivellirung  wo- 
möglich sogar  der  einen  solchen  Einfluss  erlangenden  rein  natür- 
lichen Ungleichheiten  (Geschlecht,  Alter!)  ist  die  nothwendige 
Forderung,  zu  welcher  die  Theorie  der  freien  Concurrenz  gedrängt 
wird.  Diese  Forderung  wird  daher  in  der  physiokratisch-smithischen 
Nationalökonomie  auch  mit  alier  Energie  vertreten,  woraus  sich  die 
Unterstützung  bekannter  rechtsphilosophischer  und  politischer  Postu- 
late  der  Neuzeit  auch  wieder  vom  wirthschaftlichen  Standpuncte 
aus  ergiebt. 

§.  221.  In  einer  Hinsicht  geht  hier  nun  die  Nationalökonomie 
nur  einen  Schritt  weiter  auf  der  Bahn,  welche  sie  in  der  Bekämpfung 
der  Unfreiheit  mit  wirthschaftlichen  Gründen  beschritten  hat  (§.  207  ff.). 
Sie  darf  auch  ein  ähnliches  Verdienst  beanspruchen,  soweit  es  sich 
um  verrottete,  ungerechte  oder  unpassende  Vorrechte, 
Privilegien  einer-,  Benachtheiligungen  andrerseits  im  wirth- 
schaftlichen Erwerb  und,  wie  immer  mehr  oder  weniger  darauf 
rückwirkend,  in  der  sonstigen  socialen  und  politischen  Sphäre 
handelt.  Das  Princip  der  Gleichheit  und  der  Gleichberechtigung 
enthält  ebenso  wie  das  Princip  der  persönlichen  Freiheit  für  höher 
entwickelte  Völker  die  Erfüllung  einer  der  wichtigsten  Humanitäts- 
und Culturforderungen. 

Der  unbedingten,  rücksichtslosen  Durchführung 
des  Gleichheitsprincips  stehen  jedoch  grade  auf  rein  volkswirth- 
schaftlichem  Standpuncte  zwei  erhebliche  Bedenken  gegenüber. 

1)  Einmal  wird  die  Gesellschaft  hierbei  folgerichtig  in  Atome 
aufgelöst,  in  die  einzelnen  selbständigen  Individuen.  Keinerlei 
Solidarität,  keinerlei  organische  Verbindung  mehr,  das  ist  die  noth- 
wendige Consequenz:  nicht  „Einer  für  Alle  und  Alle  für  Einen", 
wie  es  der  Grundsatz  in  gesunden  socialen  Organismen  ist,  sondern 
umgekehrt  „Keiner  für  Alle  und  Jeder  für  sich"  wird  die  Parole. 
Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  scheut  vor  dieser  Consequenz 
ausgesprochener  Maassen  keineswegs  zurück,  sondern  verlaugt  viel- 
mehr deren  weiteste  Verwirklichung.  Aber  die  unvermeidlichen 
Folgen  sind  dann  auch  diejenigen,  welche  im  5.  Abschnitt  des 
3.  Kapitels  „von  den  Nachtheilen  des  Systems  der  freien  Con- 
currenz" (§.  134  ff.)  bereits  dargelegt  wurden.  2) 


^)  Am  Meisten  zeigen  sich  diese  Folgen  bei  der  Durchfiilirung  des  Princips  der 
Freiheit  und  Gleichheit  iu  den  modernen  Gewerbeverfassungeu  auf  der  Basis  der 
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Die  Durchführung  des  Gleichheitsprincips  hat  ohne  Zweifel 
viele  vollständig  berechtigte,  im  wahren  Sinne  zeitgemässe  Reformen 
bewirkt,  wie  die  Beseitigung  privilegirter  Stände,  die  Herstellung 
allgemeiner  und  gleichmässiger  Besteuerung  (wenigstens  im  Princip, 
wenn  auch  noch  lange  nicht  in  der  Durchführung),  die  Aufhebung 
von  Rechtsungleichheiten,  auch  im  Gebiete  des  wirthschaftlichen 
Verkehrsrechts,  in  Folge  von  Verschiedenheiten  der  Religion,  der 
Sprache  und  Abstammung ,  ^j  die  Abschaffung  unnöthiger  und 
unbilliger  rechtlicher  Beschränkungen  und  Benachtheiligungen, 
welche  das  weibliche  Geschlecht  und  welche  Classen  oder  Einzelne 
von  geringerer  allgemeiner  und  technischer  (Berufs-)  Bildung  trafen. 

Aber  das  richtige  Maass  in  den  Reformen  ist  nicht  immer 
innegehalten  worden  und  an  principiellen  Fehlgriffen  hat  es  nicht 
gemangelt.  So  wird  z.  B.  ein  so  natürlicher  Unterschied,  wie 
der  geschlechtliche,  auch  im  wirthschaftlichen  Verkehrsrecht 
niemals  ganz  beseitigt  werden  dürfen.  Die  Hineinziehung  der  Frau 
in  jede  Art  des  Concurrenzkampfs  der  Erwerbsarbeit  kann  so 
ungünstige  sittliche  Folgen  haben,  dass  die  etwa  günstigen  wirth- 
schaftlichen Folgen  der  völligen  rechtlichen  Gleichstellung  der  Ge- 
schlechter im  Verkehr  nicht  allein  in  Betracht  kommen  dürfen.^) 
Die  Bedeutung  der  Altersunterschiede  wird  verkannt,   indem  in 


Gewerbe  fr  eiheit.  Es  wird  hier  immer  vergessen,  dass  alle  Schrankeu,  welche 
Zunftzwang,  Gewerbegesetz  etc.  büden,  „vor  allen  Dingen  auch  Schranken 
für  die  volle  Entfaltung  der  Kapitalmacht  sind".    Lange,  S.  60. 

^)  Vgl.  übrigens  u.  §.  250  über  Einwanderung  fremdartiger  Elemente:  was 
mut.  mut.  unter  umständen  in  einem  Staate  auch  hinsichtlich  solcher  in  demselben 
bereits  wohnender  Bevölkerungselemente  gelten  kann,  welche  durch  Abstammung  und 
Sitte  sehr  verschieden  sind. 

*)  Die  erheblich  günstigere  Criminalfrequenz  des  weiblichen  Geschlechts  ist 
jedenfalls  auch  mit  auf  dessen  geringere  Betheiligung  am  wirthschaftlichen  Concurrenz- 
kampf  zurückzuführen.  Vgl  Quetelet,  phys.  soc.  Brux.  1869,  IL,  2SS.  Guerry,stat. 
mor.  de  l'Anglet.  et  deFrance,  1S64,  die  meisten  Karten,  Wappaeus,  Bev.  stat.,  IL, 423, 
meine  Gesetzmässigk.  L,  31,  v.  Oettingen,  Moralstat.,  2.  Auti.,  511  IT.,  auch  451, 
485,  490.  Ebenso  beim  Selbstmord,  s.  meine  Gesetzmäss.,  L,  23,  IL,  138  bis 
142,  272.  Dgl.  wird  in  den  im  Einzelnen  gewiss  vielfach  berechtigten,  im  Ganzen 
aber  oft  sehr  übertreibenden  Bestrebungen  für  die  sog.  Emancipation  der  Frau 
nur  zu  leicht  übersehen  oder  unterschätzt.  Die  Hincinziehung  der  Frau  in  die  nie- 
deren Arten  der  materiellen  Erwerbsarbeit,  in  die  Fabrik,  oder  vollends  in  das  Berg- 
werk wird  mit  Kecht  als  ein  überwiegend  ungünstiger  unterschied  des  modernen  Ge- 
werbebetriebs im  Vergleich  zum  zünftigen  Handwerk  gelten  müssen,  ähnlich  wie  die 
Hineinziehung  der  Kinderarbeit  (über  das  Vorwalten  dfS  männl.  Geschlechts  in  der 
Zunft  s.  Stahl,  Handw.,  L,  42  II'.).  Für  die  unbemittelten  Frauen  der  höher  gebildeten 
Stände  mag  man  mit  Kecht  das  Princip  der  Gleichheit  mehr  durchführen,  indem  das 
„männliche  Arbeitsmonopol"  gebrochen  oder  beschränkt  ^vird,  zumal  in  Ländern  mit 
grösserer  (meist  die  Männer  stärker  betreffender)  Auswanderung,  ungünstigerer  Heiraths- 
chance  u.  s.  w.  Das  alte:  est  modus  in  rebus  wird  freilich  trotz  J.  St.  Mill  hier 
niemals  zu  vergessen  sein.  Formale  Gleichheit  wird  nur  zu  leicht  wieder,  auf  natürlich- 
Ungleichartiges  angewandt,  selbst  zur  realen  Ungleichheit. 
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Übertriebenem  Gleichheitsstreben  die  unreife  gewerbliche  Jugend 
sich  mehr  oder  weniger  selbst  oder  höchstens  der  unzureichenden 
elterlichen  Aufsicht  überlassen  wird,  wobei  die  sittHche  Zucht  und 
die  ordentliche  technische  Ausbildung  der  jüngeren  Generation  in 
die  Brüche  geht  (Lehrlingswesen,^)  Herabsetzung  der  Grenze  des 
Volljährigkeitsalters ")),  von  den  Einwänden  gegen  das  Princip  des 
gesetzlichen  Schulzwangs  gar  nicht  zu  reden,  durch  welches 
man  vielfach  die  „Freiheit"  der  Kinder  und  Eltern  für  zu  sehr  be- 
schränkt erachtet  hat,  wie  in  England  und  Frankreich  noch  heute. 
Die  so  einflussreichen  Bildungs unterschiede  der  Erwachsenen 
werden  in  falschem  Freiheits-  und  Gleichheitsstreben  in  ihrer  maass- 
gebenden  Bedeutung  ignorirt,  indem  man  allen  Eltern  als  solchen 
ohne  Weiteres  die  gleiche  Fähigkeit  und  den  gleichen  Willen  zu- 
traut, genügend  für  ihre  Kinder  zu  sorgen  (Frage  der  Fabrikgesetz- 
gebung und  der  gesetzlichen  Beschränkung  der  Kinderarbeit) ;  oder 
indem  man  es  als  demüthigenden,  die  Freiheit  und  Gleichheit  ver- 
letzenden Zwang  bezeichnet,  erwachsene  Arbeiter  zum  Eintritt  in 
Versicherungscassen  gesetzlich  anzuhalten  (Frage  des  gewerblichen 
Hilfscassenwesens ,  des  Cassenzwangs  und  der  Zwangscassen')), 
oder  dieselben  gesetzlich  gegen  die  Ausbeutung  durch  zu  lange 
tägliche  Arbeitszeit  schützen  zu  wollen  (Frage  des  gesetzlichen 
Normal arbeitstags  u.  dgl.  m.).  " 

Das  übertriebene  Gleichheitsstreben  hat  es  auch  mit  verschuldet, 
dass  die  alten  Wirthschaftsordnungen  eingerissen  worden  sind,  und 
jeder  Versuch  eines  Neubaus  oder  einer  gründlichen 
Reform  unterblieben  ist.  Denn  auf  der  Basis  völliger  mecha- 
nischer Gleichheit  der  Individuen  war  ein  solcher  Versuch 
unmöglich.  Jetzt,  nachdem  endlich  das  Bedürfniss  wieder 
mehr  anerkannt  wird,  zeigt  sich  die  Schwierigkeit,  die  „entfesselten 
wirthschaftlichen  Kräfte"  der  atomisirten  modernen  Erwerbsgesell- 
schaft von  Neuem  organisch  zu  verbinden.^'') 


•  ^)  Vgl.  die  Verhandlungen  über  die  Lehrlings  frage  auf  d.  Eisen,  socialpolit. 
Congress  1875. 

^)  Allgemeine  Gleichstellung  dos  mehrfach  bisher  höheren  Volljährigkeitsalters  auf 
21  Jahre  jetzt  im  D.  Reich. 

')  Vgl.  die  Vcrhandl.  über  das  gewrerbl.  Hüfscassenwesen  auf  d.  socialpolit. 
Eisen.  Congr.  1874.  Klagen  über  „Classengesetzgebung",  wenn  der  Arbeiter  ge- 
zwungen werden  soll,  sich  zu  versichern.  S.  dagegen  meine  Ausführung  In  d.  Verh. 
(Lpz.  1S75),  S.  120. 

")  Ein  neuester  Beleg  ist  die  dem  deutschen  Reichstage  1875  —  76  vorliegende 
Gesetzgebung  über  das  gewerbliche  Hüfscassenwesen. 
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§.222.  —  2)  Fast  noch  gewichtiger  ist  das  zweite  Bedenken 
gegen  die  Durchführung  des  Gleichheitsprincips  im  modernen  Ver- 
kehrsrecht und  im  modernen  Recht  überhaupt. 

Die  erlangte  rechtliche  und  politische  Gleichheit  ist 
für  einen  grossen  Theil  der  Bevölkerung  nur  von  verhältnissmässig 
geringem  Werth,  ohne  Gewährung  einer  weiteren  Consequenz  des 
Gleichheitsprincips,  nemlich  ohneGleichheit  der  ökonomischeu 
Lage  oder  wenigstens  der  Erwerbsbediugungen.  Diese  Fol- 
gerung hat  aber  die  Nationalökonomie  so  wenig  als  die  Rechts- 
philosophie und  die  Politik  ziehen  wollen.  Die  Theorie  des 
Communismus  und  des  Socialismus  haben  sie  dagegen  ge- 
zogen, und  logisch,  wenn  einmal  die  Prämissen,  aus  denen  die 
Gleichheitsforderung  hervorging,  anerkannt  werden,  mit  vollem 
Rechte.  Die  unteren  Classen  ferner  haben,  psychologisch  be- 
greiflich genug,  diese  Gleichheit  zur  practischen  Forderung  er- 
hoben. Daher  folgerichtig  der  Kampf  gegen  die' geschichtlich 
überkommenen,  bestehenden  Besitzverhältnisse,  gegen 
Privatgrundeigenthum,  Privatkapital,  Erbrecht.  Daher 
m.  a.  W.  das  Hervortreten  der  modernen  „socialen  Frage",  die 
man,  von  diesem  Gesichtspuncte  aus  wenigstens,  formuliren  kann 
als  „den  zum  Bewusstsein  gekommenen  Widerspruch  der 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  mit  dem  als  Ideal  vorschweben- 
den und  im  politischen  Leben  sich  verwirklichenden  gesellschaft- 
lichen Entwicklungsprincip  der  Freiheit  und  Gleichheit" 
(v.  Scheel).^) 

Die  commiinistisch-socialistische  Theorie  wird  grade  von  den 
Vertretern  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  am  Heftigsten  be- 
fehdet. Aber  vergebens  sträuben  sich  dieselben  gegen  das  Aner- 
kenntniss,  dass  die  socialistisch-communistische  Theorie  nur  die 
consequentere  Fortbildung  des  Freiheits-  und  Gleichheits- 
princips ist,  die  consequentere  grade  auf  dem  Boden  der 
Wirthschaftsverhältnisse.  Es  erscheint  ferner  bei  unbe- 
fangener Prüfung  nur  als  eine  Fiction  der  Concurrenztheorie,  dass 
die  von  dieser  geforderte  Gleichheit  des  Wirthschaftsrechts  wirklich 
in  der  Sphäre  der  wirthschaftlichen  Concurrenz  die  Bedingungen 
gleich  stelle,  Sonne  und  Wind  gleich  vertheile.^'')  Und  bloss  als 
eine  weitere  Fiction  erweist  sich  die  Auffassung,  dass  ererbte 

°)  V.  Scheel,  Theor.  d.  soc.  Frage,  S.  Ui.     Ucbt-r  die  allgemeinere  Formu- 
lirung  der  soc.  Frage  überhaupt  s.  meine  Ausfuhrung  in  Hildebr.  Jahrb.,  XXI.,  329. 
^'')  S.  0.  §.  129,  bes.  die  Theorie  von  Prince-Smith. 
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Procluctionsmittel  (Boden  und  Kapital),  welche  dem  einen  Con- 
currenten  den  Kampf  erleichtern,  wieder  nur  auf  wirthschaftliche 
Leistungen  der  Vorgänger  zurückzuführen  seien,  —  ganz  abgesehen 
von  dem  Widerspruch,  welcher  zwischen  dieser  Hochschätzung  des 
Familienverbands  und  der  atomistisch-individualistischen  Auffassung 
des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs  liegt.") 

Man  kann  auch  in  keinem  dieser  Fälle  einwenden,  dass  die 
socialistisch-communistischen  Forderungen  noch  begründeter  im 
System  der  alten  Wirthschaftsordnungen  mit  ihrer  grösseren  Un- 
gleichheit der  Stellung  der  Einzelnen  gewesen  seien,  als  im  System 
der  heutigen  freien  Concurrenz.  Denn  jene  Ordnungen  schufen 
vielfach  einen  Schutz  auch  für  die  Schwächeren  und  die  Un- 
gleichheit der  Vermögen  war  bei  ihnen  im  Einklang  mit  allen 
anderen  Verhältnissen ,  während  sie  heute  damit  im  Wider- 
spruch steht. 

§.  223.  Die  hervorgehobenen  Bedenken  rechtfertigen  die  For- 
derung, dass  auch  das  Gleichheitsprincip  so  wenig  als  das  Frei- 
heitsprincip ,  dessen  Consequenz  es  ist,  absolut  hingestellt  und 
durchgeführt  werde.  Es  muss  vielmehr  seinen  speciellen  Inhalt 
und  Umfang  wieder  nur  nach  genauer  Untersuchung  der  con- 
creten  Verhältnisse,  namentlich  auch  der  ökonomischen  Folgen 
erhalten,  welche  bei  der  Durchführung  des  Princips  im  bestimmten 
Falle  zu  erwarten  sind.  Es  darf  also  vor  Allem  auch  bei  dieser 
Durchführung  des  Gleichheitsprincips  nicht  einfach  nach  der 
logischen  Consequenz  eines  in  abstracter  Absolutheit 
formulirtcnBegriffs  vorgegangen  werden.  Besonders  her- 
vorzuheben sind  auch  hier  bei  dieser  bloss  generellen  Prüfung 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  noch  folgende  drei  einzelnen 
Puncte. 

1)  So  natürliche  Unterschiede  wie  das  Geschlecht,  das  Alter 
und  die  —  von  der  Kindheit  ganz  abgesehen  —  durch  das  Alter 
bedingte  Reife  auch  in  wirthschaftlichen  Dingen,  mitunter  auch 
heute  noch  nationale  Verschiedenheiten,^^)  ferner  solche  der 
Bildung  und  hier  und  da  selbst  noch  solche  der  socialen 
Stellung  und  des  Berufs  bedingen  noth wendig  auch  manche  Ver- 
schiedenheiten des  wirthschaftlichen  Rechts,  wenn  nicht  bedenkliche 
Folgen  auch  für  das  Wirthschaftsleben  wie  für  das  ganze  übrige 
Volksleben  entstehen  sollen. 


")  Eb.,  bes.  Prince-Smitli  im  Art.  Haiidelsfreih.  bei  Rentzsch,  S.  441. 
1*)  S.  u.  §.  250  über  Einwanderungsrcclit. 
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2)  In  Grossstaaten  wird  man  ausserdem  davor  warnen 
müssen,  in  scheinbar  nothwendiger  Consequenz  des  Gleichheits- 
princips  durchaus  immer  für  das  ganze  Staatsgebiet  wirthschatt- 
liche  Gesetze,  besonders  solche,  w^elcbe  sich  auf  die  Productiou 
und  den  Verkehr  von  Sachgütern  und  zumal  auf  Grundeigenthum 
beziehen,  schablonenhaft  gleich  zu  machen.  Solche  „gleiche  Ge- 
rechtigkeit" ist  mitunter  die  ungerechteste  Ungleichheit.  In  der 
Gleichstellung  städtischer  und  ländlicher,  agricoler  und  industrieller 
Verhältnisse,  volkswirthschaftlich  wenig  und  hoch  entwickelter  Pro- 
vinzen hat  man  in  der  modernen  Gesetzgebung  oft  gefehlt  und  der 
geschichtlichen  Entwicklung  ihr  Recht  ungebührlich  entzogen.^^) 

3)  Andrerseits  darf  man  aber  auch  richtige  und  billige  For- 
derungen einer  Gleichstellung  der  Individuen  und  der  Classen  den 
unteren  Classen  nicht  verweigern,  bloss  weil  die  Verleihung 
solcher  Rechte  an  sie  Nachtheile  für  die  höheren  Classen  oder  selbst 
socialpolitische  Bedenken  mit  sich  bringen  könne.  Vollends  dann 
nicht,  wenn  diese  Rechte  nach  dem  positiven  Rechte  den  höheren 
Classen  gewährt  sind  oder  factisch  nicht  versagt  werden  können; 
z.  B.  das  Coalitionsrecht,  das  Recht  zu  gemeinsamen  Verab- 
redungen über  die  Lohnhöhe  und  das  weitere  Recht,  zu  solchen 
Zwecken  vorübergehend  oder  dauernd  Interessenvereine  zu  bilden 
(Gewerkvereinsfrage).  Lauter  Forderungen,  welche  recht 
eigentlich  eine  unvermeidliche  Consequenz  des  Systems  der  freien 
Concurrenz  und  seines  Rechts  der  persönlichen  Freiheit  sind,  und 
deren  Verweigerung  allerdings  dann  auch  eine  ungerechte  Ver- 
letzung grade  des  Gleichheitsprincips  in  sich  schliesst.  Diese 
Verletzung  wirkt  aber  ökonomisch  um  so  drückender,  je  mehr  das 
System  der  freien  Concurrenz  die  unteren  Classen  in  andrer  Be- 
ziehung schutzlos  der  Ausbeutung  preisgiebt.^^) 

Soll  jene  Consequenz  zu  Gunsten  der  Arbeiter  nicht  gezogen 
werden,  wofür  Vieles  spricht,  so  muss  überhaupt  eine  allge- 
meinere Beschränkung  der  freien  Concurrenz  stattfinden,  — » 
vornemlich  indirect  mittelst  Ausdehnung  des  gemeinwirth- 
schaft liehen  Systems  auf  das  Gebiet  der  Sachgüterproduction 
(§.  229). 


**)  Bei  allem  Berechtigten  iu  der  „gemeinsamen  deutschen  Eeichsgesetzgebung" 
ist  vor  dieser  Gefahr  bei  xms  wohl  grade  jetzt  zu  warnen. 

")  Vgl.  Bamberger,  die  Arbeiterfrage  unter  dem  Gesichtspunct  des  Vereins- 
rechts, Stuttg.  1873,  worin  zu  einseitig  den  Arbeitern  Concessionen  im  Vereinsrecht 
versagt  werden,  nur  weil  sie  gegen  das  Interesse  der  andren  Classen. 
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5.  Abschnitt. 
Die  Cousequeiizen  der  persönlichen  Freiheit.    Fortsetzung-. 

n.    Die  socialen  Freiheitsrechte.^) 

§.224.  Gewisse  Hechte  des  Individuums  sind  als  nothwendige 
Consequenzen  der  persönlichen  Freiheit  aufgefasst  und  als  solche 
dann  in  bewusster  Absicht  von  der  Gesetzgebung  der  modernen 
Culturstaaten  anerkannt  und  gewährt  worden. 2)  Wegen  ihrer  allge- 
meineren Bedeutung  für  das  gesellschaftliche  Zusammenleben  kann 
man  sie  als  sociale  Freiheitsrechte  des  Individuums  be- 
zeichnen.    Dahin  gehören 

1)  für  den  Staatsangehörigen  folgende  vier: 

a)  das  Recht  der  freien  Eheschliessung, 

b)  drei  Rechte,  welche  sich  auf  die  freie  örtliche  Be- 
wegung oder  auf  den  Ortswechsel  des  Individuums  wie  seiner 
Familie  beziehen,  sowohl  zur  Erreichung  allgemeiner  persönlicher, 
als  insbesondere  auch  wirthschaftlicher  Zwecke,  nemlich: 

a)  das  Recht,  beliebig  nach  eigener  Wahl  an  jedem  Orte  des 
Inlands  zeitweilig  seinen  Aufenthalt  oder  dauernd  seinen  Wohnsitz 
(Domicil)  zu  nehmen,  mit  oder  ohne  den  Zweck  des  Erwerbs  da- 
selbst, und  hier  allen  anderen  Staatsangehörigen,  also  auch  den 
Ortsgebürtigen,  im  Wesentlichen  im  Rechte  gleich  zu  stehen,^)  oder 
das  Freizügigkeits-  oder  freie  Aufenthalts-  und  Nieder- 
lassungsrecht. 

ß)  Das  Recht,  beliebig  im  In-  und  Auslande,  also  eventuell 
mit  Passining  der  Staatsgrenze,  frei  zu  reisen  oder  das  freie 
Reiserecht. 

y)  Das  Recht,  dauernd  sein  Vaterland  zu  verlassen,  seinen 
Wohnsitz  im  Ausland  zu  nehmen  und  auch  aus  der  heimischen 

*)  S.  bes.  Stein,  Verw.-Lelire,  IL,  110—209  (Bevölkerungspolitili),  245-352,  auch 
für  die  Liter.,  GescMclitc,  Gesetzgebung,  Handb.  S.  63—81,  Eösler,  Verw.-Recht,  I.,  1, 
§.  45—0-1,  auch  für  Liter,  u.  Ges.  geb.  —  Weitere  liter.  Angaben  s.  u.  in  den  Ab- 
schnitten von  den  einzelnen  soc.  Freiheitsrcchteu. 

-)  Auch  hier  ist  es  wieder  für  die  Keuzeit  characteristisch ,  dass  auch  die 
Gesetzgebung  solche  Eechte  immer  mehr  als  Consequenzen  des  allge- 
meinen Princips  der  p  ersönlichen  Freiheit  auffasst.  Daher  die  prin- 
cipiellere,  aber  auch  die  doctrinärere  Behandlung,  im  Vergleich  zu  der  con- 
creteren  der  früheren  Zeit,  iii  welcher  diese  Eechte,  wenigstens  für  gewisse  Classeu 
(Stände),  auch  nicht  immer  fehlten  und  z.  B.  das  Eecht  der  Auswanderung  für  den 
Freien  meist  allgemein  vorhanden  war,  wie  im  german.  Mittelalter. 

^)  In  welchem  Umfange,  das  bestimmt  immer  noch  das  Gesetz  speciell.  Das  etwa 
-iioch  bestehende  besondre  Gemeindeaugehörigkeits-  oder  Gemeindebürgerrecht  braucht 
z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  durch  Aufenthalt  oder  Niederlassung  erworben  zu  werden. 
Vgl.  d.  deutsche  Ges.  über  Freizügigkeit  v.  1.  Nov.  1867,  §.  21. 
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Staatsangehörigkeit  auszuscheiden,  oder  das  freie  Aus- 
wanderungsrecht.^) 

2)  Alle  diese  Rechte  hat  zunächst  nur  der  Inländer^)  oder 
der  Staatsangehörige.     Dem  Ausländer  sind 

a)  die  correspondirenden  Rechte  der  Eheschliessung  mit 
Inländern*^)  und  an  einem  inländischen  Orte,  der  Einwanderung, 
der  Niederlassung,  auch  zum  Zweck  des  Erwerhs,  und  des 
Reisens  im  Inlande,  eventuell  ebenfalls  zu  diesem  Zwecke,  zwar 
in  der  Regel  nicht  als  eigentliche  persönliche  Rechte  ge- 
geben worden. 

b)  Aber  es  stehen  ihm  dieselben  Befugnisse  theil  weise  nach 
heutigen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  oder  nach  be- 
sondren internationalen  Tractaten  zu. 

c)  Soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  pflegt  wenigstens  that- 
sächlich  der  Ausländer  in  der  Eheschliessung,  Nieder- 
lassung und  im  Reiseverkehr  dem  Inländer  gleichgestellt  zu 
sein  und  seiner  Einwanderung,  auch  zum  Behufe  der  gewerb- 
lichen Niederlassung,  nichts  entgegen  zu  stehen,  —  Ausnahmen 
ungerechnet,  wozu  auch  Repressalien  gehören  können.  Auch  kann 
der  Ausländer  gewöhnlich  unter  bestimmten,  nicht  schwierigen  Be- 
dingungen das  inländische  Staatsbürgerrecht,  wenn  auch 
nicht  immer  sofort  und  nicht  überall  mit  allen  politischen  Rechten,') 
erwerben. 


*)  Bei  der  Auswanderung  ist  die  facti  sehe  und  rechtliche  Seite  besonders 
zu  unterscheiden:  das  thatsächliche  Hinaus  wandern  und  Verlegen  des 
Wohnsitzes  und  das  Ausscheiden  aus  dem  Staatsverband.  Jenes  kann  dem 
Individuum  freistehen,  ohne  nothwendig  das  zweite  mit  sich  zu  führen,  auch  wenn  es 
der  Ausgewanderte  •will.  Hier  lässt  sich  daher,  wie  z.  B.  im  Allgemeinen  in  Eng- 
land, nicht  unbedingt  von  einem  Auswanderungsrecht  des  Staatsangehörigen 
sprechen,  wenn  darunter  gleichzeitig  ein  Kocht  der  Aufgabe  des  Staatsbürgerrechts 
vcrstiinden  werden  soll.  Letzteres  ist  hier  ein  character  indelebilis ,  den  aufzuheben 
sich  die  Gemeinschaft  noch  besonders  vorbehält,  eventuell  nur  im  Wege  eines  Special- 
gesetzes: für  die  Auffassung  des  Verhältnisses  des  Individuums  zur  Gemeinschaft  ein 
immerhin  bemerkonswerther  Punct.  Vgl.  Pözl,  Art.  Staatsbürger,  Staatswb.,  IX.,  ()ö2. 
Die  engl.  Statistik  zählt  daher  ihre  Staatsangehörigen  iD  den  Nordamcr.  Vor.  Staaten 
noch  nach  Millionen  (1871  3.^"^^  Mill.). 

^)  In  Bundesstaaten  und  z.  Th.  in  Staatenbunden  gewöhnlich  auch  der  Angehörige 
eines  anderen  Einzelstaats,  auch  wenn  nicht  ohnehin  ein  allgemeines  Bundesindi- 
genat  besteht. 

^)  Die  ausländische  Frau  erwirbt  nach  unsren  Gesetzen  gewöhnlich  durch  die 
Ileirath  mit  einem  Inländer  das  Staatsbürgerrecht.  Ein  persönliches  Kecht  liegt  hier 
aber  eigentlich  nur  für  den  inländischen  Manu  vor,  eine  Fremde  "mit  der  rechtlichen 
Folge,  dass  dieselbe  durch  die  Heirath  Inländerin  mit  allen  Rechten  einer  solchen 
wird,  heirathen  zu  dürfen. 

')  So  in  England  und  Frankreich  bleibend,  in  Nordamerica  zeitweilig- 
fehlende passive  Wahlrechte  für  die  Parlamente.    Vgl.  Pözl  im  Staatswb.,  IX.,  G.')2. 


366  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeine  wirtliSGliaftliche  Verkelirsreclit. 

d)  Ausdrücklich  werden  endlich  mitimter  gewisse  Be- 
fugnisse wirthschaft liehe r  Art,  welche  den  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  im  Inlande  voraussetzen,  z.  B.  hinsichtlich  des  Gewerbe- 
betriebs, dem  Ausländer  ebenso  wie  dem  Inländer  eingeräumt,  so 
dass  der  erstere  hier  also  ein  eigentliches  persönliches  Recht 
erwirbt.^) 

§.  225.  Diese  vier  hochwichtigen  socialen  Freiheitsrechte  der 
Eheschliessung,  der  Freizügigkeit  und  Niederlassung, 
des  Reisens  und  der  Aus-  und  Einwanderung"  haben  auch 
für  die  wir thsc haftlichen  Verhältnisse  die  grösste  Bedeutung. 

1)  Das  Recht  der  Eheschliessung  und  damit  das  Recht 
der  Gründung  einer  eigenen  Familie  ist  nicht  nur  wegen  der  Folgen 
der  Ehe,  der  Kindererzeugung  und  Volksvermehrung,  für  das  Indi- 
viduum und  für  die  Gesammtheit  wirthschaftlich  so  wichtig,  sondern 
überhaupt  wegen  des  Einflusses  des  ehelichen  und  familieuweisen 
Zusammenlebens  der  Bevölkerung  auf  gesunde  sociale  und  sittliche 
Verhältnisse  und  auf  das  Heranwachsen  der  Jugend  in  der  Zucht 
des  Elternhauses :  eine  der  wichtigsten  Bedingungen  eines  gesunden 
Volkslebens.  Indem  das  freie  Recht  des  Individuums,  nach  seiner 
Wahl  eine  Ehe  einzugehen,  gewährt  wird,  spornt  die  Aussicht  auf 
diese  Möglichkeit,  auf  die  Gründung  eines  eigenen  Heerds  und  be- 
friedigenden Hausstands  —  notorisch  einer  der  mächtigsten  sinnlich- 
sittlichen Impulse  im  Menschen  aller  Culturstufen  und  aller  Nationa- 
litäten —  zugleich  in  hohem  Maasse  zu  wirthschaftlicher  Tüchtig- 
keit an,  um  dies  Ziel  zu  erreichen.  Und  ist  es  erreicht,  so  dient 
die  Sorge  für  Weib  und  Kind  auch  wieder  zum  weiteren  Ansporn 
dauernder  wirthschaftlicher  Tüchtigkeit  und  wirthschaftlichen  Vor- 
wärtsstrebens  und  Vorwärtskommens,  im  Gebiete  des  Erwerbs  wie 
des  Verbrauchs  der  Güter.  Die  familienwirthschaftliche 
Lebensweise  der  Bevölkerung  wird  daher  anch  im  Allgemeinen 
wirthschaftlich,  z.  B,  hinsichtlich  der  Durchtührung  des  ökonomi- 
schen Princips,  besonders  beim  Verbrauch  der  Güter  (Sparsam- 
keit! wirthsehaftliche  Function  der  Hausfrau!)  vor  der  rein  indivi- 
dualwirthschaftlichen  Vorzüge  bieten,  welche  für  die  Volkswirthschaft 


•*)  Nach  §.  1  d.  deutschen  Gewerbeordnung  t.  21.  Juni  1869  ist  der  Gewerbe- 
betrieb Jedermann  gestattet,  soweit  nicht  das  Gesetz  Ausnahmen  oder  Beschränkungen 
bestimmt.  Solche  bestehen  für  Ausländer  hinsichtlich  des  Gewerbebetriebs  im 
Umherziehen  und  des  Marktverkehrs,  nach  näheren  Vorschriften  des  d.  Bundesraths. 
S.  Jacobi,  Gew.-Gesetzgeb.,  8.  91,  !)9.  —  In  England  darf  nach  dem  Fremdenges. 
V.  1844  ein  Angehöriger  eines  befreundeten  Staats  (also  Suspension  im  Kriegsfall!) 
auf  21  Jaliro  Land  und  Häuser  miethen  und  alle  Gewerbe  betreiben.    S.  Pözl  eb. 


5.  AbscLn.  Die  Consequenzen  d.  persönl.  Freiheit.  Forts.  II.  Die  soc.  Freilieitsreclite.  367 

grosse  Bedeutung  gewinnen.  Nicht  gering  anzuseillagen  ist  dabei 
endlich  auch  der  Ersatz  des  egoistischeren  Erwerbs-  und  Spartriebs 
des  Einzelnen  durch  das  von  Egoismus  zwar  nicht  ganz  freie,  aber 
doch  auch  sittlich  anders  zu  beurtheileude  und  anders  wirkende 
Streben,  für  die  Angehörigen  zu  erwerben  und  zu  erübrigen. 

§.  226,  —  2)  Von  den  drei  Freiheitsrechten  der  räum- 
lichen Bewegung  stehen  die  Freizügigkeit  und  zum  Theil  das 
Ein-  und  Auswanderungsrecht  mit  dem  Eheschliessungsrecht  in  Ver- 
bindung. Erstere  ist  oft  dessen  Voraussetzung,  Auch  aus  diesem 
Grunde  sind  diese  Rechte  wirthsc haftlich  wichtig.  Aber  davon  ab- 
gesehen sind  alle  drei  Rechte  oftmals  die  Voraussetzungen 
einer  ordentlichen  Verwerthung  der  Arbeitskraft  und 
des  Eigenthums  für  den  Einzelnen,  sowie  die  Bedingungen 
der  localen  Concentration  gewisser  Arten  der  Production  und 
der  Ausdehnung  der  Grösse  der  Unternehmungen,  der  weitergehenden 
Arbeitstheilung,  m.  a.  W.  der  Entfaltung  des  Grossbetriebs 
(§.  137),  damit  aber  vielfacher  grosser  ökonomischer  und  technischer 
Vortheile  auch  für  die^anze  Volks  wir  thschaft. 

Namentlich  verlangt  die  Industrie  das  freie  Eheschliessungs- 
recht, die  Freizügigkeit  und  je  nachdem  auch  die  Freiheit  der  Ein- 
und  Auswanderung  für  die  unteren  arbeitenden  Classen, 
um  über  die  ihr  erforderlichen  Arbeitskräfte  leicht  an  den  Orten 
ihres  jeweiligen  Bedarfs  verfügen  zu  können.  Dieser  Bedarf  der 
Industrie  an  Arbeitskräften  pflegt  mit  der  Entwicklung  der  Industrie 
selbst,  wenn  auch  in  Folge  der  oft  noch  bedeutenderen  Entwick- 
lung der  maschinellen  Technik  nicht  immer  in  demselben  Verhält- 
niss,*^)  zu  wachsen.  Er  schwankt  aber  nach  vorübergehenden  Con- 
juncturen  erheblich  und  verändert  sich  besonders  in  einzelnen 
Zweigen,  je  nach  deren  Blüthe  und  Verfall,  und  demgemäss  in 
einzelnen  Oertlichkeiten  auch  dauernd.  Die  Industrie,  bez.  auch 
die  industriellen  privatkapitalistischen  Unternehmer  sind  daher  sehr 
dabei  interessirt,  dass  ihr  Bedarf  an  „Händen"  jederzeit  leicht  ge- 
deckt werden,  aber  die  Arbeitermenge  sich  ,auch  dem  Wechsel  des 
Bedarfs  leicht  anschmiegen  kann :  eben  dies  wird  durch  jene  Rechte 
gleichzeitig  bewirkt  (§.  239  ff.).  Hieraus  erklärt  sich ,  dass  die 
volle  Anerkennung  dieser  Rechte  in  den  modernen 
Staaten  auch  regelmässig  ein  dringendes  Verlangen 
der  industriellen  Interessen  und  der  Vertreter  der- 
selben ist. 


")  S.  oben  §.  138,  Anm.  IG. 
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§.  227.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  oder  die  moderne 
Volkswirthschaftslehre  physiokratisch-smithiscber  Richtung  hat  dieses 
Verlangen  mit  besonderem  Eifer  und  mit  ihren  besten  Beweisgründen 
unterstützt.  Hier  kommen  wieder  wichtige  Interessen  der  persön- 
lichen Freiheit,  in  der  modernen  durchaus  individualistischen  Auf- 
fassung der  letzteren,  zur  Geltung,  und  damit  wichtige  allgemeine 
Culturinteressen,  ja  wahre  Humanitätsinteressen.  Die  früher  bestan- 
denen Beschränkungen  der  Eheschliessung,  der  Freizügigkeit,  der 
Ein-  und  Auswanderung,  des  Reiseverkehrs  waren  vielfach  ein 
Ausfluss  des  reinsten  bureaukratischen  Polizeistaats  und  der  eng- 
herzigsten communalen  Kirchthurmpolitik  und  ebenso  kleinlich  als 
drückend  geworden.  Indem  die  Volkswirthschaftslehre  nachwies, 
wie  nachtheilig  solche  Beschränkungen  auch  in  wirthschaftlicher 
und  zwar  in  volks-  und  einzelwirthschaftlicher  Hinsicht  einwirkten, 
hat  sie  mächtig  dazu  beigetragen,  die  öffentliche  Meinung  noch 
mehr  dagegen  einzunehmen  und  ihr  Angriffswaffen  in  die  Hand 
gegeben.  Der  Nachweis,  dass  solche  nationale  Productionszweige, 
welche  man  in  neuerer  Zeit  für  die  Entwicklung  des  Volksreich- 
thums  allgemein  für  besonders  wichtig  hielt,  wie  die  Industrie,  das 
Fabrikwesen,  der  Bergbau,  dass  ferner  die  Bildung  grosser  Städte, 
der  Brenupuncte  höheren  Wirthschafts-  und  Culturlebens,  wesentlich 
durch  Freizügigkeit,  freies  Eheschliessungsrecht  u.  s.  w.  bedingt 
seien,  hat  dabei  besonders  schwer  gewogen.  So  sind  unter  dem 
Beifall  und  auf  das  Andringen  der  Volkswirthschaftslehre  jene  alten 
Hemmungen  und  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  der 
Individuen  in  Bezug  auf  Eheschliessung  und  räumliche  Bewegung 
sefallen.  Die  Volkswirthschaftslehre  hat  sich  dies  zu  besonderem 
Verdienst  angerechnet  und  abermals  konnte  sie  an  einem  popu- 
lären Beispiel  zeigen,  wie  die  Erfüllung  wichtiger  wirthschaftlicher 
Forderungen  zugleich  die  Erfüllung  hoher  Freiheits-  und  Cultur- 
forderungen  sei.  Die  Harmonie,  ja  die  Identität  aller  „gesunden 
wirthschaftlichen  Interessen"  und  aller  Freiheits-,  Cultur-  und 
Humanitätsinteressen  schien  bei  diesen  socialen  Freiheitsrechten 
noch  unverkennbarer  als  in  anderen  Fällen  vorhanden  zu  sein. 

§.  228.  In  der  That  ist  auch  bereitwillig  anzuerkennen,  dass 
diese  Rechte  in  einer  Hinsicht  wirklich  eine  wichtige  und  berech- 
tigte Freiheitsforderung  sind.  Ebenso  darf  die  Volkswirthschafts- 
lehre, insbesondre  die  Theorie  der  freien  Concurrenz,  mit  Fug 
behaupten,  dass  die  Gewährung  dieser  Rechte  ähnlich  wie  die  Ent- 
wicklung der  pers()nlichen  Freiheit  und  wie  die  Durchführung  des 
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Gleichheitsprincips  durch  ökonomische  Gründe  wesentlich  unter- 
stützt worden  sei  und  dass  sie,  die  Nationalökonomie,  die  Bedeutung 
dieser  Gründe  mit  zur  Geltung  gebracht  habe. 

Aber  leider  ist  auch  hier  die  Kehrseite  jener  fast  aus- 
schliesslich nach  dem  Gesichtspuncte  des  Individualinteresses, 
und  daher  sehr  absolut  formulirten  Rechte  von  der  modernen  Ge- 
setzgebung und  von  der  (theoretischen)  Politik  und  der  Volkswirth- 
schaftslehre  übersehen  worden.  Es  ist  für  eine  unbefangene  wissen- 
schaftliche Prüfung  nothwendig,  jene  Rechte  auch  von  der  anderen 
Seite  aus  und  sie  überhaupt  nicht  nur  vom  Gesichtspuncte  des 
Individuums,  sondern  auch  von  demjenigen  der  betheiligten 
Gemeinschaftskreise  und  der  Gesammtheit  aus  zu  be- 
trachten.^*') In  dieser  Hinsicht  verlangen  folgende  Puncte  eine 
besondre  Erwägung. 

1)  Die  früheren  Beschränkungen  der  Eheschliessung  und  der 
räumlichen  Bewegung  der  Individuen  sind  neuerdings  stets  nur  als 
Verletzungen  der  „natürlichen"  persönlichen  Freiheit  der  Ein- 
zelnen und  als  Benachtheiligungen  der  auch  an  freier  Be- 
wegung interessirten  Volkswirthschaft  betrachtet  worden.  Die 
ünhaltbarkeit  dieser  Beschränkungen  wurde  dabei  jedoch  gewöhn- 
lich zu  einseitig  an  einigen  solchen  Fällen  nachgewiesen,  welche 
theils  nur  Entartungen,  theils  Uebertreibungen  einer  an  und 
für  sich  nicht  unrichtigen  Berücksichtigung  gewisser  Gemeinschafts- 
interessen bei  der  gesetzlichen  Regulirung  jener  socialen  Rechte  der 
Eheschliessung  und  der  räumlichen  Bewegung  waren. ^^)  Die  Ver- 
werflichkeit der  Beschränkungen,  welche  in  diesen  Fällen  öfters 
ganz  begründet  war,  ist  dann  ohne  Weiteres  verallgemeinert 
worden,  so  dass  jetzt  nur  eine  radical  individualistisch-atomistische 
Fassung  jener  Rechte  richtig  erschien. 

2j  Die  volkswirthschaftlich  nachtheiligeu  "Wirkungen 
solcher  Beschränkungen  und  umgekehrt  die  volkswirthschaft- 
lich günstigen  Wirkungen  der  möglichst  freiheitlichen 
Fassung  jener  Rechte  sind  zwar  vielfach  in  richtiger  Weise 
von    der    Nationalökonomie   abgeleitet   und   durch    die   Erfahrung 


")  So  wenigstens  hinsichtlich  der  Freizügigkeit  auch  Bluntschli,  allgem. 
Staatsrecht,  2.  Aufl.,  IL,  4Sy,  s.  o.  Anm.  1  zu  Abschn.  .^,  S.  349. 

")  Die  Beweisführung  der  Volkswirthc  der  sog.  deutsclien  Freihandclsschule  auf 
dem  volkswirthsch.  Congress,  in  der  Publicistik,  im  Parlamente  ist  meistens  in  diesen 
wie  in  andren  ähnlichen  Fragen  so  erfolgt,  übei-schiesst  aber  eben  deswegen  das  Ziel, 
vollends  wenn  der  Einzelfall,  die  Anecdote,  wie  bei  K.  Braun,  das  ganze 
Beweismaterial  gegen  die  beschrilnkcndeii  (icsetze  ist. 

A.  Wagner,  Vulkswirthschaftslehre.     I.  24 
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bestätigt  worden.  Jedoch  nicht  in  dem  Umfang  und  mit  der 
principiellen  Tragweite,  wie  es  gewöhnlich  behauptet  wurde. 
Die  Nationalökonomie  hat  Recht,  wenn  sie  den  Einfluss  der  Ge- 
staltung jeuer  Rechte  auf  die  Production  im  Allgemeinen,  auf 
gewisse  Productionszweige  wie  das  Fabrikwesen  ins- 
besondere, in  der  oben  dargelegten  Art  nachweist.  Aber  wiederum 
übersieht  sie,  dass  zum  Theil  unmittelbar  und  nothwendig  mit  dieser 
Wirkung  verbunden,  zum  Theil  sie  wenigstens  regelmässig  beglei- 
tend eine  andre  ungünstige  Wirkung  eiuhergeht:  nicht  nur  diejenige 
auf  die  Vertheilung  des  Productionsertrags,  sondern  auch  die- 
jenige auf  die  Sicherheit  und  Gleichmässigkeit  des  Gangs 
der  Production  und  des  Absatzes,  besonders  in  der  Industrie 
und  im  Handel, ^2)  sowie  auf  die  ökonomische  Lage  der  an 
diesem  Gang  der  Production  zunächst  interessirten  und  davon  am 
Meisten  abhängigen  Personen,  nemlich  eines  grossen  Theils  der 
arbeitenden  Classen,  namentlich  der  Fabrikarbeiter  und 
kleinen  Hausindustriellen.  Hier  gelten  die  Sätze,  welche 
früher  über  die  Nachtheile  des  Systems  der  freien  Concurrenz  ab- 
geleitet wurden  (Kap.  3,  Abschn.  5,  bes.  §.  138).  Oefters  erfolgt 
hier  auch  wieder  die  falsche  Identificirung  des  einzel- 
wirthschaftlichen  Producenteninteresses,  z.  B.  an  der 
Entwicklung  eines  Industriezweigs,  und  des  volkswirthschaftlichen 
Gesammtinteresses. 

3)  Im  Zusammenhang  hiermit  steht  die  Verkennung  schwerer 
wirthschaftlicher,  socialer  und  sittlicher  Bedenken 
und  mancher  unbestreitbar  ungünstiger  Folgen,  welche 
eine  Fassung  jener  socialen  Rechte,  besonders  desjenigen  der  Ehe- 
schliessung  und  der  Freizügigkeit,  rein  nach  dem  wirk- 
lichen oder  selbst  nur  nach  dem  vermeintlichen  „Freiheits"- 
Interesse  des  Individuums  für  wichtige  Gemeinscbaftskreise, 
wie  Familie  und  Gemeinde,  für  die  zumeist  berührten  unteren 
Classen  der  Bevölkerung  und  schliesslich  für  das  ganze  Volksleben 
mit  sich  führt.  Eine  solche  Fassung  dieser  Rechte  wäre  für  den 
Einzelnen  und  für  kleinere  und  grössere  Gemeinschaftskreise,  denen 
derselbe  angehört,  immer  nur  unter  der  Voraussetzung  unbedingt 
ein  Segen,  dass  der  Einzelne  stets  richtig  sein  eigenes  bestes 
Interesse  verstände  und  dass  dessen  Befolgung  für  diese  Gemein- 
schaftskreise und  damit  für  alle  anderen  Volksangehörigen  und  für 
das  ganze  Volk  günstig  wirkte;   ferner  dass  alle  Beschränkungen 

12)  S.  unten  §.  229  n.  230  tf. 
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der  indiAdduellen  Freiheit,  welclie  nach  Gesichtspuncten  und  Zielen 
von  Gemeinschaften  eintreten,  den  Einzelnen  und  diese  Gemein- 
schaften und  damit  wieder  alle  Anderen  und  das  ganze  Volk 
schädigten.  Alles  dies  wird  zwar  von  der  Theorie  der  freien  Con- 
currenz  behauptet,  aber  nicht  als  allgemein  giltig  bewiesen.  Die 
Argumente  laufen  zum  Theil  nur  auf  dieselben  petitiones  principii 
jener  Theorie  hinaus,  welche  früher  schon  nachgewiesen  worden 
sind  (§.  128  flf.). 

§.  229.  Die  bedenklichen  Wirkungen  der  absoluten  Fassung 
jener  Rechte  lassen  sich  nicht  nur  mit  Sicherheit  als  Gestaltungs- 
tendenzeu  ableiten,  sondern  schon  liegen  dieselben  vielfach  un- 
verkennbar für  die  Beobachtung  zu  Tage.  Es  gilt  dies  von 
allen  vier  ohnehin  in  engem  Zusammenhang  stehenden  socialen 
Freiheitsrechteu ,  wenn  auch  nicht  von  allen  in  gleichem  Maasse, 
am  Meisten  wohl  vom  Rechte  der  Freizügigkeit  in  dessen 
heutiger  Gestaltung.  ^^) 

Eine  speciell  auf  das  Einzelne  eingehende  Dar- 
legung der  wirthschaftlichen ,  socialen  und  sittlichen  Wirkungen 
jener  Rechte  und  demnach  der  modernen  Gesetzgebung,  welche 
dieselben  so  absolut  individualistisch  formulirte,  gehört  nicht  an 
diese  Stelle  und  überhaupt,  wenigstens  nach  der  in  diesem  Werke 
noch  festgehaltenen  Systematik,  nicht  in  die  Politische  Oekonomie, 
sondern  in  die  freilich  nahe  verwandte  Wissenschaft  der  Inneren 
Ve r w a  1 1 u n g s  1  e h r e  (im  Wesentlichen  die  alte  Polizeiwissen- 
schaf t).i^) 

Wegen  der  a  1 1  g  e  m  e  i  n  -  wirthschaftlichen  Bedeutung  dieser 
Rechte  ist  es  jedoch  auch  die  Aufgabe   der  Politischen  Oeko- 


")  Mit  Hilfe  der  Statistik,  als  der  Methode  der  systematischen  Massen- 
beobachtung,  besonders  für  sociale  und  volkswirthschafthche  Phänomene  (s.  u. 
Kap.  T)  und  meine  Abh.  Statistik  im  Staatswb.,  XL,  4()9)  lässt  sich  dies  schon  jetzt, 
trotz  immer  noch  vielfach  sehr  unvollständigen  und  unvollkommenen  Materials,  unter- 
suchen. Von  besondrer  Wichtigkeit  ist  die  Statistik  der  Eheschliessungen,  des 
Heirathsalters  der  Eheschliessenden,  welche  leider  gewöhnlich  nicht  nach 
Berufsclassen  (Ständern  specialisirt  ist;  die  Statistik  der  Ortsbevölkerung,  mit 
der  Vcrgleichung  des  Zuwachses  der  letzteren  in  Städten  (nach  deren  Grösse nkategorieen) 
und  auf  dem  platten  Lande  (ländliche  Gemeinden,  Dörfer,  Gutsbezirke)  nach  den  perio- 
dischen Volkszählungen;  die  (noch  am  Meisten  mangelhafte,  gewöhnlich  nur  für  eüi- 
zelne  Grossstädte,  wie  z  B.  Berlin,  vorliegende,  s.  u.  Anm.  1  zu  Abschn.  7,  S.  3S3) 
Statistik  des  örtlichen  Zu-  und  Abzugs  der  Bevölkerung;  endlich  die  Statistik 
der  Ein-  und  Auswanderung,  welche  ebenfalls  freilich  manche  Lücken  enthält, 
besonders  was  die  Auswanderung  ohne  Entlassungsurkundcn  anlangt.  In  den  Werken 
über  Bevölkerungs-  und  Moralstatistik,  bes.  bei  Wappäus,  Quetelet, 
V.  Oettingen  viel  hierhergehöriges  verarbeitetes  Statist.  Material.  Spec.  Literatur- 
nachweise u.  Statist.  Daten  s.  u.  bei  den  einzelnen  Abschnitt.^n 

")  S.  bes.  Stein,  Verwl.  II.     Audi   Kap.  (i  n. 
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nomie,  sich  mit  denselben  zu  beschäftigen.  Dies  wird  besonders 
in  diesem  grundlegenden  Theiie  nicht  unterbleiben  dürfen,  um 
die  bedenklichen  Wirkungen  einer  absolut  individualistischen  For- 
mulirung  dieser  Rechte  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte 
zu  prüfen. 

Ausserdem  beleuchten  die  Bedenken,  welche  eine  solche  Fassung 
der  Rechte  einflösst,  wiederum  in  eigenthtimlicher  Weise  die  Prin- 
cipienfragen,  welche  sich  an  die  Organisation  der  ganzen 
Volkswirthschaft  und  an  das  Verhältniss  des  privat- 
zum  gemeinwirthschaftlichen  System  knüpfen  (Kap.  3). 
So  ist  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  Stellung  zu  der 
Gesetzgebung  über  die  socialen  Freiheitsrechte  zu  nehmen  und 
demnach  mit  zu  entscheiden,  ob  und  wie  den  bedenklichen  Wir- 
kungen der  modernen  absoluten  Fassung  dieser  Rechte  etwa  durch 
eine  Veränderung  der  Gesetzgebung  zu  begegnen  sei. 
Wegen  des  innigen  Zusammenhangs  zwischen  diesen  Rechten  und 
dem  privatwirthschaftlichen,  auf  der  Grundlage  freier  Concurrenz 
beruhenden  System  lässt  sich  indessen  leicht  zeigen,  dass  eine 
einfache  Beschränkung  der  socialen  Freiheitsrechte,  mehr 
oder  weniger  nach  der  Schablone  der  früheren  Zeit,  nur  bedingt 
in  sehr  begrenztem  Umfange  grade  auch  wegen  der  Bedürf- 
nisse einer-  und  der  AVirkuugen  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
andrerseits  in  Frage  kommen  kann,  von  allen  anderen  Gegen- 
gründen  gegen  solche  AViedcrbeschränkung  in  heutiger  Zeit  abge- 
sehen. Diese  Rechte  sind,  wie  eine  Voraussetzung,  so  eine  Con- 
sequenz  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  wie  es  sich  in  der 
modernen  Welt  gestaltet  hat. 

Eine  Abhilfe  gegen  die  Nachtheile,  welche  diese  Rechte  für 
die  Gemeinschaft  und  schliesslich  doch  auch  wieder  für  die  Familie 
und  das  Individuum  hervorrufen,  ist  daher  auch  viel  weniger 
von  einer  veränderten  Socialgesetzgebung,  als  von  einer 
veränderten  Organisation  der  Volkswirthschaft,  nament- 
lich von  einer  zweckmässigen  Ausdehnung  des  gemein-, 
besonders  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  zu  erwarten.  Neben  den  grossen 
Gebieten  der  immateriellen  Production,  den  Thätigkeiten  für 
]{echtsschutz  und  allgemeine  Cultur-  und  Wohlfahrtsförderung,  wo 
ohnehin  nach  dem  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeit"  (§.  171  ff.)  das  gemein wirthschaftliche  System  sich  immer 
mehr  absolut  und   relativ ;   gegenüber   dem   privatwirthschaftlichen, 
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entwickelt,  ist  auch  auf  die  immer  weitere  Herübernahme  passender 
Zweige  der  Sachgüterproduction,  wie  Eisenbahnbau  im 
Staatsbahnsystem  u.  v.  a.  m.  Bedacht  zu  nehmen.  Dadurch  wird 
es  gelingen,  den  Gang  der  Production,  deshalb  den  Bedarf 
an  Arbeitskräften  zeitlich  und  räumlich  gleichmässiger  zu  ge- 
stalten und  mit  einem  Schlage  einen  guten  Theil  der  heutigen 
Bedenken  gegen  die  moderne  Fassung  jener  Freiheitsrechte  zu  be- 
seitigen. Der  gleichmässigere  Gang  des  Eisenbahnbaus,  wie  ihn 
z.  B.  ein  rationelles  Staatsbahnsystem  statt  des  bald  fieberhaft  über- 
triebenen, bald  ganz  stockenden,  weil  vom  Gange  der  Speculation 
abhängigen  Privatbahnsystems  ermöglicht,  wird  alle  die  zahlreichen 
und  wichtigen  Industrieen  und  Arbeiter,  welche  direct  und  indirect 
für  die  Bahnen  arbeiten,  ebenfalls  gleichmässiger  in  Gang  halten, 
Ueberspeculation  hier,  Krise  dort,  wenn  nicht  verhüten,  so  weniger 
intensiv  gestalten,  dadurch  die  ökonomische  Lage  grosser  Bevöl- 
kerungsmassen mehr  in  gleichem  Zustande  erhalten,  in  Folge  dessen 
die  Schwankungen  in  der  natürlichen  Bewegung  (Eheschliessungen, 
Geburten,  Todesfälle)  und  in  der  räumlichen  Bewegung  (Ein-  und 
Auswanderung,  Ab-  und  Zuzug  in  den  Industriesitzen  u.  s.  w.) 
wünschenswerth  einengen,  und  demgemäss  im  Ganzen  die  Wir- 
kungen der  heutigen  socialen  Freiheitsrechte  viel 
weniger  bedenklich  machen. ^^) 

Erst  diese  weiteren  Folgen  einer  mehr  gemeinwirthschaft- 
lichen  statt  der  heutigen  mehr  privatwirthschaftlichen  Organisation 
der  Volkswirthschaft  zeigen  die  grosse  Tragweite  einer  solchen 
Umgestaltung.  Das  vorliegende  Beispiel  belegt  aber  von  Neuem 
die  Wichtigkeit  national  ökonomischer  Untersuchungen  der 
socialen  Freiheitsrechte  auch  für  die  Verwaltungslehre.^'^) 

*^)  Diese  Seite  des  Staatsbahnwesens  ist  bisher  viel  zu  wenig  beachtet.  Vergl. 
jedoch  schon  meine  Darlegung  iu  Rau-Wagner.  Finanzw.,  I.,  §.  231,  bes.  sub  b 
nebst  Anm.  k  u.  §.  232.  Aus  der  neuesten  Si)eculationsperiode  ISTl — 73  u.  Krisis 
1873 — 74  ff.  wird  der  tonangebende  Einfluss  des  Eisenbahnbaues  auf  einen  grossen 
Theil  der  gesammten  Industrie  (durch  das  Medium  der  Arbeitslöhne  auch  auf  die 
nicht  direct  für  die  Bahnen  arbeitenden  Zweige)  allgemein  hervorgehoben,  wozu  aller- 
dings ein  wegen  der  französischen  Milliarden  fieberhafter  Staatsbahnbau  diesmal  mit 
beitrug.  Vgl.  z.  B.  Oechelhäuser.  wirthsch.  Krisis.  Berl.  1S76.  Dieser  fehler- 
hafte, weil  zu  ungleichmässige  Staatsbahnbau  lässt  sich  aber  vermeiden.  Zu  beachten 
ist  nur,  dass  der  Staatsbahnbau  bloss  ein,  wenn  auch  besonders  wichtiger  Beleg- 
fall für  die  Richtigkeit  der  Beweisführung  im  Te.\te  ist. 

*®)  Die  socialen  Freiheitsrechte  haben  noch  ihre  besondere  Bedeutung  für  die 
grossen  Gebiete  der  materiellen  Production,  Ackerbau,  Bergbau,  Industrie.  In  den 
Erörterungen  hierüber  und  über  Agrar-  und  Gewerbeverfassung  und  Handelspolitik  im 
practischen  Theile  der  Volkswirthschaftslehre ,  bez.  im  1.  Bande  des  Lehrbuchs 
wird  eventuell  weiter  auf  den  Gegenstand  der  folgenden  Absclmitte  einzugehen  sein. 
Vgl.  u.  über  die  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  die  Freizügigkeit  §.  244. 
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6.  Abschnitt. 
Die  Consequenzen  der  persönlichen  Freilieit,    Fortsetzung'. 

n.    Die  socialen  Freiheitsrechte. 
1.    Das  Recht  der  Eheschliessung.^) 

§.  230.  Characteristisch  für  das  Eherecht,  welches  wir  in 
unseren  modernen  Staaten  aus  dem  Mittelalter  überkommen  haben, 
ist,  dass  nicht  nur  die  rechtsgiltige  Form  der  Eheschliessung 
dem  individuellen  Belieben  entrückt,  sondern  auch  das  Recht,  eine 
Ehe  einzugehen,  in  materieller  Hinsicht  an  gewisse  allgemeine 
rechtliche  Bedingungen  und  an  die  Zustimmung  von 
Gemeinschaften  oder  von  Vertretern  solcher  geknüpft  war. 
Darin  lag  die  rechtliche  Anerkennung  der  unbestreitbaren  That- 
sache,  dass  jede  neue  Ehe  nicht  nur  das  Interesse  der  Gatten, 
sondern  direct  als  solche,  als  Lebensgemeinschaft  der 
Gatten,  und  in  direct  wegen  der  Folgen  der  Ehe  für  die  Kin- 
dererzeugung und  die  Bevölkerungsvermehrung,  das  In- 
teresse engerer  und  weiterer  Gemeinschaften,  denen  die  Gatten 
angehören,  und  schliesslich  des  ganzen  Volks  berühre. 

1)  Die  Volksgemeinschaft  nahm  i  h  r  Interesse  insbesondere  in 
den  Rechtsnormen  üb^r  die  Ehehindernisse  wahr.  Im  heuti- 
gen Eherechte  der  modernen  Culturstaateu  sind  diese  Ehehinder- 
nisse mit  Recht  gegen  früher  vielfach  beseitigt  und  beschränkt 
worden.    Aber  bekanntlich  fehlen  sie  auch  jetzt  keineswegs  ganz. 


^)  Stein,  Verw.-Lehre,  II.,  124—162,  Handh.  S.  73—76;  H.  Rösler,  Verw.- 
recht,  I.,  1,  S.  115  ff.,  auch  f.  Liter,  u.  Ges.  geb.  K,  v.  Mohl,  Polizeiwiss.,  3.  Aufl., 
I.,  130  ff.,  152  ff.  passim;  Gerstner,  Grundlehr.  d.  Staatsverw.,  Würzb.  1864,  IL,  1, 
Bcvölkerungslehre,  S.  143  ff.,  ISO  ff.,  201  ff.  —  v.  Könne,  Staatsrecht  d,  D.  Reichs, 
2.  Aufl.,  S.  121  ff.,  ders.,  preuss.  Staatsrecht,  3.  Aufl.,  L,  2,  S.  179  ff.;  Friedberg, 


vielfach  im  Anschluss  an  Mario,  Weltökon. ,  der  eingehend  die  Bevölkerungslehre 
behandelt,  IL,  376—422,  IIL,  69—138.  Wappäus,  Bev.  stat.,  IL,  215  ff.  A.  v. 
Oettingen,  Moralstat.,  2.  Aufl.,  S.  75  ff.  Meine  Gesetzmäss.  d.  scheinbar  willkührl. 
menschl.  Handlungen,  Hamb.  1864,  U.,  90  ff.  G,  Rumelin,  Reden  u.  Aufs.,  Tüb. 
1875,  über  die  Malthus'schen  Lehren,  S.  305  ff.  —  Gesetzgebung:  Ges.  d.  Nord- 
deutschen Bundes  v.  4.  Mai  1868  über  d.  Aufheb.,  der  polizeil.  Beschränkungen  der 
Eheschliess.  Reichsges.  v.  6.  Febr.  1875  über  d.  Beurkund.  d.  Personenstands  u.  die 
Eheschliessung,  bes.  §.  28  ff.  Bai  er.  Ges.  über  Heimath,  Verehelich,  u.  s.  w.  vom 
16.  Apr.  1868.  S.  auch  Anm.  1  zu  Abschn.  7  u.  —  Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses 
Werks,  auf  die  Geschichte  und  das  heutige  Recht  der  Eheschliessung,  noch  auf  die 
bevölkerungsstatistischen  Fragen,  welche  sich  an  die  Eheschliessung  knüpfen,  näher 
einzugehen.  Weiteres  llterar.  und  legislat.  sowie  statist.  Material  s.  daher  in  den 
genannten  Werken. 
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Indem  uamentlicli  das  unbedingte  Ehehinderniss  des  verheira- 
theten  Stands,  mithin  die  Monogamie,  sowie  dasjenige  eines 
nahen  Verwandtschaftsgrads  festgehalten  wird,  trägt  das 
Recht  gewissen  sittlichen  Anschauungen  des  Volksbewusstseins 
gebührend  Rechnung.-)  Indem  ein  bestimmtes  Alter  der  Ehe- 
mündigkeit verlangt  wird,  werden  auch  sanitäre  Interessen  der 
Gesammtheit,  welche  beim  Ehehinderniss  der  Verwandtschaft  eben- 
falls ein  wenig  mitspielen,  wahrgenommen,  ^j 

2)  Die  Einmischung  der  grössten  Gemeinschaft,  derjenigen 
des  Volks  und  ihres  Vertreters,  des  Staats,  in  die  Eheschliessung 
ist  geschichtlich  nicht  häufig  und  namentlich  selten  aus  eigentlichen 
populationistischen  Tendenzen,  nemlich  um  die  Eheschlies- 
sungen wegen  ihres  Einflusses  auf  die  Volks  Vermehrung  zu 
befördern  oder  zu  beschränken,  vorgekommen,  obwohl  es 
an  characteristischen  Beispielen  dafür  nicht  gefehlt  hat.*)  Prin- 
cipiell  wird  in  dem  practisch  wichtigsten  Falle,  dass  etwa  nach 
den  Umständen ,  besonders  nach  der  Höhe  des  Volkseinkommens, 
eine  Beschränkung  der  Eheschliessungen  und  dadurch  implicite 
der  Volksvermehrung  vom  Gesammtinteresse  gefordert  würde,  dem 
Staate  ein  Einmischungsrecht  nicht  vorzuenthalten  sein  (§.  97). 
Wenn  der  moderne  Staat  darauf  meistens  verzichtet  hat,  so  ist  dies 

^)  S.  Keichsges.  v.  6.  Febr.  1ST5,  §.  33.  Auch  der  liier  genannte  Fall,  dass  die 
Ehe  verboten  ist  zwischen  einem  wegen  Ehebruchs  Geschiedenen  und  seinem  Mit- 
schuldigen, gehört  hierher.  In  diesem  Falle  ist  nach  einem  in  das  Gesetz  gebrachten 
Zusätze  allerdings  Dispensation  zulässig,  ein  Sieg  des  Individualprincips  über  die  sitt- 
liche Anschauung. 

")  Beispiel:  d.  preuss.  Landrecht  setzt  18  Jahi'e  für  den  Mann,  14  für  das  Weib  fest, 
was  ein  preuss.  Ges.  v.  Dec.  1872,  um  der  Eechtsgleichheit  Willen,  im  ganzen  Staate 
einführte.  Das  neue  Eeichsgesetz  vom  6.  Febr.  1S75  bestimmt  mit  Eecht  wieder 
höhere  ZiflPern:  vollendetes  20.  und  IC.  Jahr,  mit  Zulassung  von  Dispensation.  In  der 
Erhöhung  des  Alters  der  Ehemündigkeit  wie  in  allen  solchen  Bestimmungen  des  Eechts 
über  die  Ehehindernisse  zeigt  sich  die  uubeseitigbare  Berücksichtigung  des  Gemein- 
schaftsinteresses  vor  derjenigen  des  Individualinteresses:  sehr  mit  Eecht,  aber  im 
Widerspruch  mit  der  sonst  beliebten  absoluten  Fassung  der  persönlichen  Freiheit 
des  Individuums. 

*)  üeber  Ehebeförderung  s.  Eos  eher,  I.,  §.  255.  Das  bedeutendste  Bei- 
spiel aus  dem  Alterthum:  die  augusteische  Gesetzgebung  in  der  Lex  Julia  et  Papia 
Poppaea,  s.  darüber  Puchta,  Institut.,  I..  520  ff'.  Kinderprämiensystem  Col- 
bert's,  ähnlich  in  and.  Ländern  im  17.  Jahrh.  Stein,  Yerw.  l,  143  ff",  (knirzweg 
hier  vom  „überwundenen  Standpunct"  bei  Ehebeförderang  sprechend,  was  einseitig 
und  unhistorisch).  S.  Mohl.  Gerstner  a.  a.  0.  —  üeber  Ehebeschränkungen, 
neuerdings  die  practischere  Seite  der  Frage,  Kau,  Vwschpol.,  IL,  §.  15  ff'.,  Eoscher, 
I.,  §.  258,  Stein,  Vwl.,  IL,  S.  14ö  ff".  Die  Frage  des  Eheverbots  für  gewisse  Kranke 
uad  Schwächliche,  nach  sanitären  Eüfksichten  wegen  der  üebertragung  von  Krank- 
heiten und  Krankheitskeimen  auf  die  Nachkommenschaft,  ist  wolil  noch  nicht  für  alle 
Zeit  endgiltig  entschieden.  Auch  hier  kommen  gewichtige  Gemein  sc  haftsinteresseu 
in  Betracht.  —  Stein  a.  a.  0.  S.  149  wieder  zu  apodictisch  vom  Standpuncte  der 
Gegenwart  aus. 
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im  Ganzen  wohl  zu  billigen,  weil  die  Beschränkung  der  „Ehe- 
freiheit" wenigstens  nach  unserer  heutigen  Anschauung  am 
Schwersten  empfunden  und  wirklich  als  eine  Verletzung  der 
persönlichen  Freiheit  betrachtet  wird,  und  weil  die  Gemeinschaft 
auch  vielfach  in  der  Gegenwart  ein  Interesse  an  Vermehrung  der 
Ehen  und  der  Bevölkerung  hat.  Aber  damit  kann  und  darf  sich 
der  Staat  nicht  unbedingt  ein  für  allemal  die  Hände  ge- 
bunden haben.  Am  Wenigsten  würde  in  einem  socialistischen 
Gemeinwesen  principiell  Ehefreiheit  oder  Freiheit  der  Kinderer- 
zeugung gewährt  werden  können.^) 

3)  Häufiger  und  allgemeiner  waren  und  sind  z.  Th.  bis  in 
unsere  Zeit  hinein  die  Eheconsensrechte  kleinerer  Gemein- 
schaftskreise, durch  welche  die  letzteren  ihre  (wirklichen  oder  ver- 
meintlichen) Interessen  den  Eheschliessenden  gegenüber  zur  Geltung 
brachten  oder  durch  welche  auch  Interessen  der  Eheschliessenden 
selbst  nach  dem  Princip  der  Bevormundung  wahrgenommen  werden 
sollten.  Solche  Eechte  der  Zustimmung  besass  die  Familie  (das 
Geschlecht),  bez.  das  Familienhaupt  (Vater,  Eltern),  der 
gesellschaftliche  (und  damit  oft  zusammenfallend  der  poli- 
tische) Stand,  welchem  ein  oder  beide  Nupturienten  angehörten, 
die  Gemeinschaft  gleichen  Besitzrechts  (wie  in  Lehens- 
und in  Grundherrlichkeitsverhältnissen),  die  Eeligions- 
gemeinschaft,  der  Berufs-  und  Erwerbsstand,  endlich 
namentlich  die  Gemeinde,  besonders  als  die  eventuell  zur  Armen- 
unter Stützung  verpflichtete  Gemeinschaft.  Manche  dieser  Con- 
sensrechte  sind  mit  den  Einrichtungen,  an  welche  sie  sich  knüpften, 
obsolet  geworden,  andere,  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  bestehende, 
sind  ausdrücklich  vom  Gesetze  aufgehoben  worden.  Nur  kleine 
Reste  haben  sich  erhalten,  wie  in  dem,  sehr  beschränkten,  elter- 
lichen und  wie  im  staatlichen  Consens rechte,  welches  bei 
Civilstaatsdienern   und   besonders    bei  Militärpersonen    in    einiger 


^)  S.  oben  d,  Ausführung  in  §.  97,  bes.  Anm.  13,  S.  123.  Ferner  Mario,  III., 
85,  der  ebenfalls  den  Socialisten  den  Vorwurf  einer  grade  von  ihrem  Standpuncte  aus 
unverantwortlich  optimistischen  Behandlung  der  Bovi'ilkeruugsfrage  macht.  Vgl.  übri- 
gens auch  De  Laveleye,  propricte,  Par.  1874,  p.  33  über  die  scheinbar  entgegen- 
gesetzte Erfahrung  in  Eussland:  dass  nemlich  die  halbsocialist.  lilndl.  Organisation 
doch  nicht  /u  einer  rascheren  Volksvcrmelirung  führe.  Indessen  sind  einmal  die 
Daten  über  die  russ.  Volksvermehrung,  soweit  sie  aus  den  period.  „Zählungen"  der 
BevöUierung  entnommen,  nicht  genau  genug  für  die  Entscheidung  der  Frage  nach 
der  wirklichen  Vermehrung;  xuid  sodann  weist  DeLaveleye  selbst  auf  den  Miss- 
stand: starke  Geburtenziil'er,  aber  unerhörte  Kindersterblichkeit  hin.  S.  über  letzteres 
üebel  llümelin,  a.  a.  0.  S.  331. 
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Hinsicht  das  ältere  Consensrecht  des  gesellschaftlichen  Standes  ver- 
tritt. In  der  Hauptsache  ist  also  grade  im  Eheschliessungsrecht 
das  Individualprincip  statt  des  Gemeinsehaftsprincips  (§.  200) 
zu  umfassendster  Geltung  gelangt.^) 

§.  231.  Diese  Gestaltung  grade  des  Eherecbts  ist  auf  die 
mannigfaltigste  Weise  begründet  worden.  Vornemlich  in  ihr  sah 
man  eine  nothwendige  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit.  Eine 
Beschränkung  der  letzteren  auf  diesem  Gebiete  aller  persönlichsten 
Interesses  des  Einzelnen  galt  daher  vollends  als  ausserhalb  der 
Competenz  des  Staats  liegend.  Die  günstigen  socialen  und  wirth- 
schaftlichen  Folgen,  welche  oben  anerkannt  wurden  (§.  225),  fielen 
schwer  ins  Gewicht.  Der  nicht  zu  läugnende  Zusammenhang  zwi- 
schen dem  Eheschliessungs-  und  Niederlassungsrecht  und  der  abso 
luten  und  relativen  Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten  wurde 
benutzt,  um  auch  vom  sittlichen  Standpuncte  aus  eine  möglichst 
freiheitliche  Gestaltung  dieser  Rechte  zu  fordern.'')  Die  oft  sehr 
kleinliche  und  chicanöse  Handhabung  der  geltenden  Beschränkungen 
der  Eheschliessungsfreiheit  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
Rechte  der  Niederlassung  und  Freizügigkeit  und  des  Gewerbe- 
betriebs, häufig  im  engherzigsten  Interesse  der  betheiligten  Kreise, 
der  Concurrenten,  der  Gemeinde,  diente  ebenfalls  nur  zur  Discredi- 
tirung  dieser  Beschränkungen  in  Bausch  und  Bogen.  Dem  Ein- 
wand, dass  der  Missbrauch  den  richtigen  Gebrauch  nicht  aufheben 
darf,  begegnete  man  mit  der  Bemerkung,  dass  bei  solcher  Gesetz- 
gebung ein  Missbrauch  unvermeidlich  sei.  Die  zunächst  berührten 
unteren  und  ärmeren  Classen  schienen  dabei  endlich  besonders  be- 
nachtheiligt  zu  werden,  im  Widerspruch  mit  der  Forderung  nicht 
nur  formaler,  sondern  realer  Rechtsgleichheit.  Die  Bevormundung 
dieser  Classen,  welche  in  dem  früheren  Eherechte  mit  enthalten 
war,  wurde  aber  aus  allgemeinen  und  hier  noch  aus   besonderen 


*)  S.  bes.  Stein  a.  a.  0.,  bei  aller  Einseitigkeit  und  mitunter  Schiefheit  seiner 
Sc hablonisirung  nach  (jeschlecliterordnung,  ständischer,  staatsbürgerlicher  Ordnung  doch 
hier  wie  in  s.  ganzen  Verwaltungslehre  viel  Treuliches:  der  Hauptmangel  bleibt  nur 
bei  Stein,  wie  bei  den  Volkswirthen  der  liberalen  Schule,  dass  sie  keine  Fort- 
bildung über  die  heutige  staatsbürgerliche  Periode  liinaus  für  zulässig,  kaum  für 
möglich  anzunehmen  scheinen. 

')  Siehe  A.  v.  Oettiugen,  Moralstat.,  2.  Aufl.,  S.  282  fi'.,  der  den  Einfluss  der 
(iesetzgebung  über  Eheschliessung,  Niederlassung  und  Gewerbebetrieb  zu  wenig  betont. 
Vgl.  übrigens  S.  llo.  Wappäus,  Bev.  stat.,  IL,  ."iSS  fi'.,  389.  Ma.ximum  iinehel. 
Kinder  (bei  Vergleich  nach  Staaten)  in  Deutschland  im  rechtsrhein.  Baiern  nnd 
Mecklenburg  mit  den  längst  dauernden  und  strengsten  Niederlassungs-  u.  s.  w,  Er- 
schwerungen. Verbesserung  seit  der  neueren  Gesetzgebxing  hes.  in  Baiern,  8.  u.  Anm.  13, 
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Gründen  in  einer  so  persönlichen  Sache  wie  der  Eheschliessung 
verworfen. 

Das  endgiltige  Urtheil  über  die  Triftigkeit  dieser  Gründe  und 
über  den  Werth  unseres  heutigen  Eherechts  hängt  nothwendig  von 
der  gesammten  Auffassung  des  socialen  und  volkswirthschaftlichen 
Lehens  und  danach  von  der  Ansicht  über  das  für  letzteres  aufzu- 
stellende Ziel  ab.  Dafür  ist  auf  den  Inhalt  dieses  ganzen  Werks, 
besonders  dieses  grundlegenden  Theils,  und  auf  die  Erörterung, 
welche  unten  speciell  an  die  Betrachtung  der  Freizügigkeit  und 
Niederlassungsfreiheit,  des  volkswirthschaftlich  wichtigsten  der  vier 
socialen  Freiheitsrechte,  angeknüpft  wird  (§.  242),  zu  verweisen. 
Hier  können  folgende  Erwägungen  genügen. 

§.  232.  Vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus, 
von  welchem  hier  das  Eherecht  in  erster  Linie  zu  betrachten  ist, 
entspricht  die  heutige  Gestaltung  desselben  durchaus  den  philo- 
sophischen und  politischen  wie  den  besonderen  ökonomischen 
Grundanschauungen  der  Theorie  der  freien  Concurrenz.  Die  Ver- 
treter dieser  Lehre  handeln  daher  als  Anhänger  des  heutigen  Ehe- 
rechts nur  folgerichtig. 

Von  dem  social  ökonomischen  Standpuncte  dieses  Werks  aus 
bieten  sich  dagegen  manche  Bedenken,  welche  schon  heute,  nach 
verhältnissmässig  kurzem  Bestände  des  neuen  Eherechts  in  den 
europäischen  Culturstaaten ,  ihre  vielfache  practische  Bestätigung 
durch  die  Erfahrung  linden. 

1)  Das  heutige  Eherecht  bildet  einen  bedeutsamen  weiteren 
Schritt  zur  vollen  Auflösung  nothwendiger  und  heilsamer  Gemein- 
schaftsbande und  insofern  zur  weiteren  Atomisirung  der  Gesell- 
schaft. Das  Individualprincip  ist  darin  zu  unbedingt  zum  Siege 
über  das  Gemeinschaftsprincip  gelangt,  welches  bei  solchen 
socialen  Rechtsinstituten,  wie  die  Ehe,  seine  Beachtung  gebieterisch 
im  Interesse  des  socialen  und  wirthschaftlichen  Organismus  fordert. 

2)  Jenes  Recht  ermöglicht  und  begünstigt  bei  den  unteren, 
ärmeren  und  ungebildeteren  Classen  eine  frühzeitigere  Ehe- 
schliessung, ohne  die  genügende  Geistes-  und  Characterreife ,  mit- 
unter selbst  ohne  die  erforderliche  körperliche  Reife  der  Gatten 
und  ohne  hinlänglich  gesicherte  ökonomische  Grundlage  des  Haus- 
stands. Es  wird  dadurch  indirect  eine  der  wichtigsten  Ursachen 
der  Verarmung  und  materieller  wie  sittlicher  Noth  verstärkt,  welche 
in  leichtsinniger,  zu  früher  Heirath,  zu  grosser  Kinderzahl  in  der 
Ehe  liegt,  und  ein  Theil  der  neuen  Generation  wird  physisch  und 
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psychisch  untüchtiger.  Die  Generationen  folgen  rascher  auf  ein- 
ander, die  Geburtenzahl  schwillt  stärker  an,  der  Tod  hält  aber 
unter  den  Kindern  nur  eine  um  so  reichlichere  Ernte.^) 

3)  Das  neue  Eherecht  steht  auch  in  Widerspruch  mit  öfters 
noch  anerkannten  privatrechtlichen  Pflichten  der  Familie, 
bez.  der  näheren  Verwandtschaft 3)  zur  Hilfsleistung  an  be- 
dürftige Angehörige  und  vor  Allem  mit  der  öffentlich-recht- 
lichen Armenunterstützungspflicht  der  Gemeinden. ^'^) 


*)  Die  Richtigkeit  dieser  Sätze  lässt  sich  bereits  mit  dem  jetzigen  bevölkerungs- 
statistischen Material  erhärten.  Die  Consequenz,  welche  im  Text  aus  den  statistischen 
Thatsachen  für  die  Frage  des  Eherechts  gezogen  wird,  wird  Zustimmung  oder  Ab- 
weisung je  nach  der  Stellung  des  Einzelnen  zu  den  M  alt  hu  s' sehen  Lehren  finden. 
üeber  die  im  Kern  unumstössliche  Malthus'sche  Lehre  s.  o.  §.  97,  Anni.  l.'i, 
S.  123.  Im  Wesentlichen  übereinstimmend  Eümelin,  Aufs.  S.  304:  „Die  bekannten 
Sätze  von  Malthus  sind  ebenso  anfechtbar  in  ihrer  statistischen  xuid  psychologischen 
Begründung  im  Einzelnen  als  unumstösslich  und  von  einleuchtendster 
Wahrheit  im  Ganzen."  In  dieser  und  der  vorausgehenden  Abhandlung  „über 
den  Begriff  und  die  Dauer  einer  Generation"  mehrfach  Erörterungen  und  statistische 
Daten  zur  Bestätigung  des  im  Text  Gesagten,  bes.  der  Schlusssätze.  S.  bes.  über  die 
Kindersterblichkeit  S.  330  ff.  und  über  die  Bedenken  eines  raschen  Wachsens  der  Be- 
völkerung in  alten  Culturländern,  ganz  in  Einklang  mit  dem  Kern  der  M. 'sehen  Lehre, 
S.  324  ff.  Die  bedenkliche  sofortige  starke  Steigerung  der  Trauungen  imd  Geburten 
in  günstigen  Jahren  (bei  gutem  Erwerb,  massigen  Preisen  der  Lebensmittel),  das 
Herabgehen  des  Heirathsalters  in  solchen  Jahren  (Belgien,  s.  meine  Gesetzmässigk., 
II.,  94,  96,  England),  das  unverhältnissmässig  niedrige  Heirathsalter  auch  der  Männer 
in  England  (fast  die  Hälfte  der  getrauten  Männer  unter  25  J.  alt,  selbst  unter  20  J. 
2.4  Proc.  trotz  des  nördlichen  Landes!  Wappäus,  IL,  270),  die  überall  noch  so 
grosse  Kindersterblichkeit,  die  sofortige  Steigerung  der  Sterblichkeit  in  ungünstigen 
Jahren  beweisen  nicht  nur  voUgiltig  für  die  starken  Tendenzen  der  Volksvermehrung, 
für  die  mächtige  Wirksamkeit  der  repressiven  Hemmmittel  und  für  die  immer  noch 
so  ungenügende  Wirksamkeit  einer  richtigen  Prävention  und  damit  eben  für  die 
Richtigkeit  der  M.'schen  Lehre  im  Kern,  trot^  der  Unhaltbarkeit  der  Formel  (s.  oben 
S.  124,  Anm.  13):  siezeigen  ausserdem  auch,  dass  hier  grösste  Gemeinschafts- 
interessen vorliegen,  welche  man  nicht  ohne  Weiteres  grundsätzlich  preis- 
geben kann,  selbst  wenn  sie  "mehr,  als  es  der  Fall  ist,  mit  Individualinteressen  in 
Widerspruch  ständen.  Ob  und  welche  Beschränkung  des  Eheschliessungsrechts  des- 
wegen statthaben  soU,  muss  immer  mit  Rücksicht  auf  die  Erfordernisse  der  per- 
sönlichen Freiheit  und  ausserdem  nach  der  concreten  Sachlage,  aber  darf  nicht 
allein  nach  jenen  Erfordernissen  entschieden  werden,  sondern  stets  zugleich  mit 
Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  Gemeinschaft:  dies  gilt  es  festzuhalten,  grade 
dies  wird  aber  von  der  modernen  Freiheitstheorie  bestritten. 

®J  Diese  Verpflichtungen  sind  auch  durch  die  neueste  deutsche  Armengesetzgebung 
nicht  beseitigt  worden.  D.  Ges.  über  d.  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1S7Ü, 
§.61,  Alin.  2.  Vgl.  Roch  oll,  Syst.  d.  D.  Armenpflegerechts,  Berl.  1873,  S.  245  ff., 
f.  Preussen  Bruch  in  Emminghaus'  Armenwesen,  Berl.  1S70,  S.  4S  ff.  Nach 
dem  Land  recht  besteht  in  Preussen  eine  ünterstützungs-  und  Alimentationspflicht 
unter  Gatten,  für  Kinder  und  deren  Descendenten  gegenüber  den  Eltern,  für  Eltern 
und  Grosscltern  gegenüber  den  Kindern  und  Enkeln ,  für  voll-  und  halbbürtige  Ge- 
schwister unter  einander. 

")  S.  d.  D.  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  v.  6.  Juni  1S70.  D.  Gesetz 
über  Freizügigkeit  vom  1.  Nov.  1S07.  Die  nach  §.  2  des  ersten  Gesetzes  bestehende 
öffentliche  Unterstützung  ist  von  Ortä-  und  Landarmenverbänden  zu  leisten.  Die 
ersteren  können  aus  einer  oder  mehreren  Gemeinden  (oder  Gutsbezirken)  bestehen,  §.  3. 
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Entweder  nniss  man  auch  diese  Pflichten  nunmehr  beseitigen, 
was  folgerichtig-,  aber  practisch  schwierig  ist,  weil  eine  anderweite 
Regelung  der  Unterstützung  schwer  hält  oder  den  Grundsätzen  der 
herrschenden  Theorie  widerspricht,  wie  diejenige  mittelst  allge- 
meinen Cassenzwangs  für  den  Eintritt  in  Hilfscassen,  oder  endlich 
selbst  principielle  Bedenken  hat,  wie  die  Uebertragung  der  Pflicht 
direct  auf  den  Staat.  Oder  man  erhält  folgewidrig  jene  Pflichten 
aufrecht,  welche  nur  innere  Berechtigung  haben,  wenn  die  be- 
tretfenden  Geraeinschaftskreise,  wie  Familie  und  Gemeinde,  ein  Zu- 
stimmungs-,  bez.  ein  Widerspruchsrecht  gegen  leichtsinnige  Ehe- 
schlicssung  besitzen.  Dann  geräth  man  aber,  wie  in  unserem 
heutigen  Armenrecht,  welches  vornemlich  die  Gemeinde  zur  Unter- 
stützung verpflichtet,  und  zwar  die  Gemeinde  des  kurz  dauernden 
Aufenthalts,  bez.  der  Geburt  (§.  234),  in  einen  ganz  unhalt- 
baren Communismus,  da  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft 
jede  Einwirkung  auf  das  ihnen  zur  Last  fallende  Individuum 
fehlt,  —  was  in  jeder  eigentlich  socialistisch-coramunistischen  Orga- 
nisation des  Gemeinwesen,  welche  auch  nur  auf  einige  practische 
Durchführbarkeit  Anspruch  macht,  undenkbar  wäre. 

§.  233.  Eine  Veränderung  des  Eherechts,  welche  diesen  Be- 
denken Rechnung  trägt,  bietet  ohne  Zweifel  grosse  Schwierigkeiten, 
weil  das  jetzige  Recht  mit  dem  gesammten  neuern  socialen  und 
wirthschaftlichen  Recht  eng  zusammenhängt.  Eine  einzelne  Mass- 
regcl  zur  Beschränkung  der  Freiheit  verspricht  auch  kaum  grossen 
Erlolg.  Man  wird  ferner  auch  von  dem  hier  eingenommenen  Stand- 
puncte  aus  zugeben  dürfen,  dass  die  Ehefreiheit,  als  unmittelbarste 
Consequenz  der  persönlichen  Freiheit  in  deren  heutiger  Auffassung, 
das  für  das  Individuum  werthvollste  der  socialen  Freiheitsrechte 
ist  und  weniger  als  eines  dieser  anderen  eine  directe  Wieder- 
beschränkung nach  dem  Stande  der  öffentlichen  Meinung  verträgt. 

Es  wird  sich  daher  am  Ersten  noch  indirect  eine  Beschrän- 
kung erzielen  lassen,  vornemlich  durch  tiefgreifende  Umgestaltungen 
in  der  Organisation  der  ganzen  Volkswirthschaft,  mittelst  Ein- 
engung des  Gebiets  der  privatwirthschaftlichen  Thätigkeit  (§.  229, 
244),  woraus  eine  thatsächliche  Beschränkung  der  Zugfreiheit 
mit  hervorgehen  wird;  ferner  auch  innerhalb  des  privatwirth- 
schaftlichen Systems  durch  eine  neue  Organisation  der  gewerblichen 
Arbeit  und  durch  eine  auderweite  Regelung  der  Armenunter- 
stützungspflicht, insbesondere  vermittelst  eines  auf  dem  Princip  des 
Cassenzwangs  beruhenden  Hilfscassenwesens  für  die  arbeitenden 
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Classen,  auch  durch  eine  etwaige  Verpflichtung  der  Eltern,  ^ire 
Kinder  in  Unterstiitzuugs-  und  Ausstattungscassen  einzukaufen.^^) 
Von  einzelnen  directen  Massregeln  zur  Verhütung  leicht- 
sinniger Ehen  verdient  noch  am  Meisten  eine  allgemeine  Er- 
höhung des  gesetzlichen  Heirathsalters^^)  besonders  bei 
dem  männlichen  Geschlechte  eine  Erwägung.  Denn  eine  solche 
Massregel  verstösst  nicht,  wie  fast  jede  andre,  gegen  die  materielle 
Rechtsgleichheit,  sondern  trifft  alle  Classen  gleichmässig.  Der  Ein- 
wand, dass  dann  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  nur  um  so 
stärker  sein  werde,  beweist  nicht  so  viel,  als  gewöhnlich  ange- 
nommen wird,  wenn  er  auch  nicht  übersehen  werden  darf.^-^)  Un- 
bedingt ist  mindestens  vor  zu  früher  Heirath  auch  bei  der  Geltung 
des  heutigen  Kechts  zu  warneu  und  die  öffentliche  Meinung  in 
dieser  Beziehung  aufzuklären :  —  freilich  ein  überhaupt  und  vollends 
in  diesem  Falle  immer  nur  laugsam  und  schwach  wirkendes 
Hilfsmittel. 


")  S.  Maurus,  Freih.  in  d.  Volkswsch.,  S.  136. 

^^)  Mario,  in.,  9S,  befürwortet  25  J.  für  Mäaner,  22  J.  für  Weiber. 

")  S.  0.  §.  97,  Anin.  13,  S.  124.  —  Die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  reicht 
nemlich  nicht  aus,  um  selbst  in  Ländern,  wo  sie  nach  der  Gesetzgebung  über  Nieder- 
lassung n.  s.  w.  sehr  gross  ist  (Baiern:  über  20  Proc.  aller  Geburten,  selbst  die  gün- 
stiger dastehende  Pfalz  eingerechnet,  in  lb41 — 50,  Wappäus,  IL,  3S7,  451),  die 
Lücke  in  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  auszugleichen.  Dies  zeigt  z.  B.  der  Vergleich 
Baierns,  Hannovers,  Mecklenburgs  mit  Preussen,  Sachsen,  s.  Wai^päus,  I,  löo. 
Ziemlich  allgemein  bewahrheitet  sich  auch  der  Satz,  dass  in  Jahren  ungünstigen  Er- 
werbs und  hoher  Preise  der  Nahrungsmittel  mit  der  alsdann  eintretenden  Vermin- 
derung der  Trauungen  und  ehelichen  Geburten  keine  Steigerung,  sondern  selbst 
eine  Abnahme  der  unehelichen  Geburten  Schritt  hält:  die  erschwerte  Ver- 
heirathung  führt  also  nicht  immerzu  einer  vermehrten  Zahl  unehelicher  Geburten. 
Vgl.  V.  Octtingen,  Moralstatist.,  2.  Aufl.,  S.  2S9,  301  11'.,  Wappäus,  IL,  39S  ff. 
Frajjpante  Daten  f.  W  ürt  emberg«in  Hildebr.  Jahrb.  IX.,  (1867),  365,  wi>  in  der 
schlimmen  Periode  von  1852—55  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  von  über  9000 
in  1848 — 51  auf  unter  8000,  in  1855  sogar  auf  7112  sinkt,  obgleich  die  Trauuug-s- 
zahi  ausserordentUch  abnimmt:  1851  1  Trauung  auf  161,  1852—50  auf  bez.  197,  202, 
237,  208,  183  Personen  der  Bevölkerung.  Vergl.  auch  Tüb.  Ztschr.  1868,  XXIV., 
620,  623.  Die  entgegengesetzte  Erfahrung  in  Ländern  mit  erschwerter  Niederlassung 
ist  auch  deswegen  nicht  so  ungünstig,  als  man  rein  nach  der  absoluten  und  relativen 
Zahl  der  unehelichen  Geburten  geneigt  ist,  anzunehmen,  weil  ein  grosser  TheU  dieser 
Geburten  wilden  Ehen  entsprossen  ist  und  später  Icgitimirt  wird.  S.  v.  Octtingen, 
S.  284.  Leider  gestattet  die  Statistik  der  unehelichen  Geburten  nicht  die  wichtige 
Unterscheidung  zwischen  solchen  „illegitimen"  und  „eigentlicli  unehelichen",  d.  h.  aus 
ganz  vorübergehender  Gcschlechtsverbindung  stammenden  Kindern.  Unter  den  Lebend- 
geborenen  in  ganz  Bai  er n  (also  incl.  Pfalz,  mit  schon  früher  niedrigerer  ProiJortion 
der  uneheL  Geburten)  waren  uneheliche  Kinder:  1835  —  60  durclischnittlich  21,1, 
1860—68  22,2,  1868—69  17,9,  1869—70  16,4,  1871  15,2,  1872  14,1  "/„  (Kolb, 
Statist,  7.  Aufl.,  S.  198).  Hierin  zeigt  sich  der  in  dieser  Hinsicht  gunstige  Einfluss 
der  neueren  Socialgesctzgebung.  Die  Abnahme  beweist  aber  aucl»  die  starke  Pro- 
portion der  bloss  illegitimen  Kinder  unter  der  Gcsammtheit  der  unelielichcn. 
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7.  Abschnitt. 
Die  Coiisequenzen  der  persünlieheu  Freilieit.    Foitsetzuiig*. 

IL    Die  socialen  Freiheitsreclite. 
2.     Die  Freizügigkeit.^) 

§.  234.    Das  Freizügigkeitsrecbt  als  das  Recht  des  Aufeut- 
haltswechsels  im  Inlande,  der  freien  Wahl  des  zeitweiligen 


*)  Stein,  Verwl.,  IL,  272—352,  Handb.  S.  66—68  über  Heimathswesen  und 
Verwandtes;  Verwl.,  IL,  S.  245—272,  Handb.  S.  70 — 73  über  Pass-  und  Fremden- 
wesen; über  Armenwesen  Handb.  S.  419  ü'.;  H.  Kösler,  Verwaltungsrecht,  L,  1, 
S.  152  ff.  über  Heimath,  S.  138  ff.  über  Aufenthalt,  wiederum  auch,  neben  Stein, 
bes.  f.  d.  Speciallit.  u.  Gesetzgebung.  li.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.,  3.  Aufl.,  L,  352 
über  Armenwesen  (Lit.  S.  354  Anm.),  III.,  S.  1U3  ff.  Massregeln  in  Beziehung  auf 
t'remde  (Aufenthalt  u.  dgl.  incl.) ;  Eau,  Vwschpol.,  IL,  §.  15a.  —  v.  Könne,  deutsches 
Staatsrecht,  2.  Aufl.,  S.  111  ff.  (Lit,  über  d.  D.  Freizügigk.  ges.  das.  Anm,),  ders., 
preuss.  Staatsr.,  3.  Aufl.,  L,  2,  §.  90,  S.  48  ff.,  IL,  1,  S.  545  ff.  üeber  Baiern  mit 
seiner  theilweise  noch  abweichenden  Gesetzgebung  s.  Pözl,  Baier.  Verw.  recht,  3.  Aufl., 
München  1871,  §.90  fl'.  (Fremdenpolizei),  96  ff.  (Armenwesen),  üeber  die  lehrreichen 
Verhältnisse  in  Mecklenburg-Schwerin  s,  den  Aufs.  v.  Bö  hl  au,  d.  Wandelung 
des  Heimathrechts  in  M.-Schw.  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  XIX.,  321.  Von  älteren 
Arbeiten:  Schütz,  über  Verehelich,  u.  üebersiedl.  recht,  mit  Eücks.  auf  Würtem- 
berg,  in  d.  Tüb.  Ztschr,  V.  (1848),  vgL  auch  Hildebr.  Jahrb.  1867,  IX.,  327  u.  bes. 
Tüb.  Ztschr.  1868,  XXIV.,  617  ff.  über  die  Wirkungen  der  Beschränk-ung  d.  Vcrehe- 
lichungsrechts  in  Würtemberg.  —  Die  Artikel  von  Pözl  im  D.  Staatswörterb. :  Auf- 
enthaltsrecht L,  508,  Fremde  u.  Fremdenrecht  IIL,  755  ff.,  v.  Medicus  über  Nieder- 
lassung, Freizügigk.  VIL,  298,  v.  Stahl  u.  Brat  er  über  Armenpflege,  Armenpolizei, 
L,  c<69 — 419;  v.  Lette  im  Staatslexicon  (Rotteck  und  Welcker,  3.  Aufl.)  über  Frei- 
zügigkeit, V.,  700  ff.;  im  Staats-  und  Gesellschaftslcxicon  v.  H.  Wagener  d.  Artikel 
iiber  Armenwesen  IL,  594 ;  in  Eentzsch'  Handwörterbuch  d.  Volks wirthschaftslehre 
die  Art.  Armuth  v.  Miller,  51,  Freizügigkeit  v.  Rentzsch,  309;  v.  E.  Meier 
Art.  Freizügigkeit,  in  Holzendortf's  Encycl.  d.  Kechtswiss.  Hier  und  in  den  anderen 
genannten  Sammelwerken  auch  die  Art.  Gemeinde. 

Mit  der  Gesetzgebung  über  Freizügigkeit,  Aufenthalt  und  Niederlassung  steht  die- 
jenige über  Armenpflege  in  untrennbarer  Verbindung.  Vgl.  darüber  ausser  den 
gen.  Lit.  noch:  Emminghaus,  Armenwesen  u.  s.  w.  in  d.  europ.  Staaten,  Berlin 
1870;  Itocholl,  Syst.  d.  D.  Armenpflegerechts, •BerL  1873;  Kries,  Betracht,  über 
Armenpflege  u  Heimathsrecht,  mit  bes.  Rucks,  auf  Preussen,  2  Art.  Tüb.  Ztschr.  IX. 
(1853);  Bitzcr,  Recht  auf  Armenunterstützung  u.  Freizügigk,  Stuttg.  1863;  Ea», 
Vwschpolit.,  IL,  §.  324  ff.  Hier,  bei  Stein,  Eösler,  Mohl  weitere  Speciallit. 
Vgl.  über  England  bes.  Kries,  engl.  Armenpflege,  Berl.  1863.  Ueber  engl,  und 
deutsche  (preussische)  Verhältnisse :  Gneis t,  Verwalt.,  Just.  u.  Eechtsweg,  Berl.  1861, 
S.  349  ir.,  433  ir.  Ders.,  Selfgov^ernment  in  Engl.,  3.  Aufl.,  Berl.  1871,  üb.  d.  Com- 
munal-Armenverwalt.  §.  117—130,  S.  684  ff.  (eb.  über  Niederlassungsrecht  in  Engl. 
S.  710  11.),  über  Fremdenpolizei  etc,  S.  260  ff.  Ders.,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl. 
Berl.  1867,  IL,  1180  fl: 

Gesetzgebung:  Deutsches  Ges.  über  Freizügigkeit  v.  1.  Nov.  1867,  über  ünter- 
stützungswohnsitz  v.  6.  Juni  1870,  preuss.  Ausführungsgesetz  dazu  v.  8,  März  1871, 
älteres  preuss.  Gesetz  über  die  Aufnahme  neu  anziehender  Personen  v.  31.  Dec.  1842, 
über  Armenpflege  v.  dems.  Datum,  ferner  Ges.  v.  21.  Mai  1855,  Städteordn.  v.  30.  Mai 
1853  (östl.  Prov.),  19.  März  1856  (Westfalen),  15.  Mai  1856  (Rheinl.)  über  Recht  zur 
Erhebung  von  Einzugsgeldern  für  Anziehende  und  Hausstandsgeldern  bei  Errichtung 
eines  selbst.  Hausstands,  Ges,  v.  14.  Mai  1860,  Ges.  v,  2.  März  1867  (hebt  das  Recht 
der  Gemeinden,  Einzugsgeld  bloss  für  den  Erwerb  der  Gemeindeangehörigkeit  (nicht 
des  Bürgerrechts)  zu  erheben,  wieder  auf).    Baiern:  Ges.  über  Heimath,  Verehel.  u. 
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Aufenthaltsorts    („Aufenthaltsrecht"    im    eugern   Sinne, 
auch  zusammenhängend  mit  dem  Reiserecht)  und  des  bleibenden 


Aufenthalt  v.  16.  Apr.  1868,  Ges.  v.  22.  Febr.  1872,  Ges.  v.  29.  Apr.  1869  über  öff. 
Armenpflege.  Oesterreich:  Gemeindeges.  v.  5.  März  1862,  Heim.  ges.  v.  3.  Dec. 
1863.     S.  weitere  Gesetzgeb.  bei  Stein,  Eösler,   Eönne,  Mobl,  Rau  a.  a.  0. 

üeber  den  Zusammenhang  zwischen  Freizügigkeit  und  Gewerb efreiheit  Jacobi. 
Gewerbegesetzgeb.  i,  D.  Eeiche,  S.  11,20,  K.  Braun,  Gewerbefreiheit  und  Freizügig- 
keit, Frankf.  a.  M.  1S60.  Ders. ,  Studien  über  Freizügigkeit  in  Faucher's  Viertel- 
jahrschr.  1*»63,  III.;  ders.,  die  Freizügigkeitsgesetzgeb.  der  Schweiz,  1S64,  I.  üeber 
die  socialpolit.  Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit  s.  den  unten  gen.  Aufs.  v.  Stülp- 
nagel und  Schwabe  im  Berl.  Stadt.  Jahrb.  1872,  VI.,  94  If. 

Statistik.  Man  ist  vomemlich  beschränkt  auf  die  den  Volkszählungen  eut* 
nommenen  Daten  über  die  Grösse  und  Veränderung  der  Ortsbevölkerung  (wobei 
wieder  der  nicht  immer  gehörig  beachtete  unterschied  zwischen  der  Bevölkerung  des 
Gemeindebezirks  und  des  „Orts",  in  dem  Sinne  von  räumlich  zusammenhängendem 
Wohngebäudecomplex,  Schwierigkeiten  für  die  Vergleichung  macht,  besonders  z.  B.  in 
Italien).  S.  Wappäus,  IL,  479  if.,  bes.  493,  v.  Octtingen  2.  Aufl.  S.  377  If., 
bes.  Behm  u.  Wagner,  d.  Bevölkerung  d.  Erde,  III.,  1S74,  mit  der  Einleitung  von 
H.  Wagner  über  den  Begriff  des  „Orts".  Hauptdaten  für  die  grösseren  Städte  im 
Goth.  Almanach,  auch  in  Kolb's  Statistik,  in  d.  einzelnen  Art.  der  Staaten,  auch 
Ges.  übers.,  z.  B.  7.  Aufl.  1875,  S.  77S.  Leider  fehlen  meist  Vergleiche,  welche  sich 
über  längre  Perioden  erstrecken:  der  für  die  Fragen  im  Te.\t  wichtigste  Punct.  In 
dieser  Hinsicht  s.  Schwabe,  Statist,  d.  2>reuss.  Städtewes.,  in  Hildebr.  Jahrb.  1866, 
Vn.,  !  ff.,  mit  Tab.,  s.  auch  daselbst  über  die  Wirkungen  der  Eisenbahnen  auf  die 
Städte,  S.  25  ff.    Dann  Preuss.  Statist.  Jahrb.,  L,  110. 

Daten  über  die  locale  Bewegung  der  Bevölkemng  durch  Ab-  und  Zuzug 
sind  für  die  socialpolitischen  und  volkswirthschaftlichen  Fragen,  welche  sicli  an  das 
Niederlassungsrecht  und  die  Freizügigkeit  knüpfen ,  von  besonderem  Werthe.  Der 
blosse  Passanten-  oder  Reiseverkehr  muss  davon  abgesetzt  sein.  Solche  Daten 
setzen  aber  eine  genaue  amtliche,  bez.  polizeiliche  Controle  des  Ab-  und 
Zuzugs  voraus.  Eine  solche  Controle  fehlt  jedoch  vielfach  oder  die  geführten  Listen 
werden  nicht  zu  Tabellen  concentrirt  oder  die  Listen  sind ,  zumal  bei  den  heutigen 
Verkehrsverhältnissen,  nach  dem  Wegfall  der  Passpflichtigkeit  lückenhaft,  auch  wo  eüi 
polizeilicher  Meldezwang  für  An-  und  Abmeldungen  besteht,  wie  meistens  noch 
in  Deutschland,  speciell  in  Preussen  auch  neben  der  Freizügigkeit.  Vergl.  darüber 
Meitzen  in  d.  Ztschr.  d.  preuss.  Stat.  Bur.  1874,  S.  81  If.  über  das  polizeiliche 
Meldewesen.  —  In  einzelnen  Staaten  bestehen  förmliche  Bevölkerungsregister, 
namenweise  Register  im  Anschluss  an  die  Volkszählung  für  alle  Haushaltungen 
und  Familien  und  für  die  natürlichen  (Geburt,  Tod)  wie  für  die  aus  Ab-  und  Zuzug, 
Domicilwechsel  u.  s.  w.  hen'orgehenden  Veränderungen  (bes.  in  Belgien  nach  Ges. 
v.  2.  Juli  1856,  mit  Ausführungsinstruction  v.  14.  Juli  18ÖI),  s.  Bull,  de  la  commiss. 
centr.  de  la  Statist,  en  Belgiquc  VII.,  119,  137).  Schon  der  Brüsseler  statistische 
Congress  hat  sie  als  „in  jeder  Gemeinde  unumgänglich"  befürwortet.  Aber  sie  haben 
sicli  aus  begreiflichen  Gründen  wenig  verbreitet,  bieten  grosse  Schwierigkeiten  und 
sind  unvermeidlich  lückenhaft,  auch  wenn  man  strengere  Strafbestimmungen  für  unter- 
lassene Meldungen  trifft.  Etwas  zuverlässiger  sind  meistens  die  Daten  für  den  Zuzug. 
Diejenigen  für  den  Abzug  sind  gewöhnlich  zu  klein,  weil  mehr  polizeiliche  Ab- 
meldungen als  Anmeldungen  unterbleiben.  Dies  hat  z.  B.  noch  jüngst  wieder  seine 
Bestätigung  gefunden  in  Berlin,  dessen  Bevölkerung  zu  Ende  1875  nach  den  Listen 
über  Geburten  und  Stcrbefälle ,  Zu-  und  Abzüge  auf  über  1  Million  veranschlagt 
wurde,  während  die  Zählung  vom  1.  Dec.  1875  nur  ca.  965,000  E.  ergab.  Deshalb 
bleibt  man  für  die  Freizügigkeitsfrage  doch  hauptsächlich  auf  die  Ortschafts- 
statistik und  die  Zusammenstellungen  über  die  Veränderung  der  städtischen 
uud  ländlichen  Bevölkerung  angewiesen.  Für  Berlin  vgl.  die  Aufs,  von 
V.  Stülpnagel  und  Schwabe  über  den  Zu-  und  Wegzug  von  Berlin  in  1871, 
Stadt.  Jahrb.  f.  Statist.,  VL  (1872),  S.  94  ff.,  auch,  wie  oben  bemerkt,  für  die  prin- 
cipielle  Seite  der  Freizügigkeit,   worauf  diese  Berliner  Verhältnisse  ein  frappantes 
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Niederlassuugsorts  oder  Domicils  („Niederlassungs- 
recht^'  in  diesem  Sinne)  hat  neben  seiner  eminenten  Bedeutung 
für  die  rein  persönlichen  Interessen  des  Individuums  und  der 
Familie  eine  ganz  besondre  wirthschaftliche  Wichtigkeit.  Denn 
die  allgemeinste  Ursache  des  Wechsels  des  Aufenthalts-  und 
Wohnorts  und  der  damit  verbundenen  Niederlassung  ist  eine  wirth- 
schaftliche: die  Ausübung  des  Berufs,  der  Erwerb,  bez.  der 
bessere  Erwerb.  Hier  liegt  für  den  Einzelnen,  vom  Grossunter- 
nehmer bis  zum  letzten  Handarbeiter,  daher  oft  ein  wirthschaft- 
liches  Bedürfniss  ersten  Rangs  vor.  Und  soweit  die  Befriedigung 
dieses  Bedürfnisses  die  Voraussetzung  von  wirthschaftlichen  Lei- 
stungen des  Einzelnen  überhaupt  oder  von  besseren  Leistungen 
desselben  ist,  —  handle  es  sich  um  die  Errichtung  und  Leitung 
einer  Unternehmung,  um  eine  Kapitalanlage  oder  um  die  Ver- 
werthung  der  Arbeitskraft  schlechtweg,  —  besteht  hier  auch  wieder 
ein  allgemeines  und  grosses  volkswirthschaft liebes  Interesse 
und  daher  ein  solches  des  Staats  an  voller  Freizügigkeit. 

Die  Freizügigkeit  ist  denn  in  den  Culturstaaten  unserer  Zeit 
auch  principiell  gewährt  worden,  sowohl  als  nothwendige 
Consequenz  der  persönlichen  Freiheit,  als  auch  speciell 
aus  einzel-  und  volks wirthschaftlichen  Gründen.  Be- 
dingungen und  damit  Grenzen  dieses  Rechts  fehlen  zwar  auch 
heute  nicht,  sie  sind  aber  auf  ein  Minimum  reducirt  worden. 

Insbesondere  sind  die  meisten  geschichtlich  überkom- 
menen Beschränkungen  der  freien  Wahl  des  Aufenthalts-  und 
Wohnorts,  welche  aus  den  dem  Individualinteresse  entgegenstehen- 
den Interessen  von  Gemeinschaftskreisen  hervorgegangen  waren, 
fast  vollständig  gesetzlich  aufgehoben  worden,  soweit  sie  nicht 
ohnehin  bereits  verschwunden  waren. 

1)  Rechte  zur  Beschränkung  der  Freizügigkeit  und  der  mit  ihr 
in  Verbindung  stehenden  Befugnisse  existirten  früher  mannigfach, 
besonders  zu  Gunsten  der  Gemeinde,  welche  die  Gefahr,  Schutz 
gewähren  oder  Armenunterstützung  leisten  zu  müssen,  bei  dem 
Zuzug  neuer  Ankömmlinge  (wie  bei  der  Verheirathung  und  Nieder- 
lassung zur  Gründung  eines  Hausstands  Seitens  schon  Heimath- 
berechtigter)  scheute;  ferner  im  Interesse  einzelner  Berufs-  und 
Besitzstände,    wie    der    zünftigen   Gewerbetreibenden ,    der 


Licht  werfen  (S.  96  fl'.).  Weitere  Daten  im  Jahrg.  7  und  8  {neue  Folge  2.  Jahrg. 
S.  22.  Jetzt  auch  in  d.  Veröfientl.  d.  Berl.  stat.  Bureaus  wöchentlich.  Vgl  auch  K.  Br  am  er, 
Heimathsinn  u.  Wandertrieb  d.  Bcvölk.  d.  prcuss.  Staats,  Preuss,  Stat.  Ztschr.  1H7H,  S.  336. 
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Grundbesitzer  u.  dgl.  m.,  wobei  nicht  nur  der  Zuzug,  sondern  bis- 
weilen auch  der  Abzug  der  Personen  rechtlich  beschränkt  war. 
Auch  Interessen  der  durch  den  Staat  vertretenen  ganzen  Volks- 
gemeinschaft  spielten  bei  diesen  Beschränkungen  mitunter  mit, 
nemlich  Rücksichten  auf  langsamere  Volksvermehrung,  auf  ruhigere, 
stabilere  Lebensverhältnisse  der  Bevölkerung,  auf  Erhaltung  der 
Glaubenseinheit,  wie  in  den  Zugs-  und  Niederlassungsbeschränkungen 
wegen  Religionsverschiedenheit  (Juden,  Evangelische  in  katholischen 
Ländern  und  umgekehrt j.  2) 

*)  Vgl.  bes.  Stein,  Verwl  a.  a.  0.  Mit  theilweiser  Benutzung  der  Stein 'sehen 
Darstellung  lässt  sich  folgende  Uebersicht  über  die  älteren  Verhältnisse  geben. 

Am  Wichtigsten  waren  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  Eechte  der  Gemeinden. 
Beschränkungen  der  Freizügigkeit  und  Niederlassung  für  Ortsfremde  und  der  Ehe- 
schliessung  und  der  Gründung  eines  Hausstands  für  Einheimische  eintreten  zu  lassen, 
bez.  Bedingungen  für  die  Erlangung  der  Erlaubniss  zur  Verheirathung  und  zum  Einzug 
zu  stellen.  Vielfach  hingen  diese  Verhältnisse  in  den  Städten  mit  den  Kechtcn ,  fast 
immer  mit  den  Interessen  der  Handwerkerzünfte  zusammen.  In  früherer  Zeit  lag  es 
meistens  im  Interesse  der  Städte,  zur  Mehrung  der  städtischen  Bevölkerimg  und  zur 
Erlangung  von  Arbeitskräften  für  niedere  Dienste  den  Zuzug  zu  erleichtern.  Ange- 
hörige der  Landgemeinden,  der  Grundherrschaften  (auch  unfreie)  und  andrer  Städte 
wurden  daher  gern  als  Schutzbürger  aufgenommen,  selbst  gegen  den  Willen  der  Grund- 
lierrschaften,  ja  im  Kampfe  mit  ihnen. 

Später  schlössen  sich  Zünfte  und  Städte  mehr  ab,  das  Interesse  wurde  in  lang- 
samerer Vermehrung  der  städtischen  Bevölkerung,  daher  in  Erschwe- 
rungen der  Heirath,  der  Begründung  selbständigen  Hausstands  und  des  Zuzugs  von 
Aussen  gesehen:  theils  um  die  gewerbliche  Concurrenz  fern  zu  halten, 
theils  und  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr,  um  sich  gegen  Verarmte  oder  leicht 
einmal  Verarmende  zu  schützen.  Daher  das  communale  Eheconsensrecht, 
die  Forderung  von  Vermögensnachweisen,  gutem  Leumund,  einem  bestimmten 
Alter  (auch  über  die  Grossjährigkcit  hinaus),  besonders  für  den  Mann,  Zuzugs- 
geld  von  der  ortsfremden  Frau  u.  dgl.  m.;  und  analog  für  diejenigen,  am  Orte  nicht 
heimathberechtigten  Personen,  welche  sich  daselbst  niederlassen  wollten,  ähnliche 
Bedingungen  und  gemeindliche  Zustimmungsrechte,  bes.  Vermögens-  oder  Er- 
werbsnachweise, Zahlung  von  Einzugsgeldern,  Verpflichtung,  das  Bürger- 
recht zu  erwerben  (unter  weiteren  erschwerenden  Bedingungen),  besonders  für  den 
selbständigen  Gewerbebetrieb;  endlich  besonders  auch  von  Pei-sonen  der  arbei- 
tenden Classe  (Lohnarbeiter,  Dienstboten)  und  von  allen  Fremden,  welche  sich  auch 
nur  kürzere  oder  längere  Zeit  am  Orte  aufhalten  wollten,  die  Forderung,  sich  durch 
amtliche  Documente  (Heimathscheine,  Pässe)  über  den  unbestrittenen  Besitz 
eines  anderen  Heimathorts  auszuweisen,  nach  welchem  sie  eventuell,  bes.  im  Falle  der 
Verarmung,  zurückgeschoben  werden  könnten;  demgemäss  auch  strenger  Anmelde - 
zwang  im  neuen  Orte,  eventuell  Verpflichtung,  hier,  z.  Th.  wiederum  gegen  eine 
Gebühr,  die  —  widerrufliche  —  Erlaubniss  zum  Aufenthalt  —  eventuell  nur  auf 
Zeit  —  und  darüber  eine  amtliche  Bescheinigung  einzuholen  (System  der  Äufenthalts- 
karten). 

Die  autonomen  Rechte  der  Gemeinde  als  solcher  sind  auf  diesem  Gebiete 
zwar  seit  dem  17.  Jahrhundert  durch  die  aufstrebende  Staatsgewalt  vielfach  beschränkt 
worden,  theils  schon  etwas  zum  Schutze  der  Einzelfreiheit  des  Staatsangehörigen  (auf- 
kommende Idee  der  staatsbürgerlichen  Rechte),  theils  aus  sicherheits-  und  bettelpolizei- 
lichen Rucksichten,  indem  die  Staatsgewalt  nichtansässige  Personen,  um  sie  dem 
\  aganteuthum  zu  entziehen,  den  Gemeinden  zur  Armenunterstützung  zuzuweisen  suchte. 
Aber  diese  beiden  Tendenzen  führten  nothwendig  zu  einer  allgemeineren  Staats- 
gesetzgebung auf  diesem  Gebiete,  worin  in  Anknüpfung  an  die  geschichtlich  über- 
kommenen Verhältnisse  nun  durch  ein  Compromiss  die  sich  so  vielfach  kreuzenden 
Interessen  leidlich  ausgeglichen  wurden:    die  Interessen  des  Individuums   an  Frei- 

A.  \Va<;nei-,  Volkswirths.-haftslehre.     1.  To 
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2)   Das  jetzige  Recht    der   Freizügigkeit    enthält    dagegen 
gewöhnlich  ausdrücklich  und   sonst   als    ohne  Weiteres    folgende 

zügigkeit,  freier  Eheschlicssung  und  Niederlassung;  der  Production  an  freier  Be- 
wegung der  Arbeitskräfte  und  Kapitalien;  des  Staats  an  siclierer  Versorgung  der 
Verarmenden,  sowie  an  Wahrung  der  sicherheitspolizeilichen  Eücksichten,  anderseits 
auch  an  Durchführung  des  Princips  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit :  der  Gemeinden, 
bes.  der  Städte  und  ei nzelncr  Int cressenteukreise  in  ihnen,  wie  der  Zünfte, 
an  Beschränkung  der  Bevölkerungsvennehnmg,  des  Zuzugs  und  der  Eheschliessung 
Dürftiger,  an  Minderung  der  gewerblichen  Concurrenz  und  schliesslich  an  massig 
bleibender  Armenlast. 

Dieses  Compromiss  wurde,  besonders  früher  und  in  einzelnen  Ländern,  wie  in 
England,  Süddeutschland  bis  in  die  neuere  Zeit  liinein,  unter  stärkerer  Berücksich- 
tigung des  (jenicindeinteresses  (der  parihscs  in  England),  geschlossen.  Daher  hier 
vielfach  noch  eine  Bei  bclialtung,  selbst  eine  weitere,  jedoch  einheitlichere 
Ausbildung  der  älteren  beschränkenden  Kechtc  der  Gemeinden  auf  diesem  Gebiete, 
nur  eine  nothdürftigc  Berücksichtigung  des  Individualinteresses  und  des  Princips  der 
staatsbürgerlichen  Gleichheit.  Die  coninumalen  Rechte  waren  aber  nicht  mehr  ein 
Ausfluss  der  Autonomie,  sondern  der  Staatsgesetzgebung  über  Heimathrecht, 
Aufenthalts-,  Niederlassungs-,  Zug-,  Armenrecht,  und  die  Rechte  wurden  auch  nicht 
mehr  immer  von  den  (iemeindeu  und  ihren  Organen  selbst,  sondern  von  Staats- 
behörden, insbesondere  von  der  Polizei  ausgeübt,  aber  doch  im  Interesse  der 
Gemeinden.  Characteristische  Beispiele  für  diese  Gesetzgebung,  welche  zwischen 
den  älteren  Verhältnissen  der  commuualen  Autonomie  und  der  heutigen  Freizügigkeit, 
aber  sachlich  den  älteren  Vorschriften  näher  steht,  sind  die  süddeutschen 
Gesetze  auf  diesem  Gebiete.  Vgl.  bes.  die  baier  ischen  Gesetze,  über  Armenwesen 
v.  16.  Nov.  ISIO,  Heimath,  Ansässigmachung,  Verehelichung  v.  11.  Sept.  182.5,  1.  Juli 
1834,  25.  JuU  18.50,  die  badischen  v.  31.  Dec.  1831,  15.  Febr.  1851,  4.  Oct.  1802, 
in  Würtemberg  v.  15.  Apr.  1S2S,  revid.  Bürgerrechtsges.  v.  4.  Dec.  1833,  Ges.  v. 
5.  Mai  1852  u.  a.  ni.,  z.  Th.  die  Gemeindeordnungen.  S.  darüber  Bitzer's  o.  gen. 
Sehr.,  Recht  auf  Armenunterstützung  und  Fr-eizügigkeit ,  „Beiträge  zur  Frage  eines 
allgem.  d.  Heimathrechts";  über  Würtemberg  spec.  Tüb.  Ztschr.  XXIV.  (186S), 
S.  617  ff.  —  In  Frankreich,  Preussen  ist  das  Princip  der  staatsbürgerlichen 
Gleichheit  und  das  Freiluitsinteresse  des  Individuums  früher  zur  Geltung  in  der  Gesetz- 
gebung gelangt,  das  —  unvermeidliche,  s.  §.  235  —  Comin'omiss  zwischen  den 
oben  genannten  sidi  kreuzenden  Interessen  oder  m.  a.  W.  wieder  zwischen  dem  Indi- 
vidual-  und  dem  Gemeinschaftsprincip  wurde  daher  hier  seit  länger  mehr  zu  Gunsten 
des  Einzelnen  und  des  Productionsinteresses  und  zu  Ungunsten  der  Gemeinde 
geschlossen,  lieber  Preussen  s.  bes.  Stein  IL,  342,  Bitzer  S.  182,  liönnc, 
preuss.  Staatsr,  I.,  2,  S.  50  fl",  IL,  1,  545,  Ernst  Meier  im  Iloltzend.  Eechtslexicon 
S,  439.  In  Preussen  war  prac tisch  Freizügigkeit  seit  lange  begünstigt,  aber  die 
einsclilagenden  Fragen  in  den  Städteorduungen  von  1808,  1831  und  im  Public,  vom 
8.  Apr.  1809  nicht  ausreichend  geregelt.  Daher  die  beiden  Gesetze  v.  31.  Dec.  1842 
über  Aufnahme  neu  anziehender  Personen  und  über  Verpflichtung  zur  Armenpflege. 
Das  allgemeine  Princip  ist:  keinem  selbständigen  Preussen  darf,  der  Ecgel 
nach,  der  Aufenthalt  verweigert  oder  durch  lästige  Bedingungen  erschwert  werden  an 
dem  Urte,  wo  er  eine  eigene  Wohnung  und  Unterkommen  sich  selbst  verschaffen  kann. 
,.Im  Sinne  der  Freizügigkeit  gegeben,  hat  es  (das  1.  Ges.  v.  31.  Dec.  1842)  die  Ver- 
theidigcr  der  Freizügigkeit  nicht  befriedigt,  und  den  Widerspruch  der  Gegner  der- 
selben hervorgerufen,  welchen  es  bes.  in  seiner  Verbindung  mit  dem  Armenrecht  nicht 
genügte",  v.  Rönne  a.  a.  0.  Der  zeitweilige  Rückschritt  in  der  Richtung  auf 
Freizügigkeit,  welcher  gegen  die  Gesetzgebung  von  1842  in  den  Städteorduungen  der 
5Üer  Jahre  und  noch  in  dem  (wieder  etwas  liberaleren)  (»esetze  v.  14.  Mai  1860  hin- 
sichtlich des  communaleu  Rechts  zur  Erhebung  von  Einzugsgeldern  u.  s.  w.  gemacht 
wurde,  (ähnlich  z.  B.  in  der  wcstfäl.  Landgemeindeordnung  v.  24  Juni  1861)  wurde, 
schon  vor  der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  auf  diesem  Gebiete,  durch  das 
Ges.  V.  2.  März  1867  wieder  beseitigt.  Die  norddeutsche  bez.  deutsche  Reichsgesetz- 
gebung ist  eine  ziemlich  consequente  Fortbildung  der  preussischen.  üeber  England 
s.  Gneist  a.  a.  0..  auch  D.  Meier  bei  Eniminghaus. 
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Consequenz  für  Jeden  kraft  seiner  Staatsangehörigkeit  (Staats-, 
bez.  Reichsbürgerreeht,  Indigenat)  neben  dem  —  in  Deutschland 
bloss  von  der  Bedingung,  im  Orte  eine  Wohnung  oder  ein  Unter- 
kommen zu  finden,  abhängig  gemachten  —  Rechte  der  freien  Wahl 
des  Aufenthalts-  und  Wohnorts  das  Recht  der  Niederlassung  auch 
zum  Zweck  des  Gewerbebetriebs  und  das  Recht  des  Grund- 
eigenthumserwerbs  unter  denselben  Bedingungen  wie  für  die 
Ortseinheimischen.  In  den  Steuern  und  Abgaben  stehen  die  Zu- 
ziehenden den  Einheimischen  gleich.  Besondre  Abgaben  auf  den 
Act  des  Zuzugs  sind  fortgefallen.  Das  Glaubensbekenntniss  des 
Zuziehenden  ist  gleichgiltig. ^)  Die  Rechte  der  Gemeinde,  Zu- 
ziehende wegen  wirkliclier  Armuth  abzuweisen,  sind,  wie  in 
der  neusten  deutschen  Gesetzgebung,  sehr  beschränkt  worden.  Der 
Anspruch  auf  Armen  Unterstützung  (der  sogen.  Unter- 
stützungswohnsitz) in  der  neuen  Gemeinde  wird  gleichwohl 
in  verbältnissmässig  sehr  kurzer  Zeit  erworben,  in  Deutschland  jetzt 
nach  2  Jahren  ununterbrochenen,  auf  freier  Selbstbestimmimg  be- 
ruhenden Aufenthalts  im  ,, Ortsarmenverband",  während  welcher 
Zeit  keine  Unterstützung  seitens  des  letzteren  gewährt  sein  darf. 
Die  ortsfremde  Frau  erlangt  den  Unterstiitzungswohusitz  sofort 
durch  Verehelichung  mit  einem  heimathberechtigten  Manne,  die 
Kinder  durch  die  Abstammung.'*) 

§.  235.  Das  Recht  der  Freizügigkeit  in  dieser  Gestalt  ist  ein 
besonders  characteristisches  Beispiel  der  neuesten  Bildungen  auf 
dem  Rechtsgebiete  der  persönlichen  Freiheit.  Die  früheren  Ge- 
meinschaftsinteressen, welche  freilich  manche  harte  Beschränkung 
für  das  Individuum  mit  sich  brachten  und  nicht  selten  grade  in 
dem  wichtigsten  Falle,  demjenigen  der  Gemeinde,  in  neuerer 
Zeit  in  übertriebener  Weise  zur  Geltung  kamen,  sind  nunmehr  den 
Individualinteressen  und  den  damit  nur  vermeintlich  ganz  zusammen- 


^)  Die  Folge  dieser  Bestimimmg  ist  practisch  bes.  vollständige  Gleich- 
stellung der  Juden  mit  den  Christen,  also  in  Deutschland  allgemeine 
Freizügigkeit  derselben,  da  die  neuere  Gesetzgebung  über  die  Juden  in  letzteren 
stets  nur  eine  Religionspartei,  keine  besondre  Nationalität  sieht.  In  einem 
Lande  mit  512,000  oder  1,25  Proc.  Israeliten  unter  der  Bevölkerung  und  darunter 
einem  so  starken  Theil  meist  noch  immer  sehr  apart  dastehender  polnischer  Juden  in 
den  ehemals  poln.  Gebieten  Preussens  und  deren  Nachbarschaft  (Prov.  Preussen  41,000, 
Posen  (>2,00ü,  Schlesien  47,000)  ist  diese  Freizügigkeit  der  Juden  von  nicht  zu  unter- 
schätzender wirthschaftlicher  und  socialpolitischer  Bedeutung  im  Deutschen  Reiche. 
Vgl.  unten  §.  249,  250. 

*)  Die  Puncte  im  Text  meist  nach  den  deutschen  Gesetzen  über  Freiztlgigkeit  und 
Untcrstützungsvohnsitz.  Einige  BeschT;inkiin2:en  der  Freizügigkeit  sind  noch  fiirgewisso 
bestrafte  Personen  (z.  Th.  weaen  liottels.  I-andstreichereii  gcblii'bcn. 
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tallendeii  volkswirthschaftlichen  Interessen  (der  Produetion)  so  viel 
als  möglich  geopfert  worden.  Wenn  noch  nicht  völlig,  wie  die 
Regelung  der  Rechte  in  Bezug  auf  die  Erwerbung  des  Unter- 
stützungsanspruchs und  auf  die  Armenunterstützungspflicht  der  Ge- 
meinde zeigt,  so  lag  dafür  der  Grund  weniger  in  principiellen  Be- 
denken, noch  weiter  auf  der  betretenen  Bahn  zu  gehen, ^)  als  in 
der  vorläufig  noch  unvermeidlichen  Nothwendigkeit,  jene  Pflicht  an 
die  Gemeinde  zu  knüpfen,  so  lange  keine  anderweite  Vorsorge  ge- 
troffen und  das  Hilfscassenwesen  nicht  entsprechend  organisirt  war. 
Im  Ganzen  sind  sonst  die  Standpuncte  im  Heimaths-,  Zug-  und 
Niederlassungsrechte  einfach  umgekehrt,  und  wenn  früher  die  Ge- 
raeinschaftsinteressen  zu  viel,  die  Individualinteressen  zu  wenig 
beachtet  wurden,  wie  man  oft  behauptet  hat,  so  ist  jetzt  das  Ent- 
gegengesetzte der  Fall.*^) 

Schon  der  innige  Connex  des  Heimaths-,  Zug-  und  Nieder- 
lassungsrechts mit  dem  Recht,  bez.  der  Pflicht  der  Armen  Unter- 
stützung zeigt  jedoch,  dass  es  ein  vergebliches  Beginnen  ist,  jenes 
erstere  Recht  nur  nach  dem  Gesichtspuncte  des  Individualinteresses 
als  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit  und  den  vermeintlichen 
wirthschaftlichen  Anforderungen  gemäss  zu  gestalten.  Man  kann 
die  Pflicht  der  Armenunterstützung  anders  regeln,  z.  B.  sie  direct 
dem  Staate  als  solchem  auferlegen  oder  Interessentengruppeu, 
wie  die  Vereinigungen  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern, 
local,  provinziell  oder  im  ganzen  Staatsgebiete  organisirt,  mittelst 
eines  umfassenden  Hilfscassenwesens  zur  Tragung  wenigstens  eines 
wesentlichen  Theils  der  jetzigen  Armenlasten  heranziehen :  immer 
wird  sich  die  Nothwendigkeit  ergeben,  ein  Compromiss  zu 
s c hl i essen  zwischen  den  Forderungen  des  Individuums  nach 
unumschränkter  Freizügigkeit  und  den  Forderungen  irgend  welcher 
Gemeinschaften  nach  einer  gewissen  Beschränkung  dieser  Frei- 
zügigkeit oder  nach  der  Verknüpfung  des  Rechts  des  Individuums 
auf  Zug-  und  Niederlassungsfreiheit  mit  solchen  Pflichten  des- 
selben gegen  die  Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Ausübung  dieses 
Rechts,  welche  unvermeidlich  stets  als  Beschränkung  der  Individual- 
freiheit  wirken. 

Die  Gestaltung  dieses  Compromisses  und  daher  des 

")  Vgl.  Emmiiighaus,  Annenwes.  S.  22  fF. ,  Plan,  ganz  bei  der  gesetzlichen 
Armenpflege  vom  Erwerb  eines ünterstützungsvolinsitzes  abzusehen  und  nur  die  Staats- 
angehörigkeit als  Vorbedingung  für  Unterstützung  vorzubehalten,  so  lange  nicht 
internationale  Gegenseitigkeit  besteht. 

^)  Vgl.  den  in  Anm.  1  gen.  Aufs,  von  Schwabe  über  Berlin. 
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Zug-  und  Niederlassungsrechts  muss  von  dem  Ergebniss  der  Prüfung 
der  socialen,  ökonomischen  und  sittlichen  Folgen  der  radicalen 
Freizügigkeit  abhängen.  Das  Urtheil  über  diese  Folgen  wii'd  frei- 
lich nothwendig  wieder  von  dem  socialpolitischen  und  wirthschaft- 
lichen  Standpunct  des  Urtheilendeu  selbst  mit  bedingt  werden  und 
demnach  verschieden  ausfallen,  je  nach  dem  idealen  Ziele,  welches 
für  die  ganze  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultur  als 
erstrebenswerth  gilt.  Die  Wirkungen  der  Freizügigkeit  können 
aber  anderseits  selbst  gut  mit  zur  Prüfung  der  Richtigkeit  dieser 
Ziele  und  jener  Standpuncte  in  einem  besonders  wichtigen  und 
characteristischen  Falle  dienen  (§.  242,  243). 

§.  236.  Die  Freizügigkeit  unseres  heutigen  Kechts  ist  die 
rechtliche  Voraussetzung  des  massenhaften,  häufigen  und 
leichten  Ortswechsels  der  Individuen,  wie  die  Benutzung  der 
Dampfkraft,  die  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe,  dafür 
die  technische  Voraussetzuog  sind.  Das  grosse  Maass  der  Be- 
schränkungen des  älteren  Zug-  und  Niederlassuugsrechts  wäre  bei 
den  heutigen  Communicationsmitteln  nicht  mehr  aufrecht  zu  er- 
halten, —  ein  Umstand,  welcher  auch  oft  zur  Begründung  der 
erfolgten  Reform  benutzt  worden  ist.  Man  kann  jedoch  mit  dem 
Hinweis  auf  das  Zeitalter  der  Eisenbahnen  wohl  eine  Reform, 
aber  nicht  gleich  jede  Beseitigung  der  älteren  Beschränkungen 
begründen.  Vielmehr  hätte  man  umgekehrt  grade  in  diesem  Zeit- 
alter doppelt  vorsichtig  sein  müssen,  den  leichten  Ortswechsel, 
welchen  die  neuen  Communicationen  unvermeidlich  so  stark  be- 
günstigten, nicht  zu  einer  noch  fieberhafteren  Bewegung  mittelst 
einer  radicalen  Gesetzgebung  über  Freizügigkeit  zu  steigern. 

Denn  freilich  sind  die  grossartigen  p  r  a  c  t  i  s  c  h  e  n  Wirkungen 
der  Freizügigkeit  erst  durch  Eisenbahnen  und  Dampfschitie  er- 
möglicht worden.  Für  den  »Staat  und  die  Volksgemeinschaft  hat 
die  Freizügigkeitsfrage  erst  dadurch  ihre  weittragende  Bedeutung 
erlangt.  Bei  unvollkommenen  Communicationen  kann 
der  beständige  Ortswechsel  der  Individuen  kaum  Dimensionen 
annehmen,  welche  für  weite  Kreise  oder  gar  für  das  ganze  Land 
und  Volk  kritisch  werden.  Höchstens  kann  dabei  ein  ein- 
maliger Ortswechsel  einer  grösseren  Anzahl  von  Personen,  also 
z.  B.  eine  Ein-  und  Auswanderungsbewegung  von  Land  zu  Land, 
ein  beständiger  Zuzug  von  Leuten  aus  dem  platten  Lande  in  die 
Städte  stattfinden.  Aber  diese  Personen  werden  dann  auch  an  dem 
neuen    Wohnort    bleiben.      Nur    die    Massenhaft iffkeit    einer 
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solchcu  Bewegung  wird  allgemeinere  Volks-  und  Staatsiuteressen 
berühren,  jedoch  wird  die  Bewegung  ohne  Unterstützung  durch 
gute  Communicationen  sich  unvermeidlich  immer  in  etwas  engeren 
Grenzen  halten  müssen.  Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit 
hoch  entwickeltem  Communicationswesen  steigert  dagegen  nicht 
nur  die  Massenhaftigkeit  des  örtlichen  Ab-  und  Zuzugs  der 
Bevölkerung,  sondern  macht  den  Ortswechsel  grosser  Massen  zu 
einem  beständigen  und  führt  hierdurch  zu  einem  Zustande, 
welchen  man  ganz  richtig  mit  dem  hierfür  schon  zum  technischen 
Ausdruck  gewordenen  Worte:  „modernes  Nomadenthum^' 
bezeichnet  hat. 

Die  Freizügigkeit  in  Verbindung  mit  den  Dampfcommunica- 
tionen  hat  demnach  zwei  wohl  zu  unterscheidende  wichtige  Folgen 
für  das  Volksleben  und  auch  für  die  Volkswirthschaft,  einmal  eine 
grosse  Veränderung  in  der  örtlichen  Vertheilung  der 
Bevölkerung  im  Staatsgebiete,  sich  in  verhältnissmässig 
rascher  Zeit  vollziehend,  und  sodann  auch  wegen  des  häufigen  Orts- 
wechsels eines  Theils  der  Bevölkerung  eine  beständige  Verän- 
derung in  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  der 
Wohnorte.  Auch  wenn  mau,  einseitig  genug,  jener  ersten  Folge 
nur  günstige  Seiten  für  die  Volkswirthschaft  und  Cultur  abgewinnt; 
die  zweite  Folge  hat  um  so  augenfälligere  und  für  das  Ganze  über- 
wiegende Schattenseiten.  Sie  ist  aber  für  die  unvermeidlichen 
Wirkungen  einer  rein  atomistisch-individualistischen  Gesetzgebung 
noch  characteristischer. 

§.237.  —  1)  Die  veränderte  örtliche  Vertheilung  der 
Bevölkerung,  welche  die  Freizügigkeit  und  die  Dampfcommuni- 
cationen  ermöglichen,  hat  für  den  Staat  und  das  Volk  im  Ganzen 
und  wiederum  für  Stadt  und  Land  und  für  gewisse  Classen 
von  Städten  ihre  verschiedene  Bedeutung.  Die  wichtigsten  hierher 
gehörigen  Erscheinungen  kann  man  schon  mit  Hilfe  der  neueren 
Bevölkerungsstatistik  genauer  verfolgen.^)    Es  wird  dadurch  aber 

')  S.  oben  Anui.  1.  Vgl.  über  die  städtische  und  ländliche  Bevölkerung, 
ihre  Vertheilung  in  einzelnen  Ländern  und  über  die  Vermehrung  jeder  Kategorie 
Wappäus,  Bev.  stat.  IL,  476  ff.,  bes.  487,  492,  497.  Daten  aus  den  40er  und  -öOer 
Jahren,  v.  Oettingen,  Moralstat.,  2.  Aufl.,  S.  379  ff.  Neuere  Berechnungen  der 
Verflieilung  der  Bevölkerung  der  einzelnen  europäischen  Staaten  auf  Städtekategoriecn 
(nach  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  classificirt)  v.  H.  Wagner  im  Goth.  Almanach 
1870,  S.  1000  ff.,  1871.  S.  *^12.  Specielleres  darüber  für  die  einzelnen  Lande  im 
Jahrg.  1870.  Einzelne  Berechnungen  über  die  periodische  Verändening  des  Ver- 
hältnisses der  Stadt-  und  Landbevölkerung  in  Kolb's  Statistik,  so  in  d.  7.  Aufl.  f. 
Preussen  S.  105,  f.  Frankreich  S.  323,  Grossbritannien  S.  398.  Für 
Preussen  von  1816 — 5b  s.  Stat.  Jahrb.,  L,  S.  110;  Schwabe  in  Hiidebr.  Jahrb.  a.a.O. 
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uur  im  Einzelnen  bestätigt,  was  sich  als  notiiweudige  Gestaltiings- 
tendenz  des  modernen  Wirtlischaftslebens,  besonders  der  industriellen 
Entwicklung,  der  ganzen  neueren  Gestaltung  des  Wirthschaftsrechts 
und  speciell  wieder  der  Einflüsse  des  Freiztigigkeitsrechts  im 
Zeitalter  des  Dampfes  von  vornherein  ableiten  lässt. 

a)  Es  zeigt  sich  ein  ungemein  starker  Zuzug  der  Land- 
bevölkerung in  die  Städte,  besonders  in  die  Grossstädte  und  die 
Sitze  der  Industrie  und  des  Bergbaus.  Die  Folge  ist  zunächst 
öfters  schon  eine  absolute  Abnahme,  wenigstens  districtweise, 
oder  doch  eine  schwache  Zunahme  der  Landbevölkerung.^) 
Daraus  geht  gelegentlich  ein  förmlicher  Mangel  an  Arbeitskräften 
hervor,  besonders  in  Gegenden,  wo  etwa  gleichzeitig  die  Aus- 
wanderung, d.  h.  bei  uns  fast  uur  die  überseeische  Auswanderung, 
bedeutend  ist.  Dieser  Mangel  an  Arbeitskräften  wird  kritisch  für 
Gegenden  des  Grossgrundbesitzes,  besonders  seitdem  wiederum  die 
Eisenbahnen  und  der  Freihandel  die  Concurrenz  billigeren  Getreides 
aus  schwach  bevölkerten  Ländern  extensiver  Bodencultur  in  West- 


")  Wappäus  a.  a.  0.  berechnet  für  12  europäische  Staaten  (sehr  ungleicher, 
daher  in  solchen  Fragen  nicht  unbedingt  zu  rergleichender)  Staaten  meist  für  Ende  der 
40er  und  Anfang  der  .50er  Jahre  überall  eine  stärkere  Zunahme  der  städtischen 
als  der  ländlichen  Bevölkerung,  so  mittlere  jährliche  Zunahme  in 

Frankreich  1S51— 56     1,53  7,,  städt,  —  0,35  V«  ländl.  Bev. 

Preussen  1840—55     1,38  „      „  0,7(3  , 

Grossbritaunicn     1801—51     1,87  „       „  1,00  „ 

Belgien  1846—56     0,78  „       „  0,31  „       „        !' 

Niederlande  1849—59     0,81  „       „  0,74  „ 

Sachsen  1846—49     1,46  „      „  0,81  „ 

Hannover  1852—55     0,39  „       „       —  0,05  „        .,         [\ 

In  Preussen  (alten,  vor  66er  ümfangs)  stellt  sich  folgende   Vermehrung  heraus, 
wenn  die  Bevölkerung  von  1816  =  lüOO  gesetzt  wird: 

1S22     1831     1840     1S49     1858     1S64 

Städte  1099     1249     1411     1590     1817     2077 

plattes  Land  1142     1269     1461     1575     1672     1774 

Stiiat  11.^0     1263     1447     1579     1702     1847. 

Die  stärkere  Vermehrung  der  Bevölkerung  des  platten  Landes  zu  Anfang   mag  wohl 

etwas   mit    auf   allmälig   vollständiger   werdende    Zählung    zurückzuführen    sein.      In 

Frankreich  betrug  die  Zahl  der  Einwohner  in  Orten  von  mehr  als  2000  Einwohnern 

von  der  Gesammtbcvölkerung    1S46   24,72,    1851    25,52,    1856   27,31,    ISlil    28,86, 

1S66  30,46,  1872  31,<i(l";,.     In  England  und  Wales  war  die  absolute  Bevölkerung 

in  Tausenden 

im  Ganzen     in  d.  Städten     oder*',, 

1851  17,928  8,991  50,01 

1861  20,066  10,961  54,62 

1871  22,712  14,041  61,82. 

Allerdings  eine  VenneJirung,  welche  z.  Tli.  mit  auf  Vermehrung  der  Zahl  der  Städte 

und  auf  Ausdehnung  vftn  Städten  beruht,  was  aber  eben  nur  die  immer  stärkere  städt. 

Concentration  der  Bevölkerung  zeigf.  —   In   einzelnen    Landestheilen    beobachtet 

man  auch  in  Deutschland  schon  wiederholt  trotz  der  Vermehrung  der  Gesammtbevol- 

kerung  eine   absolute   Abnahme   der  Landbevölkerung,   so  z.  B.  im  preussischen 

Regierungsbez.  Düsseldorf  und  Minden  schon  in  den  50er  Jahren. 
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und  Mitteleuropa  ermöglicht  haben.  Kommen  dazu  noch  klimatische 
Erschwerungen  des  Wechsels  der  Productionszweige ,  wie  bei  uns 
zum  Theil  im  nordöstlichen  Deutschland  in  Hinsicht  des  Ueber- 
gangs  zu  intensiverer  Wirthschaft  und  zur  Viehproduction,  so  wirkt 
die  Freizügigkeit  schliesslich  auch  für  die  ganze  nationale  Pro- 
duction  nicht  unbedenklich.^) 

b)  Die  klein eu  Landstädte,  welche  nicht  besondre  Er- 
werbsquellen in  grösserer  Industrie  und  Handel,  in  Behörden  und 
wichtigeren  Staatsanstalten  haben,  stagniren  besten  Falles  und 
kommen  dadurch  wenigstens  relativ  zurück. 

c)  In  den  Grossstädten,  in  den  Sitzen  der  Industrie, 
in  den  Bergbaudistricten  drängen  sich  dagegen  immer  grössere 
Bevölkerungsmassen  zusammen,^*')  Rasch  herbeigezogen  bei  zu- 
fälligen günstigen  Conjuncturen  des  Handels  verursachen  sie  die 
schlimmste  Wohnungsuoth,  weil  der  Häuserbau  dem  Bedarf 
nicht  sofort  nachkommen  kann.  Aus  der  Wohnungsnoth  aber  gehen 
wieder  die  bedenklichsten  weiteren  wirthschaftlichen,  socialen  und 
sittlichen  Uebelstände  hervor:  nicht  nur  die  elende  und  doch  enorm 
theure  Befriedigung  eines  der  wichtigsten  Bedürfnisse,  sondern 
uuerträglichesociale  Abhängigkeitsverhältnisse,  unwirthschaftlichste— 
wenigstens  vom  Standpuncte  der  Volks  wirthschaft  aus!  —  Specu- 
lation  in  Gebäuden  und  Baugründen,  schliesslich  eine  feindliche 
Spannung  zwischen  Hausbesitzern  und  Bevölkerung,  ein  „Classen- 
gegensatz",  wie  sie  ähnlich  kaum  in  anderen  Kreisen  und  wirth- 
schaftlichen Gebieten  sich  finden.")    Unter  dieser  dicht  zusammen- 


®)  Es  wird  nicht  zu  läugnen  sein,  dass  in  den  letzten  Jahren  dies  die  Lage  in 
einem  Theile  des  nordöstlichen  Deutschlands  war. 

^'')  Die  Zahl  und  die  Gesammtbevölkerung  der  Städte  von  A)  über  100,000  Ein- 
wohner und  B)  von  50 — 100,000  Einwohner  war  z.  B.: 

A)  Zahl,  Bevölk.  in  lOOOen.     B)  Zahl,  Bevölk.  in  lOOOeii. 
England       1851  9  4041  16  1078 

1871         14  6002  21  1462 

Frankreich  1851  5  1661  10  692 

1866  8  3138  15  987 
Preussen      1855          3                  653                       5  316 

1867  4  1106  9  611 
1871           5                 1389                      10  671. 

Preussen  auch  für  1867  ohne  die  neuen  Provinzen;  Magdeburg  mit  Nebenorten  zu- 
sammengezogen (dann  über  100,000  E.  in  1871).  —  S.  auch  u.  Anm.  13. 

")  Für  all  dgl.  sind  die  neueren  Verhältnisse  Berlins  typisch.  Vgl.  den  oben 
genannten  Aufsatz  von  Schwabe  u.  Stülpuagel  über  Freizügigkeit,  von  Schwabe 
über  die  „Volksseele  Berlins",  Stadt.  Jhrb.  B.  4,  und  üher  die  Wohnungsverhältnisse 
Berlins  Bruch  im  Stadt.  Jahrb.  1872  (VI.),  14  tt".  Die  Einwohnerzahl  von  Berlin 
incl.  MiUtär  war:  1820  202,000.  1831  249,000,  1840  329,000,  1852  433,000,  1858 
459,000,  1867  702.000,  1871  826,000,  1875  965,000;  allerdings  haben  kleine 
Annexionen  von  Nachbargemeiuden  stattgefunden.  —   üeber  die  wissenschaftlich  erst 
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gedrängten  Bevölkerung  wachsen  für  die  Staats-  und  Stadtverwal- 
tung die  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Erhaltung  der  Ordnung, 
der  Erhebung  der  Steuern  ^^)  immer  mehr,  vollends  bei  dem  ewigen 
Ortswechsel  eines  Theils  der  Bevölkerung  (§.  238), 

d)  Die  Bevölkerung  vertheilt  sich  so  nach  und  nach  auf 
Land,  Stadt,  Städtekategörieen  ganz  anders.  Die  Quote  der 
Städter  und  G-rossstädter   wächst.^^)     Neben   den   oft  ge- 


seit  Kurzem  mehr  behandelte,  in  der  systematischen  Nationalökonomie  kaum  noch  er- 
wähnte Wohnungsnoth  s.  bes.  die  Verhandl.  auf  dem  Eisenacher  socialpolitischen 
Congress  1872,  uamentlich  das  Referat  von  Engel,  mit  reichem  statistischen  und 
literarischen  Material.  Engel  unterschätzt  nur  die  Rechtsfragen,  welche  hier  mit 
iu  Betracht  kommen,  namentlich  die  Frage  des  städtischen  Grundeigenthums 
in  ihrer  Bedeutung  für  die  Wohnungsnoth.  S.  darüber  meine  Rede  auf  jener  Ver- 
sammlung und  unten  im  2.  Hauptabschn.  vom  Eigenthum. 

^■^)  Eine  der  Hauptschwierigkeiten ,  welclie  der  Einführung  der  Classensteuer  in 
den  grösseren  preussischen  Städten  entgegenstand.  Dieselbe  macht  sich  auch  jetzt 
nach  erfolgter  Einführung  fühlbar  genug.  In  Berlin  waren  im  J.  1875  4,336.000  M. 
Staatsclassensteuer  zu  erheben,  wovon  im  Laufe  des  Jahres  nur  3,116,000  M.  oder 
72"/o  eingegangen  waren.  14*/.2  7ü  wurden  in  Folge  von  Tod,  Verzug  nach  ausser- 
halb, Reclamation  u.  s.  w.  in  Abzug  gebracht,  S^'^Vo  fielen  aus  in  Folge  fruchtloser 
Execution,  Auswanderung  u.  s.  w. ;  der  Rest  von  IOV4V0  ^ird  muthmasslich  zum 
grossen  Theil  auch  ausbleiben,  da  von  vielen  unbemittelten,  nach  ausserhalb  ver- 
zogenen Personen  die  Steuer  auch  mit  Hilfe  fremder  Behörden  schwerlich  zu  erlangen 
ist  und  ausserdem  viele  Restanten  gar  nicht  zu  ermitteln  sind.     (Offic.  Mittheil.) 

^'1  Es  ergiebt  sich  dies  schon  aus  den  vorigen  Daten  in  den  Anm.  8,  10  und  11. 
Lehrreich  ist  auch  der  Vergleich  zwischen  verschiedenen  Staaten.  Je  nachdem 
dieselben  in  der  modernen  Wirthschaftsentwicklung  mehr  oder  weniger  vorgeschritten 
sind,  pflegt  auch  die  Quote  der  grossstädtischen  und  der  städtischen  Bevölkerung  über- 
haupt stärker  oder  schwächer  zu  sein  und  rascher  oder  langsamer  zu  wachsen.  So 
stellt  sich  in  den  beigefügten  Jahren  die  Quote  der  Bewohner  A)  von  Orten  über 
50,000  und  B)  von  Orten  von  10 — 50,000  E.   in  Procenten  der  Gesammtbevölkerung: 


A. 

B. 

Zus. 

Grossbritannien  u.  Irland 

1861 

25,4 

10,5 

35,9 

Frankreich 

1866 

10,8 

8,1 

19,9 

Deutschland 

1867 

7,8 

8,0 

15,8 

spec.  Norddeutschland 

,, 

8,7 

8,2 

16,9 

Süddeutschland 

,, 

4,9 

6,9 

11,8 

Vereinigte  Staaten 

1S60 

9,8 

5,4 

15,2 

Italien 

1861 

6,9 

11,8 

18,7 

Oesterreich-üngarn 

1869 

4,1 

5,5 

9,6. 

Die  gesammte  städtische  Bevölkerung  betrug  in  Preussen  1849  26,5,  1858  29,6, 
1864  31,1,  1871  (incl.  neue  Prov.)  32.33  "/o-  Besonders  characteristisch  ist  die  riesige 
Entwicklung  der  Hauptstädte:  In  Frankreich  war  ISOI  der  49ste.  1821  der 
42ste,  1841  der  37ste,  1S51  der  34ste,  1866  der  21ste.  1872  der  20ste  Franzose  ein 
Pariser  (in  beiden  letzten  Perioden  unter  Einrechnung  der  italienischen  Annexionen 
und  in  der  letzten  Periode  unter  Abrechnung  der  deutschen  Annexionen,  femer  unter, 
hier  auch  wegen  des  städtischen  Characters  der  betreffenden  Orte  zulässiger,  Berück- 
sichtigung der  Stadterweiterung  unter  Napoleon  III.).  In  Grossbritannien  und 
Irland  war  1801  der  17te.  1S21  der  ir.tc,  1841  der  14te.  1851  der  12te,  1H)1  der 
10,5te,  1871  der  9,8tc  Brite  ein  Londoner.  In  Preussen  war  um  1820  der  57ste, 
1840  der  4.5ste,  1858  der  39ste,  1S»)4  der  30,.")Ste,  1871  der  30ste  Preusse  ein  Ber- 
liner (im  letzten  Jahre  unter  Einrechnung  der  neuen  Provinzen,  ohne  diese  der  24,7te, 
1875  c.  der  21 — 22stc).  Natürlich  sind  auf  die  Berliner  Entwicklung  die  politischen 
Ereignisse  der  Neuzeit  von  besonderem  Einfinss  gewesen. 
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riihmtcu  güiistigeu  Folgen  für  die  Volkswirthschaft  und  Cultur  hat 
dies  unverkennbar  auch  viele  üble  Folgen,  für  die  Sitte  und  die 
Charactertüchtigkeit,  für  das  politische  Leben,  für  die  wirthschaft- 
liche  Lage  uud  Zufriedenheit  des  ganzen  Volks.  Unruhige  städtische 
Proletariermassen,  rast-  und  ruheloses  Treiben  in  den  Mittelclassen, 
Jagen  nach  Gewinn  um  jeden  Preis  und  ohne  jedes  Bedenken, 
unsinnige,  gewissenlose,  unproductive  Concurrenzwuth,  und  Unbe- 
hagen fast  überall,^*)  —  das  sind  die  Schattenseiten,  welche  auch 
die  Vertreter  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  so  selten  unbefangen 
neben  den  Lichtseiten  des  modernen  Wirthschafts-  und  Culturlebens 
erkannt  haben.  Diese  Schattenseiten  erscheinen  wegen  der  zweiten 
Folge  der  heutigen  Freizügigkeit  noch  bedenklicher. 

§.  238.  —  2)  Eine  Ortsbevölkerung,  in  welcher  ein  nicht  unbe- 
trächtlicher Theil,  besonders  der  unteren  Classen,  auf  der  Wander- 
schaft von  Ort  zu  Ort,  in  den  Grossstädten  ausserdem  noch  von 
Haus  zu  Haus,  von  Strasse  zu  Strasse  ist,  bietet  nothwendig  in 
socialer,  ökonomischer  und  sittlicher  Hinsicht  viele  unerfreuliche 
Seiten.  Ein  solches  zusammengewürfeltes,  jedes  organischen  Zu- 
sammenhangs entbehrendes  Conglomerat  kann  keinen  gesunden 
Gemeingeist  in  sich  entwickeln.  Ein  grosser  Theil  dieser  Bevöl- 
kerung wird  wie  Staub  vom  Winde  von  jedem  Wechsel  der  grossen 
wirtbschaftlichen  Conjuncturen  von"  einem  Ort  zum  anderen  gejagt. 
Mindestens  unterliegt  seine  ökonomische  und  sociale  Lage  den 
grössten  Schwankungen,  ist  bald  unverhältnissmässig  über  den 
mittleren  Stand  empor,  bald  ebenso  unter  denselben  herabgedrückt. 
Eine  derartige  Bevölkerung-  ist  namentlich  ungeeignet  für  eine 
tüchtige  Selbstverwaltung  der  Gemeinden,  schon  weil  ihr  Interesse 
und  Verständniss  dafür  fehlt.  Förmlich  darauf  hingewiesen,  immer 
nur  dem  eigenen  materiellen  Interesse  oder  dem,  was  augenblicklich 
dafür  gilt,  zu  folgen,  wird  ein  zahlreicher  Theil  der  Bevölkerung, 
der  Arbeiterstand  voran,  aber  auch  solche  Unternehmer,  welche 
mit  wenig  stehendem  oder  fixirtem  Kapital  arbeiten,  wie  die  handel- 
treibende Classe  und  ein  Theil  des  Handwerkertbums,  systematisch 


")  So  sagen  Schwabe  u.  Stülpiiagcl  in  Beii.  Stadt.  Jahrb.  1872,  VI.,  'J7: 
„Die  Freizügigkeit  erhebt  das  unstete  Wandern  zum  Princip ,  sie  macht  Individuen 
flüssig,  die  nichts  haben  und  deshalb  wandernd  Alles  gewinnen  woUou,  die  den  Boden 
verlassen,  wo  die  natürlichen  Verhältnisse  sie  heranwachsen  Hessen,  und  sich  auf  ein 
unbekanntes  Terrain  begeben,  wie  weiland  die  Goldsucher  ....  Sie  vermehren  oft 
einfach  die  catilinarischen  Existenzen,  tragen  zur  persönlichen  Unsicherheit  bei  und 
beginnen  Krieg  gegen  die  geordnete  Gesellschaff'  (mit  einem  characteristischen  Bei- 
spiel von  einem  Berliner  Tumult ,  wo  sich  unter  84  Verhafteten  nur  6  —  8  Berliner 
beianden,  die  raeistea  nur  Wochen  oder  Monate  hier  gewesen  waren). 
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zum  höchstmöglichen  wirthschaftlichen  Egoismus  erzogen  und  fühlt 
sich  aller  Pflichten  gegen  die  Gesammtheit,  vollends  gegen  die 
Gemeinde,  deren  zufälliger  Angehöriger  der  Einzelne  oft  nur  so 
kurze  Zeit  ist,  ledig.  Fieberhafte  Ruhelosigkeit  ist  die  Folge.  Jeder 
ökonomische  Misserfolg,  jede  ungünstige  Conjunctur  treibt  zum 
Wechsel  des  Orts,  oft  des  Berufs.  Dem  „Glücke"  jagt  Jeder  nach 
und  sieht  sich  doch,  selbst  wenn  er  es  erreicht,  meistens  enttäuscht. 
Das  Glück  selbst  heisst  aber  nichts  Andres  als  möglichst  leichter 
und  möglichst  grosser  Gelderwerb.  Die  Erwerbsart  wird 
gleichgiltig.  Ist  die  Conjunctur  danach,  so  wird  alle  AVeit  zum 
Börsenspieler,  vom  Grossgrundbesitzer  bis  zum  Hausknecht.  Und 
wenn  der  Erwerb  einmal  zu  anrüchig  geworden  oder  gar  „mit  dem 
Aermel  das  Zuchthaus  gestreift  worden",  so  ist  das  Verschwinden, 
das  Fortziehen  in  einen  anderen  Ort  oder  schliesslich  das  Aus- 
wandern ja  so  leicht.  Ohnehin  aber  kann  in  der  „Menschenwüste" 
der  Grossstädte  ein  Jeder  nach  seiner  FaQon  leben,  unbehelligt 
durch  fremde  Controle,  aber  auch  ohne  den  Halt,  den  eine  solche 
so  vielfach  gewährt.  Die  unruhigen,  unsteten  Massen,  welche  die 
Freizügigkeit  so  in  den  Gross-  und  Industriestädten  zusammenführt, 
sind  natürlich  auch  jedem  demagogischen  Umtrieb  willkommene 
Beute.  Die  „gefährlichen  Classen",  die  Verbrecherwelt,  breiten  sich 
nur  um  so  ungestörter  aus.  Wohin  man  freilich  auf  dieser  Bahn 
treibt,  das  zeigt  uns  am  Schlagendsten  so  manche  furchtbare  Seite 
des  socialen  Lebens  und  der  Volks wirthschaft  Nordamericas, 
ein  Vorbild,  dem  wir  indessen  in  Westeuropa  und  nunmehr  auch 
in  Deutschland  mit  allen  Kräften  nacheifern. ^^) 


**)  S.  vor.  Anm.  und  für  Berlin  überhaupt  die  genannten  Arbeiteu,  bes.  im  Berl. 
Stadt.  Jahrb.  Bei  einer  Bevöltcrung  von  ca.  850—950,000  Personen  in  den  Jahren 
ISTI  —  T4  war  die  polizeilich  durch  das  Meldcwesen  controlirte  Bewegung  des 
Zu-  und  Abzugs  in  Berlin  in  Tausenden  mit  1   Decim. : 


Zuzug 

Abzug 

männl. 

weibl. 

zus. 

männl. 

weibl. 

zus. 

1871 

93,3 

40,3 

133,7 

53,5 

24,3 

77,8 

1872 

SS,3 

41,5 

129,9 

.")7,7 

28,4 

8G,0 

1S73 

94,3 

42,9 

137,2 

(56,7 

28,5 

95,2 

1874 

81,« 

46,3 

127,8 

64,1 

29,8 

93,9, 

Diese  Zalüen  spiegeln  den  (jang  der  wirthsehaftliclicn  Bewegung  ab.  Der  Abzug  war 
jedenfalls  in  den  letzten  Jahren  noch  grösser,  da  sonst  die  Zählung  v.  1.  Dcc.  1S75 
eine  stärkere  Zahl  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  constatirt  liätte.  Im  Ganzen  gehört 
sonach  gegen  ein  Achtel  der  Berliner  Bevölkerung  zum  „Nomadenthum"',  das  auf  der 
Wanderschaft  von  Ort  zu  Ort  ist.  —  Innerlwilb  der  Stadt  stellt  sich  dieser  noma- 
dische Character  der  Bevölkerung  wieder  in  andrer  Weise  dar,  im  steten  Wohnungs- 
wechsel. Vgl.  darüber  Engcl's  und  meine  Kedc  in  der  Debatte  über  Wohnungs- 
noth  im  Eis.  Congr.  1872,  bes.  aber  den  Aufsatz  „das  Nomadenthum  in  der  Berliner 
Bevölkerung"  von  Schwabe  im  Berl.  Stadt.  Jahrb.,  VII.,  29  If.      Danach   wechselt 
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§.  239.  Die  eiuzelueu  Theile  des  modernen  wirthschaftliclien 
Verkehrsrechts  bilden  die  Glieder  einer  grossen  Kette  und  lassen 
sieh  nicht  ausserhalb  dieses  Zusammenhangs  ausreichend  würdigen. 
Die  Freizügigkeit  speciell  steht  in  enger  Verbindung  mit  der 
Gewerbefreiheit  und  dem  internationalen  Freihandel. 
Sie  ist  eine  Mitbedingung  für  die  höhere  practische  Bedeutung  dieser 
beiden  Theile  des  Verkehrsrechts,  wie  diese  wieder  der  Freizügig- 
keit erst  ihre  grosse  practische  Wichtigkeit  verschaffen.  Die  Blüthe- 
zeiten  der  Industrie  und  des  Handels  sind  es  nun  besonders,  in 
welchen  der  starke  Zuzug  der  kleinstädtischen  und  der  Landbe- 
völkerung in  die  Grossstädte  und  in  die  Industrie-  und  Montan- 
bezirke erfolgt.  Die  Freizügigkeit,  als  rechtliche  Voraussetzung 
dieser  Bewegung,  wird  daher  auch  vor  Allem  im  Interesse  der 
Industrie  und  des  Handels  verlangt  und  als  Consequenz  der  Ge- 
werbefreiheit und  des  Freihandels  aufgefasst  (§.  226).  Nun  wechseln 
allerdings  „periodisch"  die  Blüthezeiten  mit  Zeiten  der  Krisis,  der 
Stagnation  und  Flauheit  in  unserem  heutigen  Wirthschaftsleben  ab. 
Wiederum  ist  dann  die  Freizügigkeit  hier  die  Panacee,  um  den 
schlimmen  Folgen  dieses  periodischen  „naturgesetzlichen"  Um- 
schwungs für  Unternehmer  und  Arbeiter  abzuhelfen.  Denn  nun- 
mehr können  die  unbeschäftigten  Arbeitermassen,  die  bankerotten 

jährlich  ungefähr  die  Hälfte  der  directen  Miether  (im  Unterschied  von  After- 
miethern, Chambregarnjsten  u.  s.  w.)  ihre  Wohnung-,  —  bemerkenswerther  Weise  am 
Häufigsten,  wenn  mehr,  etwas  seltener,  wenn  weniger  Wohnungen  leer 
stehen  (resp.  5ä,7  7o  "^  1^6^  t)ei  5,5  "/o  leersteh  Wohnungen  und  -"»S  "/o  ''i  1871  bei 
1.27.,  leerst.  W.),  d.  h.  wenn  etwas  mehr  Wohnungen  leer  stehen,  ist  das  Publicum 
noch  etwas  weniger  sesshaft,  um  sich  in  Preis  und  Qualität  der  Wolmung  ein  wenig 
zu  verbessern.  Meine  Ausführungen  in  Eisenach  S.  2cJ7  werden  durch  diese  damals 
noch  nicht  bekannte  Thatsache  sonst  nicht  modificirt.  —  Werthvoll  für  die  Charac- 
teristik  und  Messung  der  örtlichen  Bewegung  der  Bevölkerung  ist  auch  die  mit 
Hilfe  des  neueren  Volkszählungsmaterials  ermöglichte  Statistik  der  Ortsbevöl- 
kerung nach  den  Geburtsorten,  woraus  man  sieht,  wie  sich  diese  Bevölkerung 
aus  Eingeborenen  und  Fremden  und  aus  welchen  l'>emden  sie  sich  zusammensetzt. 
S.  für  Preussen  in  1871  K.  Brämer  in  d.  Ztschr.  d.  Preuss.  Stat.  Bur.  s,  1873, 
S.  341.  Es  waren  hiernach  geboren  von  der  orts anwesenden  Bevölkerung 
Prcussens  unter  je  10,000  Personen  jedes  Geschlechts: 

in  der  Zählungsgemeindc 

in  andern  Gemeinden  des  nemlichen  Kreises 

in  andern  Kreisen  derselben  Provinz 

in  andern  preussischen  Provinzen 

in  andern  deutschen  Staaten 

in  andern  europäischen  Staaten 

ausserhalb  Europas  ' 

ohne  Angabe 
Diese  Vermischung  der  Bevölkerung  hat  freilich,  neben  den  Bedenken,   auch  ihr 
Gutes  und  ihr  Grossartiges  in  politischer,  socialer,  nationaler  Hinsicht  und  ist  von  den 
mächtigsten  Folgen. 


männl. 

weibl. 

5727 

5642 

1759 

2132 

1642 

1605 

fi07 

396 

176 

159 

86 

62 

2,9 

2,8 

8,1 

4,6 
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Unternehmer  dank  der  Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  wieder 
in  ihre  ursprtlngliche  Heiraath  ziehen  oder  sich  anderen  Orten  und 
Industriezweigen  zuwenden.^'')  Oder,  wenn  sie  nicht  wollen,  so 
zwingt  sie  schon  die  Noth  dazu,  und  „die  Harmonie  ist  hergestellt'^ 
So  wird  also  der  beständige  Ortswechsel  eines  Theils  der 
Bevölkerung,  besonders  der  unteren  Classen,  mit  seinen  oben  an- 
gedeuteten ungünstigen  Folgen  förmlich  ein  nothwendiger  Be- 
standtheil  in  dem  grossartigen  Mechanismus  des  moder- 
nen Weltverkehrs.  Er  erscheint  auf  diese  Weise  gerechtfertigt 
und  ist  entweder  keiner  Abänderung  fähig  oder  würde  seiner 
günstigen  wirthschaftlichen  Folgen  wegen  einer  solchen  nur  zum 
Nachtheil  des  Ganzen  und  der  nächstbetheiligten  Kreise  unterliegen. 
Eine  Beweisführung,  womit  man  in  der  Theorie  der  freien  Con- 
cuiTenz  die  Frage  der  Freizügigkeit  dann  als  erledigt  ansieht. 

§.  240.  Es  wird  in  dieser  Beweisführung  zu  Gunsten  radicaler 
Freiztigigkeit  (wie  ebensolcher  Gewerbefreiheit)  jedenfalls  übersehen, 
dass  man  sich  dabei  in  einem  logischen  Cirkel  bewegt,  auch 
wenn  man  auf  die  bedenklichen  Seiten  und  Folgen  des  Andrangs 
der  Bevölkerung  in  die  Städte  und  Industriesitze  und  des  ruhelosen 
Ortswechsels  keine  Rücksicht  nehmen  will  oder  sie  durch  die  gün- 
stigen Seiten  und  Folgen  des  modernen  Wirthschaftsrechts  auf- 
gewogen betrachtet.  Der  Angelpunct  der  Argumentation  liegt  in 
zwei  Sätzen,  in  welchen  die  Anhänger  der  Theorie  der  freien  Con- 
currenz  sich  scheiden,  üie  Einen,  die  harten,  aber  ehrlichen  Pessi- 
misten, gehen  von  der  Annahme  aus,  dass  die  Periodicität  der 
Bewegung  des  Wirthschaftslebens,  des  Auf-  und  Niedergangs  der 
Speculation,  des  Aufschwungs  der  Industrie  und  des  Handels  und 
der  Krise,  der  Hausse  und  der  Baisse  eine  Natur  noth  wendigkeit 
sei,  welche  sich  aus  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  ergebe.^') 
Die  Anderen,  die  sanguinischen  Optimisten,  wollen  zwar  eine  solche 
Nothwendigkeit  nicht  zugestehen,  weil  danach  die  beste  dieser 
Volkswirth Schäften  an  einem  organischen  Fehler  leiden  müsste,  aber 
sie  erwarten  alles  Heil  von  „fortschreitender  wirth schaft- 
licher Bildung",  freiwilliger  Vorsicht  der  Betheiligteu 
u.  dgl.  m.,  nur  nicht  von  Aenderungen  des  Wirthschaftsrechts,  noch 


'^  Diese  rilckläafige  Bewegung  dient  den  Anhängern  der  unbedingten  Freizügig- 
keit als  Widerlegung  der  Bedenken  gegen  letztere.  Ebenso  die  Wiederabnahme  des 
Zuzugs.  S  z.  B.  die  Bemerk,  des  *S.  Jahrg.  d.  Bcrl.  Stadt.  Jahrb.  (nach  Schwabe's 
Tode)  S.  23,  s.  o.  Anm.  15.    Dieser  Trost  will  wenig  besagen. 

")  Darauf  läuft  die  Theorie  der  Speculation  und  Krise  von  J.  St.  Mi  11  u.  A.  m. 
hinaus,  s.  u.  Anm.  19. 
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von  staatlichem  zwangsmässigen  Eingreifen. i**)  Die  Freizügigkeit 
fungirt  mm  weseütlicli  als  Aus gleichungs mittel  zwischen  den 
beiden  Strömungen  des  Wirthschaftsgangs  und  wird  dadurch 
begründet. 

In  letzter  Linie  liegt  der  Irrthum  dieser  Auffassung  in  ihren 
beiden  Abarten  in  der  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  eigenthüm- 
lichen  Identificirung  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privat- 
wirthschaftlichen  System  und  in  der  Verkennung  der 
Function  des  Rechts  und  des  Staats  im  Wirthschaftsleben. 
Man  braucht  aber  im  vorliegenden  Falle  gar  nicht  bis  auf  diesen 
Grundirrthum  zurückzugehen,  um  die  Beweisführung  zu  Gunsten 
der  Freizügigkeit  zu  widerlegen.  Naturnothwendig  ist  nemlich 
eine  solche  Periodicität  des  Gangs  der  Volkswirthschaft  nur  auf 
dem  Boden  des  heutigen  Wirthschaftsrechts  und  speciell 
unter  Voraussetzung  der  Freizügigkeit.  Wenn  letztere 
allerdings  als  Ausgleichungsmittel  in  diesem  Process  fungirt,  so 
ermöglicht  sie  doch  erst,  dass  eine  solche  Ausgleichung 
in  diesem  Umfange  nothwendig  wird,  weil  sie  eine 
Mitbedingung  der  Ueberspeculation  und  der  aus  dieser 
freilich  naturnothwendig  hervorgehenden  Krise  ist. 
Diese  „Naturnothwendigkeif'  liegt  aber  nicht  in  der  „Natur  der 
Sache",  nicht  in  der  „natürlichen  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft", sondern  in  der  Rechtsbasis,  welche  man  dieser  Volks- 
wirthschaft in  der  Freizügigkeit,  Gewerbefreiheit  u.  s.  w.  freiwillig 
gegeben  hat.  Auf  dieser  Basis  muss  sich  dann  allerdings  die 
Bewegung  des  Wirthschaftslebens  zwischen  den  Extremen  extra- 
vaganter Ueberspeculation  und  der  Krise  vollziehen.  Die  Erwartung, 
dass  die  fortschreitende  wirthschaftliche  Bildung  hiergegen  Abhilfe 
schaffen  wird,  ist  freilich  nur  eine  optimistische  Selbsttäuschung 
und  widerspricht  der  Logik  der  Thatsachen,  welche  den  in  der 
Krisis  Ruinirten  nicht  die  Betheiliguug  an  der  Specnlation  bei  der 
nächsten  günstigen  Conjunctur  widerräth,  sondern  die  geschicktere 
Ausnutzung  solcher  Conjunctur  und  daher  doch  die  neue  Betheiligung 
an  der  Speculation  grade  anräth. 

§.  241.  Wie  die  Freizügigkeit  in  die  periodische  Bewegung 
des  Wirthschaftslebens  verhängnissvoll  eingreift,  ist  leicht  an   den 

1®)  So  argumentirt  z.  B.  im  Bastiat'schen  Optimismus  ein  Theil  der  deutschen 
Freihandelsschule  in  solchen  Fragen,  z.  Th.  auch  0.  Michaelis  in  s.  Arbeiten  über 
Krise  und  Speculation.  Bezeichnend  ist  namentlich  die  Stellung  dieser  Schule  zur 
Frage  des  Actiengesellschafts wesens.  z.  B.  auf  dem  Mainzer  yoWisw.  Congr. 
1Sr.9,  s.  0.  §.   l.'i.S,  Anm.  M.  S.  194. 
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einschlagenden  Thatsachen  nachzuweisen.  Verfolge  man  z.  B.  den 
aufsteigenden  Gang  der  Bewegung  nach  einer  Krise  und  einer  au 
diese  sich  knüpfenden  längeren  Periode  der  geschäftlichen  Stagnation. 
AUmälig  zeigt  sich  wieder  ein  grösserer  Bedarf  des  In-  und  Aus- 
lands, der  willige  und  billige  Credit,  die  Folge  stark  angesammelten 
disponiblen  Kapitals  und  wiederhergestellten  Vertrauens,  kommt  zu 
Hilfe,  die  Conjunctur  gestaltet  sich  günstiger.  Kurz,  wie  dieser 
Zustand  im  heutigen  Wirthschaftssystem  nur  zu  dauern  pflegt,  gilt 
es,  den  Concurrenten  zuvorzukommen  und  die  Zeit  auszunutzen. 
Nun  wird  mit  verstärkter  Kraft  gearbeitet,  es  steht  mehr  Gewinn 
in  Aussicht,  durch  höhere  Löhne  zieht  man  Arbeiter  aus  der  Fremde 
heran  oder  entlockt  sie  den  Concurrenten  oder  anderen,  von  der 
aufsteigenden  Bewegung  nicht  oder  noch,  nicht  berührten  Geschäfts- 
zweigen. Nunmehr  wird  die  Freizügigkeit  von  practischer  Be- 
deutung. Zwar  die  inländische  Kundschaft  ist  bald  versorgt,  ihr 
Bedarf  lässt  sich  auch  richtiger  schätzen,  aber  um  so  mehr  lockt 
der  weite  Weltmarkt,  die  überseeischen  Länder  mit  grossem,  längre 
Zeit  nur  schwach  befriedigten  Bedarf  au  Fabrikaten  und  mit  ge- 
ringer eigener  Industrie.  Hier  steigert  sich  aber  noch  die  Con- 
currenz,  weil  alle  Industrieländer  diesen  Markt  auszubeuten  suchen. 
Um  so  mehr  gilt  es  zuvorzukommen  und  nun  wird  zum  Zweck  der 
Production  für  den  Weltmarkt  vollends  an  Arbeitskräften  heran- 
gezogen, was  zu  haben  ist,  dem  „Freihandelsprincip''  zu  Ehren. 
Ein  Theil  der  Bevölkerung,  der  Arbeiter  ist  aus  seinem  gewöhn- 
lichen Wohnort  und  seiner  bisherigen  Beschäftigung  fortgezogen, 
die  Production  hat  eine  andre,  momentan  sehr  rentable  Richtung 
erhalten.  Allein  bald  kommt  der  Rückschlag.  Der  überseeische 
Absatz  stockt,  weil  die  dortigen  Märkte  dank  der  allgemeinen 
Concurrenzwuth  überfüllt  sind,  die  Consumtionskraft  tiberschätzt, 
die  Richtung  des  Consums  nicht  gehörig  berücksichtigt  worden  — 
und  wie  sollen  solche  Fehler  auf  einem  Markte  ganz  vermieden 
werden,  dessen  Bevölkerung  anderer  Race  oder  Nationalität,  anderer 
Sitte  und  Cultur  angehört,  unter  anderen  natürlichen,  klimatischen 
Bedingungen  producirt  und  consumirt?  Verluste  statt  Gewinn  er- 
folgen, die  Production  wird  eingeschränkt,  Halbzeit  gearbeitet,  die 
Löhne  werden  gekürzt,  Arbeiter  entlassen  und  nun  „dient  die 
Freizügigkeit  als  Ausgleichungsmittel",  um  in  den  verschiedenen 
Productionszweigen  und  an  den  verschiedenen  Orten  Nachfrage  und 
Angebot  von  Arbeitskräften  wieder  ins  Gleichgewicht  zu  setzen  — 
wenigstens  für  einen  neuen  Augenblick.     Aber  wäre  denn  diese 
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ganze  AusgleichuDgsfuuction  erforderlich  gewesen, 
wenn  nicht  zuvor  das  moderne  Wirthschaftsrecht  und 
speciell  die  Freizügigkeit  selbst  die  Bedingungen 
geschaffen  hätten,  dass  eine  Uebertreibung  und  daher 
wieder  ein  Rückschlag  Statt  finden  musste?!  Hier  liegt 
der  logische  Cirkel,  in  welchem  sich  die  Beweisführung  der  Theorie 
der  freien  Concurrenz  bewegt.'^) 

§.  242.  Wenn  man  sich  die  im  Vorausgehenden  dargelegten 
Wirkungen  der  Freizügigkeit  vergegenwärtigt,  so  wird  man  unbe- 
fangen zugestehen  müssen,  dass  die  Bedenken  gegen  dieses  Recht, 
grade  auch  vom  wirthschaftlichen  Standpuncte  aus,  schwer  genug 
wiegen.  Auch  eine  Abwägung  der  Vortheile  und  Nachtheile  führt 
mindestens  nicht  sicher  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  ersteren  unbe- 
dingt vorwalten  und  deshalb  die  letzteren  eben  einmal  mit  in  den 
Kauf  genommen  werden  müssen,  eine  Beweisführung,  welcher  sich 
objectivere  Anhänger  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  mitunter 
bedienen.  Für  die  schli essliche  Entscheidung  und  daher 
für  die  Gestaltung  des  Compromisses  zwischen  den  For- 
derungen der  Einzelfreiheit  und  der  Gemeinschaftsinteressen  (§.  235) 
müssen  deshalb  um  so  mehr  die  letzten  socialen  und  ökono- 
mischen Wirkungen  einer  mehr  das  Individuum  beschränken- 
den und  einer  freieren  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
kehrsrechts im  Allgemeinen  und  des  Eherechts  und  des  Zug-  und 
Niederlassungsrechts  im  Besonderen  mit  in  Betracht  gezogen  werden. 

*^)  Die  im  Text  behandelte  Frage  ist  näher  zu  untersuchen  in  der  Lehre  von 
der  Speculation,  üeberspeculation  und  Krisis,  Vorgänge,  welche  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  mit  der  „Tendenz  des  Kapitalgcwinns  auf  ein  Minimam 
zu  sinken"  zusammenhängen  und  wesentlich  durch  die  Mitwirkung  des  Crcdits  ihre 
Erklärung  finden.  S.  darüber  meinen  Art.  Krisen  in  Rcntzsch'  Handwörtcrb.  d. 
Volkswirthschaftsl,  S.  525  —  537,  mit  den  dort.  Lit.  ang.  S.  537.  In  dem  Abschn.  vom 
Ursprung  der  Krisen  S.  529  11'.  bin  ich  noch  durchaus  Mill's  Lehre  von  der 
sinkenden  Tendenz  des  Kapitalgewinns  und  den  Schlüssen  gefolgt,  welche  derselbe  aus 
dieser  Tendenz  für  die  Speculation  und  Krise  ableitet,  s.  Mi  11,  Grunds.  B.  IV.,  Kap.  4, 
l)es.  §.  5.  Man  kann  diese  Lehre  als  eine  „Theorie  der  üeberspeculation  und  Krise" 
bezeichnen.  Hill  u.  A.  m.,  desgleichen  ich  in  dem  gen.  Aufs,  begehen  nur  den 
Fehler,  diese  Gestaltung  der  Dinge  als  durch  die  Katur  der  Volkswirthschaft 
begründet  anzusehen,  während  sie  nur  im  System  der  freien  Concurrenz 
und  speciell  für  die  Eechtsbasis  der  Volkswirthschaft  im  modernen  wirth- 
schaftlichen Verkehrsrecht  sich  in  der  angedeuteten  Weise  verlaufen  muss. 
Danach  bedarf  auch  meine  Beweisführung  a.  a.  0  ,  freilich  aber  auch  diejenige  aller 
bisherigen  Schriftsteller  über  Speculation  und  Krise  einer  durchgreifenden  Moditication. 
Eine  weitere  Folge  der  Auffassung  im  Texte  ist,  dass  die  übliche  Zurückführuug  einer 
bestimmten  Krise,  bez.  üeberspeculation  auf  die  und  die  einzelnen  Factoren,  z.  B. 
die  Bewegung  von  1S71  —  73  ff.  auf  die  Actiengesetzgebung ,  zwar  nicht  unrichttg, 
aber  einseitig  ist.  Das  üebel  sitzt  bedeutend  tiefer:  in  der  heutigen  Eechts- 
basis des  privatwirthschaftlichcn  Systems.  Das  wird  z.  B.  in  der  guten  Schrift  von 
Oechelhäuser  über  die  wirtlisclial'tÜchc  Kri.sis  doch  wieder  »anz  übersehen. 
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1)  Eine  beschränkende  Gesetzgebung  macht  die  Bevöl- 
kerung sesshafter,  ihre  Vermehrung  langsamer,  weil,  selbst 
abgesehen  von  directer  Heirathserschwerung  oder  Hinderung,  die 
Gründung  eines  neuen  Hausstands  im  alten  Heimathsort  durch  die 
Erwerbsverhältnisse  schwieriger  ist.^")  Das  sociale,  wirthschaft- 
liche,  politische  Leben  ist  conservativer,  Alles  behäbiger.  Aber  der 
wirthschaftliche  P'ortschritt  ist  auf  allen  Gebieten  langsamer,  weil 
die  Concurrenz  nicht  so  stark  wirkt.  Die  Industrie  insbesondere, 
der  Grossbetrieb  speciell  entwickelt  sich,  wenn  überhaupt,  so  jeden- 
falls schwerer,  laugsamer,  \ie\e  energische  und  tüchtige  Elemente 
kommen  auch  gegen  das  Gesammtinteresse  nicht  so  zur  Geltung, 
zum  wirthschaftlicheu  productiven  . Schaffen,  wie  bei  freierer  Gesetz 
gebung.  Sie  verkümmern  oder  gerathen  auf  Abwege  oder  werden 
zur  Auswanderung  gedrängt.  Viele  Unbilligkeiten  und  Härten  der 
Beschränkungen  treifen  ferner  Einzelne,  besonders  zahlreich  aus 
den  unteren  ärmeren  Classen,  und  dies  bereitet  Erbitterung.  Denn 
nicht  nur  wird  unvermeidlich  bei  der  Handhabung  beschränkender 
Gesetze,  besonders  solcher  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  und  des 
Zug-  und  ]Siederlassungsrechts,  im  Einzelnen  oftmals  gefehlt  und 
kommen  unlautere  Xebeneinflüsse  leicht  mit  zur  Geltung,  selbst  bei 
scharfer  Controle  der  unteren  Executivorgane  von  Oben  aus.  Es 
ist  vielmehr  auch  ausserdem  unmöglich,  selbst  bei  durchaus  gesetz- 
mässiger  Anwendung  des  Rechts  auf  den  einzelnen  Fall  immer 
Härten  und  Unbilligkeiten  auszuschliessen.  Wie  alles  Recht,  muss 
auch  das  hier  in  Frage  stehende  Ehe-  und  Zugrecht  u.  s.  w. 
schablonenhaft  verfahren  und  kann  nicht  casuistisch  jeden  einzelnen 
Fall  unterscheiden.  Die  Einwendungen,  welche  die  Schule  der 
freien  Concurrenz  aus  solchen  Verhältnissen  gegen  Beschränkungen 
des  Verkehrsrechts  entnimmt,  sind  daher  auch  nicht  unrichtig,  nur 
beweisen  sie  zuviel,  weil  sich  mit  ähnlichen  Argumenten  ein  grosser 
Theil  des  Rechts,  z.  B,  auch  des  Criminalrechts,  des  sonstigen  Ver- 
waltungsrechts, als  unhaltbar  hinstellen  lässt.  Schliesslich  handelt 
es  sich  immer  um  die  grossen  Durchschnittswirkungen. 
Diese  sind  bei  der  beschränkenden  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete 
des  Verkehrsrechts  doch  wohl  aus  dem  einfachen  Grunde  im 
Ganzen  günstiger  zu  beurtheilen  als  bei  der  radical  frei- 
heitlichen Gestaltung  dieses  Rechts  nach  dem  blossen  Individual- 
interesse, weil  die  grosse  Mehrzahl  der  Menschen  aus  Mittelschlag 

*")  Ein  Beispiel  bietet  Silddeutsc bland,  besonders  Baiern  bis  in  die  neueste 
Zeit,  ehemals  Hannover. 

A.Wagner,  Volkswirthschaftslelire.    L  2t) 
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besteht  und  den  Voraussetzungen  der  Concurrenztheorie 
nicht  entspricht.  Dies  ergiebt  sich  aus  der  folgenden  Betrachtung. 

§.  243.  —  2)  Die  freiere  Gestaltung  der  Gesetzgebung  über 
die  socialen  Freiheitsrechte  bildet  die  rechtliche  Voraussetzung  der 
Zustände,  welche  im  3.  Kapitel  als  günstige  (§.  127)  und  als  nach- 
theilige Folgen  (§.  134  tf.)  des  Systems  der  freien  Concurrenz  nach- 
gewiesen wurden.  Sieht  man  in  letzterer  Beziehung  auch  von  dem 
grade  besonders  häufigen  und  bedenklichen  Siege  der  gewissen- 
loseren Elemente  ganz  ab  (§.  136),  so  hat  der  Sieg  der  begabteren 
Elemente  und  des  Grossbetriebs  auch  neben  seinen  günstigen  Folgen 
für  das  Gesammtinteresse  überwiegende  Bedenken  grade  für  das 
Wohl  jener  Masse  der  Bevölkerung,  welche  den  grossen  Mittel- 
schlag in  Bezug  auf  körperliche,  geistige  undCharactereigenschaften, 
auf  Leistungsfähigkeit  und  wirkliche  Leistungen  bildet. 

Die  Ehefreiheit,  die  Freizügigkeit,  die  Gewerbefreiheit  und  so 
viele  andre  Freiheiten  des  moderneu  Verkehrsrechts  stellen  an 
Jeden  die  Zumuthung  höcbstmöglicher  Intelligenz  und  Thatkraft, 
der  Fähigkeit,  sein  eigenes  ökonomisches  und  sociales  Interesse, 
seine  eigene  Begabung,  seinen  eigenen  Character  richtig  und  jeden- 
falls richtiger  als  irgend  ein  Andrer  zu  beurtheilen ;  die  Zumuthung, 
sich  auch  nach  eingetretener  Enttäuschung  nicht  entmuthigen  zu 
lassen,  um  immer  wieder  das  wenigstens  relativ  Richtigste  zu  wählen. 

a)  Diejenigen  Elemente  der  Bevölkerung,  welche  an  sich  oder 
durch  das  Glück  begünstigt  dieser  Zumuthung  wirklich  entsprechen, 
gedeihen  gewiss  im  Allgemeinen,  wenn  man  von  den  Versuchungen 
der  Gewissenhaftigkeit,  denen  grade  sie  leicht  ausgesetzt  sind,  ab- 
sieht, bei  einer  möglichst  freien  Gestaltung  des  Verkehrsrechts  am 
Besten.  Und  ihr  ökonomisches  Gedeihen  kommt  auch  mehr  oder 
weniger  und  wohl  fast  immer  doch  in  Etwas  der  Gesammtheit, 
also  auch  den  übrigen  minder  befähigten  Elementen  zu  Gute.  Sie 
sind  die  Pioniere  des  wirthschaftlichen  Fortschritts,  die  Männer 
des  to  go  ahead-spirit,  sie  werden  die  Gründer  und  Leiter  der 
grossen  neuen  Wirthschaftsexperimente,  die  Entdecker  und  Erfinder, 
sie  errichten  die  grossen  Unternehmungen,  sie  bilden  die  neuen 
Privatvermögen,  aus  ihnen  geht  die  neue  ökonomische  Aristokratie 
hervor.  Sie  fördern,  wie  die  Schule  rühmt,  in  ausserordentlichem 
Maasse  die  Production  und  wenn  ihr  eigenes  Einkommen  und 
Vermögen  davon  auch  in  erster  Linie  den  Vortheil  hat:  die  ganze 
Bevölkerung  nimmt  daran  „mehr  oder  weniger"  mit  Theil. 

b)  Aber  anderseits  unterliegt  es  auch  keinem  Zweifel,  dass  die 
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grosse  Masse,  der  Mittelschlag,  jener  Zumuthimg  nicht  entspricht 
und  dass  das  radical  freie  Verkehrsrecht  für  dieselbe  daher  doch 
überwiegend  bedenklich  wirkt,  namentlich,  ökonomisch  betrachtet, 
hingesehen  auf  die  Verth eilung  des  Productionsertrags.  Wird 
von  den  natürlichen  Eigenschaften  und  Fähigkeiten  selbst  abstrahirt, 
so  würde  die  grosse  Masse  jener  Zumuthimg  nur  dann  entsprechen, 
wenn  die  individuelle  Selbsterkenntniss  ebenso  verbreitet 
wäre,  wie  sie  es  bekanntlich  nicht  ist.  Jeder  pflegt  an  seine 
Befähigung  für  den  Beruf  seiner  Wahl,  an  sein  Glück,  an  die 
Richtigkeit  seiner  Schritte  im  Leben  zu  glauben.  Das  freie  Ver- 
kehrsrecht, die  Freizügigkeit  speciell  ermöglicht  nicht  nur,  sondern 
verführt  auch  zur  Vornahme  desjenigen  Schrittes,  welcher  grade 
lockend  erscheint  Das  städtische  Leben,  die  bessere  Verwerthung 
der  Arbeitskraft  in  der  Stadt  und  in  der  Industrie  bei  zugleich 
meistens  leichterer  Arbeit  und  grösserer  Ungebundenheit  des  ganzen 
Lebens ,  die  Hoffnung ,  sein  Glück  zu  machen  und  Vermögen  zu 
erwerben,  lockt  hinaus  und  treibt  eine  Zeitlang  rastlos  weiter.  Die 
vom  Glück  begünstigten,  die  begabteren,  oft  auch  die  gewissen- 
loseren Elemente  wissen  geschickt  in  die  Speichen  des  Rads  zu 
greifen  und  sich  auf  den  Wagen  der  Fortuna  zu  schwingen.  Die 
grosse  Mehrzahl  bleibt  zurück,  wird  zur  Seite  und  unter  die  Räder 
geworfen,  verkümmert,  verwahrlost,  stirbt  und  verdirbt.  Einmal 
von  der  heimischen  Scholle,  von  Verwandten  und  Bekannten  los- 
gelöst, vom  Misserfolg  verbittert,  nur  über  sich,  nicht  unter  sich 
sehend,  stets  den  Verhältnissen,  den  Anderen,  den  Höherstehenden, 
den  Reicheren,  niemals  sich  selbst  die  Schuld  zuschiebend  wird  ein 
solcher  Bevölkerungstheil  durch  die  Freizügigkeit  und  ähnliche 
Rechte  in  der  That  zum  Nomadenthum  und  zur  Plage  für  die 
Gesellschaft  wie  für  sich  selbst.  Eine  solche  Entwicklung  der 
socialen  Verhältnisse  ist  ein  theurer  Preis  für  die  etwaige  Steigerung 
des  Productionsertrags,  für  die  Blüthe  einzelner  Industriezweige 
und  für  das  erwünschte  Emporkommen  einiger  tüchtiger  Elemente, 
welchen  ein  beschränkendes  Verkehrsrecht  den  Boden  für  seine 
Entwicklung  verengt  oder  wegnimmt.*^) 

§.  244.  Das  Facit  aus  dem  Vorausgehenden  ist,  dass  aus  dem 
volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Gesichtspuncte  wegen 
der  Folgen  für  die  Gemeinschaft  eine  Beschränkung  der 
Freizügigkeit  als  principiell  berechtigt  erscheint.     Eine 

^^)  Vgl.  zn  Obigem  iui  Allgem.  Schmoller's  Kleingewerbe,   bes.  den  Schluss- 
abschnitt S.  652  ff.,  666  If.     Auch  Brentano,  Arbeitergilden  IL,  pass.,  bes.  Kap.  5. 

26* 


404  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeine  wirthschaftliclie  Verliehrsrecht. 

solche  Beschränkung  wirkt  hier  weiter  als  bei  einem  der  drei 
anderen  socialen  Freiheitsrechte.  Sie  ist  aber  auch  nothwendiger 
und  hat  dabei  weniger  Bedenken  als  namentlich  die  directe  Be- 
schränkung der  Ehefreiheit,  während  sie  mittelbar  zu  einer  Beschrän- 
kung der  letzteren  führt  (§.  233).  Sie  bewirkt  ausserdem,  dass 
andere  nachtheilige  Consequenzen  des  modernen  Wirthschaftsrechts 
und  Wirthschaftslebens  nicht  so  stark  hervortreten  können.  Eine 
Beschränkung  der  Freizügigkeit  bedeutet  die  Einführung  eines 
Hemmungsrads  in  den  Mechanismus  des  Verkehrs, 
namentlich  in  den  Gang  der  speculativen  Production.  Die  dadurch 
bewirkte  Verlangsamung  der  Bewegung  jenes  Mechanismus  ist  über- 
wiegend vortheilhaft  für  alle  Betheiligten,  besonders  für  die  arbei- 
tenden Classen  und  schliesslich  für  die  ganze  Volkswirthschaft. 
Denn  diese  Verlangsamung  führt  zur  grösseren  Gleichmässig- 
keit  der  Production  und  Consumtiou  und  der  wirthschaftlichen 
Lage  der  ganzen  Bevölkerung.  Die  Ueberspeculation  auf  der  einen, 
die  Krise  auf  der  andern  Seite  wird  verhütet  oder  wenigstens  die 
Intensität  beider  gelindert  und  der  in  kurzen  Perioden  regelmässig 
sich  vollziehende  Wechsel  erschwert.  Damit  wird  eine  der  schlimm- 
sten Seiten  unserer  heutigen  Volkswirthschaft  gebessert. 

Von  der  Beschränkung  der  Freizügigkeit  gilt  aber,  was  oben 
von  derjenigen  der  socialen  Freiheitsrechte  im  Allgemeinen  gesagt 
wurde  (§.  229):  sie  kann  und  darf  nur  in  begrenztem  Umfange 
eine  einfache  directe  Beschränkung  in  der  Weise  der  früheren  Zeit 
sein.  Sie  muss  sich  vielmehr  hauptsächlich  indirect  als  noth- 
w endige  Folge  theils  einer  veränderten,  mehr  gemein-, 
besonders  zwangsgemeinwirthschaftlichenOrganisation 
der  Volkswirthschaft,  theils  anderer  tiefgreifender  Refor- 
men im  Gebiete  des  privat  wirthschaftlichen  Systems, 
namentlich  in  den  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und 
Arbeitgebern,  in  der  Gewerbeverfassung,  endlich  im 
A  r  m  e  n p  f  1  e  g e  r  e  c  h  t  ergeben.  Nur  soweit  die  Anforderungen  des 
letzteren  es  uothwendig  machen  und  soweit  nicht  auf  andre  Weise 
vorgesorgt  werden  kann,  wird  wieder  auf  einzelne  der  anderen 
Beschränkungen  zurückzukommen  sein.^^) 


'*)  Eine  nähere  Ausführung  dieser  Puncto  gehört  nicht  in  diese  Grundlegung, 
sondern  in  die  Innere  Vcrwaltuugslchre  und  z.  Th.  in  den  si)eciellcn  oder  practischen 
Theil  der  Politischen  Oekonomie,  namentlich  was  die  Regelung  des  Hilfscassenwesens 
und  der  Armenunterstützung  anlangt.  Die  Erörterung  in  §.  244a  enthält  daher  auch 
nicht  eine  erschöpfende  Behandlung  der  Frage.  Zu  beachten  ist  nur,  dass  die  Frei- 
ztlgigkeitsfrage  in  einer  Zeit  immer  stärker  Forwaltender   städtischer  Bevölkerung  und 
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§.  •244a.  —  1)  Die  weitere  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaft- 
lichen  Systems,  besonders  auch  auf  passend  gewählte  Gebiete  der 
Sachgüterproduction ,  ist  eben  deshalb  mit  zu  fordern,  weil  sie 
gÜDstige  Folgen  für  die  Bevölkerungsbewegung  mit  sich  bringt.  Es 
gilt,  Gebiete  wie  vor  Allem  das  Communicationswesen  und  die  Ver- 
kehrsanstalten, namentlich  den  auf  alle  Zweige  der  volkswirthschaft- 
lichen  Production  so  stark  einwirkenden  Eisenbahnbau  mög- 
lichst der  privatwirthschaftlichen  Speculation  zu  ent- 
ziehen, neben  den  anderen  Gründen  auch  um  die  zeitliche,  durch 
Eheschliessungen  und  Geburten  vermittelte  und  die  räumliche, 
durch  Ab-  und  Zuzug  bewirkte  Bevölkerungsbewegung  gleich- 
massiger  zu  machen.  Dies  zu  bewirken  liegt  sehr  wohl  in  der 
Macht  und,  wenn  man  sich  die  günstigen  Folgen  der  bezeichneten 
Art  vergegenwärtigt,  auch  in  der  Pflicht  des  Staats.  Natürlich 
darf  der  Staat  und,  soweit  sie  mit  eintritt,  die  Gemeinde  nicht  den 
Fehler  begeheu,  die  von  ihr  übcrnoiinncuen  Gebiete  der  materiellen 
Production  zeitlich  ebenso  ungleichmässig  zu  cultiviren,  als  dies 
seitens  der  Privatspeculation  geschieht.^-^)  Aber  es  hindert  auch 
gar  nichts,  diesen  Fehler  zu  vermeiden.  Die  erforderlichen  Finanz- 
operationen  lassen   sich  sehr  wohl  dieser  Forderung  entsprechend 


iiidastrieller  Production,  zumal  bei  den  heutigen  Goinmunicationsuiitteln .  eine  ganz 
andre  Gestalt  und  Bedeutung  erlangt  als  früher,  bei  vorherrschendem  Ackerbau  und 
unentwickelten  Communicationen.  —  Die  Ausdehnung  zwangsgemeinwirthschaftlicher. 
staatlicher  und  communaler Production  führt  practisch  namentlich  zu  einer  Einengung 
des  Gebiets  des  Actiengesellschaftswesens,  dessen  li(k;hst  nachtheiliger 
Einfluss  auf  die  Speculationsbewegung  IST)  If.  in  Deutschland  und  Oestcrreich,  wie 
früher  in  anderen  Ländern  so  besonders  stark  liervorgetreten  ist,  vgl.  Oechelhäuser, 
wirthsch.  Krise,  S.  81  ff.,  M.  Wirth,  < )csterreichs  Wiedergeburt,  Wien  1S75,  pass.. 
S.  30  ff.  Alles  weitere  Studium  und  alle  neuere  Urtheile  über  das  Actienwesen  und 
Vorschläge  zur  Verbessemng  desselben  haben  mich  nur  immer  mehr  in  der  Ueber- 
zeugung  bestärkt,  die  ich  im  Jahre  IST")  in  meinem  Referat  über  die  Actienfrage  auf 
•lern  Eisen,  soc.-pol.  Congresse  vertrat:  dass  die  Reform  des  Actienrechts  erst  in 
2.  Linie,  die  principielle  Einengung  des  Gebiets  des  Actienwesens  mittelst 
Ausdehnung  der  ötfentl.  ünternehmungsform  durchaus  in  1.  Linie  steht.  Oben  im 
Texte,  bes.  in  §.  220,  24',  24-la  werden  nur  weitere  Conse({uenzen  aus  dieser  Ansicht 
gezogen,  durch  welche  die  Wahrheit  und  die  practische  Tragweite  der  letzteren  noch 
schärfer  hervortritt.  Vgl.  im  Ucbrigen  die  gen.  Eisen.  Verh.  1S73  und  mein  Referat 
mit  Anmerk.  in  Hildebr.  Jahrb.  IST8,  II.  —  Man  kann  einwenden,  dass  die  Vorschläge 
im  Text  auf  L.  Blanc's  Ideen  und  Pläne  in  seiner  Organisation  du  travail  zurück- 
gehen, die  freie  Concurrenz  der  Privaten  durcli  die  stärkere  Concurrenz  des  Staats  zu 
hckämpfen.  Diese  Ideen  enthalten  jedoch  einen  richtigen  Kern,  den  ich  gern  adoptire. 
Sie  gehen  nur  zn  weit,  indem  die- Fähigkeit  il es  Staats,  Unternehmungtm  zu  betreiben, 
überschätzt  wird:  deshalb  sind  gewisse  passende  Gebiete  auszusuchen,  wie  es 
von  mir  geschieht. 

^)  Dies  war  öfters  ein  Fehler  beim  Staatseiseubahnbau  auch  in  deutschen  Staaten, 
besonders  neuerdings.  So  waren  z.  13.  in  Preussen  Anfang  1H7H  aus  Creditcn  für 
Staatseisen bahnanlagen  noch  489,2  Mill.  M.  verfügbar,  deren  gleichmässig^ere 
Verwendung  sehr  erwünscht  wäre. 
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einrichten.  Namentlich  bietet  hier  eine  rationelle  Benutzung  des 
öffentlichen  Credits  nöthigenfalls  eine  gute  Mithilfe.^^)  Auf  allen 
Gebieten  seiner  Thätigkeit  muss  der  Staat  ferner  Hypercentralisation 
und  Concentration  aller  obersten  Behörden  in  der  Hauptstadt  oder  starke 
Arbeitermassen  beschäftigender  Productionsbetriebe  an  wenigen  Orten 
vermeiden,  um  nicht  dadurch  den  Zuzug  der  Bevölkerung  nach  und 
die  übermässig  starke  und  rasche  Anhäufung  derselben  an  einzelnen 
Orten  seinerseits,  wenn  auch  nur  indirect,  zu  begünstigen. 2'')  Eine 
richtige  Verwaltungspolitik,  welche  sich  des  Einflusses  ihrer  ein- 
zelnen Massregeln  auf  die  zeitliche  und  örtliche  Bewegung  der 
Bevölkerung  bewusst  ist,  kann  hier  viele  der  heute  vorhandenen 
Uebelstände  beseitigen. 

Wird  in  dieser  Weise  verfahren,  so  fällt  ein  grosser  Theil  der 
Bedenken  gegen  das  jetzige  Recht  der  Freizügigkeit  fort.  Denn 
wenn  dieses  Recht  auch  nach  dem  Interesse  des  Individuums  ge- 
staltet bleibt,  so  kann  sich  dieses  Interesse  bei  der  dargelegten 
Einengung  des  Gebiets  des  privatwirthschaftlichen  Systems  nicht 
mehr  so  einseitig  und  zum  Nachtheil  der  Gemeinschaft  geltend 
machen.  Grade  dies  zu  verhüten,  ist  die  Aufgabe.  Und  so  wirkt 
die  erörterte  Umgestaltung  der  volkswirthschaftlichen  Organisation 
segensreich  als  indirecte  Beschränkung  der  Freizügigkeit.  Die 
Bevölkerungsbewegung  wird  wenigstens  theilweise  dem  sie  sonst 
so  stark  beherrschenden  Einflüsse  des  Gangs  der  privatwirthschaft- 
lichen Speculation  entzogen. 

2)  Auf  dieses  Ziel  ist  auch  auf  dem  grossen  Gebiete  der  Pro- 
duction  hinzuwirken,  welches  dem  privatwirthschaftlichen  System 
definitiv  oder  wenigstens  für  unabsehbar  lauge  Zeit  verbleiben  wird. 
Es  muss  hier  eine  Erschwerung  der  Speculation  eintreten, 
so  dass  der  Gang  der  Production  gleicbmässiger  wird  und  die 
wechselnden  Conjuncturen  weniger  tiefgreifende  und  umfassende 
Veränderungen  in  diesem  Gange  herbeiführen.  Dieses  lässt  sich 
durch  die  directe  Beschränkung  der  Freizügigkeit  in  der  Weise 
des  früheren  Zug-  und  Aufouthalts-  und  Niederlassungsrechts  er- 
reichen. Soll  diese  directe  Beschränkung  aber  aus  anderen  Gründen 
und  wegen  der  Rücksicht  auf  die  individuelle  Freiheit  vermieden 
werden,  so  müssen  umgekehrt  Mittel  gewählt  werden,  welche  die 
Speculation  und  die  Ausbeutung  der  Conjuncturen  durch  sie  er- 
schweren und  dadurch  indirect  zu  einer  thatsächlichen Beschränkung 


^)  Vgl.  Rau-Wagner,  Finaiizw.,  I.,  §.  231,  232. 
■^5)  Vgl.  die  Eisen.  Debatte  Über  Wohnungsnoth  1872. 
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der  Freizügigkeit  führen.  Als  das  passendste  dieser  Mittel  erscheint 
eine  Einrichtung,  durch  welche  die  Lasten,  welche  die  Freizügigkeit 
mit  sich  bringt,  möglichst  auf  die  Schultern  Derjenigen  gewälzt 
werden,  welche  zumeist  die  wirklichen  oder  die  ihrer  individuellen 
Meinung  nach  vorhandenen  Vortheile  von  der  Freizügigkeit  haben : 
die  xlrbeitgeber  und  die  Arbeiter.  Zu  diesem  Zwecke  muss 
namentlich  die  Armenlast  in  den  betheiligten  Kreisen  von  der 
Gemeinde  fortgeuommen  und  auf  die  in  einem  umfassenden  Hilfs- 
cassenwesen  mittelst  des  Princips  des  Cassenzwangs  verbundenen 
Arbeiter  und  Arbeitgeber  tibertragen  werdende):  eine  Forderung, 
welche  allerdings  mit  der  weiteren  Forderung  einer  wieder  mehr 
corporativen  Organisation  der  Gewerke  zusammenhängt,  aber  auch, 
richtig  verwirklieht,  einen  werthvollen  practischen  Anfang  zu  einer 
solchen  Organisation  bildet.  Es  wird  dadurch  einmal  die  Armenlast 
viel  gerechter  vertheilt,  während  die  jetzige  Verpflichtung  der  Ge- 
meinde zur  Armenunterstützung  im  Grunde  eine  schlechte,  wahrhaft 
communistische  Einrichtung  ist.  Es  wird  sodann,  was  für  unsere 
Frage  noch  mehr  in  Betracht  kommt,  hierdurch  die  leichte  Heran- 
ziehung von  Arbeitskräften  bei  jedem  speculativen  Aufschwung  und 
folgeweise  die  Uebertreibung  der  speculativen  Production  erschwert, 
wenn  der  Unternehmer  umfassendere  Verpflichtungen  in  grösseren 
Beiträgen  zu  denHilfscassen,  eventuell  auch  in  Fürsorge  für  Arbeiter- 
wohnungen u.  dgl.  m.^'^)  tragen  muss.  Denn  gewerbliche  Krisen 
werden  stets  am  Richtigsten  verhütet,  wenn  r  et  ar  dir  ende  Ge- 
wichte in  der  Periode  des  speculativen  Aufschwungs  angebracht 
werden.  2*) 

3)  Unterbleibt  ein  Vorgehen,  wie  das  hier  empfohlene,  so  wird 

-'^)  Man  könnte  einwenden,  dass  die  grossartigste  und  erfolgreichste  Organisation 
der  Art,  welche  wir  bisher  besitzen,  das  Knappschaftscassenwesen  des  Berg- 
baus, niclit  die  im  Text  abgeleiteten  Folgen  für  die  grössere  üleichmässigkeit  der 
Production  hatte.  Aber  hier  wirkt  bisher  der  Speculationsfactor  nngewöhnlich  stark, 
weil  die  anderen  Fordt;rungen  des  Te\ts  nieht  erfüllt  sind :  der  Hergltau  ist  über- 
wiegend Privat-  und  neuerdings  selbst  Actienbergbau  und  die  wiclitigsten  Consumenten 
der  Bergbauprodiicte ,  die  Eisenl)ahnen ,  iinti'rsteJien  vollends  stark  dem  Speiulations- 
factor  des  privatwirthsdiaftliclien  Systems.  Die  grossen  Scliwankungcn  auf  diesen 
Speculationsgebiftten  übertragen  sich  daher  nothwendig  auf  den  Bergbau,  das  Hütteu- 
wesen trotz  der  Institution  der  Ivnappschaftscassen ,  welche  aber  auch  noch  weiter 
entwickelt  werden  muss. 

^'')  Vgl.  die  Eisen.  Debatte  über  Wolinunasnoth.  Auch  Maurus,  Freih.  d.  Arbeit, 
S.  240  fl: 

'•*"*)  Mit  Recht  Hjctont  Oechelhüuser  a.  a.  (J.,  dass  die  Krise  eigentlich  in  der 
Hausseperiode  schon  latent  vorhanden  sei:  übrigens  durchaus  keine  neue  Lehre. 
Speculation ,  Ueberspeculation ,  Krise ,  Flauheit ,  Kühe ,  speculative  Tendenz  sind  im 
heutigen  Wirthschaftsleben  im  System  der  freien  Concurrenz  und  ihres  Kechts  der 
hier  allerdings  natürliche  oder  not h wendige  Kreislauf. 
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ein  Zurückgreifen  auf  einzelne  der  früheren  Beschränkungen  der 
Freizügigkeit  schwerlich  ganz  zu  vermeiden  sein.  Von  solchen  würde, 
unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Gemeinde  die  in  erster  Linie 
zur  öffentlichen  Armenuntersttitzung  verpflichtete  Gemeinschaft  ver- 
bleibt, die  Verlängerung  der  Frist  für  die  Erwerbung  des  Unter- 
stützungswohnsitzes im  neuen  Wohnorte  und  die  Erhebung  von 
Einzugsgeldern  am  Meisten  zu  erwägen  sein.  Die  Consequenz  des 
modernen  Freiztigigkeitsrechts  ist  freilich  wohl,  dass  der  Staat 
direct  in  erster  Linie,  nicht  nur  subsidiär,  die  Armenlast  über- 
nimmt, da  das  Recht  der  Freizügigkeit  als  staatsbürgerliches  gilt. 
Aber  dadurch  würde  nur  eine  gerechtere  Vertheilung  der  Armenlast 
erfolgen,  die  übrigen  Bedenken  gegen  die  Freizügigkeit  bleiben 
bestehen.  Sie  lassen  sich  nur  durch  die  beiden  vorerwähnten 
Reformen,  die  Einengung  des  Gebiets  des  privatwirthschaftlichen 
Systems  und  die  Belastung  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  in  der 
dargelegten  Weise,  in  umfassenderem  Maasse  beseitigen. 

8.  Abschnitt. 
Die  Consequenzen  der  persönlichen  Freilieit.    Fortsetzuno-, 

II.     Die  socialen  Freilieitsrechte. 

3.     Das   Aus-   und  Einwanderungsrecht 

und 
4.    Das  Reiserecht.') 

§.  245.     Die  Entwicklung  des  Auswanderungsrechts  ist 
ein   neuer  Beleg  dafür,    dass  im  Rechtsgebiete   der    persönlichen 

*)  üeber  das  Reis  er  echt  s.  d.  liter.  Nachweise  u.  in  Anui.  34  zu  §.  252.  — 
Ueber  Aus-  und  Einwanderung  s.  Stein,  Venvl.,  IL,  163 — 209,  Handb.  S.  7(t 
bis  81.  H.  K Osler,  Verw.  recht,  I.,  1,  S.  127  ff',  über  Staatsangehörigkeit.  R.  v. 
Mohl,  Polizeiwiss.,  3.  Aufl.,  L,  §.  18,  pass.,  §.  20.  Kau,  Vwschpol.,  I.,  §.  KJ,  17. 
Koscher,  Col.  Col.-Polit.  u.  Auswand.,  2.  Aufl.,  1856;  u.  ders.,  System,  I..  §.256, 
259—261.  Gerstner,  Bevl.,  S.  191  ff'.,  217  ff.  —  v.  Könne,  D.  Staatsrecht,  §.  11, 
S.  95,  vom  Reichs-  u.  Staatsbürgerrecht;  ders.,  preuss.  Staatsrecht,  I.,  2,  §.  86 — 88 
u.  91.  Gneist,  engl.  Verwr.,  2.  Aufl.,  §.  83,  IL,  939.  —  Die  Artikel  im  Staats- 
wörterbuch von  Bluutschli:  Auswanderungsrecht  von  Pözl,  L,  579,  Auswanderungs- 
politik V.  Brater,  L,  582,  Fremdenrecht  III.,  757  ff'.,  Einwanderung  IL,  360,  Deutsches 
Bürgerreclit  IIL,  98,  Staatsangehörige  IX.,  649,  alle  von  Pözl;  in  Holtzendorff"s 
Encyclop.  Art.  Naturalisation  v.  E.  Meier.  —  Aus  der  Gesetzgebung  s.  bes.  das 
deutsche  Gesetz  über  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom 
1.  Juni  1870  und  Keichsverfass.  Art.  3.  —  Die  Aus-  und  Einwand  er  ung  sind 
zunächst  Thatsachcn  der  örtlichen  Bevölkerungsbewegung  und  zU  unterscheiden  von 
den  damit  zusammenhängenden,  aber  nicht  noth wendig  damit  verbundenen  Rechts- 
verhältnissen, dem  Verlust  und  dem  Erwerb  der  Staatsangehörigkei t.  — 
Auf  Geschichte  und  Statistik  der  Ein-  und  Auswanderung  und  auf  Colonisirung 
und  (Jolonialpolitik  ist  lüer  niclit  die  Aufgabe  näher  einzugehen.  Allgemeinere  Werke 
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über  die  moderne  euro2)äische  Auswanderung  und  americanische  Einwanderang 
sind:  Legoit,  l'emigration  europeemie,  Par.  1S61  ,  Duval,  liist.  de  l'iimigr.  euroj). 
etc.  au  19.  siecle.  Par.  1S62;  Fr.  Kapp,  GescMchte  d.  deutschen  Einwanderimg  in 
America,  Lpz.  1868,  Brom  well,  bist,  of  emigration  to  the  United  states  fr.  1819 — 55, 
Kedfield  1856.  —  Officielle  Statist.  Pnblicationen  über  die  Ein-  und  Aus- 
wanderungin den  betreffenden  wichtigeren  Abfahrt-  und  Ankunftshäfen,  z.B. 
Bremen,  Hamburg,  Liverpool,  Newyork  und  in  Hauptstaaten  der  Massen- 
Aus-  und  Einwanderung  wie  Grossbritannien  und  Irland,  Deutschland, 
andrerseits  die  Verein.  Staaten  von  Nordamerica,  Australien  und  einzelne 
andre  überseeische  Colonieen  und  Colonialstaaten ,  z.  B.  die  Argentinische  Eepublik, 
erscheinen  neuerdings  meistens  jährlich  xmd  gehen  mehrfach  einige  Jahrzehnte  zurück. 
In  Nordamerica  beginnen  die  amtlichen  Register  mit  dem  letzten  Quartal  1819.  Die 
hauptsächlichsten  und  stets  neuesten  Daten,  zuverlässig  und  vollständig,  s.  in  den 
neueren  Jahrgängen  des  Goth.  Hof  kalend  ers ;  vgl.  sonst  Wappäus,  I.,  lOft,  VS'S 
u.  f.  Deutschland  Statist,  d.  kais.  stat.  Biireaus,  Yierteljahrshefte,  Jg.  1,  Heft  III, 
1,  Jg.  2,  Heft  II,  Jg.  3.  Heft  II,  1.  Nessmann  in  Hirth's  Annalen  1873,  S.  1455 
u.  1875,  S.  1099.  Bödiker  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1S73,  S.  1  ff.  über  Preussen. — 
Auch  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit 
(und  den  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  von  Bundesstaat  zu  Bundesstaat)  erfolgen 
seitens  des  kais.  Statist.  Bureaus  nunmehr  Veröffentlichungen,  s.  Vierteljahrshefte  1873, 
IV.  und  1874,  IV.,  2.  Ausserdem  gestattet  die  neuere  Volkszählung  in  Folge  ihrer 
detaillirten  Aufnahmen  auch  eine  statistische  Zusammenstellung  der  orts- 
anwesenden Bevölkerung  nach  der  Staatsangehörigkeit  und  mitunter  nach 
dem  Geburtslande.  Daten  der  Art  liegen  für  Deutschland,  Frankreich, 
Oesterreich-üngarn,  Italien  (Geburtsort)  u.a.m.  in  den  amtlichen  statistischen 
Publicationen  über  die  Volkszählungen  ausführlich  vor  und  sind  für  die  im  Texte  be- 
handelten Fragen  von  Wichtigkeit.  Die  Hauptdateu  s.  ebenfalls  im  G  o  t  h.  Jahrbuch.  — 
Nothwendig  ist  an  dieser  Stelle  nur  eine  Kritik  des  Werths  oder  der  Richtig- 
keit der  Daten  für  die  Ein-  und  Auswanderung.  Die  Statistik  der  Häfen  ist 
wohl  die  zuverlässigste,  was  wenigstens  die  Zahl  der  Aus-  und  Einwanderer  anlangt, 
weniger  was  die  Nationalität  betrifft,  obgleich  grosse  Fehler  auch  dabei  nicht 
anzunehmen  sind.  Kleinere  Fehler  enthält  die  nordam.  Statistik  auch  bei  der  Natio- 
nalität der  Einwanderer,  wo  z.  B.  die  bremisch-hamb.  und  die  dort.  Daten  nicht  ganz 
stimmen.  Zweifelhafter  mögen  die  neueren  nordamericanischen  Angaben  hin- 
sichtlich der  Unterscheidung  von  Einwanderern  und  Ankömmlingen  sein,  bei 
letzteren  reisende  Nordam  ericaner  und  Passanten  nach  andern  Staaten  inbegriffen.  Von 
Interesse  sind  in  den  europäischen  Häfen  auch  die  Daten  über  die  Ruck  Wan- 
derung „Americamüder",  wobei  aber  aucli  die  Abtrennung  des  Reisevcrkehi-s  Schwie- 
rigkeiten macht.  Soweit  die  Einwanderung  in  den  überseeischen  Staaten  zur 
See  erfolgt,  bei  einzelnen  Ländern,  wie  Australien,  Südamerica  ausschliesslich,  bei 
Nordamerica  weit  überwiegend,  kann  man  sich  wohl  auf  die  Richtigkeit  der  Statistik 
der  Gesammtzahlen  ziemlich  verlassen.  Weniger  ist  dies  der  Fall  bei  der  Einwan- 
derung aus  und  über  Brit.  Nordamerica ,  bes.  Canada  nach  den  Verein.  Staaten  und 
umgekehrt,  eine  nicht  unbedeutende  Bewegung.  —  In  den  europäischen  Aus- 
wanderungsländern führt  man  z.  Th.  noch  Listen  über  die  Auswanderer  unab- 
hängig von  den  Listen  der  Verschitlüngshäfen,  so  hes.  in  Deutschland  Diese  Listen 
sind  sehr  lückenhaft,  wo  für  die  Auswanderung,  wie  der  Regel  nach  bei  uns  (Nordd. 
(ies.  v.  1.  Juli  1870,  §.14  ff.)  noch  eine  Anmeldung  der  Auswanderung,  eventuell 
eine  förmliche  Entlassung  gefordert  wird,  weil  dieser  Vorschrift  thoils  aus  Nach- 
lässigkeit, theils  und  hauptsächlich  aus  der  Absicht,  geheim  auszuwandern,  um  sich 
den  Militär-  und  anderen  Pflichten  zu  entzielien,  vielfach  gar  niclit  nachgekommen 
wird.  Erst  später  kann  eine  Ergänzung  dieser  Listen  durch  specielle  amtliche  Nach- 
forschungen erfolgen,  wie  dies  f.  Preussen,  Baiern  geschieht,  natürlich  ohne  dass 
absolute  Vollständigkeit  erreicht  wird.  Die  unangemeldete  Auswanderung  ohne  Ent- 
lassung hat  bei  uns  neuerdings  sehr  zugenommen.     Die  Hafenstatistik  ist  immer 
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die  Auswanderung  im  Mittelalter  und  später  flir  den  Freien  der 
Regel  nach  fr  ei.  2)  Aber  das  ihr  widersprechende  Cxemeinschafts- 
interesse  trat  in  der  Ausbildung  des  sog.  Abzugsrechts  (Detract- 
recht,  Nachsteuer,  gabella  emigrationis ,  detractus  personalis) 
wirksam  hei*vor.^)  Dasjenige  Gut  oder  Vermögen,  welches  auf 
heimischem  Boden  und  in  der  heimischen  Gemeinschaft  (Gemeinde) 
erworben  war,  galt  nach  der  Grundidee  dieses  Rechtes  nicht  als 
reines  Privateigenthum,  worüber  nur  der  AVille  des  Eigeuthtimers 
verfüge.  In  Folge  dessen  wurde  das  Aus  wander  ungs  gut  zu 
Gunsten  der  Gemeinschaft,  wie  dieselbe  im  Gemeindeverband  durch 
die  Gemeinde,  im  grundherrlichen  Verband  durch  den  Grundherrn 
und  späterhin  im  Staatsverband  durch  den  Landesherrn  repräsentirt 
wird,  mit  einer  Abgabe,  der  sog.  Nachsteuer  oder  dem  Nach- 
schoss,  belegt.  Verwandter  Art  war  der  Abschoss  oder  die 
E  r  b  s  t  e  u  e  r  für  an  Fremde  fallende,  aus  der  Gemeinschaft  hinaus- 
gehende Erbschaften.  Das  Abzugsrecht  wurde  später  von  der 
Staatsgewalt  auch  noch  besonders  aus  einem  Staatsobereigenthum 
abgeleitet  und  mitunter  in  die  Classe  der  sogen,  niederen  oder 
nutzbaren   Regalien   eingereiht.*)     Es   diente  stets  practisch 


I 


zur  Ergänzang  erforderlich.  Nach  einem  Bundesbeschl.  v.  7.  Dec.  1871  erfolgen 
jetzt  in  den  deutschen  Einschiff häfen  Aufnahmen  nach  gleichem  Schema.  Leider 
lässt  sich  auch  dadurch  eine  genaue  Statistik  der  deutschen  Auswanderang  nicht 
erreichen,  weil  die  Auswanderung  über  nichtdeutsche  Hufen  nicht  genügend  zu  con- 
troliren  und  der  Anthoil  der  Deutschen  in  den  über  solche  Hiifen  Ausgewanderten 
nicht  genau  festzustellen  ist.  In  den  letzten  1  ö — 20  Jahren  ist  aber  jedenfalls  wachsend 
in  grösserer  Progression  die  Auswanderung  über  deutsche  Hiifen  gegangen.  —  Auch 
die  Einwanderung  in  europäische  Staaten,  bez.  die  überseeische  Rückwanderung 
ist  nicht  ganz  genau  zur  Ziffer  zu  bringen.  Die  Statistik  der  Aufnahmen  in  das 
Staatsbürgerrecht  (Naturalisationen)  und  der  Entlassungen  aus  demselben  ist  freilich 
sonst  von  Interesse,  aber  die  ganze  Ein-  und  Auswanderungsliewegung  umfasst  sie  nicht. 

^)  Ausdrücklich  wird  ein  Recht  zur  Auswanderung  den  Dissidenten  im 
Westfäl.  Frieden  zuerkannt;  anderseits  auch  dem  Landesherrn  das  Recht,  ihnen  die 
Auswanderung  zu  befehlen. 

^)  S.  Gerber,  D.  Privatrecht,  4.  Aufl.,  §.  48;  Beseler,  D.  Privatr.,  §.  G5,  lU. 
V.  Rönne,  Preuss.  Staatsr.,  §.  91, 1.,  2,  S.  77.  Pözl,  Staatswörterb.,  I.,  581 ;  Brunner 
in  Holtzend.  Rechtslcxicon,  Art.  Nachsteuer.  Ursprung  wohl  in  vogteilicheu  Verhält- 
nissen. Die  einseitige  Verurtheilung  des  Rechts  selbst  bei  Historikern  und  Juristen 
wie  den  genannten,  beweist,  dass  die  tiefere  wirtliscliaftliche  Seite  solcher  Rechte  nicht 
erkannt  wird.     Vgl.  dagegen  bes.  Stein,  IL,  191  H'.,  19ö  ff. 

*)  Anerkennung  des  Rechts  für  den  Landesherrn  in  d.  Reichsabsch.  v.  1555  und 
1594.  Auffassung  als  Regal  im  Preuss.  Landr.  Th.  II,  Tit.  17,  Abschn.  2,  vom 
Abfahrtsgeide  (in  der  Regel  10  7o  v.  Vermögen)  §.  141  ff.,  v.  Abschoss  §.  161  ff. 
Die  Höhe  schwankte  sonst  in  Deutschland  und  anderswo  zwischen  5"/„u.  SyVsVo'  — 
In  Preussen  zerfiel  das  Abzugsrecht  in  das  ausländische,  wenn  Vermögen 
ausser  Landes  ging:  der  hierher  gehörige  Fall,  wo  theils  der  Staat,  theils 
Private  in  Folge  von  Verleihung  das  Recht  hatten;  sodann  in  das  inländische, 
für  das  vom  einen  in  einen  anderen  Jurisdict.-bez.  gehende  Vermögen ;  es  \vurde  nur 
von  Privaten  ausgeübt. 


S.Abschnitt.  D.  Consequ.  etc.  II.  D. soc.  Freih.r.  3.DasAus-u.  Einwanderungsrecht.  411 

als  Mittel  zur  Erschwerung-  unliebsamer  Auswanderungen.  Es  ist 
indessen  der  Idee  der  persönlichen  Freiheit  und  des  absoluten 
Privateigenthums  schon  im  18.  und  im  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
geopfert  worden,  zum  Theil  bevor  noch  das  moderne  Verkehrsrecht 
seine  volle  Ausbildung  erhalten  hatte.  Gewöhnlich  erfolgte  die  Auf- 
hebung durch  völkerrechtliche  Verträge  oder  auch  durch  einseitiges 
Gesetz,  unter  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit,  also  eventuell 
Retorsion  vorbehalten.^)  In  dieser  Beseitigung  des  Rechts  liegt  der 
Sieg  des  Individualinteresses  über  das  Gemeinschaftsinteresse  be- 
sonders deutlich  in  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  wo  die  Aus- 
wanderung nicht  durch  eine  ebenso  starke  und  vermögende  Ein- 
wanderung ausgeglichen  wird. 

Die  sonst  freie  Auswanderung  ist  aber  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten der  mercantilistischen  Wirthschaftspolitik  und  des  Abso- 
lutismus aus  populationistischeu,  wirthschaftlichen  und 
militärischen  Gründen  öfters  auch  direct  verboten  oder  an 
schwer  zu  erlangende  Erlaubniss  geknüpft  worden^):  theils  all- 
gemein,^) theils  für  gewisse  Altersclassen  (das  sogenannte 
militärpflichtige  Alter  in  den  Staaten  mit  Conscription^)), 
theils  für  geschickte  Gewerbetreibende,  Unternehmer  und 
Arbeiter.^)  Die  allgemeineren  Verbote  blieben  freilich  selten  lange 
aufrecht  erhalten.  Es  wurde  dann  die  Bewilligung  des  Staats, 
später  wenigstens  die  Anmeldung  der  Aus  Wanderungsabsicht  ver- 
langt und  nur  die  unbewilligte,  bez.  unangemeldete  Auswanderung 
verboten  und  mit  Strafe  bedroht.  Die  letzte  Entwicklung  aber  war 
ein  nahezu  vollständiger  Sieg  des  Individualinteresses  in  der  Er- 
langung voller,  durch  Abzugsgelder  nicht  erschwerter  Auswan- 
derungsfreiheit. Ausdrücklich  wurde  hierin  eine  Consequenz  des 
Rechts  der  persönlichen  Freiheit  erkannt.  Nur  eine  wichtigere 
Ausnahme  blieb  als  Rest  der  nach  Interessen  und  Zielen  der  Ge- 
meinschaft erfolgenden  Ordnung  des  Aus  Wanderungsrechts  in   den 

*)  Zwisclien  dea  deutscheu  Staateu  unter  einander  hob  die  Bundesacte  in  Art.  IS 
und  der  Bundesbeschluss  v.  23.  Juni  1S17  alles  Abzugsrecht  auf.  In  Preusseu  ist 
das  inländische  Abzugsrecht,  nach  früherer  vorübergehender  Auf  hebung  v.  1777 — S7, 
durch  Ges.  v.  21.  Juni  1S16,  das  ausländische  durch  Verträge  aufgehoben  und  durch 
V.  0.  V.  11.  Apr.  1S22  auf  den  Kall  der  Retorsion  beschränkt  worden. 

«)  S.  bes.  Stein,  II.,  197  ff. 

')  So  im  18.  Jahrh.  in  Oester reich,  in  Prenssen  im  Ges.  v.  2.  Juli  1812, 
das  durch  Ges.  v.  15.  Sept.  1818  wieder  aufgehoben  wurde. 

*)  Vgl.  V.  Rönne  über  Preusseu,  I.,  2,  S.  76.  Verf  v.  1850,  Art.  11;  Ges. 
V.  11.  März  1850. 

®)  So  in  Oesterreich  für  Glasmacher  1752,  Sensenschmiede  1781.  Desgl.  in 
England  im  18..  Frankreich  im  17.  und  18.  Jahrhundert. 
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BeschränkuDgen  für  militärpflichtige  Personen  in  den  Staaten 
der  Conscription  und  der  allgemeinen  Wehrpflicht.^")  In  den  stark 
bevölkerten  Ländern  Europas  trug  übrigens  zum  Siege  der  Aus- 
wanderungsfreiheit auch  öfters  der  Einfluss  der  Malthus 'sehen 
Bevölkerungslehre  und  die  Schwierigkeit  genügender  Versorgung 
der  dürftigeren  Classen  bei. 

Die  allgemeine  Tendenz  der  Zeit,  alle  Verhähnisse  des  Lebens 
der  privatwirthschaftlichen  Behandlung  zu  unterstellen,  kam  in  der 
Entwicklung  der  überseeischen  Auswanderung  als  grosses  lucratives 
Transportgeschäft  characteristisch  zur  Erscheinung.^^)  Durch 
die  Verbindung  eines  Netzes  von  Aus  Wanderungsagenturen 
mit  diesem  Geschäft  ist  die  überseeische  Massenauswanderung 
vollends  ein  Object  gewöhnlicher  privatwirthschaftlicher  Speculation 
geworden.  Theils  aus  humanen  Rücksichten  des  Zeitalters,  theils 
wegen  der  schreienden  Missbräuche,  welche  das  speculative 
Auswanderertransportgeschäft  besonders  in  den  Ein-  und  Ausschiff- 
häfen und  auf  den  Schiffen  sich  in  Handlungen  und  Unterlassungen 
hatte  zu  Schulden  kommen  lassen,  hat  der  Staat  dann  den  Aus- 
wandernden seinen  Schutz  gewährt  und  eine  Controle  über  die 
Transportmittel  (Schiffe)  u.  dgl.  m.  eingeführt.^^j   Ejue  Erleichterung 

")  Beispiel:  Deutsches  Keichsges.  vom  1.  Juli  1870  §.  15,  17,  20.  Die  Ent- 
lassung aus  der  Staatsangehörigkeit  wird  verweigert:  Wehrpflichtigen  vom  vollendeten 
17.  bis  vollendeten  25.  Jahre,  wenn  sie  nicht  ein  Zeugniss  beibringen  können,  dass 
sie  nicht  bloss ,  um  sich  der  Dienstpflicht  zu  entziehen ,  entlassen  werden  wollen ; 
Militärpersonen,  welche  zum  stehenden  Heer  oder  der  Flotte  gehören ,  Of'ficieren  des 
Beurlaubtenstands  und  Beamten,  bevor  sie  aus  dem  Dienst  entlassen  sind;  Personen  in 
der  Reserve  des  Heeres  und  der  Flotte,  oder  in  Land-  und  Seewehr  und  nicht  als 
Officiere  angestellte  Personen ,  nachdem  sie  zum  activen  Dienst  einberufen.  Aus 
andren  Gründen  darf  in  Friedenszeit  die  Entlassung  nicht  verweigert  werden. 
Bei  Krieg  oder  Kriegsgefahr  bleiben  aber  dem  Kaiser  andre  Anordnungen  vor- 
behalten: die  richtige  Betonung  des  Gemein  Schafts-  vor  dem  Individualinteresse. 
Die  im  Preuss.  Landrechte  angedrohte  Strafe  der  Yermögensconliscation  ist  durch  das 
Ges.  V.  11.  März  1S50  und  Strafgesetzbuch  v.  1851  auf  Geldbusse  v.  50  -  1000  Thlr. 
oder  Gefängniss  von  1  Monat  bis  1  Jahr  ersetzt  worden.  Ebenso  jetzt  im  ganzen 
Deutschen  Eeiche  nach  dem  Strafgesetzbuch  von  1S71,  §.  140.  Das  Vermögen 
des  Angeschuldigten  kann  eventuell  in  Beschlag  genommen  werden. 

")  Von  Bremen  wurden  von  IS'Vl  —  incl.  1871  Auswanderer  über  See  befördert, 
meist  nach  Nordamerica:  1,11!), 4  62  Personen,  durchschnittlich  1850 — 54  51,361,  (Max. 
1854:  76,875),  185.5— 5'J  :<2,541,  1860—64  21,580,  1865—69  62,093,  1870—71  56,318 
^Max.  1872  e0,41S),  in  187-i  nur  24,199;  von  Hamburg  1836—74  828,611  (Max. 
1872  74,406),  in  1875  31,433,  incl.  indirectc  Auswanderung  über  England  (1872  z.  B. 
21,183).  Ca.  Vs  aller  Auswanderer  über  beide  Orte  sind  Deutsche.  Nach  Ness- 
mann  a.  a.  0.  in  Hirth's  Annalen.  Einzelne  Bremer  Geschäftszweige,  wie  z.  B.  Baum- 
wolle, sind  indirect  mit  durih  das  Auswandrergeschäft  emporgekommen:  Möglichkeit 
billigerer  Rückfrachten.  In  IJremcn  beschäftigten  sich  1873  20  Häuser  mit  der  Aus- 
wand ererexpedition . 

12)  Vgl.  bes.  Stein,  IL,  206.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsr.,  IL,  2,  S.  407.  Preuss. 
Ges.  V.  7.  Mai  1853.  Bad.  Vcrordn.  v.  7.  Nov.  1865,  Hamb.  Verordn.  v.  20.  Febr. 
1855  u.  28.  Apr.  1868,  Brem.  Verordn.  v.  14.  Juli  1854,  9.  Juli  1866,  27.  Nov.  1868, 
7.  Dec.  1868,  10.  Juli  1872.    Engl.  Acte  v.  1825,  französ.  v.  1855. 
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oder  selbst  eine  Begünstigung  der  Auswanderung  ist  öfters  durch 
Ermässigung  der  Tarife  der  Verkehrsaustalten  (Eisenbahnen)  erfolgt. 

§.  246.  Für  die  volkswirthschaftliche  Beurtheilung  des  freien 
Auswanderuugsrechts  ist  bei  uns  in  der  Gegenwart  die  über- 
seeische Massenaus  Wanderung  der  unteren  arbeitenden 
Classen,  der  kleinen  Gewerbtreibenden  und  Bauern  und  die  Einzel- 
auswanderung grosser  Unternehmer  und  reicher  Kapi- 
talisten zu  unterscheiden. 

1)  Die  erstere  hat  zunächst  in  tieferliegeuden  Verschie- 
denheiten der  gesammten  socialen  und  Wirthschafts- 
verhältnisse  der  Ein-  und  Auswanderungsländer  ibren  Grund. ^^) 
Kleine  und  vollends  kleinliche  Beschränkungen  der  Auswanderungs- 
freiheit werden  hier  eben  deshalb  ihren  Zweck  verfehlen,  von  allen 
principiellen,  aus  der  persönlichen  Freiheit  abgeleiteten  Einwänden 
abgesehen.  Sie  werden  sich  im  Zeitalter  der  Dampfcommunica- 
tionen  auch  undurchführbar  erweisen.  Hat  die  heimische  Gemein- 
schaft ein  wesentliches  Interesse,  dass  die  Massenauswanderung 
unterbleibe,  was  jedenfalls  nicht  immer  und  selten  in  der  Aus- 
dehnung der  Fall  ist,  wie  es  häutig  von  einzelnen  Interessirten 
behauptet  wird,  so  gilt  es  vor  Allem,  den  Auswanderungslustigen 
die  Heimath  lieber  und  wirthschaftlich  vortheilhafter  zu  machen. 
Einzelne  hierhergehörige  Massregeln,  besonders  hinsichtlich  der 
Erwerbung  von  Land,  sind  nützlich  und  zweckmässig.^^)  Allzuviel 
wird  man  sich  auch  von  ihnen  nicht  versprechen  dürfen,  zumal 
nicht  in  den  Hauptländern  der  europäischen  Massenauswanderung, 
in  den  germanischen,  wo  offenbar  auch  ein  alter  angeborener 
Wandertrieb  mitspielt.  Im  Princip  darf  daher,  wie  in  unserem 
neueren  Rechte,  Auswanderungsfreiheit  beibehalten  werden.'^) 

*^)  Vgl.  Stein,  IL,  a.  a.  U.  Dana  die  Yerhandl.  der  Versammlung  landlicher 
Arbeitgeber  in  Berlin  1S72,  Danzig  1872. 

")  Wie  die  Zerschlagung  der  Domänen  in  Bauergüter,  womit  auf  Anregung  der 
Kammern  (Miquen  in  Pommern  begonnen.  Vielfach  wird  der  Erfolg  solcher 
Massregeln  vereitelt  durcli  die  heutige  Verschulduugsform  des  Grundbesitzes  (Kapital- 
verschuldung statt  Rodbertus'  ßentenverschuldung)  und  durch  die  wohlgemeinte, 
aber  zu  weitgehende  luincipielle  Beseitigung  der  Erbpaclit,  statt  welcher  Kcchtsform 
nur  der  Verkauf  der  Güter  zugelassen  wird. 

^)  In  allen  solchen  Fragen  neigen  die  Practiker  zu  dem  Fehler,  einzelnen 
ihnen  grade  augenfälligen  Erscheinungen  und  Ursachen,  sowie  momentanen  Verhält- 
nissen eine  viel  zu  grosse  und  zu  allgemeine  Bedeutung  zuzuschreiben.  Die  Gross- 
grundbesitzer des  nordöstl.  Deutscliland  liaben  in  den  J.  1871 -T.'i  die  Auswanderung 
überschätzt  und  z.  B.  dem  Agenturwesen  einen  übertriebenen  Einliuss  darauf  beigelegt. 
Andere  führen  die  Auswanderung  in  diesen  massig  bevölkerten  Landestlieilen.  beson- 
ders in  Pommern ,  einseitig  auf  die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  zurück ,  während 
früher  grade  im  südwestl.  Deutschland  bei  freier  Bodentheilung  die  Auswanderung  am 
Stärksten  war.     Die  Fluctuationen  der  Bewegung  ergeben  sich  aus  der  neuesten 
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Um  so  mehr  müssen  aber,  besonders  in  den  Ländern,  wo  das 
Gemeinschaftsinteresse  durch  die  Massenauswanderung  verletzt  wird, 
folgende  Grundsätze  zur  Geltung  kommen. 

Statistik  sehr  deutlich,  namentlich  sind  auch  die  Schwankungen  der  americanischen 
wirths  chaftlichen  Verhältnisse  von  Einfluss.  Deutsche  wanderten  über  Ham- 
burg und  Bremen  1S70— 74  aus:  bez.  5!), 100,  75,900,  124,600,  100,000,  42,000, 
1875  noch  weniger.  Man  hat  dem  Kriege  von  1870/71  indirect  viel  Schuld  an  der 
nach  demselben  stark  gestiegenen  deutschen  Auswanderung  beigemessen,  weil  die 
Furcht  vor  neuem  Kriegsdienst  die  Leute  wegtreibe.  Es  mag  mitgewirkt  haben,  aber 
in  anderen  Ländern  ist  die  Fluctuation  der  Auswand. bewegung  eine  ganz  ähnliche 
in  diesen  Jahren,  wie  auch  Ncssmann  schon  hervorgehoben  liat  (Annalen  1S75, 
S.  1104).  So  wanderten  aus  (iross  britan  nien  und  Irland  aus  1870 — 74:  bez. 
257,  252,  295,  311,  241  Tausend,  aus  Dänemark  .'5525,  3906,  6898,  7200,  3322, 
aus  Norwegen  14,900,  12,500,  13,900,  10,400,  4600.  Dieselbe  Fluctuation  zeigt  die 
Einwanderung  nach  den  Verein.  Staaten:  356,  347,  438,  423,  261  Tausend.  Sehr 
bemerkenswerth  ist  auch,  dass  die  deutsche  Auswanderung  sich  mit  der  Zeit  ganz 
regelmässig  immer  mehr  von  Westen  nach  Osten  ausgebreitet,  aber  absolut  und  relativ 
im  Westen  und  der  Mitte  abgenommen  hat:  sie  culminirte  in  Rheinland  und  Westfalen 
in  den  50er.  in  Hannover  und  Hessen-Nassau  in  den  60er,  in  Pommern,  Posen, 
Preussen  in  den  ersten  70er  Jahren,  vgl.  Preuss.  stat.  Ztschr.  1873,  S.  4. 

Nur  ein  nichtgermanisches  Land,  Irland,  in  welchem  das  kelt.  Element  sich 
bes.  stark  an  der  Auswanderung  betheiligt,  hat  eine  Auswanderung,  welche  als 
Massenauswanderung  zu  characterisiren  ist,  sonst  nur  germanische  Länder: 
England  ,  Schottland  ,  Deutschland,  Scandinavien,  Dänemark,  Schweiz, 
Holland.  Die  Auswanderung  des  Verein.  Königreichs  wird  von  1815 — 74  auf 
8,11,  diejenige  Deutschlands  seit  Beginn  der  20er  Jahre  bis  incl.  1874  auf  3,25 
Millionen  (wovon  2,82  Mill.  nach  den  Verein.  Staaten),  diejenige  Schwedens  von 
1851 — 73  auf  186,000,  diejenige  Norwegens  von  185<) — 74  auf  177,000,  diejenige 
Dänemarks  von  1868- — 74  auf  30,000  amtlich  angegeben.  Die  Statistik  der  Ein- 
wanderung und  der  Geburtsorte  der  Bevölkerung  in  überseeischen  Ländern 
zeigt  dasselbe  Resultat  noch  schlagender.  Die  c.  9,32  Mill.  Einwandrer  bis  1874  incl. 
(seit  c.  1819,  bis  dahin  hat  die  Einw.  in  einzelnen  Jahren  meist  nur  einige  Tausend 
betragen,  1817  bei  der  Theuerung  aber  schon  22,000)  vertheilen  sich,  nach  Abzug 
von  535,000  nicht  specificirten  oder  vor  1820  eingewanderten  Personen:  auf  Verein. 
Königreich  mit  4,42,  Deutschland  2,S2  Mill.,  Frankreich  (notorisch  bes.  aus 
den  deutschen  Departements,  Elsass  n.  s.  w)  285,000,  Schweden  und  Norwegen 
242,000,  Schweiz  74,000,  Hollan  d  40,000,  Dänemark  38,000,  Pyren.  Halbinsel 
31,000,  Italien  50,000,  Belgien  20,000,  Oesterrcich  36,000,  Russland  und 
Polen  29,000  (in  den  letzten  Jahren  starke  Zunahme,  z.  Th.  deutsche  Mcnnoniten), 
im  Ganzen  aus  Europa  8,01)  Mill.,  der  Rest  aus  America  und  andren  Welttheilen. 
Unter  den  425,000  Einwanderern  aus  Brit.  Nordamcrica  jedenfalls  auch  über- 
wiegend Germanen.  In  Canada  fanden  sich  nach  dem  Gensus  von  1871  unter 
3,486  Mill.  Einwohnern  (Total:  3,72):  im  Lande  geboren  2,9  (der  Nationalität 
nach  allerdings  noch  überwiegend  Franzosen  und  Irländer,  von  3,486  nemlich  1,083 
und  0,8j6  Mill.),  in  Grossbritannien  geb.  4s6,000,  in  Deutschland  24,010, 
in  Frankreich  nur  2899  (trotz  der  vorzufindenden  Stammesgenossen!).  Der  kleine 
Rest  vertheilt  sich  auf  verschiedene  Länder.  In  den  Golonieen  in  Australien  waren 
nach  dem  Gensus  von  1871  unter  1,92  Mill.  Einwohnern  in  Grossbritannien  ge- 
boren 808,000,  wovon  in  Irland  c.  240,000,  in  Deutschland  35,500,  Verein. 
Staaten  5500,  Frankreich  3000.  Relativ  überwiegt  das  romanische  Element 
auch  heute  noch  bei  der  Einwanderung  nur  in  einigen  südamericanischen  Län- 
dern, aber  die  absoluten  Zahlen  sind  viel  kleiner.  So  gehörten  unter  212,000 
Fremden  in  der  Argentina  in  1869:  Italien  71,400,  Spanien  34,100,  Frank- 
reich 32,400,  England  nur  10,700,  Schweiz  5900,  Deutschland  5000  an  und 
so  ungefähr  ist  das  Verhältniss  auch  noch  in  der  Einwanderung  der  letzten  Jahre. 
Die  obigen  Daten  grossenth.  aus  dem  Goth.  Alm.,  bes.  Jg.  1869,  1874,  1875,  wo  die 
amtlichen  Quellen  ietzt  regelmässig  citirt  werden.  Etwas  stärker  ist  zeitweise  die 
deutsche  Auswanderung  nach  Brasilien,   1858—60  z.  B.  c.  12,000  Personen.     In 
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a)  Die  Auswauderuug   darf  nicht  noch  künstlich   durch  das 
speculative  Auswanderungs-Agentiir-  und  Transportgeschäft  gesteigert 

der  Provüiz  Eio  Grande  do  Sul  sollen  IS72  unter  250,000  Einwolinern  c.  35,000 
deutsche  Einwohner  gewesen  sein. 

Das  Facit  aus  diesen  Daten  ist,  dass  die  Ha  up  tculturgebiete  der  Neuen 
Welt  eine  ganz  überwiegend  gcrnianische,  nur  mit  etwas  irischem  Kelten- 
thum  versetzte  Bevölkerung  erlangen.  Es  wird  für  spätere  Geschlechter  sehr  interessant 
sein,  die  Mischungsverhältnisse  der  neu  sich  bihlenden  Nationalität  ziifernmässig  ver- 
folgen zu  können,  worüber  uns  für  Altertimm  uml  Mittelalter  leider  alles  Material 
fehlt.  In  der  europäischen  Massenauswanderung  oll'enbart  sich  aber  auch  eine  neue 
weltgeschichtliche  Mission  des  G  e  r  m  a  n  e  n  t  h  u  m  s ,  ein  Phänomen  von 
solcher  Bedeutung,  dass  sich  mit  Ivücksicht  darauf  eine  freie  (iestaltung  unseres  Aus- 
wanderungsrechts auch  wohl  rechtfertigen  lässt.  Um  so  mehr,  als  bisher  wenigstens, 
wenn  man  von  dem  Ausnahmefall  Irlands  absieht,  die  Nachtheile  der  Auswanderung 
für  die  davon  betroffenen  germanischen  Länder  Europas  doch  nicht  so  allgemeine 
sind,  wie  oft  von  einzelnen  Interessenten  (ländl.  Arbeitgeber,  Militärs)  angenommen  wird. 

Allerdings  verlieren  jene  Länder  regelmässig  einen  Theil  ihres  Volkszuwachses 
und  noch  dazu  eine  Volksmenge,  welche  sich  stärker  aus  dem  productiveren  Theil 
der  Nation,  dem  männlichen  Geschlecht  und  den  kräftigsten  Altersclassen ,  recrutirt. 
Es  geht  also  auch  das  grosse  Erzieh ungs-  und  Bildungskapital,  das  man 
für  einen  1.5jähr.  Menschen  auch  der  unteren  Classen  wohl  mindestens  zu  1000  Thir. 
jetzt  annehmen  kann  (Engel  schätzte  es  Ibliß  auf  750  Thlr.)  grossentheils  für  das 
Mutterland  verloren,  da  es  hier  durch  die  Arbeit  des  Auswanderers  gewöhnlich  erst 
in  kleinem  Umfange  oder  noch  gar  nicht  amortisirt  ist.  Die  neue  Heimath  gewinnt  doppelt, 
ein  Umstand,  der  den  raschen  Aufschi^-ung  der  Colonialländer  mit  erklärt.  Der  im 
Ganzen  auch  nicht  unbedeutende  Verlust  und  Gewinn  am  Material  kapital  kommt 
dann  sclüiesslich  noch  in  Eechnung  (eine  irgend  genauere  Bezifferung,  die  hier 
und  da  selbst  von  der  amtlichen  Statistik  versucht  wurde,  z.  B.  in  Baden,  ist  natür- 
lich unmöglich).  Einzelne  Loc  alitäten  imd  (i  ew  erb  zweige,  hier  und  da  die 
Land  wirth  Schaft  leiden  auch  ohne  Zweifel  unter  der  Auswanderung  bei  uns, 
obwohl  der  Abzug  der  Landbevölkerung  in  die  Städte  wohl  stärker  und  nachtheiliger 
einwirkt.  Aber  der  Gesammtverlust  in  politischer,  volkswirthschaftlicher  und 
socialer  Hinsicht  darf  auch  nicht  überschätzt  werden.  Es  ist  doch  sehr  bemerkens- 
werth,  dass  Grossbritannien  und  Deutschland  Millionen  Landsleute  in  wenigen 
Jahrzehnten  zur  Gründung  neuer  germanischer  Eciche  hergegeben  haben  und  trotzdem 
von  den  grossen  europäischen  Ländern  die  stärkste  V^olksvermehrung  auf- 
weisen, eine  viel  stärkere  als  Frankreich,  das  fast  gar  nicht  zu  colonisiren  ver- 
steht. In  der  Zeit  nach  den  französischen  Kevolutionskriegen  bis  in  die  50er  und  60er 
Jahre  haben  diese  und  andre  Auswanderungsländer  meistens  die  stärkste  Volksver- 
mehrung in  Europa  gehabt,  so  waren  die  Vcrdopplungsperioden  nach  Herrn. 
Wagner  (Goth.  Alm.)  für  England  und  Wales  von  1821—61  53,8,  Sachsen  von 
1834 — 64  (unter  Einrechnung  früherer  Jahre  sicher  noch  günstiger)  56,1,  Norwegen 
182.5—65  57,7,  Preussen  1822— 61  .59,0,  Dänemark  1840-60  61,3,  Schweden 
1825—65  70,3,  Schottland  1821—61  72,3,  Niederlande  1829—59  126,7,  da- 
gegen Frankreich  1821 — 61  147,6  u.  allerdings  auch  Südd  eutschland  1834 — 1)4 
167,2  (etwas  günstiger  auch  hier  bei  Einrechnung  früherer  Jahre,  da  ziemlich  allgemein 
der  Zuwachs  von  1815-20  bis  1834  stärker  als  der  spätere  wan.  In  Süddeutschland 
hat  die  Auswanderung  freilich  vorübergehend  (Baden,  Würtemberg,  Baierische  Pfalz) 
um  1850  schon  die  natürliche  Volksvermehrung  ül)ei-stiegen,  in  kleineren  (iebietstheilen 
des  übrigen  Deutschlands,  z.  B.  in  Mecklenburg,  und  Grossbritannien  ist  das  auch 
vorgekommen  und  Irlands  Bevölkerung  hat  sich  wesentlich  in  Folge  der  Auswan- 
derung (über  den  Ocean,  aber  auch  in  immer  grösseren  Massen  nach  (irossbritannien) 
von  8,197,000  in  1841  auf  6,516,000  in  1851,  5,799,000  in  1861  und  5,412,000  in 
1871  (nach  dem  Gensus)  vermindert  und  wird  amtlich  für  Mitte  1875  auf  nur  nocli 
5,298,000  Einwohner  veranschlagt.  In  den  letzten  Jahren  hat  die  gestiegene  Aus- 
wanderung auch  in  anderen  Ländern  den  Ueberschuss  der  Geburten  über  die  Todes- 
fälle mehr  reducirt,  aber  es  ist  doch  zu  beachten,  dass  in  den  grösseren  Gebieten  noch 
immer  selbst  die  stärkste  Auswanderung  hinter  diesem  Ueberschuss 
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werden.  Dies  geschieht  wenigstens  in  Etwas  notorisch  auch  bei 
uns.  Dadurch  werden  öfters  auch  die  wahren  Individualinteressen 
verleiteter  Einzelner  verletzt.  Das  speculative  Agenturwesen  wird 
passend  ganz  ausgeschlossen  und  die  Fürsorge  für  den  Transport 
der  Auswandernden  und  für  den  Abschluss  der  Ueberfahrverträge 
öffentlichen  Behörden  oder  uninteressirten  Beamten  übertragen.  ^'^) 
b)  Eine  Begünstigung  der  Auswanderer,  selbst  Dürftiger,  durch 
Verkehrserleichterungen,  wie  billige  Eisenbahntarife,  ist  unstatthaft. 


zurückblieb.  So  war  letzterer  im  Verein.  Köuigrcicli  l>iH — 74  durcliscliuittlich 
jährlich  415,500,  die  Auswanderung  dsgl.  275,000  (in  beiden  Fällen  Irland  inbegiilien). 
Das  bisherige  Maximum  der  Auswanderung  überliaupt  war  ;i()S,OüO  in  1S52.  In 
Schweden  war  dieser  Ueberschuss  lS(il — 70  durchschnittlich  50,200,  die  Auswan- 
derung 12,245,  1S71 — 72  dsgl.  bez.  5(), 700  u.  ](),700,  in  Norwegen  der  Ueberschuss 
1868—70  c.  22,000,  die  Auswanderung  1S6H— 70  15,280  und  auch  1872  (Maximum 
neuerdings)  nur  13,865.  Im  Deutschen  Reiche  fehlt  uns  leider  eine  vollständige 
Statistik  der  Auswanderung,  die  Gesamuitaus Wanderung  über  Kam  bürg  (incl.  indirecte 
über  England)  und  Bremen  umfasst  die  nicht-deutsche  mit,  bleibt  aber  schwer- 
lich viel  hinter  der  Ziller  der  wirklichen  deutschen  Gesammtaus  Wanderung  zurück  und 
übersteigt  sie  mitunter  wohl  (wie  z.  B.  1874\  Die  ganze  Auswanderung  über  Ham- 
burg und  Bremen  betrug  1850—54  77,000  (Max.  1854  128,000),  1855-59  54,000, 
1860-64  42,000,  1805—69  108,000,  1870-74  109,000  (Max.  1S72  155,000),  1875 
56,000.  In  dem  allerdings  günstigen  Jahre  (viele  Geburten)  1872  war  im  Deutscheu 
Reich  nach  d.  Statist,  des  Kais.  Stat.  Amts  der  Ueberschuss  der  Geburten  über  die 
Sterbefälle  431,000,  also  noch  fast  dreimal  so  hoch  als  die  höchste  Auswanderung. 
Auch  nach  Abzug  der  letzteren  blieb  wohl  eiue  Vermehrung  von  mindestens  270,000, 
d.  h.  von  c.  100,000  mehr,  als  in  demselben  Jahre  für  Frankreich,  wo  sie  173,000 
betrug,  obgleich  auch  hier  die  Geburtenzilier  1872  ungewöhnlich  hoch,  die  Sterblich- 
keit ungewöhiüich  gering  war.  Und  seit  1872  ist  die  deutsche  Auswanderung  1874 — 75 
auf  die  Hälfte  gesunken.  In  Preussen  war  die  Zunahme  der  Bevölkerung  nach 
den  Zählungen  v.  1.  Dec.  1871  u  1S75  1,060,843,  der  Ueberschuss  der  Geburten  über 
die  Todesfalle  in  den  4  J.  1872—75  1,261,480  oder  jährlich  315,370,  hiernach  die 
Mehrauswanderung  (unter  Berücksichtigung  einer  kleinen  Gebietszunahme)  202,390  oder 
jährlich  nur  50,598  Personen.  Es  scheint  demnach  die  Auswanderung  vielfach  nur 
einen  grösseren  Spielraum  für  die  nachhaltige  Volksverm  chrung 
zu  schaffen,  nicht  die  letztere  reell  wesentlich  zu  vermindern:  d.  h.  ohne  Aus- 
wanderung würden  wir  schwerlich  im  Durchschnitt  längerer  Perioden  eine  grössere 
Zunahme  der  Bevölkerung  haben,  als  mit  derselben:  sie  wäre  auch  kaum  wünschens- 
werth.  Jedenfalls  sind  die  pessimistischen  Anschauungen  hinsichtlich  dieser  Frage  in 
Deutschland  kaum  allgemein  begründet,  wenn  auch  cinzehie  Theile,  wie  die  ohnehin 
dünn  bevölkerten,  aber  eben  auch  klimatisch  schon  ziemlich  ungünstigen  nordöstlichen 
Gebiete  Deutschlands  etwas  leiden. 

^®)  Aehnlich,  abei  noch  nicht  soweit  gehend  R.  v.  Mohl,  Poliz.,  3.  Aufl.,  I.,  169. 
Auch  bei  Stein,  IL,  207  diese  Seite  des  Agenturwesens  noch  nicht  gewürdigt,  ebenso 
wenig  bei  G  essler,  über  Auswander.  u.  9.  w.  Tüb.  Ztschr.  XVIII.  (1862),  375,  bes. 
401  ir.  Ernstlichere  Erörterung  in  Mecklenburg.  Die  norddeutschen  Grundbesitzer 
schieben  oft  einseitig  die  Schuld  den  Agenten  zu  und  übersehen  die  tiefer  liegenden 
mächtigen  allgemeinen  Ursachen.  Die  Bremer  und  Hamburger  Rheder  läugnen  um- 
gekehrt, wie  z.  H.  im  Winter  1875-76  bei  Gelegenheit  der  Strafgesetznovelle  im 
Reichstag,  die  auch  das  Auswanderungswesen  berührte,  jeden  Miteinfluss  des  Agenten: 
ebenso  einseitig  geurtheilt.  Es  ist  eben  principiell  verfehh,  dass  Jemand  ein 
Gewerbe  daraus  machen  darf,  eine  ihm  ganz  gleichgiltige  dritte  Person  zur  Aus- 
wanderung mit  zu  veranlassen,  Wohl  und  Wehe  eines  Menschen  von  einem  kleinen 
Provisionsverdienst  eines  Andern  abhängig  zu  machen:  ein  neues  Beispiel  für  den 
inneren  inhärenten  Mangel  des  freihändlerischen  Concurrenzsystems  bei  der 
Anwendung  auf  solche  Fälle. 
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Das  Individualinteresse  muss  hier  hinter  dem  Gemeinschaftsinteresse 
zurückstehen.^^j 

c)  Es  ist  strenger  und  umfassender  dafür  zu  sorgen,  dass  der 
Auswanderer,  bevor  er  das  Machtgebiet  des  Heimathstaats  verlässt, 
seine  öffentlich-rechtlichen  und  privatrechtlichen  Ver- 
pflichtungen gegen  sein  bisheriges  Land  und  dessen  Angehörige 
erfüllt  oder  für  die  Erfüllung  genügende  Bürgschaft  leistet.  Die 
Beschränkungen  der  Auswanderungsfreiheit  Wehrpflichtiger 
sind  hiernach  principiell  durchaus  gerechtfertigt  und  können  weder 
als  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  noch  aus  dem  Grunde 
angefochten  werden,  dass  sie,  wie  alle  solche  Rechtssätze,  in  ein- 
zelneu Fällen  zu  Härten  für  den  Betroffenen  führen.^^)  Auch  die 
Erfüllung  der  Steuer  pflichten  ist  ernstlich  zu  controliren.  Dasselbe 
gilt  von  den  privatrechtlicheu  Pflichten  gegen  die  Familie  (Kinder, 
Ehefrau,  Eltern)  und  von  denjenigen  Pflichten,  welche  aus  gewissen 
Contracten,  auch,  besonders  für  ländliche  Arbeiter,  aus  dem 
Arbeitsvertrage  herrühren. ^^) 

d)  Zur  Durchführung  dieser  Grundsätze  ist  eine  schärfere 
staatliche,  bez.  polizeiliche  Controle  der  Auswanderung,  theils 
am  Wohnorte,  theils  und  namentlich  an  den  Einschiffhäfen 
und  an  den  Grenzen  des  Landes  geboten.  Die  daraus  hervor- 
gehende Beschränkung  des  persönlichen  Verkehrs  kann  in  den 
Formen  so  mild  als  möglich  sein,  ist  aber  nicht  ganz  zu  vermeiden. 
Sie  lässt  sich  jedoch  in  dem  allein  lästigen  Falle,  an  den  Grenzen, 
und  daher  für  den  grossen  Reiseverkehr,  fast  ganz  beseitigen,  wenn 
durch  internationale  Verträge  eine  Controle  an  allen  wichtigeren 
europäischen  Einschiff häfen  erreicht  wird,  worauf  jedenfalls  hinzu- 
streben ist.^Oj 

2)  Die  Einzelauswanderung  reicher  Leute  kann  wegen 
Collision    des    Individual     und    Gemeinschaftsinteresses    zu    einer 


")  Anders  natürlich,  venn  die  Auswanderung  enrilnscht  ist.  S.  Mohl,  I.,  168. 
Die  Aufhebung  der  billigeren  Bahntarife  für  Auswanderer  auf  den  preuss.  Bahnen 
seit  1872  ist  gerechtfertigt. 

'^  S.  oben  Anm.  10.  Maurus,  Freih.,  S.  149,  kommt  in  der  Polemik  gegen 
diese  Beschränkungen  wieder  in  Selbstwiderspruch  mit  seinem  richtigen  Hauptprincip 
S.  12,  s.  0.  Anm.  10,  §.  195,  S.  304. 

'®)  Bes.  Klagen  hierüber  in  Pommern  und  andern  nordöstl.  preuss.  Ländern  in 
der  neuesten  Zeit.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Bestrafung  des  Contractbruchs, 
sondern  nur  um  Sicherstellung  dafür,  dass  eventuell  civilrechtlich  eine  Entschä- 
digung erlangt  werden  könne. 

^)  Hier  wie  in  so  manchen  anderen  Fällen  (Fabrikgesetzgebung!'!  stösst 
man  stets  wieder  auf  die  Nothwendigkeit  internationaler,  statt  bloss  nationaler 
Regelung  solcher  Verhältnisse.     S.  den  Text  weiter  u.  u.  Nr.  2. 

A.  Wagner,  Volkswirthschaftslebre.    I.  27 
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besonderen  Frage  des  Auswanderungsrechts  werden.  Eine  solche 
Collision  liegt  vor,  wenn  die  Auswanderer  ihr  Heimathland  ver- 
lassen, um  sich  einer  dauernden  Belastung  durch  die  heimische 
Besteuerung  zu  entziehen.  Practisch  spielt  dieser  Fall  bisher 
kaum  eine  Rolle.^^)  Aber  oft  ist  damit  auch  vom  theoretischen 
Standpuncte  aus  gedroht  worden  in  der  Frage  stärkerer  Progressiv- 
besteuerung und  der  Erbschaftssteuer,  was  natürlich  in  keiner  Weise 
eine  Widerlegung  der  Berechtigung  solcher  Steuern  ist.  Je  mehr 
daher  in  einzelnen  Ländern  Steuern  dieser  Art  nach  dem  social- 
politischen  Steuerprincip  zur  Geltung  kommen  sollten,  desto  leichter 
wird  die  practische  Bedeutung  jener  Collision  hervortreten.  Als- 
dann erweist  sich  wiederum,  wie  so  oft,  grade  bei  den  heutigen 
Verkehrs-  und  Culturverhältnissen,  das  Hinstreben  auf  völkerrecht- 
liche Regelung  solcher  Fragen  nothwendig.  Anderseits,  und  vollends, 
wenn  diese  Regelung  nicht  zu  erreichen  ist,  wird  principiell 
wenigstens  im  Gemeinschaftsinteresse  auch  heute  wieder  eine 
Abzugssteuer  zu  rechtfertigen  sein.  In  allen  übrigen  Be- 
ziehungen ist  auch  für  die  Einzelauswanderung  die  Erfüllung  der 
öffentlich-rechtlichen  und  privatrechtlichen  Pflichten  in  der  vorhin 
angegebenen  Art  sicher  zu  stellen.  Besondrer  Schutz  ist  erforder- 
lich gegen  die  Gefahr  vor  Schein auswanderung,  um  sich  den 
öffentlichen  Rechtspflichten  zu  entziehen. ^^) 

§.  247.  Hinsichtlich  des  Einwanderungs rechts  dürfen 
zuvörderst  die  thatsächlichen  Verhältnisse  der  einzelnen 
Staaten  entscheiden. 

1)  Die  Einwanderung  hat  in  den  europäischen  Staaten 
der  Gegenwart  nirgends  den  Character  der  Massenhaftigkeit. 
Die  Rechtsfragen,  welche  sich  an  sie  knüpfen,  gestalten  sieh  daher 
auch  thatsächlich  anders,  als  bei  der  Auswanderung  und  als  in 
den  grossen  überseeischen  Ländern  der  Masseneinwanderung.  Es 
handelt  sich  bei  uns  meist  um  die  Einwanderung  einzelner  Personen 
aus  den  verschiedensten  Berufen  und  um  den  zeitweiligen,  wenn 
auch  oft  längercD  Aufenthalt  von  fremden  Arbeitern  im  Inland. 
Im  Allgemeinen  besteht  kein  Interesse  der  Gemeinschaft,  in  solchen 
Fällen  Schwierigkeiten  gegen  die  Niederlassung  und  den  Aufenthalt 
mit  und  ohne  Absicht  des   Erwerbs   der  Staatsangehörigkeit   und 


'■**)  In  der  Schweiz,  bes.  iin  K.  Zürich  soll  er  sich  zu  zeigen  beginnen. 

^^)  Wie  z.  B.  1866  ff.  Seitens  Frankfurter  Bürger,  die  schweizer  Bürger- 
recht (Schaffhausen  u.  a.  m.)  erlangten,  um  sich  der  preuss.  Militärpflicht  zu  ent- 
ziehen, was  mit  Eecht  abgestellt  wurde. 
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mit  und  ohne  Ausübung:  von  Erwerbsthätigkeit,  zu  erheben.  Ob 
und  unter  welchen  Bedingungen  das  einheimische  Staatsbürger- 
recht  dem  Einwanderer  gewährt  wird,  das  berührt  hier  mehr  nur 
die  politischen,  als  die  wirthschat'tlichen  Verhältnisse  und  wird 
wieder  bloss  in  Ländern  der  Masseneinwanderung  eine  Angelegen- 
heit von  grösserer,  indirect  auch  von  volkswirthschaftlicher  Be- 
deutung. Bemerkens werth  für  Deutschlands  Kosmopolitismus  und 
für  die  starke  Neigung  unserer  Gesetzgebung,  alle  solche  Fragen 
bloss  nach  dem  Individualinteresse,  hier  sogar  des  Ausländers,  zu 
entscheiden,  ist  es  übrigens  immerhin,  dass  bei  uns  die  Erwerbung 
des  vollen  Staats-  und  Reichsbürgerrechts  leichter  fast  als  in  allen 
anderen  Staaten  ist.^^) 

2)  Die  überseeischen,  schwach  bevölkerten  Colouialländer 
europäischer  Nationalität  sind  dagegen  gegenwärtig  in  derselben 
Lage  wie  Mitteleuropa  und  speciell  Deutschland  im  Mittelalter,  als 
es  auf  neu  erobertem  oder  auf  heimischem  Boden  zu  colonisiren 
galt,  wie  Russland,  Ungarn,  Preussen  noch  im  letzten  Jahrhundert 
und  wie  durch  Krieg  herabgekommene  (z.  B.  Deutschland  nach 
dem  30jährigen  Kriege)  oder  in  ihrer  gewerblichen  Entwicklung 
zurückgebliebene  Länder,  wie  Theile  von  Deutschland,  England  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  (hugenottische  Einwanderung)^*):  sie  be- 
günstigen speciell  auch  aus  volkswirthschaftlichen  Gründen 
im  Gemeinschaftsinteresse  die  Masseneinwanderung  und 
erleichtern  deshalb  die  Niederlassung,  den  Landerwerb  und  die 
Erwerbung  des  Staatsbürgerrechts.  Das  wichtige  Beispiel  von 
Nordamerica  (Vereinigte  Staaten  und  Britisch-Nordamerica)  zeigt 
jedoch,  dass  man  selbst  hier  das  Einwauderungsrecht  nicht  rein 
nach  dem  Gesichtspnncte  des  Individualinteresses  des  Einwanderers 
gestaltet  hat,   wie  sich  aus  den  Anforderungen  hinsichtlich   eines 


**)  Deutsches  Gesetz  v.  1.  Juni  1S7i).  Die  Bediagungen,  unter  denen  Aus- 
ländern nur  die  Naturalisationsnrkunde  ertheilt  werden  darf,  in  §.  8.  Hier  wird,  ausser 
der  Dispositionsfähigkeit,  nur  verlangt:  ein  unbescholtener  Lebenswandel,  Finden  einer 
eigenen  Wohnung  oder  eines  Unterkommens  an  dem  Orte,  wo  sie  sich  niederlassen 
wollen,  Fähigkeit,  sich  und  ihre  Angehörigen  au  diesem  Orte  nach  den  hier  bestehen- 
den Verhältnissen  zu  ernähren.  Vor  der  Ertheilung  der  Naturalisationsurkunde  muss 
die  betreffende  Gemeinde,  bez.  der  Armenverband  über  die  Erfüllung  dieser  Erforder- 
nisse gehört  werden.  Nach  §.  10  begründet  die  Naturalisationsurkunde  mit  dem 
Zeitpuncte  der  Aushändigung  alle  mit  der  Staatsangehörigkeit  verbundenen 
Rechte  und  Pflichten -.  ein  weitgehendes  Zugeständniss,  welches  Frankreich,  Gross- 
britannien und  die  Verein.  Staaten  in  Betreff  der  politischen  Wahlrechte  nicht 
oder  nicht  sofort  gewähren.  Naturalisirt  wurden  Reichsfremde  im  Deutschen  Reiche 
1872  2296,  1873  2381. 

•■")  Vgl.  Stein,  IL,  1('.&  ff.,  bes.  171»  11. 

27* 
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gewissen,  wenn  auch  sehr  niedrigen  Vermögensbesitzes,^-^)  aus  dem 
Ausschluss  verbrecherischer  Elemente  und  aus  den  Bedingungen  für 
den  Erwerb  des  Staatsbürgerrechts  ^^)  ergiebt.  Hierin  tritt  überall 
der  mit  Recht  zunächst  massgebende  Gesichtspunct  hervor,  das 
Recht  der  Einwanderung  in  erster  Linie  nach  seinen  Wirkungen 
auf  die  heimische  Gemeinschaft  zu  ordnen.  Das  Interesse 
des  einzelnen  Einwanderers  steht  erst  in  zweiter  Linie. 

§.  248.  Die  Theorie  der  freien  Concurrenz  hat  nun  aber  auch 
principiell  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  inter- 
nationale Freizügigkeit  in  der  Form  eines  möglichst  libe- 
ralen Ei nwanderungs rechts  verlangt.  Diese  Forderung  ent- 
spricht dem  kosmopolitischen  Character  jener  Theorie,  wie  dem 
Geiste  unserer  neuen  Socialgesetzgebung.  Die  internationale  Frei- 
zügigkeit erscheint  hier  nur  als  eine  Ergänzung  der  nationalen  und 
als  eine  weitere  Consequenz  des  Rechts  der  persönlichen  Freiheit. 
Die  Gewährung  solcher  Freizügigkeit  führt  nicht  nothwendig  zu  der 
Forderung,  dass  den  Einwanderern  auch  die  sogen.  Naturali- 
sation sofort  oder  sehr  leicht  zu  Theil  werde.  Die  politische 
Seite  dieser  Frage  ist  selten  ganz  übersehen  worden.  Aber  dem 
volkswirthschaftlichen  Interesse,  welches  die  Theorie  der 
freien  Concurrenz  hier  vertreten  will,  genügt  es  auch,  wenn  nur 
dem  Fremden  der  Aufenthalt  und  die  Niederlassung,  insbesondere 
diejenige  zu  gewerblichen  Zwecken,  in  gleicher  Weise  wie  dem 
Inländer  zusteht,  dem  fremden  Arbeiter  z.  B.  das  Recht,  im  Inlande 
seine  Arbeit  zu  vermiethen.  Dem  nicht  naturalisirten  Fremden  gegen- 
über behält  der  Staat  dann  noch  das  A  u  s  w  e  i  s  u  n  g  s  r  e  c  h  t ,  womit 
alle  politischen  Bedenken  in  der  Frage  abgewiesen  werden. 

Practische  Bedenken  hat  eine  solche  internationale  Frei- 
zügigkeit in  unseren  Ländern  gegenwärtig  allerdings  nur  in  ge- 
ringem Maasse.  Die  allgemeinen  Vortheile  der  Freizügigkeit  können 
ihr  zwar  selbst  bei  den  heutigen  Verkehrsverhältnissen  nicht  ebenso 
wie  der  nationalen  Freizügigkeit  nachgerühmt  werden,  weil  sie  eben 
von  geringerer  practischer  Bedeutung  ist.   Dafür  hat  sie  aber  auch 

■^^)  So  dürfen  z.  B.  nacli  einer  brit.  nordamer.  Verordnung  v.  20.  Juni  18t)S 
nur  solche  Einwanderer  landen,  welche  die  Mittel  zur  Weiterreise  haben,  5 — 10  Doli, 
pr.  Kopf,  für  die  ücbrigen  hat  der  SchifFsfuhrcr  einzustehen. 

^\  In  den  Verein.  Staaten  von  Nordamerica  wird  für  die  Erwerbung  des 
Burgerrechts  ein  5jähr.  ununterbrochener  Aufenthalt  in  der  Union,  wovon  mindestens 
1  Jahr  in  demjenigen  Staate  oder  Territorium,  welchem  der  Betreffende  angehören 
will,  verlangt.  Die  Absicht,  die  Naturalisation  zu  erwerben,  muss  3  Jahre  vor 
Ablauf  dieser  5  Jahre  beim  court  of  record  angemeldet  werden.  Nachweis  unbe- 
scholtenen Lebenswandels  wird  gefordert.  —  Südamer.  Staaten,  auch  Australien 
verwenden  Staatsmittel  zur  Gewinnung  und  Beförderung  europ.  Einwanderer. 
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die  früher  dargelegten  Nachtheile  nicht  in  gleichem  Grade.  Der 
principiellen  Forderung  möglichst  unumschränkter  internatio- 
naler Freizügigkeit  müssen  jedoch  trotzdem  zwei  principielle 
Bedenken  entgegen  gestellt  werden.  Dieselben  beginnen  auch 
bei  uns  schon  mitunter  practisch  zu  werden  und  werden  dies  ohne 
Zweifel  allmälig  immer  mehr.  Auch  hier  zeigt  sich  daher  schliess- 
lich wieder,  dass  unbedingte  internationale  Freizügigkeit  unter 
Umständen  sehr  wohl  wichtigen  Gemeinschaftsinteressen  wider- 
spricht, selbst  wenn  sie  noch  viel  allgemeiner  vom  volkswirthschaft- 
lichen  Interesse  gefordert  würde.  Auch  in  letzterer  Hinsicht  wird 
diese  Frage  jedoch  wie  gewöhnlich  zu  einseitig  nach  dem  Vortheil 
der  Production  oder  gar  einzelner  P r od ucentenk reise 
beurtheilt.  Die  Wirkung  auf  die  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags  und  auf  die  Masse  der  unteren  Classen  bleibt  dabei 
ebenso  ohne  genügende  Berücksichtigung,  wie  die  schliessliche 
Wirkung  dieser  internationalen  Freizügigkeit  auf  die  gesammten 
Zustände  des  Volks  und  auf  dessen  dauerndes  Wohl. 

§.  249.    Die  beiden  principiellen  Bedenken  sind  die  folgenden. 

1)  Einmal  können  bei  dieser  Freizügigkeit  auch  sehr  fremd- 
artige, besonders  nach  der  Nationalität  oder  selbst  nach  der 
Rage  ganz  verschiedene  Elemente  ins  Inland  kommen  oder  absicht- 
lich, z.  B.  von  den  grossen  Arbeitgebern  hereingezogen  werden. 
Auch  darauf  wirken  die  modernen  Communicationsmittel  und  über- 
haupt der  Kosmopolitismus  der  neuern  Zeit  mit  hin.  Die  Aus- 
gleichung der  Sitten  und  der  gesammten  Lebensverhältnisse,  die 
Gewährung  vollen  Rechtsschutzes  für  den  Fremden  äussern  ihren 
Einfluss.  Ein  wichtiges  Beispiel  einer  solchen  Einwanderung  in  der 
Gegenwart  ist,  vom  Import  von  Negersclaven  und  von  der  nicht 
sehr  verschieden  zu  beurtheilenden  Herbeiziehung  von  Koolies  in 
die  Plantagen  der  Europäer  abgesehen,  die  chinesische  Einwan- 
derung nach  Nordamerica,  besonders  nach  Californien.^^)  Aber 
z.  B.  auch  die  irische  Einwanderung  nach  England  und  Schott- 
land,^^) die  Ausbreitung  der  J u d e n  von  den  ehemals  polnischen 


*")  Die  Zahl  der  Chiiieseu  (incl.  wenige  Japanesen)  war  in  den  Verein.  Staaten 
nach  dem  Census  von  1870  63,254,  wovon  (53,042  noch  in  China  selbst  geboren.  Die 
Zahl  der  Einwandrer  aus  China  war  bis  incl.  1874  bereits  160,979,  wovon  18,154 
in  1873,  16,651  in  lb74,  aus  Japan  im  Ganzen  328. 

^)  Von  22,712,010  Einwohnern  in  England  uad  Wales  in  1871  waren  nach 
dem  Census  in  Irland  geboren;  566,540  Personen  oder  2,49 "/o.  Ebenso  ist  das 
irische  Element  neuerdings  immer  stärker  in  Schottland  vertreten,  nach  dem  Census 
von  1871  waren  207,770  Personen  in  Schottland  in  Irland  geboren,  6,184 °/o  der 
Bevölkerung,  s.  u.  Anm.  32. 
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Gebieten  aus  ins  innere  Deutsehland  und  Russland  ist  ebenfalls 
hier  zu  erwähnen,  weil  grade  im  polnischen  Judenthum  das  jüdisch- 
nationale Element  sich  noch  ausgeprägter  erhalten  hat,  als  unter 
dem  Einfluss  einer  in  der  Geschichte  beispiellosen  Abgeschlossenheit 
und  Reinheit  der  Nationalität  überhaupt  mehr  oder  weniger  noch 
heute  allgemein  unter  den  Juden, 2^)  Ferner  fällt  die  anhaltende, 
wenn  auch  nicht  als  eigentliche  definitive  Einwanderung  zu  bezeich- 


1871 

Zunahme  7o 

20,219,000 

25,48 

12,303,000 

25,08 

7,593,000 

25,59 

271,922 

26,55. 

^^)  Im  preuss.  Staate  alten  (vor  1866er)  Umfangs  (und  excl.  Hohenzollern ,  in 
1871  aber  die  ganze  Zahl  der  in  Frankreich  befindlichen  Truppen  auf  die  alten  Pro- 
vinzen berechnet,  was  das  Gesammtresultat  indessen  wenig  ändert)  haben  sich  von 
E.  1S46  —  E.  1871  nach  der  Volkszählung  folgende  Veränderungen  in  der  Be- 
völkerung überhaupt  und  nach  den  Glaubensbekenntnissen  ergeben: 

1846 

Bevölkerung  16,113,000 

dav.  Evang.  9,836,000 

Kathol.  6,046,000 

Juden  214,867 

Die  Vermehrung  der  Juden  war  also  günstiger,  als  die  der  Christen  (nur  die  hier  nicht 

mitgerechneten  Dissidenten  ausgenommen).   Wie  weit  dies  von  grösserer  Einwanderung 

von  Juden  und  von  der  notorisch  günstigeren  natürlichen  Vermehrung  derselben  (grosse 

Geburtenzahl,  niedrige  Sterblichkeit)  heiTülirt,  lässt  sich  mit  dem  vorhandenen  Material 

nicht   bestimmen.     Sehr  bemerkenswerth   ist  aber  die   örtliche   Verschiebung   des 

jüdischen  Elements.     Es  war  die  Zahl  der  Juden: 

1871 
41,057 
61,982 
40,224) 
46,629 
13,036 
47,484 
40,563) 
5,917 
17,245 
38,423 
12,799 
1 8,360 
3,357 
50,662 
25,703. 
R.-B.   Wiesbaden,   d.  h.  Nassau  und  Stadt  Frankfurt  a.  M.     Nach   der  Zählung  von 
1871  hat  besonders  in  1872 — 73  diese  Verschiebung  noch  weiter  angedauert.    Aehn- 
liche  Bewegung  in  der  Österreich.  Monarchie,  wobei  allerdings  die  früheren  Zahlen 
wohl  nicht  ganz  genau  (ein  Fehler,   der  in  den  deutschen  Provinzen   aber  nicht 
stark  gewesen  sein  kann): 

1846  1870 

Nieder-Oesterreich  4,296        52,350 

Ober-Oesterr..  Kärnthen,  Krain,  Steiermark,  Tirol        980  1,988 

Böhmen  70,037         89,933 

Mähren,  Schles.  40,064        49,041. 

Die  Stärke  des  Zuzugs  aus  Euss.  Polen  und  Galizien  und  Ungarn  nach  Deutschland 

und   Deutsch-Oesterreich  lässt  sicli  nicht   genau   angeben.      Die  Statistik  zeigt  eine 

ausserordentlich  starke  Zunahme  der  jüdischen  Bevölkerung  in  Galizien  und  Ungarn, 

was  aber  jedenfalls  auf  grosse  Unvollständigkeit  der  älteren  Daten  mit  zurückzuführen 

ist.    Die  ökonomische  und  sociale  Bedeutung  jener  Vorschiebung  des  polnischen  Juden- 

thums  nach  Berlin  und  Wien  ist  bekannt. 


in  den  Prov.  bez.  Bezirken: 

1846 

Preussen 

29,621 

Posen  Prov. 

81,299 

(    „      R.-Bez. 

55,344 

Schlesien 

30,650 

Pommern 

8,487 

Brandenburg 

16,965 

(R.-B.  Potsdam  u.  Berlin 

11,815 

Sachsen 

4,686 

Westfalen 

14,771 

Rheinland 

28,388 

Hannover  (in  1845:) 

11,208 

R.-B.  Wiesbaden  (in  1851:)  c 

.  11,800 

Kön.  Sachsen 

988 

„    Baiern  (in  1840:) 

52,288 

Grossh.  Baden 

23,258 
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nende  Beschäftigung  deutscher  Arbeiter  in  Frankreich  und  Russ- 
land, polnischer,  scandinavischer,  italienischer,  böhmischer  in  Deutsch- 
land^*^) —  und  ähnliche  Verhältnisse  in  anderen  Ländern  —  zum 
Theil  mit  unter  den  hier  in  Frage  stehenden  Gesichtspunct. 

2)  Sodann  können  durch  diese  internationale  Freizügigkeit 
auch  in  unseren  Ländern,  wenn  auch  nicht  in  so  kurzer  Zeit  auf 
einmal  und  in  solcher  Massenhaftigkeit  wie  in  den  überseeischen 
EinwauderuDgsländern,  so  doch  nach  und  nach  oder  in  einzelnen 
kritischen  Zeitpuncten,  so  viele  fremde  Arbeitskräfte  aus  der 
Sphäre  der  Handarbeit  herbeigezogen  werden,  dass  dadurch  die 
unteren  arbeitenden  Classen  des  Inlands  eine  lästige  Coneurrenz 
erfahren  und  die  Löhne  herabgehen.  Dieser  Fall  kann  sich  leicht 
mit  dem  erstgenannten  combiniren,  indem  z.  B.  nicht  nur  Arbeiter 
aus  einem  Lande  mit  niedrigeren  Lohnsätzen  einwandern  oder  her- 
beigezogen werden,  sondern  zugleich  Arbeiter  einer  anderen  Race 
oder  Nationalität  mit  einem  von  Natur  oder  nach  der  erreichten 
Cultur  niedrigeren  Maassstab  der  Lebensansprüche.  Durch  eine 
solche  Coneurrenz  droht  im  Inlande  das  ganze  Niveau  der  ökono- 
mischen Lage  und  der  Lebensverhältnisse  der  Masse  des  Volks  zu 
sinken.^^j 

§.  250.  Das  erste  Bedenken  ist  bisher  kaum  auch  nur  er- 
wogen, das  zweite  selten  gebührend  gewürdigt  worden.  Nach  dem 
individualistischen  Princip  der  Socialgesetzgebung  erscheint  eine 
internationale  Freizügigkeit,  auch  wenn  sie  die  beiden  angedeuteten 
Folgen  hat,  allerdings  nur  consequent.  Kosmopolitische  und  humane 
Gesichtspuncte  in  dem  ersten,  wirthschaftliche  in  dem  letzten  Falle 
werden  zu  Gunsten  einer  solchen  Freizügigkeit  geltend  gemacht. 
Insbesondere  gilt  es  für  hart,  in  der  Frage  der  Gleichstellung  der 
Juden  auch  für  religiös  intolerant  —  obgleich  hier  nicht  die  reli- 
giöse, sondern  nur  die  nationale  Seite  der  Frage  in  Betracht 
kommt  und  es  sich  weniger   um   die   bereits  heimischen,   als   um 


^)  Die  Daten  der  neueren  Yolkszühlungen  über  die  Staatsangehörigkeit  der  orts- 
anwesenden Bevölkerung  geben  keine  ausreichende  Kenntniss  dieser  Elemente ,  da  sie 
die  Reisenden  nicht  ausscheiden,  auch  nach  den  Berufen  meist  nicht  genauer 
trennen.  Im  Deutschen  Reich  fanden  sich  z.  B.  1S71  7.5,702  österr.-ungarische 
Personen,  14,b'6b  Russen,  12,43.5  Schweden-Norweger,  4010  Italiener,  worunter  wohl 
eine  grössere  Anzahl  solcher  Arbeiter.  In  Frankreich  1872  112,571)  Italiener, 
39,361  Deutsche  (excl.  Elsass-Lothringer),  52,9.54  Spanier,  42,834  Schweizer. 

")  S.  Anm.  27 — 30  u.  bes.  d.  folg.  Aum.  32.  —  Belg.  Staatsangehörige  iii 
Frankreich  1872:  347,558.  Wie  wenig  es  auf  die  Naturalisation  in  der  Frage 
dieses  §  ankommt,  zeigt  Frankreich,  wo  1872  nur  15,303  naturalisirte  Fremde, 
dagegen  730,844  nicht-naturalisirte  gezählt  wurden. 
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neu  einwandernde  Personen ^^)  handelt  —  den  Fremden  nicht 
zuzulassen  und  für  ungerecht  gegen  den  Unternehmer,  ihn  im  Bezug 
beliebiger  Arbeitskräfte  zu  beschränken,  zumal  etwa  in  einer  Zeit, 

'*)  In  Grossstaaten  wie  Kussland,  Deutschland  kommt  hier  allerdings  nicht  nur 
die  Einwanderung  aus  dem  Auslande,  sondern  in  einigen  Landestheilen  auch  diejenige 
aus  anderen  Provinzen,  nach  der  Sachlage  in  diesen  beiden  Ländern :  aus  der  ehe- 
mals polnischen  in  die  rein-russischen  und  deutschen  mit  in  Betracht.  In  Bus s- 
land  sind  in  dieser  Hinsicht  noch  innerhalb  des  iieichs  Beschränkungen  geblieben, 
deren  unbedingte  Wegräumung  jedenfalls  nicht  nur  nach  dem  Princip  der  staats- 
bürgerlichen und  confessionellen  Gleichheit  erfolgen  darf,  sondern  nach  Erwägung  aller 
einschlagenden  Interessen  und  Würdigung  der  Folgen  für  alle  Betheiligten,  d.  h.  eben 
für  die  ganze  Gemeinschaft.  Im  Königr.  Poli-u  wurden  1867  783,000  Juden,  13,7"/o 
der  Bevölkerung,  im  übrigen  Kussland  1,829,000  gezählt,  davon  aber  1,784,000  in  den 
sogen,  westlichen  ehemals  polnischen  Gouvernements  und  einigen  benachbarten  (wie 
Curland,  Bessarabien).  Hier  kommen  meist  10  — 12  7o  der  Bevölkerung  auf  die  Juden, 
Vollständige  Freizügigkeit  derselben  im  Kuss.  Keiche  ist  daher  eine  Frage 
von  grosser  Tragweite.  Bisher  hat  man  nur  denjenigen  Juden  in  Kussland  Freizügig- 
keit gewährt,  welche  kaufmännischen  Gilden  angehörten  oder  Zeugnisse  über  die  Ab- 
solvirung  höherer  Schulen  besassen,  also  das  z.  Th.  proletarische  Judenthum  der  poln. 
Provinzen  ausgeschlossen.  Von  Erweiterung  der  Freizügigkeit  war  neuerdings  die 
Kede.  —  Im  Deutschen  Keiche  beträgt  die  Zahl  der.  Juden  in  1871  .512,000  oder 
1,25 7o  ^^^  Bevölkerung,  davon  auf  Preussen  326,000,  s.  o.  Anm.  29.  In  Oester- 
reich-üngarn  1,376,000  oder  3,8  7o,  wovon  554,000  in  Ungarn  u.  s.  w ,  3,6 7^, 
822,000  in  der  and.  Reichshälfte,  4  %  der  Bevölkerung,  wovon  auf  Galizien  576,000.  — 
Ueber  die  nachtheiligen  Folgen  der  Einwanderung  der  Iren  nach  Schottland 
für  die  Lage  und  Cultur,  die  Sitten  der  einheimischen  Arbeiterclasse  verbreitet  sich 
der  jüngste  schottische  Censusbericht  in  sehr  bemerkenswerther  Weise.  Bei  der  grossen 
principiellen  Bedeutung  der  Frage  mögen  die  betr.  Ausführungen  hier  Platz  finden. 
Sie  stehen  im  8.  decennial  census  of  the  popul.  of  Scotland,  taken  3.  Apr.  1871,  with 
report,  vol.  I.,  Edinb.  1872,  p.  XIX.  u.  vol.  IL,  Ed.  1874,  p.  XXXIV.  „Mit  dem 
J,  1820  begann  die  Invasion  oder  Einwanderung  der  irischen  Ka^e,  welche  allmälig 
anwuchs,  bis  sie  nacli  1840  enorme  Dimensionen  erreichte,  als  sich  der  Eisenbahubau 
über  das  Land  auszudehnen  begann.  Diese  irische  Invasion  kann  leicht  ernstere 
Wirkungen  auf  die  schottische  Bevöll{erung  ausüben,  als  selbst  die  Invasion  der  krie- 
gerischen Horden  der  Sachsen,  Dänen  und  Normannen.  Schon  bilden  in  manchen 
unserer  Städte  die  in  Irland  geboreneu  Personen  5 — 15  und,  wenn  wir  ihre  hier  ge- 
borenen Kinder  einschliessen,  10 — 30  7u  der  Bevölkerung."  (Die  in  Irland  Geborenen 
betragen  207,770  oder6,184  7o,  die  Gesammtbevölkerung  ir.  Abstammung  an  400,000.  — 
zerstreut  über  alle  Theile  Schottlands,  bes.  im  Westen,  wo  die  meisten  Grafschaften 
6,3,  7,8,  8,4,  10,5,  13,3,  in  Renfrew  14,43  7o  der  Bevölkerung  ausmachen.  Von  den 
grösseren  Städten  haben  Aberdeen  0,883,  Leith  3,735,  Edinburgh  4,078,  Paisley 
9,749,  Dundee  11,931,  Glasgow  14,32,  Greenok  16,558  7o)-  „Die  Einwanderung  einer 
solchen  Masse  Arbeiter  der  niedersten  Classc,  mit  kaum  irgend  welcher  Erziehung, 
kann  nur  nachtheilige  Wirlcungcn  auf  die  Bevölkerung  ausüben.  Bis  jetzt  scheint  der 
grösste  Theil  dieser  Irländer  sich  durch  ihren  Aufenthalt  bei  uns  nicht  gehoben  zu 
haben,  aber  es  ist  gewiss,  dass  die  mit  ihnen  verbundenen  Schotten  sich  wesentlich 
verschlechtert  haben.  Es  ist  eine  peinliche  Erwägung,  welches  die  schliesslichen 
Wirkungen  dieser  irischen  Einwanderung  auf  Sitten  und  Gewohnheiten  des  Volks  und 
auf  die  zukünftigen  Aussichten  des  Landes  sein  werden."  ü.  in  vol.  IL,  a.  a.  0. : 
„Der  hohe  Antheil  der  irischen  Bevölkerung  in  Schottland  hat  unzweifelhaft  ungünstige 
Folgen  gehabt,  die  Moralität  der  unteren  Classen  sehr  verschlimmert  und  die  Noth- 
wendigkeit  polizeilicher  und  sanitärer  Zwangsmassregeln  sehr  vermehrt ,  wo  sich  die 
Irländer  zahlreich  niedergelassen  haben."  —  Solchen  Verhältnissen  gegenüber  steht 
die  individualistische  Politik  rathlos  und  lässt  auch  hier  „die  Dinge  gehen".  Freilich 
sind  die  Zustände  durch  die  Vernachlässigung  Irlands  so  arg  geworden.  Aber  daraus 
folgt  auch  für  die  schuldigen  Briten  nicht,  dass  man  nun  das  ganze  Volk  in  der 
Heimath  inficiren  lässt. 
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WO  die  einheimischen  Arbeiter  „übertriebene"  Lohnforderungen 
stellen  und  die  „Concurrenzfähigkeit"  der  heimischen  Production 
gefährdet  ist.  Allein  diese  Gegenbeweisführung  widerlegt  theils 
die  Bedenken  in  den  beiden  genannten  Fällen  gar  nicht,  theils 
zeigt  sie  nur,  dass  hier  Collisiouen  zwischen  verschiedenen  partiell 
berechtigten  Principien  vorliegen,  welche  nicht  einseitig  zu  Gunsten 
des  Individualismus  und  Kosmopolitismus  oder  des  Unternehraer- 
interesses  oder  des  vermeintlichen  Interesses  der  heimischen  Pro- 
duction entschieden  werden  dürfen. 

1)  Die  Einwanderung  ganz  fremdartiger  Elemente  kann 
vom  hier  zunächst  massgebenden  Interessenstandpuncte  der  heimi- 
schen Volksgemeinschaft  aus  nicht  unbedingt  freigegeben 
werden,  weder  als  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit  des  Ein- 
wanderers, noch  als  solche  der  Freiheit  der  wirthschaftlichen  Stellung 
des  Unternehmers.  Eine  solche  Einwanderung  kann  durch  Ver- 
mischung mit  dem  heimischen  Volke  den  ganzen  Stamm  verderben, 
durch  Einführung  neuer,  auch  wirthschaftlicher  Sitten  das  Volks- 
leben und  den  Verkehr  schädigen  und  mit  dem  ökonomischen  das 
Culturniveau  der  Nation  herabdrücken.  Verhältnisse  herbeizuführen, 
welche  solch  weitreichende  Einflüsse  ausüben,  darf  nicht  ohne 
Weiteres  als  Recht  des  Individuums,  weder  des  Einwanderers  noch 
des  inländischen  Unternehmers  gelten.  Die  Staatsgesetzgebung 
muss  hier  nach  den  concreten  Umständen  entscheiden, 
aber  kann  aus  diesem  Grunde  sehr  wohl  Beschränkungen 
der  Freizügigkeit  festhalten  oder  einführen.  Im  Falle 
von  Chineseneinwanderung  nach  America  oder  gar  nach  Europa, 
woran  in  Unternehmerkreisen  (selbst  Berlins!)  auch  schon  gedacht 
worden,  wird  die  Richtigkeit  dieses  Grundsatzes,  weil  sie  zu  sehr 
auf  der  Hand  liegt,  kaum  allgemeiner  bestritten  werden.  Aber  in 
den  anderen  Fällen  liegt  die  Frage  im  Princip  ebenso,  wenn  auch 
eine  gradweise  Verschiedenheit  gewöhnlich  bestehen  wird  und  in 
obigen  Beispielen  besteht,  weil  keine  Racendifferenz  vorliegt.  Jener 
Grundsatz  besagt  auch  nur,  dass  Beschränkungen  der  Freizügigkeit 
statthaft  sein  können,  also  mit  dem  Hinweis  auf  allgemeine 
Menschenrechte  oder  auf  dicConsequenzen  der  Principien  der  per- 
sönlichen Freiheit  und  der  Verkehrsfreiheit  nicht  ohne  \yeiteres 
abzuweisen  sind.  Ob  sie  wirklich  eintreten  sollen,  ist  nach 
specieller  Untersuchung  zu  entscheiden.  Auch  kann  die  Sache  sehr 
wohl  so  liegen,  dass  absichtlich,  z.  B.  um  die  heimische  Bevölkerung 
durch  die  Concurrenz  der  Fremden  anzuspornen,  trotz  dieses  oder 
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jenes  Bedenkens  keine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  eintritt. 
Aber  die  Entscheidung  soll  immer  getrotfen  werden  nach  der  Beur- 
theilung  der  Wirkungen  der  Freizügigkeit,  nicht  nach  einem 
absoluten  Princip,  dem  ein  aprioristisch  construirter  Inhalt  zu  Grunde 
gelegt  wird. 

§.  251.  —  2)  Die  freiwillige  oder  durch  die  Unternehmer  ein- 
geleitete Einwanderung  fremder  Arbeiter  ist  nach  dem  soeben 
erörterten  Grundsatz  zu  behandeln,  soweit  sie  sich  aus  ganz  fremd- 
artigen Elementen  recrutirt,  wie  z.  B.  in  Europa  (und  America)  aus 
Asiaten,  Africanern,  überhaupt  aus  Personen  anderer  Ka§e.  In  dem 
bei  uns  noch  practisch  wichtigeren  Falle,  dass  Arbeiter  aus  einem 
anderen  Staate  oder  Volkswirthschaftsgebiete  und  daher  der  Regel 
nach  auch  anderer,  aber  doch  in  den  Lebensverhältnissen  nicht 
allzu  verschiedener  Nationalität  zur  Coucurrenz  mit  der  heimischen 
Arbeiterbevölkerung  herangezogen  werden,  wird  man  sich  jedenfalls 
über  die  Consequenz  der  vollen  Einwanderungsfreiheit  klar  sein 
müssen.  Gilt  dieselbe  als  nothwendige  Folge  des  ganzen 
modernen  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  und  als  Postulat  des 
Productionsinteresses  und  des  Unternehmerinteresses,  so  richtet  sie 
eben  entschieden  ihre  Spitze  gegen  die  Arbeiterclasse.  Die  Gerech- 
tigkeit und  das  Interesse  dieser  Classe  verlangt  dann  wenigstens 
im  System  der  freien  Concurrenz,  dass  die  einheimischen  Arbeiter 
volle  Coalitionsfreiheit  mit  allen  Consequenzen  der  letzteren 
geniessen,  daher  namentlich  Vereine  für  die  Geltendmachung 
ihrer  Interessen  bilden  dürfen  (Ge wer kver einsfrage);  ferner, 
dass  ihnen  speciell  als  Correlat  der  gegen  sie  gerichteten  inter- 
nationalen Freizügigkeit  und  des  Freihandels  die  volle  Freiheit 
internationaler  Vereinigung  werde,  um  den  Arbeitsmarkt 
durch  eine  Regelung  der  Ein-  und  Auswanderung  nach  ihrem 
Interesse  zu  gestalten.  Werden  dagegen  diese  Rechte  versagt  oder 
beschränkt,  wie  denn  neben  ihrer  Berechtigung  und  ihrem  Nutzen 
die  socialpolitischen  und  politischen  Bedenken  voller  Coalitions-, 
Gewerkvereins-  und  internationaler  Vereinsfreiheit  nicht  zu 
läugnen  sind,  so  kann  auch  internationale  Freizügigkeit, 
welche  zu  einem  Druck  auf  die  Lage. der  heimischen  Arbeiter  führt, 
nicht  unbeschränkt  gewährt  werden.  Die  Theorie  der  freien 
Concurrenz  und  der  wirthschaftlichen  Verkehrsfreiheit  zieht  also 
entweder  nicht  alle  Consequenzen,  wenn  sie  vor  der  Gewährung 
vollen  nationalen  und  internationalen  Coalitions-  und  Arbeiter- 
vereinsrechts zurückschreckt,  oder  sie  zieht  zu  weit  gehende  Con- 
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Sequenzen,  wenn  sie  volle  internationale  Freizügigkeit  proelamirt. 
Auch  gewisse  Forderungen  des  kosmopolitischen  Socialismus  lassen 
sich  übrigens  leicht  au  einem  Beispiel  wie  der  internationalen  Frei- 
zügigkeit als  viel  zu  einseitig  und  zu  absolut  erweisen,  so  z.  B. 
im  Falle  von  Chineseneinwanderung.^^) 

§.  252.  Auch  das  moderne  Reiserecht^*)  hat  im  Vergleich 
zur  früheren  Zeit  einen  sehr  freiheitlichen,  den  Individualinteressen 
entsprechenden  Character  erhalten.  Dazu  haben  neben  veränderten 
politischen  Verhältnissen  und  neben  den  Einwirkungen  wie  den 
Anforderungen  der  neuen  Communicationsmittel  auch  volkswirth- 
sc haftliche  Rücksichten  beigetragen.  Das  freie  Reiserecht  des 
Individuums,  zunächst  eine  Consequenz  der  persönlichen  Freiheit 
in  deren  heutiger  individualistischer  Auffassung,  berührte  allge- 
meinere Interessen  der  Volkswirthschaft ,  weil  auch  von  ihm  die 
Verwerthung  der  Arbeitskraft  und  des  Kapitals  mit  abhängt  und 
weil  die  grössere  Arbeitstheiliing,  der  Fernabsatz  der  Producte,  der 
Handel  eine  nicht  nur  in  technischer  Hinsicht  leichte  und  wohl- 
feile,  sondern   auch   in  rechtlicher  Hinsicht   freie  Reisebewegung 

^  Selbst  im  Osten  der  Verein.  Staaten  beginnt  die  chinesische  Concurrenz  bei 
gewöhnlicher  Handarbeit  mitzuspielen  und  von  Unternehmern  wird  dies  nicht  ungern 
gesehen:  eine  höchst  kurzsichtig  egoistische  Auffassung  eines  Yerhältnisses,  das  nicht 
nur  für  die  Voltswirthschaft  und  für  die  Lage  der  Arbeiter  der  europäisch-americaiü- 
sehen  Ea^e,  sondern  für  die  ganze  occidentalische  Cultur  von  unberechenbar 
schlimmen  Folgen,  ja  gradezu  verhängnissvoll  werden  könnte,  wenn  die  Sache  practisch 
sich  ausdehnte.  Eine  günstige  Seite  gewinnt  der  chines.  Aus-  und  Kückwanderung 
Sturz  ab,  in  d.  Sehr,  dieses  Titels,  Berl.  1876,  bes.  S.  12. 

^)  S.  Stein,  IL,  245—271.  Handb.  S.  70—73.  H.  Rösler,  Verw.  recht,  L, 
1,  §.  .55,  Mohl,  Poliz.,  HI.  (Präventivjust.),  §.11.  Pözl,  Art.  Fremde,  Fremdenrecht, 
im  Staatswb.  v.  Bluntschli,  III.,  755,  bes.  761  ff.,  Art.  Aufenthaltsrecht  eb.  I.,  508. 
Pütter,  pract.  europ.  Fremdenrecht,  Lpz.  1845,  Heffter,  europ.  Völkerrecht  der 
Gegeifw.,  .S.  Aufl.  1S55.  —  v.  Eönne,  Deutsches  Staatsr.,  2.  Aufl.,  I.,  117;  ders., 
Preuss.  Staatsr.,  3.  Aufl.,  I.,  2,  §.  90,  bes.  IL,  2,  §.  378— 3S1,  S.  123  ff  Pözl, 
Baier,  Verw.  recht  §.  00—92.  Pradier-Fod  ere,  precis  de  droit  administratif. 
7.  ed..  Par.  1S67,  p.  337,  340  f.  Frankreich.  Für  Grossbritannien  s.  Gncist, 
engl.  Verw.  recht,  IL,  913,  919.  —  Gesetzgebung:  s.  d.  norddeutsche  Ges.  über 
Passwesen  v.  12.  Oct.  1867.  —  Statistik  des  Fremdenverkehrs  öfters  in  Bade-  und 
ähnlichen  Orten  public,  aucli  mitunter  nacli  d.  polizeil.  Meldungen  in  andren  Städten. 
Allgemeine  Statistik  des  persönlichen  Grenz  Verkehrs  cxistirt  in  Russ- 
land, in  den  Anhängen  zur  amtl.  Handelsstatistik,  ist  aber  natürlich  ebensowenig  voll- 
ständig'als  diejenige  des  Waarenverkehrs.  Auszüge  s.  im  Goth.  Alm.  1S75,  S.  787. 
Die  Steigerung  des  Verkehrs  zeigt  den  Einfluss  der  Eisenbahnen  und  des  libera- 
leren Passrechts.  So  passirten  die  russ.  Grenze:  eijigehcnd  1830—34  i.  G.  326,000, 
ausgehend  2S9,000,  1850— 54  bez.  318,000  u.  276,000  (Nicolai's  Regime,  Krimmkrieg\ 
1855—59  879,000  u.  833,000,  1860—64  1,676,000  u.  1,790,100,  1865—69  2,272,000 
u.  1,996,000,  i.  Ganzen  IS30— 69  6,334,000  u.  5,984,000,  wovon  Russen  1,911,000  u. 
2,315,000,  die  übrigen  Ausländer,  und  auf  der  europäischen  (irenze:  5,789,000  und 
5,374,000,  die  andern  auf  der  asiatischen  (irenze.  Sehr  entwickelt,  im  engen  Zusam- 
menhange mit  der  Kopfsteuer  und  mit  der  communalen  Haft  für  dieselbe,  ist  in 
Russland  noch  das  inländ.  Passwesen.  Vgl.  darüber  K.  Walckcr,  Selbstverw.  d. 
Steuerwes.  u.  russ.  Steuerref.,  Berl.  1869,  S.  275.  278  ff.  Eine  Reform  soll  in  Absicht  sein. 
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erfordert.  Gegen  eine  freiere  Gestaltung  des  Reiserechts  erheben 
sich  auch  nicht  solche  Bedenken,  wie  gegen  die  moderne  Gestaltung 
der  drei  anderen  socialen  Freiheitsrechte.  Die  älteren  Beschränkungen 
des  Reiseverkehrs  sind  meistens  aus  anderen  als  aus  socialen  und 
volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncten  hervorgegangen.  Sie  hingen 
gewöhnlich,  was  den  Ausländer  betrifft,  mit  antiquirten  Rechts- 
anschauungen hinsichtlich  der  Rechtlosigkeit  des  Fremden, 
was  den  Inländer  betrifft,  mit  ebenfalls  antiquirten  politischen 
Anschauungen  und  mit  siehe rheits polizeilichen  Rücksichten 
zusammen.  Nur  letztere  sind  im  heutigen  Reise-  und  Fremdenrecht 
vielleicht  etwas  zu  sehr  zurückgetreten.  Auch  fiscalische  In- 
teressen haben  mitunter  bei  der  Gestaltung  des  Reiserechts  mitge- 
spielt (gebührenpflichtige  Pässe  und  Visa  bei  Pass-  und  Visirzwang), 
können  jedoch  nur  in  Ausnahmefällen,  nemlieh  in  Verbindung  mit 
dem  socialpolitischen  Steuersystem,  auf  Berechtigung  Anspruch 
machen  (§.  253).  Strengere  Controle  des  Reiseverkehrs  an  den 
Grenzen  hing. hier  und  da  auch  mit  dem  strengeren  handelspolitischen 
System  der  Prohibition  und  des  Schutzzolls  zusammen,  ist  aber 
jedenfalls  damit  nicht  nothwendig  und  namentlich  nicht  unbedingt 
in  der  lästigen  Form  des  allgemeinen  Pass-  und  Visirzwangs  ver- 
bunden. 

Man  wird  daher  im  Ganzen  auch  vom  socialen  und  volks- 
wirthschaftlichen Standpuncte  aus  als  Regel  ein  möglichst  freies 
Reiserecht,  wie  das  moderne  deutsche  billigen  können:  daher  die 
Beseitigung  der  Unterscheidung  zwischen  reisenden  In-  und  Aus- 
ländern, die  Aufhebung  der  allgemeinen  Controle  der  Reisenden  an 
den  Grenzen  und  diejenige  des  allgemeinen  Pass-  und  Visirzwangs 
sowie  des  Zwangs,  Erlaubniss  in  Betreff  des  Reiseaufenthalts  am 
einzelnen  Orte  und  Aufenthaltskarten  zu  nehmen  u.  dgl.  m.;  statt 
dessen  nur  die  Anerkennung  der  Pflicht  des  Reisenden,  sich  auf 
amtliches  Erfordern  der  zuständigen  Behörden  und  ihrer  Organe 
über  seine  Person  zu  legitimiren,  zu  welchem  Zwecke  einem  Jeden 
auf  sein  Verlangen  Legitimationsurkunden  auszustellen  sind  (System 
der  Passfreiheit).^^) 

Von  diesen  Regeln  werden  indessen  zeit-  und  ortsweise  allge- 
meine oder  auf  besondere  Classen  von  Individuen  sich  beziehende 
Ausnahmen  aus  sicherheitspolizeilichen  Gründen  und 
daher  stets  auch,  richtige  Handhabung  solcher  Massregeln  voraus- 


*)  S.  das  gen.  deutsche  Ges.  v.  1867. 
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gesetzt,  in  einem  eminenten  Gemeinschalts-  und  speciell  Volkswirth- 
sehaftsinteresse ,  statthaft  sein.  Die  Geschichte  auch  der  freiesten 
Völker  zeigt,  dass  solche  Ausnahmen  nicht  immer  zu  vermeiden 
sind.  2^) 

§.  253.  Schwieriger  und  bestrittener  ist  die  Frage,  ob  Aus- 
nahmen von  der  allgemeinen  Reisefreiheit  wenigstens  unter  Um- 
ständen eintreten  dürfen  und  sollen,  in  zwei  anderen  Fällen,  welche 
die  Volkswirthschaft  unmittelbarer  berühren.  Der  eine  betrifft  die 
Ausübung  von  Gewerben  im  Umher  ziehen  oder  den  sogen. 
Hausirhandel  und  die  W a n d e r  1  a g e r ,  der  andre  den  längeren 
Reiseaufenthalt  der  reicheren,  besonders  grundbesitzen- 
den Classen  zu  Zwecken  des  Lebensgenusses  im  Auslande 
(sogen.  Frage  des  Absentiismus).  Port  liegt  also  eine  be- 
stimmte Art  des  gewerblichen,  hier  des  Vergnügens-Reise- 
verkehrs vor. 

1)  Die  wichtige  Frage  des  Uausirhandels  u.  s.  w.  ist  näher  in 
der  Handels-  und  Gewerbepolitik,  also  im  4.  Bande  des  Systems 
der  Politischen  Oekonomie,  zu  erörtern.  Hier  muss  nur  darauf  hin- 
gewiesen werden,  dass  dieselbe  und  die  ihr  jetzt  zu  Theil  gewor- 
dene Entscheidung^'^)  —  eine  Consequenz  voller  Reisefreiheit  und 
Gewerbefreiheit  — •  eine  Bedeutung  nicht  nur  speciell  für  das  Ge- 
werbewesen, sondern  auch  weiter  für  allgemeinere  Verhältnisse  des 
Wirthschaftslebens  hat.  Zu  leicht  wird  hier  der  tüchtige  s esshafte 
Gewerbebetrieb  durch  eine  unsolide  und  unehrliche  Concurrenz 
untergraben  und  mancherlei  Schaden  gestiftet.^^)  Es  kommen  daher 
grade  hier  wieder  besonders  dunkle  Schattenseiten  der  freien  Con- 
currenz zur  Geltung  (§.  136).  Deshalb  kann  die  Eventualität  von 
Beschränkungen  des  Verkehrs  wenigstens  nicht  so  ohne  Wei- 
teres mit  dem  Hinweis  darauf  abgewiesen  werden,  dass  es  sich 
hier  nur  um  selbstverständliche  Consequenzen  des  freien  Reiserechts, 
der  gewerblichen  Freizügigkeit  und  der  Gewerbefreiheit  handle. 

2)  Die  Frage  des  Absentiis mus  hängt  mit  der  Frage  des 
Eigenthums   überhaupt  und  des  Grundeigenthums  speciell 

^)  Auch  die  Vereinigten  Staaten  ftlhrten  während  des  Bürgerkriegs  Pass- 
zvang  ein. 

'')  Vgl.  Tit.  3  der  deutschen  Gewerbe-Ordnung  v.  21.  Juni  1869.  DazuJacobi. 
Gew.  ges.  geb.  im  D.  Eeiche,  S.  S6  ff.;  v.  Eönne,  preuss.  Staatsr.,  IL,  2,  §.  452, 
S.  413,  D.  Staatsr.  §.  1.5.  —  Das  Halten  von  Wanderlagern  nimmt  zwischen  dem 
stehenden  und  dem  Hausirgewerbebetrieb  eine  Mittelstellung  ein,   s.  Jacobi,  S.  8S. 

^)  Oefters  Klagen  in  den  Handelskammerberichten,  z.  B.  aus  der-  Provinz 
Hannover. 
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zusammen  und  ist  au  dieser  Stelle  ebenfalls  nur  kurz  zu  berühren.^^) 
Dem  Grundsatz  des  absoluten  Privateigeuthums  entspricht  es,  dass 
der  Besitzer  eines  solchen  und  der  Bezieher  von  Renten  daraus 
mit  diesem  seinem  Eigenthum  nach  seinem  Belieben,  seinem  Interesse 
gemäss  schalten  kann,  unbekümmert  am  die  Folgen,  welche  daraus 
für  Andre  hervorgehen,  wenn  diese  Andren  und  deren  Gesammtheit 
nur  nicht  in  ihren  Rechten,  wenngleich  in  ihren  Interessen,  ver- 
letzt werden.  Qui  jure  suo  utitur,  neminem  laedit.  Die  Verzehrung 
von  Einkünften  aus  dem  Eigenthum  im  Auslände  oder  überhaupt 
fern  von  den  Orten,  wo  jene  Einkünfte  gewonnen  oder  reell  pro- 
ducirt  wurden,  lässt  sich  also  aus  dem  Standpuncte  des  absoluten 
Eigenthums  so  wenig  als  aus  demjenigen  der  persönlichen  Freiheit 
anfechten.  Das  Recht  dazu  ist  vielmehr  eine  Consequenz  dieser 
beiden  Principien. 

Aber  für  die  Gesammtheit  und  speciell  für  diejenigen  Kreise, 
welche  an  der  Production  jener  Einkünfte  betheiligt  sind,  ferner 
namentlich  für  den  Grund  und  Boden  oder  die  Landgüter,  als 
deren  Renten  jene  Einkünfte  bezogen  werden,  ist  die  regelmässige 
Verzehrung  der  letzteren  in  der  Fremde  und  zum  Theil  überhaupt 
entfernt  vom  Productionsorte  mit  manchen  Nachtheilen  verbunden. 
Das  Privateigenthum  (der  Boden,  aber  öfters  auch  das  Kapital) 
wird  in  der  Abwesenheit  des  Herrn  nicht  immer  in  der  besten 
Weise  verwendet.  Die  fortfliessenden  Renten  dienen  nicht  einmal 
theilweise  zur  Vermehrung  des  localen  oder  heimischen  Kapitals, 
noch  zu  neuer  Nachfrage  nach  Arbeit  an  Ort  und  Stelle,  noch 
kommen  sie  dem  Landgute  zu  Statten.  Das  private  Grund-  und 
Kapitaleigenthum  verliert  daher  hier  manche  seiner  günstigen 
allgemein-volkswirthschaftlichen  Wirkungen  und  damit  den  besten 
Titel  seiner  volkswirthschaftlichen  (nicht  nur  privatwirthschaft- 
lichen)  Berechtigung  (s.  u.  §.  268  ff.). 

Unter  diesen  Umständen  lässt  sich  eine  Intervention  des 
Staats  im  Gemeinschaftsinteresse  principiell  recht- 
fertigen. Dieselbe  kann  eventuell  auch  in  einer  Erschwerung 
des  Absentiismus  mittelst  einer  entsprechenden  Besteuerung  des 

'®)  Oftmalige  Erörterungen  darüber  in  England,  bes.  in  Verbindung  mit  Stcuer- 
projecten  für  die  abwesenden  Grundherren  Irlands,  aber  auch  allgemein  für  die  im 
Ausland  lebenden  Inländer,  Vgl.  schon  A.  Smith,  wealth.  of  nations,  B.  V.,  cli.  2, 
M.  Culloch,  princ.  of  pol.  econ.  cd.  184.^,  p.  152,  der  Nachtheile  (wenigstens  hin- 
sichtlich der  Ausgabe  des  Einkommens)  bestreitet,  Senior,  der  sie  bedingt  zugiebt, 
s.  dess.  polit.  econ.,  4.  ed.,  p.  155 — IGl.  Auch  M.  Culloch  gesteht  indessen  zu, 
dass  da»  improvement  of  the  estates  und  die  Verfeinerung  der  Sitten  unter  dem 
Absentiismiis  leiden  könne.  S.  auch  Hermann,  Unters.  2. Aufl.,  S.617ff.,  bes.ß28,  Anm. 
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ausserhalb  verzehrten  EiDkommens  bestehen.  Eine  solche  Be- 
steuerung hat  Aehnlichkeit  mit  dem  Abzugsrecht.  In  den  Steuera 
auf  Reisepässe,  besonders  auf  Auslandspässe  (Russland)  ^'')  ist  mit- 
unter ein  solcher  nicht  unberechtigter  socialpolitischer  Steuer- 
Gesichtspunct  mit  zur  Geltung  gelangt.  Ausserdem  kann  im 
Falle  des  Absentiismus  von  grösseren  Grundeigenthümern ,  deren 
Grund  und  Boden  verpachtet  ist,  die  Frage  einer  anderweiten 
gesetzlichen  Regulirung  der  Verhältnisse  des  Grundeigenthums 
besonders  practisch  und  auch  hier  die  Staatseinmischuug  nicht 
kurzweg  mit  dem  Princip  absoluten  Eigenthums  abgewiesen  werden. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Die   Eigenthumsordnung. 

Vorbemerkung  und  Literaturnachwci:;.  Vergl.  auch  oben  die  Vor- 
bemerkung zu  Kap.  4,  bes.  S.  243,  und  zu  Kap.  ö.  bes.  S.  295,  auch  Anm.  1  zu 
Abschn.  3,  §.  216  dieses  Kapitels.  S.  347. 

Der  Zweck  des  folgenden  Hauptabschnitts  ist  die  Aufstellung  einer  national- 
ükonomisch  und  socialrechtlich  haltbaren  Eigcnthumslehre  und 
Eigcnthumspolitik  statt  der  bloss  individualistischen,  rein  privatrechtlichen 
Eigcnthumslehre  der  heutigen  Jurisprudenz.  Es  sollen  daher  die  geschichtlich  über- 
kommene und  bestehende  Eigenthumsinstitution  und  ihr  Eecht  einer  generellen  Prüfung 
vom  Standpuncte  der  Volkswirthschaft  und  Socialpolitik  aus  unterzogen .  ferner  die 
Anforderungen,  welche  hiernach  hinsiclitlich  der  rechtlichen  Zulassung  des  Privat- 
eigenthums  überhaupt  und  desjenigen  an  den  vei-schicdenen  Objecten  (Eigenthums- 
arten,  —  Frage  der  Ausdehnung  des  Eigenthums)  u.  hinsichtlich  des  Inhalts  dieses 
Eigcnthumsrechts  zu  stellen  sind,  erörtert  werden.  Nach  dem  Ergebniss  dieser  Unter- 
suchung sind  dann  nationalökonomische  oder  socialökonomische  Postu- 
late  für  die  socialrechtliche  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung 
aufeustellen. 

Diese  Aufgabe  führt  zu  den  mannigfachsten  Berührungen  mit  der  Eechts Phi- 
losophie, besonders  in  der  Frage  der  Begründung  des  Privateigenthums  als 
Rechtsinstitut,  mit  der  Eechtsgeschichte,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ent- 
wicklung dieses  Instituts  und  des  Eigeuthumsrechts  (Ausdehnung  und  Inhalt 
des  Eigenthums"!,  wobei  das  Gru  nd  eigen  th um  und  seine  Rechtsgeschichte  an  Be- 
deutung allem  anderen  Eigenthum  voranstcht;  und  jene  Aufgabe  führt  endlich  und 
vorzugsweise  auch  zur  Bcrühning  mit  dem  bestehenden  Pri  va  trc- ht .  was 
namentlich  die  Frage  der  Zulassung  von  Privateigenthum  an  allen  in  Betracht 
kommenden  Objecten  und  die  Frage  des  Inhalts  des  Eigenthumsrechts  überhaupt 
und  bei  den  einzelnen  Eigcnthumskategoriecn  anlangt.  Vom  Volkswirt lisc haft- 
lichen und  socialpolitischi:n  Standpuncte  aus  ergeben  sich  nun  gewisse  Anfor- 
derungen an  die  Eigenthumsordnung.  weh.hc  eine  Auseinandersetzung  mit 
rechtsphilosophischen  Lehren  und  Thesen  und  mit  Sätzen  des  geltenden  Rechts  nöthig 


*")  unter  Xicolaus  war  das  Hinausreisen  thcils  verboten,  theils  durch  hohe 
Passsteuern  i einige  100  R.i  erschwert.  Jetzt  wird  für  den  Auslandspass  5  R.  gezahlt, 
für  jedes  halbe  Jahr  der  Abwesenheit  eines  Russen  im  Auslande  weitere  5  R.  Der 
Ertrag  der  Passsteuer  ist  jetzt  2,5  Mill.  R. ,  wozu  aber  die  inlandischen  Bauempässe 
das  Meiste  beitragen,  s.  den  Tarif  bei  Walcker,  S.  279.  Eine  Abwesenheitsstener 
als  Ersatz  für  die  entgehende  heimische  Steuer  haben  auch  engl.  Nationalökonomeu 
mehrfach  günstiger  beurtheilt.  so  A.  Smith. 
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machen.  Die  Aufgabe  in  diesem  Werke  beschränkt  sicli  nach  dessen  Zweck  durchaus 
darauf,  die  rechtsphilosophisrhe,  die  reclitsgeschichtliche  und  die  positiv-rechtliche  Seite 
der  Eigenthumslehre  nur  soweit  in  die  Erörterung  hineinzuziehen,  als  es  eine  solche 
Auseinandersetzung  erfordert.  Die  sich  hiernach  filr  die  Darstellung  ergebenden 
Grenzen  sind  im  Folgenden  möglichst  streng  innegehalten  worden. 

Die  nationalökonomische  und  socialpolitische  Untersuchung  des  Eigenthums  und 
seiner  Ordnung  muss  namentlich  die  Fragen  beantworten,  ob  und  wie  weit  Privat- 
eigenthum  an  und  für  sich  und  Privateigenthum  bestimmter  Kategorieen, 
wie  Kapital-,  Grund-,  geistiges  Eigenthum ,  als  eine  nothwendige  Be- 
dingung der  Volks wirthschaft  und  ihrer  höheren  Entwicklung  und  daher  der 
reichlichen  Bedürfnissbefriedigung  des  ganzen  Volks  anzusehen  ist;  ferner  wie  das 
Privateigenthum,  wenn  dasselbe  als  eine  Existenz-  und  Gedeihensbedingung  der  Volks- 
wirthschaft  einmal  anerkannt  ist,  nach  dem  Interesse  der  letzteren  zweckmässig 
gestaltet  und  wie  die  Collision  zwischen  dem  Individual-  oder  dem  eigentlichen 
Privatinteresse,  welches  ein  absolutes  Eigenthumsrecht  verlangt,  und  dem  Ge- 
sammtinteresse,  welches  nur  ein  beschränktes  und  mit  Pflichten  verbundenes 
Privateigenthumsrecht  zugestehen  kann,  ausgeglichen  werden  soll:  Fragen,  welche  sich 
zusammenfassen  lassen  als  Fragen  nach  der  Existenz  (Zulassung)  oder  Begrün- 
dung, nach  dem  Begriff,  der  Ausdehnung  und  dem  Inhalt  des  Privateigen- 
thums,  unter  diesem  Inhalt  auch  das  Erbrecht  inbegriffen  (§.  28G). 

Es  ist  bisher  nicht  üblich,  auch  nur  entfernt  in  dem  Umfange,  wie  es  im  Folgen- 
den geschieht,  Untersuchungen  iiber  das  Eigenthum  in  der  Nationalökonomie 
anzustellen.  Den  älteren  Lelirhüchern  und  Systemen  fehlen  .dieselben  daher  meistens 
gänzlich,  die  neueren  gehen  wenigstens  noch  nicht  näher  daraui  ein,  wenn  auch  schon 
mehr  als  auf  die  Rechtsordnung  der  persönlichen  Freiheit.  Die  Existenz  des  Privat- 
eigenthums  und  das  bestehende  Vermögensrecht,  welches  sich  an  diese  Institution  an- 
schliesst ,  galt  und  gilt  vielfach  noch  heute  der  Politischen  Oekonomie  als  die  selbst- 
verständliche Rechtsgrundlage ,  welche  einfach  anzunehmen ,  über  welche  aber  nicht 
zu  discutiren  ist.  So  erklärt  es  sich  ,  dass  das  Privat  Vermögensrecht  bisher 
kaum  weiter  in  der  Volkswirtlischaftslehre  erörtert,  am  Wenigsten  aber  seine  haupt- 
sächlichen Institute ,  wie  das  p]igentlium ,  einer  Kritik  unterzogen  oder  zu  begründen 
und  zu  modificiren  gesucht  wurden.  Die  Begründung  galt  für  überflüssig,  die  Kritik 
und  ModiJication  für  unzulässig.  Und  während  auch  in  der  Politischen  Oekonomie 
längst  eine  Menge  Einrichtungen  des  öirentlichen  Rechts  kritisch  zersetzt  Amrden, 
blieb  —  mit  theilweiser  Ausnahme  des  Familien-  und  Erbrechts  —  das  Privat- 
recht und  die  Eigenthumsordnung  noch  immer  ein  Noli  me  tangere. 

In  der  gegenwärtigen  Entwicklung  unserer  Wissenschaft  ist  dieser  Standpunct 
nicht  mehr  haltbar.  Man  kann  und  darf  die  Aufgabe  einer  nationalökonomischen 
Beurtheilung  des  Eigenthums  nicht  mehr  bei  Seite  lassen  oder  nur  als  eine  neben- 
sächliche behandeln,  wie  dies  in  der  Vorbemerkung  zu  diesem  Kapitel  (S.  291  If.) 
schon  erörtert  wurde. 

Freilich  mangelt  es  bei  dieser  Sachlage  leider  noch  sehr  an  den  geeigneten  Vor- 
arbeiten, was  sich  bei  der  mehr  dogmatischen  Behandlung  eines  Lehrbuches  um  so 
empfindlicher  fühlbar  macht  Durch  diesen  Mangel  ist  die  ausführlichere  Darstellung 
der  principalen  Fragen,  wie  diejenige  nach  der  Begründung  des  Privateigenthums 
überhaupt,  nach  der  Zulassung  privaten  Kapital  eigenthums,  im  Folgenden  noth- 
wendig  geworden. 

Die  bisherige  nationalökonomische  Fachliteratur  bietet  für  die  prin- 
cipielle  Behandlung  solcher  Fragen  noch  sehr  wenig.  Nur  für  das  privateGrund- 
eigenthum  oder  für  Hauptkategoricen  desselben,  wie  das  ländliche,  das  Wald- 
und  Bergwer kseigcnthum,  hat  die  Nationalökonomie,  zum  Theil  unter  Verwerthung 
der  rechtsgeschichtlichen  Untersuchungen  und  in  Verbindung  mit  Erörterungen  über 
Fortbildung  der  Agrarverfassung  und  mit  fi  nanz  wiss  enschaf  tli  chen 
Fragen,  umfassendere  Vorarbeiten  geliefert.  Auch  die  vermögensrechtlichen 
Seiten  des  Familienrechts  und  das  Erbrecht,  bes.  in  Bezug  auf  Grundeigen- 
thum  wurden  in  Betracht  gezogen.  Die  Ergebnisse  solcher  Untersuchungen  sind  für 
den  theoretischen  Theil  des  Systems  allerdings  erst  partiell  benutzt  worden,  am 
Meisten  von  Schäffle.  Untersuchungen  über  die  ökonomische  Natur  des  städti- 
schen Grundeigenthums  und  desjenigen  an  Wegeboden  fehlen  dagegen  nochgrössten- 
theils.     Die  aparte  ökonomische  Stellung  des  Kapital  eigenthums  ferner  hat  trotz  der 
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werthvoUen  Fingerzeige  der  socialistischen  Kritik  die  Nationalükonomen  fast  noch  ebenso- 
■ffi-enig  beschäftigt  als  die  Kechtsphilosopheu  und  die  positiven  Juristen.  Auch  sie 
haben  daher  noch  kaum  Forderungen  principieller  Art  für  eine  aparte  Eechtsstellung 
des  Kapitaleigenthums  erhoben,  obwohl  die  Fabrikgesetzgebung  und  die  Beschränkung 
des  Arbeitsvertragsrechts  dazu  hätte  führen  können. 

Die  so  Cialis  tische  Literatur  ist  zu  einseitig  kritisch  und  begründet  ihre 
positiven  Forderungen,  wie  die  Abschaffung  des  privaten  Kapital-  und  Grundeigenthums 
und  des  Erbrechts,  zu  wenig.  Die  Schwierigkeiten,  welche  der  Verwirklichung  dieser 
Forderungen  entgegenstehen,  selbst  wenn  man  die  Kritik  des  geltenden  Eigenthums- 
rechts  für  völlig  gelungen  anerkennen  könnte,  werden  verhüllt,  oft  einfach  übersehen. 
Es  handelt  sich  daher  im  Folgenden  auch  nicht  um  ein  näheres  Eingehen  auf  die 
socialistische  Literatur  und  ihre  Beweisfülirungen,  sondern  nur  um  eine  Prüfung  und 
zum  Theil  um  eine  Antikritik  der  Ergebnisse  der  socialistischen  Eigenthumskritik  und 
der  hauptsächlichen  Postulatc  für  die  Eigenthumsordnung.  welche  aus  dieser  Kritik 
abgeleitet,  wenn  auch  keineswegs  allgemein  genügend  begründet  werden. 

Die  Rechtsphilosophie  hat  die  Frage  nach  der  Begründung  des  Privat- 
eigenthums  natürlich  zuvörderst  und  am  Eingehendsten  behandelt.  Die  vei-schiedenen 
Schulen  und  Autoren  stellen  mancherlei  verschiedene  Versuche  der  Begründung  an, 
von  denen  m.  E.  keiner  als  ganz  gelungen  bezeichnet  werden  kann.  Der  allgemeine 
Mangel  bleibt  die  fehlende  oder  ungenügende  Unterscheidung  der  verschiedenen  Eigen- 
thuuisarten.  Der  Gewinn  der  rechtsphilosophischen  Untersuchungen  über  das  Eigen- 
thum  ist  deshalb  für  die  Nationalökonomie  nur  ein  geringer.  Die  vagen  Allgemein- 
heiten, die  Deductionen  aus  willkürlichen  Axiomen,  der  schon  gerügte  Mangel  (S.  243) 
an  irgend  welcher  näherer  Fülilung  mit  der  Nationalökonomie,  welcher  bei  einer  so 
eminent  wirthschaftlichen  Einrichtung  wie  das  Eigenthum  freilich  gradezu  luibegreif- 
lich  ist,  aber  nur  um  so  schwerer  wiegt,  —  alles  Dieses  bewirkt  hier  mehr  als  in 
anderen  Fragen  der  volkswirthschaftlichen  Grundlegung,  dass  der  Nationalökonom  docli 
noch  fast  ganz  ohne  Unterstützung  Seitens  der  Rechtsphilosophie  gelassen  wird.  Vgl. 
die  Vorbem.  zu  Kap.  4. 

Die  Eechtsgeschich  te  —  und  ähnlich  die  räumlich  ver  gleicliendo 
Darstellung  des  Rechts  verschiedener  Völker  —  liefert  dagegen  für  die  Entwicklung 
des  Grundeigenthums,  besonders  des  ländlichen,  reiches  und  nationalökonomisch 
hochwichtiges  Material,  sowohl  für  das  classische  Alterthum,  als  namentlich  für 
das  germanische  Alterthum  und  Mittelalter  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein. 
Diese  Entwicklungsgeschichte  des  Grundeigenthums  lässt  sich  ähnlich  wie  diejenige 
der  Unfreiheit  in  der  Hauptsache  auf  ein  ökonomisches  Princip  zurückführen, 
das  sie  beherrscht:  der  nothgedrungene  Uebergang  von  extensivem  Landwirthscliafts- 
betrieb  zu  immer  intensiverem,  bei  vermehrter  Bevölkerung,  führt  wie  überhaupt  zu 
Privateigenthum  am  Boden,  anstatt  des  früheren  Gemeineigenthums,  so  auch  zu  immer 
umfassenderem,  inhaltsreicherem  Eigenthumsrecht.  Das  ländliche  Grundeigenthum 
ist  derjenige  Theil  des  Eigenthums,  welcher  die  eingehendste  und  wichtigste  volks- 
wirthschaftliche  Würdigung  mittelst  Verwerthung  der  rechtsgeschichtlichen  Forschungen 
gefunden  hat.  Das  Untersucliungsgebiet  ist  aber  so  gross,  dass  eine  gewisse  Arbcits- 
tlieilung  nothwendig  ist  zwischen  Fach-  und  Rechtshistoriker  und  Nationalökononi. 
Wiinschenswerth  und  fast  unentbehrlich  sind  nur  den  ersteren  auch  nationalökonomische 
und  spcciell  landwirthschaftlich-teclinische  Kenntnisse,  wie  neuerdings  die  Erfolge  von 
Rodbertus  in  altrömischer  Agrargeschichte  bewiesen  haben.  —  Nach  der  in  diesem 
Werke  innegehaltenen  Vertheilung  des  Stoffs  wird  übrigens  in  die  Geschichte  des 
Grundeigenthums  in  dieser  Grundlegung  nicht  specieller  eingegangen.  Weiteres 
darüber  wird  eventuell  in  der  Darstellung  des  Agrarwesens  im  4.  Baude  des  Lehr- 
buchs zu  suchen  sein. 

Auch  die  übrigen  rechtsgeschichtlichen  Untersuchungen,  wie  über 
Erbrecht,  Vertragsrecht.  Forderungsrecht,  Pfandrecht,  Zinsrecht 
u.  s.  w.,  die  Vergleichungen  zwischen  der  römisch-rechtlichen  und  deutsch- 
rechtlichen  Gestaltung  der  einzelnen  Institute  und  Rechte  und  der  geschichtlichen 
Entwicklung  eines  jeden  in  beiden  Rechtssystemen  bieten  für  die  nationalökonomische 
Behandlung  der  Eigenthumslehre  grüsstes  Interesse  und  immerhin  schon  manche  Aus- 
beute. Mehr  und  mehr  erkennen  auch  unsere  Rechtshistoriker  den  fast  immer  grossen, 
uft  entscheidenden  Einfluss  volkswirtiischaftlicher  und  ökonomisch-technischer  Verhält- 
nisse auf  die  Fort-  und  ünibililung  der  Privatrechtsinstitute ,   speciell  der  vennögens- 
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rechtlichen  an.  Der  grundsätzliche  unterschied  zwischen  römischem  und  deutschem 
Rechte  wird  mit  Fug  wesentlich  auf  die  theils  natürlichen  (Klima !  Bodenbebauungs- 
art!), theils  geschichtlich-zufälligen,  aber  eben  einmal  bestehenden  Verschiedenheiten 
des  Wirthschaftslebens  zurückgeführt.  Arbeiten,  wie  diejenigen  von  Ihering. 
Lassalle  über  römisches,  Arnold  über  deutsches  und  römisches.  Endemann 
über  kanonisches  Recht  sind  nicht  dankbar  genug  von  den  Nationalökonomen  zu  be- 
grüssen.  Die  Rechtsgeschichte  des  Wuchers  z.  B.  ist  schon  deswegen  auch  für  die 
allgemeineren  volkswirthschaftlichen  Lehren  wichtig,  weil  in  der  Wuchei-gesetzgebung 
ein  geschichtlich  und  principiell  hoch  bedeutsamer  Versuch  vorliegt,  dem  Kapital- 
eigenthum ,  oder  doch  einer  Hauptart  desselben,  dem  Leihkapital,  eine  prin- 
cipiell aparte  Stellung  im  Rechte  zu  geben:  ein  an  und  für  sich  ganz  richtiger 
Gesichtspunct .  dessen  Verwirklichung  im  geltenden  Recht  ein  nothwcndiges  Problem 
der  Zukunft  ist. 

Ein  näheres  Eingohcu  auf  die  einzelnen  Institute  und  Sätze  des  Vermögens- 
rechts kann  indessen  zumal  gegenwärtig  in  einer  nationalökonomischen  (irundlegung 
noch  nicht  erfolgen.  Denn  in  dieser  handelt  es  sich  vorläufig  noch  um  die  allge- 
meinsten Principion  der  Eigenthumsordnung,  um  die  Fragen,  ob  überhaupt  Privat- 
eigenthum,  ob  Kapital-,  ob  Grundcigenthuni ,  ob  Erbrecht  aus  volkswirthschaft- 
lichen Gründen  bestehen,  welche  Rechte  aus  diesen  Gründen  das  Eigenthumsrecht 
gewähren,  welchen  etwaigen  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  es  unterliegen  soll. 
Die  Beweisführung  in  diesen  Fragen  muss  doch  mehr  nationalökonomisch  als  juristisch, 
mehr  logisch  deducirend  als  geschichtlich  iuducirend  sein.  Erst  eine  speciellcre  mono- 
graphische Ausführung  einer  nationalökonomischen  Eigeuthumslehre  hat  die  Aufgabe, 
auf  die  Einzelinstitute,  und  deren  Rechtsgeschichtc  genauer  einzugehen.  Alsdann 
werden  auch  die  bezüglichen  rechtsgeschichtlichen  Arbeiten  ausgiebiger  zu  verwerthen 
sein.  Einzelnes  ist  in  den  späteren  Bänden  des  Lehrbuchs  zu  behandeln.  In  dieser 
Grundlegung  zwingen  auch  Rücksichten  auf  den  Raum  zu  einer  Beschränkung  der 
Ausführungen  über  die  einzelnen  Specialpuncte  der  Eigenthumsordnung. 

Die  Literatur  des  heutigen  Rechts,  römischen  und  deutschen  Ursprungs, 
sowie  das  codifiinrte  Recht  ist  für  die  nationalökoiiomische  rntersuchuug  der 
Eigenthumsordnung  zum  Zweck  der  Kritik  des  geltenden  Rcciits,  z.  B.  der  Definitionen 
und  Formulirungen  der  Begrifl'e  heranzuziehen.  Diese  Literatur  hat  es  mit  der  Lex  lata 
zu  thun ,  uusre  Untersuchung  handelt  de  lege  ferenda.  Aber  davon  abgesehen,  so 
sind  die  Standpunctc  auch  sonst  verschieden.  Die  licutigc  Wissenschaft  des  Privat- 
rechts steht  doch  überwiegend  auf  dem  Boden  des  römischen  Rechts  und  ist  von  dessen 
rein  individualistischer  Auffassung  des  Privatrechts  und  besonders  des  Eigenthums- 
rechts  durchdrungen.  Daher  jene  Begriflsbostimmungen  und  Formulirungen,  welche 
in  diesem  Rechte  stets  das  Herrschaftsmoment  in  mögliclist  absoluter  Weise  zur 
Geltung  bringen.  Diese  Auffassung  ist  schlechterdings  in  d(>r  Volkswirthschaft  und 
im  socialen  Leben  unhaltbar  und  nuiss  daher  von  dem  socialrechtlichcn  Stand- 
punctc dieses  Werks  aus  principiell  auf  das  Schärfste  bekämitft  werden.  Die  National- 
ökonomie und  die  Socialwissenschaft  darf  sich  dabei  auch  niclit  durcii  den  beliebten 
Einwand  der  privatrechtlichen  Jurisprudenz  irre  machen  lassen,  dass  ihre  Fordeningen 
in  Betreff  des  Privatrechts  ,,juris tisch  falsch",  „unlogisch"  seien  u.  dgl.  m.  Die 
Jurisprudenz  überschreitet  mit  solchen  Urthcilen  ihre  Compctenz.  Ihre  Aufgabe  ist 
doch  nur  eine  wesentlich  technische.  In  solchen  Fragen  handelt  es  sich  da- 
gegen um  Eigen  th  ums  Politik.  Unsere  Eigenthumsordnung  und  das  ganze  Eigen- 
thumsrecht kann  recht  wohl  aus  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Giiinden 
durchaus  verändert  werden,  einerlei  ob  dies  in  Einklang  oder  in  Widerspruch  mit  der 
lediglich  formalen  Logik  der  Rechtswissenschaft  steht.  Es  liegt  für  die  letztere  nach 
eingetretener  Veränderung  des  geltenden  Hechts  lediglicli  die  neue  Aufgabe  vor,  nun- 
mehr die  neuen  l?echtssätze  nach  der  formal  logischen  Methode  zu  behandeln.  Eine 
andere  gesetzliche  Stellung  des  Eigenthums  z.  B.  oder  eine  Veränderung  der  rechtlich 
zulässigen  Verschuldungsformen  des  (irundeigenthums  kann  nicht  damit  angegriffen 
werden,  dass  sie  der  heutigen  Jurisprudenz  unhaltbar  erscheint,  sondern  dass  sie  volks- 
wirthschaftlich  utid  socialpolitisch  bedenklich  ist.  Es  mag  dabei  auch  nur  constatirt 
werden ,  dass  z.  B.  der  absolute  Privateigenthumsbegriff  nicht  einmal  eine  richtige 
Abstraction  des  geltenden  Rechts  ist  (§.  283),  sondern  mit  anerkannten  Sätzen  des 
öffentlichen  Rechts  und  zum  Thoil  selbst  des  Privatrechts  in  Widerspruch  steht. 
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müsste  diese  Institution  überhaupt  nicht  nur  im  Priratrecht,  sondern  auch  im  öffent- 
lichen Kecht  behandelt  werden.  Wie  die  Sachen  liegen,  bietet  jedoch  die  Literatur 
des  öifentlichen  Eechts  für  unsere  Untersuchungen  wenig.  Der  Schutz  des  Privat- 
eigenthums  wird  zwar  als  eine  der  ersten  Aufgaben  des  Staats  betrachtet.  Be- 
zügliche Sätze  von  der  Heiligkeit  und  Cnverletzlichkeit  des  Eigenthunis  sind  in  unsere 
Verfassungen  gekommen.  Die  daraus  entspringenden  Aufgaben  werden  im  Staatsrecht 
behandelt.  Aber  im  Üebrigen  wird  die  Lehre  vom  Privateigen thum  so  gut  wie  voll- 
ständig dem  Privatrecht  überlassen  und  dessen  Auffassung  und  Behandlung  des  Eigen- 
thums  wiederum  in  das  Staatsrecht  als  die  selbstverständliche  herüber  genommen.  Auch 
dies  ist  nur  eine  Consequenz  des  einseitig  individualistischen  Standpuucts  unserer 
Kechtswissenschaft  in  der  Eigenthumslehrc  und  im  Vermögensrecht.  Die  directe  und 
indirecte  Einwirkung  der  gesammten  Eigenthumsordnung  auf  die  Gesellschaft  und 
dadurch  in  eminentem  Maasse  auf  den  Staat  \Tird  dabei  verkannt,  obwohl  in  Bezug 
auf  das  Grün  deigen  thum,  dessen  Gestaltung  und  Vevtheiluug  und  auf  gewisse  Puncte 
des  Familienrechts  die  richtige  Einsicht  nicht  gefehlt  hat.  Man  hat  es  aber 
unterlassen,  daraus  die  weiteren  Conseijuenzen  zu  ziehen.  Die  Folge  der  jetzt  anzu- 
strebenden socialrechtlichen  Auffassung  des  Eigenthums  ist  es,  dass  dasselbe  auch  im 
Staatsrecht  seinen  Platz  finden  muss.  Bisher  sind  es  gewöhnlich  nur  einzelne 
Eigenthumskategorieen  und  besondere  Ee chts Verhältnisse .  z.  B.  das 
Expropriationsrecht,  welche  im  Staatsrecht  und  speciell  im  Verwaltungsrecht  behandelt 
werden,  nicht  die  Institution  des  Privatcigenthums  als  solche  und  ihr  Eecht.  Auch 
L.  Stein  ist  in  s.  Verwaltungsrecht  hierüber  noch  nicht  hinausgekommen  (vgl.  B.  VIL). 
Einen  wichtigen,  wohl  grundsätzlich  richtigen  Fortschritt  bezeichnet  dagegen  H.  E Osler 
in  seinem  socialen  Verwaltungsrecht. 

Für  die  specielle  Literatur  über  die  einzelneu  Lehren  vergl.  u.  die  ein- 
zelnen von  diesen  handelnden  Abschnitte.  Hier  folgt  zunächst  nur  eine  üebersicht 
über  die  allgemeinere  Literatur. 

Nationalökonomische  Literatur.  Kautz,  Nat.-Oek.,  L,  §.  22  ff.,  auch 
für  weitere  Literaturangaben.  Eo scher,  Syst.,  I.,  §.  TT — 88.  v,  Mangold t. 
Grundriss,  2.  Aufl.,  §.  24;  ders.,  Volkswirthschaftslehre,  Kap.  6  pass.  M.  "Wirth, 
Nat.-Oek.,  L,  4.  Aufl.,  S.  3TT— 3yT  (hauptsächlich  über  geist.  Eigenth.),  IL,  3.  Aufl., 
S.  Tl  tf.  Dühring,  Cursus  d.  Nat.-  u.  Soc.-Oek.,  .).  Abschn.,  1.  Kap.  —  Wichtiger, 
z.  Th.  auch  in  Verbindung  mit  antikritischen  Erörterungen  der  socialistischen  Kapital- 
kritik: Hildebrand,  Nat.-Oek..  L.  §.  24,  §.  44-45,  §.  62.  Knies,  polit.  Oekon.. 
S.  130— ■14T  (bes.  über  das  Eigenthum  bei  den  Griechen,  Eömeni  u.  alten  Germanen). 
Schäffle,  Syst.,  3.  Aufl.  pass.,  bes.  IL,  -505  If. —  541  (bes.  werthvoUe  Erörterungen 
über  Familien -Vermögensrecht ,  Erbrecht),  IL,  345  tf.,  IL,  384  ff.  (u.  A.  über  die 
rechtsphüos.  Eechtfertigung  des  Kapitalgewinns  und  über  Marx),  IL,  79  ff.  (geist. 
Eigenthum  u.  s.  w.);  ders.,  Kapitalism.  u.  Socialism.,  bes.  S.  59  ff..  82  ff.  (Kritik 
der  Eigenthumsbegründungen),  S.  312  ii. .  dann  im  15.  Vortrag  S.  610  ff.  passim; 
ders.,  Theorie  d.  ausschliess.  Absatzverhältnisse  (bes.  Avichtig  f.  die  Theorie  des  geist 
Eigenthums);  ders.,  Bau  u.  Leben  d.  soc.  Körpers,  L,  215,  T67  ff.  Schäffle  hat 
auch  auf  diesem  Gebiete  unter  allen  Nationalökonomen  die  bedeutendsten  Erörterungen 
angestellt,  leider  etwas  zu  aphoristisch.  Mit  letzterem  Umstände  mag  es  zusammen- 
hängen, dass  es  auch  bei  ihm  noch,  wie  bei  den  anderen  Autoren,  bisher  docli  meist 
nur  einzelne  Puncte  der  Eigenthumsinstitution  sind,  nicht  diese  in  ihrer  Totalität, 
welche  erörtert  wird.  Das  Werthvollsto  bei  Schäffle  sind  die  Ausführungen  über 
Familien- Vermögensrecht ,  öfi'entliches  Vermögen,  geistiges  Eigenthum.  Manchfach 
Anschluss  an  Mario,  Le-Play,  —  Lange,  Ans.  Mill's,  2.  Kapitel;  derselbe, 
Arbeiterfrage,  3.  Aufl..  Kap.  6.  H.  Eösler,  Grundlehren  d.  Smith'schen  Volkswirth- 
schaftslehre, 2.  Aufl.,  bes.  Kap  VIII.  (sociales  und  Privatrecht).  Maurus,  Freih.  in 
d.  Volkswirthschaft,  bes.  Abschn.  5.  Schmoller.  Grundfragen  d.  Eechts,  iiesonders 
Abschn.  4,  S.  53  ff.     Sonst  überhaupt  Mario,  a.  a.  0.,  das  ganze  Werk. 

Von  der  fremden  n  a  t  i  o  n  a  1  ö  k  o  n  o  m  i  s  c  h  c  n  Literatur  beschäftigt  sich  die 
classische  englische,  namentlich  die  ältere,  mit  dem  Eigenthum  als  solchem 
so  wenig  principiell  als  mit  anderen  Fragen  und  Einrichtungen  der  „Grundlegung". 
Meistens  wird,  wie  von  den  Physiokraten ,  so  von  A.  Smith  u.  A.  nur  die  Pflicht 
des  Staats,  für  den  Schutz  des  Eigenthums  zu  sorgen  und  die  Nothwendigkeit  ge- 
sicherten Eigenthums  für  die  A'olkswirthschaft  betont,  vgl.  A.  Smith,  B.  V..  p.  U., 
of  the  expense  of  justice .  im  Anfang.     Etwas    eingehender ,  ein   wenig   principiell 
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M'CuUoch,  princ.  of  pol.  econ.,  eh.  IL,  sect.  1,  ed.  v.  1844,  p.  71  ff.  Erheblich 
bedeutender,  mehrfach  mit  soc.-pol.  Gesichtspuncten  J.  St.  Mill,  B.  1,  Kap.  1  u.  2, 
vgl.  auch  seine  Autobiographie  pass.  (Lond.  1874).  Von  neueren  Engländern  vergl. 
noch:  Fawcett,  manual  of  pol.  econ.,  B.  IL,  ch  1,  3.  Ausg.  (1869),  S.  97  ff.  (Aner- 
kennung des  geschichtlich  wandclbaien  Characters  des  Eigenthums  auch  nach  dem 
Umfange  der  Rechte,  die  es  giebt).  Cairnes,  essays  in  pol.  econ.,  Lond.  1873, 
Abh.  über  land,  p,  187  fl'.  (aus  Fortnightly  Eev.  Jan.  1870)  mit  guten  principiellen 
Erörterungen.  H.  D.  Macleod  ,  der  die  ganze  Nationalökonomie  so  ziemlich  zu  einer 
Geld-,  Credit-  und  Banklehre  dcgradirt,  ist  in  seinen  principles  of  economical  philo- 
sophy  (!sic!),  2.  cd.  Lond.  1872,  L,  124  conscquent  genug,  den  Unterschied  zwischen 
einem  socialistischen  und  ökonomischen  Zustand  der  Ucscllschaft  darin  zu  finden,  dass 
dort  kein,  hier  wohl  Privateigcnthum  besteht,  hier  daher  nur  freier  Tausch, 
weshalb  nur  hier  (?)  überhaupt  Werth  und  (Je setze  des  Tauschs  vorzufinden 
seien.     Vgl.  auch  p.  1.54,  17P.. 

Die  französische  Literatur  nahm  fruher  und  iiiiiimt  zum  Thcil  no<li  jetzt  die 
Institution  des  Privatcigenthums  cirifarh  als  eine  gegebene  hin,  deren  nothwendige 
Sichenmg  ilunh  den  Staat  sie  im  volkswirths<.hal"tlichen  Interesse  dringend  verlangt. 
So  schon  die  Phy  siokratcn  ,  z.  B.  in  der  4.  Maxime  (Juesnay's  (,,die  Sicherheit 
des  Eigenthums  ist  der  wesentliche  (ilrund  der  ökonomischen  Ordnung  der  Gesell- 
schaft"). Uann  J.  B.  Say,  traite  1.  4.  ch.  14,  über  das  Eigenthumsrecht,  welches 
der  Volkswirth  nur  betrachte  als  eine  Thatsache ,  welche  besteht  oder  nicht  besteht. 
Auch  Sismondi  hat  noch  nicht  systematisch  zusammenfassende  Erörterungen  über 
die  Eigenthumsinstitution,  berührt  aber  in  seineu  treulichen  Untersuchungen  über  die 
Verhältnisse  des  Grundeigenthums  und  diejenigen  der  Kapitalisten  und  Arbeiter  (Ver- 
theilung  des  Productionsertrags)  doch  die  principiellen  Puncto  der  Eigenthumsfrage 
vielfach,  stets  ungleich  tiefer  als  J.  B.  Say  und  die  französische  Freihandelsschule. 
Vgl.  bes.  Sismondi 's  nouv.  princ.  d'ccon.  pol  2.  cd.  L,  L  3,  IL,  1.  7  ch.  9  (IL, 
347  fl'.);  ders. ,  etudes  d'6con.  pol'  L  1.  sect.  (Brux.  1S37,  L,  107  ff).  —  In  der 
neueren  Zeit  hat  das  Auftauchen  des  theoret.  Socialismus  (St.  Simon,  Fourier, 
Proudhon  u.  s.  w.),  dann  1848  der  socialistische  Character  der  Kevolution,  1871  der 
Commune-Aufstand  auch  die  Nationalökonomen  auf  die  Erörterung  der  Eigenthums- 
lehre  hingedrängt.  —  ohne  grossen  Erfolg  für  die  Wissenschaft,  selbst  nicht  in  der 
GrundeigenthumsfrMge.  Bastiat's  Antikritik  und  seine  schiefe  und  oberflächliche 
Polemik  gegen  die  Grundrententheorie  sind  ein  Typus  dieser  französischen  „conser- 
vativen"  Nationalökonomie.  Vgl  Bastiat,  härm.  econ.  ch.  8,  9.  13,  pamphlets  über 
propriett'  et  loi  und  propr.  et  spoliation  in  den  oeuvres  (ed.  v.  1854)  IV.,  275,  391. 
Vgl.  auch  den  Briefwechsel  zwischen  Proudhon  und  Bastiat  in  des  letzteren 
Werken,  V.,  120  ff.  —  Thiers,  proprietc,  Par.  1848;  D.  von  Schneider,  Berl.  1848 
(„Arbeitstheorie",  ni«ht  eben  tief  s.  u.  §.  255).  J.  Garnier,  traite  d'econ.  pol.  (5.  ed. 
Par.  18G8,  p.  93  ff.  Baudrillart,  manuel  d'econ.  pol  (1.  Ausg..  Par.  1857)  1.  Th. 
ch.  7.  Bedeutend  gründlicher  und  eingehender  A.  Olrment,  essai  sur  la  science 
sociale,  Par.  1807,  L,  129  ff.  (Eigenthum  Frucht  der  Arbeit  und  Sparsamkeit,  aber 
Recht  des  Eigentliums.  wie  alle  andren  Rechte  nur  zu  rechtfertigen  durch  das  con- 
statirtc  Gemeinschaftsinteresse),  135  11'.,  160.  172.  Meiiier,  avenir  econ.,  Par.  1875, 
tom.  I,  p.  181  II'.  —  Das  neueste  Werk  des  französischen  Belgiers  E.  De  Laveleye, 
de  la  propriete  et  de  ses  formes  primitives,  Par.  1S74,  beschäftigt  sich  vornemlich 
mit  dem  Grundeigenthum ,  geht  aber  mehrfach  auf  die  allgemeinen  Principienfragen 
ein,  vgl.  bes.  ch.  2l'i  (Eigenthumstheorie),  ch.  1  u.  pr6face.  Der  Verf  steht  auf  einem 
der  deutschen  socialpolitisch-ökonomischen  Scliule  ganz  verwandten  Standpuncte. 

In  der  neueren  italienischen  Literatur  auf  dcTn  (iebiete  der  Rechts- 
philosophie und  der  Nationalökonomie  beginnt  sich  unter  den  Einflüssen  der 
Krause- Ahrens'schen  Schule  dort  und  der  neueren  deutsclien  socialpolitischen  liier 
eine  der  letzteren  mauchfach  verwandte  Auflassung  der  volkswirthschaftlichen  Haupt- 
probleme und  eine  ähnliche  Behandlung  der  Wissensrhal't  wie  bei  den  jüngeren 
deutschen  Gelehrten  zu  zeigen.  Vgl.  darüber  meines  speciellen  Schülers  \.  Ousumano 
(^Prof.  in  Palermo)  !e  scuole  ecouomiclie  della  (jermania,  Napoli  1870,  p.  84  Anm. 
Bes.  interessant  sind  in  dieser  Hinsicht  die  neueren  Arbeiten  von  F.  Lampertico, 
durchweg  mehr  an  die  deutsche  als  an  die  französische  und  englische  Literatur  an- 
knüpfend und  die  Wissenschaft  wesentlich  fördernd :  economia  dei  popoli  e  degli 
stati,    bis  jetzt   3  B.,   Milano,   vol.  3  la  proprietä  Mil.   187(),  bes.  c.  2  u.  3  (mir  erst 
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während  des  Drucks  dieser  Bogen  zugegangen ,    weshalb  das  Werk  noch  nicht   weiter 
benutzt  werden  konnte). 

'  So  Cialis  tische  und  verwandte  Literatur.  Mehr  oder  weniger  gehört 
die  ganze  sociaüstische  und  commuuistische  Literatur  liierher,  weil  in  ihr  das  Privat- 
eigenthum  Avenigstens  in  seinen  wichtigsten  Puncten ,  dem  (irund-,  Kapitaleigenthum, 
Erbrecht,  der  Vertragsfreilieit  angcgriden  zu  werden  iJÜegt.  von  dem  einen  Autor  und 
der  einen  Schule  mehr  diese,  von  andren  mehr  jene  Seite.  Es  ist  daher  hierfür  auf 
die  spätere  Literaturübersicht  in  Kap.  7  zu  verweisen;  s.  ebendas.  die  Historiker  und 
Kritiker  der  socialistischeu  Literatur.  Ein  grosser  Theil  namentlich  der  französ. 
Literatur  ist  zu  phantastisch,  um  ernstlicher  in  Betracht  zu  kommen  iFourier  u.  A.  m.) 
Wo  die  Forderungen  noch  gemässigter  lileiben,  wie  z.  B.  inllerSt.  Simouistischen 
Bekämpfung  des  E  r  1»  rechts ,  sind  es  audi  mehr  die  leitenden  (Jcsichtspuncte  und 
Grnndanschamingen,  aus  denen  ein  wissenschaftlicher  Gewinn  für  die  Kritik  des  Privat- 
eigenthums  zu  entnehmen  ist,  als  die  Ausfuhrungen  und  formulirtcn  Vorschläge,  an 
welchen  letzteren  es  öfters  ganz  fehlt.  Vgl.  bes.  St.  Simon,  systiuie  industriel,  Par. 
1S21 — 22,  Catechisme  des  Industrieis,  Par.  1823 — 24.  die  erste  Schrift  theilweise  in 
den  Oeuvres  choisies  de  St.  Simon,  Brux.  1^59,  vul.  III.;  die  zweite  eb.  S.  G7  ff.  (ohne 
das  3.  Heft,  das  von  A.  Comte  herrührt).  Dann  Bazard,  exposit.  de  la  doctrine 
de  St.  Simon,  Par.  1^30.  Am  Wichtigsten  bleiben  indessen  doch  für  die  allgemeine 
Eigenthumslehre ,  trotz  der  Widersprüche  und  der  schliessliclien  allgemeinen  Skepsis, 
aus  der  französischen  Literatur  dieser  Art  die  verschiedenen  Schriften  Proudhon's. 
seine  erste  bezügliche  Schrift :  (ju'est  ce  que  la  propriete?  zuerst  1S40,  jetzt,  vermehrt 
um  den  Brief  an  Blanqui,  d.  1.  B.  seiner  oeuvres  completes,  Par.  1S73.  Ferner 
die  nachgelass.  Schrift :  theorie  de  la  propriete ,  Par.  1 860.  Vgl.  auch  d.  syst,  des 
contradictions  cconomiques  (v.  4  u.  5  d.  ges.  Werke),  auch  in  B.  7  le  droit  au  travail 
et  le  droit  de  propriete.  Vgl.  über  Proudhon  auch  Hack  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  B.  27, 
1871,  S.  3(J5  ff. 

Die  deutsche  socialistische  Literatur  steht  m.  E.  wissenschaftlich  be- 
deutend höher  als  die  französische ,  obgleich  sie  ohne  Zweifel  von  dieser  ihre  ersten 
Anregungen  und  einige  ihrer  Hauptideeji  erhalten  hat,  so  z.  B.  Lassalle  von 
L.  Blanc.  Aber  die  deutschen  Socialisten  haben  von  ihrer  Lehre  das  Phantastische 
abgestreift,  discutirbare  Vorschläge  aufgestellt,  nüchternere  Kritik  geübt  und  tiberall 
viel  mehr  mit  eigentlich  ökono  mischen  Raisonnements  argumentirt,  so  auch  speciell 
auf  dem  Gebiete  der  E  i  g  e  n  t  h  u  m  s  f  r  a  g  e  n.  Vgl.  vor  Allem  R  0  d  b  e  rt  u  s ,  hes.  d.  soc. 
Briefe  an  v.  Kirchmann  n.  über  ihn  u.  Abschn.  14,  >:?.  287,  Anm.  1 ;  dann  C.  Marx,  d. 
Kapital,  l.B. :  d.  Productionsjn'ocess  des  Kapitals,  bes.  Kap.  2-0;  Lassalle,  Kapital 
u.  Arbeit,  bes.  Kap.  2  u.  1;  über  Marx  u.  seine  Lehre  s.  Schäffle,  im  Kapitalismus 
S.  3U8  ff.,  im  System.  3.  AuÜ.  IL,  3M5  ff.;  ders.  (anonym,  aber  wie  zu  vermuthen 
war.  und  nach  einer  Bemerk,  in  seinem  ..Bau  und  Leben"  wirklich  von  Schäffle), 
„die  Quintessenz  des  Socialismus",  Sep.-Abdr.  aus  d.  Deutsch.  Blättern,  Gotha  1S7.5; 
vgl.  femer  E.  Jäger,  der  moderne  Socialismus,  Berl.  1^7:i,  1.  B.  K.  Marx,  Zu- 
sammenfassung der  M. 'sehen  Thesen  ob.  S.  33.  Ueber  die  practischen  Ziele  der  Mar.x'- 
schen  und  der  Agitation  der  internationalen  Arbeiterassociation  s.  Rud.  Meyer, 
Emancipationskampf  d.  4.  Stands,  2  B.,  Berl.  1874 — 75,  naui.  auch  über  die  Verhand- 
lungen und  Beschlüsse  dieser  Liga  auf  ihren  Gongressen,  so  in  Betretl'  der  Abschaffung 
des  Grundeigenthums  und  Erbrechts  in  Basel  1809,  vgl.  Meyer,  1,92 — 174.  üeber 
und  gegen  den  Baseler  Bescliluss  über  die  Abschaffung  des  Grundeigenthums  siehe 
meine  Absch.  d.  priv.  Grundeigentii.,  Lpz.  l'>7ü  (in  der  Polemik  zu  einseitig,  in  der 
Begründung  der  Xotiiweudigkeit  —  statt  bloss  der  Zweckmässigkeit  —  des  Grundeigen- 
thums zu  weit  gehend,  s.  u.  §.  308  ff.).  —  Ueber  die  gesammten  Tendenzen  der  deutschen 
Socialisten  unterrichtet  gut  Cusumano.  scuole  econ.  della  Germania,  S.  2(1 1  ff.  —  Wie 
sich  die  Führer  des  deutschen  Arbeiterstands  die  Verwirklichung  ihrer  ökonomischen 
Ziele  denken,  ist  am  Besten  den  Zeitungen  der  Partei  zu  entnehmen,  bes.  dem 
Berl.  „Neuen  Soc.-Democraten"  (Lassalle'sche  Richtungi  und  dem  Leipz.  „Volks- 
staat" (internationale  Richtung),  mit  Fachartikeln,  die  bei  aller  oft  berechtigten 
Anklage  gegen  die  Form,  inhaltlich  von  ihrem  Standpuncte  aus  mitunter  vor- 
trefflich sind  und  wissenschal'tlicli  insofern  höher  stehen,  als  die  Artikel  der  meisten 
gegnerischen  Blätter  über  bedeutendere  volkswirthschaftliche  Principien-  und  Organi- 
sation sf  ragen.  Vergl.  über  die  Arbeiterpresse  A.  Held,  d.  Arb.-Pr.  der  Gegenwart. 
Leipzig  1S73,  und  namentlich  Rud.  Meyer,  Emancipationskampf,  pass.  u. spec.  I..  408  ff. 
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Die  rechtsphilosophische  und  verwandte  Literatur  (allgemeine  Politik 
u.  s.  w.)  hier  vollständig  anzuführen,  ist  weder  nöthig  noch  möglich.  Vgl.  die  fol- 
genden Abschnitte  von  der  Begründung  des  Eigenthums  und  den  bezüglichen 
Theorieen.  Die  meisten  grossen  Theoretiker  und  Systematiker  der  neueren  Philosophie, 
welche  die  practische  Philosophie  behandelt  haben ,  kommen  in  Betracht ,  die  Natur- 
rechtslehrer  d.  17.  u.  18.  Jahrh.  u.  A.  m.  Am  Wichtigsten  sind  Locke,  Kant, 
Fichte,  Hegel,  Schleiermacher,  Krause,  von  neueren  Fremden  J.  Bentham  , 
traite  de  16gislat.,  publ.  par  Dumont,  Par.  1802,  bes.  II,  33  ff. ;  Comte,  traite  de 
propri^te,  2  vol.,  Par.  1834.  Vgl.  über  den  heutigen  Stand  der  Eigenthumslehre  in 
d.  Rechtsphil.  u.  allg.  Politik  bes.  Bluntschli,  Art.  Eigenthum  in  Staatsw.  B.  III., 
297 — 322;  Warnkönig,  Art.  Eigenthum  im  Staatslexicon,  3.  Aufl.,  IV.,  741  ff.  (mit 
kurzer  Uebers.  über  die  Autoren,  sonst  bes.  nur  über  geist.  Eig.);  ders.,  Rechtsphilos. 
Freib.  1839;  Ähren s,  Jurist.  Encyclop.  u.  bes.  Nat.  recht  in  d.  7.  Aufl.  IL,  §.  68  ff'., 
S.  107  ff.;  Trend  clenburg,  Nat.  recht,  2.  Aufl.,  §.  93  ff.;  Stahl,  Rechtsphilos., 
IL,  1,  3.  Aufl.,  B.  3,  bes.  Abschn.  2,  S.  3.50  ff.  Val.  Meier,  d.  Eigenth.  in  den 
verschied.  Weltanschauungen,  Freib.  1871.  Miraglia,  moderna  filosofia  del  diritto 
e  i  suoi  rapporti  con  il  diritto  industriale,  Napoli  1874,  pass.,  bes.  S.  28  ff.  Dann  aus 
d.  Lit.  der  Politik:  Escher,  pract.  Polit.,  L,  30«  ff. 

Für  die  R  e  c  h  t  s  g  e  s  c  h  i  c  h  t  e ,  die  römische  und  deutsche ,  kommen  zunächst 
die  Lehrbücher  und  ähnliche,  den  Stoff  verarbeitende  Werke  in  Betracht.  S.  die- 
selben oben  S.  314,  315  in  d.  Yorbem.  z.  1.  Hauptabschn.  dieses  Kapitels,  für  die 
röm.  Verhältnisse  bes.  Puchta,  Institut.,  nam.  11.,  §.  235  ff.;  für  die  deutschen 
Zöpfl,  Rechtsgesch.,  4.  Aufl.,  III.,  §.  97  ff.  —  Von  allgemeineren  Werken:  Ihering, 
Geist  d.  röm.  Rechts  (d.  einzelnen  Bände  liegen  jetzt  in  verschied.  Aufl.  vor,  B.  I.  u. 
IL,  Abth.  1  in  d.  3.  Aiifl.  Lpz.  1873  u.  74,  IL,  2  in  d.  2.  ten,  1869,  IIL,  1  in  d. 
2.  ten,  1871),  seinem  ganzen  Inhalt  nach  hierhergehörig.  Lassalle,  Syst.  d.  er- 
■worb.  Rechte,  „eine  Versöhnung  des  posit.  Rechts  und  der  Rechtsphilos.",  2  B.,  Lpz. 
1861,  B.  1  Theorie  d.  erworb.  Rechte  u.  der  Collision  d.  Rechte,  B.  2  d.  Wesen  d. 
röm.  u.  germ.  Erbrechts  in  hist.-philos.  Entwicklung.  K.  A.  Schmidt,  d.  princip. 
Unterschied  zw.  d.  röm.  u.  deutschen  Rechte,  Rost.  1853.  Rodbertus,  in  Hildebr. 
Jahrb.  IL,  1864,  206  ff.;  ders.  passim  in  s.  Socialen  Briefen  an  v.  Kirclimann  u.  in 
s.  Creditnoth  d.  Gmndbesitzes.  v.  Scheel,  d.-wirthsch.  Grundbegriffe  d.  Corpus  juris, 
in  Hildebr.  Jahrb.  1866,  VI.  —  Dann  d.  verschiedenen  ebenfalls  meist  ihrem  ganzen 
Inhalte  nach  hierhergehör.  Werke  v.  W.  Arnold,  nam.  sein:  Cultur  u.  Rechtsleben, 
Berl.  1865,  Cultur  u.  Recht  d.  Römer,  Berl.  1868  (bes  B.  2  Vermögensrecht.  S.  99  ff. 
imd  hier  über  Eigenthum  S.  171;  im  3.  B.  über  Erbrecht  S.  398);  zur  Gesch.  des 
Eigenth.  in  d.  deutschen  Städten,  Bas.  1861  ;  Recht  u.  Wirthsch.  in  geschichtlicher 
Ansicht,  Bas.  1863.  —  Endemann,  d.  nat.-ökon.  Grundsätze  d.  kanonist.  Lehre,  in 
Hildebr.  Jahrb.  1863,  L,  auch  selbständ.  erschienen;  ders.,  Studien  in  d.  romanisch- 
kanonist.  Wirthsch.  u.  Rechtslehre  bis  gegen  Ende  d.  17.  Jahrb.,  Berl.  1874,  L,  bes. 
Nr.  1  über  d.  Wucherlehre.  Braun  u.  Wirth,  d.  Zinswuchergesetze,  Mainz  1856. 
Neumann,  Gesch.  d.  Wuchers  in  Deutschland,  1865.  Funk,  Zins  u.  Wucher,  Tüb. 
1868.  —  „Die  volkswirthschaftl.  Grundsätze  d.  allgem.  Landrechts  u.  der  unter  Stein 
und  Hardenberg  erlass.  Gesetze",  Berl.  1869  (grösstcntheils  nur  über  letztere).  Vgl. 
auch  Degenkolb,  Art.  preuss.  Landrecht  in  der  3.  Aufl.  des  Rotteck'schen  Staats- 
lexicons,  XII.,  134  ff.  —  Für  die  handelsrechtliche  Literatur  u.  Literatur- 
geschichte bes.  Goldschmidt's  Handb. d. Handelsr.,  2.  Aufl.,  I.,  Erl.  1874—75. — 
üeber  das  Grundeigenthum  speciell  s.  unten  §.  308  ff.  Der  wichtigste  und  am 
Meisten  bearbeitete  Theil  der  Ecchtsgeschichte  des  Vermögens-  und  speciell  des 
Eigenthumsrechts  ist  natürlich  die  Rechtsgeschichte  des  Grundeigenthums.  Die  Vor- 
arbeiten dafür  sind  auch  die  umfassendsten  (Maurer,  Waitz,  G.  Hanssen,  letzterer 
bes.  die  Verhältnisse  vom  nat.-ökon.  Staudpuncte  aus  und  in  Verbindung  mit  der  Ge- 
schichte der  Feldsysteme  behandelnd).  Aber  eine  allgemeine.  Alles  zusammenfassende 
Arbeit  fehlt  leider  in  der  deutschen  Literatur  noch.  Das  franz.  Werk  von  Laboulaye, 
hist.  du  droit  de  propriete  fonciere  en  Occident,  Par.  1839,  und  die  neue  Schrift  von 
De  Laveleyc  (s.  o.)  müssen  daher  auch  für  uns  als  die  wichtigsten  allgemeineren 
bezeichnet  werden.     Vgl.  ausserdem  Sir  Henry  Maine,  on  ancient  law. 

üeber  das  positive  heutige  römische,  deutsche  und  codificirte 
Recht  s.  die  Lehrbücher  und  die  neueren  Rechtsbücher  (Preuss.  Landr., 
Oesterr.  bürgerl.  Ges.-B. ,  Code  Napol6on,  Bad.  Landrecht)  über  Eigenthum.   Besonders 
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benutzt  wurden  im  Folgenden:  v.  Scheurl's  Instit. ,  Puclita's,  Vaugerow's. 
Baron's  Pandecten,  Bruns'  Abb.  über  d.  röm.  Recht  in  Holtzendorlf's  Eechtsencycl., 
Gerber's,  Beseler's  Deutsches  Privatrecht,  Kraut's  Grundriss,  s.  d.  Stellen  in  d. 
folg.  Abschnitten.  —  Neuere  monographische  Bearbeitungen  der  röm.  Eigenthumslehre 
sind:  K.  Seil,  röm.  Lehre  d.  Eigenthums.  1S52;  Pagenstecher,  röm.  Lehre  v. 
Eigenth.,  1S57 — 59,  u.  bes.  Leist,  über  d.  Natur  des  Eigenthums.  l'>5y,  einer  der 
wenigen  positiven  Juristen,  welche  auf  die  nat.-ökou.  Seiten  der  Eigenthumslehre  mehr 
eingehen.  Er  hat  die  „Arbeitstheorie'-  modificirt  adoptirt.  aber  wie  begreiflich  unter 
den  Eouianisten  wenig  Anklang  gefunden. 

Für  die  socialrechtliche  Auffassung  des  Eigenthums  s.  endlich  besondere 
H.  R Osler,  wie  in  s.  Schrift  über  die  Smith'sche  Nat.-Oek. ,  so  bes.  in  s.  Socialen 
Verwaltungsrecht,  J^  Buch  2  d.  Sachenrecht,  S.  305  ft'. ,  worauf  für  die  Ausführung 
über  die  einzelirPn  Eechte  u.  Verpflichtungen  des  Eigenthums.  auf  die  im  Folgenden 
meist  nicht  specieller  eingegangen  wird,  bes.  zu  verweisen  ist.  —  Vergl.  hierzu  auch 
noch  in  L.  v.  Stein 's  neuster  Schrift  ,,Gegenw.  u.  Zukunft  d.  Rechts-  u.  Staatswiss. 
Deutschlands",  Stuitg.  1S76,  den  Abschn.  über  das  Privatrecht  der  staatsbürgerlichen 
Gesellschaft,  S.  224  ff.  (bei  viel  Richtigem  in  der  Gruudanschauung  muss  dieses  Buch 
doch  besonderer  Skepsis  in  d.  rechtsgeschichtlichen  Entwicklungen  und  Schablonisiruugeu 
begegnen). 


9.  Abschnitt. 

Betraclitiiiig:  der  Eig-eiithuiiislehre  aus  dem  volkswirtbschattlicheii 

Ge.siclits|)untte. 

§.  254.  Unter  Eigenthum  wird  im  Folgeudeu  zunächst/) 
dem  juristischen  Sprachgebrauch  gemäss,  Privat-  oder  .Sonder- 
eigenthum  an  körperlichen  Sachen  (Sachgütern)  ver- 
standen, und  zwar  dasjenige  Privateigenthum,  welches  den  Privat- 
personen (Privat wirthschaften)  an  den  Sachen  zustehen 
kann  (das  Eigenthum  an  res  in  commercio)  ^)  und  seinen  Umfang 

')  Ueber  die  grade  auch  vom  nat. -uk.  Staudpuncte  zu  fordernde  Erweiterung 
des  Eigenthumsbegrilfs  und  die  Statnirung  eines  Eigenthums  an  Rechten  und  speciell 
auch  eines  geistigen  Eigenthums  s.  u..  bes.  §.  2S1.  2S3,  2S4. 

-)  Es  ist  hiervon  daher  zu  unterscheiden:  das  dem  Staate  und  ähnlichen  Zwangs- 
gemeinwirthschaften ,  bes.  der  Gemeinde,  zustehende  Privateigenthum  an  dem  zur 
allgemeinen  Benutzung  bestimmten  Vermögen,  an  welchem  ein  Privateigenthum 
der  Privaten  piimipiell  ausgeschlossen  sein  kann  (öffentliche  Sachen  im  engern 
Sinne  s.  o.  §,  2ö),  ferner  ein  Eigenthum  an  den  in  einigen  Rechtssystemen  vor- 
kommenden heiligen  Sachen.  Das  Privateigenthum  des  Staats  an  den  öffentlichen 
Sachen  ist  frcilicli  andrer  Art  und  andren  L'rsprungs  als  das  sonstige  Privateigenthum. 
Pözl  U.A.  haben  daher  vorgeschlagen,  hier  nur  von  einer  Herrschaft,  nicht  von 
einem  Eigenthum  des  Staats  zu  sprechen,  so  dass  der  Ausdruck  Staatseigenthum  sich 
auf  das  Vcrwaltungs-  und  Finanzvermf^gen  beschränken  würde,  welches  der  Staat  nach 
den  (jrundsätzen  des  Privatrechts  besitzt  und  benützt,  s.  o.  §.  25  und  Pözl,  Art. 
herrenlose  Sachen  im  Staatswörterb.  V.,  130.  Das  im  Texte  zu  behandelnde  Privat- 
eigenthum bezieht  sich  mithin  nur  auf  die  res  in  commercio  oder  auf  die  Sachen, 
welche  Verkehrsgüter  sind,  s.  o.  §.  22.  Die  wichtige  volkswirth schaftliche  Frag*» 
ist  dann,  ob  von  diesen  Gütern  ein  Theil  grundsätzlich  ausser  Verkehr  gebracht 
werden  soll,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  ein  Eigenthum  Privater  darum  gar  nicht  zu- 
gelassen  wird:    die   letzte  Consequenz  der  prinoiinellen  Gegner  alles  oder  bestimmter 
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und  Inhalt  alsdann  wesentlich  vom  Willen  dieser  Personen,  als 
den  Eigenthümern ,  erhält.  Dieses  Eigentbum  hat  sich  in  der 
modernen  Welt  vielfach,  besonders  auf  dem  europäischen  Continent, 
unter  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts,  als  möglichst  abso- 
lutes (unbeschränktes)  entwickelt.  Es  umfasst  principiell  und  der 
Regel  nach  auch  practisch  mit  wenigen  Ausnahmen  alle  Arten 
Sachgüter  und  gewährt  für  dieselben  principiell  die  gleichen  Rechte. 
Es  gilt  der  modernen  juristischen  Auffassung  und  in  Folge  dessen 
sowie  in  Folge  seiner  practischen  Einbürgerung "^auch  der  An- 
schauung des  grossen  Publicums  als  „das  Eigentbum"  schlecht- 
weg, welches  schon  begrifflich  unbeschränkt  ist.  Dieses 
„absolute"  Privateigenthum  wird  auch  für  die  Volkswirthschaft  von 
der  Schule  der  freien  Concürrenz  erstrebt.  Es  wird  hier  als  Grund- 
pfeiler der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  und  als  Correlat  der 
unumschränkten  individuellen  persönlichen  Freiheit  angesehen.  Für 
die  Politische  Oekonomie  ist  es  daher  gegenwärtig  die  Aufgabe, 
grade  dieses  Privateigenthum  nach  seiner  volks wirthschaftlichen 
Nothwendigkeit  und  seinen  volkswirthschaftlichen  Folgen  zu  unter- 
suchen. 

Hierbei  ist  jedoch  von  vorneherein  zu  beachten,  dass  ein  solches 
allen  Privaten  im  Princip  zustehendes  absolutes  Privateigenthum 
selbst  heute  noch  nicht  allgemein  ein  wirklicher  Bestandtheil  des 
positiven  Rechts  ist.  Vielfach  erweist  es  sich  nur  als  ein  Postulat 
der  juristischen  Logik,  welche  den  abstracten  absoluten  Eigenthums- 
begriff  mit  allen  seineu  Consequenzen  zur  Geltung  bringen  will. 
Im  bestehenden  Recht  ist  das  absolute  Privateigenthum  namentlich 
noch  heute  nicht  bei  allen  Arten  Sachgütern  gleichmässig 
durchgedrungen.  Besonders  steht  das  Grund  eigentbum  noch  immer 
etwas  apart  da  und  einzelne  Arten  desselben,  wie  das  Eigentbum 
an  Waldboden  und   an  Grundstücken,   welche  Mineralsubstanzen 


Arteu  privaten  Grimdeigenthums  (z.  B.  des  Forstbodens,  EisenbahnbodensV  Davon  zu 
unterscheiden  ist  der  Fall,  dass  zwar  das  Gebiet  der  res  in  commercio  nicht  principiell 
eingeengt,  aber  tliatsächlich  ein  grösserer  Theil  dieser  Sachen ,  bes.  wieder  des 
Grund  und  Bodens  überhaupt  oder  desjenigen  bestimuiter  Art,  in  die  Hände  des  Staats 
als  Verwaltungs-  und  Finanzvennögen  übergehen  soll.  Diese  Entwicklung  scheint 
sich  bei  uns  zunäclist  anzubahnen  und  wird  im  weiteren  Verlauf  in  diesem  Werke 
mehrfach  empfohlen.  Sie  kann  aber  dermaleinst  zu  einer  principi eilen  Be- 
schränkung der  res  in  commercio  führen.  Die  Socialisten  wollen  hier  nur  wie  ge- 
wöhnlich das  Ziel  sofort  durch  die  Rechtsordnung  erreichen,  während  wir  Anderen 
einen  geschichtlichen  Entwicklungsprocess  für  nöthig  halten,  der  allmälig  thatsächlich 
und  innerhalb  der  sich  erfahrungsmässig  bewährenden  Grenzen  zu  jenem  Ziele  hin- 
führen kann.     S.  u.  über  die  Ausdehnung  des  Eigenthums  §.  285.  287  S. 
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enthalten  („Bergwerksboden"  in  diesem  Sinne  =')),  werden  im 
Rechte  wiederum  verschieden  behandelt.  Die  Geschichte  des 
Eigenthums  aber  zeigt  uns  allenthalben  ein  mehr  oder  weniger 
beschränktes  Eig-enthum.  In  älterer  Zeit,  bei  den  Germanen 
und  auch  bei  anderen  Völkern  auf  niedriger  Entwicklungsstufe  des 
Wirthschaftslebens ,  finden  wir  ein  Gemein-  oder  Gesammt- 
eigenthum  grösserer  oder  kleinerer  Gemeinschaften,  namentlich  am 
Boden,  neben  der  Institution  des  Sondereigenthums.  Und  mancherlei 
andre  Abweichungen  vom  „reinen",  „vollen"  Privateigenthum  der 
Individuen  kommen  vor.^)  Derartigem  „beschränkten"  Eigenthum 
wird  allerdings  von  solchen  Vertretern  der  positiv-rechtlichen  und 
rechtsphilosopbischen  Auffassung,  welche  bewusst  oder  unbewusst 
vom  römisch-rechtlichen  Begrift"  des  (sog.  quiritischen^))  Eigenthums 
in  allen  ihren  Beweisführungen  ausgehen,  der  Name  des  wirk- 
lichen Eigenthums  versagt,  weil  er  dem  aprioristischen  abstracten 
Begriff  widerspricht.  Aber  dieses  Vorgehen  beruht  auf  einer  petitio 
principii. 

Die  nationalökonomische  Untersuchung  des  Eigen- 
thums und  seiner  Ordnung  hat  davon  Act  zu  nehmen,  dass  grade 
nach  geschichtlicher  Auffassung  das  heutige  absolute  Privat- 
eigenthum eine  historische  Erscheinung  ist,  und  zwar  eine  solche 
von  sehr  jungem  Datum.  Erst  der  Sieg  des  Individualprincips 
über  das  Gemein schaftsprincip  (§.  200)  hat  jene  alten  Be- 
schränkungen oder,  wenn  man  sie  so  nennen  will,  jene  abweichen- 
den Eigenthumsbildungen  immer  mehr  vermindert  und  verdrängt 
und  die  Ansicht  geschaffen,  dass  das  alle  Sachgüter  gleichmässig 
umfassende,  absolute,  allen  Privaten  zustehende  Privateigenthum 
überhaupt  allein  Eigenthum  sei. 

Die  Aufgabe  der  Politischen  Oekonomie  in  Bezug  auf  die  Eigen- 
thumslehre  ist  im  Wesentlichen  eine  zweifache. 

1)  Es  ist  einmal  Stellung  zu  nehmen  zu  der  rechts  philo- 
sophischen Begründung  des  Eigenthums,  daher  namentlich 
eine  Kritik  der  bezüglichen  „Eigenthumstheorieen"  vom  volks- 
wirthschaftlichen  Standpuncte   aus   zu   liefern.      In   formeller   und 


")  Nemlich  im  Unterschied  von  demjenigen  Bergwerksbodeu ,  au  welchem  nach 
bergrechtlichen  Grundsätzen  ein  Rergwerkseigcnthum  schon  l)csteht,  bez.  auf  welchem 
ein  Bergwerk  betrieben  wird. 

*)  Hierhin  gehört  auch  die  Unterscheidung  vom  0  b ereigen thum  und  Nutz- 
eigenthum  im  mittelalterlichen  deutschen  Recht. 

®)  Ursprünglich  in  Rom  nur  an  beweglichen  Sachen.  Vgl.  Puchta.  Instit  .  ü.. 
§.  235,  S.  612,  613. 
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materieller  Beziehung  kann  man  sich  dabei  allerdings  nicht  immer 
streng  auf  die  bloss  volkswirthschaftliche  Betrachtung  beschränken 
(§.  262  if.). 

2)  Es  ist  sodann  die  rechtswissenschaftliche  und  positiv- 
rechtliche Formulirung  des  Eigenthumsbegriffs  und  die 
sich  anknüpfende  Gestaltung  des  gesammten  Eigenthums- 
rechts  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  und  den  Inhalt  des 
letzteren  einer  kritischen  Prüfung  aus  dem  volkswirthschaftlichen 
Gesichtspuncte  zu  unterziehen.  Das  Eingehen  in  das  Detail  ist 
dabei  freilich  nach  dem  Character  dieses  AYerks  auf  ein  nicht  allzu- 
weites Maass  beschränkt  (§.  283  ff.). 

Beide  Aufgaben  verlangen  zunächst  noch  eine  allgemeinere 
Betrachtung,  bevor  zu  ihrer  specielleren  Untersuchung  geschritten 
wird.  Für  beide,  insbesondere  für  die  zweite,  ist  auch  auf  den 
1.  Abschnitt  dieses  5.  Kapitels  zu  verweisen  (§.  191—200). 

§.  255.  Unter  der  rechtsphilosophischen  Begründung 
des  Eigenthums  (d.  h.  also  hier  und  im  Weiteren  des  Privat- 
eigenthums)  versteht  man  die  Zurückführung  der  Eigenthumsinstitution 
als  solche  auf  ein  oberstes  Princip,  aus  welchem  sie  hervorgeht 
und  auf  welches  daher  ihre  Berechtigung  als  Institution  des  Ver- 
kehrsrechts zurückzuführen  ist.  Versuche  einer  solchen  Begründung 
oder  sogen.  Eigenthum  stheorieen  sind  mancherlei  aufgestellt 
worden,  von  der  Rechtsphilosophie  (dem  Naturrecht)  selbst,  von 
der  Rechtswissenschaft,  von  der  Politik  und  der  Nationalökonomie, 
theils  einzeln,  theils  gemeinsam.  Die  wichtigsten  Theorieen  — 
wobei  hier  von  den  zahlreichen  feineren  Nuancen ,  durch  welche 
sich  die  einzelnen  wieder  weiter  unterscheiden  lassen ,  abgesehen 
wird  —  sind  die  folgenden.  Sie  können  selbst  wieder  nach  ihrem 
Grundunterschied  in  grössere  Abtheilungen  gebracht  werden.") 

I.  Eigenthumstheorieen,  welche  die  Institution  auf  einen  inneren, 
im  Wesen  des  Menschen  liegenden  Grund  zurückzuführen  oder 
dadurch  wahrhaft  zu  begründen  suchen.')  Dieser  innere  oder 
eigentliche  Grund  der  Institution  wird  hier  von  der  oder  den 


")  Vergl.  eine  ähnliche,  aber  nicht  ganz  hiermit  übereinstimmende  Uebersicht  bei 
flu  Laveleye,  propr.,  S.  3S2  ff.  Ferner  Ahrens,  Nat.  recht,  IL,  §.  74;  Kautz, 
Nat-Oek.,  I.,  §.  22,  bes.  Anm.  11;  Schäffle,  Kapitalismus,  S.  82  ff'.;  Koscher, 
Syst.,  §.  77  Anm.  Das  Beachtenswertheste  bleibt  trotz  der  zu  weit  gehenden  Skepsis 
immerhin  Proudhon,  qu'est  ce  «lUc  la  propriete,  bes.  eh.  2  u.  H,  und  die  posthume 
th^orie  de  propr.,  eh.  4. 

')  Diese  Theorieen  sind  gegenwärtig  in  der  deutschen  Rechtsphilosophie 
durchaus  die  herrschenden  und  zwar  bemerkenswerther  Weise  in  der  unter  1  genannten 
Formulirung.    S.  Anm.  '.). 
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einzelnen  äusseren  (geschichtlichen)  Entstehungsursaehen  des 
Eigenthiims  einer  Person  im  concreteu  Fall  oder  von  den  Er- 
werbs arten  des  Eigenthums,  welche  die  Institution  als  schon 
bestehend  voraussetzen,  scharf  unterschieden.^) 

Hierhin  gehört  eine  Haupttheorie  des  Eigenthums,  welche 
indessen  in  zweierlei  verschiedener  "Weise  formulirt  wird. 

1)  Einmal  wii'd  das  Eigenthum  ohne  Weiteres  aus  der  mensch- 
lichen Natur  überhaupt  und  aus  dem  Wesen  und  Begriff 
der  individuellen  Persönlichkeit  speciell  abgeleitet.  Das 
Eigenthum  ist  hier  eine  nothwendige  Consequenz  der  mensch- 
lichen Natur  und  der  Selbständigkeit  der  Individuen.  Diese 
Theorie  lässt  sich  daher  passend  mit  dem  Namen  der  „natür- 
lichen" Eigenthumstheorie  bezeichnen,  —  ein  freilich  wieder  etwas 
vieldeutiger  Ausdruck,  welcher  iudess  im  weiteren  Verlauf  wohl  als 
technischer  benutzt  werden  kann.^) 

2)  Sodann  wird,  in  einer  grade  für  die  national  ökonomische 
Auffassung  bedeutsamen  Weise,  diese  Theorie  in  der  Art  formulirt, 
dass  eine  Seite  der  menschlichen  Natur,  die  wirthschaftliche, 
zur  Begründung  des  Eigenthums  dient.  Das  Eigenthum  überhaupt 
und  speciell  auch  das  Eigenthum  an  Productiousmittelu 
oder  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum  erscheint  hier  als 
nothwendige  Consequenz  der  wirthschaft liehen  Natur 
der  individuellen  menschlichen  Pereönlichkeit.  In  dieser  Modification 
nennen  wir  die  Theorie  im  Folgenden  die  natürlich-ökono- 
mische oder  die  zweite  Eigenthumstheorie.^") 


*)  Bes.  betont  von  Ahrens,  Nat.  recht,  IL,  §.  74,  S.  134. 

'O  Der  Ursprung  dieser  Auffassung  liegt  in  Deutschland  bes.  in  der  idealistischen 
Philosophie  Fichte's  und  in  dessen  Eigenthum'slehre.  S.  Fichte,  Nat.  recht,  Ausg. 
Y.  1796,  S.  152  £:  Geschloss.  Handelsstaat,  1801.  Vgl.  darüber  bes.  Schmoller, 
in  Ilildebr.  Jahrb.  1SIJ5,  V.,  24,  .'JO,  4.5;  auch  Zell  er,  Gesch.  d.  D.  Philos.  S.  616  fl. 
Sodann  die  Krause 'sehe  Philosophie  z.  B.  bei  Ahrens,  Natun-echt,  IL,  §.  64  tf. 
üebrigens  doch  im  Ganzen  auch  Hegel,  Kechtsphil,  B.  S  d.  Werke,  1S40,  §.  44  ff., 
bei  dem  das  Eigenthum  das  Mittel  ist.  sich  die  Sphäre  äusserer  Freiheit  zu  geben. 
VgL  dazu  Zellcr,  a.  a.  0.  S.  S14;  Prantl  im  Staatswörterbuch  Y,  62.  —  Tren- 
delenburg, Nat.  recht,  §.  O.S.  Stahl,  Rechtsphil.  H.,  350  ff.  („Das  Eigenthum' 
ist  der  Stoff  für  die  Offenbarung  der  Individualität  des  Menschen",  S.  351). 
—  Aehnlich  neuere  Staatsrechtslehrer  und  Politilier,  s.  Bluntsohli.  Art.  Eigen th. 
S.  297,  Treitschke  in  s.  Aufs,  über  Socialismus  u.  v.  a.  m. 

")  Auch  ohne  specielle  Formulirung,  <üe  häufig  ganz  fehlt,  ist  diese  Theorie  aus 
den  Beweisführungen  der  Nationalukonomen  zu  abstrahiren.  Die  Argumente  der  letz- 
teren enthalten  sie  implicife.  Sie  wird  häufig  mit  der  Arbeitstheorie  confundirt,  ist 
aber,  wenn  auch  mit  in  ihr  enthalten,  doch  von  ihr  zu  unterscheiden.  S.  u.  Anm.  14. 
VgL  z.  B.  M'Culloch,  princ.  of  poL  ecou  ed.  1S13  Edinb.,  V.,  77  ff.  Mill,  Pol. 
Oek.  n.,  Kap.  1,  Koscher,  L,  §.  77. 
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II.  Eigenthumstbeorieen,  welche  ein  bestimmtes  Princip 
axiomatisch  hinstellen  und  darauf  die  Privateigenthumsinstitutiou 
begründen  wollen.  Diese  Theorieen  unterscheiden  nicht  genauer 
zwischen  dem  Grunde  der  Institution  und  der  äusseren  Entstehungs- 
ursache oder  Erwerbsart  von  Eigenthum  im  concreten  Falle,  indem 
sie  eine  solche  Erwerbsart  zum  allgemeinen  inneren  Grunde  machen.") 
Sodann  besteht  ihr  vermeintliches  Princip  eigentlich  in  einem  Postu- 
lat e  der  Gerechtigkeit, ^2)  welches  möglicher  Weise  für  die 
Ordnung  des  Eigenthumsrechts  als  leitendes  Princip  dienen 
kann,  aber  deswegen  noch  kein  Princip  für  die  Begründung  der 
Institution  des  Eigenthums  ist,  aus  welchem  diese  Institution  — 
noch  dazu  in  heutiger  Gestalt  —  nothwendig  folgen  müsste.  Es 
lassen  sich  in  diese  zweite  Kategorie  der  Eigenthumstbeorieen 
folgende  zwei  bekannte  Theorieen  stellen: 

1)  Die  Oceupationstheorie  oder  die  speciiisch  juristische 
(besonders  römisch-rechtliche)  Theorie,  die  dritte  in  der  hier  inne- 
gehaltenen Reihenfolge.  Die  erste  Occupation  ist  zwar,  wie  nicht 
bestritten  wird,  zunächst  nur  eine  bestimmte  Erwerbsart  des  Eigen- 
thums im  geltenden  Rechte.  Ihre  Bedeutung  ist  aber  dann  gene- 
ralisirt  und  das  Eigenthum  allgemein  auf  die  erste  Besitzergreifung 
herrenloser  Sachen  zurückgeführt  worden.  Der  innere  Rechtsgrund 
wird  hier  in  dem  „natürlichen''  Rechtsanspruch  des  ersten  Occu- 
panten  auf  diejenigen  Sachen  gefunden,  welche  er  zuerst  vor 
allen  Anderen  seinem  Willen  unterworfen  hat.^^) 


")  Ahrens,  Nat.  recht,  IL,  S.  134. 

*^)  Deuu  ein  solches  ist  es,  wenn  bei  der  ( >ccupationstheoiie  die  zeitlich  frü- 
here Ausübung  des  Wülensacts,  bei  der  Arbeitstheorie  die  Aufwendung  eigener 
Mühe  Eigenthum  begründen  soll. 

*^)  So  die  Naturrechtslehrer  des  17.  und  18.  Jahrb.,  nach  dem  Vorgange  von 
Hugo  Grotius,  unter  Mitannahme  eines  bezüglichen  stillschweigenden  Vei"trags. 
Vgl.  Ahrens,  a.  a.  0.  II.,  13G.  In  der  Occupation  als  Moment  der  Begründung 
des  Eigenthums  ist  es  auch  nach  der  römisch-rechtlichen  Auffassung  der  Willensa  ct. 
der  massgebend  ist,  nicht  der  Arbeitsact.  der  z.  B.  bei  den  nationalükonomisch 
so  genannten  occupat.  Arbeitsarten  (Jagd,  Fischfang,  Früchtesammeln,  Bergbau) 
vorkommt.  Die  Einseitigkeit  der  römisch-rechtlichen  Eigenthumslehre  liegt  in  der 
alleinigen  Betonung  des  Herrschaftsmoments  wie  im  ganzen  römischen  Privatrecht, 
so  auch  im  Eigenthum.  Vgl.  darüber  Stahl,  Rechtsphil.  IL,  S.  H63  tf.  und  den  An- 
hang über  den  Werth  des  röni.  Privatrechts  S.  509.  Sehr  gut  characterisirt  Stahl 
das  röm.  und  germ.  Recht  folgendermassen :  „während  das  erstere  die  Gütcrwelt 
bloss  als  eine  vorhandene  auffasst,  deren  Objecte  die  Individuen  sich  durch  ihren 
Willen  aneignen  und  gegenseitig  mittheilen  (also  Occupation  und  anderseits 
Eroberung  Seitens  des  Volksganzen!),  fasst  sie  das  german.  Recht  zugleich  als  eine 
durch  die  menschliche  Gemeinschaft  stets  neu  zu  producirende  auf, 
wonach  deini  die  Rücksicht  auf  diese  Production  und  deren  Förderung  ein  bestimmen- 
des Moment  auch  für  die  Art  der  Aneignung  und  der  Mittheilung  werden  muss." 
Volkswirthschaftlich  ist  selbstverständlich  nur  die  letztere  Auffassung  richtig  und  damit 
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2)  Die  Arbeitstheorie  oder  die  specifiseh  national- 
ökonomische  Eigenthiimstheorie ,  die  vierte  hier  zu  prüfende. 
Der  innere  (rechtsphilosophische)  Rechtsgrimd  des  Eigenthums  wird 
hier  in  dem  „natürlichen"  (oder  dem  „natürlichen  Gerechtigkeits- 
gefühl entsprungenen")  Rechtsanspruch  des  Arbeiters  auf  die  Pro- 
ducte  seiner  Arbeit  gefunden.^'*)  Diese  Theorie  nimmt  dann  bei 
einigen  Eigenthumsobjecten  noch  eine  etwas  andre  Form  an 
und  erfährt  eine  "Weiterbildung.  Das  Kapitaleigenthum  speciell 
wird  gleichzeitig  mit  auf  das  Moment  der  Ersparung  der  „eigenen" 


das  römische  Recht  in  materieller  Hinsicht  verurtheilt,  oder  wie  es  Ähren s, 
etwas  zu  eng,  ausdrückt,  dieselbe  Stelle  von  Stahl  citirend:  die  Römer  konnten  kein 
Arbeitsrecht  erzeugen,  IL,  140  Anm. 

")  Dieses  Moment  halte  ich  wenigstens  für  das  der  Arbeitstheorie  wesentliche: 
Der  Arbeiter  hat  durch  seine  Arbeit,  seine  müheyoUe  Thätigkeit  die  Güter,  welche 
ins  Eigenthum  treten  sollen,  geschaffen.  Die  Entstehung  dieser  Guter  ist  die 
^\'i^kung  jener  Arbeit,  die  Verbindung  des  Privateigenthums  mit  der  Arbeit  daher 
gerecht  und,  wie  man  auch  sagen  könnte,  für  eine  andere  Entscheidung  kein  zu- 
reichender Grund  da.  Man  sieht  freilich  sofort,  wie  leicht  sich  diese  Theorie 
gegen  Gnindeigenthum  und  gegen  die  jetzige  Eigenthumsordnung  ausbeuten  lässt.  Von 
der  also  aufgefasstcn  Arbeitstheorie  ist  die  oben  unter  Nr.  2  genannte  Theorie  zu 
unterscheiden,  was  aber  keineswegs  immer  von  den  Vertretern  der  ersteren  geschieht. 
Dieselben  lassen  meistens  darüber  im  Unklaren,  ob  sie  dem  Arbeiter  das  Eigenthum 
am  Product  seiner  Arbeit  zuschreiben,  weil  sie  dies  für  gerecht  und  für  logisch 
consequent  wegen  der  Entstehung  der  im  Eigenthum  stehenden  Güter  durch  jene 
Arbeit,  oder  weil  sie  dies  für  nützlich  und  zweckmässig  halten,  um  zur  Arbeit 
anzuspornen.  In  der  Regel  denken  sie  wohl  an  Beides,  was  ja  zusammenhängt,  aber 
doch  wesentlich  verschieden  ist.  Denn  die  Betonung  des  Nützlichkeitsmoments  in  der 
Frage  ist  nichts  Andres  als  die  Begründung  des  Eigenthums  auf  das  wirthschaftliche 
Selbstinteresse  —  Die  Arbeitstheorie  wird  auf  Locke  zurückgeführt  (on  civil  govern- 
ment  IL,  §.  25  11".),  der  vom  Bedürfniss  ausgeht.  Dieses  führt  zur  Arbeit  und  so 
wird  das  Privateigenthum  an  dem  Arbeitsproduct  auf  die  Arbeit  begründet  (übrigens 
nur  ein  Eigenthum  begrenzten  Umfaugs  nach  Locke).  S.  Locke's  Theorie  in 
dem  Auszuge  aus  s.  gen.  Sehr,  von  Schär  er  in  d.  Tüb.  Ztschr.  lb5U,  XV.,  537: 
was  seinem  ursprünglichen,  natürlichen  Zustand  entfremdet  wird  durch  Vermischung 
mit  der  menschlichen  Arbeit,  wird  so  Eigenthum  des  Menschen.  Sehr  deutlich 
tritt  in  dem  knappen  Text  des  §.  77  von  Röscher  L,  bei  M.  Wirth,  Grundzilge  L. 
H'S,  M'CuUoch  princ.  p.  77  H'.  die  Betonung  der  notii wendigen  Rücksicht  auf  das 
wirthschaftliche  Selbstinteresse  bei  der  Eigentiiumsinstitution  hervor.  Die  Arbeits- 
theorie forner  z.  B.  bei  Bastiat.  petits  pamphlets,  proprieti'  et  loi,  oeuvres,  ed.  1854 
IV.,  275  ti'.  Er  versteht  unter  Eigenthum  „das  Recht,  welches  der  Arbeiter  auf  den 
\\  erth  hat,  den  er  durch  seine  Arbeit  geschaffen  hat",  S.  27('i,  und  eifert  sehr  gegen 
die  unten  sogen.  Legaltheorie:  nach  ihm  existiren  (iescllschaft.  Personen,  Eigenthum 
vor  den  Gesetzen  oder:  weil  es  Eigenthum  giebt.  giebt  es  Gesetze,  nicht  umgekehrt, 
also  grade  entgegengesetzt  dem  Standpuncte  von  Bentham,  s.  u.  Anm.  IS.  Ganz 
gut  zeigt  Cairnes  die  Unzulässigkeit,  die  Arbeitstheorie,  der  er  sonst  beitritt,  auf 
privates  Grundeigentlium  anzuwenden,  gegen  Bastiat,  Carey  u.  s.  w.,  im  richtigen 
Ajischluss  an  die  Ricardo'sche  Grundrententheorie  in  der  Frage,  essays  in  polit.  econ. 
Lond.  1S73  in  dem  essay  über  die  Bodenfrage,  p.  IJIO  If.  S.  auch  Bastiats  har- 
monies  econom.,  eh.  8  u.  ^).  Ferner  Thiers,  de  la  propri6te,  bes.  B.  i,  Kap.  12. 
Besonders  l)eachtenswerth ,  weil  einige  Consequenzen  für  die  juristische  Auf- 
fassung des  Eigenthums  aus  der  Arbeitstheorie  ziehend,  ist  Leist,  über  die  Natur 
dos  Eigenthums. 
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Arbeitspro ducte,^-^)  das  G r u n d eigenthura ,  besonders  Hauptarten 
desselben  wie  das  ländliche  (Agrar-)Eigentbum,  wird  ebenso 
auf  das  Moment  der  Hineinwendung  „eigener"  Arbeit  und  „eigenen'' 
Kapitals  in  den  Boden  begründet. '•=)  Die  „Arbeitstheorie"  ver- 
bindet sich,  als  Theorie  der  Begründung  des  Eigenthums,  dort  mit 
einer  „Spartheorie",  hier  —  so  könnte  man  es  nennen  —  mit 
eiuer  „Theorie  des  Bodenanbaus".  Schliesslich  lässt  sich 
dann  die  Arbeitstheorie  noch  verallgemeinern  zu  einer  Theorie  der 
Begründung  des  Eigenthums  auf  den  wirthschaft liehen  Er- 
werb im  einzelwirthschaftlichen  Productionsprocess  oder  in  der 
Unternehmung,  —  eine  Erweiterung  der  Arbeitstheorie,  welche  zur 
Begründung  der  Eigenthumsinstitution  des  positiven  Rechts  in  jeder 
etwas  entwickelteren  Volkswirthschaft  mit  grösserer  Arbeitstheilung 
nothwendig  ist. 

ni.  Eigeuthumstheorieen,  welche  darauf  verzichten,  das  Eigen- 
thum  als  uothwendige  Consequenz  der  menschlichen  Natur  zu  er- 
weisen oder  es  allgemein  auf  ein  bestimmtes  Princip  oder  Gerech- 
tigkeitspostulat innerlich  zu  begründen.  Der  rechtsphilosophische 
Character  dieser  Theorieen  könnte  eben  deshalb  bestritten  werden. 
Aber  jener  Verzicht  enthält  nicht  bloss  eine  Negation,  sondern  das 
wichtige  positive  Anerkenntniss ,  dass  das  Eigen th um,  eben 
weil  es  nicht  nach  jenen  anderen  Theorieen  sich  begründen 
lasse,  nur  eine  Institution  des  positiven  Rechts  und  als 
solche  überhaupt  nur  auf  die  freie,  freilich  durch  Rücksichten  der 
Zweckmässigkeit  und  der  Gerechtigkeit  bestimmte  Rechtsbildung 
zu  begründen  sei.  In  diesen  Theorieen  werden  daher  die  richtigen 
Momente,  welche  die  vorgenannten  Theorieen  enthalten,  anerkannt, 
aber  nur  als  Momente,  welche  für  die  Gestaltung  der  Eigen- 
thumsordnung  durch  das  Recht  von  diesem  letzteren  zu  berück- 
sichtigen sind.  Dagegen  wird  l)estritten,  dass  sich  ausserhalb  des 
positiven  Rechts  die  Eigenthumsinstitution  als  solche  überhaupt 
durch  jene  anderen  Theorieen  begründen  lasse. 

Die  Eigenthunistheorieen  dieser  dritten  Kategorie  unterscheiden 
sich  unter  einander  nur  darin,  wie  sie  die  Institution  durch  die 
Rechtsbildung  entstehen  lassen.     Man  hat  früher  wohl  einen  all- 


'^)  Vgl.  Koscher  I.,  §.  77.  Die  berechtigten  Einwände  Lassalle's  gegen  die 
übliche  Darstellung  der  Entstehung  des  Kapitals  (d.  i.  des  Kapital  besitz  es)  und  die 
daraus  abgeleitete  Begründung  des  Kapitaleigenthums  (Kapital  und  Arbeit,  S.  70  ff.) 
müssen  auch  hier  berücksichtigt  werden.     S.  u.  §.  2S9  ff.,  §.  3Ü(>. 

'^)  So  auch  noch  zu  einseitig  in  meiner  Abschaffung  des  privaten  Grund- 
eigenthums. 
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gemeinen  Vertrag  angenommen,  durch  welchen  man  aus  allge- 
meiner Gütergemeinschaft  herausgetreten  und  das  Privateigenthum 
als  Institution  des  Rechts  begründet  habe  („Vertragstheorie").^') 
Diese  Auffassung  fällt  mit  der  unhaltbaren  Fiction  eines  solchen 
Vertrags.  Richtiger  geht  man  bei  diesen  Theorieen  auf  die  Quellen 
der  Rechtsbildung  zurück  und  begründet  daher  das  Privat- 
eigenthum als  Institution  des  geltenden  Rechts  auf  Gewohnheits- 
recht, Gesetz  und  staatliche  Anerkennung.  Die  bestimmte, 
also  formulirte  Theorie  kann  man  etwa  die  Legal theorie  nennen, 
die  fünfte  der  hier  zu  untersuchenden  Eigenthumstheorieen.^'') 

§.  256.  Die  specielle  Kritik  dieser  Theorieen  erfolgt  in  den 
späteren  Abschnitten  (§.  262  ff.).  Hier  sollen  einige  allgemeine 
kritische  Bemerkungen  vorangehen. 

1)  Die  beiden  ersten  Theorieen  unterscheiden  jedenfalls  mit 
Recht  den  eigentlichen  Entstehungsgrund  der  Eigenthumsinstitution 
von  der  äusseren  Erwerbsart  des  Eigenthums  im  concreteu  Fall. 
Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  identificiren  fälschlich  diese 
beiden  Momente.  Auch  wenn  in  beiden  Theorieen  ein  richtiges 
Postulat  der  Gerechtigkeit  für  die  Gestaltung  der  Eigenthums- 
ordnung  anerkannt  wird,  so  ist  ein  solches  Postulat  noch  kein 
innerer  Grund  der  Institution.^^) 

2)  Die  natürliche  Eigenthumstheorie ,  wie  sie  auch  immer 
formulirt  werden  mag,  z.  B.  in  der  Weise  von  Ahrens,  welcher 
„den  Grund  des  Eigenthums  allein  in  der  noth wendigen  Beziehung 

")  Ahrens,  Naturrecht.  II.,  MO.  In  einem  Puncto  erscheint  diese  Theorie 
auch  noch  bei  Kant. 

'*)  Sie  findet  sich  bei  Hobbcs,  (Leviathan  c.  24),  bei  Montesquieu  (espr.  des 
lois,  XXVI.)  und  neuerdings  bes.  bei  Bentham,  in  d.  traite  de  Itgislation,  wo  direct 
die  These  verfochten  wird:  vor  den  Gesetzen  kein  Eigcnthuui,  nehmt  die  Gesetze  weg 
und  alles  Eigenthum  hört  auf.  Darüber,  bez.  dagegen  s.  Comte,  traite  de  propr. 
IL,  .34,S;  A.  Clement,  essai  sur  la  science  sociale.  I.  partie  1,  eh.  4,  bes.  p.  120  tf. 
Die  positiven  Juristen,  bes.  in  Frankreich,  halten  sich  vielfach  an  diese  Legaltheorie. 
Von  deutschen  Juristen  bes.  Hugo,  Kcchtsphilos..  §.  104  fl'.  Im  Texte  wird  später 
derselben  auch  beigetreten,  jedoch  mit  der  Betonung,  dass  die  richtigen  Puncto  in  den 
anderen  Theorieen  eben  im  Eechte  zu  Geltung  kommen  müssen.  Die  Diü'ercnz  der 
Anschauungen  der  Vertreter  der  verschiedenen  Eigentliomstheorieen  ist  auch  keines- 
wegs immer  bedeutend.  Es  handelt  sich  für  die  Nationalökonomie  jedoch  um  die 
Führung  des  Nachweises,  dass  unmittelbar  keine  der  ersten  Theorieen  genügt  und 
die  Rechtsbildung,  bez.  heute  die  (iesetzgcbung  viel  m  ehr  freien  Spiel - 
räum  in  der  Eigenthunisordnung  hat,  als  zugegeben  wird  und  werden  kann, 
sobald  man  strict  eine  jener  vier  Theorieen  annimmt  und  die  Consequcnzen  aus  ihr 
für  das  Redit  zieht.  Die  Unhaltbarkeit  eines  sulchen  Verfahren-;  in  der  Eigenthums- 
frage  wird  im  Folgenden  nachzuweisen  gesucht.  D-adurcli  aber  wird  der  Boden  für 
eine  volkswirthschaftlich  richtige  Eigenthumslehrc  gewonnen.  Die  vagen  Allgemein- 
heiten unserer  Rechtsphilosophiccn  genügen  in  dieser  Hinsicht  gar  niclit. 

")  Ahrens,  Nat.  r.,  II,  \M.  —  Auch  Proudhon,  de  Laveleye  und  die 
meisten  Kritiker  der  Eigenthumsthooricen   untcrsrhciden  liier  nicht  richtig. 
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der  vernünftig  sinulicheu  Persönlichkeit  zu  den  Sachen"  findet,^**) 
leidet  an  einer  viel  zu  grossen  Vagheit  grade  in  Bezug  auf  ihren 
Ausgangspunct.  Deshalb  lässt  sich  aus  dieser  Theorie  ebensogut 
eine  dem  Privateigenthum  gegnerische  (socialistische)  Rechtsordnung 
für  die  Sachgüter  begründen  ^^)  und,  soweit  überhaupt  noch  etwa 
Privateigenthum,  höchstens  ein  solches  an  Gebrauchs  ver- 
mögen, nicht  an  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital).  ^^) 
S.  §.  262  ff. 

3)  Von  allen  principiellen  Bedenken  gegen  Theorieen,  welche 
das  Eigenthum  anders  als  durch  die  Rechtsbildung  begründen 
wollen,  selbst  abgesehen,  so  leiden  die  vier  erstgenannten  Theorieen 
und  ihre  etwaigen  weiteren  Abarten  an  dem  gemeinsamen  Fehler, 
das  Eigenthum  in  abstracto  ganz  allgemein  auf  eine 
und  dieselbe  Weise  begründen  zu  wollen.  Dies  ist  unmöglich, 
wie  im  Folgenden  näher  nachgewiesen  wird.  Es  muss  vielmehr 
von  vorneherein  auch  bei  jedem  Versuche  der  Begründung  des 
Eigenthums  eine  Unterscheidung  des  letzteren  nach  den  öko- 
nomischen Zwecken,  welchen  die  im  Eigenthum  stehenden 
Objecte  dienen,  und  daher  nach  den  ökonomischen  Functionen 
dieser  Objecte  erfolgen.  Danach  bestehen  grundverschiedene 
Eigen th um sarten  (in  diesem. Sinne  des  Worts),  welche  sich 
nicht  auf  eine  und  dieselbe  Weise  „begründen''  lassen.  Es  ist  der 
Cardinalfehler  jener  Eigenthumstheorieen,  diese  verschiedenen  Eigen- 
thumsarten  in  der  Beweisführung  nicht  zu  unterscheiden.  Einzelne 
Richtungen  der  Rechtsphilosophie  haben  zwar  die  Nothwendigkeit 
betont,  das  Eigenthum  nicht  nur  abstract  zu  behandeln,  sondern 
das  Moment  des  Zwecks  zu  beachten  und  danach  verschiedene 
Arten  Eigenthum  zu  trennen.  ^■'^)  Aber  die  Consequenzen  dieser 
richtigen  Ansicht  sind  in  den  Versuchen  zur  Begründung  des  Eigen- 
thums nicht  gehörig  gezogen  worden.  Die  Rechtsgeschichte 
und  selbst  noch  das  heutige  Recht  wiesen  ebenfalls  aui'  eine 
solche  Unterscheidung   der  Eigenthumsarten   in  der  verschiedenen 


■ä")  Ahrens,  IL,  134. 

^')  Wie  jüngst  wieder  gegen  Treitschke  ganz  folgerichtig  eingewandt  wurde, 
in  der  Wochcnschr.  „Die  Waage"  von  G.  Weiss,  Sep.-Abdr.  „Herr  v.  Treitschke", 
socialist.  Keplik,  Lpz.   1875,  S.  35. 

^■■*)  Die  inangelnde  Unterscheidung  dieser  beiden  Eigcnthnnisarten  ist  der  grösste 
und  folgenreichste  Fehler  der  Rechtsphilosoplicn.  •  Auch  Stahl  hat  die  Frage  hier 
trotz  der  richtigen  Unterscheidung  einer  doppelten  Bestimmung  des  Vermögens  nicht 
gefördert,  Kec'htsphil.,  II..   1,  3.  Aufl..  S.  303.     S.  den  Text  unter  Nr.  3. 

^■■')  So  im  Keim  schon  bei  Ficlite,  dann  bei  Krause  u.  bes.  in  seiner  Schule. 
S.  Ahrens,  Nat.  recht,  II.,  10«;  Srh  m  oll  er  über  Fichte  in  Hildebr.  Jahrb.,  V.,  4(i. 
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Stellung,  welche  sie  dem  Grund-  und  dem  Mobileigenthum  gaben, 
hin.  Aber  auch  dieser  Hinweis  des  Rechts  selbst  ist  in  den  Eigen- 
thumstheorieeu  nicht  richtig  benutzt  worden.  Die  aprioristische 
Construction  des  absoluten  Eigenthumsbegriflfs ,  die  neuere  Rechts- 
entwicklung unter  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts  haben  auch 
die  Rechtsphilosophie  über  die  Unterscheidung  der  Eigenthumsarten 
nur  noch  mehr  hinwegsehen  lassen.  Diesem  fehlerhaften  Verfahren 
gegenüber  ist  der  Satz  aufzustellen:  dass  die  verschiedenen 
Eigenthumsarten,  welche  nach  den  grossen  Kategorieen  der 
ökonomischen  Zwecke  der  Sachgüter  zu  unterscheiden  sind,  je  auf 
besondere  Art  begründet  werden  müssen,  soweit  überhaupt  von 
einer  „Begründung"  ausserhalb  der  Rechtsbildung  gesprochen  werden 
kann.  Auch  wenn  man,  wie  bei  den  Eigenthumstheorieen  der 
dritten  Kategorie,  die  „inneren  Gründe",  welche  die  anderen 
Theorieen  für  die  Eigenthumsinstitution  aufstellen,  richtiger  Weise 
nur  als  Momente  gelten  lässt,  welche  in  dem  das  Eigenthum  als 
solches  schaffenden  Rechte  für  die  Gestaltung  der  Eigenthums- 
ordnung  massgebend  sein  müssen,  so  sind  in  der  Beweisführung 
diese  nach  den  Zwecken  der  Objecte  unterschiedenen  Eigenthums- 
arten genau  aus  einander  zu  halten.  Gründe,  mit  welchen  bei  der 
einen  Eigenthumsart  zu  argumentiren  ist,  erweisen  sich  leicht  bei 
einer  anderen  hinfällig. ^■*) 

4)  Die  richtige  Eigenthumstheorie  muss  demnach  eine  Ein- 
theilung  des  Eigenthums  nach  dem  ökonomischen  Zweck 
und  der  ökonomischen  Function  der  im  Eigenthum  stehenden 
Sachen  zu  Grunde  legen.  Hierin  liegt  auch  für  die  rechtsphilo- 
sophische Betrachtung  und  für  die  juristische  Construction  der 
Eigenthumsinstitution  die  viel  zu  wenig  beachtete  Bedeutung  der 
nationalökonomischen  Untersuchung  dieser  Institution.  Man 
hat  das  Eigenthum  zu  einseitig  von  der  rechtlichen,  zu  wenig  von 
der  ökonomischen  Seite  aufgefasst.  Das  Eigenthum  ist  freilich 
zunächst  Rechtsinstitut,  aber,  weil  es  sich  auf  wirthschaftliche, 
bez.  Sachgüter  bezieht,  ist  es,  einmal  vom  Rechte  anerkannt,  auch 
Wirthschaftsinstitut,  nemlich  der  rechtlich  formulirte  In- 
begriff der  wirthschaftlichen  Macht  des  Eigenthümers.  Diese 
Macht  aber  gestaltet  sich  wesentlich  verschieden  nach  der  natür- 
lichen Beschaffenheit  und  nach  dem  ökonomischen  Zweck 
derEigenthumsobjecte,  an  welche  Momente  daher  für  die  Begründung 

^)  So  ist  die  Znrückfühning  des  Eigentliums  auf  Arbeit  von  ganz  anderer  Trag- 
weite bei  Mobileigenthnm    als  bei  Grundeigcnthuni.      S.  o.   Anm.   14,   bes.  Cairnes. 
A.  Wagner,  Volkswiitliscliaftslelire.     I.  29 
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der  Institution   und   die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  anzu- 
knüpfen ist. 

§.  257.  Der  nach  dem  Gesagten  erforderlichen  Eintheilung 
des  Eigenthums  sind  zwei  hauptsächliche  Eintheilungspriucipien 
zu  Grunde  zu  legen.  2^) 

1)  Das  erste  ist  die  Unterscheidung  von  Gebrauchs  ver- 
mögen und  Productionsmitteln:  das  wichtigste  Ein- 
theilungsprincip ,  welches  von  der  Rechtsphilosophie,  der  Juris- 
prudenz und  dem  positiven  Recht,  ja  gewöhnlich  selbst  von  der 
Nationalökonomie  bisher  fast  ganz  unbeachtet  blieb.  Dies  hat  in 
primitiveren  Verhältnissen  des  Volkslebens  und  der  Volkswirth- 
schaft  nach  der  thatsächlichen  Gestaltung  des  Eigenthums 
weniger  Bedenken.  Es  wird  aber  mit  der  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft  verhängnissvoll  für  die  Begründung  und  Behandlung 
der  Eigenthumsinstitution,  und  zwar  immer  mehr  mit  dichterer 
Bevölkerung,  grösserer  Arbeitstheilung ,  Trennung  von  Stadt  und 
Land,  Scheidung  von  besitzenden  und  nichtbesitzenden,  besonders 
von  grundbesitzenden  und  nichtgrundbesitzenden  Classen. 

2)  Das  zweite  Haupteintheilungsprincip  ist  auch  für  die 
nationalökonomische  Betrachtung  des  Eigenthums  die  übliche  Unter- 
scheidung zwischen  beweglichem  und  unbeweglichem  Eigen- 
thum.  Diese  Unterscheidung  muss  aber,  wenn  sie  nicht  eine  rein 
äusserliche  bleiben  soll,  mit  der  erstgenannten  combinirt  werden. 
Dadurch  gewinnt  sie  erst  ihre  wahre  Bedeutung,  welche  ihr  in  der 
Rechtswissenschaft  und  im  geltenden  Rechte  grossentheils  und  viel- 
fach auch  in  der  Nationalökonomie  fehlt. 

An  diese  Haupteintheilung  muss  sich  alsdann  eine  weitere 
Unterscheidung  innerhalb  der  genannten  Kategorieen  nach  den 
speciellen  ökonomischen  Zwecken  und  Functionen  der  ein- 
zelnen Bestandtheile  des  Eigenthums  anknüpfen.  Hierzu  liegen 
wenigstens  beim  Grundeigenthum  in  der  aparten  Stellung  des  Berg- 
werksbodens, d.  h.  hier  des  Mineralsubstanzen  in  oder  unter  sich 
führenden  Bodens,  und  zum  Theil  auch  des  Waldbodens  im  Rechte 
schon  Anhaltspuncte  vor.^^)     Die   Unterscheidung   muss   nur  noch 

^)  Vgl.  Mario,  Weltökon.,  II,  493,  499. 

^^)  Die  Entwicklung  des  Bergrechts  im  System  der  sogen.  Bergbaufreiheit,  wie 
sie  wieder  im  neuesten  Bergrecht  Preussens  u.  a.  L.  zur  Anerkennung  gelangt  ist, 
ist  ein  gutes  typisches  Beispiel  für  die  Gestaltung  des  Eigenthumsrechts  nach  Mass- 
gabe Volks wirthschaftlichcr  Zweckmässigkeit.  Es  bleibt  hier  nicht  dem  Belieben 
oder  der  Indolenz  des  GrundeigenthUmers  überlassen,  ob  er  die  in  seinem  Grundstück 
befindlichen  Mineralsubstanzen  gewinne  oder  nicht,  sondern  sein  Eigenthumsrecht  als 
solches  bezieht  sich  auf  diese  Substanzen  gar  nicht  mit.     Es  kann  unter  gewissen 
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principieller  begründet  und  auf  andre  Fälle  analog  ausgedehnt 
werden.  In  letzterer  Beziehung  ist  wiederum  der  Einfluss  der  Ent- 
wicklung der  Technik,  der  Bevölkerungsverhältnisse,  besonders  der 
räumlichen  Vertheilung  der  Bevölkerung,  und  die  allgemeine  Ent- 
wickluDg  des  Wirthschaftslebens  zu  beachten.  Die  hier  nothwen- 
digen  Unterscheidungen  sind  daher  nicht  ein  für  allemal  gegeben 
und  für  alle  Länder  gleichartig,  sondern  zeitlich  und  räumlich 
(geschichtlich)  wandelbar.  Die  Entwicklung  des  Maschinen- 
wesens macht  z.  B.  auch  im  Rechte  weitere  Unterscheidungen  im 
Kapitaleigenthum  "),  die  Bildung  grosser  Städte  ebenso  im  Grund- 
eigenthum  und  in  letzterem  selbst  noch  weiter  innerhalb  der  Kategorie 
des  städtischen  Grundeigenthums  („grossstädtisches"  —  „klein- 
städtisches") zweckmässig,  unter  Umständen  nothwendig.^®) 

§.  258.  Bei  der  Durchführung  der  Eintheilung  ist 
femer  noch  Folgendes  zu  beachten. 

1)  Die  principale  Unterscheidung  zwischen  Gebrauchsvermögen 
und  Productionsmitteln  (Kapital  und  Boden)  gestaltet  sich  nach  dem 
Früheren  (§.  28 — 31)  vom  einzel-  und  volkswirthschaftlichen  Stand- 
puncte  aus  nicht  ganz  gleichmässig.  Volkswirthschaftliches  Ge- 
brauchsvermögen kann  in  die  einzelwirthschaftliche  Kategorie  des 
Kapitals  fallen.  Für  die  Frage  des  Eigenthums  ist  die  einzelwirth- 
schaftliche Unterscheidung  im  Allgemeinen  massgebend. 

2)  Die  wichtige  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  und 
unbeweglichem  Eigenthum  gewinnt  im  Laufe  der  Wirthschaftsent- 
wicklung  eines  Landes  ebenfalls  eine  verschiedene  wirthschaftliche 
Bedeutung,  welche  für  das  Recht  nicht  gleichgiltig  ist.  Das  be- 
wegliche Eigenthum  pflegt  von  vorneherein  im  höheren  Maasse 
Arbeits  eigenthum  zu   sein,  d.   h.   auf  dem   Erwerb  direct   oder 

Cautelen  auch  ein  Dritter  das  Kecht  erlangen,  dieselben  zu  gewinnen.  In  diesem 
Ausschluss  der  gen.  Substanzen  aus  dem  Eigenthuuisrecht  des  Eigenthüiners  des 
Bodens  und  in  dieser  Nöthigung  des  Eigenthümers ,  Andere  auf  seinem  Grundstück 
schürfen  zu  lassen,  liegt  aber  gegenüber  dem  absolut  gefassten  Grundeigentluim  eine 
wesentli  che  Gebrauch  sbeschränkung  im  Gern  ein  Schaftsinteresse.  Vgl. 
über  das  Bergrecht  Rau-Wagner,  Finanzwiss.,  I.,  §.  191 — l'J3.  Die  Beschränkung 
des  W  a  1  d  eigenthümers  in  Bezug  auf  die  etwaige  vollständige  Abholziing  und  auf  die 
Bewirtlischaftung  der  Forsten  im  Allgemeinen  enthält  gleichfalls  eine  principiell  be- 
rechtigte EigenthumsbeschränkTing  nach  dem  Gemeinschaftsinteresse,  welche  mit  den 
üblichen  Einwendungen  gegen  Staatsbevormundung  nicht  als  unstatthaft  bezeichnet 
werden  kann.  Vgl.  Rau,  Vwschpolit.,  I.,  §.  153,  bes.  156  ff.,  Röscher,  IL,  Nat.-Oek. 
d.  Ackerbaus,  §.   1S8,  193  ff. 

^')  In  der  Fabrikgesetzgebung,  bes.  in  der  Weise,  wie  sie  in  England 
ausgebildet  wurde,  zeigt  sich .  dies  mehrfach  characteristisch,  so  in  der  Verschiedenheit 
der  Specialbestimmungen  nach  der  verschiedenen  techn.  Natur  der  Gewerbszweige  und 
Maschinen.  t 

^)  Vgl.  meine  Rede  in  d.  Wohnungsfrage  auf  d.  Eisen.  Hongr.  1S72,  u.  u.  §.308  ff. 

•29* 
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(unter  Vermittlung  des  Kapitals)  indirect  durch  Arbeit  zu  beruhen. 
Das  unbewegliche  Eigenthum  ist  zunächst  Eigenthum  an  einem 
blossen  Naturfactor  und  beruht  auf  der  ersten  Besitznahme 
(ersten  Occupation),  eventuell  auf  Gewalt  gegen  die  früheren 
Besitzer.  Später  wird  aber  auch  das  Grund  eigenthum  durch  Hinein- 
wendung von  Arbeit  und  Kapital  mehr  und  mehr  Arbeits  eigenthum 
(intensive  Landwirthschaft,  intensives  Wegewesen,  —  auch 
Gebäude  eigenthum).  Beide  Eigenthumsarten  nähern  sich  also 
einander  in  ihrer  ökonomischen  Natur  allmälig,  was  auch  eine 
Annäherung  des  Grundeigeuthumsrechts  an  das  immer  absoluter 
gefasste  Mobileigenthumsrecht  rechtfertigt.  Aber  niemals  wird  das 
Grund-  und  Gebäudeeigenthum  so  reines  Arbeitseigenthum  wie 
das  bewegliche. 2^)  Die  völlige  Gleichstellung  im  Rechte, 
worauf  die  neuere  Entwicklung  in  Theorie  und  Praxis  immer  mehr 
hindrängt,  ist  eben  deshalb  stets  ein  ökonomischer  Fehler. 

3)  Die  Unterscheidung  von  Kapital-  und  Grundeigenthum 
lässt  sich  auf  Gebäude,  mitunter  auch  auf  gewisse  grössere 
maschinelle  Einrichtungen,  welche  in  dauernder  Verbindung  mit 
dem  Boden  stehen,  nicht  streng  anwenden.  Gebäude  theilen  die 
ökonomische  Eigenthümlichkeit  beider  Eigenthumsarten.  In  welchem 
Verhältniss,  das  kann  man  wieder  nicht  ein  für  allemal  feststellen. 
Vom  Rechte  ist  namentlich  zu  beachten,  wie  weit  Gebäude  die 
ökonomische  Natur  von  Grundeigenthum  (besonders  hinsichtlich  der 
Rentenbildung  unter  dem  Einfluss  der  Conjunctur,  §.  76—81)  an- 
nehmen. Das  grossstädtische  Gebäudeeigenthum  bezieht  gewöhn- 
lich in  umfassendstem  Maasse  Renten,  welche  nicht  auf  indivi- 
duelle ökonomische  Leistungen  des  Eigenthümers  zurückzuführen 
sind  3"),  und  verlangt  deshalb  im  Rechte  eine  Sonderstellung. 

§.  259.  Mit  Benutzung  der  dargelegten  Eintheilungsgrundsätze 
lässt  sich  folgendes  Schema  für  die  Eintheilung  des  Eigen- 
thums  aufstellen.  Dasselbe  geht  in  der  Specialisirung  so  weit,  als 
es   hier  für   die  Lehre  vom  allgemeinen  wirthschaftlichen  Ver- 


^*)  Die  Eigenthumsfrago  hängt  hier  zusammen  mit  der  Theorie  der  Grund- 
rente. Ich  halte  an  dem  Kern  der  Ricardo-Thünen'schen  Grundrententheorie  fest. 
S.  u.  §.  301.  Das  Nähere  aber  erst  im  2.  B.  des  Lehrbuchs,  üeber  die  ganze  Streit- 
frage: Berens,  krit.  Dogmengesch.  d.  Grundrente,  Lpz.  1868.  Den  Zusammenhang 
der  Rentcnlehre  mit  der  Grundeigenthumsfrage  hat  neuerdings  wieder  Cairnes  in 
s.  0.  gen.  Abh.  über  polit.  econ.  and  land  betont,  essays  p.  193  ff.  Er  entscheidet 
die  Frage  ähnlich  wie  ich.  Vergl.  auch  Platter  zur  Grundrententheorie,  Hildebr. 
Jahrb.  1870,  I.,  57. 

^")  Vgl.  die  Verhandl.  über  die  Wohnungsfrage  in-Eisenach  1872,  bes.  die  stadst, 
Daten,  welche  Engel  daselbst  über  Berlin  mittheilte. 
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kehrsrecht  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  volkswirthschaft- 
lichen  Entwicklung  in  den  Ländern  der  europäischen  Cultur  noth- 
wendig  erscheint.  In  der  Praxis  braucht  man  nicht  überall  soweit 
zu  specialisiren,  jedoch  hier  und  da,  z.  B.  in  Betreff  des  Grund- 
eigenthums,  auch  heute  schon  weiter.  Und  die  Tendenz  der  höheren, 
grössere  Arbeitstheilung  mit  sich  führenden  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft  ist  es,  immer  feinere  Specialisirungen  des  Eigenthums 
für  alle  ökonomischen  und  Rechtsfragen,  welche  sich  an  das  letztere 
knüpfen,  nothwendig  zu  machen.  Im  einzelnen  Lande  und  Zeit- 
alter muss  darüber  die  Beobachtung  der  ökonomischen  Function 
des  Eigenthums  entscheiden. 3^) 

I.  Eigenthum  an  Gebrauchsvermögen.  Dasselbe  kann 
in  zweifacher  Weise  eingetheilt  werden. 

Einmal  nach  dem  oben  dargelegten  Gesichtspuncte: 

A.  Eigenthum  an  beweglichem  Gebrauchsvermögen,  nemlich 

1)  an  Verbrauchs  vermögen  (z.  B.  Nahrungsmittel), 

2)  an  Nutz  vermögen  (z.  B.  Kleider,  Wäsche,  Betten,  Möbel). 

B.  Eigenthum  an  unbeweglichem  Gebrauchsvermögen, 
nemlich 

1)  an  Höfen,  Gärten  u.  s.  w.  (Parks), 

2)  an  Area  (Tenne)  für  Wohngebäude, 

3)  an  Wohngebäuden. 

Sodann  eine  zweite  Eintheilung  nach  der  Beziehung  zu  den 
Arten  der  Bedürfnisse  und  der  Grösse  des  Bedarfs  der  Individual- 
und  Familienwirthschaft,  eine  Eintheilung,  welche  u.  A.  für  das 
sociale  Steuerrecht  wichtig  ist. 

A.  Gebrauchsvermögen,  qualitativ  geeignet  und  quantitativ 
ausreichend  für  die  Befriedigung  der  nothwendigen  ExistenzbedUrf- 
nisse  (§.  96  flf.); 

B.  desgl.  der  Existenzbedürfnisse  zweiten  Grads  im  üblichen 
Umfange ; 

C.  desgl.  der  tippigeren  Befriedigung  dieser  letzteren  (Luxus - 
vermögen) ; 

D.  desgl.  der  Culturbedürfnisse. 

II.  Eigenthum  an  Productionsmitteln. 
A.   Kapital  eigenthum, 

^*)  Die  folgende  Eintheilung  berührt  sich  mit  den  üblichen  Eintheilnngen  des 
Vermögens,  des  Kapitals,  des  Bodens  und  zum  Theil  der  Arbeitsarten  in  den  Lehr- 
büchern, fällt  aber  nicht  damit  zusammen  und  macht  daher  diese  Eintheilangcn  im 
2.  Bande  nicht  überflussig.  Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftslehre,  §.  8Ü  ff.,  94  ff.,  119, 
12.S  ff.;  Hos  eher,  Syst.,  I.,  33.  34,  3S,  42,  43. 
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1)  an  beweglichen  Productionsmitteln, 

a)  Eigenthum  an  Geld  kapital,  als  dem  Kapital  für  alle 
Verwendungsarten ; 

b)  Eigenthum  an  anderen  beweglichen  Productionsmitteln, 
als  dem  Kapital  für  specielle  Verwendungarten,  nemlich^^) 

a)  an  stehendem  Kapital,  besonders  an  Maschinen, 
ß)  an  umlaufendem  Kapital,  besonders  an  Haupt-  und  Hilfs- 
stoffen,  dann   an  Unterhaltsmitteln   für  die   Producenten   Avährend 
der  Dauer  der  Production. 

2)  Eigenthum  an  Kapitalien,  welche  mit  dem  Boden  mehr 
oder  weniger  untrennbar  verbunden  worden  sind,  nemlich  G e - 
bände  und  gewisse,  der  Production  dienende  technische  Einrich- 
tungen am  und  im  Boden. 

B.   Grundeigenthum, 

1)  an  Grundstücken  (Plätzen)  für  Gebäude  und  für  den 
Standort  der  Production  überhaupt:  im  Wesentlichen  städtisches 
Grundeigenthum,  dessen  weitere  Unterscheidung  in  grossstädti- 
sches und  kleinstädtisches  nothwendig  werden  kann  und  bei 
uns  im  Allgemeinen  schon  nothwendig  geworden  ist.^^) 

2)  Grundeigenthum  an  Grundstücken  (Plätzen)  für  die  Auf- 
findung und  Aneignung  solcher  (unorganischer)  Stoffe  im 
Boden,   welche  in  ihrer  natürlichen  Form  zu  weiteren  Pro- 


^^)  Die  Unterscheidung  des  Kapitals  in  stehendes  und  umlaufendes  ist  näher 
erst  im  2.  Bande  zu  behandeln.  Sie  ist  analog  derjenigen  des  Gebrauchsyermögens 
in  Nutz-  und  Verbrauchs  vermögen,  s.  §.  27.  Der  Unterschied  liegt,  kurz  for- 
mulirt,  darin,  dass  das  umlaufende  Kapital  ganz  auf  einmal  seinem  vollen 
Werthe  nach  (vom  Werth  etwaiger  Abfälle  abgesehen)  bei  der  Herstellung  eines 
Products  verbraucht  wird,  daher  mit  seinem  vollen  Werthe  in  die  Productionskosten 
des  neuen  Products  übergeht,  und  nach  erfolgtem  Absatz  dieses  Products,  die  Deckung 
der  Productionskosten  durch  den  Preis  vorausgesetzt,  sofort  wieder  völlig  dispo- 
nibel wird;  das  stehende  Kapital  dient  dagegen  bei  einer  Keihe  von  Güter- 
productioncn ,  von  seinem  Werthe  geht  in  die  Kosten  des  neuen  Products  nur  der 
Werth  der  A b n u t z u n g  (Amortisation)  über,  es  wird  daher  auch,  wiederum  Kosten- 
deckung durch  den  Preis  angenommen,  erst  allmälig  aus  dem  Erlöse  aller  der- 
jenigen Producte  ersetzt  und  somit  disponibel,  zu  deren  Herstellung  es  diente.  Die 
ßoh-  und  Hilfsstoüe,  die  ünterhaltsmittel  der  Producenten  (daher  auch  die  Löhne  der 
Arbeiter)  während  der  Productionsdauer  sind  immer  umlaufendes,  die  Werkzeuge, 
Maschinen,  Productionsgebäude  stehendes  Kapital.  S.  Kau,  Volkswsch.  1.  §.  131,  132, 
Röscher,  I.,  §.  44. 

^')  Eine  solche  Unterscheidung  ist  dem  Rechte  bereits  nicht  mehr  gänzlich  fremd : 
im  Finanzrecht  kommt  sie  mehrfach,  wie  in  Oesterreich,  Preussen,  bei  der 
Gebäudcstcucr  vor,  indem  diese  Steuer  in  den  grösseren  Orten,  d.  h.  in  denen, 
wo  die  Mehrzahl  der  Häuser  im  Wege  der  Yermiethung  nutzbar  gemacht  wird, 
nach  dem  Miethertrag,  in  den  übrigen  Orten  nach  anderen  Merkmalen  aufgelegt 
wird  (österr.  Hauszins-  und  Hausclassensteuer).  Eine  Unterscheidung  zunächst 
nach  äusseren  Zweckmässigkeitsgründen,  worin  aber  doch  implicite  das  Anerkenntniss 
liegt,  dass  mit  der  ökonomischen  Natur  und  Stellung  auch  die  rechtliche  Behandlung 
verschieden  sein  kann. 
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ductionszwecken,  eventuell  auch  als  Gebrauchsvermögen  unmittelbar 
zu  Consumtionszwecken  dienen,  ohne  sich  spontan  oder  durch  Ein- 
fluss  des  Mensehen  wieder  zu  erzeugen ^^):  im  Wesentlichen  B er g- 
werkßbodeneigenthum,  d.  h.  Eigenthum  am  Boden,  welcher 
Mineralsubstanzen  etc.  führt. 

3)  Grundeigenthum  an  Grundstücken  für  die  Aneignung 
(durch  Thätigkeiten  des  Sammeins,  Jagens,  Fischens  u.  dgl.  m.) 
solcher  (organischer)  Stofife  (Pflanzen,  Thiere),  welche  gleichfalls 
schon  in  ihrer  natürlichen  Stoffform  zu  Productionszwecken 
oder  als  Gebrauchsvermögen  dienen  können,  sich  aber  spontan 
ohne  menschliches  Zuthun  wieder  erzeugen:  im  Wesentlichen  Eigen- 
thum an  Jagd-  und  Fischereigründen,  an  natürlichen 
Weiden,  am  Boden  wild  wachsender  Pflanzen,  Bäume 
(Urwald),  au  Torflagern  u.  dgl.  m.;  eventuell  auch  der  Boden 
der  Quellorte  (s.  Anm.  34). 

4)  Grundeigenthum  an  Grundstücken,  um  auf  denselben  unter 
Einwirkung  menschlicher  Arbeit  und  Kapitals  die  Stoffe 
des  Bodens  und  der  Luft  erst  in  die  dem  menschlichen  Bedürfniss 
entsprechende  pflanzliche  Form  zu  bringen ^^):  im  Wesenthchen 

a)  ländliches  oder  agrarisches  Grundeigenthum  an  Aeckern 
und  Wiesen, 

b)  Wald  eigenthum  an  Kunst-  und  Cult  Urwäldern. 

5)  Eigenthum  an  den  zur  Communication  dienenden  Grund- 
stücken: Wege-  oder  Strasseneigenthum.^*^)  Dasselbe  ist 
wesentlich  nach  technischen  Momenten  und  nach  den  mit  diesen 
zum  Theil  wieder  zusammenhängenden  Verhältnissen  der  Benutz- 
barkeit  der  Wege  zu  specialisiren.  Besonders  wichtig  ist  der 
Unterschied  2^) 


^)  So  weoigsteus  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Falle.  Etwas  abweicheud  stehen 
z.  B.  die  Localitäten  der  Steinölquellen,  Mineralquellen  und  der  gewöhnlichen 
Wasserquellen  da.  Dieselben  sind  in  mancher  Hinsicht  mehr  zur  folgenden  dritten 
Bodenkategorie  zu  rechnen. 

^^)  Hier  spielt  die  Liebig'sche  Bodenerschöpfungsfrage  und  die  mit 
ihr  zusammenhängenden  Puncte  der  Pflanzenphysiologie  und  Pflanzenemährung  in  die 
ökonomische  Würdigung  der  Grundstücke  und  damit  in  die  Grundeigenthumsfrage  hinein. 
Näheres  darüber  in  B.  2.  Vgl.  bus.  die  trefl  liehe  Schrift  von  Conrad,  Liebig's  An- 
sicht V.  d.  Bodenerschöpf.,  Jena  1S64,  bes.  8  ff, 

^)  Von  allen  Arten  des  Grund eigenthums  noch  am  Wenigsten  untersucht,  weder 
juristisch  noch  nationalökonomisch ,  obwohl  die  practisch  hier  wichtigste  Anwendung 
des  Expropriationsrechts  sowie  das  Wegeservitutswesen  eine  principielle 
üntersucliung  hier  bes.  nahe  legte. 

^^  Vgl.  darüber  Kau-Wagner,  Finanzwiss.,  I.,  §.  2H>. 
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a)  von  Wegen,  welche  in  der  Hauptsache  eine  beliebige 
Benutzung  zu  Transporten  gestatten,  wie  die  gewöhnlichen  Land- 
wege, die  See,  die  Flüsse,  und 

b)  Wegen,  bei  welchen  der  Transportdienst  aus  technischen, 
im  Wesen  des  Weges  liegenden  Grründen  fest  organisirt  sein 
muss,  wie  besonders  bei  den  Eisenbahnen,  als  (nach  Weber) 
denjenigen  „Strassen,  auf  welchen  sich  die  Fuhrwerke  nicht  be- 
liebig auf  allen  Stellen  ihrer  Breite,  sondern  auf  festbestimmten 
eisernen  Spuren  bewegen". 

§,  260.  Dieses  Schema  der  ökonomischen  Eigenthumskate- 
gorieen  hat  für  die  Lehre  vom  Eigenthum  wesentliche  Bedeutung. 

1)  Es  zeigt  zunächst  die  grosse  Verschiedenheit  der 
Bestand t heile  des  Eigenthums.  Jede  Eigenthumsart  wirkt  in 
wirthschaftlicher  und  socialer  Hinsicht  auf  den  Eigenthümer  und 
auf  die  ganze  Bevölkerung  anders  ein.  So  weist  das  Schema 
darauf  hin,  dass  der  Versuch,  das  „Eigenthum  an  sich",  in  abstracto 
und  ohne  Rücksicht  auf  diese  verschiedenen  Kategorieen  seiner 
ökonomischen  Zwecke  und  Functionen  zu  begründen,  von  vorne- 
herein verfehlt  ist. 

2)  Dasselbe  gilt  von  aller  p r in cipi eilen  Polemik  gegen 
das  „Eigenthum  an  sich".  Die  verschiedenen  Gründe  für  und 
wider  diese  Institution  haben  einen  ganz  verschiedenen  Werth,  je 
nachdem  unter  Eigenthum  die  eine  oder  die  andre  Art  verstanden 
wird.  Die  wissenschaftliche  Polemik  gegen  das  Eigenthum 
richtet  sich  daher  nicht  gegen  das  ganze  Rechtsinstitut,  sondern 
nur  gegen  bestimmte  Eigenthumsarten  und  auch  gegen  diese 
nur  unter  Voraussetzung  einer  bestimmten  rechtlichen  Formulirung 
und  in  gewissen  Zeiten  und  Ländern,  Dies  gilt  auch  von  der 
neueren  Polemik  des  wissenschaftlichen  Socialismus,  welche  sich 
vornemlich  gegen  das  Privateigenthum  an  Productionsmitteln  in 
unserer  heutigen  Volkswirthschaft  wendet.^^) 

3)  Auch  die  Aufstellung  des  üblichen  engen  juristischen 
Eigenthumsbegriffs,  welcher  abstract  a  priori  construirt 
wird,  erweist  sich  sofort  als  theoretisch  verfehlt.  Sie  ist  auch 
pr actisch  bedenklich,  wenn,  wie  in  der  modernen  Jurisprudenz 
und  im  modernen  Recht  unter  römisch-rechtlichem  Einfluss,  nun  aus 


^®)  Die  landläufige  Polemik  der  Gegner  der  Socialisten,  wie  sie  z.  B.  in  der  Presse 
der  liberalen  und  conservativen  Parteien  gefuhrt  wird,  gipfelt  meistens  in  dem  Vor- 
wurfe, dass  der  Socialismus  „Abschaffung  des  Eigenthums"  predige:  eine  tenden?iöse 
oder  oberflächliche  Entstellung. 
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dem  einen  Eigenthumsbegriff  für  alle  Arten  Eigenthum  die  gleichen 
Consequenzen  gezogen,  daher  z.  B.  dem  Eigenthümer  die  gleichen, 
möglichst  absoluten  Vertiigungs-  und  Ausschlussbefugnisse  gegeben 
werden. 

4)  Die  blosse  Unterscheidung  von  Mobil-  und  G rundeige u- 
thum,  welche  das  ältere  und  neuere  Kecht  kennt,  genügt  noch 
nicht.  Die  Rechtsentwicklung  muss  der  weiteren  wirthschaftlichen 
Theilung  der  Eigenthumsarten ,  einer  Folge  veränderter  Technik 
und  Oekonomik  des  Wirthschaftslebens,  nach  Massgabe  des  obigen 
Schemas  folgen.  Dies  ist  fast  gar  nicht  geschehen.  Es  sind  neue 
ökonomische  Eigenthumskategorieen  in  die  alte  Schablone  gezwängt 
und  so  z.  B.  das  moderne  Kapitaleigenthum  und  das  grossstädtische 
Grundeigenthum  verkehrt  behandelt  worden. ^^) 

5)  Diese  verkehrte  Stellung  im  Rechte  hat  dazu  geführt, 
dass  einzelne  Eigenthumskategorieen  eine  ökonomisch  und  social 
vielfach  bedenkliche  Function  ausüben.*")  Daraus  ist  wieder  die 
Polemik  gegen  derartiges  Eigenthum  hervorgegangen :  ganz  mit 
Recht,  nur  dass  dieselbe  dann  häufig  wieder  zu  sehr  verallgemeinert 
wurde.  Eine  Widerlegung,  z.  B.  der  socialistischen  Angriffe  auf 
Eigenthum,  muss  an  der  Hand  obigen  Schemas  specialisiren  und 
danach  bestimmen,  ob  und  wie  weit  die  Polemik  im  einzelnen  Falle 
begründet  ist. 

§.  261.  In  den  folgenden  Abschnitten  wird  die  Auffassung 
des  Eigenthums,  welche  im  Vorausgehenden  generell  dargelegt  ist, 
ihre  genauere  Begründung  finden,  und  zwar  namentlich  hinsichtlich 
folgender  Puncte: 

1)  Die  innere  Begründung  des  Eigenthums  schlechtweg 
durch  die  vier  ersten  oben  genannten  Theorieen  wird  sich  als 
unhaltbar  erweisen,  §.  262 — 277. 

2)  Das  Eigenthum  ist  nur  auf  die  Rechts bildung   zu   be- 

•^^)  Hier  rächt  sich  die  vollständige  Vernachlässigung  nationalökonomischer  Studien 
an  unseren  Juristen,  worüber  L.  v.  Stein  mit  vollem  Rechte  so  herbe  Klage  führt. 
Die  Komanisten  sind  sich  nicht  klar  über  die  grundverschiedene  Gestaltung  der  antiken 
und  der  modernen  Wirthschaftäunternehmungeu,  wie  sie  z.  B.  Kodbertus  meisterhaft 
darlegt.  Die  Germanisten  haben  zwar  viel  mehr  die  Abhängigkeit  des  Rechts  von  der 
Gestaltung  der  Wirthschaft  und  die  daraus  hervorgehende  Wechselwirkung  von  Kechts- 
geschichte  und  Wirthschaftsgeschichte  erkannt.  Aber  sie  ziehen,  wie  die  geschicht- 
liche Rechtsschule  überhaupt,  keine  genügenden  Consequenzen  für  die  Gegenwart, 
welche  ihrerseits  ein  verändertes  Wirthschaftsrecht  braucht,  weil  sie  vollständig  andere 
ökonomische  und  technische  Verhältnisse  in  der  Wirthschaft  besitzt.  Auffassungen 
wie  diejenigen  W.  Arnold's  stehen  unter  den  positiven  Juristen  doch  noch  sehr 
vereinzelt.    Vgl.  s.  Cult.  u.  Recht  d.  Römer  S.  46  IT.,  'J9  ff.  u.  Gesch.  d.  Eig.  S.  202  ff. 

■*"),  Vom  grossstädtischen  Grundeigenthum  z.  ^.  dies  zu  läugnen,  halte  ich 
für  absichtliches  Nicht-sehen wollen .  Vgl.  meine  Rede  zur  Wohnungsfrage  in  Eisenach  1 872. 
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gründen.  Die  letztere  hat  sich  dabei  durch  die  richtigen  Ge- 
sichtspunete  der  Zweckmässigkeit  und  Postulate  der  Gerechtigkeit 
leiten  zu  lassen,  welche  in  den  anderen  vier  Eigenthumstheorieen 
enthalten  sind,  §.  278  ff. 

3)  Diese  Gesichtspuncte  und  Postulate  haben  für  die  einzelnen 
Eigenthumsarten  eine  wesentlich  verschiedene  Bedeutung. 
In  der  weiteren  Untersuchung  sind  daher  die  verschiedenen  Eigen- 
thumskategorieen,  dem  obigen  Schema  gemäss,  auseinander  zu  halten 
und  mehrfach  ist  dabei  auch  zu  beachten,  dass  diese  Kategorieen 
mit  dem  Wechsel  der  geschichtlichen  Phasen  des  Wirthschaftslebens 
und  der  Technik  eine  verschiedene  ökonomische  Bedeutung  haben. 

4)  Die  aprioristische,  abstract-absolute  Formulirung 
des  juristischen  Eigenthumsbegriffs  ist  principiell  unhalt- 
bar, bei  jeder  Art  Eigenthums  mehr  oder  weniger,  bei  gewissen 
Arten  in  hohem  Maasse.  Ein  allgemeiner  Eigenthumsbegriff  ist 
so  weit  zu  fassen,  dass  er  auf  die  verschiedenen  Eigenthumsarten 
anwendbar  ist.  Er  verlangt  aber  dann  für  jede  der  letzteren  noch 
eine  besondere  engere  Fassung,  §.  283  ff. 

5)  Ebenso  unhaltbar  sind  die  Folgerungen,  welche  man 
aus  jenem  absoluten  Eigenthumsbegriff  für  die  Eigenthums  Ord- 
nung, für  die  Ausdehnung  und  den  Inhalt  des  Privateigenthums 
gezogen  hat,  §.  284  ff. 

6)  Jede  der  grossen  ökonomischen  Eigenthumskate- 
gorieen  muss  vielmehr  im  Princip  ihre  in  vielen  wichtigen  Puncten 
besondere  Eigenthumsordnung  erhalten.  Wie  weit  diese 
Forderung  im  positiven  Recht  zu  verwirklichen  und  wie  und  wie 
weit  alsdann  zu  specialisiren  ist,  das  hängt  von  der  Entwicklung 
der  Technik  und  des  Wirthschaftslebens  ab.  Diese  Entwicklung 
muss  also  beobachtet  und  das  Ergebniss  der  Beobachtungen  zu 
entsprechenden  Reformen  des  Eigenthumsrechts  benutzt  werden. 
Es  ist  dies  der  richtige  und  wichtige  Gedanke,  welchen  Rodbertus 
scharfsinnig  und  überzeugend  für  eine  Hauptart  des  Eigenthums, 
das  ländliche  Gruudeigenthum,  und  für  ein  Hanptgebiet  des  auf 
dasselbe  bezüglichen  Rechts,  für  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes, 
verfochten  hat.^^)  Dieser  Gedanke  ist  nur  für  alle  grossen  ökono- 
mischen Eigenthumskategorieen  und  ihr  Recht  richtig  zu  verall- 
gemeinern, um  ein  Princip  von  fundamentaler  Bedeutung  für  das 
Rechts-  und  AVirthschaftsleben  zu  gewinnen. 

*°)  Vgl.  Kodbertus'  olassisches  W crk :  Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen 
Creditnoth  des  Grundbesitzes,  2  B.,  Jena  1869. 
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10.  Abschnitt. 

Die  Begründang-  des  Eigenthums  und  die  Kritik  der  beztiglielien 

Theorieen. 

I.    Die  natürliche  und  die  natürlich-ökonomische  Eigenthumstheorie. 

§.  262.  A.  Die  natürliche  Eigenthumstheorie  ^)  (§.  255  I.)  ist  von 
der  Rechtsphilosophie  gewöhnlich  ohne  besondere  Hervorhebung  der 
wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  aufgestellt  worden.  Im 
Folgenden  wird  sie  zunächst  auch  ohne  Berücksichtigung  der  Modi- 
fication  geprüft,  welche  ^e  als  natürlich-ökonomische  oder 
zweite  Eigenthumstheorie  erhält. 

1)  Die  natürliche  Theorie  leitet  das  Privateigenthum 
schlechtweg,  nicht  bloss  einzelne  Arten  desselben,  unmittelbar 
aus  dem  Begriff  und  Wesen  der  individuellen  Persönlichkeit  mit 
ihren  individuellen  sinnlich-sittlichen  Lebenszwecken  und  ihrer  Auf- 
gabe der  „freien  Gestaltung  der  Lebensweise'',^)  oder  der  „Selbst- 
bethätigung",  „Selbstbehauptung''  und  „Selbsterweiterung"  als  noth- 
wendige  Folge  ab.     Hiergegen  ist  einzuwenden: 

a)  Diese  Ableitung  des  Privateigenthums  ist  keine  Begründung 
der  Privateigenthumsinstitution ,  sondern  nur  eine  petitio  principii. 
Denn  es  fehlt  vollständig  der  Nachweis,  dass  die  Persönlichkeit 
ausschliesslich  nur  durch  jene  Institution  ihre  Zwecke  erreichen 
könne.  Man  kann  nur  zugeben,  dass  das  Sondereigenthum  hierfür 
eine  der  möglichen  Rechtsgestajtungen  im  Gebiete  der 
Vermögenswelt  ist.  Ob  auch  nur  die  beste,  das  bleibt  die  erst 
zu  beantwortende  Frage. 

b)  Selbst  wenn  man  aber  diese  „Begründung"  des  Eigenthums 
auf  die  Persönlichkeit  gelten  lassen  will,  so  ist  dieselbe  etwas  so 
Vages,  dass  dadurch  in  der  Frage  der  Institution  des  Privateigen- 
thums kein  fester  Boden  gewonnen  wird.  Es  zeigt  sich  dies  am 
Besten  darin,   dass   von   socialistischer  Seite  mit  ebenso  viel  oder 


^)  S.  oben  Anm.  9  zum  vor.  Abschnitt.  —  Proudhon,  qu'est  ce  quo  la  piopr. 
eh.  2,  §.  1.     De  Laveleye,  propr.  S.  390. 

^)  Stahl,  Rechtsphil.,  II.,  1,  363.  Er  stellt  hier  dem  Vermögen  eine  doppelte 
Bestimmung,  Befriedigung  durch  die  äusseren  Gegenstände  und  Herrschaft  über  sie 
zur  freien  Gestaltung  der  Lebensweise.  Beides  sei  untrennbar,  jedes  nur  in  Beziehung 
auf  das  andere.  Der  Fehler  der  Eigenthumstheorieen  sei,  dass  bald  nur  das  eine,  wie 
in  den  sensualistischen  (z.  B.  Locke),  bald  nur  das  andre  Moment,  wie  in  den  neueren 
naturrechtlichen  Theorieen  beachtet  werde,  wie  bei  Kant  und  Hegel.  Das  zweite 
Moment,  die  Bethätigung  der  Persönlichkeit,  betrachtet  er  als  das  bedeuten- 
dere, eb.  S.  366.    S.  jedoch  unten  §.  263  sub  b  und  §.  264. 


460  Fünftes  Kapitel.    Das  allgemeine  wirthscliaftliche  Verkebrsrecht. 

wenig  Fug  eine  dem  Privateigenthum  grade  entgegen- 
gesetzte Kechtsordnung  für  die  Vermögenswelt  aus  dem 
Begriff  und  Wesen  der  menschlichen  Persönlichkeit  abgeleitet  wird, 
nemlich  eine  solche,  welche  allen  Menschen  die  erforderlichen 
wirthschaftlichen  Güter  zur  Erfüllung  ihrer  sinnlich-sittlichen  Lebens- 
zweclie  verschaffe  oder  doch  wenigstens  zur  Erreichung  dieses  Ziels 
für  Alle  die  gleichen  ökonomischen  und  rechtlichen  Bedingungen 
aufstelle.  Deshalb  ist  das  Eigenthum  Privater  an  Productions- 
mitteln,  der  characteristische  Hauptpunct  der  geltenden  Privat- 
eigenthumsordnung,  folgerichtig  angegriffen  und  grundsätzlich  ver- 
worfen worden.  Denn  dieses  Eigenthum  erschwere  oder,  nach 
Manchen,  verhindere  für  den  grössten  Theil  der  Menschen  die  Er- 
reichung jenes  doch  durch  das  Wesen  der  Persönlichkeit  gesetzten 
Ziels,  wofür  man  sich  auf  die  Erfahrungen  hinsichtlich  der  Ver- 
theilung  des  Volksvermögens  und  Volkseinkommens,  zumal  im  System 
der  freien  Concurrenz,  beruft.^)  Die  „Begründung''  der  Privateigen- 
thumsinstitution  auf  die  menschliche  Persönlichkeit  schlechtweg  hat 
keinen  grösseren  wissenschaftlichen  Werth  als  die  Begründung  einer 
strict  entgegengesetzten  Vermögens-Rechtsordnung  darauf.*) 

§.  263.  —  2)  Etwas  günstiger  ist  die  natürliche  Eigenthums- 
theorie  zu  beurtheilen  als  Theorie  zur  Begründung  gewisser 
Eigenthumskategorieen.  Es  lässt  sich  nemlich  ein  Privat- 
eigenthum am  Gebrauchsvermögen  oder  doch  an  Theilen 
desselben  durch  jene  Theorie  „begründen",  d.  h.  soweit  ausserhalb 
der  Rechtsbildung  von  „Begründung"  des  Eigenthums  gesprochen 
werden  kann.  Richtiger  gesagt:  es  entspringt  aus  dem  Wesen  der 
menschlichen  Persönlichkeit  die  nothwendige  Forderung,  dass  die 
Rechtsbildung  zur  Institution  eines  gewissen  Privateigenthums  führe. 
Jedoch  hat  auch  diese  „Begründung"  des  Privateigenthums  an 
Gebrauchsvermögen  eine  sehr  beschränkte  Bedeutung  und  für 
die  Cardiualfrage,  die  Begründung  des  Eigenthums  an  Pro- 
ductionsmitteln,  an  Kapital  und  Boden,  folgt  aus  der 
Begründung  jenes  ersteren  Privateigenthums  nicht  so  viel,  wie  man 
anzunehmen  pflegt. 

a)  Das  Eigenthum  an  Gebrauchsvermögen  ist  nemlich  nur  für 
denjenigen  Theil  des  letzteren,  welcher  als  Verbrauchsvermögen 
(nicht  einmal  nothwendig  als  Nutz  vermögen,  §.  27)   zur  Befrie- 

^  Nicht  Alle  sagen  es  so  offen  und  unzweideutig  wie  Stahl,  a.  a.  0.  S.  355: 
,.mit  dem  Eigenthum  ist  die  Ungleichheit  des  Vermögens   nothwendig  gegeben". 
^\  Vgl.  auch  Proudhon,  qu'est  ce  que  la  propr.  eh.  .'^  §.  t. 
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digung-  der  unentbehrlichen  Existenzbediirfnisse  (§.  96)  des  Indivi- 
duums dient,  als  nothwendige  Consequenz  der  menschlichen 
Natur  oder  „der  Beziehung  der  vernünftig-sinnlichen  Lebenszwecke 
der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen"  abzuleiten.  Alles  übrige  Privat- 
eigenthum  Privater  an  Gebrauchsvermögen  lässt  sich  auf  diese 
Weise  nicht  „begründen".  Deshalb  hat  jene  Eigenthumstheorie 
keine  grosse  Tragweite.  Eigentlich  wird  nur  etwas  Selbstverständ- 
liches und  kaum  ernstlich  Bestrittenes  „begründet".  Auch  von 
socialistischer  Seite  ist  in  der  Regel  mit  dem  individuellen  „Arbeits- 
einkommen" ein  „Arbeitseigenthum"  an  den  zur  Bedürfnissbefrie- 
digung dienenden  Arbeitsproducten ,  d.  h,  an  Gebrauchsvermögen 
zugelassen  worden. 

h)  Man  kann  einwenden,  dass  die  Persönlichkeit  zur  Erfüllung 
ihrer  sittlich-sinnlichen  Zwecke  und  überhaupt  zu  ihrer  Bethäti- 
gung  weiteres  Gebrauchsvermögen  bedarf  und  dass  daher  wenig- 
stens das  Eigenthum  an  letzterem  allgemein  als  Forderung  der 
Persönlichkeit  hinzustellen  sei.  Allein  es  ist  nur  zuzugeben,  dass 
aus  diesem  Grunde  nach  Zweckmässigkeitsrücksichteu  ein  solches 
allgemeines  Privateigenthum  an  Gebrauchsvermögen  in  der  Rechts- 
ordnung zu  verlangen  sei.  Aus  Begriff  und  Wesen  der  Persön- 
lichkeit folgt  dasselbe  nicht,  oder,  wenn  es  daraus  abgeleitet 
wird,  so  ergiebt  sich  wieder  die  Consequenz,  dass  es  Allen  im 
gleichen  Maasse  zustehen  muss.^) 

c)  Wollte  man  jedoch  die  erstere  Behauptung  selbst  zugeben, 
so  kann  auch  in  diesem  Falle  nur  von  einer  „Begründung"  des 
Privateigenthums  p  r  i  n  c  i  p  s  in  Bezug  auf  das  Gebrauchsvermögen 
die  Rede  sein.  Dieses  Privateigenthum  bleibt  aber  für  den  über 
die  nothwendigen  Existenzbedürfnisse  hinausgehenden  Betrag  ein 
leeres  Wort  und  erhält  wieder  erst  durch  die  freie  Rechtsbildung 
seinen  Inhalt  und  Umfang,  welche  bloss  bei  jenem  beschränkten 
Betrag  des  Verbrauchsvermögens  aus  der  Natur  der  Dinge,  d.  h. 
hier  aus  der  Beziehung  der  Persönlichkeit  zu  den  Sachen  folgen. 
Absolutes  Eigenthum,  dem  uneingeschränkt  nur  der  Wille  des 
Eigenthümers  den  Inhalt  giebt,  und  Eigenthum  an  beliebig 
grossem  und  beliebig  beschaffenem  Gebrauchsvermögen 
lässt  sich  nicht  als  nothwendige  Consequenz  der  Persönlichkeit 
hinstellen.    Man  kann  aus  dem  Wesen  der  Persönlichkeit  nur  die 


*)  Das  wird  gegen  Stahl  zu  sagen  sein,  wenn  er  meint,  das  Eigenthum  sei  der 
Stoff  für  die  Offenbarung  der  Individualität,  s.  o.  vor.  Abschn.,  Anm.  9.  Warum  fehlt 
den  Millionen  dieser  Stoff,  werden  die  Socialisten  antworten. 
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Nothwendigkeit  —  richtiger:  nur  die  Zweckmässigkeit  —  ableiten, 
dass  das  Recht  auch  ein  solches  Maass  und  eine  solche  Beschaffen- 
heit des  Gebrauchsvermögens,  welche  den  nothwendigen  Existenz- 
bedarf quantitativ  und  qualitativ  überschreiten,  in  das  individuelle 
Eigenthum  treten  lasse  und  dass  ferner  dieses  Eigenthum  gewisse 
Verfügungs-  und  Ausschlussbefugnisse  für  den  „Eigenthümer"  Anderen 
gegenüber  gewähre.  Ein  ein  für  allemal  festes  und  ein  gleiches 
Maass  des  Gebrauchsvermögens  widerspricht  allerdings  dem  Wesen 
der  Persönlichkeit,  ihrem  Freibeitsbedürfniss ,  ihrer  Fähigkeit  zu 
und  ihrem  Drange  nach  Entwicklung,  sowie  der  natürlichen  indivi- 
duellen Verschiedenheit  der  Menschen.  Und  bestimmte  Rechte  muss 
das  Eigenthum  zur  Erfüllung  seines  Zwecks  dem  Inhaber  geben. 
Aber  nur  die  Rechtsbildung  kann  nach  Rücksichten  der  Zweck- 
mässigkeit und  Gerechtigkeit  und  der  Coexistenz  der  Individuen 
Umfang,  Maass,  Inhalt  des  Privateigenthums  an  dem  weiteren  Ge- 
brauchsvermögen bestimmen.^) 

§.  264.  —  3)  Das  Privateigenthum  an  Productionsmitteln, 
an  Kapital  und  Boden  lässt  sich  aber  nicht  einmal  in  dem  be- 
schränkten Maasse  wie  das  Eigenthum  au  Gebrauchsvermögen  durch 
die  natürliche  Eigenthumstheorie  begründen.     Denn 

a)  wenn  auch  das  Individuum,  wie  man  einwenden  kann,  nicht 
nur  selbstverständlich  zu  seiner  wirthschaft liehen  Bethäti- 
gung  im  Productionsprocess  Kapital  und  Boden  nothwendig  zur 
Disposition  muss  haben  können,  sondern  überhaupt  zur  freien 
Gestaltung  seiner  Lebensweise  wenigstens  die  Möglichkeit 
besitzen  muss,  solche  Disposition  zu  erlangen,  so  folgt  daraus  nicht 
nothwendig,  dass  diese  Disposition  durch  die  Institution  des 
Privateigenthums  des  Einzelnen  (Producenten ,  Arbeiter)  an 
den  ihm  erforderlichen  Productionsmitteln  erlangt  werden  müsse. 
Es  kann  dies  vielmehr  auch  durch  eine  andere  Rechtsordnung 
für  die  Beziehungen  zwischen  Producenten  und  Productionsmitteln 


^)  Selbst  bei  den  Vertretern  der  organischen  Auffassung  von  Recht  und  Staat, 
wie  bei  Ahrens,  Stahl  u.  A.  ist  in  dieser  Beziehung  die  Sphäre  des  subjectiven 
Beliebens  des  Eigenthümers  immer  noch  zu  weit  gezogen.  Vgl  Stahl,  I.,  1,  S.  363, 
§.  29,  z.  B.  den  Satz:  „der  allgemeine  Character,  den  das  Vermögensrecht  in  allen 
seinen  Instituten  an  sich  trägt,  ist  die  Herrschaft,  die  freie,  gesicherte  Verfügung 
des  Individuums,  die  unbedingte  subjective  Berechtigung."  Vgl.  auch  Rösler,  soc. 
Verw.  recht,  I.,  §.  122,  183,  184,  nach  welchem  „im  socialen  Rechte  das  Eigen- 
thum als  ein  Culturverhältniss  erscheint,  das  seine  positive  Gestaltung  der  jeweils  herr- 
schenden Culturidee  entnimmt  und  in  gleicher  Weise  Berechtigungen  und  Verpflich- 
tungen in  sich  aufnehmen  kann".  Gleichwohl  meint  auch  Rösler,  dass  diejenigen 
zu  weit  gingen,  die  ein  absolutes  Recht  des  Privateigenthums  nicht  anerkennen 
wollten  (?).  Er  trennt  hier  wie  überhaupt  Privat-  und -Socialrecht  zu  sehr,  während 
schon  das  erstere  selbst  socialreclitlich  zu  constituiren  ist.     Vgl.  u.  §.  284,  308  ff. 
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geschehen,  nemlich  durch  eine  solche,  welche  den  Privaten  nicht 
das  Eigenthnm ,  sondern  nur  ein  Recht  des  Gehrauchs  der  Pro- 
ductionsmittel  einräumt.  Zwar  ist  es  aus  guten  Gründen,  wie  sie 
die  natürlich-ökonomische  Theorie  und  die  Arbeitstheorie  enthalten, 
wahrscheinlich  das  Zweckmässigste  und  Gerechteste,  dass  die  recht- 
liche Ordnung  jener  Beziehungen  eben  iu  der  Institution  des  Privat- 
eigenthums  auch  an  den  Productionsmitteln  bestehe:  aber  noth- 
wendig  aus  dem  Begriff  und  Wesen  der  Persönlichkeit  folgt 
dies  nicht.  Die  Existenz  solchen  Privateigenthums  ist  deshalb 
auch  keine  Principienfrage,  sondern  eine  Zweckmässig- 
keitsfrage  (§.  287  ff.,  297  ff.,  308  ff.). 

b)  Auch  der  thatsächliche  Zustand  im  vergangenen  wie  im 
heutigen  Wirthschaftsleben  liefert  den  Beweis  für  die  Richtigkeit 
dieser  Auffassung.  Denn  wenn  wirklich  die  Institution  des  Privat- 
eigenthums an  Productionsmitteln  durch  das  Wesen  der  Persönlich- 
keit nothwendig  gefordert  würde,  so  wäre  der  unvermeidliche 
Schluss,  dass  vor  Allem  die  Producenten  selbst  das  Eigenthum  an 
den  ihnen  zur  wirthschaftlichen  Bethätigung  erforderlichen  Pro- 
ductionsmitteln besitzen  müssten.  Dies  ist  wahrscheinlich  das  Beste, 
aber  es  ist  eben,  wie  bekannte  Thatsachen  beweisen,  nicht  das 
Nothwendige,  nicht  einmal  das  allgemeiner  Verbreitete.  Denn  die 
meisten  freien  Arbeiter,  wie  ehedem  die  unfreien,  werden  mit  Pro- 
ductionsmitteln Fremder  beschäftigt  und  viele  Unternehmer  arbeiten 
in  gleicher  Weise  mit  geliehenen  Kapitalien,  gepachteten  Grund- 
stücken ,  gemietheten  Gebäuden ,  was  im  Wesentlichen  ebenso  vor 
sich  gehen  könnte,  wenn  grundsätzlich  nur  öffentliches  (Staats-, 
Gemeinde-)Eigenthum  an  Productionsmitteln  zugelassen  würde.  Das 
Privat  eigenthum  an  Boden  und  Kapital  ist  für  alle  diese  Personen 
in  grossem  Umfange  Fremdtbum,  was  wenigstens  die  Auffassung 
des  ersteren  als  nothwendige  Consequenz  der  Persönlichkeit  unhalt- 
bar macht. 

§.  265.  —  B.  Die  natürlich-ökonomische  Eigenthums- 
theorie  (§.  255,  I.)'^)  ist  eine  besondere  Gestaltung  der  natür- 
lichen Theorie,  iu  welcher  die  letztere  nicht  von  vorneherein  dem 
Vorwurf  der  Vagheit  und  der  Brauchbarkeit  gegen  wie  für  die 
Privateigenthumsinstitution  ausgesetzt  ist. 

Die  Beweisflihrung  geht  wieder  auf  das  wirthschaft liehe 
Selbstinteresse  zurück.     Dasselbe  sei,  nach  allgemeinster  und 


')  S.  oben  Abschn.  1,  Anm,  10  u.  14. 
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sicherster  Erfahrung,  bei  jeder  Persönlichkeit  im  Wesentlichen 
gleichartig-  und  in  grosser  Stärke  vorhanden.  Eben  deshalb,  da  es 
sich  um  einen  allen  Menschen  angeborenen  Naturtrieb  handle, 
sei  eine  Rechtsordnung  in  Betreff  der  Sachgüter  nothwendig,  bei 
welcher  sich  das  Selbstinteresse  allseitig  gehörig  geltend  machen 
könne.  Die  hiernach  an  die  Rechtsordnung  zu  stellenden  Anfor- 
derungen erfülle,  wenn  nicht  allein,  so  jedenfalls  „nach  der  Natur 
des  Menschen^'  am  Besten  die  Institution  des  Privateigenthums,  und 
zwar  des  Privateigenthums  in  möglichst  absoluter  Form  und  an 
allen  Arten  Sachgütern,  einschliesslich  derjenigen,  welche  als  Pro- 
ductionsmittel  dienen.  Im  Einzelnen  wird  der  Beweis  ebenso  wie 
für  das  ganze  allgemeine  wirthschaftliche  Verkehrsrecht  geführt 
(s.  bes.  §.  193). 

Das  Eigenthum  erscheint  also  nach  dieser  Theorie  in  der  That 
als  nothwendige  Consequenz  der  wirthschaftlichen 
Natur  des  Menschen.  Der  Mensch  werde  ohne  Eigenthum  au 
den  Producteu  seiner  Arbeit,  den  Mitteln  für  seine  Bedürfniss- 
befriedigung, nicht  oder  nicht  gehörig  arbeiten;  ohne  Eigenthum 
an  Kapital  kein  Kapital  durch  Ersparung  bilden;  ohne  Eigenthum 
an  Boden  denselben  nicht  ordentlich  bestellen.  Oder  in  W.  Roscher's 
Formulirung :  „Wie  sich  die  Arbeit  der  Menschen  nur  unter 
Voraussetzung  persönlicher  Freiheit  zu  ihrer  vollen  wirthschaftlichen 
Bedeutung  entwickeln  kann,  so  das  Kapital  mit  seiner  produc- 
tiven  Kraft  nur  unter  Voraussetzung  freien  Privateigen- 
thums. Wer  möchte  sparen,  also  dem  gegenwärtigen 
Genüsse  entsagen,  wenn  er  des  zukünftigen  Genusses 
nicht  sicher  wäre?"^) 

Das  Eigenthum  wird  hier  allerdings  zunächst  nur  für  das 
privatwirthschaftliche  System  mit  privatwirthschaftlichen 
Gesichtspuucten  begründet.  Aber  mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung 
dieses  Systems  für  die  Volkswirthschaft  wird  folgerichtig  der  Schluss 
gezogen,  dass  die  Privateigenthumsinstitution  auch  eine  unbe- 
dingte Forderung  des  volkswirthschaftlichen  Bedürf- 
nisses sei.  Bei  der  in  der  bisherigen  Theorie  üblichen  Identi- 
ficirung  der  Volkswirthschaft  mit  dem  privatwirthschaftlichen  System 
wird  dieser  Schluss  nur  noch  stringenter.  Das  Eigenthum  ist  hier 
keineswegs  bloss  eine  Institution  volkswirthschaftlicher  Nützlich- 
keit, sondern  volkswirthschaftlicher  Noth wendigkeit,  weil  eine 


«)  Koscher,  Syst.,  I.,  §.  77',  dann  §.  82. 
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Consequenz  der  Natur  oder  der  natürlichen  Organi- 
sation derVolkswirthscha ft.  Denn  nach  der  hier  zu  Grunde 
liegenden  Anschauung  beruht  eben  diese  Organisation  auf  der  Natur 
der  durch  das  Selbstinteresse  zum  wirthschaftlichen  Thun  und  Lassen 
bewegten  Menschen. 

§.  266.  Der  Werth  dieser  Theorie  für  die  Begründung  der 
Eigenthumsinstitutiou  hängt  von  der  Richtigkeit  ihrer  Prämissen 
ab.  Von  letzteren  sind  folgende  vier  zu  unterscheiden:  zunächst 
die  Allgemeingiltigkeit  und  Unersetzbarkeit  des  wirth- 
schaftlichen Selbstinteresses  in  der  Einzel wirthschaft  des 
Individuums  oder  in  der  Privat  wirthschaft;  sodann  die  Identität 
der  Volkswirthschaft  mit  dem  privatwirthschaftlichen 
System;  ferner  die  Identität  des  Kapitals  als  ökonomische 
Kategorie  oder  als  Productionsmittel  mit  dem  privaten 
Kapitaleigenthum  (§.  28j;  endlich  die  Annahme,  dass  das 
Kapital  allgemein  unbedingt  zu  seiner  Entstehung  und 
Vermehrung  den  privatwirthschaftlichen  Sparprocess 
voraussetze.  Diese  letzte  Prämisse  wird  später  noch  untersucht 
werden  (§.  289  ff.)  und  sich  als  mindestens  einseitig  erweisen.  Die 
drei  anderen  Prämissen  sind  schon  nach  den  früheren  Erörterungen 
theils  unrichtig,  theils  nicht  in  dem  allgemeinen  Umfange  richtig, 
wie  es  in  der  Theorie  der  freien  Concurrenz  vorausgesetzt  wird 
und  werden  muss,  wenn  die  Begründung  des  Eigenthums  nach  der 
hier  untersuchten  Theorie  für  ausreichend  gelten  soll.  Die  Unzu- 
länglichkeit auch  dieser  Theorie  ist  daher  nicht  zu  bestreiten. 

Eine  eigentlich  principielle  Begründung  des  Eigenthums 
würde  hier  ohnehin  nur  vorliegen,  wenn  sich  nachweisen  Hesse, 
dass  das  Privateigenthum  eine  w' irklich  unbedingte  Voraus- 
setzung, eine  wahre  conditio  sine  qua  non,  für  die  individuelle 
Arbeitsleistung  und  Ersparung,  daher  in  volkswirthschaftlicher  Be- 
ziehung für  den  ganzen  Pruductionsprocess,  für  die  Kapitalbildung 
und  den  Bodenaubau  wäre.  Dies  lässt  sich  den  vielen  Thatsachen 
gegenüber  nicht  behaupten,  welche  uns  ganze  Zeitalter  der  Wirth- 
schaftsgeschichte  nicht  nur  in  Betreff  unfreier  Arbeit,  sondern  auch 
in  Betreff  der  Eigeuthumsordnung  für  die  Arbeitsproducte ,  das 
Kapital  und  besonders  für  den  Boden  zeigen.  Dieser  empirische 
Gegenbeweis  wird  durch  die  Analyse  der  auf  die  Arbeitsleistung, 
die  Kapitalbildung  und  den  Bodenanbau  einwirkenden  Motive  der 
betheiligten  Individuen  allseitig  begründet  (vgl.  §.  207).  Das 
Privateigenthum  erscheint  grade  nach  seiner  Entwicklungsgeschichte 

A.  Wagner,  VolkswirtbsehaftsleLre.    I.  •!'• 
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als  eine  Institution  vielleicht  höchster  volkswirthschaftlicher  Zweck- 
mässigkeit, aber  nicht  reiner  Naturnoth wendigkeit, 

§.  267,  Der  grösste  Werth  wird  der  hier  in  Rede  stehenden 
Theorie  von  ihren  Anhängern,  d,  h.  vornemlich  Nationalökonomen 
für  die  principielle  Begründung  des  Kapitaleigenthums  bei- 
gelegt, wie  in  dem  oben  angeführten  Satze  W.  Ro s  cher's.  Dennoch 
auch  hier  mit  Unrecht,  Es  wird  hier  doch  immer  nur  mit  Ntitz- 
lichk ei ts gründen  argumentirt,  welche  das  Kapitaleigenthum  wohl 
als  eine  Institution  einzel-  und  volkswirthschaftlicher  Zweck- 
mässigkeit im  positiven  Rechte,  nicht  aber  als  eine  nothwendige 
Forderung  der  Natur  des  Menschen  und  der  Volkswirthschaft 
erscheinen  lassen.  Wohl  bemerkt  wird  der  Beweis  hier,  wie  z.  B. 
in  jenem  Satze  Röscher 's,  noch  nicht  mit  dem  Gerechtigkeits- 
postulat der  Arbeits-  und  Spartheorie  zu  führen  gesucht.^) 

Die  natürlich-ökonomische  Begründung  des  Eigenthums  wider- 
spricht nur  bei  dem  Eigenthum  an  den  Arbeitspro ducten  und  am 
Boden  offenkundigeren  Thatsachen  als  beim  Kapitaleigenthum. 
Deshalb  ist  ihre  Widerlegung  dort  leichter.  Angesichts  der  Ver- 
hältnisse unfreier  Arbeit  und  der  Abfindung  der  freien  Arbeiter 
durch  den  Lohnvertrag  und  angesichts  der  Verbreitung  des  Boden- 
anbaus  ohne  die  Institution  des  Grundeigenthums  z,  B.  in  den  Län- 
dern mit  sogen.  Gemeineigenthum  von  Gemeinschaften  (Gemeinden 
u.  8.  w.)  oder  endlich  angesichts  so  vielfach  verbreiteter  Boden- 
cultur  durch  Pächter  kann  man  nicht  wohl  das  Privateigenthum 
der  Arbeiter  au  den  Arbeitsproducteu  und  der  Bebauer  am  Boden 
als  unbedingte  Voraussetzung  der  Production  bezeichnen  und 
als  nothwendige  Consequenz  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Men- 
schen „begründen".  Kapitaleigenthum  scheint  dagegen  für  die 
äusserliche  Betrachtung,  welche  alles  Gewicht  auf  die  Sparthätig- 
keit  legt,  die  nothwendige  Voraussetzung  für  die  Entstehung  und 
Vermehrung  des  Kapitals  zu  sein. 

Allein  der  Fehler  der  Beweisführung  liegt  hier  zunächst  wieder 
in  der  unhaltbaren  Identificirung  des  Kapitals  als  volks- 
wirthschaftlicher Productionsfactor  oder  als  ökono- 
mische Kategorie  mit  dem  Kapitalbesitz  als  historisch- 
rechtliche  Kategorie  (§.  28).   Es  wird  in  Folge  dieses  falschen 


®)  Vgl.  oben  Ab.schn.  9.  Aiim.  14,  S.  445.  Es  bleibt  auch  bei  Röscher  unklar, 
ob  er  das  Eigenthum  begründet  auf  die  Forderungen  der  menschlichen  Natur  oder  auf 
die  Arbeit.  Der  Text  des  §.  77  deutet  auf  das  Erstere,  die  Anmerkung  eher  auf  das 
Zweite, 
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Standpimcts  ohne  Weiteres  vorausgesetzt,  dass  Kapitaleigenthum 
nicht  nur  die  beste,  d.  h.  grade  mit  Rücksicht  auf  die  wirth- 
schaftliche  Natur  des  Menschen  zw  eck  massigste,  sondern  dass 
es  die  einzig  mögliche,  also  unbedingt  nothwendige 
Form  für  die  Bildung  und  Verwendung  volkswirthschaftlichen  Kapitals 
sei.  Nur  wenn  dies  bewiesen  wäre  —  was  bisher  kaum  auch  nur 
untersucht  wurde  — ,  liesse  sich  das  Kapitaleigenthum  als  noth- 
wendige Consequenz  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  und 
der  dadurch  begründeten  Natur  der  Volkswirthschaft  auffassen. 
Bei  der  Betrachtung  des  Kapitals  muss  man  jedoch  die  rein- 
ökonomischen  Bedingungen  der  Bildung  des  sogen.  Kapitals  an 
sich  feststellen  und  alsdann  erforschen,  ob  und  wieweit  hierbei  eine 
Vermittlung  durch  die  Institution  des  privaten  Kapitaleigenthums 
erforderlich  ist  und  daher  die  Entstehungsgründe  des  letzteren,  die 
privaten  Sparthätigkeiten  u.  s.  w.,  auch  nothwendig  solche  der  Ent- 
stehung des  Kapitals  an  sich  sind.  Dies  lässt  sich,  wie  später  in 
den  Abschnitten  14  und  15  vom  Kapitaleigenthum  (§,  287 — 307) 
genauer  dargethan  werden  wird,  nicht  nachweisen,  sondern  es 
lässt  sich  nur  zeigen,  dass  dies  Kapitaleigenthum  wenigstens  für 
jetzt  und  für  unabsehbare  Zeit  noch  wahrscheinlich  diejenige  Form 
des  Kapitals  im  rein  ökonomischen  Sinn  (als  Productionsmittelfonds) 
oder  des  Nationalkapitals  ist,  in  welcher  der  weitaus  grösste 
Theil  des  letzteren  am  Besten  gebildet  und  verwendet  wird.  Dann 
ist  aber  auch  das  Kapitaleigenthum  wie  andres  Eigenthum  nur 
durch  Zweckmässigkeitsgründe  gestützt  und  nicht  auf  die 
menschliche  Natur  oder  bestimmte  Seiten  derselben  zurückgeführt.^") 
§.  268.  Zur  eigentlichen  Begründung  der  Eigeuthums- 
institution  im  Ganzen  wie  in  Betreff  der  Hauptkategorieen  kann 
daher  die  natürlich- ökonomische  Theorie  so  wenig  dienen  als  dies 
in  der  Hauptsache  die  natürliche  Eigenthumstheorie  vermochte.  Da- 
gegen hat  jene  Theorie  doch  einen  grossen  Vorzug  vor  der  letzteren 
voraus,  weil  sie  die  Momente  darlegt,  welche  für  die  Rechts- 
bildung im  Gebiete  des  Eigenthums  grade  wegen  der  wirth- 
schaftlichen Natur  des  Menschen  zweckmässiger  Weise 
mehr  oder  weniger  massgebend  sind  und  sein  müssen.  Sie  liefert 
uns  nemlich  so  den  ökonomischen  Schlüssel  für  das  Ver- 
ständniss  der  Privateigeuthurasinstitution  und  besonders  auch  des 
Kapital-  und   Grundeigenthums    und    hiermit    den    inneren  Recht- 


*•)  Vgl.  bes.  auch  Roilbertus,  Beleucht.  <\.  soc.  Frage.  T..  B'mI.  1S7.'),  n.  über 
ihn  u.  in  Abschn.   14  u.  lö.  bes.  Abschn.   11,  §.  2S7  Anui.   1. 
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fertigungsgrund  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  positiv- 
rechtliche Gestaltung  des  Eigenthums  unter  dem  Einflüsse  ökono- 
mischer Zweckmässigkeit.  Diese  Beweisführung  zu  Gunsten 
des  Privateigenthums  wird  durch  die  „Arbeitstheorie"  unterstützt. 
Es  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Erfüllung  des  Postulats 
natürlicher  Gerechtigkeit,  wonach  die  Früchte  der  Arbeit  dem 
Arbeiter  und  die  Ergebnisse  der  Ersparung  dem  Sparenden  in  Ge- 
mässheit  der  Arbeitstheorie  als  Eigenthum  gehören,  vom  volks- 
wirthscbaftlichen  Standpuncte  aus  auch  als  eminent  zweckmässig 
erscheint.  Höchste  Gerechtigkeit  ist  hier  zugleich  höchste  Zweck- 
mässigkeit. 

Das  typische  Beispiel  eigenthumsrechtsgeschichtlicher  Entwick- 
lungen unter  dem  Einfluss  ökonomischer  Momente,  wie  ihn  die 
natürlich-ökonomische  Eigenthumstheorie  darlegt,  ist  die  Entwick- 
lungsgeschichte des  privaten  ländlichen,  besonders  bäuer- 
lichen Grundeigenthums.*')  Quellenmässig  lässt  sich  diese 
Geschichte  besonders  deutlich  bei  den  Germanen  verfolgen,  aber 
auch  bei  vielen  anderen  Völkern  zeigt  das  ländliche  Grundeigen- 
thura  eine  ganz  ähnliche  Entwicklung,  AVie  der  rothe  Faden  zieht 
sich  durch  letztere  das  ökonomische  Princip  hindurch:  dem  wirth- 
schaftlichen  Selbstinteresse  des  Bebauers  durch  Gewährung  von 
Privateigenthumsrechten  an  Theilen  des  ursprünglich  im  Gemein- 
eigenthum  gestandenen  Bodens  einen  immer  weiteren  Spielraum 
der  Bethätigung  zu  gewähren.  Die  Privateigenthumsrechte  erlangen 
deshalb  sowohl  einen  immer  grösseren  Umfang,  was  die  Ausdehnung 
und  Gattung  der  bebauten  Grundstücke  l)etrifift,  als  auch  einen 
immer  reicheren  Inhalt,  was  die  Rechte,  die  Verfügungs-  und  Aus- 
schlussbefugnisse Anderen  gegenüber,  in  Bezug  auf  diese  Grund- 
stücke anlangt.  Diese  Entwicklung  vollzieht  sich  zum  Nutzen  des 
Bebauers,  aber  gleichzeitig  auch  zum  Nutzen  der  Gesammtheit,  für 
welche  jener  wie  ein  Beauftragter  die  der  Gesellschaft  hinsichtlich 
des  Bodenanbaus  obliegenden  Aufgaben  zu  vollführen  hat :  nemlich 
wegen  steigenden  Bedarfs  nach  Bodenproducten  für  grössere  und 
bessere  Bodenbestellung,  für  fleissigere  Arbeit,  stärkere  Sparsamkeit, 

")  Vgl.  darüber  den  späteren  Abschnitt  16  vom  Grundeigen thum  §.  308  fF.  und  im 
4.  Bande  des  Lehrbuchs  die  bezüglichen  Erörterungen  über  Agrarpolitik.  S.  Röscher, 
System,  I.,  §.  87,  88,  IL,  B.  2,  bes.  Kap.  2,  6;  meine  Abschall'ung  d.  priv.  Grund- 
eigenth.  Kap.  2.  Es  ist  nur  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Beweisführung  zu  Gunsten 
des  Grundeigenthums  mit  den  angeführten  Ökonom.  Momenten  im  Wesentlichen  nur 
für  ländliches,  nicht  für  städtisches  Grundeigenthum  gilt  und  auch  dort  vornemlich 
nur  für  selbstbewirthschaftetes  bäuerliches,  bez.  kleines  und  mittleres. 
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bedeutendere  Kapitalverwendung  in  den  Boden  zu  sorgen,  mit  Hilfe 
welcher  Factoren  schliesslich  ein  reicherer  Bodenertrag  erzielt  wird. 

Das  Beispiel  des  ländlichen  Grundeigenthums  steht  jedoch  nicht 
allein.  Aehnlich  lässt  sich  u.  A.  die  Entwicklung  des  Bergrechts 
durch  die  drei  bis  vier  Phasen  hindurch,  welche  die  Rechtsgeschichte 
unserer  Culturvölker  hier  nachweist,  ökonomisch  erklären. ^^^  Auch 
ganz  moderne  ßechtsbildungen ,  wie  das  Wegeeigenthum  von 
Privaten  oder  von  Actiengesellschaften ,  besonders  das  private 
Eisenbahneigenthum  —  am  Schienenwege  —  finden  so  ihre 
ökonomische  Erklärung. 

§.  269.  Die  Privateigenthumsinstitution  und  die  verschiedenen 
Kategorieen  des  Eigenthums  erscheinen  hiernach  zwar  nicht  schlecht- 
weg natürlich  begründet,  aber  wohl  aus  Gründen  ökono- 
mischer Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  durch  die 
Rechtsbildung  geschaffen.  Es  sind  bestimmte  geschichtliche 
und  locale  Verhältnisse,  der  Technik,  der  Cultur,  des  gesell- 
schaftlichen Zusammenlebens  überhaupt,  welche  die  Institution  im 
Ganzen  wie  in  ihren  einzelneu  Arten  mit  Rücksicht  auf  die  wirth- 
schaftliche  Natur  der  Menschen  im  Rechte  entstehen  lassen.  Wir 
haben  es  also  beim  Eigenthum  mit  einer  historischen,  nicht 
mit  einer  natürlich-nothwendigen ,  ohne  Weiteres  aus  der  mensch- 
lichen Natur  folgenden,  nicht  mit  einer  rein-ökonomischen 
Kategorie  zu  thun,  von  welcher  sich  sagen  Hesse,  dass  ohne  sie 
eine  regelmässige  Bedürfnissbefriedigung,  eine  Volkswirthschaft  über- 
haupt undenkbar  wäre. 

Die  Conseqaenzen  dieser  Auffassung  sind  für  die  ganze  Eigen- 
thumslehre,  besonders  aber  für  die  Lehre  vom  privaten  Grund- 
eigenthum  und  Kapitaleigenthum  fundamental.  Sie  richten 
sich  gegen  die  beiden  extremen  Ansichten  in  dieser  Lehre,  gegen 
die  Auffassung  der  unbedingten  Anhänger  der  heutigen  Eigenthums- 
ordnung  und  gegen  diejenige  der  unbedingten  Gegner  derselben, 
gegen  den  „Kapitalismus"  wie  gegen  den  Socialismus. 

Privates  Kapital-  und  Grundeigenthum  sind  als  auf  ökono- 
mischen Zweckmässigkeitsgründen  beruhend  keine  ewig  unver- 
änderlichen Institutionen  des  Rechts  und  der  Volkswirthschaft. 
Gerade  die  geschichtliche  Betrachtung  im  Unterschied  von  der 
abstracten  muss  dies  anerkennen,  wenn  sie  nicht  mit  sich  selbst 
in  Widerspruch  kommen  will.    Die  massgebenden  Zweckmässigkeits- 

^^  S.  Rau-Waguer,  Fin.  wiss.,  I.,  §.  191—193. 
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gründe  wechseln  oder  fallen  selbst  fort  mit  allgemeinen  geschicht- 
iichen  Veränderungen  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  der 
Volksdichtigkeit,  der  Technik  in  der  Production,  Das  Postulat  ist 
also:  nicht  Stillstand  der  Entwicklung,  sondern  zweckmässige 
Weiter-  und  Umbildung  des  Eigenthumsrechts  und  der 
ganzen  Eigenthumsinstitution  nach  Massgabe  der 
veränderten  Verhältnisse  und  der  wahrgenommenen 
volkswirthschaftlichen  Function  des  bisherigen  Rechts. 
Hiernach  kann  z.  B.  auch  eine  gänzliche  oder  theilweise  Wie- 
derbeseitigung des  Grundeigenthums  oder  eine  wesent- 
liche Beschränkung  des  Inhalts  des  Eigenthumsrechts 
an  Productionsmitteln  überhaupt  im  Princip  immer  und  im 
concreten  Falle  alsdann  für  zulässig  erklärt  werden,  wenn  die  sonst 
gebotene  Rücksicht  auf  die  v  o  1  k  s  wirthschaftlich  nützliche  Wirk- 
samkeit des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  der  Privateigenthümer 
bei  Seite  gesetzt  weiden  darf.  Characteristische  Wendungen  nach 
dieser  Richtung  hat  sogar  die  positive  Rechtsbildung  neuerdings 
schon  gemacht,  z.  B.  beim  Kapitaleigenthum  hinsichtlich  der  aus 
dem  Princip  der  persönlichen  Freiheit  und  aus  dem  Eigenthum 
abgeleiteten  vollen  Vertragsfreiheit.  Der  principielle  Vorbehalt 
gewissen  Grundeigenthums  für  die  Zwangsgemeinwirthschaften 
(Staat,  Gemeinde),  also  der  Ausschluss  der  Privaten,  ist  bei  Wald- 
boden, Wegeboden  (Eisenbahnen)  schon  ernstlicher  in  Frage  ge- 
kommen, selbst  bei  städtischem  Wohnungsboden  schon  wissen- 
schaftlich discutirt  worden.  Wesentliche  Beschränkungen  der  Ver- 
fügungsbefugnisse des  Eigenthümers ,  abweichend  vom  ländlichen 
Grundeigenthum  und  vom  allgemeinen  Eigenthumsrechte,  sind  bei 
Waldboden,  städtischem  Boden,  Bergwerk sboden,  Wegeboden  theils 
seit  Alters  in  unserem  Rechte  vorhanden,  theils  neu  eingeführt 
worden.^*')  Auch  die  g  r  u  n  d  s  ä  t  z  1  i  c  h  e  A  u  f  h  e  b  u  n  g  alles  privaten 
Grundeigenthums  in  Händen  der  Privatwirthschaften  und  gewisser 
Hauptarten  des  Kapitaleigenthums  ist  wenigstens  eine  discutable 
Frage,  welche,  so  unrichtig  wahrscheinlich  ihre  Bejahung  ist  und 
für  unabsehbare  Zeit  sein  wird,  nicht  ohne  Weiteres  mit  dem  Hin- 

")  Vgl.  z.  B.  die  römisch-reclitliche  Lehre  von  den  sogen.  Legalservituten. 
Das  sogen.  Nachbarrecht,  Baron,  Pandectcn  §.  1 26  ff. ;  über  Gebäudeeigen- 
thum  Preuss.  Landrecht  Thl.  L  Tit.  S,  §.  35—82;  über  Wald  eigenthum  cb. 
§.  83—95.  Welclicn  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  untersteht  das  private 
Eisenbahneigenthum !  So  grossen,  dass  man  auch  von  unserem  Standpuncte  aus 
kaum  mehr  von  „Eigenthum"  hier  sprechen  möchte!  —  Vgl.  auch  bei  H.  R Osler  im 
soc.  Verw.  recht  L  den  Ahschn.  v.  den  „socialen  Verpflichtungen  des  Eigenthums'", 
§.  183,  S.  436  ff.  u.  Ihering,  Geist  d.  röm.  Rechts,.  IL,  l.  Abth.,  3.  Aufl.,  S.  226  ff. 
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weis  auf  die  menschliche  Natur  überhaupt  oder  auf  die  wirthschaft- 
liche  Natur  des  Menschen  speciell  abgewiesen  werden  kann.  Denn 
immer  fordert  auch  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen  solches 
Eigenthum  nur  unter  der  einen  Voraussetzung,  dass  es  nemlich  nicht 
möglich  ist,  durch  andre  Motive  als  das  Selbstinteresse  dieselbe 
wii'thschaftliche  Leistung  vom  Menschen  zu  erzielen  und  dass  grade 
diese  Leistung  in  bestimmter  Gestalt  durch  die  Technik  der  Boden- 
bestellung, der  Kapitalverwendung  unter  den  obwaltenden  geschicht- 
lichen undlocalen  Verhältuissen  nothwendigim  Gesammtinteresseist.^^) 
§.  270.  Die  unbedingten  Gegner  des  Privateigenthums  an  Pro- 
ductionsmitteln  verfallen  leicht  in  den  principiell  gleichen  Fehler, 
wie  die  unbedingten  Anhänger  dieser  Institution.  Sie  betrachten 
sie  ebenso  einseitig  als  volkswirthschaftlich  schädlich  und  ersetzbar 
als  historische  Kategorie  durch  eine  andere  Rechtsordnung,  wie 
die  Anhänger  sie  einseitig  als  volkswirthschaftlich  nützlich  und 
unersetzbar  ansehen.  Grade  die  Auffassung  des  Eigenthums  an 
Productionsmitteln  als  historische  Kategorie,  als  eine  Einrich- 
tung relativer  Zweckmässigkeit  wegen  der  Macht  und  Allge- 
meinheit des  wirthschaftlichen  Selbstinteresses  in  den  Individuen, 
macht  es  unthunlich,  sich  kurzweg,  „aus  Principe'  für  oder  gegen 
die  Institution  zu  entscheiden.  Man  kann  so  wenig  den  Schluss 
der  Anhänger  billigen,  dass  dieses  Eigenthum  niemals  in  Frage 
gestellt  werden  dürfe,  als  den  Schluss  der  Gegner,  dass  es  jeder- 
zeit beliebig  verändert,  beschränkt,  beseitigt  werden  könne. 
Darüber  kann  nur  richtig  entschieden  werden,  wenn  die  mittelst 
Deduction  aus  der  wirthschaftlichen  Natur  des  Menschen  zu  Gunsten 
des  Eigenthums  gezogenen  Schlüsse  durch  Beobachtungen  der 
zeitlichen  und  räumlichen  Verhältnisse,  der  Function  des  Eigen- 
thums, der  Technik  der  Production  und  der  für  die  Menschen  con- 
creten  Falls  im  Wirthschaften  massgebenden  Motive  modificirt  oder 
widerlegt  worden  sind.  Auch  iür  die  richtige  Behandlung  der 
Eigenthumsfrage  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  erweist 
sich   demnach   die   allgemeine  Forderung   der   Methodenlehre   der 

")  Alle  Thatsachen,  welche  die  Einen  gxiiig  des  priyatwirthschaftlichen  Gebiets 
(einschliesslich  der  Actien-  und  ähnlichen  GesclUchafteu)  miitelst  Ausdehnung  des 
Gebiets  der  öffentlichen  Unternehmungen  betretfeu,  sind  deshalb  auch  fUr  die 
Fragen  der  Eigenthumsordnung  von  so  grosser  Bedeutung.  "Vgl.  die  Eisenacher  Ver- 
handlungen über  das  Actienwcsen  1873  und  mein  dortiges  Referat.  Die  in  Note  13 
erwähnten  Verhältnisse  des  privaten  Eisunbahneigenthums,  die  im  Gemeinschafts- 
oder öffentlichen  Interesse  unvermeidlich  sind,  deuten  mit  auf  die  ünhaltbarkcit 
des  Privatbahnsystems  hin ,  weil  zu  wenig  positive  eigenthumsrechtliche  Momente  za 
Gunsten  des  Eigenthums  übrig  bleiben. 
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Politischen  Oekonomie  als  geboten :  Ergänzung  der  Deduction 
durch  Induction  (s.  Kap.  6). 


11.  Abschnitt. 

Die  Befrttndung'  des  Eioenthiims  und  die  Kritik  der  bezüglichen 
Theorieen.    Fortsetzung'. 

IL     Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie.*) 

§.  271.  Die  speeifisch  juristische,  bez.  römisch-recht- 
liche Theorie  der  Begründung  des  Eigenthums  auf  die  erste  Be- 
sitzergreifung (Occupation)  und  die  speeifisch  national- 
ökonomische Theorie  der  Begründung  des  Eigenthums  auf 
Arbeit  sind  in  einer  Hinsicht  grundsätzlich  verschieden,  ja  gegen- 
sätzlich. Aber  in  einer  anderen  Hinsicht  sind  sie  grundsätzlich 
gleich,  indem  sie  nemlich  kurzweg  auf  blosse  Facta  das  Eigen- 
thum  als  ßechtsinstitution  begründen  wollen.  Dies  ist  ein  Fehler 
im  Ausgangspuncte.  Von  der  Thatsache  gelangt  man  nicht  un- 
mittelbar zum  Rechte,  sondern  die  Thatsache  oder  genauer  gesagt 
die  Umstände,  welche  sich  an  die  Thatsache  als  ursächliche  Momente 
knüpfen,  können  nur  zum  Grunde  dienen,  aus  Rücksichten  der 
Gerechtigkeit  (Billigkeit)  und  Zweckmässigkeit  ein  Recht  der  mit 
der  Thatsache  in  causaler  Beziehung  stehenden  Person,  eventuell 
auch  das  Eigenthumsrecht  für  sie  aus  dieser  Thatsache  hervor- 
gehen zu  lassen. 

Diese  Verknüpfung  von  Thatsache  und  Recht  erfolgt  durch 
die  Rechtsbildung,  die  gewohnheitsrechtliche  wie  die 
gesetzliche.  Wenn  Occupation  und  Arbeit  also  im  concreten 
Falle  Eigenthum  begründen,  so  wird  die  Eigenthumsinsti- 
tution  als  solche  schon  als  bestehend  vorausgesetzt. 
Jene  Facta  sind  dann  nur  rechtliche  Erwerbsarten  des 
Eigenthums,  nicht  innerer  Grund  der  Institution,  sondern 
äussere  Ursache  des  Eigenthums  einer  bestimmten  Person. 
Die  Begründung  der  Institution  liegt,  wie  im  folgenden  Abschnitt 
näher  dargelegt  wird,  in  der  Thätigkeit  der  Rechtsbildung.  Die 
Anerkennung  eines  Eigenthumsrechts  für  den  ersten  Occupanteu 
und    den   Arbeiter    erfolgt    hier    voraussetzlich    aus   Gründen   der 


*)  S.  oben  Abschn.  9,  Anrn.  13  u.  14,  S.  441.  Abrens,  Natunecht  IL,  134  ff. 
Proudhon,  qu'est  ce  que  la  projir.  eh.  2  §.  2,  eh.  3  §.  4.  De  Laveleye,  propr. 
p.  881,  3S4.     Atich  Rodbertus  z.  Beleucht.  d.  soc.  Frage,  I.,  Berl.  1875  pass. 


1 1.  Abschnitt.  Die  Begründung  etc.  Forts.  IL  D.  Occtipations-  n.  d.  Arbeitstheorie.  473 
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Gerechtigkeit  und  der  ökonomischen  Zweckmässigkeit,  welche  dem 
Gesetzgeber  für  die  Verbindung  des  Eigen thumsrechts  mit  jenen 
Thatsachen  zu  sprechen  scheinen.  Die  Occupations-  und  die  Arbeits- 
theorie enthalten  daher  in  der  That  auch  kein  Princip  für  die 
Begründung  der  Eigenthumsinstitution ,  sondern  ein 
Postulat  für  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung 
hinsichtlich  der  Erwerbsarten  des  Eigenthums  (§.  255,  IL). 

§.  272.  Von  diesem  principiellen  Einwände  abgesehen,  eignen 
sich  beide  Thatsachen,  erste  Occupation  und  Arbeit,  übrigens  auch 
sonst  nicht  zu  einer  allgemeinen  Begründung  des  Eigenthums. 
Sie  können  sogar  nicht  als  ein  stets  gerechtes  Postulat 
gelten,  welches  für  die  Gestaltung  der  Rechtsordnung  immer  ohne 
Weiteres  massgebend  sein  müsste  oder  selbst  nur  zu  sein  vermöchte. 

1)  Dies  lässt  sich  für  die  Occupationstheorie  nachweisen, 
einerlei  ob  man  die  erste  Occupation  nur  im  streng  juristischen 
Sinne  nimmt,  als  Willensausdruck  einer  Person,  die  Sache  ihrer 
Herrschaft  zu  unterwerfen,  oder  ob  man,  den  Begriff  der  Occu- 
pation erweiternd  und  das  Arbeitsmoment  hereinziehend,  speciell 
auch  die  sogen,  occupatori sehen,  den  Naturstoff  sich  aneig- 
nenden (im  Gegensatz  zu  den  auf  die  Bildung  des  Naturstoffs  in 
bestimmter  Form  hinwirkenden)  Arbeitsarten  gleichzeitig  be- 
sonders mit  ins  Auge  fasst. 

2)  Ebenso  lässt  sich  aber  auch  zeigen,  dass  die  Arbeit  gar 
nicht  allein  Eigenthum  begründen  könnte:  man  muss  immer  eine 
vorausgehende  Begründung  von  Eigenthum  durch  Occupation 
annehmen,  selbst  in  den  primitivsten  Verhältnissen,  um  für  die  Arbeit 
auch  nur  die  Möglichkeit  zu  statuiren,  im  Rechte  wenigstens  als 
Erwerbsart  von  Eigenthum  anerkanot  zu  werden.  Die  Beweis- 
führung mit  der  Arbeitstheorie  allein  in  der  Eigenthumsfrage  bewegt 
sich  in  einem  vitiösen  Cirkel.  ^j 

3)  Beide  Theorieen,  besonders  auch  die  Arbeitstheorie,  was 
bei  ihr  gewöhnlich  übersehen  worden  ist,  können  endlich  nur  bei 
einer    ganz    atomistisch-indivi dualistischen    Auffassung 


^)  Dies  ist  den  Juristen  Seitens  der  Nationalökonomen  einzuräumen.  Gewöhnlich 
sind  die  letzteren  viel  zu  leicht  über  die  logischen  Schwierigkeiten  hinweg  gegangen, 
welche  sich  der  Begründung  des  Eigenthums  bloss  auf  Arbeit  entgegenstellen.  Sie 
haben  daher  auch  der  juristischen  Occupationstheorie  nicht  die  derselben  gebührende 
Ehre  zu  Theil  werden  lassen,  auch  z.  B.  Bastiat,  Röscher  und  Mill  nicht.  S.u. 
§.  274  N.  1.  Treffend  ist  besonders  die  Polemik  von  Rodbertus  gegen  Thiers 
u.  A.  m.  oft,  d.  h.  gegen  die  Vertheidiger  der  bestehenden  Eigenthumsordnung 
mit  deren  Zurückführung  auf  die  Arbeit,  z.  Beleucbt.  a.  s.  w.  S,  79. 
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des  Keclits  als  Formulirungen  eines  unbedingt  richtigen  und  stets 
anwendbaren  Gerechtigkeitspostulats  für  die  Eigenthumsordnung 
Anerkennung  finden. 

a)  Die  noth wendige  Rücksicht  auf  die  Coexistenz  anderer 
Individuen  hindert  es,  unbedingt  Eigenthumserwerb  durch  erste 
Occupation  zu  gestatten  (§.  273,  N.  1). 

b)  Die  Arbeitstheorie  enthält  zwar  einen  höchst  werth- 
vollen  und  unbedingt  richtigen  Kern,  dessentwegen  man  es  als 
ideales  Ziel  der  Eigenthumsordnung  bezeichnen  kann,  immer  allge- 
meiner und  ausschliesslicher  die  Arbeit  zur  rechtsgiltigen  origi- 
nären Erwerbsart  von  Eigenthum  für  das  Individuum  zu  machen : 
dermaleinst  vielleicht  der  Endpunct,  nicht  der  Ausgangs- 
punct  der  Entwicklung  der  Eigenthumsinstitution.^)  Eine  Gestaltung 
der  Eigenthumsordnung  rein  nach  dem  Postulat  der  Arbeitstheorie 
leidet  aber,  ebenso  wie  die  Begründung  des  Eigenthums  auf  Arbeit 
(Sparsamkeit  u.  s.  w.)  des  Individuums  nach  dieser  Arbeitstheorie, 
an  dem  principiellen  Fehler,  dass  in  beiden  Fällen  vorausgesetzt 
werden  muss,  die  individuelle  Arbeit,  eventuell  unterstützt 
durch  Kapitalbesitz  des  Einzelnen,  das  Product  seiner  früheren 
Arbeit  und  seiner  Ersparung,  schaffe  die  Sachgüter  allein  oder 
sei  m.  a.  W.  für  sich  allein,  ausser  dem  gesellschaft- 
lichen und  staatlichen  Zusammenhang  gedacht,  die 
productive  Kraft.  Dies  ist  der  Grundirrthum  der  individua- 
listischen Productionslehre  der  physiokratisch-Smith'schen  National- 
ökonomie, einer  Lehre,  deren  Consequenz  in  der  Eigenthumslehre 
die  Arbeitstheorie  (mit  ihrer  Erweiterung,  der  Sparsamkeitstheorie 
oder  der  Theorie  des  wirthschaftlichen  Erwerbs  §.  255  N.  II.)  ist. 
Jedes  einzelne  Sachgut  ist  nicht  ausschliesslich  Product 
individueller  Arbeit  u.  s.  w. ,  oder  der  rein  natürlichen  Pro- 
ductionsfactoren,  Natur,  Arbeit,  Kapital,  sondern  stets  mit  Product 
des  gesellschaftlichen  Productionsfactors,  des  Staats 
(§.  161),  und  daher  auf  dessen  Leistungen,  besonders  auf  seine 
Fürsorge  für  Gemeinbedürfnisse,  mit  zurückzuführen.*) 

^)  Vgl.  Eodbertus  a.  a.  0.  S.  44,  45  (These  26). 

*)  Die  im  4.  Kapitel  entwickelte  Lehre  vom  Staate  aus  dem  volkswjrthschaftlichen 
Gesichtspuncte  zeigt  hier  eine  ihrer  vielen  wiclitigen  Consequenzen.  Es  lässt  sich  — 
wie  ich  v.  Scheel  gern  zugebe,  auf  dessen  Urtheil  in  den  natioualökonomischen 
Principienfragen  besonders  im  Gebiete  der  Grundlegung  ich  grossen  Wcrth  lege,  s. 
■de SS.  Recension  des  1.  Halbbands  dieses  Werks  in  Hildcbr.  Jahrb.  IhTü,  XXVI,  49  — , 
darüber  streiten,  ob  man  ohne  Weiteres  den  Staat  als  Productionsfactor  neben  Natur, 
Arbeit  und  Kapital  hinstellen  kann,  was  ich  in  §.  161  gothan,  Scheel  aber  nicht 
gerechtfertigt  findet,  weil  doch  Natur  und  Staat  (Gesellschaft)  in  ganz  andrer  Weise 
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Für  die  Eigeuthumslehre  und  speciell  für  die  Kritik  der  Arbeits- 
theorie ist  daher  auf  die  wichtigen  Lehren  im  3.  und  4.  Kapitel 
über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft ,  besonders  über  die 
Gemeinbedürfnisse,  das  gemein wirthschaftliche  System  und  den 
Staat  hier  Bezug  zu  nehmen.  In  der  Consequenz  der  dort  begrün- 
deten Auffassung  ist  das  Gerechtigkeitspostulat  der  Arbeitstheorie 
nicht  als  ein  solches  von  absoluter,  sondern  nur  von  relativer 
Richtigkeit  anzuerkennen.  In  der  Eigenthumsordnung  kann  und 
soll  dasselbe  von  der  Rechtsbildung  als  leitende  Richtschnur  benutzt, 
aber  nur  in  solcher  Modification  durchgeführt  werden,  dass  dabei 
neben  dem  gerechter-  und  auch  wieder  zweckmässiger  Maassen 
zu    berücksichtigenden  Interesse    des  Arbeiters   (Sparers,    Boden- 


volkswirthscliaftlich  productiv  wirken  wie  Arbeit  und  Kapital.  Zum  Theil  muss  ich  für 
die  nähere  Begründung  meiner  Auffassung  auf  den  2.  Band  verweisen,  wo  in  der 
Lehre  von  der  Production  auf  die  Frage  der  Aufstellung  und  der  Rangordnung  der 
Productivfactoren  einzugehen  sein  wird.  Hier  möchte  ich  nur  bemerken,  dass  die  Hin- 
zufügung des  Staats  als  vierten  Productivfactors  zu  den  drei  anderen  doch  wohl  der 
üblichen  Stellung  der  Natur  neben  Arbeit  und  Kapital  entspricht.  Coordinirt  sind 
auch  diese  drei  nicht,  sondern  das  Kapital  ist  den  beiden  andern  subordinirt.  Die 
Nebeneinanderreihung  von  Natur,  Arbeit  und  Kapital  hat,  wie  die  Bezeichnung  dieser 
Potenzen  als  „Productionsfactoren"  freilich  auch  sonst  ihre  Bedenken.  —  Was  speciell 
die  Auffassung  des  Staats  als  Productivfactor  betrifft,  so  lässt  sich  auch  einwenden, 
dass  der  Staat,  wie  wenigstens  theilweise  auch  die  Natur,  vielleicht  richtiger  als  eine 
Productionsbe dingung  denn  als  eine  Productions Ursache  grade  in  der  Volks- 
wirthschaft bezeichnet  werden  kann,  etwa  in  dem  Sinne,  wie  Ahrcris  zwischen  Be- 
dingung und  Ursache  ganz  allgemein  und  logisch  richtig  unterscheidet,  s.  o.  Vorbem. 
zu  Kap.  4  S.  244.  Aber  wie  an  dieser  Stelle  schon  dargelegt  wurde,  reicht  die  Auf- 
fassung des  Staats  bloss  als  Productionsbedingung  doch  nicht  aus.  Wenn  man  die 
Volkswirthschaft  nicht  nur  im  privatwirthschaftlichen  System  aufgehen  lässt,  sondern 
nach  dem  Standpuncte  dieses  Werks  die  zwangsgemeinwirthschaftüchen,  also  besonders 
die  staatlichen  Dienstleistungen  mit  unter  die  wirthschaftlichen  Güter  rechnet,  so  ist 
es  wenigstens  diesem  Standpuncte  gemäss  consequent,  den  Staat  auch  Productivfactor 
zu  nennen.  Dies  rechtfertigt  sich  alsdann  aber  auch  für  das  privatwirthschaft- 
liche  System  grade  in  Uebereinstimmung  mit  den  Erörterungen  im  Texte  des  §.  272. 
Der  Staat  wirkt  in  Bezug  auf  die  Arbeit  u.  s.  w.  nicht  nur  in  der  Art  einer  Be- 
dingung, dass  die  Arbeit  productive  Kraft  gewinnen  kann,  sondern  er  wirkt  in  der 
That  mit  der  Arbeit  und  dem  privaten  Kapital  zusammen  als  Ursache  des  Pro- 
ducts, sowohl  in  der  Hechts-  als  in  so  manchen  Zweigen  der  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
sphäre. —  Für  die  ganze  Auffassung  mag  bes.  auf  Stahl  hingewiesen  werden.  — 
Hier  ist  der  Punct,  wo  ich  auch  von  Eodbertus  principiell  differire,  der  aus  dem 
Smith-Eicardo'schen  Satze,  dass  „alle  Güter  wirthschaftlich  nur  als  Pro- 
ducte  der  Arbeit  anzusehen  sind,  nichts  als  Arbeit  kosten"  (a.  a.  0. 
S.  23)  sein  Verdict  gegen  privates  Grund-  und  Kapitaleigenthum  und  das  Einkommen 
daraus  ableitet.  Folgerichtig  darf  dann  überhaupt  nur  die  Arbeit  „Productiv- 
kraft"  genannt  werden.  Aehnlich,  ganz  Rodbertus  folgend,  Pierstorff,  Lehre 
vom  ünternehmergewiun,  Berl.  lS7t>.  Die  Auffassung  wäre  nur  richtig,  wenn  erst 
bewiesen  wäre,  dass  practisch  allgemein  privates  Kapital,  als  Form  der  Bildimg 
und  Verwendung  von  Nationalkapital,  und  ebenso  das  privatwirthschaftliche  System 
für  die  Volkswirthschaft  entbehrlich  wäre.  Auch  die  Beschränkung  von  Rodbertus 
auf  materielle  Arbeit,  S.  39,  deren  Product  allein  die  wiithsch.  Güter  seien, 
ist  wilikührlich  und  falsch,  wie  sich  aus  der  Ausfuhrung  im  Text  ergiebt.  S.]. unten 
Anm.  1,  §.  287. 
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bestellei's  u,  s.  w.)  auch  dasjenige  des  Staats  „als  Vermögen  er- 
zeugende Societät"  richtig  zur  Geltung  komme. 

Im  Folgenden  finden  die  vorausgebenden  Sätze  über  die  beiden 
Theorieen  und  das  in  ihnen  enthaltene  Gerechtigkeitspostulat  ihre 
genauere  Begründung. 

§.  273.  —  I.  Die  Occupationstheorie.  Hinsichtlich  ihrer 
Tragweite  sind  bewegliche  Sachen  und  Boden,  ferner  primi- 
tive und  entwickelte  Verhältnisse  des  Volkslebens,  wie  be- 
sonders die  Grösse  und  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  u.  s.  w.,  zu 
unterscheiden.^) 

1)  Die  Occupatio n  herrenloser  Sachen,  beweglicher,  vom 
Boden  abgetrennter  oder  abtrennbarer  Naturstoffe  ist  in  primi- 
tiven Verhältnissen,  bei  Jäger-,  Fischervölkern,  Nomaden,  die  Haupt- 
erwerbsquelle der  Bevölkerung  für  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe 
zur  Verarbeitung.  Sie  hat  auch  im  Beginn  fester  Ansiedlung  und 
Ackerbaus  noch  ihre  Bedeutung,  verliert  dieselbe  aber  mit  der 
steigenden  Wichtigkeit  des  Ackerbaus  immer  mehr.  Indem  die 
Rechtsbildung  in  jenen  primitiven  Verhältnissen  dem  ersten  Occu- 
panten  ein  Eigenthuni  an  den  von  ihm  occupirten  Stoffen  zuschreibt, 
verfährt  sie  gerecht  und  zweckmässig.  Um  so  mehr,  als  die  Occu- 
pation,  das  Früchtesammeln,  Viehweiden,  Fischen,  Jagen,  hier 
gleichzeitig  die  wesentlichste  Arbeit  des  Zeitalters  darstellt  und 
somit  der  richtige  Kern  in  der  Arbeitstheorie  durch  jene  Rechts- 
bildung gleichzeitig  anerkannt  wird.  Unbedingt  und  allgemein  kann 
Jedoch  schon  in  sehr  einfachen  Verbältnissen  erste  Occupation  nicht 
Erwerbsgrund  von  Eigenthum  werden,  weil  es  dafür  auch  hier  schon 
unter  Umständen  einer  Schranke  bedürfen  wird,  welche  „durch 
die  bedingende  Coexistenz  der  Menschen  und  die  allen  gemeinsame 
Sachbedürftigkeit  gezogen  ist"  (Ahrens)^). 

In  allen  etwas  entwickelteren  Verhältnissen  der  Volkswirth- 
schaft  liegt  dem  Eigenthum  in  irgend  erheblicherem  Umfange  Occu- 
pation von  herrenlosen  Naturstoffen  oder  occupatorische  Arbeit  nicht 
mehr  zu  Grunde.') 

2)  Die  erste  Occupation  des  Bodens  durch  das  Indi- 
viduum für  sich  ist  auch  in  primitiven  Verhältnissen  keineswegs 

*)  Vgl.  Pözl,  Alt.  herrenlose  Sachen  im  Staatswörterbuch. 

^)  Ahrens,  Naturrecht,  II.,  136. 

')  Mit  den  extensiven  Landwirthschaftssystemen  .sind  n  atür liehe  Weiden  zwar 
sehr  lange  verbunden.  Aber  das  Weiderecht  beruht  entweder  auf  einem  Antheil  des 
Vieheigenthilmers  an  dem  im  Gemeineigenthum  stehenden  Weideboden  oder  auf  vollem 
Privateigen tlium  an  letzterem. 
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allgemeiner  der  geschichtliche  Ausgangspunct  des  privaten  Grund- 
eigenthums  gewesen.  In  der  Regel  hat  vielmehr  die  Gemein- 
schaft, der  einwandernde  und  colonisirende  oder  der  erobernde 
und  die  bisherigen  Besitzer  vertreibende  oder  unterwerfende  Voliis- 
stamm  (oder  die  ganze  Völkerschaft,  oder  das  Geschlecht,  die 
Siedelungsgemeinde,  die  Colonistengruppe  u.  s.  w.)  den  Boden  in 
Besitz  genommen  und  an  demselben  eine  Art  Gemeineigenthum 
begründet.^)  Aus  letzterem  hat  sich  dann  durch  eine  eigenthüm- 
liche  Rechtsbilduug  auf  doppelte  Weise  privates  Grundeigenthum 
entwickelt  oder  losgelöst.^) 

a)  Einmal  haben  Zutheilungen  von  Boden  an  die  Genossen 
der  Gemeinschaft  durch  die  letztere  stattgefunden,  entweder  von 
vornherein  zu  Privateigenthum  oder  zunächst  zur  Bewirthschaftung. 
In  gerechter  und  zweckmässiger  Würdigung  des  Moments  privater 
Arbeit  und  privater  Kapitalverwendung  im  Boden  hat  die  Rechts- 
bildung  auch  im  letzteren  Falle  allmälig  Privateigenthum  entstehen 
lassen.  Damit  wurde  aber  das  Postulat  der  Arbeitstheorie,  nicht 
dasjenige  der  Occupationstheorie  erfüllt. 

b)  Sodann  hat  die  Gemeinschaft  mitunter  in  anderen  Fällen 
stillschweigend  oder  ausdrücklich  innerhalb  ihres  Gebiets  Ein- 
zelnen die  Besitzergreifung  von  Boden  zum  Zwecke  privater 
Bewirthschaftung  gestattet.  Auch  hieraus  hat  sich  dann  in  ähn- 
licher Weise  Privateigenthum  entwickelt,  womit  aber  wiederum 
mehr  das  Arbeits-  als  das  Occupationsmoment  anerkannt  wurde. 
Solche  Zulassungen  der  Besitzergreifung  von  Boden  können  aber 
nur  so  lange,  als  das  Gemeinschaftsinteresse  dadurch  gefördert  oder 
wenigstens  nicht  gestört  wird,  vorkommen  und  nur  unter  dieser 
Voraussetzung  lässt  sich  alsdann  eine  Bildung  von  Privateigenthum 
an  dem  bewirthschafteten  Boden  als  ökonomisch  zweckmässig  und 
gerecht  gegen  den  Bebauer  bezeichnen. 

3)  Auch  wirklich  individuelle  erste  Bodenoccupationen 
können  nur  in  primitiven  Verhältnissen,  wo  sie  allein  in  erheb- 
licherem Umfange  möglich  sind,  einen  liechtfertigungsgrund  für  die 
Anknüpfung  des  Eigenthumsrechts  an  diese  Handlungen  bilden, 
und  zwar  auch  hier  wieder  nach  Rücksichten  der  ökonomischen 
Zweckmässigkeit  und   der  Gerechtigkeit.     Diese  Rücksichten   sind 

*)  Ahrens,  Natnrrecht,  IL,  136.  Für  die  deutschen  Ansiedlungsverhältnisse : 
V.  Maure I,  Einleit.  S.  3,  Markenrerf.  S.  2,  Dorfverfass.  S.  1  u.  pass.  Waitz,  Verf. 
gesch.  I,  117  (2.  Aufl.). 

®)  Näheres  darüber  in  dem  Abschn.  v.  Gnindcigenthum  §.  SOS  d'.  und  iuj  4.  B. 
in  der  Lehre  ?.  d.  Agrarverfassung  und  deren  Geschichte. 
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aber  nur  so  lange  mit  Recht  massgebend,  als  die  Occiipation  von 
Boden  durch  den  Einzelnen  nicht  in  einem  Umfange  erfolgt,  welcher 
das  individuelle  BedUrfniss  übersteigt  und  dadurch  die  Befriedigung 
der  Bedürfnisse  der  Coexistirenden  hemmt.  Hierüber  wird  theils 
die  Volksdichtigkeit,  theils  die  Art  des  Anbaus  entscheiden. 

4)  In  der  entwickelteren  Volkswirtbschaft  ist  der  Boden  so  gut 
wie  vollständig  im  Eigenthum  der  Privatwirthschaften  oder  der 
Gemeinwirthschaften  (Gemeinde,  Staat  u.  s.  \v.).  Die  Occupation 
verliert  hier  ihre  Bedeutung  als  Erwerbsart  fast  ganz.  Herrenlose 
bewegliche  Dinge  werden  aber  nunmehr  zweckmässiger  und  ge- 
rechter dem  Staate  als  Vertreter  der  Gesammtheit  zugeschrieben 
und  so  der  Regel  nach  dem  Erwerb  durch  Occupation  entzogen.^^^) 

§.  274,  —  H.  Die  Arbeitstheorie.  Ihr  ist  von  den  National- 
ökonomen eine  grosse  principielle  Bedeutung  für  die  allgemeine 
Begründung  des  Eigenthums  als  Institution  vindicirt  worden.  Diese 
Bedeutung  kann  ihr  jedoch  nicht  zugestanden  werden.  Dagegen 
enthält  die  Theorie  ein  in  der  Hauptsache  richtiges  Postulat  von 
grosser  Wichtigkeit  für  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung, 
dessen  Durchführung  in  letzterer  dann  nur  das  zu  lösende 
Problem  bleibt.  Auch  hier  sind  für  die  theoretische  Untersuchung 
nach  diesen  beiden  Seiten  primitive  und  entwickelte  Wirth- 
schaftsverhältnisse  zu  unterscheiden. 

1)  Auch  abgesehen  von  dem  principiellen  Einwände  des  §.271 
lässt  sich  das  Eigenthum  nicht  schlechtweg  auf  „die  Arbeit"  be- 
gründen. Denn  die  Arbeit  für  sich  allein  schafft  nicht  die  Sach- 
güter. Jede  Arbeit  bedarf  Werkzeuge,  auch  unter  Voraussetzung 
der  einfachsten  Verhältnisse  der  Technik,  im  Bodenanbau  u.  s.  w. 
Diese  Werkzeuge  sind  entweder  unmittelbar  Naturproducte  oder 
aus  solchen  hergestellt.  Das  Eigenthum  an  den  Werkzeugen  setzt 
also  ein  durch  Occupation  zu  erwerbendes  Eigenthum  als  schon 
anerkannt  voraus.  Das  Eigenthum  der  mit  Hilfe  der  AVerkzeuge 
durch  die  Arbeit  erzeugten  Sachgüter  ist  daher  mit  auf  diese  Occu- 
pation zurückzuführen.   Bei  der  Gewinnung  von  Feldfrüchten  durch 


")  Diese  Entscheidung  der  Frage  vrird  von  Pözl,  Art.  herrenl.  Sachen,  St.  w.  0. 
V,  134  verworfen,  weil  sie  eine  Folge  der  mittelalterlichen  Theorie  vom  staatlichen 
Obereigenthum  am  Gebiete  und  an  Allem,  was  darin  ist,  sei.  Mir  scheint  diese  Auf- 
fassung unrichtig.  —  Ein  Regal  an  herrenlosen  Dingen  lässt  sich  nationalökonomisch 
wohl  begründen,  s.  Kau- Wagner,  Finanzwiss.,  L.  §.  116.  —  Die  jagdbaren 
Thicre  und  die  BMsche  sind  dem  freien  (^ccupationsrecht  entzogen,  wo  Jagd  und 
Fischerei  Pcrtinenz  des  (jrundeigeiithums  oder  (iegenstand  eines  Regals  sind. 
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die  Bodenbestellung  muss  ferner  wiederum  eine  voraus- 
gehende rechtliche  Verfügung  über  den  Boden,  eventuell  die 
Zulassung  der  Erwerbsart  des  Eigenthums  durch  Occupation  Seitens 
des  Rechts,  angenommen  werden:  das  Eigenthum  an  den  Boden- 
pro ducten  ist  daher  auch  hier  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Arbeit  zu 
begründen.  Die  Arbeitstheorie  bedarf  sonach  in  primitiven  Ver- 
hältnissen überall  zur  Ergänzung  der  Occupationstheorie:  Eigen- 
thum durch  Occupation  erwerben  muss  nach  der  technischen 
Natur  der  Sachgüterproduction  das  Frühere  sein,  Eigenthum 
durch  Arbeit  erworben  kann  sich  erst  an  jenes  Eigenthum  an- 
knüpfen. Insofern  ist  die  juristische  Occupationstheorie  logisch 
richtiger  als  die  nationalökonomische  Arbeitstheorie. 

.2)  In  entwickelteren  Verhältnissen  des  Wirtbschaftslebens 
tritt  die  practische  Bedeutung  der  ersten  Occupation  als  Erwerbsart 
von  Eigenthum  immer  mehr  zurück.  Die  Arbeit  wird  dagegen 
immer  wichtiger.  Aber  das  Eigenthum  lässt  sich  auch  hier  nicht 
unmittelbar  auf  die  Arbeit  „begründen".  Denn  theils  muss  wiederum 
durch  Occupation  erworbenes  Eigenthum  dem  Eigenthumserwerb 
durch  Arbeit  vorangehen,  theils  wird  für  diesen  Erwerb  ein  com- 
plicirtes,  auf  dem  Moment  der  Arbeitstheilung  beruhendes  Produc- 
tionssystem  vorausgesetzt,  welches  ohne  eine  bereits  bestehende 
Eigentbumsordnung  für  die  Verarbeitungsstoflfe,  die  Werkzeuge  und 
die  Unterhahsmittel  der  Producenten  während  der  Dauer  der  Pro- 
duction  undenkbar  ist.  Nicht  die  Arbeit  begründet  daher  hier 
das  Eigenthum,  sondern  die  Rechtsordnung  hat  die  Eigenthums- 
institution  schon  begründet,  hat  z.  B.  die  Verjährung  (Er- 
sitzung) anerkannt  und  das  Erbrecht  gewährt  und  dadurch 
Einzelnen  gar  nicht  von  ihnen  occupirte  oder  verarbeitete  Sachen 
als  Eigentbum  gegeben.  Und  dieselbe  Rechtsordnung  hat  bestimmt, 
ob  und  in  welchem  Umfange  in  dem  verwickelten  Productions- 
system  der  auf  Arbeitstheilung  und  folgeweise  auf  Eigenthums- 
theilung  beruhenden  Volkswirtbschaft  die  bestimmte  Arbeit  im  be- 
stimmten Falle  als  Erwerbsart  von  Eigenthum  gelten  soll.  Die 
Rechtsordnung  bildet  z.  B.  das  Recht  der  Speciflcation  und 
das  Vertragsrecht,  und  nicht  nach  der  Arbeit,  sondern  nach 
diesen  Rechten  richtet  sich  das  Eigenthum  der  einzelnen  an  der 
Production  betheiligten  Personen  an  dem  Product.  Die  Arbeits- 
theorie leidet  daher,  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  als  Ver- 
such der  Begründung  der  Eigenthumsinstitution  aufgefasst,  an  dem 
Fehler,  höchst  complicirte  Wirthschafts-  und  Rechtsverhältnisse  auf 
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ein  viel  zu  einfaches  Schema  zurückführen  zu  wollen,  welches  den 
ökonomischen  und  Rechtsthatsachen  nirgends  entspricht. 

Diesem  Einwand  entgeht  die  Theorie  auch  nicht,  wenn  sie,  wie 
oheu  angegeben  (§.  255,  N,  II,  2),  erweitert  wird  zu  einer  Theorie 
der  Begründung  des  Eigenthums  auf  den  wir thschaft liehen 
Erwerb  oder  m.  a.  W.  auf  die  mit  der  Arbeit  im  entwickelten 
Wirthschaftslebeu  nothwendig  in  Verbindung  tretenden  Thatsachen, 
bez.  Thätigkeiten  des  Sparens  u.  s.  w.  Denn  dieser  „wirthschaft- 
liche  Erwerb"  setzt  vollends  eine  schon  bestehende,  voll- 
ständig ausgebildete  Eigenthums-  und  Vertragsordnung  voraus 
und  wird  durch  die  letztere  selbst  schon  etwas  höchst  Complicirtes. 
Der  wirthschaftliche  Erwerb  gründet  sich  viel  mehr  auf  die  Eigen- 
thumsinstitution  und  deren  Ordnung,  als  letztere  auf  jenen.  Die 
Beweisführung  der  Arbeitstheorie  bewegt  sich  hier  vollends  im 
Cirkel,  da  unvermeidlich  immer  schon  irgend  welches  Eigenthum 
an  den  Sachen,  mit  deren  Hilfe  der  wirthschaftliche  Erwerb  erfolgt, 
als  bestehend  vorausgesetzt  werden  muss. 

§.  275.  Das  Postulat,  welches  die  Arbeitstheorie  für  die  Ge- 
staltung der  Eigenthumsordnung  enthält,  ist  oben  schon 
als  im  Kern  richtig  bezeichnet  worden.  Aber  das  schwierige 
Problem  bleibt  die  Verwirklichung  dieses  Postulats  im 
Rechte. 

1)  Schon  der  erwähnte  Umstand,  dass  nicht  die  individuelle 
Arbeit,  sondern  die  im  socialen,  durch  die  Staatsordnung 
geschützten  Verband  ausgeübte  Arbeit  die  eigentlich  produc- 
tive  Kraft  ist,  bewirkt,  dass  das  Postulat  durchaus  nicht  so  einfach 
ohne  Weiteres  in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung  gebracht 
werden  kann,  als  Diejenigen  anzunehmen  scheinen,  welche  mit  der 
Aufstellung  desselben  die  Schwierigkeiten  der  Eigenthumsfrage  und 
der  gerechten  und  zweckmässigen  Gestaltung  der  Eigenthumsord- 
nung glauben  gelöst  zu  haben.") 

2)  Hiervon  aber  selbst  abgesehen,  so  zeigen  sich  bei  der  Durch- 
führung des  Postulats  in  der  Eigenthumsordnung  in  primitiven 
Wirthschaftsverhältnissen  Schwierigkeiten,  weil  das  Postulat  der 
Arbeitstheorie  sich  mit  demjenigen  der  Occupationstheorie  kreuzt, 
und  in  allen  etwas  entwickelteren,  daher  auf  ausgebil- 
deter   Arbeitstheilung    beruhenden    Wirthschaftsverhältnissen 


")  Dies  übersielit  Eodbertus,  wenn  er  nur  die  materielle  Arbeit  bei  der 
These,  dass  die  wirtlisch.  Güter  nur  Arboi  tsprodu  cte  seien,  in  Betracht  gezogen 
haben  will.     S.  Aiini.  4  oben. 
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andere  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  technischen  Natur  des 
Productionsprocesses  hervorgehen,  insbesondere  aus  der  Mit- 
wirkung qualitativ  verschiedener  Arbeitsarten  und  der  Mit- 
wirkung von  Kapital  und  Boden  bei  den  meisten  einzelneu 
Productionen  von  Sachgtitern. 

a)  In  primitiven  Verhältnissen  bei  fehlender  Arbeitstheilung 
gewinnt  der  Einzelne  und  die  Familie  die  erforderlichen  Sachgüter 
durch  einfache  occupatorische  Arbeit  und  eigene  Feldbestellung  und 
verarbeitet  die  Rohproducte  selbst  weiter.  Hier  erscheint  das  Postulat 
der  Arbeitstheorie,  wonach  der  Arbeiter  durch  diese  Arbeit  das 
Eigenthum  an  den  Producteu  der  Arbeit  erlangt,  vollständig  gerecht, 
und  eigentlich  selbstverständlich  oder  logisch  consequent.  Wenn 
man  sich  hier  auch  nur  die  ersten  Anfänge  des  Tauschverkehrs 
hinzudenkt,  so  ist  das  Postulat  auch  volks  wirthschaftlich  (soweit 
dieser  Ausdruck  hier  zulässig  ist)  richtig,  um  zur  Arbeit  anzu- 
spornen und  damit  Producte  für  den  Tausch  zu  beschaffen. 

Aber  die  erste  Occupation  von  beweglichen  Naturstoffen 
und  von  Boden  kann  in  solchen  primitiven  Verhältnissen  nicht 
weniger  einen  gerechten  und  zweckmässigen  Grund  für  die  Rechts- 
bildung abgeben,  Eigenthum  durch  sie  erwerben  zu  lassen.  Im 
CoUisiousfalle  braucht  die  Occupation  als  Erwerbsgrund  von  Eigen- 
thum auch  nicht  unbedingt  hinter  der  Arbeit  zurückzustehen, 
nemlich  so  lange  nicht,  als  die  blosse  Occupation  im  Wesentlichen 
ohne  weitere  Arbeit  zur  Erlangung  von  Sachgütern  ausreicht  und 
die  Gelegenheit  zum  Occupiren  nach  den  obwaltenden  Verhältnissen 
für  Alle  ungefähr  gleich  ist.  Hier  wird  mit  Recht  demjenigen, 
welcher  den  Willensact,  Naturdinge  seinen  Zwecken  zu  unterwerfen, 
zuerst  ausübt,  ein  Vorzug  zu  Theil  werden.  Je  mehr  dagegen 
allmälig,  besonders  in  der  Feldbestellung,  das  Ar  beitsmom  eut 
die  Hauptsache  wird,  desto  mehr  muss  das  Postulat  der  Arbeits- 
theorie als  das  wichtigere  und  richtigere  gegenüber  dem  PostuU\t 
der  Occupationstheorie  anerkannt  und  demgemäss  aus  Gründen  der 
Gerechtigkeit  gegen  den  Arbeiter  und  der  Zweckmässigkeit  im 
Gesammtinteresse  im  Rechte  allgemeiner  bevorzugt  werden.  Die 
Unthunlichkeit,  das  Postulat  der  Arbeitstheorie  stets  und  unbedingt 
in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung  zu  bringen ,  ist  aber  des- 
wegen doch  unbestreitbar  und  dieser  umstand  wieder  ein  Beleg 
dafür,  dass  die  Rechtsbildung  oder  der  Gesetzgeber  eben  nach 
verschiedenen  Rücksichten  abwägen  und  schliesslich  doch 

A.   \Va  etiler,  VnlkKwirtliscliaftilehi-.'.     I.  *J  1 
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danach  selbständig  entscheiden  mliss,  ob,  wie  und  wieweit 
Eigenthum  an  bestimmte  Thatsachen,  wie  Occupation,  Arbeit, 
Bodenbestellung,  Ersitzung  geknüpft  werden  soll. 

§.  276.  —  b)  Dies  ergiebt  sich  noch  deutlicher  in  den  ent- 
wickelteren \¥irthschaftsverhältnissen  bei  durchgeführter 
Arbeitstheilung.  Die  unmittelbare  Verwirklichung  des  Postulats 
der  Arbeitstheorie  in  der  Eigenthumsordnuug  setzt  nemlich  die 
gleichzeitige  Lösung  des  Problems  voraus,  die  Mitwirkung  der 
verschiedenen  Arbeitsarten  und  der  Arbeit  einer-,  des  — 
der  Annahme  nach  bereits  im  Privateigenthum  stehenden  —  Kapi- 
tals und  Bodens  andrerseits  an  demjenigen  Product,  um  dessen 
Eigenthum  es  sich  handelt,  zu  bestimmen.  Es  würde  dies  zunächst 
zur  Anerkennung  von  Eigenthums  q  u  o  t  e  n  an  diesem  Product  für 
die  bei  seiner  Gewinnung  betheiligten  Arbeiter,  Kapitalisten  und 
Grundeigenthümer  führen  und  immer  bliebe  noch  die  Aufgabe  zu 
lösen,  im  Rechte  die  Grundsätze  festzustellen,  nach  welchen  die 
Betheiligten  sich,  zwar  nicht  über  die  Grösse  dieser  Quoten, 
wohl  aber  über  die  Realisirung  der  ihnen  in  diesen  Eigenthums- 
quoten  gegebenen  Ansprüche  auseinander  zu  setzen  hätten. 

«)  Die  befriedigende  Lösung  des  erstgenannten  Problems  ist, 
volkswirthschaftlich  gesprochen:  die  Herstellung  einer 
befriedigenden,  für  die  Betheiligten  gerechten,  für  die  nationale 
Gesammtheit  zweckmässigen  Verthoilung  des  volkswirth- 
schaftlichen  Productionsertrags  bei  gleichzeitiger  mög- 
lichster Steigerung  des  letzteren;  socialpolitisch  ausgedrückt: 
die  Lösung  der  socialen  Frage  nach  der  ökonomischen 
Seite.  Diese  grosse  Tragweite  hätte  in  der  That  eine  richtige  Ge- 
staltung der  Eigenthumsordnung  in  Bezug  auf  das  Eigenthum  an 
den  Arbeitsproducten.  Aber  leider  ist  mit  dieser  Einsicht  auch  zu- 
gleich diejenige  in  die  Schwäche  der  Arbeitstheorie  gewonnen. 
Denn  die  beiden  Probleme,  dasjenige  der  Gestaltung  der  Eigen- 
thumsordnung nach  der  Arbeitstheorie  und  dasjenige  der  richtigen 
und  zweckmässigen  Vertheilung  des  Productionsertrags,  sind  nur 
zwei  Seiten  desselben  Problems,  dort  der  rechtlichen, 
hier  der  ökonomischen  (und  socialen)  Seite  des  einen 
Problems  der  Verwirklichung  der  Arbeitstheorie  in  Recht  und  Volks- 
wirthschaft.  Die  Beweisführung  mit  der  Arbeitstheorie  in  der  Eigen- 
thumsordnung bewegt  sich  daher  im  Kreise,  wenn  sie  für  die  Lösung 
der  rechtlichen  Seite  des  Problems,   die  Gestaltung  der  Eigen- 
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thumsordnung ,  auf  die  Arbeitstheorie  reeurrirt,  welche  nur  die 
volkswirthschaft liehe  Formulirung-  des  zu  lösenden  Problems 
enthält:  nemlich  das  Volksvermögen,  als  Resultat  der  nationalen 
Arbeit,  so  zu  vertheilen,  dass  ein  Jeder  in  Gemässheit  seines  Arbeits- 
antheils  Eigenthum  daran  erhält. 

ß)  Die  Praxis  des  Verkehrs,  die  volkswirthschaftliche  Theorie 
der  freien  Coneurrenz  und  die  Eigenthumsordnung  des  positiven 
Rechts  auf  römisch-rechtlicher  Grundlage,  helfen  sich  nun  einfach 
über  die  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  hinweg  durch  ihr  System 
der  ,, freien"  Verträge  zwischen  den  an  der  Production  und 
daher  an  der  Vertheilung  des  Productionsertrags  betheiligten  Per- 
sonen und  durch  ihr  „Naturgesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage", welches  in  jenen  Verträgen  zur  Geltung  kommt.  Damit 
wird  aber  der  Knoten  des  Problems  nicht  gelöst,  sondern  nur  durch- 
hauen. Das  Kapital-  und  Grundeigenthum ,  sowie  das  Erbrecht 
werden  dabei  schon  als  bestehend  angenommen  und  dieses 
Eigenthum  mit  dem  Erbrecht  bildet  die  wesentliche  Grundlage  der 
Bedingungen,  unter  welchen  neues  Eigenthum  vom  Einzelnen  er- 
worben wird,  d.  h.  nach  welchem  auf  Grund  des  „freien"  Vertrags 
und  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage  der  neue  Produc- 
tionsertrag  sich  als  Eigenthum  an  die  Einzelnen  vertheilt.  Die 
„Freiheit"  der  Verträge  erweist  sich  auf  dieser  Grundlage  von 
vornherein  als  eine  Fiction.  Indem  sich  die  Höhe  des  Antheils 
eines  jeden  Betheiligten  am  neuen  Productionsertrage  nach  dem 
„Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage"  in  diesem  System  fictiv  freier 
Verträge  richtet,  ergiebt  sich  daraus  nur,  dass  die  Wirkungen  dieses 
Gesetzes  für  die  Vertheilung  dieses  Productionsertrags  als  Eigen- 
thum unter  die  Einzelnen  von  allen  möglichen  Zufälligkeiten  ab- 
hängen. Dies  wird  dadurch  nicht  gerechtfertigter,  dass  man  das 
Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage,  welches  doch  nur  unter 
Voraussetzung  der  Eigenthumsordnung  so  und  so  wirkt, 
zum  Naturgesetz  stempelt.  —  Jene  Wirkungen  müssen  sich 
daher  in  der  Hauptsache  so  gestalten,  dass  die  Vertheilung  des 
neuen  Ertrags  der  Vertheilung  des  schon  bestehenden  Eigen- 
thums  entspricht.  Das  Postulat  der  Arbeitstheorie  wird  somit  in 
der  Eigenthumsordnung  und  in  der  Vertheiluug  des  Volksvermögens 
weder  durch  das  System  der  freien  Verträge,  noch  durch  das 
Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  zur  Geltung  gebracht.  Alle 
jene  Fictionen  und  optimistischen  Illusionen,  welche  mit   der  Auf- 
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Stellung  des  „Systems  der  freien  Coneurrenz"  verbunden  sind  (§.  128  ff.), 
wiederholen  sich  hier  in  der  Frage  der  Eigenthumsordnung.^^) 

y)  Theoretische  Lösungen  des  wirthschaftlichen  Vertheilungs- 
problems  würden  für  die  Gestaltung  der  RechtsordnuDg  in  Gemäss- 
heit  des  Postulats  der  Arbeitstheorie  brauchbar  sein.  Liesse  sich 
z.  B.  nach  v.  Thünen's  berühmter  Idee  ein  „naturgemässer 
Arbeitslohn"  theoretisch  finden,  so  könnte  man  mit  einem  solchen 
ökonomischen  Schlüssel  freilich  die  Arbeitstheorie  in  der  Eigen- 
thumsordnung  unmittelbar  zur  Anwendung  bringen.  Allein  wie  man 
auch  unter  Annahme  der  aufgestellten  Bedingungen 
über  die  Richtigkeit  dieses  Versuchs  v.  Thünen's  urtheilen  mag: 
der  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  einen  uaturgemässen 
Arbeitslohn  zu  finden,  oder  m.  a.  W.  die  Prämissen,  von  denen 
V.  Thünen  ausgeht,  sind  unhaltbflr.  Das  ganze  Räsonnement 
beruht  auf  der  principiell   falschen  Annahme,   dass  es  eine 


'^)  Die  grosse  wissenschaftliche  Schwäche  der  Ijisherigen  Nationalökonomie  auf 
physiokratisch-smith'scher  Basis  tritt  hier  klar  zu  Tage.  Man  begnügt  sich  damit,  die 
Consequenzen  für  die  Gestaltung  der  Production  und  Vertheilung  zu  ziehen,  indem 
man  die  hierfür  massgebenden  Prämissen,  die  Rechtsordnung  für  Personen  und 
Güter,  einfach  als  Thatsache  hinnimmt  und  ununter  sucht  lässt  (s.  Vorbem.  zu 
Kap.  5,  S.  295).  Und  man  begeht,  wie  vollends  die  radicaleren  Stimmführer  dieser 
Smith'schen  Schule,  welche  die  Theorieen  vom  Naturgesetz  von  Angebot  und  Nach- 
frage in  die  Praxis  übertragen  wollen,  dann  die  ungeheuerliche  petitio  principii,  alle 
Gestaltungen,  welche  Im  System  der  „freien  Verträge"  nach  diesem,  „Naturgesetz" 
sich  bilden,  für  gerecht  zu  erklären!  (§.  129).  Sie  können  dies  natürlich  nur 
dann  sein,  wenn  die  Eigenthums-  und  Personalordnung  es  ist  und  diese  lässt  man 
unerörtert.  Man  stellt  die  Theorie  auf,  dass  nur  Arbeit  Werth  schaffe  und 
wundert  sich  dann,  dass  die  folgerichtigeren  Denker,  die  Socialisten,  das  be- 
stehende Privatrecht,  dieEigenthumsordnung,  das  Kapital-  und  Grund- 
eigeuthum,  das  Erbrecht,  das  Vertragsrecht  principiell  angreifen,  weil 
alles  dies  Kecht  jener  These  von  der  allein  Werth  schattenden  Arbeit  grossentheils 
widerspricht  und  die  These  nun  im  Rechte  zur  Geltung  kommen  soll.  Man  bekämpft 
die  weitere  Einmischung  des  Staats  in  die  Gestaltung  der  Production  und  Vertheilung 
und  übersieht,  dass  diese  Einmischung  im  grössten  Umfange  durch  die  vom  ütaat 
gegebene  Personal-  und  Eigenthumsordnung  erfolgt.  Es  ist  eine  grosse  Reihe  gröbster 
logischer  Widersprüche  und  Gedankensprünge,  durch  welche  die  Nationalökonomie  der 
Schule  der  freien  Concurrenz  und  des  Laissez  faire  allein  ihre  dürftigen  theoretischen 
Lehren  und  ihre  höchst  zweifelhaften  practischen  Postulate  ein  wenig  mundgerecht 
macht,  und  am  Wenigsten  besteht  ein  Grund,  in  wissenschaftlicher  Hinsicht 
auf  den  wissenschaftlichen  Socialismus  herabzusehen,  der  bei  aller  ünldarheit 
einiger  seiner  Räsonnements  und  aller  Gewagtheit  seiner  practischen  Forderungen  an 
Tiefe  und  Gründlichkeit  des  Denkens  doch  im  Ganzen  sehr  weit  über  der 
Theorie  der  freien  Concurrenz  steht.  Vergl.  auch  H.  Rösler's  Smithianismus  und 
Schmoller 's  Grundfragen,  vor  Allem  aber  Rodbertus'  Schriften,  nam.  s.  älteste 
„z.  Erkenntn.  uns.  staatswirthsch.  Zustände",  1.  Heft,  Neubrandenb.  1842  und  d.  soc. 
Briefe  an  v.  Kirch  mann  (Nr.  2  u.  3  in  d.  Sehr.  z.  Beleucht.  d.  soc.  Frage):  au 
kühner  Folgerichtigkeit  in  der  Verwerthung  der  These  von  der  allein  Werth  schaffen- 
den Arbeit  unerreicht,  die  relativ  richtigsten  Theoreme  von  Marx  und  Lassalle  in 
uuce  ia  sich  enthaltend.     S.  u.  §.  287  Anm.   1  (Abschn.  14). 
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schlechtweg  natnrgemässe  Vertheilung  des Productionsertrags 
gebe.  Diese  Vertheilung  war  immer  und  muss  immer  zugleich  sein 
ein  Product  der  für  das  Eigenthum  geltenden  Rechts- 
ordnung und  wechselt  daher  mit  dieser.  Diese  Rechtsordnung 
ist  aber  eben  selbst  keine  schlechtweg  naturgemässe,  welche  aus 
dem  Wesen  des  Menschen,  dem  Begriff  der  Persönlichkeit  oder  aus 
dem  Wesen  menschlicher  Arbeit  ohne  Weiteres  folgt,  sondern  ein 
Product  freier  Rechtsbildung,  welche  Eigenthümlichkeiten  der  mensch- 
lichen Natur  (wirthschaftliches  Selbstinteresse  u.  s.  w.)  und  Postulate 
des  menschlichen  Gerechtigkeitsgefühls  freilich  beachten  muss 
und  soll.  Der  Versuch,  eine  „naturgemässe*'  Vertheilung  des 
Productionsertrags  der  Eigenthumsordnung  behufs  Durchführung  des 
Postulats  der  Arbeitstheorie  zu  Grunde  zu  legen ,  enthält  daher 
wieder  einen  Cirkelschluss.^^)  Wäre  aber  der  Satz  unbedingt  und 
streng  wörtlich  haltbar,  dass  die  wirthschaftlichen  Güter  nur 
Arbeits  product  seien  und  demnach  die  Schlüsse  richtig,  welche 
Rodbertus  und  die  Socialisten  aus  diesem  Satze  ziehen,  so  wäre 
nur  derjenige  Lohn  als  „naturgemäss"  anzuerkennen,  der  den 
Arbeitern  den  vollen  Productionsertrag  gäbe.  Eine  Vertheilung 
des  letzteren  zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten  und  Grundeigen- 
thümern  wäre  principiell  zu  verwerfen ,  wie  es  folgerichtig  die 
Socialisten  thun.^*) 

Das  Ergebniss  der  Erörterung  über  die  Arbeitstheorie  lautet  dem- 
nach: dieselbe  kann  ebensowenig  als  eine  der  anderen  drei  unter- 
suchten Theorieen  als  eine  wirkliche  Eigenthumstheorie, 
welche  das  Eigenthum  begründete,  gelten.  Das  in  ihr  ent- 
haltene Postulat  für  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung 
ist  auch  nicht  unmittelbar  anwendbar.  Es  bildet  vielmehr 
nur  ein  Moment,  welches  die  Rechtsbildung  oder  der  Gesetz- 
geber in  der  Eigenthumsordnung  berücksichtigen  und  allerdings 
immer  mehr  zur  Geltung  bringen  muss.  Damit  ist  die  Forderung 
einer  tiefgreifenden  Reform  der  bestehenden  Eigenthumsordnung, 
besonders  in  Bezug  auf  die  Productionsmittel,  als  richtig  und 


")  Näher  hat  sich  erst  der  2.  Band  des  Lehrbnchs  anch  mit  dieser  Lehre 
V.  Thünen's  zu  bcschät'tigcn.  Siehe  v.  Thüuen,  Isol.  Staat.  IL,  1.  Rost.  IS.^O. 
Üarttber  bes.  Helferich,  Tüb.  Ztsclir.  1S52,  VIII,  über  das  ThUnensche  Gesetz 
von  der  Vertheilung  des  Productionsertrags  zw^ischen  Arbeitern  und  Kapitalisten. 
Knapp,  z.  Prüfung-  d.  Thünen'schen  üntei"suchungen  u.  s.  w.,  Braunsch\reig  1S65, 
Brentano,  über  Th.'s  nat.  gem.  Lohn  u.  s.  w. ,  Göttingen  IbtiT.  Gegen  diese 
schrieb  -wieder  Schuhmacher.  S.  auch,  ähnlich  wie  ich  urtheilcnd,  Schäfflc, 
Syst.,  ;i.  Aufl.,  IL,  390,  435  fl'.,  über  die  Thünen'sche  Lohnformel  439,  auch  L,  273. 

")KoJbertus,z.Beleucht.d.  soc. Frage.  Marx,  Kapital.  S.  u.  Abschn.  14  Anm.  1. 
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als  das  wichtigste  Problem  der  Volkswirthschaft  anerkannt,  denn 
auch  nur  dem  Kerne  der  Arbeitstheorie  entspricht  die  geltende 
Eigenthumsordnung  nicht. 


12.  Abschnitt. 

Die  BeRTttiKliiiig-  des  Eigenthums  und  die  Kritik  der  bezüj?Iichen 
Theorieen.    Schluss. 

III.     Die   Legaltheorie.') 

§.  277.  Die  Kritik  der  vier  im  Vorausgehenden  näher  betrach- 
teten Eigenthumstheorieen  hat  ergeben,  dass  sich  durch  keine  der- 
selben die  Eigenthumsinstitution  als  solche  begründen  und  die  posi- 
tive Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  aus  keiner  ohne  Weiteres 
ableiten  lässt. 

1)  Die  natürliche  Eigenthumstheorie  kann  nur  an  einem 
Theile  des  zum  nothwendigen  Bedarf  dienenden  Gebrauchs  Ver- 
mögens allenfalls  ein  Privateigenthum  im  Princip  begründen. 
Das Eigenthum  an  allem  darüber  hinausgehenden  Gebrauchs- 
vermögen lässt  sieh  durch  diese  Theorie  so  wenig  als  das  Eigenthum 
an  Productionsmitteln,  an  Kapital  und  Boden,  begründen, 
lieber  den  Inhalt  und  Umfang  des  Eigenthums,  der  eigentlich 
practische  und  strittige  Punct,  ist  aus  dieser  Theorie  vollends  nichts 
Wesentliches  abzuleiten  (§.  262—264). 

2)  Auch  die  natürlich-ökonomische  Theorie  vermag  eine 
principielle  Begründung  der  Privateigenthumsinstitution  nicht 
zu  liefern,  insbesondere  auch  nicht  des  Kapital  eigenthums.  Sie 
dient  dagegen  zur  Erklärung  und  relativen  geschicht- 
lichen Rechtfertigung  der  Institution  überhaupt  und  des  Kapital - 
und  namentlich  des  Grundeigenthums  speciell.  Diese  beiden  am 
meisten  strittigen  Eigenthumskategorieen  erscheinen  danach  zwar 
nicht  als  natürliche  ökonomische,  wohl  aber  als  tief  be- 
rechtigte historische  Kategorieen  des  Wirthschaftslebens.  Auch 
für  die  passende  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung 
hinsichtlich  des  Umfangs  der  Sachgüter,  auf  welche  sich  das 
Eigenthumsrecht  beziehen,  und  des  Inhalts,  d.  h.  der  einzelnen 
Rechte,  welche  im  Eigenthumsrechte  enthalten  sein  sollen,  giebt  die 
genannte  Theorie  wichtige  Fingerzeige  an  (§.  265—270). 

')  S.  oben  Abschn.  9  Aiiiu.  18  S.  447. 
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3)  Die  Occupations-  und  die  Arbeitstheorie  sind  über- 
haupt, richtig  aufgefasst,  von  vornherein  keine  Theorieen  zur  Be- 
gründung des  Eigenthums,  sondern  Theorieen,  welche  ein  Postulat 
für  die  Eigenthumsordnung  aufstellen.  Diese  Postulate  haben 
hierfür  ihren  Werth.  Namentlich  dasjenige  der  Arbeitstheorie 
darf  und  soll  seinem  Kerne  nach  in  der  Eigenthumsoidnung  zur 
Geltung  gelangen.  Doch  kann  dies  nicht  unmittelbar,  noch 
unbedingt  geschehen,  sondern  nur  in  der  Weise,  dass  die  Postu- 
late beider  Theorieen  dem  Gesetzgeber  als  Momente  dienen,  welche 
er  in  selbständiger  Weise  bei  der  Gestaltung  der  Eigenthumsord- 
nung ebenso  wie  die  aus  der  menschlichen  Natur  folgenden  wirth- 
schaftlichen  Tendenzen  berücksichtigt  (§.  271 — 276).^) 

§.  278.  Das  Urtheil  über  den  Werth  der  oben  sogenannten 
Legaltheorie  (§.  253,  III.)  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden 
von  selbst.  Das  Eigenthum,  insbesondere  das  Grund-  und  Kapital- 
eigenthum  ist  (wenigstens  in  allem  Wesentlichen)  nur  auf  die  Rechts- 
bildung, auf  die  staatliche  Anerkennung  zu  begründen  (§.261). 
Der  Gesetzgeber  muss  sich  aber  bei  der  Schaffung  und  Ab- 
schaffung des  Eigenthums  und  seiner  einzelnen  Kategorieen  und 
bei  der  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  leiten  lassen 
durch  die  Rücksichten  auf  die  wirthschaftliche  Natur  des  Menschen, 
also  namentlich  auf  das  Selbstinteresse  des  Individuums,  und  durch 
die  Postulate  der  Occupations-  und  vor  Allem  der  Arbeitstheorie. 

Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  sind  so 
von  ihm  zu  combiniren,  aber  dem  selbständigen  Abwägen 
und  billigen  Ermessen  des  Gesetzgebers  bleibt  doch  noch  ein 
weiter  Spielraum,  namentlich  bei  der  Bestimmung  des  Umfangs', 
in  welchem  Gebrauchsvermögen  dem  Privaten  eigenthümlich  zu- 
stehen und  Productionsmittel,  besonders  Grund  und  Boden 
in  das  Eigenthum  der  Privatwirthschaften  übergehen  dürfen  soll, 
femer  bei  der  Bestimmung  des  Inhalts  des  Eigenthumsrechts  bei 
jeder  der  grossen  ökonomischen  Eigenthumskategorieen,  besonders 


-)  Eben  liier  zeigt  sich  vor  Allem  die  Noth wendigkeit ,  ein  Arbeitsrecht  zu 
schallen,  welches  nach  billigem  Ermessen  die  Ansprüche  des  freien  Arbeiters  und 
seines  Beschäftigers,  des  Eij^enthumers  des  Kapitals,  an  dem  erarbeiteten  Product 
regle.  Das  System  der  „freien"  Verträge  reicht  für  die  Lösung  dieses  Problems  nicht 
aus;  die  römisch-rechtliche  Specificationstheorie  ebensowenig.  Die  ganze 
römisch-rechtliche  Anschauung  ist  in  diesem  wichtigsten  Falle  der  Producfion  neuer 
(jüter  unzureichend,  musste  der  Kömer  doch  im  Arbeiter  vorneuilich  nur  den  Sei aven 
sehen,  wo  der  Fall  der  Auseinandirsotzung  zwischen  Arbeiter  und  StofFeigen- 
tbtlmer  ganz  wegtiel.    S.  o.  S.  244. 
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bei  Kapital-  und  Grundeigenthiim.  Insofern  ist  die  Reehtsbildung 
im  Gebiete  des  Eigenthums  doch  frei. 

Es  folgt  dies  namentlich  einmal  daraus,  dass  die  Zweck- 
mässigkeitsgesichtspuncte,  welche  für  das  Privateigenthum  und 
seine  Gestaltung  in  volkswirthschaftlicher  Hinsicht  aus  der  wirth- 
schaftlichen  Natur  des  Menschen  abzuleiten  sind,  geschichtlich 
oder  zeitlich  und  räumlich  wandelbar  sind,  worüber  eben 
deshalb  Beobachtungen  der  Function  des  Eigenthums  und 
seiner  Arten  im  practischen  Wirthschaftsleben  angestellt  werden 
müssen ;  sodann  daraus,  dass  das  Postulat  der  Arbeitstheorie  wegen 
seiner  Identität  mit  dem  Vertheilungsproblem  bei  jeder  etwas  ver- 
wickeiteren Gestaltung  der  Productionsverhältnisse  sich  gar  nicht 
unmittelbar,  sondern  nur  nach  einem  gewissen  billigen  Er- 
messen des  Gesetzgebers  in  der  Eigenthumsordnung  zur  Geltung 
bringen  lässt. 

§.  279.  Der  hauptsächliche  Einwand  gegen  die  Legaltheorie 
wird  bei  dieser  Auffassung  der  letzteren  hinfällig.  Wenn  nur  das  — 
wandelbare  —  Recht,  wenn  die  Gesetzgebung,  der  Staat,  das 
Eigenthum  schaffe,  so  folge  daraus,  so  wird  abgeleitet,  dass 
der  Staat  es  auf  dieselbe  Weise  jederzeit  abschaffen  oder  be- 
liebig beschränken  könne.  Diese  unvermeidliche  Conclusion 
sei  unhaltbar,  mindestens  höchst  bedenklich  und  zeige  so  die  Un- 
haltbarkeit  der  Prämisse,  d.  h.  der  hier  so  genannten  Legaltheorie.^) 

Die  Conclusion  ist  allerdings  richtig  aus  dieser  Theorie  abge- 
leitet. Aber  sie  ist  nicht  unhaltbar  und  auch  nicht  bedenklich 
und  deshalb  ist  der  Schluss  gegen  die  Legaltheorie  wieder  nicht 
begründet. 

1)  Wenn  man  von  dem  oben  gemachten  Zugeständniss  (§.  263) 
hinsichtlich  eines  beschränkten  Theils  des  Gebrauchsvermögens  ab- 
sieht, woran  sich  ein  Privateigenthum  allenfalls  auf  die  mensch- 
liche Natur  begründen  lässt,  so  ist  es  in  der  That  richtig,  dass  die 
Gesetzgebung  oder  kurz  gesagt  der  Staat  das  Eigenthum  oder  z.  B. 
das  Kapital-  und  Grundeigenthum,  d.  h.  hier  wie  in  unseren  früheren 
Erörterungen  das  Privaten  zustehende  Eigenthum  (an  den  Sachen 
in  commercio)  ganz  oder  theilweise  abschaffen  und  beschränken 
kann,  d.  h.  er  hat  dazu  die  souveräne,  Recht  bildende  Macht. 
Aber  daraus  folgt  auf  dem  Gebiete  des  Eigenthums  ebenso  wie  auf 
anderen  Rechtsgebieten    keine  Willktthr  der  Gesetzgebung  oder 

^)  So  ariffumentiren  die  Nationalökonomen  ge"wöhnlich  gegen  diese  Theorie.    Vgl. 
i.  B.  Röscher,  I.,  §.  77  Anm. 
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des  Staats.  Sondern  stets  sind  es  sittliche  Ideen,  Anschauungen 
des  Volks,  das  Rechtsgeftihl  desselben,  sind  es  richtig  erwogene 
Zweckmässigkeitsrücksichten,  welche  den  ;Staat  in  aller  Gesetz- 
gebung und  so  auch  in  derjenigen  über  Eigenthura  leiten  sollen 
und  leiten  müssen.  Jede  Abschaffung  von  Privateigenthum  der 
Privatwirth Schäften  an  Pioductionsmitteln,  jede  Aenderung  des  be- 
stehenden Eigenthumsrechts  setzt  also  die  vorausgehende  Prüfung 
der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  des  bestehenden  Eigenthuras 
und  der  muthmasslichen  Wirkungen  einer  Beseitigung  der  betreffen- 
den Eigenthumsarten  oder  einer  Veränderung  des  Eigenthumsrechts 
voraus. 

Deragemäss  gilt  es  hier  Garantieen  für  eine  unbefangene 
Prüfung  dieser  Art  zu  schaffen.  Dieselben  liegen  in  der  sitt- 
lichen und  i  ntellectuellen,  speciell  in  der  wirthschaft- 
lichen  Bildung  des  Volks,  Inder  sittlichen  Zucht  und  Selbst- 
beherrschung aller  ökonomischen  C lassen  und  in  einer  richtig 
organisirten,  tüchtig  fungirenden  Volksvertretung  neben  einer 
guten  Regierung.  Die  Eigenthumsfrage  als  Frage  des  Privat- 
rechts berührt  sich  hier  mit  wichtigen  Fragen  des  öffentlichen 
Rechts,  mit  den  Verfassungsfragen  (§.  160)  und  den  Fragen 
der  Organisation  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden 
Gewalt.*) 

2)  Der  etwaige  weitere  Einwand  gegen  die  Legaltheorie,  dass 
diese  Garantie  gegen  einen  Missbrauch  der  gesetzgebenden  Gewalt 
nicht  ausreiche,  überschiesst  das  Ziel.  Eine  andere  Garantie 
allen  Rechts  und  mithin  auch  des  Eigenthumsrechts 
als  in  der  sittlichen  Zucht  und  in  der  Bildung  des  Volks 
und  in  der  möglichst  zweckmässigen  Organisation  der 
gesetzgebenden  Gewalt  giebt  es  nicht.  Möglich  bleibt 
ein  Missbrauch  dieser  Gewalt  freilich  immer,  aber  daran  ändert 
auch  die  „Begründung"  des  Eigeuthums  auf  irgend  eine  andere 
Art,  als  durch  die  Legaltheorie,  nichts.  Denn  davor  schützt  selbst- 
verständlich überhaupt  keine  Eigenthumstheorie.  Sicherlich  lässt 
sich  mit  besseren  Gründen  die  persönliche  Freiheit  aus  dem  Wesen 
der  menschlichen  Persönlichkeit  ableiten,  als  das  Privateigenthum; 
aber  Unfreiheit  hat  deshalb  doch  selbst  bei  den  höchst  begabten 
Ra^en  Jahrtausende  hindurch  bestanden.  — 


*)  Die  Nationalökonomie  hat  daher  hier  nieder  die  Fulilung  mit  dem  Staat.s- 
recht  und  der  Verwaltungslehre  zu  behalten.  S.  darüber  bes.  Stein.  Ver- 
waltungslehre B.  1. 
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Die  weittragende  Consequenz  der  Legaltheorie  grade  für  alle 
Fragen  einer  tiefer  greifenden,  nicht  bloss  an  den  Symptomen 
curirenden  wirthschaftlichen  und  socialen  Reform  soll 
darum  gleichwohl  nicht  geläugnet  werden.  Wir  leben  in  einem 
Zeitalter,  welches  alles  Bestehende  kritisch  zersetzt,  aber  vor  dem 
„Privateigenthum"  wie  vor  einem  Noli  me  tangere  stille  steht  und 
die  zweckmässigsten  und  gerechtesten  Reformen  des  Eigenthums 
und  damit  erst  der  Volkswirthschaft  und  der  Gesellschaft  mit 
dem  Hinweis  auf  die  „Unantastbarkeit",  die  „Heiligkeit  und  Un- 
verletzlichkeit'' des  willktihrlich  auf  die  menschliche  Natur  oder 
höchst  widerspruchsvoll  auf  die  „Arbeit''  zurückgeführten  Eigen- 
thums ablehnt.  Gegenüber  der  unhaltbaren  Eigenthumslehre  eines 
solclien  Zeitalters  hat  auch  die  Hervorhebung  der  Legaltheorie  ihre 
besondre  Tragweite,  wie  sich  dies  im  weiteren  Verlauf  noch  mehr 
ergeben  wird.  Es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  „die  Heilig- 
keit und  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums"  nur  unter  einer  Voraus- 
setzung eine  richtige  Forderung  ist,  —  wenn  die  Eigenthums- 
ordnung  und  die  Erwerbsarten  des  Eigenthums  „heilig" 
sind:  darin  liegt  die  unverkennbare  Schwäche  unserer  heutigen 
Eigenthumsordnung.  ^) 

§.  280.  In  der  bisherigen  Darstellung  und  Kritik  der  Eigen- 
thumstheorieen  ist  auf  eine  im  positiven  Recht  regelmässig  vor- 
kommende Erwerbsart  des  Eigenthums,  nemlich  die  Verjährung 
(Acquisitiv-Verjährung)  oder  Ersitzung,  ferner  auf  die  Con- 
stituirung  des  sogen,  geistigen  Eigenthums  noch  nicht  Bezug 
genommen  worden.  Die  Legaltheorie  erfährt  durch  das  Recht  der 
Verjährung  und  durch  das  Rechtsinstitut  des  sogen,  geistigen  Eigen- 
thums eine  bemerkenswerthe  Bestätigung. 

Die  Verjährung  oder  Ersitzung  ist  eine  auf  einer  Zeitwirkung 
beruhende  Eigenthumserwerbsart.  ^)     Sie  setzt  während  einer  be- 

®)  Vgl.  auch  Seh  moller,  Kleingewerhe  S.  686  ff.  Es  hat  daher  seine  guten 
(iriinde,  dass  in  unserem  Zeitalter  des  Börsenspiels  und  Gründerthums ,  der  oft  ge- 
vdssenlosesten  Practiken  in  Handel  und  Wandel,  zum  Theil  einer  Folge  des  Concurrenz- 
systems,  (§.  126  ff),  der  socialistisch-communistische  Schlachtruf  gegen  das  Eigen- 
thum  am  Lautesten  erschallt  und  bei  den  besitzlosen  und  Arbeiterclassen  den  bereit- 
willigsten Wiedcrhall  findet.  Zu  den  vier  Bedingungen,  bei  deren  Zasammentreffen 
nach  Röscher,  I.,§.  78  die  Idee  der  Gütergemeinschaft  am  meisten  Anklang 
findet,  müsste  jedenfalls  diese  ünheiligkeit  der  Erwerbsart  des  Eigenthums,  besonders 
des  grossen  Eigenthums,  als  eine  wichtige  fünfte  hinzugefügt  werden.  Sie  ist  in 
den  beiden  ersten,  schroffes  Gegenüberstehen  von  Eeich  und  Arm  und 
hoher  Grad  der  Arbeitstheilung,  schon  nach  dieser  Formulirung  nicht  mit 
enthalten  und  nach  Eoschcr's  Ausführung  auch  nicht ,  obwohl  sie  natürlich  mit 
diesen  beiden  Bedingungen  nahe  zusammenhängt. 

«)  Puchta,  Fand.  §.  73,  155  11.,  Instit.  IL,  §.  239,  240. 
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Stimmten  Zeit  die  Nichtausübung  des  Gebrauchs  der  Sache  seitens 
des  früheren  Eigenthtimers  und  den  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
fortgesetzten  Besitz  der  Sache  (unter  gewissen  weiteren  Bedingungen''))  • 
seitens  der  Person  voraus,  welche  neuer  Eigenthümer  werden  soll. 
Die  Verjährung  wird  ganz  richtig  von  den  Nationalökonomen  als 
unentbehrlich  für  die  Eigenthumsinstitution  erklärt^)  und  im  posi- 
tiven Rechte  anerkannt  wegen  der  nothwendigen  Sicherung  der 
Eigenthumsverhältnisse.  Es  ist  sogar  unvermeidlich,  um  die  be- 
stehenden, geschichtlich  gewordenen  Eigenthumsverhältnisse  zu 
rechtfertigen,  auf  die  Verjährung  als  Rechtsgrund  zurückzugreifen. 
Anhänger  der  Arbeitstheorie  haben  auf  diese  Weise  den  handgreif- 
lichen Widerspruch  dieser  Theorie  mit  den  bestehenden  Eigenthums- 
verhältnissen  zu  lösen  gesucht.^)  Richtig  aufgefasst  erhält  aber  die 
Arbeitstheorie  durch  die  Verbindung  mit  der  Verjährung  keine 
Bestätigung.  Vielmehr  beweist  die  nothwendige  Herbeiziehung  der 
Verjährung  nur  wieder,  dass  die  Arbeitstheorie  keine  allgemeine 
Begründung  der  Eigenthumsinstitution  und  nicht  einmal  ein  allgemein 
giltiges  Postulat  für  die  Eigenthumsordnuug  geben  kann.  Statt 
dessen  tritt  in  diesem  speciellen  Falle  der  Verjährung  nur  aber- 
mals deutlich  hervor,  dass  das  Recht  nach  Zweckmässigkeits- 
rUcksichten  die  Eigenthumsordnung  gestaltet,  worin  eine  Be- 
stätigung des  Grundgedankens  der  Legaltheorie  liegt.  Denn  die 
blosse  Thatsache  des  Zeit  Verlaufs,  nach  welchem  eine  Person 
das  Eigenthum  an  einer  Sache  verliert  und  neu  erwirbt,  kann  nach 
keiner  der  anderen  genannten  Theorieen  als  Grund  des  Eigen- 
thums  gelten.  Es  liegt  dieser  Grund  immer  nur  darin,  dass  das 
Recht  es  so  bestimmt  und  die  Zeitfristen  festsetzt,  worin  sich  die 
Uebertragung  des  Eigenthumsrechts  vollzieht. 

§.  281.  Das  sogen,  geistige  Eigenthum  bildet  einen  besonders 
wichtigen  Belegfall  für  die  Richtigkeit  des  Grundgedankens  der 
Legaltheorie.  ^'')     Unter  geistigem  Eigenthum  wird  ein  Recht  des 


')  Zu  diesen  gehören  im  römischen  Rechte  und  ebenso  meistens  im  modernen 
Kechte:  eine  bestimmte  Länge  des  Zeitverlaufs  (kürzer  bei  beweglichen,  länger  bei 
unbeweglichen  Sachen);  der  Ersitzende  muss  den  Besitz  mit  dem  animus  domini  er- 
worben haben  und  mit  bona  fides  besitzen.  Einzelne  Sachen  sind  vom  Erwerb  durch 
Ersitzung  ausgeschlossen. 

«)  Vgl.  Mill,  Pol.  Oek.,  B.  IL,  Kap.  2  §.  2.  Thiers,  Eigenth.  B.  1  Kap.  13. 
Die  Natioualökonomen  setzen  sich  über  die  privatrechtlichen  Bedingungen  der  Ersitzung 
(s.  vor.  Note)  indessen  zu  sehr  hinweg,  so  auch  Thiers. 

®)  So  bes.  Thiers  a.  a.  0.,  nach  welchem  die  Ersitzung  den  Character  acht- 
baren und  heiligen,  auf  Arbeit  begründeten  (})  Eigenthums  gewährt. 

")  Die  Literatur  über  das  geistige  Eigenthum  ist  eine  sehr  reiche.  Ygl.  darüber 
bes.  Kloster  mann,  d.  geist.  Eigenthum  an  Schriften,  Kunstwerken  u.  Erfindungen, 
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Urhebers  an  dem  Erzeugniss  seiner  geistigen  Arbeit  verstanden. 
Dieses  Recht  wird  von  den  Juristen  jetzt  gewöhnlich  tiber- 
'haupt  nicht  als  Eig.enthum  aufgefasst/^)  von  Anderen  nur  nach 
Analogie  des  körperlichen  Sacheigenthums  so  genannt,  während 
einzelne  Juristen,  Rechtsphilosophen  und  Nationalökonomen  es  ohne 


1867,  S.  103  flF.  und  Dambach,  Art.  Nachdruck  u.  Nachbildung  in  v.  Holtzendorff's 
Handb.  d.  D.  Strafrechts,  Berl.  1ST4,  IIL,  1022  ff.  H.  Rösler,  soc.  Verw.  r.  I.. 
§.  227,  233,  239,  f.  Gesetzgeb.  u.  Literatur.  —  Aus  dor  deutschen  privatrecht- 
lichen Literatur  s.  Beseler,  Privatr.,  §.  SS;  Jelly,  Lehre  v.  Nachdruck,  Heidelb. 
1S5.5;  0.  Wächter,  Verlagsrecht,  Stuttg.  1857.  Heydemann  u.  Dambach,  d. 
preuss.  Nachdrucksgesetzgebung,  erläutert  durch  die  Praxis  des  liter.  Sachverständigen- 
vereins,  Berl.  1SÜ3.  Klostermann  d.  gen.  Werk,  Vielfach  auch  die  Commcntarc 
zu  den  Gesetzen  über  Autorrecht,  Patentrecht  u.  s.  w.  —  Die  rechts philosoph. 
Seite  der  Frage  ist  von  den  neueren  Naturrechtslehrern  häufig  behandelt,  meist  .-^uch 
von  den  positiven  Juristen  mit  in  die  Erörterung  über  die  Begründung  jener  Eechte 
einbezogen  worden.  Vgl.  u.  A.  Ahrens,  Naturrecht,  IL,  §.  75;  Warni(önig,  Art. 
Eigenthum  im  Staatslexicon  S.  Aufl.  IV.,  753  (auch  Lit.  übers.).  —  Die  neuere  frei- 
händlerische Nationalökonomie  hat  sich  im  Ganzen  gegen  das  geistige  Eigen- 
thum, hcs.  gegen  das  Patent-  und  Musterschutzrecht,  mehr  skeptisch  und 
ablehnend  verhalten,  theils  weil  sie  mit  den  Romanisten  an  der  körperlichen  Sachlich- 
keit des  Eigenthums  festhielt,  theils  weil  sie  in  dem  unentbehrlichen  Erforderniss  einer 
spccicllen  Staatsgesetzgebung  zum  Schutze  (oder  richtiger:  zur  Begründung)  der  hierher 
zu  ziehenden  Rechte,  besonders  des  Patentrechts,  eine  ihren  volkswirthschaftlichen 
Grundanschauungen  widersprechende  Staatsaufgabe  sah.  Vgl.  z.  B.  den  Art.  von 
Rentzsch  geist.  Eig.  in  dess.  Handwörterb.  S.  333  ff.  und  im  Allgemeinen  die  volks- 
wirthschaftliche  Literatur  über  Patentwesen.  —  Allgem.  Erörterungen  vom  volks- 
wirthschaftlichen Standpuncte:  R.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  Aufl.  IL,  §.  103—165 
(behandelt  das  Verbot  des  Nachdrucks,  die  Erfindungspatente  und  den  —  immer  anders 
anzusehenden  —  Schutz  von  Fabrik-  und  Waarcnzeichen  in  dem  Abschn.  v.  d.  rechtl. 
Ordnung  des  Gewerbebetriebs  als  „ausnahmsweise  zu  gestattende  Monopole") ,  R  a  u , 
Volkswirthschaftspolit.  IL,  §.  203a  u.  204,  nur  über  „Erfindungsvorrechte".  Bei  Mohl 
und  Rau  auch  weitere  Literatur.  M.  Wirth,  Nat.-Oek.  I.,  4.  Aufl.,  382  fi'.,  IL,  76. 
Jetzt  bes.  Schäffle,  Syst.,  3.  Aufl.,  II.,  70  ff.;  ders.,  Theorie  d.  ausschliessenden 
Absatzverh.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  18'i7,  XXIII,  und  selbständig.  Vgl.  auch  ders.,  die 
wirthsch.  Natur  d.  Güter  der  Darstellung  u.  Mittheilung,  Tüb.  Ztschr.  1873,  XXIX. 
H.  Rösler,  a.  a.  0.  —  Die  neuesten  deutschen  Gesetze:  Gesetz  betr.  d.  Urheberrecht 
an  Schriftwerken,  Abbildungen,  musikal.  Compositionen  und  dramatischen  Werken  vom 
11.  Juni  1870,  mit  zahlreichen  Commentaren,  von  Dambach,  Endemann,  Kloster- 
mann 1S71;  über  den  betr.  Gesetzentw.  des  Nordd.  Bundes  vergl.  Mandry,  Tüb. 
Ztschr.  XXV,  417  ff.;  Gesetz  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen  vom 
11.  Jan.  1876.  Commentar  von  Dambach,  Berl,  1876.  —  Die  jDractische  und  theo- 
retische Streitfrage  dreht  sich  bei  uns  jetzt  vornehmlich  um  das  Patentrecht,  wo 
nicht  bloss  die  Gestaltung,  sondern  auch  das  Princip  selbst,  die  Gewährung, 
noch  controvers  ist.  Näheres  darüber,  sowie  über  Muster-  und  Modellschutz  (auch 
Schutz  von  Marken  u.  Fabrikzeichen)  im  4.  Bande  des  Lehrbuchs  (Gewerbepolitik),  wo 
auch  die  weitere  Gesetzgebung  und  Literatur.  Vergl.  hier  nur  über  die  principielle 
Frage  des  Patentwesens  den  amtlichen  Bericht  über  den  Wiener  Internationalen  Patent- 
congTess,  u.  d.  T.  der  Erfinderschutz  u.  d.  Reform  der  Patentgesetze.  Dresd.  1S73. 
Dann  Klostermanu,  Patentgesetzgebnng  aller  Länder,  2.  Aufl.,  Berl.  1S76.  —  Im 
Texte  handelt  es  sich  an  dieser  Stelle  zunächst  nur  um  die  allgemeinsten  Principien- 
fragen  in  Betreff  der  Constituirung  eines  „geistigen  Eigenthums".  Auf  die  Theorie 
Schäffle's  über  die  R  entenfunction  ist  erst  im  2.  Bande  einzugehen. 

")  Nicht  nur  die  Romanisten,   sondern  auch   die  meisten  Germanisten  verfahren 
po.  vgl.  Beseler  a.  a.  0. 
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Weiteres  als  Eigenthum  bezeichnen.^-)  Es  wird  von  den  Einen  auf 
das  im  engern  Sinne  sogen,  Urheber-  oder  Autorrecht  (an 
literarischen  und  Kunstwerken)  beschräpkt,^^)  von  Anderen 
auf  gewerbliche  Erfindungen  („Erfinder-Schutzrecht'', 
Patentrecht),  Muster  und  Modelle  (Muster-  und  Modell- 
schutzrecht) mit  ausgedehnt. ^^)  Auch  wenn  die  erstere  Ansicht 
vertreten  wird,  muss  doch  folgerichtig  wieder  im  Patentrecht  und 
Musterschutzrecht  ein  dem  Autorrecht  analoges  Recht  anerkannt 
werden.  Die  Subsumptiou  dieser  drei  Rechte  unter  einen  ge- 
meinsamen Begriff,  z.  B.  den  des  Urheberrechts  im  wei- 
teren Sinne,  ist  ein  theoretisches  und  practisches  Bedürfniss,  und 
zwar  ersteres  sowohl  vom  juristischen  als  vom  uationalökonomischen 
Standpuncte  aus.^°)  Die  Bezeichnung  dieses  Urheberrechts  als 
geistiges  Eigenthum  wird  jedoch  von  einem  doppelten  Ge- 
sichtspuncte  aus  verworfen.  Die  hierauf  bezügliche  Streitfrage  ist 
von  principieller  Wichtigkeit  für  die  ganze  Eigentbumslehre  und 
besonders  lehrreich  für  die  Theorieen  zur  Begründung  des  Eigeu- 
thums  und  für  die  Formulirung  des  Eigenthumsbegritfs  und  der  im 
Eigenthum  enthaltenen  Rechte. 

Jenem  sogen,  geistigen  Eigenthum  wird  der  Name  „Eigenthum" 
einmal  bestritten,  weil  von  Eigenthum  im  juristischen  Sinne 
nur  in  Bezug  auf  körperliche  Sachen  gesprochen  werden 
könne,  es  also  kein  geistiges  „Eigenthum*'  gäbe;  sodann,  weil 
das  Sach-Eigenthum  oder  körperliche  Eigenthum  nicht  erst  eine- 
Schöpfung  des  positiven  Rechts,  wie  unzweifelhaft  dieses  geistige 
Eigenthum,  sei  (§.  282). 


")  Zu  weit  gehende  Consequenzen  ziehen  aus  der  Bezeichnung  des  geistigen 
Eigenthums  als  Eigenthum  mehrfach  französische  Gelehrte  (die  Vertreter  des 
„Monautopole"';. 

"j  So  noch  von  Beseler,  §.  88. 

")  So  jetzt  überwiegend  bei  uns.  Das  deutsche  Gesetz  vom  11.  Jan.  IsTO  spricht 
ausdrücklich  von  einem  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen,  beschränkt  also 
auch  diesen  Namen  oder  das  gleichbedeutende  „Autorrecht"  nicht  mehr  auf  liter. 
Erzeugnisse  und  Kunstwerke. 

^^1  Es  bind  mehr  äusserliche  Gründe,  aus  welchen  mit  den  drei  genannten  Rechten 
öfters  noch  ein  viertes,  das  Recht  auf  den  Schutz  von  Marken-  und  Fabrikzeichen, 
zusammengestellt  und  gemeinsam  literarisch  behandelt  wird.  Auch  dieses  Recht  ist 
gewöhnlich  erst  durch  bestimmte  positive,  meistens  neuere  und  neueste  Gesetze  \iii 
Deutschland :  Ges.  v,  30,  Nov.  1  ST  1)  anerkannt.  Aber  es  lässt  sich  dieses  Recht  doch 
unmittelbarer  als  Ausfluss  der  Persönlichkeit  und  wohl  auch  des  Sacheigenthumsrechts 
betrachten  und  beruht  jedenfalls  a;if  einem  innerlich  anderen  ökonomischen  Gmnde 
als  das  Urheberrecht.  Vgl.  Kloster  mann,  Patentgesetzgebung,  2.  AuH  ,  S.  430  11. 
■Jannasch,  d.  Markenschutz,  Berl.  IST.'}.  —  Die  Nachahmung  von  Waarenbezeich- 
nungen  fiel  schon  bisher  unter  ^trafgesetzliche  Bestimmungen.  Vgl.  D.  Strafgesetz b. 
Y.  1871,  §.  287. 
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§.282.  —  1)  Die  erste  Behauptung  beruht  auf  einer  petitio  prin- 
cipii  und  läuft  schliesslich  auf  einen  Wortstreit  hinaus.  Es  ist  aber 
trotzdem  nicht  gleichgiltig ,  ob  man  ihr  zustimmt  oder  nicht,  viel- 
mehr lässt  sich  au  diesem  Falle  nachweisen,  dass  die  übliche,  zu 
enge  Begriffsbestimmung  des  Eigenthums  bedenkliche  Consequenzen 
mit  sich  führt. 

a)  Wird  unter  Eigenthum  nur  die  geschichtlich  überkommene, 
im  positiven  Rechte  anerkannte  bestimmte  Art  und  Summe  von 
Rechten  an  Sachen  verstanden,  welche  sich  aus  der  gewöhnlichen 
Formulirung  des  Eigenthumsbegriffs  ergiebt,  so  kann  natürlich  von 
einem  geistigen  „Eigenthum"  keine  Rede  sein.  Aber  eben  diese 
Consequenz  ist  nichts  Anderes  als  eine  petitio  principii.  Denn  man 
kann  sofort  einwenden:  wenn  das  sogen,  geistige  Eigenthum  hier- 
nach nicht  als  Eigenthum  bezeichnet  werden  darf,  so  folgt  daraus 
nicht  noth wendig,  dass  es  kein  Eigenthum  ist,  sondern  zunächst 
nur,  dass  der  vorhandene  Eigenthumsbegriif  zu  eng  und  zu  ein- 
seitig ist,  weil  er  ein  Rechtsinstitut  wie  das  Urheberrecht  nicht  mit 
zu  umfassen  vermag  (§.  283  flf.).  Es  lässt  sich  nun  grade  als  ein 
Erforderniss  der  fortschreitenden  rechtlichen,  weil  der  wei- 
teren technischen  und  ökonomischen  Entwicklung  bezeich- 
nen, einen  Eigenthumsbegriff  höherer  Art  zu  statuiren  und 
für  denselben  Merkmale  aufzustellen,  welche  die  Subsumption  des 
Urheberrechts  als  geistiges  Eigenthum  wie  des  gewöhnlichen  Sach- 
eigenthums  als  körperliches  Eigenthum  unter  jenen  Eigenthums- 
begriff ermöglichen.^^) 


'^^)  Die  Entwicklung  des  ürlieberrechts  ist  ein  interessanter  Beleg  ftir  die  An- 
forderungen des  Wirthschaftslebens  und  der  Technik  an  die  Eechtsbildung.  Die  Lehre 
vom  Nachdruck  und  der  Nachbildung  lassen  die  meisten  Autoren  mit  der  Erfindung 
der  Buchdruckerkunst  beginnen.  Dambach,  in  Holtzend.'s  Strafr.  III.,  1024,  bemerkt 
dagegen,  dass  dies  im  Princip  nicht  richtig  sei,  weil  —  wenn  auch  nicht  nach 
dem  positiven  Eecht  verbotene,  aber  im  öfientlichen  Bewusstseiu  verurtheilte  —  Nach- 
bildungen von  Schrift-  und  Kunstwerken  schon  friiher  Anlass  zu  Klagen  gegeben 
hätten  Aber  er  sagt  mit  Wächter,  Verlagsr.  I.  4,  dass  erst  mit  der  Erfindung  der 
Buchdruckerkunst  die  eigentliche  Entwicklung  der  Geschichte  des  Nachdrucks 
(und  seines  Rechts)  beginne.  Aehnlich  ging  und  geht  es  natürlich  in  Betreff  der 
neueren  technischen  Erfindungen  überhaupt,  ferner  in  Betr.  photographischer, 
galvanoplastischer  Nachbildungen  u.  s.  w.  Den  Juristen  des  röm.  u.  gemeinen 
Rechts  ist  daher  gewiss  zuzugeben,  dass  sich  das  Urheberrecht  nicht  aus  dem  ge- 
schichtlich überkommenen,  vor  Allem  nicht  aus  dem  römischen  Rechte  ohne  Weiteres 
ableiten  lasse:  veränderte  technische  und  wirthschaf tliche  Verhältnisse 
schaffen  dagegen  andre  Rechtsbedürfnisse  und  andere  Rechtsanschauungen,  welche 
dann  zu  neuen  Rechtsbildungen  führen:  hier  zum  Urheberrecht  oder  geistigen 
Eigenthum.  „Literar.  und  artist.  Eigenthum  im  modernen  Sinne  war  dem  Alterthum 
unbekannt.  Der  moderne  Anspruch  aa  den  Schutz  des  Autorrechts  knüpft  sich 
äusserliih    an    die    modernen    Mittel    der    Vervielfältigung    und    Verbreitung, 
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b)  Daraus,  dass  nach  allem  positiven  Rechte  und  in  der  That 
auch  nach  der  Natur  der  Dinge  Sacheigenthum  und  geistiges  Eigen- 
thum  wieder  wesentliche  Verschiedenheiten  in  Betreff  des  Umfangs 
und  Inhalts  der  durch  sie  gegebeneu  Rechte  fund  Pflichten)  be- 
sitzen, folgt  ebensowenig,  dass  das  Urheberrecht  (i.  w.  S.)  nicht 
auch  als  (geistiges)  Eigenthum  aufgefasst  werden  kann.  Viel- 
mehr ist  das  letztere  eben  nur  eine  weitere  neue  ökonomische 
Eigenthumskategorie,  neben  denjenigen,  in  welche  auch  das 
Sacheigenthum  eingetheilt  werden  muss.  Es  ist  eine  Consequenz 
der  oben  (§.  257  ff.)  vertretenen  Auffassung,  solche  neue,  dem 
volkswirthschaftlichen  Bedürfniss  entspringende  Eigenthums„arten'' 
zuzulassen.  Die  Nothwendigkeit  der  Aufstellung  eines  geistigen 
Eigenthums  liefert  aber  auch  umgekehrt  wieder  eine  Bestätigung 
der  früheren  Lehre  von  den  ökonomischen  Eigenthumskategorieen. 
Fügt  sich  das  geistige  Eigenthum  nicht  unter  den  üblichen  Eigen- 
thumsbegriff  und  lässt  es  sich  nicht  mit  den  Gründen  begründen, 
welche  man  für  das  Sacheigenthum  glaubt  für  ausreichend  halten 
zu  dürfen,  so  erweisen  sich  jener  Begriff  und  diese  Begründungen 
eben,  wie  gezeigt  wurde,  nicht  nur  in  diesem  Falle,  sondern  auch 
bei  wichtigen  Arten  des  Sacheigenthums  unhaltbar.  Es  werden 
daher  durch  die  Unanwendbarkeit  des  Eigenthumsbegriffs  und  der 
Eigenthumstheorieen  auf  das  geistige  Eigenthum  nur  abermals  die 
Gründe  verstärkt,  welche  die  Modificatiou  jenes  Begriffs  und  das 
Aufgeben  dieser  Theorieen  nöthig  machen. 

c)  Namentlich  ist  es  kein  zutreffender  Einwand,  dem  geistigen 
Eigenthum  den  Characfer  des  Eigenthums  abzustreiten,  weil  dasselbe 
keine  absoluten  Rechte  des  Eigen thümers,  keine  unbegrenzte 
Dauer")  und  keine  Rechte  ohne  Pflichten,  wie  z.  B.  im  Erfinder- 


innerlich an  die  modernen  Ansichten  über  die  ErVcrbsthätigkeit  geistiger 
Natur",  (Heydemann).  Zeiten  unentwickelten  (ieisteslebens  und  fehlender  Verdel- 
fältigungstechnik  werden  naturlich  in  der  Hauptsache  nur  Sacheigenthum  liaben. 
Folgt  daraus  aber,  dass  es  stets  nur  letzteres  geben  könne?  Vgl.  Ihering,  II,  1,  S.  3üS. 
")  Diese  Forderung  ist  fälschlich  von  den  ^'ertretern  des  sogen.  Monautopoles 
gestellt,  während  mit  KecLt  die  Gesetze  wie  die  meisten  Juristen  und  Nationalukonomen 
für  das  Verlagsrecht,  Patentrecht  u,  s.  w.  eine  bestimmte  Älaximalfrist  festsetzen.  Es 
wird  dies  durch  Zweckmässigkeitsgründe  und  auch  mit  dem  Argument  richtig  be- 
gründet, dass  „Vor-  und  Mitwelt  ihren  Antlieil  an  der  Schöpfung  des  geistigen  Urhebers 
haben"  (Heydemann,  Dambach).  Nur  wird  von  den  Anhängern  dieser  Ansicht 
übersehen,  dass  im  Wesentlichen  dasselbe  Argument  auch  auf  das  körper- 
liche Eigenthum  sich  anwenden  lässt.  S.  o.  §.  272.  Auch  bei  dessen  ,, Schöpfung" 
ist  in  jeder  ein  wenig  entwickelteren  Volkswirthschaft  Vor-  und  ilitwelt  mit  betheiligt. 
Eben  deshalb  lassen  sich  wieder  nach  der  Analogie  des  geistigen  Eigenthums  im 
Princip  auch  für  das  Sacheigenthum  Beschränkungen  postuliren.  Mit  dem  allein 
richtigen  Kern  der  „Arbeitstheorie"    würde  dies   sehr  wohl  vereinbar  sein  (mitnnter 
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schutzrecht  kennt.  Denn  dieses  absolute  Eigenthum  ist  überhaupt 
unhaltbar.  Man  darf  hier  sogar  vom  geistigen  auf  das  körper- 
liche Eigenthum  Analogieen  ziehen,  nicht  nur,  wie  es  meistens 
allein  geschehen  ist,  umgekehrt:  wenn  nemlich  ein  „beschränktes'' 
geistiges  Eigenthum  doch  nachweisbar  eine  genügende  ökonomische 
Function  erlangen  kann,  so  wird  man  nicht  immer  von  vornherein 
ein  beschränktes  körperliches  Eigenthum  als  durchaus  unstatthaft 
bezeichnen  dürfen. 

d)  Endlich  ist  die  Aufstellung  einer  Eigeuthumskategorie  „geisti- 
ges Eigenthum"  auch  wichtig  für  die  Würdigung  des  richtigen 
Kerns,  welcher  in  der  Arbeitstheorie  als  einem  Postulate  für  die 
Eigenthumsordnung  enthalten  ist.  Die  Constituirung  des  geistigen 
Eigenthums  erfolgt  seitens  der  neueren  Gesetzgebung  recht  eigent- 
lich aus  dem  Grunde,  um  gerecht  gegen  den  Arbeiter  (Schrift- 
steller, Künstler,  Techniker)  zu  sein  und  gleichzeitig  hierdurch 
zweckmässig  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  zu  ver- 
fahren, um  nemlich  zu  der  bezüglichen  Arbeit  anzuspornen.  Die 
leitenden  Gesichtspuncte  der  Arbeitstheorie  finden  mithin  im  geistigen 
Eigenthum  ihre  bewusste  Anerkennung  durch  die  freie  ßechtsbildung. 
Aber  dem  „Arbeiter"  werden  deshalb  doch  nur  verhältniss- 
raässig  eng  begrenzte  Rechte  eingeräumt  nach  dem  billigen 
Ermessen  der  gesetzgebenden  Gewalt,  In  diesem  Vorgehen  findet 
Niemand  eine  VerlefzuDg  des  „natürlichen  Rechts"  des  Arbeiters, 
sondern  etwas  ganz  Selbstverständliches,  —  sehr  verschieden  von 
dem  Urtheil  über  Beschränkungen  des  Sacheigenthums ,  welche 
sofort  mit  dem  „natürlichen",  auch  vom  volkswirthschaftlichen 
Interesse  geforderten  „Rechtsanspruch"  des  Arbeiters  in  unlösbarem 
Widerspruch  stehen  sollen.  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  diese 
Beschränkungen  ganz  anderer  Natur  sind,  sondern  nur,  dass  unser 
Urtheil  in  solchen  Dingen  im  hohen  Maasse  vom  Herkömmlichen 
abhängt.  Der  richtige  Kern  der  Arbeitstheorie  kommt  beim  geistigen 
Eigenthum  zweckmässig  zur  Geltung.  Auch  wenn  man  diese  Theorie 
allgemein  dem  Eigenthum  an  Sachen  zu  Grunde  legt,  sollte  mau, 
soweit  es  die  verschiedene  Natur  beider  Eigeuthumsarten  zulässt, 
das  Sacheigenthum  mehr  nach  Analogie  des  geistigen  Eigenthums, 
bez.  der  bisherigen  Gestaltung   des   betreffenden  Rechts  einrichten 


selbst  eine  zeitliche  Beschränkung-  des  Eigentliums,  wofür  es  übrigens  im  modernen 
Wirthschaftsleben  auch  nicht  an  Analogieen  fehlt,  z.  B.  bei  Ueberlassung  von  Eisen- 
bahnen zu  —  Eigenthum  mit  I? Uckfallsrecht?  oder  Nutzung?,  man  kann  beide  Aus- 
drucke wülil  rechtfertigen  —  auf  !19  Jahre}. 
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und  daher  zu  beschränken  suchen,  als,  wie  es  bisher  wenn  auch 
nicht  in  der  Praxis,  so  doch  von  einer  unhaltbaren  Theorie  des 
geistigen  Eigenthums  versucht  wurde,  das  letztere  nach  der  Analogie 
des  Sacheigenthums  zu  behandeln,  d.h.  es  möglichst  ebenso  schranken- 
los zu  machen.  Eine  gebührende  Belohnung  des  Arbeiters  und 
eine  hinlängliche  Anspornung  zur  Arbeit  würde  bei  einer  solchen 
Gestaltung  des  Sacheigenthumrechts  so  wenig  uothwendig  als  bei  der 
analogen  des  geistigen  Eigenthums  fehlen  müssen,  ^^j 

§.  282a.  —  2)  Der  zweite  Einwand  gegen  die  Bezeichnung  des 
geistigen  Eigenthums  als  „Eigeuthum",  dass  dieses  Institut  bloss 
eine  Schöpfung  des  positiven  Rechts  sei,  hat  natürlich  für  die  Ver- 
treter der  Legaltheorie  in  Betreff  des  gesamniten  Eigenthums  keine 
Bedeutung.  Wollte  man  indessen  einfach  den  Schluss  ziehen,  dass 
aus  der  Notorietät  der  Schöpfung  des  geistigen  Eigenthums  durch 
das  Gesetz  auch  die  Begründung  des  Sacheigenthums  auf  das  Gesetz 
(Recht)  folge,  so  würde  man  hier  dem  richtigen  Einwand  begegnen, 
es  sei  dies  ein  falscher  Analogieschluss  oder  eine  petitio  principii. 
Trotzdem  ist  die  Begründung  des  geistigen  Eigenthums  für  die 
principielle  Würdigung  der  Legaltheorie  von  Werth. 

Es  liegt  hier  ein  auch  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung 
leicht  und  sicher  zu  verfolgender  Fall  vor,  wie  das  ökonomische 
Bedürfniss  und  die  Entwicklung  der  Technik  in  Verbindung 
mit  dem  „Rechtsgefühl^'  oder  den  Rechtsanschauungen  des 
Zeitalters  über  die  gerechte  Belohnung  des  Arbeiters  zu 
einer  neuen  Rechtsbildung  auf  dem  Gebiete  des  Eigenthumsrechts 
führt.^^)  Erwägungen  der  Gerechtigkeit  gegen  den  Arbeiter,  Be- 
rücksichtigung des  Individualinteresses  und  gleichzeitig  des  Gemein- 
schaftsinteresses, Zweckmässigkeitsgesichtspuncte  verschiedener  Art 
Averden  bewusst  combinirt,  um  ein  Rechtsinstitut  wie  das  Urheber- 
recht i.  w.  S.  durch  die  Gesetzgebung  zu  schaffen  oder,  nach  der 
im  Vorausgehenden  vertretenen  Auffassung,  um  eine  neue  eigenartige 


")  S.  vorige  Note.  —  Die  jetzige  Jurisprudenz  erkennt  überwiegend  im  ürlieber- 
recht  und  Verbot  des  Nachdruclis  „ein  positives  und  selbständiges  Rechtsinstitut  der 
neueren  Zeit"  .Dambach,  Strafr.  a.  a.  0.  S.  1032),  ein  Kecht,  das  weder  als  ein 
dingliches  Kecht,  noch  als  ein  gewöhnliches  Obligationenrecht  anzusehen  ist,  sondern 
dem  die  Natur  eines  selbständigen  positiven  Rechts  beiliegt  (eb.  S.  1033).  Die  Einen 
betrachten  es  dann  als  ein  persönliches,  die  Anderen  als  ein  Vermögcnsrecli  t. 
Als  Kecht  der  Persönlichkeit  sieht  es  auch  Ahrens,  Naturr.  IL,  151,  in  erster  Linie 
an.  Bei  der  Bezeichnung  des  Urheberrechts  als  geistiges  Eigenthum  wird  die  — 
volkswirthschaftlich  jedenfalls  auch  wichtigste  —  vermögensrechtliche  Seite 
hervorgehoben.     Vgl.  Dambach,  a.  a.  0.  S.  1034. 

>»)  S.  0.  Anm.  l(j. 

A,  Wajjue  r,  VoUswiitliso.liaftsleliie.     I,  Ij2 
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Eigenthumskategorie  als  „geistiges  Eigenthiim"  der  bestehenden 
Eigenthumsordnimg  einzufügen.  Der  Gesetzgeber  verfährt  hier  ganz 
richtig  und  durchaus  realistisch:  er  prüft  zuerst  die  Bedürfnisse 
des  Individuums  und  der  Gemeinschaft  und  bestimmt  alsdann 
nach  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  den  Umfang  und  Inhalt  der 
Rechte,  welche  dieses  geistige  Eigenthum  enthalten  soll.  Hier- 
nach ergiebt  sich  erst  der  Begriff  des  geistigen  Eigenthums.^^) 

Grade  dies  aber  ist  auch  das  richtige  Vorgehen  der  Gesetz- 
gebung gegenüber  dem  Sacheigenthum  und  seinen  verschiedenen 
Kategorieen.  Hier  sind  ebenfalls  zuerst  die  Bedingungen  des 
wirthschaftlichen  und  socialen  Zusammenlebens  für  die  Bestimmung 
des  Umfangs  und  Inhalts  der  im  Eigenthum  enthaltenen  Rechte 
festzustellen  und  daraus  ist  der  Eigenthumsbegriff  abzuleiten,  nicht 
aber  umgekehrt  ein  apriorischer  absoluter  Eigenthumsbegriif  auf- 
zustellen, als  dessen  „logische  Consequenzen"  sich  dann  der  Inhalt 
und  Umfang  des  Eigenthumsrechts  „von  selbst"  ergeben.  Dieses 
unrichtige  Vorgehen  hängt  auch  wieder  mit  den  Bestrebungen  zu- 
sammen, das  Eigenthum  anders  als  durch  die  Rechtsbildung  nach 
einer  der  früheren  Theorieeu  zu  begründen.  Die  Begründung  des 
geistigen  Eigenthums  durch  das  Gesetz  zeigt,  welches  der  rich- 
tige Weg  ist,  um  zu  einer  passenden  Gestaltung  des  Eigenthums- 
rechts zu  gelangen.  Daraus  lässt  sich  ein  werth voller  Schluss  nach 
der  Analogie  für  das  Sacheigenthum  ableiten. 

Die  geschichtlich  unzweifelhafte  Thatsache  anderseits,  dass  eine 
wichtige  Eigenthumskategorie,  wie  das  geistige  Eigenthum,  ganz 
allein  auf  dem  Gesetze  beruhe,  und  dass  der  Gesetzgeber  dabei 
unter  passender  Combination  von  Gesichtspuncten  der  Zweckmässig- 
keit und  Gerechtigkeit  die  bezügliche  Rechtsordnung  nach  seinem 
selbständigen  Abwägen  und  billigen  Ermessen  gestalte  (§.  278), 
widerlegt  endlich  auch  noch  die  Bedenken,  welche  gegen  die  Be- 
gründung alles  Eigenthums  überhaupt  auf  Recht  und  Gesetz  geltend 
gemacht  worden  sind. 

Die  vorausgehenden  Erörterungen  über  das  geistige  Eigenthum 
haben  für  die  Gegenstände,  welche  in  den  folgenden  Abschnitten 
behandelt  werden,  ihre  besondere  Bedeutung  und  führen  dazu  hinüber. 

*•*)  Deswegen  ist  besonders  die  Motivirung  der  neueren  Gesetze  über  das  Urheber- 
recht in  den  betr.  Regierungsvorlagen  und  die  parlamentarische  Berathung  der  letz- 
teren sehr  lehrreich,  \reil  hier  stets  eine  Abwägung  der  Zweckmässigkeitsgründe  für 
und  wider  erfolgt,  z.  B.  in  Betreöder  Zeitdauer,  der  Gebühren  (bei  den  Patenten), 
der  Publicationsp flicht  (böi  denselben)  u.  s.  w.  Vgl.  die  Commentare  zu  den 
Gesetzen. 
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13.  Abschnitt. 

Begriff,  Ausdehnung'  und  Inhalt  des  Privateioenthunis. ^) 

§.  283.     In  notliwendiger  Consequeuz  der  vorstehend  begrün- 
deten Auffassung  des  Eigenthums  kann  vom  volkswirthschaftlichen 


*)  Ygl.  im  Allgemeinen  die  einleitenden  Abschnitte  der  Lehrbücher  und  Systeme 
des  römischen  und   deutschen  Privatrechts  über  Eigenthum,  z.  B.  Scheurl,   Instit. 
§.  75,  Puchta,  Pand.  §.  144,  v.  Vangerovr,  Pand.  §.  295,  Barou.  Pand.  §.  125, 
Beseler,  Privatr.  §.  81,    Gerber,  Priratr.  §.  76,  78,    Kraut.  Grundriss  §.  105, 
Trendelenburg,  Kechtsphil,  §.  93,  Stahl,  Kechtsphil.  II.  1  S.  350  ff.,  Ahrens, 
Xaturrecht  II.  §.  69.    Dann  die  modernen  Kechtsbücher  in  dem  Titel  v.  Eigenthum.  — 
Aus  der  Verwaltungslehfe   bes.  H.  ßösler,  soc.  Yerw.  recht,  I.,  2.  B.  Sachen- 
recht, bes.  §.  120—12.5,  124  ff.,  177  ff.,  20.S  ff.,   womit  zu  vergleichen  über  Rösler's 
Auffassung  der  socialen  Verwaltung  §.  14 — 18  ebendaselbst.     Hier  hält  Röslcr  einmal 
an  der  Freiheit  des  Eigenthums  von  jeder  Art  der  Oberherrschaft  und  an  der  Freiheit 
in  der  Begründung  und  Gestaltung  der  Besitzverhältnisse  fest,   als   einem   der  Grund- 
sätze in  der  modernen  Gesellschaft,  welche  nach  Gestalt  der  thatsächlichen  umstände 
nicht  mehr  in  Frage  gestellt,  sondern  üi)erall  als  wesentliclie  Erfordernisse  und  Merk- 
male der  socialen  Freiheit  angesehen  werden  (§.  17\     Die  sociale  Verwaltung  muss 
daher  auch  in  üebereinstimmung  mit  den  Gnindsätzen  der  übrigen  Theile  der  Kechts- 
ordnung,  bes.  des  Privat-  und  des  Staatsrechts  stehen  (§.  18),  weshalb  die  Forderungen 
des  modernen  Socialismus  und  Communismus,  welche  die  wesentlichen  Grundsätze  des 
Privat-  und  Staatsrechts  angreifen,  nur  verworfen  werden  können  (§,  18  Anm.  2  S.  49). 
In  dem  Buch  vom  socialen  Sachenrecht  wird  dann  ausgeführt,  dass  dieses  Eecht  ., nicht 
eine  blosse  Gestaltung  des  Privatrechts  an  Sachen"'  sei  (§.  121  S.  308)  und  das  Privat- 
recht an  Sachen   und  das  Socialrecht  an  ihnen   werden  neben  einander  gestellt. 
Mir  scheint  dies  nicht  richtig  und  auch  von  Eösler  selbst  dieser  Standpunct  in  manchen 
Erörterungen  über  das  Eigenthum  nicht  festgehalten  zu  werden  (vgl.  z.  B.  §.  121, 
Anm.  2,  bes.  §.  122,   Anm.  1  S.  Mll,  eb.  Anm.  5,  §.  128.   vgl.   auch   §.  177 — 184. 
wo   namentlich   nicht  die    richtige  Bedeutung   des   Kapitaleigenthums    hervorgehoben 
wird).     Statt  dieser  Trennung  von  Privat-  und  Socialrecht  an  Sachen  muss,  wie  im 
älteren  deutschen  Recht, -die  sociale  Gestaltung  des  Privatrechts,  specicll  des  Ver- 
mögensrechts,    die   socialrechtliche    Gestaltung    des   Privateigenthums 
eintreten.     Vgl.  schon  oben  §.  264,  Anm.  6,  S.  462  u.  unten  g.  284  \Y.  —  Besonders 
hervorzuheben  sind  hinsichtlich  des  römischen  Kechts  und  des  „Geistes"  oder  des 
rechtsphilosophischen  Inlialts   desselben,    namentlich   in   Betreu'  des  Eigentliums,    die 
Erörterungen   von   Ihcring  und  Arnold.     Vergl.  Ihering,   Geist  d.  röm.  Rechts, 
passim,  bes.  I.,  3.  Aufl.,  S.  7  („es  giebt  kein  absolutes,   d.  h.  der  Rücksicht  auf  die 
Gemeinschaft  entbundenes  Eigenthum,    und   die   (leschichte   hat  dafür   gesorgt,  den 
Völkern  diese  Wahrheit  einzuschärfen"),   II.,  1.  Abth.  3.  Aufl.,  über  das  System  der 
Freiheit  und   Unfreiheit  im  Allgem.  S.   123  Jf.,   nam.  g.  31,   §.  33,  bes.  S.  226  ff., 
II.,  2.  Abth.  (3.  Aufl.,  1875  erschienen,  wonach  oben  S.  438  zu  berichtigen)  S.  435  ff., 
III.,  1.  Abth.,  2.  Aufl.,  S.  302  ff.,  347  ff.  (über  Individual-  u.  Gemein-  oder  Gesammt- 
recht).    In  dem  Abschnitt  über  die  Freiheit  in  IL,   1.  Abth.   scheint  mir  die  (iefahr 
des  Älissbrauclis  der  Freiheit  für  die  Gemeinschaft  noch  zu  wenig  beachtet.   Das, 
was  Ihering  hier  Princip   der  Unfreiheit  nennt,    ist  eben   zum   Schutze   der 
Volksmasse  in  einem  gewissen  Umfange  grade  wegen  der  ökonomischen  und  socialen 
Machtwirkung  der  Einzelfreiheit,  der  Freiheit  des  Eigentliums   geboten.     Wir  haben 
durch  zu  weitgehende  Eigenthums-  und  Vertragsfreiheit  diese  Massen  geschädigt.   Der 
Verlass  auf  freiwilligen  richtigen  Eigenthumsgebrauch  wäre  wUnschenswerther, 
als  der  auf  Staatszwang,  aber  alle  Geschichte  liat  jenen  als  erfolglos  erscheinen  lassen. 
Die  Erörterungen  a.  a.  0.   in  IIL,    1.  Abth.,    z.  B.  der  Vorwurf,  den   der  Romanist 
Ihering  hier  den  Rechtsphilosophen,  speciell  Trendelenburg  macht,  den  römischen 
Eigenthumsbegriff  „unbesehen   als   vollgiltigv  Münze  anzunehmen",  S.  308 ,  die   Be- 
schränkung des  Logischen  im  Recht  auf  s-'ine  ri.htige  Brdcutung,  die  Abweisung  des 
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und  socialen  Gesicbtspimcte  aus  keine  Begriffsbestimmung  desselben 
anerkannt  werden,  welche  auf  ein  absolutes  oder  m.  a.  W.  auf 
ein  solches  Eigenthum  hinauskommt,  das  nur  von  dem  individuellen 
Willen  des  Eigenthümers  seinen  Inhalt  erhält.  Solcher  Art  sind 
aber  zum  Theil  die  rein  privat  rechtlichen  Definitionen  des 
Eigenthums  sowie  diejenigen,  welche  nach  denselben  im  gemeinen 
Leben  gebildet  werden.  Diese  letzteren  sind  natürlich  ohne  wissen- 
schaftliche und  ohne  unmittelbar  practisch- rechtliche  Bedeutung, 
aber  sie  üben  trotzdem  einen  oft  nur  zu  verhängnissvollen  Eiufluss 
aus,  weil  sich  nach  ihnen  die  Forderungen  der  EigenthUmer  oder 
„des  Publicums"  hinsichtlich  des  Inhalts  ^  des  Eigenthumsrechts 
richten.^)  Die  privatrechtlichen  Definitionen  dürfen  schon  wegen 
dieser  practischen  Consequenzen  nicht  als  etwas  Gleichgiltiges,  das 
nur  für  die  Jurisprudenz  eine  formale  Bedeutung  hätte,  für  die 
Volkswirthschaft  und  das  sociale  Leben,  für  die  ökonomische  und 
die  Socialpolitik  angesehen  werden.  Sie  müssen  daher  der  For- 
derung entsprechen,  dass  durch  sie  sogleich  das  Privateigenthum 
als  eine  Summe  von  Rechten  erkannt  werde,  welche  sich  nicht 
ausschliesslich  nach  dem  Willen  des  Eigenthümers,  son- 
dern stets  auch  nach  dem  Willen  der  gesetzgebenden  Macht, 
als  der  Vertreterin  der  Gemeinschaftsinteressen  gegenüber  den 
Interessen  der  Eigcnthümer-Individuen,  ergiebt. 

Die  Definitionen  müssen  deswegen  die  Eventualität  von  gesetz- 
lichen Beschränkungen  der  Verfügungsbefugnisse  der  Eigen- 
thümer  und  selbst  von  Verpflichtungen  zu  einem  Thun,  welche 
den  letzteren  hinsichtlich  der  Benutzung  ihres  Eigenthums  auferlegt 
werden  können,  mit  in  sich  aufnehmen.^)  Sie  müssen  endlich  weit 

beliebtea  Vorwurfs  uiisorer  positiven  Juristen,  Allem,  was  in  ihre  römisch-rechtlichen 
Anschauungen  uiclit  passt,  das  „Stigma  des  ünjuristisclien"  aufzuprägen  (S.  311),  das 
offene  Zugeständniss  S.  315,  dass  die  letzten  Quellen  der  römischen  ßechtsbegriffe  in 
psycholO;:;ischen  und  practiscliun  (wohin  Ihering  wohl  die  wirthschaftlichen  reilien 
wird),  ethischen  und  liistorisclien  Gründen  gesucht  werden  müssen,  —  alle  diese  Aus- 
führungen mag  sich  der  Socialpolitiker  und  Nationalökonom  zum  Trost  dienen  lassen, 
wenn  er,  sich  gegen  die  Begrilfe  unserer  Jurisprudenz  verwahrend,  auf  Polemik  und 
Widerspruch  stösst.  Leider  felilt  noch  die  Fortsetzung  von  Iliering's  Werk,  worin  die 
einzelnen  Kechte  und  das  Zweckmoment  behandelt  werden  sollen.  Namentlich 
letzteres  möchte  Ihering  zu  Untersuchungen  führen,  die  für  die  socialökonomische 
Auffassung  des  Privatrechts  wiclitig  sein  werden.  —  Von  Arnold  vergl.  die  Werke 
oben  S.  438,  bes.  Cult.  u.  Recht  d.  Römer,  B.  2,  Kap.  2,  nam.  S.  171  ff.  S.  auch 
V.  Scheel  in  d.  o.  S.  27  Anm.  5  gen.  Aufs. 

"^)  Jeder  Gedanke  an  eine  Beschränkung  der  Eigenthumsbenutzung  oder  vollends 
an  die  Auflegung  von  Verpflichtungen,  z.  B.  selbst  auf  den  Grundeigenthümer  als 
solchen ,  wird  in  unserem  Publicum  eben  deshalb  sofort  abgewiesen ,  ja  als  wider- 
rechtlich betrachtet,  weil  die  Leute  nur  ein  absolutes  Recht  vor  Augen  haben. 

^)  Die  Einwendungen ,  welche  besonders  von  den  Romanisten  gegen  jede  solche 
Fassung  des  Eigenthumsbegriffs  erhoben  werden,  sind  bekannt.    Vgl.  über  ihre  Defini- 
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genug  sein,  um  neben  dem  Eigenthum  an  körperlichen  Sachen 
auch  ein  Eigenthum  au  „Verhältnissen''  (§.15),  Rechten,  Forderungen, 
also  auch  das  „geistige"  Eigenthum  mit  umfassen  zu  können/) 

Nur  so  erscheint  das  Privateigenthum  als  das,  was  es  stets 
war  und  ist  und  sein  soll:  ein  socialrechtliches  und  somit  ein 
eigentlich  v o  1  k s wirthschaftsrechtliches  statt  eines  bloss  privat- 
rechtlichen und  rein  p r i v a t wirthschat'tsrechtlichen  Instituts: 
nur  so  wird  es  daher  auch  zugleich  mit  unter  den  öffentlich- 
rechtlichen  Gesichtspunct  gestellt,  was  ein  nothwendiges  Postulat  ist. 

Die  Eigenthumsdefinitioneu  der  Rechtswissenschaft,  be- 
sonders der  römisch-rechtlichen,  oder  der  unter  dem  Einfluss 
derselben  stehenden  Privatrechtswissenschaft  überhaupt  sind 
deshalb  natioualokonomisch  meistentheils  unhaltbar.  Öie  stehen  aber 
selbst  mit  dem  positiven  Rechte,  aus  welchem  sie  doch  abstrahirt 
sein  sollen,  nicht  immer  in  vollem  Einklänge.    Denn  das  positive 


tionen  unten  Anm.  9.  Es  wii'd  dadurch  aber  nur  die  Richtigkeit  des  im  Texte  ge- 
machten Vorwurfs  hinsichtlich  der  rein  privatrechtlichen  Auffassung  bewiesen.  An- 
gesichts von  Eigenthumsdefinitionen  wie  z.  B.  im  französischen  Eechte  braucht  sich  die 
Nationalökonomie  auch  nicht  durch  den  Vorwurf  der  „juristischen  ünhaltbarkeit"  von 
Begriffsbestimmungen,  welche  das  Moment  gesetzlicher  Beschränkung  enthalten,  ab- 
schrecken zu  lassen.  Bedenklicher  kann  es  erscheinen ,  in  die  Definition  auch  das 
Moment  der  Verpflichtungen  zu  einem  Handeln,  welche  das  Eigenthum  gesetzlich 
auflegen  kann,  aufzunehmen.  Der  Einwand,  welcher  aus  der  römischen  Servituten- 
lehre  gemacht  werden  kann ,  dass  servitus  in  faciendo  consistere  nequit ,  liegt  nahe. 
Hält  man  sich  aber  auch  hier,  nicht  nur  an  ältere  deutsch-rechtliche  Verhältnisse,  wie 
die  Reallasten,  wo  indirect  wenigstens  dem  Eigenthümer  als  solchem  eine  Verpflich- 
tung, etwas  zu  thun,  aus  seinem  Eigenthum  erwächst,  sondern  an  modernes  Recht, 
wie  es  z.  B.  im  preuss  Landrecht  für  das  Eigenthum  principicll  aufgestellt  wird  (s.  u. 
Anm.  9> ,  so  ergiebt  sich  wiederum ,  dass  in  der  Aufnahme  von  Verpflichtungen  zu 
einem  Handeln  in  den  Eigenthumsbegrifi'  nach  dem  geltenden  Rechte  selbst  nicht  die 
juristische  Ungeheuerlichkeit  liegt ,  wie  sie  der  privatrechtliche  Jurist  und  bes.  der 
Romanist  in  solchen  Definitionen  zu  finden  pflegt.  Fasst  man  ferner  mancherlei  ge- 
tchichtliche  und  moderne  Eigenthumsrechtsgestaltungen,  z.  B.  im  Gebiete  des  Grund- 
eigenthums ,  oder  bei  heutigem  Privat-Eisenbahneigenthum .  ins  Auge ,  so  hat  man 
hochwichtige  practische  Beispiele ,  in  welchen  das  Eigenthum  als  eine  bestimmt 
umzeichnete  Summe  von  Rechten  und  Verijflichtungen  erscheint.  Vgl.  z.  B.  den  Ver- 
trag der  Stadt  Berlin  von  187t),  betr.  die  Uebernahme  der  fiscalischcn  Strassen,  mit 
dem  preuss.  Staate,  wo  der  Erwerber  des  Eigenthums  (die  Stadt  B.)  wegen  der 
Lasteu  des  letzteren  eine  Rente  vom  Staate  gezahlt  bekommt.  —  Die  Lehre  des  röm. 
Rechts  vom  Eigenthum  gilt  im  Allgemeinen  als  in  unser  Rechtssystem  übergegangen, 
s,  Beseler,  D.  Privatr.  §.  Sl. 

*)  Auch  für  diese  Auffassung  des  Eigenthums  kann  man  sich  auf  mittelalterliches 
deutsches  Recht  und  auch  auf  neuere  geltende  Rechtsbücher,  wie  das  österr.  bnrgerl. 
Gesetzbuch  ^.  ytb'S  und  das  preuss.  Landrecht  Th.  1,  Tit.  S,  §.  1  bei-ufen.  Vgl. 
Kraut,  Grundriss,  §.  105.  Es  gilt  freilich,  diese  Erweiterung  des  Eigenthumsbegrifls 
jetzt  meistens  für  wissenschaftlich  unrichtig,  weshalb  der  Ausdruck  geistiges  Eigenthum 
dann  auch  verworfen  und  die  Behandlung  der  Eigenthumslehre  z.  B.  im  preussischeu 
Landrecht  als  anti<iuirt  betrachtet  wird.  Aber  liegen  nicht  anch  hier  nur  Ebiseitig- 
ieiten  der  heutigen  Privatrechtswissenscliaff  vor?  Vgl.  Beseler  §.  Sl ,  Gerber, 
.D.  Pri,vatr.  §.  76. 
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Kecht  kennt  gewöhnlich  Beschränkungen  jenes  absoluten  Eigen- 
thums,  welches  die  Theorie  zu  formuliren  pflegt.  Es  giebt  indessen 
auch  gesetzliche  Definitionen  des  Eigenthums,  welche  dasselbe 
als  ein  absolutes  Kecht  hinstellen  und  deshalb  nicht  zu  billigen 
sind.^)  Diese  Definitionen  sind  in  neueren  ßechtsbüchern  unter 
dem  Einfluss  einer  einseitig  privatrechtlichen  Jurisprudenz  tbrmulirt 
worden  und  befinden  sich  dann  doch  mit  anerkannten  anderen 
üechtssätzen  in  Widerspruch.'')  Da  letztere  Kechtssätze  vorgehen, 
haben  jene  Definitionen  zwar  practisch  nicht  die  Bedeutung,  die 
ihnen,  streng  genommen,  beigelegt  werden  müsste,  aber  sie  üben 
gleichwohl  einen  nachtheiligen  Einfluss  aus  und  müssen  deswegen 
so  gut  wie  die  rechtswissenschaftlichen  modificirt  werden.  Wo  in 
älteren  nicht-römischen,  besonders  in  germanischen  Rechtsquellen 
Sätze  vorkommen,  welche  als  eine  Art  Definition  gelten  können 
oder  aus  welchen  die  Wissenschaft  Definitionen  bildete  oder  mit 
welchen  sie  ihre  eigenen  belegte,  da  darf  man  sich  über  die  Trag- 
weite solcher  Sätze  nicht  täuschen.^)  Sie  haben,  auch  wo  sie  so 
lauten,  nicht  ein  absolutes  Eigenthum  statuiren  sollen,  wie  sich  auch 
aus  anderen  Sätzen  ergiebt. 

Es  finden  sich  endlich  auch  Eigenthumsdefinitionen  des  posi- 
tiven Rechts  und  der  Rechtswissenschaft,  welche  das  Conditio- 
nelle  der  Unbeschränktheit  des  Eigenthums  schon  mit  in  die  Be- 
griffsbestimmung aufnehmen.^)  An  diese  Definitionen  hat  die  national- 
ökonomische Auffassung  des  Eigenthums  anzuknüpfen:  sie  sind, 
wenngleich  vielleicht  anders  zu  formuliren,  doch  im  Princip  richtig, 
weil  das  Eigenthum  hier  keinen  rein-privatrechtlichen  Character  mehr 
hat,  der  obengenannten  Forderung  gemäss.  Der  Mangel  auch  dieser 
Definitionen  liegt  gewöhnlich  nur  darin,  dass  dieselben  zu  eng  sind, 
um  eine  Berücksichtigung  der  Verschiedenheiten  der  ökonomischen 
Eigenthumskategorieen  und  damit  des  Moments  des  Zwecks  der 
im  Eigenthum  stehenden  Güter  zu  ermöglichen.^) 


^)  Vgl.  österr.  h.  Gesetzb.  §.  854  („als  ein  Recht  betrachtet  ist  Eigenthum  die 
Befuguiss,  mit  der  Substanz  und  den  Nutzungen  einer  Sache  nach  Willkühr  zu 
schalten,  und  jeden  Anderen  davon  auszuschliessen").  Preuss.  Landr.  Th.  1,  Tit.  8, 
§.  1.     S.  u.  Anm.  9. 

®)  So  im  preuss.  Landrecht  sehr  deutlich,  s.  u.  Anm.  9. 

')  Vgl.  z.  B.  die  Stelle  aus  d.  Kl.  Kaiserrecht  bei  Beseler,  §.  81.  Anm.  .^. 

*)  S.  Anm.  9,  bes.  den  Code  Napoleon  Art.  544. 

^)  Nach  der  üblichsten  Definition  unserer  heutigen  römischen  Jurisprudenz  ist  das 
Eigenthum  die  vollständige,  unbeschränkte  und  ausschliessliche  recht- 
liche Herrschaft  einer  Person  über  eine  körperliche  Sache  oder  die  voll- 
kommene rechtliche  Unterwerfung  einer  Sache  unter  den  Willen  einer  Person. 
V?l.  z.  B.  Puchta,  Pandeden  §.  144,   v.  ScheurI,  Instit.  §.  75,  Baron,  Pand. 
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§.  284.    Unter  Berücksichtigung  der  obigen  Anforderungen  an 
die  socialrechtliche  Gestaltung  des  Eigenthums  und  die  dadurch 


§.  125.  Diese  und  andere,  im  Wesentlichen  dasselbe  sagende  Definitionen  sind  schon 
deswegen  nicht  zutreflPend ,  weil  sie  die  Möglichkeit  von  gesetzlichen  Beschränkungen 
gleich  begriftlich  ausschliessen  und  damit  mit  bekannten  Sätzen  selbst  des  römischen 
Rechts  (z.  B.  über  die  sogen.  Legalservituten)  in  Widerspruch  gerathen.  Deshalb  ist 
die  Definition  von  einzelnen  Komanisten  und  von  Germanisten  etwas  vorsichtiger  dabin 
gefasst  worden,  dass  sie  das  Eigenthum  nur  bezeichnen  als  die  allgemeine  recht- 
liche Herrschaft  oder  als  das  Eecht  der  Herrschaft  der  Person  über  die  Sache,  z.  B. 
Bruns,  in  Holtzend.  Encycl,  S.  296,  297,  Beseler,  Deutsches  Privatrecht  §.  Sl. 
„Das  Allgemeine  schliesst  das  Einzelne  als  Eegel  von  selbst  in  sich,  wird  aber  durch 
einzelne  Ausnahmen  nicht  aufgehoben"  (Bruns).  Man  kann  indessen  darüber  streiten, 
ob  nicht  auch  diese  Definitionen  doch  noch  immer  mit  gesetzlichen  Beschränkungen 
des  Eigenthums  in  Widerspruch  stehen.  Jedenfalls  geben  sie  keine  Handhabe  für  die 
socialrechtliche  Auffassung  des  Eigenthums,  welche  nicht  etwa  nur  nach  dem  hier 
eingenommenen  Standpuncte  nothwendig  ist,  sondern  auch  überall  mehr  oder  weniger 
in  anerkannten  Eechtssätzen  und  anerkannten  Rechten  der  Gesetzgebung  und  zum  Tlieil 
sogar  der  Verwaltung  ^Polizei)  dem  Eigenthum  gegenüber  practische  Geltung  hat, 
sowohl  in  dem  letzteren  auferlegten  Beschränkungen  als  Veriiflichtungen  (z.  B.  bei 
Grund-,  Haus-,  Fabrikeigenthum'). 

Eine  solche  socialrechtliche  Auffassung  des  Eigenthums  tritt  dagegen  in 
jener  römisch-rechtlichen  Definition  hervor,  wonach  das  Eigenthum  sei:  jus  utendi  et 
abutendi  re  sua,  quatenus  juris  ratio  patitur.  Ist  auch  der  Vordersatz  hier 
noch  bedenklich,  so  erlangt  er  doch  durch  den  Nachsatz  eine  wesentliche  und  zweck- 
mässige Beschränkung,  die  dann  genauer  formulirt  werden  kann.  Im  französischen 
Rechte  wird  diese  Beschränkung  gleich  präcisirt,  wenn  das  Eigenthum  hier  bezeichnet 
wird  als  le  droit  de  jouir  et  de  disposer  des  choses  de  la  maniere  la  plus  absolue, 
pourvu  r^u'on  ne  fasse  pas  un  usage  prohibe  par  les  lois  et  les  rcglements,  Code 
Art.  544,  und  danach  z.  B.  im  Bad.  Landrecht:  Eigenthum  ist  die  Befugniss,  über 
Bestand  und  Wesen  einer  Sache  sowie  über  den  Genuss  derselben  nach  Beüeben  zu 
schalten  und  zu  walten ,  so  lange  man  nur  keine  durch  Gesetze  oder  Verordnungen 
des  Staats  untersagte  Verfügung  darüber  trifft,  Art.  544.  Diese  Clausein  gestatten  der 
Gesetzgebung  sehr  wirksam,  Beschränkungen  des  Eigenthums  nach  dem  (iesichtspuncte 
des  Gemeinschaftsinteresses  aufzustellen. 

Dies  geschieht  auch  in  anderen  Privatrechtssystemen,  deren  Definitionen  das  Ver- 
fügungsrecht des  Eigenthümers  zwar  noch  ganz  absolut  formuHren ,  aber  im  Wider- 
spruch hiermit  an  dieses  Recht  doch  gleich  darauf  eine  Reihe  von  gesetzlichen  Be- 
schränkungen und,  damit  verbunden,  zum  Tlieil  sogar  gewisse  positive  Verpflichtungen 
des  Eigenthümers  zu  einem  Handeln  knüpfen.  So  namentlich  im  Preussischen 
Landrecht,  Th.  1,  Tit.  8.  Hier  heisst  zunächst  nach  §.  1  Eigen thtlmer  Derjenige, 
., welcher  befugt  ist,  über  die  Substanz  einer  Sache  oder  eines  Rechts  mit  Aus- 
schliessung Andrer,  aus  eigener  Macht,  durch  sich  selbst  oder  durch  einen  Dritten 
zu  verfügen".  Dann  wird  aber  doch  in  §.  20  gesagt,  „jeder  Gebrauch  des  Eigenthums 
sei  erlaubt  und  rechtmässig,  durch  welchen  (weder  wohlerworbene  Rechte  eines  Andern 
noch)  die  in  den  Gesetzen  des  Staats  vorgeschriebenen  Schranken 
überschritten  werden".  Hier  ist  nicht  nur  von  Einschränkungen  des  Eigen- 
thums die  Rede,  in  dem  wörtlichen  Sinne,  dass  der  Eigeuthümer  gesetzlich  genöthigt 
werden  kann,  in  der  Weise  des  römischen  Servitutenrechts,  eine  Benutzung  zu  unter- 
lassen (negative  Servituten  oder  senitutes  in  non  faciendo)  oder  etwas  zu  dulden 
(.positive  Servituten,  (]uae  in  patiendo  consistunti,  sondern  es  wird  in  i^.  ül  sogar  das 
allgemeine  Princip  aufgestellt,  „soweit  die  Benutzung  einer  Sache  zur  Erhaltung 
des  gemeinen  Wohls  erforderlich  ist,  kann  der  Staat  diese  Benutzung  befehlen 
und  die  Unterlassung  derselben  durch  Strafgesetze  ahnden",  oder  m.  a.  \V.  es  werden 
im  ^frincip  Verpflichtungen  des  Eigenthümers  zu  Handlungen  im 
Interesse  des  Gemeinwohls  aus  dem  Eigenthum  abgeleitet.  Hier 
kommen  dann  die  sehr  eingehenden  Vorscliviften  über  Gebäudeeigenthum  §.  '66  ü'. 
Verpflichtung  zur  Unterhaltung  und  Wiederherstellung),  über  Wa'ld  eigenthum  §.  S'i  ff'. 
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auch  für  das  Privatrecht  bedingte  Fassung  des  Eigentbumsbegriffs 
lässt  sich  das  Privateigenthum  definiren  als:  die  vom  Recht 
(Gesetz)  zugelassene  vollkommene  rechtliche  Herr- 
schaft einer  Person  über  äussere  Güter  (§.  8),  vorbe- 
haltlich der  mit  dieser  Herrschaft  gesetzlich  ver- 
bundenen Beschränkungen  und  Verpflichtungen.  Das 
Privateigenthum  ist  hiernach  eine  Summe  von  Verfügungs- 
uud  Ausschlussbefugnissen  Anderen  gegenüber,  deren 
Maass  das  Recht  festsetzt  (§.  24).      ^ 

1)  Insbesondere  bestimmt  dieses  die  Ausdehnung  (Exten- 
sität, Umfang)  des  Eigenthums,  d.  h.  es  bestimmt,  an  welchen 
äusseren  Gütern  überhaupt  ein  Privateigenthum  zulässig  ist. 
In  der  Hauptsache,  aber  nicht  ausschliesslich,  erstreckt 
sich  das  Privateigenthum  nur  auf  die  wirth schaftlichen  und 
unter  diesen  meistens  nur  auf  die  Verkehrsgüter  (§.  21).^") 
Von  den  den  wirthschaftlicheu  gegenüberstehenden  freien  Gütern 
(§.7)  können  die  freien  Besitzgüter  (§.  ö)  ins  Privateigen- 


Mag  im  Einzelnen  hier  noch  so  viel  willkühriich  sein .  im  Ganzen  ist  dies  doch 
die  richtige  socialrechtliclie  Auffassung  des  Eigenthums,  mit  welcher  allein  sich 
die  Nationalökonomie  befreunden  kann.  Sie  hat  zur  nothwcndigcn  Gonsequenz  eine 
andre  Begriffsbestimmung  des  Eigenthums.  "Dieser  Standpunct  des  preuss.  Landrechts, 
Avouach  z.  B.  auch,  im  diametralen  Gegensatz  gegen  das  röm.  Recht,  ein  Eigenthum 
an  Forderungen  angenommen  wird,  gilt  jetzt  unseren  Juristen  für  „wissenschaftlich 
überwanden".  Er  hat  sich  unter  deutlichem  Einflüsse  des  Naturrechts  des  18.  Jahrh. 
und  der  Wolü "sehen  eudämonistischen  Philosophie  gebildet,  aber  enthält  manche 
besseren  Keime  für  ein  nationalökonomisch  und  socialpolitisch  lialtbares  Privatrecht,  als 
unsere  jetzige  rein  privatrechtliche  Jurisprudenz  zugeben  ■will.  Vergl.  auch  Degen - 
kolb,  Art.  preuss.  Landiecht  in  ßotteck  und  Welcker's  Staatslexicon.  3.  Aufl.,  XII, 
bes.  134,  139. 

Die  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  des  Eigenthums  lassen  sich  ausser  aus 
dem  socialen  Zusammenhange  der  Menschen  und  Gilter  auch  aus  den  veruunft- 
gemässen  Lebenszwecken  des  Individuums  selbst,  d.  h.  hier  des  Eigen- 
thümers  ableiten.  Von  diesem  Gesichtspuncte  aus  hat  die  Krause 'sehe  Rechts- 
philosophie in  einem  ihrer  hervon'agendstea  Vertreter,  Ahreiis,  das  Eigenthum  be- 
stimmt als  .,die  einer  Person  zustehende  rechtliche  virtuelle  Macht  über  ein  sachliches 
(jlut  nach  allen  durch  vernünftige  Lebenszwecke  bestimmten  und 
begrenzten  Nutzungen",  Naturr.  II.  114.  Es  liesse  sich  die  nothwendige  Aufer- 
legung von  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  des  Eigenthiuns  wohl  aus  dieser 
Beziehung  zu  den  verniüiftigen  Lebenszwecken  ableiten.  Aber  das  Missliche  bleibt, 
Jatis  der  Eigenthumer  nach  dieser  Defiuition  doch  allein  diese  Zwecke  beurtheilt 
und  danach  doch  nur  sein  Wille  über  den  Inhalt  des  Eigenthums  entscheidet.  — 
Trend  eleu  bürg 's  Definition:  ,, Eigenthum  einer  Person  ist  dasjenige  ausser  ihr, 
was  als  Werkzeug  ihi'es  Willens  anerkannt  wird,  und  zwar  so,  dass  es  das  Werkzeug 
eines  Anderen  nur  durch  ihren  Willen  werden  kann",  Naturr.  S.  2U5 ,  leidet  an  der 
Absolutheit  der  römisch-rechtlichen  Begriffsbestimmungen.    S.  o.  Anm.  1  (Ihering). 

^")  Wirthsch.  Guter  müssen,  um  Verkehrsgüter  zu  sein,  nach  §.  21  ausschliesslich 
angeeignet  und  übertragen  werden  können.  Letztere  Möglichkeit  kann  rechtlich 
ausgeschlossen  sein,  wo  dann  zwar  ein  Privateigenthum  bleibt,  aber  das  Gut  nicht 
Verkehrs  gut  ist,  wie  bei  bestimmt  gebundenem  Grund  und  Boden. 
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thum  übergeben,  vvodmcb  sie  alsdann  in  die  Kategorie  der  wirtb- 
sch ältlichen  hiuübertreten  (§.  9).  Gewisse  Objecte,  namentlich 
freie  Besitz  guter  (Boden)  bleiben  mitunter  nach  dem  Rechte 
aber  den  Zwangsgemeinwirthscbaften,  besonders  dem  Staate, 
vorbehalten,  unter  Ausschluss  des  Privateigenthums.  Bei  den 
nicht  ausdrücklich  vom  Rechte  ausgeschlossenen  Objeeten  ist 
anzunehmen,  dass  das  Recht  an  ihnen  im  Princip  Privateigenthum 
zulässt.  Diese  Ausdehnung  des  Privateigenthums  muss  wesentlich 
mit  und  zum  Theil  in  erster  Linie  nach  ökonomischen  Gesichts- 
puncten  festgestellt  werden.  Die  Frage  nach  der  Ausdehnung 
des  Privateigenthums  geht  dann  vielfach  in  die  allgemeinere  nach 
der  gesetzlichen  Begründung  desselben  au  den  verschiedenen 
Objeeten,  besonders  an  den  Productionsmitteln  über  (§.  26b,  2ö7  ff.). 

2)  Zum  Behufe  der  Lösung  dieser  Fragen  ist  das  Eigenthum 
in  ökonomische  Kategorieen  zu  bringen  und  speciell  für  jede 
derselben  nach  der  ökonomischen  Natur  und  Function  einer  jeden 
zu  entscheiden,  ob  überhaupt  ein  Privateigenthum  zugelassen 
werden  soll.  Das  letztere  zerfällt  zunächst  in  die  uemlichen  drei 
grossen  Kategorieen,  wie  die  wirthschaftlichen  Güter  (§.  15),  welche 
es  umfasst,  demnach 

a)  Eigenthum  an  körperlichen  Sachen  („Sacheigen- 
thum^'),  welches  auch  für  die  Frage  der  Ausdehnung  des  Privat- 
eigenthums in  die  weiteren  Arten  des  §.  259   zu  specialisiren  ist. 

b)  Eigenthum  (nach  Ausschluss  der  persönlichen  Unfreiheit) 
an  persönlichen  Diensten.  Es  lässt  sich  rechtfertigen,  die 
Forderung,  welche  auf  eine  Leistung  eines  Anderen,  etwas 
zu  geben  oder  etwas  zu  thun,  geht,  hier  mit  einzureihen.") 

c)  Eigenthum  an  „Verhältnissen"  zu  Personen  und  Sachen 
(§.  15  N.  3).  Hierhin  gehört  auch  das  geistige  Eigenthum  (§.  281) 
oder  das  Urheberrecht  im  weiteren  Sinne. 

3)  Das  Eigenthum  giebt  dem  Eigentbümcr  in  Bezug  auf  das 
im  Eigenthum  stehende  Object  und  auf  dritte  Personen  zunächst 
allerdings  alle  denkbaren  Befugnisse,  welche  nach  der 
Natur  des  Objects  der  Wille  des  Eigenthümers  aus  der  ihm  zu- 


")  Im  preuss.  Landreclit  ist  ein  Eigenthum  au  Kechtcn,  Fordeiimgen  auer- 
kaiiut.  —  üeber  das  röm.  Obligatiouenrecht  Puchta,  Fand.  §.  218  fF. ,  über  das 
deutsche  Beseler  §.  HS.  Vgl.  auch  Arnold,  Cult.  u.  Kecht  d.  Römer,  S.  144  ff., 
S.  14S.  15.3  ff..  231  ff.  —  In  der  Auffassung  im  Texte  liegt  eine  Modification 
eines  Satzes  oben  in  g.  2S  sub  b  S.  2t(;  dass  pei"sönliche  Dienste  kein  Bestandtheil 
des  Vermögens  seien ,  letzteren  BegriK'  im  geschichtlich-rechtücli'.-u  Sinne  genommen, 
wonach  dieser  Satz  dort  zu  berichtig'en  ist. 
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stehenden  vollkommenen  rechtlichen  Herrschaft  ableitet.  Aber 
diese  Befugnisse  sind  doch  wieder  nicht  absolute,  sondern 
begrenzt  durch  die  Beschränkungen  und  Verpflichtungen, 
welche  die  Rechtsordnung  feststellt.  Das  Recht  bestimmt  insofern 
auch  den  Inhalt  (Intensität)  des  Eigenthums,  Auch  hier  muss 
es  sich  an  die  Gesichtspuncte  der  volkswirthschaftlichen  Zweck- 
mässigkeit und  der  Gerechtigkeit  halten  und  eben  deshalb  wieder 
nach  den  einzelnen  Kategorieen  specialisiren. 

Die  Aufgabe,  welche  hiernach  auf  dem  Gebiete  der  Eigen- 
thumsordnung  für  die  Rechtsbildung  in  Bezug  auf  die  Bestimmung 
der  Ausdehnung  und  des  Inhalts  des  Eigenthums  vorliegt,  ist 
der  Aufgabe  der  Begründung  des  Eigenthums  verwandt.  Es 
muss  in  beiden  Fällen  als  erheblichster  Fehler  der  üblichen  rechts- 
philosophischeu ,  juristischen,  nationalökonomischen  und  socialpoli- 
tischen  Behandlung  der  Eigenthumslehre  bezeichnet  werden,  dass 
die  verschiedenen  Eigenthums  arten  in  der  Beweisführung 
gar  nicht  oder  nicht  genügend  unterschieden  werden. 

§.285.  Die  beiden  Fragen  nach  der  Ausdehnung  und  dem 
Inhalt  des  Privateigenthums  können  nach  ihrer  volkswirthschaft- 
lichen Seite  nur  zum  Theil  in  dieser  Grundlegung,  zum  grossen 
Theil  nur  im  ganzen  System  der  Politischen  Oekonomie,  insbeson- 
dere die  erste  vollständig  erst  durch  die  Untersuchungen  in  der  Wirth- 
schal'tlichen  Verwaltungslehre  und  in  der  Finanzwissenschaft,  die 
zweite  in  der  Lehre  vom  privatwirthschaftlichen  System  (Band  2) 
beantwortet  werden. 

1)  Die  Frage  nach  der  richtigen  Ausdehnung  des  Privat- 
eigenthums ist  überhaupt  von  vorneherein  nicht  eine  privat- 
rechtliche, sondern  eine  öffentlich-rechtliche  Frage,  welche 
nach  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Gesichtspuncteu 
zu  entscheiden  ist.  Sie  fällt  im  AVesentlichen  zusammen  mit  der 
Frage  nach  der  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Ausdehnung 
des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten  des  privatwirth- 
schaftlichen und  zum  Theil  des  freigemeinwirthschaftlichen  Systems. 
Je  leistungsfähiger  sich  das  zwaugsgemeinwirthschaftliche,  besonders 
durch  den  Staat  und  die  Gemeinde  repräseutirte  System  erweist 
und  je  mehr  inhärente  Schäden  das  privatwirthscbaftliche  zeigt, 
desto  mehr  empfiehlt  sich  die  Ausdehnung  des  ersteren.  Dies  führt 
thatsächlich  zu  einer  Beschränkung  des  Privateigenthums,  z.B. 
bei  Wegen,  Wäldern,  Verkehrsanstalten ,  und  kann  zum  prin- 
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cipielleu  Ausschluss   desselben  an  ganzen   Kategorieen  von 
Objecten,  wie  den  eben  envähnten,  luhren. 

a)  Die  priucipielle  Seite  dieser  Frage  berührt  mithin  sehr 
nahe  das  grosse  Problem  der  Organisation  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft,  —  ein  Zusammenhang  des  Privatrechts  und  speciell 
des  Instituts  des  Privateigenthums  mit  der  Volks\virthsehal't,  über 
welchen  die  gewöhnliche  privatrechtliche  Jurisprudenz  ebenso  wie 
die  Nationalökonomie  meist  gänzlich  hinweggesehen  haben,  ge- 
schweige dass  sie  seine  hohe  Bedeutung  tlir  das  Verständniss  auch 
des  Privatrechts  und  seiner  Entwicklungsgeschichte  erkannt  hätten. 
Für  diese  Seite  der  Privateigenthumsl'rage  ist  daher  auch  auf  das 
3.  und  4.  Kapitel  dieser  Grundlegung  zu  verweisen. 

b)  Ob  und  welche  einzelne  Zweige,  namentlich  der  mate- 
riellen Production,  mithin  auch  der  zu  ihrem  Betrieb  gehörigen, 
eventuell  im  Privateigenthum  stehenden  Objecte  den  Privatwirth- 
schaften  zu  entziehen  und  auf  die  Zwaugsgemeinwirthschaften  zu 
übertragen  sind ,  das  ist  theiis  nach  der  allgemeinen  ökonomi- 
schen Natur  und  Function  dieser  Zweige,  theiis  nach  den  con- 
creten  Umständen  zu  entscheiden.  In  letzterer  Hinsicht  ist 
die  Frage  eine  eminent  historische,  gestattet  daher  nur  eine 
relative  Beantwortung  und  gehört,  soweit  sie  nach  ökonomi- 
schen Gesichtspnncten  zu  erörteni  ist,  in  die  specielle  oder 
practische  V'olkswirthschaftslehre  und,  soweit  finanzielle 
Momente  mitspielen,  auch  in  die  Finanz  Wissenschaft.  Hier 
in  der  Grundlegung  kann  sie  daher  nur  in  der  Kürze  und  mehr 
nur  nach  ihrer  allgemeinen  Seite,  d.  h.  namentlich  auch  nach 
ihren  Folgen  für  die  Zulassung  oder  den  Ausschluss  von 
Privateigenthum  an  gewissen  Objecten,  und  bloss  für  die 
wichtigeren  Hauptkategorieen  behandelt  werden.^^) 

c)  \Yegen  ihrer  grossen  theoretischen  und  practischen  Trag- 
weite müssen  dagegen  grade  in  der  „Grimdlegung^'  die  eigentlichen 
Principieuf ragen  der  Eigenthumslehre ,  diejenigen  über  das 
Privatkapital  und  das  Privatgrundeigenthum  untersucht 
werden.  Auch  hierüber  finden  die  Erörterungen  zwar  erst  in  den 
übrigen  Theilen  des  Systems  der  Politischen  Oekonomie  ihren  Ab- 
schhiss.    Die  Frage  des  privaten  Grundeigenthimis  lässt  sich  ferner 


^)  Beispiele  sind  die  Fragen  der  Staats-Feldgüter,  Staau-Forsten,  Staate- 
Bergwerke,  Staats-Fabriken,  Staats  Strassen,  Staatä-Verkehrsanstalten, 
Post,  Telegraphie,  bes.  Eisenbahnwesen.  Für  das  Nähere  kann  bereits  auf  Ran- 
Vagner,  Finanz».  I.  verwiesen  werden. 


508  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeiue  wirtlischaftliche  Verkehrsrecht. 

wieder  nicht  generell  gleichartig-  für  alle  Arten  desselben  erledigen, 
öie  ist  verschieden  zu  beantworten  für  die  verschiedenen  Haupt- 
^rten  des  Bodens  (§.  259)  und  ist  allgemein  und  speciell  auch  in 
letzterer  Hinsicht  wieder  eine  eminent  historische  Frage, 
welche  besonders  in  der  Agrarpolitik  (Th.  4  des  Lehrbuchs) 
noch  genauer  zu  behandeln  ist.  Aber  eine  eingehende  princi- 
pielle  Erörterung  über  Privatkapital  und  Privatgrundeigenthum 
nach  ihrer  allgemein-volkswulhschaftlichen  Seite  gehört  schon  in 
die  Grundlegung  und  speciell  in  die  nationalökonomische  Betrach- 
tung der  Eigenthumslehre.  (S.  u.  §.  287  ff.  und  308  ff.)  Eine 
Unterscheidung  der  Hauptarten  des  Grundeigenthums  ist  dabei  nicht 
ganz  zu  umgehen.  Sie  hängt  ohnehin  mit  der  vorhin  erwähnten 
-Unterscheidung  der  einzelnen  Productionszweige  und  deren  Pro- 
ductionsmittel  und  der  Eigenthumsverhältnisse  in  Betreff  der  letz- 
teren zusammen. 

In  allen  diesen  Erörterungen  erweitert  sich  die  Frage  nach 
der  Ausdehnung  des  Privateigenthums  zu  der  allgemeineren 
nach  der  wissenschaftlichen  nationalökonomischen  Begründung 
der  Privateigenthumsinstitution  au  bestimmten  Kategorieen  von 
Objecten  überhaupt  (§.  284).  Für  die  Rechtsbildung,  welche  das 
Privateigenthum  hier  schafft  oder  zulässt,  müssen  die  früher  be- 
sprochenen Gesichtspuncte  der  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit 
massgebend  sein  (§.  277  —  279). 

§.  286.  Die  Frage  nach  dem  Inhalte  des  Privateigenthums 
ist  von  vorneherein  mehr  eine  privat  rechtliche  und  eine 
technisch-juristische  Frage.  Gleichwohl  muss  nach  dem 
Früheren  auch  hier  wegen  der  volkswirthschaftlichen  und  social- 
politischcn  Uuhaltbarkeit  eines  absoluten  Privateigenthums  der  In- 
halt des  letzteren  vom  Recht  (Gesetz)  so  bestimmt  werden,  wie 
es  dem  oben  formulirten  Eigenthumsbegriff  und  dem  Bedürfnis s 
der  Gemeinschaft  entspricht.  Zu  diesem  Zwecke  kann  die 
nationalökonomische  Erörterung  über  den  Inhalt  des  Eigenthums 
passend  an  die  ältere  juristische  Eigenthumstheorie  anknüpfen, 
nach  welcher  das  Eigenthum  als  „eine  Häufung  einzelner  Herr- 
schaftsrechte, wie  Besitz,  Nutzung  u.  s.  w."  aufgefasst  wurde. ^-'j 
Es  ist  von  unserem  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  aus  einerlei, 
ob  diese  Theorie  rechtswisseuschaftlich  fehlerhaft  oder  richtig   sei. 


")  Vgl.  z.  B.  das  preuss.  Landr.  Tli.  1,  Tit.  ^,  §.  9.  Auch  diese  Zusammeu- 
setzung  des  Eigenthums  aus  einzehicn  Befugnissen  gilt  als  wissenschaftlich  antiquirt, 
bietet  aber  viel  brauchbarere  Anlnüpfungspunctc  fur  die  socialrechtliche  Auffassung 
als  die  heutige.     Vgl.  Bruns  in  Holtzendorlf's  Encycl.  I,  29K. 
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Jedenfalls  gewährt  das  Eigenthuni  stets  seinem  „Herrscher"  eine 
Reihe  einzelner  Rechte,  roittelst  deren  Ausübimg  eben  die  speci- 
fischen  Functionen  des  Eigenthums  in  der  Volkswirthschaft  7A\v 
Gellung  kommen.  Es  ist  nun  weder  möglich,  noch  für  den  hier 
vorliegenden  Zweck  nothwendig,  alle  die  denkbaren  einzelneu 
Rechte,  welche  dem  Eigenthümer  als  solchem  nach  der  absoluten 
Theorie  zustehen  oder  welche  ihm  das  positive  Recht  gewährt, 
hier  zu  untersuchen  auf  ihre  volkswirthschaftlichen  und  social- 
politischen  Wirkungen,  Vortheile  und  Bedenken.  Es  genügt  viel- 
mehr, folgende  hauptsächliche  Eiuzelrechte  oder  Kategorieen  von 
solchen  zu  betrachten  und  festzustellen,  ob  und  wie  weit  sie  mit 
dem  Eigenthum  verbunden,  ob  und  wie  sie  unbedingt  oder  mit 
welchen  Beschränkungen  und  mit  welchen  Verpflichtungen  des 
Eigenthümers  verknüpft,   sie  vom  Rechte  gewährt  werden  dürfen. 

1)  Das  Recht  des  Gebrauchs  oder  der  Nutzung,  eiu- 
schliessend  das  Recht  des  Besitzes,  des  Nichtgebrauchs, 
des  Derelinquirens,  der  Zerstörung. 

2)  Das  Recht,  durch  freie  Verträge  über  das  Eigenthum 
zu  verfügen,  namentlich  es  selbst  durch  Tausch  und  Verkauf 
oder  seine  Nutzung  durch  Vermiethung,  Verpachtung 
entgeltlich  an  Andere  zu  übertragen ,  den  Niessb rauch  daran 
einzuräumen,  es  zu  verpfänden,  oder  es  als  Darlehn  zu  geben. 

3)  Das  Recht,  sich  durch  Schenkung  des  Eigenthums  zu 
Gunsten  eines  Anderen  zu  begeben, 

4)  Das  Erbrecht. 

5)  Das  Recht:  beliebig  viel  Eigenthum,  sei  es  dem 
Werthe  nach  oder  auch  nach  Objecteu  (z.  B.  Grund  und  Boden) 
in  einer  Hand  anzuhäufen. 

Diese  fünf  Rechte  können  als  die  volkswirthschaftlich  und 
socialpolitisch  wichtigen  Bestandtheile  des  Inhalts  des  Eigen- 
thumsrechts  bezeichnet  werden.  Wir  nennen  sie  im  Folgenden  kurz : 
das  Gebrauchsrecht,  das  V e  r t  r  a  g  s  r  e  c  h t ,  das  S  c  h  e  n  k u  n  g  s  - 
recht,  das  Erbrecht,  das  A n h ä u f u u g s r e c h t.  In  absoluter 
Fassung  erscheinen  sie  als  Consequenz  des  absoluten  Eigenthums- 
rechts  und  sind  sie  als  solche  immer  mehr  in  unserem  moderneu 
Rechte  zur  Geltung  gelangt.  Sie  verlangen  grade  auf  diese  ab- 
solute Fassung  hin  eine  Prüfung. 

Allerdings  bilden  nur  die  drei  ersten  dieser  Rechte  unbestritten 
eine  Consequenz  des  Eigenthumsbegrift's  und  den  Rechtsinhalt  des 
Privateigenthuras   als   privatrechtlicher  Institution.     Das    Erbrecht 
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wird  von  Rechtsphilosophen  und  von  Vertretern  der  positiven  Rechts- 
wissenschaft schon  bisher  mindestens  nicht  aligemein  als  ein  noth- 
wendiger  Bestandtheil  des  Eigenthiimsrechts ,  sondern  als  ein 
selbständiges  (absolutes)  Privatrechtsinstitut  neben  dem  Eigen- 
thum  betrachtet,  eine  Auffassung,  welche  sich  auch  rechtsgeschicht- 
lich im  Ganzen  billigen  lässt.  Durch  die  Einfügung  des  Erbrechts 
in  die  Reihe  dieser  aus  dem  Eigenthum  abgeleiteten  Rechte  soll 
dieser  Frage  auch  nicht  präjudicirt  werden.  Für  die  volkswirth- 
schaftlich - socialpolitische  Betrachtung  genügt  es,  dass  das  Erb- 
recht, wenn  auch  in  verschiedener  Gestalt,  regelmässig  in  der 
Rechtsgeschichte  eng  mit  dem  Eigenthum  zusammenhängt,  bei  allen 
imseren  Culturvölkern  damit  verbunden  ist  und  nach  der  herrschen- 
den Anschauung  der  letzteren  auch  damit  verbunden  sein  und 
bleiben  soll.  Das  fünfte  Recht  endlich,  das  Anhäufungsrecht, 
ist  kein  den  vier  anderen  coordinirtes  Glied,  sondern  nur  wieder 
eine  Consequenz  derselben  bei  freiem  Verkehr:  nemlich  das  hier 
als  selbstverständlich  geltende  Recht,  quantitativ  an  Eigenthum 
zusammen  zu  fassen,  was  Jemand  durch  eine  rechtlich  erlaubte 
originäre  oder  derivative  Erwerbsart  des  Eigenthums  erworben  hat. 
Es  empfiehlt  sich  wiederum  aus  volkswirthschaftlichen  und  social- 
politischen  Gründen,  dieses  Recht  hier  noch  besonders  zu  formu- 
liren  und  es  als  Consequenz  unserer  Eigenthumsordnung  zu  prüfen. 
Die  Consequenzen  der  vier  andren  Rechte  treten  mitunter  erst  in 
diesem- Rechte  der  beliebigen  Eigenthumsanhäufung  in  einer  Hand 
prägnant  hervor. 

Bei  der  Untersuchung  dieser  Bestandtheile  des  Eigenthums- 
rechts  müssen  die  nach  Objecten  unterschiedenen  Hauptkategorieen 
des  Eigenthums  ebenfalls  wieder  unterschieden  werden,  weil  jene 
einzelnen  Rechte  bei  ihnen  eine  sehr  verschiedene  Bedeutung 
gewinnen. 

14.  Abschnitt. 
l.    Die  iusrtehiiuiig'  des  Pi'ivatei«;eiitliums. 

A.    Das  Privatkapital.     Sein  Verhültniss  zum  Nationalkapital.  — 
Theorie  der  Kapitalbildung.*) 

§.  287.  Die  wichtigste  und  seit  der  socialistischen  Polemik 
strittigste  Frage,  welche  sich  auf  die  Ausdehnung  des  Privateigen- 


1)  Vgl.  oben  §.  23,  24,  27—81,  mit  den  liter.  Noten,  bes.  §.  23  Note  1  S.  24 
u.  §.  2b  Note  .j  S.  3ü.  Der  fast  allgemeine  Fehler,  dass  zwischen  Kapital  im  rein- 
ökönumischcii  u.  im  historisch- rechtlichen  Sinne  oder  zwischen  N  ational- 
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thums  bezieht ,   betrift't  die  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit 
des  Privateigenthums   an  Productionsmitteln.    Diese  Frage 


und  Privatkapital  nicht  unterschieden  wird,  hat  auch  auf  die  Lehre  von  der  Ent- 
stehung und  Vermehrung  des  Kapitals,  von  der  Eechtfertigung  des  Privatkapitals  und 
des  Kapitalgewinus  in  der  bisherigen  Nationalökonomie  den  nachtheilig"sten  EinÜnss 
ausgeübt.  —  Vgl.  schon  A.  Smith,  wealth  of  nations  C.  II  eh.  3,  bes.  im  Anfang 
(As her 's  üebersetzuDg  I,  329  ff.\  J.  B.  Say,  traite  1.  I,  eh.  9,  J.  St.  Mill,  Pol. 
Gek.  B.  1,  K.  4,  §.  4  tf.,  Bast  tat,  hann.  econom.  eh.  7,  15,  sophismes  ccon. ,  pet. 
pamphl.  Oeuvres,  V.,  23  (capital  et  rente).  Kau,  I.,  §.  133,  134  (s.  u.  §.  289), 
Röscher,  I,  §.45,  v.  Mangoldt,  (irundr.  §.  31,  ders.  Volkswirthschaftsl.  S.  131  ff., 
Hermann,  Untersuch.,  passim,  bes.  2.  Aufl.  Abh.  V,  Abschn.  3  („Kapital  als  Pro- 
ductionskostenelement")  S.  221  ff.  und  Abh.  X,  bes.  Abschn.  3 ,  Verbrauch  d.  Güter, 
S.  605  ff.  Samter,  Soc.  lehre,  Lpz.  1875,  S.  116  ff.  —  Die  richtige  Unterscheidung 
zwischen  beiden  Begriffen  des  Kapitals  zuerst  im  Keim  bei  Lauderdale,  inquiry 
into  the  nature  a.  origin  of  publ.  wealth,  Edinb.  1S04,  deutsch  von  Schön,  Berlin 
1808  (zusammengezogen,  jetzt  in  2.  B.  „aus  d.  Papieren  Schön's",  Berl.  1875),  fran- 
zösisch von  Lagentie  de  Lavaisse,  Par.  1808  (wonach  ich  citire),  bes.  eh.  2 
S.  24  ff.  pass.  Dann  aber  besonders  Rodbertus  in  s.  tiefgreifenden  und  scharf- 
sinnigen, bisher  viel  zu  wenig  beachteten  Untersuchungen  über  das  ganze  volkswirth- 
schaftliche  VertheUungsproblem ,  in  seinem  Zusammenhang  mit  Arbeitstheilung ,  bes. 
auch  Theilung  der  agrarischen  und  industrieUen  Arbeit,  mit  der  Institution  des  pri- 
vaten Kapital-  und  Grundeigenthunis ,  mit  Rente ,  Kapitalgewinn  und  Grundrente.  S. 
schon  K.'s  Sehr.  „z.  Erkenntn.  uns.  staatswirthsch.  Zustände",  1.  H.,  5  Probleme, 
Neubrand,  u.  Friedl.  1842,  bes.  III.  S.  li.l  ff.,  dann  namentlich  die  socialen  Briefe  an 
y.  Kirchmann,  bes.  N.  2  u.  3,  beide  letztere  ls75  neu  erschienen  als  „z.  Beleucht. 
d.  soc.  Frage  I."  Berlin.  Üeber  der  Fortsetzung  ist  der  Verf.  leider  im  Dec.  1875 
verstorben.  Zahlreiche  Excurse  und  Aphorismen  auch  in  s.  Creditnoth  d.  Grundbesitzes 
u.  s.  Abhandl.  über  röm.  Agrar-  und  Steuerverhältnisse  in  Hildebr.  Jahrb. 

Ich  differire,  wie  überhaupt,  so  auch  speciell  in  den  Fragen  über  Privateigenthum 
an  Productionsmitteln  und  ganz  besonders  in  der  Grundrentenfrage  noch  wesentlich 
von  Kodbertus.  Seine  einschlagenden  Arbeiten  halte  ich  aber  für  das  Bedeutendste 
in  der  gesammten  nationalökonomischen  Literatur  (die  wissenschaftlich  socialistische 
inbegrifl'en),  was  wir  über  das  Vertheilungsproblem  besitzen.  So  wenig  bekannt  seine 
erstgenannten  Schriften  sind  —  woran  wie  bei  allen  seinen  Arbeiten  die  schwere  Dar- 
stellung einen  Theil  der  Schuld  trägt  — ,  ebensowenig  bekannt  ist  sein  grosser  Einfluss 
auf  den  deutschen  wissenschaftlichen  Socialismus.  Es  lässt  sich  aber  leicht  nach- 
weisen, dass  die  Priorität  der  besten  kritischen  und  positiven  Gedanken  eines  Lassalle 
und  Marx  Rodbertus  gcbidirt.  Lassalle  ist  eingcstandenermassen  von  R.  direct 
sehr  beeinflusst  worden.  Von  Marx  wage  ich  nicht  dasselbe  bestimmt  zu  behaupten. 
Jedenfalls  aber  ist  seine  Lehre  nicht  nur  im  Keim,  sondern  in  ihrem  wesentlichen 
Kern  und  zum  Theil  in  ganz  ähnlicher  Weise  ausgeführt  schon  in  den  älteren  Schriften 
von  Rodbertus  enthalten.  Vgl.  den  2.  Brief  an  v.  Kirchmann  in  d.  Ausg.  v.  1875, 
bes.  S.  27  fl'.  (Leitung  und  Bewegung  der  nation.  Production  und  Vertheilung  des 
Products  vom  Rechte  abhängig),  den  Abriss  der  Theorie  in  Thesen  S.  32  tf.  (bes. 
These  1,  2,  4  —  Lohnsystem  ökonomisch  der  Sclaverei  gleichgestellt  —  Th.  28  fl".), 
S.  53 ,  im  2.  Briefe  S.  56  ff.  (Nachtheil,  dass  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum  sich 
aneigne,  was  von  Rechtswegen  der  Arbeit  gehöre,  hier  liege  die  Quelle  der  Leiden). 
Dann  die  Ausführungen  S.  79  fl. :  ökonomische  Möglichkeit  der  Rente,  d,  h. 
des  arbeitslosen  Einkommens  bloss  aus  Besitz,  aus  der  grösseren  Productivität 
der  Arbeit  im  System  der  Arbeitstheilung  abgeleitet  und  das  Rechts princip 
der  Rente  im  privaten  Grund-  und  Kapitaleigenthum  gefunden.  Ferner  über 
Sclaven-  und  freie  Arbeit  S.  87  ff. ;  die  brillante  Kritik  der  Bastiat'schen  Lehre  von 
der  Rechtfertigung  des  Zinses  S.  117  ff.  (S.  119  die  wissenschaftliche  Quintessenz  der 
aocialdemokratischen  Wirthschaftslehre !) ,  die  Zurückführung  des  individuellen  Reich- 
tluims  auf  die  Arbeit  Andrer,  S.  141  wie  Lassalle,  S.  144  wie  Marx;  s.  auch 
die  Recapitulation  S.  147  ff.  Bei  keinem  socialistischen  Schriftsteller  tritt  die  princi- 
pielle  Opposition  gegen   das  bestehende   Wirthsrhaftssystem   schärfer  hervor.     Neben 
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zerfällt  nach  der  doppelten  Art  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Productionsmittel   in   die  Doppelfrage  nach   der  Berechtigung  des 


diesen  Uutersucliungen  von  Rodbertus  nimmt  sich  Alles,  was  der  wissenschaftliche 
Socialismus  sonst  giebt,  doch  nur  als  Beiwerk  und  weitere  Ausführung  und  Begründung 
im  Einzelnen  aus,  Marx'  grosses  uud  bedeutendes  Werk  nicht  ausgenommen.  Diese 
grosse  Bedeutung  von  E.  ist  aber  bisher  fast  allgemein  verkannt  worden.  Koscher 
in  d.  Gesch.  d.  Nat.-Oek.  wird  K.  nicht  gerecht,  S.  1040.  Knies  erwähnt  ihn  im 
1.  Kap.  s.  „Geld"'  nicht  einmal.  Mit  Eecht  hat  dagegen  in  neuester  Zeit  Pierstorff, 
Lehre  vom  ünternehmergewinn,  Berl.  1875,  S.  203  ff.,  208  diese  Bedeutung  hervor- 
gehoben. Seine  (während  des  Drucks  dieser  Bogen  mir  zugehende)  werthvolle  Schrift 
schliesst  sich  in  ihrer  Grundanschaumig  und  Beweisführung  eng  an  E.  an,  —  Für  die 
Lehre  im  Text  ist  nun  Kodbertus  ganz  besonders  wichtig,  ferner  Marx,  Kapital  L 
d.  ganze  Werk,  bes.  Kap.  t>;  Lassalle,  Ka^).  u.  Arb.,  bes.  Kap.  2  u.  4,  mit  den  zwar 
boshaften  und  tendenziös  übertreibenden,  aber  sachlich  zutreffenden  Ausführungen 
gegen  Schulze-Delitzsch  (in  dessen  „Kapitel  zu  einem  D.  Arbeiterkatechismus", 
Lpz.  1863,  bes.  S.  24  tf.).  Ferner  Lassalle,  Syst.  d.  erworb.  Eechte,  I,  259  ff. 
(Anm.).    Lange  Mill's  Ansichten  Kap.  2  u.  ders.  Arbeiterfr.,  3.  Aufl.,  Kap.  5  u.  (i. 

Vollständig  richtig  ist  m.  E.  Eodbertus'  Ableitung  der  fehlenden  ökonomischen 
Berechtigung  des  privaten  Eentenbezugs  (d.  h.  in  seiner  Auffassung:  des  Bezugs 
von  Eenten  bloss  aus  dem  Eigenthum  an  Boden  —  Grundrente  —  und  Kapital  — 
Kapitalgewinn  — )  und  demnach  des  privaten  Grund-  und  Kapitaleigen thums  aus  der 
^mith-Ricardo'schen  Lehre,  dass  die  Güter  wirthschaftlich  nur  Producte  der 
Immateriellen,  ihnen  selbst  oder  den  Kapitalien,  mit  denen  sie  producirt  werden,  zuge- 
wendeten) Arbeit  seien,  nur  Arbeit  kosteten,  z.  Beleucht.  S.  23,  69  ff.  S.  schon 
ob.  S.  475  Anm.  Keiner  hat  schärfer  den  Nachweis  geführt,  dass  dieser  Satz  mit  Noth- 
wendigkeit  zur  principiellen  Bekämpfung  des  privaten  Grund-  und  Kapitaleigenthums 
führe,  der  Smithianismus  insofern  den  Socialismus  in  sich  trage,  wenigstens  bei  con- 
sequentem  Gedankengange.  Die  übliclien  Eechtfertigungen  des  Kapitalgewinns  und  der 
Eente  (bei  Eicardo,  Say,  Bastiat  u.  s.  w.  Soc.  Frage  S.  75,  115,  150)  weist 
Eodbertus  glänzend  ab.  Ganz  ähnlich  erledigt  Pierstorff  die  verwandte  Frage  der 
ökonomischen  Begründung  und  Rechtfertigung  des  ünternehmergewinns  (z.  B.  gegen 
Say  S.  54  ff.,  gegen  Senior  mit  seiner  Enthaltsamkeitsthcorie  S.  45  ff.). 

Fraglich  bleibt  nur,  ob  man  Eodbertus  den  Ausgangspunct  seiner  Beweis- 
führung, nemlich  jene  These,  dass  die  Producte  wirthschaftlich  nur  Arbeit  kosteten, 
zugeben  oder  wenigstens  die  Auslegung,  welche  Eodbertus  dieser  Formel  giebt, 
acceptiren  darf.  Das  lässt  sich  bestreiten  und  wird  von  R.  nicht  genügend  begründet. 
Seine  Ansicht,  dass  die  Annahme  einer  Productivität  des  Privatkaintals  eine  unge- 
heuerliche petitio  principii  sei  (Soc.  Frage  S.  46,  142),  ist  nur  eine  Consequenz  seiner 
Auslegung  des  Satzes,  dass  die  Producte  nur  Arbeit  kosteten.  Hier  liegt  mindestens 
ein  grosser  Sprung  in  der  Beweisführung  vor.  Wenn  man  R.  unbedingt  Recht 
geben  wollte,  so  müsste  er  zuvor  bewiesen  haben,  dass  nicht  nur  die  Beseitigung 
des  ganzen  privatwirthschaftlichen  Systems  und  seiner  Basis  (wie  anderseits  seiner 
Consequenz),  des  Kapitaleigenthums,  für  den  Productionsprocess  denkbar,  sondern 
dass  sie  auch  allgemein  p  r  a  c  t  i  s  c  h  durchführbar  wäre.  Diesen  Beweis  liefert 
R.  nicht,  er  macht  nicht  einmal  einen  Versuch,  ilin  zu  führen.  Darin  liegt  auch 
die  Lücke  seiner  Kapitalbildungstheorie,  welche  im  Te.xt  auszufüllen  gesucht 
wird.  Kann  aber  in  der  Praxis  der  privatwirthschaftliche  Productionsprocess  nicht 
entbehrt  werden,  so  folgt  daraus  iioth wendig,  dass  wenigstens  insoweit  die  speci- 
fische  Art  der  Arbeit,  welche  in  der  Bildung  und  Verwendung  der  Privatkapitalien 
in  diesem  Process  und  in  der  Leitung  von  Privatunternehmungen  liegt,  nothwendig 
mit  zu  derjenigen  Arbeit  gerechnet  werden  muss,  welche  „die  Producte 
wirthschaftlich  kosten".  Das  ist  aber  nur  eine  Anerkennung  von  wirklichen 
Productivdiensten  der  privaten  Kapitalisten  (als  der  Personen,  welche 
das  Nationalkapital  in  der  erforderlichen  Menge  und  Art  in  der  Form  des  Privat- 
kapitals bilden,  vermehren  und  verwenden)  und  ebenso  der  privaten  Unternehmer. 
Insoweit  ist  auch  der  Kapital-  und  ünternehmergewinn  gerechtfertigt,  — 
bis  eben  durch  eine  andre,  die  /wangsgeuieinwirthschaftliche  Organisation  der  Volks- 
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Privatkapitals  und  des  privaten  Grund eigenthums.  Im 
Folgenden  wird  zunächst  die  Berechtigung  des  ersteren  untersucht. 
Für  diese  Frage  ist  an  den  früher  dargelegten  i)rincipalen 
Unterschied  zwischen  Kapital  als  rein  ökonomische  und  ander- 
seits   als    geschichtlich-rechtliche    Kategorie    anzuknüpfen 


wirtlischaft  diese  ..Dienste"  des  privaten  Kapitalisten  und  L nternehiuers  'entbehrlich 
gemacht  sind. 

Rodbertus  macht  selbst  einmal  ein  ganz  richtiges  Zugeständniss  (Soc.  Frage 
S.  146),  durch  \<relches  er  sich  dieser  Auffassung  sehr  nähert:  Kapitalisten  und  Grund- 
besitzer. Unternehmer  und  Unteraehniungsdirigenteu  miissten  für  ihre  specifischen,  in 
der  nationalen  Production  absolut  nothwendigeu  Dienste  ebenso  gut  ihre  Vergeltung 
erlangen  als  jeder  Andere.  Er  meint  nur,  das  heutige  Einkommen  flösse  diesen 
Personen  nicht  aus  Gründen  solcher  Vergeltung  zu,  sondern  sie  bezögen  es  mit  un- 
recht unmittelbar  als  ein  ihnen  gehöriges  Arbeitsproduct.  während  es  nur 
kraft  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums  den  Arbeitern  abgezwungen  sei .  ..und  zwar 
nach  Gesetzen,  die  sowohl  in  Bezug  auf  jene  Dienstleistungen  untereinander  als  auch 
in  Bezug  auf  deren  gemeinschaftliches  Verhältniss  zu  den  Arbeitern  mit  allen  ge- 
rechten Vergeltungsgrundsätzen  in  Widerspruch  stehen'-  (ob.  S.  J-46j. 
Man  kann  auch  die  Richtigkeit  dieser  Btweisfuhrung  nicht  unbedingt  zugeben. 
Rodbertus  gesteht  hier  im  Grunde  genommen  doch  für  die  privaten  Kapitalisten. 
Grundbesitzer  und  Unternehmer  eine  Art  ..Am tscharacter''  zu.  —  die  richtige  Auf- 
fassung. Wenn  auch  nicht  vollständig,  so  ist  es  doch  theilweise  eine  Oonsequenz 
des  privatwirthschaftlichen  Systems,  dass  diese  Personen  den  ihnen  hiernach  gebüh- 
renden Entgelt  eben  in  einer  anderen  Weise  aus  dem  Volkseinkommen  ausge- 
worfen bekommen,  als  andere  Arbeiter.  Beamte  u.  s.  w.  (und  Arbeiter  sind  jene 
Personen  hier  doch  nach  dieser  Auffassung  von  R.  selbst).  —  nemüch  in  der  Form 
des  Kapital-  und  Unternehmergcwinns.  In  einem  ..sich  selbst  überlassenen  Verkehr'', 
wie  es  R.  nennt,  werden  diese  Renten  und  Gewinne  oft  in  ihrer  Höhe  sich  unbillig 
stellen,  aber  den  ., Eutgeltcharacter"  verlieren  sie  dadurch  doch  ebensowenig 
gänzlich,  wie  dies  eine  für  ein  Staatsamt  zu  hohe  Besoldung  eines  Beamten  thut. 
Die  Berechtigung  einer  staatlichen  Regelung  der  Renten  und  Gewinne  wird 
i-ben  deshalb  gegenüber  dem  sich  selbst  überlassenen  Verkehr  oder  m,  a.  W.  dem 
Concurrenzsystem  zu  statuiren  sein,  um  den  richtigen  Eutgeltcharacter  der  Productiv- 
dienstc  der  Kapitalisten  und  Unternehmer  festzuhalten.  Dies  und  nicht  die  prin- 
cipielle  Verwerfung  des  ganzen  Kapitaleigenthums  scheint  mir  die  Consequenz  de» 
Zugeständnisses  zu  sein,  welches  Rodbertus  hier  selbst  macht.  Darin  liegt  seine  i.nnd 
meine)  Dillerenz  von  der  Schule,  welche  ohne  Weiteres  durch  das  Concunenzsystem  — 
und  sogar  durch  dieses  allein!  §.  129  —  eine  gerechte  Vergeltung  der  Pro- 
iluctivdienste  der  Kapitalisten  und  Arbeiter  erreicht  wähnt. 

Rodbertus  hält  auch  am  Schlüsse  seiner  Schrift  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum 
zwar  nicht  für  absolut,  aber  für  unsere  Gegenwart  für  relativ  noth wendig  und  meint 
sogar  Vors<"hläge  machen  zu  können,  ..welche,  ohne  das  Grund-  und  Kapitaleigenthum 
zu  verletzen,  nur  eine  gerechtere  Vergeltung  für  den  ersten  und  wichtigsten  gesell- 
schaftlichen Dienst,  für  die  productivo  Arbeit  (d.  h.  hier:  i-X'.l.  der  doch  als  Pro- 
ductivdienste  anerkannten  Leistungen  des  Kapitalisten  und  Unternehmers)  bezwecken" 
(S.  222.  22.^1.  Leider  feldt  die  Ausführung.  Ganz  ähnlich  wie  Rodbertus  argumentirt 
Pierstorff  a.  a.  0..  nur  dass  bei  ihm  die  Anerkennung  der  (wenigstens  relativen) 
Xothwendigkeit  der  privatwirthschaftlichen  Unternehmung  in  den  einzelnen  kritischen 
Ausführungen  z.  B.  gegen  die  ..französische'"  Auffassung  des  Unternelimergewinns  zu 
sehr  zurücktritt.  In  seinen  Bemerkungen  z.  B.  über  Seh  äff  le  S.  224  ff.  verschwindet 
diese  Einseitigkeit  mit  Recht.  —  Schäffle  ist  es  nun,  der  im  Ganzen  auch  hier 
bereits  das  Richtige  am  Besten  getroffen  hat.  Meine  Ausführungen  im  Text  sind 
wiederum  selbständig  von  ihm  erfolgl.  i<h  habe  mich  aber  hinterher  mit  um  so 
gTösserer  Genugthuung  von  unserer  wohl  wesentlichen  sachlichen  Debereiustimmung 
überzeugt.  Vgl.  Syst.  y>.  Aufl..  Tl..  44  ff .  510  fl'.,  bes.  H^h  ff.  und  die  Citate  unten 
in  d.  Anm.  des  nächsten  Abschnitts. 

A.   \N  agil  (-r,  Vi.lWswirths.'haftHlftluc.     1,  ''>'d 
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(§.  28).  Kapital  im  ersten  Sinne  oder  nl.  a.  W.  ökonomisches 
(volkswirthsebaftlicbes)  oder  Nationalkapital  ist  „ein  Vor- 
rath  naturaler  wirthschaftlicher  Güter,  welche  als  technische  Mittel 
für  die  Gewinnung  neuer  wirthschaftlicher  Güter  in  einer  Wirth- 
schaft  vorhanden  sein  müssen'',  oder  kurz  gesagt  ist  Productions- 
mittelvorrath.  Kapital  im  zweiten  Sinne  ist  Kapitalbesitz 
oder  Kapitaleigenthum,  ist  Privatkapital.  Wo  Privat- 
eigenthum  die  rechtliche  Grundlage  des  Verkehrs  ist,  steht  jenes 
erstere  Kapital  regelmässig  im  Privateigeuthum.  Es  entsteht  und 
vermehrt  sich  dabei-  in  der  Form  des  Privatkapitals  und  wird  als 
solches  direct  von  seinem  Eigenthümer  oder  von  demjenigen,  welchem 
es  letzterer  lieh,  in  der  Production  verwendet  und  damit  seiner 
Bestimmung  zugeführt  (§.  28,  S.  33). 

Kapital  als  Productionsmittel  ist  für  jede  irgend  bedeutendere 
Entwicklung  der  Production  und  folgeweise  der  Volkswirthschaft 
indispensabel.  Für  die  regelmässige  Entstehung  dieses 
Kapitals  muss  daher  zunächst  gesorgt  werden.  Soll  sich  die  Pro- 
duction ausdehnen,  um  für  eine  steigende  Bevölkerung  eine  grössere 
Menge  zugleich  besserer  wirthschaftlicher  Güter  zu  beschaflfen,  so 
muss  zuvor  eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  erfolgen.  Und  soll 
endlich  das  Ziel  aller  Production,  die  sichere,  reichliche  und  wohl- 
feile (d.  h.  zunächst  nur:  die  möglichst  niedrigen  rein  natürlichen 
Productionskosten  im  Werthe  deckende,  §.  83)  Consumtion  erreicht 
werden,   so  muss  dieses  Kapital  richtige  Verwendung  finden. 

Die  Aufgabe,  für  die  richtige  Bildung,  Vermehrung  und  Ver- 
wendung dieses  Kapitals  zu  sorgen,  liegt  in  unseren,  auf  der  Ver- 
kehrsrechtsbasis des  Privateigenthums  beruhenden  Volkswirthschafteu 
hauptsächlich  den  Eigenthümern  jenes  Kapitals,  den  Privatkapi- 
talisten,.  ob.  Diese  Personen  sind  „die  Functionäre  der 
Gesammtheit  (des  Volks)  für  die  Bildung  und  Beschäftigung 
des  nationalen  ProductionsmittelfondV'  (§.  28,  S.  33). 

Die  Privatkapitalisten  beziehen  für  diese  ^)  oder,  zunächst 
wenigstens,  in  dieser  Function  einen  Gewinn  (Rente,  Zins)  als 
Einkommen.  Dieser  Gewinnbezug  ist  für  sie  der  hauptsächliche 
Zweck,  die  Aussicht  auf  ibn  der  mächtigste  Ansporn  der  Bildung 
und  Vermehrung  ihres  Privatkapitals,  welches  als  ökonomisches 
Kapital  dient.  Auch  für  die  ganze  Volkswirthschaft  ist  dieser 
private  Rentenbezug  von  grosser,   aber,   wie  sich  schon  hier  con- 

')  Ob  für  diese  Function,   das  hängt  natürlich  von  der  Entscheidung    über  die 
Nüthw^endigkeit  oder  Zweckniüssigkcit  des  Privatkapitals  ab. 
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statiren  lässt,  nicht  bloss  von  nachtheiliger  Bedeutung,  wie  die 
Gegner  des  Privatkapitals  behaupten.  Allerdings  bildet  dieser  Ge- 
winn einen  Theil  des  Reinertrags  der  V'olkvswirthschaft  oder  des 
Volkseinkommens  (§.  86  ff.)  und  vermindert  unvermeidlich  pro  tanto 
das  Einkommen  der  übrigen,  nichtkapitalbesitzenden,  also  besonders 
den  Lohn  der  Arbeiterclassen ,  bei  einer  gegebenen  Grösse  des 
Volkseinkommens.^)  Allein  die  absolute  Höhe  des  Volkseinkommens 
hängt  mit  von  der  Höhe  und  Verwendung  des  Kapitals  als  Pro- 
ductionsmittelfonds  ab.  Wenn  sich  nachweisen  lässt,  dass  dieses 
Kapital  nur  in  der  Form  des  Privatkapitals  richtig  gebildet  und 
verwendet  werden  kann  oder  auch  bloss,  dass  es  so  am  Besten 
gebildet  und  verwendet  wird,  so  ist  selbst  vom  Staudpuncte  des 
Arbeiterinteresses  aus  jene  Abgabe  eines  Theils  des  Nationalein- 
kommens als  Gewinn  an  die  Privatkapitalisten  kein  Nach  theil 
und  auch  volkswirthschaftlich  7A\  billigen,  weil  dies  Verhältniss  eine 
nothwendige  Bedingung  des  Privatkapitals  und  unter  dieser  Voraus- 
setzung des  Kapitals  überhaupt  ist. 

Ausserdem  bietet  der  Rentenbezug  das  Mittel  für  die  Erhöhung 
des  Einzeleinkommens  und  damit  für  die  reichlichere  Bedürfniss- 
befriedigung und  für  die  Ermöglichung  der  Pflege  von  Cultur- 
bedürfnissen  bei  den  Kapitalistenclassen ,  denen  durch  diese  ihre 
ökonomische  Stellung  auch  Müsse  zu  freier  Thätigkeit  bleibt.  Das 
Vorhandensein  solcher  Classen  und  die  Mitbedingung  dafür,  die 
ungleiche  Vertheilung  des  Volkseinkommens,  kann,  wie  früher  ge- 
zeigt wurde,  im  Interesse  der  ganzen  nationalen  Gemeinschaft 
wünschenswerth  und  unter  Umständen  nothwendig  sein.  In  diesen 
Verhältnissen  findet  mithin  das  Pri  vatkai)ital  von  vorneherein  auch 
eine  allgemeinere  Rechtfertigung.^) 

§.  288.  Im  Uebrigen  geht  die  Frage  nach  der  Berechtigung 
des  Privatkapitals  in  die  andere  über,  ob  das  ökonomische-Kapital 
der  Productionsmittelvorrath  der  Volkswirtlischaft .  not  h  w  e  n  d  i  g 
unbedingt  durch  Vermittlung  der  erforderlichen  Thätigkeit  von 
Privateigenthümern    in    der  Form   des   Privatkapitals   gebildet   und 


•')  Rodbertiis  a.  a.  Ü.  lässt  der  Auslegung  des  Satzes,  dass  die  Producte  nur 
Arbeit  kosten,  gemäss  ganz  conscquent  die  Renten  (Kapital-  und  Grundrente^i  au3  einar 
Th eilung  des  blossen  A r b e i t s products  entstehen  und  sie  dadurch  als  eine  Ver- 
kürzung der  Arbeiter  erscheinen.  Aehnlich  Marx  und  andere  Socialisten :  natürlich 
nur  richtig,  wenn  das  privatwirthschaftlichc  System  nnd  Privatkapital  ganz  ent- 
behrlich wäre.     S.  o.  Anm.   1. 

*)  Auch  dies  Moment  tritt  trotz  d<  r  .'minenr  histor.  Auffassung  bei  Rodbertus 
und  bei  den  andren  Socialisten  zu  selir  /urücl".     S.  dagegen  o.  §.  101.  107,  204. 
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vermehrt  und  der  Verwendung  im  Troductionsprocess  zugeführt 
werden  muss  oder,  falls  dies  zu  verneinen  ist,  ob  dieser  Weg 
wenigstens  als  der  passendste  für  diesen  Zweck  gelten  muss. 
Im  ersten  B^'alle  würde  die  Rechtsinstitution  des  Privatkapitals  eine 
indispensable  Einrichtung  der  Volkswirthschaft  selbst  sein  und 
insofern  das  Privatkapital  unter  allen  Umständen,  tiberall  und 
für  immer  eine  noth wendige  ökonomische  Kategorie 
des  gesammten  Wirthschaftslebens  werden,  nicht  nur  eine  histo- 
risch-rechtliche Kategorie  darstellen.  Bloss  als  eine  solche 
wäre  das  Privatkapital  dagegen  im  zweiten  Falle  anzusehen.  Gründe 
relativer  Zweckmässigkeit,  welche  nach  Zeit  und  Ort  natürlich 
immer  etwas  wechseln,  würden  zur  Stützung  der  Institution  dienen 
müssen.  Es  kann  von  vorneherein  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  das 
Privatkapital  immer  nur  eiue  historisch-rechtliche  Kategorie  dar- 
stellt (§.  28):  ein  uothwendiges  Zugeständniss  an  die  Theorie  des 
wissenschaftlichen  Socialismus,  so  durchaus  unwahrscheinlich  uns 
heute  die  Möglichkeit  einer  völligen  Abschaffung  des  Privatkapitals 
für  unabsehbare  Zeit  erscheinen  muss  (§.  2i^ö  tf.)."'; 

Für  die  Untersuchung  ist  die  Frage  nach  der  Entstehung 
(Bildung)  und  Vermehrung  des  Kapitals  (in  beiden  Bedeu- 
tungen) von  derjenigen  nach  der  Verwendung  desselben  zu 
trennen.  Nur  die  erste  Frage  kann  hier  in  der  Grundlegung  ge- 
nauer geprüft  werden.  Die  zweite  muss  ihre  Beantwortung  durch 
die  Erörterungen  an  vielen  verschiedenen  Stellen  dieses  Werks 
rinden.  Die  Fragen  hinsichtlieh  der  Organisation  der  Volkswirth- 
schaft und  specicll  der  Combination  des  zwangsgemeinwirthschaft- 
lichen  mit  dem  privatwirthschaftlichen  System  und  des  Uebergaugs 
von  Productionszweigen  (Leistungen)  von  einem  dieser  beiden 
Systeme  auf  das  andere  hängen  mit  der  Frage  der  Verwendung 
des  Kapitals  offenbar  eng  zusannnen.  Wo  sich  z.  B.  der  Staat  in 
irgend  einem  Gebiete  leistungsfähig  erweist,  da  wird  hierdurch 
gleichzeitig  von  selbst  der  Beweis  geführt,  dass  die  Verwendung 
des  ökonomischen  Kapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals  nicht 
nur  nicht  unbedingt  uothwendig,  sondern  in  diesem  Falle  auch 
durch  Zweckmässigkeitsgründe  nicht  geboten  ist.  Die  Vorzüge  des 
privatwirthschal'tlichcn  Systems  auf  grossen  Gebieten  der  SachgUter- 
production  lassen  es  umgekehrt  als  zweckmässig  erscheinen,  volks- 
wirthschaftliches   Kapital    als   Eigenthum    von   Privaten,    also    als 

^)  Rodljeilus,  Soc.  Frage  >.  222.  1-4(5. 
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Pi'ivatkapital  zur  Verwendung  zu  bringen.  Für  die  bezüglichen 
Untersuchungen,  welche  näher  nach  einzelnen  Productionszweigen 
specialisiren  müssen ,  ist  auf  den  2.  Band ,  die  Volkswirthschafts- 
lehre  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  und  auf  viele  Abschnitte 
der  weiteren  Bände  des  Lehrbuchs,  sowohl  in  der  practischen  Volks- 
wirthschaftslehre  als  in  der  Finanzwissenschaft  zu  verweisen.  Hier 
in  der  Grundlegung  kann  vorläufig  nur  nebenbei  auf  die  Frage  der 
Kapitalverwendung  Bezug  genommen  werden.  Vor  Allem  ist  nicht 
zu  übersehen,  dass  die  endgiltige  Entscheidung  über  die  Noth- 
wendigkeit  oder  Zweckmässigkeit  des  Privatkapitals  von  der  Ent- 
scheidung über  die  Frage  der  Kapitalverwendung  mit  abhängt. 
Selbst  wenn  sich  die  Bildung  und  Vermehrung  des  ökonomischen 
Kapitals  in  der  Form  des  Privatkapitals  nicht  als  noth wendig  oder 
zweckmässig  erwiese  —  und  sie  thut  es  jedenfalls  nicht  so  allge- 
mein, als  es  angenommen  wird  — ,  so  könnte  die  Verwendung  des 
Kapitals  durch  die  nächstinteressirten  Eigenthümer  so  grosse  Vor- 
züge bieten,  dass  man  sich  doch  auch  im  Gesammtinteresse  der 
Volkswirthschaft  für  das  Privatkapital  entscheiden  müsste. 

Die  Schwierigkeit,  welche  die  Untersuchung  für  die  wissen- 
schaftliche Theorie  des  Kajiitals  bietet,  wird  indessen  durch  einen 
Umstand  vermindert.  Bildung,  Vermehr img,  Verwendung,  Wieder- 
entstehung und  Neuvermehrung  des  Kapitals  sind  im  Grunde  nur 
die  verschiedenen  Phasen  des  grossen  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductions-  und  Consumtionsprocesses.  Im  Wesentlichen  keine  Neu- 
bildung und  Vermehrung  des  Kapitals  ohne  vorausgegangene 
Verwendung  von  Kai)ital  und  keine  bedeutende  und  zweck- 
mässige Neubildung  und  Vermehrung  ohne  richtige  Verwen- 
dung desselben.  Beides  steht  in  Wechselwirkung.  Eiue  Bildung 
von  Kapital  ausserhalb  der  Form  des  Privatkapitals  setzt  eben 
schon  eine  geeignete  Verwendung  des  ersteren  in  der  Production 
voraus  und  beweist  insofern  mit  dafür. 

§.  289.  Nach  der  gewöhnlichen  nationalökonumischen  Lehre 
ist  Kapital  ein  Ergebniss  der  Ersparung,  entsteht  „durch 
fc^rsparniss,  indem  neue  Producte  dem  augenblicklichen  Genuss- 
verbrauche des  Besitzers  entzogen  und  wenigstens  ihrem  Werthe 
nach  als  Grundlage  einer  dauernden  Nutzung  aufbewahrt  werden" 
(Roacher).«) 

*)  Röscher  §.  45,  Scliulze-Delitzsch  a.  a.  0.  S.  25  (wo  Übrigens  auch  die 
iiothwendig  vorausgehende  productive  Arbeit  hervorgehoben  wird).  Aehnlich  die  meisten 
Autoreu,  s.  die  in  Note  1  gen.  Stellen,  A.  Smith  in  Ashcr's  Tebersetzung  I,  S.  .H29. 
s.  u.  Note   10. 
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Diese  Lehre  leidet  an  wesentlichen  Mängeln.  Sie  identificirt 
von  vorneherein  das  rein  ökonomische  und  das  Privatkapital  und 
erklärt  die  Entstehung  des  ersteren  ohne  Weiteres  durch  diejenige 
des  zweiten.  Sie  hält  sich  in  letzterer  Hinsicht  aber  an  ein  äusser- 
liches  Moment,  das  in  dem  ganzen  Vorgange  erst  in  zweiter  Linie 
steht,  an  den  privatwirthschaftlichen  Sparprocess.  Die  Lehre  in 
dieser  Gestalt  hat  zwar  nicht  nothwendig  zu  einer  falschen  Wür- 
digung und  panegyrischen  Verherrlichung  desSparens  führen  müssen, 
aber  mindestens  dazu  den  Anlass  gegeben,  welcher  durch  eine  vor- 
sichtigere Formulirung  der  Bedingungen  und  Ursachen  der  Kapital- 
entstehung zu  vermeiden  gewesen  wäre.  Dem  Sparer  als  solchem 
wurde  ein  ökonomisches,  ja  fast  ein  moralisches  Verdienst  für  seine 
Sparthätigkeit  zugeschrieben  und  in  Folge  dessen  auch  der  Kapital- 
gewinn („Entbehrerlohn^'!)  sehr  schief  aufgefasst.  Indem  endlich 
Sparer  und  Producent  oder  Sparer  und  Arbeiter  in  der  Lehre  einer 
volkswirthschaftlichen  Schule  ohne  AVeiteres  identificirt  wurden,  ent- 
stand eine  sophistische  Rechtfertigung  des  Privatkapitals  und  in 
weiterer  Folge  wieder  eine  sophistische  Beweisführung  zu  Gunsten 
der  bestehenden  Rechtsordnung  zwischen  Arbeit  und  Kapital,  welche 
der  socialistischen  Kritik  zu  einer  ihrer  glänzendsten  Abfertigungen 
von  „Schuldogmen  der  Nationalökonomie''  die  nur  zu  erwünschte 
Gelegenheit  geboten  hat.'') 

Allerdings  bieten  nicht  alle  Fassungen  der  Lehre  von  der 
Kapitalentstehung  gleiche  Bedenken  und  Angriflfspuncte.  So  hat 
namentlich  Rau  den  betreffenden  Process  richtiger  dargelegt,  indem 
er  sagt:  „ein  Kapital  entsteht,  in  der  Volks wirthschaft,  indem 
1)  neue  Güter  hervorgebracht,  2)  sodann  von  der  Verzehrung 
für  blossen  persönlichen  Vortheil  ü  b  e  r  s  p  a  r  t  und  3 j  auf  hervor- 
bringende Arbeit  angewendet  werden."*')  Die  Sparthätigkeit 
bildet  hier  mit  Recht  nur  das  Mittelglied  in  dem  Vorgange.  Das 
Kapital  ist  hiernach  nicht  bloss  ein  Ergebniss  der  Ersparung, 
sondern  auch  und  zuvörderst  ein  solches  der  Produetion.'') 
Der  Mangel  bleibt  aber  auch  hier  die  fehlende  Unterscheidung  des 
rein  ökonomischen  und  des  Privatkapitals  und  die  ungenügende 
Zurückführung  der  Vorgänge   der  Kapitalentstehung  auf  ihre   ein- 

')  Lassalle  gegen  Schulze,  in  s.  Kap.  u.  Arb.  S.  «7,  bes.  79  ff. 

"*)  Rau  I,  §.  1.^3. 

*)  Was  bei  den  anderen  Autoren  natürlich  nicht  übersehen  wird,  (Schulze 
a.  a.  0.  sagt,  es  versteht  sich  von  selbst),  aber  bei  einer  wissenschaftlich  richtigen 
Formulirung  der  Bedingungen  der  Kapitalentstehung  doch  durchaus  mehr  als  das  Spar- 
moment  in  den  Vordergrund  tr^-ten  müsste.     S.  d.  folg.  Note, 
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fachsten  entscheidenden  Momente.  Nur  eine  Untersuchung  dieser 
Vorgänge,  welche  letzteren  Zweck  verfolgt  und  deshalb  von  jener 
Unterscheidung  ausgeht,  macht  es  möglich,  das  Berechtigte  und 
zugleich  das  Schiefe  und  Uebertreibende  der  socialistischen  Kritik 
der  Entstehung  des  Privatkapitals  klar  zu  legen  und  die  Frage  zu 
entscheiden,  ob  und  wieweit  die  Bildung  und  Vermehrung  des 
ökonomischen  Kapitals  durch  Vermittlung  des  Privatkapitals  vor 
sich  gehen  muss.  ^^) 

§.  290.  —  I.  Untersuchung  der  Bedingungen  und  Ursachen 
der  Entstehung  und  VermehruDg  des  ökonomischen  oder 
Nationalkapitals. 

A.  Für  die  Entstehung  dieses  Kapitals,  dieselbe  unabhängig 
vom  Privatkapital  betrachtet,  muss  man,  wie  in  §.  29,  die  Güter 
unterscheiden,  je  nachdem  ihnen  die  Kapitaleigenschaft  eine 
inhärente  ist  oder  nicht. 


")  Wie  m.  E.  die  Lehre  aller  Natioualökonomen  der  brit.  Schule  über  die  Kapital- 
eatstehung  an  grossen  Gebrechen  leidet,  so  schon  die  von  A.  Smith  selbst.  Dieser 
schildert  den  Process  der  Kapitalbildung  (b.  II,  eh.  3,  bei  Asher  I,  329)  schon  ganz 
in  der  rein  und  eng  privatwirthschaftlichen,  man  möchte  sagen  kleinbürgerlichen  Weise 
wie  alle  Neueren,  z.  B.  wie  Schulze:  Capitals  are  increased  by  parsimony  a. 
diminished  by  prodigality  a.  miscondnct  ....  As  thc  capital  of  an  individual  can  be 
increased  only  by  what  he  saves  from  his  annual  revenue  or  his  annual  gains,  so  the 
capital  of  a  society  (also:  das  Nationalkapital),  which  is  thesamewith 
that  of  all  the  individuals  who  compose  it,  can  be  increased  only  in 
the  same  manner.  Parsimony  and  not  industry,  is  thc  immediate  cause  of 
the  increase  of  capital.  Industry  indeed  jJrovides  the  subject  which  parsimony  accu- 
mulates.  But  whatever  industry  might  acquire,  if  parsimony  did  not  save  a.  störe 
up,  the  capital  would  never  be  the  greater.  Man  ist  nur  gerecht  gegen  Schulze, 
wenn  man  zugesteht,  dass  diese  Kapitalbildungstheorie  des  ,, Begründers  der  National- 
ökonomie" von  einem  Lassalle  ebenso  hätte  zerzaust  werden  können,  als  die 
Schulze'sche.  Manche  gute  Berichtigungen  schon  bei  Landerdale  a.  a.  0.,  bes. 
über  den  v.  Smith  geläugneten  Unterschied  zwischen  Volks-  und  summirtem  Einzel- 
reichthum,  Nationalkapital  und  Privatkapitalicn.  Dann  bes.  Rodbertus,  soc.  Briefe 
(Ausg.  v.  1875)  S.  80  und  die  Schrift  von  Pierstorff  (Note  1).  bes.  mit  ihrer 
guten  Darstellung  der  Kodbertus'schen  Lehre,  S.  205  fC. ,  ihrer  Abfuhrung  der 
Senior'schen  „Abstineuce-Theoric"  (pol.  ec.  cd.  1858  p.  58  fl'.),  S.  45  ff.  —  Seit 
Hermann  ist  es  in  Deutschland  üblich,  die  Entstehung  der  Kapitalien  zwar  haupt- 
sächlich, aber  nicht  ausschliesslich  auf  Ersparung  zurückzuführen.  Kaintalien 
entständen  ausserdem  auch  durch  Bildung  werthvoUer  Verhältnisse,  vorhandene 
Kapitalien  vermehrten  ihren  Werth  durch  Werthcrhöhung  ilircr  Bestandtheile ,  Alles 
die  Folge  von  allgemeinen  Wirthschafts-  und  Culturfortschrittcn,  die  dann  eben  durch 
das  Privateigenthum  an  den  Kapitalien  den  einzelnen  Besitzern  zu  Gute  kämen.  Vgl. 
auch  Röscher  §.  45.  Diese  Thatsachcn  sind  nicht  zu  läugnen  und  grossentheils 
oben  in  der  Lehre  von  der  (lonjunctnr  §.  7(1  11'.  schon  gewürdigt.  In  dieser  Weise 
hier  als  Momente  der  Kapitalbildung  augeführt  tragen  sie  aber  nur  noch  mehr  zur 
Verwirrung  der  Lehre  von  der  Kapitalentstehung  bei ,  weil  hier  wiederum  gar  nicht 
/wischen  National-  und  Privatkapital  unterschieden  wird.  In  der  Hauptsache  erfolgt 
hiev  keine  Erhöhiuig  des  ersteren,  sondern  nur  eine  andere  Vertheilung  des 
Nationaleinkommens  (mittelst  Kentenbezügen  oder  höheren  Rcntenbezügen  der 
Grund-  und  Kapitalcigenthümer)  und  dadurch  dann  eine  andere  Vertheilung 
des  Nationalkapitals  als  Privatkapital  unter  die  l'rivat(^n. 
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i)  Die  erstgenannten  Güter  und  somit  die  Kapitalien,  welche 
sie  darstellen  (Werkzeuge,  Maschinen,  gewisse  Rohstoffe  und  Halb- 
fabrikate), entstehen  durch  eine  frühere  Production,  in  welcher  die 
Productionsfactoren,  die  Naturkräfte,  die  Arbeit  der  Menschen  und 
die  bereits  vorhandenen  Kapitalien  absichtlich  in  der  Richtung  auf 
die  Herstelhing  neuer  Güter  der  genannten  xVrt  geleitet  worden 
sind.  Diese  neuen  Kapitalien  hissen  sich  also  bezeichnen  als  ein 
Ergebniss  einer  fr üheren  Production  und  einer  bestimm- 
te n  Disposition  der  letzteren.  Von  einer  Thätigkeit ,  welche 
irgend  wie  unter  den  Begriff  des  Sparens  fallen  würde,  kann 
hier  nur  insofern  die  Rede  sein ,  als  schon  die  Mittel,  mit  welchen 
diese  neuen  Güter  hergestellt  wurden,  dem  blossen  Genussverbrauch, 
soweit  sie  dazu  überhaupt  geeignet  waren,  vorenthalten  und  der 
Verwendung  durch  das  Arbeitspersonal  des  betreffenden  Productions- 
betriebs  zugeführt  worden  sein  müssen.  Direct  hat  die  Erspa- 
rung sonst  mit  der  Entstehung  dieser  Kapitalien  gar  nichts  zu  thuu. 

2)  Die  Kapitalien,  welche  aus  Gütern  bestehen,  denen  die 
Kapitaleigenschaft  keine  inhärente  ist,  sind,  wie  die  ersteren, 
zunächst  auch  ein  Ergebniss  einer  früheren  Production  und  einer 
bestimmten  Disposition  derselben.  Dazu  muss  aber,  damit  diese 
Güter  volkswirthschaftlieh  Kapitalien  werden,  alsdann  noch  eine 
weitere  derartige  Disposition  über  diese  fertigen  Producte 
kommen,  dass  diese  letzteren  dadurch,  auch  wenn  sie  sich  dafür 
eignen,  dem  blossen  Genussverbraueh  vorenthalten  und  der 
reproductiven  Verwendung  mittelst  Beschäftigung  von 
Arbeit  zur  Herstellung  neuer  Güter  (in  neuer  Werthform)  zu 
geführt  werden. 

Das  wesentliche  Moment  für  die  Kapitalentstebung  ist 
hier  diese  nachträglich,  nach  ihrer  technischen  Fertigstellung 
mit  den  Producten  vorgenommene  Disposition  in  Betreff  der 
weiteren  Verwendung  dieser  Güter. 

i^.  291.  Wenn  die  Schule  nun  das  Kapital  kurzweg  durch 
Ersparung  entstehen  lässt,  so  übersieht  sie  einmal  den  Fall 
derjenigen  Kapitalien,  denen  die  Kapitaleigenschaft  inhärent  ist, 
und  sodann  bei  den  übrigen  Kapitalien  das  eigentlich  wesentliche 
Moment,  das  nicht  in  diesem  Ersparen,  sondern  in  jenem  Dispo- 
niren  liegt.  Dieses  Disponiren  enthält  zwar  als  ein  Moment  das 
in  sich,  was  die  Schule  „Sparen"  nennt,  aber  es  besteht  in  einer 
weiter  greifenden,  andere  Momente  mit  in  sich  schliessenden 
Thätigkeit.     In   Raus   obiger   Darstellung   wird   dies  Verhältniss 
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daher  auch  richtiger  khirgelegt.  Der  Gebranch  des  Ausdrucks 
„Sparen''  für  das  Moment,  durch  welches  Kapitalien  entstehen,  ist 
aber  namentlich  deswegen  zu  bemängeln,  weil  er  leicht  irreführt, 
zu  sehr  an  die  bloss  privat wirthschaftlichen  Vorgänge  anknüpft 
und  mindestens  nicht  deutlich  auf  das  Moment  des  neuen  Dispo- 
nirens  hinweist.'^) 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  den  Kapitalien  und  den 
Nicht -Kapitalien  liegt  aber  gar  nicht  darin,  dass  jene  ,.  erspart" 
werden,  diese  nicht,  sondern  in  der  Art  der  künftigen  Ver- 
wendung und  in  den  mit  letzterer  verknüpften  Weiter  Wir- 
kungen. Die  Schule,  welche  das  Kapital  durch  Ersparung  ent- 
stehen lässt,  niuss  sich  deswegen  gleich  gegen  den  Irrthum  wenden, 
welcher  durch  diese  Darstellung  fast  unvermeidlich  erzeugt  wird: 
nemlich  dass  trotzdem  das  Kapital  auch  verbraucht  wird  und 
sich  nicht  durch  Aufbewahrung,  sondern  durch  beständige  Wieder- 
hervorbringung  erhält,^-)  Alle  Güter,  die  Kapitalien  wie  die 
übrigen,  werden  verbraucht,  d.  h.  in  ihrer  individuellen 
Werthform  vernichtet,  aber  über  den  Verbrauch  der  als 
Kapitalien  fungirenden  Güter  wird  derartig  disponirt,  dass  dieselben 
sich  durch  und  im  Verbrauch  beim  Productionsprocess  in  neue 
individuelle  Werthformen  verwandeln,  also,  wie  man  es 
ausdrücken  kann,  die  Werthsubstanz  im  Formenwechsel 
bleibt,  oder  ein  neuer  Werth  an  Stelle  des  vernichteten  zum  Er- 
satz tritt.  Die  übrigen  Güter  dagegen  werden  bloss  verbraucht» 
ohne  dass  durch  den  Verbrauchsact  ein  neues  Gut  entsteht.  Re- 
productive  Verwendung  der  Kapitalien,  r e  i  n - c o n  s u m t i  v e  der 
Nicht -Kapitalien,  —  das  ist  mithin  der  Unterschied.  Ein  Kapital 
erhält  sich  in  der  Reproduction  beständig  selbst.  Es  wird,  wie 
die  Bevölkerung  (also  die  Arbeitskraft,  als  Productivfactor  betrachtet) 
nicht  durch  Aufbewahrung,  sondern  durch  beständige  Wieder- 
hervorbringung  seiner  individuellen  Bestandtheile  von  einem  Zeit 
räum  auf  den  anderen  übertragen.  Und  die  erforderlichen  Dis- 
positionen über  die  fertigen  Producte  zu  diesem  Zwecke  sind 
es,  welche  die  Entstehung,  Erhaltung  und  Vermehrung  des  Kapitals, 
als  des  Productionsmittelfonds  der  Volkswirthschaft,  bedingen. 


")  Richtig  pass.  Kodbertus,  auch  Pierstorff  a.  a.  ().  S.  Note  lü.  Dsgl. 
Sam  ter,  Soc. lehre  S  121  (nur  mangelnde  Unterscheidung  der  beiden  Kapitalbegriffe). 

'-)  Gute  Ausfuhrung  von  Mi  11,  B.  1.  Kap.  .).  §.  ö,  6.  S.  auch  Hermann, 
Untersuch.,  2.  Atifl.,  S.  605  fl.,  und  schon  A.  Smith  a.  a.  0..  Asher.  I.  3.S1.  wo 
nach  den  Classen  der  ver/.ehrenden  Leute  unterschieden  wird. 
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Hiermit  sind  die  natürlichen,  rein-ökonomischen  Be- 
dingungen und  Ursachen  der  Entstehung  des  „Kapitals  an  sich" 
auf  die  einfachsten  wesentlichen  Momente  zurückgeführt.  Von  diesen 
Bedingungen  und  Ursachen  hängt  die  Kapitaleutstehung  nothwendig 
immer  ab.  Sie  sind  daher  unabhängig  von  den  historischen 
und  rechtlichen  Verhältnissen  des  Kapital  besitz  es.  InVolks- 
wirthschaften ,  wie  den  unsrigen,  wo  das  Kapital  als  ökonomische 
Kategorie  grösstentheils  durch  die  Vermittlung  von  Privatpersonen 
in  der  Form  des  Privatkapitals  entsteht,  gelten  jene  Bedingungen 
und  Ursachen  geradeso.  Sie  kleiden  sich  hier  nur  in  die  Form 
von  privaten  Willensacten  und  privaten  Handlungen,  indem  jene 
disponireude  Thätigkeit  während  und  nach  der  Production  hier 
von  den  Privateigenthümern  ausgeht.  Auf  die  Frage,  ob  Letzteres 
nothwendig  oder  wenigstens  das  Zweckmässigste  ist,  um  volks- 
wirthschaftliches  Kapital  zu  bilden  —  der  entscheidende  Punct  für 
die  principielle  Frage  des  Privatkapitals  —  wird  erst  nach  der 
folgenden  Untersuchung  eingegangen  (§.  295). 

§.  292.  B.  Die  Vermehrung  des  „Kapitals  an  sich''  oder 
der  Zuwachs  zum  Nationalkapital  ist  von  denselben  Momenten 
abhängig  wie  die  Entstehung  des  Kapitals.  Entscheidend  für  die 
hiernach  erforderlichen  Dispositionsacte  sind  einmal  die  Grösse 
und  die  Richtung  (Natur,  Beschaffenheit)  der  bisherigen  Pro- 
duction und  demnach  die  Menge  und  Art  der  erzeugten  Producte; 
sodann  die  Disposition  über  die  Verwendung  der 
fertigen  Güter  (§.  293).  Je  grösser  die  Production,  je  geeigneter 
die  Producte  für  die  Function  als  Kapital,  je  kleiner  der  noth- 
wendige  Unterhaltsbedarf  der  ganzen  Bevölkerung  und  insofern, 
je  kleiner,  bei  einem  gegebenen  Productionsertrage ,  die  Bevölke- 
rung, desto  rascher  und  grösser  kann  das  Wachsthum  des  Natio- 
nalkapitals sein,  falls  nur  die  richtigen  Dispositionsacte  getroffen 
werden, 

1)  Die  Production  erreicht 

a)  eine  um  so  bedeutendere  Grösse  und  bessere  Gestaltung, 
je  richtiger  der  gesammte  Productionsbetrieb  in  der  Volkswirth- 
schaft  oder  je  zweckmässiger  die  Organisation  der  nationalen  Ge- 
sammtarbeit  eingerichtet  ist  und  je  mehr  und  besser  daher  producirt 
wird.  Die  entscheidenden  Momente  hierfür  sind  zum  Theil  in  den 
ersten  Kapiteln  der  Grundlegung  schon  dargelegt  oder  angedeutet 
.worden,  grossentheils  können  sie  jedoch  erst  im  2.  Bande,  in  der 
Lehre    vom    privatwirths^fhaftlichen    System,    namentlich    in    dem 
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Kapitel  von  der  Production,  näher  nachgewiesen  werden.  Hier 
gentigt  es  zu  bemerken,  dass  von  besonderem  Einfluss  ist  an  öko- 
nomisch-rechtlichen  Momenten  die  vom  Staate  gesicherte  all- 
gemeine Rechtsordnung  und  specieil  die  Rechtsordnung  der 
Arbeit  oder  der  Zustand  des  Arbeitsrechts,  weil  davon  die 
Arbeitslust  wesentlich  mit  abhängt  (Unfreiheit,  Freiheit,  Lohu- 
zahlungssystem  bei  freier  Arbeit  §.  207,  213);  ferner  die  Regelung 
der  Eigenthumsverhältnisse,  also  insofern  auch  die  Zulassung, 
Beschränkung  oder  Ausschliessung  von  Privatkapital  und  Privat- 
grundeigenthum  und  Privatunternehmungen,  weil  hiervon  jedenfalls 
ein  bestimmender  Einfluss  auf  Grösse  und  Gestaltung  der  gesammten 
Production  ausgeht.  Sodann  sind  von  ökonomisch- technischen 
Momenten  bedeutsam  die  Zahl  und  Leistungsfähigkeit  der 
arbeitenden  Personen  (nicht  der  Arbeiter  im  engereu  Sinne  allein;, 
oder  m.  a.  W.  die  sogen.  Productivität  der  Arbeit,  d.  h.  ihre 
Fähigkeit,  wirthschaftliche  Güter  hervorzubringen,  daher  u.  A.  das 
Verhältniss  der  Zahl  der  arbeitenden  zu  den  nicht- arbeitenden 
Personen  in  der  Bevölkerung,  die  allgemeine  und  die  Fachbildung 
der  erstereu,  die  Entwicklung  der  Arbeitsgliederung,  welche 
letztere  vielfach  die  Leistungsfähigkeit  bestimmt. 

Auch  hier  versteht  man  leicht,  dass  es  zu  Gunsten  des  Privat- 
kapitals oder  m.  a.  W.  zu  Gunsten  des  Weges  spräche,  das  ökono- 
mische Kapital  in  der  Form  des  Privatkapitals  zu  vermehren,  wenn 
sich  nachweisen  Hesse,  dass  die  privatwirthschaftliche  Productions- 
weise  quantitativ  und  qualitativ  mehr  als  eine  andere,  insbesondere 
die  zwaugsgemeinwirthschaftliche  leiste.  Denn  die  rechtliche  Vor- 
aussetzung für  jene  ist  in  der  Hauptsache  die  Zulassung  von  Privat- 
kapital und  Privatboden. 

b)  Die  Richtung  der  früheren  Production  bestimmt  zunächst 
darüber,  ob  Güter  mit  inhärenter  Kapitaleigenschaft  erzeugt 
worden  sind,  wovon  natürlich  die  Vermehrbarkeit  der  betrefifenden 
Kapitalien  abhängt;  ferner  auch  darüber,  üb  sich  unter  den  übrigen 
Gütern  solche  befinden,  welche  eventuell  als  Kapitalien  fungiren 
können.  In  letzterer  Beziehung  handelt  es  sich  namentlich  um 
den  Unterschied  einerseits  von  Massenconsumptibilien  der 
arbeitenden  Bevölkerung,  besonders  der  unteren  handarbeitenden 
Classen,  sowie  von  Artikeln,  welche  durch  die  Ausfuhr  in  andere 
Volkswirthscbaften  gegen  einznfülirende  Massenconsumptibilien  um- 
getauscht werden  können,  anderseits  vun  Luxusartikeln  der 
wohlhabenderen  heimischen  Bevölkerung.   Artikel  der  letzteren 
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All  vermögen  iu  der  Hauptsache  und  von  den  etwa  zur  Ausfuhr 
in  die  Fremde  gelangenden  abgesehen  nicht  zur  Vermehrung  des 
ökonomischen  Kapitals  zu  dienen.  Ob  nun  die  bisherige  Production 
einer  Volkswirthschaft  Artikel  dieser  Art  iu  einem  grösseren  Um- 
fange hervorbringt,  das  hängt  noth wendig  von  der  bestehenden 
Vertheilung  des  Volksvermögens  und  Volkseinkommens 
und  von  der  Richtung  der  Consumtion  der  wohlhabenden 
und  reichen  Classen  ab.  Es  ist  hier  wieder  klar,  wie  für  jene 
Vertheilung  das  Vorhandensein  von  Privatkapital  und  Pri- 
vatgrundbesitz und  der  Rentenbezug  daraus  zu  Gunsten  der 
Eigenthtimer  von  grösster  Bedeutung  ist.  Je  ungleichmässiger 
sich  das  Volksvermögen  und  Volkseinkommen  vertheilt  und  je 
höher  absolut  und  im  Verhältniss  zum  Einkommen  der  übrigen 
Classen,  d.  h.  vornemlich  zum  gesammten  Arbeitslohne,  der  Bezug 
von  Renteinkommen  im  Ganzen  ist,  desto  stärker  wird  ceteris 
paribus  absolut  und  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zur  Production 
von  Massenconsumptibilien  die  Luxusproduction  für  die  besser 
situirten  Classen  sein,  —  um  so  mehr,  wenn  diese  wenig  sparsam 
und  zu  rein  persönlichem  Luxus  (Tafel-,  Kleidungs-,  Wohnungs- 
luxus u.  s.  w.)  geneigt  sind.  Daraus  folgt  dann  aber  mit  Noth- 
wendigkeit  der  Schluss,  dass  das  Maximum  der  Vermehrbarkeit 
des  ökonomischen  Kapitals  bei  einer  solchen  Sachlage  kleiner  ist, 
als  bei  einer  gleichmässigeren  Vertheilung  des  Nationaleinkommens 
und  Vermögens  und  bei  geringerem  oder  fehlendem  Rentenein- 
kommen einer  Gesellschaftsciasse:  denn  unter  allen  Umständen 
wird  hier,  selbst  bei  einfacherer  Lebensweise  der  Wohlhabenden 
und  Reichen,  immer  ein  ansehnlicher  Theil  des  volkswirthschaft- 
licheu  Productionsertrags  in  im  Inlande  verzehrten  Luxusartikeln 
für  jene  Classe  bestehen,  ein  Güterbetrag,  welcher  gar  nicht  zu 
einer  Vermehrung  des  Nationalkapitals  dienen  kann,  weil  er  dazu 
unbrauchbar  ist. 

Es  ist  dies  ein  wichtiger  Gcsichtspunct  zur  Würdigung  der 
Einwirkungen  der  bestehenden  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
und  Vermögens  und  der  Folgen  der  Institutionen  des  Privatkapital- 
besitzes und  Privatgrundbesitzes,  besonders  des  G r o s s besitzes 
beider  Art,  auf  die  Vermehrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals. 
Gegen  diese  Vertheilung  und  diese  Institutionen  wird  durch  diesen 
Nachweis  des  Zusammenhangs  zwischen  diesen  Verhältnissen  und 
der  Vermehrbarkeit  des  Kapitals  noch  nicht  unbedingt  etwas  be- 
wiesen,  wie  der  Socialismus  wohl  behauptet.     Denn  immer  bleibt 
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der  oben  schon  erwähnte  Einwand  noch  bestehen  (§.  287),  dass, 
trotz  dieser  Luxusproduetion  für  die  höheren  Classen,  auch  bei 
oder  selbst  wegen  der  genannten  Institutionen  und  der  ungleichen 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  immer  noch  für 
die  unteren  Classen  ein  absolut  grösseres  Einkommen  resultiieu 
könnte,  als  bei  einer  Organisation  der  Volks wirthschaft ,  welcher 
diese  Einrichtungen  fehlten.  Aber  dass  die  reine  Luxusproduetion 
—  immer  den  Fall  des  Absatzes  der  Artikel  in  das  Ausland  aus- 
genommen —  und  folgeweise  ihre  Voraussetzung,  d.  h.  jene  Ver- 
theilung und  jene  Institutionen,  den  Umfang  der  möglichen 
Kapitalvermehrung  beschränken,  unterliegt  anderseitt«;  keinem 
Zweifel.  Dies  ist  von  der  orthodoxen  volkswirthschaftlichen  Theorie 
der  freien  Coneurrenz  meistens  übersehen  worden.'^» 

§.  293.  —  2)  Die  Disposition  über  die  \'  e  r  w  e  n  d  u  n  g  der 
fertigen  Güter,  der  zweite  für  die  Vermehrung  des  ökonomischen 
Kapitals  massgebende  Factor,  ist  für  den  grössten  Theil  dieser 
Güter  keine  freie,  d.  h.  keine  von  freien  Willensacten  irgend 
welcher  Disponenten  abhängige,  einerlei  welche  Rechtsordnung  in 
Bezug  auf  diese  Güter  besteht.  Die  Gesammtheit  dieser  Güter 
bildet  den  Kein  ertrag  der  Volks  wir  thscha  ft  oder  das 
Volkseinkommen  (§.  80  if. ).  Aus  diesem  Volkseinkommen 
muss  zunächst  das  ganze  Volk  (nach  unseren  sittlichen  An- 
schauungen und  unserem  Rechte  auch  die  nicht -arbeitenden  und 
die  arbeitsunfähigen  Personen  inbegriffen)  seineu  laufenden  Unter- 
halt erhalten.  Der  Jiierfür  aus  dem  Volkseinkonmien  verwendete 
Betrag  fungirt  bei  den  arbeitenden  Personen  gleich  wieder  als 
Kapital,  das  sie  reproductiv  consumiren,  also  einerseits  zur  Be- 
dürfnissbefriedigung verzehren,  anderseits  in  neuen  Werthformen 
wiedererzeugen.    Dieser  Betrag  wird  um  so  grösser  sein,  je  grösser 

'•^)  Daran  ist  ilic  zu  abstractc  Auiiasstuig  des  Kapitals  uiul  wiedernni  die  Gou- 
fundiniiig  von  National-  und  Privatkapital  schuld.  Es  wird  dabei  vergessen,  dass  das 
Xationalkapital  als  Productiöusmittclfonds  doch  in  naturalen  Prodncteu  besteht  und 
die  Natur  der  Producti;  der  nationalen  Arbeit  darüber  entscheidet,  ob  und  wie  weit 
diese  Güter  als  Kapital  fungiren  können.  In  der  landläufigen  Polemik  der  deutschen 
treihandelsschule  und  ihrer  Journalistik  gegen  den  Socialismus  und  gegen  die  social- 
politische  Schule  der  Nationalökonomie  (Kathedersocialismus)  und  gegen  die  Forderung 
einer  Lohnsteigerung  aucli  ohne  vorausgehende  Steigerung  des  Kapitals  wird  gleich- 
falls verkannt,  dass  —  theoretiscli  und  practisch  selbst  nach  der  Lolintheorie  der  brit. 
Oekonomisten  —  eine  Umwandlung  der  sachlichen  Bestand t heile  des  vor- 
liandenen  Kapitals,  bei  gleicher  Höhe  desselben,  die  Mittel  zu  hölicrer  Lohn- 
zahlung bieten  kann  und  anderseits  ebenso  wie  die  Vermehrung  des  Kapitals  die 
Voraussetzung  dafiir  ist.  Eine  solche  Umwandlung  des  Nationalkapitils  -  mehr 
MassencoDsumptibilien.  weniger  Lu.iLUsartikel  —  ist  aber  auch  wieder  die  nothwendige 
Folge  von  Lohnsteigerungen  und  Gewinnverminderungen. 
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der  arbeitende  Theil  der  Bevölkerung  ist  —  darunter  auch  hier 
wieder  nicht  bloss  die  handarbeitende  Classe  verstanden  —  und 
je  gleichmässiger  das  Volkseinkommen  sich  vertheilt.  Dieser  Be- 
trag stellt  jedoch  noch  keine  Vermehrung,  sondern  nur  einen 
Wiederersat z  desjenigen  Kapitals  dar,  mit  welchem  das  Ein- 
kommen und  mithin  hier  der  laufende  Unterhalt  für  diese  Bevölke- 
rung gewonnen  wurde.  Eine  Vermehrung  dieses  Kapitals  bildet 
erst  derjenige  Betrag  des  Volkseinkommens,  welcher  über  das 
zunächst  nur  wiederersetzte  bisherige  Kapital  hinaus  der  erwei- 
terten, neuen  Production  zugeführt  wird.  Die  auf  einen  solchen 
Kapitalzuwachs  hinwirkende  Disposition  über  das  Volkseinkommen 
hängt  nun  ab,  einmal  von  dem  überschüssigen  Betrage  dieses 
Einkommens,  welcher  nach  Befriedigung  des  nothwendigen  Bedarfs 
der  Bevölkerung  übrig  bleibt,  sodann  von  den  äusseren  Um- 
ständen, z.  B.  dem  Zwang  oder  den  inneren  Motiven  und 
Impulsen,  welche  die  laufende  Consumtion  der  Bevölkerung  auf 
diesen  nothwendigen  Bedarf  beschränken  (§.  294). 

a)  Jener  überschüssige  Betrag  bildet  nach  der  früheren  Termi- 
nologie (§.88,  N.  4)  das  freie  Volkseinkommen,  letzteres  in 
der  Weise  berechnet,  dass  von  dem  gesammten  Volkseinkommen 
der  rein  nach  natürlichen  Verhältnissen  und  nach  den  Consumtions- 
gewohnheiten  der  Masse  des  Volks  veranschlagte  nothwendige 
Unterhaltsbedai-f  in  Abzug  gebracht  ist  (§.  85,  N.  1).  In  diesem 
freien  Volkseinkommen  liegt  die  Maximal  grenze  für  die  Ver- 
mehrbarkeit  des  ökonomischen  Kapitals  innerhalb  einer  bestimmten 
Wirthschaftsperiode. 

Eine  wirkliche  V  e  r  m  e  h  r  u  n  g  dieses  Kapitals  aus  diesem 
freien  Volkseinkommen  erfolgt  freilich  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  das  ganze  bisherige  Kapital  bereits  im  Troductionsprocess 
ersetzt  war.  Diese  Voraussetzung  wird  aber  nur  eintreffen,  wenn 
einmal  der  nothwendige  Unterhaltsbedarf  der  ganzen  Bevölkerung, 
welcher  aus  dem  Volkseinkommen  zunächst  bestritten  wurde  und 
sodann  der  darüber  hinausgehende  Consumtionsbetrag,  den  sich 
einzelne  Classen  und  Personen  nach  der  bestehenden  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  gestatten,  in  beiden  Fällen  nebst  allen  zur 
Herstellung  dieser  consumirten  Güter  dienenden,  ganz  oder  theil- 
weise  verbrauchten  naturalen  Productionsmittel,  von  dem  arbeiten- 
den oder  producirenden  Theile  der  Bevölkerung  während  der  Con- 
sumtion vollständig  wieder  producirt  worden  ist.  Dies  wird  der 
Regel   nach   anzunehmen   sein,    wenn   nicht   die   Productivität  der 
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Arbeit  sehr  gering-  und  nicht  ein  sehr  ungünstiges  Verhältniss  der 
arbeitenden  zu  der  nicht -arbeitenden  Bevölkerung  besteht:  auch 
hier  ist  mithin  wieder  die  Verth eilung  des  Volksvermögens  und 
speciell  des  Nationalkapitals  und  nationalen  Bodens  von  Einfluss, 
welche  jenes  Verhältniss  ungünstig  machen  kann,  weil  die  Zahl 
der  Producenten  zu  klein,  die  Consumtion  der  Wohlhabenderen  zu 
gross  ist.  Hat  die  arbeitende  Bevölkerung  nicht  das  ganze  National- 
kapital bereits  wieder  in  der  neuen  Produetions-  und  Consumtions- 
periode  producirt,  so  muss  zunächst  aus  jenem  freien  Einkommen 
der  nothweudige  Ersatz  entnommen  werden.  Erst  was  dann  von 
diesem  Einkommen  übrig  bleibt,  lässt  sich  zur  wirklichen  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  verwenden. 

Sieht  man  indessen  von  diesem  abnormen  Falle,  dass  die 
arbeitende  Bevölkerung  durch  ihre  wesentlich  reproductive  Con- 
sumtion das  Nationalkapital  in  der  neuen  Periode  noch  nicht  voll- 
ständig wieder  ersetzt  hat,  ab,  so  liegt  die  Grenze  des  mög- 
lichen Zuwachses  zu  diesem  Kapital  in  der  That  in  jenem 
freien  Volkseinkommen.    (Vgl.  §.  87,  N.  4.) 

a)  Die  absolute  Grösse  dieses  freien  Einkommens  hängt 
natürlich  zunächst  wieder  von  der  Grösse  des  ganzen  Volks- 
einkommens und  diese  von  den  im  Obigen  (§.  292)  angeführten 
Momenten  ab.  Insofern  ist  eine  gute  Organisation  und  tüch- 
tige Technik  der  Production  wieder  eine  der  wesentlichen  Vor- 
bedingungen einer  raschen  und  starken  Vermehrung  des  National- 
kapitals. Und  soweit  jene  Organisation  und  Technik  privat- 
wirthschaftlicher  Natur  sein  muss  oder  zweckmässiger  Weise  am 
Besten  ist,  hängt  von  dem  Rechtsinstitut  des  Privateigenthums  an 
Kapitalien  die  Vermehrung  des  Nationalkapitals  mit  ab. 

ß)  Bei  einer  gegebenen  Grösse  des  ganzen  Volkseinkommens 
wird  das  freie  Einkommen  um  so  grösser,  die  Grenze  für  die  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  um  so  weiter  sein ,  je  kleiner  der 
nothwendige  Unterhaltsbedarf  der  Bevölkerung  ist.  Darüber  ent- 
scheidet einmal  die  Zahl  dieser  Bevölkerung,  sodann  die 
Höhe  des  nothweudigcn  Unterhalts  bedarfs  für  den  Ein- 
zelnen. In  letzterer  Hinsicht  kommt  vor  Allem  die  Art  und  der 
Umfang  der  nothwendig  zu  befriedigenden  physischen  Bedürf- 
nisse, der  Existenzbedürfnisse  ersten  Grads  (§.  96,  N.  1,  a),  ferner 
die  von  Sitte  und  Gewohnheit  des  ganzen  Volks  abhängige 
Art  der  Bedürfnissbefriedigung  oder  die  Beschatfenheit  der  Existenz- 
bedürfnisse  zweiten  Grads   (ij.  9ß,   N.  1,  b)    in    Betracht.     Hier 
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lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  z.  B.  in  einem  Lande  milderen 
Klima's  und  anderseits  bei  einem  Volke  frugalerer  Gewöhnung  die 
Vermehrbarkeit  des  Nationalkapitals  oeteris  paribus  leichter  und 
grösser  ist  als  in  Ländern  und  bei  Völkern   entgegengesetzter  Art. 

§.  294.  —  b)  Darüber,  ob  die  wirkliche  Vermehrung  des 
Nationalkapitals  bis  zu  der  Grenze  des  nach  dem  Vorausgeschickten 
Möglichen  gehen  wird,  entscheiden  schliesslich  die  äusseren 
Umstände  oder  die  inneren  Motive  und  Impulse,  durch 
welche  die "  laufende  Consumtion  der  Bevölkerung  auf  den  noth- 
weudigen  Existenzbedarf  beschränkt  wird.  Jene  Momente  können 
günstig  und  ungünstig  auf  die  Kapitalvermehrung  einwirken. 

a)  Die  äusseren  Umstände  können  denkbarer  Weise  im 
äusseren  Zwang  liegen.  Bei  einer  völlig  socialistischen  oder 
communistischen  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  folgeweise 
des  Staats  würde  die  gesammte  Production  etwa  durch  eine  oberste 
Centralgewalt ,  eine  „gesellschaftliche  Behörde*',  geleitet  und  .die 
Producte  würden  an  die  Einzelnen  zur  Consumtion  verthellt.  »Stelle 
man  sich  einmal  eine  solche  Einrichtung  als  ökonomisch-technisch 
möglich  vor  —  und  w-enn  auch  an  der  Zweckmässigkeit,  an  der 
Möglichkeit  lässt  sich  nicht  ganz  zweifeln  und  kann  dieselbe  auch 
aus  analogen  Einrichtungen  in  kleinerem  Massstabe  wohl  abgeleitet 
werden  ^^)  — ,  und  mache  man  die  weitere  zulässige  Voraussetzung, 
dass  bei  einer  solchen  Organisation  der  Production  und  Consumtion 
die  Centralgewalt  und  das  Volk  selbst  die  genügende  Einsicht  von 
der  unbedingten  Nothwendigkeif  der  raschen  und  starken  Vermeh- 
rung des  noch  als  zu  klein  erkannten  Nationalkapitals  und  die 
genügende  Willenskraft  und  Macht  gegen  den  einzelnen  Wider- 
strel)endcn  besitze,  um  nach  dieser  Einsicht  die  Production  und 
Consumtion  zu  leiten.  Alsdann  Hesse  sich  immerhin  denken,  dass 
die  Production  darauf  eingerichtet  würde,  zunächst  nur  die  zum 
nothwendigen  Unterlialtsbedarf  der  Bevölkerung  und  zur  Fort- 
setzung der  bezüglichen  Production,  also  zum  Wiederersatz  des 
betreffenden  Kapitals  dienenden  Güter  herzustellen,  die  Bevölkerung 
genöthigt  würde,  sich  aui"  den  Consum  dieser  Güter  zu  beschränken. 
Alle  andere  Arbeit  der  Nation  und  die  übrigen  Kapitalien  würden 
dagegen   in   der  Richtung  auf   die  Herstellung   neuer  Kapitalgüter 

**)  S.  u.  §.  307,  N.  1.  Die  \'erliältiiib^c  belagerter  Festungen,  die  Einrichtungen 
im  Militilrwesen .  z.  B.  bei  eigentlich  -militärischen  Colonioen .  bieten  Analogieen. 
Rodberttis.  soc.  Frage.  S.  28  ff.  über  eine  ..gesellsch.  Behörde'-,  womit  die  Ver- 
wahrung S.  222  nicht  ganz  im  Einklang. 
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verwendet  uud  die  letztercD,  soweit  sie  dazu  geeiguet,  der  laufen- 
den Consumtion  der  bisherigen  Unterlialtsenipfänger  —  wenigstens 
solange  dieselben  nur  das  gleiche  Maass  Arbeit  wie  bisher  leisten 
—  entzogen,  also  nicht,  wie  es  denkbar  wäre,  als  ein  Zuschlag 
zum  Unterhaltsbedari"  dieser  Personen  oder  als  eine  höhere  Ver- 
gütung für  das  gleiche  Maass  Arbeit  (als  „höheres  Einkommen") 
vertheilt.  In  diesem  Falle  würde  dieses  ganze  Plus  des  rolks- 
wirthschaftlichen  Reinertrags  oder  des  Volkseinkommens  als  freies 
Einkommen  erscheinen  und  vollständig  zur  Vermehrung  des 
Nationalkapitals  dienen  können:  die  jMaximalgrenze  dieser  Ver- 
mehrung wäre  wirklich  erreicht. 

So  unwahrscheinlich  die  Voraussetzungen  für  eine  solche  Ge- 
staltung der  Dinge  sind,  so  lehrreich  ist  doch  dieses  tingirte  Bei- 
spiel für  die  theoretische  Analyse  der  Momente,  von  welchen  die 
Vermehrung  des  Nationalkapitals  abhängt,  —  und  auch  tür  das 
Verständniss  der  Einwendungen  des  wissenschaftlichen  Socialisraus 
gegen  die  auf  Privatkapital  u.  s.  w.  basirte  Volkswirthschaft.  Es 
ist  kein  Zweifel  darüber  möglich,  dass  in  der  letzteren  die  Ver- 
mehrung des  Nationalkapitals  niemals  soweit  als  in  diesem  Beispiel 
gehen  kann,  weil  sich  das  Volkseinkommen  bei  jener  Institution 
immer  ungleich  vertheilen  und  für  die  wohlhabenderen  und  reicheren, 
die  Rentnerclassen  eine  gewisse  Luxusproduction,  durch  sie  eine 
gewisse  Luxusconsumtion  stattfinden  wird,  welche  vom  freien  Volks- 
einkommen und  damit  von  der  Vermehrung  des  Nationalkapitals 
immer  erst  abgeht  (§.  293). 

ß)  Ein  äusserer  Zwang  kann  indessen  auch  in  unseren 
Verhältnissen  der  Wirklichkeit  von  Einfluss  auf  die  Kapitalver- 
mehrung sein  und  ist  es  thatsächlich  öfters.  So  kann  z.  B.  ein 
Luxus  verbot  indirect  auf  Kapitalvermehrung  hinwirken ,  des- 
gleichen eine  Luxusbesteuerung  und  direct  bewirkt  z.  B.  jedes 
Versicherungswesen  mit  dem  Princip  der  Zwangsversicherung  eine 
Kapitalvermehrung  durch  die  entsprechende  Disposition  über  einen 
Theil  des  freien  Einkommens.  Ja  selbst  das  freie  Versicherungs- 
wesen enthält  in  den  Zweigen  der  Lebens-  und  Rentenversicherung 
implicite  ein  solches  Zwangsmoment  mit.  ^'^) 

y)  Von  inneren  Motiven  ist  z.  B.  die  sittliche  Ver- 
werfung des  Luxus  bei  den  wohlhabenden  Classen,  oder  allge- 
meiner eine  puritanische  Lebensauffassung  und  eine  daraus  her- 

**)  Dies  wird  in  den  Programmen  der  Lebensversicherungsanstalten  offen  hervor- 
gehoben, z.  B.  von  der  Stettincr  .,(iermania". 
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vorgehende  frugale  Lebensweise,  ferner  das  Motiv  der  Furcht, 
z.  B.  in  revohitionären  Zeiten  durch  äusseren  Luxus  Anstoss  und 
Neid  zu  erregen,  von  günstigem  Einfluss  auf  die  grössere  An- 
näherung des  Kapitalzuvvachses  an  das  freie  Volkseinkommen. 

6)  Von  grösster  practischer  Bedeutung  sind  in  unserem  heutigen 
Wirthschaftsleben  endlich  jene  specifisch  ökonomischenMotive, 
welche  bei  der  Zulassung  des  Privatkapitals  aus  dem  wirth  sc  haft- 
lichen Interesse  und  aus  wirthschaftlicher  Vorsicht  ent- 
springen. Diese  Motive  führen  zu  einer  freiwilligen  Be- 
schränkung des  Consums  seitens  derjenigen  Personen,  welche 
über  ein  den  nothwendigen  Bedarf  übersteigendes  Einkommen  ver- 
fügen, um  für  sich  neues  Kapital  zu  bilden,  welches  dann  als 
ökonomisches  Kapital  mit  fungirt.  Diese  Motive  sind  notorisch  so 
stark  und  bewirken  eine  so  grosse  Vermehrung  des  Nationalkapitals, 
dass  grade  deswegen  auch  von  der  Wissenschaft  der  Weg,  dieses 
Kapital  in  der  Form  des  Privatkapitals  zu  bilden  und  zu  vermehren, 
wenn  auch  nicht  für  den  allein  möglichen,  so  doch  für  den  zweck- 
mässigsten  erklärt  zu  werden  pflegt.  Die  Institution  des  Privat- 
eigenthums  an  Kapital  findet  in  dieser  Auffassung  ihre  volks- 
wirthscbaftliche  Rechtfertigung. 

Hiermit  gelangen  wir  zu  der  Aufgabe,  darüber  zu  entscheiden, 
ob  denn  wohl  nach  den  im  Vorausgehenden  angedeuteten  Gesichts- 
puncten  die  practische  Verwirklichung  der  Bildung  und  Vermehrung 
des  Natioualkapitals  ohne  Vermittlung  des  Privatkapitals  Aussicht 
auf  Erfolg  biete  oder  diese  Vermittlung,  wenn  auch  nicht  absolut 
noth wendig,  so  doch  aus  überwiegenden  Zweckmässigkeitsgründen 
in  Anspruch  genommen  werden  müsse. 

§.  295.  Die  Entscheidung  kann,  was  wenigstens  das  ge- 
sammte  Nationalkapital  anlangt,  nicht  zweifelhaft  sein:  ist  auch 
die  Bildung  dieses  Kapitals  ohne  Vermittlung  des  Privateigenthums 
nicht  schlechterdings  undenkbar  und  daher  die  socialistische  For- 
derung einer  Abschaffung  des  Privatkapitals  nicht  kurzweg  unlogisch, 
wie  die  Volkswirthe  der  Schule  der  freien  Concurrenz  behaupten, 
so  ist  jene  Bildung  des  Nationalkapitals  doch  an  Voraussetzungen 
gebunden ,  welche  gegenwärtig  in  ihren  ersten  Anfängen  zwar  in 
der  Wirklichkeit  bestehen,  nemlich  im  zwangsgemeinwirthschatt- 
lichen  System  des  Staats  und  der  Gemeinde,  ^^)  aber  für  unabsehbare 

**)  Hier  sind  wieder  die  Erörterungen  im  8.  u.  4.  KaiJ. ,  bes.  §.  118,  139  ff'., 
150,  154  ff.,  161,  165 — 178,  184  ff.  heranzuziehen:  es  erweist  sich  die  Kichtigkeit 
der  Bemerkung  in  §.  285,  das?  die  Frage  des  Privateigenthums  eng  mit  derjenigen 
der  Organisation,  der  Volkswirthschaft  zusammenhängt. 
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Zeit  noch  grösstentheils  fehlen  werden.  Ja,  vom  Standpuncte  der 
Gegenwart  aus  muss  es  als  unwahrscheinlich  bezeichnet  werden, 
dass  diese  Voraussetzungen  sieh  jemals  in  der  erforderlichen  Weise 
und  dem  nöthigen  Umfang  entwickeln  können  und  sogar  dass  eine 
solche  Entwicklung  unbedingt  wünschenswerth  wäre.  Mag  man 
aber  selbst  für  eine  ferne  Zukunft  anders  urtheilen  und  mit  der 
Forderung  einer  Abschaftung  des  Privatkapitals  und  einer  selb- 
ständigen Bildung  des  Nationalkapitals,  des  nationalen  Productions- 
mittelfonds,  ein  richtiges,  mindestens  ein  ernstlich  discutirbares 
Zukunftsprogramm  für  die  Gestaltung  der  Eigenthumsordnung  und 
die  Organisation  der  Volkswirthschaft  aufstellen:  für  die  Gegen- 
wart und  noch  für  unabsehbai*e  Zeit  wird  das  National- 
kapital nothwendig  grösstentheils  durch  Vermittlung 
des  Privateigenthums  und  in  der  Form  des  Privat- 
kapitals gebildet  werden  müssen.  Die  Abschaffung  des 
Privatkapitals  hat  daher  ungleich  weniger  Aussicht  auf  Erfolg,  als 
selbst  diejenige  des  privaten  Grundeigenthunis  und  des  Erbrechts, 
die  beiden  anderen  practisch  wichtigsten  Postulate  des  Socialismus. 

Der  letztere  betont  ganz  richtig  die  Bedingtheit  derWirthschafts- 
verhältnisse  durch  das  Recht  und  speciell  durch  das  Privat- 
recht,  und  hat  eine  gleichfalls  richtige  Einsicht  in  die  Wandel- 
barkeit dieses  Rechts  und  die  Abhängigkeit  desselben  von 
der  Gesetzgebung.  Al)er  er  begeht  hier  beim  Kapital  seinen 
gewöhnlichen  Fehler,  die  geschichtliche  Bedingtheit  der 
Rechtsbildung,  einschliesslich  der  Gesetzgebung,  zu  verkennen.  Was 
der  Socialismus  hier  erstrebt,  kann  möglicher,  obgleich  in  diesem 
Umfange  kaum  wahrscheinlicher  Weise  das  Endergebniss  einer 
langen  geschichtlichen  Entwicklung  sein,  für  deren 
Beginn  sich  wohl  in  der  grösseren  Ausdehnung  der  zwangsgemein- 
wirthschaftlichen  Thätigkeit  bemerkenswerthe  Spuren  linden,  welche 
die  Gegner  des  Socialismus  einseitig  verkennen.  Aber  unmöglich 
vermag  auch  die  rücksichtsloseste  Gesetzgebung  einen  solchen  ge- 
schichtlichen Entwicklungsprocess,  selbst  wenn  sie  die  Macht  dazu 
hätte,  durch  ihre  Decrete  zu  anticipiren.  Hier  gilt  wiederum,  was 
oben  (§.  279)  von  der  Gesetzgebung  auf  dem  Eigenthumsgebiete 
gesagt  wurde. ^'^) 

Der  Bildungs-  undVermehrungsprocess  des  gesammten  National- 
kapitals lässt  sich   in   der  im  Vorausgehenden   dargelegten  Weise 

^")  Rodbertus,  Soc.  Frage  S.  222,  lehnt  ausdrUclilich  eine  volkiwirthsch.  Orga- 
nisation ohne  pmates  Grund-  und  Kapitaleigentliuui  für  die  Gegenwart  ab. 

■64* 
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allerdings  ohne  Vermittlung  des  Privatkapitals  theoretisch  ent- 
wickeln. Für  das  Verständniss  der  Function  der  Privatkapita- 
listen bei  dem  wirklichen  Bildungsprocess  des  Nationalkapitals  hat 
diese  theoretische  Analyse  der  eigentlich  massgebenden  Momente 
ihren  Werth,  wie  sich  schon  aus  der  obigen  Untersuchung  zeigt 
und  im  Folgenden  noch  mehr  hervortreten  wird.  Aber  aus  dieser 
Analyse  folgt  auch,  das.s  alle  jene  entscheidenden  Dispositionsacte 
in  Betreff  der  Production  und  Consumtion  hier  voraussetzungs weise  — 
d.  h.  von  der  Vermittlung  für  sich  disponirender,  Privatkapital 
bildender  Privatpersonen  abgesehen  -  von  nicht  persönlich 
interessirten  Personen,  von  den  leitenden  Vorständen  der  gemein- 
wirthschaftlichen-  Productionsbetriebe  und  in  letzter  Linie,  als  ent- 
scheidende Instanz,  von  einer  höchsten  Centralgewalt  in  der  Volks- 
wirthschaft  ausgehen,  mindestens  von  dieser  in  der  Beschlussfassung 
und  Ausführung  controlirt  werden  müssten.  Die  Forderung,  über 
quantitativ  und  qualitativ  hinreichendes  Nationalkapital  in  der  Volks- 
wirthschaft  zu  verfügen,  welches  nicht  Privateigenthum  ist,  nicht 
in  dessen  Form  gebildet  und  vermehrt  wurde,  heisst  eben  nichts 
Anderes,  als  den  gcsammten  volkswirthschaftlichen  Productions- 
process,  in  Bezug  auf  alle  Hachgüter  wie  auf  alle  Dienste,  aus- 
schliesslich z  w  a  n  g  8  g  e  m  e  i  n  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f 1 1  i  c  h  organisiren. 
§.  296.  Man  braucht  das  Problem  nur  so  zu  formuliren  — 
und  es  muss  so  forraulirt  werden,  wenn  man  sich  der  Voraus- 
setzungen und  Consequenzen  der  Abschaffung  des  Privatkapitals 
klar  bewusst  wird^^)  — ,  um  wenigstens  vom  Standpuncte  der 
Gegenwart  aus  es  als  unlösbar  zu  bezeichnen,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  seine  Lösung  auf  die  vorgeschlagene  Weise  wegen  der 
Interessen  der  menschlichen  Freiheit  uns  Heutigen  wenigstens  nicht 
wünschenswerth  erscheinen  kann. 

^®)  Man  könnte  einsenden,  dass  vielfach  in  den  socialistischen  Systemen,  auch  in 
den  deutschen,  z.  B.  Las  s  alle 's,  der  Productionsbetrieb  durch  Productivgenos- 
sen Schäften,  landwirthschaftlichc  und  industrielle,  ins  Auge  gefasst  wird  und  viel- 
leicht dann  an  Stelle  des  P  r  i  v  a  t  kapitals  Genossen  schaftskapital  treten  könnte 
und  wurde  Das  wUrde  aber  entschieden  ebenso  wenig  einen  Bruch  mit  dem  „Priyat- 
kapitalismus"  herbeiführen,  wie  ihn  etwa  das  Actiengcsellschaftswesen  und  das  heutige 
freie  Productivgenossenschaftsweseu  bewirkt  hat.  ,  Die  „socialistischen"  Productiy- 
genossenschaften  würden  eben  solche  „Bourgeoisvereinigungen"  werden  können,  wie 
es  z.  ß.  die  berühmten  Kochdale  Pioniers,  nach  der  darin  lichtigen  Auffassung 
unserer  Socialisten.  geworden  sind.  Man  könnte  daher,  wenn  man  socialistischcr  Seits 
consequent  sein  will,, den  Genossenschaften  so  wenig  Eigenthum  an  Kapital,  als  an 
Boden  lassen  und  liiüsste  für  die  Bildung.  Vermehrung  und  Verwendung  des  National- 
kapitals doch  immer  zu  einer  centralistischen  Regelung,  mindestens  zu  einer  zwangs- 
weise eingreifenden  Controle  von  einer  obersten  Centralstelle  aus  schreiten :  das  Kapital 
aber  wie  der  Boden  müsste  im  Eigenthum  der  G  e  s  a  m  m  t  h  e  i  t  stehen. 
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Die  Lösuug  dieses  Problems  setzte  zunächst  die  Aufstellung 
eines  Plans  voraus,  welcher  die  gesammte  Production  und  Con- 
sumtion  der  Volkswirthschaft  umfasste,  um  die  „geregelte"  Pro- 
duction an  Stelle  der  „ungeregelten"  des  heutigen  Concurrenzsysteras 
treten  zu  lassen.  Schon  die  Aufstellung  eines  solchen  Plans  er- 
heischte eine  Summe  von  Intelligenz  und  Uneigennützigkeit,  damit 
einen  Zustand  der  geistigen  und  sittlichen  Bildung  bei  den  leiten- 
den Organen,  welcher  für  Menschen  kaum  als  erreichbar  erscheint. 
Die  Ausführung  dieses  Plans  würde  die  Schwierigkeiten  noch 
ausserordentlich  steigern.  Es  wäre  dazu  in  der  ganzen  Bevöl- 
kerung eine  Summe  von  Uneigennützigkeit,  Pflichtgefühl,  Subordi- 
nation erforderlich,  mit  anderen  Worten  eine  Ausstattung  der  Men- 
schen mit  Eigenschaften  höchster  Sittlichkeit,  die  zu  erlangen  als 
schwerlich  möglich  erklärt  werden  muss.  Die  Forderungen,  welche 
hier  an  die  Menschen  gestellt  werden,  gehen  über  Dasjenige  hinaus, 
was,  wenn  auch  als  fernstes  Ziel,  durch  geistige  und  sittliche  Er- 
ziehung des  Menschengeschlechts  erreichbar  scheint:  sie  verlangen 
wohl  andere  Wesen,  als  die  Menschen  einmal  sind. 

Im  privatwirthschaftlichen  Svstem  wird  die  Production  und 
Consuration  von  Millionen  kleiner  Wirthschaftscentren  aus  zunächst 
nach  den  individuellen  Bedürfbissen  und  Interessen  geregelt.  Daraus 
geht  ohne  Zweifel  leicht  eine  Hinwegsetzung  über  die  Bedürfnisse 
und  Interessen  andrer  Kreise  und  schliesslich  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft hervor.  Eben  deswegen  bedarf  das  privatwirthschaft- 
liche  System  einer  doppelten  Ergänzung  und  Beschränkung, 
einmal  in  der  früher  (Kap.  3  und  4)  begründeten  Weise,  was  seine 
äussere  Ausdehnung  anlangt,  durch  das  gemein  ,  besonders  das 
zwangsgeraeinwirthschaftliche  und  das  caritative  System,  sodann, 
was  seine  AVirksamkeit  betrift't,  durch  eine  gewisse  Regelung 
und  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  und  der  Verfügung 
über  das  Privateigenthum,  d.  h.  in  letzterer  Hinsicht:  der  Inhalt 
des  Privateigenthums  darf  nicht  vo)i  der  VVillkühr  des  Eigenthümers 
allein  bestimmt  werden  (§.  283).  Der  richtige  und  ausführbare 
Gedanke  in  aller  principiellen  Polemik  des  Socialismus  gegen  das 
privatwirthschaftliche  System  mit  der  freien  Concurrenz,  und  speciell 
hier  gegen  das  Privatkapital  besteht  in  der  Forderung  einer  zweck- 
mässigen Einengung  Jenes  Systems  und  einer  Beschränkung 
der  Rechte  des  Privatkapitals,  wie  dies  schon  wiederholt  in  diesem 
Werke  anerkannt  wurde.  Aber  die  völlige  Beseitigung  des 
Privatkapitals  und   damit  des  privatwirthschaftlichen  Systems 


534  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeine  irirthschaftliche  Verkehrsrecht. 

ist  abzuweisen,  weil  sie  die  der  Gegenwart  und  jeder  absehbaren 
Zukunft  unerfüllbar  scheinende  Aufgabe  erheischt,  die  Intelligenz 
und  Thatkraft  jener  Millionen  kleiner  Wirthschaftscentren  in  ihren 
individuellen  Wirkungssphären  ausser  Function  zu  setzen,  ohne  dass 
die  Möglichkeit  eines  zweckmässigen  Ersatzes  nachgewiesen  wird.^^) 


15.  Abschnitt. 
I.    Die  Ausdehnung-  des  Privateigeuthums. 

A.     Das  Privatkapital,  Fortsetzung.    Seine  Entstehung  und  die 
Kritik  derselben.^) 

§.  297.  —  II.  Untersuchung  der  Bedingungen  und  Ursachen 
der  Entstehung  und  Vermehrung  des  Privatkapitals. 

Die  vorausgehenden  Erörterungen  über  die  Entstehung  und 
Vermehrung  des  ökonomischen  Kapitals  haben  zwar  zu  einem  Er- 
gebniss  geführt,  welches  in  der  Hauptsache  für  die  rechtliche  Insti- 
tution des  Privatkapitals  günstig  ist.  Aber  sie  haben  zugleich  die 
bedingenden  Momente  jeder,  also  auch  der  Privatkapitalbildung 
und  -Vermehrung  klargelegt  und  dadurch  einer  richtigen  national- 
ökonomischen  Würdigung  des  Instituts  des  Privatkapitals  und  be- 
sonders der  Leistungen  der  Privatkapitalisten,  als  derjenigen  Per- 
sonen, welche  das  Kapital  bilden  und  vermehren,  vorgebaut.  Es 
lägst  sich  in  Anknüpfung  an  jene  Erörterungen  das  eigentliche 
Wesen  dieser  Leistungen  und  damit  das  ökonomische  Verdienst  der 
Privatkapitalisten  richtiger  und  unbefangener,  als  es  vielfach  in  der 

*')  Die  obige  Beweisführung  luuss  sich  doch  auch  gegen  die  wissenschaftlich  so 
hoch  bedeutsamen  Ausführungen  von  Rodbertus  richten,  s.  bes.  s.  soc.  Briefe  (Ausg. 
V.  1875)  S.  24  ft'.,  28,  222.  S.  oben  Anm.  1,  S.  511.  —  Beuierkonswerth  bleibt  immer, 
wie  die  Stimmführer  unseres  deutschen  Socialismus  in  den  letzten  Jahren  gern  mit 
Beispielen  wie  die  Heeresverwaltung,  das  Postwesen  u.  dgl.  m.  argumentirten,  um  die 
Durchführbarkeit  und  Zweckmässigkeit  ihrer  Pläne  zur  Arbeitsorganisation  zu  begrün- 
den. Es  wird  dabei  nur  übersehen,  dass  sich  nicht  die  ganze  Production  in  dieser 
Weise  einrichten  lässt  und  dass  eine  Verallgemeinerung  des  militärischen  Kegiments 
schliesslich  die  individuelle  Freiheit  in  unleidlicher  Weise  beschränken  müsste.  — 
Weiter  wollen  die  Socialisten  mit  Hilfe  umfassendster  statistischer  Eecherchen  über 
die  Consumtion  und  den  Nationalbedarf  ermitteln,  was  und  wieviel  die  Production  be- 
schaffen müsse  und  danach  eine  geregelte  Production  einrichten.  Dies  setzte  aber 
die  Annahme  eines  bestimmten  Normalstands  der  gesammten  Consumtion 
voraus.  An  die  bisherige  Consumtion  könnte  man  sich  doch  nicht  halten,  da 
sie  das  Product  der  gegenwärtigen  Einkommen-  und  Vermögens- 
vertheilung  und  eben  des  privaten  Rentenbezugs  aus  Boden  und  Kapitalien 
ist.    Statistische  Aufnahmen  aus  der  Wirklichkeit  würden  also  nicht  ausreichen. 

^'i  S.  0.  Anm.  1  zu  vor.  Abschn..  bes.  Rodbertus,  soc.  Briefe,  Marx  und 
Lassalle,  auch  Pierstorff  a.  a.  0, 
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Volks wirthschaftslehre  geschehen  ist,  erkennen.  Die  socialistische 
Kritik  der  Bildung  des  Privatkapitals  wird  sich  danach  zwar  zum 
Theil  als  richtig  erweisen,  aber  anderseits  lässt  sich  derselben  auch 
eine  berechtigte  Antikritik  entgegenstellen  (i?.  289). 

Das  Privatkapital  einer  Person  entsteht  und  vermehrt  sich  da- 
durch, dass  diese  Person  bei  der  Produetion  und  Verwendung 
der  zu  ihrer  rechtlichen  Verfügung,  der  Regel  nach  der  in 
ihrem  Eigenthum  stehenden  Güter  jene  Dispositionsacte  vor- 
nimmt, welche  nach  dem  Früheren  (§.  290)  für  die  Entstehung  und 
Vermehrung  des  Kapitals  nothwendig  sind.  Entscheidend  ist  daher 
für  den  Kapitalbesitz  einer  Person  in  erster  Linie  das  Recht, 
welches  ihr  Verfügungs-,  bez.  Eigenthumsrechte  an  den  Producten 
eines  Productionsbetriebs  einräumt,  d.  h.  der  Regel  nach,  diese 
Producte  das  Einkommen  der  Person  bilden  lässt;  sodann  in 
zweiter  Linie  die  entsprechende  Disposition,  welche  die  Person 
theils  schon  während  der  Produetion  über  deren  Richtung, 
daher  über  die  Art  der  herzustellenden  Güter  (Güter  mit  in- 
härenter Kapitaleigenschaft  und  Güter,  welche  qualitativ  geeignet 
sind,  als  Kapital  zu  fungiren),  theils  nach  Fertigstellung  der 
Producte  über  die  Verwendung  der  letzteren  trifft.  Gewöhnlich 
wird  in  der  Volkswii-thschaftslehre,  bei  dem  Mangel  einer  Unter- 
scheidung von  ökonomischem  und  Privatkapital  und  der  Unter- 
schiebung privatwirthschaftlicher  Begriffe  an  die  Stelle  von  volks- 
wirthschaftlichen  und  umgekehrt,  das  zweite  Moment,  das  Dispo- 
niren,  oder  in  der  üblichen  einseitigen  Ausdrucksweise  das  Sparen, 
als^  massgebend  für  die  Bildung  und  Vermehrung  des  Privatkapitals 
statt  nur  des  ökonomischen  Kapitals  hingestellt ,  während  das 
erste  Moment  unbeachtet  bleibt,  was  wohl  beim  ökonomischen, 
aber  grade  nicht  beim  Privatkapital  erlaubt  ist.^) 

§.  298.  Nach  dieser  Darlegung  des  Bildungsprocesses  des 
Privatkapitals  ist  es  unstatthaft,  das  letztere  kurzweg  auf  ökono- 
mische Leistungen,  insbesondere  auf  die  Arbeit  des  Kapi- 
talisten selbst  zurückzuführen .  Das  Kapital  einer  Person  stammt 
nicht  nothwendig  und  kaum  in  den  primitivsten  Verhältnissen,  nie- 
mals aber  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  vollständig  aus  der 
Arbeit  oder  dem  Arbeitsertrag  dieser  Person.     Wohl   aber 


*)  Vgl.  Rodbertus'  Entwurf  einer  wissenschaftlichen  Zergliederung  des  volks- 
wirthschaftlichen  Organismus  in  d.  &oc.  Briefen  (z.  Beleuchtung  d.  soc.  Frage.  1875, 
S.  26  ff). 
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stellt  es  ( wenigstens  practisch  fast  immer )  ^)  einen  T  h  e  i  1  des 
gesammten  nationalen  Arbeitsertrags  dar,  über  den 
diese  Person  rechtlich  als  über  ihr  Eigenthum  verfügt.  Der 
Productionsprocess,  und  zwar  nach  dem  Vorausgehenden 
vornemlich  der  privatwirthschaftliche ,  ist  die  Quelle  des  ökono- 
mischen oder  Nationalkapitals ,  wie  des  bei  Weitem  grössten  und 
wichtigsten  Theils  des  Privatkapitals.  Die  Rechtsordnung  aber, 
welche  auch  dem  System  der  freien  Coucurrenz  die  Rechtsschranken 
in  der  persönlichen  Freiheit  der  Menschen,  im  Eigenthums-  und 
im  Vertragsrechte  stellt,  ist  der  Regulator  für  die  Verthei 
lung  des  Privatkapitals  unter  die  Kapitalisten,  weil 
sie  der  Regulator  für  die  Einkommenvertheilung  unter 
der  Bevölkerung  ist.  Erst  diese  Einkommenvertheilung 
liefert  die  substanzielle  Basis,  welche  jene  Dispositious-  und 
Sparacte  voraussetzen  müssen,  um  zur  privaten  Kapitalbildung  für 
die  Einzelnen  zu  führen.  Was  Jemand  an  Kapital  sein  eigen  nennt, 
hängt  dann  freilich  von  dieser  seiner  Disposition  und  Sparsamkeit, 
aber  wiederum  in  erster  Linie  von  seinem  Einkommen  ab, 
welches  ihm  in  der  Production  und  im  Verkehr  zu  erlangen  mög- 
lich, und  von  der  Rechtsordnung  zu  erlangen  und  zu  behalten 
erlaubt  war :  der  entscheidende  Punct,  welcher  in  der  üblichen 
Lehre  von  der  Kapitalentstehung  durch  Ersparung  meist  ganz 
übersehen,  stets  gegen  das  Sparmoment  unverhältnissmässig  in  den 
Hintergrund  geschoben  worden  ist.  ^) 

§.  29lt.  Geht  man  nun,  wie  der  Socialismus,  von  dem  Postulat 
aus,  dass  alles  Einkommen  einer  Person  ihr  Arbeitsertrag  sein 
soll,  was  in  der  Wirklichkeit  nach  dem  geltenden  Rechte  ja  bei 
Weitem  nicht  allgemein  der  Fall  ist,  so  ergiebt  sich  freilich  eine 
berechtigte,  fast  vernichtende  Kritik  für  den  grössten 
Theil  des  Kapitalbesitzes  in  unseren  Volkswirthschaften  oder 
m.  a.  W.  für  die  V  e r t h e i  1  u n g  d e s  N a t i o n  a l k a p i t a l s  an  die 
besitzenden  Classen. ^) 

Die  Berechtigung  dieser  Kritik  reducirt  sich  indessen  auf 
einige  allerdings  noch   immer  wichtige  Fälle,    wenn    man  jenes 

^)  Ausnahiueu  tiiuleu  sich  in  den  Fällen ,  wo  überhaupt  die  Begriffe  des  Privat- 
iind  des  Nationalkapitals  auseinandergehen,  s.  o.  §.  30. 

*)  Eodhertus,  soc.  Frage  S.  27  ff.,  über  den  entscheidenden  Einfluss  des  Rechts. 
Vgl.  auch  Pierstorff,  a.  a.  0.  S.  49  Anm.  (über  Sparen). 

■^)  Die  Consequenz  von  Rodbertus'  Darstellung,  wenn  er  sie  auch  nicht  ganz 
ziehen  will,  s.  vor.  Abschn.  Anm.  1  S.  511.  Meine  Zustimmung  zu  u.  Abweichung 
ron  ihm,  Lasgalle.  Marx  u.  s.  w.  ergiebt  sich  aus  den  folgenden  §§. 
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Postulat  auf  seinen  richtigen  Kern  zurückführt.  Für  die  Auffassung 
und  rechtliche  Behandlung  des  Kapitalbesitzes  sind  daraus  freilich 
immerhin  erhebliche  Consequenzen  abzuleiten  (§.  300  —  302). 

Die  Berechtigung  jener  Kritik  zerfällt  dagegen  vor  einer  noth- 
wendigen  Antikritik,  wenn  man  au  der  wenigstens  für  uns  un- 
entbehrlichen Institution  des  Privatkapitals  und  vorläufig  auch 
(vor  der  Untersuchung  in  den  nächsten  Abschnitten)  des  privaten 
Grundeigenthums,  sowie  am  privatwirthschaftlichen  System  und 
dem  privaten  Unternehmungsbetrieb  für  einen  grossen  Theil  der 
erforderlichen  volkswirthschaftlichen  Production  festhält.  Die  socia- 
listische  Kritik  des  Privatkapitals  lässt  sich  wissenschaftlich  anti- 
kritisch hier  auf  eine  blosse  petitio  principii  zurückführen.  Sie 
unterschätzt  auch  die  privaten  Disponir-  und  Sparthätigkeiten  in 
ihrer  Bedeutung  und  ihrem  ökonomischen  Verdienst  für  die  zweck- 
mässige und  reichliche  Bildung  des  Nationalkapitals  in  der  Form 
des  Privatkapitals:  Thätigkeiten,  welche  nur  entbehrlich  wären, 
wenn  sich  nach  den  früheren  Erörterungen  das  Katioualkapital 
ohne  diese  Vermittlung  des  Privateigenthums  bilden  liesse  und  nur 
soweit  entbehrlich  sind,  als  dies  wirklich  durch  eine  zweckmässige 
Einrichtung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  der  Fall 
ist  (§.  303). 

§.  300.  —  1)  Eine  Berechtigung  in  grösserem  und  kleine- 
rem Umfange  und  zum  Theil  eine  völlige  Berechtigung  ist  der 
Kritik  des  privaten  Kapitalbesitzes  gewisser  Personen  oderm.a.  W. 
der  Vertheilung  des  Nationalkapitals  unter  diese  letzteren  in  folgen- 
den Kategorieen  von  Fällen  zuzugestehen:  einmal  bei  Unfreiheit 
der  arbeitenden  Classen,  sodann  bei  dem  Bezug  von  Privilegien- 
und  Monopolgewinnen,  ferner  von  blossen  Conjunctu renge- 
winnen und  Renten,  besonders  Grundrenten  im  technisch 
nationalökonomischen  Sinne  des  Worts,  endlich  bei  einer  gegen 
die  Billigkeit  verstossenden  Erhöhung  des  Productionsantheils 
einer  Person  oder  Classe  zu  Ungunsten  der  übrigen  an  der  Pro- 
duction betheiligten  Personen  oder  Classeu.  In  allen  diesen  Fällen 
ist  das  Einkommen  überhaupt  oder  wenigstens  die  Höhe  dieses 
Einkommens,  welches  der  privaten  Kapitalbildung  als  Quelle  dient, 
so  beschaffen,  dass  die  Berechtigung  des  Privatkapitals  selbst  aller- 
dings ganz  oder  thcilweise  bestritten  werden  kann. 

a)  Berechtigt  ist  die  Kritik  des  Kaj)italbesitzes  also  zunächst 
bei  allen  Verhältnissen  persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter 
oder  bei  gezwungener  Arbeit,   wenn   nemlich   der  Ueberschuss 
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des  Productionsertrags  über  den  auf  ein  Minimum  herabgedrtickten 
Unterhaltsbedarf  der  Arbeiter  nicht  oder  nicht  vollständig  auf 
Ökonomische  Leistungen  des  Herrn,  z.  B.  hinsichtlich  der  Leitung 
der  Production  oder  seiner  sonstigen  Fürsorge  für  die  Arbeiter, 
wie  etwa  in  der  Form  von  Schutzgewährung,  von  Uebernahme 
von  Verpflichtungen  der  Verpflegung  arbeitsunfähiger,  kranker 
Individuen  u.  s.  w.  zurückzuführen  ist.^)  Das  Einkommen,  welches 
in  diesen  Fällen  dem  Herrn  zu  Theil  wird  und  ihm  zur  Kapital- 
bildung dient,  ist  hier  fremder  Arbeitsertrag,  welchen  der  Herr 
nur  kraft  des  Eigenthumsrechts  an  den  Unfreien  oder  des 
Verfügungsrechts  über  Arbeit  und  Producte  der  Arbeit  anderer 
Menschen  bezieht.  Der  Dispositions-  und  Sparact  in  Betrefi"  der 
fertigen  Erzeugnisse  ist  zwar  auch  hier  zur  wirklichen  Kapital- 
bildung nothwendig,  aber  jedenfalls  für  sich  allein  kein  genü- 
gender Kechtstitel  für  den  Besitz  dieses  Kapitals  seitens  des  Herrn. 
Es  ist  unbestreitbar,  dass  in  der  Geschichte  ein  bedeutender 
Theil  des  Nationalkapitals  so  aus  den  Händen  der  eigentlichen 
Producenten  durch  das  Institut  der  Unfreiheit  und  Zwangsarbeit 
in  diejenigen  der  Herrn  hinüber  geführt  worden  ist.  Zur  Zeit 
reiner  Naturalwirthschaft  hat  dieses  Einkommen  aus  frem- 
der, nicht  bezahlter  Arbeit  —  ein  wirklich  so  zu  nennender 
„vorenthaltener  Lohn''  —  wohl  vornemlich  dem  Herrn  zu 
höherem  Lebensgenuss  und  zur  Entfaltung  bedeutenderer  Macht 
mittelst  Unterhaltung  abhängiger  Leute,  Gesinde's  u.  s.  w.  gedient, 
wo  dann  diese  Macht  selbst  wieder  eine  Quelle  neuen  Erwerbs  zu 
werden  pflegte.')  Aber  eine  Anlegung  dieses  Einkommens  in 
dauerbarem  Nutzvermögen  (Kleidung,  Waffen,  Schmuck, 
Geräth),  in  Gebäuden,  in  Geld  vor  räthen  (Schatz),  und  selbst 
eine  eigentliche  „Kapitalisirung",  namentlich  eine  Ver- 
wendung zu  Bodenverbesserungen  und  zur  Herstellung 
von  Ge Werksvorrichtungen  hat  nicht  nur  in  der  antiken 
Oikenwirthschaft ,  sondern  auch  in  der  mittelalterlichen  Frohnhof- 
wirthschaft  nicht  so  vollständig  gefehlt,  wie  z.  B.  socialistischer 
Seits  in  letzterer  Hinsicht,    um   das  Privatkapital    als    ein    ganz 

")  Ueber  die  oft  übersehene  practische  Bedeutung  solcher  Verhältnisse  bes.  bei 
der  mittelalterl.  Unfreiheit  (aber  in  Etwas  auch  bei  der  Sclarerei)  s.  o.  203  sub  c 
S.  321,  §.  204  Anm.  13  S.  324,  §.  205. 

^  S.  die  schöne  Ausführung  von  Lassalle,  Kap.  u.  Arb.  S.  162 — 180,  von 
Maurer,  Frohnhöfe  L  112  ff.,  236  If.,  II,  138  ff.,  315  ff.,  337  ff.  und  zahlreiche 
andere  Stellen.  —  Ueber  antike  griech.  Sclaverei  s.  Büchsenschütz,  S.  183  ff., 
tlber  röm.  Verhältnisse  Kodbertus  pass.  in  s.  Arbeiten  über  altröm.  Steuer-  und 
Agrarverf.  in  Hildebr.  Jahrb.,  Soc.  Frage  S.  95  ff. 
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modernes  Product  hinzustellen,  behauptet  worden  ist.^)  Ein  schwer- 
lieh so  ganz  unbedeutender  Theil  des  Kapitals  der  heutigen  grund- 
und  kapitalbesitzenden  Classen  stammt  aus  diesem  ehemaligen 
Nutzvermögen  und  Kapital,  dem  ursprünglichen  Sclaven-,  Leib- 
eigenen- und  Fröhnei-product ,  und  ist  direct  mittelst  Erbgaugs 
oder  mittelst  derivativen  Erwerbs  seitens  der  anfänglichen 
Eigenthümer  und  deren  Erben  an  die  jetzigen  Besitzer  übertragen 
worden. 

Mit  dem  Uebergang  von  der  Naturalwirthschaft  in  die  Geld- 
wirth Schaft  und  mit  der  Entwicklung  grösserer  Arbeits- 
th  eilung  und  selbständigerer  stoff  veredeln  der  Arbeit 
ist  jenes  Einkommen  aus  f  r  e  m  d  e  r  u  n  b  e  z  a  h  1 1  e  r  Arbeit  in  immer 
grösserem  Umfange  von  seinem  Verfüger,  dem  Herrn,  kapitalisirt, 
in  Geldkapital,  Bod  enmelior  atious-,  Industrie-  und 
Mercantilkapital  verwandelt  worden.  Bei  der  jedenfalls  oft 
anzunehmenden,  bis  zur  Gegenwart  dauernden  Reproduction  dieses 
Kapitals  bildet  dasselbe  noch  heute  einen  Bestandtheil  des  National- 
kapitals im  Eigentbum  nicht  seiner  ursprünglichen  Producenten 
und  deren  Erben  und  Rechtsnachfolger,  sondern  im  Eigenthum  der 
Erben  und  Rechtsnachfolger  der  ehemaligen  Herren  der  Unfreien 
und  Fröhner. 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  der  Einwand,  wir  hätten  keine 
Unfreiheit  mehr,  weshalb  unsere  private  Kapitalvertheilung  nicht 
in  dieser  Weise  zu  bemängeln  sei,  das  Ziel  ttberschiesst.  Ebenso 
sind  natürlich  die  aus  der  heutigen  privaten  Kapitalbildung  — 
ohnehin  viel  zu  einseitig  —  gezogenen  Consequenzen,  dass  z.  B. 
Niemand  über  die  Vertheilung  des  Kapitals  zu  klagen  berechtigt 
sei,  einseitig,  oft  ganz  falsch,  weil  das  Kapital  nicht  nur  aus  der 
Zeit  persönlicher  Freiheit  herrührt.**)  Und  schon  aus  diesem  Grunde 
kann  das  System  der  freien  Concurrenz  und  des  Laisser  faire,  wie 
etwa  im  Lohnvertrage,  nicht  für  richtig  gelten.  Der  Einführung 
dieses  Systems  hätte  sonst  mindestens  eine  Revision  der  be- 
stehenden, direct  und  indirect  aus  Unlreiheitsverhältnissen  her- 
rührenden Kapitalvertheilung  vorangehen  müssen ,  um  doch  im 

*)  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Ausfahrungen  v.  Maurer's  u.  a.  in.  deutlich.  Es 
tritt  in  Lassalle 's  Darstellung  zu  sehr  zuriicL  Was  im  Mittelalter  fehlte,  war 
die  Geldkapitalisirung,  aber  eine  ..Natural"-Kapitalisirung  zu- Gunsten  des  Herrn 
fand  in  erheblichem  Maassc  statt.  Im  Altert h um  fehlte  auch  die  erster«  nicht, 
z.  B.  wenn  Sciaven  Geld-  und  Handelsgeschäfte  übertragen  wurden.  Vgl.  auch  hier 
Hodbertus,  soc.  Frage,  S.  35,  95,  99. 

')  Die  vollkommene  Ungeschichtlichkeit  der  Ausführungen  eines  Prince- 
Smith  —  B.  u.  §.  129,  bes.  S.  189  —  ergiebt  sich  hier  von  Neuem. 
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Ausgangspunote  die  Concurrenteu,  die  besitzenden  Classen 
einer-,  die  besitzlosen  Arbeiter  andererseits  gleich  zu  stellen. 

Um  gerecht  zu  sein,  darf  man  jedoch  auf  der  Gegenseite  Eines 
nicht  vergessen  in  Rechnung  zu  bringen:  auch  bei  der  Unfreiheit 
haben  selten  alle  Gegenleistungen  des  Herren  gefehlt,  sei  es,  dass 
dieser  doch  irgendwie  eine  nothwendige  ökonomische  Leitungs- 
arbeit oder  namentlich  eine  Seh utzge Währung  mit  übernommen 
hatte,  rechtlich  oder  thatsächlich.  Die  Abgaben  und  Leistungen 
an  den  Herren  fallen  hier,  modern  betrachtet,  mehr  oder  weniger 
unter  einen  Steuergesichtspunct.  Nur  das  Maass  von 
Leistung  und  Gegenleistung  ist  es,  welches  meistens  beim  Vergleich 
die  Waagschale  mit  den  Leistungen  des  Herrn  so  leicht,  und  so 
grossentheils  das  „im  Kapitalbesitz  erübrigte  Arbeitseinkommen 
der  Unfreien"  als  von  den  Herren  und  ihren  heutigen  Rechtsnach- 
folgern ökonomisch  nicht  verdient  erscheinen  lässt. 

§.  301.  —  b)  Jedes  Privileg  oder  Monopol  hat  die  Tendenz, 
dem  Inhaber  einen  Gewinn,  d.  h.  einen  Antheil  am  gesammteu 
Volkseinkommen  zuzuführen,  dem  keine  oder  keine  ange- 
messene Gegenleistung  des  Privilegirten  entspricht.  Eine  Kapita- 
lisirung  eines  derartigen  Einkommens  führt  wiederum  zu  einem 
Kapitalbesitz,  welcher  einer  berechtigten  Kritik  unterliegt. 

Auch  auf  diesen  Ursprung  ist  in  unseren  Volkswirthschal'ten 
ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  des  Kapitals  der  besitzenden  Classen 
zurückzuführen,  z.  B.  aus  den  früheren  Verhältnissen  privilegirten 
oder  monopolisirteu  Gewerbe-  und  Handelsbetriebs,  aus  den  Zeiten 
des  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystems.  Hierbei  ist  wiederum 
das  Recht  der  Vertheilungsregulator.  Erb  gang  und  abgelei- 
teter Erwerb  haben  dieses  Kapital  oft  in  den  Besitz  anderer 
Personen  geführt,  als  diejenigen  sind,  deren  Vorfahren  das  be- 
treffende kapitalisirte  Einkommen  reell  producirten. 

Indessen  muss  auch  hier  zugestanden  werden,  dass  in  gewissen 
Zeiten  ein  Privileg  oder  Monopol,  eine  gewerbliche  und  mercantile 
Beschränkung  des  freien  Verkehrs  sich  volkswirthschaftlich  recht- 
fertigen Hess  und  lässt,  weil  sie  die  nothwendige  Mitbedingung  für 
einen  unentbehrlichen  Productionszweig  oder  für  eine  Leistung  sein 
können.  In  diesen  Fällen  ist  die  nationalökonomische  Berechtigung 
des  Kapitalbesitzes  in  den  Händen  derjenigen  Personen,  deren 
Mitwirkung  bei  der  Ausbeutung  des  Privilegs  nothwendig  war, 
oder  in  den  Händen  der  Rechtsnachfolger  dieser  Personen  wenig- 
stens bedingungsweise  zuzugeben.    Aber  mit  Rücksicht  auf  diese 
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Kapitalbildung  darf  man  dann  wieder  nicht  ein  absolutes  Kapital- 
eigenthum  rechtfertigen  wollen. 

c)  Ganz  allgemein  führt,  nach  der  Erörterung  im  2.  Kapitel, 
die  Conjiinctur  dem  Einzelnen,  insbesondere  bloss  in  Folge  des 
Eigeuthumsrechts,  Gewinne  oder  ein  Einkommen  zu,  welches 
von  ihm  nicht  oder  nur  theil weise  ökonomisch  verdient 
ist  (§.  76  ff.).  Das  aus  diesem  Einkommen  entspringende  Kapital 
bildet  gleichfalls  wieder  in  den  Händen  des  ersten  Kapitalisten 
oder  seiner  Rechtsnachfolger  einen  Besitz,  welcher  sich  jedenfalls 
nur  soweit  nationalökonomisch  rechtfertigen  lässt,  als  der  Bezug 
von  Conjuncturengewinnen  eine  nothwendige  Bedingung  der  ganzen 
volkswirthschaftlicben  Organisation  ist.  Die  vorgenannte  Ablehnung 
absoluten  Kapitaleigenthums  ist  auch  hier  wieder  berechtigt. 

d)  Verwandter  Art  ist  der  Fall  der  Renten,  besonders  der 
Grundrenten.  Dies  sind  Einkommen,  welche  nicht  auf  die  in 
gewöhnlicher  Weise  vergütete  eigene  Arbeitsleistung  und  eigene 
Kapitalverwendung  der  Bezieher  zurückzuführen  sind,  sondern 
welche  sich  aus  einer  Verschiedenheit  der  (einen  gleich  hohen 
Zins  und  IJnternehmergewinn  schon  enthaltenden)  Productionskosteu 
der  zu  ein  und  demselben  Preise  abgesetzten Producte (Leistungen) 
für  die  billiger  Producirenden  ergeben.  Dieses  Einkommen  be- 
trägt in  jedem  einzelnen  Falle  soviel  wie  die  Differenz  zwischen 
den  Productionskosten  des  billiger  Producirenden  und  denjenigen 
höchsten  Productionskosten,  zu  welchen  der  letzte  Theil  des  er- 
forderlichen Bedarfsquantums  nur  hergestellt  werden  kann  und  von 
welchen  daher  der  Preis,  zu  dem  alle,  auch  die  billiger  er- 
zeugten Producte  abgesetzt  werden,  auf  die  Dauer  bestimmt  wird. 
Ist  nun  die  billigere  Production  hier  nicht  als  ein  i)ersönliches, 
wesentlich  vom  Willen  des  Producenten  abhängendes  Verdienst, 
sondern  als  eine  Folge  der  zufälligen  Verfügung  desselben  über 
irgend  welche  Productionsvortheile,  insbesondere  über  solche,  welche 
das  Eigenthum  an  gewissen  Objecten,  namentlich  am  Boden 
giebt,  anzusehen,  so  kann  das  Renteneinkommeu  und  demnach 
auch  das  aus  ihm  gebildete  Privatkapital  wiederum  nur  insoweit 
als  nationalökonomisch  berechtigt  gelten,  als  die  „Rentenfunction" 
sich  nationalökonomisch  nothwendig  oder  wenigstens  zweckmässig 
erweist.  Der  practisch  besonders  wichtige,  aber  nicht  alleinstehende 
Fall  ist  der  Bezug  der  Grundrente  als  eines  solchen  Differenz - 
einkommens,  nur  kraft  des  Privateigenthums.   Für  das  Weitere 
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ist  vorläufig  auf  die  Lehre  von  der  Rente  und  vom  Preis  und  den 
Produetionskosten  im  2.  Bande  zu  verv^eisen.^'^) 

e)  Es  bleiben  endlich  noch  manche  weitere  Fälle  übrig,  wo 
das  Privatkapital  nicht  oder  nicht  vollständig  berechtigt  im  Besitze 
des  Kapitalisireuden  oder  seiner  Rechtsnachfolger  erscheint.  Alle 
diese  Fälle  lassen  sich  unter  den  einen  Gesichtspunct  zusammen- 
fassen, dass  irgendwie  die  Vertheilung  des  Productionsertrags  der 
Billigkeit  widerspricht  und  so  das  Einkommen  des  Kapi- 
talisirendeu  auf  Kos  teil  eines  Anderen  erhöht  wird.  Man  hat 
hier  zugestandener  Maassen  nur  ein  vages  Kriterien,  welches 
im  einzelnen  Falle  leicht  im  Stich  lässt.  Aber  in  der  Gesammtheit 
der  Fälle  giebt  es  gleichwohl  nach  den  Anschauungen  einer  Zeit, 
eines  Landes,  nach  der  unbefangenen  Abwägung  der  betheiligten 
Leistungen  und  Interessen,  nicht  zum  Wenigsten  nach  dem  Ge- 
wissen des  Einzelnen  und  des  Volks  (z.  B.  bei  der  Beurtheilung 
des  Wuchers  und  der  Ausbeutung  von  Nothlagen,  bei  „Gründer- 
gewinnen", Agiotage)  genügende  Anhaltspuncte  zur  Entscheidung 
an  die  Hand.  Es  kann  sich  hier  noch  um  unbillige  Rechtsun- 
gleichheiten und  deren  Einwirkungen  auf  die  vertragsmässige 
Gestaltung  der  Preise  und  der  Einkommen  (Lohn,  Zins,  Miethe, 
Pacht  u.  s.  w.)  handeln,  z.  B.  bei  .ungleichmässiger  Zulassung  oder 
Ausschliessung  der  freien  Concurrenz  und  ihrer  Consequenzen  (Lohn- 
und  Zinsmaximaltaxen,  Coalitionsverbot).  Hier  erweist  sich  wieder 
das  Recht  als  mitwirkender Vertheilungsregulator.  Die  Fälle  nähern 
sich  den  unter  b)  erwähnten  der  Privilegien  oder  gehen  selbst  darein 
über.  Es  ist  aber  auch  bei  völliger  formaler  Rechtsgleich- 
heit und  insbesondere  im  System  der  freien  Concurrenz  sehr 
wohl  die  Möglichkeit  einer  unbilligen  Vertheilung  des  Productions- 
ertrags zuzugeben.  In  grossem  Umfange  verwirklicht  sich  diese 
Möglichkeit  öfters,  ja  sie  wird,  nach  den  früheren  Ausführungen 
(§.  136,  137^  grade  in  dem  und  durch  das  System  der  freien 
Concurrenz  begünstigt.  Insofern  muss  ein  mehr  oder  weniger  er- 
heblicher Theil  des  Privatkapitals  in  den  Händen  seiner  Besitzer 
als  ungerechtfertigtes  Eigenthum  erscheinen. ^'^)   Daran  ändert 

'")  Mein  Festhalten  an  dem  Kern  der  Ricard o-Thünen 'sehen  Grundrenten- 
theorie bildet  den  zweiten  wichtigen  theoretischen  DiH'ercnzjmnct  zwischen  Kodbertusu. 
mir,  über  welchen  mich  auch  die  vorzügliche  Erörterung  dieses  eminenten  Oekono- 
misten  in  s.  soc.  Briefen  an  v.  Kirchmann  und  noch  im  Sommer  1875  vielfache  brief- 
liche und  mündliche  Auseinandersetzung  mit  demselben  nicht  hinwegkommen  Hess. 

**)  In  dieser  Hinsicht  sclüiessc  ich  mich  Rodbertus  ganz  an  und  verwerfe 
vor  Allem   die  Theorie   der   deutschen  Freihändler  (Prince-Smith)  für  die  Ver- 
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die  an  der  Kapitalbildung  betheiligte  Disposition  über  die  Production 
und  Consumtion  der  Güter  oder  die  „Sparsamkeit"  der  Kapitali- 
sirenden  nichts.  Indem  mau  aber  wieder  das  System  der  freien 
Concurrenz  selbst  als  eiu  Product  einer  bestimmten  Rechts- 
bildung anerkennt,  muss  man  abermals  die  sich  hier  vollziehende 
Vertheilung  des  Kapitalbesitzes  mit  auf  das  Recht  zurückführen, 
weil  dieses  die  Einkommenvertheilung  mit  bestimmt. 

§.  302.  Das  Facit  aus  dieser  Untersuchung  der  Fälle  von 
ganz  oder  theilweise  unberechtigtem  privaten  Kapitalbesitz  ist  der 
wichtige  Schluss :  dass  dieser  Kapitalbesitz,  so  vielfach  ein  Product 
zufälliger  Rechtsverhältnisse  und  notorischer  früherer  oder  jetziger 
Unbilligkeiten  im  Verkehr,  sehr  wohl  einer  richtigen  Regelung 
durch  die  Gesetzgebung  —  so  was  den  Inhalt  des  Eigenthums- 
rechts  in  Bezug  auf  Kapital  anlangt  —  und  besonders  durch  das 
Besteuerungsrecht  unterzogen  werden  darf,  ohne  dass  der 
Staat  aus  Rücksicht  auf  die  „ökonomischen  Verdienste  der  Sparen- 
den" hiervon  abstehen  müsste:  das  Privatkapital  ist  in  der  That 
direct  und  indirect  vielfach  „den  Arbeitern  vorent- 
haltener Lohn",  oder  allgemeiner  ausgedrückt:  dem  wahren 
Erwerber  unbillig  entzogenes  Einkommen;  ja  ist  viel- 
fach, wenn  man  sich  an  den  durch  die  vorausgehenden  Erör- 
terungen festgestellten  richtigen  Sinn  des  Ausdrucks  hält,  mit 
Lassalle's  Wort:    Freradthum.  ^2)     Und   wenn  man  selbst  die 


theilung  des  Productionsertrags ,  s.  0.  §.  129.  Mit  Eecht  leitet  Rodbertus  das 
üebel  aus  dem  Kapital-  und  Grundeigenthum  „in  einem  sich  selbst  über- 
lassenen  Verkehr"  ab,     Soc.  Frage  S.  46  fF. 

^■^)  Selbst  Proudhon's  „berüchtigtes"  Wort:  „Eigenthum  ist  Diebstahl"  ent- 
hält einen  richtigen  Kern,  wenn  mau  es  auf  einige  der  obigen  Fälle  beschränkt.  Mit 
der  These  ist  von  Anhängern  und  Gegnern  des  heutigen  Eigenthums  an  Productions- 
mitteln  wohl  ziemlich  gleichnel  Missbrauch  getrieben  worden,  woran  Proudhon 
freilich  selbst  mit  schuld  war.  Gleiches  gilt  von  Lassalle's  Wort.  Richtig  ver- 
standen und  eben  auf  die  obigen  Fälle  beschränkt  ist  Lassalle's  Ausdruck 
haltbar  und  sogar  eine  gute  und  präcise  wissenschaftliche  Formulirung  einer  hoch- 
wichtigen ökonomischen  und  socialen  Thatsache  Es  soll  damit,  und  im  Grunde  auch 
mit  Proudhon's  nur  sprachgebrauchswidriger  Bezeichnung,  kein  Makel  auf  den 
individuellen  Kapitalbesitzer  oder  Eigenthumer  geworfen,  sondern  nur  constatirt  werden, 
dass  nach  unseren  Rechts  iusti  tu  tionen  Eigenthum  ganz  ohne  oder  ohne 
entsprechende  Leistung  des  Eigenthumers  und  damit  unvermeidlich  auf 
Kosten  Andrer,  insbesondere  derjenigen,  welche  die  im  Eigenthum  stehenden 
Objecte  durch  ihre  Arbeit  schufen,  erworben  oder  besessen  werden  kann.  Giebt  es 
kein  Eigenthum  ausserhalb  des  positiven  Rechts,  so  natüriich  auch  keinen  Diebstahl, 
und  insofern  ist  der  Proudhon'schc  Ausdruck  juristisch  falsch.  Aber  wenn  das 
Eigenthum  auf  Arbeit  begründet  sein  soll,  so  muss  eben  das  Recht  die  erforder- 
lichen Bestimmungen  treffen  und  thut  es  dies  nicht,  so  besteht  eine  Eigenthums- 
ordnung,  welche  dem  Vorwurfe  Lassalle's  und  Proudhon's,  beider  Worte  ihrem 
Sinne   nach  aufgofasst,   vom   ökonomischen  Standijuncte  aus   ausgesetzt   ist:    nur 
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freie  Concurrenz  und  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage 
immer  als  richtigen  Regulator  der  Einkommen  betrachten  wollte: 
die  heutige  Vertheilung  des  Nationalkapitals  als 
Kapitalbcsitz  unter  die  Bevölkerung  steht  vielfach 
mit  einer  Vertheilung,  welche  sich  auf  einer  solchen 
Basis  vollzogen  hätte,  in  Widerspruch. 

§.  803.  —  2)  Der  Fehler  der  Kritik  des  privaten  Kapital- 
besitzes liegt  vor  Allem  in  der  falschen  Verallgemeinerung 
des  eben  nur  bedingt  richtigen  obigen  Satzes,  dass  dieses 
Kapital  den  wahren  Erwerbern,  besonders  den  Arbeitern 
vorenthaltenes  Einkommen,  dass  es  Fremdthum  sei, 
ferner  in  zu  einseitiger  Auffassung  der  Folgen  der 
freien  Concurrenz  für  die  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens (§.  304)  und  in  den  zuweit  gehenden  Schlüssen, 
welche  aus  der  vorausgehenden  Kritik  des  Kapitalbesitzes  auf  die 
Nothwendigkeit  einer  principiellen  Verwerfung  des  Privatkapitals 
überhaupt  gezogen  werden  (§.  305). 

a)  Alles  Privatkap ital,  auch  dasjenige,  welches  die  Kapitalisten 
und  Unternehmer  im  heutigen  Wirthschaftssystem  bei  persönlicher 
Freiheit  bilden,  wird  nach  der  hier  zu  betrachtenden  Ansicht  als 
im  Wesentlichen  den  Arbeitern  vorenthaltener  Lohn  aufgefasst,  weil 
diese  Arbeit  die  einzige  Quelle  des  Productionsertrags  oder  letzterer 
ganz  Arbeitsertrag  sei.  Folgerichtig  ist  dieses  private  Kapital- 
eigeuthum  (wie  anderseits  das  private  Grundeigenthum)  hiernach 
bloss  eine  rechtliche  Form  der  Ausbeutung  („des  Raubes"). 
Diese  Auffassung  des  Kapitalbesitzes  bildet  den  Kern  aller  commu- 
nistisch-socialistischen  principiellen  Kritik  und  Polemik  gegen  das 
Kapital,  welcher  sich  aus  den,  hier  gleichgiltigen,  Varianten  und 
Nuancen  der  Darstellung  unschwer  herausscheiden  lässt.  Auch  die 
neuesten  und  wissenschaftlich  bedeutendsten  Anfechtungen  des 
Privatkapitals  durch  Rodbertus  in  seiner  Theorie  der  Vertheilung 
des  Pro(luctionsertrags  und  K.  Marx  in  seiner  Werththeorie  und 
seiner  Theorie  des  Bildungs-  und  Accumulirungsprocesses  des 
Kapitals  kommen  auf  nichts  Andres  hinaus-,  liefern  aber  deswegen 
doch  ebensowenig,  wie  irgend  eine  andre  Kritik,  den  Beweis,  um 
den  es  ihnen  zu  thun  ist.^^) 

eben  nicht  allgemein,  sondern  bloss  in  bestimmten  Fällen.  Auch  Rodbertus 
geht  hier  zu  weit.  vgl.  bes.  Soc.  Frage  S.  119,  s.  u.  §.  303.  Vgl.  Schäffle,  Syst. 
;'..  Aufl.,  I,  58. 

13)   S.   Marx,   Kapital   B.  1    und   die  Darstellung   s.  Lehre  bei  Jäger,  a.  a.  0. 
u.  Kodbertus.  bes.  2.  u.  3.  soc.  Brief,  über  die  Vertheilung  des  Productionsertrags. 
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Die  Argumeutatioii  gegen  das  Piivatkapital  läuft  stets  auf  den 
Satz  hinaus,  dass  dasselbe  ein  kapitalisirter  Theil  des  Volksein- 
kommens oder  des  volkswirthscliaftlicheu  Prodiictionsertrags  sei, 
welcher  den  kapitalisireudeu  Personen  (den  Unternehmern,  abge- 
sehen von  deren  geistigem  Arbeitslohn,  den  Kapitalisten  und  Grund- 
eigenthüuiern)  ökonomisch  für  ihre  Leistungen  nicht  gebühre.  Er 
werde  diesen  nur  durch  ein  falsches  Arbeitsrecht  in  die  Hände 
gespielt,  welches  die  vertragsmässige  Lohnabfindung  der  Arbeiter 
gestatte,  das  Eigenthum  an  den  Producten  und  an  ihrem  Werth 
aber  den  Kapitalisten  und  Unternehmern  vorbehalte.  In  der  Lohn- 
abfindung erhielten  die  Arbeiter  im  Wesentlichen  nur  ihren  noth- 
wendigeu  Unterhaltsbedarf  und  damit  einen  geringeren  Werth,  als 
der  AVerth  des  doch  von  ihnen  erzeugten  Products  betrage:  nur 
einen  (kümmerlichen)  An  theil  am  Productionsertrage,  nicht  den 
ihnen  gebührenden  vollen  Ertrag,  die  Differenz,  der  Ueber- 
s ch US s werth  bleibe  das  Einkommen  der  ,, Ausbeuter"  und  sei 
die  Quelle  ihres  Privatkapitals. 

Das  Richtige  in  dieser  Beweisführung  liegt  nur  in  ihrem 
ersten  Theil,  nemlich  in  der  Auffassung  des  Privatkapitals  als 
Kapitalisirung  eines  Theils  des  volkswirthschaftlichen  Productions- 
oder  des  „Arbeitsertrags",  über  welchen  das  Recht  den  kapitali- 
sirenden  Personen  die  Verfügung  zu  ihren  Gunsten  giebt  (§.  297). 
Die  Consequenzen  dieser  Betrachtungsweise  sind  in  der  Volks- 
wirthschaftslehre  nicht  immer  genügend  zur  Geltung  gelaugt,  oben 
aber  schon  angedeutet  worden. 

Der  unverkennbare  Fehler  der  Beweisführung  ist  ein  logi- 
scher: sie  kommt  wiederum  nur  auf  eine  petitio  principii  hinaus. 
Denn  die  Voraussetzung  ist  nicht  bewiesen,  dass  nemlich  der 
ganze  Produclionsertrag  nur  Arbeitsertrag  sei,  was  nur  der  Fall 
wäre,  wenn  es  eben  des  Privatkapitals  nicht  bedürfte, 
um  Nationalkapital  zu  schaffen  und  zu  verwenden  und 
der  privatwirthschaftlichen  Unternehmungsformen  nicht, 
um  den  ganzen  Güterbedarf  der  Volks wirthschaft  her- 
zustellen, Liesse  sich  hierin  vollständig  Wandel  schaffen,  so 
wäre  die  Folgerung  gegen  das  Privatkapital  in  der  That  berechtigt. 
Die  für  jetzt  wenigstens  hier  anzuerkennende  Unmöglichkeit  ist 
das  allein,   aber  auch   ausreichend   triftige   antikritische 

Einschneidenderes  als  die  Hodbertus'sche  Erörterung  in  dem  Beispiel  Soc.Fr.  S.  116— 119 
hat  weder  ein  französ.  Socialist,  noch  ein  Engels,  Marx.  Lassalle  gegen  das 
heutige  Wirthschaftssystem  mit  Prirat-Kapital-  und  Grundeigenthnm  vorgebracht. 

A,   Wag  u  er,  VolkswirtlischafUlebie.     I.  Hb 
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Argument  gegen  die  socialistische  Kapitalkritik. ^^)  Wir  brauchen 
nach  aller  gescliiehtlichen  Erfahrung  jedenfalls  noch  für  unabseh- 
bare Zeit  eine  Organisation  der  Volkswirthschaft,  in  welcher  das 
privatwirthschaftliche  System  einen  breiten  und  im  Ganzen  wenig- 
stens auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Production  noch  den  grossten 
Raum  einnimmt.  Dieses  System  verlangt  Privatkapital  und  Uuter- 
nehmungsformen,  welche  einen  Gewinnbezug-  für  das  durch  Dispo- 
sitionsacte  von  Privatpersonen  gebildete  und  verwendete  Kapital 
ermöglichen.  Sicherlich  ist  jede  Partikel  des  Privatkapitals  ein 
Tbeil  des  nationalen  Arbeitsertrags.  Aber  dieser  Arbeitsertrag  wäre 
ohne  jene  privatkapitalistische  Mitwirkung  gar  nicht  oder  nur  zum 
Tbeil  erzielt  worden.  Das  Arbeitsmoment  ist  nicht  indispensabler, 
als  das  letztere  Moment:  ebendeswegen  die  Ueberweisung  eines 
Theils  des  Volkseinkommens  an  die  Kapitalisten  und  Unternehmer 
als  Gewinn  nicht  ungerechtfertigter  als  diejenige  eines  anderen 
Theils  an  die  Arbeiter  als  Lohn.  Soll  aller  Kapitalgewinn  und  das 
ganze  Privatkapital  vollständig  und  allgemein  —  partiell 
wurde  es  oben  zugegeben,  §.  302  —  nur  den  Arbeitern  mit  Unrecht 
vorenthaltener  Lohn  sein,  so  Hesse  sich  mit  derselben  Einseitigkeit, 
aber  mit  demselben  Recht  repliciren,  alles  Einkommen  der  Arbeiter 
sei  mit  Unrecht  den  Kapitalisten  vorenthaltener  Gewinn:  denn  so- 
wenig Arbeitsertrag  ohne  Mitwirkung  des  durch  private  Dispositions- 
acte  gebildeten  (und  verwendeten)  Productionsmittelfonds,  als  Kapital- 
ertrag ohne  Mitwirkung  der  Arbeit.  Die  Folgerungen  aus  dem 
Gemeinplatz  der  Freihandelsschule:  „Kapital  und  Arbeit  bedürfen 
einander",  sind  hier  einmal  gerechtfertigt^^) 


**)  Ich  bin  zu  diesem  Ergebniss  in  obiger  Formuliruug  gekommen ,  bevor  mir 
folgende  Stelle  bei  Schäffle,  Syst.  3.  Aufl.  II,  3S9  aufstiess.  Sic  mag  um  so  mehr 
zur  Bestätigung  des  Textes  dienen:  „Der  volksvdrthsch.  Productionsberuf,  soweit  er 
für  die  meisten  Güterarten  wirthschaftlicher  sonst  sich  nicht  orga- 
nisiren  lässt,  kann  allein  dem  Institut  des  Kapitaloigenthums  und 
des  Kapitalgewiuns  im  Ganzen  eine  Kechtfertigung  geben.  Von  da  an, 
wo  die  Socialisten  den  jetzt  fehlenden  Beweis  erbringen  würden,  dass  sie  durch  öffent- 
liche Gewalt  oder  Brüderlichkeit  eine  für  die  sittliche  Gemeinschaft  und  für  die  Pro- 
(iucentcn  fruchtbarere  Productions-,  Einkommens-,  Consumtions-  u.  Bevölkerungs- 
bewegung durchführen  können,  würde  der  kapitalist.  Productions-  und  Ein- 
kommenprocess  seine  geschichtliche  Berechtigung  cingebüsst  haben. 
Bis  jetzt  sind  sie  diesen  Beweis  schuldig  geblieben." 

^)  Im  Ergebniss  stimmt  diese  Erörterung  ganz  mit  Schäffle  überein ,  s.  bes. 
Syst.  3.  Aufl.  S.  :iS4  ff.,  378  ff.,  §.  205  ff.  S.  29  ff.  (das  Kapital  als  Organ  der  specu- 
lativcn  volkswirthsch.  Verbindung).  Er  sagt  z.  B.  S.  3S4:  „auch  das  Gewinn-,  Zins- 
und  Lohneinkonimen  findet  und  fand  von  je  seine  wirthschaftliche  Begrün- 
dung in  der  gesellschaftlichen  Aufgabe  der  Erwerbsberufe.  Nicht  das 
individuell  ganz  unmessbarc  Verdienst,  den  Einkommensinhalt  selbst  geschaffen  zu 
haben,  auch  nicht  das  Princip  der  höchsten  Genüsse  für  den  erwerbtreibenden  Kapi- 


15.  Abschn.  Axisdelmung  d.  Privateigentli.   A.  Privattapital.  Entsteh,  n.  Kritik  ders.  547 

Was  biusichtlich  des  Kapital-  und  Uiiternehmergewinns,  als 
der  Quelle  des  ueiien  Privatkapitals,  streitig  sein  kann,  ist  nicht 
der  Bezug  eines  solchen  Gewinns  überhaupt,  sondern  einzig  die 
Höhe  dieses  Gewinns  oder  m.  a.  W. :  nicht  die  Verthei hing  des 
Productionsertrags  unter  Kapitalisten  und  Arbeiter  an  und  für 
sich,  sondern  der  Modus  und  Maassstab  dieser  Vertheilung 
kann  anfechtbar  sein.  Denn  in  dieser  Beziehung  sind  Aus- 
beutungsverhältnisse möglich  und  oft  vorhanden,  freilich  nicht 
nur,  wenn  auch  häutiger  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber,  sondern 
auch  umgekehrt  (§.  304).  Dagegen  bietet  namentlich  das  Recht 
des  Systems  der  freien  Concurreuz  keine  genügende  Bürgschaft. 
Eine  Reform  des  Rechts,  besonders  auch  des  Eigenthumsrechts 
an  Kapital,  muss  hier  eingreifen,  aber  eine  Aufhebung  dieses  Eigen- 
thumsrechts lässt  sich  aus  den  heutigen  Beziehungen  von  Kapital 
und  Arbeit  in  dieser  Allgemeinheit,  wie  es  geschieht,  nicht  be- 
gründen.^'') 

§,  304.  —  b)  Die  principiellen  Gegner  des  Privatkapitals 
schreiben  gewöhnlich  dem  System  der  freien  Concurrenz  oder  des 
„sich  selbst  überlassenen  Verkehrs"  (Rodbertus)  eine  besondere 
Mitschuld  an  den  von  ihnen  beklagten  Verhältnissen  zu.  Dieses 
System  soll  nothwendig  immer  zu  einer  Ausbeutung  der  besitzlosen 
Arbeiter  durch  die  besitzenden  Classen,  insbesondere  durch  die 
Kapitalisten  führen.  Auch  wenn  nicht,  wie  im  vorigen  Fall,  jeder 
Einkommenbezug  dieser  Kapitalisten  überhaupt  als  Ausbeutung  der 
Arbeiter  gilt,  findet  nach  dieser  Ansicht  doch  stets  eine  unbillige 
Her  ab  drückung  des  Arbeitslohns  und  somit  eine  unbillige  Ein- 
kommenübertragung von  den  Arbeitern  auf  die  besitzenden  Classen, 
auf  Unternehmer  und  Kapitalisten  statt.  Die  Arbeiter  bekämen 
immer  nur  ihren  nothwendigen  Lebensunterhalt:  über  den  Betrag 
desselben  könne  sich  der  Lohn  niemals  dauernd  erheben  („eher- 
nes Lohngesetz"  Lassalle's).    Das  heutige  Arbeitslohusystem 

talisten  oder  Lolinarbeiter,  sondern  Sicherung  des  fruchtbarsten  Produc- 
tionsdienstes  im  Interesse  der  Gesellschaft  kann  als  das  massgebende 
volkswirthsch.  Princip  des  Kapitalprotits  und  des  Lohnes  angesehen  werden.  .  .  .  Der 
speculative  Erwerb,  mit  der  Consequenz  von  Gewinn  und  Entlohnung . . .  (i,st  nur  inso- 
weit zu  fordern^  als  hierdurch  die  wirksamste  Gesammtr ersorgung  mit  den 
jetzt  nur  in  universaler  Productionsgemeinschaft  zu  erzeugenden 
Tauschgütern  verbürgt  wird.  Vcrlässt  man  diesen  Standpunet,  so  giebt  es 
nationalökonomisch  und  rechtsphilosophisch  weder  eine  Rechtfertigung  des  Kapital- 
profits gegenüber  der  Lohnarbeit .  noch  einen  Anspruch  der  Lohnarbeit  auf  Schutz 
gegen  rücksichtslose  Ausbeutung  der  Speculation." 

^^}  Rodbertus  macht  hier  das  oben  S.  513  Aum.  gen.  richtige  Zugeständniss. 
Soc.  Fr.  S.  146.  geht  aber  anders,  zu  weit    Vgl.  jene  Anm.  1  über  ihn. 

35* 


548  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeine  wirtiischaftlirlie  Verlvelirsrecht. 

bei  „freier"  Arbeit  sei  daher  gegen  die  Sc  laverei,  bei  welcher 
die  Arbeiter  auch  eben  erhalten  würden,  kein  wesentlicher  Fort- 
schritt, partiell  unter  Umständen  selbst  ein  Rückschritt :  der  „freie" 
wie  der  „unfreie"  Arbeiter  werde  in  der  Hauptsache  in  gleicher 
Weise  ausgebeutet.  Das  Privatkapital,  Avelches  stets  dem  zu  nie- 
drigen Arbeitslohn  seine  Existenz  wenigstens  theilweise  verdanke, 
sei  daher  immer  noch  anfechtbar  genug.  In  letzter  Consequenz 
wird  dann  als  das  einzige  Mittel  zur  Beseitigung  der  Lohnarbeiter- 
stellung und  des  „ehernen  Lohngesetzes"  wieder  die  Aufhebung 
des  Instituts  des  Privatkapitals  und  der  privatwirthschaftlichen 
Productionsweise  verlangt. ^'^) 

Eine  endgiltige  Auseinandersetzung  mit  dieser  Lehre,  soweit 
dieselbe  mit  derjeuigeu  vom  „ehernen  Lohngesetz"  ziisammenbängt, 
kann  erst  im  2.  Bande  des  Lehrbuchs  in  der  Lehre  vom  Arbeits- 
lohn erfolgen.  Dort  ist  das  Richtige  im  „ehernen  Lohngesetz" 
anzuerkennen,  aber  auch  der  Nachweis  zu  führen,  dass  hier  ein 
m(5glicher  und  oft  genug  thatsächlich  vorhandener  Specialfall  der 
Lohngestaltung  doch  mit  Unrecht  zu  einem  noth wendig  allge- 
mein und  ohne  Mitschuld  der  Arbeiter  eintretenden  volks- 
wirthschaftlichen  Gesetze  der  Einkommenvertheilung  bei  freier 
Concurrenz  generalisirt  wird.  '^) 

An  dieser  Stelle  genügt  es,  von  einem  anderen  Gesichtspuncte 
aus  den  obigen  Schluss  gegen  das  Privatkapital   zurückzuweisen. 

Eine  schlechtweg  „naturgemässe"  und  insofern  unanfecht- 
bare Vertheilung  des  Productionsertrags ,  einen  „naturgemässen 
Arbeitslohn"  und  einen  „naturgemässen  Kapitalgewinn"  giebt  es  in 
der  Volkswirthschaft  nicht,  einerlei  ob  im  privatwirthschaftlichen 
System  freie  Concurrenz  im  grösseren  oder  geringeren  Umfange 
zugelassen  ist.^'^)  Sogar  in  einer  ausschliesslich  gemein- 
wirthschaftlich  organisirten  Volkswirthschaft  würde  eine  „natur- 
gemässe" Vertheilung  fehlen,  man  müsste  sie  denn  in  einem  absolut 
gleichen  Antheil  jedes  Arbeiters  am  Ertrage  finden  wollen.  Viel- 
mehr würde  sich  hier  das  allein  vorhandene  „Lohn"einkommen 
nach  verschiedenen  an  und  für  sich  vielleicht  richtigen  Gesichts- 
puncten,  wie  nach  der  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  indi- 
viduellen Arbeitsleistungen  oder  der  Bedürfnisse,  doch  wieder  mehr 


")  S.  bes.  Eodbertus  a.  a.  0.,   Marx  und  Lassalle.     Schüffle's  Auszug- 
aus Marx'  Lehre,  Syst.  IL  385  ff. 

*^)  Auch  Kodbertns'  Theorie  hat  mich  nicht  vom  Gegentheil  überzeugt. 
**)  S.  0.  §.  276.     Vgl.  auch  Schäffle,  die  Stellen  in  Anm.  12  des  §.  276. 
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oder  weniger  willkührlich  abstufen.     Nicht  anders  ist  es  in 
unserer  heutigen  Voliiswirthschaft. 

Wenn  in  dieser  einmal  das  privatvvirthschaftliche  System  nicht 
entbehrt  werden  kann  und  die  Voraussetzung  für  dasselbe  und  für 
den  ganzen  volkswirthschaftlichen  Productionsprocess  die  Zulassung 
von  Privatkapital  ist,  um  in  dieser  Form  Nationalkapital  als  Pro- 
ductionsmittelfonds  zu  schaffen,  so  folgt  aus  diesen  Verhältnissen 
unvermeidlich,  dass  beide  Theile,  die  Arbeiter  und  die  Kapi- 
talisten, einen  in  gleicher  Weise  gerechten  Anspruch  auf 
einen  Antheil  am  Productionsertrag  haben.  Welcher  Antheil, 
daher  welche  Lohnhöhe  und  welche  Gewinnhöhe  jeder  Classe 
und  jedem  Einzelnen  in  der  Classe  „gebührt'',  ist  aber  nicht 
allgemein  zu  sagen.  Jedenfalls  ist  keiner  dieser  Antheile  etwas 
Festes.  Das  Problem,  welches  hier  für  die  Theorie  im  Allgemeinen 
und  für  die  Praxis  in  jedem  einzelnen  Falle  vorliegt,  ist  dasselbe, 
welches  oben  in  der  Lehre  von  der  Begründung  des  Eigenthums 
hinsichtlich  des  Versuchs,  das  letztere  kurzweg  auf  die  Arbeit  zu 
begründen,  schon  berührt  wurde  (§.  276). 

Im  System  der  freien  Concurrenz  reguliren  sich  jene  Ertrags- 
antheile  oder  die  Löhne  und  Gewinne  „nach  der  Concurrenz",  nach 
dem  „Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage''  mittelst  „freier"  Ver- 
träge über  die  Preise  der  Producte,  die  Löhne,  die  Zinsen,  Renten 
u.  s.  w.  Da  der  Antheil,  welcher  einem  jeden  an  der  Production 
Betheiligten  „gebührt",  nichts  Festes  ist  und  sich  nicht  principiell 
ableiten  lässt,  kann  man,  wenn  es  auf  Worte  ankäme,  den  An- 
hängern des  Systems  der  Concurrenz  zugeben,  dass  hier  Niemand 
„ungebührlich"  verkürzt  oder  begünstigt  werden  könnte. 
Die  Vertreter  jenes  Systems  haben  daraus  auch  den  Schluss  ge- 
zogen, dass  die  durch  freie  Concurrenz  geregelte  Vertheilung  sogar 
die  allein  richtige  und  gerechte  sei  (§.  129).  Hält  man  sich 
dagegen  an  die  AVahrnehmuugen  im  Leben  und  vergegenwärtigt 
man  sich  die  Einflüsse,  welche  im  Concurrenzsystem  zur  Geltung 
gelangen  können,  so  kommt  man  zu  dem  entgegengesetzten  Schluss, 
dass  grade  in  diesem  System  der  eine  Theil  vom  anderen  leicht 
unbillig  und  insofern  eben  doch  sachlich  „u  ngebü  h  rlic  h" 
ausgebeutet  werden  könne.  Freilich  lässt  sich  dies  wiederum  nur 
nach  dem  vagen  Kriterion  des  billigen  Ermessens  fest- 
stellen. Aber  auch  hier  gilt  von  Neuem,  dass  bei  aller  Unsicherheit 
des  Unheils  im  einzelnen  Falle  doch  überall  ein  richtiges  Urtheil  für 
Durchschnittsverhältnisse  gefällt  werden  kann  (§.  301),  und  dies  genügt. 


550  Fünftes  Kapitel.     Das  allgemeiae  wirthschaftliche  Verkehrsrecht. 

Die  Ankläger  der  Concurrenz  und  des  Privatkapitals  haben 
nun  darin  entschieden  Unrecht,  dass  sie  als  mögliche  und  wirk- 
liche, ja  öfters  sogar  als  nothwendige  Folge  der  freien  Concurrenz 
einseitig  eine  unbillige  Gestaltung  der  L  ö  h  n  e ,  eine  Ausbeutung 
der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber  ableiten.  Statt  dessen  muss 
eine  zweiseitige  Ausbeutung,  bald  der  Arbeiter  durch  die  Arbeits- 
herren, bald,  wenn  auch  seltener,  dieser  durch  jene  als  eine  mög- 
liche, oft  thatsächliche ,  indessen  niemals  unbedingt  nothwendige 
Folge  der  freien  Concurrenz  anerkannt  werden.  Daher  bald  unbillig 
niedrige  Löhne,  bald  unbillig  niedrige  Gewinne  (letztere  z.  B.  bei 
kleinen  handwerklichen  Unternehmern  grade  in  der  Neuzeit  keine 
Seltenheit),  bald  zu  hohe,  bald  zu  niedrige  Preise  der  Producte. 

Hierin  liegt  der  wahre  Nachtheil  des  Concurrenzsystems.  Er 
lässt  sich  einfach  darauf  zurückführen,  dass  in  dem  letzteren  keine 
Ordnung,  worin  die  Beziehungen  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
auch  mit  nach  Billig keitsrücksichten  geregelt  werden ,  keine 
gesunde  Organisation,  sondern  umgekehrt  nur  eine  Desorga- 
nisation jener  Beziehungen  erkannt  werden  muss.  Da  entscheiden 
denn  roh  mechanisch  die  Machtfactoren,  welche  in  Angebot 
und  Nachfrage  von  und  nach  Arbeitskraft  und  von  und  nach 
Gütervorräthen  zur  Beschäftigung  von  Arbeitern  oder  m.  a.  W.  von 
und  nach  Kapitalien  für  die  Bestimmung  der  Lohn-  und  Gewinn- 
höhe zur  Wirksamkeit  gelangeu.^^)  Aus  diesen  Verhältnissen  lässt 
sich  wohl  ein  Schluss  gegen  die  Zweckmässigkeit  des  Concurrenz- 
systems, nicht  aber  gegen  das  ganze  Arbeitslohnsystem  und  gegen 
das  Privatkapital  ableiten.  2^) 

§.  305.  —  c)  Endlich  begehen  die  Gegner  des  Privatkapitals 
den  Fehler,  aus  der  richtigen  Kritik  des  letzteren  zuweit  gehende 
Schlüsse  gegen  die  ganze  Institution  zu  ziehen  (§.  303).  Es  genügt, 
dies  in  einem  Hauptfalle,  bei  dem  Bezug  von  Coujuncturengewinuen 
und  Renten  (d.  h.  Einkommen  bei  Productionskostendifferenzen 
§.  301  sub  d)  nachzuweisen. 

Hier  wird  in  der  That,  wie  früher  dargelegt,  von  einer  Person, 
z.  ß.  rein  in  Folge  eines  Privateigenthumsrechts  am  Boden  oder  an 
einem  andren  Productionsmittel,  ein  Einkommen  kraft  der  „ge- 
sellschaftlichen Zusammenhänge"  bezogen,   welches  nicht 

2"')  Näheres  in  der  Lehre  vom  Arbeitslohn  und  von  der  Vertheilung  des 
Productionsertrags  im  2.  Baude. 

■2*)  Auch  hier  stimme  ich  Rodbertus  bei  in  dem,  was  er  über  die  Mängel  des 
sich  selbst  überlassenen  Verkehrs  sagt,  wo  die  „natürlichen"  Gesetze  statt  „vernünf- 
tiger gesellschaftlicher  Gesetze"  den  Productionsertrag  vertheilen,  soc.  Fr.  S.  46. 
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auf  individuelle  ökonomische  Leistung  des  Beziehers  zuriickzul'ühren 
ist.  Dient,  wie  oftmals,  dieses  Einkommen  zur  Kapitalbildung,  so 
hat  dieses  PriAatkapital  bei  seinem  Besitzer  allerdings  einen  im 
Allgemeinen  recht  wohl  zu  bemängelnden  Ursprung. 

a)  Allein  eine  wenigstens  relative  Rechtfertigung^^)  solchen 
Gewinnbezugs  und  solchen  Kapitalbesitzes  folgt  einmal  aus  der 
Thatsache,  dass  die  einzelnen  Empfänger  jener  ökonomisch 
unverdienten  Einkommen  im  heutigen  Wirthschaftssystem  auch 
die  Träger  der  aus  den  Conjuncturen  hervorgehenden  ökonomisch 
unverschuldeten  Verluste  sind,  —  ein  praktisch  oft  nicht  un- 
wichtiger Fall  z.  B,  bei  Grund-,  Haus-,  Eisenbahn-,  Maschinen- 
Eigenthum. 

ß)  Sodann  rechtfertigt  es  sich,  besonders  in  den  häufigen 
Fällen,  wo  nicht  dieselben  Personen  Gewinn  und  Verlust  aus 
der  Conjunctur  traf,  z.  B.  bei  rechtzeitiger  Veräusserung  im  Preise 
gestiegenen  Grundeigenthums,  für  die  Gesellschaft,  welche  diesen 
Gewinn  durch  ihre  Entwicklung  und  Thätigkeit  direct  und  indirect 
schuf,  durch  Staatsmass regeln,  besonders  durch  Steuern  den 
erlangten  Gewinn  in  billigem  Umfang  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Hiernach  ist  eine  Besteuerung  der  Conj  uncturengewinne 
(Grundrente!)  als  solcher  principiell  statthaft  und  noth- 
w  e  n  d  i  g  22) :  ein  Postulat,  das  in  der  Praxis  zwar  manchen  Schwie- 
rigkeiten bei  seiner  Verwirklichung  begegnet,  indessen  nicht  uner- 
füllbar ist,  wenigstens  innerhalb  der  Grenzen,  welche  in  der  volks- 
wirthschaftlichen ,  finanziellen  und  Socialgesetzgebung  überhaupt 
für  die  Durchführung  einer  theoretisch  richtigen  Forderung  anerkannt 
werden  müssen. 2*) 

y)  Man  kann  endlich  selbst  noch  weiter  in  der  Antikritik  der 
socialistischen  Kapitalkritik  gehen.  Angenommen,  es  erfolge  die 
eben  ei-wähute  Correctur  der  Einkommenvertheilung  nicht,  —  also 
in  der  Hauptsache  der  Fall  der  Gegenwart  —  oder  sie  erweise  sich 
unausführbar  oder  unzureichend :  selbst  hier  würde  einzuwenden 
sein,   man  müsse  die  „unverdienten"  Gewinne  und  Kapitalien  den 


^)  Nor  eine  relative  Kechtfertigunj,^ :  denn,  wie  die  Socialisten  richtig  einge- 
wendet haben,  verliert  die  Kapitalistenc lasse,  als  Ganzes  aufgefasst,  wenig  oder 
nichts,  sondern  nur  zwischen  den  einzelnen  Kapitalisten  findet  bei  Verlusten  eine 
Kapitalubertragung-  statt.  So  argmnentirt  auch  Rodbertus  mehrfach,  ähnlich 
Piers  t  orf  f. 

"^^)  S.  schon  oben  §.  76,  bes.  Anm.  S  S.  '54. 

^)  Näheres  darüber,  bes.  über  die  Steuer  technische  Seite  der  Frage,  im 
2.  Bande  der  Finanzwissensch.  (B.  6  des  Lehrbuchs) ,  namentlich  in  dem  Abschnitt 
von  der  Einkommensteuer  und  den  Verkehrssteuern. 
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Beziehein  lassen,  weil  dieser  Zustand  voraussetzungsweise 
alsdann  als  ein  mit  dem  ganzen  privatwirthschaftlichen 
System  untrennbar  verbundener  erscheinen  würde.  Dieses 
System  kann  man  aber,  nach  allem  Vorausgeschickten,  zwar  ein- 
engen, aber  nicht  beseitigen.  Man  braucht  es  insbesondere, 
was  an  dieser  Stelle  das  entscheidende  Moment  ist,  als  für  jetzt 
indispensables  Mittel  zur  Bildung  des  Nationalkapitals  in  der  Form 
des  Privatkapitals.  Hier  erfüllt  es  somit  höchste  Interessen  der 
Gesammtheit,  der  Volks  wirthschaft,  nicht  nur  der  Privatwirth- 
schaften,  und  schlimmsten  Falles  mttssten  deswegen  jene  Unzu- 
träglichkeiten, jene  partiell  „unverdiente"  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  des  Kapitalbesitzes  mit  in  den  Kauf  genommen 
werden.  -^) 

§.  306.  Zum  Schluss  ist  auch  noch  gegen  die  socialistische 
Kapitalkritik  einzuwenden,  dass  der  förmliche  Spott,  mit  welchem 
mitunter  das  Sparmoment  in  dem  Process  der  privaten  Kapital- 
bildung behandelt  worden  ist,  unbegründet  erscheint,  wenn  er  auch 
durch  die  falsche  panegyrische  Lobpreisung  des  Sparens  in  der 
britischen  Nationalökonomie  und  vollends  in  dem  deutschen  Ableger 
derselben  ^^)  hervorgerufen  wurde.  Es  ist  oben  dargelegt  worden, 
dass  das  Sparmoment  einseitig  betont  wurde  und  dass  der  ganze 
Ausdruck  „Sparen"  für  diejenigen  über  die  Prodiiction  und  Con- 
sumtion  der  Güter  disponirenden  Thätigkeiten ,  durch  welche  das 
Kapital  entsteht,  leicht  irre  leitet.  Aber  ersetzt  man  das  Wort  durch 
das  richtige  oder  legt  man  ihm  die  Bedeutung  bei,  welche  Die- 
jenigen im  Grunde  im  Sinne  haben  müssen,  die  das  Kapital  durch 
„Sparen"  entstehen  lassen,  so  fällt  der  Grund  der  Polemik  weg. 
Man  muss  es  auch  grade  immer  wieder  als  die  ökonomische 
Function  -  in  einem  höheren,  aber  nicht  unrichtigen  Sinn:  als 
das  Amt  —  der  Wohlhabenden,  der  Unternehmer  und  der  bisherigen 
Kapital-  und  Grundeigenthümer  bezeichnen,  die  nothwendigen  Dis- 


"')  S.  0.  Anm.  14  u.  15,  die  Stellen  aus  Schaff le's  System. 

■^)  Vgl.  die  von  La ss alle.  Kap.  u.  Arb.  S.  109,  mit  Recht  pcrsiflirte  Darlegiuig 
des  Verhältnisses  durch  J.  Faucher,  wo  es  heisst:  „wer  Kapital  ansammelt,  hat  sich 
Entbehrungen  auferlegt.  .  .  .  Dafür,  dass  er  seinen  Vorrath,  die  Früchte  seiner 
Enthaltsamkeit  hergiebt,  muss  er  belohnt  werden  und  das  geschieht  durch  Zahlung 
von  Zinsen,  denn  diese  Entbehrung  ist  soviel  und  oft  noch  mehr  werth  als 
die  Arbeit  selbst.  Es  ist  daher  nicht  möglich  (?!),  dass  der  Arbeitslohn 
auf  Kosten  des  Entbeli  ru  ngslohns  .sicli  erhöht."  Es  ist  nicht  leicht  möglich, 
eine  gute  Saclie  durch  solche,  nicht  einmal  vom  Standpuncte  des  Concurrenzsystems 
aus  richtige  Beweisführung  schwerer  zu  schädigen,  als  es  hier  von  einem  der  bedeu- 
tendsten Vertreter  der  deutschen  Freihandelsscbule  geschieht.  Die  leitende  Idee  stammt 
von  Senior  her,  pol.  econ.  p.  08  tt'. 
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positions-  uud  Sparacte,  durch  welche  allein  Nationalkapital  ent- 
stehen kann,  wie  Beauftragte  der  Volkswirthschaft  vorzu- 
nehmen, — :  in  dem  Interesse  der  letzteren,  weil  eben  nach 
dem  Dargelegten  die  Bildung  des  Nationalkapitals  nicht  allgemein, 
und  bisher  nur  in  geringem  Umfange,  direct  durch  die  Gemein- 
schaft selbst  erfolgen  kann.  Dasselbe  gilt  von  der  Verwendung 
dieses  Kapitals.  Die  kapitalisirendeu  Personen  nehmen  jene  Acte 
allerdings  im  eigenen  Interesse  vor,  aber  sie  erfüllen -damit  das 
auf  keine  andre  Weise  zu  befriedigende  Gemeinschaftsinteresse. 
Grade  darin  liegt  der  innere  Grund,  dessentwegen  die  Rechts- 
bildung Privatkapital  als  Eigenthumsart  und  einen  Gewinn  als 
Antheil  des  Kapitalisten  am  Produetionsertrag  zulassen  muss.^') 

Im  volkswirthscbaftlicheu  Interesse  liegt  dann,  wie  die  Theorie 
auch  in  der  Smith' sehen  Nationalökonomie  meistens  mit  Recht  betont 
hat, 2^)  eine  höchst  mögliche  Kapitalisirung  des  Einkommens  grade 
der  Wohlhabenden,  der  Zins-  und  Rentenbezieher  oder  m.  a.  W. 
eine  möglichst  grosse  Sparsamkeit,  eine  möglichst  geringe 
Luxusconsumtion  derselben.  Und  in  der  Vermeidung  oder 
Beschränkung  der  letzteren  seitens  der  Bezieher  eines 
grösseren  Einkommens,  denen  rechtlich  die  beliebige  Ver- 
wendung desselben  gestattet  ist,  kann  auch  wieder  ein  gewisses 
persönliches  ökonomisches  und  selbst  moralisches  Verdienst  liegen. 
Man  darf  nur  die  Thatsache  nicht  in  der  Weise  übertreiben  und 
die  Beweisführung  der  Spartheorie  nicht  dadurch  lächerlich  machen, 
dass  man  hier  kurzweg  von  „Entbehren",  von  „Darben'^  spricht.^^) 
Grade  in  den  Fällen  der  grösseren  Kapitalbildung  passt  eine 
solche  Bezeichnung  gewöhnlich  gar  nicht.  Denn  höchstens  liegt 
hier  eine  massige  Luxusbeschränkung  vor,  welche  oft  genug  um 
so  weniger  ein  „Verdienst''  ist,  weil  eine  noch  grössere  Luxus- 
consumtion für   die  Betreffenden   einfach    aufhört,  ein  Genuss  zu 


-'')  Auch  hier  stimmt  die  Beweisführung- Schaff  1  es  wieder  ganz  mit  der  meini- 
gen überein.  Vgl.  die  Stellen  in  Anm.  14  u.  15.  Auch  Pierstorff,  ünternehmer- 
gcwinn,  S.  225  (über  Seh  äff] e,  in  richtiger  Beistiuimung)  und  den  ganzen  Schluss- 
abschuitt  S.  198  ff. 

*»»>  A.  Smith,  wealth  of  uat.  h.  II,  eh.  2,  (Asher  I,  331  IT.),  Mill,  pol.  Oekon. 
B.  I,  Kap.  5,  §.  5.  V.  Hermann,  Untersuch.  Abb.  X,  bes.  Abschn.  3 — 5.  Die  ent- 
gegengesetzte Ansicht,  dass  ein  gewisser  Luxus  der  Wolilhabeuden  im  Interesse  der 
arbeitenden  Classen  liege  und  daher  die  Sparsamkeit  der  ersteren  zu  weit  gehen  könne, 
wird  z.  Th.  von  Sismondi  vertreten.  Sehr  weit  geht  darin  v.  Kirch  mann,  s.  die 
Auszüge  in  Kodbertus'  z.  Beleucht.  d.  soc.  Frage  S.  13  tf. 

*^)  S.  0.  Anm.  26.  Der  Fehler  liegt  auch  darin,  dass  fast  immer  nur  an  den 
Sparprocess  bei  kleinen  Leuten,  Arbeitern.  Beamten,  kleinen  Unternehmern  gedacht  wird. 
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sein,   unter  Umständen  selbst  ein  Opfer  oder  sogar  thatsächlich 
unmöglich  wird. 

§.  307.  Das  Schlussergebniss  der  Untersuchungen  dieses  und 
des  vorigen  Abschnitts  über  das  Kapital,  seine  Entstehung  und 
Vermehrung  ist  ein  für  das  Privatkapital  günstiges.  Das 
letztere  muss  wenigstens  in  der  heutigen  Volkswirthschaft  und  für 
weitere  noch  unabsehbare  Zeit  aus  den  schwerstwiegenden  Gründen 
des  volkswirthschaftlichen  Interesses  vom  Rechte  zugelassen 
werden.  Denn  das  unentbehrliche  Nationalkapital  kann  sich  grossen- 
theils  nur  als  Privatkapital  in  der  erforderlichen  Menge  und  Be- 
schaffenheit bilden  und  vermehren  und  zweckmässige  Verwendung 
finden. 

Für  die  Eigen  th  um  sichre  und  -Politik  ist  daher  die  Frage 
nach  der  Ausdehnung  des Privateigenthums,  welche  zu  den  voraus- 
gehenden Erörterungen  über  das  Kapital  führte  (§.  287),  dahin  zu 
beantworten,  dass  sich  die  Privateigenthumsinstitution  auf 
das  Kapital  mit  ausdehnen  muss. 

Aus  der  vorstehenden  Untersuchung  sind  indessen  für  die 
Rechtsordnung  des  Kapitaleigenthums  zwei  weitere  wichtige  Schlüsse 
abzuleiten,  welche  zugleich  auch  für  unsere  Gegenwart  schon  ein 
Zugeständniss  an  die  Gegner  diesei*  Institution  enthalten. 

1)  Der  erste  Schluss  betrifft  die  Ausdehnung  des  privaten 
Kapitaleigenthums  und  die  thatsächliche  und  eventuell  auch  die 
rechtliche  Beschränkung  dieser  Ausdehnung.  Es  giebt  nemlich 
allerdings  schon  heute  im  grossen  Umfange  Kapitaleigenthum  in 
dem  Besitze  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  vor  Allem  des  Staats 
und  der  Gemeinde,  und  zwar  auch  für  Zwecke  materieller  Pro- 
duction.  Die  mancherlei  wichtigen  Zweige  privatwirthschaftlichen 
Einkommens  von  Staat  und  Gemeinde,  ferner  viele  Zweige  ge- 
bühren artigen  Einkommens,  besonders  im  Gebiete  der  Cultur-  und 
Wohlfahrtsförderung,  die  grossen  öffentlichen  Verkehrsanstalten 
(Eisenbahnen,  Post,  Telegraphie)  u.  s.  w.  sind  bekannte  Beispiele. 
Oefters  waltet  hier  staatliches  und  communales  G  r  u  n  d  eigenthum 
vor,  wie  bei  Feldgütern,  Forsten,  Bergwerken,  aber  damit  ist  ge- 
wöhnlich auch  ein  mehr  oder  weniger  beträchtliches  Kapitaleigen- 
thum verbunden.  Mitunter  steht  letzteres  auch  selbständig  da,  z.  B. 
im  Wagenpark  von  Verkehrsanstalten.  Neben  dem  privaten  existirt 
also  in  der  That  ein  bedeutendes  öffentliches  Materialkapital. 
Dasselbe  bildet  und  vermehrt  sich  auch  nicht  bloss  durch  Ver- 
mittlung   von   Privatkapital    oder    aus   Steuern,    sondern   vielfach 
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direct  durch  die  erforderlichen  Dispositionsaete ,  welche  die  be- 
treflfenden  Verwaltungen  hinsichtlich  der  Production  und  der  Ver- 
wendung- der  fertigen  Güter  treffen :  wenn  z.  B.  eine  Forstbehörde 
Wegebauten,  eine  Eisenbahnverwaltung  Wagenbaufabriken  u.  dgl.  ni. 
leitet,  oder  wenn  aus  dem  Einkommen  des  Verwaltungszweigs  ein 
Betrag  zur  Amelioration  oder  auch  zur  ersten  Begründung  einer 
Betriebsanlage  verwendet  wird.  Aehnliche  Fälle  sind  in  der 
Militär-  und  Marineverwaltung  zahlreich.  Hier  wird  also  that- 
sächlich  das  Problem  einer  Bildung,  Vermehrung  und  Verwen- 
dung von  Natioualkapital  ohne  Vermittlung  von  Privatkapital 
gelöst.  Jede  neue  Ausdehnung  der  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Thätigkeit  vermehrt  das  Nationalkapital  in  der  Form  des  öffent- 
lichen statt  bloss  in  derjenigen  des  Privatkapitals.  Eine  Grenze 
für  diese  Entwicklung  lässt  sich  nicht  geben :  sie  liegt  einfach  in 
der  Einengung  des  privatwirthschaftlichen  und  freigemeinwirth- 
schaftlichen  durch  das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System.  Unsere 
Zeit  nähert  sich  daher  dem  socialistischen  Ziele  ohne  Zweifel.  Der 
Uebergang  jedes  neuen  Productions-  oder  Leistungszweigs  an  den 
Staat,  z.  B.  im  Verkehrswesen,  ist  eine  Etappe  nach  diesem  Ziele. 
Nur  die  Unklarheit  der  Gegner  der  Socialisten  kann  das  verkennen. 
Der  Irrthum  der  Socialisten  liegt  nur  darin,  statt  eioer  langsamen 
geschichtlichen  Entwicklung  eine  plötzliche  allgemeine 
Umgestaltung  durch  Staats-  und  Eechtszwang  und  statt  einer 
Einengung  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  des  Privat- 
kapitals eine  völlige  Beseitigung  beider  durch  „öffentliche 
Wirthschaft^' und  „öffentliches  KapitaU^  herbeiführen  zu 
wollen,  —  was  nach  dem  Früheren  für  ungemessene  Zeiten  als 
unerreichbar  und  unerwünscht  erscheint.  Im  Uebrigen  ist  das 
Problem  der  Beschränkung  der  Ausdehnung  des  Privatkapitals  in 
der  Eigenthumsordnung  dasselbe  wie  dasjenige  der  Beschränkung 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Ordnung  oder  Organi- 
sation der  Volks wirthschaft  (s.  Kap.  3  u.  4). 

2)  Der  zweite  Schluss  betrifft  den  Inhalt  des  Eigenthumsrechts 
in  Bezug  auf  Privatkapital.  Grade  bei  der  Beachtung  der  für  die 
Bildung  und  Vermehrung  des  letzteren  massgebenden  Momente  wird 
man  bei  allem  Festhalten  an  diesem  Privateigenthum ,  als  dem 
hauptsächlichen  Mittel  der  Bildung  von  Nationalkapital,  dem  Staate 
und  der  Gesetzgebung  das  Recht  einräumen  müssen,  nicht  nur  nach 
dem  Individualinteresse  des  Kapitalisirenden  und  seiner  Rechts- 
nachfolger, sondern  zugleich  nach  dem  Gemeinschaftsinteresse  der 
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ganzen  Volkswiithschaft  den  Inhalt  dieses  Eigenthums  festzu- 
stellen, daher  eventuell  auch  die  Vert'ügungsfreiheit  des 
Eigenthiimers  nach  diesem  Gesichtspunete  zu  beschränken.  Der 
absolute  Inhalt  des  Eigenthumsrechts  ist  in  Bezug  auf  Privat- 
kapital  nicht  nur  noch  mehr  als  bei  dem  meisten  anderen  Eigen- 
thum  und  kaum  weniger  als  bei  Grundeigenthum  unzulässig  wegen 
der  Verwendung  des  Kapitals,  sondern  auch  unnöthig  nach 
der  Entstehungsart  desselben.  Denn  wenn  man  sich  vergegen- 
wärtigt, dass  wesentlich  das  Recht  die  Vertheilung  des  National- 
kapitals als  Privateigeuthum  an  die  einzelnen  Besitzer  bestimmt 
(§.  298),  und  dass  es  nur  Gründe  des  Gesammtinte resses  sind, 
aus  welchen  Privatkapital  vom  Rechte  zugelassen  wird ;  wenn  man 
erwägt,  dass  die  Privatkapitalisten  eben  nur  Functionäre  der 
Vo  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  t  für  die  Bildung  und  Verwendung  des  National- 
kapitals sind,  so  wird  man  dem  Staate  nicht  nur  das  Recht,  sondern 
die  Pflicht  zuschreiben,  die  Bedingungen  festzustellen, 
unter  welchen  die  Kapitalisten  ihr  Eigenthum  besitzen,  „ihres 
Amts  warten"  sollen. 2"^)  Von  einem  principiellen  Wider- 
spruch von  Zinsgesetzen,  Pacht  und  Miethgesetzen,  Fabrikgesetzen 
u.  s.  w.  mit  dem  Eigenthum  kann  also  keine  Rede  sein.  Die  trei- 
händlerische  Polemik  darf  sich  nicht,  wie  sie  es  thut,  gegen  solche 
Gesetze  an  und  für  sich,  sondern  nur  gegen  dieselben  wenden,  weil 
sie  im  concreteu  Falle  ungerecht  oder  unzweckmässig  sind.^^) 

16.  Abschnitt. 
I.    Die  Ausdehnung'  des  Privateigeuthuius. 

B.    Das  private  Grundeigenthum.^)    Kritik  desselben  im  Allgemeinen. 

§.  308.    Das  private  Grundeigenthum  nimmt  unter  allem  Eigen- 
thum eine  so  bedeutsame  Sonderstellung  ein ,   dass  dieselbe  auch 


^°)  Es  ist  nicht  unzulässig,  in  allen  Fragen  des  Privatkapitals  an  das  schöjic 
Bibelwort  von  der  Pflicht  des  „Wucherns  mit  dem  anvertrauten  Pfunde"  zu  erinnern. 
Die  Consequenz  dieses  Worts  ist  aber  nicht,  dass  die  Entscheidung  über  die  Ver- 
fügung allein  dem  sittlichen  Willen  des  Eigeiithümers  anheimfalle,  nur  in  das  Gebiet 
der  Moral,  nicht  des  Rechts  gehöre. 

■■")  Die  richtige  Consequenz  der  Eod  ber  tus'schen  Lehren!  Auch  hier  nicht 
principiellc  Verwerfung  des  Privatkapitals  und  Kapitalgcwinns,  sondern  nur  Regelung 
derselben  durch  ein  „vernünftiges  Gesetz"  statt  des  freien  Gehenlassens  im  heutigen 
Verkehr.  Vgl.  Rodbertus,  soc.  Frage  S.  146,  222  u.  oben  Anm.  J  zu  §.  287  S.  511 
über  seine  anzugreifenden  Folgerungen. 

*)  Die  principielle  natioiialökonomische  Erörterung  über  das  Grundeigenthum 
betrifft  die  Frage,  ob  überhaupt  und  an  welchen  Bodenkategorieen  (den  Boden 
nach  den  Benutznngs arten  unterschieden,  §.  259)  ein  Privateigeuthum  zuge- 
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im  Privatrechte  nach  dem  Ausweise  aller  Rechtsgeschichte  nicht 
unbeachtet    bleiben    konnte.      Die    üblichen    rechtsphilosophischen 

lassen  werden  soll.  Diese  Frage  ist  es,  welche  in  einer  nationalökonomischcn  „Grund- 
legung" bebandelt  werden  muss  und  welcher  die  folgenden  Abschnitte  16 — 19  ge- 
widmet sind.  Sie  ist  in  der  eigentlich  volkswirthschaftlicheu  Literatur  bisher  nicht 
viel  mehr  als  die  meisten  principiellen  Fragen  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts 
erörtert  worden.  Gewöhnlich  ist  auch  das  private  Grundeigenthum,  wie  alles  Privat- 
eigenthum,  als  die  selbstverständliche  Voraussetzung  sowohl  des  praktischen  Wirth- 
schaftslebens  als  der  theoretischen  Untersuchung  desselben  angesehen.  Es  gilt  daher 
doch  im  Ganzen  auch  für  dies  Eigenthum  dasjenige,  was  in  den  Vorbemerkungen  zu 
Kap.  5,  S.  291  ff.  und  zum  Hauptabschn.  2,  S.  -431  11'.  als  ein  Mangel  der  wissen- 
schaftlichen Behandlung  hervorgehoben  wurde,  welcher  beseitigt  werden  muss.  Dieser 
Mangel  ist  nur  um  so  auffälliger,  da  grade  die  Keclitsgeschichte  des  Grundeigenthums, 
bes.  die  deutsche,  ein  mit  Vorliebe  und  richtigem  Verständniss  behandelter  Gegenstand 
auch  für  die  Nationalökonomen  war  (s.  u.  Abschn.  18  u.  d.  liter.  Noten,  bes.  Anm.  1 
daselbst).  Die  ßechtsgeschichte  belehrte  über  die  ganz  anderen  , .Formen  des  mensch- 
lichen Herrschaftsverhältnisses  in  Bezug  auf  den  Boden"  (§.  326),  welche  früher  auch 
bei  uns  und  anderswo  bestanden  haben.  Die  Nationalökonomie  hat  auch  in  trefflichen 
agrarpolitischen  Untersuchungen  (Koscher)  die  bedingenden  ökonomisch-technischen 
Ursachen  der  Entwicklung  und  Aenderung  der  Formen  jenes  Herrschaftsverhältnisses 
dargelegt.  Aber  zu  einer  allgemeinen  principiellen  Erörterung  über 
das  ganze  Eechtsinstitut  des  privaten  Grundeigenthums  ist  es  dennoch 
nicht  gekommen.  Bemerkenswerth  bleibt  jedoch,  dass,  soweit  eine  nationalökonomische 
Beschäftigung  mit  der  principiellen  Kechtsfrage  des  Privateigenthums  überhaupt  statt- 
fand, diese  sich  fast  ganz  auf  das  Grundeigenthum  beschränkte  i,uud  sonst  nur 
etwa  das  geistige  Eigenthum  in  die  Discnssion  zog).  Vergl.  daher  auch  hier  die 
Literaturangaben  S.  435  ff. 

Mit  dem  privaten  Grundeigenthum  hat  sich  die  Volkswirthschaftslehre  sonst  vor- 
nemlich  in  Bezug  auf  drei  Puncte  beschäftigt:  einmal  die  theoretische  National- 
ökonomie in  Bezug  auf  die  Lehre  von  der  Grundrente,  dann  die  praktische 
Nationalökonomie,  bes.  die  Agrarpolitik  in  Bezug  auf  die  frühere  und  jetzige 
Ordnung,  daher  auch  auf  die  Geschichte  des  Grundeigenthums,  nam.  des 
ländlichen,  endlich  erörterte  die  Finanzwissenschaft  die  nach  der  concreten 
Sachlage  in  unseren  Staaten  bes.  praktische  Frage  tiber  die  finanzielle  Zweck- 
mässigkeit von  Staatsgrundeigenthum.  welches  als  Finanz  vermögen  (§.  25)  dient. 

Die  Grundrentenfrage  berührt  sich  mit  der  allgemeinen  principiellen  Frage, 
ob  es  überhaupt  Privat  eigenthum  am  Boden  geben  soll,  sehr  nahe,  jedoch  geht 
letztere  Frage  nicht,  wie  vielfach  angenommen  ^vird ,  ganz  in  die  erstere  auf,  d.  h. 
mit  der  Ansicht  über  die  Grundrente  ist  diejenige  über  das  private  Grundeigenthum 
noch  nicht  ohne  Weiteres  entschieden.  Ein  HauptaugriH'  ist  gegen  die  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums  regelmässig  mit  dem  Hinweis  darauf  geführt  worden ,  dass 
der  Eigenthümer  als  solcher  nur  kraft  seines  Eigenthumsrechts  in  der  Grundreute 
ein  Einkommen  beziehe,  welches  er  nicht  persönlich  ökonomisch  verdient  habe,  dass 
das  Grundeigenthum  also  als  Monopol  wirke  (brit.  Nationalökonomen,  wie  Senior, 
pol.  econ.  p.  iü5  il. ;  danach  bes.  der  französ.  Socialismus).  Diesen  Angriff  suchten 
Andere  dadurch  abzuschlagen ,  dass  sie  das  Vorhandensein  einer  solchen  Grundrente 
und  damit  diesen  ans  ihr  abgeleiteten  Monopolcharacter  ganz  läugneten  (Bastiat 
und  seine  Schule,  bes.  auch  die  deutschen  Freiliändler).  Indessen  ist  dieser  Gegen- 
beweis entschieden  missglückt.  Von  anderer  Seite  ist  der  Bezug  einer  Grundrente 
durch  den  Nachweis  der  vortheilhaften  Function  dieser  Einrichtung  („Prämienfunction" 
der  Rente,  Schäffle)  und  durch  eine  Verallgemeinerung  des  Eentenprincips  ausser- 
halb der  Grundeigenthums- und  Bodenproductionsverhältnisse  (v.  Mangoldt.  Schäffle) 
zu  rechtfertigen  gesucht  worden.  Der  Tragweite  dieser  Beweisführung  für  die  Privat- 
eigentliumsfrage  vermag  ich  mich  nur  zum  kleineren  Theil  anzuschliessen.  Die  ganze 
Renten-  und  speciell  Grundrentenlehre  gehört  indessen  erst  in  den  2.  Theil  des  Lehr- 
buchs (Allgem.  Volkswschl.  d.  privatwirthsch.  Systems).  Für  die  principielle  Seite  dcv 
Frage  vom  privaten  Grundeigenthum    hat   sie   eine   grosse,   indessen  nicht   die   allein 
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,, Begründungen"   des   Privateigenthums  (§,  255)   erscheinen  schon 
ihren   eigenen  Vertretern  beim  Grundeigenthum   selbst  gewöhnlich 


/ 


entscheidende  Bedeutung.  Für  das  Weitere  vergl.  den  Text  dieser  Abschnitte.  Ich 
bemerke  nur,  wie  schon  mehrfach,  dass  ich  (auch  Eodbertus  gegenüber)  am  Kern 
der  Eicardo-Thünen'scheu  Grundrententheorie  festhalte,  die  Grundrente  also  als  ein 
aus  Productionskostendifferenzen  sich  ergebendes,  nur  kraft  des  Eigenthums  bezogenes 
,, Differenz-Einkommen'-  auffasse  (§.  301  sub  d,  §.  312),  sie  nicht  als  die  einzige,  aber 
als  die  weitaus  jjraktisch  und  theoretisch  wichtigste  Rente  ansehe  und  in  ihrem  Privat- 
bezug eine  vielfach  bedenkliche  Einwirkung  auf  die  Verth eilung  des  Volksein- 
kommens zu  Gunsten  der  Grundeigenthümer  (grossstädtisches  Grundeigenthum!)  erkenne, 
eine  Einwirkung,  welche  in  der  That  einen  wichtigen  ökonomischen  Beweisgrund 
gegen  jmvates  Grundeigenthum  bildet.  S.  u.  §.  312  nebst  liter.  Noten.  Für  die 
ganze  Streitfrage  bes.:  Bercns,  krit.  Dogmengesch.  d.  Grundrente,  Li)z.  1868.  Einen 
entscheidenden  Grund  gegen  Privatgrundeigenthum  liefert  der,  mir  mit  den 
meisten  Nationalökonomen  der  Eicar  do'schcn  Schule  und  den  Socialisten  unbestreitbar 
erscheinende  j^rivate  Bezug  eines  persönlich  ökonomisch  unverdienten  Grundrenten- 
einkommens aus  demselben  Grunde  nicht,  aus  welchem  überhaupt  die  negativ  kritische, 
vielfach  durchaus  richtige  Beweisführung  gegen  das  private  Grundeigenthum  (aus  dessen 
volkswirthschaftlich  bedenklicher  Function  im  Vertheilungsprocess  heraus)  ohne 
gleichzeitige  gelungene  p  o  s  i  t  i  v  e  Beweisführung,  ob  und  welche  bessere  Einrichtung 
an  die  Stelle  treten  soll,  nicht  für  sich  die  ganze  principiclle  Frage  entscheidet.  S. 
darüber  u.  §.  310. 

Bei  der  hervorragenden  Stellung,  welche,  früher  freilich  nocli  ungleich  mehr  als 
jetzt,  das  ländliche  Grundeigenthum  unter  allem  Grundeigenthum  einnimmt,  ist  die 
agrar politische  Seite  der  ländlichen  Eigcnthumsordnung  von  allgemeiner  Wichtig- 
keit hinsichtlich  der  ganzen  Frage  des  privaten  Grundeigenthums.  Diese  Seite  wie  der 
verwandte  Gegenstand,  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Grundeigenthums, 
sind  theils  im  2.,  theils  und  bes.  im  4.  B.  des  Lehrbuchs  genauer  zu  behandeln.  Es 
ist  aber  unvermeidlich,  für  die  Lösung  der  in  die  Grundlegung  gehörigen  principielleji 
Aufgabe  auf  manche  Ergebnisse,  welche  in  der  Geschiclite,  Statistik  und  Politik 
des  Ackerbaus  und  des  ländlichen  Grundeigenthums  genauer  oder  überhaupt  daselbst 
erst  zu  begründen  sind,  hier  Bezug  zu  nehmen,  ..>ich  mitunter  landwirtlischaftlich- 
technische  und  privatökonomische  und  geschichtliche  Verhältnisse  etwas  näher  darzu- 
legen. So  muss  in  der  folgenden  Darstellung  Einzelnes  aus  dem  2.  und  4.  Bande 
anticipirt  werden.  Doch  ist  auch  hierbei  der  leitende  Gesichtspunct  ein  andrer  als  in 
den  späteren  Bänden:  in  den  folgenden  Abschnitten  kommen  die  technischen  und  ge- 
schichtlichen Details  nur  in  Bezug  auf  die  grosse  Principienfrage  „ob  Privateigenthum 
am  Boden  oder  nicht"  in  Betracht.  Die  Beschränkung,  welche  sich  hieraus  ergiebt, 
ist  in  d.  Abschn.  17  u.  IS  so  weit  als  möglich  inne  gehalten  worden.  Die  Liter,  s. 
in  den  Noten  zu  diesen  beiden  Abschnitten.  Mehrfach  bin  ich  im  Texte  ziemlich 
genau  meiner  kl.  Sclir.  „die  Abschaffung  d.  priv.  Grundeigenthums"  Lpz.  1870  (gegen 
die  Beschlüsse  des  Baseler  Internat.  Arbeitercongrcsses)  gefolgt,  doch  ist  die  Begrün- 
dung eingehender  und  mein  Standpunct  im  Folgenden  auch  hier  der  Fordcrunu,-  der 
Socialisten  gegenüber  weniger  absolut-gegncriscli ,  als  historisch-  und  örtlich-  relativ- 
gegnerisch, ßie  Bezugnalime  auf  das  sogen.  Grund-  und  Bodengesetz  („Gesetz 
der  Production  auf  Land",  dass  nemlich  ceteris  paribus,  d.  h.  vor  Allem  bei  gleich- 
bleibender Technik  —  eine  Bedingung,  die  auch  II  o  d  b  e  r  t  u  s  in  s.  soc.  Frage  S.  1 80  ff. 
übersieht  —  die  Verdopplung  von  Arbeit  und  Kapital  nicht  den  Ertrag  verdoppelt,  — 
am  Besten  dargelegt  von  Miil,  pol.  Oek.  B.  1  Kap.  12)  habe  ich  im  Texte  nicht  in 
dem  Maasse  wie  in  d.  gen.  Id.  Sehr.  S.  25  ff.  für  nöthig  gefunden.  Denn  es  lässt 
sich  der  Process  der  Entwicklung  des  privaten  Grundeigenthums  auch  ohne  specielles 
Eingehen  auf  jenes  Gesetz,  dessen  Darlegung  und  Untersuchung  in  den  2.  B.  gehört, 
sofort  an  die  Entwicklung  der  intensiven  Laudwirtiischaft  ank;iüpfen.  welche  freilich 
wieder  mit  jenem  Gesetz  zusammenhängt.      Vgl.  bes.  u.  Abschn.   IS,  ^.  32!)  u.  Anm. 

Für  unsere  bisherige ,  durch  die  Einseitigkeit  des  Smithianismus  und  der  ganzen 
brit.  Nationalökonomie  in  den  Principienpuncten  noch  stark  beherrschte,  daher  mehr 
formell  als  materiell  selbständige  deutsche  Finanzwisscuschaft  —  auch  meine 
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nicht  mehr  als  genügend.  -)  Sie  lassen  sich  jedenfalls  nur  sehr 
gezwungen  auf  dasselbe  anwenden,  so  dass  ihre  Widerlegung  noch 
leichter  wird,  als  bei  den  andren  Eigenthumskategorieen.  Die 
Zurückführung  des  privaten  Grundeigenthums  auf  blosse  Zweck- 
mässigkeitsgründe ist  hier  nicht  mehr  ungewöhnlich,  wenn  sie  auch 
im  Uebrigen  verworfen  wird.    Ebenso  wird  das  Zugeständniss,  dass 


Neubearbeitung  des  1.  B.,  R  au -Wagner,  Finanzwiss.  I,  hat  sich  bes.  in  der  Lehre 
V.  d.  Domänen  i.  e.  S.,  den  Feldgütem.  noch  nicht  genügend  von  dieser  älteren  Auf- 
fassung emancipirt,  mehr  schon  in  d.  Abschn.  v.  d.  Forsten.  Verkehrsanstalten  —  ist 
die  Abneigung  gegen  Grundeigenthum,  welches  deui  Staate  einen  Reinertrag  als  Finanz- 
vermögen geben,  also  eine  privat^virthschaftliche  Einnahmequelle  sein  soll,  sehr  be- 
zeichnend: die  Consequenz  der  rein  privatwirthschaftlichen  Auffassung  der  Volks- 
wirthschaft  und  der  als  selbstverständlich  geltenden  Annahme .  dass  der  Grund  und 
Boden  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  möglichst  in  Privathänden  sein  müsse. 
Die  gegen  das  private  Grund eigenthum  polemische  Richtung  begegnet  sich  daher  mehr- 
fach mit  der  älteren  („cameraüstischen")  Richtung  in  der  Praxis  und  Theorie  unseres 
Finanzwesens,  dass  der  Staat  ein  ausgedehntes,  vornemlich  aus  Grundeigenthum  be- 
stehendes Domanium  zweckmässiger  Weise  besitze.  Für  die  Frage,  ob  gewisse  Boden- 
kategorieen  lieber  in  dem  durch  den  Staat  vertretenen  Gemeineigenthum  oder  im 
Privateigenthum  der  Privaten  stehen  sollen,  kann  eben  deshalb  vielfach  an  die  bisherigen 
Erörterungen  hierüber  in  der  Finanzwissenschaft  angeknüpft  werden.  Vergl.  Rau- 
Wagner,  Fin.  I,  §.  117 — 261  (in  Betr.  der  Domänenveräusserung  §.  122 — 128,  des 
Verkaufs  der  Bergwerke  §.  194— lUS  sind  die  hier  gegebenen  Argumente  zu  Gunsten 
des  üebergangs  ins  Privateigenthum  der  Privaten  wohl  etwas  abzuschwächen). 

Rau  erörtert  seinem  Standpuncte  gemäss  die  principielle  Frage  des  privaten 
Grundeigenthums  als  solche  nicht,  berührt  sie  indessen  mehrfach  in  Verbindung  mit 
anderen  Puncten.  So  I,  §.  376  ff.  u.  bes.  in  d.  Vwschpol.  bei  der  Darstellung  der 
rechtl.  Verhältnisse  d.  landwirthsch.  Gewerbes,  §.40—96.  bes.  §.  76  tf.  (s.  u.  Abschn.  17), 
dann  in  d.  Finanzwiss.  a.  a.  0.  —  Röscher  I.  1,  Kap.  .5,  §.  87,  SS  hebt  die  ab- 
weichende Stellung  und  die  bes.  geschichtliche  Entwicklung  des  Grundeigenthums  auch 
für  die  allgemeine  theoretische  Nationalökonomie  hervor.  Doch  zeigt  sich  grade  hier, 
wie  die  Erörterung  über  Freiheit  und  Eigenthum  im  Abschn.  v.  d.  Production  und 
daher  aus  dem  Gesichtspuncte  der  Production  ohne  gleichzeitige  Berücksichtigung  des 
GesichtsiHincts  der  Vertheüung  nicht  ausreicht  (s.  o.  S.  293).  Das  private  Grund- 
eigenthum wird  wegen  seiner  Wirkung  auf  die  Vertheiluug  angegrifien  und 
kann  daher  nicht  ausschliesslich  mit  seiner  allerdings  vielfach  günstigen  Wirkung 
auf  die  Production  (Abschn.  IS  u.)  vertheidigt  werden.  Von  Roscher's  Meister- 
werke, der  Nationalökonomik  des  Ackerbaus,  gehören  viele  Theile  hierher,  bes.  B.  2. 
Kap.  2,  4 — S,  11,  worauf  für  die  Details  des  Abschn.  17  u.  IS  bes.  zu  verweisen  ist. 
S.  sonst,  ausser  der  S.  435  tl'.  gen.  nat.-ök.  Liter,  über  das  Eigenth.  im  AlJgem.  noch : 
Schäffle.  Syst.  3.  Aufl.  II,  522  ii.,  539  11.  u.  pass.  (umfassende  principielle  Erör- 
terung fehlt  auch  bei  ihm;  bes.  Bezugnahme  in  d.  Grund rentenlchre).  —  A.  Smith 
behandelt  die  principielle  Frage  gar  nicht,  die  Rentenfrage  schief,  die  einzelnen,  mit 
der  landwirthschaftlichen  Benutzung  in  Verbindung  stehenden  Fragen  rein  privatwirth- 
schaftlich;  natürlich  befürwortet  er  den  üebergaug  der  Domänen  ins  Privateigenthum. 
mit  dem  gcwohnliclien  privatwirthschaftlichen  Rentabilitätsgesichtspunct  (b.  V,  eh.  2 
am  Schluss).  —  J.  St.  Mill,  pol.  Oek.  B.  2,  Kap.  2,  §.  5  u.  6.  —  Sehr  werthvoUe 
Untersuchungen  über  die  nationalökonomischc  und  sociale  Seite  des  ländlichen  Grund- 
eigenthums, der  Landwirthschaft,  der  Rechtsverhältnisse  der  Bodencigenthümer  und 
Bebauer  u.  s.  w. ,  vielfach  von  Bedeutung  für  die  principielle  Frage  des  Grundeigen- 
thums. von  Sismondi.  nouv.  princ.  d'econ.  pol.  I,  1.  3  (de  la  richcsse  territoriale) 
u.  etudes  I  u.  II,  Sect.  1  (über  dasselbe  Thema).  —  Endlich  s.  bes.  das  ganze  Werk 
von  DeLaveleye,   Lauge,  Arb.  fr.  Kap.  6.   H.  liösler,  Verw.  recht  I,  §.  124  fi'. 

■^)  Vgl.  z.  B.  Mill.  pol.  Üek.  B.  II,  K.  2,  §.  5  u.  6.  Cairnes.  in  s.  essays 
Abb.  land.  p.  190.     S.  auch  Röscher,  I,  §.  87.  8S. 
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das  Giundeigenthum  eine  blosse  Schöpfung  des  positiven  Rechts 
sei,  hier  wenigstens  oft  auch  von  sonstigen  Gegnern  dieser  An- 
sicht gemacht.^)  Die  Rechts-  und  Wirthschaftsgeschichte  liefert 
endlich  selbst  den  Beweis,  dass  das  private  Grundeigenthuni,  wie 
es  scheint  ganz;  allgemein^),  jedenfalls  bei  den  meisten  Völkern 
wirklich  eine  „historische  Kategorie"  ist,  da  dasselbe  wenigstens 
an  vielen  Arten  von  Grundstücken  früher  nicht  bestanden  hat  und 
auch  in  manchen  Ländern  noch  heute  nicht  besteht.'') 

Die  socialis tische  Polemik  liat  sich  daher  begreiflicher 
Weise  vornemlich  gegen  das  private  Grundeigenthuni 
gewandt.  Ihre  Beweisführung  ist  hier  ungleich  schüifer  und  zwingen- 
der als  in  anderen  Fällen,  besonders  demjenigen  des  Kapitaleigen- 
thums.  Die  Forderung  einer  grundsätzlichen  Abschaffung 
des  privaten  G r un deigen thu ras  ist  oftmals  gestellt  worden 
und  erscheint  von  vorneherein  theoretisch  und  praktisch  weniger 
bedenklich  und  schwierig,  als  z.  B.  die  Abschaffung  des  Kapital- 
eigenthums  und  selbst  als  diejenige  des  Erbrechts.") 

Bei  dieser  Sachlage  ist  eine  unbefangene  Untersuchung  der 
Streitfrage  besonders  nothwendig,  aber  auch  besonders  schwierig. 
Sie  hat  hauptsächlich  drei  Aufgaben:  einmal  muss  sie  sich  auf 
die  Kritik  des  bestehenden  Privateigeuthums  am  Boden 
(%.  311  ff.),  sodann  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  des- 
selben (§.  324  ff.)  und  endlich  auf  die  Beurtheilung  der  Durch- 
führbarkeit des  Postulats  der  gänzlichen  oder  theil- 
weiseu  Abschaffung  des  Privatbesitzes  erstrecken (§.340 ff.).') 

^)  Mill  a.  a.  0.,  bes.  §.  6,  z.  B.:  „die  Aneignung  des  Bodens  ist  eine  Frage  des 
allgemeinen  Nutzens.  Hat  das  Privateigentlium  beim  Lande  diesen  Nutzen  nicht, 
so  ist  es  ungerecht." 

*)  Vgl.  bes.  Lavelcyc,  proprictO,  der  durch  seine  Durchmusterung  der  älteren 
und  neueren,  europäischen  und  z.  Th.  auch  asiatischen  (bes.  Java,  Indien,  China)  und 
africanischen  (Aegypten)  Grundeigenthumsverliältnisse  dies  wahrscheinlich  macht. 

^)  So  in  der  russ.  Landgemeinde,  in  Java,  s.  Lavcleye.  p.  9  ff.,  49  ff,  S.  u. 
Abschnitt  18. 

^)  Diese  drei  Forderungen  bilden  auch  die  principiellen  Hauptpuncte  des  Pro- 
gramms der  internationalen  Socialdemokratie.  Vergl.  über  den  bezüglichen  Beschluss 
des  Baseler  internationalen  Congrcsscs  von  1SG9  meine  Abschallüng  des  privaten 
Grundeigcnthums,  Abschn.  I.  Näheres  in  Nr.  5  u.  (5  der  „Verhandl.  d.  4.  Congr.  d. 
internat.  Arbeiterbunds  in  Basel"^  (11.  u.  12.  Sept.  1869).  S.  auch  R.  Meyer,  Eman- 
cipationskampf  d.  4.  Stands  l,  12i,  Jäger,  modern.  Socialism.  S.  34,  76,  Testüt, 
Internationale,  Leipz.  1S72,  S.  177,  432  fl'.  Yergi.  Schäffle,  Kapitalism.  716  ff., 
Syst.  II,  538  ff. 

')  Die  erste  dieser  Aufgaben  wird  in  diesem  und  in  dem  folgenden  17.,  die  zweite 
im  18.,  die  dritte  im  19.  Abschnitt  behandelt,  doch  mit  der  Abweichung,  dass  die 
Kritit,  welche  sich  gegen  bestimmte  einzelne  Bodenkategorieen ,  bes.  gegen  das 
städtische  Grundeigenthuni  (Boden  als  Standort  für  Wohnungen  u.  s.  w.,  §.  259) 
wendet,    im  Zusammenhang  mit   der   letzten  Frage   nach  der  prakt.  Durchführbarkeit 
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Bei  dieser  Untersuchung  ist  gleich  hier  vor  folgenden  drei 
Fehlern  zu  warnen. 

1)  Der  allgemeine  Fehler  der  Gegner  wie  der  Vertheidiger  der 
Institution  ist  wiederum  auch  hier,  dass  die  verschiedenen  Kate- 
gor ieen,  in  welche  das  Grundeigenthum  nach  den  ökonomi- 
schen Zwecken  des  Bodens  zerfällt  (§.  259),  nicht  unterschieden 
werden.  In  volkswirthschaftlicher  und  socialpolitischer  Hinsicht 
ergeben  sich  aber  sehr  verschiedene  Vorzüge  und  Nachtheile  des 
Grundeigenthums,  je  nachdem  dasselbe  zu  der  einen  oder  anderen 
Gattung  gehört.  Namentlich  steht  das  gewöhnliche  ländliche 
(agrarische)  Grundeigenthum  im  Ganzen  anders  da,  als  die  übrigen 
Arten  desselben.  Angriff  und  Vertheidigung  gestalten  sich  noth- 
wendig  danach  verschieden.  Das  kleine  ländliche  Grundeigenthum 
hat  z.  B.  ökonomisch  und  socialpolitisch  viele  Vorzüge  und  wenige 
Bedenken,  was  von  den  meisten  anderen  Arten,  z.  B.  dem  städti- 
schen und  dem  ^Yegeeigenthum ,  z.  Tb.  auch  von  dem  ländlichen 
Grossgrundbesitz  nicht  in  gleicher  Weise  zu  behaupten  ist.  (Vgl.  u. 
§.  340  ff.) 

2)  Ein  zweiter,  gleichfalls  beiden  Parteien  gemeinsamer  Fehler 
ist  die  Verkennung  der  durchaus  historischen  Relativität 
der  Gründe  für  und  wider  das  Grundeigenthum  und  seine  einzelnen 
Arten  und  folgeweise  die  zu  apodictische  allgemeine  Recht- 
fertigung oder  Verwerfung  der  Institution,  ohne  Rücksicht  auf  Zeit 
und  Ort  und  Umstände.  Dieser  Fehler  hätte  leicht  vermieden 
werden  können.  Denn  die  rechtsgeschichtlich  gebildeten  Anhänger 
des  Bestehenden  können  unmöglich  übersehen,  dass  grade  aus  der 
geschichtlichen  Auffassung  des  Rechts  und  speciell  eines  so 
eminent  historisch  wandelbaren  Rechts  wie  dasjenige  des  Grund- 
eigenthums  die  Consequenz  weiterer  Fort- und  Umbildung  dieses 
Rechts  und  eventuell  einer  Wiederbeseitigung  des  Privatbesitzes 
folgen  kann.  Und  die  Gegner  der  Institution,  welche  sich  auf 
frühere  Zustände  ohne  privates  Grundeigenthum  beziehen,  müssen 

der  Abschaffung  des  Privatgrundeigenthums  erst  im  Abscbn.  19  geprüft  wird.  Die 
Betrachtung  der  geschichtliclien  Entwicklung  des  Grundcigenthums  beschränkt  sich 
ferner  yornemlich  auf  das  1  an dli.che- bäuerliche.  Im  Uebrigen  liegt  ilberhaupt 
derSchwerpunct  der  principiellen  Streitfrage  im  ländlichen,  in  zweiter  Linie  im  städtischen 
Grundeigenthum.  Auf  ersteres  ist  daher  hier  in  der  Grundlegung  allein  näher  einzu- 
gehen. Das  städtische  kann  nur  kürzer  behandelt  und  die  übrigen  Boden-  und  (irund- 
eigenthumskategorieen  können  vollends  nur  nebenbei  berührt  werden.  Für  Wald-. 
Wegeeigenthum  ist  die  Entscheidung  zu  Gunsten  des  Gemeineigenthums  auch  kaum 
mehr  strittig.  Darüber  wie  über  die  Frage  in  Betr.  der  Bergwerke  s.  die  praktischen 
Theile  des  Lehrbuchs,  auf  welche  für  die  Detailpuncte  der  Frage  des  ländlichen 
Grundcigenthums  gleichfalls  zu  verweisen  ist. 

A.  Wa^iiei-,  Volkswiitliscliaftslehre.     I.  36 
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absichtlich  die  historische  Bedingtheit  einer  Rechtsbildung 
auf  diesem  Gebiete  verkennen,  wenn  sie  aus  dem  Vorhandensein 
dieses  Eigenthums  jetzt  oder  bei  uns  und  ihrem  Fehlen  früher  oder 
anderswo  den  Schluss  ableiten,  dass  man  beliebig  bloss  durch 
Veränderung  des  Gesetzes  und  Staatszwang  das  Grundeigenthum 
abschaffen  dürfe.     (Vgl.  Abschn.  18,  §.  324  ff.) 

3)  Für  die  Untersuchung  ist  endlich  auch  noch  die  Institution 
des  privaten  Grundeigenthums  als  solche  und  die  Vertheilung 
des  Grundbesitzes  zu  unterscheiden.  Es  kann  sich  grade  bei  dieser 
Eigenthumskategorie  und  bei  einer  Hauptart  derselben,  wie  bei 
dem  sogen,  ländlichen  (agrarischen)  Grundeigenthum,  der 
Privatbesitz  ökonomisch  rechtfertigen  lassen,  während  die  Ver- 
theilung dieses  Besitzes  nach  ihrer  geschichtlichen  Begründung 
und  Entwicklung  und  nach  ihrer  jetzigen  ökonomischen  und  socialen 
Function  mehr  oder  weniger  der  Kritik  preisgegeben  werden  muss. 
Dies  darf  die  Nationalökonomie  nicht  übersehen ,  wie  umgekehrt 
der  Socialismus  nicht,  dass  die  Verwerfung  dieser  Vertheilung  nicht 
uothwendig  diejenige  der  Institution  selbst  in  sich  schliesst.  (Vgl. 
Abschn.  17,  §.  313  ff.) 

§.  309.  Die  Polemik  gegen  das  Grundeigenthum  unter- 
scheidet sich  von  derjenigen  gegen  andere  Rechtsinstitute  und 
Wirthschaftseinrichtungen,  z.  B.  von  der  Polemik  gegen  das  Kapital- 
eigenthum,  von  vorneherein  günstig  in  einem  wesentlichen  Puncte: 
sie  stützt  ihren  Angriff  nicht  nur  mit  principiellen,  aus  mehr  oder 
weniger  strittigen  Axiomen  abgeleiteten  Gründen  und  mit  ebenfalls 
controversen  Behauptungen  über  die  nachtheiligen  Folgen  der  an- 
gegriffenen Einrichtung,  sondern  zugleich  mit  historischen 
Gründen.  Im  Wesentlichen  führt  die  Kritik  den  Beweis  gegen 
das  private  Grundeigenthum  folgendermassen.^) 

1)  Die  üblichen  „Begründungen"  des  Eigenthums  sind  hier 
vollends  unzulänglich.  Unmöglich  kann  man  das  Grundeigenthum 
unmittelbar  aus  der  menschlichen  Natur,  nach  der  ersten  oben 
geprüften  Eigenthumstheorie,  ableiten  wollen:  von  allen  anderen 
Gegengründen  abgesehen,  welche  sämmtlich  hier  noch  mehr  als 
bei  anderem  Privateigenthum  zutreffen,  schon  deshalb  nicht,  weil 
diese  Ansicht  mit  den  unbestreitbarsten  Thatsachen  in  Widerspruch 
stände.    Die  erste  Besitzergreifung  vermag  ebensowenig  ein 


^)  Ich  halte  mich  bei  liiescr  Darlegung  vornemlich  an  die  Beweisführung  der 
internationalen  und  nationalen  Socialdemokratie  iu  ihren  Partei-Organen  und  seitens 
ihrer  geistigen  Führer. 
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für  allemal  ein  Privateigenthum  an  einem  nur  in  beschränkter 
Menge  vorhandenen  Naturfactor,  welcher  für  die  menschliche 
Existenz  so  unentbehrlich  wie  der  Grund  und  Boden  ist,  zu  be- 
gründen, wenn  nicht  in  der  Consequenz  dieser  Begründung  die 
vitalsten  Interessen  der  Späterkommenden  preisgegeben  werden 
sollen.  Ohnehin  müsste  erst  das  Erbrecht  mit  einem  Eigenthums- 
recht  der  ersten  Occupanten  in  Verbindung  getreten  sein,  wenn  die 
Oceupation  den  Nachkommen  jener  ein  Eigenthumsrecht  am 
Boden  verleihen  sollte.  Die  Begründung  des  Eigenthums  auf  Arbeit 
trifft  jedenfalls  bei  einem  Naturfactor,  wie  der  Boden,  nicht  zu, 
den  die  Arbeit  nicht  schafft,  sondern  höchstens  urbar  und  produc- 
tiver  macht.  Eine  nothwendige  Consequenz  der  wirth sc  haft- 
lichen Natur  des  Menschen  kann  man  endlich  im  privaten  Gruud- 
eigenthum  auch  nicht  sehen,  weil  sonst  die  Institution  allgemein 
bestehen  müsste,  was  die  Geschichte  widerlegt.     S.  §.  311  ff. 

2)  Wollte  aber  selbst  das  Grundeigenthum  durch  die  Occu- 
pationstheorie  oder  die  Arbeitstheorie  für  begründet  erachtet  werden, 
so  ist  ja  der  meiste  Boden  gar  nicht  im  Eigenthum  der  ersten  Occu- 
panten oder  der  Besteller  oder  deren  Erben  und  Rechtsnachfolger, 
sondern  im  Eigenthum  ganz  andrer  Personen,  grossentheils  solcher, 
welche  selbst  oder  deren  Vorfahren  und  Rechtsvorgänger  ihn  den 
ersten  oder  früheren  Besitzern  mit  rechtswidrigen,  oft  mit  gewalt- 
thätigen  Mitteln  entzogen  haben.  Unter  dem  Einfluss  des  heutigen 
Wirthschaftsrechts  geht  dieser  „Enteignungs-  und  Enterbungsprocess*' 
der  ursprünglichen  Besitzer  aber  auch  jetzt  noch  in  formell-rechtlich 
oft  kaum  anzugreifender  Weise  weiter.  Hier  wird  also  aus  der 
Vertheilung  des  Grundbesitzes  ein  Grund  gegen  die  Institution 
genommen.     S,  §.  313  ff.  (Abschn.  17). 

3)  Wenn  sich  auch  Privateigenthum  an  beweglichen  Gütern 
und  darunter  an  Kapitahen  allgemein  und  von  jeher  fast  aus- 
schliesslich findet  und  insofern  die  Forderung  einer  Abschaffung 
desselben  begründeten  Einwänden  begegnen  mag,  weil  sie  gegen 
alle  Geschichte  verstösst,  so  ist  das  private  Grundeigenthum  ge- 
schichtlich nachweisbar  fast  überall  erst  an  die  Stelle  von  anderen 
Eigenthumsordnungen  getreten.  Insbesondere  ist  es  aus  einem 
Gesammt-  oder  Gemein  eigenthum  von  Gemeinschaften,  wie 
dem  Volke,  dem  Geschlecht,  der  Dorfschaft,  der  Siedelungsgemeinde 
hervorgegangen,  wo  regelmässig  ursprünglich  blosse  Nutzungs- 
rechte der  Einzelnen  oder  der  Familien  an  gewissen  Theilen  des 
Bodens  bestanden  und  auch  diese  Nutzung  selbst  öfters  eine  gemein- 

•6ii* 
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same  war.  Statt  des  reinen  Individualeigenthums  hat  auch  wohl 
ein  Familieneigenthum  bestanden.  Angesichts  dieser  Thatsachen 
kann  also  nicht  von  der  Unmöglichkeit  und  nicht  einmal,  wenig- 
stens nicht  wohl  allgemein,  von  der  Unzweckmässigkeit  einer 
Abschaffung  des  Privateigenthums  am  Boden  die  Rede  sein,  was 
gegen  die  gleiche  Forderung  hinsichtlich  des  Kapitals  geltend  ge- 
macht zu  werden  pflegt.     S.  u.  Abschn.  18,  §.  324  if. 

4)  Als  nach  geschichtlicher  Erfahrung  möglich  und  jedenfalls 
unter  Umständen  ökonomisch  zweckmässig  zugegeben  muss  die 
Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  aber  auch  principiell 
gefordert  werden.  Denn  dasselbe  ist  eine  ungerechtfertigte  Usur- 
pation, wenigstens  in  den  meisten  und  praktisch  wichtigsten 
Fällen,  d.  h.  in  allen  denjenigen,  wo  es  sich  nicht  um  das  kleine 
bäuerliche  Grundeigenthum  handelt,  das  die  Besitzer  oder  deren 
Rechtsvorgänger  und  Vorfahren  selbst  urbar  gemacht  haben  und 
noch  bebauen.  Dieses  private  Grundeigenthum  fungirt  ferner  volks- 
wirthschaftlich  und  socialpolitisch  überwiegend  ungünstig.  Es 
entzieht  den  Nichtbesitzern  eine  indispensable  Productions- 
bedingung,  ja  eine  wahre  Existenzbedingung,  wenn  man 
sich  die  letzten  Consequenzen  einer  vollständigen  privaten  Aneig- 
nung des  Bodens  und  der  Constiluirung  eines  absoluten  Eigen- 
thumsrechts  an  demselben  vergegenwärtigt.^)  Es  dient,  auch  wenn 
man  soweit  nicht  geht,  als  ein  Mittel  der  socialen  Ueber macht 
und  dadurch  oft  und  leicht  der  ökonomischen  Ausbeutung 
allen  Denjenigen  gegenüber,  welche  Boden  für  ihre  Productions- 
zwecke,  für  die  Ausübung  ihrer  Arbeit  oder  selbst  nur  für  ihren 
Aufenthalt  (Wohnung)  bedürfen.  Es  ist  in  besonders  bevorzugtem 
Maasse  die  Quelle  von  Renteneinkommen  (Grundrenten) 
und  das  Mittel  zum  Bezug  von  blossen  Conjuncturengewinnen, 
also  in  beiden  Fällen  von  ökonomisch  nicht  verdientem 
Einkommen,  d.  h.  einem  solchen,  welches  weder  auf  eine  Arbeit 
noch  auf  eine  Sparthätigkeit   des  Eigenthümers,   sondern  auf  das 

^)  Man  denke  an  die  Wolinungs-  oder  M i e t li Verhältnisse  unserer  ineisten 
Grossstädte,  Verhältnisse,  welclie  mit  dem  privaten  Grundeigenthum  und  seiner  eigen- 
thümlichen  Wirkung  in  den  Städten  enge  zusammenhängen.  Hier  wird  die  erste 
Existenzbedingung  fiir  den  Menschen,  das  Innehaben  eines  Stand-  oder  Aufenthaltsorts 
für  seine  Person  selbst,  unterbunden.  Es  ist  schon  die  Idee  aufgetaucht  —  in  Wien 
soll  ein  Versuch  zu  ihrer  Verwirklichung  vorgekommen  sein  — ,  Miethwohnungen 
durch  eine  Art  Vormiethgeschäft  zur  Verfügung  einer  Hand  zu  bringen  und  sie  dann 
aus  dem  Markte  zu  halten,  um  höhere  Preise  zu  erzielen.  Eine  Verallgemeinerung 
einer  solchen  Speculation  könnte  es  sehr  drastisch  zum  Bewusstsein  bringen,  dass  in 
der  That  förmlich  die  Existenz  des  Einzelnen  durch  das  private  Grundeigenthum  ge- 
fährdet werden  kann. 
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blosse  Eigenthumsrecht,  den  blossen  Besitz  als  solchen 
zurückzuführen  ist  (s.  §.  312).  Es  widerstreitet  hierdurch  jener 
nationalökonomischen  Forderung  der  Schule  der  freien  Concurrenz 
selbst  direct,  dass  das  Einkommen  eines  Jeden  durch  seine  indivi- 
duelle Thätigkeit  verdient  sein  soll.  Das  private  Grundeigenthum 
wird  somit  einer  der  mächtigsten  Factoren  bedenklicher,  in  keiner 
Weise  in  diesem  Umfange  gebotener  Ungleicliheit  des  indivi- 
duellen Einkommens  und  dadurch  socialer  Ungleichheit. 
Insoferne  ist  es  als  eine  der  wichtigsten  Ursachen  der 
ökonomischen  und  socialen  Nothstände  unserer  Staaten 
zu  bezeichnen.    S.  Abschn.  19,  §.  340  ff. 

Aus  allen  diesen  Gründen  muss  es  beseitigt,  und  darf  nur  ein 
G  e  m  e  i  n  eigenthum  der  Staatsgesellschaft  mit  Gemeingenuss  (Ge- 
meinbenutzung) oder  höchstens  mit  privaten  Nutzungsrechten  (§.  326) 
zugelassen  werden. 

§.  310.  Diese  Kritik  des  Grün  deigen thums  ist  in  vielen  Puncten 
gerechtfertigt  und  unwiderleglich.  Aber  sie  ist  es  doch  nicht  in 
allen  Puncten  und  im  Einzelnen  auch  wieder  nicht  für  alles 
Grundeigenthum,  sondern  nur  für  bestimmte  Kate  gor  ieen 
desselben,  ferner  auch  nicht  für  alle  Zeiten  und  überall,  sondern 
nur  unter  bestimmten  geschichtlichen  Verhältnissen  der 
Volkswirthschaft  und  des  gesammten  Volkslebens.  Oder  m.  a.  W. 
die  Kritik  generalisirt  in  ihren  Deductionen  und  Schlüssen 
zu  sehr. 

Wenn  die  Kritik  aber  selbst  noch  in  umfassenderem  Maasse 
zutreffen  würde,  als  es  zugegeben  werden  kann,  so  würde  doch 
das  praktische  Postulat,  welches  von  ihr  gezogen  wird,  die 
grundsätzliche  Beseitigung  des  Privateigen  thums  am 
Boden,  erst  als  richtig  anzuerkennen  sein,  nachdem  der  Beweis 
der  allgemeinen  Durchführbarkeit  dieser  Forderung 
geführt  wäre.  Es  müsste  also  erst  gezeigt  werden,  dass  auch 
ohne  jene  Institution  die  Interessen  der  Gemeinschaft,  der  ganzen 
Volkswirthschaft  an  einer  richtigen  Verwendung  des  Grund  und 
Bodens  zu  allen  den  verschiedenen  Zwecken  des  Wirthscliaftslebens, 
welchen  er  dient,  oder  m.  a.  W.  dass  das  volkswirthschaft- 
licheProductionsinteresse  genügend  wahrgenommen  werden 
könnte.  In  diesem  Puncte  erweist  sich  nun  bisher  die  Polemik 
gegen  das  Grundeigenthum  ebenso  wie  die  übrige  socialistische 
Polemik  zu  einseitig  kritisch  und  negativ.    Ihre  praktische 
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Forderung  hinsichtlich  des  Verkehrsrechts  ist  eben  deshalb,  wenigstens 
in  dieser  Allgemeinheit,  von  vornherein  zu  beanstanden. 

Auch  die  vielleicht  sehr  zutreifende  Kritik  einzelner  Arten 
des  Glrundeigenthums ,  —  z.  B.  des  städtischen,  besonders  gross- 
städtischen, des  ländlichen,  nicht  selbst  vom  Eigenthünier  bewirth- 
schafteten  Grossgrundbesitzes,  gewissen  Bergwerkbodens,  wie  der 
Kohlenlager,  des  Waldbodens,  des  Wegebodens  (Eisenbahnen),  — 
berechtigt  immer  erst  zu  der  Forderung  einer  Abschaifung  des 
Privateigenthums  an  einer  solchen  speciellen  Bodenart,  wenn  und 
soweit  der  Beweis  geführt  worden  ist,  dass  das  volks- 
wirthschaftliche  Interesse  wenigstens  in  diesem  Falle  auch 
ohne  das  Privateigenthum  am  Boden  ausreichend  befriedigt 
werden   kann. 

Hinsichtlich  solcher  positiver  Nachweise  hat  sich  die 
Polemik  gegen  das  Gruudeigenthum  die  Aufgabe  gewöhnlich  viel 
zu  leicht  gemacht.^'')  Es  muss  erst  noch  untersucht  werden, 
ob  und  wie  ohne  Vermittlung  von  privaten  Eigen- 
thümern  der  Boden  seine  volks  wirthschaftliche 
Function  erfüllen  kann,  ähnlich  wie  in  den  beiden  letzten 
Abschnitten  geprüft  werden  musste,  ob  und  wie  ohne  Vermittlung 
von  Privatkapitalisten  das  Nationalkapital  gebildet  und  verwendet 
zu  werden  vermag. 

Zu  behaupten  ist  nun  in  der  That,  dass  sich  wenigstens  bei 
einigen  Bo den kategorieen  und  für  bestimmte  geschicht- 
liche Phasen  der  Volkswirthschaft  und  der  technischen  Ent- 
wicklung ein  solcher  positiver  Beweis  zur  Ergänzung  des  kritisch 
negativen  gegen  das  private  Grundeigenthum  führen  lässt,  z.  B.  im 
Falle  des  Wald-  und  Wegeeigenthums.  Dann  ist  das  Verdi  et 
gegen  diese  Institution  in  den  bestimmten  concreten 
Fällen  als  wissenschaftlich  begründet  zu  erachten.  Die 
Nationalökonomie  hat  z.  B.  auf  Grund  vorliegender  Erfahrungen 
schon  lange  das  Staatsforsteigenthum  und  die  staatliche  Fürst- 
verwaltung nicht  nur  wegen  der  Mängel  des  privaten  und  zum  Theil 
auch  des  sonstigen  corporativen  Waldbesitzes  imd  der  privaten 
Forstwirthschaft  in  unseren  heutigen  Culturstaaten  empfohlen,  sondern 
sogar  wesentliche  ökonomisch-technische  Vorzüge  für  die 
erstere  Gestaltung  des  Eigenthums  und  der  Wirthschaft  nach- 
gewiesen.   Darin  muss  ein  vollgiltiges  Verdict  gegen  den  Privatwald 

*")  Dies  gilt  namentlich  auch  von  der  Verhandlung  der  Frage  in  dem  inter- 
nationalen Arbeitercongress.    Vgl.  meine  Abschaffung  S.  4  ff. 
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gefunden  werden.")  Aber  so  liegt  die  Sache  nicht  bei  allen  anderen 
Bodenkategorieen  und  jedenfalls  ist  die  Frage  für  dieselben  noch 
nicht  genügend  untersucht  worden  und  daher  noch  nicht  spruchreif. 

Die  unbefangene  "Würdigung  der  Polemik  gegen  das  private 
Grundeigenthum  fordert  jedoch  bereits  das  Zugeständniss,  dass 
schon  die  bisherige  Geschichte  und  die  heutige  Praxis  und  die  aus 
ihnen  abstrahirende  uationalökonomische  Wissenschaft  der  häufig 
so  einseitig  verurtheilten  Forderung  des  Socialismus  grade  hin- 
sichtlich des  Grund  und  Bodens  auf  halbem  Wege  entgegenkommeu. 
Nicht  das  Ob,  sondern  nur  das  Wie  weit  und  das  Wann,  Wo 
und  Wie  ist  in  Bezug  auf  diese  Forderung  noch  strittig. 

Bei  der  Prüfung  der  Kritik  des  Grundeigenthums  ist  dann  be- 
sonders zu  beachten,  ob  und  wie  weit  bereits  ein  positiver 
Nachweis  für  die  Entbehrlichkeit  des  Privateigenthums 
am  Boden  geführt  werden  kann. 

§.  311.  Am  Meisten  berechtigt  erscheint  diese  Kritik  zunächst 
in  dem  ersten  Puncte  (§.  309,  N.  1),  in  der  Abweisung  der 
üblichen  Begründungen  desEigenthums  bei  dem  Öpecial- 
fall  des  Grundeigenthums,  j  edoch  mit  zwei  Einschränkungen. 

Die  ZurückführuDg  auch  des  Grundeigenthums  auf  die  Arbeit 
ist  einmal  nicht  so  einfach  und  unbedingt  mit  der  Anerkennung 
des  Bodens  als  eines  Naturfactors  widerlegt.  Sodann  wird  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  des  privaten  Grundeigenthums,  wie  schon 
bei  der  generellen  Kritik  der  Arbeitstheorie  hervorgehoben  wurde 
(§.  268),  nachweisbar  von  dem  Princip  beherrscht,  grade  durch 
Gewährung  von  Privateigenthumsr echten  am  Boden 
das  wirthschaftliche  Selbstinteresse  des  Bebauers  zu  be- 
friedigen, um  für  die  Gemeinschaft,  für  die  Volkswirth- 
schaft  eine  möglichst  vollkommene  Bodenbestellung  zu  erreichen 
(§.  324  fif.).  Insofern  kann  man  Gesichtspuncte  der  Arbeitstheorie 
und  der  natürlich-ökonomischen  Theorie  im  Rechte,  welches  Privat- 
eigenthum  am  Boden  gewährt,  anerkannt  finden.  So  wird  denn 
auch  umgekehrt  wohl  das  private  Grundeigenthum  als  ein  Beleg 
für  die  Richtigkeit  dieser  beiden  Theorieen  zur  Begründung  des 
Eigenthums  betrachtet.  Die  Kritik  des  privaten  Grundeigenthums 
lässt  gleich  hier  vielfach  den  positiven  Nachweis  zu  sehr  vermissen, 
ob  ohne  Privateigenthum  eine  für  die  volkswirthschaftlichen  Be- 
dürfnisse genügende  Bodenbebauung  möglich  oder  nur  wahrscheinlich 

")  !?äheres  in  Rau- Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.  168  ff.;  Leo,  über  d.  Beibehalt, 
u.  Yeräuss.  d.  Staatswald.  Stuttg.  1S70.  - 
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sei,  wenn  der  Sporn  des  eigenen  Interesses  des  Eigenthümers  fehlt 
und  die  erforderliclie  Arbeit  von  Fremden  erfolgt. 

Ein  reiner  Naturfactor  ist  der  wirthschaftlicli  benutzte 
Boden  nun  allerdings  selbst  in  primitiven  Verhältnissen  des  Wirth- 
schafts-  und  Volkslebens  und  vollends  schon  auf  den  ersten  Stufen 
des  Ackerbaus  nicht.  Denn  nur  in  Verbindung  mit  Arbeit 
und  Kapital  vermag  er  einen  Ertrag  oder  Nutzungen  zu  gewähren. 
Selbst  der  Boden,  welcher  zur  blossen  Aneignung  trennbarer  Natur- 
stoffe dient,  giebt  diese  Stoße  nur  her  gegen  die  Arbeit  des  Sammeins 
der  Früchte,  des  Jagens,  Fischeus,  des  beaufsichtigten  Viehweidens 
u.  s.  w.  und  z.  Th.  muss  dieser  und  ähnlicher  Boden,  wie  der 
Bergwerksboden,  selbst  der  bloss  als  Standort  dienende  Boden  mit 
künstlichen  Einrichtungen  versehen  werden,  d.  h.  Kapital  und  Arbeit 
zugewendet  erhalten,  um  die  Stoffe  und  Nutzungen  gewinnen  zu 
können.  Noch  mehr  gilt  dies  von  allem  agrarischen  Boden,  auch 
bei  den  einfachsten,  extensivsten  Wirthschaftssystemen ,  z.  B.  in 
Betreff  der  Arbeit  des  Säens,  der  Vorbereitung  des  Bodens  dafür 
und  der  Verwendung  des  Saatkorns.  Und  ähnlich  in  allen  andren 
Fällen.  Je  mehr  Ertrag  dann  vom  Boden  verlangt  wird,  je  tech- 
nisch vollendetere  höhere  Leistungen  gewisse  Bodenarten,  z.  B.  der 
Wegeboden  für  den  Transport,  der  als  Standort  dienende  Boden 
für  die  Bereitstellung  von  Wohnungsraum,  gewähren  sollen,  desto 
mehr  Arbeit  und  Kapital  muss  sich  mit  dem  Boden  verbinden,  oder, 
mit  einem  landwirthschaftlich-technischen  Ausdrucke  bezeichnet,  der 
sich  jedoch  auf  alle  Bodenarten  oder  Arten  der  Bodenbenutzung 
anwenden  lässt  und  somit  ein  allgemeines  Princip  der  Boden- 
bebauung Ibrmulirt^-):  desto  intensiver  muss  der  Boden  bebaut 
werden,  um  auf  gleicher  Fläche  einen  grösseren  Ertrag,  grössere 
und  bessere  Leistungen  und  Nutzungen  zu  erzielen. 

•  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  vom  volkswirthschaftlichen 
Standpuncte  aus  eine  solche  Rechtsordnung  für  den  Boden 
und  seine  Benutzung  verlangt   werden  muss,   welche  die 

*^)  Dies  ist  meistens  imbeachtet  gebliebeu  und  daher  der  Ausdruck  „extensiver 
und  intensiver  Bodenbau"  nur  in  Bezug  auf  den  landwirthschaftlich  be- 
nutzten Boden  üblich.  Indessen  bei  allen  anderen  Bodenbenutzungen,  besonders  deutlich 
beim  Wege-,  Berg-,  Häuserbau,  kommt  dasselbe  Princip  zur  Geltung.  Um  dies  zu 
betonen  und  damit  die  innere  ökonomisch-technische  Verwandtschaft  aller  nach  der 
Benutzung  unterschiedenen  Bodenarten  hervortreten  zu  lassen,  ist  eine  Verallgemeinerung 
des  Sinnes  jenes  technischen  Ausdrucks  -wichtig.  Eine  Anwendung  anf  das  Eisen- 
bahnwesen machte  ich  schon  in  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.  246  (S.  562  d. 
6.  Ausg.):  Relativität  der  extensiven  \ind  intensiven  Eisenbahnbausysteme,  wie  der 
^ckerbausysteme. 
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den  jeweiligen  Verhältnissen  und  den  Zwecken  des  Bodens 
entsprechende  richtige  Hineinwendung  von  Arbeit  und 
Kapital  in  den  Boden  oder  die  richtige  Intensivität  der 
Bodenbebauung  am  Besten  verbürgt,  damit  die  verschieden- 
artigen Bedürfnisse  der  Volkswirthschaft ,  bei  deren  Befriedigung 
der  Boden  mitwirken  muss,  wirklich  befriedigt  werden. 

Die  Anhänger  des  privaten  Grundeigenthums  behaupten  nun, 
dass  diese  beste  Bürgschaft  iu  dieser  Institution  liege.  Das 
wird  von  ihnen  im  Ganzen  mindestens  theilweise  in  der  Ver- 
gangenheit für  das  ländliche  bäuerliche  Grundeigenthum  wohl 
erwiesen  (§.  324  ff.),  indessen  damit  noch  nicht  allseitig  ge- 
nügend begründet  (§.  340  ff.j.  Die  Gegner  des  Privateigenthums 
haben  aber  den  Gegenbeweis  bisher  auch  nicht  geliefert.  Die  Unter- 
suchung muss  sich  also  auf  diesen  Punct  erstrecken. 

Zum  Theil  kann  dabei  zu  Gunsten  des  Privateigenthums  schon 
mit  der  bekannten  allgemeinen  Wirksamkeit  des  wirthschaftlichen 
öelbstinteresses ,  das  bei  dem  Privateigeuthümer  am  Meisten  zur 
Geltung  kommt,  argumentirt  werden.  Vornemlich  muss  aber  die 
Erfahrung  mittelst  geschichtlicher  und  statistischer  Beobachtung 
zu  Rathe  gezogen  werden,  wobei  dann  namentlich  wieder  die  ein- 
zelnen Bodenkategorieen  aus  einander  zu  halten  sind.  Es  ergiebt 
sich  aus  einer  solchen  Untersuchung  jedenfalls  auch  die  volks- 
wirthschafdiche  (nicht  bloss  privatwirthschaftliche)  Zweckmässig- 
keit gewisser  Arten  des  privaten  Grundeigenthums,  wie  namentlich 
des  ländlichen  selbstbewirthschafteten  Klein-  und  Mittelgrundbesitzes 
unter  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen  des  Volks-, 
Staats-  und  Wirthschaftslebens.  Daraus  folgt  eine  relative  Recht- 
fertigung der  Rechtsinstitution  des  privaten  Grundeigenthums  und 
somit  wenigstens  eine  theilweise  Widerlegung  der  socialistischen 
Kritik.     Vgl.  Abschu.  18. 

§.  312.  Zur  Stützung  des  privaten  Grundeigenthums  und  zur 
Widerlegung  der  socialistischen  Angriffe  auf  dasselbe  haben  seine 
Anhänger  aber  auch  den  Versuch  einer  speciell  national  öko- 
nomischen Beweisführung  für  die  Institution  gemacht.  Es  ist 
nemlich  behauptet  worden,  dass  der  Boden  als  blosser  Natur- 
factor  gar  keinen  wirthschaftlichen  Werth  habe  und  bloss 
als  solcher  seinem  Eigenthümer  kein  Einkommen  gebe. 
Er  verdanke  seinen  Werth  nur  der  Arbeit  und  dem  Kapital, 
welches  in  ihn  gesteckt  sei.  Der  Ertrag  (Reinertrag  hier  oder 
Rente)  des  Bodens  sei  nicht  ein  Einkommen,   das   der  Boden, 
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sondern  nur  ein  solches,  das  die  ihm  zugeführte  Arbeit  und  das 
verwendete  Kapital  gebe.  Niemand  könne  eben  deswegen  das 
G r u n d eigenthum  als  solches  angreifen.'^)  Diese  Doctrin  wird 
erst  im  2.  Theile  des  Lehrbuchs  und  zwar  in  der  Grund r enten- 
lehre  genauer  zu  untersuchen  sein.^*)  Hier  genügt  die  Bemerkung, 
dass  jene  Lehre  in  der  Allgemeinheit,  wie  sie  aufgestellt  wird, 
unhaltbar  und  demnach  die  Schlüsse,  welche  aus  der  betreifenden 
Auffassung  des  Bodens  für  die  „Begründung"  und  Rechtfertigung 
des  privaten  Grundeigenthums  gezogen  werden,  falsch  sind. 
Denn  das  private  Grundeigenthum  als  solches  liefert  seinem 
Eigenthümer  vielfach  und  in  bevorzugtem  Grade,  verglichen  mit 
allem  anderen,  besonders  dem  Kapitaleigentimm,  Renten  (Grund- 
renten) und  Co njunctu rengewinne,  welche  jedenfalls  er, 
der  Eigenthümer,  durch  keine  von  ihm  speciell  ausgehende  Thätig- 
keit  ökonomisch  verdient  hat.  Die  Grundeigenthumsinstitution 
greift  also  höchst  eigenthümlich  in  die  V  e  r  t  h  e  i  1  u  n  g  des 
Volkseinkommens  ein.  Zum  Beweis  reicht  hier  eine  kurze  Aus- 
führimg aus. 

1)  Dasjenige  Grundeigenthum,  dessen  Producte,  Leistungen  und 
Nutzungen  in  einem  gegebenen  Productionskreis  und  Absatzmarkt 
für  die  Befriedigung  des  Gesammtbedarfs  nothwendig  sind,  und 
welches  vor  anderen  Grundstücken  desselben  ökonomischen  Zwecks 
natürliche  Vorzüge  —  der  Fruchtbarkeit,  des  Reichthums  an  Mineral- 
stofFen,  der  Zugänglichkeit  für  die  Bebauung,  der  Geeignetheit  für 
den  bestimmten  Zweck,  dem  es  dienen  soll  u.  dgl.  m.  —  oder  Vorzüge 
der  Lage  besitzt  —  für  den  Absatz  der  hier  gewonnenen  Producte, 
für  den  Bezug  von  Stoffen  für  die  Production,  für  die  Wohnungs- 
verhältnisse der  Menschen  u.  s.  w.  —  gewährt  seinem  Eigenthümer 
nur  kraft  des  Eigenthumsrechts  im  freien  Verkehr  regel- 
mässig ein  Einkommen,  eben  die  Grundrente  (die  eigentliche 
oder  Differential-Grundrente  Ricardo-Thünen's).  Diesem 
kapitalisirten  Einkommen  entspricht  ein  Werth  des  Bodens,  über 
denjenigen  Werthbetrag  hinaus,  welcher  auf  die  in  dem  Boden 
fixirte  Arbeit  und  das  Kapital  noch  anzurechnen  ist.    Von  einer 


")  Vgl.  bes.  Bastiat,  harmon.  econ.  eh.  9  u.  13.  Carey,  Haudb.  K.  35. 
M.  Wirth,  Nat.-Oek.  4.  Aufl.  I,  284—323,  bes.  am  Schluss.  Darüber,  bez.  dagcgea 
Berens,  Dogmengesch.  d.  Grundrente,  S.  275  ff. 

")  S.  bes.  d.  Buch  v.  Berens,  Ricardo,  priuc.  eh.  2,  u.  dazu  Baumstark's 
Erläuter.  Kap.  6;  v.  Thüncn,  isol.  Staat,  I.  (3.  Aufl.  Berl.  1875);  Kau  I,  §.  206  ff; 
Röscher  I,  §.  149  ff 
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Zurückiührung  des  ganzen  Bodenertrags  und  Bodenwertbs  auf  die 
Arbeit  und  die  Kapitalverwendung,  welche  der  Grundeigenthümer 
oder  seine  Rechtsvorgänger  selbst  leisteten  oder  doch  anderen 
Leistenden  vergüteten,  kann  also  keine  Rede  sein.  Damit  wird  der 
Grundeigenthumskritik  Recht  gegeben,  wenn  dieselbe  die  „Arbeits- 
tbeorie^'  t'ür  die  Begründung  des  privaten  Gruudeigenthums  noch 
mehr  als  in  anderen  Fällen  für  ganz  unzureichend  erklärt. 

2)  Zu  demselben  Schluss  gelangt  man  bei  einer  Untersuchung 
des  werthsteigernden  Einflusses,  welchen  bei  fortschrei- 
tenden Völkern  die  Conjunctur  im  Grossen  und  Ganzen  dauernd 
grade  auf  das  private  Grundeigenthum  ausübt  (§.  78).  Die  ver- 
mehrte Nachfrage  nach  Producten  und  Nutzungen  des  Bodens  ist 
zunächst  die  Folge  allgemeiner  gesellschaftlicher  Ur- 
sachen: hier  grösserer,  reicherer,  mehr  städtisch  concentrirter 
Bevölkerung  u.  dgl.  m.  Diese  Nachfrage  steigert  den  Werth  jener 
Prodticte  und  Nutzungen  und  damit  indirect  —  durch  Vermittlung 
der  Grundrente  — ,  oft  schon  direct,  den  Bodeu'werth  dauernd 
unter  zwei  Voraussetzungen,  wenn  nemlich  entweder  der  vermehrte 
Bedarf  an  Producten  und  Nutzungen  nicht  in  Folge  einer  ent- 
sprechenden Entwicklung  der  Productionstechnik  au  Ort  und 
Stelle  auf  den  gleichen  Grundstücken  zu  denselben  Kosten 
wie  bisher  der  kleinere  Bedarf  gewonnen,  —  oder  aber  wenn  er 
in  Folge  einer  gleichzeitigen  ebenmässigen  Verbesserung  der  Commu- 
nicationsmittel  nicht  durch  Bezug  aus  der  Ferne  zu  dem  bis- 
herigen Kostensatze  gedeckt  werden  kann. 

a)  Die  erste  Voraussetzung  kann  sich  besonders  bei  Agrar- 
boden  erfüllen,  thut  dies  thatsächlich  hier  oftmals  bei  Fort- 
schritten der  landwirthschaftlichen  Technik,  aber  vermag  es  bei 
quantitativ  und  qualitativ  stark  gesteigertem  Productenbedarf  nicht 
leicht  beständig  zu  thun.  Bei  Boden,  welcher  als  Standort,  als 
städtischer  Wohnungsplatz  dient,  kann  sie  aber  aus  technischen, 
ökonomischen  und  socialen  Gründen  nur  in  sehr  engem  Umfange 
zutreffen. 

b)  Die  zweite  Voraussetzung  hat  eine  grosse  praktische  Be- 
deutung gegenüber  dem  Grund  und  Boden,  welcher  schwere,  volu- 
minöse, verhältnissmässig  wenig  werthvolle  Producte  liefert  (Artikel 
von  „geringem  specifischen  Werthe",  §.  44),  daher  für  Agrar-, 
Forst-,  Bergwerksboden  u.  s.w.,  aber  doch  auch  hier  innerhalb 
der  sehr  bestimmten  Grenzen,  welche  grade  dem  Erfin- 
dungsgeiste im  Communications-  und  Transportwesen  durch  die 
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Natur  der  Dinge  oder  durch  rein  physikalische  Gründe  ^^)  selbst 
gezogen  sind  und  welche  praktisch  nach  der  Natur  des  Landes 
und  nach  den  ökonomischen  Verhältnissen,  wie  z.  B.  der  Grösse 
und  Verfügbarkeit  des  Nationalkapitals,  noch  viel  enger  sind. 
Gegenüber  Boden,  dessen  Producte  (z.  B.  Wasser!)  und  namentlich 
dessen  Nutzungen,  besonders  zu  städtischen  Wohnungszwecken,  in 
der  Hauptsache  an  Ort  und  Stelle  consumirt  werden  müssen, 
hat  auch  die  grossartigste  Verbesserung  der  Communicationsmittel 
angesichts  der  nicht  nur  wegen  der  Kosten,  sondern  wegen  des 
Zeitverlusts  und  der  Beschwerde  so  schwierigen  Trans- 
portirbarkeit  des  Menschen  selbst  doch  nur  eine  untergeord- 
nete Bedeutung.  Eben  deshalb,  wenn  auch  zeitlich,  örtlich  und 
nach  ökonomischen  Bodenkategorieen  sehr  ungleich,  im  Grossen 
und  Ganzen  ein  steigender  Werth  der  Bodenproducte  und 
Nutzungen  und  des  Bodens  selbst,  zumeist  wohl  des  städti- 
schen Bodens,  unter  dem  Einfluss  der  Conjunctur  vermehrter 
und  reicherer  Bevölkerung,  also  auch  grösserer  Gesammtproduction. 
Und  eben  deshalb  die  Unanwendbarkeit  der  Arbeitstheorie  auf 
das  private  Grundeigenthum ,  worin  der  Kritik  des  letzteren  Recht 
zu  geben  istJ^) 


17.  Abschnitt. 
I.    Die  Ausdehnung-  des  Privateigenthuras. 

B.    Das  private  Gruudeigen thum,  Fortsetzung.     Kritik  der 
Vertheilung  des  Grundbesitzes. 

§.  313.  Der  zweite  Punct  der  Kritik  des  privaten  Grund- 
eigenthums  (§.  309,  N.  2)  betrifft  die  Vertheilung  besonders  des 
ländlichen  Grundbesitzes.  Hier  wird  aus  der  geschichtlichen 
Entwicklung  und  der  gegenwärtigen  Fortdauer  einer  ungünstigen 
und  ungerechten  Vertheilung  des  Grundbesitzes  ein  Grund  zur  Ver- 
werfung der  Institution  abgeleitet.  Dieser  Punct  spielt  eine  grosse 
Rolle  in  der  Beweisführung  unserer  deutschen  wissenschaftlichen 
iSocialisten  und  bei  der  Agitation  unserer  europäischen  Social- 
demokratie  gegen  die  Institution.  Die  Argumentation  ist  etwa 
die  folgende. 


^^)  Wie  dies  vortrefflich  entwickelt:  Engel,  preuss.  stat.  Ztschr.  1864,  S.  113  ff". 
'*)  S.  0.  §.  78,  Anin.  lU   und  überhaupt  dort  den  Abschnitt  von  der  Conjunctur 
§.  76  —  81. 
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1)  Unter  dem  Hinweis  auf  die  Bilduugs-  und  Entwicklungs- 
geschichte besonders  des  ländlichen  Grossgrundbesitzes,  namentlich 
in  Grossbritannien  und  Irland/)  indessen,  wenn  gleich  in  geringerem 
Grade,  auch  auf  dem  Continent,  in  Theilen  Deutschlands  u.  i.  a. 
L. ,  ^)  wird  zunächst  ein  grosser  Theil  des  heutigen  privaten 
Grundeigenthums  grade  wegen  seiner  (wirklichen  oder  ver- 
meintlichen) unrechtmässigen  geschichtlichen  Entstehung 
angegriffen  und  für  die  Gesammtheit,  das  Volk,  oder  gar  die  Mensch- 
heit, deren  „unveräusserliches  Gemeingut"  der  Boden  sei,  zurück- 
gefordert. „Kein  Raubgut  wird  durch  Verjährung  „„rechtmässiges"" 
Eigenthum  und  kann  ebensowenig  durch  Schenkung  oder  Verkauf 
(oder,  wie  man  folgerichtig  hinzufügen  muss:  Vererbung)  recht- 
mässiges Eigenthum  eines  Anderen  werden."^)    (§.  315 — 317.) 

2)  Auch  heute  aber  geht  nach  dieser  Auffassung  der  Process 
der  Enteignung  und  Enterbung  der  Erben  der  ursprünglichen  Be- 
sitzer und  Bebauer,  welche  letzteren  doch  wenigstens  durch  die 
erste  Occupation  und  durch  Verwendung  ihrer  Arbeit  auf  den  Boden 
noch  eher  eine  Art  Rechtsanspruch  auf  dessen  Besitz  hätten,  immer 
weiter  vorwärts.  Denn  ökonomisch  und  technisch  vermöge  dieser 
ursprüngliche,  noch  halbwegs  legitime  Kleingrundbesitz  die  Con- 
currenz  mit  dem  intelligenter  verwalteten,  kapitalreicheren  Gross- 
grundbesitz nicht  auszuhalten.  Auch  hier  siege  der  Grossbetrieb. 
Das  mächtige  Privatkapital,  das  doch  selbst  nur  unrechtmässig  den 
Arbeitern  vorenthaltener  Lohn  sei  (§.  303),  setze  mit  allen  Mitteln 
des  kapitalistischen  Productions-  und  Verkehrssystems,  welche  das 
moderne  Wirthschaftsrecht  des  Systems  der  freien  Concurrenz  ge- 
statte, das  Werk  fort,  das  einst  die  Grossen  und  Mächtigen,  die 
Grund-  und  Frohnherren  dem  Kleingrundbesitz,  den  Bauern  und 
ihren  Dorfmarken  gegenüber  mit  so  grossem  Erfolge  begonnen  und 
schon  weit  genug  durchgeführt  hätten.    Wo  also  hie  und  da  selbst 


*)  S.  Marx.  Kapital.  S.  701  ff.  Vgl.  L.  de  Lavergne,  essai  sur  lecon.  rur. 
de  l'Anglet.,  (3.  ed.  Par.  18.58)  eh.  7;  Koscher  II,  §.  103.  —  üebcr  Schottland: 
Conrad  in  Hildebr.  Jahrb.  lS7t>,  XXVI,  50  fl'.  (mit  Benutzung  des  Blaubuchs:  Scot- 
land.  Owners  of  lands  a.  heritages  1S72 — 73).  —  üeber  die  Grundeigcnthumsverhält- 
nisse  Englands  ist  eine  neue  amtliche  Statist.  Arbeit  in  1870  erschienen  (mir  noch 
nicht  vorliegend). 

2)  Vgl.  Röscher  11,  B.  2  Kap.  8  (Grundcigeuth.  u.  Stände),  bes.  §.  103  in  d. 
Anm.  über  Bauernlegen.  Rau,  Volkswschpolit.,  §.  47a,  §.  70  II'.  —  Näheres,  auch 
über  die  Literatur  der  Frage  und  über  die  Statistik  der  Vertheilung  des  Grundeigen- 
thums, gehört  in  d.  4.  Band  (Agrarpolitik). 

')  „Manifest  an  die  landwirthsch.  Bevölkerung",  dat.  Genf,  1809,  Centralcomiti 
der  Sectionsgruppe  deutscher  Sprache  der  Internationale.  S.  meine  Abschaffung  des 
Grundeigenthums  S,  7,  14. 
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nicht  frühere  Gewalt  und  Rechtswidrigkeit  der  Ursprung  des  jetzigen 
privaten,  besonders  des  grösseren  ländlichen  (und  forstlichen)  Grund- 
eigenthums  sei,  da  sei  dasselbe  schon  gegenwärtig  und  werde  es 
immer  mehr  aus  denselben  Gründen  verwerflich,  aus  welchen  das 
Privatkapital  dies  sei.  Ja  selbst  noch  in  höherem  Grade  als  dieses : 
denn  vielfach  gelange  das  Privatkapital  dank  dem  heutigen  Wirth- 
schaftsrecht  nur  noch  durch  eine  Reihe  neuer  unlauterer,  wenn  auch 
vielleicht  (und  oft  genug!)  nach  dem  formellen  Recht  erlaubter, 
selbst  begünstigter  Praktiken  in  den  Besitz  des  Gruudeigenthums, 
wie  z.  B.  durch  wucherliche  Ausbeutung  der  Nothlage  der  bisherigen 
Besitzer,  durch  ein  falsches  und  der  Natur  des  Grundeigenthums 
unangemessenes  Verschuldungssystem  u.  dgl.  m.  (§.  318  ff.). 

3)  Diese  durch  und  durch  ungesunde  und  rechtswidrige  sociale 
und  ökonomische  Gestaltung  des  privaten  Grundeigenthums,  welche 
in  ihren  sich  unverkennbar  steigernden  schlimmen  Wirkungen  immer 
unerträglicher  werde,  sei  durch  gar  keine  Reformen  des  Rechts  und 
der  Wirthschaft  zu  beseitigen.  Denn  sie  sei  die  noth wendige 
Consequenz  des  ganzen  privatwirthschaftlichen  Systems  und 
seines  massgebenden  Rechtsprincips,  des  Privateigeuthums  an 
Productions mittein,  eines  Priucips,  das  recht  eigentlich  „fort- 
zeugend neues  Uebel  muss  gebären". 

§.  314.  In  dieser  Beweisführung  läuft  Wahres  und  Falsches 
in  ungewöhnlichem  Grade  durch  einander.  Ihre  Hauptfehler  sind 
oben  (§.  308)  schon  hervorgehoben  worden :  die  gewiss  in  einzelnen 
Ländern  theilweise  zutreffende  Kritik  der  heutigen  Vertheilung  be- 
sonders des  agrarischen  und  des  Forstbodens  wird  ohne  Weiteres 
auf  das  gesammte  private  Grundeigenthum  ausgedehnt;  die  un- 
günstige concrete  Sachlage  des  einen  Landes  in  Bezug  auf  die  Boden- 
vertheilung  wird  nicht  nach  ihren  specifischen  geschichtlichen  Ur- 
sachen in  diesem  Lande  untersucht,  sondern  kurzweg  auf  die  Ein- 
richtung des  Privateigeuthums  an  Productionsmitteln  zurückgeführt 
und  deshalb  für  jedes  andre  Land  unserer  Cultur  und  unseres 
Rechtes  als  mindestens  in  Zukunft  nothwendig  eintretend  prophezeit ; 
und  aus  der  (wirklich  oder  vermeintlich)  ungünstigen  Gestaltung 
der  Grundbesitzverhältnisse  wird  ein  Verdict  gegen  die  ganze 
Institution  des  Privateigenthums  am  Boden  abgeleitet. 

Namentlich  dieser  letztere  Schluss  ist  für  unsere  Untersuchung 
wichtig.  Er  würde  aber  offenbar  nur  dann  richtig  sein,  wenn  einmal 
die  allgemeine  Erfahrung  für  jene  ungünstige  Gestaltung  der 
Vertheilung  spräche  und  diese  wirklich  als  die  nothwendige  Wirkung 
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der  PrivateigenthumsiustitutioD,  nicht  nur  als  die  Wirkung  anderer 
freilich  öfters  eintretender  geschichtlicher  Umstände  und  der  Ge- 
staltung des  Grrundeigenthumsrechts  in  seinem  doch  der  Abänderung 
fähigen  Detail  (z.  B.  in  Betreff  der  Verschuldungsform  des  Grund- 
besitzes oder  des  Erbrechts  in  Bezug  auf  denselben)  anzusehen 
wäre.  Sodann  aber  und  mehr  noch,  wenn  eben  nicht  die  ursprüng- 
liche Entwicklung  von  Privateigenthum  am  Boden  sich  als  gesetz- 
mässige,  aus  der  Natur  der  Landwirthschaft  hervorgehende 
Folge  bestimmter,  an  die  Bodenbebauung  zu  stellender 
ökonomisch-technischer  Anforderungen  nachweisen  lassen 
sollte.  Ist  Letzteres  der  Fall,  so  beweist  doch  alles,  was  gegen 
die  Vertheilung  des  Grundbesitzes  und  gegen  die  Mittel  und  Wege 
vorgebracht  werden  kann,  durch  welche  sich  dieselbe  geschichtlich 
vollzogen  hat  und  noch  vollzieht,  noch  nicht  die  Verwerflichkeit 
der  ganzen  Institution  des  privaten  Grundeigenthums,  sondern  nur 
die  Reformbedürftigkeit  des  Grundeigenthumsrechts  und 
etwa  auch  anderer  Theile  des  Wirthschaftsrechts  und  höch- 
stens-die  Rechtmässigkeit  der  Forderung  einer  neuen  Regulirung 
des  geschichtlich  überkommenen  Grundbesitzes. 

§.  315.  So  liegt  die  Sache  in  diesem  zweiten  Punct  der  Kritik 
des  Grundeigenthums,  und  zwar  in  Betreff  beider  Theile  der  bezüg- 
lichen Beweisführung  (§.  313),  hinsichtlich  der  Kritik  der  ge- 
schichtlich überkommenen  Vertheilung  und  der  Kritik 
der  gegenwärtig  obwaltenden  Tendenz  in  der  Vertheilung 
des  Grundbesitzes  (§.  318  ff.). 

Kein  Zweifel,  dass  die  heutige  Vertheilung  des  Grundbesitzes, 
besonders  des  agrarischen  und  forstlichen,  in  unseren  Culturstaaten 
in  grossem  Umfange  ein  Product  der  Rechtswidrigkeit  und  Gewalt 
ist,  fortgeerbt  auf  heute  und  geschichtlich  entstanden  zu  einer  Zeit, 
da  es  an  einem  genügenden  staatlichen  Rechtsschutz  fiir  den  bäuer- 
lichen Kleingrundbesitz  und  für  die  ehemalige  freie  Dorfmarkver- 
fassung fehlte  und  die  Ausbeutung  der  Kleinen  durch  die  Grossen 
sich  in  den  mannigfachsten  Formen  vollzog.  Dieser  Process  wurde 
selbst  noch  fortgesetzt  bis  in  unsere  neuere  Zeit  hinein,  wo  zum 
Theil  auch  mangelhafte  Auslegung  der  bezüglichen  Rechtsverhält- 
nisse zwischen  dem  Grundherrn  und  seinen  Bauern,  unrichtige  Bei- 
legung eines  vollen  Privateigenthums  römisch-rechtlicher  Art  für  den 
Grundherrn  an  dem  Boden  seiner  Bauern  und  an  den  „Gemein- 
heiten", der  unvertheilten,  gemeinsam  benutzten  Weide,  die  Hand- 
habe  zur  Vertreibung   der  Bauern   oder  zur  Herabdrückung   der- 
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selben  in  die  Stellung  von  Zeitpächtern  oder  Tagelöhnern  und  zur 
Ausdehnung  der  Gutshöfe  und  des  Grossgrundbesitzes  gab  (eng- 
lisches ,,Clearing  of  the  estates'',  deutsches  „Bauernlegen"). 

Vielfach  ist  hier  in  unseren  west-  und  mitteleuropäischen 
Staaten,  wohl  nirgends  ärger  als  im  „freien"  England,  unverant- 
wortlich gegen  den  bäuerlichen  Grundbesitz  verfahren  und  bis  in 
verhältnissmässig  späte  Zeit,  in  Deutschland  bis  weit  in  das  18te 
und  selbst  noch  in  das  19te  Jahrhundert,  in  Grossbritannien  eigent- 
lich bis  in  unsere  unmittelbare  Gegenwart  hinein,  der  ländliche 
Kleinbesitzerstand  von  der  Staatsgewalt  den  grossen  Grundherren 
preisgegeben  worden.*)  Die  ursprünglich  freien  Dorfgemeinden 
waren  grossentheils  unter  die  Grundherrlichkeit  gerathen.  Wo  in 
„gemischten"  Gemeinden  freie  und  unfreie  Bauern  neben  einander 
Sassen,  sind  die  ersteren  mit  der  Zeit  meistens  ihrer  Freiheit  be- 
raubt, ihr  Grundbesitz  mit  Diensten  und  Lasten  belegt  worden.  Die 
Lage  aller  Bauern  und  Dörfer  wurde  derjenigen  der  schon  ursprüng- 
lich abhängigen  und  hörigen,  auf  Herrengrund  angesiedelten  immer 
ähnlicher.  Wo  selbst  die  grundherrlichen  Bauern  eigentlich  recht- 
lich nur  zu  bestimmten  Diensten  und  zur  Lieferung  von  Naturalien, 
einem  Antheil  ihres  Bodenertrags,  dem  Herrn  oder  dem  Herrenhofe 
verpflichtet  waren,  nicht  aber  bei  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
willkührlich  „ihrer  Stelle  entsetzt"  werden  durften  und  ihr  Haus 
und  Land  wenn  auch  nicht  zu  vollem  Eigenthum,  so  doch  zu  Nutz- 
eigenthum  oder  zu  einem  erblichen  Nutzungsrechte  besassen,  da 
sind  sie  dennoch  vielfach  von  ihrem  Herrn,  als  dem  „Obereigen- 
thümer",  von  Haus  und  Hof  vertrieben  worden.  Und  das  volle 
Eigenthum  an  den  Gemeinheiten  hat  sich  der  Herr  zu  verschaß'en 
gesucht.  Die  Staatsgewalt  aber  sah  zu  oder  die  landesherrlichen 
Gerichte  entschieden  im  Streitfalle  selbst  gegen  den  Bauern,  nicht 
aus  Parteilichkeit,  aber  in  falscher  Auslegung  des  geschichtlich 
überkommenen  Rechts,  etwa  mittelst  Einzwängung  germanischer 
Rechtsinstitute  unter  ganz  fremde  römisch-rechtliche  Begriffe.'')  Nicht 
anders  geschah  es  mitunter  mit  ursprünglich  persönlich  und  in 
Hinsicht  des  Grundbesitzes  freien  Bauern  und  Dörfern,  gewiss  oft 
auch  mit  solchen,  welche  früher  „freiwillig"  sich  einem  Grundherrn, 
besonders  der  Kirche  übergeben  hatten  (§.  203). 

*)  S.  bes.  Marx,  Kap..  S.  714  d'.;    Kosclier  11,  §.  10;{;   Kau,  Volkswschpol. 
§.  47a.  —  V.  Maurer,  (jesch.  d.  Dorfverfass.  pass.,  bes.  II,  l'JJ,  195  ft'. 
■')  Vgl.  V.  Maurer,  DoriVerfass.  II,  218  tf.;  Marx  a.  a.  0. 
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Hier  kann  mit  Fug  und  Recht  von  einer  „Enteignung''  und 
„Enterbung"  der  Erben  der  ursprünglichen  Besitzer  und  Bebauer 
gesprochen  werden.  Die  Formen,  in  welchen  diese  Vertreibung 
und  die  Zusammenlegung  des  Grossgrundbesitzes  erfolgte,  und  die 
Beweggründe,  welche  zu  diesen  Massregeln  führten,  sind  leider 
mitunter  geeignet,  den  Vorgang  noch  hässlicher  und  gehässiger 
erscheinen  zu  lassen.  Zwar  ist  der  hauptsächliche  Beweggrund 
nicht  nur  ein  p  r  i  v a t  wirthschaftlicher,  sondern  zugleich  ein  volks- 
wirthschaftlicher :  das  Bedürfniss  und  die  Zweckmässigkeit  eines 
veränderten  landwirthschaftlichen  Betriebs,  bei  veränderten  Bedürf- 
nissen nach  Bodenproducten,  anderen  Absatz  Verhältnissen,  Beides 
die  Folge  anderer  Bevölkerungsverhältnisse,  anderen  Volkswohl- 
stands, neuer  Communications-  und  Transportmittel  und  neuer 
Technik.  Aber  auch  sehr  egoistische  Ausbeutung  einer  solchen 
neuen  wirthschaftlichen  Conjunctur,  unter  Hinwegsetzung  über  die 
Interessen,  oft  über  die  Rechte  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  —  z.  B. 
im  Falle  der  Einziehung  der  bäuerlichen  Ländereien  zu  Weiden  für 
die  Viehherden  des  Herrn  —  selbst  ganz  frivole  Zwecke  des  per- 
sönlichen Vergnügens  und  des  Luxus  oder  das  speculative  Streben, 
die  Vergnügungssucht  anderer  reicher  Müssiggänger  auszunutzen  — 
z.  B.  im  Falle  der  Einrichtung  von  Jagdgründen  zur  eigenen  Be- 
nutzung des  Grossgrundbesitzers  oder  zur  Verpachtung  dieser  Län- 
dereien für  diesen  Zweck,  wie  in  Grossbritannien!  —  sind  vorge- 
kommen. Kein  Wunder,  dass  solche  Verhältnisse  dann  den  socialisti- 
schen  Kritikern  willkommene  Belege  für  ihre  Angriffe  und  Forderungen 
gegeben  haben.  Einzelne  crasse  Vorgänge  haben  sie  mit  Recht 
mit  zündenden  Worten  gebrandmarkt. ^) 

§.316.  Nur  in  gewissen  grossen  Grundzügen,  wie  sie 
im  Vorausgehenden  entworfen  wurden,  stimmt  indessen  die  Ent- 
wicklungsgeschichte des  ländlichen  Grundeigenthums ,  (wobei  das 
forstliche  hier  meistens  einzubegreifen  ist),  und  speciell  die  Bildungs- 
geschichte des  Grossgrundbesitzes  in  den  west-  und  mitteleuropäi- 
schen Staaten  überein.  Liesse  sie  sich  überall  genau  im  Einzelnen, 
Dorfschaft  für  Dorfschaft,  Gutshof  für  Gutshof  vom  früheren  Mittel- 
alter an  bis  auf  den  heutigen  Tag  verfolgen,  so  möchte  vielleicht 
das  Bild  noch  ungünstiger  und  nach  Ländern  und  Zeitaltern  noch 
gleichartiger  ausfallen.  Für  unsere  principielle  Frage  des  privaten 
Grundeigenthums  muss  man  sich  jedoch  vor  einer  zu  weit  gehenden 

*)  Vergl.  Marx  a.  a.  0.  S.  714  ff.  (das  berüchtigte  Beispiel  der  Gräfin  von 
Sutherlands). 

A.  Wagner,   Volkswiithscliai'tslehre.     F.  37 
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Generalisirung  der  Schlüsse,  welche  aus  den  skizzirten  Verhältnissen 
abzuleiten  sind,  hüten  und  zwar  in  doppelter  Weise:  einmal,  was 
die  Entstehung  allen  privaten  Grossgrundbesitzes  in  unseren  Staaten 
anlangt  und  sodann  in  Betreff  der  Gestaltung  des  Grundbesitzes  in 
den  verschiedenen  Ländern. 

1)  Ein  erheblicher  Theil  des  Grossgrundbesitzes  unserer  Staaten 
ist,  wenn  auch  meistens  nicht  erst  entstanden,  so  doch  vergrössert 
worden  durch  mehr  oder  weniger  rechtswidrige  und  gewaltsame 
Einziehung  von  Bauerstellen,  hie  und  da  von  ganzen  Dorfschaften. 
Indessen  ist  dies  keineswegs  die  einzige  und  thatsächlich  in  vielen 
Ländern  nicht  einmal  immer  die  hauptsächliche  Erklärung  der 
ungleichen  Vertheilung  des  Grundbesitzes. 

a)  Ein  Theil  des  Grossgrundbesitzes  früherer  und  selbst  noch 
heutiger  Zeit  ist  uralt,  ohne  dass  seiner  ersten  Entstehung  ein  solcher 
Makel  anklebt.  Schon  bei  der  ursprünglichen  Besitznahme  des 
Landes  durch  die  einwandernden  Völker,  z.  B.  die  germanischeu, 
ist  die  Vertheilung  des  Grund  und  Bodens  gewöhnlich  keine  gleich- 
massige  gewesen.  Die  Führer,  die  Grossen,  die  Edlen,  welche 
wir  unter  verschiedenen  Namen  und  in  etwas  verschiedener  Stellung 
bei  den  meisten  Völkern  finden,  wurden  bevorzugt.*)  Auch  hierbei 
etwa  wieder  von  Raub  und  Gewalt  zu  sprechen ,  ist  unzulässig, 
wenn  eben  nicht  die  ganze  frühere  Geschichte  der  Völker  mit  allen 
ihren  socialen  und  wirthschaftlichen  Wirkungen  soll  rückgängig 
gemacht  werden.  Ohne  Zweifel  haben  den  grösseren  Landzu- 
theilungen  an  Einzelne  und  Familien  auch  häufig  grössere  Leistungen 
der  letzteren  für  das  Volk  oder  den  Stamm,  z.  B.  im  Kriege,  ent- 
sprochen.^) 

b)  Man  könnte  von  Gewalt  gegen  die  früheren  Besitzer  und 
Beurbarer  des  Lands  reden  und  daraus  wieder  einen  Einwand 
erheben  wollen.  An  solcher  Gewalt  hat  es  nicht  gefehlt,  so  wenig 
bei  den  altrömischen  Landassignationeu  im  Feindesland,  als  bei 
den  Landvertheilungen  der  Germanen  in  den  römischen  Provinzen 
und  in  Italien.  Aber  allgemein  ist  auch  dies  der  Gang  der  Dinge 
nicht.  Denn  vielfach  haben  die  einwandernden  Stämme  und  Völker, 
z.  B.  in  Mitteleuropa,  in  Germanien,  Gallien,  Britannien  ein  wirklich 
noch  nicht  occupirtes,  jedenfalls  in  grossen  Strecken  noch  nicht 


')  Vgl.  G.  Waitz,  D.  Verf.  gesch.,  2.  Aufl.,  I,  104,  113,  114,  217.  Tacitus, 
(jcrin.  c.  26:  quos  (sc.  agros)  mox  inter  se  sccundum  dignationem  partiuntur. 

**)  Ebenso  wie  später  nicht  zu  vergessen  ist,  dass  dem  Grossgrundbesitz  manche 
besondere  öffentliche  Verpflichtungen  auferlegt  waren. 
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irgendwie  angebautes  Land  in  Besitz  genommen  und  unter  die 
Angehörigen  vertheilt,  —  haben  erst  diese  es  mit  ihrem  Schweisse 
gedüDgt  und  geurbart. 

c)  Wiederum  ein  andrer  Theil  unseres  Grossgrundbesitzes 
stammt  auch  aus  der  sorgsamen  Zusammenhaltung  und  allmäligen 
Vergrösserung  des  ursprünglichen  „gleichen  Landlooses",  aus  der 
Vereinigung  alter  Bauerhufen,  aus  zugelassenen  Rodungen  in  der 
gemeinen  Mark  u.  dgl.  m.  Neben  dem  freilich  massgebenden  Factor 
des  „Glücks"  sind  es  grade  in  diesen  Fällen  ökonomische  und 
sittliche  Momente,  welche  hier  eingewirkt  haben  und  bis  auf  die 
heutige  Zeit  nachwirken:  wirthschaftliche  Thatkraft,  Umsicht, 
Intelligenz,  Fleiss,  Sparsamkeit,  sittliche  Tüchtigkeit,  Massigkeit, 
Selbstbeherrschung,  gute  Familienzucht,  kurz  alle  jene  Eigenschaften, 
welche  gewiss  durchaus  nicht  der  einzige,  in  ganzen  Zeitaltern  viel- 
leicht nicht  der  hauptsächliche,  aber  stets  im  Wirthschaftsleben 
doch  ein  wichtiger  Factor  für  das  w^irthschaftliche  Gedeihen  oder 
Zurückgehen  einer  Familie  und  damit  für  die  ungleiche  Vertheiluug 
wie  alles  Vermögens,  so  auch  des  Grundbesitzes  sind.  Da  wurden 
denn  die  Mittel  wirthschaftlich  erworben,  die  verarmten  ehemaligen 
Genossen  „auszukaufen"  und  abermals  den  Eigen-  oder  Familien- 
besitz zu  vergrössern.  Und  wie  bei  den  Käufern  neben  dem  Glück 
doch  auch  sittliches  und  ökonomisches  Verdienst  oft  anzu- 
erkennen war,  so  nicht  minder  bei  den  Verkäufern,  den  „Enterbten" 
neben  dem  „Unglück"  auch  häutig  genug  sittliche  und  ökono- 
mische Schuld.^) 

d)  Endlich  haben  in  allen  diesen  Fällen  neben  den  Zufällig- 
keiten des  Erbgangs  freilich  auch  die  Verhältnisse  des  Erb- 
rechts und  wo  solches  die  reale  Erbtheilung  des  Bodens  und  die 
gleiche  Erbtheilung  unter  allen  oder  die  stärkere  Erbabfiuduug  der 
einzelnen  Kinder  gestattete  oder  bedingungsweise  verlangte,  da 
haben  die  Volks-  und  Familiensitten  hinsichtlich  der  Vererbung 
auf  die  thatsächliche  Vertheilung  des  Grundbesitzes,  auf  dessen 
grössere  Zersplitterung  unter  viele  Eigenthümer  oder  auf  die 
stärkere  Zusammenhaltung  zu  bedeutenderen  Eigenthumscomplexen 
mit  eingewirkt. 


*)  Wie  sehr  dgl.  nach  allgemeiner  Ucberzcngung  mitwirkt,  zeigt  die  Bcfilrcli- 
tung,  welche  man  so  vielfach  in  Kussland  hinsichtlich  der  Beseitigung  des  ländlichen 
Gemeineigenthums  hegt.  S.  meine  Abschali'.  S.  3  und  die  Citate  aus  den  Schriften 
von  V.  Haxthausen,  Schedo-Ferroti  u.  A.  m.     Dann  u.  in  Abschn.  18. 

37* 
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§.  317,  —  2)  Allerdings  ist  die  Geschichte  der  Entstehung  und 
Entwicklung  des  ländlichen  Grossgrundbesitzes  in  Mittel-  und  West- 
und  zum  Theil  auch  noch  in  Osteuropa  während  des  Mittelalters 
und  von  da  an  bis  zur  Gegenwart  im  Grossen  und  Ganzen  eine 
gleichartige.  Wir  finden  fast  überall  unter  mangelndem  staatlichen 
Rechtsschutz  den  Verfall  der  bäuerlichen  Freiheit,  „die  Grund - 
herrlichkeit  wird  das  Grab  der  dorfgenossenschaftlichen 
Freiheit"  (v.  Maurer)  bei  uns  und  anderswo  und  das  Feudal- 
system äussert  ziemlich  gleichmässige  Wirkungen.  Offene  Gewalt, 
falsche  Auslegung  des  Rechts,  Verschuldung  dient  allenthalben  dazu, 
den  Kleingrundbesitz  zu  zerstören,  ihn  in  dem  grossen  aufgehen 
zu  lassen,  wie  in  Grossbritannien  und  zum  Theil  im  nördlichen 
Deutschland,  oder  ihn  vom  städtischen  Kapital  direct  (in  der  Form 
des  Eigenthumsübergangs  und  der  Wiederverpachtung,  wie  in 
Italien)  oder  indirect  (in  der  Form  der  Verschuldung  an  den 
städtischen  Kapitalisten,  wie  bei  uns)  abhängig  zu  machen. 

Indessen  wirken  auf  die  Enteignung  und  Enterbung  der  Bauern 
und  die  Concentration  des  ländlichen  und  forstlichen  Grundeigeu- 
thums  in  wenigen  Händen  doch  immer  neben  diesen  allgemeinen 
andere  specielle  Ursachen  der  Zeit  und  des  Landes  ein.  Oder, 
was  vielleicht  noch  häufiger  ist,  jene  allgemeinen  Ursachen  äussern 
nach  den  specifischen  Zeit-  und  Landesverhältnissen  hier  einen 
stärkeren,  dort  einen  schwächeren  Einfluss.  Grade  hier  verallge- 
meinert die  socialistische  Polemik  zu  sehr.  Schon  im  Alterthum, 
wo  dieselbe  Tendenz  und  Erscheinung  der  Concentration  des  Grund- 
besitzes mit  ähnlichen  ökonomischen  und  socialen  Wirkungen,  wie 
in  einzelnen  modernen  Ländern  (England,  Schottland,  Irland)  wahr- 
genommen wird  —  latifundia  perdidere  Romam,  wie  Plinius 
sagt  —  sind  doch  in  Griechenland  und  in  Rom  und  Italien  wieder 
mancherlei  aparte,  in  den  coucreten  geschichtlichen  (ökonomischen 
politischen  u.  s,  w.)  Verhältnissen  liegende  Ursachen  wirksam,  zum 
Theil  wesentlich  verschieden  von   den   modernen  Gestaltungen.") 

•  ^0)  Vgl.  im  Allgem.  Rodbertus'  Arbeiten  aus  d.  altrömischen  Wirthschafts- 
geschicbte  in  Hildebr.  Jahrb.  und  lir.  Ilildebrand  selbst  in  d.  Aufs,  „die  sociale 
Frage  d.  Vertlieilung  des  Grundeigentbums  im  class.  Alterthum".  eb.  XII  (18'  9)  S.  1  ff. 
(über  Sparta  und  Athen),  S.  139  11'.  (über  Rom).  S.  d.  Schlussergebniss  S.  153  H'., 
wo  Hildebrand  besonders  auf  einen  wesentlichen  unterschied  antiker  und  moderner 
Volkswirthschaft  Iiinweiht,  welcher  für  die  Frage  der  Concentration  des  Urundeigenthums 
in  wenigen  Pländcn  wichtig  ist:  im  Alterthum  gab  es  zur  zinsbaren  Anlage  von  Ver- 
mögen neben  liypothekarisciien  Darlehen  vornemlich  nur  zwei  Wege,  Ankauf  von  (jrund 
und  Boden  und  Ankauf  von  Sclavcn.  In  unserer  Zeit  tritt  die  Kapitalanlage  in  Werth- 
papieren  hinzu.     Dadurch  wird  das  Hindrängen  auf  ürundeigenthumserwerb  und   auf 
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Dasselbe  gilt  von  unseren  heutigen  Staaten.  Namentlich  die  bri- 
tischen Zustände  haben  sich  manchfach  eigenartig  so  ungünstig 
entwickelt,  wie  sie  jetzt  zu  liegen  scheinen.  Der  beliebte  Schluss, 
dass  unseren  Bauern  auf  dem  Continente  dasselbe  Schicksal  bevor- 
stände, wie  ihren  einstigen  englischen  Standesgenossen,  trifft  bei 
der  Verschiedenheit  der  niit^sgebenden  Umstände  nicht  zu.  Auch 
lässt  sich  eben  gewissen  Tendenzen  einer  ähnlichen  Gestaltung 
grade  mit  Rücksicht  auf  vorliegende  schlimme  Erfahrungen  anderer 
Länder  rechtzeitig  mit  Bewusstsein  und  Erfolg  durch  die  Gesetz- 
gebung und  die  Staatsverwaltung  vorbeugen,  wie  dies  seit  lange 
z.  B.  hinsichtlich  des  „Bauerlegens"  in  Deutschland,  namentlich  in 
Preussen  geschehen  ist  und  als  Pflicht  der  Staatsgewalt  erscheint.") 

So  beweist  in  der  That  die  bei  uns  geschichtlich  über- 
kommene Vertheilung  des  Grundbesitzes,  die  Anhäufung  des- 
selben bei  einzelnen  Eigenthümern  und  überhaupt  das  doch  nur 
partiell  vorhandene  Vorwalten  des  Grossgrundbesitzes  nicht  so  viel 
gegen  die  Institution  des  privaten  Grundeigenthums,  als  die  Gegner 
behaupten,  auch  wenn  sie  die  Thatsachen  selbst  nicht  übertreiben. 
Die  Geschichte  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes  bildet  für  jedes 
Land  eine  wichtige  und  interessante  Aufgabe  der  Geschichtswissen- 
schaft. Aber  die  ihr  beigelegte  principielle  Bedeutung  für  die  Frage 
der  Grundeigenthumsinstitution  hat  sie  nicht. 

§.  318.  Die  thatsächliche  Gestaltung  und  die  Gestal- 
tungstendenz der  Vertheilung  des  ländlichen  Grundbesitzes  war 
ein  seit  lange  in  der  Nationalökonomie  und  Agrarstatistik  mit  Vor- 
liebe behandelter  Gegenstand,  bevor  demselben  die  socialistischen 
Angriffe  auf  das  Grundeigenthum  noch  eine  andere  Bedeutung 
gaben.^'^)     Die  Beweisführung   der  Gegner   der  Institution  gipfelt 


(irossgrundbesiti  schwächer  Im  Alterthum  war  Kapital-  und  (inindaristokratie  identisch, 
bei  uns  ist  sie  gctiount  und  beide  sind  oft  im  Kampfe  mit  einander,  woraus  eine  Zer- 
stückelung und  Mobilisiruug  des  Bodens  hervorgeht.  —  Gewiss  eine  ganz  richtige  Aus- 
fnhrung.  Indessen  lässt  sich  einwenden,  liass  grade  der  Grosskapitalbesitz  wieder  durch 
das  Geld-  und  Werthpapiergeschäft  begünstigt  ^v^rd  und  seineu  Erwerb  wenigstens 
zum  Theil  gern  in  Grundbesitz  anlegt,  um  ihn  zu  sichern:  eine  bekannte  Thatsache 
auch  in  Betreif  unserer  „goldenen  Internationale".  Da  entsteht  denn  leicht  eine  wahr- 
haft colossale  Anhäufung  von  Grundbesitz  in  ganz  wenigen  Händen,  ein  Verhältniss, 
in  welches  der  Stroussbcrg'sche  Concurs  einmal  einen  Einblick  gewährt.  Mcht 
immer  ist  die  Zersplitterung  eines  solchen  Vermögens  so  rasch  als  hier, 

")  Kau,  Vwschpol.  §.  47a;  Koscher  II,  §.  103. 

*■■')  Namentlich  zwei  Fragen ,  welche  mit  der  Frage  im  Texte  enge  zusammen- 
hängen, sind  in  der  Fachliteratur  sehr  eingehend  behandelt  worden:  einmal  die  Frage 
nach  den' Vorzügen  oder  Nachtheilen  der  kleinen,  mittleren  und  grossen  Landgüter, 
sodann  diejenige  nach  dem  Einfluss  der  ..Freiheit  des  Grundeigenthums",  d.  h.  hier 
,^peciell  der   freien  Veräusserung ,    Vererbung    uüd   Theilbarkeit    auf    die   Gestaltung 
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darin,  dass  aus  den  gleichen  allgemeinen  ökonomischen  und  tech- 
nischen Gründen  wie  in  der  Industrie  und  im  Fabrikbesitz  auch 
im  Ackerbau  und  Grundbesitz  die  Tendenz  des  Grossbetriebs  und 
Grosseigenthums  obsiege;  dass  diese  Tendenz  auch  hier  noch  speciell 

der  Vertheilung  des  läadlichen  Grundbesitzes.  Beide  Fragen  stehen  unter  sich  in  enger 
Beziehung.  Die  erste  ist  eine  landwirthschaftlich-techsnische,  die  zweite 
eine  volkswirthschaftspolitische  oder  wie  Rau  sagt  (I,  §.  368,  Anm.  a):  „die 
Landwirthschaftslehre  untersucht,  welche  Grösse  eines  Landguts  für  einen  einzelnen 
Landwirth  unter  gegebenen  Umständen  die  vortheilhafteste  sei.  .  .  Die  Volkswirthschafts- 
lehre  hat  die  Wirkungen  der  Güter  verschiedener  Grösse  von  ilirer  gemeinnützigen  oder 
gemeinschädlichen  Seite  zu  erforschen,  woraus  dann  die  Volkswirthschaftspolitik  die 
Lehren  für  das  Verhalten  der  llegierung  iti  Bezug  auf  Verbot  oder  Freigebung  der 
Zertheilungen  ableitet".  Bei  der  ersten  Frage  handelt  es  sich  zunächst  um  die  Höhe 
des  einzelwirthschaftlichen  Reinertrags,  der  bei  einer  bestimmten  Guts-  oder 
Wirthschaftsgrössc  dem  Besitzer  oder  Bewirthschafter  als  Einkommen  zufliesst; 
sodann  um  die  Höhe  desjenigen  volkswirthschaft liehen  Reinertrags,  welcher 
nach  Abzug  der  bloss  volkswirthschaftlichen  Productionskosten  (also  nicht 
der  Löhne,  Zinsen  u.  s.  w.,  welche  ein  Wirth  bei  seinem  Betrieb  an  andere  Personen 
zahlen  muss)  übrig  bleibt.  Viel  Verwirrung  ist  auch  in  dieser  Frage  durch  die  un- 
genügende oder  ganz  fehlende  Unterscheidung  dieses  einzel-  und  volkswirthschaftlichen 
Standpuncts  entstanden,  s.  o.  §.  82 — 88.  Ebenso  hat  oft  die  Verwechslung  der  Eigen- 
thumseinhcitcn  mit  den  Bewirthschaftungseinhei ten  nachtheilig  eingewirkt: 
beide  Einheiten  sind  nicht  identisch  und  gehen  bei  Zertheilung  von  Grossgrundbesitz 
in  kleine  Pachten  und  umgekehrt  bei  Zusammenpachtung  von  Kleingruud  besitz  oft  be- 
deutend aus  einander.  — Vgl.  f.  die  Frage  der  passenden  Grösse  der  Landgüter  das 
Hauptwerk  v.  v.  Bcrnhardi,  Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  welche  für  grosses 
und  kleines  Grundeigenthum  angeführt  werden,  Petersb.  1848,  dann  bes.  Rau  L 
§.  368—375  mit  der  Specialliter,  in  §.  36'8  Anm.  a  (der  Abschnitt  gehört  zu  dem 
5.  Buch  des  theoret.  Theils,  hervorbringende  Gewerbe,  welcher  nach  dem  Plan  unserer 
Neubearbeitung  mit  dem  betreuenden  Theil  der  Volkswirthschaftspolitik  verbunden 
werden  soll,  s.  Vorrede  zu  B.  I  S.  XI  u.  u.  Kap.  6);  ferner  Röscher  ü,  B.  2  Kap.  4 
über  grosse,  mittlere  und  kleine  Landgüter  §.  47  ff.  —  Die  zweite  Frage  in  Bezug 
auf  die  Freiheit  des  Grundeigenthums  steht  mit  der  im  Texte  nach  der  Gestaltungs- 
tendenz der  VertheiUuig  des  Grundbesitzes  noch  unmittelbarer  in  Zusammenhang.  Zum 
Theil  gehen  diese  beiden  Fragen  in  einander  über.  Vgl.  darüber  Rau,  Vwschpol., 
Abschn.  „gesetzl.  Bestimmungen,  welche  die  Veräusserung  und  Erwerbung  der  Län- 
dereien betrellen"  §.  76  (SpeciaUiter.  hier  in  Anm.  b)  bis  83,  5.  Aufl.,  S.  152 — 184; 
Koscher  z.  Th.  Kap.  4  in  II,  2,  Kap.  8  eb. ,  Gnindeigenth.  u.  Stände  §.  102  fl'.  u. 
bes.  Kap.  11,  Missbrauch  der  Mobilisirung  und  Mittel  dagegen  §.  139  ff.  (in  diesem 
§.  in  d.  Anm.  auch  Speciallit.).  Auf  diese  Darstellung  Rau 's  und  Röscher 's  muss 
für  die  einzelnen  Puncto,  auch  was  Statistik  anlangt,  hier  vor  der  Nasse'schen 
Neubearbeitung  der  Volkswirthschaftspolitik  verwiesen  werden.  —  Der  Einfluss  der 
Verschuldungsform  in  der  ganzen  Frage,  insbesondere  die  bezügliche  Lehre  von 
Rodbcrtus  würdigt"  auch  Röscher  m.  E.  noch  nicht  gebührend,  II,  §.  138,  bes. 
d.  Anm.  Eine  Widerlegung  der  Tendenzen  des  heutigen  Verschuldungsrechts  des 
Grundeigenthums  —  und  nur  um  diese  Tendenzen  handelt  es  sich,  denn  natürlich 
können  im  concreten  Fall  zeit-  und  ortsweise  Gegenwirkungen  durch  andre  Ursachen 
eintreten  —  kann  ich  in  Roscher's  und  auch  in  Conrad 's  Ausführungen  in 
Hildcbr.  Jahrb.  XIV  (1870)  S.  149  ff.  nicht  finden.  Die  Frage  der  Durchführbarkeit 
der  pracüschen  Reformvorschläge  von  Rodbertus  ist  von  der  Frage,  ob  jene  Tendenzen 
der  heutigen  Verschuldungsform  ankleben,  natürlich  wieder  verschieden.  —  Statistik 
der  Vertheilung  des  Grundeigenthums  in  Preussen  s.  im  amtl.  Statist.  Jahrb. 
m.  (1869)  S.  18  ff.,  auch  IV.,  1  (1876^  S.  136.  Meitzen,  Boden  u.  landw.  Verb. 
d.  prenss.  Staats,  IV.  (1869),  305  ff..  All  ff.  (TabeUen),  L,  511  tf.,  auch  391  ff.  (Dar- 
tellung,  Gesetzgebung).  —  Mehrfach  folge  ich  im  Texte  wie  im  folg.  eng  hierher  gehör. 
Abschnitte  meiner  kürzeren  Darstellung  in  der  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums. 
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durch  das  neuere  liberale  Wirthschaftsrecht  und  durch  eine  falsche 
Behandlung  des  Grundeigenthums  im  Privatrecht  begünstigt  werde; 
auch  aus  ökonomischen  und  technischen  Gründen,  um  an  Kosten  — 
natürlichen  oder  volkswirthschaftlichen  Productionskosten  §.  83  — 
zu  sparen  und  die  Landwirthschaft  intelligeoter  betrieben  zu  sehen, 
die  Verwirklichung  dieser  Tendenz  erwünscht  sei ;  freilich  in  diesem 
Falle  aber,  so  lange  Privateigenthum  an  Productionsmitteln,  au 
Boden  und  Kapital  vom  Rechte  zugelassen  werde,  nur  das  Privat- 
kapital und  insbesondere  das  Grosskapital  den  Vortheil  aus  der 
Aufsaugung  des  Kleingiundbesitzes  ziehe.  Damit  würde  dann  aber- 
mals die  Ungleichheit  der  ökonomischen  und  socialen  Lage  der 
Bevölkerungsclassen  vergrössert  und  der  Grossbetrieb  statt  zu  einer 
Wohlthat  ein  Fluch  für  die  Massen. 

Hinsichtlich  eines  Punctes  der  polemischen  Beweisführung  kann 
hier  einfach  auf  Früheres  verwiesen  werden.  Lässt  sich  nemlich 
nicht  in  die  unbedingte  Verwerfung  des  Privatkapitals  einstimmen, 
weil  dasselbe  wenigstens  für  jetzt  zur  Bildung  (und  Verwendung) 
des  Nationalkapitals  nöthig  ist  (§.  296),  so  kann  auch  die  Ver- 
werflichkeit des  durch  das  Privatkapital  erworbenen  Grundeigen- 
thums, selbst  des  Grossgrundbesitzes,  nicht  aus  der  blossen  Ent- 
stehungsart dieses  kaufenden  oder  „verschlingenden''  Kapitals 
abgeleitet  werden.  Die  Investirung  des  Privatkapitals  im  Grund- 
eigenthum  ist  nur  wegen  der  Wirkungen  des  letzteren  oder  der 
Wirkungen  einer  bestimmten  Besitzgestaltung  des- 
selben (wie  der  starken  Concentration  in  wenigen  Händen)  anzu- 
greifen, nicht  wegen  der  Natur  und  Bildung  des  Kapitals  selbst. 

Für  die  nationalökonomische  Betrachtung  sind  dann  wesentlich 
zwei  Puncte  aus  der  obigen  polemischen  Beweisführung  gegen  das 
ländliche  private  Grundeigenthum  wichtig:  einmal,  ob  wirklich 
auch  hier  aus  ökonomischen,  technischen  und  aus  Ursachen, 
welche  im  allgemeinen  Wirthschaftsrecht  des  Systems  der  ireien 
Concurrenz  liegen,  der  Grossbetrieb  siege,  wie  es  allerdings 
sonst  die  thatsächliche  Tendenz  dieses  Systems  mit  sich  bringt 
(§.  137);  sodann,  ob  diese  Entwicklung  noch  durch  die  specielle 
Gestaltung  des  Grundeigenthumsrechts  und  durch  die  concrete  wirth- 
schaftliche  Lage  der  kleinen  Grundbesitzer  in  unseren  heutigen 
Staaten  unterstützt  werde.  Beide  Puncte  sind  Specialfragen  des 
Agrarwesens  und  der  Agrarpolitik,  der  zweite  berührt  ausser- 
dem auch  das  Creditwesen  und  die  Creditpolitik.  Es  ist 
für  die  nähere  Behandlung    dieser  Puncte   daher   vornemlich   auf 
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andre  Theile  des  Lehrbuchs,  insbesondere  auf  den  4.  Band  (Agrar- 
politik) zu  verweisen.  Hier  muss  es  genügen,  die  Hauptergeb- 
nisse einer  solchen  Untersuchung,  soweit  sie  für  die  Beurtheilung 
der  principiellen  Seite  der  Grundeigenthumsfrage  wichtig  sind,  kurz 
zusammenzufassen,  ohne  den  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser 
Ergebnisse  an  dieser  Stelle  zu  führen  (s.  Anm.  12). 

§.  319.  —  1)  Was  zuerst  die  Grossbetriebs-  und,  vermeint- 
lich in  Folge  deren,  hier  die  Gros  sei  g  enth  ums  tendenz  anlangt, 
so  machen  sich  ohne  Zweifel  auch  im  Ackerbau  die  allgemeinen 
Vortheile  des  Grossbetriebs  geltend:  nemlich  die  technischen  und 
ökonomischen  Vortheile,  wie  rationellere  Leitung,  stärkere  Ver- 
wendung von  Maschinen,  d.  h.  Herbeiziehung  der  Naturkräfte,  leich- 
terer und  wohlfeilerer  Credit  (auch  für  Meliorationen ,  welche  das 
Kapital  länger  fixiren),  bessere  Gelegenheit,  die  günstigen  Conjunc- 
turen  auszunutzen,  sich  den  Wirkungen  der  schlechten  zu  entziehen 
u.  dgl.  m.  Indessen  ist  doch  die  Sachlage  im  Ackerbau  mehrfach 
anders  als  in  der  mit  ihm  zunächst  zu  vergleichenden  Industrie. 
Die  Vortheile  des  Grossbetriebs  sind  nicht  so  gross,  als  in  letzterer. 
Die  Gebundenheit  im  Wirthschaftsbetrieb  ist  aus  natürlichen  und 
wirthschaftlichen  Gründen  im  Ackerbau  grösser  als  in  der  Industrie, 
worüber  auch  der  Grossbetrieb  nicht  hinweg  hilft.  Die  Vortheile 
werden  durch  specifische  Nachtheile  desselben  und  specifische  Vor- 
züge des  Kleinbetriebs  im  Ackerbau  mehr  als  in  der  Industrie  com- 
pensirt.  Soweit  endlich  ein  landwirthschaftlicher  Gross-  oder  Klein- 
be trieb  erwünscht  ist,  ist  es  wegen  der  Möglichkeit  der  Zusammen- 
pachtung von  kleinem  Grundbesitz  und  der  Pachtzertheilung  von 
Grossgrundbesitz  nicht  unbedingt  nothwendig,  dass  der  Gestaltung 
der  Betriebsgrössen  diejenige  der  Besitzgrössen  genau  entspricht 
und  immer  folgt. 

a)  Zwei  hauptsächliche  Vortheile  des  Grossbetriebs,  die  grössere 
Arbeitstheilung  zwischen  den  Gehilfen  (den  Arbeitern  i.  e.  S.)  und 
die  Anwendung  von  Maschinen,  —  Beides  gewöhnlich  in  Wechsel- 
wirkung mit  einander  stehend  —  machen  sich  im  Ackerbau  nicht 
in  demselben  Umfange  geltend,  wie  in  der  Industrie,  weil  die  durch 
Handarbeit  und  meistens  auch  die  durch  Maschinen  zu  leistenden 
Operationen  an  den  Wechsel  der  Jahreszeiten  gebunden  sind,  daher 
auf  einander  folgen,  nicht  gleichzeitig  vorgenommen  werden.^^) 


")  Daher  die  zeitlich  beschränktere  Benutzbarkeit  vieler  Maschinen,  z.  B.  der 
Dampfpflüge,  Säemaschinen  u.  a.  m.  Doch  giebt  es  Ausnahmen,  wie  z.  B.  die  Dresch- 
maschinen. 


17.  Abschn.  Ausdehu.  d.  Pri?ateigeiith.  B.  Priv.  Gruiidcigeiithum,  Kritik  d.  Vertheil.  585 

b)  Wegen  der  unvermeidlich  längeren  Dauer  der  Productions- 
betriebe  lässt  sich  der  Credit  auch  beim  Ackerbau  nicht  so  leicht 
verwerthen,  die  Conjunctur  nicht  so  leicht  ausnutzen,  als  bei  der 
Industrie.  Mit  deswegen  ist  der  Credit  beim  Ackerbau  auch  nicht  so 
willfährig,  als  bei  Industrie  und  Handel.  Zum  Theil  allerdings, 
weil  es  meistens  an  passender  Creditorganisation ,  namentlich  an 
bankmässiger  Gestaltung  des  landwirthschaftlichen  Personal-  und 
Betriebscredits  fehlt  und  mehr  fehlt,  als  bei  den  beiden  anderen 
genannten  Zweigen  der  materiellen  Production.  Indessen  hat  dies 
wenigstens  zum  Theil  auch  seine  inneren,  in  der  wirthschaftlichen 
Natur  der  Landwirthschaft  (und  des  ländlichen  Grundbesitzes) 
liegenden  Gründe.  Wenn  sich  der  Grossgrundbesitzer  auch  den 
veränderten  Conjuncturen  des  Absatzmarkts  der  landwirthschaft- 
lichen Producte,  —  regelmässig  der  Folge  grosser  und  allgemeiner 
Veränderungen  der  Lage  der  gesammten  Volkswirthschaft,  der  Volks- 
dichtigkeit, der  Communicationen ,  —  wohl  wegen  seiner  höheren 
Intelligenz,  besseren  Credits,  grösseren  Kapitalreichthums  leichter 
und  rascher  durch  einen  Wechsel  des  Betriebssystems  anzupassen 
vermag,  als  der  kleine  Wirth,  so  verlangt  die  Durchführung  solcher 
Aenderungen  doch  immer  Jahre  nach  der  technischen  Natur  des 
Feldbaus.  Darin  drückt  sich  die  grössere  Gebundenheit  auch  des 
landwirthschaftlichen  Grossbetriebs  und  mithin  die  relativ  geringere 
Ueberlegenheit  in  der  Concurrenz  aus. 

c)  Der  Grossbetrieb  in  der  Landwirthschaft  kämpft  mit  der 
Schwierigkeit  der  Beaufsichtigung  der  Arbeitskräl'te,  mit  den  Zeit- 
verlusten und  damit  den  grösseren  Kosten  der  Feldbestellung  bei 
weiterer  Entfernung  der  Felder  vom  Wirthschaftshofe.'^^)  In  beiden 
Beziehungen  steht  der  landwirthschaftliche  Kleinbetrieb  (namentlich 
nach  erfolgter  Zusammenlegung  der  Felder),  in  ersterer  auch  der 
Fabrikbetrieb  günstiger  da,  für  den  der  letzte  Punct,  die  räumlichen 
Distanzen  innerhalb  der  Sphäre  der  Productionsthätigkeit,  wenig  in 
Betracht  kommt. 

d)  Der  ländliche  Kleinbesitzer,  welcher  für  seine  eigene  Rech- 
nung die  eigene  Sctiolle  bebaut,  wendet  notorisch  oft  einen  Fleiss 
und  eine  Liebe  und  Aufmerksamkeit  an,  welche  im  höheren  volks- 
wirthschaftlichen  Reinertrage  fUr  die  Volkswirthschaft  und  im 
höheren  einzelwirthschaftlichen  Reinertrag  auch  für  ihn  selbst  ihren 
ökonomischen  Ausdruck  finden,   ohne  doch  im  letzteren  Falle  als 

"'  Ein  durch  v.  Thünen's  Untersuchungen  bes.  klargestellter  Punct. 
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Productionskosten  angerechnet  werden  zu  müssen. ^^)  Denn  es 
handelt  sich  bei  der  vermehrten  Arbeit  um  sonst  müssige  Stunden, 
die  freiwillig  dem  Beruf  gewidmet  werden.  Solchen  Fleiss  kann 
der  Grossgrundbesitz  oft  überhaupt  um  keinen  Lohn  kaufen,  oft 
kommt  er  ihm  wenigstens  zu  theuer.  Dieser  Fleiss  und  diese  Liebe 
des  Kleinbesitzers  für  seinen  Boden  werden  aber  bei  dichterer  Be- 
völkerung, steigendem  und  mannichfaltigerem  Bedarf  an  Boden- 
producten,  d.  h.  bei  den  ökonomischen  Bedingungen  intensiverer 
Bodencultur,  wo  die  gegebene  Fläche  sorgfältiger  bestellt  werden 
muss,  sehr  wichtig.  Besonders  bei  der  Cultur  einzelner  feinerer 
Producte,  wie  sie  hier  begehrt  werden,  bei  der  Zucht  von  Handels- 
und Gartengewächsen,  Gemüsen,  Wein  erlangt  grade  die  Arbeit 
des  Kleinbesitzers  und  Kleinwirths,  „der  sein  eigner  Taglöhner  ist", 
ihren  hohen  Wcrth.  Deshalb  siegt  hier  die  Kleincultur  und  der 
Kleinbesitz  eher  über  die  Grosscultur  und  den  Grossbesitz,  als  diese 
über  jene,  wenn  die  Grosswirthschaft  auch  beim  Körnerbau  und 
zum  Theil  bei  der  Viehzucht  überlegen  bleibt. 

§.  320.  Die  Erfahrung  bestätigt,  was  im  Vorausgehenden 
aus  der  Vergleichung  der  als  Causalmoment  auf  die  Gestaltung  der 
Grundbesitzverhältnisse  einwirkenden  Natur  des  ländlichen  Gross- 
und Kleinbetriebs  abgeleitet  wurde.  Wo  nicht  ganz  specifische 
Ursachen  politischer  und  rechtlicher  Art  mitspielen,  kann  mindestens 
nicht  von  einer  allgemeinen  ökonomisch-technischen  Ueberlegenheit 
des  Grossbetriebs  über  den  Kleinbetrieb  die  Rede  sein.  Der  Schluss, 
dass  letzterer  und  dass  der  Kleinbesitz  nothwendig  vom  Grossgrund- 
besitz bei  freiem  Verkehr  im  Grundeigenthum  verdrängt  werden 
müsse,  ist  daher  ebensowenig  richtig,  als  der  andere,  dass  an  und 
für  sich,  des  besseren  Betriebs  wegen,  eine  solche  Gestaltung  im 
Interesse  der  ganzen  Volkswirthschaft  durchaus  wünschenswerth 
sei.  Manche  bedeutende  Nationalökonomen  haben  auch  aus  der 
sogen.  Freiheit  des  ländlichen  (besonders  bäuerlichen,  z.  Th. 
auch  des  sogen,  ritterschaftlichen)  Grundeigenthums,  d.  h.  aus 
der  rechtlich  zulässigen  freien  Veräusserung,  Vererbung,  Verpfän- 
dung und  realen  Theilung  desselben  bei  Veräusserung  und  Ver- 
erbung, vielfach  grade  die  entgegengesetzte  Gefahr,  nemlich  eine 
zu  weit  gehende  Bodentheiluug  (sowohl  in  zu  kleine  Raum- 
einheiten, sog.  Parcellen,  als  namentlich  auch  in  zu  kleine  Eigen- 
thumseinheiten)  in  Aussicht  gestellt  und  durch  die  Erfahrung  er- 

")  Hier  ist  die  in  §.  b'6  dargelegte  ünterscheiduag  der  Kosten  hochwichtig. 
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härten  wollen.  Zu  weit  gehende  Bodentheilung  (in  dem  zweiten 
Sinne)  heisst  aber  nichts  Andres,  als  Verdrängung  des  Gross-  und 
Mittelbesitzes  und  des  entsprechenden  Betriebs  durch  Kleinbesitz 
und  Kleinbetrieb.^*') 

Jedenfalls  sind  auch  die  Vorzüge  und  Nachtheile  der  kleinen 
und  grossen  Landgüter,  die  Güter  zugleich  als  Betriebseinheiten 
betrachtet,  in  eminentem  Maasse  relative,  d.  h.  von  den  allge- 
meinen so  verschiedenartigen  natürlichen  und  wirthschaftlichen  Be- 
dingungen der  Laudwirthschaft  abhängig.  Klima,  Bodengestaltung 
und  Bodenbeschatfeaheit,  Volksdichtigkeit,  städtische  Concentration 
der  Bevölkerung,  Entwicklung  von  Industrie  und  Handel,  Bedarf 
an  diesen  oder  jenen  Producten,  Communicationen,  allgemeine 
Absatzverhältnisse  u.  s.  w.  u.  s.  w.  sind  die  stets  selbst  wieder 
variablen  Elemente,  nach  denen  sich  die  Wahl  des  landwirth- 
schaftlichen  Systems,  der  Bau  der  einen  oder  anderen  Producte 
richten  und  wechseln  muss.  Deshalb  lässt  sich  für  kein  Land 
ein  für  allemal  augeben,  welche  Betriebs-  und  Besitzgrösse  die 
beste  sei,  die  eben  dann  muthmasslich  bei  freiem  Verkehr  zur 
Geltung  käme. 

Am  Wenigsten  kann  man  aber  dem  Kleinbetrieb  und  Klein- 
grundbesitz hier  ein  so  ungünstiges  Prognosticon  stellen.  Eher 
umgekehrt,  mit  Rücksicht  auf  das  Gesetz  der  Entwicklung  der 
intensiveren  Laudwirthschaft  mit  steigender,  reicher  werdender 
Bevölkerung,  grösserem  Städtewesen,  erweitertem  Absatz  der  land- 
wirthschaftlichen  Producte  I  Die  wachsende  Latensivität  der  Laud- 
wirthschaft hat  die  Tendenz,  die  Bodenfläche  der  Betriebseinheiten 
zu  verkleinern,  um  die  Fläche  besser  bearbeiten  und  ihr  mehr  Kapital 
zuwenden  zu  können.  Wo  nicht  rechtliche  oder  der  Volks-  und 
Familiensitte  entspringende  Hindernisse  in  Betreff  der  Theilung  der 
Landgüter  bei  der  Veräusserung  und  Vererbung  entgegenstehen  und 
wo  nicht  das  Vorwalten  des  Pachtbetriebs  Ausnahmen  bedingt,  da 
führt  jene  Tendenz  bei  überwiegendem  Selbstbetrieb  der  Laud- 
wirthschaft durch  die  Eigenthümer  zugleich  zu  einer  Verkleine- 
rung der  ländlichen  Eigenthumseinheiten.  Die  Erfahrung 
bestätigt  dies  auch  im  Grossen  und  Ganzen  in  den  Daten  der 
Statistik  des  ländlichen  Grundeigenthuras  über  die  Grösse  der 
(bäuerlichen  und  adligen)  Landgüter  oder  über  die  Zerstückelung 
des  Grundbesitzes  nach  Eigenthumseinheiten:   sie   würde  es   wohl 


S.  Näheres  bei  Rau  und  Roseber  in  d.  in  Note  12  gen.  Stellen. 
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selbst  im  Einzelnen  noch  genauer  bestätigen,  wenn  nicht  in  Recht 
und  Sitte  sehr  häufig  Hindernisse  für  die  Verwirklichung  jener 
Tendenz  bestanden  hätten,  zum  Theil  bis  heute  bestehen,  oder 
jedenfalls  erst  seit  Kurzem,  was  das  Recht  anlangt,  beseitigt  sind. 
Andere  zufällige  geschichtliche  Umstände  bedingen  ebenfalls,  dass 
eine  solche  Tendenz  sich  in  der  Praxis  niemals  so  rein  verwirk- 
licht, als  man  in  der  Theorie,  unter  alleiniger  Berücksichtigung 
eines  Causalfactors,  ableitet.  Wenn  wir  aber,  wie  z.  B,  in  Preussen 
(im  vor  66er  Umfange)  sehen,  dass  in  den  Landestheilen  mit  stär- 
kerer Volksdichtigkeit,  entwickelterer  Industrie  und  Städtewesen, 
mit  hinter  andern  Culturen  zurücktretender  Getreideproduction  und 
Viehzucht  (besonders  weniger  Pferde-  und  Schafzucht)  die  Zahl  der 
kleinen  ländlichen  Grundbesitzungen  grösser,  dagegen  ihre  Eigen- 
thumsfläche,  dann  die  Zahl  der  Grossgrundbesitzungen  und  wieder 
deren  Grösse  kleiner  ist  und  somit  ein  grösserer  Theil  der  ge- 
sammten  Fläche  des  ländlichen  Grundeigenthums  sich  in  Händen 
der  Kleinbesitzer  und  des  Kleinbetriebs  befindet,  als  in  den  anderen 
Landestheilen,  so  ist  es  augenscheinlich,  dass  die  zunehmende 
Intensivität  des  landwirth schaftlichen  Betriebs  dem  Kleingrundbesitz 
und  dem  Kleinbetrieb  eher  günstig  als  ungünstig  ist.^') 

Nimmt  man  dazu  die  socialen  und  politischen  Vortheile  eines 
tüchtigen  Bauerstands  und  Kleingrundbesitzerstands  überhaupt,  so 
kann  man  auch  die  vom  Socialismus  gewünschte  Ersetzung  des 
Klein-  durch  den  Grossbetrieb  in  der  Landwirthschaft  nicht  für 
begründet  erklären. 

§.  321.  —  2)  Allerdings  ist  eine  Gefahr  mit  dieser  weiteren 
Verkleinerung  der  ländlichen  Grundbesitzungen  verbunden,  welche 
schliesslich  auch  der  Aufsaugung  des  kleinen  Besitzes  durch  den 
grösseren,  selbst  der  förmlichen  Latifundienbildung  Vorschub  leisten 
kann:  die  Verkleinerung  kann  zu  weit  gehen,  zur  „Zwergwirth- 
schaft",  dadurch  zu  proletarischen  Zuständen  der  Besitzer,  schliess- 
lich zu  ihrer  Enteignung  mittelst  des  Schuldrechts  und  zum  Ueber- 
gang  des  Eigenthums  an  Grossgrundbesitzer  und  städtische  Kapi- 
talisten führen.  Diese  Gefahr  liegt  um  so  näher,  wenn  nicht  die 
kleinen  Eigenthumseinheiten  wenigstens  durch  ein  richtiges  Pacht- 
system zu  hinlänglich  grossen  Betriebseinheiten  verbunden  werden 
können. 

'■^  S.  die  Statisüu  Ulli]  ilio  Ausführungen  lieiMeit/eii  a.  a  0.  in  Note  12,  die 
Tabellen  in  d.  aiiitl.  stat  .lahrb.  Ueber  den  Zusammculiang-  der  steigenden  Intensität 
d.  Landwirthsch.  mit  der  Verkleinerung  der  Betri'^bscinbi'iffii  br^«.  T\o'=i^hor  II,  §•4'*. 
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Hiermit  wird,  aber  schon  die  Frage  der  speciellen  Gestaltimg 
des  Rechts  des  Grimdeigenthums,  besonders  des  ländlichen  kleineu, 
berührt.  Dieses  Recht  ist  in  der  moderneu  Zeit  mehr  und  mehr 
nach  der  Theorie  des  absoluten  Eigeuthums  und  auch  sonst  nach 
römisch-rechtlicher  Schablone  gestaltet  worden.  Die  Forderungen 
der  Theorie  der  freien  Concurrenz  kommen  schon  dabei  und  später 
dann  noch  apart  davon  in  der  „Freiheit  des  Grundeigeuthums"  zur 
Geltung.  Die  älteren,  deutschrechtlichen  und  die  der  grundherr- 
lichen und  polizeistaatlichen  Periode  entsprungenen  Beschränkungen 
der  freien  Verfügung  des  Eigenthümers  in  Bezug  auf  die  Ver- 
pfändung, Veräusserung,  Vererbung  und  die  reale  Theilung  des 
Grundeigenthums  in  beiden  letzteren  Fällen  sind  vollständig  zum 
Theil  erst  auf  das  Verlangen  der  physiokratisch-smithschen  Xational- 
ökonomie  in  neuester  Zeit  beseitigt  worden.  Dadurch  ist  ein  nach- 
theiliger Einfluss  eines  falschen  Grundeigenthumsrechts  und 
ein  Missbrauch  der  Freiheit  möglich  geworden,  die  für  die  Ver- 
theilung  des  Grundbesitzes  unter  Umständen  kritisch  werden  können.^*) 
Es  mag  dies  hier  an  einem,  bisher  auch  in  der  Theorie  noch  wenig 
beachteten,  aber  sehr  wichtigen  Beispiel,  der  heutigen  Verschul- 
dungsform des  ländlichen  Grundeigenthums,  etwas  näher,  unter 
Benutzung  der  classischeu  Untersuchungen  von  Rodbertus  nach- 
gewiesen werden.^^) 

§.  '6-li.  Die  Verschuldungsform  des  Grundeigenthums  nach 
dem  (römischen)  Princip  der  Kapitalverschuldung  statt  des  (deutschen) 
Princips  der  Rentenverschuldung,  hat  sich  seit  der  Reception  des 
römischen  Rechts  immer  allgemeiner  verbreitet,  so  dass  sie  jetzt 
fast  die  ausschliessliche  geworden  ist.  Die  grundsätzliche  Beseitigung 
der  keineswegs  unbedingt  verwerflichen  Erbpacht  hat  ihr  noch  Vor- 
schub geleistet.  Sie  ist  aber  erst  mit  der  gänzlich  freien  Ver- 
äusserung und  Vererbung  für  das  kleine  und  grosse  ländliche 
Grundeigenthum  zu  ihrer  vollen  practischen  Bedeutung  gelangt  und 
damit  verhängnissvoll  für  den  Grundbesitz  geworden. 

Nach  dem  somit  jetzt  herrschenden  Princip  der  Kapital  Ver- 
schuldung werden   nicht   etwa  nur  zur  Melioration   aufgenommene 

**)  Vgl  Kau,  Vwschpol,  §.  70  ff.;  Koscher  II,  2,  Kap.  11  (u.  8),  bes.  §.  99,  143. 
Er  wie  viele  Andre  meinen,  dass  aus  der  Statistik  des  Grundeigenthums  in  Frank- 
reich wie  in  Preussen  mehr  der  richtige  Gebrauch,  als  der  Missbrauch  der  Frei- 
heit des  Grundeigenthums  belegt  werden  könne.  Im  Ganzen,  wenn  auch  mit  Aus- 
nahmen, ist  das  hier  wohl  richtig,  üass  die  Möglichkeit  des  Missbrauchs  schon 
ihre  Bedenken  hat,  ist  gleichwohl  nicht  zu  bestreiten. 

")  Rodbertus,  über  d.  heut.  Creditnoth  d.  Grundbesitzes,  bes.  I,  dann  U.  1—20. 
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Kapitalien,  ein  Fall,  welcher  überhaupt  unter  den  heutigen  Ver- 
schuldungsursacheu  des  Grundbesitzes  wenigstens  bei  uns  im  Ganzen 
eine  untergeordnete  Rolle  zu  spielen  seheint,  sondern  auch  Rest- 
kaufgelder,  Kapitalien,  welche  zum  Zweck  der  Bezahlung 
des  Kaufschillings  bei  Dritten  aufgenommen  wurden,  und 
sogar  schuldig  gebliebene  Erbantheile  nach  festen  Kapital- 
beträgen als  Hypotheken  auf  den  Grundbesitz  eingetragen.  Diese 
Kapitalien  sind  dabei  gewöhnlich  auf  kurze  Termine  kündbar  seitens 
des  Gläubigers.  Der  Grundeigenthümer  ist  jedoch  nach  der  Natur 
seines  Betriebs  und  des  daraus  fliessenden  Einkommens  nicht  in 
der  Lage,  beliebig  eine  verlangte  Kapitalzahlung  zu  leisten,  weil 
eben  sein  Grundeigenthum  nicht  Kapital  ist.  Er  kann  nur  eine 
RentenzahluDg,  höchstens  zuschläglich  einer  massigen  Amortisations- 
rate, in  regelmässigen  Terminen  oder  doch  erst  nach  geraumer 
Zeit,  wenn  er  aus  seinem  Einkommen  kapitalisirt  hat,  eine  Kapital- 
zahlung aus  eigenen  Mitteln  leisten.  Bei  der  jetzigen  Verschuldungs- 
form geräth  er  daher  im  Fall  unerwarteter  Kündigung  des  Kapitals, 
das  ihm  ja  meistens  gar  nicht  geliehen  worden  ist,  sondern  welches 
er  als  Schuld  für  einen  nicht  real  ausgeschiedenen  Bodenantheil 
nach  dem  bestehenden  Rechte  anerkennen  musste,  unvermeidlich 
in  Abhängigkeit  von  dem  Credit  anderer  Kapitalisten,  den  er  bean- 
spruchen muss,  um  seinen  Verbindlichkeiten  nachzukommen.  Bei 
entwickelter  bankmässiger  Organisation  des  ländlichen  Realcredits 
wird  diese  Abhängigkeit  geringer  (Pfandbrief Institute,  Hypotheken- 
banken). Aber  sie  wird  auch  dadurch  nicht  genügend  beseitigt. 
Fehlt  diese  Organisation,  wie  grossentheils  für  den  Kleingrund- 
besitz, so  geräth  der  Besitzer  in  Noth,  fällt  dem  Wucher  anheim 
und  wird  in  der  That  dann  nur  zu  leicht  „enteignet  und  enterbt". 
Diese  Gefahren  und  Uebelstände  steigern  sich  noch  durch  die 
„Freiheit  des  Grundeigenthums"  und  das  gleiche  Erbrecht 
der  Kinder  des  Grundeigenthümers.  Denn  jene  macht  die  Ver- 
äusserung  leicht,  führt  aber  auch  zum  Ankauf  von  Boden  mit  wenig 
eigenem  Kapital  und  somit  zur  Belastung  desselben  mit  hohen 
Kapitalschulden  für  entlehnte  Kaufgelder  oder  für  Restkaufgelder. 
Und  das  gleiche  Erbrecht  nöthigt,  wenn  nicht  reale  Bodentheilung 
eintritt,  die  nicht  immer  möglich  und  noch  weniger  immer  erwünscht 
ist,  ebenfalls  zu  hoher  Belastung  des  Grundbesitzes  seitens  des  über- 
nehmenden Erben  mit  Erbantheilen ,  welche  in  der  Form  künd- 
barer   Kapitalschulden    hypothecirt    werden.      Die    Verschuldung 
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unseres  Grundbesitzes  scheint  tiberwiegend  aus  solchen  Ursachen 
herzurühren.  ^^) 

In  Verbindung  mit  der  heutigen  Kapitalverschuldungsform  macht 
das  Princip  der  freien  Veräusserung  aber  aus  dem  Grundbesitz 
vollends  ein  Object  für  den  bloss  speculativen  Besitzwechsel, 
wie  dies  Rodbertus  meisterhaft  als  Tendenz  des  modernen  Grund- 
schuldrechts entwickelt  hat.  Die  hier  mitspielenden  Factoren  sind 
die  Bewegung  des  landesüblichen  Zinsfusses  und  der  Grund- 
rente. Bei  sinkendem  Zinsfusse  und  steigender  Rente  hat  der 
Kapitalwerth  des  Bodens  die  Tendenz  zu  steigen.  Dies  lockt  zu 
Güterankäufen,  auch  mit  Hilfe  fremden  Credits,  stehen  bleibender 
starker  Restkaufgelder.  Geht  die  Conjunctur  in  der  vorausgesetzten 
Richtung  weiter,  so  wird  durch  Weiterverkauf  zu  gestiegenem  Preise 
eine  Gewinnrealisirung  versucht  und  meistens  mit  Hilfe  abermals 
grösserer  Kapitalverschuldung  des  Grundeigeuthums  durchgeführt. 
Der  willfährige  und  wohlfeile  Credit,  welchen  die  bankmässige 
Organisation  in  solchen  Zeiten  bietet,  lockt  zu  solchen  Operationen 
noch  mehr  an.  Aber  die  Conjunctur  wechselt,  eine  Periode  steigen- 
den Zinsfusses  und  —  etwa  verursacht  durch  die  neuen,  billige 
landwirthschaftliche  Producte  herbeiführenden  Communications- 
mittel  —  sinkender  Grundrente,  daher  auch  sinkender  Tendenz 
des  Bodenwerths  tritt  ein.  Der  letztere  deckt  die  hohen  Schuld- 
summen nach  Kapitalwerth,  mit  denen  der  Boden  aus  Kaufgeldern, 
Erbantheilen  belastet  ist,  nicht  mehr.  Eine  ländliche  Creditkrisis 
bricht  aus,  vollends  bei  kündbaren  Hypotheken,  der  Grundbesitz 
kommt  unter  den  Hammer  und  wiederum  profitirt  das  Geldkapital, 
wenn  nicht  der  Geldw^ucher.^^) 

Mancher  alte  Grundbesitz  bäuerlicher  und  adliger  Familien  ist 
so  seinen  früheren  Besitzern  unter  dem  Einfluss  einer  falschen  Ver- 
schuldungsform für  das  Grundeigenthum  enteignet  worden.  Eine 
ungünstigere  Vertheilung  des  Grundbesitzes  kann  daraus  leicht 
hervorgehen. 

§.  323.  Das  vorausgehende  Beispiel  ist  von  typischer  Be- 
deutung für  den  nachtheiligen  Einfluss  unrichtiger  Gestaltung  des 
Grundeigenthumsrechts  auf  die  Lage  des  Grundbesitzes. 

^"j  Eodbertus  a.  a.  Ü.  I,  17.  In  wie  weit  diese  Ansicht  von  R.  allgeuiein, 
auch  z.  B.  nur  in  Deutschland ,  richtig  ist ,  darüber  zu  entscheiden  fehlt  es  an  ge- 
nügender Statistiii.  Roscher's  einzelne  Notiz  II,  §.  138  Anm.  lü  beweist  natürlich 
auch  zu  wenig. 

^')  S.  Daten  über  Werthschwankungen  der  Landgüter  bei  Conrad  in  liildebr. 
Jahrb.  XIV,  154,  177. 
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Folgt  aber  aus  ihm  und  aus  den  oben  erwähnten  anderen  Ge- 
fahren, welche  die  Freiheit  des  Grundeigenthums  mit  sich  führen 
kann,  folgt  selbst  aus  der  in  solchen  Fällen  vielleicht  nachweis- 
baren Tendenz  zur  allgemeineren  „Enteignung  und  Enterbung" 
des  Kleingrundbesitzes  durch  den  Grossgrundbesitz  und  das  städtische 
Kapital  oder  aus  der  hier  etwa  sogar  vorliegenden  Tendenz  zur 
Latifundienbildung  Etwas  gegen  die  Institution  des  privaten 
Grundeigenthums?  Mit  Nichten!  Es  lässt  sich  daraus  eventuell 
nur  eine  Reform  des  Grundeigenthumsrechts,  des  Credit- 
rechts,  des  Erbrechts  begründen,  d.  h.  die  Forderungen  der 
Theorie  der  freien  Concurrenz  müssen  modificirt  oder  aufgegeben 
und  unpassende  Frivatrechtsnormen  müssen  durch  solche,  welche 
der  ökonomischen  und  technischen  Natur  des  Grundbesitzes  ent- 
sprechen, z.  B.  das  Princip  der  Kapitalverschuldung  durch  das- 
jenige der  Renten  Verschuldung,  ersetzt  werden.  2^) 

Im  concreten  Fall  ist  darüber  nach  genauer  Prüfung  der  That- 
saehen  zu  entscheiden.  An  dieser  Stelle  ist  nur  zu  betonen,  dass 
die  „Freiheit  des  Grundeigenthums"  die  angedeuteten  Gefahren 
zwar  nicht  nothwendig  mit  sich  bringen  muss  und  nicht  immer 
mit  sich  bringt,  aber  sie  wohl  mit  sich  bringen  kann  und  gelegent- 
lich auch  mit  sich  gebracht  hat.  Wo  sich  dies  zeigt  und  in  Folge 
dessen,  unterstützt  durch  ein  falsches  Grundeigenthumsrecht ,  wie 
in  dem  Beispiel  der  Verschnldungsform,  der  alte  Grundbesitzerstand 
zum  socialen  Schaden  für  die  Gesellschaft  enteignet  und  enterbt 
wird,  da  bewahrheitet  sich  also  die  These  der  socialistischen  Kritiker 
des  Grundeigenthums.  Dann  muss  auch  durch  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  des  Staats  mit  richtigen  Reformen  und  zweck- 
mässigen Aenderungen  des  geltenden  Privatrechts  ein- 
geschritten werden. 

Unter  Umständen  selbst  mit  rück  greifen  den  Massregeln, 
d.  h.  mit  einer  Gesetzgebung,  welche  die  Besitzverhältnisse  wieder 
auf  den  früheren  Stand  zurückzuführen  sucht.  Auch  dies  ist  ein 
Postulat  richtiger  social  rechtlicher  Auffassung  des  Grundeigen- 
thums, das  weder  durch  den  Hinweis  auf  die  Axiome  des  Systems 
der  freien  Concurrenz  und  der  Freiheit  des  Grundeigenthums  noch 
durch  den  Hinweis  auf  das  bestehende  immer  einer  Reform  zu- 
gängliche Recht  abgewiesen  werden  kann. 


^^)  Wie  nach  Eodbertus'  Vorschlägen  a.  a.  ü.  Ich  nehme  aber  nur  deren 
Gr  undpri  ncijj  an,  in  den  einzelnen  Ausführungen  von  K.  ist  Manclies  für  die 
pralitische  Durchführung  zu  verändern. 
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Für  eine  solche  tiefergreifende  gesetzliche  Reform  der  Grimd- 
besitzverhältnisse  liegen  Präcedeuztlille  vor.  So  in  der  moderneu 
Gesetzgebung  über  Ablösung  der  Grundlasten  in  Mittel- 
europa und  in  der  russischen  Gesetzgebung  über  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  und  die  Ausstattung  der 
Dorfgemeinden  mit  Land.  In  beiden  Fällen  wurde  in  die 
geschichtlich  überkommenen ,  zu  Recht  bestehenden  Grundbesitz- 
Verhältnisse  zwangsweise  tief  eingegritfen,  um  allgemeine  Forderungen 
der  Volkswirthschaft  und  der  Civilisation  zu  erfüllen  und  dabei 
auch  viel  privati-echtlich  verjährtes,  aber  darum  nicht  gesühntes 
geschichtliches  Unrecht  wieder  gut  zu  machen.  Aehnlich  verhält 
es  sich  mit  der  endlich  begonnenen  Reform  des  irischen  Pacht- 
rechts. Das  ist  der  richtige  Weg,  um  der  Polemik  gegen  die 
Institution  des  privaten,  besonders  grösseren  ländlichen  Grund- 
besitzes die  Gründe  zu  entziehen,  welche  sie  aus  der  geschicht- 
lichen Entstehung  und  Entwicklung  dieses  Eigenthums  entnommen 
hat.  Auf  demselben  Wege  kann  auch  diejenige  Reihe  von  Gründen 
widerlegt  werden,  welche  aus  dem  gegenwärtigen  Entwickluug.s- 
process  der  Vertheilung  jenes  Grundbesitzes  gegen  die  ganze 
Institution  heroreleitet  werden  möchten. 


18.  Abschnitt. 
I.    Die  Au.sdehnnng;  des  Privateiüenthunis. 

B.     Das  private  Grundeigenthum,   Fortsefzaag.      Geschichtliche 

Entwicklung   des  privaten  ländlichen,   insbesondere 

bäuerlichen   Grundeigen thums. *) 

§.  324.     Die   Kritik  des   privaten  Grundeigenthums  hat   eine 
dritte  Reihe  von  Gründen  aus  der  Geschichte  desselben,  namentlich 

^)  Die  nationalökonomische,  speciell  die  agrarpoli tische,  und  bes.  die 
rechtsgeschichtliche  Literatur  über  diesen  Gegenstand  ist  reichhaltig.  Wohl  auf 
keinem  Gebiete  hat  sich  die  neuere  deutsche  historisch-nationalökonomische 
Kichtnng  so  bewährt  und  dadurch,  verglichen  mit  der  älteren,  in  der  fremden  Literatur 
noch  heute  vorwaltenden  abstracten  und  rationalistischen  Behandlung,  so  berechtigt 
gezeigt,  als  in  den  Agrarverhältnissen,  unter  den  zusammenfassenden,  das  ge- 
schichtliche Material  für  die  Nationalökonomie  verwerthenden  Arbeiten  steht  Röscher 's 
vortreffliche  ,. Nationalökonomik  des  Ackerbaus",  B.  i  s.  Systems,  obenan.  Auch  für 
..diesen  Abschnitt  und  für  alle  Detailpuncte  und  die  Specialliteratur  ist  auf  dieses  Werk 
vomemlich  zu  verweisen,  bes.  auf  das  speciell  hierher  gehörige  Kapitel  6  des  2.  Buchs 
(Grundeigenthum  und  Gemeinden).  Rau  steht  auch  in  den  letzten  Ausgaben  des 
theoretischen  und  practischen  Theils  seines  Lehrbuchs  noch  nicht  auf  diesem  histo- 
rischen Standpuncte,  verweist  jedoch  auf  einzelne  Puncte  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung dei  Grundeigenthums  in  den  Noten  auch  öfters,  vergl.  bes.  I,  §.  .3S2  ff., 
A.  Wagner,  Volkswirthschaftslelire.     I.  3^ 
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auch  aus  der  germanischen  Rechts-  und  Wirthschaftsgeschichte, 
zum  Beweis  für  die  Richtigkeit  und  Berechtigung  der  Forderung, 

II,  §.  76  ff.,  §.  97  ff.  pass.  —  Eine  Uebersiclit  der  Grundzüge  der  Entwicklung  des 
ländlichen  Gruu deigen tliums  vom  nationalökonomischen  Gesichtspuncte  s.  in  meiner 
Abschaff.  d.  pri7.  Grundeigenthums  Abschn.  II. 

Von  bes.  Werthe  sind  vergleichend -historische  und  statistische  Untersuchungen 
über  die  Grundeigenthumsverhältnisse  verschiedener  Länder,  weil  sie  das  Typische 
der  Gestaltungen  und  Entwicklungen  und  die  Einwirkung  der  rein- natürlichen 
und  rein-menschlichen  Verhältnisse,  neben  den  specifisch-nationalen  und  örtlichen, 
hervortreten  lassen.  Hierhin  gehört  jetzt  vor  allen:  De  Laveleye's  de  la  proprifet6 
et  de  ses  formes  primitives,  Par.  1874,  das  sich  vornemlich  mit  dem  Gegenstande  dieses 
Abschnitts  beschäftigt  und  eine  Reihe  der  wichtigsten  europäischen  und  asiatischen 
Länder,  sowie  antike,  mittelalterliche  und  moderne  Zeiten  vergleicht.  S.  das.  auch 
weitere,  bes.  fremde  Speciallit.  über  die  einzelnen  Länder.  Der  Verf.  gehört  übrigens 
zu  den  wenigen  westeuropäischen  (^französischen  und  englischen)  Nationalökonomen, 
welche  die  hier,  wie  in  so  manchen  anderen  volkswirthschaftlichen  Gebieten,  die  aus- 
ländische an  Eeichthum  bedeutend  übertreffende  deutsche  historische  und  national- 
ökonomische Literatur  kennen  und  benutzen.  Vgl.  ferner  die  Serie  von  essays  „Systems 
of  Land  tenure  in  various  countries",  published  under  the  sanction  of  the  Cobden  Club, 
Lond.  1870  (u.  A.  von  Campbell  über  Indien).  Auch  die  reiche  neuere  englische 
Literatur  über  die  sogen.  Irish  land  question  (z.  B.  Cliffe  Leslie,  land  Systems 
a.  industr.  economy  of  Irland,  Engl.  a.  contin.  countries,  die  Schriften  von  O'Connor 
Morris,  Macaulay,  Lavelle,  Murphy,  Godkin,  1870  —  73  erschienen)  ge- 
hören zum  Theil  hierher,  zum  Theil  zu  den  Abschn.  17  u.  19. 

üeber  die  antiken  Agrarverhältnisse  s.  auch  hier  Hilde  b  ran  d  in  s.  Jahrb. 
Xn,  5  ff.,  139  ff..  De  Laveleye  a  a.  0.  S.  144—195.  Ob,  in  welcher  Benutzungs- 
form  und  wie  lange  bei  den  Alten  Gemeineigenthum  am  ländlichen  Boden  bestanden 
hat,  ist  strittig.  Dass  dasselbe  insbesondere,  auch  in  Rom  (Italien)  dem  späteren 
Privateigenthum  vorangegangen,  ist  aus  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Gründen 
und  Analogieschlüssen  wahrscheinlich,  wird  durch  Spuren  der  Institution  dies  noch 
mehr  und  von  einigen  Rechtshistorikern  auch  allgemeiner  für  die  ältere  Zeit  an- 
genommen, so  von  Puchta,  Institut.  I,  §  40,  S.  130  ff.  (4.  Aufl.),  Mommsen, 
röm.  Gesch.  I,  124.  Andere  bestreiten  es,  so  bes.  Iliering,  Geist  d.  r.  R.  I.  (3.  Aufl.) 
S.  198  (mich  nicht  überzeugend)  und  im  Ganzen  ist  die  Ansicht  der  modernen  römi- 
schen Rechtsichrer  wohl  auf  dieser  Seite.  Fiir  die  ältere  Zeit  fehlen  jedenfalls  die 
sicheren  Nachrichten.  Es  wird  indessen  zu  bedenken  sein,  dass  unsere  geschichtliche 
Kenntniss  von  den  alten  Völkern,  speciell  Italiens,  eben  erst  mit  einer  viel  späteren 
Wirthschafts-  und  Culturperiodc  beginnt,  als  diejenige  von  den  Germanen.  Die  Ge- 
nieineigenthums-  und  Gemcinnutzungsperiode,  welche  wir  bei  den  letzteren  und  später 
bei  anderen  Völkern,  so  noch  heute  bei  den  Grossrussen  finden,  hatten  die  Ahen  in 
der  Zeit,  wo  wir  ihre  ländlichen  Verhältnisse  kennen  lernen,  schon  hinter  sich.  Siehe 
auch  Rösler,  Verwr.  I,  §.   124  Anm.  4. 

Von  bes.  Bedeutung  für  den  Gegenstand  dieses  Abschnitts  ist  jedoch  die  reiche 
Literatur  über  das  ältere  germanische  ländliche  Grundeigenthum  und  seine  Ent- 
wicklung und  über  den  russischen  ländlichen  Gemeindebesitz.  Eine  Ver- 
gleichung  der  germanischen  und  russischen  Verhältnisse  ist  höchst  lehrreich,  weil 
sie  manche  Aufklärung  über  zweifelhafte  Puncte  der  längst  vergangenen  Zustände  in 
Deutschland,  Scandinavien,  England  gewährt  und  zugleich  die  Ausschlag  gebende  Macht 
der  allgemeinen,  durch  die  äussere  Natur  und  die  menschliche  Natur  dargestellten 
Factoren  für  die  Gestaltung  und  die  Entwicklung  des  Grundeigenthums  offenbart. 

Vgl.  für  die  german.  Verhältnisse  ausser  Röscher  a.  a.  0.  (bes.  II,  §.  71,72 
nebst  Anm.)  namentlich:  G.  Haussen,  Ansichten  über  d.  Agrarwesen  d.  Vorzeit,  in^ 
Falck's  Neuem  staatsbürgerl.  Magazin  III.  (im  Anschluss  an  dänische  Arbeiten, 
V.  Olufsen),  eb.  VI.;  ders.  die  Gchöferschaften  (Erbgenossenschaften)  im  R.-B.  Trier 
(Abh.  d.  Berl.  Akad.).  Berl.  ISüS,  bes.  S.  3  ff.;  ders.,  z.  Gesch.  d.  Feldsysteme  in 
Deutschi.,  Tüb.  Ztschr.  bes.  XXI,  55—62  u.  pass.,  auch  B.  22,  24,  26,  32.  üeber 
Hanssen's  Stellung  zu  den  Fragen  im  Texte  s.  u.  Anm.  18.  —  G.  Waitz,  Deutsche 
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diese  Institution  zu  beseitigen^  entnommen  (§.  311,  N.  3).    Die  Be- 
deutung dieses  Verfahrens  wurde  oben  schon  anerkannt :  die  Beweis- 


Verf.-Gesch.,  I.  (2.  Aufl.),  bes.  Kap.  4  (Grundbesitz  u.  Dörfer),  S.  93  ff.,  auch  pass. 
Kap.  2,  3,  5  (S.  1154),  dann  II.  (2.  Aufl.)  Kap.  4,  S.  305  If , ;  Y,  Kap.  4;  ders.  über 
d.  altdeutsche  Hufe,  Gott.  1S54.  —  G.  L.  v.  Maurer,  alle  die  oben  S.  315,  316  gen. 
Werke,  bes.  d.  Gesch.  d.  Dorfverfass.,  nam.  I,  dann  11,  Kap.  9,  die  Gesch.  d.  Frohu- 
höfe  u.  s.  w.  pass.,  I,  314  Ü'.,  bes.  333  ff.,  III,  105  ff.,  193  ff.  Gierke,  D.  Ge- 
nossenschaftsrecht I,  §.  7 — 9,  S.  53  ff.,  dann  pass.  §.21,  24,  52,  53,  55.  —  Koscher, 
Ansichten  d.  Volkswirthsch.,  Abh.  2  (über  d.  Landwirthsch.  d.  ältesten  Deutschen).  — 
V.  Haxthausen,  über  d.  Agiaryerfass.  in  Norddeutschi.  I,  1,  Berl.  1829.  Landau, 
d.  Territorien.  Hamb.  u.  Gotha  1854.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverf.  in  Deutschi., 
Giessen  ISCO.  Stüye,  Wes.  u.  Verfass.  d.  Landgemeinden  in  Niedersachsen  u.  West- 
falen, Jena  1851,  bes.  §.  7.  Achenbach,  d.  Haubergsgenossenschaften  d.  Sieger- 
landes, Bonn  1863.  Hostmann,  über  altgerman.  Landw-irthsch.  (Diss.),  Gott.  1855. 
Meitzen,  Boden  u.  s.  w.  d.  Preuss.  Staats,  Berl.  1868,  I,  344  ff.  (mit  interessanten 
Flurkarten  v.  Dörfern),  v.  Inama-Sternegg,  Untersuch,  über  d.  llofsyst.  im  Mittel- 
alter, Innsbr.  1872.  —  üeber  die  verwandten  englischen  Verhältnisse  giebt  wich- 
tige neue  Aufschlüsse:  E.  Nasse,  über  d.  mittelalterl.  Feldgemeinschaft  u.  die  Ein- 
hegungen des  16.  Jahrh.  in  England,  Bonn  1869  (weitere  engl.  Liter,  u.  pari.  Keports 
s.  daselbst).  Darüber  die  ausführliche  Anzeige  dieser  Schrift  von  G.  Haussen,  Gott. 
Gel.  Anz.  1870,  S.  1321  — 1356.  —  Die  weiteren  Noten  zum  Text  enthalten  die  be- 
züglichen einzelnen  Stellen  aus  d.  vorgen.  Schriften,  doch  absichtlich  mit  möglichster 
Beschränkung  auf  das  Nothwendigste ,  daher  nam.  aus  Waitz.  Maurer,  Gierke. 
Die  mannigfachen  Zweifel  über  die  Einzelheiten  der  altgerman.  Verhältnisse  hat  auch 
die  neueste  Forschung  nicht  gelöst  und  die  Autoren  sind  daher  oft  verschiedener 
Ansicht.  Zu  vergleichen  sind  namentlich  mit  einander  die  neuesten  Darstellungen  der 
drei  letztgenannten  Autoren.  —  S.  übrigens  auch  H.  Rösler,  soc.  Verwr.  I,  §.  121  if. 
Im  üebrigen  ist  auch  auf  die  Lehrbücher  der  deutschen  Rechtsgeschichte 
und,  soweit  die  älteren  Verhältnisse  in  die  Gegenwart  noch  hineinragen,  des  deut- 
schen Privatrechts  zu  verweisen.  S.  z.  B.  Zöpfl,  Rechtsgesch.  III,  §.72,  bes. 
103;  Gerber,  Privatrecht  §.  51;  Beseler  desgl.  §.  84.  Duncker,  Gesammt- 
eigenthum,  1843. 

Ueber  die  russischen  Agrarverhältnisse  erfolgt  hier  zunächst  eine  aus  meiner 
Schrift  über  d.  Abschaff.  d.  priv.  Grundeigenthums  genommene  Uebersicht  (S.  79 — 80): 
Hauptwerk  immer  noch  das  Reisewerk  Haxthausen 's  Studien  über  die  inn.  Zu- 
stände, d.  Volksleben  u.  insbes.  d.  ländl.  Einrichtungen  Russlands ,  3  B. ,  Hannover 
1847—52,  bes.  I,  119,  124—138,  151,  15t),  III,  3,  7,  115  ff.,  125,  141,  15],  152,  157. 
Einschiagende  Einzelheiten  u.  A.  I,  240,  284  ff.,  303,  402,  443  (russ.  Landsystem  bei 
d.  Tscheremissen,  aber  gcmeins.  Feld-  u.  Erntearbeit  u.  Theilung  der  Ernte,  nicht  der 
Felder  vielfach),  491  (russ.  System  bei  Tataren  bei  Kasan);  II,  10,  11,  31,  34,  36, 
39,  42  (russ.  Syst.  in  den  deutschen  Wolgacolonieen  bei  Saratow),  69,  70,  7-1 
(desgl.  bei  Tataren),  96,  115,  130,  190,282,  429,  472  (Höfe,  kein  Gemeineigenthum 
in  Podolien),  485,  493.  —  Ders..  de  l'abolitioa  par  voie  legislat.  du  partage  egal  et 
temporaire  des  terres  dans  1.  commnues  russes,  Paris  1858  (Votum  gegen  den  zur 
Zeit  der  Vorbereitung  der  Emancipation  in  Russland  gehegten  Plan,  gesetzlich 
gleichzeitig  die  periodischen  Landthcilungen  aufzuheben);  ders.,  ländl.  Verfassung 
Russlands,  Lpz.  1^06,  Darlegung  der  Emancipationsgesetzgebung  von  1861,  bes.  Einl. 
u.  S.  371  ff.,  dann  über  d.  russ  Gemeinde  S.  410  IC.  —  Tschit  scherin,  Art.  Leib- 
eigenschaft in  Russland,  im  Staatswörterb.  VI,  393  ff.,  über  Gemeindeigenth.  396,  411  ff., 
der  Hauptvertreter  der  Ansicht,  dass  die  Einrichtung  des  Gemeindebesitzes  in  Russ- 
land keine  althistorische,  sondern  eine  neue,  seit  E.  d.  16.  Jahrh.  in  A'erbindung  mit 
Leibeigenschaft  und  Kopfsteuer  entstandene  sei,  s.  u.  —  v.  Bistram,  rechtl.  Natur 
der  Stadt-  und  Landgemeinde,  Petersb.  1866,  bes.  S.  60  ff.  die  histor.  Entwicklung 
nach  Tschitscherin's  Arbeiten.  Kawelin,  Einiges  über  d.  russ.  Dorfgemeinde,  Tüb. 
Ztschr.  XX,  1,  mit  Zusatz  von  Helfe  rieh,  K.  ist  maassvoller  Anhänger  des  russ. 
Princips.  Schedo-Ferroti  (Baron  Firks\  rtudcs  sur  l'avenir  de  la  Russie.  N.  10, 
le  patrimoine  du  pcuple,  Berl.  1868  (geschichtl.  Entwicklung,  besonnene  Kritik,  auch 
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fiihrimg  bedient  sieb  bistoriscber  Argumente,  nicbt  nur  axio- 
matiscber  Bebauptuugeu  von  zweit'elbaftera ,  jedenfalls  nicbt  unbe- 
strittenem Wertb  für  die  Begründung  der  Forderung.  Was  in 
anderen  Fällen,  wie  besonders  beim  Kapitaleigentbura ,  erst  durch 
genauere  tbeoretiscbe  Erörterung  zu  beweisen,  ja  selbst  erst  mühsam 
verständlich  zu  machen  ist  (§.  288  flf.),  das  ist  hiernach  beim  pri- 
vaten Grundeigentbum  von  vornherein  nicht  anzuzweifeln :  dass  das- 
selbe nemlich  keine  unbedingt  noth  wendige,  rein -ökono- 
mische,  sondern   nur  eine  historische  Kategorie   des  Wirth- 

beachtenswerthe  KeformvorscLläge,  mit  Beibelialfung  gewisser  Grandsätze  der  bisherigen 
Gemeinde-  und  Agrarverfassung ,  vgl.  darüber  meine  Schrift  über  Privateigenthum 
S.  C5  ff'.).  J.  Eckard t,  halt.  u.  russ.  Cultarstud.,  Lpz.  1S69,  Abb.  über  den  russ. 
Gemeindebesitz  S  480  ff.  (nameutl.  über  den  Zusammenhang  der  Agrarfrage  mit  den 
allgem.  polit.  u.  soc.  Ideen  im  heutigen  Eussland,  S.  482  If. ,  beachtenswerth  für  die 
socialistische  im  Texte  behandelte  Forderung  einer  grundsätzlichen  Abschaffung  des 
privaten  Grundeigcuthums).  Ders. ,  Eusslairds  ländl.  Zustände,  Lpz.  1870  (einleitend 
über  die  Institut,  d.  russ.  Gemeindebesitzes  u.  d.  Emancipationsgcsetzgebung  und  drei 
russ.  Urtheile  über  die  trostlose  damalige  Lage  der  ländl.  Verhältnisse),  v.  Buschen, 
die  Freibauern  Kusslands,  Tüb.  Ztschr.  XV,  221  ff'.;  ders.,  üebers.  d.  Entsteh,  u.  s.  w. 
d.  Leibeigensch  ,  cb.  XVII,  540  ff.  C.  Walcker,  Selbstverw.  u.  russ.  Steuerreform, 
Bcrl.  ISny,  bes.  §.  41  S.  2S3.  v.  Bock,  deutsch-russ.  Conflict  a.  d.  Ostsee,  Leipz. 
1869,  S.  ü5  ff.  (livländische  Landgemeinde  im  Lichte  d.  russ.  u.  vice  versa);  ders., 
Livländ.  Beitr.  II,  583  ff.  —  Ferner  meine  gen.  Sehr,  über  die  Abschaff.  d.  Privat- 
eigenthums,  Abschn.  'S.  —  Die  meisten  gen.  Arbeiten  rühren  von  Deutsch-Russen  und 
National-Eusscn  her  und  nehmen  auf  d.  russ.  Literatur  (in  russ.  Sprache)  Bezug.  In 
Kussland  selbst  wird  über  den  Gemeindebesitz,  seine  geschichtl.  Entwicklung  u.  heutige 
Zweckmässigkeit  lebhaft  debattirt.  Von  neuesten  Schriften  (nach  meiner  gen.  Schrift 
erschienen)  s.  Mi  che  11 's  Eeport  in  d.  Blue  books  187U  (rep.  respect.  the  tenure  of 
land  in  the  sever.  countries  of  Europe)  J.  Faucher  in  d.  oben  gen.  Cobden  Club 
essays,  1870,  p.  353.  De  Laveleye,  propr.  eh.  2.  C.  Walcker,  d.  niss.  Agrar- 
frage mit  bes  Berücksichtigung  d.  Agrarenquete  v.  1873,  Berl.  1874,  werthvoll  durch 
ihre  Auszüge  aus  dem  original-russ.  Quellenmaterial,  s.  nam.  Kap.  2,  Hauptresultate 
d.  Agrarenquete,  worin  über  die  territoriale  Verbreitung,  die  Einrichtung,  die  Folgen 
des  Gemeindebesitzes  manche  specielle  Angaben ,  auch  Urtheile  russ.  Stimmen.  Der 
"S'erf.  ist  ein  eifriger  Gegner  des  Gemeindebesitzes.  Die  gen.  Enquete  ist  dem  letzteren 
UJigünstig,  bes.  in  Bezug  auf  die  Wirkungen  desselben  auf  die  Production.  —  Die 
neueste,  mir  bekannt  gewordene  Schrift  ist  die  fleissige  und  verständige  Arbeit  von 
J.  Keussler  „z.  Gesell,  d.  bäuerl.  Gemeindebesitzes"  in  d.  Balt.  Monatschr.  N.  F. 
B.  VI,  3.  Doppelheft  (1870)  S.  187—240.  Für  den  der  russ.  Sprache  nicht  Mächtigen 
bes.  werthvoll  durch  ihre  eingehende  Berücksichtigung  der  niss.  Literatur  u.  bes.  des 
literar.  Streits  über  die  geschichtl.  Entstehung  des  russ.  Gemeindebesitzes,  s.  daselbst 
S.  193  ff.  Hier  ist  die  oben  erwähnte,  in  Deutschland  bes.  bekannt  gewordene,  auch 
von  mir  a.  a.  0.  S.  49  IF.  angenommene  Ansicht  Tschitscherin's  über  den  moder- 
nen Ursprung  des  Gemeindebesitzes  —  ein  für  die  principielle  Grundeigenthumsfrage 
nicht  unwichtiger  Punct,  s.  meine  gen.  Sehr.  —  bes.  von  eifrigen  Slawophilen  und 
anderen  Historikern  angcgrillen  worden,  so  von  Beläjew.  Derselbe  vertritt  den  grade 
entgegengesetzten  Standpunct  liinsichtlicli  der  Entstehung  des  Gemeindebesitzes.  Eine 
vermittelnde  Ansicht  hat  der  bedeutendste  russ.  Historiker  Ssolowjew  aufgestellt, 
wonach  zwar  ein  histor.  Zusammenhang  zwischen  dem  alten  slawischen  und  dem  neuen 
grossruss.  Gemeindebesitz  bestehe,  aber  der  letztere  in  seiner  eigenthümlichen  Ver- 
fassung sich  doch  erst  durch  die  neuere  Gesetzgebung  ausgebildet  habe.  S.  Keussler 
S.  198— 2<i0.  Eine  andere  Arbeit  Keusslcr's  über  denselben  Gegenstand,  mehr  vom 
agrarpolit.  Standpuncte  aus,  in  d.  Nord.  Revue  1870  ist  mir  leider  erst  beim  Druck 
dieses  Bogens,  zu  spät,  um  sie  zu  benützen,  bekannt  gewerden.  Röscher  II,  §.  71 
Anm.  12  (7.  Aufl.)  bezweifelt  die  Richtigkeit  der  Tschitscherin'schen  Meinung. 
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Schaftslebens  ist.  Eine  Einrichtung  von  vielleicht  eminenter  Zweck- 
mässigkeit auch  für  die  ganze  V o  1  k  s  wirthschaft ,  aber  jedenfalls 
eine  solche,  welche  nicht  immer  bestanden  hat,  noch  heute  nicht 
überall  besteht,  und  insofern  auch  einer  Discussiou  über  ihre  Wieder- 
abschaffung nicht  wohl  entzogen  weiden  kann. 

Dieser  Standpunct  und  die  daraus  abgeleitete  Auffassung  des 
privaten  Grundeigenthums  als  historische  Erscheinung  ist  au  und 
für  sich  durchaus  berechtigt.  Die  Gegner  der  Institution,  welche 
sich  dieses  rechtsgeschichtlichen  Arguments  sogar  bereits  in  ihrer 
practischen  Agitation  bedient  haben ''^),  geben  dadurch  wenigstens 
eine  Grundlage  der  Verständigung.  Ihr  Fehler  liegt  anderswo, 
nemlich  in  dem  Absehen  von  der  historischen  Bedingtheit 
einer  solchen  Institution,  welche  doch  grade  aus  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  letzteren  abzuleiten  ist.  Je  weniger  man, 
nach  den  Auseinandersetzungen  des  vorigen  Abschnitts,  die  Ent- 
stehung allen  privaten  ländlichen  Grundeigenthums  —  das  auch 
hier,  wie  die  Kritiker  meistens  gleichfalls  übersehen,  von  allem 
Grundeigenthum  zunächst  allein  in  Frage  steht  —  allgemein  auf 
Gewalt  und  Rechtswidrigkeit  zurückführen  kann,  desto  mehr  fordert 
die  fast  allgemeine  geschichtliche  Entstehung  desselben  und  seine 
Entwicklung  aus  dem  Gemeineigenthum  am  Boden,  welches  der 
Privatbesitz  schliesslich  überall  fast  ganz  verdrängt,  zu  einer 
Erforschung  der  inneren  Ursachen  auf,  welche  diesem  merk- 
würdigen gleichmässigen  geschichtlichen  Vorgang  zu  Grunde  liegen 
müssen. 

In  dieser  Beziehung  bildet  nun  das  rechtsge.^chichtliche  Argu- 
ment gegen  das  private  Grundeigenthum  vielleicht  von  allen  Be- 
weisgründen den  stärksten  für  diese  Institution:  wenigstens  für 
ländliches  (namentlich  kleines  und  mittleres,  sog.  bäuerliches) 
Privatgrundeigenthum.  Denn,  wie  früher  schon  zugegeben  ward 
(§.  268),  die  Entwicklung  des  letzteren  aus  dem  Gemeineigenthum 
steht  unverkennbar  mit  unter  der  Herrschaft  eines  bestimmten  ökono- 
mischen  Princips:  nicht  nur  in  seinem  eigenen,  sondern  auch  im 
Gesammt Interesse  oder  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  wird 
dem  Bebauer  des  Lands  in  immer  grösserem  Umfang  und  mit  immer 
reicherem  Herrschaftsgehalt  ein  Privateigenthum  an  dem   bebauten 


")  _So  auf  d.  internal.  Arbeitercongress  in  Basel,  wo  man  sich  auf—  Savigny's 
Autorität  berief,  freilich  ohne  genügenden  Grund  in  diesem  Fall.  S.  muiue  „Ab- 
schaffung u.  8.  w,"  S.  Sl  u.  u.  unten  §.  32(). 
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Boden  gewährt,  umsein  Öelbstiuteresse,  sein  e  i  n  z  e  l  wirthsehaft- 
liciies  Interesse  zu  möglichst  tüchtiger  Bebauung  anzuspornen. 

Die  Behauptung,  dass  das  private  Grundeigenthum  wieder  ab- 
geschafft werden  müsse,  würde  daher  erst  begründet  sein,  wenn 
dreierlei  allgemein  nachgewiesen  wäre,  nemlich  einmal,  dass  seine 
geschichtliche  Entwicklung  rechtswidrig,  unnöthig  und  unzweck- 
mässig, oder  zweitens,  dass  die  früher  darauf  richtig  hindrängenden 
Factoren  gegenwärtig  nicht  mehr  einwirkten,  oder  endlich,  dass  sie 
sich  durch  andere  passend  ersetzen  Hessen,  das  Gemeineigenthum 
also  ökonomisch  nicht  mehr  im  Nachtheil  gegen  das  Privateigen- 
thum  am  Boden  sei.  Nur  den  ersten  Nachweis  hat  die  polemische 
Kritik  zu  führen  gesucht,  aber  nach  den  Ergebnissen  der  Unter- 
suchung im  vorigen  Abschnitt  nicht  genügend  geführt.  Hinsichtlich 
der  beiden  anderen  nachzuweisenden  Puncte  beschränkt  sich  die 
Kritik  auf  wenige  nichtssagende  Behauptungen.^^)  Es  ist  ihr  daher 
auch  hier  wieder  der  Vorwurf  zu  machen,  dass  der  positive  Nach- 
weis für  eine  den  gesellschaftlichen  und  volkswirthschaftlichen 
Interessen  entsprechende  Organisation  der  Bodenbenutzung  ohne 
die  Einrichtung  des  Privateigenthums  am  Boden  fehlt. 

§.  325.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  privaten  länd- 
lichen Grundeigenthums  kann  hier  nur  in  ihren  grossen  typi- 
sehen  Grundzügen,  ohne  specielleres  Eingehen  auf  die  concrete 
Gestalt,  welche  sie  bei  den  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Völ- 
kern annimmt,  in  der  Kürze  dargelegt  werden.  Nur  auf  diese  Grund- 
züge kommt  es  aber  auch  hier  in  der  Grundlegung  bei  der  Ver- 
werthung  der  geschichtlichen  Thatsachen  für  die  Würdigung  des 
Grundeigenthums  und  für  die  Beantwortung  der  sich  an  dasselbe 
anknüpfenden  principiellen  Streitfrage  an.  Es  muss  dabei,  wie  in 
anderen  ähnlichen  Fällen,  z.  B.  in  dem  manchfach  analogen,  oben 
behandelten  der  allmäligen  Umänderung  der  Unfreiheit  und  des 
Uebergangs  zur  persönlichen  Freiheit  (§.  210  ff.),  unvermeidlich 
eine  gewisse  Generalisirung  der  aus  den  geschichtlichen  That- 
sachen abzuleitenden  Schlüsse  oder  m.  a.  W.  eine  gewisse  wirth- 
schaftsgeschichts-philosophische  Abstraction  erfolgen.^) 

3)  S.  d.  Verliandl.  ia  Basel  1S69  u.  darüber  meine  gen.  Sehr.  S.  4  ff.,  14  ff. 

*)  Ein  solches  Vorgehen  bringt,  wie  dem  Geschichtsforscher  zugegeben  werden 
darf,  Gefahren  mit  sich:  unrichtig  oder  zu  weit  zu  generalisiren,  auf  Aualogieen 
zu  viel  Werth  zu  legen,  den  thatsächlichen  Einfluss  der  übrigen  geschiclitlichen  Fac- 
toren zu  übersehen  oder  zu  unterschätzen  u.  dgl.  m.  Warnungen,  wie  sie  ein  Georg 
Waitz  ausspricht,  welcher  einer  grade  entgegengesetzten,  der  Generalisirung  und 
Beachtung  der  Analogieen  in  hohem  Grade  abholden   historischen  Richtung  angehört, 
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Jene  typischen  Gründzüge  der  Entwicklung  können  am  Besten 
und  Siebersten  aus  den  älteren  germanischen  agrarischen 
Verhältnissen  abgeleitet  werden.  Manches  Licht  auf  die  Zustände, 
aus  denen  sich  bei  unseren  Altvordern  das  private  ländliche,  be- 
sonders bäuerliche  Grundeigenthum  herausbildete,  werfen  die  ähn- 
lichen Verhältnisse,  welche  früher  bei  anderen  Völkern  bestanden 
und  zum  Theil  noch  jetzt  bestehen.  Namentlich  sind  in  dieser 
Beziehung  die  modernen  russischen  (gross russischen)  Zustände 
des  ländlichen  Besitzes  von  Wichtigkeit.^) 

An  eine  U  eher  tragung  von  wirthschaftlichen  Einrichtungen 
und  Rechtsverhältnissen  von  einem  Land  und  Volk  auf  das  andere 
ist  dabei  in  der  Regel  nicht  zu  denken,  selbst  nicht  bei  solchen 
Details,  welche  man  geneigt  wäre,  für  einem  Volk  oder  einer  Zeit 
specifisch  eigenthümlich  zu  halten.^)  Mitunter  kann  wohl  eine 
solche  Einrichtung  schon  vorhanden  gewesen  sein,  bevor  in  vor- 
historischer Zeit  bereits  Ackerbau  treibende  Völker,  bei  welchen 
sie  sich  findet,  sich  trennten  und  die  Theile  sich  zu  besonderen  Nationen 
ausbildeten,  oder  bevor  in  historischer  Zeit  ein  Stamm  auswanderte 


(Verf.  gesch.  I,  52,  99),  sind  daher  begreiflich  und  in  gewissen  Grenzen  berechtigt. 
Nationalökonomen  einer  ähnlichen  Eichtung  nnd  Forschungsmethode,  wie  G.  Hanssen, 
schliessen  sich  auch  für  die  volkswirthschaftl.  Untersuchungen  dem  an,  z.  B.  in  den 
Bemerkungen  in  der  Tiib.  Zeitschr.  XXI,  62.  Aber  gleichwohl  ist  das  generali- 
sirende  Verfahren  selbst  berechtigt  und  das  einzige,  welches  eine  wirkliche 
Förderung  der  natioualökonomischen  Wissenschaft  durch  historische  (und 
statistische)  Forschungen  bringt.  Die  angedeuteten  Gefahren  müssen  nur  thunlichst 
vermieden  werden.  Bei  einer  solchen  Abstraction  aus  dem  concreten  Detail,  in  welchem 
sonst  die  Forschung  stecken  bleibt,  wird  mittelst  zeitlicher  und  örtlicher  Vergleichungen 
das  bestimmende  Allgemein- Menschliche  herauszufinden  gesucht,  das  schliess- 
lich wie  eine  Ilauptursache  den  Gang  der  geschichtlichen  Entwicklung  beherrscht, 
welche  sonstigen  geschichtlichen  Ursachen  theüs  in  derselben  Richtung,  theils  dagegen 
wirkend  mitspielen  mögen.  Wirthschaftsgeschichte  und  Wirthschaftsstatistik  als  sol  ch  e, 
für  ein  concretes  Land,  eine  concrete  Zeit  ist  nicht  Nationalökonomik,  was 
neuere  deutsche  Volkswirthe  der  geschichtlichen  und  statistischen  Eichtung  wohl  nicht 
immer  beachtet  haben.  Grade  an  einem  Beispiel,  wie  dem  im  Te.xte  behandelten,  der 
volkswirthschaftlich  und  gesellschaftlich  nutliweudigen,  mindestens  höchst  zweckmässigen 
Entwicklung  des  ländlichen  privaten  Grundeigenthums ,  tritt  dies  einmal  schlagend 
hervor.  Die  räumliche  und  zeitliche  Vergleichung  belehrt  hier  ungleich  mehr,  als  die 
blosse  historische  und  statistische  Specialforschang.  Das  hat  gi'ade  auf  dem  Gebiete 
der  Agrarverhältnisse  wohl  Eos  eher  in  s.  2.  Bande  bewiesen,  einem  Muster  richtiger 
und  vorsichtiger  Geueralisirung  und  Ableitung  leitender  Principien  der  Entwicklung 
aus  dem  concreten  Detail.  Aehnlich  zeigt  es  von  Neuem  in  der  Grundeigenthumsfragc 
De  Laveleye.  Selbst  Waitz  knüpft  indessen  mitunter  an  Analogieen  an,  z.  B. 
I,  51,  101.  —  Bes.  lehrreich  ist  daher  ein  Vergleich  zwischen  altgermanischen 
und  neurussischen  Zuständen,  auch  in  methodologischer  Hinsicht.  —  Vgl.  übrigens 
Kap.  6  (Methode"). 

^)  Vgl.  im  Allg.  De  Laveleye  a.  a.  0.  u.  die  Liter,  in  Note  1. 

^)  Vgl.  z.  B.  über  das  Mitnehmen  der  Hauspfosten .  die  Eigenthumsverhältnisse 
in  Betr.  des  Hauses  Waitz,  I,  lol  (nebst  Lit.  in  Anm.  1),  118;  Bistram  a.  a.  0. 
S.  6'6,  für  Deutschland  und  Russland. 
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und  die  Verhältnisse  des  Mutterlands  in  der  neuen  Heimatli  ein- 
führte. In  der  Regel  wird  aber  grade  in  diesen  so  ausserordentlich 
wichtigen  Grundverhältnissen  des  gesellschaftlichen  und  wirthschaft- 
lichen  Lebens,  welche  den  Bodenbesitz  und  die  Landwirthschaft 
betreffen,  ähnlich  wie  in  den  Verhältnissen  der  Unfreiheit,  eine 
analoge,  selbst  im  Einzelnen  gleichmässige  Entwicklung 
als  eine  selbständige,  autochthone,  wie  man  wohl  sagen  darf, 
anzusehen  sein:  sie  ist  das  Product  der  unbewusst  wirkenden  natür- 
lichen Ursachen  in  der  Gestaltung  des  Wirthschafts-  und  Rechts- 
lebens, der  menschlichen  Natur  mit  ihrem  starken  Selbstinteresse 
und  der  „äusseren  Natur",  des  Mikrokosmos  und  des  Makro- 
kosmos, ihres  Zusammenwirkens  und  ihrer  AVechselwirkung.  Die 
grosse  Aehnlichkeit  der  Gestaltungen  oft  in  kleinen,  an  sich  unbe- 
deutenden Details  ist  dafür  ein  besonders  interessanter  Beleg  (s. 
Anm.  6). 

§.  326.  Das  menschliche  Herrschaftsverhältniss  über  „Ver- 
mögen'' (im  rein  ökonomischen  Sinne  §.  23)  und  speciell  über  den 
Grund  und  Boden  kann,  um  einer  Schablone  Savigny's  zu  folgen, 
drei  Formen  annehmen:  Gemeingut  und  Gemeingenuss, 
Gemeingut  und  Priv  atgenuss,  Privatgut  und  Privat- 
gen uss.')  Das  Gemeinsamkeitsmoment  lässt  sich  durch  belie- 
bige menschliche  Gemeinschaften,  Familie,  Geschlecht, 
Volk,  örtliche  Gemeinschaft  der  Zusammenwohner  („Gemeinde'' 
i.  e.  S.,  Dorfschaft)  dargestellt  denken.  Es  ist  geschichtlich  bei 
allen  diesen  Gemeinschaften  in  grösserem  oder  geringerem  Umfange 
vorgekommen  und  kommt  zum  Theil  noch  vor.^)  Beim  ländlichen 
Grundeigenthum  ist  die  bäuerliche  An  sie  dlungs  gemeinde, 
welche  häufig  aus  dem  Geschlecht  hervorgegangen  ist,  die 
Dorfschaft,  gewöhnlich  die  in  Betracht  zu  ziehende  Gemeinschaft.*^) 

Das  Herrschaftsverhältniss  in  Betreff  des  Bodens,  welches  in 
unseren  Culturstaaten  das  jetzt  allgemein,   wenngleich  auch  heute 

')  V.  Savigny,  Syst.  d.  lieut.  röm.  Kcchts,  I,  §.  56,  bes.  S.  568,  3(51).  Erhandelt 
hier  nicht  von  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Herrschaftsverhältnisses  des  Hell- 
sehen über  den  Boden,  sondern  von  bestimmten  Vermögensarten  nach  bestimmten  posi- 
tiven Rechtssystemen.  „Privatgut  und  Privatgenuss"  nennt  er  ausdrücklich  „die 
überall  vorherrschende,  die  einzige  Vermö^^cnsform,  mit  welcher  wir  im  Privatrecht 
zu  thun  haben''. 

*)  lieber  die  zweifelhafte  Frage,  ob  es  bei  den  alten  Deutscheu  ein  Gesammteigen- 
thum  der  Familie  gegeben,  s.  Waitz  I,  (iO  (mit  Liter.). 

^)  Vgl.  Waitz  I,  51,  112.  Bei  den  Deutschen:  „die  in  näherer  Gemeinschaft 
verbunden  waren  —  durcli  Venvandtschaft  oder  andere  umstände  —  nahmen  einen 
grösseren  oder  kleineren  Landstrich  in  Besitz.  An  einer  Stelle  bauten  sie  die  Woh- 
nungen u.  s.  w."    Nähere  Ausführung  bei  Gierke,  Genossenschaftsr.  I,  6U  ff. 
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uücli  uic'bt  ausschliesslich  verbreitete  ist,  ist  das  dritte,  gewöhnlich, 
und  so  bei  uns,  die  jüngste  der  drei  Formen:  Privatgut  und 
Privatgenuss.  Geschichtlich  in  grossem  Umfange  nachweisbar 
als  Vorgängerinnen  dieser  dritten  Form  sind  beim  ländlichen 
Grundeigenthum  die  beiden  anderen  Formen.  Dieselben  sind  freilich 
jede  für  sich  und  im  Verhältniss  zu  einander  einer  verschiedenen 
Einrichtung  fähig.  Da  der  schliessliche  eigentliche  „Genuss'' 
immer  ein  individueller,  insofern  privater  sein  muss,  wird 
man  unter  Voraussetzung  bereits  vorhandenen  privaten  Mobil- 
eigenthuras  (auch  am  Vieh)  am  Passendsten  unter  der  Form 
„Gemeingut  und  Privatgenuss"  einen  Zustand  verstehen, 
wo  irgend  welche  Theile  des  vollständig  noch  im  Eigenthum  der 
Gemeinschaft  befindlichen  Bodens  selbst  den  Privaten,  d.  h.  hier 
den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft  zu  ganz  oder  theilweise  ge- 
trennter Benutzung  (Bebauung)  für  ihre  Rechnung  auf 
Zeit  überlassen  sind.  Bei  der  ersten  Form,  Gemeingut  und 
Gemeingen u SS,  wäre  dagegen  auch  die  Benutzung  selbst 
eine  gemeinschaftliche,  von  Organen  der  Gemeinschaft 
geleitete  (verwaltete)  oder  beaufsichtigte.  In  dieser  Weise 
verstanden  ist  auch  diese  Form  eine  sogar  sehr  verbreitete  ge- 
schichtliche Thatsache.  Sie  geht  nicht  nothwendig  der  zweiten 
voraus,  so  dass  diese  sich  aus  ihr  und  die  dritte  Form  dann  wieder 
aus  der  zweiten  entwickelt,  sondern  sie  geht  öfters  neben  der 
zweiten  her,  dauert  geschichtlich  länger  als  diese  und  aus  beiden 
erfolgt  dann  der  Uebergang  zur  dritten  Form. 

kSo  aufgefasst  lässt  sich  die  Schablone  durch  folgende  typische 
Beispiele  aus  der  Gestaltung  der  ländlichen  Verhältnisse  erläutern. 

1)  Form:  Gemeingut  und  Gemeingenuss. 

a)  Gemeingut  liegt  vor,  wenn  die  Feldmark  oder  gewisse 
Theile  derselben  nicht  im  Privateigenthum  der  Mitglieder  der  Dorf- 
schaft, sondern  der  Gesammtheit  gehören.  Zu  diesen  Theilen  haben 
die  A  eck  er  und  Wiesen  wohl  ursprünglich  allgemein  auch  bei 
den  Germanen  ^'^)  gehört  und  gehören  sie  noch  heute  bei  den  Gross- 

'")  Auch  dies  ist  mehr  nach  der  Analogie  der  Entwicklung  primitiver  agrarischer 
Verhältnisse  zu  schliesscn,  als  streng  historisch  und  aus  den  Quellen  sicher  zu  er- 
weisen. Hanssen  (in  Falck's  StaatsbUrg.  Magaz.  VI,  S.  8  tf.,  Gehöferschaften  S.  4, 
Tüb.  Zeitschr.  XXI,  60\  v.  Maurer.  Einleit  S.  ü,  71  ff.,  93  11'.,  Dorfverfass.  I.  35, 
Lang  et  ha  1  (nach  dem  Citat  bei  Waitz  I,  116)  nehmen  es  so  an.  Die  Nachrichten 
von  Tacitus  und  Cäsar  sind  vieldeutig  und  auch  durch  die  neuesten  Erklärer  (vgl. 
Waitz,  I,  91  ff.,  110  ff.)  nicht  gleichmässig  ausgelegt.  S.  auch  Gierke,  I,  .55— t'.O, 
Host  mann,  altgcrm.  Landwirthsch.  S.  13  ff.  Waitz  giebt  wenigstens  eine  „Art 
Gesammteigenthum"   zu,    wodurch  aber  ein  Verfugungsrecht   über  den  Boden,    der 
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russen,  wo  die  Dorfschaft  das  Eigenthum  oder,  was  für  diese  Frage 
einerlei  ist,  das  beständige  Nutzniessungsrecht  daran  hat,  wenn 
etwa  das  Eigenthum  dem  Volke,  bez.  dem  Staate  zugeschrieben 
wird.  Noch  allgemeiner  und  geschichtlich  bei  unseren  Völkern, 
welche  seit  lange  Privateigenthum  an  Aeckern  und  Wiesen  haben, 
vielfach  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  besteht  Gemeineigenthum  an 
der  „gemeinen  Mark",  an  Weide,  Wald,  Wasserstücken, 
unproductivem  Land,  Moorgründen  u.  dgl.  ni. 

b)  Zum  Gemeingut  gesellt  sich  nun,  nach  der  obigen  Auf- 
fassung, Gemein genuss,  wenn  durch  gemeinsame  Feldarbeit  der 
Dorfgenossen  die  Aecker  und,  wie  es  noch  später  vorkommt,  die 
Wiesen  gemeinsam  bewirthschaftet,  z.  B.  das  Gras  gemäht,  und 
dann  erst  die  Ernte,  die  Gras-  und  Heumenge  an  die  Einzelnen 
vertheilt  wird.  Die  Gemeinweide,  ferner  auch  die  Brach-  und 
Stoppelweide  auf  den  vertheilten  und  selbst  aut  den  schon  Privat- 
eigenthum gewordenen  Aeckern,  steht  regelmässig  in  Gemein- 
genuss,  indem  die  berechtigten  Dorfgenossen  ihr  Vieh  auf  die 
Weide  unter  einem  gemeinsamen  Dorf hirten  schicken  dürfen  (§.336). 
Der  Gemeinwald  unterliegt  ursprünglich  auch  dem  Gemeingenuss, 
denn  ein  solcher  ist  es,  wenn  ein  Jeder  seinen  Holzbedarf  daraus 
zu  beziehen  das  Recht  hat.  Auch  die  nach  manchen  Zwischen- 
bildungen in  Betreff  des  Nutzniessungsrechts  mitunter  eingetretene 
Einrichtung,  dass  der  Gemeinwald  von  der  Gemeinde  verwaltet 
und  jedem  Berechtigten  ein  Holzdeputat  oder  eventuell  ein  Geld- 
betrag aus  dem  Holzerlös  überantwortet  wird,  gehört  noch  hierher 
(§.  336). 

2^  Form:  Gemeingut  und  Privatgen uss.  Sie  besteht 
dann,  wenn  zwar  hinsichtlich  des  Eigenthums  keine  Veränderung 
eingetreten,  aber  der  Boden  selbst  auf  Zeit  zur  Benutzung 
(Bebauung)  und  damit  zum  Genuss  an  die  Dorfgenossen  vertheilt 
(möglichen Falls  auch,  nach socialistischem  Vorschlag:  verzeitpachtet) 
wird.  Hierhin  gehört  der  geschichtlich  nicht  seltene  Fall  einer 
periodisch  sich  wiederholenden  Vertheilung  von  Acker- 
und  Wieseuparcellen  an  die  Dorfgenossen,")  ein  Fall,  welcher 

Begriff  des  Eigenthums  nicht  ausgeschlossen  verde;  I,  IIT,  118.  —  Nur  an  der  Ilof- 
stätte  scheint  nach  ihm  stets  ein  Privateigenthum  vorhanden  gewesen  zu  sein,  S.  US. 
Ob  von  Anfang  an.  wenigstens  was  den  Boden  anlangt,  auf  dem  die  Hofstätte  liegt, 
möchte  zweifelhaft  sein.  In  Russland  ist  der  Boden  der  Dorfgebäude  Gemeinde- 
land, Bistram  S.  6M. 

")  Periodische,  wenn  auch  nicht  unbedingt  jährliche  Vertheilung  der  Aecker  ist 
ursprünglich  (nach  Einnahme  fester  Sitze)  bei  den  Germanen  im  Zusammenhang  mit 
dem  Gesammtcigenthum  am  Ackerland  (s.  vor.  Anm.)  anzunehmen. 
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bei  diesem  ßestandtheil  der  Feldmark  das  Uebergangsstadium  zum 
Privateigenthiim  bildet.  Er  besteht  heute  noch  in  der  grossrussischen 
Landgemeinde. 

3)  Form:  Privatgut  und  Privatgenuss.  Sie  liegt  vor, 
wenn  mit  der  einzelnen  Bauerstelle  ein  für  allemal  indivi- 
duell bestimmte  Bodenparcellen  zur  ganz  oder  wenigstens 
theilweise^^)  getrennten  Benutzung  des  Inhabers  dieser  Stelle 
verbunden  sind.  Gewöhnlich  ist  dann  zuerst  ein  Privateigenthum 
an  der  im  Dorfe  selbst  gelegenen  Hof  statte  (Haus-,  Hof  i.  e.  S. 
Garten)  entstanden,  darauf  an  den  zu  ihr  gehörigen  Aecker-  und 
Wiesenparcellen,  nachdem  die  ehemalige  periodische  Theilung  eine 
endgiltige  geworden,  schliesslich  auch  nach  erfolgter  Auf  theilung 
der  gemeinen  Mark  an  den  zu  jedem  Hof  geschlagenen  Bestand- 
theilen  derselben,  den  Parcellen  Weide-,  ^yaldland  u.  s.  w.  Die 
Entwicklung  geht  dann  in  der  Weise  weiter,  dass  das  ursprünglich 
gewöhnlich  noch  durch  Kechte  der  Gemeinschaft  oder  der  anderen 
Dorfgenossen  beschränkte  Privateigenthum  sich  immer  absoluter 
ausbildet  (§.  329  fif.). 

§.  327.  Geschichtlich  ist  der  Eutwicklungsgang  von  den  frühe- 
ren Formen  der  Herrschaft  über  den  Boden  bis  zu  der  letzten  Form 
etwa  in  folgender  Weise  darzulegen.  Die  germanischen  Verhält- 
nisse bieten  uns  ein  gutes  Beispiel  dafür,  wenn  sich  auch  nicht 
jeder  Zug  des  hier  entworfenen  Bildes  genau  so  bei  unseren  Vor- 
fahren findet  und  einzelne  ihnen  ganz  fehlen.  ^^) 

1)  Der  erste  Uebergang  zum  Ackerbau  ist  nicht  nothwendig 
sofort  mit  der  Anlegung  fester  Wohnsitze,  welche  die  Bevölkerung 
(die  Gemeinschaft,  das  Geschlecht)  nicht  wieder  verlassen  will,  ver- 
bunden und  damit  auch  nach  geschichtlichen  Zeugnissen  nicht  immer 
verbunden  gewesen.  Der  Ackerbau  wird  vielmehr  zuerst  einfach 
so  betrieben,  dass  ein  Stück  Land  nothdürftig,  z.  B.  durch  Vor- 
bereitung des  Bodens  mittelst  Verbrennens  des  Holzes  und  Grases, 
für  die  primitivste  Feldbestellung  und  die  Aufnahme  der  Saat 
geurbart  wird.^^j    Die  Gemeinschaft  siedelt  sich  bei  diesem  Boden 


^^)  So  liegt  die  Sache,  so  lange  gemeinsame  Weiderechte  der  Dorfgenossen  auf 
den  privaten  Aeckern  und  Wiesen  (sogen.  Koppelweide,  Brach-  und  Stoppelweide, 
Weide  auf  der  Wiese  im  Frühjahr  und  Herbst)  bestehen.     S.  g.  Xiö. 

")  S.  im  AUgem.  die  gute  Darstellung  der  altgerm.  Landwirthschaft  von  Host- 
mann a.  a.  0.,  reich  an  Detail,  (luellenmässig  gearbeitet,  wenn  auch  nicht  in  jedem 
Puncte  richtig  und  unzweifelhalt.  Dann  bes.  Gierke  I,  53  IL  Ueber  die  Ueberein- 
stimmnng  der  russ.  mit  der  german.  Ansiedlung  (nach  Leschkow)  s.  Keussler  S.  20.S. 

")  S.  Koscher  II,  §.  24;  Kau  I,  §.  3(J4a  vgl.  mit'§.  3b2.  Haussen,  z.  Gesch. 
d.  Feldsysteme,  Tüb.  Ztschr.  XXI,  55  ff.    Ueber  die  Streitfrage,  ob  die  alten  Deutscheu 
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vorläufig  an.  Tragen  die  Felder  nicht  mehr  genügend,  so  werden 
andere  daneben  genommen  und  in  derselben  Weise  behandelt,  die 
früheren  wieder  zur  natürlichen  Berasung  und  Bewaldung  liegen 
gelassen.  Ist  in  der  Nähe  kein  brauchbarer  Boden  da,  so  nimmt 
man  entfernteren  und  überträgt  den  Wohnsitz  selbst  dahin.  Später 
kehrt  man  vielleicht  zur  Benutzung  der  ursprünglichen  Felder  zurück 
und  der  Wohnsitz  wird  abermals  verlegt.  Die  Voraussetzungen  für 
diese  „wilden"  Bewirthschaftungssysteme  („wilde  Feldgraswirth- 
schaft",  „Brennwirthschaft")  sind:  dünne  heimische  Bevölkerung, 
viel  ungefähr  gleich  brauchbarer  Boden,  auf  dem  sich  die  ver- 
schiedenen Siedelnngsgemeinschaften  eines  Stammes  oder  Volks 
weder  unter  einander,  noch  mit  fremden,  feindlichen  Stämmen  ins 
Gehege  kommen.  Die  Grundeigenthumsinstitution  ist  hier  eine  ganz 
unentwickelte.  Privates  Grundeigenthum  besteht  wohl  noch  gar 
nicht,  nicht  einmal  an  dem  Boden,  auf  welchem  die  Dorfhütten 
eine  Zeit  lang,  wenn  auch  vielleicht  schon  für  einige  Jahre,  auf- 
geschlagen sind.  Die  Gemeinschaft  selbst  nimmt  an  diesem  und 
an  dem  Acker-  und  Weideboden  auch  noch  nicht  immer  ein  defini- 
tives Eigenthumsrecht,  sondern  etwa  nur  ein  Besitzrecht  während 
der  Dauer  der  Ansiedelung  und  Bebauung  an  dieser  Stelle  in  An- 
spruch.   Zieht  sie  weiter,  so  giebt  sie  ihr  Anrecht  auf. 

2)  Anders,  wenn  der  zweite  Schritt  aus  dem  Jäger-,  Hirten- 
und  Nomadenleben  gemacht  und  definitive  Wohnsitze  gewählt 
werden,  von  denen  aus  nun  bleibend  der  Ackerbau  betrieben  wird. 
Dazu  nöthigt  am  Frühesten  die  grösser  und  dichter  werdende  Be- 
völkerung selbst.  Die  Völkerschaft,  der  Stamm  nimmt  einen  grösse- 
ren Landstrich  dauernd  in  Beschlag.  Die  kleineren,  auf  Verwandt- 
schaft oder  anderen  Umständen  beruhenden  Gemeinschaften,  z.  B. 
die  Geschlechter,  vertheilen  sich  über  dieses  Gebiet  und  erhalten 
zu  ihrer  Ansiedlung,  zum  Anbau,  zur  Weide  ihres  Viehs,  zur  Ver- 
sorgung ihres  Holzbedarfs  kleinere  Theile  dieses  Landstrichs  an- 
gewiesen oder  wählen  oder  nehmen  sich  selbst  das  dazu  erforder- 
liche Land.  ^")    Dieses  steht  dann  in  dem  Gemein-  oder  Gesammt- 


zur  Zeit  des  T a c i tu s  schon  Dreifelderwirthschaft  getrieben,  s.  Eoscheru.  Haussen 
a.  a.  0.,  auch  Röscher  in  d.  Ansichten  d.  Volkswirthsch.  S.  47  ff.  Beide  verneinen 
es  wohl  mit  Kecht.  Haussen  nimmt  eine  wilde  Feldgraswirthschaft  an.  VVaitz, 
Verf.  gesch.  I.  101)  lässt  es  unentschieden.  Die  Stelle  des  Tacitus  (Germ.  c.  26)  ge- 
stattet jedenfalls  keine  sichere  Auslegung.  Andere,  wie  Eichhorn,  Hostmann 
S.  \'6.  Landau  (Territ.  S.  61)  nehmen  Dreifelderwirthschaft  an.  S.  über  d.  weitere 
Liter,  der  Streitfrage  Koscher,  Haussen  u.  Waitz  a.  a.  0. 
^^)  Waitz  I,  112  fi;     S.  0.  Anm.  9.     Gierke  I,  58. 
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eigenthum  der  grösseren  Gemeinschaft  und  in  dem  bleibenden 
Nutzniessungsrecht  der  kleineren,  der  Dorfschaft  oder,  wohl  die 
Regel,  im  Gemeineigenthum  dieser  letzteren  selbst. 

§.  328.  Die  Ansiedlung  in  eigentlichen,  auf  dem  Princip  des 
räumlich  nahen  Zusammenliegens  der  Wohnungen  beruhen- 
den Dörfern  —  das  sogen,  „Dorfsystem"  —  ist  bei  den  Ger- 
manen durchaus  die  Regel  gewesen,  worüber  jetzt  die  Geschichts- 
forscher einig  sind,  und  die  Regel  geblieben. ^^)  Auch  bei  den 
anderen  indogermanischen  Völkern  und,  soweit  es  sich  tibersehen 
lässt,  auch  bei  anderen  Völkerfamilien,  selbst  bei  ganz  anderen 
Racen  und  in  anderen  Erdtheilen,  verhält  es  sich  meistens  ebenso. 
Der  Gegensatz  zu  dieser  dörflichen  Ansiedlungsweise,  das  sogen. 
„Einzelhof-System",  findet  sich  ursprünglich  immer  nur  aus- 
nahmsweise, aus  besonderen  localen  Gründen  der  Bodenbeschaffen- 
heit u.  dgl.  m.  oder  hat  sich  erst  in  historischer,  zum  Theil  in 
neuerer  Zeit  aus  rationell  ökonomischen  Gründen  entwickelt.  Das 
Dorfsystem  wird  anfänglich  und  im  Ganzen  auch  noch  heute  selbst 
beiden  cultivirtesten Nationen  durch  mancherlei  sociale,  ökonomische 
Gründe,  durch  Sicherheitsrücksichten  u,  s.  w.  bedingt.  Es  genügt 
an  dieser  Stelle,  es  allein  als  Ausgangspuuct  für  die  Entwicklung 
der  Grundeigenthumsverhältnisse  ins  Auge  zu  fassen.  Bei  dem 
System  der  Einzelhöfe  findet  sich  früher  und  vollständiger  eigent- 
liches privates  ländliches  Grundeigenthum.  Eine  Verbindung  der 
Besitzer  der  Einzelhöfe  zu  Gemeinschaften  fehlt  indessen  schon 
ursprünglich  trotz  der  weiteren  örtlichen  Trennung  der  Wohnsitze 
(Höfe)  und  der  dann  gewöhnlich  um  diese  herum  liegenden  Aecker 
und  Wiesen  in  der  Regel  auch  hier  keineswegs.  An  dem  Boden 
der  Weiden,  Waldungen,  mitunter  auch  der  ungetheilten  Wiesen 
hat  die  Gemeinschaft  das  Eigenthum,  der  Einzelne  nur  ein  Nutz- 
niessungsrecht.  Die  Gemeinschaft,  nicht  der  Einzelne  hat  eben 
auch  bei  diesem  ursprünglichen  Einzelhofsystem  das  Land  in  Besitz 
genommen  und  es  vertheilt.  Der  Name  „Dorfschaft"  kann  auf 
solche  Gemeinschaften  von  Einzelhöfen  mit  angewandt   werden.^') 


*8)  Koscher  II,  §.  74,  75;  Waitz  I,  108  ff.,  113;  v.  Maurer,  Einl.  S.  2  fl., 
10  ff.,  Dorfverfass.  S.  2S  ff.;  Gierke  I,  61  ff.  Die  Meinung  von  dem  allgemeinen 
Vorwalten  des  Ilofsystems  bei  den  alten  Deutschen,  ähnlich  wie  jetzt  in  Westfalen, 
ist  auf  die  falsche  Auslegung  der  Beschreibung  der  Wohnverhältnisse  im  Tacitus 
(ierm.  c.   16,  zurückzuführen. 

")  V.Maurer  spricht  von  Dorfschaften  ohne  und  mit  Feldgemeinschaft;  erstere 
die  nach  dem  „Hof System",  letztere  die  nach  dem  „Dorfsystem"  organisirten.  Einl. 
S.  5  ff.,  Dorfverf.  I,  29  tf.,  :il,  42.  Gierke  I,  69  nennt  die  „Genossenschaften",  welche 
sich  in  Einzelhöfen  ansiedelten,  im  (iegensatz  zu  den  Dorfschaften,  „Bauerscbaftcn". 
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Im  Folgenden  wird  davon  abgesehen  und  unter  „Dorf"  die  mit 
auf  räumlicli  nahem  Zusammenwobnen  beruhende  Gemeinschaft 
verstanden. 

§.  329.  Die  Entwicklung  der  Grundeigenthums-  und  Boden- 
benutzungsverbältnisse  im  Dorfe  steht  nun  mit  den  ökonomisch- 
technischen Bedürfnissen  der  Landwirthschaft  und  deren 
Wechsel  in  enger  Beziehung. ^^)    Die  wirthschaftliche  Grund- 


^®)  Röscher  I,  §.  87,  88.  Ders.  über  d.  Entwicklung  d.  Feldsysteme,  II,  B.  2, 
Kap.  2  (extensiver  u.  intensiver  Ackerbau)  u.  Kap.  tj  (Grundeigentlium  und  Gemeinde). 
Kau  I,  §.  382,  383  über  d.  Feldsystemc.  Hanssen,  z.  Gesch.  d.  Feldsysteme  in 
Deutschland,  Tüb.  Ztschr.  B.  21,  22,  24,  20,  32.  Grade  bei  Hanssen,  einem  der 
ersten  theoretischen  Specialisten  der  Agrarverhältnisse  und  Agrarpolitik  überhaupt,  der 
Geschichte  der  Feldsysteme  insbesondere ,  findet  sich  freilich,  wohl  in  Zusammenhang 
mit  seiner  Vorliebe  für  das  Concrete  und  seiner  Abneigung  gegen  Abstractionen  daraus 
und  Generalisirungen  desselben,  eine  Ansicht  vertreten,  die,  wenn  sie  richtig  wäre  und 
von  ihm  selbst  consequent  durchgeführt  würde,  mit  der  Beweisführung  im  Texte  in 
principiellem  Widerspruch  stände.  Hanssen  sagt  Tüb.  Ztschr.  XXI,  62  am  Schluss 
einer  polemischen  Erörterung  über  einen  einzelnen  Punct  mit  Röscher  (dem  er  sonst 
beistimmt)  in  Bezug  auf  altgerman.  Landwirthschaft:  „überhaupt  steht  weder  das  Ge- 
sammteigenthum  noch  das  Sondereigenthum  an  Aeckern  und  Wiesen  in  einem  noth- 
wendigen  Zusammenhange  sei  es  mit  der  Feldgraswirthschaft  oder  mit  der  Dreifelder- 
wirthschaft  oder  irgend  einem  sonstigen  Systeme".  Da  nun  die  Entwicklung  von  der 
extensiven  zur  intensiven  Landwirthschaft  nicht  nur  in  steigender  Intensität  bei  dem- 
selben Feldsystcm ,  sondern  in  einem  Fortschritte  von  den  im  Ganzen  extensiveren 
zu  den  im  Ganzen  intensiveren  Systemen  vor  sich  geht  und  für  diese  Entwicklung 
nach  der  Darlegung  im  Texte  die  Entstehung  und  alsdann  die  schärfere  Ausbildung 
von  Privateigenthum  an  Aeckern  und  Wiesen  (wie  schliesslich  am  Boden  der  ehe- 
maligen ewigen  Gemeinweiden)  die  Voraussetzung  und  anderseits  die  Folge  dieser 
steigenden  Intensität  der  Landwirthschaft  ist,  so  würde  obiger  Satz  von  Hanssen 
dieser  Auffassung  des  Causalncxus  widersprechen.  Indessen  sagt  Hanssen  selbst 
wenige  Seiten  darauf  (S.  83):  die  Bestimmungen  der  Lex  Salica  u.  a.  m.  über  die 
privaten  Ackergrenzen,  über  den  Schutz  der  auf  den  Feldern  aufgepflanzten  Obstbäume 
u.  s.  w.  zeigten,  „wie  früh  das  Sondereigenthum  an  Aeckern  im  südlichen  und  west- 
lichen Deutschland  entstanden  ist,  womit  auch  die  wilde  Feldgraswirthschaft  aufgehört 
haben  m uss.  Denn  so  lange  letztere  dauerte,  ist  es  sicher  nicht  zu 
einem  Sondereigenthum  der  Aecker  gekommen."  Hiermit  ist  in  diesem 
speciellen  Fall  der  in  der  oben  angeführten  Stelle  allgemein  bestrittene  Zusammenhang 
zwisclien  Feldsystem  und  Eigenthumsordnung  zugegeben.  M.  E.  ist  der  ganze  Satz 
S.  ü3  (dem  sich  auch  Waitz  I,  115  Anm.  3  hinsichtlich  einer  ähnlichen  Ausführung 
Hanssen's  in  Falck's  St.  Mag.  VI,  25  If.  anschliesst)  nicht  haltbar.  Wenn  ein 
neues,  intensiveres  Feldsystem  mit  genossenschaftlichem  Weiderecht  auf  Brach-  und 
Stoppelfeld  und  mit  ewiger  Gemeinweide  nicht  vereinbar  ist,  sondern  dort  das  Weide- 
recht beseitigt,  hier  die  Gemeinweide  vertheilt  sein  muss,  um  jenes  Feldsystem  durch- 
zuführen, so  steht  in  der  That  das  (lesammt-  und  das  Sondereigenthum  in  nothwen- 
digem  Zusammenhang  mit  dem  Wirthschaftssystem.  —  üeber  den  Zusammenhang  der 
Entwicklung  der  intensiven  Landwirthschaft  mit  dem  sogen.  „Gesetz  der  Bodcnproduction" 
(Prodnction  auf  Land)  s.  meine  Abschaliung  des  Grundeigenthums  S.  25  ff.  und  über 
dieses  Gesetz:  Senior,  pol.  econ.  p.  26,  81  If.  (eine  seiner  4  elementary  propositions 
of  the  Science  of  pol.  econ.,  nemlich:  „tliat,  agricultural  skill  rcmaining  the  same, 
additional  Labour  employed  on  the  land  within  a  given  district  produces  in  general 
a  less  proportionate  return,  or  in  other  words,  that,  though,  with  every  increase 
of  the  labour  bestowcd,  the  aggregate  return  is  increased,  the  increase  of  the  return 
is  not  in  proportion  of  the  increase  of  labour".  Was  Senior  dann  in  der  Weise 
weiter  ausfülirt.  dass  die  hinzukommende  Arbeit  in  der  Industrie  mehr,  im  Acker- 
bau weniger   als  verhältnissmässige  Steigerung  des  Ertrags  bewirke.     S.  ferner  bes. 
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läge  der  Einzelexistenz  und  derjenigen  des  ganzen  Dorfs  beruht 
auf  der  Landwirthschaft.  Die  individuellen  Wünsche  und  Bedürf- 
nisse des  Einzelnen  nach  freier  persönlicher  und  wirthschaftlicher 
Bewegung,  nach  „freier  Gestaltung  der  indi\äduellen  Lebenp^  eise" 
müssen  sich  den  Anforderungen  unterordnen,  welche  die  Land- 
wirthschaft stellt  und  welche  derentwegen  und  deshalb  ihrer  selbst 
wegen  die  Gemeinschaft  dem  Einzelnen  gegenüber  in  der  Sphäre 
der  persönlichen  Freiheit  und  der  Eigenthumsordnung  durchführt. 
Es  liegt  darin  eine  Gebundenheit  des  Einzelnen  an  die  Scholle, 
in  einem  anderen  als  dem  gewöhnlichen  juristischen  Sinne  des 
Ausdrucks,  welche  für  die  älteren  Agrar-  und  Grundeigeuthums- 
verhältnisse  tiberall  characteristisch  ist. 

Die  Gestaltung,  welche  unter  ähnlichen  Zuständen  der  Be- 
völkerung (Grösse,  Dichtigkeit,  Cultur  derselben)  und  des  Land- 
wirthschaftsbetriebs  sich  bei  sonst  sehr  verschiedenen  Völkern 
ziemlich  gleichartig  wiederfindet,  besteht  darin,  dass  die  sich  gleich 
berechtigten  Dorfgenossen  ein  Jeder  gewisse  Grundstücke  zur 
getrennten  Benutzung  und  gewisse  Anrechte  zur  Theil- 
nahme  an  gemeinsamen  Nutzungen  erhalten.  Der  Inbe- 
griff der  hieraus  entspringenden  Rechte  des  vollen  Dorf- 
genossen  in  der  „Feldgemeinschaft"  und  „Markgenossenschaft"^^) 

Mill,  pol.  Ock.  B.  1  Kap.  12,  Eos  eher  I,  §.  34  (in  Uebereinstimmung  mit  dieser 
Lehre),  §.  35.  Wie  sich  die  Sache  mit  dem  Wechsel  der  Feld-  oder  Wirthschafts- 
systeme  gestaltet,  bez.  modificirt,  s.  bes.  bei  v.  Thünen,  isol.  Staat  Tbl.  1  und  ia 
Hermann's  staatswirthsch.  Untersuchungen  S.  50"  ff'.  (Zusammenhang-  mit  der  Lehre 
von  der  Grundrente  und  der  Bewegung  der  Höhe  der  letzteren).  Kodbertus,  soc. 
Frage  S.  ISO  ti'.  polemisirt  gegen  das  ganze  „Bodengesetz''  und  sucht  es  sogar  ganz  zu 
widerlegen,  jedoch  nicht  in  richtiger  Weise,  weil  er  den  nicht  geläugneten  Aus- 
nahmefall besondrer  teclinischer  Fortschritte  der  Landwirthschaft  als  Beweismittel  be- 
nutzt, s.  Mill,  I,  K.  12  §.  '6.  In  letzter  Linie  darf  man  daher  die  historische  Ent- 
wicklung des  privaten  Grundeigenthums  in  ursäclilichen  Zusammenbang  mit  der  Wirk- 
samkeit dieses  Bodengesetzes  bringen.  Nähere  Ausführung  darüber  kann  aber  hier 
unterbleiben,  vgl.  oben  S.  558  d.  Bemerk. 

*®)  üeber  beide  Ausdrücke  s.  Waitz,  L  119;  Koscher,  II,  §.  71,  72.  Beide 
Worte  werden  theils  im  gleichen ,  theils  im  verschiedenen  Sinn  gebraucht.  Unter 
Feldgemeinschaft  im  engeren  oder  eigentlichen  Sinn  versteht  man  die  durch  die 
Gemengelage  der  Aecker-  und  Wiesenparcellen  der  Dorfgenossen  (s.  §.  3'i2),  durch 
gegenseitige  Weiderechte  u.  s.  w.  bedingte  Verbindung  unter  den  Genossen  zu  einer 
gewissen  gleichmässigen  Bewirthschaftungsart.  Im  Wesentlichen  gleichbedeutend  mit 
Feldgemeinschaft  ist  hier  Flurzwang.  Sie  besteht  sowohl  bei  periodischer, 
als  noch  spät  nach  erfolgter  definitiver  Vertheilung  der  Aecker  und  Wiesen.  Mark- 
genossenschaft bezeichnet  die  Gemeinschaft  in  Bezug  auf  die  gemeine  Mark,  wie 
sie  auch  im  Hofsystem  vorkommt.  Mitunter  wird  wold  jene  Feldgemeinschaft  auch 
Markgenossenschaft  oder  diese  letztere  sogen.  Markgenossenschaft  aucli  Feldgemein- 
schaft genannt.  Beides  steht  geschichtlich  wenigstens  beim  Dorfsystem  in  engem  Zu- 
sammenhang. Endlich  braucht  man  hie  und  da  auch  wohl  jeden  der  beiden  Aus- 
drücke allein  für  sich  zur  Bezeichnung  der  im  Texte  geschilderten  älteren  agrariscl)en 
Verhältnisse  im  Ganzen.  Besser  wird  hier  der  Doppelausdruck  ..Feldgemeinschaft  und 
Markgenossenschaft"  angewandt.     Vgl.  auch  Gierke  I,  fi2  — 66. 
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pflegt  unter  einem  technischen  Ausdruck  zusammengefasst  zu 
werden,  bei  den  Deutschen  wird  er  mit  „Hufe",  bei  den  Russen 
(im  Norden)  mit  Dwor  bezeichnet,^^) 

Ueberall  enthält  diese  Hufe  drei  hauptsächliche  Bestandtheile: 
die  sogen.  Hof  statte,  die  zu  getrennter  Benutzung  ausgeschie- 
denen Aecker  und  gewöhnlich  auch  Wiesen  und  das  Nutzungs- 
recht in  der  gemeinen  Mark,  d.  h.  besonders  an  der  Gremein- 
weide  und  dem  Gemeinwald.  ^^) 

§.330.  —  1)  Die  Hofstätte,  welche  in  Deutschland  manche 
provinziell  abweichende  Namen  geführt  hat  und  noch  führt,^^)  um- 
fasst  die  Grundstücke  innerhalb  des  Dorfs  selbst  (des  Dorfzaunes, 
im  „Orts-Etter").^-')  Auf  ihnen  befindet  sich  das  Wohnhaus,  die 
Scheunen  und  Stallungen  —  beide  letztere  vielfach  im  Wohnhaus 
mit  enthalten  — ,  daran  und  darum  die  Haushöfe  und  Hausgärten, 
mitunter,  wie  bei  den  Germanen,  das  Ganze  von  einem  Zaune  um- 
schlossen. Der  Inbegriff"  dieser  Grundstücke  und  der  Gebäude 
führt  den  Namen  Hofstätte.  Die  Bebauung  eines  Grundstücks  mit 
Wohngebäuden  repräsentirt  stets  die  relativ  intensivste  „Bewirth- 
schaftung''  des  Bodens,  selbst  in  den  primitivsten  dörflichen  Ver- 
hältnissen. Die  zunächst  intensivste  ist  der  Gartenbau.  Die  Hof- 
stätten und  namentlich  die  dazu  gehörigen  Gebäude  sind  ursprüng- 
lich in  Anlage,  Grösse,  Beschaffenheit,  die  Gebäude  in  derConstruction 
in  jedem  Dorfe  und  gewöhnlich  in  jedem  Landstrich,  ja  bei  ganzen 
Völkerschaften  sehr  gleichmässig  beschatfen.  Das  hat  sich  zum 
Theil  bis  in  die  Gegenwart  hinein  bei  den  Bauern  auf  dem  Lande 
so  erhalten,  selbst  in  Betreff  des  Wohnhauses. 2^)  Aber  eine  gewisse 
individuelle  Gestaltung  der  Hofstätte  ist  doch  ein  natürliches,  früh 
entstehendes  Bedürfniss,  aui'  welches  bei  den  Germanen  schon  der 


'•*")  Waitz  I,  119  (zweifelhafte  Ableitung  des  Worts  Kufe,  and.  Namen  daselbst).  — 
Ueber  die  russ.  Yerliältnisse  Keussler  a.  a.  0.  S.  215  ff.  Mancherlei  verschiedene 
Ausdrücke  in  den  einzelnen  Gegenden  auch  hier,  desgl.  zeitlicher  Wechsel  der  ge- 
bräuchlichen Namen.  Vgl.  übrigens  Keussler's  Darlegung  der  Abweichungen 
zwischen  den  russischen  und  deutschen  Verhältnissen,  eb.  S.  219  tt'.  (grössere  Abge- 
schlossenheit der  germanischen  Dorfschaft  gegen  Aufnahme  neuer  Genossen,  kleinere 
und  immer  bald  neue  Dorfanlagen  in  Russland,  Einfluss  der  grösseren  Gleichartigkeit 
der  Bodenconfiguration  und  Fruclitbarkeit  in  den  russischen  Verhältnissen). 

")  Röscher  II,  §.  71,72;  Maurer,  Dorfverf.  I,  2'>— 68;  Waitz  I,  113—120; 
Gierke  I,  02;  Keussler  S.  217.  Hierauf  sei  hier  für  die  folgende  Ausführung 
über  die  3  Bestandtheile  der  Hufe  ein  für  allemal  verwiesen.  Im  Einzelnen  bin  ich 
bes.  Waitz  gefolgt. 

■^■^)  Hofraithe,  Hof,  in  Norddeutschland  später  Wurth,  im  Scandinav.  Toft 
(Waitz  I.  113);  v.  Maurer,  Dorfverf.  I,  30,  Frohnhöfe  HI,  193. 

■^')  V.  Maurer,  Dorfverfas;.  I,  32. 

^*)  S.  Abbildungen  bei  Meitzcii,  11,   132  ff. 
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Übliche  Dorfplau  oder  richtiger  die  Planlosigkeit  der  Dorfanlage, 
nemlich  das  ziemlich  kunterbunte  Durcheinanderliegen  der  Hof- 
stätten hinweist.  ^•'')  Hier  konnte  sich  der  Trieb  individueller  Ge- 
staltung in  der  Anlage  des  Hauses,  der  Vertheilung  des  Platzes, 
auf  dem  es  stand,  des  Hofs,  des  Gartens  schon  geltend  machen. 
Auf  die  Ausbildung  jenes  Bedürfnisses  hat  auch  die  nie  ganz 
fehlende,  durch  Glück  und  Unglück,  technisches  Geschick  und  Un- 
geschick, sittliche  und  wirthschaftliche  Tüchtigkeit  und  Untüchtig- 
keit  des  Wirths  bedingte,  ^yenn  auch  nur  massige  Vermögens- 
ungleichheit hingewirkt.  Dies  Bedürfniss  lässt  sich  ohne  Nachtheil 
für  die  Gemeinschaft  befriedigen.  Auch  die  eigene  persönliche 
Arbeit  des  Wirths  und  seiner  Familie  kommt,  auch  bei  Beihilfe  der 
Dorfgenossen,  im  Bau,  in  der  Ausschmückung,  der  Erhaltung  des 
Wohnhauses,  in  der  Anlage  und  Bestellung  des  Gartens  u.  s.  w. 
am  Unmittelbarsten  zum  Ausdruck.  So  drängt  alles  darauf  hin, 
an  der  Hofstätte  zuerst  ein  Privateigenthum  zu  gewähren. 

Dieses  Privateigenthum  bezieht  sich  namentlich  auf  das  Haus 
selbst  und  hier  bildet  es  sich  auch  am  Ersten  vollständiger  (abso- 
luter) aus.  Das  Haus  ist  vielfach  bei  der  primitiven  Technik  und 
bei  der  aus  der  Nomaden-  und  Halbnomadenzeit  herstammenden 
Bauart  noch  nicht  so  fest  mit  dem  Boden  verbunden,  wie  später. 
Vornemlich  aus  Holz  gezimmert,  lässt  es  sich  ohne  zu  grosse  Mühe 
und  Schaden  auseinandernehmen,  seine  Pfosten  und  Balken  anders 
wohin  bringen.  Es  trägt  als  Ganzes,  wie  besonders  in  seinen  ein- 
zelnen Bestandtheilen  daher  oft  lange,  nachdem  schon  endgiltige 
Wohnsitze  eingenommen  sind,  in  rechtlicher  Beziehung  mehr  den 
Character  von  bew^eglichem  als  von  Grundeigenthum,  —  wesentlich 
verschieden  von  modernen  Verhältnissen,  wo  von  den  Gebäuden 
immer  mehr  das  Umgekehrte  gilt.  Das  Privateigenthum  am  Hause 
ist  insofern  anfangs  eine  Consequenz  des  Privateigenthums  an  den 
beweglichen  Gütern,  der  „fahrenden  Habe".-*') 

Das  Grundstück,  auf  welchem  das  Haus  steht,  befindet  sich 
dagegen  wohl  wenigstens  anfangs  nicht  immer  im  Privateigenthum, 
worauf  mancherlei,  wieder  bei  verschiedenen  Völkern  ähnlich  vor- 
kommende Picchtssätze  hindeuten,  welche  sich  zum  Theil  länger 
erhalten.  Dahin  gehören  Bestimmungen,  wie  die,  dass  der  Haus- 
eigenthümer,  nur  so  lange  er  Dorfgenosse  ist,  —  was  er  ursprünglich 


^)  Vgl.  auch  Meitzen  I,  344  ff.  (Flur-  u.  Dorfpläne  das.),  H,  123  ff. 
2«)  Vgl.  Waitz  I,  101;  Gierke  1,  G2;  Meitzen  I,  347. 

A.  Wagner,  VolVswixthscliaftalehre.    I.  39 
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häufig-  nur  sein  kann ,  so  lange  er  im  Dürfe  wohnt  und  wirth- 
schat'tet,  —  seinen  Hof  behalten,")  dass  er  ihn  nicht  beliebig-  an 
Jeden,  sondern  nur  an  Dorfgenossen  verkaufen  darf,  ein  Fremder 
also  z.  B.  erst  in  die  Gemeinschaft  aufgenommen  sein  muss,  um 
wirklich  auch  privatrechtlicber  Rechtsnachfolger  seines  Verkäufers 
zu  werden,  Oder  die  Dorfgenossen  haben  ein  Vorkaufsrecht  vor 
Fremden  oder  ein  Retractrecht,  wenn  der  Verkauf  des  Hofs  an 
einen  Fremden  schon  stattgefunden  hat  (sogen.  Marklosung).  Wohl 
aber  kann  der  bisherige  Besitzer  sein  Haus  zerstören,  die  Materialien 
mit  sich  wegnehmen,  verkaufen  u.  s.  w. 

Erst  später  entwickelt  sich  dann  ein  Privateigenthum,  welches 
zugleich  immer  vollständiger  wird,  an  der  ganzen  Hofstätte  mit 
den  sie  bildenden  Grundstücken^^)  im  Dorfe  selbst:  also  ein  erstes 
eigentliches  privates  Grundeigenthum,  das  freilich  auch  noch 
lange  durch  manche  Rechte  der  Dorfgenossen  beschränkt  sein  kann 
und  beschränkt  war.  Aber  das  Bedürfniss  individueller  Gestaltung 
und  das  Rechtsgefühl,  welches  die  geleistete  individuelle  Arbeit  und 
allmälig  auch  sonst  freiere  persönliche  Bewegung  des  Einzelnen  im 
Rechte  zur  Anerkennung  bringt,  führen  zum  Privateigenthum  in 
absoluterer  Gestalt.  Und  das  Gemeinschaftsinteresse  wird  dadurch 
nicht  mehr  so  stark  berührt,  als  da  noch  das  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit der  Dorfgenossen  und  der  Abtrennung  von  anderen 
stärker  war.  So  vollzieht  sich  denn  mit  der  ersten  Bildung  von 
Privatgrundeigenthum  die  erste  Loslösung  von  Grundstücken  aus 
dem  Gemeineigenthum  am  Boden. 

§.  331.  —  2)  Alles  Land  der  Dorfgemeinschaft  ausserhalb  des 
eigentlichen  Dorfs  in  der  Dorfflur  oder  Dorfgemarkung^^)  zer- 
fällt regelmässig  von  Anfang  an  in  zwei  grosse  C lassen,  in  die 
Aecker  und  gewöhnlich  auch  die  Wiesen  einer-  und  die  Weide, 
den  Wald,  die  Wasserstücke,  unproductives  oder  wenigstens 
ungeurbartes  Land  u.  s.  w.  oder  die  i.  e.  S.  sogen,  „gemeine 
Mark"  andrerseits.^*^) 


( 


2')  Vgl.  über  russ.  Verhältnisse  v.  Bistram  S.  G.*}. 

**)  Die  Grundstücke,  welche  die  Hofstätte  bildeten,  umfasstcn  oft  das  Land  für 
alle  jene  Culturen  mit,  welche  die  Feldgemeinschaft  auf  den  Aeckern  nicht  gestattete, 
für  Gemüse,  Obst  (selbst  Weinberge\  Flachs  ii.  s.  w.,  für  apart  zu  haltendes  Vieh,  s. 
Hanssen,  Gott.  (iel.  Anz.  1S70  S.  1329:  auch  ein  Beleg  für  die  Auffassung  im 
Texte,  —  iudiyiduelie,  intensivere  Culturen. 

^^)  Im  Gegensatz  zum  bewohnten  Dorf  hiess  dieses  Land  auch  kurzweg  „Mark", 
„Dorfmark",  „Feldmark"'.     Weitere  Namen  bei  Maurer,  Dorfverfass.  L  43. 

"")  S.  die  zahlreichen  provinc.  Namen  der  gemeinen  Mark,  die  übrigens  fast  alle 
dasselbe  Grundwort  enthalten,  bei  Maurer  eb.  S.  44—46.  Im  Gegensatz  zur  ge- 
meinen Mark  heisst  das  getheilte  Land  oft  kurzweg  das  Feld  u.  jene  dann  die  „Mark". 
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a)  Diese  Theiliing  des  Lands  ist  eine  eigentlich  teebuisch- 
ökonomische,  welche  durch  die  herrschenden  extensiven  Land- 
wirthschaftssv Sterne  mit  sogen,  ewiger  Weide  bedingt  wird,  dann 
aber  umgekehrt  auch  wieder  diese  Systeme  oder  deren  Beibehal- 
tung und  nur  geringe  Modification  bedingt,  wo  sie  besteht.^^)  Diese 
wie  alle  Landwirthschafts-  oder  „Feldsysteme"  sind  wieder  abhängig 
von  den  allgemeinen  Bevölkerungs-  und  Culturverhältnissen ,  der 
absoluten  Grösse,  der  Dichtigkeit  und  der  dörflichen  oder  städti- 
schen Wohnungsweise  der  Bevölkerung,  dem  Wohlstand  und  der 
Vertheihing  des  Wohlstands  des  Volks,  von  dem  üeberfluss  oder 
Mangel  an  Areal,  welches  nach  den  obwaltenden  technischen  und 
Wirthschaftsverhältnissen  als  culturfähig  für  landwirthschaftliche 
Zwecke  betrachtet  werden  kann,  im  ganzen  Lande. 

Jene  beiden  technischen  Betriebs classen  des  Bodens  — 
denn  das  sind  sie  und  es  ist  auch  für  die  Grundeigenthumsfragen 
wichtig,  dies  festzuhalten  —  haben  sich  Jahrhunderte,  ja  Jahr- 
tausende lang  und  selbst  bei  unseren  höchst  cultivirten  Nationen, 
den  west-  und  mitteleuropäischen  manchfach  bis  in  die  Gegenwart 
hinein  erhalten.  Die  Umgestaltung  des  Verhältnisses  dieser  Classen 
zu  einander,  namentlich  der  üebergang  von  Theilen  der  gemeinen 
Mark,  besonders  von  Weideland  in  die  Classe  des  Acker-  und 
Wiesenlands,  zum  Theil  auch  die  Veränderungen  innerhalb  jeder 
Classe,  Verwandlung  von  Aeckern  in  Wiesen  und  umgekehrt,  von 
Wald  in  Weide,  in  Ackerland,  ist  im  Grossen  und  Ganzen  die  noth- 
wendige  ökonomisch-technische  Folge  der  steigenden  Intensität  der 
Landwirthschaft  und  der  Anforderungen  des  bestimmten  einzelnen 
neuen  Feldsystems,  in  letzter  Linie  daher  die  Folge  der  vermehrten 
und  veränderten  Leistungen,  welche  die  grössere,  reichere,  mehr 
städtisch  concentrirte,  mehr  Gewerbe  und  Handel  treibende,  culti- 
virtere  Bevölkerung  in  Bezug  auf  Menge,  Güte  und  Art  der  Boden 
producte  vom  landwirthschaftlich  benutzten  Boden  verlangt. 

b)  Die  anfängliche  Gestaltung  und  die  weitere  Entwicklung 
der  Rechtsverhältnisse  in  Bezug  auf  das  Eigenthum  und  die 
Benutzung  des  Bodens  der  Feldmark  ausserhalb  des  eigentlichen 
Dorfes,  daher  namentlich  das  Verhältniss  von  Gemein-  und 
Privateigenthum,  Gemein-  und  Privatbenutzung  (Genuss) 
an  diesem  Boden  steht  nun  deutlich  in  Verbindung  mit  und  selbst 
in    Abhängigkeit    von    der    Gestaltung,    Weiterentwicklung    und 


'J  Koscher  11,  §.  25  If.;  Kau  I,  §.  }ib2. 
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Umänderung  dieser  ökonomisch -technischen  BodeueintheilungJ^) 
Die  Privatbenutzung-  und  dann  auch  das  Privateigenthum  treten 
ein  und  entwickeln  sich  immer  mehr  nach  Umfang  und  Inhalt,  d.  h. 
sie  umfassen  immer  mehr  Grrundstücke  zunächst  der  ersten,  dann 
auch  der  zweiten  Classe,  das  Nutzungsrecht  dauert  länger,  Privat- 
eigenthum entsteht  und  erlangt  einen  immer  reicheren  Inhalt  an 
Rechten  in  Bezug  auf  diese  Grundstücke,  je  nothwendiger  die 
Intensität  der  Landwirthschaft  aus  den  angedeuteten  Gründen:  je 
mehr  Arbeit  und  Kapital,  je  sorgfältigere  Bestellung  dem  Boden  zu 
Theil  werden  muss. 

Hier  zeigt  sich  eben,  wie  schon  mehrfach  hervorgehoben,  in 
der  Entstehung  und  Ausbildung  des  Privateigenthums  am  länd- 
lichen Boden  jenes  ökonomische  Princip  von  Einfluss,  welches  oben 
bei  der  Erörterung  der  natürlich-ökonomischen  und  der  Arbeits- 
theorie als  in  der  Frage  des  privaten  Grundeigenthums  zum  Theil 
in  massgebender  Weise  mitspielend  anerkannt  wurde  (§.  ■268):  um 
im  allgemeinen,  im  volks wirthschaftlichen  Interesse  zur  tüch- 
tigen Bodenbestellung  anzuspornen  und  um  gerechtermassen  die 
individuelle  Leistung  zu  belohnen,  nicht  nur  im  einseitigen  Privat- 
interesse, gewährt  die  Rechtsbildung  ein  Privateigenthum  am  Boden, 
Letzteres  erhält  also  durch  diese  Sachlage,  d.  h.  schliesslich  durch 
die  wirklichen  Naturgesetze  der  Landwirthschaft,  ins- 
besondere durch  die  naturgesetzliche  Mitwirkung  des 
Bodens  dabei,  eine  innere  Rechtfertigung:  m.  a.  W.  die  Natur- 
gesetze des  Feldbaus  uöthigen  zwingend  zu  einer  Ver- 
mehrung und  Verbesserung  der  Arbeit  und  Kapital- 
verwenduug  auf  den  Bo  den,  welche  am  Zweckmässigsten 
im  Gesammtinteresse  durch  Statuirung  von  weitgehen- 
den privaten  Nutzungsrechten  und  schliesslich  von 
privatem  Eigenthum  am  Boden  herbeigeführt  wird. 
Da  nun  diese  Nöthigung  zu  intensiverer  Wirthschaft  selbst  von  den 
Bedürfnissen  vergrösserter  und  cultivirterer  Bevölkerung  nach  mehr 
und  besseren,  feineren  und  mannigfaltigeren  Bodenproducten  aus- 
geht, so  darf  mau  in  der  That  die  Entstehung  und  schärfere  Aus- 
bildung des  privaten  ländlichen  Grundeigenthums  in  der  Geschichte 
in  letzter  Linie  auf  diese  Vermehrung  und  auf  die  höhere 
Cultur  der  Bevölkerung  als  ihre  wesentliche  Ursache  mit  zurück- 
führen. 

«*)  S.  0.  Anm.  18. 
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Insofern  ist  es  wohl  zulässig,  von  einer  wirthschaftsgesetz- 
lichen  Nothwendigkeit  und  gesellschaftlichen  Berech- 
tigung dieser  Institution  des  Rechts  zu  sprechen,  —  wenigstens 
in  Bezug  auf  das  hier  überhaupt  allein  in  Rede  stehende  bäuer- 
liche selbstbewirthschaftete  oder  kleine  und  mittlere 
ländliche  Grundeigenthum.  Zu  den  hohen  socialpolitischen  Vor- 
zügen, die  dasselbe  besitzt,  weil  es  einen  tüchtigen  Kernstamm 
unabhängiger  conservativer  Bevölkerung  schafft,  die  beste  politische 
Basis  für  einen  gesunden,  kräftigen  Staat,  kommt  hier  der  grosse 
volkswirthschaftliche  Nutzen,  dass  dieses  Grundeigenthum  die  öko- 
nomischen Bedingungen  für  eine  wachsende  Intensität  der  Land- 
wirthschaft  und  damit  für  die  Vermehrung  der  Zahl  und  die  Steigerung 
der  Culturstufe  des  Volks  erfüllen  kann,  jedenfalls  früher  lange 
Jahrhunderte  hindurch  erfüllt  hat  (vgl.  §.  347,  348). 

§.  332.  Im  Einzelnen  gestaltet  sich  die  Entwicklung  der  Be- 
wirthschaftungsart  und  damit  zusammenhängend  der  rechtlichen 
Regelung  der  Nutzungs-  und  Eigenthumsverhältnisse  in  der  Ge- 
markung bei  der  dörflichen  Ansiedlungsweise  regelmässig  folgender- 
massen. 

Das  Acker-  und  meist  auch,  wenngleich  oft  erst  später,  das 
Wiesenland  wird  unter  die  berechtigten  Dorfgenossen  vertheilt, 
zunächst  zu  privater  Benutzung  (also:  Gemeingut  und  Privat- 
genuss),  später  zu  privatem  Eigenthum  (demnach:  Privat- 
gut und  Privatgenuss).  Das  übrige  Land,  die  gemeine 
Mark,  also  namentlich  Weide  und  Wald,  bleibt  ungetheilt  in 
gemeinsamer  Benutzung  (mithin:  Gemeingut  und  Gemein- 
gen nss). 

a)  Die  Aecker  und  Wiesen  liegen  zum  Zweck  bequemerer  Be- 
wirthschaftung  gewöhnlich  zunächst  dem  Dorfe,  also  auch  den  Hof- 
stätten. Ueberall  waltet  das  Bestreben  ob,  den  einzelnen  Dorf- 
genossen einen  gleich  grossen  Antheil  am  Felde  zu  geben,  weil 
alle  gleichberechtigt  sind.  Nur  einzelne  Hervorragende  erlangen 
wohl  schon  bei  der  ersten  Vertheilung  einen  grösseren  oder  mehrere 
Antheile.32)  Da  nun  der  Boden  in  der  Flur  nach  seiner  natür- 
lichen Güte,  nach  der  Lage,  der  Entfernung  vom  Hofe  von  ver- 
schiedener Ertragsfähigkeit  oder  Leichtigkeit  und  Schwierigkeit  der 
Bewirthschaftung  ist,  so  kann  man  die  Landantheile  nicht  ohne 
Weiteres   gleich   gross  in   der   Fläche   machen.     Beim   Hofsystem 

='»)  Vgl.   Waitz  I,   114. 
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vereinfacht  sich  die  Sache,  indem  wesentlich  nur  die  natürliche 
Beschafienheit  des  Hodens  zu  berücksichtigen  ist.  Mau  kann  einem 
Jeden  wenigstens  die  Aecker  gewöhnlich  zu  seiner  grösseren  Be- 
quemlichkeit um  seinen  Hof  herum  anweisen,  nur  mehr  oder  weniger 
Land  nach  der  Bodengüte  geben.  Bei  den  Wiesen,  deren  örtliche 
Lage  durch  die  allgemeine  Bodenbeschaffenheit,  z.  B.  den  Lauf  der 
Gewässer,  gebundener  als  diejenige  der  Aecker  ist,  entstehen  auch 
im  Hofsystem  für  die  Vertheilung  der  Grundstücke  schon  grössere 
Schwierigkeiten:  wohl  öfters  einer  der  mitwirkenden  Gründe  für 
längere  Beibehaltung  von  Gemeinnutzung  bei  Wiesen,  als  beiAeckern. 

Am  meisten  Schwierigkeiten  bieten  sich  aber  bei  dem  üblichen 
Dorfsystem.  Hier  müssen  namentlich  die  verschiedenen  Ent- 
fernungen des  Lands  vom  Hofe  berücksichtigt  werden.  Man  stellt 
nun  gewöhnlich  die  Gleichheit  der  zu  jeder  Hufe  oder  vollen  Bauer- 
stelle gehörigen  Landantheile  in  der  Art  her,  dass  man  die  ganze 
Flur  nach  Lage  und  Entfernung,  Bodenart  und  Güte  u.  s.  w.  in 
Abtheilungen,  sogen.  Kämpe  (Gewanne)  bringt,  also  nach 
der  wirthschaftlichen  Brauchbarkeit  classificirt.  Diese 
Kämpe  werden  durch  Wege  mit  dem  Dorfe  verbunden  oder,  wo 
sich  dies,  wie  vielfach,  nicht  durchführen  lässt,  werden  über  einen 
Kamp  zu  einem  anderen  von  vornherein  Ueberfuhrrechte  (Wege- 
servituten) eingerichtet.  Die  Kämpe  selbst  werden  dann  in  kleinere 
Theile  nach  der  Zahl  der  Hufen,  meist  in  lange,  schmale,  möglichst 
vom  Wege  auslaufende  Streifen  Landes  zerlegt.  Darauf  erfolgt, 
häufig  nach  dem  Loose,  eine  Zutheilung  dieser  Streifen  in  den 
Kämpen  an  die  Hufenbesitzer,  woher  der  Landantheil  der  Hufe  oft 
„Loos",  Landloos  genannt  wird.^^) 

Diese  Vertheilung  bewirkt  nun  ein  Dur  che  inander  liegen 
oder  eine  technisch  sogen.  Gemengelage  der  den  Einzelnen  zu- 
gefallenen Bodenparcellen.  Bei  dem  wichtigsten  der  älteren  exten- 
siven Landwirthschaftssysteme,  der  Dreifelderwirthschaft, 
welche  sich  z.  B.  in  Deutschland  jedenfalls  schon  vor  den  Caro- 
lingern  findet,  vielleicht  noch  bedeutend  älter  ist,  wenn  auch  schwer- 
lich schon  zur  Zeit  von  Tacitus  oder  gar  Cäsar  bereits  unter  den 
Germanen  vorhanden  war,^^)  auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein  in 
dem  grössten  Theile  Europas  bestanden  hat  und  vielfach  noch  be- 


^)  In  Russland  ähnlich:  Sherebi,  neben  ütschastok,  üdel,  KeusslerS.  215. 

^)  üeber  die  berühmte  Streitfrage  s.  o.  Aum.  14,  bes.  Haussen 's  u.  Röscher 's 
wohl  richtige  Meinung,  dass  zur  Zeit  des  Tacitus  bei  den  Germanen  Dreifelderwirth- 
ichaft  noch  nicht  bestanden  hat. 
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steht,  wurde  die  Landvertheilung  noch  complicirter,  weil  das  ganze 
Ackerland  zunächst  in  drei  Theile  zerlegt  wird,  die  sog.  „Felder" 
in  diesem  Sinne  (Zeigen),  eines  für  Winterkorn,  eines  für  Sommer- 
korn, eines  als  Brachland  ruhend,  ^'^j  Zum  Theil  nöthigte  dann 
schon  die  Gemengelage  zu  einem  gleichen  Bewirthschaf- 
tungssystem,  welches  wir  überall  finden,  insbesondere  eben 
bei  der  gewöhnlichen  Dreifelderwirthschaft.  Hier  besteht  in 
Folge  der  Gemengelage  auch  nach  Vertheilung  der  Acker-  und 
Wiesenstreifen  der  sogen.  Flur  zwang  oder  die  Feldgemein- 
schaft in  diesem  Sinne:  die  Fruchtfolge  ist  die  gleiche,  das 
Brachland  darf  von  Keinem  bebaut  werden,  weil  es  mit  zur  ge- 
meinschaftlichen AVeide  dient,  die  Feldarbeiten  müssen  gleichzeitig 
oder  in  vorgeschriebener  Reihenfolge  vorgenommen  werden,  damit 
Keiner  den  Anderen  stört,  weil  unvermeidliche  Ueberfuhrrechte  und 
wiederum  meistens  gemeinsame  Weiderechte  auf  den  Stoppelfeldern 
und  etwa  auf  den  Wiesen  vor  und  nach  dem  Sommer  vorhanden 
sind.  Eine  strenge  Gebundenheit  aller  dieser  Verhältnisse  ist 
ökonomisch-technisch  durch  das  ganze  Wirthschaftssystem  bedingt: 
man  braucht  einen  gewissen  Viehbestand  zur  Gewinnung  des  Düngers 
für  das  Feld,  baut  für  das  Vieh  keine  Futtergewächse  und  hat  nicht 
bleibende  Stallfütterung  wie  bei  den  späteren  intensiven  Wirthschafts- 
systemen,  sondern  gewinnt  das  Futter  durch  die  Weide  und  auf 
den  Wiesen,  kämpft  dabei  mit  der  Schwierigkeit  der  Ueber- 
winterung  des  Viehs.  So  muss  eine  feste  Eintheilung  der  ganzen 
Flur  in  die  beiden  grossen  Abtheilungen  der  Aecker  und  Wiesen 
einer-  und  der  Gemeinweide  anderseits,  des  Ackerlands  in  die  Zeigen 
festgehalten  werden,  auch  das  Verbältniss  seiner  Aecker  zu  den 
Wiesen  darf  der  Einzelne  nicht  beliebig  verändern.  Denn  jede  in 
diese  grosse  Feldeintheilung  eingreifende  Aenderung  seitens  des 
Einzelnen  würde  Kechte  und  Interessen  der  anderen  Dorfgenossen 
schädigen  können. 

§.  333.  Unter  solchen  Umständen  ist  es  begreiflich,  dass  auch 
in  Betreff  der  Aecker  und  Wiesen  noch  die  Rechtsform:  Gemein- 
gut und  Frivatgenuss  beibehalten  wird.  Jene  Landvertheilung 
ist  nemlich  häufig,  vielleicht  ursprünglich  allgemein,  eine  perio- 
dische Massregel,  welche  sich,  wie  noch  heute  meistens  in  Russ- 
land, in  bestimmten  Terminen  oder  auch  auf  einen  desfallsigen, 
stets   möglichen   Beschluss    der   Dorfgenossen   wiederholt.      Der 

^)  Koscher  II,  §.  25;  Kau  1,  §.  3>>2. 
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Einzelne  bekommt  also  nur  die  Parcellen  zur  Benutzung  und  hat 
bei  der  neuen  Vertheilung  keineij  Anspruch  darauf,  die  alten  wieder 
zu  behalten.     Die  Losung  entscheidet  von  Neuem.  3') 

«)  Sind  nun  die  Landloose,  welche  zur  Hufe  gehören,  wirk- 
lich ziemlich  gleich,  so  hat  diese  periodische  Erneuerung  der 
Vertheilung  wenig  privat-  und  volkswirthschaftliche  Bedenken,  so 
lange  eine  sorgfältigere  Behandlung  des  Lands  zum  Zweck  der 
Erzielung  höherer  Erträge  nicht  geboten  ist.  Denn  dann  schadet 
es  nicht  viel,  wenn  der  einzelne  Benutzer  seinen  Boden  nicht 
schont,  nicht  verbessert,  selbst  in  der  Düngung  nachlässig  ist,  was 
freilich  wenigstens  bei  häufiger  Erneuerung  der  Vertheilung  leicht 
eintreten  wird. 

ß)  Das  erste  Bedürfniss  nach  besserer  Behandlung  des  Felds 
lässt  sich  dann  wohl  noch  durch  die  Einrichtung  längerer  Ver- 
theilungsperioden  befriedigen,  was  den  Uebergang  zur  Vertheilung 
zu  Privateigenthum  bilden  kann  und  wohl  öfters  gebildet  hat.  Ein 
solches  Bedürfniss  tritt  früher  bei  Aeckern  als  bei  Wiesen  ein.  Bei 
letzteren  bleibt  oft  spät  noch  eine  jährliche  Vertheilung,  wie  in 
Russlaud  nicht  selten,  während  sie  bei  Aeckern  schon  in  grösseren 
Perioden  stattfindet. 

y)  AUmälig  reicht  aber  auch  die  Sicherheit,  längere  Zeit  die- 
selben Feldstücke  zu  privater  Benutzung  zu  haben,  nicht  mehr  aus, 
um  diejenige  sorgfältige  Bestellung,  diejenige  Hineinwendung  pri- 
vater Arbeit  und  privaten  Kapitals  in  den  Acker  im  einzel-  und 
volkswirthschaftlichen  Interesse  stattfinden  zu  lassen,  welche  sich 
während  der  Vertheilungsperiode  für  den  Bebauer  nicht  mehr  ge- 
nügend bezahlt  macht,  welche  jedoch  den  wünschenswerthen  Grad 
der  Intensität  der  Landwirthschaft  darstellt.  In  diesem  Stadium 
scheint  man  sich  in  manchen  Theilen  Russlands,  wo  das  Gemein- 
eigenthum  der  Dorfgemeinde  an  Aeckern  und  Wiesen  und  die 
periodische  Vertheilung  zur  Nutzung  an  die  Dorfgenossen  noch 
besteht,  gegenwärtig  zu  befinden.  ^^) 

Man  steht  dann  vor  folgender  Alternative,  entweder  die 
periodische  Vertheilung  einzustellen,  m.  a.  W.  sie  zur  endgiltigen 

^')  üeber  die  Periode  der  russ.  Landtheilungen  s.  meine  Schrift  über  Privat- 
eigenthum S.  55  und  Walcker,  Agrarfrage  in  d.  Auszügen  aus  d.  Agrarenquete.  — 
Gierke,  I,  64:  „Ackerland  und  Wiesen  gehörten  der  Gesammtheit  und  der  einzelne 
Genosse  hatte  kein  dingliches  Recht  an  einem  bestimmten  Stück  Land,  sondern  nur 
sein  persönliches  Genossenrecht,  vermöge  dessen  er  die  Zutheilung  eines  der  Antheile 
bei  der  wiederkehrenden  Verloosung  zur  Sondernutzung  verlangen  konnte." 

^)  Dies  ergicbt  sich  auch  aus  der  neuen  russ.  Agrarenquete.  S.pass.  Walcker  a.a.O. 
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ZU  machen  und  somit,  um  den  privaten  Fleiss  des  einzelnen  Be- 
bauers  zugleich  anzuspornen  und  zu  belohnen,  ein  (wenn  auch  noch 
nicht  nothwendig  vollständiges,  absolutes)  Privateigenthum  an 
dem  Boden  zu  gewähren,  —  oder,  statt  so  auf  das  indivi- 
duelle wirthschaftliche  Selbstinteresse  auch  im  Gesammtinteresse  zu 
recurriren,  andere  Potenzen,  welche  auf  einen  verbesserten 
Feldbau  hinwirken,  in  Wirksaml^eit  zu  setzen. 

Solche  können  liegen  und  haben  geschichtlich  gelegen  in  einem 
von  Aussen  oder  von  Oben  aus  geübten  Zwang  zu  diesem 
Zwecke:  von  Aussen  seitens  des  beaufsichtigenden,  Abgaben 
fordernden  Grundherrn,  oder  der  (direct  vom  Einzelnen  oder  von 
der  Gemeinde  als  Gesammtheit)  Steuern  fordernden  Staatsgewalt; 
von  Oben  aus  entweder  unmittelbar  von  diesen  beiden  Instanzen, 
Grundherr  und  Staatsgewalt,  oder  von  dem  Vorstand  der  Gemein- 
schaft (der  Gemeinde).  Bis  zur  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
war  besonders  der  Grundherr  in  Russland  diese  direct  und  indirect 
einen  Zwang  ausübende  Potenz,  seitdem  ist  es  mit  notorisch  er- 
heblich geringerem  Erfolge  der  Gemeindevorstand  allein. ^^) 

6)  Findet  aber  weder  ein  Uebergang  zum  Privateigenthum, 
noch  eine  wirksame  Regelung  und.  NöthiguUg  zu  gutem  Anbau 
(ordentlicher  Düngung  u.  dgl.  m.)  von  Aussen  oder  von  Oben  her 
statt,  so  wird  das  Ergebniss  leicht  eine  einzelwirthschaftlich —  für  die 
betreffenden  Bebauer  und  die  Dorfgemeinde  —  und  volkswirth- 
schaftlich  —  für  das  ganze  Gemeinwesen  und  den  Staat  —  be- 
denkliche Vernachlässigung  des  Ackerbaus  sein:  wenn  nicht 
ein  entschiedenes  Zurückgehen,  so  mindestens  ein  Stillstand  auf 
der  erreichten  Betriebsstufe,  keine  weitere  Steigerung  der  Intensität. 
Vielfache  Wahrnehmungen,  welche  man  mit  dem  ländlichen  Ge- 
meineigenthum  in  der  russischen  Landgemeinde  seit  der  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  gemacht  hat,  liefern  den  erfahrungsmässigen 
Beweis  für  diese  Deduction.^'') 

Was  sich  hier  noch  gegenwärtig  im  Einzelnen  genau  an  den 
Thatsachen  verfolgen  lässt,  das  Hindrängen  der  Entwicklung 

^^)  Vgl.  über  d.  russ.  Verhältnisse  meine  Abschaff.  d.  Privateigenth.  S.  57—63. 
Eckardt,  ländl.  Zustände  Russlands,  S.  106  (nach  P.  v.  Lilien feld),  S.  VII,  S.  243, 
206 — 217,  92,  20!t.  —  Walcker,  Agrarfrage  pass. 

*")  Wahrscheinlich  gemacht  habe  ich  dies  in  meiner  Russ.  Valuta,  Riga  1S68, 
S.  157  ff.,  164,  mittelst  einer  statistischen  Untersuchung  über  den  russischen  Export. 
S.  auch  meine  Schrift  über  Privateigenthum,  S.  68.  Walcker,  Agraifr.  S.  16  ff.,  19. 
Neuerdings  hat  v.  Thielemann  in  s.  Alth.  über  den  russ.  Handel  in  d.  Tub.  Ztschr. 
XXIX,  bes.  S.  63.3  ff.,  vom  Standpunct  des  russ.  Productions-  und  Exportinteresses 
aus  den  Gemeindebesitz  angegriffen. 
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auf  Gewährung  von  Privateigenthum  an  den  Aeckern,  um 
dadurch  dem  privaten  wirthschaftlichen  Interesse  den  nothwendigen 
und  erwünschten  Spielraum  und  zugleich  Ansporn  im  Gesammt- 
interesse  zu  gewähren,  wenn  das  geschilderte  Stadium  des  land- 
wirthschaftlichen  Betriebs  eingetreten  ist:  das  lässt  sich  ohne  Be- 
denken allgemein  auch  als  das  bewegende  Moment  in  der  Bildung 
von  Privateigenthum  am  Boden  in  anderen  Ländern  und  Zeiten 
anerkennen. 

§.  334.  Ein  stricter  Beweis  für  die  Nothwendigkeit  oder  auch 
nur  für  die  unbedingte  Zweckmässigkeit  dieses  Privateigenthums, 
so  dass  man  danach  die  principielle  Controverse  über  diese  Insti- 
tution auch  nur  in  Betreff  der  Aecker  für  entschieden  ansehen 
könnte,  ist  allerdings  hiermit  noch  nicht  geführt.  Denn  man  kann 
einwenden,  dass  eine  anderweite  passende  Ordnung  und  Regelung 
des  Ackerbaus  von  Oben  aus  sich  doch  unter  Umständen  mit  Erfolg 
durchführen  Hesse,  in  unserer  Gegenwart  z.  B.  vor  dem  bäuer- 
lichen Betrieb  Vortheile  der  intelligenteren  Leitung,  des  Grossbetriebs 
u.  s.  w.  gewährte,  welche  die  etwaigen  Nachtheile  dieser  Regelung 
und  die  sonstigen  Vortheile  des  Betriebs  durch  den  Eigenthümer 
aufwöge  u.  dgl.  m.  In  dieser  Weise  ist  wohl  von  den  principiellen 
Gegnern  des  Privateigenthums  am-  Boden  auch  hier  argumentirt 
oder  replicirt  worden. 

Indessen  kann  man  die  Tragweite  solcher  Replik  doch  an- 
zweifeln, u.  A.  schon  mit  den  Ausführungen  im  vorigen  Abschnitt 
über  den  Vergleich  zwischen  Gross-  und  Kleinbetrieb,  §.  319,  320. 
Und  jedenfalls  ist  durch  die  obige  Darlegung  der  Umstände,  welche 
auf  die  Bildung  privaten  Grundeigenthums  einwirken,  erhärtet,  dass 
es  wirklich  oft  zwingende  geschichtliche  Zweckmässig- 
keitsgründe waren,  keineswegs  Gewalt,  welche  im  Einzel-  und 
Gesammtinteresse  zur  Entstehung  von  Privateigenthum  am  Boden, 
hier  besonders  von  Aeckern,  führten.  Mindestens  für  gewisse 
geschichtliche  Phasen  des  Landbaus  und  des  durch  ihn  be- 
dingten und  ihn  selbst  wieder  bedingenden  wirthschaftlichen  und 
Culturzustands  einer  Nation  hat  sich  dann  diese  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums  auch  als  zweckmässig  bewährt. 
Man  darf  sie  danach  eine  wohlberechtigte  historische  Kate- 
gorie des  Wirthschaftslebens  nennen. 

Sie  ist  als  solche  nicht  gefeit  für  alle  Ewigkeit  gegen  eine 
mehr  oder  weniger  tief  greifende  Umgestaltung  und  selbst  gegen 
eine  vollständige  Beseitigung.    Aber  die  Beweislast  hinsichtlich  der 
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Zweckmässigkeit  eines  solchen  Vorgehens  hat  derjenige  zu  tragen, 
der  dasselbe  fordert.  Diese  Beweislast  ist  nicht  leicht.  Wer  sie 
tibernimmt,  muss  vor  allen  Dingen  wiederum  nicht  nur  negativ  den 
Beweis  gegen  privates  Grundeigenthum  mit  den  volkswirthschatt- 
lichen  und  socialpolitischen  Nachtheilen  dieser  Institution,  sondern 
zugleich  positiv  den  Beweis  führen,  dass  eine  andere  Form  des 
menschlichen  Herrschaftsverbältnisses  in  Betreff  des  Bodens,  hier 
speciell  der  Aecker,  ebenso  volkswirthschaftlich  productiv  und  dass 
dieselbe  und  wie  sie  praktisch  durchführbar  ist.  Hier  zeigt  sich 
bisher  der  grosse  Mangel  aller  Kritiker  der  Institution,  welcher 
oben  schon  hervorgehoben  wurde:  es  fehlt  der  positive  Nachweis 
für  die  Entbehrlichkeit  des  Privateigenthums  an  Aeckern,  ins- 
besondere an  bäuerlichen  Aeckern  ohne  Gefährdung  des  ersten 
Productionsinteresses  der  Volkswirthschaft  (§.  310).  Dies  ist  der- 
selbe Mangel  in  der  Beweisführung,  welcher  gegen  die  Forderung  einer 
principiellen  Abschaffung  des  Privatkapitals  geltend  zu  machen  war 
(§.295).  Gemeineigenthiim  und  Zeit pacht  batandereBedenken(§.348). 
§.  o35.  Das  so  in  der  That  dem  wirthschaftlichen  Bedürfniss 
entsprungene  Privateigenthum  an  Aeckern  und  Wiesen  ist  regel- 
mässig fürerst  noch  ein  manch  fach  beschränktes,  was  die 
eigenen  Verfügungsrechte  und  die  Ausschliessungsrechte  des  Eigen- 
thümers  den  anderen  Dorfgenossen  gegenüber  anlangt.  Diese  Be- 
schränkungen sind  zunächst  selbst  wieder  eine  Folge  der  obwal- 
tenden Wirthschaftsbedürfnisse  der  Gesammtheit,  welche  sich  aus 
dem  allgemein  herrschenden  landwirthschaftlichen  Betriebssystem 
ergeben.  Sie  ändern  und  im  Grossen  und  Ganzen  sie  vermindern 
sich,  bis  schliesslich  ein  ziemlich  unbeschränktes  Privateigenthum 
hervortritt,  theüs  in  Folge  der  Veränderungen  des  Betriebs,  theils 
denselben  vorausgehend  und  selbständig  beseitigt  werdend,  um  Jene 
Veränderungen  erst  zu  ermöglichen.  Es  zeigt  sich  hier  derselbe 
Einfluss  des  Uebergangs  von  extensiver  zu  intensiver  Landwirth- 
schaft  auch  weiterhin  massgebend,  welcher  auf  die  Vertheilung  der 
Aecker  zur  privaten  Nutzung  und  dann  zu  Privateigenthum  mass- 
gebend war:  im  Interesse  sorgfältigerer  Bodenbestellung  wird  dem 
einzelnen  Eigenthümer  in  seinem  Betrieb  grössere  Freiheit  in  der 
Wahl  des  Wirthschaftssystems  und  ein  Ansporn  zur  Verwendung 
vermehrter  privater  Arbeit  und  Kapitals  gegeben  und  zwar  in  der 
Form  eines  unbescbränkteren  Privateigenthums  an  den  Aeckern.- 
In  rechtlicher  Beziehung  ist  die  Entwicklung  in  der  Hauptsache 
die  folgende:   Beschränkung  und  Beseitigung  des  Flurzwangs,  der 
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gemeinsamen  Weiderechte  auf  dem  Brach-  und  Stoppelfeld,  auf  den 
Wiesen  im  Frühjahr  und  Herbst.  Daran  schliesst  sich  häufig  zu- 
gleich die  Vertheilung  der  Gemeinweide  zu  Privateigenthum  (§.  336). 
Diese  ganze  rechtliche  Entwicklung  steht  in  Verbindung  mit  den 
gleichzeitigen  landwirthschaftlich-technischen  Reformen,  wie  der 
Verminderung  und  dem  Aufgeben  der  Brache,  dem  Bau  von  Futter- 
gewächsen für  das  Vieh,  dem  üebergang  zur  Stallfütterung  des- 
selben, der  Einführung  anderer  Wirthschaftssysteme  ohne  ewige 
Weide,  der  Verwandlung  der  Weide  in  Aecker  und  Wiesen,  etwa 
auch  der  Neuvertheilung  der  ganzen  Flur  („Zusammenlegung  der 
Felder'^,  „Verkuppelung",  „Arrondirung'')  zum  Zweck  der  möglich- 
sten Beseitigung  der  alten  Zeigen,  Kämpe  und  Streifen  und  ihrer 
Folge,  der  Gemengelage  der  dem  Einzelnen  zugehörigen  Ländereien/^) 
Die  Aufhebung  anderweiter  Beschränkungen,  wie  der  Vorkauf-  und 
Retractrechte  und  derjenigen  bei  Veräusserung,  Theilang,  Vererbung 
der  Ländereien  bildet  den  Abschluss  der  Entwicklung  der  „Freiheit 
des  Grundeigenthums",  —  eine  Gestaltung,  welche  sich  sonach  in 
der  That  wesentlich  mit  auf  die  Natur  des  Landwirthschaftsbetriebs 
und  seiner  nothwendigen  Fortbildung  zurückführen  lässt. 

Auch  hier  gilt  wieder  dasselbe  wie  hinsichtlich  der  Gewährung 
von  Privateigenthum  statt  periodisch  wechselnden  Nutzungsrechts: 
es  soll  dem  Interesse  des  Einzelnen  zu  tüchtiger  Bewirthschaftung 
Spielraum  und  Ansporn,  sich  zu  bethätigen,  gegeben  werden.  Grade 
der  wirthschaftlich  tüchtige  und  vorwärtsstrebende  Landmann  wird 
durch  jene  Beschränkungen,  durch  den  Flurzwang,  die  fremden 
Weiderechte  u.  s.  w.  in  seiner  freien  Bewegung  und  der  von  dieser 
abhängigen  Verbesserung  des  Feldbaus  gehemmt.  Der  Boden  giebt 
grösseren  Roheitrag  und  dadurch  die  Mittel  zur  Versorgung  städti- 
scher Bevölkerung  mit  Agrarproducten ,  indem  er  so  in  ein  voll- 
ständigeres Privateigenthum  übergeht.  Die  Institution  des  letzteren 
erweist  sich  dadurch  im  Interesse  der  Gesellschaft  begründet  und 
als  eine  Voraussetzung  grösserer  Bevölkerung  und  höherer  Cultur. 

§.  336.  —  b)  Einen  weiteren  Beleg  für  diesen  Satz  liefert  die 
Entwicklung  des  Herrschaftsverhältnisses  über  das  Gemeinweide- 
land,  den  einen  Hauptbestandtheil  der  gemeinen  Mark,  welcher 
zuerst  lange  ungetheilt  zu^'g-emeinsamer  Benutzung  der  Dorfgenossen 
bleibt  (§.  S32y') 


*^)  Vgl.  über  diese  Entwicklung  und  die  Reform  der  alten  Agrarverfassung  Rau, 
I,  §.  382,  382 a,  II,  §.  72  il.,  76  £.  !J7  {f.;  Röscher,  11,  §.  77,  78,  85  ff,  §.  25a  ff 
*"-)  Rau  IL  §.  85  ff;  Röscher  II,  §.  7<t  ff 
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Das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  der  gemeinen  Mark,  die 
alte  Were  oder  das  Echtwort,  der  dritte  Bestandtheil  der  alten 
ßauerhufe  in  der  Feldgemeinschaft  und  Markgenossenschaft,^^) 
bildet  ein  nothwendiges  Glied  in  der  Wirthschaft  des  Landwirths 
bei  den  Feldsystemen  mit  ewiger  Weide  und  bei  vorherrschender 
Naturalwirthschaft.  Der  Viehstand,  welcher  der  Düngerproduction 
wegen  wieder  eine  der  Vorbedingungen  geordneten  Ackerbaus  ist, 
bedarf  bei  fehlendem  Futtergewächsbau  und  fehlender  Stallfütterung 
neben  den  Wiesen  der  Weide  zur  Ernährung.  Die  Gemeinweide 
sichert  diese  Ernährung  wenigstens  zunächst  am  Besten  und  zu- 
gleich ist  der  gemeinsame  Viehtrieb  für  alle  am  Zweckmässigsten. 
So  bleibt  es  Jahrhunderte,  selbst  Jahrtausende  lang,  wenn  die  exten- 
siven Feldsjsteme  mit  ewiger  Weide  dem  Bedtirfniss  fortdauernd 
entsprechen. 

Aber  schliesslich  zeigt  es  sich  doch,  dass  der  als  Weide  be- 
nutzte Boden  zur  Deckung  des  gestiegenen  Bedarfs  an  Nahrungs- 
mitteln und  Rohstoffen  nicht  so  viel  beiträgt,  als  es  nunmehr  noth- 
wendig,  aber  auch  jetzt  erst  möglich  ist.  Die  Gemein  weiden  werden 
schlecht  gehalten,  geben  dem  Vieh  ungenügende  Nahrung,  führen 
zur  Vertragung,  also  zur  Vergeudung  des  Düngers.  So  werden  sie, 
vielfach  erst  in  unserer  Zeit,  am  Ende  auch  lieber  unter  die  bis- 
herigen gemeinsamen  Nutzniesser  vertheilt  und  zwar  regelmässig 
gleich  zu  Eigenthum.  Sie  werden  von  den  neuen  EigenthUmern 
gerodet  und  geurbart,  in  den  neuen,  nach  der  Beseitigung  des 
Flurzwangs,  der  genossenschaftlichen  Weiderechte  und  der  vollen 
Brache  einzurichtenden  Wirthschaftsplan  des  Eigenthümers  ^ein- 
bezogen. Und  selbst  bei  der  gewöhnlich  weiteren  Entfernung  der 
Gemeinweide  vom  Dorfe  und  ihrer  oftmals  schlechteren  Boden- 
beschaflfenheit  lohnt  die  Verwandlung  der  Weide  in  Aecker  und 
Wiesen  die  Kosten,  auch  ohne  den  häutig  möglichen  und  zweck- 
mässigen und  mitunter  wirklich  erfolgenden  „Ausbau",  d.  h.  ohne 
die  Verlegung  der  Hofstätte  selbst  auf  die  Dorfflnr  und  den  Ueber- 
gang  zum  Einzelhofsystem.  Denn  die  Productenpreise  sind  hoch 
genug,  um  Ersatz  zu  bieten  und  andere  ökonomische  Vortheile 
stellen  sich  ein.  Die  Einbeziehung  der  Gemeinweiden  in  das  Privat- 
eigenthum  ermöglicht  aber  erst  die  vollständige  Durchführung  des- 
jenigen veränderten  oder  intensiveren  Wirthschaftssystems,  welches 

**)  Waitz  I,  119;  v.  Maurer,  Dorfferfass.,  I,  54  fF.  (die  mancherlei  Namen 
des  Rechts  eb.  S.  57—61),  244  fl. ;  Gierke,  I,  (i6:  Nasse,  Feldgemsch.  in  Engl. 
S.   20. 
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die  Gesammtlage  der  Volkswirthschaft  bedingt.  Der  Wechsel  der 
beiden  Herrscbaftsforraen:  Gemeingut  und  Gemeingenuss 
mit  Privatgut  und  Privatgenuss  liegt  also  in  der  That  wiederum 
im  Interesse  der  Gesammtbeit. 

Wenn  nun  auch  in  einzelnen  Ländern  die  Gemeinweide,  wie 
andere  Tbeile  des  alten  Gemeineigentbums ,  durcb  Usurpation  in 
das  Privateigentbum  von  Grundberren  u.  s.  w,  übergegangen  ist,  so 
bildet  docb  die  eben  geschilderte  Entwicklung  die  Regel.  Dieser 
Umstand  erlaubt  es,  auch  hier  eine  berechtigte  Bildung  von 
Privateigentbum  anzuerkennen. 

§.  337.  Anders  als  bei  der  Gemeinweide  war  im  Allgemeinen 
die  Entwicklung  des  Herrscbaltsverbältnisses  in  Bezug  auf  den 
zweiten  Hauptbestandtheil  der  gemeinen  Mark,  den  Wald.^*)  Die 
vorhandenen  Forsten  sind  in  unseren  Ländern  vielfach  frühzeitig 
und  in  grossem  Umfange  in  den  Besitz  der  Grundherren,  auch  der 
Landesherren  übergegangen,  häufig  unter  dem  Einfluss  der  Jagd- 
liebbaberei  der  Grossen,  öfters  durch  Usurpation.  Auch  mit  solchen 
Wäldern,  welche  ursprünglich  zur  gemeinen  Mark  der  Dorl'schaften 
gehörten,  ist  dies  in  Folge  des  Untergangs  der  bäuerlichen  Freiheit 
und  des  Siegs  der  Grundherrlicbkeit  theil weise  so  geschehen. 

In  den  im  Gemeineigenthum  der  Dorfschaft  verbliebenen  Forsten 
bestand  anfangs  das  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  in  demjenigen 
Umfang,  welchen  sein  persönliches  Holzbedürfniss,  an  Brenn-,  Bau 
und  Materialholz,  erheischte.  Entnahme  von  Holz  zu  anderen 
Zwecken,  z.  B.  für  den  Verkauf,  war  dem  Einzelnen  nicht  gestattet. 
Bei  durchaus  vorwaltender  Naturalwirthschaft  (im  Sinne  der  Eigen - 
gewinn ung  der  Güter,  ij.  113)  ist  die  Befriedigung  dieses  Holz- 
bedarfs aus  solchen  Gemeinwäldern  für  den  Einzelnen  wie  für  die 
Gemeinschaft  wieder  zweckmässig.'*-'')  So  lange  die  Wälder  gross, 
die  Bevölkerung  und  daher  der  Gesammtbedarf  klein  ist,  gebt  aus 
einem  solchen  Nutzungsrecht  des  Einzelnen  für  den  Wald  selbst 
kein  erheblicher  Nachtheil  hervor. 

Dies  ändert  sich  mit  der  Lichtung  der  Wälder  durch  förmliche 
Ausrodung  —  zum  Zweck  der  Anlage  neuer  Dörfer  oder  Höfe  oder 
der  Ausdehnung  des  Ackerlands  der  vorhandenen  —  und  mit  der 

")  Vgl.  Koscher  II,  §.  72,  l'Jl  u.  bes.  Maurer,  Dorfverfass.  I,  231  fl'.,  dein 
icL  im  Texte  mehrfach  folge. 

*^)  Dies  zeigt  sich  in  Kussland  seit  der  Emancipationsgesetzgebung,  wo  den 
Dorfgemeinden  unrichtiger  Weise  meist  kein  Waldland  bei  der  Auseinandersetzung  mit 
dem  Grundherrn  überwiesen  wurde.  Dadurch  sind  die  Bauern  in  Abhängigkeit  und 
>Ioth  hinsichtlich  der  Versorgung  ihres  Ilol/bedarfsgerathen.  S.  Walcker,  Agrarfr.S.  18. 
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Steigerung  des  Holzbedarfs.  Es  wird  daher  in  den  Gemeinwäldern 
allmälig  das  dem  Einzelnen  gestattete  Holzquantum  fixirt  und  be- 
schränkt, eine  Controle,  eine  Forstpolizei  eingeführt,  das  beliebige 
Hauen  und  Fortholen  des  Holzes  untersagt,  geraeinsamer  Holzhieb 
eingerichtet  und  dabei  dann  einem  Jeden  sein  Holz  angewiesen, 
auch  werden  fUr  das  Holen  des  Holzes  aus  dem  Walde,  um  Miss- 
brauch zu  verhüten,  bestimmte  Tage  angeordnet.  Im  Ganzen  mithin: 
Gemeineigenthum  bleibt,  aber  der  anfangs  ungeregelte  Ge- 
meingenuss  wird  später  an  feste  Regeln  gebunden. 

Eine  Vertheilung  der  Forsten  selbst  an  die  Einzelnen, 
wenn  auch  nur  zur  getrennten  privaten  Nutzung,  verbot  sich  durch 
die  Natur  des  Waldes  und  eine  förmliche  Theilimg  zu  Privateigen- 
thum  nur  um  so  mehr  und  ist  daher  auch  nur  ausnahmsweise  er- 
folgt. Der  Gemeinwald  ist  meistens  im  Gemeineigenthum  der  Dorf- 
schaft geblieben.  Seine  Benutzung  hat  besonders  bei  grossen 
Waldungen,  deren  Ertrag  den  üblichen  Bedarf  der  Genossen  über- 
stieg, nur  etwa  die  Veränderung  erfahren,  dass  Holz  zum  Verkauf, 
auch  nach  ausserhalb,  kam  und  der  Erlös  den  einzelnen  Nutzungs- 
berechtigten zufloss. 

Im  Ganzen  ist  so  glücklicher  Weise  ein  bedeutender  Theil  der 
Forsten,  besonders  in  Deutschland,  im  Gemeineigenthum  geblieben: 
der  Gemeinden,  vor  Allem  des  Staats,  als  des  Rechtsnachfolgers 
von  Grund-  und  Landesherrn,  dann  der  Corporationen  (Kirche) 
u.  s.  w.*^)  Mit  der  Entfaltung  der  Geldwirthschaft,  der  Umbildung 
der  alten  Dorfschaft  in  eine  Ortsgemeinde  (Corporation)-^^)  und  mit 
der  Ausbildung  einer  rationelleren  Forstwirthschaft  hat  der  Gemein- 
genuss,  auch  in  Betreff  der  kleineren  freien  sogen.  Nebennutzungen 
(Weide,  Grasschnitt,  Streusammeln  u.  dgl.)  meistens  Beschränkungen 
erfahren  oder  ist  auch  in  der  obigen  regulirten  Form  beseitigt 
worden.  Die  Bewirthschaftung  der  „öflentlichen  Waldungen"  er- 
folgte nach  den  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Verkehrs- 
grundsätzen, indem  das  Holz  u.  s.  w.  auf  Rechnung  des  Eigen- 
thümers  gewonnen  und  verkauft  wurde  und  der  Reinertrag  in  Geld 
in  die  Kasse  desselben  floss.  War  letzterer  der  Staat,  die  Gemeinde, 
so  deckte  diese  damit  einen  Theil  ihrer  Ausgaben.  Aber  der  rein 
privatwirthschaftliche  oder  Rentabilitätsgesichtspunct  ist  in  der 
Forstwirthschaft  des  Staats  und  der  Gemeinden  mit  Recht  meist 
nur  soweit  zur  Geltung  gelangt,   als  andere  Rücksichten   aul"  die 

**)  S.  Rau- Wagner,  Finauzwiss.  I,  §.  IGS  Anm.  a. 
*')  Vgl.  V.  Maurer,  Dorfrcrf.  I,  b,"!  tl'.,  bes.  II,  218  IF. 
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allgemeine  Function  der  Wälder  in  der  Volkswirthschaft  es  ge- 
statteten und  darin  zeigt  sich  ein  grosser  volkswirthschaftlicher 
Vortheil  solchen  „Gemeineigenthums"  auch  heute  noch  oder  grade 
heute.  *^) 

Der  Wald  stellt  also  eine  wichtige  Ausnahme  von  der 
Regel  des  Uebergangs  des  Grund  und  Bodens  in  das 
Privateigenthum  d^v:  hier  ist  überwiegend  Gemeineigen- 
thum  und  irgend  eine  Form  des  Gemeingenusses  geblieben. 
Denn  auch  das  Eigenthum  des  Staats  und  der  Ortsgemeinde,  als 
einer  an  die  Stelle  der  alten  Dorfgenossenschaft  getretenen  Cor- 
poration, und  die  Staats-  und  Gemeindeforstwirthschaft  als  ein 
privatwirthschaftliches  Unternehmen,  dessen  Reinertrag  dem  Fiscus 
und  der  Kämmerei  der  Gemeinde  zufliesst,  ist  noch  unter  die  Herr- 
schaftsform: Gemeingut  und  Gemeingenuss  zu  reihen.  Diese 
im  Allgemeinen  nur  günstige  Gestaltung  ist  aber  wiederum  durch 
die  wirthschaftlich-technische  Natur  des  Forstbodens  und 
der  Forstwirthschaft,  wie  die  entgegengesetzte  Gestaltung,  der 
Uebergang  des  landwirthschaftlichen  Bodens  in  das  Privateigenthum, 
durch  die  ökonomisch-technische  Natur  der  Landwirthschaft  bedingt 
worden.  Beide  Erscheinungen  sind  bedeutsam  für  die  principielle 
Seite  der  Grundeigenthumsfrage. 

§.  338.  Die  geschilderte  Entwicklung  des  Privateigenthums 
am  Boden  in  der  Gemarkung  der  alten  Dörfer  ist  die  bei  den 
Germanen  typische.  Es  ist  nur  noch  zweierlei  zur  Ergänzung  des 
Gesagten  hinzuzufügen. 

1)  Die  ursprünglich  auch  bei  uns  meistens  kleinen  Dörfer 
sind  mitunter  im  Laufe  der  Zeit  bei  steigender  Bevölkerung  (Familien- 
zahl) in  der  Weise  vergrössert  worden,  dass  neue  Hufen  gebildet 
oder  selbst  ganz  neue  Dörfer,  Töchterdörfer,  vom  Mutterdorfe  aus 
gegründet  wurden.  ^^)  Den  Boden  für  beide  Zwecke  nahm  man 
gewöhnlich  aus  der  gemeinen  Mark,  von  welcher  daher  ein  Theil 
gerodet  und  geurbart  ward.  Die  Entwicklung  des  Herrschafts  Ver- 
hältnisses über  den  Boden  ging  hierbei  sonst  ganz  in  der  dar- 
gelegten Weise  vor  sich.  Das  alte  uud  das  neue  Dorf  —  mitunter 
wohl  schon  mehrere  Dörfer  bei  der  ursprünglichen  Besitznahme 
und  Ansiedlung  —  behielten  dann  etwa  wieder  eine  „gemeine 
Mark",  Gemeinweide,  besonders  Gemeinwald  u.  s.  w.,   unter  sich, 


«)  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  176  Tgl.  mit  172. 

*»)  Waitz  I,  123  ff.;    Maurer,  Dorfferf.  I,  22  ff.     Ueber  Russland  Keu ssler 
S.  219,  223. 
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wodurch  Markgenossenschaften  entstanden,  welche  mehrere  Dorf- 
schaften umfassten.  Verhältnisse  der  Art  haben  sich  auch  in 
Deutschland  hie  und  da  bis  in  die  Gegenwart  erhalten.  Dem 
Uebergang  der  Gemeinweide  in  Privateigenthum  der  Dorfgenossen 
musste  dann  nur  eine  Auseinandersetzung  zwischen  den  verschie- 
denen Dörfern  vorangehen.  Auch  zwischen  Dörfern  und  Einzel- 
höfen, besonders  solchen,  welche  durch  Ausbau  aus  dem  Dorf 
(„Vereinödung'')  entstanden  waren,  kommen  solche  Markgenossen- 
schaften vor.  Die  Entwicklung  des  ländlichen  Privateigenthums 
erscheint  hier  stets  unter  den  oben  dargelegten  Gesichtspuncten  als 
berechtigt  auch  im  Gesammtinteresse. 

2)  Neben  dieser  normalen  Gestaltung  giebt  es  auch  Fälle,  wo 
Einzelne  von  sich  aus,  unter  ausdrücklicher  Erlaubniss  oder  doch 
mit  Nachsehen  der  Dorfschaft,  auf  der  gemeinen  Mark  gerodet 
und  geurbart,  Aecker  und  Wiesen  angelegt,  selbst  ihre  Hofstätte 
(Einzelhof)  hier  errichtet  haben.  Hieran  reihen  sich  jene  Fälle 
wo  Jemand  auf  wirklich  herrenlosem  Boden,  oder  doch  auf 
solchem,  welcher  thatsächlich  für  die  Zwecke  der  Dorfschaft  nicht 
in  Betracht  kam,  z.  B.  mitten  im  ^Yalde,  sich  ansiedelte  und  rodete. 
Hier  ist  dann  gewöhnlich  Privateigenthum  entstanden,  mitunter  in 
solchen  Fällen  von  vornherein  durch  die  Rechtsbildung  anerkannt, 
namentlich  dort,  wo  die  Bevölkerung  sehr  dünn,  der  Boden  sehr 
reichlich  vorhanden  war  und  jede  Cuhivirung  desselben  gern  ge- 
sehen wurde,  ^'^j  Es  lässt  sich  darin  eine  unter  diesen  Umständen 
richtige  Anerkennung  der  Gesichtspuncte  sehen,  welche  durch  die 
Occupations-  und  Arbeitstheorie  und  die  natürlich -ökonomische 
Eigeuthumstheorie  vertreten  werden. 

§.  339.  Das  Ergebniss  der  Untersuchung  der  geschichtlichen 
Entwicklung  unseres  privaten  ländlichen  Grundeigenthums  lässt  sich 
somit  folgendermassen  zusammenfassen. 

Wenn  auch  in  vielen  Fällen  Privateigenthum  am  Boden,  be- 
sonders grosses  Grundeigentbum,  gewaltthätig  und  rechtswidrig  ent- 
standen ist,  so  ist  dies  doch  keineswegs  der  Ursprung  unseres 
gesammten  ländlichen  Grundeigenthums.  Dieser  liegt  vielmehr  bei 
einem  grossen  Theile  des  letzteren,  dem  bäuerlichen  oder  dem  mitt- 
leren und  Kleingrundbesitz,  in  der  Natur  des  Land  wir  th  seh  afts- 
betriebs.  Die  steigenden  Anforderungen  an  den  Boden,  der  mehr 
und  bessere  Producte   liefern   sollte,    Hessen   es  als   zweckmässig 


**)  So  z.  B.  in  Eussland,  s.  Käussler  S.  231,  232. 

A.  \V  a  g  n  e  I ,  Yolkswirthschaftslehre.    I.  40 
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erscheinen,  durch  die  Gewährung  von  Privateigenthum  am  Boden 
das  Interesse  des  Bebauers  zu  sorgfältigerer  Bodenbestellung  anzu- 
spornen, Spielraum  für  freie  Bewegung  und  Verfügung  über  den 
Boden  zu  gewähren  und  so  den  persönlichen  Fleiss  zu  belohnen. 
Für  grosse  geschichtliche  Zeiträume  erscheint  dieses 
ländliche  Privateigenthum  im  Gesammtinteresse  gerecht- 
fertigt. Denn  die  Aufgaben,  welche  dem  Menschen  in  Bezug  auf 
die  Feldbestellung  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  des  Volks  an 
Bodenproducten  obliegen,  sind  unter  der  Herrschaft  dieser  Institution, 
welche  auch  sonst  günstige  sociale  und  culturliche  Folgen  hatte, 
befriedigend  gelöst  worden. 

Die  Zweckmässigkeit  einer  Beseitigung  dieses  bäuerlichen  Grund- 
eigenthums  lässt  sich  vom  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresse 
aus  betrachtet  auch  heute  bezweifeln  (§.  348),  so  lange  wenigstens 
nicht  der  positive  Beweis  für  die  Durchführbarkeit  einer  anderen 
Gestaltung  des  Herrschaftsverhältnisses  über  diesen  Boden  nach- 
gewiesen ist:  eine  Gestaltung,  welche  die  Mängel  der  bisherigen 
Einrichtung  vermeidet  und  zugleich  deren  Vorzüge,  womöglich  in 
noch  höherem  Grade,  besitzt.  Zu  bedauern  ist  nur,  dass  ein  grosser 
Theil  dieses  bäuerlichen  Grundeigenthums  im  Laufe  der  Zeit,  viel- 
fach durch  bedenkliche  Mittel,  vom  Grossgrundbesitz  aufgesogen 
worden  ist  und  noch  gegenwärtig  hie  und  da  seinen  ursprünglichen 
Besitzern  und  deren  Nachkommen  „enteignet"  wird,  vornemlich  vom 
Privatkapital  (s.  §.  318  flF.).^^)  Darin  liegt  ein  Hauptgrund  der 
mehr  oder  weniger  bedenklichen  Vertheilung  des  ländlichen 
Grundbesitzes.  Um  so  mehr  ist  Vorsorge  zu  treffen,  dass  dieser 
Enteiguungs-  und  Enterbungsprocess  nicbt  noch  immer  weiter  gehe 
(§.  323).  Aber  die  gesellschaftliche  und  volkswirthschaftliche  Recht- 
fertigung des  Privateigenthums  am  ländlichen  Boden  überhaupt  wird 
auch  durch  solche  Uebelstände  nicht  widerlegt. 

Freilich  darf  diese  Rechtfertigung  nicht  ohne  Weiteres  verall- 
gemeinert und  z.  B.  auch  nur  auf  den  ländlichen  Grossgrund- 
besitz oder  vollends  auf  andre  Kategorieen  des  Grundeigenthums, 
wie  besonders  das  städtische,  zumal  grossstädtische  sofort 
tibertragen  werden.  Hier  liegt  die  Sache  manchfach  anders  und 
darf  man  daher  auch  für  die  Gegenwart  zu  anderen  Schlüssen 
kommen,  wie  dies  im  folgenden  Abschnitt  näher  dargelegt  wird. 
Es  ist  jedoch  immerhin  schon  für  die  principielle  Seite  der  Frage 


")  So  auch  Hanssen  in  d.  Gütt.  Gel.  Anz.  1870,  S.  1355  (über  Nasse) 
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des  privaten  Grundeigenthums  bedeutsam  genug,  wenn  für  einen 
stets  so  wichtigen  Theil  des  Bodens,  wie  der  bäuerliche,  selbst- 
bewirthschaftete  Grundbesitz,  die  geschichtliche  Beweisführung  mit 
einem  günstigen  Urtheil  abschliesst.  Ein  unbedingter  öchluss  zu 
Gunsten  vollständiger  sogen.  Freiheit  des  ländlichen  Grundeigen- 
thums oder  m.  a.  W.  zu  Gunsten  absoluten  Privateigeuthums  an 
diesem  Boden,  besonders  an  dem  bäuerlichen  Grundbesitz,  folgt 
aus  dieser  Beweisführung  übrigens  nicht,  namentlich  was  die  freie 
Veräusserung ,  Theilung,  Vererbung  und  Verschuldung  anlangt. 
Denn  diese  volle  Freiheit  wird  von  dem  in  der  Grundeigenthums- 
frage  so  wesentlich  mitspielenden  volkswirthschaftlichen  Produc- 
t  i  0  n  s  Interesse  nicht  durchaus  gefordert  und  kann  aus  dem  Ge- 
sichtspuncte  des  volkswirthschaftlichen  Vertheilungsinteresses 
Bedenken  bieten,  wenn  und  soweit  eben  diese  Freiheit  zur  ,, Ent- 
eignung" der  alten  Besitzer  in  legaler  Form  führt.  Hier  gewährte 
das  Gemeineigenthum,  wie  noch  jetzt  in  Eussland,  Vortheile,  welche 
nicht  übersehen  werden  dürfen.  Dieser  Punct  betrifft  aber  nicht 
die  principielle  Frage,  ob  Privateigenthum  oder  nicht,  sondern  die 
Frage,  welchen  Inhalt  dasselbe  in  diesem  Falle  haben  soll.°^) 


^^)  Gemässigte  Gegner  des  russischen  Gemeindebesitzes,  wie  Sch6do-Ferroti 
a.  a.  0.  S.  52  ff.,  65  tf.,  74  ff.,  122  ff,  auch  Ka\f  elin  a.  a.  0.  S.  21  ff,  27  ff,  30 
legen  mit  den  enthusiastischen  Anhängern  jener  Institution,  einem  v.  Haxt hausen 
und  den  Slawophilen,  besonderes  Gewicht  darauf,  dass  das  Gemeineigenthum  vor  Pro- 
letariat und  vor  Herrschaft  des  Kapitalismus  sichere.  Denn  jeder  erwachsene  Arbeiter 
bekomme  seinen  Antheil  aus  dem  Gemeindeland  und  der  kapitalistische  Enteignungs- 
und Enterbungsprocess  der  Bauern  durch  das  sie  auskaufende  städtische  Privatkapital 
sei  bei  Gemeineigenthum  nicht  möglich.  Schcdo-Ferro ti  (S.  58  ff.,  7S  ff.)  macht 
daher  bei  seiner  Keform  auch  den  Vorschlag,  die  Gemeinde  als  Eigenthümerin 
des  Bodens  zu  belassen  und  den  Bauern  einzeln  nur  ein  beständiges  erbliches 
Nutzniessungsrecht  an  ihrem  ein  für  allemal  ausgeschiedenen  Landantheil  zu 
geben,  üeber  dieses  Recht  soll  der  Bauer  frei  verfügen,  aber  Niemand  in  einer  und 
derselben  Gemeinde  ilber  ein  massig  gegriffenes  Maximum  von  Landloosen  (z.  B.  3 — 5) 
in  einer  Hand  vereinigen  können.  Beachtenswerthe  Vorschläge.  S.  auch  meine  gen. 
Sehr.  S.  70-74.  Ich  habe  hier  das  Productionsinteresse  wohl  noch  zu  stark  in  den 
Vordergrund  gestellt.  Das  Vertheilungsinteresse  wird  durch  Schedo-Ferroti  wahr- 
genommen. Indessen  läuft  dies  Alles  doch  nur  darauf  hinaus,  nicht  im  unbe- 
schränkten vollen  Privateigenthum  allein  das  Heil  zu  sehen.  Die  Berechtigung 
eines  beschränkten  Privateigeuthums,  wie  es  solch  ein  Nutzniessungsrecht  im 
Grunde  wäre,  wird  durch  das  Bedenken  nicht  alterirt.  Walcker,  Agrarfr.  S.  93, 
behandelt  das  letztere  viel  zu  oberflächlich.  In  Russland  wird  man  bei  der  dem 
Vernehmen  nach  jetzt  beabsiclitigten  Reform  des  ländlichen  Grundbesitzes  und  bei  der 
richtigen  Aufhebung  der  periodischen  Theilungen  doch  mit  Recht  nicht  ohne  grösste 
Vorsicht  verfahren  und  die  westeuropäische  Schablone  des  privaten  Grundeigenthums 
nicht  unbedingt  zum  Muster  nehmen  dürfen. 


40* 
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19,  Abschnitt. 
I.    Die  Ausdehnung'  des  Piivateigenthums. 

B.     Das   private   Grundeigeu  thum ,    Fortsetzung.      A'^olkswirthschaft- 

liche  und  socialpolitisclie  Nothwcndigkeit  und  Entbehrlichkeit 

desselben  in  der  Gegenwart.') 

§.  340.  Die  vorausgehenden  Untersuchungen  über  die  Institution 
des  privaten  Grundeigenthums  führen  zu  dem  Schluss,  dass  die 
Frage  nach  der  gesellschaftlichen  und  volkswirthschäftlichen  Noth- 
wcndigkeit und  Entbehrlichkeit  dieser  Institution  nur  eine  rela- 
tive Beantwortung  zulässt:  es  muss  dabei  von  vornherein  nach 
Bodenkatego rieen  und  alsdann  wieder  nach  den  zeitlichen 
oder  geschichtlichen  und  den  örtlichen  Verhältnissen,  und  ferner 
nach  den  allgemeinen  Zuständen  der  Volks wirthschaft,  der  Zahl, 
Dichtigkeit  und   Cultur  des  Volks   unterschieden   werden.     Dieser 


')  In  dieser  principiellen  Allgemeinheit  und  mit  der  genügenden  Unterscheidung 
der  einzelnen  Bodenarten  ist  diese  Frage,  auch  bei  einer  Beschränkung  auf  die  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  unserer  Culturstaaten,  kaum  noch  behandelt  worden.  Vornem- 
lich  kann  daher  hier  nur  auf  die  Literatur  über  die  geschichtliche  Entwicklung 
des  Grundeigenthums  verwiesen  werden,  s.  darüber  den  vor.  Abschn.  Ausserdem  vgl. 
auch  die  finanz wissenschaftlichen  Erörterungen  über  die  Fragen,  ob  der  Staat 
Domänen,  Forsten,  Bergwerke  u.  s.  w.  besitzen,  bez.  behalten,  selbstverwalten  oder  ver- 
pachten solle.  S.  0.  die  literar.  Anm.  zum  Privatgrundeigeuthum  S.  556,  bes.  S.  559. 
Aus  den  agrarischen  Fragen  ist  auch  auf  die  Verhältnisse  zwischen  Grundeigen- 
thümer  und  Pächter  zu  verweisen,  vgl.  bes.  Koscher  II,  2,  Kap.  5.  —  Die  bisherige 
(brit.)  Nationalökonomie  vertritt,  soweit  sie  überhaupt  auf  eine  „Frage"  des  privaten 
(irundeigenthums  eingeht,  zu  einseitig  den  Standpunct  des  volkswirthschäft- 
lichen Productionsinteresses,  sieht  letzteres  zu  unbedingt  an  die  Privateigen- 
thumsinstitutiou  geknüpft,  und  verallgemeinert  die  Schlüsse,  welche  zu  Gunsten 
dieser  Institution  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  ländlichen  bäuerlichen 
Grundeigenthums  sprechen,  zu  sehr  für  alle  Zeiten  und  vollends  für  alle  Boden- 
arten —  schon  beim  ländlichen  Grossgrundbesitz  liegt  die  Sache,  selbst  vom  Pro- 
ductionsstandpuncte  betrachtet,  anders,  §.  349.  —  Die  Einwirkung  des  Privateigen- 
thums  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  dabei  wenig  oder  gar  nicht 
beachtet.  S.  u.  Anm.  4.  Die  so  höchst  verschiedene  ökonomisch-technische  Stellung 
und  Function  des  städtischen  Grundeigenthums  bleibt  ganz  ohne  Würdigung 
{§.  352  ff.).  Die  socialistische  Polemik  anderseits  sieht  nur  auf  das  Vertheilungs - 
interesse  und  die  von  der  Vertheilung  abhängige  sociale  Machtstellung  und  betrachtet 
das  Productionsinteresse  zu  wenig.  In  ihren  positiven  Vorschlägen  (landwirthschaft- 
liche  Productivgenossenschaften  u.  dgl.  m.)  tritt  dies  deutlich  hervor.  In  meiner 
Schrift  über  die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  war  im  Wesentlichen  noch 
zu  einseitig  der  Standpunct  der  Schule  vertreten,  E'roductionsinteresse  und  bäuerliches 
(irundeigeuthum  zu  sehr  vorangestellt.  Im  Texte  wird  jetzt  durchweg  zwischen  Pro- 
ductions-  und  Vertheilungsstandpunct  und  zwischen  den  Hauptgrundbesitz- 
arten  unterschieden,  auch  die  socialpolitische  Seite  der  Frage,  welche  mit 
der  Vertheilungsart  des  aus  der  Bodenproduction  herrührenden  Volkseinkommens  zu- 
sammenhängt, gebührend  in  die  Discussion  hineingezogen.  Bes.  Beachtung  hat  das 
städtische  Gruudeigenthum  gefunden,  welches  bisher  so  wenig  untersucht  worden 
ist,  s.  Anm.  14, 
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Schliiss  bildet  den  Aiisgangspunct  für  die  Erörterung  der  mit  der 
obigen  connexen  Frage  nach  der  Zulässigkeit,  Zweckmässigkeit 
und  Nothwendigkeit  der  gänzlichen  oder  tbeilweisen  Abschaffung 
des  privaten  Grundeigenthums.  Auch  auf  diese  Frage  lässt  sich 
keine  absolute,  allgemeine  Antwort  geben ,  weil  die  Vortheile  und 
Nacbtheile  des  Privateigenthums  am  Boden  nach  den  Benutzungs- 
kategorieen  (§.  259)  und  bei  diesen  wieder  nach  Zeit  und  Ort  und 
Umständen  wechseln.  Auch  die  demgemäss  specialisirende  Antwort, 
welche  die  Zweckmässigkeit  der  Beseitigung  des  Privateigenthums 
etwa  bejahen  sollte,  enthält  jedoch  erst  dann  ein  endgiltiges  Verdict 
gegen  das  private  Grundeigenthum,  wenn  in  dem  betreffenden  Falle 
die  ökonomisch-technische  Durchführbarkeit  der  Massregel 
nachgewiesen,  d.  h.  der  Beweis  geführt  worden  ist,  dass  und  wie 
hier  „der  Boden  ohne  Vermittlung  von  Privateigenthümern  seine 
volkswirthschaftliche  Function  erfüllen  kann"  (§.  310).  Eine  ge- 
lungene BeweisführuDg  dieser  Art  setzt  voraus,  dass  zugleich  die- 
jenige Rechtsform  für  das  menschliche  Herrschaftsverhältniss  über 
den  Boden  —  z.  B.  Gemeineigenthum  der  staatlichen  Zwangs- 
gemeinwirthschaft  an  allem  Boden  mit  communalen  oder  privaten 
Nutzungsrechten  oder  mit  Bewirthschaftung  durch  den  Staat  selbst 
oder  durch  Privatpächter  u.  s.  w.  (vgl,  §.  359)  —  ermittelt  ist, 
welche  die  bisherigen  Nachtheile  der  Privateigenthumsinstitution, 
besonders  für  die  Vertheilung  des  Productionsertrags,  vermeidef, 
ohne  dass  die  Vortheile  dieser  Einrichtung,  besonders  für  die  Be- 
wirthschaftung des  Bodens,  gleichzeitig  verloren  gehen.  Ja  wo- 
möglich muss  sich  zeigen  lassen,  dass  diese  Vortheile  zugleich 
gesteigert  werden. 

Die  hauptsächlichen  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  und 
socialpolitischen  Gründe,  welche  für  die  These  der  Abschaffung  des 
privaten  Grundeigenthums  in  unseren  heutigen  Culturstaaten  ausser 
den  in  den  vorigen  Abschnitten  schon  erörterten  geltend  gemacht 
werden,  sind  oben  in  §.  309  sub  N.  4  (S.  564)  kurz  zusammen- 
gestellt worden.  Hier  ist  jetzt  nur  zu  betonen,  dass  das  Gewicht 
dieser  Gründe  wiederum  bei  den  einzelnen  Bodenarten  und  nach 
den  Zeit-,  Orts-  und  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Verhältnissen 
ein  sehr  verschiedenes  ist.  Deshalb  ist  auch  hier  wieder  eine 
Hpecialisirung  der  Fragen  nothwendig  und  jede  absolute  Beant- 
wortung abermals  unzulässig.  Die  Grundrenten,  die  Conjunctureu- 
gewinne  und  demgemäss  die  günstigen  und  ungünstigen  Chancen 
für  die  Eigenthümer  fallen  z.  B.  bei  den  verschiedenen  Bodenarten 
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sehr  verschieden  aus.  Die  Höhe  des  in  Aussicht  stehenden  Ge- 
winns, die  Kaschheit  des  Bezugs  desselben,  die  Leichtigkeit  seiner 
Realisirung  durch  Verkauf  oder  Verpfändung  und  Creditbenutzung 
ist  bei  städtischem,  ländlichem,  Bergwerks-,  Wege-,  Waldboden  u.  s.w. 
ganz  ungleich  und  wechselt  in  verschiedener  Weise.  Und  ebenso 
ist  die  sociale  Uebermacht  und  die  Fähigkeit  des  Eigenthiimers, 
seinen  privaten  Boden  zur  ökonomischen  Ausbeutung  Andrer  aus- 
zunutzen, nach  jenen  Bodenkategorieen  und  nach  Zeit-  und  Orts- 
verhältnissen wieder  höchst  verschieden.  Lauter  Gründe,  welche 
gegen  die  generelle  Beantwortung  der  Grundeigenthumsfrage,  sei 
es  für  oder  wider  das  Privateigenthum ,  sprechen,  was  von  den 
Anhängern  und  den  Gegnern  dieser  Institution  gleichmässig  über- 
sehen zu  werden  pflegt. 

Die  folgende  Untersuchung  kann  nun  nicht  auf  alle  Special- 
fälle der  Grundeigenthumsfrage  eingehen,  was  für  die  hier  in  der 
Grundlegung  zu  lösende  Aufgabe  auch  nicht  nothwendig  ist.  Es 
genügt,  die  Frage  der  Abschaffung  des  privaten  Besitzes  für  die 
beiden  Hauptkategorieen  des  Bodens,  den  ländlichen  oder 
agrarischen  und  den  städtischen  oder  den  Wohngebäude- 
Boden  unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  west-  und  mittel- 
europäischen Cultiirstaaten  näher  zu  prüfen  (s.  u.  §.  347—351  und 
352 — 361)  und  auf  die  anderen  Bodenarten  und  anderen  Zeit-  und 
Ortsverhältnisse  bloss  nebenbei  einen  Blick  zu  werfen  (s.  u.  §.  363  ff. 
und  vgl.  0.  §.  286,  308).  Nur  vergesse  man  vollends  hier  nicht, 
dass  jede  Beantwortung  jener  Frage  in  den  einzelnen  Specialfällen 
zunächst  nur  für  die  Theorie  gilt  und  auf  die  Praxis  nur 
insoweit  übertragen  werden  darf,  als  die  in  der  theoretischen  Unter- 
suchung angenommenen  Voraussetzungen  hier  wirklich  zutreffen: 
m.  a.  W.  die  Antwort  muss ,  hier  noch  mehr  specialisiren ,  noch 
relativer  ausfallen,  je  nach  den  concreten  Verhältnissen. 

§.  341.  Für  die  unbefangene  Untersuchung  der  Frage  der 
Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  ist  es  nothwendig,  sich 
zunächst  die  Wirkungen  zu  vergegenwärtigen,  welche  die  Durch- 
führung dieses  Postulats  in  ökonomischer  und  socialer  Hinsicht  mit 
sich  bringen  würde. 

Diese  Wirkungen  zerfallen  in  solche,  welche  die  volkswirth- 
schaftliche  Production  und  solche,  welche  die  volkswirthschaft- 
liche  Vertheilung  des  Einkommens  betreffen.  Mit  letzteren 
Wirkungen,  die  hier  zuerst  betrachtet  werden,  hängen  dann  wieder 
socialpolitische  enge  zusammen. 
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1)  Nimmt  man  zu  diesem  Zwecke  einmal  an,  dass  sich  die 
Forderung  wirklich  allgemein  ohne  wesentliche  Xachtheile  für  die 
Bodenproduction  durchführen  Hesse,  was  freilich  der  strittigste 
Punct  in  der  Frage  ist  (§.  343),  so  tritt  vor  Allem  ein  ausserordent- 
lich mächtiger  Einfluss  der  Massregel  auf  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  hervor.  Denn  alles  dasjenige  Privateinkommen, 
welches  jetzt  als  Grundrente  den  Grundbesitzern  nur  kraft  ihres 
Eigenthumsrechts  zufliesst  und  einen  mehr  oder  weniger  erheb- 
lichen, im  Ganzen  bei  fortschreitenden  Cuhurvölkern  einen  immer 
grösseren  Theil  (Quote)  des  Volkseinkommens  oder  des  Reinertrags 
der  Volkswirthschaft  (§.  86  fif.)  bildet,  wird  jetzt  verfügbar  für  die 
eine  Gemeinschaft,  den  Staat  oder  die  mehreren  Gemeinschaften, 
z.  B.  die  Gemeinden,  welche  man  sich  als  Eigenthümer  des  Ge- 
meinbodens (so  etwa  in  den  Städten,  §.  359)  denken  mag.  Dies 
führt,  wenn  auch  nicht  immer  nothwendig  direct,  so  durch  ver- 
schiedene Mittelglieder  schliesslich  zu  einer  viel  gleichmässi- 
geren  Vertheilung  des  unter  der  obigen  Voraussetzung  mindestens 
nicht  absolut  kleiner  gewordenen  Volkseinkommens  in  der  Bevöl- 
kerung, z.  B.  in  der  Weise,  dass  die  Gemeinschaft  ihren  Finanz- 
bedarf zur  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  aus  diesem  Rentenbezug 
deckt,  einer  hundertprocentigen  Grundsteuer  (von  allem  wie  immer 
benutzten  Boden ,  der  überhaupt  eine  Rente  giebt)  vergleichbar. 2) 
Diese  gleichmässigere  Vertheilung  ist,  wie  immer,  mit  einer  gleich- 
zeitigen grösseren  Ausgleichung  der  socialen  Machtver- 
hältnisse und  des  Bildungsstands  der  Volksaugehörigen  noth- 
wendig verbunden.  Jene  sociale  und  politische  Uebermacht,  welche 
der  ländliche  private  Grossgrundbesitz,  jene  gleiche  Uebermacht 
und  jene  Fähigkeit  zu  ökonomischer  Ausbeutung,  welche  vollends 
das  grossstädtische  Grund-  und  Hauseigenthum  verleiht,  fällt  bei 
der  Constituirung  von  Gemeineigenthum  am  Boden  fort. 

Selbst  wenn  die  Massregel,  wie  hier  anzunehmen  ist,  mit  aller 
derjenigen  Schonung  erworbener  Rechte  durchgeführt  wird,  welche 
unser  Rechtsbewusstsein  verlangt,  wenn  daher  z.  B.  eine  Ablösung 


-)  Man  kann  zur  Verdeutlichung  auch  den  Vergleich  mit  unserem  Domäncn- 
weseu  machen.  Eine  ahnliche  Einnahme  wie  die  Zeitpachtrente  der  Domänen  würden 
Staat  und  hez.  Gemeinde  als  Pacht-  und  Miethrente  von  allem  productiven  Boden  be- 
ziehen und  diese  würde  sich  steigern ,  wie  sich  in  unserer  Zeit  die  Staatseinnahme 
aus  den  steigenden  Domänenrenten  erhöht.  Der  mittlere  jährliche  Pachtzins  pr.  Morgen 
der  verpachteten  Staatsdomänen  war  z.  B.  in  Preussen  1849  1.19,  1S64  1.S9,  1867 
2.11  Thlr.  S.  Meitzen  III,  408.  Specielleres  bei  A.  Frantz,  Preussens  Staats- 
domanialgüter,  2.  Aufl.,  Jena  1868. 
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des  Grundeigenthiims  nach  den  Grundsätzen  der  Expropriation 
gegen  volle  Entschädigung  nach  Massgabe  der  bisherigen  Rente 
oder  wenigstens  nach  ähnlichen  Principien  wie  in  dem  nahe  ver- 
wandten Falle  der  Zehntablösung  erfolgte,  so  würden  die  Wirkungen 
für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  für  die  socialen 
Machtverhältnisse  doch  wichtig  sein  und  in  Zukunft  immer  wich- 
tiger werden.  Denn  wenn  auch  hier  zunächst  in  der  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  nur  die  formelle  Veränderung  einträte,  dass 
die  bisherigen  Grundeigenthümer,  unter  Voraussetzung  einer  wirk- 
lich vollen  Entschädigung,  ein  gleich  hohes  Privateiokommen  als 
Ablösungsrente  statt  als  Grundrente  bezögen,  so  ist  doch  schon 
diese  Aenderung  in  ökonomischer  und  socialer  Beziehung  nicht 
bedeutungslos.  Jeder  weitere  Zuwachs  der  Bodenrente  käme 
aber  von  nun  an  der  Gemeinschaft,  nicht  den  ehemaligen  Privat- 
eigenthümern  zu  Gute.^)  Daraus  ginge  eine  sich  steigernde  Aus- 
gleichung der  Privateinkommen  hervor.  M.  a.  W.  die  Grundbesitzer 
erlitten  zwar  nicht  damnum  emergens,  aber  in  Zukunft  immer  mehr 
lucrum  cessans.  In  mehr  als  einer  Beziehung  ergiebt  sich  hier, 
dass  eine  allgemeine  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums 
an  und  für  sich  und  in  ihren  ökonomischen  und  socialen  Wirkungen 
für  die  Berechtigten  eine  Verallgemeinerung  des  heutigen  Expro- 
priatinnswesens  (i  e.  S.,  s.  §.  376,  381)  und  der  erfolgten  Ablösung 
bäuerlicher  Lasten  wäre :  die  Wirkungen,  im  Principe  gleich,  wären 
nur  dem  Grade  nach  stärker  (vgl.  Abschn.  20,  §.  369  ff.). 

Das  ausgesprochene  Ziel  der  Anhänger  des  Postulats  von  der 
Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums,  wie  unserer  Soeialisten, 
ist  ein  solche  Veränderung  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
mit  allen  den  ökonomischen,  socialen,  politischen  und  die  Volks- 
cultur  berührenden  Weiterwirkungen,  welche  diese  Veränderung 
mit  sich  brächte.  Und  umgekehrt  müssen  die  folgerichtigen  An- 
hänger der  bestehenden  Einrichtungen  diese  Veränderung  und  deren 
Wirkungen  verwerfen  und  die  Wirkungen  des  jetzigen  privaten 
Grundeigenthums  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
auf  die  socialen,  politischen  und  Bildungsverhältnisse  des  Volks 
entweder  unmittelbar  an  und  für  sich  billigen,  weil  sie  diese 
Wirkungen  für  erwünscht  halten,  oder  wenigstens  als  unvermeid- 
liche und  in  der  Hauptsache  nicht  abzuändernde  begleitende  Folge 


^)  Bei  Verzeitpachtung  bezögen  die  Pächter  (oder  Miether   von   Gebäuden)   nur 
während  der  Pachtzeit  den  ßentenzuwachs,  hinterher  Staat  oder  Gemeinde. 
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der  Institution  des  privaten  Grimdeigenthums  mit  hinnehmen,  weil 
sie  in  letzterer  eine  nothwendige  Voraussetzung  für  die  erforder- 
liche volkswirthsehaftliche  Function  des  Bodens  im  Productions- 
process  sehen.*) 

§.  342.  Das  Endurtheil  über  jene  Wirkungen  und  anderseits 
über  die  Wirkungen  einer  Abschaffung  des  Privateigenthums  auf 
die  Vertheiluug  des  Volkseinkommens  ist  von  dem  Urtbeil  abhängig, 
welches  über  die  in  einem  Volke  und  Zeitalter  wünschens- 
wertbe  Gestaltung  der  individuellen  Vertheiluug  des 
Volkseinkommens  gefällt  wird.  Es  ist  daher  hier  besonders 
auf  die  Abschnitte  11  und  12  des  2.  Kapitels  (§.  99—109,  s.  auch 
§.  97,  98,  204)  zu  verweisen. 

Man  kann  hiernach  folgende  Antwort  auf  die  Frage  nach  der 
Zweckmässigkeit  der  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums 
im  Allgemeinen  geben,  wenn  die  Frage  aus  dem  Gesichts- 
puncl  der  Verth eilung  betrachtet  und  die  Bedingung  einer 
genügenden  volkswirthschaftlichen  Function  des  Bodens  im  Pro- 
ductionsprocess  auch  bei  einer  anderen  Regelung  des  Herrschafts- 
verhältnisses über  den  Boden  als  erfüllt  angenommen  wird:  die 
Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums  wird  wegen  ihrer  un- 
vermeidlichen directen  und  indirecten  Wirkungen  auf  die  Ver- 
theiluDg  des  Volkseinkommens  und  wegen  der  ökonomischen, 
socialen  und  culturlichen  Weiterwirkungen  dieser  veränderten  Ver- 
tbeilung  erwünscht  und  immer  erwünschter,  je  grösser  das  ge- 
sammte  Volkseinkommen,  je  weniger  daher,  nach  den  früheren 
Erörterungen,  die  Ungleichheit  der  Vertheiluug  eine  nothwendige 
Voraussetzung  der  Culturentwicklung  der  Nation  ist.     Das  private 


*)  Freilich  haben  selbst  die  Nationalökonomen ,  geschweige  die  Politiker  selten 
genug  die  weittragenden  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Wirkungen  der 
Grundeigenthumsinstitution  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  sich  genau 
vergegenwärtigt.  Theils  fehlte  es  —  was  mit  dem  Hurvortreten  der  inductiven  3Iethodc 
und  der  geschichtlichen  und  statistischen  Forscluing  vor  der  logisch-deductiven  Methode, 
z.  B.  in  der  neueren  deutschen  Wissenschaft  zusammenhängen  mag  —  an  der  Neigung, 
sich  zu  der  erforderlichen  Abstraction  aus  dem  concreten  Detail  emporzuheben,  was 
doch  unbedingt  für  Anhänger  und  Gegner  unseres  Wirthschaftsrechts  geboten  ist,  um 
die  ökonomischen  und  socialen  Consequenzen  des  letzteren  wissenschaftlich  zu  ver- 
stehen Hier  möchte  auf  die  von  den  Jüngeren  oft  so  geringschätzig  angesehenen 
Ricardo,  Hermann  u.  A. ,  von  v.  Thtinen  ganz  zu  schweigen,  als  auf  wahre 
Muster  der  Abstraction  hingewiesen  werden,  in  dem  Gegenstand  des  Texts  bes.  auch 
auf  Kodbertus.  Theils  hat  man  sich  anderseits  auch  hier  gewöhnlich  zu  sehr  damit 
begnügt,  die  Wirkungen  des  privaten  Grundeigenthums  auf  die  Vertheilung  als  etwas 
ebenso  ündiscutirbares  und  Selbstverständliches  anzusehen,  wie  die  ganze  Institution 
selbst:  im  Ganzen  noch  heute  der  Standpunct  der  brit.  Nationalökonomie.  Aber  auch 
bei  allem  Festhalten  am  Grundeigenthum  muss  man  diese  Wirkungen  imbefangen  kriti- 
siren.     Vgl.  auch  Kau,  Vorrede  S.  X  zur  8.  Aufl.  von  I,  1. 
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Grundeigenthum  ist  deshalb  in  früheren  Perioden  der  Volks- 
wirthschaft  grade  im  Vertheilungsinteresse  noth wendiger,  wo 
es  im  Prodll ctions Interesse  eher  entbehrlich  wäre,  auch,  wie 
gezeigt  wurde,  geschichtlich  vielfach  fehlte,  —  und  umgekehrt  auf 
höheren  Stufen  in  erster  Beziehung  bedenklicher,  in  zweiter  jedoch 
oft  nothwendiger.  Lässt  sich  aber  bei  entsprechenden  ökonomisch- 
technischen Veränderungen  der  Bodenproduction,  daher  namentlich 
bei  einzelnen  Bodenkategorieen,  eine  genügende  Bodenbestellung 
ohne  Vermittelung  von  Privateigenthtimern  erzielen,  wie  dies  wenig- 
stens theilweise  der  Fall  ist,  so  fällt  auf  höheren  Wirthschaftsstufen 
dieser  Einwand  gegen  die  Beseitigung  des  Privateigenthums  fort. 
Dann  werden  die  Einflüsse  der  Institution  auf  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  um  so  mehr  zu  Gunsten  der  Beseitigung  sprechen. 

Diese  Antwort  auf  das  Postulat  im  Allgemeinen  ist  dann  wieder 
zu  specialisiren  nach  den  einzelnen  Bodenarten,  je  nach- 
dem diese  eine  andere  Benutzung  als  durch  Privateigenthümer 
leichter  oder  schwerer  gestatten  und  je  nachdem  sie  durch  die 
specifische  Einwirkung  der  privaten  Verfügung  über  sie  und  des 
privaten  Rentenbezugs  von  ihnen  in  mehr  oder  weniger  erwünschter 
Weise  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  die  sociale  und 
politische  Lage  der  Bevölkerungsclassen  beeinflussen. 

Hiernach  wird,  um  übersichtlich  eine  vorläufige  Entscheidung 
der  Frage  zu  geben,  Wald-  und  Wegeboden  vom  Standpuncte 
der  volkswirthschaftlichen  Production  und  Vertheilung  aus  betrachtet 
bei  uns  ziemlich  allgemein  dem  Privateigenthum  zu  entziehen, 
mindestens  der  Staats-  und  Gemeindewald  zu  erhalten  sein  (§.  366flf.). 
Für  die  Erhaltung  des  kleinen  und  mittleren  ländlichen 
Privateigenthums  (des  bäuerlichen  Grundbesitzes)  sprechen 
dagegen  wichtige  ökonomische,  mit  dem  Vertheilungsinteresse 
zusammenhängende  und  socialpolitische  Gründe  zugleich  mit  Grün- 
den, welche  dem  Productionsinteresse  entnommen  sind  (§.  347, 
348).  Bei  dem  ländlichen  Grossgrundbesitz  sind  letztere 
Gründe  schon  allgemeiner  durch  Thatsachen  widerlegt,  wo  dieser 
Besitz,  wie  in  England,  meist  von  Pächtern  tüchtig  bewirthschaftet 
wird,  Aehnliches  gilt,  wo  sich  wenigstens  in  wichtigen  Beispielen, 
wie  vielfach  bei  uns  durch  die  Zeitpachten  der  Staatsdomänen, 
nachweisen  lässt,  dass  eine  genügend  productive  Bevvirtlischaftung 
von  Grossgütern  ebenso  gut  durch  Pächter  als  durch  Eigenthümer 
stattfinden  kann,  wenn  nur  der  Pachtcontract  zweckmässig  ein- 
gerichtet wird  (§.  349).    Ob  wegen  des  Einflusses  des  Grossgrund- 
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besitzes  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  eine  Be- 
seitigung desselben  stattfinden  soll,  wird  dagegen  wieder  von  dem 
Urtbeil  über  die  sociale,  politische  und  culturliche  Function  der 
Grundaristokratie  abhängen  müssen  (§.  350,  351),  wobei  auch  die 
Stellung  der  letzteren  schon  als  eines  nothwendigen  Gegengewichts 
gegenüber  der  Kapital-  oder  Geldaristokratie,  einer  wohl  zu  be- 
schränkenden, aber  nicht  zu  beseitigenden  Folge  der  nach  dem 
Früheren  gebotenen  Beibehaltung  der  Institution  des  Privatkapitals, 
ein  Moment  bildet,  das  bei  der  Entscheidung  der  Frage  mit  in 
Betracht  kommt.  Bei  dem  städtischen  Grund-  (und  Haus-) 
Eigenthum  endlich  sind  wohl  zunächst  für  jetzt  Städtekategorieen 
za  unterscheiden.  Bei  Grossstädten  moderner  Art  sprechen 
weniger  Gründe  als  bei  allem  anderen  Boden  für  Privateigenthum 
aus  dem  Gesichtspunct  des  Productionsinteresses  und  ebenso  mehr 
und  stärkere  Gründe  als  in  irgend  einem  anderen  Falle  für  die 
Beseitigung  des  Privateigentbums  wegen  seines  hochbedenklichen 
ökonomischen  und  socialen  Einflusses  auf  die  Vertheilung  des  Ein- 
kommens und  auf  die  individuellen  Machtverhältnisse  (§.  352 — 361). 
Für  den  Bergwerksboden  lässt  sich  am  Schwersten  ein  auch 
nur  etwas  allgemeineres  Postulat  aufstellen  (§.  363  flf.). 

Bevor  diese  vorläufige  Entscheidung  der  Frage  für  das  länd- 
liche und  städtische  Grundeigenthum  genauer  begründet  (§.  347  ff.) 
und  für  die  anderen  Kategorieen  wenigstens  noch  etwas  näher 
motivirt  wird  (§.  363  &.),  muss  indessen  das  allgemeine  Postulat  der 
Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthums  noch  zusammenfassend 
vom  Standpuncte  des  v olkswirthschaft liehen  Pr od u ctions- 
interesses  aus  betrachtet  werden. 

§.  343.  —  2)  Die  hauptsächliche  Begründung  findet  die  In- 
stitution des  privaten  Grundeigenthums  grade  im  Productions- 
interesse.  Mit  diesem  gilt  jenes  Postulat  als  unvereinbar. 
Namentlich  wird  die  noth wendige  Steigerung  der  Inten- 
sivität  der  Bodenbebauung,  um  für  eine  grössere  Bevöl- 
kerung mehr  und  bessere  materielle  Producte  und  Nutzungen  aller 
Art  dem  Boden  abzugewinnen,  bei  unseren  heutigen  Culturvölkern 
zu  Gunsten  jener  Institution  angeführt  (§.  311).  Die  dargelegte 
geschichtliche  Entwicklung  des  ländlichen  Grundeigenthums  dient 
grade  hierfür  als  Beleg:  ein  grossartiger  historischer  Inductions- 
beweis  zur  Bestätigung  der  Schlüsse,  welche  deductiv  aus  dem 
wirthschaftlichen  Selbstinteresse  abgeleitet  werden.  Den  Einwänden 
gegenüber,  welche  aus  dem  Gesichtspuncte  der  Vertheilung  gegen 
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das  private  Griuideigentlium  entnommen  werden ,  wird  das  Pro- 
duetionsiuteresse  hier  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  dem  Ver- 
theilungsinteresse  voran  gestellt,  weil  ohne  genügende  Production 
die  Vertheilung  selbst  ihr  Object  verliere. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  diese  Auffassung  richtig  und  ob  ins- 
besondere aus  der  geschichtlichen  Beweisführung,  welche  zunächst 
nur  für  die  Vergangenheit  zu  Gunsten  ländlichen  bäuer- 
lichen Grundeigenthums  spricht,  ein  nothwendiger  allge- 
meiner Schluss  für  immerwährendes  Privateigenthum  an 
allem  Boden  folgt. 

Eine  unbefangene  Kritik  wird  dies  verneinen  müssen.  Viel- 
mehr ergiebt  sich  grade  aus  der  geschichtlichen  Beweisführung  die 
geschichtliche  Bedingtheit  der  Institution  des  privaten  Grund- 
eigenthums. Daraus  aber  folgt  wieder  die  Möglichkeit  und  unter 
Umständen  die  Zweckmässigkeit  und  Nothwendigkeit  einer  Be- 
seitigung oder  Beschränkung  des  Privateigenthums  mit  veränder- 
ten geschichtlichen  Bedingungen,  selbst  hinsichtlich  des  ländlichen 
bäuerlichen,  um  so  mehr  hinsichtlich  anderer  Kategorieen  des 
Bodens.  Auch  der  unläugbare  Zusammenhang  zwischen  der  Ent- 
wicklung der  Intensivität  des  Bodenbaus  jeder  Art  und  der  Aus- 
bildung des  privaten  Grundeigenthums  rechtfertigt  es  doch  nur, 
eine  Vermuthung  speciell  bei  dem  Ackerbau  und  in  den  diesem 
analogen  Fällen  des  übrigen  Bodenbaus  für  das  Privateigenthum 
als  die  Regel  anzunehmen. 

Diese  Vermuthung  aber  lässt  stets  die  Eventualität  eines  Gegen- 
beweises offen.  Ein  solcher  ist  auch  durch  viele  geschichtliche  und 
gegenwärtig  vorhandene  Thatsachen  gegen  das  private  Grundeigen- 
thum  in  wichtigen  Kategorieen  von  Fällen  (Wald-,  AVege-,  ßerg- 
werksboden,  domaniale  Feldgüter  u.  s.  w.)  zu  führen. 

Es  lässt  sich  auch  noch  ein  anderer  allgemeiner  Grund  grade 
in  den  Verhältnissen  des  modernen  Wirthschaftslebens  finden, 
dessentwegen  das  private  Grundeigenthum,  selbst  intensiven  Boden- 
bau vorausgesetzt,  heute  weniger  innerlich  gerechtfertigt  erscheint, 
als  ehedem.  Je  mehr  nemlich  bei  der  jetzigen  Verkehrsentwicklung, 
dem  modernen  Communicationswesen ,  der  hochgradigen  Arbeits- 
gliederung U.S.W,  die  Conjuncturen  den  einzelwirthschaftlichen 
Reinertrag  und  demnach  den  Werth  des  Bodens  bestimmen  und 
der  Einfluss  der  individuellen  Arbeitsleistung  und  Kapital- 
verwendung in  zweite  Linie  tritt,  desto  weniger  zutreffend  wird 
die   Begründung   des  privaten  Grundeigenthums  mit  den   an  sich 
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richtigen  Gesichtspuncten  der  Arbeitstheorie  nnd  selbst  der  natürlich- 
ökonomischen  Theorie  (§.  255,  265  ff.,  274  ff.).  Am  Deutlichsten 
ergiebt  sich  dies  beim  städtischen,  zumal  grossstädtischen 
Grundeigeuthum  bei  der  hier  eigentlich  Alles  bestimmenden  Macht 
der  Conjunctur  (§.  352  ff.).  Aber  auch  bei  anderem  Grimdeigenthum, 
z.  B.  an  Bergwerks-,  Waldboden,  und  selbst  bei  ländlichem 
Grundeigenthum  werden  die  Conjuncturen  immer  entscheidender, 
so  z.  B.  hier  namentlich  für  die  Preise  der  leichter  transportfähigen 
Artikel  (Getreide,  Vieh,  Butter,  Handelsgewächse),  welche  sich  unter 
dem  Einfluss  der  neueren  Transportmittel  mehr  und  mehr  nach  den 
Weltmarktconjuncturen  richten.  Die  steigende  Bodenrente  wird 
deswegen  immer  weniger  ein  individuelles  Verdienst,  die  „Prä- 
mienfunction^' der  Rente  (Schäffle)  wird  thatsächlich  unwichtiger, 
die  „gesellschaftlichen  Zusammenhänge"  steigern  die  Rente;  was 
eben  mehr  für  Gemeineigenthum  am  Boden,  auch  vom  Productions- 
standpuncte  aus,  spricht. 

§.  344.  Sogar  die  Frage  de|^Beseitigung  des  privaten  Grund- 
eigenthums  in  ihrer  vollen  principiellen  Allgemeinheit, 
angewendet  auf  allen  Boden,  liegt  auch  nach  geschichtlicher  Auf- 
fassung und  unter  Berücksichtigung  des  Productionsinteresses  doch 
anders  als  die  analoge  Frage  in  Betreff  des  Privatkapitals.  Die 
grundsätzliche  Beseitigung  des  letzteren  erweist  sich  nach  dem 
Früheren  schon  schwer  denkbar,  weil  sie  eine  vollständige  Umge- 
staltung der  uns  erfahrungsmässig  bekannten  Organisation  der 
Volkswirthschaft  voraussetzt,  wovon  sich  auch  nur  eine  theoretische 
Vorstellung  zu  machen  schwierig  ist.  Jedenfalls  führte  sie  zu  einer 
Sprengung  und  schliesslichen  Beseitigung  des  ganzen  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft.  Eben  deshalb  ist 
eine  irgend  genügende  Wahrnehmung  des  Productionsinteresses 
ohne  die  Institution  des  Privatkapitals,  in  welcher  Rechtsform  sich 
das  indispensable  Nationalkapital  hauptsächlich  bildet  und  zweck- 
mässiger Weise  bilden  muss,  kaum  vorauszusetzen  (§.  2i»5  ff.). 

Anders  liegt  ohne  Zweifel  die  Sache  in  der  Grundeigenthums- 
frage.  Selbst  eine  vollständige  Abschaffung  allen  privaten  Grund- 
eigenthums  ist  weder  so  schwer  denkbar  wie  die  gleiche  Massregel 
bei  dem  Kapitaleigeuthum,  noch  so  schwierig  durchzuführen,  noch 
erscheint  sie  nothwendig  von  vornherein  so  verhängnissvoli  für  das 
Productionsinteresse,  —  und  zwar  einfach  deswegen  nicht,  weil 
sie  sich  verwirklichen  Hesse  ohne  eine  so  vollständige 
VerrUckung   oder  Umgestaltung    der   ganzen   Organi- 
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sation  der  Volks wirthschaft,  wie  sie  eine  Abschaffung 
des  Privatkapitals  bedingen  würde.  Das  privatwirth- 
schaft liehe  System  könnte  in  der  Hauptsache  bei  der  Be- 
seitigung des  privaten  Grundeigenthunis  bestehen  bleiben: 
Pächterbetrieb  und  Miethernutzung  träte  nur  an  die  Stelle 
des  Eigenbetriebs,  Pacht-  und  Mieth recht  an  die  Stelle  des 
Privateigenthumsrechts.  Die  Erfahrung  belegt  es,  dass  bei  einer 
zweckmässigen  Gestaltung  des  Pachtrechts  —  und  zwar  selbst  des 
Zeitpachtrechts,  da  man  einwenden  könnte,  dass  das  Erbpacht- 
system sich  zu  sehr  dem  Privateigenthumssystem  nähere  —  auf 
ländlichen  Klein-  und  Grossgtitern  die  Production  sich  schon  dem 
Erforderniss  steigender  Intensivität  des  Bodenbaus  einigermassen 
anpassen  kann  (England).  Soweit  sich  aber,  wie  bei  Berg-,  Wege- 
bau, Forstbau,  auch  städtischem  Wohnungsbau  die  Production  durch 
Bodenpächter  schwer  verwirklichen  Hesse  oder  der  Pachtbetrieb 
keine  genügende  Bürgschaft  für  eine  bessere  Befriedigung  der  Be- 
dürfnisse der  Bevölkerung  als  mitev  der  Herrschaft  des  privaten 
Grundeigenthums  gewährte,  —  z.  B.  in  dem  Falle  des  Wege-  und 
Wohnungsbaus  (§.  359,  367)  — :  so  würde  eine  Ausdehnung  des 
gemeinwirthschaftlichen,  zum  Theil  des  freigemeinwirthschaftlichen, 
genossenschaftlichen  —  wie  hie  und  da  im  Wohnungsbau,  im  Feld- 
bau — ,  mehr  noch  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems 
Abhilfe  bieten.  Auch  hier  handelt  es  sich  nicht  um  so  schwierige 
Probleme  wie  bei  der  Beseitigung  des  Privatkapitals,  sondern  überall 
lässt  sich  an  geschichtlich  überkommene  und  that- 
sächlich  schon  bestehende  Verhältnisse  anknüpfen. 
Der  staatliche  und  zum  Theil  der  communale  Forst-,  Wege-,  Berg-, 
Wohnungsbau  u.  s.  w.  wäre  nur  in  grösserem  Umfange  als  bisher 
zu  betreiben  und  das  bezügliche  öffentliche  Grundeigenthum  ent- 
sprechend auszudehnen.  Dies  Alles  erscheint  nicht  extravagant 
und  phantastisch,  wie  so  manche  socialistisch-communistische 
Theoreme,  und  nicht  so  schwierig,  wenn  überhaupt  möglich,  durch- 
zuführen, wie  die  Verwandlung  allen  Nationalkapitals  aus  Privat- 
in  öffentliches  Kapital.  Es  ist  vielmehr  eine  Gestaltung  des  Herr- 
schaftsverhältnisses über  den  Boden,  welche  in  grossem  Umfange 
überall  besteht  und  sich  zum  Theil  grade  in  moderner  Zeit  erst 
mehr  und  mehr  verbreitet,  wie  der  private  Pachtbetrieb  von  privatem 
und  öffentlichem  ländlichen  und  der  Eigenbetrieb  von  öffentlichem 
Grundeigenthum  aller  anderen  Bodenkategorieen  durch  Staat, 
Gemeinde  u.  s.  w. 
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§.  345.  Das  private  Grundeigentlium  erscheint  nun  besonders 
zweckmässig  und  nothwendig,  wo  es  sich  im  Interesse  der  Inten- 
sivität  der  Bodenbebauung,  mithin  auch  im  volkswirthschaftlicheu 
Productionsinteresse  einmal  um  Kapital-  und  Arbeits  Ver- 
wendungen in  den  Boden  handelt,  welche  der  Privateigenthümer 
als  solcher  das  stärkste  Interesse  hat,  in  passender  Weise  vorzu- 
nehmen; wo  sodann  eine  möglichst  individualistische  Gestal- 
tung der  Bewirthschaftung  durch  das  Productionsinteresse  gefordert 
wird,  um  all  den  variablen  technischen  und  ökonomischen  Momenten 
Rechnung  zu  tragen,  die  allen  Bodenbau  (nicht  nur  den  Feldbau) 
beeinflussen,  eine  individualistische  Gestaltung,  welche  bei  der  freien 
Verfügungsmacht  des  vollen  Privateigenthümers  oft  am  Besten  zu 
erreichen  ist. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  des  ländlichen  Privat- 
eigenthums  aus  dem  Gemeineigenthum  findet  ihre  Erklärung  und 
ihre  volkswirthschafthche  und  gesellschaftliche  Rechtfertigung  darin, 
dass  das  Privateigenthum  jene  Kapital-  und  Arbeitsverwendung  und 
jene  individualistische  Gestaltung  der  Bewirthschaftung  jedenfalls 
sehr  allgemein  in  der  dem  gesammten  Productionsinteresse  ent- 
sprechenden Weise  förderte,  vermuthlich  besser,  als  irgend  eine 
andere  Einrichtung,  welche  nach  den  Verhältnissen  möglich  gewesen 
wäre.  Im  ländlichen  Gruudeigenthum  wird  sich  die  Sachlage 
wohl  auch  noch  lange  so  erhalten,  dass  das  Privateigenthum  im 
Productionsinteresse  zu  rechtfertigen  und  beim  Klein-  und 
Mittel-,  besonders  beim  eigentlichen  bäuerlichen  Betrieb  selbst 
zu  fordern  ist,  weil  der  Pacht  betrieb  nicht  dasselbe  leistet  als 
der  Eigenbetrieb  des  Eigenthümers  und  der  genossenschaftliche 
Betrieb  zu  grosse  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  ökonomisch- 
technischen Einrichtung  und  Leitung  macht.  Massgebend  ist  in 
letzter  Linie  hier  die  Natur  der  Land wirthschaft,  welche 
für  grössere  Intensivität  des  Betriebs  so  eigenthümliche  Anfor- 
derungen stellt. 

Aber  sogar  beim  ländlichen  Boden  können  technische  Verän- 
derungen eintreten  und  sind  zum  Theil  schon  eingetreten,  welche 
den  Betrieb  durch  den  Privateigenthümer  selbst,  unter  Voraussetzung 
eines  zweckmässigen  Pachtrechts,  im  Productionsinteresse  entbehr- 
lich machen.  Vermehrte  naturwissenschaftliche  Erkenntniss  der 
Gesetze  des  Pflanzen-  und  Thierlebens,  der  Witterungserscheinungen, 
grössere  Verwerthung  dieser  Erkenntniss  in  der  Landwirthschafts- 
lehre,  Ausbildung  aller  Arten  des  landwirthschaftlichen  Versicherungs- 
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Wesens  gegen  die  mancherlei  Wechselfälle,  unter  denen  auch  der 
rationellste  Betrieb  nie  aufhört,  mit  zu  leiden,  und  welche  er  nicht 
alle  gut  machen  kann,  Dies  und  Andres  mehr  wirkt  allmälig  darauf 
hin,  den  Eigenbetrieb  durch  den  Privateigenthümer 
des  ländlichen  Bodens  weniger  nothwendig  zu  machen. 
Damit  aber  fällt  der  hauptsächliche  volkswirthschaft- 
liche  Grund,  welcher  aus -dem  Productionsinteresse  für 
das  private  ländliche  Grundeigenthum  entnommen  wird,  fort. 

Wo  also  thatsächlicb  Pachtbetrieb,  wie  in  England,  schon  vor- 
waltet oder  sich,  wie  bei  unseren  Domänen  im  Vergleich  mit  dem 
diesen  entsprechenden  privaten  Grossgrundbesitz,  gut  bewährt,"')  da 
ist  der  factische  Beweis  der  Entbehrlichkeit  der  Institution  für  das 
Productionsinteresse  allgemein  oder  speciell  bereits  geführt.  Selbst 
die  Schwierigkeit  des  Uebergangs  von  Privat-  zu  Staatseigeuthum 
an  dem  ländlichen  Boden,  mit  oder  ohne  Ablösung  der  Rechte  der 
bisherigen  Eigenthümer,  ist  hier  bei  ausschliesslichem  oder  stark 
vorwaltendem  Grossgrundbesitz,  z.  B.  in  England,  keine  bedeutende. 
Denn  es  würde  in  der  landwirthschaftlichen  Productionsweise  keine 
Aenderung  eintreten  müssen,  nur  Bezug  und  Vertheilung  des  länd- 
lichen Einkommens,  speciell  der  Grundrente  würde  sich  verändern. 
Es  ist  wichtig,  sich  darüber  klar  zu  sein,  denn  es  folgt  für  die 
principielle  Frage  des  ländlichen  Grundeigenthums,  seiner  Erhaltuug 
oder  Abschaffung  daraus,  dass  dieselbe  doch  ganz  tiberwiegend 
nach  dem  volkswirtbschaftlichen  Vertheilungs-,  nicht  nach  dem 
Productionsinteresse  zu  beurth eilen  und  zu  entscheiden  ist. 
Ersteres,  nicht  letzteres  wird  von  dieser  Entscheidung  wesentlich 
berührt.  Anders  liegt  der  Fall  wohl  heute  noch  in  Ländern,  wo 
bäuerliches  Grundeigenthum  stark  verbreitet  ist,  weil  hier  eine 
eingreifendere  Einwirkung  auf  die  Production  von  der  Veränderung 
des  Eigenthumsverhältnisses  noch  nicht  unabhängig  ist,  jedenfalls 
noch  nicht  so  weit  wie  bei  dem  Grossgrundbesitz. 


^)  So  urtlieilt  Meitzen  III,  419  über  die  Domänenpaclitungen  in  Preussen,  welche 
schon  seit  der  1.  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  die  eigene  Administration  fast  ganz 
verdrängt  haben :  „sie  haben  eine  wichtige  Kolle  in  der  Entwicklung  der  vaterländi- 
schen Landwirthschaft  vertreten  Sie  haben  bis  auf  die  neueste  Zeit  zu  den  beson- 
ders intelligent  betriebenen  Wirthschaften  gehört  und  einem  grossen  Theile  ihrer 
Leiter  bei  ausserordentlich  grossen  Aufwendungen  und  Verbesserungen  gleichwohl  in 
der  Regel  erhebliche  Eeichthümer  geschaüen."  Dies  günstige  ürtheil  ist  auch  jetzt 
noch  das  allgemeine.  Der  Staat,  also  die  Gemeinschaft,  hat  aber  anderseits  in  der 
höheren  Pachtrente  (die  freilich  auch  aus  anderen  Umständen ,  KaiJital Verwendungen 
u.  s.  w.  mit  gestiegen  ist)  die  höhere  allgemeine  Grundrente  mit  bezogen.  S.  o. 
Anm.  2. 
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§.  346.  Jene  beiden  Bedingungen,  welche  vom  Standpunete 
des  Prodüctionsinteresses  aus  hauptsächlich  für  privates  Grund- 
eigenthum  sprechen,  erlangen  bei  keiner  der  übrigen  Boden- 
katego rieen  eine  gleiche  Bedeutung  wie  bei  dem  ländlichen 
Boden.  Vielmehr  ist,  unabhängig  von  den  Zeit-  und  Ortsverhält- 
nissen, bloss  nach  der  ökonomisch-technischen  Natur  dieser  anderen 
Bodenarten  und  ihrer  Bewirthschaftung ,  das  Privateigenthum  hier 
stets  von  vornherein  viel  entbehrlicher,  und  auch  geschichtlich  und 
noch  heute  immer  nur  in  geringerem  Umfange  als  an  dem  länd- 
lichen Boden  vorhanden  gewesen. 

In  den  wichtigen  Fällen  des  Forstbodens  und  des  Bodens 
bestimmter  Arten  von  Wegen  (Eisenbahnen)  sind  sogar  speci- 
fische  ökonomische  und  technische  Gründe  der  modernen  Zeit 
auch  im  Productionsinteresse  mehr  gegen  als  für  privates  Grund- 
eigenthum  und  selbst  direct  für  öffentliches,  mithin  für 
Gemeineigenthum  in  Händen  von  Zwangsgemein wirthschafteii, 
besonders  des  Staats,  anzuführen,  wie  dies  allmälig  immer  allge- 
meiner anerkannt  wird  (§. 366,  367).  Bei  städtischem,  besonders 
grossstädtischem  Wohnungsboden  liegt  die  Sache  kaum 
viel  anders,  so  wenig  Verbreitung  diese  Meinung  noch  gewonnen 
hat  (§.  352  flf.).  Bei  Bergwerken  sind  manche  ähnliche  Gründe 
wie  bei  ländlichem  Boden  für  Privateigenthum  und  Betrieb  durch 
die  Eigenthümer  vorhanden,  aber  doch  nicht  in  gleichem  Maasse 
als  bei  den  Aeckeru.  Und  vielfach  bewährt  sich  Staatsbergbau- 
Eigenthum  und  Betrieb  heute  noch  ebenso  wie  früher  (§.  363  ff.). 

Sicherlich  müssen  für  die  Wahl  des  Privat-  oder  des  öffent- 
lichen Eigenthums  und  der  Privat-  oder  der  öffentlichen  Bewirth- 
schaftung bei  allen  diesen  Bodenkategorieen  auch  in  dem  Fall,  dass 
nur  das  Productions-,  nicht  das  Vertheilungsinteresse  entscheiden 
soll,  die  concreten  volks-  und  privatwirthschaftlichen  und  tech- 
nischen Verhältnisse  den  Ausschlag  geben.  Aber  die  allgemeine 
Nothwendigkeit  oder  auch  nur  die  überwiegende  Zweckmässigkeit 
des  Privateigeuthums  für  die  Production  lässt  sich  dennoch  be- 
streiten und  ceteris  paribus  stets  nur  in  viel  geringerem  Umfange 
als  hinsichtlich  des  ländlichen  Grundeigeuthums  zugeben.  Das 
Vertheilungsinteresse  kann  und  darf  daher  auch  hier  für  die 
principielle  Entscheidung  der  Eigenthumsfragc  als  sehr  wesentlich 
mitbestimmend  anerkannt  werden,  ohne  dass  von  vornherein  mit 
einer  vermeintlich  apodictischen  Anforderung  des  volkswirthschaft- 
lichen  Prodüctionsinteresses   die  Frage   als    ein    für  allcnial  zu 

A.  Wa^uer,  Vulkawirthschuftslelire.     1.  41 
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Gunsten  des  Privateigeuthums  entschieden  gelten  könnte.  Damit 
wird  der  wichtigste  Einwand  hinfällig,  welcher  einem  näheren  Ein- 
gehen auf  die  Frage  der  Nothwendigkeit  oder  Entbehrlichkeit  des 
privaten  Grundeigenthums  überhaupt  und  bei  „den  verschiedenen'* 
Bodenarten,  mithin  einer  Untersuchung,  wie  derjenigen  in  diesem 
Abschnitte,  entgegengestellt  wird.  Für  die  folgende  Betrachtung 
der  einzelnen  Bodenarten  ist  davon  besonders  Act  zu  nehmen. 

§.  347. —  1)  Bei  dem  ländlichen  Boden '^)  ist  in  der  Frage 
von  der  Nothwendigkeit  und  Entbehrlichkeit  des  privaten  Grund- 
eigenthums von  vornherein  der  kleine  und  mittlere,  sogenannte 
bäuerliche  und  der  Grossgrundbesitz  zu  unterscheiden. 
Beide  Besitzarten  fungiren  im  volkswirthschaftlichen  Productions- 
wie  Vertheilungsprocess  verschieden  und  sind  daher  in  rein  volks- 
wirthschaftlicher  und  in  socialpolitischer  Hinsicht  verschieden  zu 
beurtheilen. 

a)  Die  relativen  Vorzüge  und  Mängel  beider  Arten  vom  Stand- 
puncte  der  Production  aus  sind  oben  in  der  Kritik  der  Vertheilung 
des  Grundbesitzes  (§.  319  ff.)  schon  dargelegt  worden.  Ein  ganz 
entschiedener  allgemeiner  Vorzug  der  einen  vor  der  anderen  lässt 
sich  in  dieser  Hinsicht  nicht  statuiren  (§.  320).  Dies  ist  insofern 
auch  für  die  priucipielle  Frage  der  Ersetzung  des  Privateigeuthums 
durch  Gemeineigenthum  von  Bedeutung,  als  daraus  folgt,  dass  diese 
Umgestaltung  des  Eigenthumsverhältnisses  nicht  zur  Herbeiführung 
einer  vermeintlich  allein  richtigen  Bewirthschaftungsform,  sei  es  der 
Klein-  oder  der  Grosscultur,  unbedingt  geboten  ist.  Diese  unrichtige 
Ansicht  liegt  in  der  (socialistischen)  Motivirung  der  allgemeinen 
Beseitigung  des  privaten  Kleingrundbesitzes  implicite  enthalten,  weil 
die  moderne  Volkswirthschaft  aus  ökonomisch-technischen,  land- 
wirthschaftlichen  Gründen  die  Grosscultur  allgemein  gebieterisch 
verlange."^)  Dies  ist  nur  theilweise  der  Fall  und  die  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums,  besonders  bei  „Freiheit  des  Grundeigen- 
thums" und  richtig  ausgebildetem  Pachtrecht  hindert  nicht,  die 
Bodencultur  dann  dieser  Forderung  gemäss  einzurichten.  Theil- 
weise fungirt  aber  grade  der  kleine  ländliche  Privatbesitz  ganz 
vorzüglich  für  die  Zwecke  gewisser  hoch  intensiver  Culturen 


«)  Vgl.  Kau  I,  §.  3T6,  377.  Röscher  II,  §.  56  ff.,  61  ff.  Die  Erörterungen 
über  Beibehaltung  oder  Veräusserung  der  Domänen  in  den  finanzwissenschaftlichen 
Werken;  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.  122  —  129. 

■^  S.  0.  §.  318.  Genfer  Manifest  der  Internationale  von  1869.  Vergl.  meine 
Abschaff.  d.  priv.  Grundeigenth.  S.  8. 


IQ.Abschn.  Aasdelin.d.  PriFateig.  Priv.  Grundeig-.  Nothwendigkeit,  EutbehrlicLkeit.  643 

(„gartenmässiger  Anbau'^  u.  s.  w. ,  s.  §.  319  unter  d).  Es  ist  zu 
bezweifeln,  ob  irgend  eine  andere  Gestaltung  des  Herrschafts- 
verhältnisses  über  den  Boden  und  danach  des  Wirthschaftsbetriebs 
in  diesem  Puncte  mehr  leistet:  Gemeineigenthum  (des  Staats,  der 
Gemeinde)  mit  genossenschaftlichem  Betriebe,  wie  socialistischer 
Seits  projectirt  wird,  schwerlich;  mit  Betrieb  durch  Privatpächter 
kaum.  ^)  Der  E  igen  t  hü  m  er  betrieb  hat  hier  so  produetive  Wir- 
kungen, dass  sie  uns  wohl  berechtigen,  vom  Standpuncte  der  Pro- 
duction  aus  in  diesen  Fällen  das  kleine  ländliche  Privateigenthum 
als  im  Gesammtinteresse  begründet  anzuerkennen. 

Allerdings  liegt  die  Sache  selbst  in  den  heutigen  west-  und 
mitteleuropäischen  Verhältnissen  nicht  entfernt  allgemein  so.  Jene 
Culturen  haben  im  Ganzen  doch  eine  geringere  Bedeutung  für  die 
Versorgung  des  Bedarfs  unserer  Völker  mit  landwirthschaftlicheu 
Erzeugnissen.  Für  den  Getreidebau  und  vielfach  auch  für  die  Vieh- 
zucht und  die  sich  an  diese  anschliessenden  landwirthschaftlicheu 
Gewerbe  (Milchwirthschaft)  leistet  der  bäuerliche  Grundbesitz  im 
Allgemeinen  weniger  als  der  intelligenter  betriebene  Grossbesitz. 
Der  ökonomisch -technische  Fortschritt  ist  bei  jenem  nach  allge- 
meinster Erfahrung  langsamer  und  geringer. 

Indessen  kann  auch  dies  noch  nicht  unbedingt  zu  einem  Verdict 
wider  den  bäuerlichen  Grundbesitz  berechtigen.  Denn  einmal  lässt 
sich  hier,  wenn  die  Frage  zunächst  auch  vom  Standpuncte  des  Pro- 
duetionsinteresses  entschieden  werden  sollte,  doch  manche  Abhilfe 
schaffen  durch  Mittel,  deren  Bedeutung  die  Gegenwart  wohl  erkannt 
hat :  Hebung  der  technischen  und  allgemeinen  Bildung  des  Bauern, 
Ansporn  durch  das  Beispiel  des  gut  geleiteten  Grossbesitzes,  welcher 
auch  mit  um  dieses  Zwecks  Willen,  also  im  volkswirthschaftlichen 
Productionsinteresse ,  neben  dem  Kleinbesitz  zu  verlangen  ist 
u.  dgl.  m.^)  Sodann  aber  kann  und  darf  die  Frage  des  privaten 
Kleinbesitzes  eben  nicht  allein  vom  Standpuncte  der  Productiou, 
sondern  muss  sie  zugleich  von  demjenigen  der  Vertheilung  und 
damit  zugleich  vom  socialpolitischeu  Gesichtspuncte  aus  betrachtet 
werden. 

§.  348.  Hier  bildet  nun  das  private  kleine  ländliche 
Grundeigenthum  eine  durch  keine   andere  Einrichtung 


®)  Der  Vortheil,  dass  durch  einen  intelligenten,  wolilliabenden  Pachtcrstand  der 
Betrieb  verbessert  und  demselben  besonders  mehr  Kapital  zugeführt  wird  (Rau  I.  §.  ü'l. 
Röscher  II,  §.  62),  tritt  vornemlich  nur  bei  grösseren  Gutem  liervor. 

»)  Koscher  II,  §.  53. 

41* 
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vollständig  zu  ersetzende  ökonomische  Basis  für  einen 
hochwichtigen  Theil  der  Bevölkerung,  einen  unab- 
hängigen, selbständigen  Bau erstand,  und  dessen 
eigenthümliche  sociale  und  politische  Stellung  und 
Function.  Letztere  beruhen  recht  eigentlich  mit  auf  dem  pri- 
vaten Ei genthums recht  an  dem  selbst  bebauten  Boden. ^") 
Nur  etwa  ein  gut  eingerichtetes  Erbpachtsystem  vermöchte  Aehn- 
liches,  wenn  auch  nicht  leicht  ganz  Gleiches  zu  leisten,  ein  Ge- 
raeineigenthum  mit  privaten  Zeitpächtern  nicht,  denn  solche 
Leute  wären  nicht  unabhängig  genug  und  nicht  im  guten  social- 
politischen  Sinne  des  Worts  an  die  Scholle  gebunden,  ganz  abge- 
sehen von  der  Schwierigkeit,  in  einem  ganzen  Lande  zahllose  Zeit- 
pachten des  Klein-  und  Mittelbetriebs  entsprechend  einzurichten. 
Der  genossenschaftliche  Betrieb,  der  ebenfalls  schwer  genug 
gut  zu  organisiren  ist,  schafft  eine  so  vorzügliche  socialpolitische 
und  ökonomische  Bevölkeruugsclasse,  wie  sie  ein  tüchtiger  Bauer- 
stand auf  eigener  Scholle  darstellt,  gleichfalls  schwerlich. 

Freilich  muss  man  sich  der  Consequenzen  bewusst  sein,  welche 
mit  dem  Vorhandensein  und  Verbleiben  eines  solchen  Bauerstands 
mehr  oder  weniger  nothwendig  für  die  Production  und  Vertheilung 
des  Volkseinkommens  und  für  die  socialen  und  culturlichen  Wir- 
kungen einer  bestimmten  Höhe  und  Art  der  Production  und  einer 
bestimmten  Richtung  der  Vertheilung  speciell  des  landwirthschaft- 
lichen  Einkommens  verbunden  sind.  Für  die  principielle  Frage 
des  privaten  Grundeigenthums  wie  für  die  Stellung  zu  dieser  Frage 
im  concreten  Falle  sind  die  verschiedenen  Consequenzen  der  Zu- 
lassung, bez.  der  weiteren  Belassung  privaten  bäuerlichen  Grund- 
eigenthums mit  einander  zu  vergleichen  und  danach  ist  die  Ent- 
scheidung für  oder  wider  die  Institution  zu  treffen  (s.  o.  Anm.  4). 

Der  socialpolitische  Werth  des  Bauerstands  fällt  hier  stark  ins 
Gewicht  gegenüber  den  beiden  leicht  und  regelmässig  vorhandenen 
Nachtheilen:  einer  geringeren  Productivität  des  Betriebs,  daher 
einer  entsprechend  geringeren  Höhe  des  Volkseinkommens  und  einer 
ungleichmässigeren  Vertheilung  des  letzteren,  welche  der  private 
Rentenbezug  hier  wie  immer  mit  sich  bringt.  Andere  Umstände 
können  weiter  in  Betracht  kommen,  z,  B.  gewisse  Culturmängel  im 

^")  Um  den  Bauern  freies  und  volles  Privateigentbum  zu  verscLaffeu ,  im  wirtb- 
scbaftlichen  und  socialpolitiscben  Interesse,  hat  man  in  unseren  Calturstaaten  die 
„ürundentlastung"  vorgenommen.  Die  heilsamen  Wirkungen  derselben  werden  freilich 
vielfach  diircli  die  stärkere  KitpitalverschiiMunt,'-  (kündbare  Geldschulden),  zu  welcher 
die  i'reiu  VorttU.s.scrlichkcit  und    Verorbliclikcit  beiträgt,  gestört.     S,  o.  §.  :j2I,  322, 
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Bauerstande,  verschiedene  im  günstig  und  knapp  situirteu.  Im 
Vergleicii  des  bäuerlichen  Betriebs  mit  dem  landwirthschaftlichen 
Grossbetrieb  (hierfür  einerlei,  ob  durch  Eigenthümer  oder  Pächter 
geführt)  fragt  sich  auch,  ob  die  Ueberschüsse  an  Erzeugnissen, 
welche  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  Dritter,  also  besonders  indu- 
strieller und  städtischer  Bevölkerung  aus  der  ländlichen  Wirthschaft 
hinausgehen,  bei  dem  einen  oder  anderen  System  grösser  oder 
kleiner  sind:  ein  im  Ganzen  wohl  zu  Gunsten  des  Grossbetriebs 
zu  entscheidender  Piinct,  jedoch  mit  wichtigen  Ausnahmen  nach 
den  einzelnen Producten  (Garten-,  Handelsgewächse,  Wein u. s.w.), — 
jedenfalls  aber  ein  nicht  unwichtiger  Punct  für  die  Entscheidung 
der  Eigenthumsfrage  in  deren  Zusammenhang  mit  der  Betriebs- 
frage nach  dem  massgebenden  Culturinteresse  der  gesammten 
Volksgemeinschaft.  Denn  Umfang  und  örtliche  Concentration 
der  industriellen  und  städtischen  Bevölkerung  ist  durch  die  Höhe 
jener  nicht  von  den  Landleuteu  selbst  verzehrten  Producte  wesent- 
lich bedingt. 

Diese  und  andere  in  Vergleich  zu  ziehende  Momente,  welche 
sich  als  Consequenzen  einer  bestimmten  Eigenthums-  und  Betriebs- 
ordnung des  ländlichen  Bodens  ergeben,  stellen  zwar  nicht  incom- 
mensurable,  aber  immer  schwer  genau  gegen  einander  abzuschätzende 
Grössen  dar,  sowohl  im  concreten  Fall,  wie  vollends  für  die  prin- 
cipielle  Frage.  Man  muss  sich  nur  darüber  klar  sein,  dass  jede 
concrete  und  allgemeine  Beantwortung  der  Frage  in  der  ihrer  Ziele 
sich  bewussten  Praxis  und  in  der  Wissenschaft  eine  vorausgehende 
Abwägung  jener  Momente,  welche  ebenso  viel  Gründe  für  und 
wider  kleines  ländliches  Privateigenthum  bilden,  voraussetzt. 

Im  Allgemeinen  möchten  für  unsere  heutigen  Culturstaaten, 
welche  noch  einen  tüchtigen  Bauerstand  besitzen,  die  Gründe  für 
die  Beibehaltung  des  ländlichen  Privateigenthums  weit  schwerer 
wiegen,  als  diejenigen  für  seine  Beseitigung.  Dies  um  so  mehr, 
weil  die  etwaigen  Nachtheile  für  die  Production  sich  doch,  wie 
bemerkt,  vermindern  lassen,  die  Abschwächung  des  Abzugs  der 
Bevölkerung  vom  Lande  in  die  Stadt  (im  Vergleich  mit  dem  Zustande 
bei  Grossgüterwesen  und  Grosscultur)  nicht  unerwünscht  ist  und  ander- 
seits der  Ersatz  der  Eigenthümer  durch  Zeitpächter  hier  grade  vom 
Standpunct  der  Production  aus  schwieriger  als  bei  den  Grossgütern 
erscheint. 

Zunächst  dem  Eigenthümerverhältniss  würde  ein  Erbpacht- 
verhältniss  stehen,  welches  der  nationalen  Gemeinschaft  die  Theil- 
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nähme  an  der  steigenden.  Grundrente  gewährte,  wenn  die  perio- 
dische Regelung  des  Kanons  gemäss  der  gestiegenen  Rente,  den 
höheren  Productenpreisen  u.  s.  w.  vorbehalten  bliebe:  eine  durch- 
führbare Massregel,  durch  welche  die  Hauptvortheile  der  Eigen- 
thumsinstitution  sich  erhielten,  aber  einem  der  berechtigten  Haupt- 
bedenken gegen  privates  Grundeigenthum  Rechnung  getragen  würde. 

§.  349.  —  b)  Der  ländliche  Grossgrundbesitz  ist  zunächst 
vom  Standpuncte  des  Productionsinteresses  aus  weniger  unent- 
behrlich als  der  Kleingrundbesitz,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil 
ein  gut  geregeltes  Zeitpachtverhältniss  hier  im  Durchschnitt 
ziemlich  dieselbe  Productivität  des  Bodens  wie  die  Selbstbewirth- 
schaftung  durch  den  Privateigenthümer  bewirken  kann  und  nicht 
allzuschwer  durchzuführen  ist.  Dafür  liegen  genügende  Belege  aus 
der  Erfahrung  vor.  Es  lassen  sich  sogar  allgemeine  Gründe  a  priori 
finden,  welche  für  eine  nicht  nur  privat-,  sondern  volkswirthschaft- 
lich  grössere  Productivität  oder  m.  a.  W.  nicht  nur  für  eine  grössere 
einzelwirthschaftliche  Rentabilität,  sondern  für  die  Gewinnung  eines 
grösseren  volkswirthschaftlichen  Reinertrags  unter  Umständen  grade 
beim  Pachtbetrieb  sprechen.  Auch  dafür  sind  Erfahrungsbelege 
vorhanden  (s.  o.  Anm.  5  u.  8).  Man  kann  danach  wohl  im  concreten 
Falle,  aber  nicht  allgemein  principiell  das  Privateigenthum  am 
ländlichen  Boden  der  Grossgüter  als  eine  nothwendige  Forderung 
des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  bezeichnen.  Mit- 
unter liegt  die  Sache  umgekehrt.  Hiermit  entfällt  aber  eine  Haupt- 
stütze des  Grossgrundbesitzes. 

Für  die  Praxis  sind  daraus  zwei  nicht  unwichtige  Schlüsse  zu 
ziehen. 

a)  Einmal  ist  der  Uebergang  der  dem  Staate  etwa  noch  ver- 
bliebenen Domänen  i.  e.  S.  (Gross-Feldgüter)  durch  Verkauf 
in  das  Privateigenthum  von  Grossgrundbesitzern  nicht  so  allgemein 
im  volliswirtbschaftlichen  und  finanziellen  Interesse  geboten ,  wie 
die  Schule  der  freien  Concurrenz,  auch  speciell  vielfach  die  deutsche 
finanz  wissen  schaftliche  Schule,  oft  behauptet  hat:  im  Gegentheil, 
die  in  dem  Domänenbesitz  factisch  liegende  Beschränkung  der 
Ausdehnung  des  privaten  Grundeigenthums  ist  raanchfach  er- 
wünscht.") Anders  liegt  die  Sache  nur  bei  einer  Parcellirung  der 
Domänen  zur  Herstellung  von  privatem  Klein-  und  Mittelbesitz. 
Dafür  kann,  neben  dem  socialpolitischen  Interesse,  einen  Bauerstand 

")   S.  R  au -Wagner,  Finanz  wiss.  I,  §.  126,  wo  dies  Moment  aber  noch  zu 
wenig  betont  wird. 
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ZU  schafifen  oder  zu  kräftigen,  mitunter  auch  ein  Productionsinteresse 
sprechen,  z.  ß.  in  der  Nähe  der  Städte,  um  zum  Anbau  von  Garten- 
und  Handelsgewächsen  hinüber  zu  leiten. 

ß)  Sodann  ist  in  den  Ländern,  wo  ein  grosser  Theil  des  länd- 
lichen Bodens  in  Händen  des  privaten  Grossgrundbesitzes  liegt, 
etwa  vollends  fideicommissarisch  zu  grossen  „Herrschaften'^  vereinigt 
und  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Verkehr  entzogen  ist 
und  schon  jetzt  durch  Zeitpächter  bewirthschaftet  wird  (Gross- 
britannien!), eine  grundsätzliche  Beseitigung  dieses  Privat- 
eigenthums,  z.  B,  mittelst  einer  Ablösungsgesetzgebuug,  wenigstens 
durch  das  allgemeine  volkswirthschaftliche  und  das  speciell  land- 
wirthschaftliche  Productionsinteresse  nicht  ausgeschlossen  (§.  380). 
Lässt  sich  dabei  etwa  noch  der  geschichtliche  Ursprung  dieses  Gross- 
grundbesitzes wegen  vorgekommener  Rechtswidrigkeiten  bemängeln 
(§.  315),  kommt  eine  nachtheilige  Einwirkung  anderer  mit  diesem 
Besitz  in  Verbindung  stehender  Umstände  auf  die  Production  hinzu, 
z.  B.  der  „Absentiismus"  der  Grundherreu,  welche  ihre  Renten  fern 
von  ihren  Gütern  verzehren  (§.  253)^^),  so  erscheint  eine  solche 
Beseitigung  des  privaten  Grossgrundbesitzes,  die  Forderung  einer 
Grundeigenthumsregulirung  zu  Gunsten  der  Volksgemeinschaft,  nicht 
so  extrem  und  jedenfalls  für  die  volkswirthschaftliche  Production  nicht 
kurzweg  unzulässig.  Die  praktische  Durchführbarkeit  aber  bietet  unter 
Voraussetzung  eines  schon  verbreiteten  Zeitpachtsystems  (oder  auch, 
wenn  die  bisherigen  Eigenthttmer,  nach  eingetretener  Ablösung,  die 
Güter  selbst  in  Pacht  nehmen)  keine  besonders  grossen  Schwierig- 
keiten. Im  Ganzen  möchte  in  Grossbritannien  die  Lage  des  Gross- 
grundbesitzes den  vorausgehenden  Hypothesen  entsprechen,  —  immer 
angenommen,  dass  die  Frage  zunächst  nur  vom  Productions- 
interesse der  Volkswirthschaft  aus  betrachtet  wird. 

§,  350.  Grade  dieses  ist  aber  hier  so  wenig  allein  massgebend 
als  beim  Kleingrundbesitz.  Vielmehr  muss  die  Frage  nun  auch 
hier  zugleich  aus  dem  Gesichtspuncte  des  volkswirthschaftlichen 
Vertheilungsinteresses  und  der  gesammten  socialen  und 
politischen  Interessen  der  nationalen  Gemeinschaft,  welche 
sich  an  das  Bestehen  eines  Grossgrundbesitzerstands  knüpfen,  beur- 
theilt  werden.  Es  ist  leicht  einzusehen,  dass  die  principielle  Frage 
der  Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums  hier  nur  eine  sehr 
allgemein  gehaltene  Antwort  zulässt,  nur  die :  es  kommt  wesentlich 

^-)  S.  über  Abseiitiismus ,  „Non-Residence",  ausser  S.  430  Anm.  ."Jü  auch  Kau 
I,  §.  340  Anm.     Dana  Eos  eher  II,  §.  56,  57. 
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auf  die  sociale  Function  jenes  Stands  im  Volksleben  an.  Diese 
Function  kann  für  letzteres  so  werthvoU  sein  und  ist  dies  notorisch 
mitunter,  sie  lässt  sich  auch  so  schwer  oder  gar  nicht  durch  irgend 
eine  andere  volkswirthschaftliche  und  sociale  Organisation  ersetzen, 
dass  um  ihretwillen  die  Einwirkung  des  privaten  Grossgrundbesitzes 
auf  den  Vertheilungsprocess ,  als  nothwendige  Bedingung  jener 
socialen  Function,  hingenommen  werden  darf.  Danach  wird  bei 
einer  Erörterung  über  das  Ziel,  nach  welchem  in  Betreff  der 
Rechtsordnung  für  das  Eigenthum  zu  streben  ist,  unsere  Frage  zu 
bejahen  oder  zu  verneinen  sein.  Als  concrete  Frage  in  einem  ein- 
zelnen Lande  oder  Zeitalter  ist  die  Enteignung,  bez.  Ablösung  des 
Grundeigenthums  der  Grossgrundbesitzer  eben  deshalb  eine  eminent 
historisch-relative. 

Nach  dieser  Auffassung  hat  der  Stand  der  Grundbesitzer  sein 
Schicksal  selbst  in  Händen.  Wo  er  seine,  ökonomisch  auf  den 
Bezug  der  Grundrente  basirte  sociale  Stellung  im  wahren  Interesse 
der  Gesammtheit  benutzt,  im  politischen  Ehrenamtsdienst  der  Selbst- 
regierung, in  der  Ausbildung  und  Vertheidigung  der  Volksfreiheiten, 
wozu  er  so  besonders  geeignet  ist.  in  der  Pflege  der  höheren  Cultur- 
iuteressen  des  Volks,  in  caritativen  Leistungen  (§.  119,  147  ff.),  auch 
als  Leiter  und  Verbreiter  wirthschaftlicher  und  technischer  Fort- 
schritte, z.  B.  speciell  im  Ackerbau;  wo  dieser  Stand  m.  a.  W.  die 
guten  Seiten  einer  tüchtigen  Aristokratie  zeigt  und  der 
wahre  Führer  des  Volks  ist,  seine  Stellung  wie  ein  Amt, 
seinen  vermeintlich  rein  privatrechtlichen  Rentenbezug  wie  eine 
öffentliche  Besoldung  betrachtet,  was  sie  nach  richtiger  social- 
rechtlicher  Auffassung  ist,  ein  Amt,  eine  Besoldung,  welche  in 
erster  Linie  sociale  Pflichten  auflegen,  erst  in  zweiter  Linie 
private  Rechte  geben,  wo  das  schöne  Wort  der  Schrift  „mit  dem 
anvertrauten  Pfunde  wuchern''  und  das  vornehme  Adelswort  „noblesse 
oblige"  wirklich  gilt,  —  da  liegt  der  Grossgrundbesitz  auch  heute 
in  einem  vorherrschend  demokratischen  Zeitalter  unserer  Cultur- 
völker  und  bei  einer  Höhe  des  Volkseinkommens,  welche  eine  un- 
gleiche Vertheilung  des  letzteren  nicht  mehr  zu  einer  Bedingung 
der  Culturentwickluug  überhaupt  macht  (§.  101  ff.),  im  nationalen 
Interesse :  da  Avird  nicht  leicht  auch  nur  die  Idee  einer  gesetzlichen 
Enteignung  selbst  des  grossen  ländlichen  privaten  Grundeigenthums 
ernstlich  auftauchen,  geschweige  durchdringen.  So  liegt  wohl  in 
vieler  Hinsicht  die  Sache  heute  noch  in  Grossbritannien,  wo  der 
Grossgrundbesitz  sonst  so  manche  tiefe  ökonomische  Schattenseite 
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hinsichtlich  der  Vertheihing  des  Volkseinkommens  zeigt  und  das 
Productionsinteresse  seine  Beseitigung  nicht  verbieten  würde.^^) 

§.  351.  Fehlt  diese  tüchtige  sociale  Function  des  Grossgriind- 
besitzerstands,  so  wird  die  privatrechtliche  Begründung  seines 
Grundeigenthums  diesem  Stande  keine  dauernde  Sicherheit  geben 
und  in  der  That  auch  kein  genügender  Grund  gegen  einen  ökono- 
misch-technisch öfters  recht  wohl  durchführbaren  Uebergang  (oder 
Rückgang)  des  Bodens  in  das  Eigenthnm  des  Staats,  des  Vertreters 
der  nationalen  Gemeinschaft,  sein.  Um  die  rein  privatrechtliche 
Begründung  des  Grossgrundbesitzes  steht  es  nach  dem  Früheren 
(§.  315  ff.)  ohnehin  vielfach  misslich  genug.  Ein  Noli  me  tangere 
ist  aber  das  Privateigenthum  und  vollends  das  private  Grundeigen- 
thum  nach  der  richtigen  socialrechtlichen  Auffassung  überhaupt 
nicht:  es  steht  in  der  Gemeinschaft  und  ist  durch  deren  souve- 
räne Rechtsbildung  aus  überwiegenden  Zweckmässigkeitsgründen 
immer  zwangsweise  zu  beseitigen  oder  abzulösen  oder  zu  beschränken, 
wenn  es  das  Gemeinschaftswohl  fordert,  grade  wie  es  nur  durch 
Gründe  des  letzteren  und  dem  entsprechende  rechtliche  Anschauungen 
geschaffen  wird  (§.  278,  279).    Vgl.  u.  Abschn.  20  (Enteignung). 

Unter  den  Umständen,  welche  gegen  den  Fortbestand  des 
Grossgrundbesitzes  ins  Gewicht  fallen,  sind  schon  die  vorhin  vom 
Productionsstandpuncte  aus  angeführten  Momente  von  Bedeutung 
(§.  349):  allgemeines,  vielleicht  noch,  wie  bisher  in  Irland  für  die 
Pächter  höchst  ungünstiges  Verpachtungssystem  statt  Selbstbewirth- 
schaftung,  Absentiismus  oder  Non-residence  auf  den  Gütern,  schlech- 
ter eigener  Betrieb  u.  s.  w.  Kommt  dazu  übermässige  Anhäufung 
in  einer  Hand,  Vinculirung  durch  Fideicommisse,  daher  neben  volks- 
wirthschaftlich  nachtheiliger,  auf  diese  Eigenthumsordnung  mit 
zurückzuführender  geringerer'Productivität  des  Bodens  und  mithin 
geringerer  Höhe  des  ganzen  Volkseinkommens  auch  besonders 
ungünstige  Vertheihing  des   letzteren,   mangelnde  Gelegenheit   zur 

*')  Auch  für  deutsche  Verhältnisse  und  bei  der  sonst  ja  sehr  berechtigten 
stärkeren  Ausbildung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  auf  Kosten  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  in  unserer  Zeit  darf  die  politische  und  sociale  (iefahr  des 
„Militär-  und  Bcamtenstaats",  der  eben  durch  diese  lüchtung  immer  mehr  begünstigt 
wird,  nicht  übersehen  werden.  Beamten-  und  Advocatenparlamente  sind  kein  grosser 
Segen ,  übertriebenes  „Streberthum"  und  Servilismus  in  einem  solchen  Staate  bedenk- 
liche üebelstände.  Parlamente,  in  denen  die  Diätenfrage,  selbst  für  die  Beschluss- 
fähigkeit, eine  grosse  EoUe  spielt,  haben  gleichfalls  ihre  Schwächen.  Ein  unab- 
hängiger tüchtiger  Grossgrundbesitzerstand,  wenn  auch  mit  etwas  .Junkerthum"  ver- 
setzt, liefert  besseres  Holz,  um  Abgeordnete  und  vollends  Staatsmänner  daraus  zu 
schnitzen.  Alle  solche  Kticksichten  kommen  bei  der  Entscheidung  solcher  Grundeigen- 
thumsfragen  mit  in  Betracht. 
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Beschäftigung  der  wachsenden  Volkszahl,  deshalb  Auswanderung 
oder  übermässiger  Zuzug  in  die  Städte,  so  wird  der  Grossgrund- 
besitz schon  bedenklich  genug.  Wahrhaft  verhängnissvoll  für  das 
Volksleben  wird  er  aber,  wenn  der  Stand  seine  sociale  Mission 
verkennt,  nur  seinem  eigenen  Interesse  lebt  und  alle  die  vorhin 
genannten  Aufgaben  vernachlässigt,  etwa  wie  grossentheils  in 
Frankreich  vor  der  Revolution,  wie  leider  zu  Zeiten  hie  und  da 
auch  in  Deutschland,  Russland  u.  a.  L.  m.  Es  ist  schwer  zu  sagen, 
warum  die  Rechtsbildung  hier  den  Grundbesitz,  nur  wegen  seiner 
vermeintlichen  privatrechtlichen  Begründung  und  wegen  seines  unter 
diesen  Voraussetzungen  lediglich  eng  privatwirthschaftlichen  In- 
teresses für  seine  zeitweiligen  Eigenthümer,  unangefochten  bestehen 
lassen  sollte.  Dafür  ist  dies  Eigenthumsobject  zu  bedeutsam  im 
ganzen  volkswirthschaftlichen  Process  und  für  das  sociale  Zusam- 
menleben der  Gemeinschaft.  Es  handelt  sich  eben  beim  Boden 
um  etwas  Andres  als  um  irgend  einen  gleichgiltigen  Gegenstand 
des  Gebrauchsvermögens.     S.  Abschn.  20. 

Unter  den  einzelnen  characteristischen  Symptomen,  welche 
auf  eine  anti-nationalökonomische  und  anti-sociale  Function  des 
Grossgrundbesitzes  ziemlich  sicher  hinweisen,  ist  namentlich  der 
häufige  speculative  Besitzwechsel  der  Güter,  nur  um  an 
dem  höheren  Co njunctu renpreis  derselben  zu  gewinnen, 
bemerkenswerth.  Hier  liegen  gewöhnlich  nicht  ökonomisch  vom 
bisherigen  Eigenthümer  verdiente  Gewinne  vor,  welche  auf  die 
eigenen  Leistungen,  z.  B.  für  die  Hebung  der  Bodencultur  des 
Guts,  zurückzuführen  sind:  ein  Fall,  der  wenigstens  wirthschaftllch 
den  Gewinnbezug  aus  der  Veräusserung  gerechtfertigter  erscheinen 
lassen  kann,  wenngleich  auch  hier  die  sociale  Pflicht,  welche  das 
Eigenthum  auflegt,  verkannt  wird.  Meistens  handelt  es  sich  aber 
um  die  Ausnutzung  der  zufälligen  Zeitverhältnisse, 
welche  das  Angebot  und  die  Nachfrage  der  Landgüter  mit  be- 
stimmen, um  die  Ausbeutung  zufälliger  Nothlagen  früherer  Ver- 
käufer und  Zwangslagen  jetziger  Käufer  und  besonders  um  die 
Erzielung  speculativer  Gewinne,  welche  aus  Veränderungen  des 
allgemeinen  Zinsfusses  und  des  allgemeinen  Gangs  der  Grundrente 
hervorgehen  (§.  322),  Veränderungen,  welche  wieder  unabhängig 
von  der  Thätigkeit  des  Einzelnen  durch  den  Gesamratgang  des 
volkswirthschaftlichen  Lebens,  der  Creditverhältnisse,  der  Politik 
u.  s.  w.  bewirkt  werden.  Der  speculative  Besitzwechsel  des  Gross- 
grundbesitzes artet  hier  unter  Umständen  bei  der  heutigen  „Freiheit 
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des  Grundeigenthums"  selbst  zum  gewerbsmässigen  Giiterschacher 
aus  und  verbindet  sich  bald  mit  dem  Auskauf  des  Kleingrund- 
besitzes, bald  mit  der  „Hofschlächterei"  der  Grossgüter  und  Bauer- 
güter. Wo  solche  Verhältnisse  überhand  nehmen,  wird  das  länd- 
liche Grundeigenthum  dem  modernen  grossstädtischen  Grund-  und 
Hauseigenthum  immer  ähnlicher  (§.  352  ff.).  Damit  aber  entfallen 
die  wichtigsten  Rechtfertiguugsgründe  für  den  Privatbesitz  aus  dem 
Standpuncte  des  Gesammtinteresses.  Ja,  das  Privateigenthum  am 
Boden,  welches  die  Voraussetzung  für  solche  ökonomisch  und  social 
schädlichen,  die  Vertheihmg  des  Volkseinkommens  ungünstig  beein- 
flussenden Manipulationen  ist,  wird  unheilvoll  für  die  Gesellschaft. 
Es  ist  nicht  nur  ein  unzweifelhaftes  Recht,  sondern  eine  Pflicht 
des  Staats,  solche  Gestaltung  zu  verhüten,  wozu  die  grundsätzliche 
Beseitigung  des  privaten  Grundeigenthums  das  allein  abhelfende 
Mittel  werden  kann. 

§.  352.  —  2)  Das  städtische  und  unter  diesem  wieder  das 
grossstädtische   Grundeigenthum^^)   ist  der  wichtigste  Reprä- 


")  Der  Boden  als  Standort  und  das  private  städtische  Grundeigenthum 
ist  in  der  Nationalökonomie  bisher  noch  sehr  wenig  genauer  untersucht  worden,  meist 
nur  nebenbei  in  der  Grundrentenliteratur  und  in  der  Liter,  über  die  städtische 
Wohnungsfrage  (,AVohnungsnoth"\     Dies  ist  ein  grosser  Mangel. 

Für  die  Grundrententheorie  ist  dieser  Boden  und  das  Privateigenthum  daran  wich- 
tiger als  der  ländlicbe,  der  Bergwerksboden  u.  s.  w. ,  weil  sich  an  ihm  und  an  den 
städtischen,  offen  vorliegenden  Grundstück-,  Haus-  und  Miethpreisen  und  deren  rascher 
Veränderung  die  Rententheorie  ganz  vorzüglich,  förmlich  experimentell,  viel  einfacher 
als  an  allem  andren  Boden,  demonstriren  und  die  Eicardo-Thünen'sche  Lehre  in 
ihrem  unumstösslich  richtigen  Kern  besonders  leicht  gegen  aUe  Anfechtungen  erhärten 
lässt.  Der  massgebende  Einfluss  der  Lage  der  Grundstücke  auf  Gang  und  Höhe  der 
Rente  tritt  nirgends  so  significant  als  in  den  Städten  und  überhaupt  bei  der  Benutzung 
des  Bodens  als  Standort  für  Wohnungen  hervor.  Daher  lassen  bes.  die  Thünen'- 
schen  Untersuchungen  eine  wichtige  Fortsetzung  auf  die  städtischen  Verhältnisse  zu. 
Vgl.  pass.  Wolkoff,  opuscules  sur  la  rente  fonciere  und  lectures  d'iconomie  pol. 
rationelle,  der  nur  bei  der  Betrachtung  des  Bodens  als  emplacement,  Standort,  in  der 
Ableitung  der  Kente  aus  dem  Standort  zu  weit  geht  und  dies  Moment  zu  stark  betont, 
seine  Bedeutung  zu  sehr  verallgemeinert.     Näheres  im  B.  H. 

In  der  Wohnungsfrage  ist  meistens  auch  auf  den  engen  Zusammenhang  der- 
selben mit  der  ökonomischen  und  socialen  Stellung  des  städtischen  Grund-  und  Haus- 
eigenthums  viel  zu  wenig  Bezug  genommen  worden.  Mir  scheint  die  eigentlich 
kritische  Signatur  dieser  Frage,  ihre  häufige  Zuspitzung  zur  Wohnungsnoth  (§.  358, 
3ö2),  grade  in  diesem  Zusammenhang  des  städtischen  Wohnungswesens  mit  dem  Privat- 
eigenthum am  Boden  und  Haus  zu  liegen.  Diesen  Standpunct  vertrat  und  raotivirte 
ich  näher  in  der  Eisenacher  Debatte  über  Wohnungsnoth  1S72,  vgl.  Verband!,  d. 
Eisen.  Versamml.  z.  Besprech.  d.  soc.  Frage,  Lpz.  1873,  S.  231—243.  Im  Texte  die 
genauere  Ausführung  nach  den  damals  dargelegten  Gcsichtspuncten.  Diese  verhält- 
nissmässig  noch  sehr  allein  stehende  Auffassung  stimmt  in  einigen  Puncten  überein 
mit  derjenigen  von  Eatkowsky,  vgl.  bes.  „die  zur  Reform  der  Wohnungs-Zustände 
in  grossen  Städten  nothwcndigen  Massregeln  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung",  (mit 
bes.  Rücksicht  auf  Wien).  Sep.-Abdr.  aus  dem  „Oesterr.  Oekonomist",  Wien  1S71. 
R.  bekämpft  namentlich  das  Baustellenmonopol  und  den  Baustellenwucher,  a.  a.  0.  S.  31 
und  das  österr.  System  weitgehender  langjähriger  Steuerfreiheiten  für  Neubauten.    Vgl. 
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sentant  des  Privateigenthums  an  Boden,  welcher  für  Gebäude, 
besonders  Wohngebäude,  und  für  den  Standort  der  Produetion 
überhaupt  dient  (§.  259),    Dieser  Boden  hat  eine  von  allem  andren 


daselbst  aucli  die  Ausführungen  über  die  Grundrente  S.  36  ff.  mit  der  richtigen 
Polemik  in  diesem  Puncte  gegen  Schäffle's  Lehre.  Bemerkeuswerth  sind  auch 
J.  Faucher's  Ausführungen  über  städtisches  Grundeigenthum  und  Baustellenmonopol 
mit  Hinweisung  auf  Expropriation  und  die  Analogie  der  Sachlage  mit  der  bestehen- 
den Bergbaufreiheit,  dem  Grundeigenthümer  gegenüber,  Berl.  Vierteljschr  f  Yolkswsch. 
XVI  (1860)  S.  .50  ff;  neuestens  freilich  mit  einer  Eeserre,  welche  eine  Ausdehnung 
des  Expropriationsrechts  abweist  „unter  den  heutigen  Zuständen  und  gar  in  einem 
politischen  Staate  mit  leidenschaftlich  politischen  Parteien"  (Verh.  d.  D.  volksw.  Congr. 
in  Wien,  1873,  Berl.  1873  S.  154),  eine  Eeserve,  die  die  i)raktische  Bedeutung  einer 
tieferen  Beform  des  Grundeigenthumsrechts  ziemlich  sicher  für  immer  aufheben  würde. 
Neben  allem  Optimismus  der  Freihandelsschule  und  nai\'-em  Erstaunen,  dass  die  „volks- 
wirthschaftlichen  ewigen  Naturgesetze"  nicht  lauter  Segen  bringen  und  oft  nicht  ein- 
mal recht  wirken,  auch  manches  Richtige,  z.  B.  in  Betreff  des  Bodenmonopols,  der 
Besteuerung,  bei  Wiss,  Wohnungsfrage  in  Deutschland,  Berl.  1872. 

Die  grosse  Broschürenliteratur  über  die  Wohnungsfrage  enthält  sonst  fast  nur 
Darlegungen  der  Symptome  der  Wohnungsnoth,  vielfach  mit  zu  einseitiger 
oder  selbst  ausschliesslicher  Berücksichtigung  der  Wohnungsfrage  der  unteren  Classen. 
während  es  für  die  principielle  Beurtheilung  grade  sehr  wichtig  ist,  die  Wohnungs- 
noth als  einen ,  zeitweise  und  örtlich  wenigstens ,  fast  allgemeinen  ökonomischen  und 
socialen  Nothstand  der  ganzen  städtischen  Bevölkerung,  mit  Ausnahme  des  Grund- 
besitzerstands, anzuerkennen.  Sodann  beschäftigt  sich  diese  Literatur  mit  den  Heil- 
mitteln, aber  m.  E.  nicht  tiefgreifend  genug,  weil  der  Causalnexus  zwischen 
der  Wohnungsnoth  und  dem  zur  Ausbeutung  und  Speculation  benutzten  privaten  städti- 
schen Grund-  und  Hauseigenthum  nicht  erkannt  wird  oder,  optimistisch,  nicht  erkannt 
werden  will.  Die  vorgeschlagenen  Mittel,  Verbesserung  der  Communicationen,  genossen- 
schaftliche Selbsthilfe,  Reformen  in  der  Bautechnik  und  Baupolizei  u.  s.  w.  sind  nicht 
unrichtig,  aber  nicht  wirksam  genug.  Dass  auch  die  Freihandelsschule  an  ihren  Prin- 
cipien  in  dieser  Frage  manchfach  irre  zu  werden  beginnt,  bewies  die  Verhandlung  in 
Wien  1873.  Das  Heil  in  der  Speculation  der  Baugesellschaften  und  deren  späterem 
Ruin  zu  suchen,  wie  Gneist  in  Wien  that  (Verh.  d.  Congr.  S.  134),  entspricht  zwar 
der  orthodoxesten  Theorie  der  freien  Concurrcnz  vollständig,  fand  aber  selbst  auf  dem 
deutschen  volkswirthschaftlichen  Congress  keine  Beistimmung  mehr.  Wenn  auch  in 
diesem  Kreise  mehrfach  die  Ansicht  vertreten  wird,  dass  wenigstens  die  aus  dem 
Markte  gehaltenen  Baustellen,  deren  Privateigenthümer  die  Conjuncturengewinne,  die 
Gneis t'schen  „Springwerthe",  einstecken,  einer  Besteuerung  unterzogen  werden  sollen, 
welche  dies  Zurückhalten  der  Baustellen  erschwert  und  jene  von  der  Gemeinschaft 
allein  verdienten  Gewinne  des  Privaten  trifft  (vgl.  z.  B.  Wiss  in  d.  Wiener  Verh.  d. 
volksw.  Congr.  S.  140),  so  zeigt  sich,  dass  man  auch  hier  beginnt,  in  Reformen  des 
Rechts  den  richtigen  Weg  zur  Abhilfe  zu  suchen.  Zur  Orientirung  über  die  Woh- 
nungsfrage und  deren  Literatur  vgl.  namentlich  das  reichhaltige  geistvolle  Referat 
Engel's  auf  dem  Eisen,  socialpolit.  Congr.  1S72  (Verhandl.  S.  164—230,  auch  selb- 
ständig erschienen)  nebst  Debatte.  Engel  legt  nur  seiner  Neigung  nach  auf  die  recht- 
lichen Seiten  der  Frage  gegenüber  den  ökonomisch-technischen  viel  zu  wenig  Ge- 
wicht, darin  der  Anschauung  des  volkswirthschaftlichen  Cougresses  näher  stehend.  Vgl. 
über  diese  die  Verhandl.  in  Wien  über  d.  Wohnungsfrage  S.  115—155.  Bei  mancher 
Üeberschwänglichkeit  und  Unklarheit  (auch  z.  B.  über  d.  Forderungen  hinsichtlich  des 
Staatseingreifens  S.  106  ff.)  doch  auch  viele  gu  te  Gesichtspuncte,  bes.  beachtenswcrth 
für  die  Postulate  unten  in  §.  362,  in  d.  Sehr,  des  Pseudonymen  Armin  ins,  d.  Gross- 
städte in  ihrer  Wohnungsnoth  (mit  Vorw.  v.  v.  d.  Goltz),  Lpz.  1874.  —  Vergl.  sonst 
auch  die  beiden  Aufs.  v.  J.  Faucher  über  „Bewegung  f.  Wohnungsreform",  Volks- 
wirthsch.  Vierteljschr.  1865,  XH,  127  ff.,  1866,  XHI,  86  ff.,  sowie  über  „Häuserbau- 
unternehmung  im  Geiste  der  Zeit",  eb.  1869,  XXVI,  48  ff.  (bes.  über  die  Vortheile 
der  horizontalen  statt  der  vertikalen  Ausdehnung  der  Grossstädte,  mit  Hinweis  auf 
London). 
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Boden  sehr  verschiedene  ökonomische  Stelhing  und  Function  in 
der  Volkswirthschaft  und  seine  specifische  Benutzung,  vornemlich 
als  Standort  (Area,  Tenne)  für  Wohngebäude,  Verkaufslocale  (Läden) 
u.  s.  w. ,  hat  gleichfalls  eine  ganz  andere  technische  Seite  als  die 
Benutzung  des  übrigen  Bodens.  Diese  zwar  leicht  nachweisbaren 
und  zum  Theil  selbst  handgreiflichen  Unterschiede  sind  indessen 
bisher  von  der  Nationalökonomie  wenig  beachtet,  jedenfalls  in  ihrer 
grossen  Tragweite  nicht  erkannt  worden.  Namentlich  gilt  dies  von 
den  hochwichtigen  Folgen,  welche  die  Sonderstellung  des  „Woh- 
nungsbodens" in  der  Volkswirthschaft  für  das  Privateigeuthum  an 
diesem  Boden  mit  sich  bringt.  Es  ist  zur  Beurtheiluug  und  Prüfung 
dieser  Kategorie  des  privaten  Grundeigenthums  deshalb  nothwendig, 
mehr  als  dies  bei  den  anderen  Bodenarten  geboten  ist,  deren  wirtli- 
schaftlich-technische  Seite  grossentheils  als  bekannt  vorausgesetzt 
werden  kann ,  auf  die  Stellung  und  Function  des  Wohnungs- 
bodens und  die  Technik  seiner  Benutzung  hier  einzugehen  und 
unmittelbar  daran  die  Erörterung  der  principiellen  Frage  über  die 
Nothwendigkeit,  Entbehrlichkeit  und  den  etwaigen  Ersatz  des  Privat- 
eigenthums  an  diesem  Boden  anzuknüpfen.  Ausser  dem  Wohnungs- 
boden und  dem  Privateigeuthum  an  diesem  selbst  muss  aber  bei 
dem  innigen  und  im  Ganzen  sich  mit  der  Entwicklung  des  Städte- 
weseus  immer  inniger  gestaltenden  ökonomisch -technischen  Zu- 
sammenhange des  Bodens  mit  dem  Hause ^^)  auch  das  private 
Hauseigenthum  mit  in  die  Untersuchung  hineingezogen  werden. 
Die  letztere  betrifft  daher  das  private  Hausboden-  oder 
Wohnungsboden-  und  Hauseigenthum,  demnach  vornemlich 
das  städtische,  besonders  grossstädtische  private  Grund- 
und  Hauseigenthum.^'') 

§.353.     Die   ökonomisch-technischen   Eigenthümlich - 
keiten  des  Wohnungsbodens,  w^elche  für  das  Privateigeuthum 

^)  Allerdings  ain  Meisten  bei  dem  starken  „Vertikalwohnen"  oder  dem  gross- 
städtischen Hochbau,  wie  er,  theilweise  im  Gegensatz  zu  England,  bes.  auf  dem  Con- 
tinentc  herrscht  und  Dank  dem  Baustelienmonopol  zum  ,.Kasornenbau'*  ausartet.  Ein 
gewisser  Hochbau  oder  Bau  mehrstöckiger  Häuser  cuiplichlt  sich  aber  nicht  nur 
bis  zu  einer  gewissen  Grenze  überhaupt  wegen  des  Kostcnpuncts  (.umgekehrt: 
über  diese  Grenze  hinaus  vertheucrt  sich  der  Hochbau  auch  relativ,  p.  Stock- 
werk, s.  Band  II),  sondern  auch  wegen  der  Ersparung  an  horizontaler  Ent- 
fernung. P'auchcr  schlägt  hier  a.  a.  0.  (Anni.  14)  die  Vortheile  der  Londoner  und 
die  Nachtheile  der  continentalen  Wohnungsweisu  zu  hoch  an  (s.  Vicrteljahrschr.  XIII, 
121  ir.)  in  den  Grossstädten,  wogegen  die  dortigen  Nachtheile  und  hiesigen  Vorzüge 
unterschätzt  werden.     S.  Anui.  IS.     (Jeberhaupt  §.  353. 

**)  Am  Frappantesten  treten  die  darzulegenden  Verhältnisse  in  den  Grossstädten 
nicht  bei  den  eigentlichen  Privatinictli  wo  ii  n  u  ngen,  sondern  bei  den  gemie- 
theten  Läden,  bes.  in  den  verkehrsreiclien  Strassen,  hervor.  S.  Anm.  19  u.  Der 
Ausdruck  ..Wohnnngsbodcn'-,  „Wohnhaus"  begreift  im  Kolücndi-n  diese  l'^äile  mit  in  sieb. 
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an  letzterem  alle  eine  mehr  oder  weniger  abweichende  Stellung  von 
sonstigem  privatem  Grundeigenthum  begründen,  sind  die  folgenden. 

a)  Der  Werth  des  Wohnungsbodeus,  namentlich  der  städti- 
schen Grundstücke,  ist  in  besonders  hohem  Maasse  abhängig  von 
der  Lage  der  betreffenden  Grundstücke,  regelmässig  erheblich 
mehr  als  der  Werth  anderen  Bodens. 

Dies  erklärt  sich  zunächst  aus  der  fast  allgemein  unter  den 
Menschen  als  „socialen  Wesen"  verbreiteten  Sitte  des  örtlich 
nahen  Zusammenwohnens  auf  verhältnissmässig  engem 
Räume.  Diese  Sitte  zeigt  sich  schon  in  der  vorherrschenden 
dörflichen  Ansiedlungsweise  (statt  des  Einzelhofsystems  §.  328) 
und  bildet  sich  immer  mehr  im  Städtewesen,  am  Grossartigsten 
in  den  Gross-  und  Weltstädten  aus.  Sie  beruht  auf  wich- 
tigen Bedürfnissen  des  gegenseitigen  Schutzes  und  der  Unterstützung, 
des  bequemeren  Verkehrs,  auf  der  Pflege  vieler  Gemeinbedürfnisse 
(§.  141),  überhaupt  auf  den  Erfordernissen  des  Culturlebens.  Sie 
ist  insofern  eine  Consequenz  der  menschlichen  Natur  und,  in  ge- 
wissen Grenzen,  nothwendig  und  heilsam,  in  ihrer  Ausbildung  zum 
Städtewesen  Ursache  und  Wirkung  eines  wichtigen  Theils  des 
Processes  höherer  Cultur.  Die  Sitte  erhält  sich  aber  sodann,  trotz 
so  mancher  Schwierigkeiten,  welche  ihr  entgegen  treten,  in  Folge 
der  geringen  Fähigkeit  des  Menschen,  selbst  bei  sehr  ver- 
vollkommneten und  wohlfeilen  Communicationen,  einen  Gegen- 
stand beständigen,  regelmässigen,  z.  B.  täglichen  oder 
mehrmals  täglichen,'  Transports  zu  bilden.  Der  Grund  dafür 
liegt  weniger  in  der  Beschaffenheit  der  Communicationen  und 
Transportmittel,  welche  einer  ausserordentlichen  Vervollkommnung 
in  Hinsicht  auf  Sicherheit,  Schnelligkeit,  Bequemlichkeit  und  selbst 
AVoblfeilheit  fähig  sind,^'^)  als  in  dem  stets  unvermeidlichen  Zeit- 
aufwand, —  time  is  money — ,  ein  Aufwand,  welcher  günstigsten 
Falles  bei  jeder  grösseren  räumlichen  Trennung  der  Wohnungen 
geopfert  werden  muss,  abgesehen  davon,  dass  bei  einer  solchen 
Wohnungsweise  dann  die  Wirthschaft  und  Cultur  fördernden  Be- 
rührungen der  Individuen  vielfach  aufhören. ^^) 

^'')  Dies  zeigt  vor  Allem  London,  vgl.  darüber  F  a  u  c  li  c  r  auf  d.  Wiener  volksw. 
Congr.  1873,  Verh.  S.  150. 

^*')  Kechnet  man  in  Grossstädten  mit  vorwaltend  horizontaler  Ausdehnung ,  dass 
täglich  für  die  Geschäfts  weg  e  an  Zeit  —  über  diejenige  hinaus,  welche  für 
Spazierengeheu  zur  Erholung  u.  dgl.  erwünscht  sein  mag  und  insofern  auch  privat- 
und  nationalökonomisch  kein  Verlast  ist  —  für  Gehen,  Fahren,  Warten  (an  den  Balin- 
höfen  u.  s.  w.)  auch  nur  1  Stunde  verloren  geht,  so  ist  dies,  bei  300  Arbeitstagen 
und  lOstiüid.  Normalarbeitstage,  eben  30  Tage,  10  "/o  der  productiven  Zeit,  bei  Sstünd. 
Arbeitstage  (liberale  Professionen)  sogar   12V2  7o  dieser  Zeit.     In  Berlin  kann   man 
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Diese  zunächst  rein  natürliche,  aus  dem  menschlichen  Woh- 
nungswesen resultirende  Bedeutung  der  Lage  der  Grundstücke 
hat  nun  die  wichtigsten  Folgen  für  das  Private  ige  nthum  an 
diesem  Boden. 

«)  Bei  Wohnungsboden,  welcher  Privateige nthum  ist,  tritt 
diese  Bedeutung  für  den  Werth  der  Grundstücke  im  privatwirth- 
schaftlichen  System  in  der  Höhe  der  Grundrente  (und,  nach 
erfolgtem  Hausbau,  der  in  gleicher  Weise  wie  die  Grundrente  sich 
bildenden  Hausrente)  hervor.  Danach  bildet  sich,  unter  Zu- 
grundelegung des  landesüblichen  Zinsfusses  und  unter  Veranschlagung 
der  Sicherheit  des  Ptentenbezugs ,  durch  Kapitalisirung  der  Rente 
ein  mittlerer  Tauschwerth  des  Grundstücks  und  Hauses.  Mit 
diesem  fällt  der  jeweilige  Verkaufspreis  nicht  immer  zusammen, 
der  vielmehr  unter  dem  wechselnden  Einfluss  von  Angebot  und 
Nachfrage  und,  je  mehr  die  städtischen  Grundstücke  bei  der  „Frei- 
heit des  Grundeigenthums"  „Waare"  werden,  nach  dem  Gange 
der  Speculation  mehr  oder  weniger  davon  abweicht. 

ß)  Die  geschilderte  menschliche  Wohnungsweise,  besonders  in 
den  Städten,  ruft  namenthch  zahlreiche  Differenzen  in  den  Vor- 
zügen und  Nachtheilen  der  Lage  der  städtischen  Grundstücke 
hervor,  welchen  dann  Differenzen  der  Grund-  und  Hausrente,  des 
mittleren  Tauschwerths  und  des  speculativen  Preises  des  betreffen- 
den privaten  Grundeigenthums  entsprechen.  Auch  dies  sind  Ver- 
hältnisse, wie  sie  sich  zwar  specifisch  ebenso,  aber  dem  Grade  nach 
viel  weniger  bedeutsam  bei  anderem  Boden  finden.  Der  vorzüglich 
gelegene,  für  die  Wohnung  und  für  die  zahlreichen  specifisch  städti- 
schen gewerblichen,  politischen  und  Culturzwecke  (Läden!)  deshalb 
besonders  geeignete  Boden  erlangt  hierbei  wegen  seiner  unvermeid- 
lichen Beschränktheit  in  den  Städten  so  hervorragende  ökonomische 
Bedeutung,  dass  seine  Renten  und  daher  sein  Werth  für  den  Eigen- 
thümer  ausserordentlich  hoch  steigen  und  leicht  einen  monopo- 
listischen Character  bekommen.  Mit  der  weiteren,  durch  die 
vermehrte  Bevölkerung  gebotenen  Ausdehnung  des  städti- 
schen Weichbildes,  d.  h.  des  zusammenhängend  mit  städtischen 
Gebäuden,  Plätzen,  Strassen  u.  s.  w.  bedeckten  Bodens,  gewinnt 

für  viele  Berufe  schon  heute  diesen  Verlust  so  hoch  anschlagen.  \\'ie  erst  bei 
1 — 23töckigen  statt  4 — ßstöokigeu  Häusern  und  selbst  bei  Londoner  Couimunications- 
und Transportwesen !  Faucher  u.A.  m.  rechnen  wohl  (mit  Recht)  die  Nachtlieile  heraus, 
welche  bei  dem  Etagenbau  durch  die  tägliche  Ueberwindung  der  Steigungen  (Treppen) 
entstehen.  Man  kann  aber  die  Gegenrechnung  machen:  wieviel  Kraft  in  der  Hauswirth- 
schaft  selbst  erspart  wird  in  der  Etage  mit  horizontaler,  verglichen  mit  dem  kleinen  Hause 
mit  verticaler  Ausdehnungl 
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ein  immer  grösserer  Theil  der  städtischen  Grundstücke  und  Häuser 
diesen  Character. 

§.  354.  —  b)  Die  Bedeutung  des  Wohnungsbodens  in  den 
menschlichen  Wohnorten,  wiederum  vor  Allem  in  den  Städten,  die 
grössere  oder  geringere  Gunst  und  Ungunst  der  Lage  der  einzelnen 
Grundstücke  und  demnach  die  Höhe  und  der  Gang  der  Rente  und 
des  Werths  dieses  Grundeigenthums  hängt  zwar  nicht  ausschliess- 
lich, aber  ganz  überwiegend  von  allgemeinen  gesell- 
schaftlichen und  wirthschaftlichen  Ursachen,  nicht 
oder  nur  wenig  von  der  bewussten  wirthschaftlichen  Einzelthätigkeit 
des  Grundeigenthümers  ab.^-')  Diese  Sachlage  besteht  abermals  bei 
anderem  Boden  und  Grundeigenthum  kaum  je  in  gleichem  Maasse, 


^^)  Letzterer  Fall  liegt  allerdings  mitunter  vor,  z.  B.  wenn  ein  gewerbe-  und 
handeltreibender  Hauseigenthümer  etwa  seinen  Laden  durch  seine  Tüchtigkeit  und 
lleellität  in  Aufschwung  bringt  und  dadurch  Haus  und  Strasse  hebt.  Aber  hier  be- 
steht eben  nur  ein  zufälliger  Zusammenhang  zwischen  Hauseigenthümer  und  Laden- 
besitzer; in  letzterer,  nicht  in  ersterer  Hinsicht  liegt  eine  i)ersönliche  Leistung  vor. 
Grade  in  solchen  L  a  d  e  n  Verhältnissen  zeigt  sich  vielmehr,  wie  sehr  das  Privateigen- 
thum  am  städtischen  Boden  einfach  Ausbeutung  bewirkt.  Eine  noch  wenig  fi'equente 
Gegend  einer  Stadt ,  mit  neuen  Häusern ,  oder  bisher  ohne  oder  ohne  gute  Detail- 
geschäfte wird  z.  B.  zunächst  durch  die  Inhaber  der  letzteren  gehoben.  Die  Früchte 
einer  oft  sehr  bedeutenden  individuellen  Arbeitsamkeit  und  selbst  Kapitalverweudung 
fallen  dem  Ladeninhaber  aber  nur  für  die  erste  Miethperiode  allein  zu.  Hinterher 
muss  er  sie  ganz  oder  grossentheils  in  der  leicht  durchzusetzenden  Miethsteigerung  dem 
Hauseigenthümer  überlassen,  jedenfalls  sie  mit  diesem  theilen.  Und  von  nun  an 
arbeitet  und  müht  sich  der  Ladeninhaber  wesentlich  für  diesen :  -  ein  ungleich 
ungünstigeres  ökonomisches  Vcrhältniss  als  die  „mittelalterlich-feudale"  Belastung 
des  Bauern  mit  Diensten  und  Abgaben  an  den  Grundherrn.  Denn  diese  Lasten  durften 
nicht  beliebig  gesteigert  und,  wenn  der  Bauer  seine  Pflichten  erfüllte,  er  nicht  ver- 
trieben werden.  Jener  grossstädtische  Ladenbesitzer  wird  beständig  gesteigert,  eventuell 
sofort  vertrieben  und  muss  auch  noch  unter  der  oft  so  unreellen  Concurrenz  der  Berufs- 
genossen —  z.  Th.  auch  wieder  einer  M'irkung  der  Miethschraube  —  leiden,  Alles  schliesslich 
zurVcrgrösserung  des  Einkommens  des  Hausherrn.  An  die  Scholle  gebunden  ist  er  aller- 
dings nicht,  „persönlich  frei'' ,  d.  h.  er  kann  beim  Ablaufseiner  Miethzeit  gehen  und  —  wieder 
von  vorne  anfangen.  Li  solchen  Fällen,  welche  typisch  für  grossstädtische  Detailgeschäfte 
sind,  weil  deren  Kundschaft  vornemlich  eine  locale  ist,  und  welche  zu  Hunderten  leicht 
constatirt  werden,  zeigt  sich,  dass  in  der  That  das  private  Grund-  und  Hauseigenthuin 
zu  einer  ökonomischen  Ausbeutung  führen  kann,  welche  oft  in  der  Unfreiheit  nicht 
erreicht  wird.  Denn  eine  solche  Sachlage  uöthigt  in  den  „milden  Formen  des  Eigen- 
thumsrechts"  zu  einer  persönlichen  Anstrengung,  wie  sie  die  Furcht  und  Strenge  des 
Herrn  aus  den  Unfreien  nicht  herauspresst.  Die  „sociale  Unabhängigkeit"  der  „freien 
und  gleichen  Staatsbürger"  ist  in  solchen  Fällen  natürlich  auch  eine  Fiction.  Nicht 
ohne  Grund  sind  die  „Hausbesitzer"  in  der  modernen  grossstädtischen  Posse  (Wien, 
Berlin!)  die  Typen  des  Tyrannen  und  des  Ausbeuters.  Leider  eine  furchtbar  ernste 
Sache,  wenn  man  an  die  Pariser  Commune  denkt,  deren  Zusammenhang  mit  Wohnungs- 
und Miethverhältnissen  olt  hervorgehoben  worden  ist:  ein  Drittel  des  Einkommens 
der  „kleinen  Leute"  auf  Miethe  verwandt!  —  Das  Beispiel  der  Ladeninhaber  liefert 
auch  eine  gute  ironische  Illustration  zur  Theorie  der  Begründung  des  Privat- 
eigenthums  auf  Arbeit,  weit  mehr  als  die  gewöhnliche  Arbeiterstellung  (§,  303,  304). 
Auf  „Arbeit"  beruht  das  Einkommen  des  Hausbesitzers  hier  allerdings,  aber  auf  der 
Arbeit  des  Anderen  (sobald  eine  billige  Kapitalverzinsung  für  das  Haus  in  Abzug 
gebracht  wird).  Nicht  das  „Kapital",  sondern  das  „Grundeigenthum"  ist  aber  hier 
das  Mittel  der  Ausbeutung. 
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sondern  nur  ausnalimsweise  annähernd  ähnlich,  während  sie 
im  obigen  Falle  Regel  ist.  Die  allgemeine  und  besonders  die 
locale  Ab-  und  Zunahme  der  Bevölkerung  und  der  Verkehrsrichtung, 
die  Bewegung  der  Volkswirthschaft,  namentlich  die  Entwicklung 
von  Industrie  und  Handel,  die  Gestaltung  der  Communications-, 
der  Geld-  und  Creditverhältnisse  und  des  Zinsfusses,  der  Gang  des 
politischen  Lebens,  die  bezügliche  wirthsc haftliche  Gesetzgebung, 
z.  B.  über  das  Zugrecht,  die  Eheschliessung,  Gewerbeordnung,  die 
Massnahmen  der  Zwangsgemeinwirthschaften ,  Staat,  Gemeinde  in 
Communalsachen  u.  s.  w.,  das  sind  die  grossen  entscheidenden 
„Conjuneturen"  für  den  städtischen  Boden  und  das  dortige 
Grund-  und  Hauseigenthum.  Die  Consequenzen  dieser  Verbältnisse 
für  letzteres  sind  ausserordentlich  wichtig  für  die  principielle  Seite 
der  Privateigenthumsfrage. 

a)  Die  Wechselfälle  günstiger  wie  ungünstiger  Art,  welche 
aus  dem  Wechsel  jener  Conjuucturen  für  die  Höhe  der  Rente  und 
des  Werths  des  Bodens  und  Hauses  hervorgehen,  tretfen  bei  der 
Institution  des  privaten  Grundeigenthums  den  städtischen  Grund- 
und  Hausbesitzer  kraft  seines  Eigenthumsrechts,  wie  nach 
der  Privateigenthumsordnung  regelmässig  (§.  76,  80),  Die  Wirkung 
dieses  Verhältnisses  ist  jedoch  wieder  gewöhnlich  specifisch  ver- 
schieden von  der  gleichen  Wirkung  bei  beweglichem  Privat- 
eigentbum  und  wenigstens  dem  Grade  nach  auch  wie  bei  anderem 
Grundeigenthum.  Der  Grund  liegt  einmal  darin,  dass  es  sich 
nicht  nur  wie  bei  allem  Boden  um  ein  Privateigenthum  an  einem 
nicht  beliebig  vermehrbaren  Xaturfactor,  sondern  um  das  Eigentbum 
an  einem  wegen  des  massgebenden  Moments  der  Lage  absolut 
stark  beschränkten  Natiirfactor  und  um  die  begrenzte  Be- 
nutzbarkeit  desselben  grade  nur  für  Gebäude  und  bestimmte 
städtische  Zwecke  handelt;  ^^)  sodauu  dariu,  dass  die  Conjuucturen 
wenigstens  in  ganzen  Zeitaltern,  wenn  auch  mit  gelegentlichen 
kleinen  Rückschlägen,  in  einer  Richtung,  günstig  oder  ungünstig, 
renten- und  werthsteigernd  oder  mindernd  und  dabei  meistens  ver- 
hältuissniässig  rasch  und  stark  wirken.  Das  städtische  Grund-  und 
Hauseigenthum  ist  daher  ein  typisches  Beispiel  für  den  werthbe- 
stimmenden  EinÜuss  der  Conjunctur,  unabhängig  von  dem  Willen 
und  Thun  des  Eigenthümers,  des  „Privatwirths".  2^) 

-")  Letzteres  ist  z.  B.  ein  Naclithcil  für  stiidtisclies  ürundeigenthum  in  stark  heiab- 
komuiemlen  Orten. 

-*)  Der  nicht  seltene  Einwand  der  Praktiker,   dass  der  Eigenthüuier  beweglicher 
Güter  dieselben  güustigen  und  un^^unatigcn  iJlianicn  wie  der  Gruiidbe=itzer  iaiiie,  treli'en 
A.   Wii-ucr,  Vylkswutlisoliattslehie.     1.  -12 
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ß)  In  Zeiten  des  wirthscliaftlicben  Fortschritts,  bei 
steigender  allgemeiner  und  besonders  städtischer  Bevölkerung, 
wachsendem  Volksreichthum ,  günstiger  Entwicklung  der  „städti- 
schen Nahrungszweige''  u.  s.  w.  sind  die  Conjuncturen  im  Ganzen 
dauernd  vor  t  heil  halt  für  das  städtische  Grund-  und  Hauseigen- 
thum,  natürlich  vor  Allem  in  den  von  dieser  Entwicklung  am  Meisten 
betroffenen  Wohnorten :  den  Sitzen  der  Industrie,  des  Bergbaus,  des 
Handels,  der  grossen  öffentlichen  Institute  und  Behörden  des  Staats, 
überhaupt  in  den  Grossstädten. ^^)  Demnach  geniesst  der  Privat- 
eigenthümer  hier  in  ungewöhnlichem  Grade  einen  Gewinn  in  seinem 
Einkommen  aus  der  steigenden  Kente  des  Grundstücks  und 
Hauses  und  in  seinem  Vermögen  in  dem  steigenden  Werthe 
beider.  Und  zwar  ganz  ohne  oder  ohne  entsprechende  eigene 
ökonomische  Gegenleistungen,  auf  Kosten  der  übrigen  Bevölkerung, 
welche  in  höheren  Pacht-  oder  Mietbpreisen  und  Preisen  der  unter 
dem  Einfluss  letzterer  gestiegenen  Producte  genöthigt  ist,  einen 
Theil  ihres  Einkommens  an  den  Grund-  und  Hausbesitzer  ohne 
Entgelt  zu  übertragen.  Denn  nur  ein  Theil  der,  Miethe  u.  s.  w. 
characterisirt  sich  ökonomisch  als  Entgelt  nach  den  gewöhnlichen 
Preisbestimmungsgründen  des  freien  Verkehrs,  ein  anderer  Theil 
nur  als  erzwungene  Zahlung  oder  als  Nothpreis  des  Käufers 
wegen  der  monopolistischen  Stellung  des  Verkäufers,  d.  h.  hier  des 
privaten  Grund-  und  llauseigenthümers.-^)  Sogar  die  bedeutenden 
Verwendungen  aus  öffentlichen  Mitteln  des  Staats  und 
besonders  der  Gemeinde,  —  also  m.  a.  W.  aus  den  Mitteln  der 
gesammten  Bevölkerung  und  bei  der  bestehenden  Besteuerung  und 
deren  Wirkungen  grossentheils  aus  den  Mitteln  der  nicht -grund- 
besitzenden Bevölkerung,^^)  —  für  Strassen,  Reinlichkeit,  Gesund- 
heit, Sicherheit,  Unterrichtswesen  u.  s.  w.  haben  schliesslich  die 
Tendenz,  die  Höhe  der  Renten  und  den  Werth  des  städtischen 
Grund-  und  Gebäudeeigenthums  zu  steigern,   weil  die  Vermehrung 

daher  nicht  zu.  Momentan  tann  freilicli  auch  der  Besitzer  beweglicher  Guter  ausser- 
ordentliche Conjujicturengewinne  beziehen,  aber  sofort  äussert  sich  dann  die  Concurrenz: 
neue  locale  Production  oder  Herbeischallüng  der  (iuter  aus  der  Ferne.  Bei  Grund- 
und  Hauseigenthum  erfolgt  die  Ausgleichung  viel  langsamer  und  oft  bes.  bei  städtisclien 
Immobilien  gar  nicht,  weil  die  betreuende  „Lage"  jede  Concurrenz  unwirksam  maciit. 
Man  beobachtet  dies  z.  B.  daran,  dass  die  ungünstigen  Conjuncturen  (z.  B.  in  Berlin 
seit  1874)  die  Miethpreise  in  den  besten  Gegenden  gar  nicht,  die  Verkaufspreise 
kaum  berühren. 

2^)  Vgl.  0.  §.  78  Anm.  10  (S.  8G)  über  Berlin. 

-")  Näheres  in  der  Lehre  vom  Preise  im  Band  IL 

-■')  Z.  B.  wo,  wie  in  Berlin,  die  hauptsächlichen  städtischen  Steuern  Mieth-  (vum 
Miether  entrichtete  Wohnungs-j  und  Einkommensteuern  sind. 
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der  städtischen  Bevölkerung  dadurch  begünstigt  wird.  In  solchen 
Fällen  profitirt  der  städtische  Grundbesitz  doppelt  und  die  nicht- 
grundbesitzende  Bevölkerung  giebt  selbst  in  den  Steuern  das  Geld 
zu  den  Ausgaben  her,  welche  indirect  zu  einer  neuen  Steigerung 
der  Miethen  für  sie  führen,  leidet  also  doppelt. ^^) 

§.  355.  —  c)  Der  Conjuncturengewinn  aus  dem  Steigen  der 
städtischen  Grund-  und  Hausrenten  wird  in  Speculationszeiten 
gern  und  leicht  realisirt  durch  den  Verkauf  und  die  Credit- 
aufnahme  gegen  Verpfändung  des  Grundstückes  und  Hauses. 
Der  Verkaufspreis  ist  die  kapitalisirte  Kente,  —  in  Zeiten  günstiger 
Conjunctur  höher  als  der  jetzigen  Kente  und  dem  allgemeinen 
Zinsfuss  entspricht,  weil  ein  Steigen  der  Rente  von  der  Speculation 
anticipirt  wird.  Der  Beleihungsbetrag  im  Hypothekengeschäft  ist 
eine  im  Ganzen  einigermassen  gleiche  Quote  dieses  Verkaufspreises. 
Verkauf  und  Verpfändung  verschaffen  also  sofort  für  jede  Ren- 
tensteigerung ein  starkes  Multiplum  an  Gewinn,  in  Ge- 
mässheit  des  zu  Grunde  gelegten  Zinsfusses,  bei  uns  mithin  oft 
das  15 — 20 — 25  fache  der  einzelnen  Rentensteigerung.  Die  privaten 
Grundeigenthümer  vermehren  somit  ihr  Vermögen  wiederum  nur 
Dank  der  Conjunctur  in  ausserordentlichem  Maasse  und  gelangen 
durch  Verkauf  oder  Verpfändung  ihres  Besitzthums  in  das  Eigen- 
thum  eines  entsprechenden  Theils  des  Nationalkapitals,  welcher  ihr 
Privatkapital  wird:  verwandeln  sich  so  ohne  eine  eigene  „Spar- 
thätigkeit'^  in  „Kapitalisten''  (§.  301,  302). 

Aus  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  einmal  das  grosse  In- 
teresse der  Eigenthümer  an  jeder  Miethsteigerung,  — 
nicht  oder  doch  nicht  in  erster  Linie,  um  dieser  selbst  Willen, 
sondern  um  darin  eine  Grundlage  für  die  Berechnung  eines  höheren 
Verkaufs-  und  Beleihungswerths  des  Hauses  zu  haben;  sodann 
erklärt  sich  so  die  Neigung  zum  beständigen  Besitzwechsel 
der  Grundstücke  und  Häuser,  um  durch  Kapitalisirung  die  Con- 
juncturenrente  zu  realisiren. 

'^)  Die  ßichtigkeit  der  Forderung,  dass  die  Gemeindebesteuerung,  bes.  in  städti- 
schen Gemeinden ,  überall  vornemlich,  ähnlich  wie  in  England,  in  Grund-  und  Haus- 
steuern bestehe,  ergiebt  sich  aus  dem  Gesagten.  Uarin  haben  deutsche  iVcihändlerische 
Kationalökonomen,  wie  Faucher,  ivecht.  Bei  blosser  Einkommenbesteuerung  mUsste 
jedenfalls  die  Rente  des  Grundeigenthümers  ausgiebigst  angerechnet  und  hoher  be- 
steuert werden.  Die  Befürchtung,  dass  diese  Steuern  vom  Eigenthümer  sofort  fort- 
gewälzt wurden  auf  den  :Miether,  ist  praktisch  niclit  sehr  begründet,  denn  die  Mieth- 
preise  sind  so  \vie  so  schon  gcwöhnlicli  Monopolpreise  oder  maximale  Notlipreise  des 
Käufers,  die  ohne  Steigerung  der  Zahlungsfähigkeit  des  letzteren  niclit  weiter  steigen 
können.  Vgl.  Schönberg  auf  d.  Elsen.  Congr.  1872,  Veih.  S.  24.j;  Wiss,  Wuh- 
uungsfragc  in  Deutschland,  S.  27. 

42  * 
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Dadurch  werden  die  städtischen  Grundstücke  immer  mehr  zur 
„Waare'',  zum  Speculationsgegeustand ,  das  Immobil  wird  ein 
Handelsobject  wie  ein  Mobil :  der  Grundstück-  und  Hauserwerb 
erfolgt  oftmals  nicht  sowohl  um  der  eigenen  Benutzung  oder  wenig- 
stens um  der  Kapitalanlage  und  des  Renteubezugs  Willen,  sondern 
um  an  der  Preisdifferenz  zu  gewinnen  —  und  gewöhnliche 
Börsen-  und  Differenzgeschäfte  knüpfen  sich  an  das  städtische 
private  Grundeigenthum  an.-*^) 

Diese  Entwicklung  wird  besonders  durch  drei  Umstände  be- 
günstigt, einmal  dadurch,  dass  es  sich  eben  um  städtische 
Objecte  handelt,  denn  die  Städte  sind  die  Hauptsitze  des  mobilen 
Kapitals,  des  Geldkapitals  insbesondere.  Vermehrungen  des 
letzteren,  wieder  vornemlich  in  Folge  von  „CoDJuncturen",  williger 
und  billiger  Credit,  bankmässige  Organisation  desselben,  besonders 
im  Hypotheken wcsen ,  sinkender  Zinsfuss  u.  s.  w.  äussern  daher 
ihre  Wirkungen  —  nach  dem  Werthpapierverkehr  —  zuerst  ge- 
wöhnlich auf  das  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum .  seinen 
Umsatz,  seine  Beleihung,  erst  später  und  in  geringerem  Grade 
auf  andres  Grundeigenthum.  Sodann  ist  die  neuere  Auf- 
fassung vom  absoluten  Privateigenthum  dadurch  günstig 
für  diese  Entwicklung  gewesen,  .dass  sie  zu  einer  principielleu 
gesetzlichen  Erleichterung  der  Rechtsformen  für 
Eigenthums Wechsel  und  Verpfändung  führte.  Endlich 
ist  der  Mangel  einö-s  richtigen  socialökonomischen 
Steuer  rechts  von  Bedeutung,  da  die  Aufgabe  einer  Erfassung 
derConjuncturengewinne  desPrivateigenthums  durch  die  Besteuerung 
für  die  Gesellschaft  praktisch  so  gut  wie  gar  nicht  in  unseren 
Staaten  gelöst  ist  und  sogar  in  der  Theorie  bisher  kaum  gestellt 
wurde.  ^^) 


-'')  So  mehrfach  iii  Berlin  IbTl  11'.     Vgl.  Engel's  gen.  Referat. 

-'')  Bei  einem  Anicauf  des  Hauses  zu  einem  hohen  Conjunctureuwerth  wird  der 
Käufer  öfters  zunächst  (und  wenn  die  Gonjunctur  bald  einmal  eine  Zeitlaug  um- 
schlägt oder  zu  tlieuer  gekauft  wurde,  auch  länger)  von  dem  Kapital,  welches  ihm 
das  Haus  kostet,  nur  eine  massige  Kente,  z.  B.  4  —  5  "/o  beziehen.  EigenthUmlichcr 
Weise  wird  diese  Thatsache  von  Praktikern  oft  als  Beweis  gegen  die  ganze  Grund- 
renteutheorie  und  gegen  die  im  Te.xte  gegebene  Lehre  angeführt:  hier  komme  doch 
}!,'ar  kein  Extragewinn  vor.  Allerdings  einstweilen  nicht  für  den  Käufer,  aber  der 
Zins,  welciien  der  Vorkäufer  aus  dem  Kaufkapital  zieht,  ist  ja  zum  Theil  nur  verhüllte 
Grundrente.  Ein  Theil  des  Nationaleinkommens  und  des  Privateinkommens  der  Miether 
wird  an  den  Hauseigcnthümer  iibertragen.  Dem  früheren  Besitzer  ist  es  nur  ge- 
lungen, die  Grundrente  zu  kapitalisiren,  die  ihm  nunmehr  in  der  Foim  des  Zinses, 
aber  reell  nach  wie  vor  als  Grundrente  zulliesst,  —  Ein  anderer  Einwand  hängt  mit 
der  Theorie  zusammen,  welche  Gneist  auf  dem  volkswirthschaftlichen  Congress  in 
Wien  in  der  Wohnungbfrajje  vertreten  hat  (s.  o.  Anm.  14)  und  berührt  sich  auch  mit 
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§.  356.  —  cl)  Eine  weitere  besondere  ökonomisch -technische 
Eigenthümlichkeit  des  städtischen  Wohnungsbodens  zeigt  sich  bei 
den  sogen.  Baustellen.  Dies  sind  noch  unbebaute  Grundstücke, 
welche  wegen  ihrer  Lage  zu  städtischen  Gebäuden  und  Zwecken 
geeignet  sind  und  von  ihrem  Eigenthiimer  daher  hierfür  bestimmt 
werden,  oftmals  indem  sie  ihrer  bisherigen  landwirthschaftlichen, 
Gartenbenutzung  u.  s.  w.  sofort  entzogen  werden,  z.  B.  an  der 
Peripherie  der  grossen  Städte,  aber  mitunter  auch  noch  mitten  in 
den  bereits  lange  bebauten  Vierteln,  an  städtischen  Strassen  zwischen 
Wohngebäuden.  Hier  besteht  nun  die  Eigenthümlichkeit  darin, 
dass  diese  städtischen  Baustellen  absichtlich  längere  Zeit  der  Be- 
bauung vorenthalten  werden  und  ganz  unbenutzt  liegen,  also  auch 
einstweilen  keinen  Ertrag  geben,  freilich  auch  keine  oder  ganz 
unwesentliche  Kosten  machen,  weil  eine  Hineinwendung  von  Arbeit 
und  Kapital  nicht  erfolgt.  Mit  der  Zeit  aber  erzielt  dennoch  der 
Eigenthümer,  welcher  als  solcher  die  Hände  WTh'tlich  ganz  in  den 
Schooss  legt  und  vielfach  wie  gesagt  sogar  die  bisherige  ander- 
weite Benutzung  der  Grundstücke  einstellt,  gleichwohl  einen  oft 
bedeutenden  Gewinn  aus  derjenigen  Werth Steigerung,  welche 
den  Baustellen,  oft  in  kurzer  Zeit,  durch  die  allgemeinen  Fortschritte 


der  (zu  weitgehenden)  Schaff le'schen  Auffassung;  der  Eente  als  eines  wie  eine 
Prämie  für  individuelle  Leistung  wirkenden  Einkommens  einer  Person  (Theor.  d. 
ausschliess.  Absatzverhältnisse,  auch  System  3.  Aufl.  II,  76  ff.,  539;  Kapitalismus 
S.  715  ff.).  Grade  die  Aussicht  auf  den  möglichen  grossen  Extragewinn  aus  gün- 
stiger Conjunctur  des  städtischen  Grand-  imd  Hauseigenthums  gilt  hier  als  die  Potenz, 
welche  im  Gesammtin  teresse  ziim  Hausbau  aus  speculativen  Gründen 
und  damit  zur  Befriedigung  der  Wohnungsbedürfnisse  führe:  Beseitigung 
oder  wesentliche  Beschränkung  dieser  Aussicht  wirke  also  nachtheilig.  ]SlUssc  mau 
sich  nur  mit  dem  oft  zur  massigen  Verzinsung  des  Baukapitals  oder  vollends  des 
ganzen  Grand-  und  Hauspreises  kaum  ausreichenden  laufenden  Miethzinse  begnügen, 
so  werde  wenig  Privatkapital  zum  Bau  neuer  und  zum  Ankauf  fertiger  Häuser  strömen, 
also  das  Wohnungsbedürfniss  vollends  unbefriedigt  bleiben.  Erst  durch  Auflösung  des 
beim  Hausverkauf  realisirten  (Tcwinns  in  einen  Zuschlag  zur  ^liethrentc  erreiche 
letztere  gewöhnlich  eine  genugendc  Höhe,  welche  zum  Bauen  für  eigenen  Besitz  und 
Vermiethen  oder  ztim  Bauen  auf  Speculation  behufs  Verkaufs  des  Hauses  ansporne.  — 
Diese  Beweisführung  entspricht  ganz  der  rein  privatwirthschaftlichen  Auf- 
fassung der  Smith 'sehen  Nationalökonomie.  Es  werden  die  liebelst  ände  dieses 
Bauens  auf  Gewinn  übersehen,  welche  höchstens  dann  unbedingt  in  den  Kauf  zu 
nehmen  wären,  wenn  die  ge  moin  wir  ths  ch  af  tliche  Fürsorge  als  unansführliav 
oder  schlechter  wirkend  zuvor  erwiesen  wäre.  Auf  das  Privateigcnthum  an  blossen 
Baustellen  bezieht  sich  diese  Rechtfertigung  überhaupt  nicht:  dies  bewirkt  aber  schon 
eine  starke  Vertheuerung  des  städtischen  Bauens.  Das  auf  dieses  Speculationsprincip 
basirte  Bauen  selbst  führt  zu  den  schlimmen  Excessen,  welche  alle  unsere  Gro.ssstädtc 
gesehen  haben ,  daher  denn  auch  zu  den  grossen  Kückschlägen  und  Krisen  im  Bau- 
gewerbe und  Hausbesitz,  zu  der  übertriebenen  Herbeiziehung  und  Beschäftigung  der 
Arbeiter  zu  momentan  übermässigen  Löhnen  und  zur  Entlassung  und  Brotlosigkeit  der 
Arbeiter  hinterher.  Der  grossstädtische  speculative  Privat- H  a  u  s  bau  hat  hier  ähnliche 
unvermeidliche  Nachtheile  wie  der  speculative  Privat-Eisen  bahn  bau,  §.  24-4a. 
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des  städtischen  Gemeinwesens  zu  Tiieil  wird.  Dadurch  entsteht 
eine  grössere  Nachfrage  nach  Baustellen,  während  gleichzeitig  das 
Angebot  der  letzteren  aus  Speculationsgründen  künstlich  möglichst 
vermindert  wird,  wozu  das  private  Eigenthum  die  rechtliche  Hand- 
habe giebt.  Der  monopolistische  Character  des  städtischen 
Grundeigenthums  tritt  hierbei  besonders  frappant  hervor. 2^) 

Begünstigt  wird  dieser  Aufkauf  von  Baustellen  zu  Speculations- 
zwecken  durch  dieselben  Umstände,  welche  am  Schluss  des  vorigen 
§.  augeführt  wurden.  Die  mangelnde  oder  rein  nominelle 
Besteuerung  (z.  B.  mit  der  alten  agrarischen  Grundsteuer,  wie 
in  Preussen !)  erleichtert  die  Operation  besonders.  Da  es  sich  auch 
nur  um  verhältnissmässig  kleine  Grundstücke  im  einzelnen  Fall 
handelt,  ist  für  den  Eigenthümer  der  entgehende  Gewinn  aus  einer 
anderen  Benutzung  meist  unbedeutend,  wenn  er  auch  im  Ganzen 
für  das  Gemeinwesen,  z.  B.  bei  der  Einziehung  von  Gemüsegärten, 
Aeckern,  Wiesen  fühlbar  ist.  Zwischenbenutzungen,  z.  B.  als  Holz- 
und  Kohlenplätze,  Zimmerplätze  sind  ohnehin  nicht  ausgeschlossen. 

Bei  keiner  anderen  Bodenart  zeigt  sich  etwas  der  Baustellen- 
speculation  Analoges  in  irgend  nennenswerthem  Umfange,  höchstens 
mit  einer  partiellen  Ausnahme  in  Bezug  auf  Bergwerksland.  Vor 
Allem  der  ländliche  Boden  gestattet  nichts  dergleichen.  Denn 
wenn  gleich  auch  er  an  dem  ökonomisch  vom  Eigenthümer  nicht 
verdienten  Conjuncturengewinn  Theil  nimmt,  so  ist  die  Werth- 
steigerung  doch  hier  zu  langsam,  um  den  Boden  mittlerweile  ganz 
ruhen  zu  lassen,  auch  handelt  es  sich  um  grössere  Grundstücke 
und  daher  bedeutendere  Gewinuentgänge  und  der  ländliche  Boden 
muss  auch,  um  sich  nicht  wesentlich  zu  verschlechtern,  in  regel- 
mässiger Cultur  erhalten  werden. ^^) 

Die  künstliche  Vertheuerung  der  Baustellen  aber  müssen  schliess- 
lich die  Miether  in  höheren  Miethpreisen,  die  ganze  städtische  Be- 
völkerung im  Uebermaass  des  lästigen  und  ungesunden  Casernenbaus 


28)  Vgl.  bes.  Katkowski  a.  a.  0.  (s.  Anm.  14),  in  Bezug  auf  Wien;  Engel 
in  d.  Eisen.  Eeferat  über  Berlin.  S.  179  ff.  Auch  die  Debatten  auf  d.  Eisen,  u. 
Wiener  Congressen.  Bes.  begünstigt  -wird  das  Preissteigen  der  Baustellen  noch  durch 
Aufstellung  grosser  städtischer  Bebauungspläne  —  auf  dem  Papiere,  Anlegung  von 
Strassenzügen  u.  s.  w.  auf  leeren  Ackerfeldern,  wie  in  Berlin.     S.  Engel,  S.  206. 

29)  In  Einwanderungsländern,  welche  sich  rasch  durch  Colonisation  bevöllcern  und 
wo  namentlich  die  Städtegründung  und  das  Eisenbahnwesen  eine  wichtige  Eolle  sinelen, 
wie  bes.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica,  ist  lange  die  Specu- 
lation  in  „western  lands  and  townlofs"  in  Schwung  gewesen  und  bezieht  sich  hier  wohl 
auch  einmal  auf  den  noch  unbebauten  ländlichen  Boden  mit.  Jene  Speculation  ging 
bes.  vor  der  Krise  von  1SÖ7  hoch. 
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tragen,  welcher  Dotliwendig  wird,  um  die  Kosten  der  Baustelle  auf 
eine  grössere  Anzahl  AVohnungen  zu  vertheilen.  3**) 

§.357. —  e)  Die  üblichen  Rechtfertiguugsgriinde  endlich,  welche 
vom  Standpuncte  des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses 
und  zum  Theil  auch  vom  Standpuncte  richtiger  Socialpolitik  aus 
für  privates  Grundeigenthum  sprechen  und  zugleich  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  Institution  mit  erklären,  verlieren  für  städti- 
sches Grund-  und  Hauseigenthum  wenigstens  in  den  Städten  und 
besonders  wieder  in  den  Grossstädten  nach  den  obwaltenden 
Wohnungsverhältnissen  und  dem  Stande  der  Technik  ihre  Bedeutung 
so  gut  wie  vollständig. 

a)  Der  in  der  Landwirthschaft  nachweisbare  Zusammenhang 
zwischen  der  Entwicklung  des  privaten  Grundeigenthums  und  des 
intensiven  Bodenaubaus  (§.  329)  legt  zwar  den  Schluss  nahe,  dass 
der  Häuserbau,  zumal  der  grossartige  und  kostspielige  moderne 
grossstädtische,  aus  gleichen  ökonomisch -technischen  Gründen 
vollends  an  die  Voraussetzung  privaten  Grundeigenthums  gebunden 
sei,  als  intensivste  aller  Bodenanbauarten.  Die  geschichtlichen 
Thatsachen  würden  diesen  Schluss  bestätigen,  wenn  man  an  das 
ursprüngliche,  jedenfalls  zuerst  entstandene  Privateigenthum  an  der 
Hofstätte  (§.  330)  denkt,  ferner  an  die  frühzeitigere  Entwicklung 
der  Ablösung  von  Grundlasten  städtischer  Grundstücke  zur  Her- 
stellung freien  und  vollen  Privateigenthums^^)  in  unseren  mittel- 
alterlichen Städten,  im  Vergleich  mit  derselben  so  \äel  späteren 
Massregel  bei  dem  ländlichen  Grundeigenthum,  wo  die  Lasten- 
befreiung des  letzteren  gleichfalls  mit  im  Interesse  der  lutensivität 
des  Bodenbaus  erfolgt  ist. 


*•)  Ygl.  die  Daten  und  Berechnungen  von  Engel  a.  a.  0.  S.  180,  20;!.  Einzelne 
Berliner  Baugesellschaften  haben  einen  Theil  ihres  im  Grossen  erworbenen  Ten'ains 
in  wenig  Wochen  um  das  2  — 3 fache  i^r.  ORuthe  verkauft,  z.  B.  sind  Steigerungen 
von  140  auf  342,  von  90  auf  252,  von  SäVn  auf  264  Thlr.  in  1872  vorgekommen. 
Der  Sandboden  an  der  westlichen  Seite  von  Berlin,  vor  wenigen  Jahrzehnten  noch  zu 
einigen  lOÜ  Thlr.  per  Morgen  zu  haben,  ist  ganz  an  der  Peripherie  auf  3—400  Thlr. 
und  mehr  pr.  QRuthe  gestiegen,  in  den  besten  Gegenden  mitten  in  der  Stadt  auf 
2  — 3,— GOUO  Thlr.  „Jedes  100  Thlr.  pr.  DKuthe  belastet  dauernd  eine  Familien- 
wohnung von  c.  10  D  Ruthen  in  einstöckigen  Häusern  mindestens  mit  50  —  (iO ,  in 
zweistöckigen  mit  25 — 30,  in  dreistöckigen  mit  IT — 20  Thlr.  jährlichen  Miethzinses'", 
Engel  S.  ISl.  Freilich  verspeculirt  sich  die  Speculation  öfters,  die  Miethen  sinken 
vorübergehend  und  der  llauseigenthümer  muss  den  Verlust  tragen,  aber  der  unreelle, 
ökonomisch  unverdiente  Gewinn  des  ehemaligen  Grundeigenthümers  bleibt,  —  von 
ausnahmsweisen  Verlusten  an  Kestkaufgeldern  bei  Subhastatiouen  abgesehen:  kaum 
minder  bedenkliche  Verluste  des  Hausbesitzers  als  Gewinne  des  Grundbesitzers. 

^')  S.  Arnold,  z.  Gesch.  d.  Eigenth.  in  d.  deutschen  Städten,  Bas.  1861,  bes. 
Abschn.  1  u.  ü. 


664  Fünftes  Kapitel.     Das  allg-emeine  wirtliscliaftliclic  Verliehrsrccht. 

Indessen  liegen  die  Verhältnisse  doch  wesentlich  verschieden 
im  Landbau  und  in  unserem  städtischen  Häuserbau.  Der  letztere 
ist  eine  technische  Operation,  zu  der  der  Eigenthümer  als  solcher 
gar  nicht  befähigt  ist,  auch  meist  kein  Interesse  hat,  es  zu  werden, 
und  die  er,  im  Gegensatz  zu  dem  Normalfall  des  selbstwirthschaf- 
tenden  oder  ländlichen  Grundbesitzers,  der  Regel  nach  nicht  selbst 
leitet  oder  ausführt.  Der  ökonomisch-technische  Grund,  welcher  für 
die  Verbindung  von  Landwirth  und  Grundeigenthümer  und  auch 
für  Privatbetrieb  des  Landbaus  statt  des  Staats-  oder  Gemeinde- 
betriebs, z.  B.  im  Domänenwesen  spricht,  fällt  also  hier  fort.  Bau 
und  Erhaltung  von  städtischen  Gebäuden,  zumal  von  Miethcasernen, 
erfolgt  wesentlich  in  gleicher  Weise  durch  Techniker,  mag  es  sich 
um  Privat-  oder  öffentliche  Gebäude  handeln.  Soweit  aber  im 
Inneren  des  Hauses  mehr  die  zur  Erhaltung  nothwendige  Aufsicht, 
Fürsorge  und  Kapitalverwendung  (für  Reparatur  u.  s.  w.)  in  Be- 
tracht kommt,  welche  durch  öffentliche  Organe  schwerer  als  durch 
Private  geleistet  werden,  wird  die  bezügliche  Arbeit  und  Last 
wieder  meist  nicht  vom  Eigenthümer,  sondern  vom  Miether  über- 
nommen, bez.  in  den  üblichen  grossstädtischen  Miethverträgen  im 
heutigen  „freien  Vertragsrecht"  dem  Miether  aufgenöthigt,^^)  was 
jedenfalls  auch  hier  nicht  die  Unentbehrlichkeit  privaten  städti- 
schen Gruudeigenthums  zeigt, 

ß)  Hierzu  kommt  die  weitere  wesentliche  Verschiedenheit,  dass 
ein  einmal  fertiges  städtisches  Haus  in  der  Hauptsache  ein 
„steinernes  Kapital"  ist,  welches  im  einfachen  Wege  der  Ver- 
miethung  bei  geringer  laufender  Verwaltungsarbeit  und  unbedeuten- 
der neuer  Kapitalverwendung  für  Reparaturen  u.  s.  w.  (welche  ohne- 
hin, wie  bemerkt,  im  „System  der  freien  Contracte"  möglichst  dem 
Miether  zugeschoben  werden^^)),  wie  ein  Rentenfonds  seine 
Zinsen  mühelos  trägt.  Der  städtische  Hausbesitzer  kann  hier  nicht 
mit  dem  selbstwirthschaftcnden ,  sondern  nur  mit  dem  verpach- 
tenden ländlichen  Grundbesitzer  verglichen  werden.   Wo  aber  länd- 


"^)  Vgl.  das  Beispiel  eines  Berliner  Miethformulars  (nocli  nicht  das  schlimmste!) 
bei  Engel  a.  a.  0.  S.  177.  Die  Juristen  sagen:  „warum  unterschreiben  die  Miether 
solche  Verträge?  Thun  sie  es,  so  ist  es  doch  ihr  freier  Willensact .'•'  Die  Social- 
politiker  und  Natioiialökonomen  antworten:  „freiwillig  thun  sie  es  nicht,  eure  „Ver- 
tragsfreiheit" ist  den  thatsächliclien  Verhältnissen  gegenüber  hier  eine  Fiction ,  wie 
auch  sonst  so  oft.  Unterschreiben  sie  die  Contracte  nicht,  so  sind  sie  in  gewissen 
Conjuncturen  des  Wohnungswesens  obdachlos  —  und  haben  die  üblichen  polizeilichen 
Folgen  zu  gewärtigen." 

^^)  Auch  die  oft  nicht  unbedeutenden  Kosten  der  L  a  d  e  n  e  i  n  r  i  c  h  t  u  n  g  im  Hause 
trägt  der  Miether  meistens. 
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lieber  Pachtbetrieb  vorberrscht,  erweist  sieb  ebenfalls  ein  sonstiger 
Avicbtiger  Grnnd  für  privates  Grimdeigeutbum  binfällig. 

y)  Vergleicbt  man  endlicb  die  im  ländlichen  Grundstück,  z.  B. 
bei  bedeutenderen  Meliorationen  erfolgten  Kapitalfixirungen 
mit  denjenigen,  welche  der  Häuserbau  auf  dem  städtischen  Grund- 
stück darstellt,  so  waltet  ein  weiterer  wesentlicher  Unterschied  ob: 
das  ländliche  Grundstück  und  das  darein  fixirte  Kapital  gewähren 
stets  erst  in  fortdauernder  Verbindung  mit  anderen, 
immer  erneut  hinein  verwandten  (umlaufenden)  Kapi- 
talien und  Arbeitsleistungen  einen  Ertrag.  Zur  möglichst 
zweckmässigen  Herstellung  dieser  Verbindung  wird  im  volkswirth- 
schaftlichen  Produetionsinteresse  vielfach  Privateigenthum  am  Boden 
und  Selbstbetrieb  der  Landwirthschaft  durch  deh  Eigenthümer 
empfohlen.  Das  städtische  Grundstück  dagegen  mit  dem  einmal 
darauf  befindlichen  Hause  fungirt,  wie  gesagt,  im  Wesentlichen  wie 
ein  Rentenfonds.  Von  einer  eigentlichen  „Bewirthschaftung",  welche 
hier  auf  das  Privateigenthumsprincip  hinwiese,  ist  keine  Rede. 

J)  Und  wie  mit  diesen  ökonomisch -technischen  Seiten  verhält 
es  sich  beim  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthum  im  Vergleich 
mit  dem  ländlichen  auch  mit  den  wichtigen  socialpolitischen 
und  sittlichen  Seiten  der  Privateigenthumsinstitution :  so  schwer 
diese  Seiten  für  ländliches  Privateigenthum,  vornemlich  zwar 
für  bäuerliches,  jedoch  auch  für  Grossgruudbesitz  nach  dem  Früheren 
(§.  350)  ins  Gewicht  fallen,  so  gut  wie  völlig  fehlen  sie,  wenigstens 
unter  den  heutigen  grossstädtischen  Hauseigenthums-  und  Wohnungs- 
verhältnissen, bei  dem  städtischen  Grundeigenthum.  Die  auch  für 
die  gesammte  Volkswirthschaft  so  werthvolle,  weil  eminent  pro- 
duetive  und  conservativ  im  besten  Wortsiun  wirkende  per- 
sönliche Beziehung  des  ländlichen  Eigenthümers  zu  seinem 
Boden,  —  diese  Beziehung,  welche  auch  in  politischer,  socialer  und 
sittlicher  Hinsicht  so  günstig  wirkt  und  auf  dem  Laude  selbst  bei 
dem  verpachtenden  Grundeigenthümer  selten  ganz  fehlt,  weil  der- 
selbe sein  Gut  sich  und  seiner  Familie  gewöhnlich  dauernd  erhalten 
will,  —  sie  ist  selbst  in  kleinen  Städten  bei  vorherrschendem 
Eigenbewohnen  des  Hauses  nur  viel  schwächer,  in  grossen  Städten 
in  der  Regel  so  gut  wie  gar  nicht  vorhanden.  Das  Grundstück 
und  Haus  dient  besten  Falls  als  dauernde  Kapitalanlage  und  Mittel 
zur  Einkommensteigerung  durch  die  Mietlischraube,  oft  nur  als 
Speculationsobject.  Von  einer  socialen  Mission  imd  Function  dieses 
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Eigenthums  im  Gesammtinteresse  der  Gesellschaft  reden  zu  wollen, 
hiesse  allen  Thatsachen  Gewalt  anthun. 

§.  358.  Die  Folgen  dieser  ökonomisch  technischen  und  socialen 
Stellung  und  Function  des  privaten  städtischen  Grund-  und  Haus- 
eigenthums  in  der  modernen  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  sind 
hier  nur  insoweit  kurz  hervorzuheben,  als  sie  das  Bild  eben  dieser 
Stellung  und  Function  vervollständigen.  Näher  darauf  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  2*)  Die  Folgen  treten  am  Schlimmsten  in 
der  sogen.  Wohnungsnoth  zu  Tage,  welche  in  dem  städtischen 
privaten  Grund-  und  Hauseigenlhum  zwar  nicht  ihre  einzige,  aber 
eine  ihrer  vornehmsten  Ursachen  hat.  Diese  Wohnungsnoth  erstreckt 
sich  nicht  nur,  wie  gemeiniglich  angenommen  wird,  auf  die  unteren 
arbeitenden  Classen,  wenn  dieselben  auch  häufig  am  Meisten  unter 
ihr  leiden,  sondern  immer  mehr  auf  die  gesammte,  zur  Miethe 
wohnende  grossstädtische  und  mehr  und  mehr  schon  mittelstädtische 
Bevölkerung.  Sie  bildet  einen  wichtigen  Theil  der  Nothstände  der 
sogen,  socialen  Frage,  zeigt  deutlich,  dass  die  letztere  nicht  mit 
der  (engeren)  sogen.  Arbeiterfrage  identisch  ist  und  belehrt  die 
Mittelclassen  einmal  ad  hominem  über  die  Wirkungen  der  ökono- 
mischen Ausbeutungs-  und  socialen  Abhängigkeitsverhältnisse  des 
modernen  Wirthschaftssystems  der '  freien  Concurrenz.  Die  .Woh- 
nungsnoth äussert  sich  auch  nicht  nur,  wie  gleichfalls  oft  fälschlich 
angenommen  wird,  im  absoluten  Wohnungsmangel  und  der 
Theuerheit  der  Wohnungen,  sondern  zugleich  in  zwei  anderen 
nicht  minder  schlimmen  Uebelständen,  in  der  vielfach  schlech- 
ten und  ungesunden  Beschaffenheit  sowie  in  der  beständi- 
gen Unsicherheit  des  Tnnehabens  der  Wohnung  (Läden 
u.  s.  w.)  und  der  daraus  hervorgehenden  Abhängigkeit  der 
Miether,  d.  h.  des  grössten  Theils  der  Bevölkerung  vom  „Haus- 
oder ,,]\Iiethherrn",  der  einen  Classe  von  Privaten  von  der  anderen, 
zumal  bei  dem  üblichen,  durch  das  Monopol  des  städtischen  Grund- 
eigenthums  besonders  in  Speculationszeiten  durchgesetzten  System 
k  u  r  z  e  r  Miethcontracte. 

Es  darf  auch  nicht  tibersehen  werden,  dass  das  zweit  wich- 
tigste materielle  Bedürfniss  der  consumirenden  Privat- 
bevölkerung in  unseren  Städten  im  heutigen  System  hoch  ent- 
wickelter Arbeitstheilung  vermittelst  eines  anderen  Vertrags 
als  alle  übrigen  Hauptbedürfnisse  im  Verkehr   seiner  Befriedigung 

^)  Engel  a.  a.  0.  S.  164  If.  („Signatur   der  Wolinungsnoth") ,    meine    Aus- 
führungen eb.  S.  236  S.     S.  auch  0.  Anm.  14,  19,  30,  32. 
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entgegen  geführt  wird:  mittelst  des  Mi  et  h  Vertrags  statt  des 
sonst  allgemein  eintretenden  Kaufvertrags.  Der  Natur  der  Sache 
nach  bedingt  das  Miethgeschäft  im  Unterschied  vom  Kaufgeschäft 
stets  dauerndere  Verbindung  zwischen  den  Contrahenten, 
welche  wegen  der  geschilderten  Stellung  und  Function  des  Gruud- 
eigenthümers  und  wegen  des  LTmstands,  dass  es  sich  hier  im  Unter- 
schied vom  Einkauf  der  Nahrungsmittel,  Kleidung  u.  s.  w.,  um  ein 
Gegenüberstehen  einer  kleinen  Zahl  „Producenten"  (TTohnungs- 
vermiether)  und  grossen  Zahl  „Consumenten"  (Wohnungsmiether) 
handelt,   in   der  Regel   zu  Ungunsten   des  .,Piiblicums"  ausfällt.^"^) 

Die  periodischen  Rückschläge  der  Bauspeculation  drehen  zwar 
das  Verhältniss  mitunter  einmal  um,  aber  in  fortschreitenden  Ge- 
meinwesen nur  vorübergehend  und  ausserdem  liefern  sie  eine  ebenso 
bedenkliche  Ausgleichung  als  die  Krisen  gegenüber  anderen  Specu- 
lationen,  tragen  auch  als  „Reaction"  den  Keim  zu  neuer  „Action" 
in  sich,  wie  sie  selbst  aus  früherer  „Action"  hervorgegangen  sind. 

Schon  dieser  Umstand,  dass  das  Wohnungsbedürfniss  privat- 
rechtlich durch  einen  andern  Vertrag  als  die  übrigen  materiellen 
Bedürfnisse  befriedigt  wird,  hätte  auf  die  Nothwendigkeit  einer 
anderen  Stellung  des  Staats  zur  Wohnungsfrage  hinweisen  müssen, 
als  die  des  reinen  Laisser  faire  ist.  Nahe  zum  Vergleich  liegt  der 
Miethvertrag  zwischen  Herrschaft  und  Dienstboten,  welcher  auch 
meistens  eine  aparte  Behandlung  erhalten  hat. 

§.  359.  Nach  dem  Vorausgehenden  muss  über  das  private 
städtische  Grund-  und  Gebäudeeigenthum  wenigstens  vom  Interessen- 
standpuncte  der  volkswirthschaft liehen  Eiukommenver- 
th eilung  und  vom  socialpolitischen  Standpuncte  aus  ein 
durchaus  ungünstiges  Urtheil  gefällt  werden,  ungleich  mehr 
als  über  irgend  eine  andere  Art  des  Grnndeigenthums.  Dieses 
Urtheil  wiegt  aber  um  so  schwerer,  weil  auch  vom  Standpuncte 
des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  in  Bezug  auf 
die  sichere,  gute  und  billige  Befriedigung  des  Wohnungsbedürf- 
nisses  das  Urtheil  über  das  städtische  Grundeigeuthnm  jedenfalls 
nur  wenig  günstig  lautet:  Beleg  des  eben  die  „Wohnungsnoth" 
nach  ihren  hierhergehörigen  Seiten.     Die  Forderung   einer  grund- 


*®)  Man  kann  nicht  einwenden,  dass  jedes  Creditgeschäft  ähnliche  dauern- 
dere Verbindungen  bewirke.  Denn  bei  diesem  Geschäft  handelt  es  sich  meist  um 
doch  anders  wirkenden  Pro  du ctiv credit.  ^Vo  aber  Consomtiv credit  in  Betracht 
kommt,  ist  die  Lage  des  Schuldners  (dem  Analogon  des  Miethers)  auch  meist 
abhängig  genug. 
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sätzlichen  Abschaffung  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums 
wird  bei  dieser  Sachlage  wiederum  erklärlicher  und  gerechtfertigter 
als  die  gleiche  Forderung  in  irgend  einem  anderen  Falle. 

Die  Durchführung  einer  vollen  Beseitigung  dieses  Privat- 
eigen thums  würde  zwar  immer  noch  sehr  erhebliche  ökonomisch- 
technische Schwierigkeiten  bieten.  Indessen  ist  das  Postulat  doch 
auch  in  dieser  Hinsicht  günstiger  zu  beurtheilen  als  die  meisten 
ähnlichen  Forderungen  des  Socialismus  und  als  es  zunächst  scheinen 
könnte.  Es  Hesse  sich  nemlich  nicht  in  der  einfachen  Weise  vor- 
gehen, wie  bei  dem  ländlichen  Grundeigenthum,  besonders  den 
Grossgütern,  wenn  denn  einmal  hier  das  Privateigenthum  aufge- 
hoben werden  sollte,  neralich  so,  dass  man  das  an  die  Stelle  tretende 
„Gemeineigenthura"  (voraussetzungsweise  des  Staats)  nur 
zweckentsprechend  verzeitpachtete,  wie  heute  die  Do- 
mänen, wobei  im  Uebrigen  im  privatwirthschaftlichen  Productions- 
system  nichts  geändert  würde  (§.  345,  349).  Denn  die  Idee  eines 
Gemeineigenthums  am  städtischen  Boden  (voraussetzungsweise  der 
Gemeinde,  aber  unter  Controle  des  Staats)  und  einer  Verpach- 
tung der  Grundstücke  zum  Behuf  der  Bebauung  mit  Häusern  an 
Private  würde  bei  den  nothweudig  zu  fordernden  Cautelen  und 
Beschränkungen  für  die  bodenmiethenden  Hausbauer  schwerlich  in 
erforderlichem  Umfang  zu  realisiren  sein  oder  sie  führte  keine 
wesentliche  Abhilfe  der  Uebelstände  herbei,  welche  aus  dem  städti- 
schen privaten  Grundeigenthum  hervorgegangen  sind,  oder  sie  be- 
wirkte endlich  wahrscheinlich  eine  ])artielle  Vergeudung  von  Woh- 
nungsbaukapital und  damit  von  Nationalkapital.  Die  englisch- 
americanische  Bodenmiethe,  auf  welche  bei  uns  hie  und  da  von 
antisocialistischcn  Freunden  der  Wohnungsreform  hingewiesen  wor- 
den ist,  —  z,  B.  in  Vorschlägen  für  städtische  Communen,  die  ihnen 
gehörigen  städtischen  Baustelleu  nicht  zu  verkaufen,  sondern  zur 
Bebauung  zu  verpachten  — -  ebenso  wie  die  römisch-rechtliche  Super- 
ficies ^^)  sind  deswegen  keine  durchgreifenden  Hilfsmittel  gegen  die 
dargelegten  Uebelstände.  Kurze  Miethzeit  hindert  den  technisch- 
ökonomischen, besonders  nach  den  heutigen  Wohnungsbedingungen 
der  Grossstädte  erforderlichen  Hausbau,  lange  Miethzeit  giebt  dem 
Bodenmiether  oder  Superficiar  im  Wesentlichen  die  gleiche  ökono- 
mische und  sociale   Stellung   gegenüber  der  wohnungsbedürftigen 


36)  Vgl  darüber  z.B.  Puchta,  PaiKl.  §.  175,  Instit.  II.  §.  244;  Baron,  Panel. 
§.  183;  Degenkolb,  Platzrecht  u.  Mietho,  1867.  Betrachtungen  der  engl,  Boden- 
miethe hie  lind  da  in  d.  bezügl.  Aufs.  v.  J.  Fauch  er,  Wiss  u.  A. 
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Bevölkerung,  wie  sie  der  bisherige  Grund-  und  Hauseigeu- 
thümer  hat. 

Eine  Beseitigung  des  privaten  städtischen  Grundeigenthums 
involvirt  daher  wohl  grundsätzlich  auch  eine  Beseitigung  pri- 
vaten Hauseigenthums,  bez.  eines  privaten  dinglichen 
Nutzungsrechts  an  dem  Gebäude,  wie  es  in  der  römischen  Super- 
ficies liegt.  Die  nothwendige  Consequenz  wäre  also  auch  ein 
Gemeineigenthum  am  Hause  und  dann  entweder  unge- 
trenntes Eigenthum  von  Boden  und  Haus,  voraussetzungs- 
weise zu  Gunsten  der  Gemeinde,  oder  Gemeineigenthum 
am  Boden  für  den  Staat  und  beständiges  Nutzniessungs- 
recht  für  die  Gemeinde,  in  beiden  Fällen  aber  Hausbau 
durch,  bez.  auf  Rechnung  der  Gemeinde,  welche  im  letzten 
Falle  Superficiar  würde.  Zulässig  wäre  daher  für  das  städtische 
Grundstück  und  Haus  nur  die  Rechtsform:  Gemeingut  und 
Privatgenuss  (§.  326),  d.  h.  Vermiethuug  auf  (beschränkte)  Zeit 
an  die  Privaten. 

Wird  nun  auch  durch  diese  Consequenz  die  Durchführung 
des  Postulats  der  Beseitigung  des  städtischen  privaten  Grundeigen- 
thums erschwert,  im  Vergleich  mit  anderem  Boden,  so  muss  doch 
anderseits  anerkannt  werden,  dass  grade  die  specifische  ökonomisch- 
technische Bebauung  des  städtischen  Wohuungsbodens  mit  Häusern 
u.  s.  w.  durch  und  auf  Rechnung  der  öfientlichen  Gewalt  leichter 
durchzuführen  wäre,  als  die  Bebauung  des  ländlichen  Bodens,  — 
und  zwar  aus  den  oben  (§.  o57)  erwähnten  Gründen:  weil  die 
Ausführung  des  modernen  städtischen  Häuserbaus  für  Private, 
wie  für  öffentliche  Körper,  Staat,  Gemeinde  u.  s.  w.  im  Wesent- 
lichen ganz  auf  die  gleiche  Weise  erfolgen  würde,  wie  es  ja 
heute  schon  in  den  so  zahlreichen  Fällen  von  öffentlichen  Bauten 
geschieht.  Dieses  unmittelbare  Production sinteresse  der  Volks- 
wirthschaft,  dass  die  Häuser  u.  s.  w.  wirklich  und  zweckmässig 
hergestellt  würden,  wäre  daher  bei  einer  Abschaffung  des  Privat- 
eigenthums  wohl  zu  befriedigen. 

Bliebe  im  Uebrigen  aber  das  privatwirthschaftliche  Verkehrs- 
system erhalten,  dessen  Beseitigung  jedenfalls  keine  nothwendige 
Folge  der  Aufhebung  des  privaten  Grundeigenthums  ist  und  insolern 
auch  bei  dem  hier  erörterten  Gegenstand  gar  nicht  in  Frage  steht, 
so  würde  alsdann  die  Vertheiluug  der  Wohnungen  in  den  im  öftent- 
lichen  P^igeuthum  betindlichen  Gebäuden  freilich  doch  wieder  in 
der   Privatrechtsforra   der   Vermiethuni'-    auf    Zeit    nach    den 
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Grundsätzen  der  pri vatwirthschaftlicben  Concurrenz 
stattfinden  müssen.  Eine  Gewähr  des  beständigen  Inue- 
habens  einer  Wohnung  (eines  Ladens)  zu  gleichblei- 
bendem Miethzinse  Hesse  sich  also  auch  bei  einer  solchen 
Einrichtung  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  den 
Privaten  nicht  geben:  sie  würde  auch  nur  dahin  führen,  dass 
sonst  in  dem  verbleibenden  privatwirthschaftlichen 
System  nunmehr  bloss  die  Miether  statt  der  ehemaligen 
Eigenthümer  dieVortheile  der  günstigen  Conjuncturen 
in  ihrem  Einkommen  direct  oder  indirect  bezögen, 
(z.  B.  die  Inhaber  gut  gelegener  Verkaufslocale).  ^^)  Der  Nutzen 
der  Umgestaltung  ist  also  nicht  hierin,  sondern  in  der  Besei- 
tigung der  lästigsten  Ausbeutung  und  Abhängigkeit 
des  einen  Privaten  vom  anderen,  in  der  Uebertraguug 
der  Gewinne  aus  steigenden  Grund-  und  Hausrenten 
vom  müssigen  Privathausherrn  au  die  thätige  Gemein- 
schaft (die  Gemeinde,  Staat  ^^))  und  in  der  Ausscheidung 
eines  der  schlimmsten  Speculations gebiete  aus  dem 
Wirthschaft sieben  zu  suchen:  ein  immerhin  sehr  grosser 
Fortschritt  nach  dem  Ziele,  socialrechtliche  Ordnung  und  Gerech- 
tigkeit an  die  Stelle  der  heutigen  rein  privatrechtlichen  Regelung 
und  Ungerechtigkeit  und  der  dadurch  bedingten  Misswirthschaft  zu 
setzen.  Zugleich  würde  durch  eine  solche  Gestaltung  die  sonst 
bedenklichste  Schwierigkeit  von  allen,  welche  der  Beseitigung 
des  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  entgegenstehen, 


^')  Dies  wird  in  den  Vorschlägen  zur  Wohnungsrefonn ,  welche  den  bisherigen 
Mietheni  ein  dauerndes  Miethrccht  und  die  Sicherheit  verschallen  wollen,  nicht 
im  Miethzins  gesteigert  zu  werden,  stets  übersehen.  Vgl.  die  verschiedenen  Projecte, 
die  Engel  in  s.  Eisen.  Eeferat  bespricht,  inclusive  seines  eigenen  („Mietheractien- 
gesellschalV"),  von  dem  dasselbe  gelten  würde.  Ein  solches  dauerndes  privates  Mieth- 
recht  hätte  iur  den  Berechtigten  hinsichtlich  des  Grundrentenbezugs  und  mancher 
sonstiger  (iewinne,  welche  von  der  günstigen  Lage  des  Grundstücks  abhängen  (z.  B. 
für  den  Absatz  der  Detailgeschäfte  und  die  Preise  der  Waaren)  die  uemlichen  Folgen, 
wie  das  private  Eigenthumsrecht.  Grade  diese  Folgen  sind  vom  Standpuncte  der 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  in  socialpolitischer  Hinsicht  anzufechten.  Auch 
in  manchen  socialistischen  Vorschlägen  zur  Wohnungsreform,  z.  B.  denen  der  deutschen 
Socialdcmocratie  (Engel,  Ref.  S.  192),  wird  dies  noch  nicht  erkannt.  Erst  die  Be- 
seitigung des  privatwirthschaftlichen  oder  speculativen  Systems  würde  hier  Wandel 
schallen.  Sie  steht  aber  bei  jenen  Reformvorsrhlägen  nicht  in  Frage  und  ist  das 
Undurchführbare  oder  wenigstens  das,  was  als  durchführbar  auch  von  socialistischer 
Seite  noch  nicht  erwiesen  ist. 

^^)  Da  der  Staat,  als  grösste  nationale  Gemeinschaft,  an  der  Hebung  einer  Stadt 
oft  wesentlich  betheiligt  ist  (Hauptstädte!),  würde  es  nur  billig  sein,  dass  er  au 
deren  steigender  Grund-  und  Hausrente  theilnimmt,  was  bei  einem  Grunde  ige nth  um  s- 
recht  des  Staats  und  dem  superüciarischen  Recht  der  Gemeinde  sich  unschwer  durch- 
führen liesse. 
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fortfallen:  die  Nothwendigkeit  der  Kegelung  der  Woh- 
nungsverhältnisse  und  Mietlipreise  direct,  ausserhalb  des 
Concurrenzsystems,  durch  die  öffentliche  Gewalt.  Eine 
solche  förmliche  „obrigkeitliche  Vertheilung"  der  Wohnungen 
würde  eine  viel  tiefer  greifende  Veränderung  der  Rechtsbasis  der 
Volkswirthschaft  voraussetzen ,  als  sie  in  der  Abschaffung  einer 
bestimmten  Art  oder   selbst  alles   privaten  Grundeigenthums   liegt. 

§.  360.  Die  vorausgehende  specielle  Erörteruug  über  das 
private  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum  hat  zugleich  den 
Zweck  verfolgt,  einmal  genauer  im  Einzelnen  die  innere  Begrün- 
dung der  Angriffe  auf  die  Grundeigenthumsinstitution  in  einem 
wichtigen  Falle  zu  zeigen,  in  welchem  diese  Augriffe  in  der  Haupt- 
sache als  richtig  anerkannt  werden  müssen.  Ferner  hat  sie  den 
Nachweis  liefern  sollen,  wie  in  einem  solchen  Falle  die  Ausführ- 
barkeit der  Forderung  einer  grundsätzlichen  Beseitigung  des  Privat- 
eigenthums  doch  nicht  so  ohne  Weiteres  von  der  Hand  zu  weisen 
ist,  wie  dies  meistens  zu  geschehen  pflegt;  wie  aber  ferner  auch 
die  Durchführung  einer  solchen  Massregel  wirklich  erhebliche  ökono- 
mische und  sociale  Uebelstände  abstellen,  anderseits  jedoch  die 
heutige  Volkswirthschaft  gar  nicht  so  radical  umgestalten  würde, 
als  die  Einen,  die  Socialisteu,  hoffen  und  rühmen,  die  Anderen, 
die  privatwirthschaftlicheu  Nationalökonomen,  befürchten  und  des 
halb  ablehnen.  Die  objective  Wissenschaft  hat  die  Aufgabe,  die 
Probleme  ihres  Gebiets  ohne  Voreingenommenheit  zu  zergliedern 
und  danach  sine  ira  et  studio  zu  urtheilen,  unbekümmert  darum, 
ob  dadurch  diese  oder  jene  Parteiansicht  unterstützt  oder  verworfen 
wird.  Die  im  Obigen  erfolgte  Untersuchung  der  ökonomisch-tech- 
nischen Stellung  und  Function  des  städtischen  Grund-  und  Haus- 
eigenthums  ist  deshalb  auch  in  principi eller  Hinsicht  für  die 
Stellungnahme  selbst  zu  so  weit  gehenden  Forderungen  einer  ver- 
änderten liechtsbasis  der  Volkswirthschaft  und  in  methodolo- 
gischer Hinsicht  für  die  Behandlung  solcher  Probleme  in  der 
wissenschaftlichen  Nationalökonomie  von  allgemeinerer  Bedeutung. 

§.  361.  Das  Ergebniss  der  Untersuchung  für  ihren  spe- 
ciellen  Gegenstand  lässt  sich  kurz  dahin  zusammenfassen :  das 
private  städtische  Grund-  und  Hauseigenthum  ist  besten  Falles  ein 
sehr  mangelhaftes  Mittel,  ein  trauriges  nothwendiges  Uebel,  um  für 
die  Bevölkerung  eine  schlechte  Befriedigung  eines  der  ersten  mate- 
riellen Bedürfnisse  sicher  zu  stellen.  Diesen  Charactcr  nimmt  jenes 
Eigeuthum  mit  der  Entwicklung  des  Grossstädte- Wesens  immer  mehr 
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an.  Im  socialpolitischen  und  im  Vertheiluugsinteresse  wäre  daher 
die  Beseitigung  dieses  Eigenthums  sehr  erwünscht.  Das  Ziel  muss 
mithin  sein,  die  üebereinstimmung  auch  des  volkswirthschaftlicheu 
Produetiousiuteresses  mit  dieser  Beseitigung  immer  vollständiger 
herbeizuführen.  Die  allmälige  Annäherung  an  dieses  Ziel  ist  nach 
dem  Dargelegten  auch  nicht  mit  so  unüberwindlichen  Schwierig- 
keiten verbunden,  als  es  scheinen  könnte. 

Diese  Sätze  lassen  sich  schon  heute  wissenschaftlich  Wort  für 
Wort  begründen.  Mehr  aber  kann  vorläufig  auch  noch  nicht  gesagt 
werden.  Die  praktische  Verwirklichung  der  Massregel,  vollends 
in  allgemeinerer  Ausdehnung,  ist  sicherlich  für  irgend  absehbare 
Zeit  noch  nicht  zu  erwarten:  aber,  was  eben  für  die  wissenschaft- 
liche Auffassung  das  Wichtige  ist,  nicht,  weil  diese  Vermrk- 
lichuDg  unerwünscht,  auch  nicht,  weil  sie  unmöglich  und  nicht  einmal 
in  erster  Linie,  weil  sie  so  ausserordentlich  schwierig  wäre,  sondern 
weil  die  Forderung  fast  noch  keine  Unterstützuug  in  der  ötfent- 
lichen  Meinung  findet.  M.  a.  W.  nicht  am  Können,  sondern  am 
Wollen  fehlt  es.  Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Aufgabe  der  Wissen- 
schaft, in  dieser  wie  in  anderen  ähnlichen  volkswirthschaftlicheu 
und  socialen  Fragen,  welche  vornemlich  Fragen  des  socialök ono- 
mischen Rechts,  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts 
sind:  Aufdeckung  des  Causalnexus  zwischen  Recht  und 
Wirthschaft  durch  Beobachtung,  Beurtheilung  der  Ein- 
wirkung des  bestehenden  Rechts  auf  die  Volkswirthschaft  vom 
Standpuncte  der  Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit  aus 
und  danach  Aufstellung  begründeter  Reformvor schlage. 

§.  362.  Die  unmittelbar  praktische  Seite  der  Frage 
des  privaten  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  ist  der  Zu- 
sammenhang des  letzteren  mit  der  Wohnungsfrage,  d.  h.  mit  der 
Frage  der  quantitativen  und  qualitativen  Befriedigung  des  Wohnungs- 
bedürfuisses  der  Bevölkerung.  Die  vorausgehende  Untersuchung 
berechtigt  zu  dem  Schluss,  dass  die  Institution  des  privaten  Grund- 
eigenthums  für  die  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  sehr  mangelhaft 
fungirt.  Daraus  ergiebt  sich  schon,  dass  alle  Abhilfmittel  gegenüber 
der  sogen.  Wohnungsnoth,  welche  nicht  in  erster  Linie  an  eine 
Reform  des  Grundeigenthumsrechts  anknüpfen,  nur 
Palliative  sind.  Die  mangelhafte  Function  des  städtischen 
Grundeigenthums  auf  diesem  Gebiete  des  volkswirthschaftlicheu 
Productionsintcresses,  die  schädliche  Function  desselben  im  Gebiete 
der  ^■ulkswirthschaftlichen  Einkommenvertheilung  und  der  socialen, 
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durch  diese  Vertheilung  bedingten  Machtverhältnisse  berechtigt  als- 
dann auch  schon  für  die  Gegenwart  zu  der  Forderung,  dass  eine 
tiefgreifende  Reform  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  rechts  stattfindet^) 

Diese  Reform  muss  sich  einmal  auf  den  Inhalt  dieses  Rechts 
als  eines  Privatrechts  beziehen:  das  Eigenthum  darf  hier  zumal 
nicht  absolut  formulirt  werden.  Namentlich  ist  die  Vertrags- 
freiheit in  Bezug  auf  das  Miethverhältniss  zu  beschränken, 
d.  h.  die  Willkühr  der  Parteien  darf  für  den  Inhalt  der  Verträge 
nicht  in  dem  weiten  Umfange  wie  bisher  entscheiden,  weil  die 
Gleichheit  der  Contraheuten  und  daher  die  Freiheit  wenigstens 
des  einen  von  ihnen  eine  Fiction  ist,  welche  mit  der  ökonomischen 
Stellung  und  Function  des  städtischen  Grund-  und  Hauseigenthums 
in  Widerspruch  steht.  Ferner  ist  das  Steuerrecht  in  Bezug  auf 
städtische  Grundstücke  und  Häuser  nach  dem  richtigen  social- 
ökonomischen  Gesichtspunct  zu  gestalten,  dass  dem  Eigenthümer 
ökonomisch  von  ihm  nicht  verdiente  Conjuncturengewinne  möglichst 
zu  Gunsten  der  Gemeinschaft  (Staat  und  Gemeinde),  welche  direct 
und  indirect  die  steigende  Rente  und  den  Coujuncturenwerth  des 
Grundstücks  und  Hauses  schufen,  entzogen  werden;  vor  Allem  bei 
blossen  Baustellen.  Auch  ist  vermittelst  der  Besteuerung  die 
Behandlung  der  städtischen  Immobilien  als  Waare  und  blosser 
Speculationsgegen stand,  im  Interesse  der  Bevölkerung,  zu 
erschweren. ^oj  Weiter  ist  das  Expropriationsrecht  städtischen 
Baustellen  gegenüber  und  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  um  wesent- 
liche allgemeine  städtische  Interessen  (nicht  nur  des  Strassen- 
wesens,  sondern  z.  B.  auch  um  sanitäre  und  ähnliche  Interessen) 
handelt,  grundsätzlich  in  weitem  Umfange  auszudehnen 
und    leichter    anwendbar    zu    machen. ^^)      Endlich   muss   der 


'^^)  In  den  meisten  Vorschlägen  zur  Wohnungsreform  und  in  der  Literatur  über 
die  Wohnungsfrage  wird  dies  verkannt  oder  zu  gering  angeschlagen,  so  auch  von 
Engel  in  s.  Eeferat,  S.  199  ff.  Anders  bes.  Ratkowski  a.  a.  0.,  z.  Th.  auch  Sax, 
selbst  J.  Faucher,  Wiss,  die  namentlich  Steuerreformen,  z.  B.  in  Betreff  der 
Baustellen,  gleichfalls  verlangen.  Vgl.  auch  meine  Ausführungen  in  Eisenach.  Verli. 
V.  1872,  S.  240  ff. 

*")  Es  muss  hier  genügen,  diese  Postulatc  der  Socialpolitik  und  Nationalökonomie 
an  das  Besteuerungswesen  aufzustellen;  die  steucrtcchnische  Durchführung, 
welche  nicht  die  oft  behaupteten  unlösbaren  Schwierigkeiten  bietet,  ist  in  der  Finanz- 
wissen Schaft  näher  zu  untersuchen.     S.  Eisen.  Verh.  S.  241. 

*^)  Wie  neuerdings  selbst  in  England  zunächst  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  noth- 
wendiger  sanitärer  Reformen  im  Wohnungswesen  der  unteren  Classen  gcsetzlicli 
anerkannt  wird.  Vgl.  das  neue  englische  Gesetz  zur  Beförderung  und  Verbesserung 
der  Wohnungen  der  arbeitenden  Classen  in  grossen  Städten  v.  29.  Jan.  1875  (38  und 
39  Vict.  cap.  .S0\    S.  Auszug  in  der  „Concordia"  1876  N.  21.     Die  Fauch er'schc 
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Immobiliarbesitz  des  Staats  und  der  Gemeinde  erhalten 
und  in  geeigneten  Fällen  erweitert  werden:  und  zwar  auch 
für  die  Einrichtung  von  Beamten  Wohnungen,  welche  nicht  selten 
passend  ist,^^)  selbst  von  Privatwohnungen  zum  Vermiethenandie 
unteren  Classen,  schon  um  der  Privatspeculation  Concurrenz  zu 
machen/^)  ferner  für  die  Errichtung  von  öffentlichen  Plätzen, 
Parks,  Gärten  zur  Erholung,  zum  Spielen  der  Kinder, 
zum  Geniessen  frischer  Luft  u.  s.  w/*)  Alle  solche  Mass- 
regeln, welche  bei  uns  endlich  auch  in  erfreulicher  Verwirklichung 
begriffen  sind,  characterisiren  sich  volkswirthschaftlich  betrachtet 
als  Etappen  auf  dem  Wege  vom  privatwirthschaftlichen  ins  gemein- 
wirthschaftliche  System  und  grundeigenthumsrechtlich  betrachtet 
als  ebensolche  Etappen  vom  privaten  zum  öffentlichen  Gemeineigen- 
thum  am  Boden.^^) 

§.  363.  —  3)  Es  erübrigt  nach  dieser  eingehenden  Untersuchung 
des  ländlichen  (§.  347  ff.)  und  des  städtischen  (§.  352  ff.)  pri- 
vaten Grundeigenthums  noch  ein  Wort  über  die  Nothwendigkeit 
und  Entbehrlichkeit  des  Privateigenthums  an  den  übrigen,  nach 
den  ökonomischen  Zwecken  und  Functionen  zu  unterscheidenden 
Bodenkategorieen  (§.  259).  Von  diesen  sind  hier  der  Bergwerks-, 
der  Wald-  und  der  Wege b öden  hervorzuheben.  Allseitig  kann 
die  allgemeine  und  principielle  Frage  des  Privateigenthums  an 
diesen  Böden  erst  in  den  praktischen  Theilen  des  Systems  erörtert 
und  zum  Abschluss  gebracht  werden.**^)    Hier  in  der  Grundlegung 


Idee  einer  „Häuserbaufreiheit"  nach  Analogie  der  „Bergbaufreibeit"  zu  Gunsten  bau- 
lustiger dritter  Privaten  gegenüber  dem  Privateigen thümer  (s.  o.  Anm.  14  und  Eisen. 
Verb.  S.  242)  bat  aucb  das  Bedenken,  dass  am  monopolistischen  Cbaracter  des  Haus - 
eigentbums  nichts  geändert  würde.      S.  u.  Abschn.  20,  bes.  §.  379,  380. 

•*-)  Vergl.  darüber  Engel  a.  a.  0.  S.  209  ff.,  auch,  im  Princip  beistimmend, 
Röscher  im  „Neuen  Reich"  N.  44  Jahrg.  1872. 

*3)  S.  Engel  eb.  S.  215  ff.,  219   (Ausführung  in  Halle). 

**)  S.  darüber  bes.  Arminius,  Tb.  2.  S.  135  ff.  Es  ist  bemerkenswerth ,  dass 
in  unserer  Zeit  hier  die  „ädilicische"  Thätigkeit,  welche  nach  einem  Ausdrucke 
Bluntschli's  der  alte  eudämonistische  Chr.  Wolff  vor  mehr  als  100  Jahren  in  den 
Städten  forderte,  praktisch  durchgeführt  wird. 

*^)  Die  gleichfalls  ernstlich  zu  erwägende  Frage,  ob  und  wieweit  den  privaten 
Arbeitsherrn  eine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Beschaffung  von  Wohnungen 
für  ihre  Arbeiter  aufzuerlegen  sei  (s.  Engel  a.  a.  0.  S.  221,  meine  Ausführungen 
eb.  S.  242),  hängt  mit  der  Gestaltung  des  Arbeitsrechts  zusammen  und  ist  hier 
nicht  zu  erörtern.  Die  Bejahung  kann  gute  Folgen  für  die  indirecte  Beschränkung 
der  Speculation  und  der  Freizügigkeit  haben  (§.  244). 

*°)  Speciell  verweise  ich  hier  auf  die  bezüglichen  Erörterungen  in  meiner  Neu- 
bearbeitung von  Rau's  Finanzwissenschaft.  Sie  stehen  nur  im  Ganzen  noch  etwas  zu 
sehr  auf  dem  Standpuncte  der  älteren  Smith'schen  Nationalökonomie,  wonach  Staats- 
eigenthum  an  Grundstücken  mehr  ein  unliebsamer  Ausnahmefall  der  allgemeinen  Regel 
des  Privateigenthums  ist.     Bei   dieser  Auffassung  tritt  von   vorneherein  der  oft   vor- 


19.  Abschn.  Aiisdelin.  d.  Privateig.  Priv.  Grundeig-.  Notliwendigkeit,Entbelirlich](eit.  675 

genügt  eine  generelle  Betrachtung.  Für  die  Entscheidung  der  Frage 
im  concreten  Falle  sind  die  concreten  Landes-  und  Zeitverhältnisse 
noch  mehr  als  bei  dem  ländlichen  und  städtischen  privaten  Grund- 
eigenthum  massgebend.  Denn  sie  bestimmen  hier  mehr  die  Vorzüge 
und  Nachtheile  des  privaten  und  des  öffentlichen  (zwaugsgemein- 
wirthschaftlichen)  Eigenthums  und  der  privaten  oder  der  öffent- 
lichen Bewirthschaftung,  als  dies  bei  ländlichem  und  städtischem 
Eigeuthum  der  Fall  ist. 

a)  Die  Bergwerke  ^^)  lassen  ihrer  ökonomisch -technischen 
Natur  nach  nur  ausnahmsweise  eine  Verpachtung  zweckmässig 
erscheinen.*^)  Deshalb  muss  Eigenthum  des  Bergwerksbodeus  und 
Betrieb  der  Bergwerke  hier  möglichst  in  derselben  Hand  sein,  was, 
ähnlich  wie  bei  städtischem  Hauseigenthum  (§.  359),  auch  für  die 
principielle  Seite  der  Eigenthumsfrage  von  Bedeutung  ist. 

Diese  Frage  gestaltet  sich  nun  von  vorneherein  nach  der  Natur 
des  Bergwerksbodens,  d.  h.  des  Mineralstoffe  u,  s.  w.  führenden 
Bodens,  eigenthtimlich ,  abweichend  von  anderem  Boden,  einmal 
weil  diese  Stoffe  überhaupt  und  besonders  in  zugänglicher  und  die 
Gewinnung  lohnender  Weise  angleichmässig  über  den  Boden 
des  Volkswirthschaftsgebiets  verbreitet  sind  und  sodann,  hiermit 
zusammenhängend,  weil  die  blosse  Auffindung  oder  Entdeckung 
dieser  Stoffe  in  ihren  natürlichen  Lagerstätten  gewöhnlich  schon 
eine  besondere  Arbeit,  abgesehen  von  der  eigentlichen  Aneignungs- 
oder Gewinnungsarbeit,  erfordert.  Notorisch  hat  sich  grade  unter 
dem  Einfluss  dieser  Umstäude  das  Eigenthumsrecht  in  Bezug  auf 
den  Bergwerksboden  eigenthümlich  gestaltet,  namentlich  in  den 
beiden  Rechtsbildungen  des  sogen.  Bergregals  und  der  (ihm  im 
deutschen  Recht  voran  gegangenen  und  wieder  gefolgten)  sogen. 
Bergbaufreiheit    (Freierklärung    des   Bergbaus).     Um 


liegende  socialpolitisclie  und  volkswirthscliaftliclic  Wertli  von  StaatsgrundeigentLuni  zu 
sehr  zurück,  die  etwaigen  finanziellen  Bedenken  zu  sehr  hervor.  Die  Frage  für  und 
wider  Staatsdomänen,  Forsten,  Bergwerke,  Strassen  ist  eine  finanzielle  Frage  erst  in 
zweiter,  eine  volkswirtbschafts-  und  socialpolitiscbe  Frage  in  erster  Linie,  gehört  also 
nach  richtiger  Systematik  auch  nicht  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  in  die  Finanzwissen- 
schaft, sondern  in  die  andren  Theile  des  Systems  (s.  Vorrede  zu  diesem  B.  I,  S.  XVII, 
übrigens  auch  schon  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.  194),  generell  in  die  „Grund- 
legung", spccicU  in  die  specielle  oder  praktische  Volkswirthschaftslehre  (B.  3  und  4 
unserer  Neubearbeitung). 

*")  Vgl.  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.  191  — 198,  über  das  Bergrecht  uml 
den  Staatsbergbau.  Hier  ist  jedoch  der  Standpnnct  des  Productionsinteresses  allein 
betont,  der  des  Vertheiluiigsinteresses  (Gefahr  monopolistischer  Verkehrsausbeutung 
Seitens  der  Privateigenthümer  u.  s.  w.")  ist  ebenfalls  wichtig. 

*«)  Eb.    §.  199. 
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nemlich  imabhäugig  von  Willen,  Thätigkeit  oder  Uuthätigkeit  des 
Grundeigenthümers  im  allgemeinen  volkswirthschaftlichen Interesse 
(das  beim  Bergregal  nur  zugleich  mehr  als  fiscalisches,  darum 
doch  aber  auch  als  allgemeines  Interesse  erschien)  die  berg- 
männische Gewinnung  der  Mineralstoffe  u.  s.  w.  zu  ermöglichen, 
bestimmt  die  Kechtsordnung,  dass  sich  das  gewöhnliche  Grund- 
eigenthum  als  solches  gar  nicht  auf  diese  in  dem  Boden  ent- 
halteneu Stoffe  mit  erstrecke  und  unter  gewissen  Cautelen  auch  ein 
Dritter  (beim  Regal  auch  der  Grundeigenthümer  selbst  eventuell 
erst  auf  Erlaubniss)  nach  dem  Vorhandensein  jener  Stoff'e  suchen 
(schürfen)  und  im  Falle  des  Findens,  nach  Erfüllung  gewisser  weiterer 
Vorschriften,  ein  Bergwerk  zum  Behuf  der  Gewinnung  der  Stoffe  an- 
legen und  betreiben  dürfe,  unter  Verleihung  des  Expropriationsrechts. 

Diese  Gestaltung  des  Bergrechts  —  um  deren  typische  Haupt- 
züge, welche  beim  Bergregal  und  bei  der  Bergbaufreiheit  im  Wesent- 
lichen die  gleichen  sind,  es  sich  für  uns  hier  allein  handelt  —  ist 
nicht  nur  höchst  interessant  und  wichtig  für  den  Bergbau,  sondern 
zugleich  von  principieller  Bedeutung  für  die  Frage  des  Eigenthums, 
speciell  des  Grundeigenthums.  Denn  sie  ist  ein  Beispiel  der  Ge- 
staltung der  Eigenthumsordnuug  nach  den  volkswirthschaft- 
lichen oder  den  Gemeinschaftsbedürfnissen,  daher  ein  prak- 
tischer Belegfall  für  die  Durchführung  der  in  diesem  Werke  ver- 
tretenen Grundsätze  schon  im  geltenden  Recht.  Das  Gemeinschafts- 
interesse gestattet  nicht,  die  Befriedigung  der  volkswirthschaftlichen 
Bedürfnisse  nach  Miueralstoffen  vom  Willen  und  Thun  des  Grund- 
eigenthümers abhängig  zu  machen,  weil  die  Stoffe  hier  gewonnen 
werden  müssen  oder  gar  nicht  gewonnen  werden  können.  Die  unter- 
bleibende oder  mangelhafte  Thätigkeit  des  Eigenthümers  brächte 
also  hier  im  Allgemeinen  schwerere  und  zum  Theil  nicht  gut  zu 
machende  Nachtheile  für  das  Gemeinwesen  mit  sich,  als  z.B.  in  einem 
gleichen  Falle  bei  bloss  agrarischem  Boden.  Die  Rechtsordnung 
))rämiirt  dann  auch  die  Arbeit  des  Aufsuchens  dem  Finder  durch 
Gewährung  von  Rechten  zur  Anlegung  eines  Bergwerks. 

Die  Eigenthumsfrage  in  Bezug  auf  den  Bergwerksboden  zer- 
fällt alsdann  in  drei  Specialfragen :  einmal,  ist  das  Hauptprincip  des 
Bergrechts,  welches  im  Bergregal  wie  in  der  Bergbaufreiheit  aner- 
kannt ist,  nemlich  der  Grundsatz,  dass  sich  das  Grundeigenthums 
recht  (des  Oberflächen-Eigenthümers)  an  sich  nicht  auf  die  im 
Boden  etwa  enthaltenen  und  gewinnbaren  Mineralstoffe  mit  erstrecke, 
ökonomisch-technisch  richtig  und  daher  aufrecht  zu  halten?  Sodann: 
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soll  das  Recht,  nach  diesen  Stoffen  zu  suchen,  nur  dem  Staate, 
als  dem  Vertreter  der  Gemeinschaft  zustehen  und  auch  nur  von 
ihm,  bez.  seinen  Organen  ausgeübt  werden,  —  also  ein,  eventuell 
auch  vom  Staate  allein  auszuübendes,  Bergregal  im  volkswirth- 
schaftlichen  und  socialpolitischen  Interesse  bestehen?  Endlich:  soll 
der  Staat,  —  auch  wenn  etwa  die  Privatrechtsordnung  Privaten  das 
Recht,  nach  Mineralien  zu  suchen,  gewährt  fBergbaufreiheit  in  diesem 
Umfange)  oder  wenn  der  Staat  dies  auf  Grund  eines  Bergregals 
ihm  allein  zustehende  Recht  von  Privaten  ausüben  lässt,  —  wenigstens 
das  Recht  zur  Anlegung  eines  Bergwerks,  mit  Anwendung  des 
Expropriationsrechts  dem  Grundeigenthümer  gegenüber,  sich  aus- 
schliesslich vorbehalten,  also  allein  Bergwerkseigenthümer 
sein  und  grundsätzlich  demnach  kein  Pri  vateigenthum  (Privater)  an 
solchen  Bergwerken  und  dem  dazu  gehörigen  Boden  zugelassen  werden? 
§.  364,  Von  diesen  drei  Specialfragen  lässt  sich 
a)  nur  die  erste  absoluter  entscheiden  und  zwar  dahin,  dass 
sie  im  Allgemeinen  zu  bejahen  ist.  Für  diese  Beantwortung 
spricht  die  vorhin  dargelegte  Natur  des  Bergwerksbodens.  Eine 
demgemäss  gestaltete  Rechtsordnung  ist  daher  auch  für  die  Gegen- 
wart zu  verlangen  und  hat  sich  geschichtlich  bei  Culturvölkern 
vielfach  verbreitet:  sie  ist,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  nicht  die  allein 
mögliche,  ohne  die  gar  kein  Bergbau  bestehen  und  sich  entwickeln 
könnte,  ausser  dem  vom  Grundeigenthümer  selbst  betriebenen,  aber 
sie  ist  die  zweckmässigste. 

ß)  Die  beiden  anderen  Fragen  gestatten  mehr  nur  eine  rela- 
tive Antwort,  nach  den  Zeit-  und  Landesverhältnissen,  dem  Zustand 
der  Volkswirthschaft  und  der  Technik.  Die  zweite  Frage  wird 
jedoch  allgemeiner  zu  verneinen,  also  zu  Gunsten  der  Berg- 
baufreiheit wenigstens  in  Bezug  auf  das  Schürfrecht,  zu  beant- 
worten sein,  insbesondere  in  unserer  Gegenwart  in  den  heutigen 
Culturstaaten.  Denn  grade  für  die  specitische  Aufgabe  des  ersten 
Auffindens  bauwürdiger  Mineralien  eignet  sich  directe  Staats- 
thätigkeit  wenig.  Dies  gilt  selbst  heute,  wo  umfassende,  vielfach 
allerdings  auf  öffentliche  Kosten  unternommene  geognostische  Arbeiten 
diese  Aufgabe  erleichtern.  Früher  verfügte  die  Staatsgewalt  über 
das  erforderliche  Arbeitspersonal,  die  Kapitalien  und  technischen 
Hilfsmittel  ausschliesslicher.  Jetzt  besteht  hier  wohl  meist  eine 
Ueberlegenheit  der  Privatthätigkeit ,  auch  in  Betreff  der  nothwen- 
digen  Vorsicht  und  Sparsamkeit  bei  der  Uebernahme  und  Aus- 
führung der  gebotenen  Vorarbeiten  und  Experimente.     Hinsichtlich 
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des  Schürfrechts  empfiehlt  es  sich  daher,  Staat  und  Private  wenigstens 
gleichzustellen,  wie  das  neuere  Bergrecht  meistens  auch  thut. 

y)  Die  dritte  Frage  ist  noch  mehr  als  die  zweite  nur  einer 
relativen  Antwort  fähig  und  auch  nach  geschichtlicher  Erfahrung 
verschieden  beantwortet  worden,  vielfach,  besonders  in  Deutschland, 
so,  da  SS  der  (selten  übrigens  ausschliessliche)  Staat  sbergbau,  der 
ältere,  der  Privatbergbau  der  neuere  ist,  wenigstens  wenn 
die  Geschichte  der  letzten  Jahrhunderte  vornemlich  berücksichtigt 
wird.  Die  Gewährung  eines  privaten  Schürfrechts  aus  ökonomisch- 
technischen Zweckmässigkeitsgründen  weist  auch  auf  die  Zulassung 
von  Privatbergbau  selbst  schon  hin,  fordert  sie  jedoch  nicht  unbe- 
dingt, da  sich  eine  Abfindung  des  Privaten,  welcher  Mineralien 
gefunden  hat.  Seitens  der  Gemeinschaft  (des  Staats)  denken  Hesse: 
Gewährung  eines  „Finderlohns".  Auch  der  Umstand,  dass  der 
Privatbergbau  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bauten  und  der  Ver- 
hütung blossen  Raubbaus,  zum  Nachtheil  künftiger  Geschlechter 
(§.  143),  doch  immer  einer  Staatscontrole  unterliegen  muss,  welche 
schon  ein  unbeschränktes  Verfügungsrecht  des  Privateigenthümers 
ausschliesst,  spricht  insofern  mehr  für  Staatsbergbau,  als  hiervon 
vorneherein  ein  Interessenconflict  zwischen  Eigenthümer  und  Ver- 
walter einer-  und  Beaufsichtiger  andrerseits  ausgeschlossen  ist. 

Die  dritte  Frage  muss  daher  doch  noch  nach  anderen  Gesichts- 
puncten  entschieden  werden,  nemlich  nach  dem  allgemeinen  Pro- 
ductions-  und  Vertheilungsinteresse,  mit  welchem  letzteren, 
wie  immer,  socialpoli tische  Momente  zusammenhängen.  Diese 
beiderlei  Interessen  gestalten  sich  freilich  wieder  geschichtlich  und 
örtlich  sehr  verschieden,  wonach  die  Beantwortung  abermals  nicht 
absolut  ausfallen  kann.  Auch  ist  mitunter  wohl  nach  den  einzelnen 
Hauptzweigen  des  Bergbaus  (Kohlen,  Erze,  Salz)  zu  unterscheiden. 

§.  365.  —  aa)  Aus  dem  volkswirthschaftlichen  Pro- 
ductionsinteresse  betrachtet,  gestaltet  sich  die  Sache  folgender- 
massen. 

Bei  geringerer  Entwicklung  der  Volkswirthschaft ,  wenig 
Privatkapital,  fehlender  Verbreitung  technischer  Kenntnisse,  noch 
mangelhaftem  Communicatiouswesen  ist  der  Staat  wenn  nicht  der 
allein,  so  doch  oft  der  bestberufene  Besitzer  und  Selbstverwalter 
der  Bergwerke.  Die  Verbindung  der  letzteren  mit  den  Hütten,  die 
Verwerthung  der  Waldproducte  der  Staatsforsten,  die  Berücksich- 
tigung der  meist  allein  hier  massgebenden  Localbediirfnisse  kann 
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im  Staatsbergbau  zweckmässig  erfolgen.  Das  volkswirthschaftliche 
Productionsinteresse  fährt  also  bei  demselben  gut. 

Auf  den  höheren  Stufen  wirthschaftlicher  Entwicklung  ver- 
mindern sich  dagegen  zum  Theil  diese  specifischen  Vorzüge  des 
Staatsbergbaus,  treten  specifische  Nachtheile  desselben  hervor  und 
wird  anderseits  der  Privatbergbau  immer  concurrenzfähiger.  Denn 
er  verfügt  jetzt  über  genug  Kapital,  technische  Kenntniss,  Initiative, 
über  den  nothwendigen  Speculationsgeist  inmitten  der  neuen  Com- 
munications- und  Absatzverhältnisse.  Er  erzielt  daher  oftmals  bessere 
(einzelwirthschaftliche)  Reinerträge  als  der  Staatsbergbau,  ein  Grund, 
dessentwegen  dieser  mehrfach  aufgegeben  worden  ist.  Indessen 
kann  man  von  einer  allgemeinen  Inferiorität  des  Staatsbergbaus 
doch  auch  hier  nicht  sprechen,  weder  in  Bezug  auf  die  volkswirth- 
schaftliche Productivität  —  also  die  Befriedigung  des  Productions- 
interesses  —  noch  auf  die  finanzielle  Rentabilität.  Namentlich  wird 
nicht  selten  der  Kohlen-  und  Salzbergbau  in  Staatshänden  bleiben 
können,  auch  wenn  etwa  der  Erzbergbau  passender  in  Privatbesitz 
übergeht.  Sonst  ist  die  Frage  durchaus  nur  einer  relativen  Beant- 
wortung fähig.  Die  gegenwärtige  Zeitströmung  gegen  allen  Staats- 
bergbau kann  sich  auf  manche  richtige  Erfahrungen  zum  Beleg  be- 
rufen, aber  in  der  Hauptsache  ist  sie  doch  nur  ein  Product  der  in 
Theorie  und  Praxis  herrschenden  Lehre  der  neueren  National- 
ökonomie. Der  Umstand,  dass  masslose  Ueberspeculation  neuer- 
dings besonders  gern  im  Privatbergbau  stattgefunden  hat,  ist 
wiederum  ein  Moment  für  Staatsbergbau.  Die  Frage  liegt  insofern 
ähnlich  wie  die  Staats-  und  Privatbahnfrage.  Vom  Standpuncte 
des  volkswirthschaftlichen  Productionsinteresses  aus  lässt  sich  nur 
keine  unbedingte  Entscheidung  treffen.  In  Verbindung  mit  der 
Antwort  auf  die  zweite  der  obigen  Specialfragen  darf  man  wohl 
Staats-  und  Privatbergbau  neben  einander  empfehlen. 

bb)  Im  Vertheilungs-  und  im  socialpolitischen  Interesse 
ist  die  Beseitigung  allen  Privatbergbaus  zunächst  nur  als  eine  Con- 
sequenz  der  allgemeinen  Forderung :  kein  Privateigenthum  an  Pro- 
ductionsmitteln,  speciell  an  Naturfactoren,  wie  dem  Bergwerksboden, 
verlangt  worden,  so  z.  B.  auch  von  der  Socialdemocratie.  Ohne 
weiteren  Nachweis  über  die  Entbehrlichkeit  des  Privatbergbaus  will 
diese  allgemeine  Forderung  hier  nicht  viel  bedeuten. 

Wichtiger  ist  schon  das  Bedenken,  dass  wieder  mittelst  des 
Bergbaus  mitunter  unverhältnissmässig  grosse  Conjuncturengewinnc, 
Renten  u.  s.  w.  von  solchen  Privaten  bezogen  werden,  welche  oft 
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ein  sehr  geringes  ökonomisches  Verdienst  um  die  Auffindung  der 
Producte  und  die  Anlegung  des  Bergbaus  haben,  z.  B.  etwa  als 
Grundeigenthümer  im  eigenen  Boden  die  Stoffe  zufällig  entdeckten, 
vielleicht  nicht  einmal  persönlich.  Es  kommt  dazu,  dass  die  grossen, 
vielfach  aus  öffentlichen  Mitteln  hergestellten  gemeinwirthschaft- 
lichen  Einrichtungen  des  Communications-  und  Transportwesens 
den  Fernabsatz  derBergbauproducte  sehr  erleichtern  und  ausdehnen, 
wodurch  abermals  ohne  Gegenleistung  der  Privatbergbau  seine  Rente 
gesteigert  sieht.  Hier  muss  wenigstens  eine  Ausgleichung  durch 
eine  richtige  Besteuerung  erfolgen. 

Am  Bedenklichsten  ist  jedoch  noch  ein  anderer  Umstand :  der 
Privatbergbau  kann  in  manchen  Fällen  unschwer  in  Grossbetriebs- 
form eingerichtet  und  dann  hier,  mittelst  Verabredungen  unter  den 
Besitzern  und  etwa  in  Verbindung  mit  den  grossen  Privat-Eisen- 
bahngesellschaften  und  den  grossen  Händlern  in  den  Bezugsorten, 
eine  monopolistische  Ausbeutung  des  Verkehrs  vornehmen.  Nament- 
lich drohen  solche  Gefahren  bei  dem  Kohlenbergbau,  wo  sie 
sich  auch  schon  hie  und  da  verwirklicht  haben  (England).*^)  Bei 
dem  geringen  specifischen  Werth  der  Kohle,  im  Vergleich  mit  den 
Metallen,  der  ganz  zufälligen  geographischen  Verbreitung  der  Kohlen- 
lager im  Lande  und  bei  der  universalen  ökonomisch-technischen 
Bedeutung  der  Kohle  in  der  heutigen  Zeit  erlangen  die  Besitzer 
der  Kohlenwerke  unschwer  eine  gewisse  locale  Suprematie,  die  es 
ihnen  ermöglicht,  den  Preis  der  Kohle  nach  der  Regel  der  Monopol- 
preise zu  stellen.  Diese  Gefahr  ist  wohl  zu  erwägen.  Sie  spricht 
für  die  Zweckmässigkeit,  unter  Umständen  für  die  Nothwendigkeit, 
grade  die  K o hl enf eider,  wenigstens  die  hauptsächlichen,  im 
Eigenthum  und  Betrieb  des  Staats  zu  haben.  Dieselben  können 
ausserdem  auch  in  technischer  Hinsicht  vom  Staate  gewöhnlich 
ebenso  gut  als  von  Privaten,  Genossenschaften  und  Gesellschaften 
bebaut  werden  und  ihre  Producte  unterliegen,  von  etwaiger  ein- 
facher Coaksbrennerei  abgesehen,  vor  dem  Absatz  keiner  weiteren 
Verarbeitung.  Anders  liegen  die  Verhältnisse  jedoch  meistens  bei 
den  Erzen  und  im  Ganzen  auch  bei  dem  Salze,  so  dass  ein  all- 
gemeiner Staatsbergbau  doch  nicht  geboten  erscheint.  Mithin  auch 
hier:  Staats-  und  Privatbergbau  neben  einander  und  kein  unbe- 
dingter Ausschluss  von  Privateigenthum  an  Bergwerken. 


»)  Vgl.  G.  Colin,  engl.  Eisenb.  poUt.  U,  92  —  112. 
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§.  366.  —  b)  Der  Waldboden  ^^)  gestattet,  wie  auch  das 
Eigenthumsverhältniss  in  Betreff  seiner  eingerichtet  sei,  nicht  wohl 
eine  Verpachtung.^^)  Deshalb  ist  auch  hier  die  Bewirthschaf- 
tung  durch  den  Eigenthümer  selbst,  wenn  auch  etwa  unter 
Mitwirkung  oder  Controle  sachverständiger  Techniker  beim  Privat- 
wald, ins  Auge  zu  fassen,  was  wieder,  ähnlich  wie  bei  Bergwerken 
(§.  363) ,  für  die  Entscheidung  der  Eigenthumsfrage  selbst  von 
Einfluss  ist. 

Diese  Frage  und  die  eng  damit  zusammenhängende,  wie  der 
Waldboden  zu  bewirthschaften  und  ob  er  eventuell  abzuholzen  und 
einer  anderen  Verwendung,  vornemlich  der  agrarischen,  zuzuführen 
ist,  lässt  sich  zwar  in  einer  Beziehung  absoluter  entscheiden,  als 
die  Eigenthumsfrage  in  Betreif  jedes  anderen  Bodens,  soweit  es 
sich  nemlich  um  den  allgemeinen  Einfluss  der  Wälder  auf 
die  Volkswirthscbaft  überhaupt  und  um  die  ökonomisch- 
technische Natur  der  Waldwirthschaft  handelt:  beide  Momente 
sprechen  im  Ganzen  gegen  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums 
auf  den  Waldboden.  Jedoch  jener  allgemeine  Einfluss  der  Wälder 
ist  nach  der  Gesammtlage  der  Volkswirthscbaft,  Volksdichtigkeit 
und  Cultur  eines  Landes  und  nach  der  factischen  Ausdehnung  der 
Wälder  im  Lande  mehr  oder  weniger  günstig  oder  ungünstig. 
Mithin  kann  die  Abholzung  in  grösserem  Umfange  bald  zu  be- 
fördern, bald  zu  verhüten  sein.  Im  ersteren  Falle  ist  mindestens 
die  etwaige  stärkere  Tendenz  der  Privaten  zur  Verwandlung  von 
Waldboden  in  Ackerboden  u.  s.  w.  nicht  unbedingt  ein  Gegengrund 
gegen  das  Privateigenthum.  Vielmehr  erweist  sich  die  Waldeigen- 
thumsfrage  in  diesen  Rücksichten  wieder  als  eine  solche,  welche 
nur  eine  historisch- relative  Beantwortung,  nach  den  Zeit-, 
Orts-,  Culturverhältnissen ,  dem  factischen  Waldbestande  u.  s.  w. 
zulässt. 

Für  die  Länder  Europas  in  der  Gegenwart,  besonders  die 
mittel-,  west-  und  südeuropäischen,  ist  dann  im  Allgemeinen  zwar 
nicht  principieller  Ausschluss  von  Privat -Waldboden,  wohl   aber 


■''*')  Vgl.  für  alles  Genauere  die  eingehende  Erörterang  über  die  Frage  der  Bei- 
behaltung oder  Veräusserung  der  Staatsforsten  in  Kau-Wagner. 
FinanzwTss.  I,  §.  16S — ITö.  Diese  Frage  ist  eigentlich  nur  die  praktiS'-he  Formu- 
lirung  der  im  Texte  behandelten  theoretischen  oder  principiellen,  ob  Privateigenthum 
von  Privatpersonen  (§.  254^  an  Wald  boden  zuzulassen  sei.  Liter,  a.  a.  0.  Vgl.  auch 
Kau  I,  §.  'öbS  ff.;  II.  (Volkswschpolit.),  ß.  1.58  ff.  —  Bernhardt.  Geschichte  des 
Waldeigenthums  u.  s.  w.  in  Deutschland,  Berlin  1S72. 

")  Kau -Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.  177. 
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principielle  Begünstigung  von  Gemeineigenthum  an  diesem 
Boden,  besonders  des  Staats,  geboten,  daher  Erhaltung  und 
selbst  Ausdehnung  der  öffentlichen  Forsten  (Staat,  Gemeinde) 
mehr  als  Beschränkung  derselben  mittelst  ihres  Uebergangs  in 
Privathände. 

«)  Der  Grund  hierfür  liegt  in  erster  Linie  in  dem  grossen, 
segensreichen  Einfluss  der  Wälder  in  unseren  Ländern  auf  Klima, 
wässerige  Niederschläge,  Feuchtigkeit,  Flüsse,  allge- 
meine Landescultur  u.  s.  w. :  nothwendige  Bezugnahmen  des 
Waldeigeuthümers  und  Waldwirths,  über  welche  sich  der  Privat- 
eigenthümer  in  seiner  privatwirthschaftlichen ,  daher  einseitig  den 
Erwerbsgesichtspunct  vertretenden  Tendenz  zu  leicht  hinweg  setzt. 
Eine  Staatscontrole  über  den  Privatwald  reicht  theils  nicht  aus,  um 
diese  Rücksicht  auf  allgemeine  Interessen  zu  bewirken,  theils 
stört  sie  die  Bewirthschaftung  oft  unliebsam,  wenn  sie  jenes  Ziel 
erreicht. 

ß)  Dazu  kommt  ferner,  dass  nach  der  Natur  des  Waldbaus, 
der  eine  sehr  extensive  Bodenbauart  darstellt,  auf  hohen  wie 
auf  niedrigen  volkswirthschaftlichen  Entwicklungsstufen,  die  speci- 
fischen  ökonomisch-technischen  Gründe  gegen  Gemein-  und  ins- 
besondere Staat seigenthum,  welche  z.  B.  bei  agrarischem  Boden 
so  wichtig  sind,  bei  Waldboden  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Um- 
gekehrt fordert  die  ordentliche  Pflege  des  Culturwalds  grade 
einen  Betrieb,  welcher  nur  bei  sehr  ausgedehntem  Wald  besitz 
sich  zweckmässig  und  rentabel  einrichten  lässt:  den  Grossbetrieb 
in  bedeutendstem  Umfange,  um  die  kostspielige  Verwendung  eines 
fachmässig  ausgebildeten  höheren  Arbeitspersonals  vornehmen  zu 
können.  Der  Staatsbetrieb  ist  deswegen  hier  dem  Privatbetrieb 
im  Ganzen  überlegen. 

So  wird  durch  Gemeineigenthum  am  Wald,  welches  durch 
Staats eigenthum  vertreten  wird,  das  volkswirthschaftliche  allge- 
meine und  specielle  Productionsinteresse  gut  gewahrt,  jenes, 
soweit  der  generelle  Einfluss  des  Walds  auf  das  ganze  Land,  dieses, 
soweit  die  Versorgung  mit  Waldproducten  in  Betracht  kommt. 

y)  Da  ferner  die  Waldrente  bei  uns  wesentlich  wieder  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Volkswirthscbaft  abhängt,  der 
Einfluss  der  Lage  sich  stark  äussert  und  die  Rente  bei  fort- 
schreitenden Völkern  eine  steigende  Tendenz,  unabhängig  von 
individueller  Leistung,   hat,  so  spricht  auch  das  volkswirthscbaft- 
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liehe  Vertheilungsinteresse  mehr  gegen  als  für  Privateigen- 
thnm  an  Wäldern. 

Dieses  Urtheil  der  Theorie  hat  denn  die  Geschichte  auch 
vielfach  bestätigt,  indem  der  Waldbodeu  grossentheils  im  Gemein- 
eigenthum  des  Staats  und  der  Gemeinden  geblieben  ist,  in  Deutsch- 
land reichlich  zur  Hälfte. 

§_  367.  —  c)  Die  Frage  des  Wegeeigenthums  ist  an  dieser 
Stelle  nur  des  systematischen  Zusammenhangs  halber  mit  wenigen 
Worten  zu  berühren.  Sie  verlangt  wegen  der  theilweise  nahen 
Verbindung  mit  der  Frage  der  Einrichtung  und  des  Betriebs  der 
Verkehrsanstalten  auf  den  Wegen,  besonders  in  dem  Falle, 
wo  der  Weg  eine  beliebige  Benutzung  zu  Transporten  aus  tech- 
nischen Gründen  nicht  gestattet,  sondern  der  Transportdienst  auf 
ihm  fest  organisirt  sein  muss  (Eisenbahnen!  §.  259  X.  5), 
eine  speciellere  Untersuchung,  welche  aber  nicht  in  die  „Grund- 
legung", sondern  in  die  praktischen  Theile  des  Systems  der  Poli- 
tischen Oekonomie  gehört.  Darauf  ist  hier  noch  mehr  als  bei  den 
anderen  Grundeigenthumsarten  zu  verweisen.  ^^)  Die  einzelnen 
Wegearten  sind  dort  genauer  zu  unterscheiden  und  ebenso  ist 
erst  dort  festzustellen,  wer,  unter  Voraussetzung  eines  Gern  ei n- 
eigenthums  am  Wege,  der  rechtliche  Inhaber  dieses  Eigenthums 
sein  soll :  Staat,  Gemeinde  oder  eine  der  zwischen  beiden  stehenden 
räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften,  z.  B.  die  Provinz? 

Allgemein  betrachtet  muss  für  alle  Wege,  welche  dem  persön- 
lichen, dem  Güter-  und  dem  Nachrichtenverkehr  innerhalb  der 
Wohnorte  und  zwischen  zwei  und  mehr  Wohnorten  dienen  sollen, 
„öffentliches"  oder  Gerne  in  eigenthum  statt  Privateigenthum 
gefordert  werden.  Die  Geschichte  ist  diesem  Verlangen  fast  überall 
und  allzeit  gerecht  geworden  und  hat  damit  selbst  am  Besten  seine 
grundsätzliche  Berechtigung  anerkannt.  Der  wichtigste  Ausnahme- 
fall betrifft  die  neuzeitlichen  grossen  Verkehrswege :  Kanäle,  Eisen- 
bahnen, Telegraphenleitungen,  an  denen  sich  wenigstens  vielfach 
Privateigenthum  entwickelte.  Aber  grade  dieser  Fall  dient  jenem 
Postulat  auch  zur  Stütze,   denn  er  wird  jetzt  mehr   und  mehr  als 


^-)  Rau- Wagner,  Finanzwiss.  I.  §.  213 — 227  über  das  Verkehrswesen  und  seine 
staatliche  and  finanzielle  Behandlung  im  Allgemeinen,  §.  228 — 258  über  Staatseisen- 
bahnen, bes.  §.  22S— 240  über  die  Controverse :  Staats-  oder  Privatbahnen  V  Auch 
die  Gesichtspuncte,  welche  für  die  principielle  Frage  des  Wegeeigenthums  entS''hcidend 
sind,  finden  hier  ihre  eingehende  Darlegung.  Vgl.  auch  die  Debatte  über  das  Actien- 
gesellschaftswesen  und  speciell  dafür  mein  Referat  auf  dem  Eisen.  Congress 
1S73,  Verhandl.  1S74. 
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unpassender  Ausnahmefall  auf  Grund  der  Wahrnehmungen  über 
die  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Wirkungen  einer 
Ausdehnung  des  Privateigenthums  auf  diese  Wege  erkannt.  Ohnehin 
haben  in  dem  wichtigsten  Beispiel,  demjenigen  der  Eisenbahnen, 
meistens  nicht  principielle,  sondern  zufällige  geschichtliche 
Umstände  ^^)  auf  die  Wahl  des  Privatbahnsystems  eingewirkt.  Auch 
ist  anderseits  erfahrungsmässig  der  Beweis  für  die  Durchführbarkeit 
und  praktische  Bewährung  des  Staatseigenthums  und  selbst  der 
eigenen   »Staatsbewirthschaftung   der  Eisenbahnen  geführt  worden. 

Die  wichtigsten  einzelnen  Gründe  für  diese  Beantwortung  der 
Eigenthumsfrage  in  Bezug  auf  Wege  sind  die  folgenden. 

ß)  Gegen  Privateigenthum  an  Verkehrswegen  spricht  allgemein 
und  dann  wieder  besonders  bei  den  genannten  Wegen,  auf  welchen 
eine  beliebige  Benutzung  unstatthaft  ist,  der  Umstand,  dass  ein 
fertiger  Weg  mehr  oder  weniger  ein  Verk eh rsm onopol  hat. 
Dieses  kann  selbst  durch  Hersitellung  von  Concurrenzwegen,  von 
den  baldigen  Compromissen  unter  den  Concurrenten  (Eisenbahnen!) 
sogar  abgesehen,  nur  theilweise  gebrochen  werden,  falls  nicht,  — 
wie  gegenüber  den  Privateiseubahnen  mehr  und  mehr  freilich  (und 
unvermeidlich!)  geschieht,  —  ein  staatlicher  Eingriff  in  das  Privat- 
eigenthum erfolgt,  welcher  dem  "Eigenthümer  von  selbständigen 
Rechten  wenig  mehr  übrig  lässt.  Auch  hiernach  erscheint  es 
richtiger,  öffentliches  Wegeeigenthum  als  ein  fast  inhaltloses 
Privateigenthum  an  Wegen  einzurichten.^*)  Beliebige  Vermehrung 
von  Concurrenzwegen  aber  ist  ohnehin  bei  kostspieligen  Wegen 
kaum  durchzuführen,  auch  bei  weitester  Zulassung  des  privatwirth- 
schaftlichen  Speculationsmoments,   und   mit  schweren  Nachtheilen 


^^)  Kau- Wagner,  Finanzwiss.  I,  §.•  231i.  Die  Gesichtspuncte,  welche  jetzt 
(1876)  zum  Theil  frühere  volkswirthschaftliche  Gegner  aus  der  Freihandelsschule  zu 
Gunsten  des  Reichsbahn-,  d.  h.  eben  doch  eines  consequent  durchgefillirten  Staats- 
bahnsystems  geltend  machen,  sind  in  der  obigen  Darstellung  der  Eisenbahnlehre  in 
der  Finauzwissenschaft  (geschrieben  1871)  ziemlich  alle  schon  enthalten.  Vgl.  auch 
das  Handb.  d.  Eisenbahnwesens  v.  M.  Haushof  er  u.  A.  m.,  Stuttg.  1875,  dann  den 
Ber.  d.  preuss.  Untersuchungscommiss,  über  Eisenbahnconcessionswesen,  Drucksachen 
d.  Hauses  d.  Abgeordneten.  12.  Leg.-Per.,  1.  Sess.  1873—74  N.  11,  bes.  das  Schhiss- 
Gutachten  S.  15.5  11'.:  ganz  in  üebereinstimmung  mit  der  von  mir  schon  1871  ver- 
tretenen principiellen  Auffassung,  aber  mit  dem  seltsamen  Schlüsse,  dass,  obwohl  es 
„nur  zwingende  finanzielle  Gründe"  gewesen,  die  „Bau  und  Erhaltung  der 
Eisenbahnen  aus  den  Händen  des  Staats  genommen  und  der  Speculation  und  der 
Industrie  übergeben"  hätten,  dennoch  „der  ausschliessliche  Staatseisenbahnbau  für 
die  Gegenwart  unausführbar  erscheint!"  Man  fragt  sich  dann:  wie  muss  die 
Finanzlage  denn  noch  werden,  wenn  die  neuere  Preussen-Deutschlands  noch  nicht 
die  Erreichung  des  als  richtig  geltenden  Ziels  gestattet !  Wäre  dies  wahr,  so  bewiese 
es  wohl  die  Unmöglichkeit  des  Staatsbahnsystems,  üeber  England  s.  Cohn's  gen.  Werk. 

^*)  S.  0.  §.  269,  Anm.  13,  S.  470.      Auch  u.  Abschn.  20. 
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verbunden,  besonders  mit  einer  nutzlosen  Vergeudung  oder  uuzweck- 
mässigen  Richtung  der  Verwendung  des  Nationalkapitals. 

ß)  Die  Benutzung  der  einzelnen  zu  einer  Kategorie  ge- 
hörenden Wege  (Bauten)  ist  aus  den  mannigfaltigsten  natürlichen, 
socialen  und  wirth schaftlichen  Gründen  sehr  ungleich,  daher  auch 
die  Rente,  welche  sie  in  den  etwa  geforderten  Benutzungs- 
geldern (Wegegebühren  u.  s.  w.)  geben  können,  streckenweise 
entsprechend  verschieden.  Es  giebt  danach  Activ  und  Passiv- 
Routen  (und  Curse),  starke  und  schwache  Activrouteu  u.  s.  w. 
Nur  bei  einer  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Organisation  des 
Wege  Wesens,  d.  h.  eben  bei  einem  Ausschluss  des  Privateigen- 
thums  der  Privaten  (Gesellschaften  u.  s.  w.)  an  Wegen,  kann  hier 
eine  richtige  Ausgleichung,  daher  ein  vermindertes  Risico 
bei  weniger  frequenten  Wegen  und  schliesslich  durch  Uebertragung 
der  Ueberschüsse  von  Activrouten  auf  das  Deficitconto  der  Passiv- 
routen, soweit  der  Kostenpunct  entscheidet,  eine  grössere  Aus- 
dehnungsfähigkeit des  AVegenetzes  erreicht  werden :  ein  selten 
genügend  gewürdigter  Gesichtspunct  in  der  Eisenbahnfrage.^^) 

y)  Die  ausserordentliche  Kostspieligkeit  der  modernen 
Kunstwege  (Eisenbahnen  p.  Kilom.  durchschnittlich  c.  ^  ^  Mill.  Mark, 
Canäle  mindestens  die  Hälfte  hiervon)  nöthigt  bei  Privatwege- 
wesen  zu  einer  Zulassung  des  Speculationsmoments  im  volks- 
wirthschaftlich,  socialpolitisch  und  sittlich  bedenklichsten  Umfange. 
Die  Aussicht,  durch  diese  Speculation  und  eventuell  durch  den  Ruin 
der  Speculanten  zu  einem  sehr  ausgedehnten  Wegenetze  (Eisen- 
bahnen) zu  kommen,  heisst,  um  eines  doch  so  nicht  einmal  ge- 
nügend sicher  zu  erreichenden  Zwecks  Willen,  ein  verwerfliches 
Mittel  heiligen.  Das  Speculationssjstem  ruinirt  dabei  oft  Tausende 
von  Existenzen  ebenso  schuldlos,  wie  es  vielleicht  Dutzende  oder 
Hunderte  unverdient  ökonomisch  begünstigt. 

6)  Die  Anwendung  des  Expropriationsrechts  ist  bei 
neuen  Wegen  dem  bestehenden  privaten  Grundeigenthum  gegen- 
über meist  in  grossem  Umfange  geboten.  Es  ist  aber  zu  wünschen, 
dass  dies  nicht  zu  Gunsten  eines  andern  privaten  Grundeigen- 
thums,  eben  am  Wegeboden,  geschieht. 

a)  Die  ökonomisch -technische  Herstellung  und  Er- 
haltung der  Wege  und  die  Verwaltung  der  damit  in  Ver- 
bindung stehenden    Verkehrs  an  st  alten   (BaLu-,   Telegraphen-, 

^■)  S.  0.  §.  140,  Anm.  S,  S.  217. 
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Postbetrieb)  ist  meist  so  beschaffen,  besonders  bei  den  grossen 
modernen  Wegen,  dass  sie  auf  gleiche  Weise  von  Staat,  Ge- 
meinde, Provinz,  oder  von  Privaten,  d.  h.  fast  immer  nothwendig 
von  Actiengesellschaften,  erfolgt.  Der  Staat  u,  s.  w.  ist  denn 
auch  hier  mindestens  jedem  privaten  Eigenthümer  und  Verwalter 
gewachsen.  Sein  „öffentliches  Productionssystem"  hat  sogar 
ökonomisch-technisch  einige  specifische  Vorzüge. 

C)  Dem  socialpolitischen  Bedenken  der  starken  Macht- 
steigerung des  Staats  durch  die  Uebernahme  des  Eigenthums  und 
zumal  der  Selbstverwaltung  der  Wege  und  einiger  Hauptverkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen)  steht  das  mindestens  gleichgewichtige  Be- 
denken gegenüber,  bei  der  Zulassung  von  Privatwegen,  insbesondere 
von  Eisenbahnen,  um  welche  es  sich  praktisch  fast  allein  handelt, 
die  Macht  des  Grosskapitals  zur  Uebermacht  zu  steigern.  Dem 
Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  muss  eben  hier  jene  Controle  zu 
Theil  werden,  deren  Noth wendigkeit  ohnehin  jeder  weitere  Schritt 
zum  zwangsgemeinwirthschaftlichen  System  dringender  macht 
(§.  160,  163). 

So  wird  das  volkswirthschaftliche  Productions-,  Vertheilungs- 
und  das  socialpolitische  Interesse  durch  den  Ausschluss  von  Privat- 
eigenthum  an  Wegen  nicht  nur  nicht  verletzt,  sondern  gefördert. 

§.  368.  Das  Ergebniss  der  vorausgehenden  speciellen  Unter- 
suchung über  die  volkswirthschaftliche  und  socialpolitische  Noth- 
wendigkeit  des  privaten  Grundeigentbums  in  unserer  Gegenwart 
(§.  347 — 367j  ist  oben  (§.  342)  zur  vorläufigen  Orientirung  schon 
zusammengefasst  worden.  Bei  steter  Berücksichtigung  des  volks- 
wirthschaftlicheu  Productions-  und  Vertheilungsinteresses  lässt  sieb, 
um  noch  einmal  kurz  zu  resumiren,  für  die  fünf  zu  unterscheiden- 
den Hauptkategorieen  des  Bodens  folgende  Antwort  auf  die  For- 
derung der  grundsätzlichen  Abschaffung  des  privaten  Grundeigen- 
tbums geben.  Ländliches,  zumal  mittleres  und  kleines 
(bäuerliches)  Eigenthum  ist  auch  jetzt  noch  zu  billigen,  Gross- 
grundbesitz insbesondere,  wenn  die  Eigenthümer  ihre  im  Ge- 
sammtinteresse  liegende  sociale  Function  richtig  erfüllen.  Städti- 
sches, namentlich  grossstädtisches  privates  Grundeigenthum 
hat  überwiegende  Bedenken  und  bedarf  daher  im  Falle  seiner 
Beibehaltung  um  so  dringender  einer  eingreifenden  Reform  seines 
Rechts  (§.  362).  Am  Bergwerksboden  und  Bergwerken  ist 
Privateigenthum  der  Privaten  (Gesellschaften  u.  s.  w.)  wenigstens 
neben   öffentlichem   Eigenthum   zuzulassen.     Bei  Waldboden   ist 
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das  letztere  vorzuziehen  und  daher  factisch  lieber  auszudehnen,  als 
zu  beschränken.  Der  Wegeboden  muss  endlich  principiell Privaten 
nicht  gehören  können. 

Hiermit  ist  auch  der  hauptsächliche  Gegenstand,  welcher  in 
dieser  nationalökonomischen  „Grundlegung"  in  Bezug  auf  die  Ge- 
staltung der  Eigenthnmsordnuug  zu  behandeln  war,  erledigt:  die 
Untersuchung  über  die  Ausdehnung  des  Privateigenthums,  be- 
sonders hinsichtlich  der  Productionsmittel  (§.  285,  287  ff.),  ist 
sachlich  beendigt.  Ihren  formellen  Abschluss  findet  sie  in  der 
Enteignungslehre. 

Diese  Untersuchung  hat  nemlich  zugleich  zur  Aufstellung  und 
Begründung  eines  idealen  Z  i  e  1  s  ''^'^)  geführt,  welchem  bei  der  Ge- 
staltung der  Eigenthumsordnung  in  unseren  Culturstaaten  zuzu- 
streben ist.  Zur  Erreichung  dieses  Ziels  sind  grundsätzlich  zwei 
Wege  zu  beschreiten: 

1)  Einmal  der  Weg  der  Zwangsenteiguuug  (Expro- 
priation), speciell  der  Ent Währung,  dem  privaten  Kapital- 
und  besonders  Grund eigenthum  gegenüber,  die  Zwangsabtretung 
(§.  382)  unter  der  Enteignung  inbegriffen.  Davon  handelt  der 
folgende  Abschnitt  20. 

2)  Sodann  der  Weg  der  zweckmässigen,  dem  Gesammtinteresse 
entsprechenden  Gestaltung,  bez.  Reform  des  Privateigenthums- 
rechts  in  Bezug  auf  Privatkapital  und  Privatboden,  soweit  diese 
verbleiben.  Diese  Frage  wird  in  Verbindung  mit  der  allgemeineren 
Betrachtung  des  Inhalts  des  Privateigenthums  aus  dem  volks- 
wirthschaftlichen  Gesichtspuncte  (§.  286),  soweit  als  es  in  der  Grund- 
legung die  Aufgabe  ist,  erörtert  (Abschn.  21,  im  Beginn  d.  2.  Bands). 

20.  Abschnitt. 
I.    Die  Ausdehnung-  des  Privateiaenthums.    8cliluss. 

C.     Die  Zwangsenteignung.') 

§.  369.  Der  Fortgang  der  volkswirthschaftlicheu  Entwicklung 
hat  regelmässig  einerseits  zur  Bedingung,  anderseits  zur  Folge  eine 

^^)  üeber  die  Berechtigung,  in  der  Nationalökonomie  solche  Ziele  aufzustellen, 
8.  (gegen  Koscher  u.  A.  m.)  o.  §.  94,  Anm.  1,  S.  117,  §.  109,  N.  1,  Anm.  6,  S.  189. 
Dann  Kap.  6,  von  der  Methode. 

')  Die  Nationalökonomie  hat  sich  bisher  mit  einer  principiellen  Würdigung 
der  Zwangsenteignung  (Expropriation)  noch  so  gut  wie  gar  nicht  befasst, 
weder  die  Enteignung  in  dem  weiteren,  im  Texte  festgestellten,  noch  in  dem  engeren 
üblichen  Sinne  (Zwaugsabtrutiing)  genuiiimen  (ij.  ;5!52).  Es  hängt  dies  mit  der  allge- 
meinen Stellung  der  Nationalökonomie  zum  wirthschaftlichen  Verkelirsrecht  zusammen. 
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veränderte  Vertheilimg  des  Eigenthums  oder  wenigstens  des  Ver- 
fügungsrechts in  Bezug  auf  das  Nationalkapital  und  den  Grundbesitz. 

Auch  in  den  grösseren  systematischen  Werken  der  deutschen  Literatur  erfolgt  kaum  mehr 
als  eine  gelegentliche  Erwähnung  der  Enteignung  als  einer  Thatsache  des  Verkehrs- 
lebens. So  sagt  z.  ß.  Kau  in  der  Einleitung  zur  Volkswirthschaftspolitik  (5.  Aufl., 
1,  §.5  u.  Ajim.  b)  bei  der  Darlegung  der  Bedingungen,  unter  denen  eine  „zwingende 
Massregel"  auf  dem  volkswirthschaftlichen  Gebiete  zu  rechtfertigen  sei,  über  die  Ent- 
eignung nur:  „es  muss  in  Fällen,  wo  Jemand  zur  Aufgebung  eines  Privatrechts  ver- 
pflichtet wird,  voller  Ersatz  des  Verkehrswcrths  gegeben  und  hierzu  ein  genau  ge- 
regeltes, vor  Missbrauch  schützendes  Verfahren  vorgeschrieben  werden."  In  der 
Anmerkung  zu  diesem  Satze  fügt  er  hinzu :  „Diese  Zwangsabtretung  (expropriation 
pour  cause  d'utilite  publique)  kommt  nur  hei  unbeweglichem  Vermögen,  bei  dinglichen 
luxd  Gewerbsrechten  vor.  Die  Nothwendigkeit  der  Abtretung  ist  nach  volkswirthschaft- 
lichen,  wie  in  anderen  Fällen  nach  militärischen  oder  polizeilichen  Erwägungen  nach 
reiflicher  Prüfung  von  der  obersten  Staatsbehörde  auszusprechen."  ß  o  s  c  h  e  r  erwähnt 
die  Expropriation  nur  gelegentlich,  z.  B.  I,  §.  84,  in  der  Darlegung  der  mehr  commu- 
nistischen  Tendenz  des  modernen  Staats-  und  Wirthschaftslebens :  ,,es  werde  immer 
üblicher,  durch  sogen.  Expropriationen  die  wohlerworbenen  Privatrechte  dem  üeber- 
gewichte  des  Gemeinbesten  aufzuopfern."  Selbst  Schäffle,  dem  nach  dem  Stand- 
puncte  seines  Systems  es  näher  gelegen  hätte,  berührt  die  Zwangsenteignung  auch  nur 
flüchtig,  so  3.  Aufl.  II,  87,  wo  er  sagt,  das  Princip  der  öffentlichen  Wirthschafts- 
organisation  sei  die  einheitliche  obrigkeitliche  Gewalt,  die  auf  finanziellem  Gebiete  als 
Besteuerung,  auf  staatswirthschaftlichem  als  Conscrii^tion  und  Expropriation, 
Disciplin  u.  s.  w.  sich  äussere;  dann  II,  513,  wo  er  die  „Bildung  öif entlich  er  Ver- 
mögen" bespricht:  die  concreto  Gliederung  des  öffentlichen  Vermögens  zu  einem 
Organismus  verschiedenartiger  öü'entlicher  Anstalten  werde  grösstentheils  durch  freien 
Tauschverkehr,  theilweise  „durch  Anwendung  von  öfl'eutlicher  Gewalt"  (Expropriation 
privater  Güter  gegen  Entschädigung  in  Geldwerth)  vermittelt.  Vgl.  auch  2.  Aufl. 
S.  232.  —  Sonst  wird  die  Enteignung  etwa  nur  als  nothwendiges  Mittel  zur  Her- 
stellung der  neuen  Verkehrs  Wege  (Eisenbahnen)  erwähnt  und  in  der  Agrar- 
und  Gewerbepolitik  über  die  einzelnen,  zur  Enteignung  im  weiteren  Sinne  zählen- 
den Fälle,  wie  zwangsweise  Aufhebung  von  Grundlasten,  Kealgerechtigkeiten  und  Bann- 
rechten u.  s.  w.  gehandelt.  Wenn  es  hier  aber  auch  bei  Eau,  Koscher  u.  A.  nicht 
an  einer  genaueren  Erörterung  über  die  Bedingungen  und  das  Für  und  Wider  eines 
gesetzlichen  Zwaugseiugrills  in  sogen,  wohlerworbene  Privatrechte  fehlt,  so  erfolgt 
doch  keine  zusammenfassende  Behandlung,  in  welcher  die  Specialfälle  eines  solchen 
Vorgehens  in  der  Agrar-  und  Gewerbeverfassung  als  blosse  Anwendungen  eines  allge- 
meinen Princips  des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts  auf  die  einzelnen  Gebiete 
erschienen.  Auch  die  in  der  Finanzwissenschaft  nahe  liegende  Parallele  der 
Besteuerung  und  der  Enteignung  bleibt  regelmässig  unbeachtet  (s.  §.  384). 

Es  gilt  nun,  auch  der  Zwangsenteignung  Seitens  der  Nationalökonomie  eine 
principielle  Betrachtung,  ebenso  wie  der  Privateigenthumsinstitution ,  zu  widmen. 
Grade  unsere  Disciplin  hat  hier  in  Verbindung  mit  der  Socialpolitik  eine  wichtige 
Aufgabe  zu  lösen,  welche  die  rein  juristische,  selbst  die  öü'entlich-rechtliche  Behand- 
lung des  Kechtsinstituts  der  Enteignung  für  sich  allein  nicht  lösen  kann,  von  der 
privatrechtlichen  Doctrin  ganz  zu  schweigen.  Die  Zwangsenteignung  ist  nach  der 
richtigen  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Auffassung  dasjenige  Rechts- 
institut, durch  welches  die  vom  öUentlichen  Interesse  verlangte  Vcrtheilung  der  indivi- 
duellen Kapitalien  und  Grundstücke  unter  die  Einzelwirthschaften  (namentlich 
zwischen  den  Zwangsgemeinwirthschaften  einer-  und  den  übrigen  Einzelwirthschaften, 
also  besonders  den  Privatwirthschaften  anderseits  und  sodann  zwischen  den  letzteren 
unter  einander)  in  der  durch  die  Entwicklung  des  Volkslebens  geforderten  Weise 
mittelst  gesetzlichen  Zwangs  verändert  wird,  wo  und  soweit  als  diese  Veränderung 
durch  freien  Vertrag  nicht  entsprechend  bewirkt  werden  kann.  Durch  die  Enteignung 
muss  daher  eventuell  diejenige  „Ausdehnung  des  Pri vateigenthums"  (der 
Privatwirthschaften)  bewerkstelligt  werden,  welche  das  Gesammtinteresse  verlangt.  Die 
Lehre  von  der  Enteignung  nimmt  deshalb  die  ihr  hier  gegebene  Stelle  in  der  Syste- 
matik des  vom  nationalökonomischeii  Staudpuncte  aus  behandelten  „allgemeinen  wirth- 
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Namentlich  gilt  dies  von  den  beiden  wichtigsten  Veränderungen 
im  volkswii-thschaftlichen  Productionsprocess,  von  denen  der  materielle, 


schaftlichen  Verkehrsrechts"  ein:   sie  bildet  den  Schluss  der  Lehre  von  der  „Aus- 
dehnung des  Privateigenthums". 

Die  Enteignung  ist  hier  aber  nicht  ia  der  üblichen  Weise  unserer  Jurisprudenz 
auf  die  Abtretung  von  privatem  S a c h eigenthum  oder  sogar  nur  G r u n d eigenthum 
zu  beschränken,  sondern  sie  umfasst  grundsätzlich  alle  FäUe,  wo  wohlerworbene  Privat- 
rechte zwangsweise  entweder  ganz  aufgehoben  oder  an  Dritte  im  ötientüchen 
Interesse  abgetreten  werden.  Nach  der  früheren  Formulirung  des  Eigenthumsbegriffs 
(§.  284)  und  der  Statuirang  eines  „Eigenthums"  auch  an  „Kechten",  „Verhält- 
nissen" u.  s.  w.  lässt  sich  dies  auch  so  ausdrücken :  die  Enteignung  umfasst  im  Princip 
alles  Eigenthum  oder  alle  Arten  desselben.  Dagegen  bleibt  es  zunächst  eine  oliene 
Frage,  ob  und  welche  Entschädigung  dem  Expropriaten  zu  Theil  wird,  so  dass 
dies  Moment  der  Entschädigung,  entgegen  der  übüchen  juristischen  Auffassung  und 
Begriüsbestimmung  der  Enteignung,  nicht  schon  in  die  Definition  aufgenommen 
werden  muss  (§.  381  ff.). 

In  Ermangelung  einer  eigentlich  nationalökonomischen  Literatur  über  die  Ent- 
eignung muss  daher  hier  ganz  auf  diejenige  Literatur  verwiesen  werden,  welche,  in 
der  ßegel  ohne  jede  oder  ohne  wesenüiche  Eücksicht  auf  die  sociale  und  ökonomische 
Seite  der  Frage,  von  dem  speciellen  Standpuncte  anderer  Wissenschaften  aus  die  Ent- 
eignung behandelt  hat.  Es  ist  dies  die  rechtsphilosophische,  die  polizei- 
wissenschaftliche, bez.  verwaltungsrechtliche,  die  sonstige  öffentlich- 
rechtliche  und  die  civilistische  Literatur. 

Bemerkenswerth  ist  dabei,  dass  auch  in  den  letztgenannten  Zweigen  vielfach  die 
Frage  der  Begründung  der  Enteignung,  also  die  eigentlich  rechtsphilosophische 
Seite,  mit  erörtert  wird.  Es  erklärt  sich  dies  aus  der  zweifelhaften  Stellung  des 
Instituts  im  positiven,  besonders  im  römischen  Rechte,  und  aus  der  Isothwendigkeit, 
sich  mit  dem  absoluten  Privateigenthum  auseinander  zu  setzen.  Der  unvereinbare 
Widerspruch  des  letzteren  und  der  Zwangsenteignung  {§.  371)  wird  von  den  Juristen 
empfunden  und  hat  zu  den  künstlichsten  Constnictionen,  namentlich  bei  den  Civüisten, 
geführt.  Die  Zwangsenteignung,  ein  Institut  des  öffentlichen  Rechts,  sollte  in  die 
Kategorieen  des  Privatrechts  hineingezwängt  werden,  —  ein  Bestreben,  das  erfolglos 
geblieben  ist  und  wohl  immer  erfolglos  bleiben  muss,  wenn  nicht  von  vorneherein 
der  absolute  Eigeuthumsbegriff  aufgegeben  und  eine  socialrechtliche  Gestaltung  des 
Privateigenthums  an  die  Spitze  gestellt  wird.  Vgl.  z.  B.  über  die  Theorie,  dass  die 
Expropriation  ein  „Zwangskauf"  sei  und  über  andere  Constructionen  des  privatrecht- 
lichen Characters  des  Instituts  G.  Meyer  in  der  unten  gen.  Sehr.  §,  9,  S.  183  ff. 
Ferner  über  die  (ältere,  von  der  heutigen  Jurisprudenz  ganz  aufgegebene)  Begründung 
der  Expropriation  auf  ein  jus  eminens  oder  dominium  eminens  des  Staats  eb.  §.  3  u.  4, 
bes.  S.  125  h'.  Es  wird  nicht  zu  läugnen  sein,  dass  die  Annahme  eines  solchen  staat- 
lichen Obereigenthums  für  sociale  und  ökonomische  Reformen  des  Privateigeiithums- 
rechts  eine  Handhabe  giebt.  welche  nicht  entbehrt  werden  kann  und  folgerichtig  bei 
der  Annahme  eines  absoluten  Privateigenthums  fehlt:  woher  sich  die  unbefrie- 
digende Behandlung  der  Enteignung  in  der  neueren  Rechtswissenschaft  erklärt. 

Für  die  Literatur  über  die  Enteignung  —  in  den  genannten  Zweigen  — 
vgl.  bes.  Georg  Meyer,  d.  Recht  der  Expropriation,  Lcipz.  1868,  §.  7,  S.  152  ff. 
(mit  historischer  Einleitung,  bes.  über  das  römische  Recht  und  dessen  Fortbildung  im 
Mittelalter). 

Aus  der  rechtsphilosophischen  Literatur  vgl.  z.  B.  Stahl,  Philosophie  des 
Rechts,  II,  1  (3.  Aufl.),  §.  18,  S.  343  ff.  Seine  Beschränkung  der  Enteignung  auf  die 
Fälle  „öffentlicher  Noth wendigkeit"  im  Unterschied  von  der  blossen  „Ge- 
meinnützigkeit", ist  praktisch  werthlos,  weil  die  Grenze  nicht  zu  ziehen  ist  und 
sich  fast  nie  die  wirkliche  Nothwendigkeit  —  die  unbedingte  —  nachweisen 
lässt.  Seine  Trennung  von  „Aufhebung  (Abolition)  der  Rechte,  welche  einer 
ganzen  Art  von  Rechten  die  Anerkennung  und  Wirksamkeit  im  Staate  versagt"  von 
der  Enteignung  —  vgl.  eb.  §.17  —  ist  richtig  (s.  u.  §.  381  fi'.),  aber  es  ist  deshalb 
doch  zulässig  und  noth  wendig,  einen  weiteren  Enteignungsbegriff  aufzustellen, 
A.  Wagner,  Tolkswirthachaftslehre.    I.  44 
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geistige  und  sittliche  Fortschritt   des  Volks    mit  abhängt.     Diese 
Veränderungen    betreffen    einmal   wesentlichere    Umgestal- 


welcher  beide  Fälle,  jene  Aufhebung  von  Rechten  und  diese  Enteignung 
von  Eigenthum,  zusammenfasst.  —  S.  ferner  Trendelenburg,  Naturrecht,  §.  lüO; 
er  tritt  bedingt  für  den  Ausdruck  „dominium  eminens"  ein.  —  Hauptwerk  ist 
Lassalle's  System  d.  erworb.  Eeehte,  bes.  B.  1,  nam.  §.  7,  S.  193  ff.,  mit  der 
wichtigen  Erörterung  über  die  Aufhebung  erworbener  Eeehte  ohne  oder  mit  Ent- 
schädigung, S.  224  ff.,  242  ff.  Vgl.  darüber  unten  §.  ;iS5  fi'.  (Die  Polemik  von  L.  Stein 
in  der  Verwl.  VII,  297  gegen  Lassalle  wäre  nur  zutreffend,  wenn  es  Stein  ge- 
lungen wäre,  das  Recht,  speciell  das  Eigenthum  unabhängig  von  der  Anerkennung 
durch  das  Gesetz  wirklich  aus  dem  Wesen  der  Persönlichkeit  abzuleiten,  was  nach 
den  früheren  Ausführungen  über  die  „Begründung"  des  Eigenthums  zu  bestreiten  ist). 

Aus  der  Literatur  der  Verwaltungslehre  (Polizeiwissenschaft)  und  des  all- 
gemeinen Verwaltungsrechts,  welche  der  volkswirthschaftlichen  Betrachtung 
natürlich  noch  am  Nächsten  steht,  s.  R.  v.  Mohl,  Polizeiwiss.,  'S.  Aufl.,  I,  §.  5  (Fest- 
stellung der  Grundsätze,  wie  die  Polizei  zu  handeln  hat,  II,  posit.  Anforderungen) 
S.  39  (nicht  principiell).  Dann  bes.  H.  Rösler,  der  in  s.  soc.  Verw.  recht  I.  die 
Enteignung  und  das  Nothrecht  unter  den  „socialen  Verpflichtungen  des  Eigenthums" 
(neben  Nachbar-,  Bau-,  Wegerecht,  Zusammenlegung  der  Grundstücke)  S.  461  tt'.  ein- 
gehend behandelt.  S.  bei  ihm,  ausser  in  den  Monographieen,  auch  die  Specialliteratur 
und  Gesetzgebung.  Rösler  hält  an  der  engen  Beschränkung  des  Enteignungsrechts 
fest,  polemisirt  daher  gegen  St  ein 's  Erweiterung  in  der  „Entwährungslehre"'.  Er 
beschränkt  die  Enteignung  auf  Grundeigenthum ,  begründet  sie  hier  damit,  dass  „das 
Grundeigenthum  seiner  Natur  nach,  nicht  bloss  ausnahmsweise,  den  Anforderungen 
der  Gemeinschaft  unterworfen  sei",  —  was  m.  E.  von  allem  Eigenthum,  vollends 
auch  vom  Kapital  eigenthum  gut.  Er  betont  mit  Recht  den  öffentlich-rechtlichen 
Character  der  Enteignung  besonders  und  verwirft  die  privatrechlichen  Einkleidungs- 
versuche des  Instituts.  Die  Berufung  auf  staatliches  Obereigeuthum,  ötientliches 
Interesse,  Staatszweck  (G.  Meyer)  weist  er  ab,  ohne  indessen  zu  einer  wesentlich 
anderen  Ableitung  zu  gelangen  („nothwendiger  Gebrauch  für  öffentliche  Zwecke  von 
überwiegendem  allgemeinen  Nutzen",  §.  195,  196).  Das  Moment  vorheriger  (?  vgl. 
z.  B.  das  neue  preuss,  Gesetz  v.  11.  Juni  1874  §.  1 ,  wo  dies  Moment  fehlt)  voller 
Entschädigung  zieht  er  in  die  Begriffsbestimmung  hinein.  Meine  üebereinstimmung 
und  Abweichung  von  Rösler  ergiebt  sich  aus  dem  Texte :  es  ist  dieselbe  wie  in  der 
ganzen  Behandlung  der  Eigenthumsinstitution,  s.  darüber  auch  oben  Abschn.  13,  Anm.  1, 
S.  499.  Vgl.  auch  Rösler's  Recension  von  Grünhut's  Enteignungsrecht,  Wien, 
1873,  in  d.  Tüb.  Zeitschr.  XXX,  712 — 727.  Grünhut  steht  der  Rösler 'sehen  Be- 
liandlung  principiell  nahe. 

Neben  Rösler,  welcher  nach  dem  Zwecke  seines  Werks,  mehr  den  venvaltungs- 
rechtlichen  als  den  verwaltungs politischen  Sfandpunct  vertritt,  ist  bes. L.  v.  S t e i n 
hier  zu  nennen,  bei  dem,  wie  immer,  die  Erörterung  de  lege  lata  mit  derjenigen  de 
lege  ferenda  eng  verbunden  ist.  Stein  hat  in  seiner  Lehre  von  der  „Ent Währung" 
in  B.  VII  s.  Verwl.  (vgl.  auch  s.  Handb.  S.  144  — 150)  den  m.  E.  principiell 
richtigen  Versuch  gemacht,  für  das  ganze  Gebiet,  welches  im  Text  als  Enteig- 
nung bezeichnet  wird,  eine  zusammenfassende  Theorie  aufzustellen  und  es 
mit  dem  gesellschaftlichen  En twicklungsprocess  in  Causalnexus  zu 
bringen.  Vgl.  darüber  unten  §.  374.  Den  Einwand  Rösler's  a.  a,  0.  S.  464  gegen 
Stein,  dass  die  Enteignung  und  Grundentlastung  nicht  unter  den  gemeinsamen  Begrift' 
der  EntWährung  gestellt  werden  dürfe,  weil  die  letztere  (die  Entlastung)  die  Durch- 
fuhrung einer  allgemeinen  Rechtsreform,  die  erstere  (die  Enteignung)  dagegen 
eine  specielle  administrative  Massregel  auf  dem  Boden  derselben 
sei,  oder  den  Einwand  Rohland 's  in  der  u.  gen.  Sehr.  S.  2  Anm.  3,  dass  die 
Grundentlastung  eine  Rechtsreform,  die  Enteignung  ein  Rechtsinstitut  sei,  halte 
ich  nicht  für  richtig:  die  Enteignung  im  weiteren  Sinn  ist  ein  Rechtsinstitut, 
auf  Grund  dessen  die  Verwaltung  in  beiden  Fällen  bestehende  Privatrechte  zwangs- 
weise den  bisherigen  Berechtigten  entzieht.  —  Auf  Stein  ist  neben  der  Specialliteratur 
auch  bes.  für  die  Entwicklung  der  Doctrin  und  Gesetzgebung  auf  diesem  Entwährungs- 
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tungen  der  Organisation  der  ganzen  Volkswirthschaft 
(Kap.  3),  daher  der  Combination  der  drei  Wirthschafts- 
systeme  (§.  120),  besonders  des  privat-  und  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen;  sodann  gleiche  Umgestaltungen 
des  einzelwirthschaftlichen  Productionsbetriebs,  mithin 
der  Technik,  Productionsmethode  und  Combination  der 
drei  Productionsfactoren  (Natur  (Boden),  Arbeit  und  Kapital), 
in  den  Einzelwirthschaften,  des  Umfang  s  derselben  und  der  Rechts- 
form der  Privatwirthschaften.  2)  Besonders  wichtig  ist  hier  der 
durch  die  Bedürfnisse  der  sich  weiter  entwickelnden  Volkswirth- 
schaft gebotene  Wechsel  der  ökonomischen  Zwecke  und 
Functionen  des  Bodens,  bez.  der  einzelnen  Grundstücke,  sowie 


gebiete  zu  verweisen,  s.  bes.  S.  67 — 93,  293 — 324.  —  Vgl.  sonst  noch  Escher,  Polit. 

I,  360  S.:  V.  Inama- Stern  egg,  Verwaltungslehre  (Innsbr.  1870),  S.  133. 

Die  juristische  Literatur  s.  bei  G.  Meyer  a.  a.  0.  und  bei  Rösler.  Bes. 
hervorzuheben  sind  neben  Meyer  und  Grünhut:  Thiel,  Expropriationsrecht  u. s.  w. 
Berl.  1&66,  dann  die  neueste  Schrift  von  W.  v.  Eohland,  z.  Theor.  u.  Prax.  des 
Deutschen  Enteignungsrechts,  Lpz.  1875  (mit  eingehender  Berücksichtigung  der  Literatur 
und  Gesetzgebung).  Vergl.  sonst  noch-  Zachariä,  D.  Staatsr.  H,  §.  153  (2.  Aufl. 
S.  126  fF.);  Bluntschli,  allgem.  Staatslehre  (B.  1  d.  Lehre  v.  mod.  Staate,  5.  Aufl. 
Stuttg.  1875)  S.  293  ff.  Für  Preussen:  v.  Eönne,  preuss.  Staatsr.,  3.  Aufl.,  IL  1, 
§.  94  (ünverletzlichkeit  des  Eigenthums,  vergl.  Art.  9  der  Verfassung)  S.  92  IT.  Für 
Baiern:  Pözl,  Verfassuugsrecht,  4.  Aufl.,  §.  34.  —  B eseler,  D.  Privatr.  §.  92, 
Gerber  desgl.  (in  der  neueren  Aufl.)  §.  174b. 

Aus  der  Gesetzgebung  gehören  mehrfach  Bestimmungen  der  neueren  Ver- 
fassungsgesetze hierher,  worin  die  ünverletzlichkeit  des  Eigenthums,  ander- 
seits der  Satz  ausgesprochen  zu  werden  pflegt,  dass  das  Eigenthum  aus  Gründen  des 
öflentlichen  Wohls  —  eventuell  gegen  vorherige  Entschädigung  —  nach  Massgabe  des 
Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden  kann.  Vgl.  Preuss.  Verf.  v.  1850,  Art.  9, 
Baier.  v.  1818  Tit.  IV,  §.  8  (mit  Berufung  auf  eine  Verordnung  v.  14.  Aug.  1815, 
an  deren  Stelle  jetzt  das  baier.  Gesetz  über  Zwangsabtretung  von  Grundeigenthum  vom 
17.  Nov.  1837  getreten  ist),  Oesterr.  Staatsgrundges.  v.  1867,  Art.  5.  Sonst  sind 
theils  in  den  Kechtsbüchern  (z.  B.  preuss.  Landrecht,  Einl.  §.  75,  dann  Tbl.  I, 
Tit.  11  §.  4  tf.,  „Zwangskauf"'),  theils  in  Gesetzen  über  Wegebauten  und  neuerdings 
bes.  in  den  Eisenbahngesetzen  und  Berggesetzen,  theüs  endlich  in  beson- 
deren allgemeinen  Expropriationsgesetzen  die  Bestimmungen  des  posi- 
tiven Rechts  über  die  Zwangsenteignung  enthalten.  Vgl.  das  Nähere  bei  G.  Meyer 
§.  7  S.  142  (f.,  Rösler  S.  461,  Stein  a.  a.  0.  Bes.  zu  erwähnen  sind:  die  fran- 
zösischen Gesetze  v.  8.  März  1810  (aufgehoben),  7.  Juli  1833  und  3.  Mai  1S41, 
d.  gen.  baierische  v.  1837,  d.  Schweiz.  Bundesges.  v.  1.  Mai  1850,  das  neue 
preuss.  V.  11.  Juni  1874  (Commentare  über  dieses  von  Dahlke  1874,  von  Bahr 
und  Langerhans  1875).  Ausserdem  für  die  Enteignung  in  unserem  weiteren 
Sinne :  die  Gesetze  über  Leibeigenschaftsaufhebung  (vgl.  oben  §.  21 5,  Anm.  42,  44, 
S.  345),  Grundlastcn,  Ablösungen  u.  s.  w.  S.  darüber  Stein  a.  a.  0.  und  die  betr. 
Abschnitte  d.  prakt.  Theile  des  Lehrbuchs.     Rau,  II,  (Polit.),  §.46«".;    Röscher, 

II,  2,  Kap.  9. 

Im  Text  handelt  es  sich  wesentlich  um  die  principielle  Frage:  ob  und 
wann  eine  Enteignung  Platz  greifen  dürfe.  Die  Entschädigungsfrage  ist  für 
die  T 0 1  k s wirthuschaftliche  Seite  die  secundäre  (§.  385,  386).  Die  Frage  des  Ver- 
fahrens gehört  nicht  weiter  hierher. 

'-)  Der  Uebergang  der  im  engeren  Sinne  sogen.  Privatgeschäfte  in  Actiengesell- 
schaften,  Productivgenossenschaften  kann  hierher  gehören. 

44* 
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die  Steigerung  der  Intensivität  des  Bodenanbaus  bei 
jeder  Bodeukategorie.  ^) 

Kann  z.  B.  nicht  ein  bestimmter  Theil  des  Nationalkapitals, 
oder  bestimmter  Boden,  welche  Privateigenthum  sind,  auf  irgend 
eine  Art  zur  Verfügung  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  des  Staats, 
gestellt  werden,  so  ist  die  etwa  durch  das  Gesammtinteresse  ge- 
forderte Veränderung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  in  der 
Richtung  vermehrter  und  veränderter  Staatsthätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  materiellen  und  der  immateriellen  Production  natürlich 
nicht  durchzuführen.  Ebenso  ist  eine  im  Gesammtinteresse  gebotene 
Umgestaltung  des  einzelwirthschaftlichen  Betriebs  im  privatwirth- 
schaftlichen  System,  speciell  z.  B.  in  der  Bodenbenutzung,  noth- 
wendig  an  die  Voraussetzung  einer  veränderten  Vertheilung  ent- 
weder des  Eigenthums  oder  wenigstens  des  in  anderen  Rechtsformen 
ermöglichten  Verfügungsrechts  über  bestimmte  Theile  des  National- 
kapitals und  des  Grund  und  Bodens  gebunden. 

Die  Veränderungen  in  der  Vertheilung  der  Eigenthums-  und 
Verfügungsrechte  in  Bezug  auf  Kapital  und  Boden,  welche  in  Privat- 
eigenthum stehen,  können  sich  auf  doppelte  Weise  vollziehen, 
vertragsmässig  im  freien  Verkehr  oder  mittelst  Zwangs  gegen 
die  Eigenthümer.  Das  Erste  ist  nach  der  bisherigen  geschicht- 
lichen Entwicklung  unserer  Volkswirthschaften  die  Regel,  das  Letztere 
die  Ausnahme.  Im  freien  Verkehr  der  privaten  Einzelwirthschaften 
unter  einander  wie  mit  dem  Staate,  der  Gemeinde  und  anderen 
Zwangsgemeinwirthschaften,  welche  immer  auch  Einzelwirthschaften 
sind,  wird  durch  eine  Reihe  von  freien  Verträgen,  Tausch, 
Kauf,  Miethe,  Pacht,  Darlehen  u.  a.  m.,  von  jeder  Einzelwirthschaft 
das  Eigenthum  oder  die  rechtliche  Verfügung  (Nutzung)  auch  über 
diejenigen  individuellen  Kapitalien  und  Grundstücke  erlangt, 
welche  sie  zu  ihren  Productionszwecken  bedarf. 

So  lange  nun  durch  diese  Vertrags  massige  Regulirung  der 
Vertheilung  des  Eigenthums  an  oder  des  Verfügungsrechts  über  privates 
Kapital  und  Boden  jene  beiden  Hauptveränderungen  im  Productions- 
process  in  einer  dem  Gesammtinteresse  entsprechenden  Weise  er- 
möglicht werden,  liegt  kein  Grund  vor,  zu  einer  zwangsmässigen 
Regelung  jener  Vertheilung  zu  schreiten.  Insoweit  ist  die  geschicht- 
lich überkommene  Ausdehnung  des  Privateigenthums  an  Pro- 
ductionsmitteln  auch  vom  Staate  in  der  gewünschten  Richtung  nur 
vertragsmässig  zu  verändern. 

»)  S.  0.  §.  811,  Anin.  12,  S.  568. 
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Durch  einen,  übrigens  stets  gesetzlich  zn  regelnden,  Zwangs- 
eingriff des  Staats  darf  dagegen  die  Vertheilung  des  Eigenthums 
und  Verfügungsrechts  über  diejenigen  bestimmten  Productions- 
mittel  principiell  immer  umgestaltet  werden,  welche  zur  Durch- 
führung einer  jener  beiden,  vom  öffentlichen  Interesse  geforderten 
Hauptveränderungen  imProductionsprocess  oder  einer  dazugehörigen 
einzelnen  Massregel  oder  Einrichtung  gebraucht  werden,^)  frei  ver- 
tragsmässig  aber  überhaupt  nicht  oder  nur  mit  nicht  zu  rechtfertigen- 
den Opfern  der  Gemeinschaft^)  zur  Verfügung  gestellt  werden  können. 

Mit  diesem  Satze  wird  das  volkswirthschaftliche  und,  soweit 
die  Lage  der  Gesellschaft  von  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft 
abhängt,  das  sociale  und  politische  Princip  für  die  Noth- 
wendigkeit  und  Rechtfertigung  der  Zwangsenteignung 
(Expropriation)  und  zugleich  für  die  Grenzen  des  Zwangs- 
enteignungsrechts aufgestellt. 

§.  370.  Das  Recht  der  Zwangs enteignung  (auch  kurz- 
weg „Enteignung"  genannt),  ist  das  Recht  des  Staats,  ein 
im  Eigenthum  stehendes  individuelles^)  Object  seinem  Eigen- 
thtimer  auqh  ohne  dessen  Einwilligung,  also  zwangsweise  zu  ent- 
ziehen, um  es  in  einer  vom  Gesammtinteresse  geforderten  Weise 
zu  verwenden,  oder  das  Eigenthumsrecht  des  Eigenthümers  zu  be- 
schränken, um  das  Object  mit  einer  Servitut  zu  belegen,  oder  den 
Gebrauch  des  Objects  im  öffentlichen  Interesse  in  Anspruch  zu 
nehmen.'')    Dieses  Recht  ist,  zum  Mindesten  in  Bezug  auf  Grund- 

*)  Man  kann  nicht  sagen:  unentbehrlich  sind;  es  genügt,  vrenü  sie  nur  zur 
zweckmässigen  Herstellung  der  Einrichtung  (des  Unternehmens)  uothwendig  gebraucht 
werden.  Eine  relative,  keine  unbedingte  Noth wendigkeit  muss  also  vorliegen.  S.  u. 
§.  371.  Bei  Exproimationen  von  Boden  zu  Eisenbahnen  kann  man,  sogar  was  die 
Bahn  selbst  betrifft  —  von  Bahnhöfen  u.  3.  w.  gar  nicht  zu  reden,  für  welche  das 
Expropriationsrecht  auch  nicht  immer  in  den  neueren  Gesetzen  in  demselben  umfang 
wie  für  die  Bahn  gegeben  wird  —  nur  selten  von  unbedingter  Nothwendigkeit  eines 
Grundstücks  sprechen. 

^)  Es  macht  hier  keinen  Unterschied,  ob  die  Gemeinschaft  direct,  wie  z.  B.  bei 
übermässig  theurem  Grunderwerb  für  Staats  bahnen,  oder  in  direct,  z.B.  im  gleichen 
Falle  für  Privat  bahnen  getroffen  wird.  Denn  getroffen  wird  sie  wegen  des 
theureren  Baus,  der  höheren  Tarife  auch  hier. 

^)  Hierin  liegt  der  Unterschied  der  Enteignung  von  der  Besteuerung.  S.  u.  §.  354. 
Das  Object  kann  auch  ein  individuelles  Recht,  die  Verwendung  auch  eine  Aufhebung 
solchen  Rechts  sein. 

')  Nähere  Begründung  dieser  formellen  Definition  s.  u.  in  §.  3S1  ff.,  bes.  bezüglich 
der  Auseinandersetzung  mit  anderen  Auffassungen.  Erst  nachdem  in  den  §.371 — 3S0 
die  im  Texte  aufgesteUte  Enteignungslehre  genauer  dargelegt  worden  ist,  empfiehlt  es 
sich,  auf  die  Fragen  der  Teiininologie  und  die  damit  zusammenhängenden  Fragen  vom 
Umfang  und  Inhalt  des  Enteignungsrechts  einzugehen.  —  Hier  ist  vorläufig  nur  zu 
bemerken ,  dass  die  formelle  Definition  der  Enteignung  nach  der  Begriffsbestimmung 
des  Eigenthums  etwas  verschieden  ausfallen  muss,  s.  u.  §.  381:  ein  Grund,  warum 
die  Definition  des  Texts  von  anderen  Definitionen  abweicht. 
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eigenthum  und  eventuell  mit  der  weiteren  Beschränkung  auf  eine 
bestimmte  Reihe  von  Fällen,  in  unseren  Culturstaaten  allgemein  als 
bestehend  anerkannt  und  durch  die  neuere  Gesetzgebung  genauer 
geregelt  worden,  lieber  die  innere  rechtsphilosophische  Begründung 
gehen  die  Ansichten  noch  heute  mannigfach  ebenso  aus  einander, 
wie  über  seine  Formulirung  und  Begrenzung  und  seine  Stellung  im 
ganzen  System  des  Rechts,  speciell  zum  Civilrecht  und  zum  öffent- 
lichen Recht. 

Auf  diese  Controversen  ist  hier  nur  insoweit  einzugehen,  als 
es  die  Geltendmachung  des  volkswirthschaft liehen  Stand- 
puncts  in  der  Enteignuugslehre  fordert.  Zu  diesem  Zwecke  handelt 
es  sich  um  die  Hervorhebung  und  Begründung  folgender  drei  Puncte. 

1)  Die  unbestrittene  Nothwendigkeit  eines  Zwangs- 
enteignungsrechts ist  als  ein  Beweis  für  die  Unhaltbarkeit  des 
absoluten  Privateigenthumsrechts  und  der  üblichen 
römisch-rechtlichen  Begriffsbestimmung  desselben  anzuer- 
kennen, §.  371. 

2)  In  der  Anerkennung  dieser  Nothwendigkeit  liegt 
das  Zugeständniss  eines,  wenigstens  bedingten,  Vorrangs 
der  Gemeinschaftsinteressen  und  speciell  auch  volkswirth- 
schaftlicher  Ntitzlichkeitsrücksichten  vor  dem  Privat- 
eigenthumsprincip,  §.  372. 

3)  Allein  die  Volkswirthschaftslehre  deckt  den  Recht- 
fertigungsgrund  für  das  Zwangsenteignungsrecht  richtig  auf 
und  zugleich  lehrt  nur  sie,  die  richtigen  principiellen 
Grenzen  für  dieses  Recht  dem  Privateigenthum  gegenüber  ziehen, — 
wenigstens  soweit  sich  solche  Grenzen  überhaupt  allgemein  auf- 
stellen lassen,  —  derjenige  Punct,  um  dessen  Lösung  sich  die  civi- 
listische wie  die  Jurisprudenz  des  öffentlichen  Rechts  bisher  ver- 
gebens bemüht  hat,  §.  373  ff. 

§.  371.  —  1)  Absolutes  Privateigenthum,  in  römisch- 
rechtlicher Weise  formulirt,  und  Zwangsenteignung  sind  un- 
vereinbare Gegensätze.  Das  Eine  schliesst  das  Andre  aus. 
Mit  der  Anerkennung  der  Nothwendigkeit  oder  selbst  nur  der  über- 
wiegenden Zweckmässigkeit  —  denn  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
Fälle  handelt  es  sich,  was  zu  beachten  ist,  nur  um  diese,  d.  h. 
um  eine  relative,  nicht  um  eine  unbedingte  Nothwendigkeit*)  — 
der  Zwangsenteignung  muss  folgerichtig   der  absolute  Eigenthums- 

8)  S.  0.  Aum.  4. 
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begriff  aufgegeben  und  ein  dem  oben  in  §.  284  aufgestellten  gleicher 
oder  ähnlicher  angenommen  werden.  Dass  alles  Privateigenthum 
eventuell  der  Zwangsenteignuug  ausgesetzt  ist,  gehört  zu  den  recht- 
lichen Vorbehalten  in  Betreff  der  gesetzlichen  Beschränkungen 
und  Verpflichtungen,  welche  mit  der  „Herrschaft"  des  Eigenthümers 
in  der  Gemeinschaft  verbunden  sind.  Die  Civilisten  haben  denn 
auch  umsonst  versucht,  der  Zwangsenteignung  in  ihrem  rein  indivi- 
dualistischen Privati-echtssystem  eine  Stelle  zu  geben.  ^)  Die  ein- 
fache Hinüberweisuug  des  Gegenstands  in  das  öffentliche  Recht 
genügt  jedoch  auch  nicht.  ^'^)  Vielmehr  ist  die  Zwangsenteignung 
ein  neuer  Belegfall  für  die  Nothwendigkeit  einer  socialen  Auf- 
fassung auch  des  Privatrechts  und  speciell  einer  social  recht- 
lichen Gestaltung  des  Privateigenthums.  Die  Erörterungen  im 
13.  Abschnitt  finden  in  dem  Institut  der  Zwangsenteignung  eine 
Bestätigung. 

§.  372.  —  2)  Bei  der  Zwaugsenteignung  wird  vom  Rechte  dem 
Willen  des  Staats,  welcher  hier  den  Willen  und  das  Interesse  der 
höchsten  Gemeinschaft  vertritt,  unbediugt  der  Vorrang  vor  dem 
Willen  des  das  Individualinteresse  vertretenden  Privateigenthümers 
eingeräumt.  Darin  liegt  enthalten,  dass  die  Unverletztheit 
des  Privateigenthums  kein  unbedingter  Grundsatz  der 
Rechtsordnung  ist.  Der  Staat  fungirt  hier  in  seiner  wahren 
Sphäre,  indem  er  auch  im  Gebiete  des  Privateigenthums  die  In- 
teressen der  Individuen  „unter  die  Zwecke  menschlicher  Gemein- 
schaften beugt",  um  Existenzbedingungen  der  Gattung  oder  Ent- 
wicklungsbedingungen der  ganzen  Volkswirthschaft  (das  privat- 
wirthschaftliche  System  eingeschlossen)  oder  sittliche  Zwecke  der 
Gesammtheit  zu  erfüllen  (§.  154),  denen  das  Privateigenthum  an 
einem  Objecte  im  concreten  Falle  hinderlich  im  Wege  steht.  Die 
Auffassung  der  ökonomischen  und  socialen  Stellung  und  Function 
der  Zwangsgemeinwirthschaften  und  das  früher  schon  hervorgehobene 
Pflichtmoment,  welches  sich  daraus  für  den  Einzelneu,  hier 
speciell  für  den  Privateigenthümer,  ergiebt  (§.  154  fi".),  erlangen 
durch  das  Zwangsenteignungsrecht  ebenfalls  eine  neue  Bestätigung. 

§.  373.  —  3)  Am  Wichtigsten  ist  aber  der  dritte  Punct.     Der 


®)  S.  u.  §.  372,  Beseler,  Gerber  u.  A.  m.,  gegen  welche  Stein  u.  A.  hier 
Kecht  haben.    S.  Stein,  VerwI.  VII,  60. 

")  So  bei  vielen  Neueren,  bes.  scharf  betont  von  H.  R Osler,  Verw.  recht  I,  J. 
§.  195  und  Anzeige  über  GrUnhut's  Enteignungsrecht,  Tub.  Zeitschr.  1874,  XXX, 
712.    Vgl.  über  meine  abweichende  Auffassung  o.  Abschn.  13,   bes.  Anm.  1  S.  499. 
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Jurisprudenz  ist  weder  eine  genügende  Begründung,   noch  eine 
ausreichende  Begrenzung  jenes  Rechts  gelungen. 

a)  Die  rein  privat  rechtliche  Auffassung  muss  in  demselben 
einen  mit  allen  ihren  Anschauungen  über  Privateigenthum  und  dessen 
Unverletzlichkeit  unvereinbaren  Widerspruch  sehen,  erkennt  es  daher 
nur  als  ein  „anomalisches  Recht''  (jus  singulare)  au  und  verkennt 
hiermit  Natur  und  Bedeutung  dieses  Rechts. ^^)  Denn  dieses  braucht 
zwar  nur  ausnahmsweise  und  subsidiär,  wenn  der  erstrebte  Zweck 
vertragsmässig  nicht  erreicht  wird,  in  Anwendung  zu  kommen, 
aber  es  enthält  selbst  ein  allgemeines  Rechtsprincip  für  die  ge- 
sammte  Privateigenthumsordnung.  Dieses  Princip  folgt  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  der  Natur  der  Staatsgesellschaft,  innerhalb 
deren  das  Privateigenthum  überhaupt  nur  die  Rechte  giebt  und 
den  Verpflichtungen  unterworfen  ist,  welche  aus  der  stets  mit  mass- 
gebenden Rücksicht  auf  die  Gemeinschaft  folgen. 

b)  Die  jetzt  voran  stehende  öffentlich-rechtliche  Auffassung 
der  Zwangsenteignung  leidet  an  dem  entgegengesetzten  Fehler,  dass 
sie  dieses  Recht  allein  mit  dem  Hinweis  auf  das  „öffentliche 
Interesse"  (oder,  wie  man  es  sonst,  den  gleichen  Sinn  im  Auge, 
ausdrücken  oder  umschreiben  mag  ^^))  begründet.  Diese  Begründung 
ist  nicht  unrichtig,  denn  im  „öffentlichen  Interesse"  oder  im  Vorrang 
des  Gemeinschafts-  vor  dem  Privatinteresse  liegt  in  der  That  der 
letzte  Grund  der  Enteignung.  Aber  das  „öffentliclie  Interesse" 
schlechthin,  ohne  weitere  Einschränkung,  ist  ein  zu  vages  Princip, 
als  dass  man  sich  darauf  allein  auch  nur  für  die  Begründung, 
geschweige  für  die  Begrenzung  dieses  Rechts  berufen  könnte. 
Der  blosse  Hinweis  auf  das  „öffentliche  Interesse"  erklärt  nicht, 
warum  hier  das  Privateigenthum  weichen  soll,  das  sonst  vor 
Allem  auf  das  öffentliche  Interesse  gestützt  wird.  Es  würde  dabei 
ferner  das  Privateigenthum  zu  sehr  der  Willkühr  der  Gesetzgebung 
preisgegeben  und  keine  bestimmte  Grenze  für  die  Anwendung  des 
Zwangsenteignungsrechts  gezogen  werden.  Dies  hat  die  neuere 
Gesetzgebung  und  Theorie  selbst  erkannt,  indem  sie  mehrfach  eine 
bestimmte    Reihe    von    Einzelfällen,    öfters    überhaupt    mit 


")  So  Beseler,  Privatr.  §.  92.     S.  auch  Gerber,  Privatr.  §.  90. 

^2)  Vgl.  Georg  Meyer,  Recht  d.  Expropr.  §.  8  (staatsrechtl.  Princ.  d.  Expropr.), 
mit  der  guten  Ausführung  gegen  die  Berufung  auf  das  vage  „öffentliche  Interesse". 
Wenn  er  aber  diesen  Ausdruck  durch  den  „Staatszweck"  ersetzen  will  (S.  178  ff.),  so 
lässt  sich  doch  darin  nur  eine  Umschreibung  des  „öffentlichen  Interesses"  sehen.  S. 
auch  H.  R Osler  §.  195,  bes.  Amn.  2. 
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Beschränkung  auf  das  G  r  u  n  d  e  i  g  e  n  t  h  u  m  /^)  aufstellte,  in  welchen 
die  Expropriation  allein  zulässig  sein  sollte.^*)  Die  bisherigen  Ver- 
suche dieser  Art  sind  aber  verfehlt,  weil  die  Auswahl  der  Fälle 
willkührlich  und  etwa  nur  den  augenblicklichen  Auffassungen  an- 
gepasst  ist.  Die  Anwendung  des  Rechts  wird  dadurch  bald  zu  sehr 
erweitert, ^^)  bald  zu  sehr  verengert. 

§.  374.  Es  gilt  daher,  ein  Princip  für  die  Begründung  und 
Begrenzung  der  Zwangsenteignung  zu  finden,  das  nicht  so  vage 
und  daher  so  dehnbar  ist,  wie  dasjenige  des  „öffentlichen  Interesses" 
allein,  und  nicht  dem  Einwand  der  Willktihr,  wie  die  Aufzählung 
einzelner  Expropriationsfälle,  ausgesetzt  ist.  Ein  solches  Princip 
muss  nothwendig  aus  der  Beziehung  der  Privateigenthums- 
ordnung  und  der  Vertheilung  des  Eigenthums  zur 
Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  und  zu  deren  beider 
geschichtlicher  Entwicklung  abgeleitet  werden. 

Ein  bedeutender  Versuch  in  dieser  Richtung  ist  in  der  Ent- 
währungslehre  und  dem  System  der  Entwähr ung  von 
L.  Stein  gemacht  worden. ^'^)  Dieser  Versuch  ist  grundsätzlich 
durchaus  in  seinem  Ausgangspuncte  und  insoweit  auch  in 
seiner  Durchführung  richtig,  als  nemlich  eine  Reihe  von  Staats- 
eingriffen  in  die  Eigenthumsordnung  auf  ein  oberstes  Princip 
zurückgeführt  und  unter  einem  allgemeinen  Begriff,  dem  der 
„  E  n  t  w  ä  h  r  u  n  g ",  zusammengefasst  wird.  Gleichwohl  leidet  S  t  ei n's 
Entwährungslehre  an  einem  wesentlichen  Mangel,  welcher  freilich 
mit  der  Grundauffassung  dieses  Schriftstellers  eng  zusammen- 
hängt, —  an  der  willkührlichen  Ein  zwäng  ung  der  Ent- 
währung  in  die  von  Stein  construirte  geschichtliche  Ent- 
wicklungsschablone der  Geschlechter-,  ständischen 
und  staatsbürgerlichen  Ordnung.^'')  Dadurch  wird  das  Gebiet 

^^  Ygl.  über  diesen  Punct  u.  §.  3S3. 

")  Hauptbeispiel:  das  baierische  Expropriationsgesetz  vom  17.  Novbr.  1S37, 
Art.  1.  Aehnlich  einige  thüring.  Gesetze  (Seh warzb.- Sondershausen,  Meiningen, 
Coburg,  Gotha).  Siehe  die  einzelnen  Fälle  bei  B eseler,  Privatr.  §.  92,  Anm.  10; 
G.  Meyer  a.  a.  0.  S.  248  ff. 

'®)  Vergl.  z.  B.  die  Expropriationsfälle  unter  der  Rubrik  „Anlegung  öffentlicher 
Gebäude  und  Plätze",  (Meyer,  S.  249  Anm.  3),  wo  man  mannigfach  zweifelhaft  sein 
kann,  ob  die  Zulassung  der  Enteignung  nicht  schon  zu  weit  geht. 

•  ")  Stein,  Venvl.  ^^I,  67-92,  293  ff  Ders. .  Handb.  S.  144—150.  Vgl.  über 
die  üebereinstimmung  und  Abweichung  der  Lehre  im  Texte  von  Stein  auch  unten 
§.  381  ff.  Vgl.  auch  oben  in  §.  142,  S.  209  (bes.  Anm.  6)  über  die  dort  sogen. 
Entwährungsbediirfnisse,  als  Hauptart  der  räumlichen  Gemeinbedürfnisse. 

")  S.  bes.  Stein,  VII,  72  ff,  74  ff.,  84,  294.  Er  stellt  fünf  Gebiete  der  Ent- 
währung  auf:  drei  davon  aus  der  Geschlechterordnung,  Grundentlastung,  Ge- 
rn einheitstheilung,  Ablösung,  zwei  aus  der  staatsbürgerlichen  Ordnung, 
Enteignung  und  Staatsnothrecht. 
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der  EntWährung,  als  deren  blosse  Unterart  in  der  staatsbürgerlichen 
Gesellschaft  Stein  die  Enteignung  betrachtet,  willkührlich  verengt 
und  ein  weiterer  Fortschritt  über  die  sogen,  staatsbürgerliche  Periode 
hinaus  nicht  einmal  als  Möglichkeit  statuirt.  ^^)  Auch  erscheint  es 
nicht  richtig,  mindestens  nicht  nothwendig,  die  Frage  der  Ent- 
schädigung so  in  den  Vordergrund  zu  schieben,  wie  es  in  der 
Stein'schen  Entwährungslehre  geschieht. ^^)  Statt  die  Zwangs- 
enteignung als  einen  Specialfall  der  Entwährung  anzusehen,  wird 
richtiger  umgekehrt  die  Enteignung  als  allgemeines  Rechts- 
princip  hingestellt.  Diejenigen  Specialfälle,  bei  welchen  Ent- 
schädigung gegeben  wird,  allerdings  die  Hauptfälle,  kommen 
dann  unter  den  Begriff  „Entwährung"  als  die  eine  Haupt- 
kategorie der  Enteignung  neben  der  zweiten,  welche  die  Fälle 
umfasst,  wo  keine  Entschädigung  stattfindet. 

Es  muss  daher  doch  noch  ein  anderer  Versuch  zur  Stützung 
der  Enteignung  gemacht  werden. 

§.  375.  Das  Princip  für  die  Begründung  und  die  Begrenzung 
der  Enteignung  liegt  nicht  schlechtweg  im  „öffentlichen 
Interesse",  sondern  nur  in  demjenigen  öffentlichen  Interesse, 
welches  gebieterisch  eine  der  beiden  Hauptveränderungen 
im  volkswirthschaftlichen  Productionsprocesse  fordert, 
die  oben  (§.  369)  gekennzeichnet  wurden,  —  eine  wesentliche 
Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und 
des  einzelwirthschaftlichen  Productionsbetriebs,  speciell 
der  Bodenbenutzung  —  weil  und  soweit  diese  Veränderungen 
als  eine  wesentliche  Bedingung^*^)  für  die  Fortentwicklung 
des  Volkslebens  anerkannt  werden. 

Hier  bleibt  freilich  selbst  in  der  Theorie  immer  noch  ein 
Spielraum  für  die  subjective  Ansicht  des  Gesetzgebers,  in  Bezug 
auf  die  Beurtheilung  sowohl  des  Ziels  dieser  Fortentwicklung,  als 
auch  der  nothwendigen  Mitwirkung  jener  Veränderungen  im  Pro- 
ductionsprocess  zum  Behufe  der  Erreichung   dieses  Ziels.    Einen 


'^)  Vgl.  z.  B.  Stein,  VII,  294,  wo  es  heisst:  „Die  Wirthschaftslehre  zeigt,  dass 
die  erste  Bedingung  der  vollständigen  wirthschaftlichen  Entwicklung  jedes  Einzelnen 
in  der  vollen  Freiheit  des  Erwerbs  liegt.  Jeder  Zustand,  der  diese  volle  Freiheit 
des  individuellen  Erwerbs  beschränkt,  ist  daher  ein  Widerspruch  mit  dem  Grundprincip 
der  staatsbürgerliclien  Gesellschaft."  Hiernach  wäre  extreme  Manchesterpolitik  das 
Grundprincip  der  modernen  Gesellschaft!  —  Glücklicher  Weise  nur  eine  petitio  principii. 

^*)  Auch  dieser  Punct  und  die  sich  an  ihn  knüpfende  terminologische  Frage  kann 
erst  unten  in  §.  381  ff.  näher  erörtert  werden. 

^'*)  Man  kann  auch  hier  nicht  sagen :  eine  conditio  sine  qua  non ,  —  weil  dies 
kaum  je  zu  erweisen  ist. 
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solchen  Spielraum  zu  gewähren,  ist  jedoch  unvermeidlich.  Ihn 
unbedenklich  zumachen,  ist  die  Aufgabe  des  formellen  Theils 
des  Enteignungsrechts  (s.  u.  §.  386).  Dieser  Spielraum  ist  auch 
principiell  und  praktisch  viel  enger,  als  bei  der  üblichen  Begründung 
der  Enteignung  kurzweg  mit  dem  „öffentlichen  Interesse". 

Jede  volkswirthschaftliche  und  gesellschaftliche  Entwicklungs- 
stufe eines  Volks  hat  als  Product  der  bisherigen  Geschichte  eine 
bestimmte  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  eine  be- 
stimmte Gestaltung  der  Technik,  des  einzelwirthschaft- 
lichen  Betriebs  und  der  Bodenbenutzung  auf  der  Grundlage 
einer  bestimmten  Vertheilung  des  Eigenthums  am 
Boden  und  Kapital. 

Erweist  sich  eine  Veränderung  dieser  Organisation  und  dieser 
Gestaltung  der  Technik  und  des  Betriebs  im  Volksbewusstsein  bei 
unbefangener  Prüfung  als  eine  wesentliche  Bedingung  der  Fort- 
entwicklung des  Volkslebens,  kann  jene  Veränderung  aber  nur 
durch  eine  veränderte  Vertheilung  des  Eigenthums-  und  Verfügungs- 
rechts an  individuellen  Productionsmitteln  erreicht  werden 
und  ist  diese  letztere  nicht  vertragsmässig  zu  erlangen:  dann, 
aber  auch  nur  dann,  muss  das  Privateigenthum  dem  so  cousta- 
tirten  öffentlichen  Interesse  weichen  und  darf  die  Enteignung 
Platz  greifen.  Ob  diese  Voraussetzungen  im  concreten  Falle  vor- 
liegen, darüber  muss  eine  möglichst  objective  Prüfung  stattfinden. 
Für  letztere  die  richtigen  Garantieen  zu  schaffen,  sei  es  durch 
die  UebertragUDg  der  Entscheidung  in  jedem  einzelnen  Falle  an 
die  Gesetzgebung  oder  an  eine  Verwaltungsinstanz,  ist  die  Auf- 
gabe des  formellen  Enteignungsrechts. 

Diese  Begründung  und  Begrenzung  des  Enteignungsrechts  ist 
eine  Consequenz  jener  Auffassung,  welche  in  der  Privateigenthums- 
institution  in  erster  Linie  eine  vom  Gemeinschaftsinteresse 
geforderte  Einrichtung  sieht  und  dieselbe  nur  soweit  billigt. 
Die  Nothwendigkeit,  ein  allgemeines  Rechtsprincip  der  Zwangs- 
enteignung im  öffentlichen  Interesse  zu  statuiren,  liefert  den  Beweis 
für  die  Richtigkeit  jener  Auffassung,  mithin  der  früheren  Begrün- 
dung des  Privateigenthums  auf  die  sogen.  Legaltheorie.  (Abschn. 
12,  §.  277  ff.) 

§.  376.  In  den  verschiedenen  geschichtlichen  Phasen  der 
Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  trifft  die  Zwangsenteignung  ver- 
schiedene  Eigenthumsobjecte,  je  nach  der  Verschieden- 
heit des  Ziels  der  ökonomischen  und  socialen  Entwick- 
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lung  und  je  nach  der  factischen  Ausdehnung  des  Privat- 
eigenthums  an  Productionsmitteln,  an  Unfreien,  Kapital, 
besonders  an  Grund  und  Boden.  Jedes  Zeitalter  bedarf  daher 
ein  anderes  Enteignungsrecht  und  in  jedem  Zeitalter  haben 
verschiedene  Enteignungsfälle  die  hauptsächliche  praktische  Be- 
deutung. Dies  darf  aber  nicht  täuschen  über  das  allgemeine 
gleiche  Princip  der  Begründung  und  Begrenzung  allen  Enteignungs- 
rechts und  über  die  Subsumption  aller  Einzelfälle  unter  den  all- 
gemeinen Begriff. 

1)  In  dem  unserer  jetzigen  Epoche  zunächst  vorange- 
gangenen Zeitalter  der  Wirthschafts-  und  Gesellschaftsgeschichte 
und  der  technischen  Entwicklung  war  in  den  Volkswirthschaften 
der  europäischen  Culturstaaten  das  Entwicklungsziel:  die  Her- 
stellung voller  persönlicher  Freiheit,  auch  im  ökonomischen  Inter- 
esse, die  Befreiung  der  Arbeit  von  ihren  Fesseln  durch  die  privat- 
rechtliche Herrschaft  eines  Herren  (Grundherrschaft)  oder  durch 
die  geschichtlich  überkommenen  Rechtsordnungen  (Dorfmarkver- 
fassung, Zunftwesen,  Realgerechtigkeiten,  Bannrechte,  Handels- 
monopole und  Privilegien  etc.),  damit  verbunden,  Voraussetzung 
und  Folge,  die  volle  Entwicklung  des  Privateigenthums, 
die  Befreiung  desselben,  namentlich  des  Grundeigenthums ,  von 
älteren  Pflichten,  Lasten  und  Verfügungsbeschränkungen  (Real- 
lasten etc.),  alles  wesentlich  mit  zu  dem  Endzweck,  das  privat- 
wirthschaftliche  System  sich  vollständiger  und  freier 
ausbilden  zu  lassen.  2^)  Daher  zur  Erreichung  dieses  Ziels 
auch  zwangsweise  Eingriffe  in  das  Privateigenthum  der  Berech- 
tigten (an  Sachen,  wie  an  Rechten),  mithin  ein  Enteignungs- 
recht, durch  welches  in  dem  praktisch  besonders  wichtigen  Falle 
der  agrarischen  Verhältnisse  dann  auch  ein  intensiverer  Boden- 
anbau ermöglicht,  weil  in  das  Interesse  des  von  Lasten  (vollends 
in  Rohertragsquotenform  wie  beim  Zehnten!)  befreiten  Grund- 
eigenthümers  gestellt  wurde. 

a)  Die  Hauptfälle  der  Enteignung  in  dieser  etwa  von  der 
zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  beginnenden  und  gegen- 
wärtig grösstentheils  schon  hinter  uns  liegenden  Entwicklungs- 
periode sind:  Aufhebungen  von  Rechten  zu  Gunsten  Ver- 
pflichteter, bez.  zu  Gunsten  freien  Verkehrs  und  aller  daran 


")  Vgl.  Stein  a.  a.  0.,  bes.  über  Grundentlastungen  VII,  93  ff.,  Ablösungen 
234  ff.,  Gemeinheitstheilungen  2.53  ff.  Uebrigens  auch  hier  mehrfach  noch  zu  enge 
Abgrenzung  des  Gebiets. 
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Interessirten  (s.u.  §.381):  Die  gesetzlichen  Leibeigenen- 
Emaneipationen  (Aufhebung  der  Erbunterthänigkeiten ,  unter 
Einbeziehung  der  unter  europäischem  Einfluss  stehenden  Länder 
in  anderen  Erdtheilen:  auch  die  gesetzlichen  Aufhebungen 
der  Sclaverei^^).  Die  Grundentlastungen  und  Ablösungen 
aller  Art  im  Gebiete  der  Landwirthschaft ,  der  Gewerbe,  des 
Handels,  der  Communicationen.  ^^) 

b)  Dazu  traten  nur  erst  mehr  noch  vereinzelte  Fälle  derjenigen 
Enteignung,  welche  mitunter  diesen  Namen  in  einem  engeren 
Sinne  führt:  der  Enteignung  mit  der  Rechtswirkung  der  Abtretung 
oder  Uebertragung  eines  Rechts  (des  Eigenthumsrechts)  von 
dem  Berechtigten  an  einen  Dritten  (s.  u.  §.  382).  Hierher  ge- 
hören thatsächlich  besonders  Enteignungen  bestimmter  einzelner 
Grundstücke,  um  einen  der  Annahme  nach  vom  Gesammtinter- 
esse  geforderten  Wechsel  in  der  ökonomisch -technischen  Be- 
nutzungsart des  Bodens  und  eine  höhere  Ertragsfähigkeit 
ländlicher  Grundstücke  zu  erzielen,  z.  B.  Expropriation  für  Be- 
festigungen, Wegebau,  Bergbau,  für  die  Herstellung  von  arrondirten 
Feldmarken  —  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  —  von  Ent- 
und  Bewässerungsanlagen,  für  die  Schiffbarmachung  von  Strömen, 
z.  B.  Beseitigung  von  Mühlwehren  und  Mühlwerken  etc. 

§.  377.  —  2)  Das  Enteignungswesen  der  Gegenwart  unter- 
scheidet sich  schon  jetzt  von  demjenigen  der  letzten  Periode  factisch 
und  principiell  erheblich.  Die  Enteignungen,  welche  in  dieser  die 
Hauptlalle  darstellten,  sind  jetzt  meistens  erledigt  und  werden  sich 
in  dieser  Weise  kaum  wiederholen.  Die  bisher  vereinzelten 
Fälle  treten  dagegen,  besonders  in  Verbindung  mit  dem  modernen 
Communications wesen,  immer  zahlreicher  und  bedeutsamer 
hervor.  Demgemäss  ist  auch  das  neueste  Enteignungsrecht 
vornemlich  für  diese  Fälle  bestimmt.  Die  möglichste  Rücksicht 
auf  die  Schonung  des  Privateigenthums  tritt  zwar  noch  sehr  deut- 
lich hervor,  so  in  der  thatsächlich  immer  noch  verhältnissmässig 
beschränkten  Anwendung  des  Enteignungsrechts,  auch  bei  ausge- 
dehnterer gesetzlich  zugelassener  Möglichkeit  der  Anwendung,  in 
der  Beibehaltung  grösserer  Formalitäten  bei   der  Anwendung  des 

1*2)  Vgl.  0.  §.215. 

'^)  Näheres  in  den  praktischen  Theilen  des  Lehrbuchs,  bes.  in  B.  4  (Agrar-  und 
Gewerbepolitik).  Vergl.  Rau,  Vwschpol.  1,  §.  46  ff.,  2,  §.  204a;  Röscher,  II, 
§.  117  ff.  Auch  die  Fälle  der  Ablösung  von  Priratzollrechten  und  von  See-  und  Fluss- 
zöllen einzelner  Staaten  (Sund- ,  Stader- ,  Scheidezölle ,  mecklenburgischer  Antheil  an 
den  Elbzöllen  u.  s.  w.)  gehören  hierher. 
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Rechts  in  jedem  einzelnen  Falle,  in  den  Bestimmungen  über  Ge- 
währung und  Öicherstellung  der  Entschädigung.  Aber  im  neueren 
Enteignungsrecht  wird  das  „öffentliche  Interesse"  offen  als  all- 
gemeines leitendes  Hauptprincip  anerkannt,  dem  das  Privateigenthum 
weichen  muss.  Denn  indem  die  Gesetzgebung  die  Enteignung 
(meist  nur  des  Grundeigenthums)  nur  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Wohls  zulässt,^*)  stellt  sie  mit  dieser  Beschränkung 
doch  schon  dieses  ausserordentlich  vage  und  dehnbare  Princip  als 
das  eigentlich  entscheidende  Motiv  für  die  Entziehung  oder  Be- 
schränkung des  Privateigenthums  auf.  Die  Tendenz  einer  that- 
sächlich  weiteren  Ausdehnung  der  Anwendung  des  Enteignungs- 
rechts in  der  Verwaltungspraxis  geht  damit  Hand  in  Hand. 

Dies  findet  seine  Erklärung  und  Rechtfertigung  in  der 
modernen  wirthschaftlichen,  socialen,  technischen  Entwicklung,  der 
fortschreitenden  Erkenntniss  der  Naturwissenschaften  in  Bezug  auf 
die  Abhängigkeit  der  physischen  Gesundheit  des  Menschen  von 
äusseren  Verhältnissen  der  Natur  und  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens. 

Eine  Grenze  der  Anwendung  des  Enteignungsrechts  liegt 
jedoch  nicht  in  dem  Princip  des  „öffentlichen  Wohls",  welches 
an  und  für  sich  ein  ebenso  grenzenloses  Princip  als  dasjenige 
des  absoluten  Privateigenthums  ist.  Die  richtige  Grenze  liegt  viel- 
mehr nur  wieder  in  dem  Bedürfniss  nach  wesentlich  veränderter 
Organisation  der  Volkswirthschaft  und  Umgestaltung  des  einzel- 
wirthschaftlichen  Productionsbetriebs,  speciell  der  Bodenbenutzung, 
wie  sie  beide  das  öffentliche  Wohl  in  moderner  Auffassung, 
d.h.  die  Entwicklung  des  modernen  Volkslebens  fordert. 

In  der  vergangenen  Periode  nun  verlangte  das  öffentliche 
Wohl,  in  der  damals  herrschenden  Auffassung  von  dem  richtigen 
Entwicklungsziel  des  Volkslebens,  in  der  Hauptsache  möglichst 
freie  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Systems 


*")  Das  neue  prenss.  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grundeigenthum  vom 
11.  Juni  1874  sagt  in  §.  1:  „Das  Grundeigenthum  kann  nur  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Wohls  für  ein  unternehmen,  dessen  Ausführung  die  Ausübung  des 
Enteignungsrechts  erfordert,  gegen  vollständige  Entschädigung  entzogen  oder  beschränkt 
werden."  In  dieser  Wortfassung  liegt  allerdings  noch  eine  Hindeutung  darauf,  dass 
das  Enteignungsrecht  nach  der  älteren  privatrechtliehen  Auffassung  ein  „anomalisches 
Kecht"  gegenüber  der  Regel  der  ünverletzlichkeit  des  Privateigenthums  sei.  Indessen 
ist  der  üebergang  von  „nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls"  in  „aus 
Gründen  des  öffentlichen  Wohls  immer"  ein  so  leichter,  so  naheliegender,  dass 
man  wohl  zugeben  muss,  mit  jenem  §.  Hessen  sich  alle  wie  weit  immer  gehende 
socialistische  Forderungen  in  Bezug  auf  Grundeigenthum  gesetzlich  begründen. 
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der  freien  Concurrenz  und  Steigerung  der  volkswirth- 
schaft liehen  Production  in  privatwirtbschaftlicher  Form,  Sieg 
des  Individualismus,  des  Individualprincips  über  das  Gemeinschafts- 
prineip  und  eine  demgemässe  Umgestaltung  der  Organisation 
der  Volkswirthschaft.  Das  Enteignungsrecht  ist  dementsprechend 
gestaltet  worden. 2^) 

Für  die  Gegenwart  und  die  demnächstige  weitere  Zukunft 
ist  bei  uns  die  Ausdehnung  des  gemein-,  speciell  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  (§.  171)  und  eine  neue  tech- 
nisch-ökonomische Gestaltung  des  einzelwirthschaftlichen  Productions- 
betriebs,  wesentlich  nach  richtig  erkannten  naturwissenschaft- 
lichen Anforderungen,  die  Signatur.  Die  dichtere  Bevölkerung 
schafft  immer  complicirtere  Lebensbedingungen.  Die  Entwicklung 
der  Naturwissenschaften  und  der  Technik  lehrt  die  physischen 
unter  diesen  Bedingungen  immer  mehr  erkennen  und  zugleich  im 
Interesse  der  Menschen  durch  zweckmässiges  Eingreifen  günstig 
gestalten,  die  Naturkräfte  dem  Menschen  immer  mehr  dienstbar 
machen,  vielleicht  am  Grossartigsten  im  Communications-  und 
Transportwesen.  Die  erforderliche  Umgestaltung  des  Wirthschafts- 
lebens  setzt  abermals  eine  veränderte  Vertheilung  und  Gestaltung 
des  Eigenthums  an  und  des  Verfügungsrechts  über  die  privaten 
Kapitalien  und  Grundstücke  voraus.  Daraus  ergiebt  sich  die  Noth- 
wendigkeit  eines  ebenfalls  veränderten  Enteignungsrechts  und  einer 
andern  Vei-waltungspraxis  auf  Grund  dieses  Rechts. 

§.  378.  Die  specielle  Gestaltung  des  Enteignungsrechts  und 
der  Verwaltungspraxis  in  den  verschiedenen  Culturstaaten  hängt 
natürlich  von  dem  speciellen  Bedürfniss  nach  Enteignungen  in  jedem 
einzelnen  Staate  und  practisch  wohl  mehr  noch  von  den  Ansichten 
ab,  welche  sich  über  die  Nothwendigkeit  und  Zulässigkeit  der 
Enteignung  für  bestimmte  Fälle  im  Volksbewusstsein  bilden  und 
Herrschaft  verschaffen  und  alsdann  die  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung beeinflussen.  Hier  stehen  sich  gewöhnlich  die  Ansichten 
der  verschiedenen  Interessentenkreise  zunächst  ziemlich  schroff 
gegenüber  und  auch  ausserhalb  dieser  Kreise  treten  die  principiellen 
Anschauungen  in  Gegensatz.  Ohne  einen  Druck  auf  die  Berech- 
tigten wird  nicht  leicht  eine  Grundentlastungs-  und  Ablösungs- 
gesetzgebung durchgesetzt.     Wäre  dem  nicht  so,   so   bedürfte   es 

^)  Dies  sind  die  leitenden  Gesichtspuncte  ia  Stein's  Entwährungslebre  (s.  0. 
Anm.  18),  die  sich  damit  aber  nothwendig  selbst  als  die  Lehre  einer  Entwicklungs- 
phase der  EntWährung  kennzeichnet,  mithin  zu  eng  ist.     S.  0.  §.  374. 
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nicht  des  Rechtszwangs  statt  des  freien  Vertrags.  Und  das  Gefühl 
eines  ihnen  widerfahrenen  materiellen  Unrechts  verlieren  die  Be- 
rechtigten auch  bei  völliger  formeller  Legalität  des  Verfahrens  und 
bei  genügender  Entschädigung  nicht  leicht,  weil  sie  von  einem 
besondern  Eingriff  in  ihr  Privateigenthum  und  damit  in  ihre 
private  Rechtssphäre  getroffen  sind.  Die  grossen  socialpolitischen 
Parteigegensätze  kommen  in  der  principiellen  Stellung  zum  Ent- 
eignungsrecht besonders  zum  Vorschein.  Die  Einen  sehen  in  der 
engsten  Beschränkung  dieses  Rechts  ein  conservatives  Interesse 
ersten  Rangs,  weil  es  sich  um  den  Eingriff  in  die  hauptsächliche 
Institution  des  privaten  Vermögensrechts  und  damit  nach  ihrer  An- 
sicht um  eine  der  ersten  Bedingungen  der  gesellschaftlichen  Ord- 
nung handelt.  Die  Andern  wollen  das  Individualprincip  möglichst 
unverletzt  haben.  Die  Dritten  gehen  dagegen  in  ihren  Forderungen 
weiter,  weil  sie  principiell  das  Gemeinschaftsinteresse  über  das 
Individualinteresse  setzen  und  deshalb  bereitwilliger  die  Erfüllung 
der  Bedingung  anerkennen,  dass  der  Fall  des  öffentlichen  Wohls 
vorliege  und  das  Privateigenthum  weichen  müsse. 

Aus  dem  Kampfe  dieser  verschiedenen  Ansichten,  Interessen 
und  Neigungen  bildet  sich  das  jeweilig  geltende  Enteig- 
nungsrecht und  mehr  noch,  wenn  einmal  das  allgemeine  Princip 
des  „öffentlichen  Wohls"  angenommen  ist,  die  Verwaltungs- 
praxis  in  Betreff  der  Anwendung  jenes  Rechts.  In  der  Regel 
werden  aueh  hier  in  Recht  und  Verwaltung  Compromisse  zwischen 
den  verschiedenen  Interessen  und  Anschauungen  geschlossen  werden. 
Das  natürliche  und  berechtigte  Streben  jedes  Zeitalters  ist  es  aber, 
dass  die  zum  Bewusstsein  gekommenen  Bedürfnisse  der  Fortent- 
wicklung der  Volkswirthschaft  und  Gesellschaft  in  der  oben  dar- 
gelegten Weise  im  Enteignungsrecht  und  in  seiner  praktischen 
Anwendung  zur  Geltung  kommen.  Dies  wird  schon  durch  den 
bisherigen  im  Grossen  und  Ganzen  gleichmässigen  Gang  der  Aus- 
bildung dieses  Rechts  in  der  mittel-  und  westeuropäischen  Cultur- 
welt  bestätigt.  Schon  deshalb  kann  man  hier  auf  eine  im  Wes  ent- 
lichen gleiche  Fortbildung  des  Enteignungsrechts  unter  dem 
Einfluss  der  im  Wesentlichen  gleichen  Ursachen  mit  hoher 
Wahrscheinlichkeit  schliessen. 

Diese  gleichen  Ursachen  liegen  in  den  socialen  und  ökonomi- 
schen Verhältnissen;  in  dem  bisherigen,  immer  bedenklicher  empfun- 
denen Uebergewicht  des  privatwirthschaftlichen  Systems ;  in  dem 
schärferen    Hervortreten    des    volkswirthschaftlichen    Vertheilungs- 
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Problems  neben  und  vor  dem  bisher  einseitig  berücksichtigten  Pro- 
ductionsinteresse;  in  der  wachsenden  Einsicht  in  die  natürlichen 
Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  und  in  die  socialpolitischen 
Wirkungen  der  Institute  der  wirthschai'tlichen  Eechtsordnung,  wie 
Privateigenthum  an  Boden  und  Capital  und  wie  Erbrecht;  endlich 
in  der  im  Ganzen  gleichartigen  Vertheiluug  des  Privateigenthums 
an  Productionsmitteln  in  den  alten  dichtbevölkerten  Culturstaaten 
Europas.  -^) 

§.  379.  Als  die  Hauptgebiete  des  bereits  in  der  Bildung  be- 
griffenen Enteignungsrechts  unserer  nächsten  ökonomischen  und 
socialen  Entwicklungsperiode  lassen  sich  demnach  wohl  folgende 
bezeichnen,  auf  welchen  ebenso  viele  grosse  neue  ökonomische, 
technische  und  sociale  Aufgaben  liegen. 

a)  Herstellung  derjenigen  Vertheilung  des  Natio* 
nalkapitals  und  besonders  des  nationalen  Grund  und 
Bodens,  welche  nach  den  modernen  Bedürfnissen  und  An- 
schauungen das  im  Volks bewusst  sein  anerkannte  öffent'- 
liehe  Interesse,  daher  namentlich  das  gemeinsam  betrach- 
tete Productions-  und  Vertheilungs-Interesse  erheischt.  Diese 
Vertheilung  von  Kapital  und  Boden  vollzieht  sich  in  der  Form  des 
öffentlichen  Eigenthums  an  die  Zwangsgemeinwirthschaften 
(Staat,  Gemeinde,  mehrfach,  z.  B.  bei  Wegen,  auch  Provinz  und 
Kreis)  einer-  und  des  Privateigenthums  an  die  Privat wirthschaften 
(Privatpersonen,  juristische  Personen  u.  s.  w.)  anderseits  (§.  254.). 

Nach  den  früheren  Erörterungen,  besonders  in  Kap.  3  und 
4  und  im  19.  Abschn.  dieses  5.  Kap.,  lässt  sich  erwarten,  dass 
diese  Vertheilung  des  Kapitals  und  Bodens  das  öffentliche 
Eigenthum  vermehren  wMrd,  weil  die  zwangsgemeinwirthschaftliche 
Thätigkeit  absolut  und  relativ,  gegeotiber  der  privatwirthschaft- 
lichen,  überall  bei  uns  in  deutlicher  Zunahme  begriffen  ist.  Nament- 
lich wird  daher  die  Ausdehnung  des  privaten  Grundeigen- 
thums  wohl  mehr  beschränkt  werden,  seine  einzelnen  Kategorieen 
sich  aber  so  erhalten  oder  gestalten,  wie  es  im  vorigen  Abschnitt 
dargelegt  wurde. ") 

**)  Der  Osten  Europas  und  sein  Haupttheil ,  Russland,  und  der  Westen  der 
occidentalischen  CuJturwelt,  vornemlich  Nordamerica  mit  seinen  grossen  noch  un- 
bebauten Landstrichen,  bieten  in  vielen  der  frenanntea  Verliältnisse  wesentliche  Ver- 
schiedenheiten von  dem  alten  süd-,  mittel-  und  westeuropäischen  Culturgebiete.  Sie 
bedürfen  deswegen  des  hier  erforderlichen  Enteignungsrechts  nicht  oder  noch  nicht, 
jedenfalls  nicht  in  derselben  Ausdehnung. 

'")  Vgl.  hierzu  Lassalle,  Syst.  d.  erworb.  Rechte,  L  S.  259  Anm.:  „es  besteht 
im  Allgemeinen  der  culturhis torische  (jang  aller  Rechtsgeschichte  eben 
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Die  anderen  Gebiete  gehören  zum  Theil  als  Specialgebiete 
zu  diesem  ersten  Hauptgebiete,  zum  Theil  stehen  sie  selbständig 
daneben. 

b)  Herstellung  der  Benutzung  des  Bodens  zu  dem- 
jenigen speciellen  Zweck  (Wohnungs-,  Wege-,  Berg- 
werks-, Wald-,  agrarischer  Boden)  imd  in  derjenigen 
Intensivität,  welche  durch  das  öffentliche  Interesse 
unserer  dicht  bevölkerten,  bedürfnissreichen  Cultur- 
länder  gefordert  wird. 

Hier  ist  unmittelbar  an  das  bestehende  und  zum  Theil  schon 
an  das  Enteignungsrecht  der  früheren  Periode  anzuknüpfen,  wel- 
ches von  demselben  leitenden  Gesichtspunkte  des  volkswirthschaft- 
lichen  Productionsinteresses  auf  seinem  Hauptgebiete  der  agra- 
rischen Reformen,  ferner  im  Bergrecht  beherrscht  war.  In  der 
grossartigen  Ausdehnung  des  Expropriationswesens  zu  Wege- 
anlagen, in  der  wenigstens  beginnenden  zu  einzelnen  anderen 
städtischen  Zwecken  tritt  die  Weiterentwicklung  des  modernen 
Enteignungsrechts  in  der  Richtung  des  jetzigen  Productionsinteresses 


darin,  immer  mehr  die  Eigenthumssphäre  des  Privat individuums  zu  be- 
schränken ,  immer  mehr  Objecte  ausserhalb  des  Privateigenthums  zu  setzen;" 
mit  trefflicher  weiterer  Ausführung.  —  Die  Frage  hängt  auch  wieder  mit  der  mehrfach 
früher  berührten  in  Betrett' der  Einengung  des  Actiengesellschaftswesens, 
als  eines  modernen  Hauptzweigs  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  mittelst  der  Aus- 
dehnung des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  zusammen.  Die 
Staats-  und  Privatbahnfrage  ist  nur  ein  wichtiger  Specialfall  einer  allgemeinen  Be- 
wegung. Ebenso  die  Tendenz,  grosse  „öffentliche"  Einrichtungen  für  locale  Gemein- 
schaftJjedürfnisse,  wie  Wasserversorgung,  Gasbereitung,  Schlachthäuser  u.  dgl.  m.,  der 
Gemeinde  selbst  zu  übertragen.  liier  wie  in  allen  Fällen  wird  zwar  zunächst  die 
Uebertragung  des  Eigenthums  an  den  bezüglichen  Objecten  von  dem  jetzigen  Privat- 
eigenthümer  an  den  Staat  oder  die  Gemeinde  auf  dem  Wege  des  freien  Vertrags 
zu  erstreben  sein  und  auch  gewöhnlich  gelingen.  Indessen,  sicher  ist  Letzteres  durch- 
aus nicht,  wenigstens  nicht  um  einen  „civilen  Preis"  und  öfters  gelingt  es  nur  unter 
einem  Druck  der  Staatsgewalt,  der  mit  der  Herrschaftsidee  des  Privateigenthums  aller- 
dings im  schroffsten  Gegensatze  steht,  z.  B.  mittelst  kaum  zu  rechtfertigender  Be- 
lästigungen oder  Hinderungen  der  Privateisenbahnen.  Nicht  selten  wird  in  solchen 
Dingen  auf  dieses  letzte  Hilfsmittel  des  Staats  etwa  in  der  Eisenbahnfrage  hingewiesen : 
ein  des  Staats  unwürdiges  Verfahren.  Hier  ist  vielmehr  principiell  zur  Durch- 
setzung des  als  nothwendig  erkannten  Staatswillens  die  Enteignung  zuzulassen, 
u.  A.  den  Privat  eise  nbahnge  Seilschaften  gegenüber  (anders  K  Osler,  Verwr. 
I,  §.  lOO  u.  Anm.  5).  Dies  loyal  Seitens  des  Staats  offen  auszusprechen  und  dem- 
gemäss,  unter  Gewährung  der  angemessenen  Entschädigung,  vorzugehen,  ist  durchaus 
kein  „Communismus",  wie  er  viel  mehr  in  einer  Eisenbahnpolitik  gefunden  werden 
muss,  welche  das  Privatbahnunternehmen  künstlich  durch  Entziehung  jeder  freien  Be- 
wegung entwerthet,  z.  B.  es  an  der  Erhöhung  der  Tarife  liindert,  während  alle  Aus- 
gaben der  Bahn  in  Folge  der  generellen  Steigerung  der  Preise  von  Waaren  und  Dienst- 
leistungen stark  steigen.  Wird  diese  freie  Bewegung  aus  anderen  —  und  sehr  triftigen 
Gründen  —  nicht  gewährt,  so  muss  nur  die  principielle  ünhaltbarkeit  des  Privatbahn- 
•wesens  anerkannt  werden,  —  damit  aber  die  Zulässigkeit  des  Enteignungsrechts.  Dieser 
Fall  ist  typisch,  aber  er  steht  i<eineswegs  allein  da. 
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scharf  hervor  ^^)  Die  wachsende  Nothwendigkeit  intensiveren 
Wohnungsbaus  (Grossstädte)  und  Ackerbaus,  die  vermehrte  Ein- 
sicht in  die  natürlichen  Bedingungen  dieser  Intensivität  und  in  die 
ökonomisch-technischen  Mittel  zur  Herbeiführung  der  letzteren  werden 
das  öffentliche  Interesse  auch  bei  städtischem  und  ländlichem 
Boden  mehr  zum  entscheidenden  Factor  der  Vertheilung  dieses 
Bodens  (auch  unter  den  Privateigeuthümern  selbst)  machen.  Das 
Privateigenthumsrecht,  das  sich  lediglich  auf  den  historischen  Besitz- 
stand stützt,  dem  öffentlichen  Interesse  aber  nicht  dient  oder  selbst 
zuwiderläuft,  wird  in  solchen  Fällen  immer  allgemeiner  und  un- 
bedingter der  Enteignung  anheimfallen  (§.  349,  351,  359). 

c)  Herstellung  günstiger  natürlicher  Bedingungen 
für  den  öffentlichen  Gesundheitszustand  der  Bevölke- 
rung, daher  ein  Enteignungsrecht  zu  diesem  Zwecke  gegenüber 
dem  Grund-  und  Hauseigenthum  (speciell  auch  hie  und  da  dem 
Fabrik-  und  insofern  dem  Kapitaleigenthum) ,  um  schädliche  Ein- 
flüsse zu  beseitigen  und  günstige  Einflüsse  wirksam  zu  machen. 

Das  Enteignungsrecht  tritt  hier  in  den  Dienst  des  „öffent- 
lichen Gesundheitswesens"  und  hat  sich  den  Anforderungen 
anzupassen,  welche  die  wachsende  naturwissenschaftliche  Einsicht 
in  die  allgemeinen  Gesundheits-  und  Krankheitsbedingungen  der 
Bevölkerung  stellt.  Diese  Bedingungen  liegen  theils  in  den  Ver- 
hältnissen der  äussern  Natur,  theils  in  den  aus  dem  örtlichen 
Zusammenleben  und  dem  Thun,  Treiben  und  Unterlassen  der 
Menschen   hervorgehenden    Einwirkungen.  2'-*).      In    den   Städten, 


■■^^j  Die  Enteignung  für  neue  Wegeanlageu ,  besonders  für  Eisenbahnen,  ist  ein 
charactcristisches  Beispiel  für  die  Bestätigung  der  Auffassung  des  Enteignungswesens 
im  Texte,  unser  bestehendes  Recht  gestattet  sie,  weil  es  diese  Wegeanlagen  als  durch 
das  öll'entliche  Wohl  gebieterisch  gefordert  ansieht,  w'orin  irnj^licite  anerkannt  wird, 
dass  uns  Heutigen  die  möglichste  Vermelirung  und  Verbesserung  der  Wege  als  wesent- 
liche Entwicklungsbedingung  des  Volkslebens  gilt.  Eben  deshalb  soll  der  Benutzung 
zur  Eisenbahn  jede  andere  Bodenbenutzung  weichen;  ähnlich  der  Verwendung  für 
Bergbau  diejenige  für  Ackerbau.  Ob  dies  in  diesem  allgemeinen  umfange  sachlich 
immer  begründet  ist,  darüber  Hesse  sich  mindestens  streiten.  Jedoch  im  Volks- 
bewusstsein  wird  es  so  entschieden  und  darin  liegt  die  Begründung  des  Enteignungs- 
rechts in  diesen  Fällen,  s.  §.  BT5. 

'■^*)  Es  gell  ort  hierher  das  Gebiet  der  höheren  (Stein)  oder  besser  der  allge- 
meinen Sanitätspolizei,  deren  Aufgabe  Stein  in  seiner  Verwaltungslehre  vorzüglich 
behandelt  hat.  Vgl,  B.  III,  14  ff.  Massgebend  für  die  Forderung  eines  Enteignungs- 
rechts zu  Zwecken  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  ist  namentlich  die  heutige 
wissenschaftliche  Erkenntniss  der  Causalverhältnisse  der  Krank- 
heiten, worüber  Stein  sagt  (a.  a.  0.  S.  14):  „vor  allen  Dingen  erkennt  die  neue 
Wissenschaft  der  Heilkunde,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Krankheiten  der  Menschen 
nur  Symptome  und  Consequenzen  gewisser  Leb  ens  Verhältnisse  sind,  und 
dass  man  daher,  um  jenen  zu  wehren,  sich  mit  diesen  beschäftigen  müsse".  —  wobei 
■Ire  Wissenschaft  immer   mehr  Bestätigung   dafür  findet,   „dass   die   wahre   Quelle 
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zumal  den  Grossstädten,  wird  dies  Enteignungsrecht  daher  am 
Meisten  zur  Anwendung  kommen  (Wohnungswesen,  Cloakenwesen), 
vielleicht  in  Verbindung  mit  dem  Enteignungsrecht,  welches  hier 
zur  Reform  des  privaten  Grund-  und  Hauseigenthums  (§.  359)  und 
des  städtischen  Wohnungswesens  auch  aus  dem  socialpoliti- 
schen  Standpunkt  möglicherweise  schon  in  nicht  ferner  Zukunft 
sich  Bahn  brechen  könnte. 

§.  380.  —  d)  Ob,  im  Anschluss  an  die  letztere  Eventualität,  in 
absehbarer  Zukunft  schon  ein  viertes  Hauptgebiet  des  Enteig- 
nungsrechts hinzutreten  wird,  darüber  ist  gegenwärtig  noch  nicht 
sicher  zu  entscheiden.  Dieses  Gebiet  würde  allgemeinere  Ent- 
eignungen aus  Gründen  des  Vertheilungsinteresses  und  damit, 
wie  immer  zusammenhängend,  der  S  ocialpolitik,  betreiben, 
namentlich  etwaige  Enteignungen  zur  Herstellung  der  Be- 
dingungen für  die  gleichmässigere  Vertheilung  des 
Productionsertrags  mittelst  Hinüberleitung  von  jetzigem 
privaten  Renteneinkommen  des  Kapitalisten  undGrund- 
eigenthümers  in  das  Einkommen  der  Zwangsgemein- 
wirthschaften  (Staat,  Gemeinde)  oder  auch  direct  der, 
des  eigenen  Privateigenthums  an  Productionsmitteln  entbehrenden, 
sogen,  a  r  b  e  i  t  e  u  d  e  n  K 1  a  s  s  e  n.  In  der  praktischen  Ausführung^'*) 
würde  diese  Enteignung  z.  B.  bei  ländlichem  Grossgrund- 
besitz zu  Gunsten  des  Staats  oder  der  Gemeinde  oder 
kleiner  bäuerlicher  Landwirthe  (Eigenthümer  wie  Pächter) 
oderlandwirthschaftlicherProductivgenossenschaften 
von  Landarbeitern  stattfinden  können,  in  den  beiden  ersten 
Fällen,  um  etwa  Pachtbetrieb  der,  Staatsdomäne  oder  commu- 
nales    Kämmereigut    gewordenen,    Privatgüter    herzustellen.      Bei 


aller  Gesundheit  und  KrankLeit  in  den  kleinen,  aber  beständig 
wirkenden  Kräften  des  täglichen  Lehens,  den  elementaren  Zuständen 
der  Bevölkerung,  Luft,  Licht,  Wohnung,  Bewegung,  Wasser  und  Brod  zu  finden 
sei."  Langsam,  aber  stetig  verbreitet  sich  diese  Einsicht  im  Volksbewusstsein.  Ihre  — 
Vielen  unliebsame,  aber  unvermeidliche  —  Conscquenz  ist  abermals  die  Beschränkung 
der  persönlichen  Freiheit  und  des  Privateigenthums,  speciell  letzterem  gegenüber  die 
Ausdehnung  des  Enteignungsrechts  im  Gemeins chaftsin teresse.  In  der  eng- 
lischen Gesetzgebung  über  öftentliches  Gesundheitswesen,  Arbeiterwohnungen  u.  s.  w. 
wird  diese  Consequcnz  schon  mehr  für  die  Praxis  gezogen ;  in  Deutschland  wenigstens 
vorläufig  für  die  Theorie,  bei  den  Beförderern  des  Gesundlieitswesens  (vgl.  d.  Verhandl. 
d.  D.  Vereins  f.  öff.  Gesundheitspflege  in  Düsseldorf,  1870).  Die  romanistische  Juris- 
prudenz reicht  natürlich  auch  hier  mit  ihrem  starren  Privateigenthumsbegriff  nicht 
aus.  Soweit  nun  im  Interesse  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  Eingriffe  in  das 
Privateigenthum  noth wendig  werden,  handelt  es  sich  wiederum  um  allgemeine  Fragen 
der  volkswirthschaftlichen  Organisation. 

"")  Vgl.  hierzu  die  Erörterungen  im  vor.  Abschnitt,  bes.  §  349,  351,  359  if. 
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städtischem  Grund-  und  Hausbesitz  handelte  es  sich  um 
den  Ersatz  des  Privateigenthums  des  bisherigen  Besitzers  durch 
Gemeindeeigenthum  oder  Staatseigenthum  verbunden  mit  commu- 
nalem  beständigen  Nutzungsrecht  und  privaten  Miethrechten  auf 
Zeit  (§,  359.).  Von  dem  Privateigenthum  an  concreten  Kapi- 
talien käme  vornemlich  das  Fabrikeigenthum  für  solche  Ent- 
eignungen in  Betracht,  z.  B.  für  industrielle  Arbeiter-Pro- 
ductivgenossensc  haften.  ^^) 

a)  Ein  principiellerAusschluss  dieses  Enteignungsgebiets 
ist  schon  nach  der  jetzigen  Auffassung  des  Enteignungswesens 
nicht  geboten.  Er  liegt  nicht  einmal  in  unserem  bestehenden  Ex- 
propriationsrecht. ^^)  Sobald  die  hierher  gehörigen  Fälle  als  im 
„öffentlichen  Wohl'^  gelegen  anerkannt  werden,  worüber  die  An- 
sichten von  dem  richtigen  Entwicklungsziel  des  Volkslebens  ent- 
scheiden, besteht  schon  heute  kein  rechtliches  Hinderniss,  mit 
solchen  Enteignungen  vorzugehen.  Zum  Theil  würden  die  letz- 
teren auch  bereits  zu  der  ersten,  oben  genannten  Enteignungskate- 
gorie gerechnet  werden  können  (§.  379  N.  a.). 

jS)  Der  facti  sehe  Ausschluss  dieser  Fälle  ist  gleichwohl 
noch  für  längere  Zeit  wahrscheinlich.  Denn  das  Volksbewusst- 
sein  anerkennt  bisher  das  Vorhandensein  der  allgemeinen  Expro- 
priationsbedingung, die  Existenz  eines  (wesentlichen  und  all- 
gemeinen) öffentlichen  Interesses  noch  nicht. 

y)  Der  fernere  factische  Ausschluss  solcher  Enteignungen 
ist  aber  auch  muthmasslich  noch  für  längere  Zeit  zweckmässig, 
weil  —  und  soweit  als  —  das  bisherige  private  Kapital-  und 
Grundeigenthum  im  volkswirthschaftlichen  Productionsprocess  öko- 
nomisch-technisch richtig  und  im  volkswirthschaftlichen  Vertheilungs- 
process  socialpolitisch  günstig  fungirt,  etwaige  nachtheilige 
Wirkungen  in  beiderlei  Beziehungen  aber  durch  eine  Reform 
dieses  Rechts  (Frage  des  Inhalts  des  Privateigenthumsrechts) 
und  durch  ein  zweckmässiges  sociales  Steuer  rech  tausgeglichen 


^')  Auf  die  Möglichkeit  solcher  Fälle  kommt  auch  Georg  Meyer,  Expropria- 
tionsrecht, S.  180  zu  sprechen:  „wenn  man  die  positive  Förderung  dieser  Associationen 
als  Staatsaufgabe  betrachte,  müsse  man  consequenter  Weise  denselben  Expropriations- 
recht zugestehen ,  wenn  die  Kealisirung  ihrer  Zwecke,  z.  B.  die  Anlage  einer  Fabrik, 
auf  andere  Weise  nicht  ermöglicht  werden  kann."  M.  E.  ein  richtiger  Schluss,  den 
II.  Rösler,  Verwr.  I,  §.  198  f.  Anm.  2  (S.  400\  „ganz  verfehlt"  nennt,  mit  der  Be- 
merkung, dass  die  (jrenze  zwischen  Expropriation  und  Communismus  sich  dabei  ver- 
lieren würde.     Wenn  diese  Grenze  nur  nicht  überhaupt  eine  durchaus  flüssige  wäre! 

^^)  Vgl.  0.  Anm.  24  über  d.  neue  preuss,  Ges.  u.  schon  preuss.  Landr.  Ein!, 
§.  75,  Thl.  I,  Tit.  11  §.  4  ff. 
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werden .  Die  ökonomisch-technischen  Schwierigkeiten  des  Ersatzes 
des  Privateigenthums  bei  der  Bildung  und  Verwendung  des  Natio- 
nalkapitals und  bei  der  Bodenbebauung  (aller  Art),  ferner  die 
speciellen  Schwierigkeiten  bei  der  Organisation  von  Arbeiterpro- 
ductivgenossenschatten  kommen  ausserdem  hinzu. 

d)  Ueberall  da  und  dann,  wo  diese  Schwierigkeiten  sich 
überwinden  lassen  und  die  volkswirthschaftliche  und  sociale 
Function  des  Privateigenthums  an  Kapital  und  Grundstücken  als 
überwiegend  unvortheilhaft  erkannt  wird,  andere  Reformen 
aber  nicht  Abhilfe  bringen,  da  muss  die  Ausdehnung  des 
Enteignungsrechts  auf  dieses  vierte  Gebiet  indessen 
auch  als  thatsächlich  zulässig  bezeichnet  werden,  ebenso  wie 
sie  es  principiell  ist.  Schon  in  der  Gegenwart  darf  hier  an  den 
Fall  des  grossstädtischen  Grund-  und  Hauseigenthums  erinnert 
werden  (§.  359),  wenigstens  wenn  die  nothwendige  Reform  des 
Privateigenthumsrechts  hier  unterbleibt  oder  missglückt  (§.  362). 

s)  Für  eine  entferntere  Zukunft  ist  daher  auch  ein  sol- 
ches socialpolitischen  Gründen  entspringendes  Enteignungsrecht  in 
grösserem  Umfange  nicht  unwahrscheinlich  und  an  und  für 
sich  dann  so  berechtigt  als  in  einem  der  älteren  Fälle,  wo  es 
generell  zur  Anwendung  gekommen  ist,  z.  B.  in  den  agrarischen 
und  gewerblichen  Entlastungen  und  Ablösungen. 

§.  381.  Die  bisherige  Doctrin  der  Enteignung  weicht 
von  der  im  Vorausgehenden  gegebenen  Lehre  in  mehrfacher  Hin- 
sicht principiell  ab  und  bedient  sich,  in  Zusammenhang  hier- 
mit, zum  Theil  auch  einer  anderen  Terminologie.  Von  der 
bisherigen  Gesetzgebung  gilt  Dasselbe.  Die  Rechtfertigung  der 
hier  vertretenen  principiellen  Behandlung  und  der  mit  ihr  überein- 
stimmenden Terminologie  liegt  in  den  vorausgeschickten  Erörter- 
ungen. Zur  Klarstellung  der  Gegensätze  und  Unterschiede  und 
zugleich  zur  Ergänzung  von  Einzelheiten  wird  indessen  hier  noch 
folgende  Uebersicht  der  Diflferenzpunkte  gegeben. 

1)  In  Doctrin  und  Gesetzgebung  ist  es  bisher  üblich,  den  Aus- 
druck „Enteignung"  (Zwangsenteignung,  Expropriation)  nicht  in 
dem  weiten  Sinne  zu  nehmen,  wie  es  hier  geschieht. ^^)  Es  ist 
dies  nicht  nur  eine  Abweichung  in  der  Terminologie,  sondern  in 
der  principiellen  Auffassung,   so  dass  die  hier  vorgenommene  Er- 


'^  Vgl.  G.  Meyer,   Expropr.    Einl. ;    H.  Kösler,   Verwr.  I,  g.    l'Jö,   auch  f. 
weKere  Literatur. 
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Weiterung  des  Begriffs  Enteignung  von  diesem  anderen  (herr- 
schenden) Standpunkte  aus  folgerichtig  für  falsch  gilt,  ebenso 
wie  die  in  diesem  Punkte  ähnliche  St  ein  "sehe  Entwähruugslehre.^^j 
Statt  dessen  wird  in  der  herrschenden  Lehre  unter  dem  Begriff 
„Enteignung''  nur  eine  der  oben  aufgezählten  Kategorieen  von 
Fällen  verstanden,  und  dieser  Begriff  auch  grundsätzlich  in 
diesem  engen  Sinne  allein  genommen,  weil  die  anderen  Fälle 
für  principiell  verschieden  gelten. 

„Enteignung''  bezeichnet  hier  nemlich  gewöhnlich  nur  die 
Zwangsabtretung  von  Privateigenthum  (dasselbe  in  dem 
üblichen  engen  Sinne  von  Sacheigenthum  verstanden),  oftmals 
sogar  bloss  von  privatem  Grundeigenthum,  im  öffentlichen 
Interesse  gegen  volle  Entschädigung  des  AVerths.^^)  Die  Ab- 
tretung anderer  dinglicher  Rechte  durch  gesetzlichen  Zwang 
wird  wenigstens  nicht  allgemein  unter  den  Enteignungsbegriff  ge- 
reiht, die  gleiche  Abtretung  von  Forderungs rechten  unter  einen 
anderen  Gesichtspunkt  gestellt.^*')  Endlich  wird  die  Aufhebung 
(Abolition)  von  Rechten  in  der  bisherigen  Doctrin  und  Gesetz- 
gebung als  eine  von  der  Enteiguung  speci fisch  verschiedene 
Massregel  aufgefasst.  =^')  Daher  ist  die  Einfügung  der  Grund- 
eutlastuugen  und  älteren  Ablösungen  und  der  verwandten  Fälle 
von  gesetzlichen  Zwangseingriffen  in  das  private  Vermögensrecht 
unter  den  Enteiguungsbegriff  eine  Neuerung,  welche  denselben  Ein- 
wänden begegnet,  wie  die  Ausdehnung  des  Stein'schen  Begriffs 
der  EntWährung  auf  jene  Fälle. 

Die  Rechtfertigung  unserer  neuen  Terminologie  liegt 

a)  einmal  schon  in  der  früheren  Formulirung  des  Eigen- 
thumsbegriffs,  welcher  oben  auf  Rechte,  Forderungen,  Ver- 
hältnisse mit  ausgedehnt  wurde  (§.  284).  Die  jetzige  Terminologie 
ist  eine  Consequenz  jener  Formulirung,  —  insofern  freilich  auch 
denselben  Bedenken  ausgesetzt. 

b)  Sodann  aber  ist  es  sachlich  nofhwendig,  durch  einen  gemein- 
samen technischen  Ausdruck  dasjenige  Moment,  welches  den  früher 
aufgezählten  Fällen  eines  gesetzlichen  Zwangseingriffs  in  die  wohl- 


«*)  Rössler  §.  195  Anm.  5;  Rohland  a.  a.  Ü.  S.  2. 

^)  Eösler  eb.  Ygl.  Meyer's  Delin.  S.  4.  üeber  die  Frage,  ob  das  Ent- 
schädigungsmoment in  die  Begriffsbestimmung  der  Enteignung  aufzunehmen  ist, 
s.  u.  §.  385,  386,  auch  o.  §.  374. 

^^  G.  Meyer  a.  a.  0.  dehnt  die  Expropriation  ausser  auf  Eigenthum  auch  auf 
andere  dingliche  Rechte  aus,  nicht  aber  auf  Forderungsrechte  (S.  1  ff.,  4). 

^^'  Vgl.  0.  in  Anm.  1  die  Citate  aus  Stahl,  Rösler,  Rohland. 
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erworbenen  Privatrechte,  bez.  in  das  Privateigenthum  gemeinsam 
ist  und  durch  welches  sie  sich  speci fisch  von  allen  Fällen 
einer  vertragsmässigen  Regelung  unterscheiden,  besonders 
hervorzuheben.  Dies  Moment  ist  die  durch  gesetzlichen  Zwang 
erfolgende  Entziehung  eines  Privatrechts,  bez.  des  privaten 
Eigenthumsrechts  an  irgend  einem  Objecte  im  öffentlichen 
Interesse.  Ob  dieses  Recht  (oder  Object)  einem  Anderen,  resp. 
dem  Staate  selbst,  übertragen  oder  abgetreten  wird,  damit 
dieser  es  weiter  ausübe  oder  das  Object  für  seine  Zwecke  be- 
nutze, oder  ob  das  Recht  einfach  aufgehoben  wird,  also 
erlischt,  ob  eine  Entschädigung  gegeben  wird  oder  nicht, 
das  ist  zunächst  gleich gilti g :  dadurch  unterscheiden  sich  nur  die 
Enteignungs arten.  Durch  die  Subsumption  der  verschiedenen  Fälle 
unter  den  einen  allgemeinen  oder  höheren  Begriff  der  „Ent- 
eignung" wird  dann  die  frühere  Geschichte  und  die  Weiter- 
entwicklung des  Enteignungsrechts  verständlicher:  es  tritt  deutlich 
hervor,  dass  in  allen  diesen  Fällen  der  oft  unvermeidliche  Conflict 
zwischen  einer  bestehenden  Eigenthumsordnung  mit  ihrem  „System 
erworbener  Rechte"  und  mit  ihrer  concreten  Vertheilung  des  Bodens 
und  des  Kapitals  und  dem  Entwicklungsbedürfniss  des  ökonomischen 
und  socialen  Volkslebens  durch  den  Factor  „Staatsmacht"  — 
„durch  das  Schwert",  könnte  man  auch  hier  sagen  —  gelöst 
werden  muss,  wenn  er  durch  Vereinbarung  einmal  nicht  zu 
lösen  ist. 

§.  382.  —  2)  Innerhalb  dieses  Enteignungsrechts  des  Staats 
sind  sodann  nach  folgenden  zwei  Unterscheidungmerkmalen  je 
zwei  Arten  der  Enteignung  zu  trennen: 

a)  Die  Enteignungen,  welche 

a)  eine  Abtretung  des  Rechts  (Eigenthums)  vom  Berech- 
tigten (Eigenthümer)  an  einen  Dritten  (den  Staat,  aber  nicht  noth- 
wendig  ihn  allein,  noch  auch  nur  immer  ihn  zunächst)  erzwingen, 
damit  dieser  Dritte  das  au  sich  also  bestehen  bleibende 
Recht  für  seine  Zwecke,  —  welche  nach  dem  Grunde  der  Ent- 
eignung Zwecke  des  Öffentlichen  Interesses  sein  müssen, — 
z.  B.  zur  Ausführung  eines  Unternehmens,  ausübe  oder  das  Eigen- 
thumsobject  dazu  benutze.  Man  kann  diese  Zwangsenteignung  genauer 
Zwangsabtretung  oder  Enteignung  im  engern  Sinne  nennen. 

ß)  Die  Enteignungen,  welche  eine  endgiltige  Aufhebung 
eines  wohlerworbenen,  einer  berechtigten  Person  zwangsweise  ent- 
zogenen   Privatrechts    oder   Eigenthumsrechts    zu    Gunsten    des 
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speciell  Verpflichteten  oder  des  irgendwie  durch  das 
Recht  ökonomisch  oder  gesellschaftlich  Benachtheilig- 
ten  enthalten,  —  einerlei  ob  der  bisher  Berechtigte  eine  Entschä- 
digung empfängt  oder  nicht.  Von  diesen  Enteignungen  können 
wieder  zwei  Kategorieen  unterschieden  werden: 

aa)  Solche,  welche  in  der  grundsätzlichen  Aufhebung 
einer  ganzen  Gattung  von  Eechten  bestehen,  weil  das 
Rechtsbewnsstsein  des  Volks  diese  Rechte  von  jetzt  an  überhaupt 
verwirft,  einerlei  wie  sie  im  einzelnen  Falle  für  Berechtigte  und 
Verpflichtete  wirken. ^^) 

Dahin  gehören  die  Aufhebungen  der  Sclaverei,  Leibeigenschaft, 
Frohnpflicht,  der  mancherlei  ehemaligen  Feudalrechte,  des  Jagd- 
rechts auf  fremdem  Boden,  des  Zehntrechts,  der  Erbpacht,  der 
gewerblichen  und  mercantilen  Monopole  und  Privilegien,  der  Bann- 
rechte u.  s.  w. 

bb)  Enteignungen  solcher  Rechte,  welche  zwar  nicht  an  sich 
dem  jetzigen  Rechtsbewusstsein  zuwider  sind,  aber  im  concreten 
Falle  als  dem  öffentlichen  Wohl  so  widersprechend  gelten,  dass 
ihre  Aufhebung  für  nothwendig  gehalten  wird.  Dahin  gehören  z.  B. 
Schuldannullirungen,  Zinsreductionen ,  Moratorien  u.  dgl.  m.,  zu 
Gunsten  privater  Verpflichteter,  ^s) 

b)  Sodann  zerfallen  die  Enteignungen  in  solche  mit  oder  ohne 
Entschädigung.  Die  ersteren  können  mit  Stein  Ent Währungen 
geuannt  werden.     S.  §.  385,  386. 

§.  383.  —  3)  Auch  die  Zwangsabtretung  in  dem  obigen 
Sinne  hat  in  der  Doctrin  und  Gesetzgebung  nicht  immer  denselben 
Umfang.  Namentlich  wird  sie  vielfach  principiell  auf  Grund- 
eigenthum  beschränkt,  während  sie  mitunter  wenigstens  auf  alles 
Sacheigenthum,  also  auch  auf  Mobilien,  und  auf  andere  ding- 


'")  Diese  Fälle  hat  Lansallc,  Syst.  d.  orworlt.  Rechte  I,  225  IK ,  vor  Augen, 
wenn  er  hei  der  Aufhebung  von  Rechtsinstituten,  die  sich  auf  fortwährende  Rechts- 
verhältnisse beziehen,  gegen  Savigny  den  Rechtsansprach  auf  Entschädigung 
abweist.     S.  u.  §.  385. 

•■'^)  Es  handelt  sich  bei  der  Rubricirung  solcher  Fälle  hier  natürlich  gar  niclit  um 
eine  sittliche,  ökonomische,  politische  Bcurtheilung  ihrer  Znlässigkeit  unter  Umständen. 
Man  muss  nur  anerkennen:  wenn  überhaupt,  so  erlangen  sie  nur  durch  ein  wirk- 
liches öffentliches  Interesse  eine  Berechtigung.  Liegt  dieses  vor,  so  kommen  sie 
unter  den  Begriff  der  Enteignung.  —  Auch  das  Moratorium  fällt  darunter,  einerlei  ob 
später  Verzugszinsen  gezahlt  werden  oder  nicht.  —  Wenn  man  beim  Staate  den 
Fiscus  als  jnrisfische  Person  trennt  von  der  Bevölkerung,  deren  unvermeidliche  Noth- 
lage  eine  Verkürzung  oder  Streichung  der  Staatsschuldzinsen  zu  einem  öffentlichen 
Interesse  machen  kann ,  so  würde  auch  der  Fall  des  Staatsbankcrotts  hierher  zählen. 
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liehe  Rechte  ausgedehnt  wircl.*^)  Es  gentigt  hier,  die  Frage  zu 
untersuchen,  ob  die  Zwangsabtretung  von  Grundeigenthum  für  das 
volkswirtschaftliche  und  gesellschaftliche  Bedürfniss  ausreicht. 

Thatsächlich  ist  dies  meistens  zu  bejahen,  grund- 
sätzlich die  Frage  betrachtet  ist  es  zu  verneinen. 

a)  Die  thatsächlich  gewöhnlich  unbedenkliche  Beschränkung 
der  Zwangsabtretung  auf  Grundeigenthum  erklärt  sich  aus  einem 
Umstände,  welcher  auf  die  ökonomische  Seite  dieser  Abtretung 
und  der  ganzen  Enteignung  besonderes  Licht  wirft. 

In  allen  Fällen  von  Enteignung  und  speciell  von  Zwangsab- 
tretung sollen  individuell  bestimmte  Rechte  aufgehoben,  bez. 
abgetreten  werden,  d.  h.  Rechte  in  Bezug  auf  bestimmte  indivi- 
duelle Eigenthumsobjecte,  auf  die  und  die  Sachgüter,  Grundstücke, 
weil  grade  sie  im  öffentlichen  Interesse  dem  Eigenthümer  entzogen 
und  einem  anderen  Zweck  zugeführt  werden  sollen,  oder  —  bei 
der  Enteignung  im  weiteren  Sinne  —  Rechte,  welche  zwischen 
einem  individuell  bestimmten  Berechtigten  und  Verpflichteten 
oder  einer  ganzen  Kategorie  von  individuell  bestimmten 
Personen  dieser  Art  bestehen.^*) 

Bei  der  Zwangsabtretung  insbesondere  wird  nun  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  nur  die  Nothwendigkeit  vorliegen,  individuell 
bestimmte  Grundstücke  (natürlich  mit  den  in,  an  und  auf  ihnen 
untrennbar  fixirten  Kapitalien,  wie  vor  allem  den  Häusern)  dem 
Eigenthümer  zu  entziehen :  aus  dem  einfachen  Grunde ,  weil  das 
Moment  der  örtlichen  Lage  hier  gewöhnlich  Alles  entscheidet. 
Das  bestimmte  Grundstück  wird  hier  in  den  drei  praktisch  wich- 
tigsten Fällen,  beim  Berg-,  Wegebau  und  beim  städtischen 
Häuser  bau,  sozusagen  gar  nicht  seiner  selbst  wegen,  z.  B.  wegen 
seiner  stofflichen  Eigenschaften,  sondern  nur  seiner  individuellen 
Lage  wegen  bedurft.  Es  ist  deswegen  nicht  ersetzbar, 
nicht    fungibel.      Daraus  erklärt  sich   auch  die   Schwierigkeit 


*")  Die  französische,  baierische,  schweizerische,  preussische  Expropriationsgesetz- 
gebung kennt  mir  eine  Zwangsabtretung  von  Grundeigenthum.  Dafür  auch  Eösler, 
I,  §.  195,  Anm.  5,  und  neuerdings  Ko bland  a.  a.  0.  S.  15  ff.  Anders  die  meisten 
Autoren,  wie  G.  Meyer  S.  263,  Thiel,  auch  die  Civilisten,  s.  Kohland  S.  15 
Anm.  1. 

")  So  verhält  es  sich  nicht  nur  in  den  Fällen  der  Leibeigenschaftsaufhebung, 
Grundentlastung  u.  s.  w.,  sondern  selbst  in  den  Fällen  der  Aufhebung  von  Monopolen, 
Privilegien,  Bannrechten  u.  dgl.  m.,  wo  wohl  individuell  bestimmte  Berechtigte,  nicht 
aber  Verpflichtete  vorhanden  zu  sein  scheinen.  Diese  letzteren  werden  indessen  durch 
den  leicht  nachweisbaren  Volkstheil  gebildet,  welcher  nach  der  Sachlage  seine  Bedürf- 
;iissbefriedigi;ng  durch  Yermittclung  des  Berechtigten  zu  erreichen  genöthigt  ist. 
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einer  gütlichen  Vereinbarung  mit  dem  Eigenthümer  über  die  frei- 
willige Abtretung  und  folgt  das  Bedürfniss,  zur  Erreichung  'des 
vom  öflTentlichen  Wohl  geforderten  Zwecks  den  Willen  des  Eigen- 
thümers  brechen  oder  seine  übermässigen  Preisforderungen  herab- 
mindern zu  können.  Bei  beweglichen  Gütern  ist  die  Lage 
regelmässig  anders :  hier  kommt  es  gewöhnlich  nicht  auf  dies  und 
dies  indix-iduell  bestimmte  Stück  an.  Diese  Güter  sind  vertret- 
bar. Daher  kommt  leichter  eine  Vereinbarung  (Kauf)  im  Be- 
darfsfalle zu  Stande  und  zu  Bedingungen,  welche  angemessen  sind. 
Gelingt  die  Vereinbarung  nicht,  so  kann  das  Gut  leicht  neu  pro- 
ducirt  oder  von  anderer  Seite  her  erlangt  werden.  Daher  liegt 
meist  kein  Bedürfniss  einer  Zwangsabtretung  von  beweglichen 
Sachen  vor  und  hat  es  praktisch  wenig  Bedenken,  dies  Rechts- 
institut auf  Grundstücke  zu  beschränken.*^) 

b)  Dass  indessen  hier  zwischen  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Gütern  mehr  ein  thatsächlicher  als  principieller  Unterschied 
in  dem  Verhältniss  beider  zur  Zwangsabtretung  vorliegt,  ergiebt 
sich  deutlich  aus  dem  sogen.  Staatsnothrecht.  Unter  diesem 
pflegt  man  das  Recht  des  Staats  zu  verstehen,  in  Nothfällen  ohne 
Weiteres  die  Abtretung  von  Privatgut  für  einen  öffentlichen  Zweck 
in  dem  nothwendigen  Umfange,  daher  gewöhnlich  nur  die  Abtre- 
tung des  Gebrauchs,  zu  verlangen.*^)  Dies  Recht  bezieht  sich 
an  und  für  sich  auf  bewegliches  und  unbewegliches  Eigenthum, 
hat  aber  bei  jenem  eine  besondere  Bedeutung.  Es  wird  meist  als 
selbständiges  Rechtsinstitut  betrachtet,  kann  aber  mit  Recht  auch 
als  eine  Abart  des  Enteignungsrechts  und  speciell  der  Zwangs- 
abtretung aufgefasst  werden.**)  Es  wird  thatsächlich  nemlich  be- 
durft, wenn  die  Vertretbarkeit  des  beweglichen  Guts  nach  der 
concreten  Sachlage  fehlt,  daher  namentlich,  wenn  keine  Zeit 
oder  Gelegenheit  ist,  eventuell  auch  ein  anderes  Gut  derselben 
Gattung  für  das  öffentliche  Bedürfniss  in  Anspruch  zu  nehmen 
oder  mit  dem  Eigenthümer  lange  zu  verhandeln.  Diese  Sachlage, 
dass  das  individuell  bestimmte  bewegliche  Gut  nothwendig 
gebraucht  wird,  bildet  bei  solchen  Gütern  die  Ausnahme,  bei  Grund- 


**)  Aehnlich  argumentirt  Rohland  a.  a.  0.  S.  16. 

«)  Stein,  VU,  U2  ff.;  Kösler,  I,  477;  Kohland  S.  17. 

**)  Stein  a.  a.  0.  stellt  es  selbständig  neben  die  Enteignung,  definirt  es  indessen 
als  das  Kecht,  die  Enteignung  im  kurzen  Wege  da  vorzunehmen,  wo  die  Ver- 
fügnng  über  ein  bestimmtes  Gut  durch  ein  plötzliches,  unabweisbares  und  durch  nichts 
andre^*  zu  befriedigeiidijs  Bedürfniss  des  Staats  gefordert  wirtl. 
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stücken  ist  sie  die  Regel.  Daher  die  verschiedene  Stellung  beider 
im  Zwangsabtretungsrecht.     (S.  auch  u.  §.  384). 

Eine  umfassendere  Anwendung  dieses  Rechts  auf  bewegliche 
Sachen  kann  durch  die  Fortentwicklung  der  Volkswirthschaft  ge- 
boten werden,  z.  B.  in  den  Fällen  von  Enteignungen  aus  social- 
politischen  Gründen  (§.  380).  Gegenwärtig  liegt  mindestens  keine 
Gefahr  darin,  in  Uebereinstimmung  mit  der  heutigen  Doctrin  die 
Zwangsabtretung  im  Princip  auf  bewegliche  Sachen  mit  für  an- 
wendbar zu  erklären.  Sie  wird  vorläufig  keine  grosse  praktische 
Bedeutung  gewinnen,  jedoch  einen  allgemein  richtigen  Rechtssatz 
im  positiven  Recht  zur  Anerkennung  bringen,  der  rein  privatrecht- 
lichen Auffassung  des  Privateigenthums  entgegen  wirken  und  hie 
und  da  auch  Schädigungen  des  öffentlichen  Interesses  durch  ego- 
istische Privatioteressenten  erschweren. 

§.  384.  —  4)  Zwischen  der  Besteuerung  und  der  Zwangs- 
enteignung überhaupt  und  der  Zwangsabtretung  mit  dem  Staats- 
nothrecht  speciell  besteht  der  wesentliche  Unterschied  darin,  dass 
letztere,  die  Enteignung  in  allen  ihren  Formen,  dem  Eigenthümer 
oder  Berechtigten  individuell  bestimmte  Güter,  concrete  Ge- 
brauchs werthe,  die  Besteuerung  dagegen  in  der  Regel  dem 
Besteuerten  zu  seiner  rechtlichen  Verfügung  stehende  vertretbare 
Güter  zwangsweise  entzieht  In  der  Regel:  denn  es  giebt 
Fälle,  welche  die  Merkmale  der  Besteuerung  und  der  Zwangsent- 
eignung in  sich  vereinigen,  —  was  zum  Verständniss  beider  zu 
beachten  ist.  Bei  der  Geldsteuer  trifft  jener  Unterschied  prin- 
cipiell  und  factisch  genau  zu.  Bei  den  gewöhnlichen  Natural- 
steuern, z.  B.  älteren  Grundabgaben  der  Landwirthe,  principiell 
wohl,  factisch  nicht  immer.  Denn  diese  Steuern  können  und  werden 
häufig  nur  aus  den  bestimmten  Producteuvorräthen  des  besteuerten 
Landwirths  entrichtet.  Bei  gewissen  Naturalsteuern,  wie  sie  z.  B. 
in  Kriegszeiten  auch  schon  unter  dem  anderen  Namen  „Natural- 
leistungen" vorkommen,  aber  noch  als  Steuern  gelten  können, 
trifft  das  eben  Gesagte  noch  in  höherem  Maasse  zu.  In  einzelnen 
besonderen  Fällen,  so  bei  dem  Gestellungszwang  für 
Militairpferde  in  Kriegszeiten,  wo  die  Besitzer  ihre  eigenen 
I'ferde  abliefern  müssen,  finden  sich  alle  Merkmale  der  Zwangs- 
abtretung, die  sich  also  hier  nach  positivem  Rechte  auf  beweg- 
liche Güter,  allerdings  in  Folge  b  es  ondererGesetze,  mit  ausdehnt.*'^) 

*^)  Vgl.  z.  B.  d.  DeutHche  Eeiclisgesetz  über  die  Kriegsleistungen  v.  13.  Juni  J873 
xmi  darüber  sowie  über  die  ganze  damit  in  Verbindung  stehende  legislative  Materie 
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§.  385.  —  5)  Im  Vorausgehenden  ist  ein  Pimct  nur  gelegent- 
lich berührt  worden,  welcher  in  der  Doctrin  und  Gesetzgebung  über 
Enteignung  und  speciell  Zwangsabtretung  regelmässig  am  Ein- 
gehendsten behandelt  wird :  die  Entschädigung  des  Enteigneten. 
Dieser  Punct  hat  für  die  Volks wirthschaftslehre  nur  eine  secundäre 
Bedeutung,  er  ist  mehr  privatwirthschaftlicher  Katur.  Denn  für 
unsere  Disciplin  handelt  es  sich  um  die  Sicherung  der  Bedingungen 
der  Fortentwicklung  der  Volks wirthschaft  und  des  davon  ab- 
hängigen Volkslebens.  Diese  Sicherung  liegt  unter  Umständen 
in  dem  Recht  der  Zwangsenteignung,  damit  in  der  Vertheilung 
der  concreten  Kapitalien  und  Grundstücke  diejenige  Veränderung 
im  Nothfalle  zwangsweise  herbeigeführt  werden  kann,  welche  jene 
Entwicklung  verlangt  (§.  369,  375).  Wie  diese  Enteignungen  in 
die  wirthschaftliche  Lage  des  Enteigneten,  also  in  dessen  Privat- 
wirthschaft,  einschneiden,  interessirt  die  Volks  wirthschaft  nur 
mittelbar,  nemlich  nur  insofern,  als  auch  von  ihrem  Standpunkte 
aus  die  Wahrung  der  Gerechtigkeit  und  die  Berück- 
sichtigung der  Billigkeit  in  jedem  einzelnen  Fall  ein  Ge- 
sammt Interesse  ist,  weil  die  Production  und  die  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  durch  jedes  ungerechte  und  unbillige  Vorgehen 
leiden  können  und  gewöhnlich  leiden  werden. 

Die  nähere  Erörterung  der  Entschädigungsfrage  bei  der  Ent- 
eignung ist  daher  hier  nicht  die  Aufgabe.  Sie  muss  ohnehin  mehr 
nach  den  einzelnen  Fällen  specialisiren.  Insoferne  ist  zum  Theil 
auf  die  späteren  Bände  des  Lehrbuchs  zu  verweisen.  Hier  genügt 
folgende  kurze  Entscheidung  der  Frage. '*^) 

Grundsätzlich  sind  die  Haupt  arten  der  Enteignung  in  Bezug 
auf  die  Entschädigungsfrage  zu  trennen. 

a)  Bei  der  Zwangsabtretung  ist  ein  Rechtsanspruch  auf 
volle  Entschädigung    anzuerkennen.     Der  Grund    liegt   darin. 


meinen  Aufs.  Keichsfinanzen  iu  v.  Holtzendorß 's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III,  S.  80. 
220 — 226.  Auch  für  die  Besitzer  von  Schitfen,  für  die  Eisenbahnverwaltungen  bestehen 
hier  Vorschriften  (§.  23,  24,  2S  d.  Gesetzes),  welche  in  das  Enteignungsrecht  gehören. 
■*®)  Für  die  principielle  rechtsi^hilosophische  Seite  der  Frage  s.  bes.  Las s alle. 
Syst.  d.  erworb.  Kechte,  I,  224  ff.  Er  hat  im  Ganzen  m.  E.  diese  Frage  richtig  ent- 
schieden, berücksichiigt  nur  neben  dem  Ivechtsmoment  das  Billigkeitsmoment  gar 
nicht,  welches  auch  im  Gesammtintercsse  bei  der  Aufhebung  von  Hechten, 
welche  dem  jetzigen  liechtsbewusstscin  widersprechen,  zu  beachten  ist.  S.  u.  §.  /{»ü.  — 
Ueber  die  Entschädigung  bei  der  Zwangsabtretung  Stein,  VII,  336  ff.;  Kos  1er,  1. 
§.  198;  Meyer  a.  a.  0.  §.  11,  S.  271  ff.;  bes.  eingehend  von  Rohland  a.  a.  0. 
S.  52  ff.  Hier  überall  weitere  Literatur  und  Details  aus  den  Gesetz<!n.  —  Ueber  dir 
einzehien  Falle  der  Enteignungen,  welche  in  der  Aufhebung  von  Rechten  bestehen. 
Grundentlastung  u.  s.  w.  siehe  die  Agrar-  und  Ge\vcrbe2)olitik.     Vgl.  auch  o.  §.  215. 
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dass  hier  überhaupt  von  einem  Conflict  einer  ganzen  Art  von 
Rechten  (von  Eigenthum)  mit  dem  öffentlichen  Interesse  nicht  die 
Rede  ist,  diese  Rechts-Gattung  also  nicht  aufgehoben  (abolirt) 
werden  soll.  Vielmehr  liegt  nur  im  einzelnen  Fall  ein  Conflict 
zwischen  dem  öffentlichen  Interesse  und  der  Ausübung  des 
Rechts  Seitens  des  Berechtigten  in  seinem  Interesse  —  in  Bezug 
auf  die  Absicht  des  letzteren,  sein  Recht  nicht  oder  nur  unter  von 
ihm  gestellten,  für  das  öffentliche  Interesse  ungünstigen  Bedingungen 
abtreten  zu  wollen  —  vor.  Dieser  Conflict  ergiebt  sich  auch  nur 
zufällig,  weil  grade  dieses  individuelle  Recht  (Eigenthums- 
objeet)  im  öffentlichen  Interesse  entzogen  werden  muss,  z.  B.  wegen 
der  Lage  des  Grundstücks  grade  hier,  wo  die  Eisenbahn  geführt 
werden  soll.  Dem  Berechtigten  wird  also  im  öffentlichen  Interesse 
ein  Opfer  zugemuthet,  welches  andere,  dasselbe  Recht  besitzende 
Personen  (z.  B.  andere  Grundeigenthümer)  nicht  trifft,  während  — 
voraussetzungs weise  —  die  Gesammtheit  des  Volks  den  Vor- 
theil  dieses  Opfers  des  Einzelnen  geuiesst.  Es  ist  daher  nicht 
nur  billig,  sondern  gerecht,  dass  der  Berechtigte  für  jenes  Opfer 
voll  entschädigt  und  ihm  ein  (klagbarer,  privatrechtliccher)  Rechts- 
anspruch auf  diese  Entschädigung  gewährt  werde.^'^) 

Die  Höhe  der  Entschädigung  kann,  —  auch  nach  dem  gelten- 
den Rechte  —  nach  erfolgtem  Ausspruch  der  Zwangsabtretung,  durch 
freie  Vereinbarung  zwischen  dem  Expropriaten  und  dem  Expro- 
prianten,  bez.  dem  Staate  festgestellt  werden.  Gelingt  sie  nicht,  so 
hat  der  Enteignete  einen  Rechtsanspruch  auf  den  vollen  Ver- 
kehrswerth  des  enteigneten  Objects.  Dieser Werth  ist  gerichtlich 
festzustellen,  nach  der  Natur  der  Objecte  (Immobilien  verschiedener 
Art,  städtische,  ländliche  Grundstücke,  Mobilien)  auf  verschiedene 
Weise,  im  Allgemeinen  so,  dass  der  Enteignete  auch  für  diejenigen 
ökonomischen  Nachtheile  entschädigt  wird,  welche  durch  die  Heraus- 
nahme des  Objects  aus  dem  Wirthschaftsganzen,  z.  B.  im  Betriebe 

■*')  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  die  Autoren  für  die  Zvrangsabtretung,  mit 
welcher  sie  meistens  die  Enteignung  identificiren.  das  Moment  der  Gewährung  (polier) 
Entschädigung  in  die  Begriffsbestimmung  aufnelimen.  —  Nahe  liegt  der  Vergleicli  mit 
der  Rosteuerung:  die  Besteuerung  soll  gleichmässig  sein,  weil  sie  das  Mittel 
für  die  Durchführung  öffentlicher  Zwecke  ist.  Die  Last  der  Zwangsabtrctnng 
muss  aus  demselben  Grunde  gleichmässig  vertheilt,  deshalb  dem  Expropriaten 
Entschädigung  gewährt  werden.  —  Doctrin  und  Gesetzgebung  differiren  darüber,  wem 
die  Entschädigung  obliegt,  ob  dem  Unternehmer  des  Werks,  für  das  expropriirt  wird, 
als  solchem,  oder  ob  stets  dem  Staate,  der  sicli  dann  eyentuell  an  diesen  Unternehmer 
zu  halten  hat;  praktisch  ein  untergeordneter  Punct.  Vgl.  darüber  Kohl  and  S.  52; 
preuss.  Ges.  v.  1874,  §.  7.  —  Die  Entscliädignng  wird  regelmässig  in  Geld  gewährt. 
Wie  in  dem  Falle  der  Zwangsabtretung  ist  im  Allgem.  auch  in  dem  Falle  o.  in  §.  382 
sub  a,  /S,  bb  zu  entscheiden. 
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des  Landguts,  entstehen,  nicht  aber  für  sogen,  lucrum  eesans'*^) 
und  vollends  nicht  für  denjenigen  Conjuncturenwerth,  welcher  dem 
Object  grade  durch  die  Anlage  des  Unternehmens  etwa  zuwachsen 
würde,  für  welches  expropriirt  wird,  z.  B.  bei  Strassen-,  Eisenbahn- 
anlagen. 

§.  386.  —  b)  Bei  der  zweiten  Hauptart  der  Enteignungen, 
insbesondere  bei  denjenigen,  wo  eine  grundsätzliche  Auf- 
hebung einer  ganzen  Gattung  von  Rechten  erfolgt  (§.  382, 
sub  a,  /?,  aa,  S.  713  o.),  muss  unterschieden  werden,  ob  der  Er- 
werb stitel  des  Rechts  (Eigenthums)  für  den  Berechtigten  ein 
oneroser  war  oder  nicht.  Im  ersten  Fall  ist  ein  Rechtsanspruch 
auf  Entschädigung  im  Princip  zu  gewähren,  im  zweiten  Fall  nicht. 
Wohl  aber  kann  und  wird  es  häufig  hier  der  Billigkeit  und  der 
Politik  entsprechen,  eine  Entschädigung  zu  geben.  Die  Entschä- 
digung muss  im  ersten  Falle  die  volle  sein,  soweit  eine  Substan- 
tiirung  des  Verlusts  möglich  ist.  Im  Ganzen  ist  dabei  ähnlich  wie 
bei  der  Zwangsabtretung  zu  verfahren.  Ob  und  in  welcher 
Höhe  im  anderen  Falle  wirklich  entschädigt  w'erden  soll,  lässt 
sich  nicht  generell  bestimmen,  sondern  hängt  von  der  Art  der  ein- 
zelnen Fälle  ab,  wofür  daher  auf  die  Behandlung  derselben  in 
den  späteren  Bänden  zu  verweisen  ist.  Da  sich  häufig  die  Erwerbs- 
art solcher  aufgehobener  Rechte  einzeln  nicht  genau  und  sicher 
nachweisen  lässt,  so  pflegt  übrigens  auch  allgemeiner  selbst  da,  w^o 
principiell  ein  Rechts-,  nicht  nur  ein  Billigkeitsanspriich  auf  Ent- 
schädigung anzuerkennen  ist,  die  Art  und  Höhe  der  Entschädi- 
gung  durch-  das   Gesetz   geregelt   zu  werden. ^9) 

Wo  nun  nach  Recht  oder  Billigkeit  die  Enteignungen  (incl. 
der  Zwangsabtretungen)  gegen  Entschädigung  erfolgen,  nennen 
wir  sie,  wie  bemerkt,  Entwährungen. 

Die  weiteren  Puncte  aus  der  Enteignungs-,  speciell  der  Zwangs- 
abtretungslehre, namentlich  über  das  formale  Enteignungs-  oder 
Abtretungs-    und    über    das    Entschädigungs verfahren    gehören 

*•*)  Die  Ansichten  in  diesem  Puncte  sind  gcthcilt.  Für  Einrcchnung  z.  B.  Rösler 
S.  471,  Meyer  S.  272  (hier  Weiteres),  dagegen  K.  r.  Mohl,  Polizeiw.  I,  40,  Anm.  7. 
R Osler  macht  selbst  gleich  eine  wesentliche  Einschränkung. 

***)  Es  gcliören  hierhin  auch  Fälle,  wie  die  Aufhebung  alter  Grundsteuerbefreiungen. 
Vgl.  z.  B.  für  Prcussen  d.  Ges.  v.  21.  Mai  IbOl,  Mascher,  Grundstcucrrcgcl.  in 
Preusscn,  Potsd.  1862,  S.  l.'{2  tf.  —  An  ganz  unentgeltlichen  Enteignungen  hat 
es  auch  bei  uns  nicht  gefehlt,  so  z.  B.  in  Preussen  bei  dem  Jagdrecht  auf  fremdem 
Boden  nach  dem  Gesetz  vom  ;^1.  Oct.  1848,  §.1.  Stein,  welcher  in  seinen  Enf- 
währungsbegrifl'  das  Merkmal  der  Entschädigung  —  Rückerstattung  des  Werths  — 
aufnimmt  (VII,  Ü8,  s.  o.  S.  2(11)  Anm.  (i),  spricht  bei  der  Grundentlastung  (VII,  9;}) 
von  der  Entschädigung  für  den  wirthschaftlifhcn  Werth  „wenigstens  zum  Thcil". 
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nicht  mehr  in  den  Rahmen  der  nationalökonomischen  Betrachtung 
der  Enteignung.  ^'^)  Es  ist  nur  zum  Schluss  darauf  hinzuweisen, 
dass  die  Entscheidung  über  die  einzelnen  Fälle  der  Zwangs- 
abtretuug  zwar  passend  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Privat- 
eigenthums  in  eine  hohe  Verwaltungsinstanz,  z.  B.  in  die 
Person  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  selbst,  gelegt  wird,^^)  jedoch 
die  Forderung  einer  Mitwirkung  der  Legislative  in  jedem  solchen 
Fall  unpassend  ist.^^)  Auch  muss  das  öffentliche  Interesse  so  weit 
gewahrt  werden,  dass  die  Zwangsabtretung  in  jedem  nothwendigen 
Falle  leicht  und  rasch  erlangt  werden  kann,  auch  wenn  die  Ent- 
scheidung von  der  obersten  Stelle  im  Staatsorganismus  ausgeht. '^^) 


Die  Lehre  von  der  Ausdehnung  des  Privateigenthums  aus 
dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte  (§.  285)  ist  hiermit  be 
endigt.  Die  Lehre  vom  Inhalt  dieses  Eigenthums  (§.  286)  bleibt 
dem  Beginn  des  2.  Bandes  des  Lehrbuchs  vorbehalten.^*) 


«")  Vgl.  Eösler  §.  200;  Stein  VIT,  319  fl.;  Meyer  §.  12. 

^^)  Nach  §.  2  des  preuss.  Ges.  v.  1874  erfolgt  die  Entziehung  des  Gnindeigen- 
tliums  auf  Grund  königl.  Verordnung. 

6^)  So  in  England,  vgl.  Meyer  S.  139,  331  ff.,  womit  Stein  VII,  309  if.  zu 
vergleichen. 

^^)  Hiermit  ist  auch  ein  oben  in  §.  124  u.  125  hervorgehobener  wichtiger  Punct 
der  Verkehrsrechtsbasis  erledigt  worden, 

^)  Vgl.  das  Schluss  wort. 


Schlusswort  zum  ersten  Baude. 


Die  Beendigung  des  zweiten  Halbbands  zum  ersten  Theile 
meiner  Neubearbeitung  des  Rau'schen  Lehrbuchs  hat  sich  gegen 
mein  HoflFen  doch  wieder  etwas  läno:er  verzögert,  als  ich  in  der 
Vorrede  glaubte  in  sichere  Aussicht  stellen  zu  dürfen,  obgleich  ich 
schon  im  vorigen  Sommer  einen  grossen  Theil  des  Manuscripts  zur 
Fortsetzung  fertig  hatte.  Meine  freie  Zeit  war  aber  im  Winter- 
semester 1875  76  leider  beschränkter,  als  ich  vorher  gehofft. 

Der  hauptsachliche  Grund  der  Verzögerung  lag  indessen  in 
einer  Erweiterung  des  fünften  Kapitels  „vom  allgemeinen  wirth- 
schaftlichen  Verkehrsrecht"  gegen  meinen  ersten  Plan,  nach  welchem 
ich  noch  im  Sommer  1875  an  der  ,, Grundlegung"  gearbeitet  hatte. 
Eine  Veränderung  des  Plans,  wie  er  sich  aus  der  Vorrede  und 
aus  dem  1.  Halbbande  ergiebt,  ist  nicht  eingetreten.  Die  Erwei- 
terung des  fünften  Kapitels  aber  wurde  für  mich  je  länger  je  mehr 
eine  Unvermeidlichkeit.  Namentlich  überzeugte  ich  mich,  dass 
einzelne  Gegenstände,  welche  in  einer  Beziehung  in  den  2.  Theil, 
in  die  allgemeine  Volkswirthschaftslehre  vom  privatwirthschaftlichen 
System,  und  in  die  speciellen  praktischen  Theile  gehören,  besonders 
das  Kapital  und  die  Bodenbenutzung,  dann  die  persönliche  Freiheit, 
in  grösserem  Umfange  schon  im  5.  Kapitel  nach  ihren  rechtlichen 
Seiten  behandelt  werden  müssten,  um  die  ihnen  gebührende  Stellung 
zu  erlangen. 

Ich  muss  zur  Rechtfertigung  hierfür  wie  für  meine  ganze,  von 
der  bisherigen  vollständig  abweichende  Behandlung  des  allgemeinen 
Theils  (neben  den  Bemerkungen  auf  S.  XIX  ff.  der  Vorrede)  wieder 
besonders  auf  die  längereu  einleitenden  und  literarhistorischen  Noten 
zu  den  Abschnitten  verweisen.')     Die  Hauptfragen  der  volkswirth- 


*)  Vgl.  namcntlicli  die  Yorbemcrkang  zu  Kap.  5  S.  291— 2it6,  die  Note  zu  Haupt- 
abschnitt 1  (Persoucnstand':  S.  'd\'6 — 3\C),  die  Anni.  1  zu  Abschn.  3  (persönl.  FrelLeitY 
S.  347  ff.,  die  Vorbemerkung  zu  Hauptabschn.  2  (Eigentliumsordnung)  S.  431  — 439, 
die  Anm.  1  zu  Abschn.  13  S.  499  tf  (Begrill'  des  Privateigentbums),  Anm.  1  zu 
Abschn.  14  (Kapitaleigenthum)  S.  510  ff.,  Anm.  1  zu  Abscbn.  16  (Grundcigenthum) 
S.  556  ff.,  Anm.  1  zu  Abschn.  IS  (gcschichtl.  Ent\rickluiig  des  ländl.  Grundeigenth.) 
S.  593,  Anm.  1  zu  Abscbn.  19  S.  62S  (Nothwcndigkeit  d.  Grundeigcnthums).  Anm.  1 
zu  Abschn.  20  S.  6ST  (Zwangsenteignung). 

A.  Wagner,  Yolksmrthschaftslelire.    I.  46 
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schaftliclieu  „Grimdlegimg"  und  damit  meiner  Ueberzeugung'  nach 
die  wichtigsten  Untersuchungen  der  Wissenschaft  der  National- 
ökonomie überhaupt  (s.  S.  XX)  liegen  in  den  Kapiteln  von  der 
Volkswirthschaft  (Kap.  2),  ihrer  Organisation  (Kap.  3),  dem  Staate 
(Kap.  4),  und  dem  wirthschaftlicheu  Verkehrsrecht  (Kap.  5)  und 
verlangen  eine  bisher  fast  fehlende  eingehende  Erörterung. 

Speciell  im  wirthschaftlicheu  Verkehrsrecht  muss  aber  oftmals 
um  so  mehr  eine  Specialuntersuchung  Platz  greifen,  weil  es  fast 
an  allen  nationalökonomischen  Vorarbeiten  fehlt,  selbst  wenn 
dadurch  mitunter  der  Character  des  Lehrbuchs  dem  der  Monographie 
weicht.  Dies  ist  auch  ein  Grund  für  die  Erweiterung  des  1.  Bands 
gewesen.  Ich  bin  dadurch,  abweichend  von  der  in  der  Darlegung 
des  Plans  der  Neubearbeitung  (S.  XV)  kund  gegebenen  Absicht, 
genöthigt  worden,  den  Schluss  der  Lehre  vom  Verkehrsrecht  (be- 
sonders die  Lehre  vom  Inhalt  des  Eigenthums)  nebst  Kap.  6  und  7 
der  Grundlegung  (Systematik  und  Methodik,  Literaturübersicht)  in 
den  2,  Band  zu  verweisen,  dessen  erste  Abtheilung  nunmehr  dieser 
Rest  der  Grundlegung  bilden  wird.  Auch  so  indessen  glaube  ich 
den  1.  Band  als  einen  einigermassen  abgeschlossenen  Theil  des 
ganzen  Systems  und  Lehrbuchs  bezeichnen  zu  dürfen. 

Alle  meine  für  literarische  Arbeit  verfügbare  freie  Zeit  werde 
ich  nach  wie  vor  der  Fortsetzung  des  Werks  widmen,  insbesondere, 
neben  einer  etwaigen  Revision  des  vergriffenen  ersten  Bands  meiner 
Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft  (6.  Aufl.  1872),  dem  2.  Bande 
der  allgemeinen  oder  theoretischen  Volkswirthschaftslehre. 

Berlin,  Juli  1876. 

Adolph  \^a«ner. 
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Nachträge  und  Beriehtiguugeii. 

Zu  S.  2.  Von  E  od])  er  tus' Schriften  s.  bes.  noch  die  „Socialen  Briefe  an  v.  Kirch - 
mann",   Berl.  1S50,  N.  2  u.  3  neu  erschienen  u.  d.  T.   „z.  Beleucht.   d.   soc. 
Frage  I.",  Berl.  1ST5  (vgl.  §.  287,  Anm.  1,  S.  517). 
Zu  S.  2.    Von  Fröbel's  gen.  Schrift  ist  Th.  3  i.  J.  1S76  erschienen.  —  Zu  nennen 

ist  hier. noch:  A.  Samter,  Sociallehre,  Lpz.  1875. 
Zu  S.  26,  Z.  4  und  2  des  Textes  v.  u.  Der  Satj,  dass  „persönliche  Dienste"  kein 
Bestandtheil  des  Vermögens  im  historisch-rechtlichen  Sinne  seien,  weil  sie  nicht 
im  Eigenthum  stehen  könnten,  ist  in  Gemässheit  der  Erörterung  über  Eigenthum 
S.  505  (Anm.  11)  zu  berichtigen.  Wenn  von  einem  „Eigenthum  an  persönlichen 
Diensten"  gesprochen  wird,  gehören  diese  auch  zum  , .Vermögensbesitz". 
Zu  S.  53.     Von   Schäffle's    Schriften  ist  hinzuzufügen:    das  seitdem   erschienene 

grosse  Werk:  Bau  und  Leben  des  soci:üen  Körpers,  B.  1,  Tüb.  1S75. 
Zu  S.  69,  Anm.  3  hinzuzufügen:  Knies,  d.  Credit,  1.  Hälfte,  Berl.   1876. 
Zu  S.  100,  zu  Abschu.  8:    s.  auch  Engel,  in  d.  Aufs,  über  Actiengesellsohaften  in 
d.  Ztschr.  d.  preuss.  statist.  Bur.  1S76  (XV),  S.  516,  517  (Bilanzschema  des  National- 
vermögens und  Schema  der  Einn^men  und  Ausgaben  der  Volks\rirthschaft). 
Zu  S.  115,  Abschn.  10,  Anm.  1  hinzuzufügen:  H.Bischof,  Gn^dzüge  eines  Systems 
der  Nationalökonomie,  Gratz  1S76,  B.  3,  Kap.  3  S.  440  if.    Ueber  die  Malthus.'- 
sche  Lehre:  Kümelin,  Eeden  u.  Aufsätze,  Tüb.  1875,  S.  305. 
Zu  S.   127  Anm.  2  (u.  S.  299  Anm.  4)  hinzuzufügen:    Baron,  z.  Erbschaftssteuer 

HUdebr.  Jahrb.  1876,  XXYl,  275. 
Zu  S.  128  Anm.  5  hinzuziifügen :    v.  Scheel,   progressive  Besteuerung.  Tüb.  Ztschr. 

1875,  XXXI^  273. 
Zu  S.   145  Anm.  4  hinzuzufügen:    Böckh,  Sterblichkeitstafel  für  d.  preuss.  Staat,   iu 
Hildebr.  Jahrb.  1875,  XXV,  201.  —   Lewin,  Bericht  über  die  zur  Berechnung 
von  Sterbetafeln  an  die  Statistik  zu  stellenden  Anforderungen.     Budapest,  1876. 
Zu  S.  149  Anm.  19   (u.  zu  S.  260,  Anm.  2)   hinzuzufügen:    v.  Eiecke,   die    inter- 
nationale Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  Grenzen,  Stuttg.  1876. 
Zu  S.  209  §.  142.     Statt  des  Ausdrucks  „Entwehrung"  (Entwährungsbedürfnisse) 
ist  der  Ausdruck  „Enteignung"    doch  vorzuziehen,   s.  Kap.  5,  Abschn.  20. 
S.  687  ff.,  bes.  §.  381,  382. 
Zu  S.  364  ff.,  Abschn.  y.  d.  soc.  Freiheitsrechten,  bes.  Ein-  u.  Auswanderung.  Erwerb 
u.  Verlust  d.  Staatsangehörigkeit  s.  (ausser  v.  Eönne)  jetzt  auch  La  band,    das 
Staatsrecht  d.  D.  Eeichs,  Tüb.  1876.  B.  l,  bes.  Kap.  4,  Absclin.  1. 
Zu  S.  408,  Anm.  1  hinzuzufügen:  Fr.  Kapp,  Aus  America,  2  B.  Berl.  1876. 
Zu  S.  421,  425,  427,   chines.  Einwanderung.     S.  die  Aufsätze  v.  Kirchhof  in   der 
„Gegenwart"  1876  N.  24 — 26  über  die  Cliinesenfrage  in  Californien:  vollste  Be- 
stätigung des  obigen  Textes. 
Zu  S.  435  hinzuzufügen:    A.  Samter,  Privatcigentlium  und  gesellschaftl.  Eigenthum, 
in  N.  22  u.  23  d.  ,,Wage".  1876.    Obgieicli  d.  Verf.  an  der  Ableitung  des  Privat- 
eigenthums   aus   dem  Princip  d.  individuellen  Persönlichkeit  festhält,  kommt  er 
doch  zu  nicht  viel  anderen  Schlüssen  als  ich. 
Zu  S.  438.     Von  Ihering's  Geist  d.  röm.  Eechts  ist  die  3.  Auti.  d.  B.  II.  2  (2.  TliL. 

2.  Abth.)  1875  erschienen. 
Zu  S.  594  Anm.  hinzuzufügen:  Ferraris,  quest.  agrar.  in  Ingbilterra,  Nuova  Anto- 
logia.  Sett.  1874. 
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Druckfehler, 


S.  21  Z.  9  V.  0.  ].  von  statt  lel 

S.  25  Z.  2  V.  0.  1.  zur  statt  der. 

S.  40  Z.  14  V.  n.  1.  im  Verkehr  statt  in  Terkelir 

S.  52  Z.  26  V.  XI.  1.  gesammelten  statt  gesammten. 

S.  55  Z.  9  V.  0.  1.  einfach  -nrirthschaftliche  statt  einfache  wirthschaftliche. 

S.  57  Anm.  3  Z.  1  v.  o.  1.  Kap.  3  u.  4  statt  Kap.  4  u.  5. 

S.  64  Anm.  5  Z.  4  y.  o.  1.  der  Tropen  statt  den  Tropen. 

S.  68  fehlt  .an  der  Spitze  des  Texts  von  Abschn.  4  die  Bezeichming :  §.  63. 

S.  75  Z.  19  V.  0.  1.  der  Mittel  statt  die  Mittel. 

S.  81  Z.  15  V.  0.  1.  welcher  statt  welchen. 

S.  97  Z.  3  u.  4  V.  0.  1.  Verkehrs  wer  th  Verminderung  statt  Verkehrsverminderung. 

S.  105  Z.  5  v.  0.  1.  „das  Volk"'  statt  ,.es'\ 

S.  114  Anm.  14  Z.  2  v.  u.  1.  Zettelbank  reform  statt  Zettelbankwesen.  • 

S.  124  Anm.  Z.  18  v.  u.  1.  „desto  mehr"  statt  „so". 

S.  142  Anm.  1  Z.  4  v.  u.  1.  H.  (Heft)  statt  J. 

S.  143  Anm.  Z.  20  v.  u.  1.  Malchus  statt  Malthus. 

S.  170  §.  124  Z.  3  V.  0.  fehlt  d.  Anm.  Nr.  13  hinter  Personenstand. 

S.  176  Anm.   13  1.  weiteren  statt  erweiterten. 

S.  225  Z.  4  V.  0.  1.  1)  statt  2). 

S.  291  Z.  4  V.  0.,  S.  293  Z.  17  v.  u.,  S.  295  Z.  7  v.  o.,  S.  316,  letzte  Z.  d.  Vorbem. 

1.  3.  statt  4.  Abschn. 

S.  479  Z.  8  v.  0.  1.  erworben  statt  erwerben. 

S.  493  Z.  1  d.  Texts  v.  u.  1.  §.  3S2a  statt  §.  282. 

S.  596  Anm.  Z.  3  v.  u.  1,  Kuss.  Kevue  statt  Nordd.  Revue. 


ledruckl  bei  E.  Polz  in  Lf  IpliC-  </" 
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